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Bericht des Ausschusses 

über die 
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Erste Sitzung-. 

Mittwoch, den 15. September 1911, 9 Uhr vormittags. 

Vorsitzender, Regierungs- und Geheimer Medizin&lrat Professor 
Dr. Roth (Potsdam): „Hochansehnliche Versammlung! Nach den Satzungen 
des Vereins liegt mir als dem derzeitigen Vorsitzenden des Ausschusses die 
Pflicht ob, die Jahresversammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege zu eröffnen und zu leiten. 

„Indem ich mich dieser ehrenvollen Aufgabe unterziehe und Sie in der 
anmutigen Residenzstadt Dresden herzlich willkommen heiße, erkläre ich die 
36. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege für 
eröffnet, indem ich zugleich dem Wunsche Ausdruck gebe, daß die diesjährige 
Versammlung in ihrer Bedeutung und ihren praktischen Erfolgen den voran¬ 
gegangenen nicht nachstehen möchte. 

„Ich begrüße die Vertreter der königlichen und städtischen Behörden, 
Se. Exzellenz den Herrn Minister des Inneren Grafen Vitzthum von Eckstädt 
und Herrn Geh. Kat Dr. Beutler, den Oberbürgermeister dieser schönen 
Stadt, und als Vertreter der Ärzteschaft Herrn Hofrat Dr. Haenel. 

„Sodann heiße ich Sie alle, meine Damen und Herren, herzlich will¬ 
kommen! 

„Aber in diese Freude des Wiedersehens mischt sich herbe Trauer. Von 
den beiden Ehrenmitgliedern des Vereins vermissen wir alle den einen, 
unseren Lent, seit 1904 Ehrenmitglied unseres Vereins, der im Jahre 1873 
den Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege mitbegründen half 
und der seitdem auf fast keiner Versammlung gefehlt, so daß wir uns eine 
Versammlung ohne unseren Lent nicht denken konnten. Heute zum ersten 
Male suchen wir ihn vergebens. Am 25. April d. J. erlag er nach kurzem 
Leiden einer Lungenentzündung im Alter von nahezu 80 Jahren. Elin 
Stück der Geschichte unseres Vereins hat mit dem Hinscheiden dieses Führers 
und Beraters seinen Abschluß gefunden. Wer die Verhandlungen unseres 
Vereins studiert, wird den geistigen Verlust ermessen können, den der Verein 
mit seinem Hinscheiden erlitten, wer ihn persönlich gekannt, wird sein Bild 
bis an das Ende seiner Tage festhalten. Noch im Februar d. J. bei der 
Ausschußsitzung in Cöln durften wir uns seines bewährten Rates bei der 
Auswahl der Themata für die diesjährige Tagung erfreuen. 

„Solange der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege besteht, 
werden wir unseres Ehrenmitgliedes und Mitbegründers, des Geheimrats Lent, 
in Verehrung und Liebe gedenken, dankbar für alles, was er dem Verein 
gewesen, und mit dem Gelöbnis, in seinem Sinne weiter zu wirken und seinen 
Spuren zu folgen. 

„Aber der Lebende hat recht. Und so begrüße ich, wenn auch nur 
im Geiste, das jetzt einzige Ehrenmitglied, Herrn Geh. Oberbaurat Prof. 
Baumeister, mit dem Wunsche, daß er, wie bisher auch weiterhin mit der 
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Hygiene Schritt haltend, den lebendigen Beweis erbringen möchte für die 
verjüngende Kraft dieses jüngsten Zweiges am Baume der medizinischen 
Wissenschaft 

„Und noch eines anderen Mitgliedes habe ich zu gedenken, das, wenn 
auch nicht zu den Begründern, so doch zu den ältesten, treuesten und be- 
währtesten des Vereins gehört, des Geh. Obermedizinalrats Dr. Pi stör, des 
langjährigen verdienten Herausgebers der Deutschen Vierteljahrsschrift für 
offentliche Gesundheitspflege, des Organs unseres Vereins, der sich veranlaßt 
gesehen hat, von der Redaktion, die er seit 26 Jahren zuerst mit dem un¬ 
vergeßlichen Spieß, sodann mit Merkel in Nürnberg geleitet hat, zurück¬ 
zutreten. Ich spreche in Ihrer aller Namen, wenn ich Herrn Geheimrat 
Pi stör für seine verdienstvolle Tätigkeit auch an dieser Stelle unseren 
herzlichsten Dank sage. 

„Im Anschluß daran habe ich mitzuteilen, daß die verdienstvolle Ver¬ 
lagsbuchhandlung von Friedr. Vieweg & Sohn in Braunschweig am 
17. April d. J. das 125 jährige Bestehen der Firma gefeiert hat. Aus diesem 
Anlaß habe ich mir erlaubt, namenB des Vereins der Verlagsbuchhandlung 
von Friedr. Vieweg & Sohn die herzlichsten Glückwünsche auszusprechen. 

„Meine Damen und Herren! Es ist das drittemal, daß wir uns hier 
in Dresden zusammen finden. Dresden ist die einzige Stadt, wo unser Verein 
bereits dreimal getagt hat. Das erstemal war es im Jahre 1878. Ich darf 
daran erinnern, daß auf der 6. Versammlung unseres Vereins, die im Jahre 
1878 hier tagte, der Generalarzt Dr. Roth in Gegenwart seiner Majestät 
des Königs Albert über die hygienischen Einrichtungen in den neuen Militär¬ 
bauten Dresdens berichten durfte. Besonderes Interesse erregte die Mit¬ 
teilung, daß die in den sächsischen Kasernen getroffene Einrichtung der 
Brausebäder es ermöglichte, daß jeder sächsische Soldat wöchentlich ein 
Reinigungsbad erhält, eine Einrichtung, die damals noch bei keinem anderen 
Armeekorps getroffen war. 

„Zum zweitenmal tagten wir hier 25 Jahre später unter der bewährten 
Leitung unseres verehrten Geh. Baurats Stübben. Damals war es die 
glänzende Veranstaltung der deutschen Städteausstellung, die den Ausschuß 
bestimmt hatte, hierher zu gehen, und diesmal war der Entschluß gegeben 
durch das großartige Werk der internationalen Hygieneausstellung, der wir 
als Pioniere der praktischen Hygiene unsere Huldigung darzubringen uns 
nicht versagen durften. Während uns im Jahre 1903 ein außerordentlich 
lehrreicher Einblick in die hygienischen Einrichtungen der deutschen Städte 
gewährt wurde, wird diesmal vor unserem Auge ein Gesamtbild der Hygiene 
fast aller Kulturstaaten aufgerollt, wie es in dieser Vollständigkeit unerreicht 
dasteht. Auch hierbei haben die Erfahrungen und Erfolge auf dem Gebiete 
der Städte- und Sozialhygiene durch Nutzbarmachung und einheitliche Ver¬ 
arbeitung des wertvollen Materials der städtischen statistischen Ämter eine 
besonders instruktive Darstellung gefunden. 

„Und da wir uns sagen mußten, daß diese hygienische Weltausstellung 
schon an und für sich an unsere Aufnahmefähigkeit ganz besondere An¬ 
forderungen stellen und viele vielleicht nicht in der Lage sein würden, ihren 
Aufenthalt über die Tage des Kongresses hinaus auszudehnen, waren wir 
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bemüht, das Programm so weit einzuschränken, daß für das Studium der 
Ausstellung möglichst viel freie Zeit zur Verfügung blieb. 

„Ein Blick in die ungeheure Mannigfaltigkeit der Ausstellung mit ihren 
vielen Abteilungen und Unterabteilungen, die alle im Dienste der Hygiene 
stehen, läßt die Notwendigkeit eines Zusammenfassens aller dieser Be* 
strebungen auf dem Gebiete der praktischen Hygiene um so dringender 
erscheinen. 

„Es unterliegt für mich keinem Zweifel, daß wir gegenüber den zentri¬ 
fugalen Bestrebungen, auf die von Herrn Oberbürgermeister Dr. von Borscht 
auf der letzten Versammlung bereits hingewiesen wurde, um so dringender 
des schützenden und einenden Daches unseres die gesamte praktische Hygiene 
zusammenfassenden und verbindenden Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege bedürfen, dem mit der zunehmenden Dichtigkeit der Be¬ 
völkerung, der Ansammlung eines immer größeren Teils derselben in den 
Großstädten, der Steigerung des Verkehrs und der Industrie immer neue 
Aufgaben erstehen, die wir mit Hülfe der Fortschritte der Technik und der 
hygienischen Wissenschaft zu lösen berufen sind. 

„Dieses Ziel immer mehr zu erreichen, gilt es, die bestehenden Lücken 
auszufüllen, die noch fehlenden heranzuziehen. Das sind außer den Ver¬ 
tretern der Landkreise, auf die seinerzeit schon von Herrn Geheimrat Prof. 
Gärtner hingewiesen wurde, Vertreter der Industrie und des Handwerks, 
der sozialpolitischen Gesetzgebung, namentlich der Krankenkassen und Ver¬ 
sicherungsanstalten und besonders auch Vertreter der Schulen, die das Ver¬ 
ständnis für die hier in Frage kommenden Aufgaben in erster Linie zu 
fördern berufen sind. 

„Je zahlreicher sich diese Berufsklassen um die altbewährte Trias der 
Verwaltungsbeamten, der Techniker und Hygieniker scharen, um so erfolg¬ 
reicher wird sich unsere Tätigkeit gestalten. 

„ln breitem Strome flutet der sozial-hygienische Gedanke durch unser 
Volksleben. Wenn ihm aber Taten und Erfolge entsprechen sollen, dann 
bedarf es der Anteilnahme derjenigen Kreise, für die die Einrichtungen be¬ 
stimmt sind; es bedarf der besonderen Mitwirkung der Schulen, der Fach- 
und Fortbildungsschulen, die das Verständnis für die großen hygienischen 
Aufgaben der Gegenwart und Zukunft — ich nenne die Wohnungsfrage, 
den Alkoholismus, die Volksernährung, die Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten, insbesondere der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten, 
die hygienische Erziehung der Jugend u. a. — in erster Linie zu fördern 
berufen sind. 

„Und noch eine andere Frage harrt ihrer Lösung, die Frage eines aus¬ 
reichenden Mutter- und Säuglingsschutzes. Mutter- und Säuglingsschutz 
sind das Fundament, auf dem der Volkskörper sich aufbaut, die Voraus¬ 
setzung, um den Bevölkerungszuwachs, dessen wir uns zurzeit noch erfreuen, 
und damit unsere wirtschaftliche Machtstellung für die Zukunft sicher zu 
stellen. Daß trotz des Rückgangs der allgemeinen Sterblichkeit gerade das 
Säuglings- und Kindesalter noch besonderer hygienischer Fürsorge bedarf, 
darüber lassen die statistischen Daten auf der Hygieneausstellung keinen 
Zweifel. 
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„Meine Damen und Herren! Wir hatten im vorigen Jahre in Elberfeld 
die Rassenhygiene zum Gegenstand eines besonderen Referates gemacht. 
Ohne mich pessimistischer Neigungen schuldig zu wissen, dürfen wir uns 
doch der Erkenntnis nicht verschließen, daß die Abnahme der Geburten¬ 
ziffer, der Rückgang der Militärtauglichkeit, soweit namentlich die Ange¬ 
hörigen der unselbständigen Berufe und der Großstädte in Frage kommen, 
die zunehmende Zahnverderbnis u. a. f wofür die Hygieneausstellung die 
zahlenmäßigen Unterlagen liefert, bedenkliche Symptome sind, die uns zu 
energischen rassenhygienischen Maßnahmen anspornen sollten. 

„In diesem Sinne sind die Themata der diesjährigen Tagung gewählt. 
Wir haben die Schulzahnpflege zum Gegenstand eines besonderen Referats 
gemacht, von der Erwägung ausgehend, damit einer Grundforderung der 
Volksgesundheit, der Ernährung, zu dienen. 

„Als Glieder einer Wohnungsgemeinschaft bleibt das A und 0 aller 
unserer praktisch-hygienischen Maßnahmen die Wobnungsfürsorge, die Sorge 
für Licht und Luft, denn nur ein gesund wohnendes, wanderfrohes Ge¬ 
schlecht, daB den Wald und seine Freiheit liebt, ist imstande, die vielfachen 
Schädigungen des Kulturlebens zu überwinden. Mit diesem Thema werden 
wir uns heute beschäftigen. 

„Da aber auch der Kräftigste und Widerstandsfähigste, der gesund¬ 
heitlich Beste nicht in Gesundheit und Frieden leben kann, wenn es dem 
kranken Nachbar nicht gefällt, da wir Kinder nicht bloß des Augenblicks, 
sondern auch des Verkehrs mit seinen Licht- und Schattenseiten sind, erschien 
es angezeigt, die neueren Forschungen auf dem Gebiete der ansteckenden 
Krankheiten und die sich daraus ergebenden Maßnahmen und Bekämpfungs¬ 
methoden dem weiten Kreise der hier versammelten praktischen Hygieniker 
zugänglich zu machen. Mit diesem Thema werden wir uns morgen beschäftigen. 

„Bevor wir in die Verhandlungen eintreten, darf ich diejenigen Herren, die 
die Güte haben wollen, den Verein zu begrüßen, bitten, das Wort zu nehmen.“ 

Königlieh s&chsischer Minister des Inneren Exzellenz Graf 
Vitzthum TOU Eckstädt: „Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Herr Vorsitzende hat bereits eben die Tatsache erwähnt, daß es das 
dritte Mal ist, daß der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege in 
Dresden tagt. Wenn sich nun auch in den 33 Jahren, seitdem der Verein 
zum erstenmal hier gewesen ist, in der Zusammensetzung des Vereins und in 
der Vertretung der Regierung und der städtischen Behörden manches geändert 
haben mag, so darf ich doch im Namen der Staatsregierung den Verein als 
einen alten Bekannten hier in Dresden herzlich willkommen heißen, als 
einen Bekannten, von dessen gründlicher, tiefeindringender Tätigkeit die 
Verwaltung, insbesondere die kommunale Verwaltung den größten Vorteil 
gezogen hat, als einen Bekannten, von dessen zukünftiger Tätigkeit die 
Regierung weitere ersprießliche Förderung erwartet, um so mehr, als weit 
verzweigte Fragen der Hygiene immer mehr darauf hindrängen, hier zu¬ 
sammengefaßt erörtert zu werden durch einen Kreis, der, wie bei ihnen, zu¬ 
sammengesetzt ist aus Medizinern, Verwaltungsbeamten und Technikern. 
Zum Schluß darf ich aber auch den Verein als einen alten Bekannten be¬ 
grüßen, dem wir wünschen, daß er sich in unserer Mitte wohl fühlen möge." 
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Geh. Bat Oberbürgermeister Dr., Dr.-Ing. Beutler (Dresden): 
„Meine hochverehrten Herren! Sie werden es begreiflich finden, daß die 
Stadtverwaltung Dresdens eine besondere Freude darüber empfunden hat, 
daß ein so hoch bedeutsamer Verein wie der Ihrige nach immerhin verhältnis¬ 
mäßig kurzer Zeit sich wieder entschlossen hat, zu uns nach Dresden zu 
kommen. Ich heiße Sie deshalb ganz besonders herzlich willkommen und 
wünsche Ihrer diesmaligen Tagung und Ihren Beratungen den besten Erfolg. 

„Ihr Herr Vorsitzender hat bereits auf den Anlaß hingewiesen, der 
dazu geführt bat, daß Sie wieder nach Dresden zu kommen sich entschlossen 
haben: die große Weltschau fQr das gesamte Gesundheitswesen. Ich weiß 
nicht, wer von Ihnen schon draußen auf dem Ausstellungsgelände gewesen 
ist; fast alle aber werden wohl über diese Weltschau schon gelesen und sich 
über ihren Inhalt vielleicht durch Einsichtnahme des Katalogs oder sonstwie 
informiert haben. Sie werden daraus erkennen, meine Herren, daß diese 
Weltausstellung sich, wie ja wohl ganz natürlich ist, im wesentlichen nach 
zwei Richtungen bewegt. Einmal stellt sie auf der Grundlage einer aus¬ 
gezeichneten historischen Verteilung den gegenwärtigen Stand unserer öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege und der privaten, das heißt den einzelnen Menschen 
betreffenden, hygienischen Maßnahmen dar, und sodann weist sie uns mit 
absoluter Deutlichkeit und Anschaulichkeit die immer noch sehr zahlreichen 
Lücken auf, in welche wir nunmehr mit der künftigen Arbeit einzutreten 
haben werden. 

„Meine Herren, wir alle aus dem gesamten deutschen Vaterlande, die 
in den letzten Jahren hier mit Ausländern in Berührung gekommen sind, 
haben uns mit einem gewissen Stolz erfüllen können darüber, daß allseitig 
die Anerkennung ausgesprochen wurde, wie Deutschland auf dem Gebiete 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege vorangegangen ist, und wenn wir gewiß 
auch für viele Anregungen fremden Nationen, insbesondere den Franzosen 
dankbar zu sein haben, so haben doch gerade auch diese, die so zahlreich 
hier in Dresden waren und die zu meiner Freude auch heute wieder, wenn 
auch nicht in dieser Versammlung, so doch durch eine Deputation aus Lyon 
in unserer Stadt anwesend sind, anerkannt, daß die Durchdringung des 
ganzen Volkes mit gesundheitlichen Gedanken, sozusagen die Popularisierung 
der Hygiene — um es mit einem Fremdwort auszudrücken — in keinem Lande 
der Erde so vorgeschritten ist wie speziell in Deutschland, und, meine hoch¬ 
verehrten Herren, ich sage es nicht, um Ihrem Verein eine Liebenswürdigkeit 
zu erweisen, sondern ich sage es aus voller Überzeugung, daß speziell Ihr 
Verein durch seine seit einem Menschenalter nunmehr getane und geleistete 
Arbeit, durch seine deutsche Gründlichkeit, durch seine tiefgründige Er¬ 
örterung aller Probleme, durch seine nach Bedarf auch einmal rücksichtslose 
Arbeit, das heißt, ohne nach oben oder unten hinzuschauen, ob das, was 
gesagt und beschlossen wird, genehm ist —, daß er durch diese seine Arbeit 
so ganz besonders darauf bingewirkt hat und für sich einen guten Teil der 
Fortschritte in dieser Popularisierung der Hygiene in Deutschland bean¬ 
spruchen kann, das, sage ich, ist eine ganz besondere Freude für mich, 
heute auszusprechen. 

„Meine hochverehrten Herren! Wenn Ihr Verein so auf eine glänzende 
Vergangenheit zurückblicken kann, so kann er getrost in die Zukunft für 
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seine Arbeiten und Verhandlungen sehen, da noch genug Arbeit übrig bleibt. 
Schon der Herr Vorsitzende hat einige dieser Themen genannt. Aber je 
weiter wir mit unseren Fortschritten in bezug auf die Gesundheitspflege 
kommen, desto anspruchsvoller, meine hochverehrten Herren, wird auch unser 
Volk in dieser Beziehung, und das merken wir in der Verwaltung am aller¬ 
meisten. Wir wollen Gott danken, daß es so ist, daß wir nicht allein auf 
die Anregungen unserer Techniker und Verwaltungsbeamten angewiesen 
sind, sondern daß unser Volk selbst arbeitet, daß es selbst Ansprüche an 
uns erhebt, die zu erfüllen wir verpflichtet sind, und so meine ich, daß der 
Verein auch für die Zukunft reichliche Arbeit haben wird, Arbeit, für die 
ihm Wege und Ziele zum Teil auch auf unserer Hygieneausstellung gewiesen 
sein werden. 

„Ich schließe mit dem Wunsche und der Hoffnung, die schon der Herr 
Vorsitzende zum Ausdruck gebracht hat, daß Ihre diesmalige Tagung ganz 
besonders im Anschluß an das, was Sie vor Ihnen zum Teil geleistet sehen 
und im Anschluß an das, was noch zu leisten ist nach der Darstellung der 
hygienischen Ausstellung, ganz besonders erfolgreich sein möge. u 

Hofrat Dr. Haenel (Dresden): „Meine hochgeehrten Damen und 
Herren! Es gereicht mir zur besonderen Ehre, im Namen der Dresdener 
Ärzteschaft dem Verein für öffentliche Gesundheitspflege bei seiner hiesigen 
Tagung ein herzliches Willkommen zurufen und ihm für seine Verhandlungen 
die besten Wünsche aussprechen zu dürfen. In dem Verein reichen Bich 
zur Erfüllung hoher, der Volks Wohlfahrt gewidmeter Aufgaben Männer aus 
verschiedenen Berufen die Hände, Vertreter staatlicher und städtischer Ver¬ 
waltungen, Vertreter technischer Disziplinen und solche der ärztlichen Wissen¬ 
schaft. Ich will den Anteil, der jedem dieser Faktoren bei der Lösung der 
gemeinsamen Aufgaben zukommt, nicht von neuem analysieren. Jedenfalls 
steht aber auch bei den Ärzten die Überzeugung fest, daß nur durch das 
Zusammenwirken der gemeinsamen Kräfte ein in der Praxis brauchbares 
Ergebnis gewährleistet werden kann. 

„Als Vertreter der Ärzte darf ich Sie versichern, daß die Dresdener 
Ärzte getreu dem alten ärztlichen, auf die eigene Entbehrlichkeit hinzielenden 
Grundsatz, sich nicht auf die Behandlung und Heilung der Krankheiten zu 
beschränken, sondern mit allen Mitteln auf die Verhütung bedacht zu sein, 
allen Fragen der Volksgesundheit mit freudiger Bereitwilligkeit zur Mit¬ 
arbeit gegen überstehen und daß sie Ihre reiche Belehrung und Anregung 
versprechenden Verhandlungen mit lebhaftem Interesse und größter Auf¬ 
merksamkeit verfolgen. 

„Mögen Ihre diesjährigen Verhandlungen in ihren Ergebnissen sich den 
vorangegangenen würdig anreihen, zum Wohle des Volkes; das ist der Wunsch 
der Dresdener Ärzte.“ 

Vorsitzender Regierangs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth: 
„Meine Damen und Herren! Sie gestatten, daß ich namens des Vereins für 
die eben gehörten Begrüßungen herzlichen Dank sage. 

„Zunächst sage ich Euer Exzellenz verbindlichen Dank für die wohl¬ 
wollenden Worte, die Sie an uns gerichtet. Wir sind uns wohl bewußt, daß 
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wir bei der Durchführung der von uns in Vorschlag gebrachten praktischen 
Maßnahmen in erster Linie auf die Förderung und Unterstützung der staat¬ 
lichen Behörden und auf die verständnisvolle Mitwirkung der Kreise und 
Gemeinden angewiesen sind. 

„Daß diese Voraussetzungen hier im Königreich Sachsen seit langen Jahren 
gegeben sind und einen vollen Erfolg gezeitigt haben, des zum Beweise darf 
ich daran erinnern, daß dem öffentlichen Gesundheitswesen hier seit lange 
besondere Aufmerksamkeit seitens des Staates gewidmet worden ist. Ich darf 
aus dem letzten Dezennium erinnern an das Bau- und Wohnungsgesetz, an 
das Wassergesetz und die mannigfachen Anordnungen und Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Sozial- und Schulhygiene. 

„Da in Sachsen die Medizinal Verwaltung schon seit 1831 dem Ministerium 
des Inneren unterstellt ist, möchte ich hieraus eine günstige Prognose für 
Preußen herleiten, wo diese Unterstellung bekanntlich erst vor kurzem 
erfolgt ist. 

„Nicht minder herzlich danke ich Ihnen, hochzuverehrender Herr Ober¬ 
bürgermeister, für Ihre warmherzigen, die Ziele und Zwecke unseres Vereins 
so treffend zeichnenden Worte. Als wir vor acht Jahren zum letztenmal 
hier weilten, hätten wir kaum gedacht, daß wir so bald wieder hierher 
zurückkehren würden* 

„Wenn es aber auch nicht zu leugnen ist, daß bei der Wahl des dies¬ 
jährigen Versammlungsortes die Hygieneausstellung entscheidend ins Gewicht 
fiel, so darf ich doch versichern, daß dieser Entschluß uns wesentlich er¬ 
leichtert wurde durch die besondere Zuneigung und Sympathie, deren sich 
Ihre Stadt bei allen denen erfreut, die in dem Städtebild neben der Hygiene 
die Schönheit nicht missen wollen. Es kommt hinzu, daß unser Verein hier 
seit seiner Begründung hervorragende Vertreter und Förderer gefunden hat; 
ich nenne außer den gegenwärtigen Vertretern H. E. Richter, den Präsi¬ 
denten Günther, den Generalarzt Roth u. a. 

„Wir werden uns deshalb gern davon überzeugen, daß Dresden in¬ 
zwischen auf den verschiedensten Gebieten der Hygiene wieder Hervorragen¬ 
des geleistet hat. Hierher gehören, um nur einiges zu erwähnen, die schönen 
Parkanlagen, die Spiel- und Sportplätze, der erst vor kurzem fertiggestellte 
großartige Schlacht- und Viehhof, das neue Krematorium, die Kläranlage 
und die mannigfachen erzieherischen und gesundheitlichen Veranstaltungen, 
die inzwischen geschaffen wurden. 

„Sodann danke ich Ihnen, hochzuverehrender Herr Kollege, herzlich für 
Ihre namens der Ärzteschaft dargebrachte Begrüßung. Im besonderen danke 
ich Ihnen dafür, daß sich die Ärzte und Ärztevereinigungen mehr und mehr 
in den Dienst der Vorbeugung und der Sozialhygiene stellen, daß sie die 
von uns gegebenen Anregungen in die Tat umzusetzen bemüht Bind. 

„Wir bedürfen auch weiterhin Ihrer tatkräftigen Unterstützung, um 
unsere auf das Praktische gerichteten Ziele und Zwecke erreichen zu können, 
um das Verständnis für das als notwendig und nützlich Erkannte in die 
weitesten Kreise zu tragen. 

„Ich heiße in Ihnen die Ärzteschaft als wertvollen Bundesgenossen bei 
der Verbreitung hygienischer Erkenntnis und bei der Durchführung hygieni¬ 
scher Maßnahmen herzlich willkommen. 
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für öffentliche Gesundheitspflege in Dresden. 

„Ich erteile nunmehr das Wort dem ständigen Sekretär Herrn Prof. 
Dr. Pröbsting zur Erstattung des Geschäftsberichts.“ 

Rechenschaftsbericht 

des Ausschusses des Deutsch. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege 
für das Geschäftsjahr 1910/11. 

Gemäß Beschluß der Versammlung in Elberfeld setzte sich der Aus¬ 
schuß folgendermaßen zusammen: 

Generalarzt d. Armee Dr. v. Bestelmeyer, Exzellenz (München), 
Geh. Baurat Peters (Magdeburg), 

Geh. Regierungsrat Pütter (Berlin), 

Reg.- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth (Potsdam), 

Stadtbaurat v. Scholz (Breslau), 

Oberbürgermeister Veit man (Aachen), 

Prof. Dr. Pröbsting (Cöln), ständiger Sekretär. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7 der 
Satzungen Herrn Reg.- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth zum Vor¬ 
sitzenden für das Geschäftsjahr 1910/11. 

Der Ausschuß trat satzungsgemäß am 25. und 26. Februar zu einer 
Sitzung in Cöln zusammen, erledigte die laufenden Geschäfte, beschloß, die 
Einladung der Stadt Dresden für die diesjährige Versammlung anzunehmen, 
bestimmte als Zeit die Tage vom 13. bis 15. September und stellte die 
Tagesordnung in der den Mitgliedern zugegangenen Fassung auf. 

Die Rechnungsablage für das Jahr 1910 wurde von dem Ausschuß ge¬ 


prüft und richtig befunden. 

Es betrug danach: 

Kassenbestand am 1. Januar 1910 . . 9 897,72 Jtt 

Einnahmen durch Beiträge und Zinsen. 9 512,81 „ 

Mithin zusammen . . 19 410,53 Jtt 

Ausgaben.. 14 712,59 „ 

Somit Kassenbestand für 1911 4 697,94 Jt 


Es ist bei den Ausgaben jedoch zu bemerken, daß 8075,85 oft zum An¬ 
kauf von 4 proz. Preußischen Boden-Credit-Pfandbriefen verwandt wurden. 

Das Vermögen des Vereins stellte sich am 1. Januar 1911 folgender¬ 
maßen dar: 

8000,— Jt 3V 2 p r oz. Cölner Stadtanleihe 
6500,— „ 3*/2P roz - Deutsche Reichsanleihe 
8000,— „ 4 proz. Preußische Boden-Credit-Pfandbriefe 
4697,94 „ Bankguthaben und Kasse 
Sa. 27 197,94 Jtt. 

Die Mitgliederzahl betrug am Ende des Jahres 1910: 1593. Von diesen 
sind im Laufe des Jahres ausgeschieden 138, davon 32 durch Tod. Es sind 
dies die Herren: 

Bankier Dr. Ahlmann (Kiel), 

Senator A. Baar (Stadthagen), 

Dr. med. Bauer (Stuttgart), 
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Medizin&lr&t Dr. Brenzinger (Bachen), 

Fabrikant Frz. Clouth (Cöln), 

Dr. Elsässer (Mannheim), 

Prof. Dr. J. Förster (Straßburg), 

Geh. Medizinalrat Prof. Dr. B. Fränkel (Berlin), 

Geh. Baorat Prof. Frühling (Dresden), 

Rud. Grosch (Bozen), 

Obermedizinalrat Dr. v. Gussmann (Dresden), 

Obermedizinalrat Dr. Hesse (Dresden), 

Sanitätsrat Dr. Hirschberg (Frankfurt), 

Geh. Baurat Horn (Minden), 

Sanitätsrat Dr. Eabierske (Breslau), 

Medizinalrat Dr. Lindmann (Mannheim), 

Medizinalrat Dr. Leder (Lauban), 

Geh. Sanitätsrat Prof. Dr. Lent (Cöln), 

Geh. Kommerzienrat Lucius (Erfurt), 

Prof. Dr. Lueger (Stuttgart), 

Buchhändler E. Maas (Hamburg), 

Stadtrat Dr. E. Münsterberg (Berlin), 

Kaufmann F. Nourney (Cöln), 

Kreisarzt Dr. Romeick (Mohrungen), 

Direktor H. Rose (Berlin), 

Ingenieur Rosemann (Stettin), 

Kaufmann Schade van Westrum (Blasewitz), 

Kreisarzt Dr. M. Scherb (Fritzlar), 

Stadtbaurat Störmer (Meerane), 

Inspektor A. Teudesmann (Freiberg), 

Medizinalrat Dr. Tillessen (Saarlouis), 

Geh. Sanitätsrat Dr. Tornwald (Danzig). 

Neu eingetreten sind bis heute 138 Mitglieder, so daß der Verein 
zurzeit 1593 Mitglieder zählt, von denen 524 in Dresden anwesend sind. 11 

Vorsitzender Regierungs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth 
(Potsdam): „Meine Damen und Herren! Groß ist auch in diesem Jahre die 
Zahl der Freunde und Mitarbeiter, die unserem Verein durch den Tod ent¬ 
rissen worden sind. Des einen, unseres Ehrenmitgliedes und Mitbegründers 
unseres Vereins, des Geheimrats Lent, habe ich schon gedacht. Von den 
anderen waren viele in der Freundschaft bewährt. Alle haben die Interessen 
unseres Vereins, soweit es in ihren Kräften stand, zu fördern gesucht. Sie 
sind unseres treuesten Gedenkens sicher, und wir beklagen ihr Hinscheiden tief. 

„Daß wir allen diesen Verstorbenen jederzeit ein treues Gedächtnis be¬ 
wahren werden, darf ich als den Ausdruck der Versammlung feststellen, den 
ich durch Erheben von den Plätzen zu betätigen bitte. (Die Versammlung 
erhebt sich.) Ich danke Ihnen.“ 

Bürgermeister Held (Zabrze) (zur Geschäftsordnung): „Meine Herren: 
Ich bitte, dem Vorstand einen Wunsch übermitteln zu dürfen. Wer die 
Versammlungen des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege jahrelang be- 
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für öffentliche Gesundheitspflege in Dresden. 

sucht hat und gelegentlich auch einmal einen Band der Mitteilungen nach¬ 
blättert, wird den Wunsch gehabt haben, bestimmte Themata wiederkehrend 
auf der Tagesordnung zu finden. Ich bin zwar überzeugt, daß der Vorstand, 
besonders Herr Prof. Pröbsting, der die Sache ja dauernd bearbeitet, 
schon von selbst darauf hinarbeitet. Doch wäre wohl eine systematischere 
Durchführung möglich. Wenigstens werden manchmal die Kommunal¬ 
beamten die Wiederkehr eines bestimmten Themas wünschen, wenn die 
praktische Ausführung an sie herantritt. 

„Ich darf vielleicht noch die Bitte aussprechen, daß der Vorstand einmal 
in Erwägung zieht, eine förmliche Beratungsstelle, wie es der Deutsche 
Städtetag erreicht hat, und, wie die Herren wohl wissen, mit einem großen 
Erfolge, einzuführen. Das wird natürlich eine ganze Menge Arbeit kosten, 
die aber, wie ich überzeugt bin, gern geleistet werden wird. Ob die Prüfung 
nachher ergibt, daß erhebliche Kosten verursacht werden würden, lasse ich 
dahingestellt sein. Es ist möglich. Ich bin aber überzeugt, meine Herren: 
bei der Zusammensetzung unseres Vereins, bei der regen Beteiligung von 
Gemeinden, von Städten und Korporationen, würde auch eine Erhöhung des 
Beitrages auf keinerlei Schwierigkeiten stoßen, besonders in einer Zeit, wo 
man doch das Gefühl hat, wir könnten doch einmal in die Lage kommen, 
den letzten gesunden und auch halbwegs gesunden Mann auf die Beine und 
an die Front zu stellen/ 

Vorsitzender ßegiermigs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth 
(Potsdam): „Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß wir nicht in der 
Lage sind, hier in der Versammlung zu dem Anträge Stellung zu nehmen. 
Der Ausschuß wird in Erwägung ziehen, ob und inwieweit es mit den 
Satzungen unseres Vereins vereinbar ist, dieser Anregung nachzugehen. 
Jedenfalls wird die Sache geprüft werden, und ich möchte den Herrn 
Redner nur bitten, einen motivierten Antrag an den Vorstand gelangen 
zu lassen. 

„Wir kommen sodann zur Bildung des Bureaus. Es sind zwei Beisitzer 
und ein Schriftführer zu wählen. Vorgeschlagen sind Herr Oberbürger¬ 
meister Beutler und Herr Präsident Renk und als Schriftführer Herr 
Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Niedner. Wenn kein Widerspruch erfolgt, 
sind die Herren gewählt. Ich darf dann wohl bitten, hier oben Platz zu 
nehmen. 

„Bevor ich das Wort zum ersten Gegenstand der Tagesordnung erteile, 
bemerke ich, daß der erste Herr Referent, Herr Beigeordneter Re hörst, 
eben erst von einer längeren Krankheit genesen ist, so daß es bis zum 
letzten Augenblick fraglich war, ob er das Referat zu erstatten in der Lage 
sein würde. Wir sind ihm zu besonderem Dank verpflichtet, daß er uns 
das Opfer gebracht und die weite Reise nicht gescheut hat. 

„Ich erteile nunmehr das Wort Herrn Landesbaurat und Beigeordneten 
Rehorst zur Erstattung des Referates/ 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



12 XXXVI. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Dresden. 


Digitized by 


Die Ergebnisse 

der Städtebauausstellungen im Jahre 1910 
für die öffentliche Gesundheitspflege. 

Es lauten die von dem Referenten Landesbaurat a. D. C. Rehorst, 
Beigeordneter der Stadt Cöln, aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Die Allgemeine Städtebauausstellung zu Berlin 1910 und die aus ihr hervor¬ 
gegangene Ausstellung zu Düsseldorf gaben zum erstenmal einen systema¬ 
tischen Überblick, wie weit die von dem Deutschen Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege seit einer langen Reihe von Jahren vertretenen, den 
Städtebau betreffenden Grundsätze zur Hebung der Volksgesundheit An¬ 
wendung gefunden haben und legten, namentlich auch durch die Möglich¬ 
keit des Vergleichs mit ausländischen Leistungen, deutlich dar, auf welchen 
Gebieten weitere Arbeit erforderlich ist. 

2. Die noch nicht überall durchgedrungene Erkenntnis, daß Planlosigkeit im 
Städtebau oder Bearbeitung der Bebauungspläne durch nicht hinlänglich 
befähigte Kräfte die Entwickelung der Städte nicht nur in ästhetischer und 
wirtschaftlicher, sondern vor allem auch gesundheitlicher Beziehung schwer 
schädigt, ist durch die Städtebauausstellungen wesentlich gefördert worden. 

3. Da das Element jeder Wohnsiedelung das Haus und dessen gute Gestaltung 
Vorbedingung für gesundes Wohnen ist, ist die Aufstellung der Bebauungs¬ 
pläne in erster Linie in die Hand des Architekten zu legen, der sich zur 
Mitarbeit mit Ingenieur, Hygieniker und Volkswirt verbinden muß. 

4. Grundbedingung für eine in gesundheitlicher Beziehung möglichst günstige 
Stadtentwickelung ist die Aufstellung eines der nächsten Zukunft voraus¬ 
eilenden, wenigstens in den Hauptzügen festzulegenden Bebauungsplanes. 
Die Beschränkung auf Feststellung von nur dem unmittelbaren Bedürfnis 
genügenden Fluchtlinienplänen zeitigt nur unter Aufwendung sehr erheb¬ 
licher Geldmittel wieder gutzumachende Fehler. 

5. Gewähr für in hygienischer Beziehung gute Bearbeitung und Verwirklichung 
der Bebauungspläne ist nur durch stetes Handinhandarbeiten von Baupolizei 
und Städtebau gegeben. Die Bauordnung soll gewissermaßen eine Ergänzung 
und Erläuterung des Bebauungsplanes bilden, ihre Handhabung seitens der 
Behörde soll mehr eine beratende als eine polizeiliche sein. 

6. Bebauungsplan und Bauordnung müssen Zusammenwirken, gute Wohnbezirke 
zu schaffen. Daher möglichst strenge Gliederung der Straßen nach Ver¬ 
kehrs-, Geschäfts- und Wohnstraßen, Freihaltung der Wohnbezirke von die 
Gesundheit beeinträchtigenden Industriebetrieben. 

7. Da die GesundheitsVerhältnisse sich mit der Steigerung der Bevölkerungs¬ 
dichtigkeit verschlechtern, ist auf möglichste Beschränkung der letzteren 
nachdrücklichst hinzuwirken. 

*. Bei Festsetzung der hierauf abzielenden Staffelbauordnungen ist zu berück¬ 
sichtigen, daß etwa 90 Proz. der Stadtbevölkerung auf Kleinwohnungen an¬ 
gewiesen sind. Es muß daher erstrebt werden, den minderbemittelten Be¬ 
völkerungsklassen gesunde und bezüglich des Mietpreises zum Einkommen 
in angemessenem Verhältnis stehende Wohnungen zu schaffen. 

9. Da das Massenmiethaus — die an sich ungünstigste Wohnform — sich in 
Großstädten nicht ganz ausmerzen läßt, so ist einerseits dahin zu wirken, 
daß es nach Grundriß und Aufbau eine hygienisch möglichst günstige Ge¬ 
staltung erfährt, andererseits, daß seine Ausdehnung nur auf bestimmte 
Stadtgebiete beschränkt bleibt, und an seine Stille das Haus für beschränkte 
Familienzahl, soweit irgend möglich das Einfamilienhaus tritt. 
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Die Ergebnisse der Städtebauausstellu ugen im Jahre 1910 usw. 

10. Der bisher in vielen Großstädten verbreitete Grundrißtypus des Massenmiethauses 
mit Seitenflügel ist wegen der mangelnden Querdurchlüftung der Wohnungen 
unbygienisch und daher zu bekämpfen. Auf den Bau von Seitenflügeln wird 
um so leichter verzichtet werden können, als er unwirtschaftlich ist. 

11. Auch der Bau von Hinterhäusern ist durch entsprechende Bemessung der 
Banblocktiefen und durch Bestimmungen der Bauordnung nach Möglichkeit 
zu beschränken. Kann auf ihn nicht verzichtet werden, so ist die Höhen¬ 
entwickelung der Hinterhäuser und deren Abstand von benachbarten Bauten 
so zu bemessen, daß für alle Wohnungen reichliche Licht- und Luftzufuhr 
dauernd gewährleistet wird. 

12. Besondere Beachtung verdienen die auf den Städtebauausstellungen von 
verschiedenen Seiten zur Darstellung gebrachten Vorschläge zur Schaffung 
größerer Freiflächen und Lufträume im Inneren der Baublöcke. 

13. Nachdrücklichste Förderung verdienen alle auf die Einrichtung von Klein¬ 
häusern gerichteten Bestrebungen, insbesondere diejenigen der Deutschen 
Gartenstadt-Gesellschaft. 

14. Bei der Aufstellung der Bebauungspläne und Staffelbauordnungen ist darauf 
Bedacht zu nehmen, daß Kleinwohnungsbauten nicht lediglich an die 
äußerste Peripherie der Städte verwiesen werden. 

15. Eine der wichtigsten Ergebnisse der Städtebauausstellungen ist die Erkennt¬ 
nis, daß wir in Deutschland bei der Aufstellung der Bebauungspläne bisher 
noch nicht hinreichend für die Durchdringung unserer Städte mit Frei- und 
Grünflächen gesorgt haben. 

16. Es ist nicht nur durch weises Haushalten mit den Straßenbreiten die Anlage 
zahlreicher kleiner Spiel- und Gartenplätze inmitten der von Verkehrsstraßen 
umschlossenen Bauquartiere im Bahmen des für die Anlage von Straßen 
und Plätzen nach den gesetzlichen Bestimmungen zur Verfügung stehenden 
Landes zu ermöglichen, sondern es sind auch vor allem größere Parkflächen 
in angemessenen Abständen über das Bebauungsgebiet zu verteilen. Diese 
sind möglichst durch Parkstreifen untereinander in Verbindung zu bringen. 

17. Es ist dringend zu wünschen, daß die Städte möglichst große Flächen der 
sie umgebenden Waldbestände in ihren Besitz bringen, weil nur dann die 
Möglichkeit ihrer im Interesse der Volksgesundheit dringend notwendigen 
Erhaltung sichergestellt werden kann. 

18. Es ist nicht nur die Schaffung von „Wald- und Wiesengürteln“ um die 
Städte zu erstreben, sondern es ist bei Aufstellung der Bebauungspläne ins¬ 
besondere deren Verbindung mit dem Stadtkern durch Anlage radialer Park¬ 
streifen vorzusehen. 

19. Besonderer Wert ist auf die Anlage von bezüglich ihrer Größe in angemes¬ 
senem Verhältnis zu der Zahl der jugendlichen Bevölkerung stehenden Spiel¬ 
plätzen in verschiedenen Stadtgebieten zu legen. 

20. Bei dem inneren Ausbau der Städte ist für die Aufstellung einer möglichst 
großen Zahl von öffentlichen Trinkbrunnen und Milch ausschankstellen 
zwecks Bekämpfung des Alkoholismus Sorge zu tragen. Auch auf die Schaf¬ 
fung einer angemessenen und entsprechend über das Stadtgebiet verteilten 
Zahl von öffentlichen Bedürfnisanstalten ist bereits bei Bearbeitung der Be¬ 
bauungspläne Rücksicht zu nehmen. 

Referent Beigeordneter C. Rehorst (Cöln): 

„Beurteilt man in unserer ausstellungsreichen und bis zu einem ge¬ 
wissen Grade ausstellungsmüden Zeit den Erfolg einer Ausstellung nicht 
lediglich nach der Besuchszahl und nach dem finanziellen Ergebnis, sondern 
nach dem Einfluß, den sie auf die Förderung der menschlichen Kultur aus- 
geübt hat, so verdient die im Jahre 1910 zu Berlin veranstaltete Allgemeine 
StädtebauausBtellung und die im gleichen Jahre aus ihr hervorgegangene 
Internationale Städtebauausstellung zu Düsseldorf unter den im letzten Jahr¬ 
zehnt stattgehabten derartigen Veranstaltungen unbedingt an eine der ersten 
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Stellen gerückt zu werden. Diesen Ausstellungen kommt das nicht zu be¬ 
streitende Verdienst zu, daß sie die Augen und das ernste Nachdenken yon 
vielen Tausenden auf ein Gebiet gelenkt haben, das zwar den Kultur¬ 
menschen auf das ernsteste angeht, das ihn aber in seiner großen Mehrzahl 
in einer psychologisch geradezu unerklärlichen Weise bisher wenig interessiert 
hat. Wie ein unabänderliches Schicksal hat es ein großer Teil der Mensch¬ 
heit hingenommen, daß bei dem einer großen Naturumwälzung ähnlichen 
plötzlichen Wachstum unserer Städte in den letzten Dezennien die mensch¬ 
lichen Wohnungen immer enger aufeinander rückten, daß die Schönheit aus 
unseren alten Städten entschwand, zugleich aber die neu aus dem Boden 
wachsenden Stadtteile so häßlich und langweilig wurden, und daß Feld und 
Wald sich zu Bauland verwandelte. 

„Daß eine menschliche Wohnsiedelung, eine Stadt und vor allem die 
Großstadt ein menschliches Gebilde ist, das wie ein Bauwerk nach eines 
leitenden Geistes Willen in bestimmt vorgeschriebenen Rahmen emporwachsen 
muß, und daß von der Art der Betätigung dieses Willens das Wohl und 
Wehe ganzer Generationen abhängt, das war vielen eine neue Offenbarung. 
Der Städtebau, als das Zusammenwirken von Wissenschaft, Technik und 
Kunst, ist für viele neu entdeckt* worden. Das Wort »Städtebau« ist seitdem 
gewissermaßen zum Schlagwort der Zeit geworden, die Tagespresse bis zum 
kleinsten Kreisblatt gibt jetzt gern berufenen und unberufenen Federn 
Raum, um betreffende Fragen zu erörtern. Dieses so sehr, daß der in der 
städtebaulichen Praxis stehende manchmal geneigt sein dürfte, seufzend mit 
dem Zauberlehrling die Geister, die er rief, zu verwünschen, wenn er nicht 
wüßte, daß dieses allgemein bekundete Interesse letzten Endes der Sache 
selbst von Nutzen sein muß. 

„Von nicht geringer Bedeutung ist es, daß unter den 65 000 Besuchern, 
die in der kurzen Zeit ihrer Dauer die Berliner und den 20 000, die die 
Düsseldorfer Ausstellung zu verzeichnen hatte, eine große Zahl von ernsten 
Männern gewesen ist, die als Beamte oder in ehrenamtlicher Tätigkeit von 
entscheidendem Einfluß auf die Entwickelung unserer deutschen Städte sind. 
So werden die durch diese Ausstellungen ausgestreuten Samenkörner ohne 
Zweifel reiche Früchte tragen und zu Förderern deutscher Kultur werden. 

„Der Laie und flüchtige Besucher der Ausstellungen mochte zunächst 
wohl den Eindruck gewonnen haben, als ob deren Schwerpunkt auf dem 
künstlerischen Gebiet und etwa noch in der Lösung großer Verkehrsprobleme 
liege. Denn groß war die Fülle künstlerischer Darstellungen aus den ver¬ 
schiedensten Gebieten der Städtebaukunst. Malerische Ansichten aus alten 
Städten vergegenwärtigten uns die hohe Blüte künstlerischer Kultur früherer 
Jahrhunderte, kunstvolle Perspektiven in den letzten Jahren entstandener 
und für die Zukunft geplanter Städtebilder gaben uns ein erfreuliches Bild 
von dem hohen Gedankenflug moderner Künstler und dem frischen Geist, der 
durch die Baukunst unserer Tage weht, sie gaben uns gleichzeitig die frohe 
Zuversicht, daß die mit künstlerischem Empfinden durchdachten neueren Be¬ 
bauungspläne auch eine gleichwertige Verwirklichung erfahren können. Die 
namentlich in den Entwürfen zu dem Wettbewerb um einen Grundplan für 
Groß-Berlin eingehend bearbeiteten Fragen der Verkehrsbewältigung in den 
Millionenstädten und die Darstellungen der Lösung dieser Probleme in dem 
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Lande der unbegrenzten Möglichkeiten flößten uns hohe Achtung ein vor 
der yor keiner Schwierigkeit zurückschreckenden Kunst des Ingenieurs. 

„Bei tieferem Eindringen in die ungeheure Fülle des in den Ausstel¬ 
lungen zusammengetragenen Materials fanden aber vor allem auch der Volks¬ 
wirt und der Hygieniker reiche Quellen der Anregung und Belehrung. 

„ Anschaulicher wie es vielleicht durch rein literarische Arbeiten möglich 
ist, war durch die bildlichen Darstellungen, durch die zahllosen Studien und 
Variationen zu demselben Thema der möglichst vollkommenen menschlichen 
Siedelung der enge Zusammenhang zwischen Bebauungsplan, Bodenfrage 
und Wohnungswesen zur Darstellung gebracht. Die Gelegenheit unmittel¬ 
baren Vergleichs gestaltete das Studium besonders anregend und fruchtbar. 

„Mit besonderer Genugtuung werden die älteren Mitglieder des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege die Ausstellung besucht haben. 
Durften sie sich doch ohne Überhebung sagen, daß vieles, was in den 
ausgestellten Plänen als selbstverständliche Grundlage galt, auf die Ar¬ 
beiten des Vereins zurückzuführen war, erst durch unseres Vereins stete 
und zielbewußte Arbeit zum Allgemeingut des Städtebaues geworden ist. 
Um nur einige Punkte zu erwähnen: Schon in seiner Versammlung 1885 
hat der Verein Leitsätze für die Städteerweiterung in hygienischer Beziehung 
gegeben, 1893 hat er die Frage der Zonen- oder Staffelbauordnungen er¬ 
örtert, 1895 hat er gesetzliche Maßnahmen zur Herbeiführung eines gesund¬ 
heitlich zweckmäßigen Ausbaues der Städte gefordert, 1905 hatte er die 
Bedeutung öffentlicher Spiel- und Sportplätze für die VolksgeBundheit zur 
Diskussion gestellt, 1907 referierte Prof. Fuchs-Tübingen über die Garten¬ 
stadtbewegung und zu wiederholten Malen hat den Verein die Frage der 
Wohnungsfürsorge auf seinen Versammlungen beschäftigt. Die Ausstellungen 
waren also für den Hygieniker gewissermaßen Revuen über die Erfolge seiner 
Tätigkeit. Andererseits aber bot ihm die Möglichkeit des Vergleichs mit 
den Leistungen und Bestrebungen anderer Länder eine Fülle von Anregung 
zu weiterer Arbeit. Ich denke dabei namentlich an die später im besonderen 
su besprechenden Fragen der dezentralisierenden Städteentwickelung und 
der Durchdringung der Städte mit Grünflächen, die Schaffung großer zu¬ 
sammenhängender Parkanlagen. 

„Es wird mir nicht möglich sein, im Rahmen eines Referats die ganze 
Fülle der durch die Städtebauausstellungen ausgelösten Fragen eingehend 
zu erörtern. Ich muß mich auf eine kurze Erläuterung meiner Leitsätze 
beschränken, in denen ich das, was mir vom hygienischen Gesichtspunkt aus 
das wichtigste schien, zusammengefaßt habe. Ich darf aber für den, der sich 
weiter mit der Materie zu befassen wünscht, die sehr erfreuliche Mitteilung 
machen, daß um die Wende dieses Jahres, vielleicht schon für den Weih¬ 
nachtsbüchertisch, der überaus verdienstvolle Generalsekretär der beiden 
Ausstellungen, Herr Dr. Werner Hegemann, der durch seinen längeren 
Aufenthalt im Auslande und seine wesentliche Mitarbeit an der Städtebau¬ 
ausstellung zu Boston auch eine genaue Kenntnis der ausländischen städte¬ 
baulichen Bestrebungen hat, ein mit einem reichen Abbildungsmaterial aus¬ 
gestattetes Werk erscheinen lassen wird, in dem er die Ergebnisse der beiden 
Ausstellungen nach verschiedenen Gesichtspunkten, insbesondere auch nach 
dem volksgesundheitlichen, behandeln wird. 
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„Als einen wesentlichen Erfolg der Ausstellungen möchte ich in erster 
Linie die Tatsache bezeichnen, daß die Erkenntnis von der Bedeutung eines 
wirklich sachgemäß aufgestellten Bebauungsplanes sehr wesentlich gefördert 
worden ist. Von Planlosigkeit im Städtebau, wie ich es in meinen Leit¬ 
sätzen genannt habe, im engeren Sinne kann man bei uns in Deutschland 
zwar nicht reden, weil ja in allen Staaten durch die Gesetzgebung den Ge¬ 
meinden das Recht gegeben und zum Teil die Pflicht auf erlegt ist, selbst 
unter Eingriff in private Rechte Fluchtlinien und Bebauungspläne auf¬ 
zustellen. Es ist damit bei uns schon seit einem Menschenalter anders wie 
z. B. in England, wo erst im vorigen Jahre durch die nach heißen Kämpfen 
angenommene Town planing bill das Recht der Geländeaufteilung ein öffent¬ 
liches geworden ist. Bisher stand es dort dem Privatgrundbesitzer frei, sein 
Gelände durch Straßen so aufzuschließen t wie es ihm am vorteilhaftesten 
erschien, sofern er nur den über eine gewisse Länge hinausgehenden öffent¬ 
lichen Straßen die gesetzmäßige Breite von 40 oder 50 Fuß (12,19 bzw. 
15,24 m) gab. Die keiner weiteren Erörterung bedürfenden Mängel einer 
solchen Freiheit waren noch als schwache Stellen in einzelnen auf der Aus¬ 
stellung zur Schau gestellten, im übrigen sehr schönen neueren englischen 
Bebauungsplänen erkennbar. 

„Bei uns in Deutschland herrschte bisher vielfach eine Planlosigkeit in 
anderem Sinne. Es fehlte den Planungen oft die nötige Überlegung, es 
mangelten zuweilen die großen Gesichtspunkte. Auf der einen Seite waren 
die städtebaulichen Arbeiten der jüngstvergangenen Zeit zu einem gewissen 
Schematismus erstarrt, auf der anderen Seite fehlten ihnen die auf ein¬ 
gehenden volkswirtschaftlichen Studien beruhenden, die künftige Entwickelung 
vorausschauenden wissenschaftlichen Unterlagen. 

„Den Schematismus hat allerdings zum Teil die Gesetzgebung auf dem 
Gewissen, indem sie vielfach in den Ausführungsbestimmungen Normalien 
auf stellte, andererseits aber haben ihn die Gemeindeverwaltungen dadurch 
verschuldet, daß sie die Bearbeitung ihrer Bebauungspläne nicht in die rich¬ 
tigen Hände legten. Es ist das in der historischen Entwickelung des 
modernen Städtebaues begründet. Der große Aufschwung in der Entwicke¬ 
lung der Städte fiel zusammen mit den gewaltigen Fortschritten der Technik. 
Was lag näher, als daß man bei der Erkenntnis, welche große Bedeutung 
für das Städtewesen die Kanalisation, die Wasserversorgung, Straßenbefesti¬ 
gung und vor allem das Verkehrswesen hat, den Ingenieur mit der Pla¬ 
nung der Stadterweiterungen betraute. Daß dieser dann hierbei den Schwer¬ 
punkt seiner Betätigung auf sein eigenstes, eben angedeutetes Schaffensgebiet 
legte, war ebenso erklärlich. Und dankbar wollen wir stets anerkennen, daß 
er hierin Großes geleistet hat. Schlimm war es aber, daß man vielfach bis 
auf die heutige Zeit den Städtebau als eine rein planimetrische Kunst be¬ 
trachtete, ihn ganz dem Feldmesser überließ und selbst bei dessen Auswahl 
nicht immer nach ganz einwandfreien Gesichtspunkten verfuhr. Noch ganz 
vor kurzem las ich in einer Fachzeitschrift eine Annonce mit dem fetten 
Kopfdruck: »Für Geometer. Die Gemeinde soundso wünscht einen Be¬ 
bauungsplan aufzustellen. Angebote nimmt entgegen der Gemeindevorstand.» 
Also glücklich auch hier die so schöne und bequeme Submission, die Vergabe 
an den Mindestfordernden. 
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„loh will beileibe nicht die Tätigkeit der Feldmesser herabsetzen, es 
gibt selbstverständlich eine ganze Anzahl für den Städtebau hervorragend 
befähigter Männer unter ihnen — die Ergebnisse mehrerer Wettbewerbe in den 
letzten Jahren haben es wieder gezeigt —, aber alles in allem ist es doch 
eine jetzt kaum mehr zu bestreitende Tatsache, daß wir mit den nur von 
Ingenieuren und Geometern aufgestellten Bebauungsplänen nicht auf dem 
rechten Wege waren. Ich will von den künstlerischen Gesichtspunkten hier 
ganz absehen — die Erkenntnis, daß die Städtebaukunst eine raumbildende 
Kunst sein muß, sollen wir anders die öde Langeweile der Stadtgebilde des 
letzten Menschenalters los werden, bricht sich mehr und mehr Bahn. Es 
ist nicht zu verkennen, daß die Städtebaukunst mehr und mehr zu einer 
Straßenplanungskunst herabgesunken war. Gerade der Vergleich älterer und 
neuerer Arbeiten auf den Ausstellungen hat dies meines Erachtens zur Evi¬ 
denz erwiesen. Das grundlegende Motiv bei allen Planungen war bisher der 
Verkehr. Das oft gebrauchte Wort von dem »Moloch Verkehr» hat durchaus 
seine Berechtigung. Nicht nur, daß ihm die Schönheit unserer alten Städte 
oft ohne Not geopfert worden ist, hat er es auch zum großen Teil auf dem 
Gewissen, daß das Wohnungswesen sich in unseren Neustädten nicht immer 
auf der Höhe befindet, wie es der Hygieniker wünscht und wie es nach dem 
Stande der Bautechnik seit langem sein könnte. Man hat bei der Planung 
der Stadterweiterungen viel zu viel an den Verkehr durch, als an das 
Wohnen an den Straßen gedacht. Dem Wunsche, den Verkehrsforderungen 
Rechnung zu tragen, verdanken wir nicht nur die zugigen, staubigen, 
zum Nachteil der Gärten und Höfe übertrieben breiten Straßen, sondern 
vor allem auch die Zerstückelung des Grundbesitzes, den schlechten Zu¬ 
schnitt der Baublöcke. Aus dem Bestreben, die Straßen so zu legen, daß 
man auf kürzestem Wege von jedem Punkt der Stadt zum anderen ge¬ 
langen kann, entstanden die vielen Diagonalen in älteren Bebauungsplänen, 
die hinwiederum die vielen spitzwinkeligen und dreieckigen Baublöcke 
zur Folge hatten, auf deren Ecken nur ganz unzulänglich belichtete und 
durchlüftete Wohnungen entstehen konnten, während an ihren tiefen Stellen 
der Bau von Hintergebäuden eine wirtschaftliche Notwendigkeit wurde. 
Mögen derartige lediglich nach Verkehrsrücksichten aufgestellten Bebauungs¬ 
pläne für die Großstädte noch hier und da etwas Gutes gezeitigt haben, 
das schlimme war, daß ihr System wahllos von den kleineren Städten über¬ 
nommen wurde. 

„Ich weiß, daß ich mit diesen Bemerkungen in gewissem Sinne offene 
Türen einrenne, weil derartige Planungen heute zu den Seltenheiten gehören, 
ich erwähne es nur, weil gerade die Städtebauausstellungen auch weitere 
Kreise zu der Erkenntnis geführt haben, von wie grundlegender Bedeutung 
es für eine Städteentwickelung ist, daß für den Bebauungsplan das Netz der 
Hauptverkehrslinien zwar das Rückgrat, im übrigen aber eine wohlüberlegte 
Baublockein- und -aufteilung den Ausgangspunkt bildet. Wir kommen also 
nicht nur, wie es in jüngster Zeit vielfach geschehen ist, aus ästhetischen, 
künstlerischen Gesichtspunkten zu der Forderung, daß in erster Linie der 
Architekt zur Aufstellung der Bebauungspläne berufen werde, sondern 
auch aus wirtschaftlichen und besonders hygienischen. Das Haus bildet 
nun einmal das Element jeder Siedelung. Ohne genaue Kenntnis seiner 
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Gestaltungsmöglichkeiten ist es nicht angängig, die Grundlagen zu einer ge¬ 
sunden Entwickelung des Wohnungsbaues zu schaffen. 

„Daß selbstverständlich ein guter Bebauungsplan nur durch ein¬ 
gehendste Zusammenarbeit von Ingenieur, Volkswirt und Architekt zustande 
kommen kann, bedarf keines Wortes. Ich möchte aber in Erweiterung 
meiner Leitsätze noch einen weiteren Helfer anrufen: den Gesetzgeber. Ohne 
eine gesetzliche Handhabe für die Umlegung von Grundstücken, für die ja 
der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege und namentlich auch 
Stübben schon seit langen Jahren und wiederholt eingetreten ist, ist in 
vielen Orten eine wirklich gute Entwickelung des Wohnungswesens und die 
Durchführung noch so schöner Bebauungspläne nicht möglich. Auf schief- 
winkeligen Grundstücken läßt sich eben nur sehr schwer ein vernünftiger 
Wohnhausgrundriß entwickeln und die leidige Rücksichtnahme auf die Zu¬ 
fälligkeiten der Besitzgrenzen hat schon manchen schönen Gedanken für die 
Gestaltung des Bebauungsplanes zunichte gemacht. Die Stadt Cöln ist ja 
mit der Stadt Posen jetzt des Segens der lex Adiek es teilhaftig geworden. 
Die Studien zur Bearbeitung der Unterlagen zu dem diesbezüglichen Antrag 
an die Staatsregierung haben mich von neuem den Wert dieses Gesetzes er¬ 
kennen lassen und lassen mir die nochmalige Betonung des Wunsches an 
dieser Stelle gerechtfertigt erscheinen, daß es im Interesse des deutschen 
Wohnungswesens, der deutschen Volksgesundheit recht bald auch auf andere 
deutsche Städte Ausdehnung finden möge! 

„Als eines der wichtigsten Resultate der Städtebauausstellungen möchte 
ich die Tatsache bezeichnen, daß die Erkenntnis von der Bedeutung der 
Aufstellung eines der nächsten Zukunft vorauseilenden Bebauungsplanes 
auch für die Volksgesundheit eine wesentliche Förderung erfahren hat. 

„War sie doch in gewissem Sinne die eigentliche Veranlassung zu der 
ersten Städtebauausstellung, bildete doch deren Kern die Pläne aus dem 
Wettbewerb Groß-Berlin. Daß bei dem ungeheuren Wachstum der Reichs¬ 
hauptstadt, bei der rapide zunehmenden Entwickelung der sie umschließenden 
selbständigen Vororte der Mangel eines diese Entwickelung in bestimmte 
Bahnen lenkenden Bebauungsplanes über kurz oder lang zu einer ganz un¬ 
geheuren Komplikation der Verkehrsfragen und — ganz abgesehen von 
wirtschaftlichen Momenten — zu einer Gefährdung der Volksgesundheit 
führen müßte, dessen waren sich alle Einsichtigen und Sachkundigen schon 
lange bewußt. Auf ihr Betreiben kam dieser Wettbewerb als die größte 
städtebauliche Aufgabe, die wohl je gestellt ist, zustande, um gewissermaßen 
in zwölfter Stunde die Tüchtigsten auf den Plan zu rufen, Auswege aus 
diesem Labyrinth zu weisen. 

„Es kann hier nicht meine Aufgabe sein, zu erörtern, wie weit das ge¬ 
lungen ist, und wie weit man sich utopischen Ideen hingegeben hat. Als 
sicheres Ergebnis müssen wir hier gern hinnehmen, daß der Wettbewerb 
den Beweis dafür gegeben hat, daß bei gutem Willen — allerdings unter 
Aufwendung entsprechender Mittel — in Berlin noch manches zur Lösung 
der Verkehrsfragen und zur Förderung der Volksgesundheit möglich ist, und 
daß er anderen Städten die Augen dafür geöffnet hat, wohin sie treiben, 
wenn sie ihre Entwickelung ohne bestimmte Richtlinien sich vollziehen 
lassen. Auch zum Studium der Frage, wie weit sich derartige, der nächsten 
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Zukunft vorauseilende Pläne mit einer gewiesen Aussicht auf Verwirklichung 
auf stellen lassen, und welche Wege wir zu dieser beschreiten müssen, boten 
diese Pläne für Groß-Berlin und einige andere Großstadterweiterungspläne 
mancherlei Anregung. Der weitausschauendste Plan war der auf Betreiben 
des Commercial Club of Chicago mit einem Kostenaufwand von rund 
400 000«^ von dem berühmten Architekten Burnham unter Mitwirkung des 
Architekten Be nett bearbeitete Plan von Groß-Chicago, der bei dem heutigen 
Bevölkerungsstand von 2 Millionen auf einem Stadtgebiet von 49000 ha 
mit einem Zuwachs auf 13 Millionen Einwohner auf einer Fläche von 
1 Million ha rechnet. Groß-Berlin mit seinen 35 Gemeinden bedeckt heute 
310ha — Groß-Chicago würde, wie Dr. Hegemann in seiner Schrift über 
diesen Bebauungsplan berechnet, eine Fläche bedecken, die von Berlin aus 
östlich bis Frankfurt a. O., westlich bis Rathenow mit Neu-Ruppin reicht. 

„Es mag sein, daß amerikanischer Wagemut und rücksichtslose Tatkraft, 
die ja gerade in Chicago in früheren Zeiten schon städtebautechnische 
Wunderleistungen vollbracht hat, manches von diesen herrlichen Plänen 
Burnetts, manches sogar von den in ihnen vorgesehenen Umwälzungen in 
der bestehenden Stadt zur Ausführung kommen läßt. Burnham selbst, den 
ich im vorigen Jahre in Chicago besuchen durfte, meinte allerdings, daß dazu 
seine Mitbürger noch ein gut Teil mehr Einsicht bekommen müßten. Ich 
glaube, daß auch bei deren Zunahme sehr vieles an diesen großartigen 
Plänen unausgeführt bleiben wird. Es ist ja auch nicht das Ziel derartiger, 
viele Generationen vorausschauender Pläne, vollständiger Verwirklichung zu¬ 
geführt zu werden. Es sind Idealpläne, die nur die Hauptlinien für die 
künftige Entwickelung bestimmen und den kommenden Geschlechtern Rechen¬ 
schaft geben sollen, wie wir unq die Zukunft gedacht haben. 

„Uns in Deutschland liegt bei Erörterung solcher Pläne stets die Frage 
nach den rechtlichen Grundlagen für ihre Durchführung nahe, und ich kann 
mir deshalb nicht versagen, einen kurzen Seitenblick auf das für uns in 
Preußen aktuelle Zweckverbandsgesetz zu tun. 

„Solange die Stadterweiterungsplftne sich auf das eigene Weichbild er¬ 
strecken, ist ihre Durchführung lediglich eine Kostenfrage. Wird dieses 
überschritten, so scheitern größere Absichten — soweit sie nicht unmittel¬ 
bare Interessen der beiden beteiligten Gemeinden, etwa wie die Fluchtung 
durchgehender Straßen u. dgL, betreffen — teils an dem Selbständigkeits¬ 
drang, teils an der geringeren Finanzkraft der kleineren Gemeinde. Es wird 
z. B. nicht leicht eine vor den Toren einer Großstadt liegende kleinere Ge¬ 
meinde zugunsten der Gesundheit der Bevölkerung ihrer großen Nachbarin 
einen in deren Stadterweiterungsplan vorgesehenen Park anlegen oder eine 
die Bodenausnutzung beschränkende Bauweise einführen. Schon weit weniger 
einschneidende Maßnahmen für die Durchführung eines einheitlichen Bebau¬ 
ungsplanes für mehrere Gemeinden stoßen auf unüberwindliche Schwierig¬ 
keiten. Ob über solche das Zweckverbandsgesetz hinweghelfen wird — ich 
wage es kaum zu hoffen. Für Berlin mag es ja der letzte Ausweg aus den 
verworrenen Verhältnissen sein, daß andere Städte für das ungeheure Opfer 
an Selbständigkeit, was sie bei Anwendung dieses Gesetzes bringen müssen, 
wesentlichen Gewinn für die Durchführung großzügiger Bebauungspläne ein- 
tauschen, glaube ich nicht. Dafür hängen mit dieser Aufgabe zu viele 
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Einzelaufgaben zusammen, die nur durch einen starken Willen gelöst werden 
können und nicht durch Kommissionsberatungen und Kompromisse. 

„Der § 1 des Gesetzes sieht ja auch seine Anwendung nur zur Wahr¬ 
nehmung einzelner kommunaler Aufgaben vor. 

„Vom Standpunkt des Volkshygienikers, der zur Förderung seiner Ziele 
die Aufstellung und Durchführung weitschauender Bebauungspläne wünscht, 
darf man meines Erachtens nicht allzuviel von diesem Gesetz erhoffen. 

„Rücken Gemeinden in ihrem Wachstum so nahe aneinander, daß sich ihre 
in den Bebauungsplänen zum Ausdruck kommenden Interessen berühren, dann 
bietet meines Erachtens die Verschmelzung zu einem einheitlich verwalteten 
Gemeinwesen die relativ sicherste Gewähr für deren Befriedigung. Es mag 
paradox erscheinen, als Freund der Volksgesundheitspflege gewissermaßen eine 
Förderung der Großstädte zu verlangen. Ich glaube aber, daß die Regelung der 
Bevölkerungsdichtigkeit durch entsprechende Verteilung der Bauweise, die 
Durchführung von Entwässerungen größerer Gebiete, die Erhaltung von Grün¬ 
flächen, Schaffung von Parkanlagen u. a. m. nur bei einer zentralen, ziel¬ 
bewußten Leitung des Gesamtgemeinwesens wirklich Aussicht auf Erfolg hat. 

„Kehren wir zurück zu den mehr direkten Ergebnissen der Städtebau- 
ausstellungen, so sei hingewiesen auf die erfreulichen Fortschritte der auch 
von unserem Verein schon wiederholt propagierten Erkenntnis, daß nur 
durch unmittelbares und stetes Zusammenwirken von Städtebau und Bau¬ 
polizei eine in hygienischer — ebenso wie in ästhetischer — Beziehung 
befriedigende Bearbeitung und Verwirklichung der Bebauungspläne möglich 
ist. Wie vorhin ausgeführt, soll bei der Bearbeitung von Bebauungsplänen, 
insbesondere der Bemessung und Gruppierung der Baublöcke von dem Haus 
ausgegangen werden. Es ist deshalb auch eine Gewähr dafür erforderlich, 
daß die Bebauung wenigstens einigermaßen nach den der Planung zugrunde 
gelegten Annahmen erfolgt. Was nützt es z. B., wenn der Bebauungsplan 
für bestimmte Gebiete geschlossene Bebauung mit großen Binnenhöfen oder 
offene Bauweise vorsieht, und es wird nicht durch Bestimmungen der Bau¬ 
ordnung die äußerste Ausnutzung des Baulandes verhindert? 

„Die Städtebauausstellung hat an zahlreichen Beispielen gezeigt, daß 
unstreitig diejenigen Wohnsiedelungen in ästhetischer und hygienischer Be¬ 
ziehung bei weitem die besten werden, die nicht auf dem Boden der gelten¬ 
den Bauordnungen, sondern aus dem Wunsche, etwas Gutes zu schaffen, 
entstehen. Es sind dies vor allem die Wohnungskolonien der Großindustrie, 
die genossenschaftlichen Bauten und ähnliohe. Ein besonders interessantes 
Beispiel bietet in dieser Hinsicht die Wohnungskolonie der Margarethe- 
Krupp - Stiftung in Essen, die ganz ohne baupolizeiliche Vorschriften und 
Kontrolle ausgeführt wird, weil man eben der Bauherrin und deren Archi¬ 
tekten das Vertrauen schenken kann, daß sie das Beste wollen und vollbringen. 
Dabei handelt es sich hier um eine Siedelung von insgesamt rund 100 ha, 
die nach ihrer Vollendung 12 000 bis 15 000 Menschen Wohnung bieten soll. 

„Die Bauordnung ist ein notwendiges Übel, ein Schwert geschmiedet 
gegen die Bösen, gegen die, so aus Gewinnsucht oder Unfähigkeit die mensch¬ 
lichen Wohnungen nicht so gestalten, wie wir es aus technischen, hygienischen 
und ethischen Gründen für nötig erachten, es leiden unter ihm deshalb auch 
gar zu oft Gerechte. 
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„Wir möchten deshalb mehr und mehr der Baupolizei eine mehr be¬ 
ratende wie polizeiliche Tätigkeit zuweisen, wozu allerdings eine gewisse 
Bewegungsfreiheit in der Handhabung der baupolizeilichen Bestimmungen 
wie in der Gestaltung der Fluchtlinienpläne gegeben sein muß. 

„Mit einer derartigen Tätigkeit haben wir in Cöln in den letzten Jahren 
recht erfreuliche Erfolge erzielt. Oft haben wir ganz schlimme Entwürfe 
gegen Gewährung kleiner Vergünstigungen zu Fall bringen können, oft 
konnten wir durch eine entsprechende Planung oder Änderung der Flucht¬ 
linien bessere Grundrißlösungen oder Grundstücksaufteilungen ermöglichen 
und dürfen ohne Überhebung sagen, daß durch dieses Handinhandarbeiten 
von Baupolizei und Städtebau die Qualität der Wohnungen, namentlich der 
kleineren, zusehends besser geworden ist. 

„Daß in fast allen neueren Bebauungsplänen die von unserem Verein 
immer wieder als ein wesentliches Moment zur Hebung der Volksgesundheit 
geforderte möglichst strenge Trennung der Wohnbezirke von den Industrie¬ 
vierteln und die Gliederung der Straßen nach Verkehrs-, Wohn- und Ge¬ 
schäftsstraßen nach Möglichkeit durcbgeführt wird, zeigten die Ausstellungen 
an zahlreichen Beispielen. 

„Ganz besonders waren diese Gesichtspunkte Gegenstand eingehender 
Studien bei dem Wettbewerb Groß-Berlin, und sie bewiesen wiederum, daß 
bei in starker Entwickelung begriffenen Städten die Absonderung der 
Industriebezirke nicht früh genug erfolgen kann. Selbstverständlich kann 
es sich dabei nur um schwerere Industrie, die durch Rauch, Gerüche oder 
Geräusche belästigt, handeln, mit der zunehmenden Verwendung der Elektri¬ 
zität wird man die Durchdringung von Wohnbezirken mit Mittel- und Klein¬ 
industrie nicht verhindern können. 

„Höchst interessante Untersuchungen boten die Ausstellungen über die 
Beziehungen der Bevölkerungsdichtigkeit zu den Gesundheitsverbältnissen. Sie 
bestätigten von neuem die regulierende und damit gesundheitfördemde Kraft 
der Staffelbauordnungen, die nun schon auch Allgemeingut fast aller Städte 
geworden sind. Bei ihrer Aufstellung muß allerdings mit besonderer Vorsicht 
verfahren werden, sollen anders nicht schwere Schäden nach der wirtschaft¬ 
lichen oder nach der hygienischen Seite hin entstehen. Ich habe den Eindruck, 
als sei hier und da in den ersten Jahren bei der Einführung von Bauzonen auch 
etwas schematisch verfahren worden — wie sich ja bekanntermaßen die 
Bauordnungen selbst vielfach von Stadt zu Stadt forterbten. Man hat sich 
meist mit den bekannten vier Klassen begnügt und dabei vielfach der offenen, 
der Villenbau weise, einen zu weiten Raum gegeben. Es mag eine solche 
Maßnahme ihr Gutes darin haben, daß sie, da sie die weitesten Baubeschrän- 
kungen auferlegt, zurückhaltend auf die Steigerung der Bodenpreise wirkt, 
andererseits fördert sie aber, da ja ohne Zweifel das Einzelwohnhaus, wenig¬ 
stens bei der Ausführung, wie wir sie in Deutschland verlangen, die teuerste 
Wohnform ist, die schnellere Erschließung des für mehrgeschossige Bauten, 
also große Miethäuser, freigestellten Landes. Es ist also bei den Staffel¬ 
bauordnungen vor allen Dingen darauf Rücksicht zu nehmen, daß die Her¬ 
stellung guter und vor allem auch bezüglich ihres Preises in angemessenem 
Verhältnis zu dem Einkommen der verschiedenen Bevölkerungsschichten 
stehender Wohnungen gefördert wird. In dieser Hinsicht boten ein überaus 
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lehrreiches Studienmaterial die auch im Katalog der Berliner Städtebau- 
auBstellung wieder gegebenen statistischen Erhebungen und graphischen Dar¬ 
stellungen über das Verhältnis von Einkommen und Miete des Direktors des 
Statistischen Amtes der Stadt Schöneberg, Herrn Dr. Kuszinski. 

„Für die Staffelbauordnungen wünsche ich, um dem Bedürfnis nach 
verschiedenen Wohnformen möglichst entgegenzukommen und auch den 
hierin im Laufe der Jahre und je nach der Entwickelung einzelner Stadt¬ 
gebiete eintretenden Schwankungen bis zu einem gewissen Grade folgen zu 
können, einerseits eine größere Nuancierung der Bauklassen, also deren 
mehrere, andererseits eine gewisse Labilität in deren Feststellung. Wie weit 
man hierin gehen kann, ohne den Grundstücksmarkt zu sehr zu beunruhigen, 
erfordert in jedem Einzelfalle eine besondere Prüfung. 

„Ein sehr gutes Schulbeispiel schien mir auf der Ausstellung der neue 
Bauzonenplan von München, in dem nicht nur die Scheidung von Wobn- 
und Industriequartieren gut durchgeführt, sondern auch eine Abstaffelung 
nach — wenn ich nicht irre elf Klassen angenommen ist, und einzelne 
Bezirke vorläufig ganz von der Klassenzuweisung ausgeschlossen sind. 

„In den Wettbewerbsplänen Groß-Berlin, an denen ja hervorragende 
Sozialökonomen und Wohnungspolitiker den Architekten und Ingenieuren 
ihre Mitarbeiterschaft geliehen hatten, spielte das Wohnungsproblem natur¬ 
gemäß eine bedeutungsvolle Rolle, und auch aus zahlreichen anderen Arbeiten 
sprach deutlich das Ringen unserer Zeit um die Lösung dieser wichtigen 
Frage. Ich kann hier nicht in Erörterungen eintreten über das Thema 
Kleinhaus oder Massenmiethaus, und ich darf um so mehr darauf verzichten, 
als dasselbe auf dem Internationalen Wohnungskongreß zu Wien 1910 eine 
eingehende Behandlung erfahren hat. Ich verweise auf das Referat des 
Prof. Fuchs-Tübingen, abgedruckt in Nr. 11 und 12 des laufenden Jahr¬ 
gangs der Zeitschrift für Wohnungswesen. 

„Ich bin dessen gewiß, daß sich der Deutsche Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege dem Ergebnis dieser Erörterungen anschließt, die gleich 
allen dahingehenden Untersuchungen in den Arbeiten auf der Städtebau¬ 
ausstellung darin gipfelten, daß das Massenmietbaus als die ungünstigste 
Wohnform zugunsten des Hauses mit beschränkter Familienzahl und soweit 
irgend möglich des Einfamilienhauses beschränkt werden soll. 

„Für letzteres ergibt sich als die wirtschaftlich und hygienisch günstigste 
Form der Gruppenbau, für den die Städtebauausstellungen eine Fülle aus¬ 
gezeichneter Lösungen boten. An der Vervollkommnung des Massenmiet¬ 
hauses, das sich ja aus der Großstadt nicht ganz ausmerzen läßt, zu arbeiten, 
ist jetzt eine der wichtigsten Aufgaben des Wohnungspolitikers, Hygienikers 
und Architekten. Insbesondere gilt es, ihm eine Grundrißform zu geben, die 
eine gute Durchlüftung und Belichtung aller Wohnungen gewährleistet, und 
deshalb muß der Kampf gegen die abscheulichen Seitenflügel mit allem 
Nachdruck geführt werden. Es ist wohl das Verdienst des Baurats Redlich- 
Rixdorf, zuerst nachgewiesen zu haben, daß diese Seitenflügel auch unwirt¬ 
schaftlich sind, weil die Baukosten nicht im Verhältnis zu den Mieterträg¬ 
nissen stehen. Es wird dies den Kampf gegen sie erleichtern, der im übrigen 
mit den Mitteln des Bebauungsplanes (Blockabmessungen) und der Bau¬ 
ordnung (Prohibitivbestimmungen, rückwärtige Baulinien) geführt werden 
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muß. Die Städtebauausstellung brachte schon eine ganze Anzahl von Bei¬ 
spielen aus verschiedenen Städten, die die Ausfßhrung mehrgeschossiger 
Hänser ohne solche Seitenflügel zeigten. Um nur eines von ihnen heraus¬ 
zugreifen, nenne ich den Entwurf des Stadtbaurats Berg-Breslau zu einem 
solchen Wohnquartier. 

„Auch der Bau von Hinterhäusern in dem gewöhnlichen Sinne ist mit 
den eben angedeuteten Mitteln zu bekämpfen. Wo es.sioh nicht vermeiden 
läßt, ist die Höhenentwickelung der Hinterhäuser zu beschränken und deren 
Abstand von den Nachbarbauten so zu bemessen, daß für alle Wohnungen 
reichliche Licht- und Luftzufuhr gesichert ist. 

„Mancherlei Wege wiesen die in Berlin und Düsseldorf ausgestellten 
Entwürfe, die Vermeidung von Hinterhäusern zu erzielen, ohne dabei den 
Grundbesitzer in seiner Rente zu schmälern oder wenigstens wesentlich zu 
beschränken. Hermann Jansen kommt in seinem mit dem I. Preise ge¬ 
krönten Entwurf Groß-Berlin z. B. zu dem auch früher schon hier und da 
zur Ausführung gelangten Vorschläge der Schaffung großer, durch Block¬ 
öffnungen durchlüfteter großer Innengärten mit Querblocks, unter teilweiser 
Anlage von Innenstraßen. Ähnliche Lösungen, namentlich was die Anord¬ 
nung größerer, den Anwohnern zu gemeinsamer Benutzung stehender Innen¬ 
gärten und Spielplätze angeht, waren übrigens eine ganze Anzahl vertreten 
und bewiesen deren Durchführbarkeit. 

„Rudolf Eberstadt schlägt in dem in Verbindung mit Bruno Möh- 
ring und Richard Petersen bearbeiteten, gleichfalls preisgekrönten Ent¬ 
wurf Groß-Berlin die Ausführung großer Blocks mit hoher, an den um¬ 
schließenden Verkehrsstraßen liegender Randbebauung und mit inneren, an 
schmalen Aufteilungsstraßen liegenden und in Gärten eingebetteten Flach¬ 
bauten vor. Er kommt damit zu der gleichen Lösung wie Kuszinki und 
L eh wes s, die in besonderen Plänen und Berechnungen ihre Vorschläge zur 
Ausstellung gebracht hatten. Diese gehen übrigens in gewissem Sinne auf 
mittelalterliche Beispiele zurück, wie wir sie z. B. in den teilweise sehr 
schönen sogenannten Gängevierteln in Lübeck kennen. Prof. Fuchs kann 
übrigens in seinem ebengenannten Referat in dieser Lösung nur ein Aus¬ 
kunftsmittel bei besonders hohen Bodenpreisen erblicken. 

„Das Ideal bleibt, wie gesagt, das Kleinhaus und darum verdienen alle 
Bestrebungen, es einem möglichst großen Teil der Bevölkerung zugänglich 
zu machen, ganz besondere Förderung. Es sind dies vor allem Bauunter¬ 
nehmungen auf genossenschaftlicher Grundlage, unter denen diejenigen der 
Deutschen Gartenstadtgesellschaft ganz besondere Beachtung verdienen. Auf 
den Städtebauausstellungen nahmen die die Gartenstadtbewegung veranschau¬ 
lichenden Darbietungen eine nach Umfang und Bedeutung hervorragende 
Stelle ein. Die Pläne und bildlichen Darstellungen der englischen Garten¬ 
städte Letchworth, Earswick, Harbour und vieler anderer, vor allem aber 
von Hampsteadt, zeigten zur Evidenz, daß die bei ihrem ersten Auftauchen 
in der Schrift von Ebenezer Howard so utopisch erscheinenden Pläne 
einer Vermählung von Stadt und Land, einer dezentralisierenden Stadt¬ 
erweiterung durchaus durchführbar sind und eine schöne Zukunft erhoffen 
lassen. Einer ihrer wesentlichsten Grundgedanken ist die Erhaltung des 
Bodens in gemeinschaftlichem Besitz, damit Ausschaltung der Spekulation 
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und die äußerste Beschränkung der Baudichtigkeit, die Erhaltung großer 
Grün- und Spielflächen. 

„Dank der rastlosen Tatkraft und Hingabe der beiden Herren Kampf¬ 
meyer und anderer begeisterter Vorkämpfer hat die Gartenstadtbewegung 
auch in Deutschland schon große Fortschritte gemacht. An verschiedenen 
Orten sind Gartenstädte gegründet, eine der schönsten haben Sie hier in der 
Natur zu sehen Gelegenheit: Hellerau. Es wird Ihnen dort jedenfalls ein 
Vortrag über die Ziele und Grundlagen dieser Gründung gehalten werden, 
so daß ich hier nicht näher darauf einzugehen brauche. 

„Nur einen Punkt möchte ich noch streifen, der in Nr. 14 meiner Leit¬ 
sätze niedergelegt ist. Der Wunsch nach weiträumigster Bebauung zwingt 
unter den heutigen Verhältnissen dazu, derartige Siedelungen weit vor den 
Toren der Stadt, wo der Boden noch zum landwirtschaftlichen Nutzungswert 
zu haben ist, anzulegen. Wenn auch die heutigen Verkehrsmittel den 
Menschen fast erhaben ob Raum und Zeit maohen, so hat die weite Ent¬ 
fernung von der Arbeitsstätte doch mancherlei Erschwernisse im Wirtschafts¬ 
leben im Gefolge. Es ist darum zu erstreben, daß auch in dem der Stadt¬ 
mitte näheren Erweiterungsgebiet im Bebauungsplan geeignete Stellen für 
den Kleinwohnungsbau vorgesehen werden. 

„Die Betrachtung der Gartenstädte leitet uns über zu dem Gebiet, das 
auf den beiden Ausstellungen auf das glänzendste vertreten war und für 
das ich aus dieser Tatsache eine große Förderung im Interesse der deutschen 
Volksgesundheit erhoffe; ich meine das Gebiet der öffentlichen Parkanlagen, 
Spiel- und Sportplätze. 

„Es wird uns Deutschen von den meisten fremden Nationen unumwunden 
zugeBtanden, daß wir ihnen auf dem Gebiete des Städtebaues, namentlich in 
künstlerischer Hinsicht, voraus sind; mancherlei Ansätze zum bessern im Aus¬ 
lande sind auf deutsche Vorbilder und Anregungen zurückzuführen. In einem 
Punkte stehen wir aber, und das haben meines Erachtens die Ausstellungen 
deutlich gezeigt, einem Teil des Auslandes noch sehr nach, das ist in der 
Schaffung von nach Größe und Zahl angemessenen freien Flächen inmitten 
unserer Städte, in der Anlage von Parks, in der Durchdringung unserer 
Städte mit Grünflächen. Wohl ist nicht zu verkennen, daß einzelne deutsche 
Städte, wie die schöne Stadt, in der wir hier tagen dürfen, München und 
andere, die es zum Teil ihrer geschichtlichen Entwickelung zu danken haben, 
in dieser Beziehung ein sehr erfreuliches Bild bieten, aber im allgemeinen 
mußten wir angesichts der Pläne, die uns das Ausland, insbesondere 
Amerika geschickt hatte, doch beschämt gestehen, daß wir in Deutschland den 
Wert dieser freien Flächen für die Volksgesundheit und Volkskraft noch 
nicht richtig erkannt haben oder ihn nicht so hoch einschätzen, daß wir 
hohe finanzielle Opfer dafür zu bringen bereit wären. Ich hatte im vorigen 
Jahre Gelegenheit, eine große Anzahl von größeren und kleineren Städten 
Nordamerikas zu besuchen und mußte staunend sehen, daß das, was ich 
kurz zuvor auf den Plänen in der Städtebauausstellung zu Berlin gesehen 
hatte, nicht utopische Zukunftsmusik, sondern der Wirklichkeit entsprechende 
Tatsache ist. 

„In New York, Washington, Baltimore, St. Louis, Philadelphia, San 
Franzisko, selbst in eben erst emporblühenden Städten wie Seattle, Butte in 
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Montana tu a. — überall sah ich die herrlichsten, ungeheuer großen Park¬ 
anlagen und vernahm mit Staunen, welche gewaltigen Summen die Städte 
für deren Anlage, Unterhaltung und stete Vergrößerung auf wenden. 

„Die großartigsten Schöpfungen dieser Art zeigen die Städte Chicago 
und Boston: Die Pläne ihrer Parksysteme waren auf unseren beiden Aus¬ 
stellungen stets Gegenstand größter Verwunderung. 

„Chicago hat erst Anfang der 70er Jahre den Grund zu seinem heutigen 
ausgedehnten Parksystem gelegt und auch zunächst nur mit verhältnismäßig 
bescheidenen Mitteln an dessen Ausbau gearbeitet. 1899 wurde eine Park¬ 
kommission gebildet und mit einer Anleihevollmacht ausgestattet. Ihr Ziel 
ging dahin, über das ganze Stadtgebiet verteilt größere und kleinere Parks 
und vor allen Dingen Spielplätze anzulegen und diese durch breite Boulevards 
mit Grünstreifen untereinander in Verbindung zu bringen, ln den ersten 
10 Jahren ihrer Wirksamkeit verausgabte die Kommission 42 Millionen oft 
für Spielplätze, 72 Millionen hat sie für die Anlage von 22 Parks in den 
letzten Jahren aufgewandt. Seinen Abschluß soll dieses Parksystem erhalten 
in einem längs des Ufers des Michigansees sich auf eine Länge von 10 km, 
in einer Breite von 100 bis 300 m hinziehenden Lagunen- oder Wasserpark, 
von dem schon große Strecken zur Ausführung gelangt sind. Alle Parks 
sind reichlich durchsetzt mit Spielplätzen und Anlagen für jede Art von 
Sport für jung und alt. Überall finden wir große Rasenflächen für die 
Nationalspiele Football und Baseball, Planschteiche wechseln mit Schwimm¬ 
teichen, Tennisplätze, Rennbahnen usw. Der Amerikaner kennt den Wert 
des Spiels. »Der Knabe ohne Spielplatz ist der Vater des Mannes ohne Ar¬ 
beit« ist sein Leitspruch, er weiß, daß der jugendliche Körper Stählung 
braucht, soll er dem späteren schweren Kampf ums Dasein gewachsen sein. 

„Bewundernswert an diesem Parksystem von Chicago ist vor allem die 
richtige Verteilung der Freiflächen. Innerhalb der Stadt liegen die kleineren 
Plätze in sogenannter Kinderwagenentfernung, d.h.etwa 10 Minuten von jedem 
Hause. Die großen äußeren Parks dienen der Erholung an den freien Tagen. 

„Hat das Chicagoer Parksystem infolge des Umstandes, daß es sich 
in den ganz auf dem Rechteckprinzip aufgebauten Stadtplan einpaßt, in 
seiner Gesamtanlage etwas Starres, so zeichnet sich dasjenige von Boston 
durch seine überaus reizvolle landschaftliche Anlage aus. Es ist entstanden 
aus der zielbewußten Erhaltung vorhandener Grün- und Waldflächen nach 
der großen Idee von Charles Eliot, ausgeführt nach den Plänen der be¬ 
rühmten Gartenarchitekten Gebrüder Olmstedt. Seine Adern erstrecken 
sich bis weit hinein in das Herz der großen Stadt, sie verästeln sich weit 
hinaus in das Land und werden dort zusammengefaßt durch einen großen 
Ring von Parkstraßen. 39 Gemeinden haben sich zur Durchführung des 
gewaltigen Planes zu einem Zweckverband mit Boston zusammengeschlossen, 
6116 ha Parkanlagen mit 116 km Parkstraßen werden geschaffen, 34 Millionen 
Dollar hat der Verband seit seiner Gründung im Jahre 1893 aufgewendet! 

„Ich kann mich nicht weiter verbreitern über dieses besonders inter¬ 
essante Kapitel der amerikanischen Parkanlagen. Ich empfehle angelegent¬ 
lichst zu seinem Studium das überaus verdienstvolle Werkchen von Dr. 
Werner Hegemann »Ein Parkbuch« (erschienen bei Wasmuth), dem ich 
auch meine Zahlenangaben entnommen habe. 
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„Was lehren uns nun diese amerikanischen Parkanlagen, bei denen ich 
etwas länger, als es die vorgerückte Zeit eigentlich gestattete, verweilt habe? 
Vor allem eins: daß es nie zu spät ist, etwas Gutes zu schaffen, wenn nur 
der feste Wille und Tatkraft vorhanden ist, daß allerdings später Ent¬ 
schluß oft teuer bezahlt werden muß. (Ich flechte zum warnenden Beispiel 
hier ein, was in großen Lettern auf der Städtebauausstellung zu lesen war- 
Der Zentralpark in New York kostete in den Jahren 1853 bis 1863 bei 
340 ha Größe 21,1 Millionen, 1895 bis 1905 mußte die Stadt New York für 
drei kleine Parks von nur zusammen 4ha 21,9 Millionen bezahlen!) 

„Für die Stadt Berlin ergibt sich die Lehre, daß heute noch Zeit ist, 
gar manches von den schönen Plänen des Wettbewerbs, die auf Schaffung 
und Erhaltung von Parkflächen gerichtet sind, zur Verwirklichung gebracht 
werden kann. Ich wiederhole: Boston hat erst 1893 begonnen! 

„Wir lernen ferner, daß wir in unseren Bebauungsplänen die künftigen 
Wohngebiete durchsetzen sollen mit einer nach Größe und Zahl im an¬ 
gemessenen Verhältnis zu der künftigen Bevölkerungs- und vor allem Kinder¬ 
zahl stehenden Anzahl von Spielplätzen, und daß wir rechtzeitig Vorsorge 
treffen müssen für die Freihaltung künftiger Parkflächen. Kleinere Spiel¬ 
plätze lassen sich leicht und ohne nennenswerte Belastung des Stadtsäckels 
durch angemessene Verteilung des von Grundstückseigentümern für Straßen 
und Plätze zu stellenden Landes erzielen. Die Aufwendung öffentlicher 
Mittel für derartige Tummelplätze von größerer Fläche ist wahrlich keine 
Verschwendung! 

„Wie bitter notwendig die Mehrzahl unserer deutschen Großstädte die 
Schaffung von Spielplätzen hat, zeigte die von dem Hauptausschuß zur För¬ 
derung von Leibesübungen zu Berlin aufgestellte Statistik. Unter der An¬ 
nahme, daß auf je 50000 Einwohner je 600 bis 800 Schulkinder kommen 
und daß für diese bei der Beteiligung von nur der Hälfte der Kinder an 
Bewegungsspielen 6 bis 8 ha erforderlich sind, fehlen in Berlin z. B. nicht 
weniger alB für 220000 Kinder = 96 Proz. die notwendigen Spielplätze! 
(Darum wird jetzt das Tempelhofer Feld bebaut!) Hamburg fehlen nach 
dieser Statistik z. B. 90 Proz., BreBlau 82, Cöln und Düsseldorf je 66 Proz. 
Hinreichende Flächen oder sogar einen gewissen Überschuß zeigen München, 
Dresden, Straßburg, Kiel und Mannheim. 

„Die amerikanischen Vorbilder lehren uns weiter, speziell das Beispiel 
von Boston, wie überaus erwünscht es ist, daß die Parks, und wenn auch 
nur als sich nach innen verjüngende Streifen, gewissermaßen als Kanäle ge¬ 
sunder Luft bis möglichst tief in den alten Stadtbezirk hineingeführt werden. 
Eine radiale Parkentwickelung ist günstiger als eine peripherische, ein höchst 
erstrebenswertes Ziel ist eine Kombination beider Systeme. Bei der Planung 
von »Wald- und Wiesengörtein«, von denen ja seit Wiens großem Plane so viel 
in Deutschland gesprochen wird, solle man stets vom ersten Augenblick an 
dieses Moment im Auge behalten, denn gerade die Schaffung der radialen 
Parkstreifen wird bei einer schnell wachsenden Stadt in jeder Minute kost¬ 
spieliger. 

„Um aber überhaupt die Erhaltung und Schaffung derartiger großer 
Erholungsstätten zu ermöglichen, die wir für eine der ernstesten Pflichten 
unserer deutschen Städte halten — eine um so ernstere, je mehr wir bei 
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dem scharfen Kampfe der Völker im Wirtschaftsleben unsere Kräfte bis zum 
äußersten anstrengen müssen —, ist es unbedingt erforderlich, daß sich die 
Städte so bald wie möglich selbst in den Besitz der sie umgebenden Wal¬ 
dungen setzen, denn nur so allein ist, wie ich nicht näher zu begründen 
brauche, eine Gewähr für die Verwirklichung solcher Pläne gegeben. 

„Wien ist noch nicht im Besitz aller der Flächen, die auf dem be¬ 
kannten schönen Plane als Waldgürtel grün angelegt sind, in großem Umfange 
hat dagegen Budapest die schönen Waldungen auf der Ofener Seite erworben. 

„Daß in Deutschland der Parkgedanke (will ich ihn kurz nennen) mehr 
und mehr an Boden gewinnt, zeigten übrigens zahlreiche Pläne der Städte- 
bauaustellung, denen wir allen vollste Verwirklichung wünschen möchten. 

„Wenn ich, zum letzten meiner Leitsätzd übergehend, zum Schluß noch 
gewissermaßen eine Detailfrage des hygienischen Städtebaues berühre, so 
entspreche ich damit gern einem besonderen Wunsche des Deutschen Vereins 
gegen Mißbrauch geistiger Getränke. Dieser Verein hatte auf den Ausstel¬ 
lungen eine interessante und lehrreiche Sammlung öffentlicher Trinkbrunnen 
zur Schau gestellt, die uns daran erinnerte, wie notwendig es ist, daß wir 
bei städtebaulichen Planungen denken müssen, auch für diese dem Umfange 
nach kleinen, der Bedeutung nach großen Förderer der Volksgesundheit 
Platz zu sichern. Auch für Milchausschankstellen, Kaffeehallen u. dgl. — 
die ja erfolgreiche Helfer im Kampfe gegen den Alkoholismus sind — muß 
dies geschehen. Denn jeder, der einmal im kommunalen Bauwesen tätig 
war, weiß, wie schwer es ist, für derartige Kleinbauten auf unseren Straßen 
geeignete Platze zu finden. Ganz besonders gilt dies aber bekanntermaßen 
von jenen nötigen, nützlichen und angenehmen Häuschen, die wir vom Stand¬ 
punkt der Volksgesundheit jeder Stadt in angemessener Zahl wünschen 
müssen. 

„Bekanntlich wird in den Stadtverordnetenversammlungen schneller 
über den Bau eines Elektrizitätswerkes oder dergleichen für viele Millionen 
beschlossen, als man sich einig ist über Lage und Bau einer solchen Anstalt. 
Niemand will sie vor seiner Tür haben. 

„Darum sind schon in den Bebauungsplänen geeignete Stellen für sie 
vorzusehen; noch besser, aber kostspieliger ist es, sie unter die Erde 
zu legen. 

„Meine Herren! Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Wie ich 
schon eingangs bemerkte, war es nicht im Rahmen eines Referats möglich, 
die Fülle von Anregungen, welche die beiden Ausstellungen boten, auch nur 
einigermaßen erschöpfend zu behandeln. Sie werden mir aber beipflichten, 
wenn ich sage, daß die deutschen Städte nicht nur die schönsten, sondern 
auch die gesundesten der Welt werden müssen, wenn auch' nur ein Teil von 
ihnen zur Verwirklichung gelangt. 

„Wenn meine Worte noch hier und da der glättenden Feile und der 
Vertiefung entbehrten, so muß ich um gütige Nachsicht bitten: sie sind 
niedergeschrieben in kurzer Frist nach eben überstandener langwieriger 
Krankheit. Wie einst König Friedrich Wilhelm unter die Porträts seiner 
langen Grenadiere, die er auf dem Schmerzenslager malte, schrieb: in dolo- 
ribus pinxi — so kann auch ich unter diese lange Rede setzen: in doloribus 
scripsi!“ 
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Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion. 

Geh. Baurat Prof. Ewald Genzmer (Dresden): „Meine Herren! 
Sie werden gewiß alle mit mir darüber einig sein, daß der Herr Bericht¬ 
erstatter in sehr dankenswerter und klarer Weise diejenigen Grundsätze 
hier vorgetragen bat, die heute für die Bebauungspläne maßgebend sind. 
Namentlich enthalten seine Leitsätze von Ziffer 12 ab höchst beachtenswerte 
Gesichtspunkte, die erst in der neuesten Zeit aufgetreten sind. 

„Ich habe mich hier aber zum Wort gemeldet, um gegen Nr. 3 der 
Leitsätze Einspruch zu erheben. Da ist nämlich gesagt, daß »die Aufstellung 
von Bebauungsplänen in erster Linie in die Hand des Architekten zu legen 
sei«. Meine Herren! Die Mißerfolge der alten Bebauungspläne, die den 
Herrn Berichterstatter zur Aufstellung dieses Leitsatzes veranlaßt zu haben 
scheinen, sind gewiß vorhanden, das wissen wir alle. Aber ich glaube, es 
ist doch nicht ganz richtig, wenn man diese Mißerfolge lediglich der Tätig¬ 
keit des Ingenieurs zuschiebt. Ich bin der Meinung, sie haben ihre Ursache 
vielmehr darin, daß es sich um ein bis dahin gänzlich neues Gebiet handelte, 
als vor einigen Jahrzehnten die Aufgabe an die Stadtverwaltungen herantrat, 
Bebauungspläne aufzustellen. Wir alle haben hierbei erst aus der Erfahrung 
lernen müssen. Hieran hat es wohl gelegen, daß die Lösungen vielfach nicht 
befriedigten, nicht aber daran, daß sich zunächst der Ingenieur vorzugsweise 
mit dieser Frage befaßt hat. 

„Ich meine, es betrifft überhaupt diese ganze Frage ein Grenzgebiet, 
eine Arbeitsbetätigung, die zwischen der eigentlichen Tätigkeit des Archi¬ 
tekten und des Ingenieurs liegt. Weder der Architekt noch der Ingenieur 
als solcher ist ohne weiteres dazu imstande, einen guten Bebauungsplan zu 
entwerfen. Ehe er dazu in Wahrheit berufen ist, muß jeder von beiden 
erst sehr viel von dem Fache des anderen lernen. Der Ingenieur muß sich 
mit gewissen Raumbildern unter freiem Himmel befassen, wie die städtischen 
Straßen und Platze sie darstellen. Zweifellos sind das ästhetische Fragen, 
aber doch solche von ganz besonderer Art, da zu ihrer Lösung, im Gegen¬ 
satz zu den eigentlichen architektonischen Fachaufgaben, keine Formen¬ 
kenntnis erforderlich ist. Sie sind daher auch von Nichtarchitekten, also 
auch von Ingenieuren zu bewältigen, sofern diese mit einigem natürlichen 
Empfinden die erforderlichen örtlichen Studien gemacht haben. Andererseits 
muß der Architekt eine Fülle von Stoff beherrschen lernen, der ihm meist 
sehr fern liegt, darunter namentlich die Entwässerung und die Wasser¬ 
versorgung der Städte, das ganze Verkehrswesen usw. 

„Meine Herren! Ich habe als Hochschulprofessor reichlich Gelegenheit 
gehabt, zu beobachten, wie es sich um die Betätigung auf dem Gebiete des 
Städtebaues verhält, zum mindesten bei der Studentenschaft. Es ist hier 
auch von der Städtebauausstellung in Berlin gesprochen worden. Dort war 
das Seminar für Städtebau in einer besonderen Abteilung untergebracht. 
Ich habe die Abteilung genau durchstudiert und habe gefunden, daß der 
einzige Plan eines Studenten, der dort hing, von einem Ingenieur herrübrte. 
Bei einem Wettbewerb, den eine größere Stadt ausgeschrieben hatte, wurde 
einmal ein Entwurf eines meiner Hörer, die sich aus Architekten und In¬ 
genieuren zusammensetzten, angekauft: der so ausgezeichnete Herr war ein 
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Ingenieur. Ich meine, diese Beispiele sowie eine große Reihe von Wettbewerb- 
ergebnissen zeigen, daß auch ein Ingenieur Bebauungspläne ebensogut machen 
kann, wie ein Architekt, sofern er sich mit dem Grenzgebiet, das hier in 
Frage kommt, genügend beschäftigt hat. 

„Meine Herren! Unser verehrter Herr Berichterstatter ist ja als Architekt 
der Leiter des gesamten Bauwesens der Stadt Cöln, also auch des Bau¬ 
ingenieurwesens. Ich weiß von ihm, daß er sich neben anderen Fragen aus 
dem Gebiete der Ingenieurwissensohaften auch sehr eingehend mit der heut¬ 
zutage so überaus wichtigen Frage der Straßenteerung erfolgreich befaßt 
hat. Ein anderer Herr, der ebenfalls Architekt ist, weilt unter uns, dem 
eine Erweiterung der Kenntnis über die Abwässerverhältnisse zu verdanken 
ist. Ich meine, wir Ingenieure können nur froh darüber sein, wenn die 
Herren Kollegen der Nachbargebiete uns helfen, und wir dürfen nicht den 
Satz aufstellen: Der Ingenieur ist allein der berufene Mann. Was spielt 
überhaupt die Studienzeit von wenigen Jahren für eine Rolle gegenüber 
der sehr viel längeren Zeit der fachlichen Tätigkeit des gereiften Technikers! 

„Es ist klar, daß unsere heutige Fachausbildung, die früher einheitlich 
war, in den letzten Jahrzehnten sich, wie alles im modernen Leben, immer 
mehr spezialisieren mußte, weil der Kampf ums Dasein immer schärfer ge¬ 
worden ist; es ist aber meines Erachtens lebhaft zu bedauern, daß dieses 
Spezialisieren die Angehörigen eng verwandter Berufszweige vielfach aus¬ 
einandergebracht hat. Ich versichere Sie aus meiner Hochschulerfahrung: 
es herrscht bei den Studenten der verschiedenen Fachrichtungen fast durch¬ 
weg nicht nur kein Einvernehmen, sondern vielfach sogar, ich möchte sagen, 
geradezu eine gewisse Abneigung vor der anderen Fachrichtung. Ich halte 
das für ein großes Unglück, und ich bin der Überzeugung, daß man diesem 
Übelstande entgegentreten soll, wo man irgend kann, daß man mit allen 
Kräften wieder versuchen soll, zu vereinigen, was unsere gärende Zeit ge¬ 
trennt hat. 

„Eis wird vielleicht der Zeitpunkt nicht mehr fern sein, wo wir auf 
unseren Hochschulen eine besondere neue Abteilung für »Städtebau« gründen 
werden. Ich glaube, diese Bestrebungen sind der beste Beweis dafür, daß 
es sich um ein Grenzgebiet handelt, in dem sowohl der Architekt, wie der 
Ingenieur eine volle Tätigkeit entfalten kann. 

„Meine Herren! Ich bin der festen Überzeugung, es dient unserer Sache 
mehr, wenn wir nicht den Kampf darum führen, welche Fachrichtung die 
Führung haben soll. In der Tat kommt es doch auf die einzelne Persönlich¬ 
keit an. Wir dürfen also meiner Meinung nach nicht sagen: Es muß ent¬ 
weder der Architekt oder der Ingenieur sein, der Bebauungspläne machen 
darf, sondern wir Ingenieure und Architekten wollen uns die Hand reichen 
in der Überzeugung, daß es ein gemeinsames Grenzgebiet ist, auf dem wir 
tätig sind. Viel wichtiger ist es, möglichst viele Angehörige beider Fach¬ 
richtungen für den Städtebau zu interessieren. Wenn ich noch einmal aus 
meiner eigenen Erfahrung reden darf, muß ich sagen, daß vielfach noch 
gerade in den Kreisen der Architekten das Verständnis für den Städtebau 
längst nicht so weit geht, wie es gehen sollte. Viele kleben noch an den 
Einzelaufgaben und sehen nicht den Zusammenhang dieser einzelnen Bau¬ 
aufgaben mit dem Stadtbebauungsplan; sie sind noch lange nicht d&von 
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durchdrungen, daß jeder Bau nur im Zusammenhang mit dem Stadt¬ 
bilde geplant werden sollte. Wenn wir diese Erkenntnis verbreiten, 
dann werden wir den Städtebau populär machen. Wir werden der Sache 
dadurch mehr nützen, als wenn wir den Gegensatz zwischen Architekt und 
Ingenieur betonen und uns darüber streiten, wer der Führer sein soll.“ 

Baurat Redlich (Rixdorf): „Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Zunächst möchte ich nicht verfehlen, dem Herrn Vorredner dafür meinen 
Dank abzustatten, daß er meiner bzw. meiner Arbeiten freundüchst in seinem 
Vortrage gedacht hat. 

„ln den Leitsätzen des Herrn Referenten möchte ich den Gesichtspunkt 
unterstreichen, der mich näher angeht, nämlich denjenigen, welcher den 
Kampf gegen die Seitenflügel betrifft. Ich möchte nicht die Gelegenheit ver¬ 
säumen, hier vor einem solchen Forum, wie es die Versammlung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege ist, diese Sache besonders zu be¬ 
tonen. Ich spreche aus einer langjährigen Erfahrung in einem Gebiet, in 
welchem in der Regel 90Proz. aller Wohnungen aus einer Stube und Küche 
oder aus zwei Stuben und Küche bestehen. Daß dort die Seitenflügel¬ 
wohnungen eine wiederkehrende Häufigkeit zeigen, wird Sie bei einem Gebiet, 
das baulich so ausgenutzt werden kann wie Rixdorf, nicht wundern. 

„In der hiesigen Hygieneausstellung werden Sie finden, daß von etwa 
36 Städten die Bauordnungen nach einem Vorbilde graphisch dargestellt 
worden sind. Unser verehrter früherer Vorsitzender, Geh. Oberbaurat Stübben, 
steht an der Spitze der Abteilung »Wohnung und Siedlung»; in dieser Ab¬ 
teilung werden Sie die genannten Pläne finden. Da werden Sie feststellen, 
daß fast in keiner Darstellung die Seitenflügel fehlen und daß diese also 
in den Bauordnungen auch nicht verboten sind. Und doch, wir müssen den 
Kampf gegen die Seitenflügel aufnehmen, nicht schon deshalb, weil, wie der 
Herr Vorredner betont, eine Einzelwohnung darin sich nicht gut lüften läßt, 
sondern besonders aus dem Grunde, Weil die Seitenflügel die Verbindung 
aller Höfe eines Bauviertels untereinander verhindern, so daß nicht alle 
Höfe und auch nicht alle Wohnungen gut gelüftet werden können. 

„Nun wird es sich immer lohnen, die Bauunternehmer darauf aufmerksam 
zu machen, daß sie teuer bauen, wenn sie Seitenflügel ausführen. In einem 
Vortrage, den ich im Architekten verein zu Berlin im Winter 1910 gehalten 
habe, habe ich ungefähr 15 Gründe angeführt, weshalb der Bau von Seiten¬ 
flügeln den Unternehmern teuer zu stehen kommt. Ich habe dabei aus¬ 
geführt, daß die Bauordnungen häufig die Unternehmer zur Herstellung von 
Seitenflügeln zwingen und daß unser Streben darauf gerichtet sein muß, die 
entsprechenden Vorschriften zu mildern, abzuändern oder zu beseitigen. Ich 
will die Seitenflügel nicht dort verboten wissen, wo es nicht angängig ist, 
wie auch der Herr Vortragende betont hat. Man soll dort, wo dies nicht 
möglich ist, wenigstens dafür sorgen, daß die Seitenflügel nur eine niedrige 
Höhe erhalten. 

„Es wird Sie vielleicht interessieren, wenn ich Ihnen verrate, aus welchen 
Gründen die Bauunternehmer die Seitenflügel nicht gern ausführen. Zu¬ 
nächst muß die Rückwand der Seitenflügel, da sie balkentragend ist, min¬ 
destens so stark werden wie die Frontwand. Aber diese Wand trägt nur 
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nach einer Richtung die Deckenbalken, während eine Mittelwand, an deren 
beide Seiten ich ja auch nicht durchzulüftende Wohnungen legen kann, die 
Balken nach zwei Seiten trägt. Ferner muß die Rückwand, da sie an der 
Nachbargrenze zu stehen kommt, als Brandmauer hergestellt, also höher ge¬ 
führt werden als die Frontwand; sie kostet also viel mehr Geld als diese. 
Da sie als Brandmauer keine Öffnungen erhalten darf, so kann man auch an 
Material nichts sparen. Dann lassen sich von einer Treppe in einem Seiten¬ 
flügel nur zwei Wohnungen zugänglich machen, während man sonst von 
einem Treppenhause vier oder sogar fünf Wohnungen zugänglich machen kann. 

„Ferner ist das sogenannte Berliner Zimmer die notwendige Folge von 
Seitenflügeln. Dies ist besonders bedenklich bei kleinen Wohnungen. — 
Ich spreche hier immer nur von kleinen Wohnungen; die großen Wohnungen 
müssen wir bei unseren Erörterungen ausschalten, da ja nur, wie es Eber¬ 
stadt festgestellt hat, und wie Sie auch von dem Referenten gehört haben, 
8 Proz. unserer Einwohnerschaft größere Wohnungen mieten können. Also 
für 92 Proz. unserer Mitbürger müssen wir besonders sorgen. Diese können 
in der Regel nur eine Wohnung von zwei Stuben und Küche bezahlen; wenn 
sie mehr mieten, dann ist das Afterwohnungsunwesen die Folge. — Das 
Berliner Zimmer wird in der Regel zu groß. Dahinter liegt gewöhnlich ein 
dunkler Raum — U-Raum wird er in der Berliner Baupolizei genannt. 
Für diesen dunkeln Raum kann der Unternehmer keine Miete bekommen. 
Das Berliner Zimmer wird ja auch in der Regel dunkel bleiben. Das Fenster 
an der Seite läßt im Verhältnis zu der Größe des Zimmers zu wenig Licht 
ein treten. Dann bildet das Berliner Zimmer den Zugang zu anderen Zimmern; 
das ist ein Übelstand. Es dient als Flur. Die Stube, die hinter dem Ber¬ 
liner Zimmer zu liegen pflegt, die also erst durch das Berliner Zimmer zu¬ 
gänglich ist, bringt im Vergleich mit anderen wenig Miete, weil sie nicht 
direkt am Flur liegt. Ferner sind, um ein Berliner Zimmer in Vorderhaus 
und Seitenflügel unterzubringen, ungefähr 10 qm nötig, mit denen es in den 
Seitenflügel hineinragt und die es noch an Größe mehr besitzen muß als 
ein gewöhnliches Zimmer. Bei fünfgeschossiger Bebauung muß man etwa 
300 für je 1 qm bebauter Fläche rechnen; 10 qm kosten mithin 6000 Jt, 
die dadurch verschwendet werden, daß man Berliner Zimmer anlegt, un¬ 
geachtet der übrigen Nachteile. Wird ein Flur hinter dem Berliner Zimmer 
derart herumgeführt, daß das Berliner Zimmer nicht den Zugang zu der 
dahinter befindlichen Stube bildet, sondern derart, daß diese Stube von dem 
Flur unmittelbar zugänglich gemacht ist, so kostet dieser Flur etwa dieselbe 
Summe. Nun kommt schließlich hinzu, daß überhaupt die Wohnungen in 
einem Seitenflügel wenig Ertrag bringen. Also Sie sehen, daß aus den ge¬ 
nannten Gründen die Unternehmer gar kein großes Interesse an der Her¬ 
stellung von Seitenflügeln haben können, und viele haben mir auch gesagt, 
daß, wenn die Baupolizei in ganz bestimmten Bezirken die Seitenflügel ganz 
allgemein verbieten würde, das nicht schlimm für sie wäre; man sollte aber 
nicht verlangen, daß ohne ein bestimmtes Verbot einzelne Unternehmer von 
der Herstellung von Seitenflügeln Abstand nehmen sollen. 

„Nun, trotzdem häufig sowohl bei meiner früheren Tätigkeit bei der 
staatlichen Baupolizei in Königsberg, wie auch jetzt in Rizdorf die Unter¬ 
nehmer durch die Bauvorschriften dazu gezwungen wurden bzw. werden, 
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Seitenflügel zu bauen — ich "will die Gründe hierfür nicht näher ausführen, 
weil eingehende technische Erörterungen nötig sein würden —, ist es mir 
gelungen, in Königsberg bei einem Unternehmer, der 11 Grundstücke besaß, 
die er mit je einem Vorder- und einem Hintergebäude bebaut hat, also für 
22 Gebäude, die Seitenflügel zu verhindern. In Rixdorf ist es mir jetzt im 
Laufe eines Jahres bei 23 Grundstücken gelungen, der Errichtung von 
Seitenflügeln vorzubeugen. Wenn Sie bedenken, daß in Rixdorf auf jedem 
Grundstück außer einem Vorderhause wenigstens ein Quergebäude errichtet 
wird, so sind dort 46 Seitenflügel verhindert worden. Ich bin erfreut, daß 
einstweilen dieser kleine Erfolg sich erzielen Heß. Ich wollte ihn nur an¬ 
führen — es sollen ja doch die Erfahrungen aus der Praxis hier mitgeteilt 
werden —, um zu zeigen, daß es durchaus nicht vergebens ist, wenn auch 
anderwärts ein Versuch unternommen wird. 

„Nun wäre mir die Verhütung einer so großen Anzahl von Seitenflügeln 
nicht gelungen, wenn in Rixdorf nicht die Banken die Grundstücke ohne 
Seitenflügel so gut beliehen hätten. Sie haben den Quadratmeter bebauter 
Fläche bei den Grundstücken, bei welchen die Seitenflügel weggelassen sind, 
mit 50 Jt mehr beliehen als bei den Grundstücken, die mit Seitenflügeln 
versehen waren. Ich kann da zufällig ein ganz bestimmtes Beispiel anführen: 
Ein Unternehmer hatte auf einem Grundstück außer Vorderhaus und Quer¬ 
gebäude auch Seitenflügel ausgeführt und nachher hatte er bei einem ebenso 
großen Grundstück die Seitenflügel weggelassen. Das Grundstück, auf 
welchem keine Seitenflügel errichtet waren, ist von derselben Bank ebenso 
hoch beHehen worden, wie das Grundstück, auf welchem er Seitenflügel aus¬ 
geführt hatte. Warum? Der Taxator der betreffenden Bank ist ein ver¬ 
ständiger Mann gewesen. Derselbe sagte sich: Das Haus wird dauernd ver¬ 
mietbar bleiben, also kann man hier etwas mehr Geld darauf leiben als sonst, 
denn es ist gut und sicher angelegt. Die Zimmer haben, da die sonst 
zulässige Bebauungsfläche nicht ausgenutzt ist, Baikone bekommen können. 
Es hat sogar jede kleine Wohnung, nur aus Stube und Küche bestehend, 
einen Balkon erhalten. Das ist für die kleinen Leute sehr erwünscht. Sie 
denken nicht immer gleich an die Hygiene, aber sie haben oft unbewußt den 
Vorteil, der ihnen durch diesen Balkon zuteil wird. Dadurch, daß die Seiten¬ 
flügel wegfielen, sind alle Hindernisse für eine einwandfreie Licht- und Luft¬ 
zuführung weggefallen und besonders sind die Wohnungen besser belüftbar 
geworden, als dies sonst der Fall zu sein pflegt. Das sagte sich die Bank 
auch. Es können größere Hofräume gebildet werden. Jeder Hof hängt mit 
dem anderen zusammen und wird nicht durch einen Seitenflügel von dem 
anderen Hof getrennt. Sämtliche BerUner Zimmer sind fortgefallen. Jedes 
Zimmer ist einzeln zugänglich, also sind die vermietbaren Räumlichkeiten 
besser. Das sind die Gründe, weshalb die Banken die betreffenden Grund¬ 
stücke höher beliehen haben als sonst. 

„Ich möchte noch betonen, wie man die Verhütung der Seitenflügel 
erreichen kann. Einmal kann man Seitenflügel verhindern durch rückwärtige 
Baufluchtlinien. Solche sind schon in Oberkassel, Heerdt bei Düsseldorf, in 
Düsseldorf, in Königsberg usw. eingeführt. Rückwärtige Baufluchtlinien 
kann man aber nur da erreichen, wo die Bebauungsfläche an sich schon 
gering ist, also z. B. für Groß-Berlin außerhalb der Berliner Ringbahn. Dort 
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haben wir leider große Blöcke, können aber die Seitenflügel nicht verhindern, 
weil keine rückwärtigen Baufluchtlinien festgesetzt sind. Es wäre diese Fest¬ 
setzung ohne Schädigung der Unternehmer oder Grundstückseigentümer 
möglich, wenn man innerhalb der Bau viertel vielleicht einen kleinen Spiel¬ 
platz geplant hätte, oder jetzt anlegen würde, wie ihn der Referent vor¬ 
geschlagen hat, und wenn man durch Einführung eines Oblastenbuches, wie 
es in Sachsen bereits vorhanden ist, gewissermaßen grundbucblich für alle 
Anlieger die Pflicht zur Abtrennung eines kleinen Grundstücksteils behufs 
Erzielung des Spielplatzes geltend gemacht hätte. Um also unser Ziel, die 
Seitenflügel im Entstehen zu verhüten, zu erreichen, müssen wir rückwärtige 
Baufluchtlinien einführen. Zweitens müssen wir Beschränkungen der Be¬ 
bauungsfläche herbeiführen, und drittens müssen wir danach streben, daß 
die Baublöcke beim Bebauungsplan unter Berücksichtigung der Vorschriften 
der Bauordnungen so gestaltet werden, daß Seitenflügel nicht entstehen 
können, und schließlich müssen wir Einfluß auf die Taxatoren bei den Banken 
dahingehend zu gewinnen suchen, daß sie von der Beleihung solcher Grund¬ 
stücke, die Seitenflügel haben, abraten. tt 

Justizrat Dr. Baumert (Spandau): „Vielleicht gestatten Sie, daß ich 
mich gegen zwei Ausführungen des Herrn Vortragenden wende Die erste 
Ausführung betrifft die Eingemeindungen und das Zweckverbandsgesetz. 
Der Herr Vortragende hat gesagt: Das Zweckverbandsgesetz, das in Preußen 
erschienen ist, mag vielleicht ganz gut sein, aber erreichen werden wir das, 
was wir erreichen wollen, nur durch Eingemeindungen, denn es ist sehr 
schwer, eine kleine Dorfgemeinde, die vor der Großstadt liegt, zu bewegen, 
einen Park vor der Großstadt anzulegen. Das waren seine Ausführungen. 
Ich möchte ihn aber mit seinen Ausführungen schlagen. Er hat gesagt, in 
Boston bestände ein Zweck verband von 39 Gemeinden, der in prachtvoller 
Weise Parks angelegt habe mit dem größten Erfolg. Nun, meine Herren, 
warum soll das, was dort möglich ist, bei uns nicht möglich sein? Ich 
möchte Sie aber weiter auf den Londoner Grafschaftsrat verweisen, der auch 
großartig gearbeitet hat, und ich möchte Sie deshalb bitten, meine geehrten 
Herren, nicht gegen das Zweckverbandsgesetz so voreingenommen zu sein, 
wie es der Herr Vortragende anscheinend ist. Der Zweckverband ist ein 
junges Kind, und wir müssen uns dessen annehmen; wir werden damit mehr 
erreichen als durch die Eingemeindung, denn dieser Moloch: Eingemeindung, 
dem wir die Selbständigkeit vieler Gemeinden, die Selbständigkeit einzelner 
Bezirke, die jetzt eingemeindet worden sind, geopfert haben, ist ebenso ein 
Moloch, wie der Moloch: Verkehr bei dem Städtebau oder der Stadtverwaltung, 
und zwar ist er deswegen ein Moloch, weil wir dadurch die Selbstverwaltung 
untergraben, die wir hochhalten müssen im Interesse unserer Stadtverwaltungen. 
Wollen wir alles immer nur eingemeinden und wer weiß wieviel Komplexe 
in einheitlicher Verwaltung haben, so ist eine gesunde Selbstverwaltung und 
die Möglichkeit für den Bürger, der noch ein Gewerbe und einen Beruf bat, 
sich bei der Selbstverwaltung zu beteiligen, ausgeschlossen. In Großstädten 
wie Berlin können sich Personen, die im Erwerbsleben stehen, wegen der 
vielen Sitzungen usw. kaum noch mit Erfolg an der Stadtverwaltung beteiligen. 
Meist sind es Rentiers. Haben diese aber viele Jahre hindurch sich an der 
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Stadtverwaltung beteiligt, so unterscheiden sie sich von den Beamten eigent¬ 
lich nur noch dadurch, daß sie kein Entgelt bekommen. Eine gesunde 
Selbstverwaltung verlangt aber die Mitarbeit von Männern, die noch im 
Erwerbsleben sich betätigen. 

„Ich möchte ein anderes Beispiel dem Herrn Vortragenden Vorhalten. 
Es handelt sich nicht immer bloß um Großstadt und Kleinstadt, sondern 
auch um zwei Nachbarstädte, ich will einmal sagen Elberfeld und Därmen. 
Sollen die eingemeindet werden? Es war einmal die Absicht. Es hat sich 
aber doch gezeigt, daß das ein großer Fehler wäre, und das sage ich nach 
den Erfahrungen, die ich selbst gemacht habe als Bewohner eines Vorortes 
von Berlin: Es war ein Segen, daß die Eingemeindung nicht durcbgegangen 
ist. Die Vorortgemeinden hätten sich nicht so entwickeln können und nicht 
so ein Zentrum der Bildung, des Verkehrs, kurz ein eigenes Zentrum bilden 
können, wenn sie nicht die Selbständigkeit behalten hätten. 

„Meine Herren! Lassen Sie sich also nicht von dem Moloch Eingemein¬ 
dung, wie alle Tagesblätter dies auch tun, so einnehmen. 

„Dann möchte ich noch auf eins kurz eingehen: Eigenhaus und Miets¬ 
kaserne. Der Vortragende sagte, die Ausführungen von Prof. Fuchs in 
Wien wären ganz vortrefflich, und er müßte sich ihnen anschließen. Er 
selbst hat sich aber nicht angeschlossen, denn er bat einmal in seinem 
heutigen Vortrage gesagt: Das Eigenhaus ist das teuerste, es ist also nicht 
überall durchführbar. Ich wollte bloß hier aussprechen, daß ich das Eigen¬ 
haus für ein Ideal halte, dem auch ich nachstrebe, und von dem ich wünsche, 
daß Sie es alle erreichen. Aber können wir alle das Eigenbaus erreichen? 
Ein großer Teil wohnt zur Miete, und wir sollten uns doch durch solche 
Ausführungen, wie Prof. Eberstadt sich zu sagen erkühnt hat: Das Miets¬ 
haus nimmt den Bewohnern den Hausfrieden.... nicht beeinflussen lassen. 
Wenn Sie zu Ihrer Freude eine Mietswohnung haben, behalten Sie sie nur 
ruhig bei, wenn Sie sich ein Eigenhaus nicht bauen können. Es ist eine 
unrichtige durch nichts erweisbare Behauptung, daß das Mietshaus den Be¬ 
wohnern den Hausfrieden nimmt, und ich werde mir erlauben, dem Vor¬ 
tragenden einen neuen Aufsatz, der erst vor ein paar Tagen im »Grund¬ 
eigentum« erschienen ist, und dies näher begründet, zu übersenden. Ich 
darf leider auf die Frage des Eigenhauses und der Mietskaserne hier nicht 
näher eingehen, da ja der Herr Vortragende auch nicht weiter darauf ein¬ 
gegangen ist, und schließe deshalb. u 

Oberbürgermeister Dr. Gerhardt (Halberstadt): „Meine Herrent 
Der Herr Vortragende hat zwei einzelne Grundsätze aufgestellt, die in ihrer 
Zusammenfassung miteinander meiner Ansicht nach ein bedenkliches und 
sicherlich von ihm auch nicht gewolltes Postulat ergeben würden. Er hat 
einerseits gesagt, er wünscht die großen Höfe und schmalen Straßen, er bat 
darauf hingewiesen, daß man früher ja törichterweise viel zu breite Straßen 
gemacht hätte; er hat andererseits gesagt: hohe Randbebauung und niedrige 
Innenbebauung. Meine Herren! Wenn man das zusammenhält, so würde das 
ergeben: schmale Straßen mit sehr hoher Randbebauung, und ich glaube, 
das ist kein Ergebnis, das gerade im Sinne dieses Vereins liegen kann. Es 
würde für alle diejenigen, die an der Straße sich überwiegend aufhalten 
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müssen — ich denke nicht nur an Geschäfte, sondern natürlich an sämtliche 
Vorderräume —, nicht gerade ein sehr befriedigendes Wohnen ergeben. 

„Ich gebe zu, meine Herren, daß früher — und das ist vielleicht gemeint 
gewesen — breite Straßen in der Regel nicht übermäßig günstig eingeteilt 
waren, und ich glaube, wenn man von dieser Einteilung in Zukunft abgeht 
— man tut das ja schon vielfach —, wird man trotz der breiten Straßen 
etwas Befriedigendes erreichen, denn in der Straße ist dasjenige, was un¬ 
hygienisch ist* doch der Fahrdamm. Der Fahrdamm bringt den Schmutz 
und Staub, und infolgedessen muß man, glaube ich, den Grundsatz aufstellen, 
den Fahrdamm so schmal zu machen, wie er eben sein muß, um den Ver¬ 
kehr, den gerade die Straße hat, aufnehmen zu können. Das hat meiner 
Ansicht nach Vorteile nach verschiedenen Seiten hin. Man wird zunächst 
die Straße dadurch verbilligen, man wird es also auch dadurch ermöglichen, 
daß man die Anliegerbeiträge auf diese Weise herunterdrückt, daß man dem 
Hausbesitzer oder demjenigen, der sich dort ankaufen will, es ermöglicht* 
mehr Geld zu verwenden auf die Ausstattung des Hauses, vielleicht auch 
auf Hintergärten und so etwas. Das wäre ein Vorteil. Der andere Vorteil 
würde darin bestehen, daß die breite Straße, die ich doch für erwünscht 
halte, im übrigen Raum gibt für hygienische Einrichtungen, für Baum¬ 
reihen und namentlich für Vorgärten, und da würde ich es für ganz besonders 
vorteilhaft halten, wenn die Bestimmung des Straßenfluchtliniengesetzes: Vor¬ 
gärten von mindestens 3 m, die allmählich, möchte ich fast sagen, aufgefaßt 
worden ist als eine Höchstbegrenzung des Vorgartens, einmal nach der Rich¬ 
tung hin geändert würde — ich meine nicht die gesetzliche Bestimmung, 
sondern ihre Ausführung in der Praxis —, daß man dazu würde kommen 
können, daß man an Stelle des doch ziemlich traurigen 3 m tiefen Vorgartens 
einen besseren, tieferen anlegen könnte, denn dann wird es eigentlich über¬ 
haupt erst ein Garten. Es würde weiter dazu kommen können, daß man 
auf breiten Bürgersteigen Bäume anlegen kann und da nicht immer einen 
Widerstand findet, der zum Teil nicht unberechtigt ist, von seiten der Ge¬ 
schäftsinhaber und von seiten derjenigen, die die Parterrewohnungen be¬ 
wohnen, die einerseits sagen: uns wird das Licht genommen durch die 
Bäume, die sich dort vorn entwickeln, und die andererseits als Geschäfts¬ 
inhaber sagen: unsere Geschäfte, unsere Auslagen werden dem von etwas 
weiter Kommenden auf diese Weise zum Teil entzogen. Ich meine also, 
wenn man die breiten Straßen beibehält und sie vernünftiger einteilt, als es 
bisher geschehen ist, dann wird man auch etwas hygienisch außerordentlich 
Vorteilhaftes erreichen können/ 

San.-ßat Stadtverordneter Dr. Friedemann (Schöneberg): „Meine 
Damen und Herren! Der Herr Vortragende hat den Direktor unseres Stati¬ 
stischen Amtes erwähnt und speziell eine Arbeit von ihm, in der er sich 
über Wohnungsgröße und Wohnungsdichte ausspricht. In der letzten Zeit 
ist von ihm eine neuere Arbeit über WohnungsverhältniBse erschienen, die 
auf Veranlassung der Fürsorgestelle für Tuberkulöse in unserer Stadt auf- 
gestellt worden ist. Dabei hat sich das eigene Ergebnis herausgestellt, daß 
am teuersten, im Sinne des Herrn Baurat Redlich gesprochen, die Wohnungen 
sind, welche am kleinsten sind, daß die Einzimmerwohnung, pro Kubikmeter 
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berechnet, 3,56 Jtt kostet, während bei den großen Wohnungen von mehr 
als sechs Zimmern das Kubikmeter nur etwa 2,80 Jt kostet — also auch 
jedenfalls hygienisch und nationalökonomisch sehr interessant. 

„Herrn Baurat Redlich habe ich versucht, in Groß-Berlin zu unter¬ 
stützen in seinen Bestrebungen, Freiplatze innerhalb der Grundstücke zu 
schaffen. Ich habe vor etwas über drei Jahren in der Stadtverordneten¬ 
versammlung zu Schöneberg einen Antrag gestellt, der Magistrat solle in 
Erwägungen darüber eintreten, ob es möglich ist, durch DispenBe usw. Frei¬ 
plätze zu schaffen. Es sollte von jedem Grundstück ungefähr 7*0 frei liegen 
bleiben, so daß auf diese Weise innerhalb 20 Grundstücken k 2000 qm ein 
Freiplatz von etwa 2000qm geschaffen würde, mit Einschluß der Höfe, die 
dazu kämen, also noch bedeutend größer. Es sollten dafür den Bauherren 
gewisse Erleichterungen geschaffen werden. Wenn wir annehmen, daß ein 
Grundstück 2000 qm im Durchschnitt hat und zu 4 /io zu bebauen ist, so 
wäre es also möglich, etwa 800 qm zu bebauen. Wenn davon nun 1 / ao ab¬ 
gezogen würde, so hätte er bloß 720qm zu bebauen, und ihm sollte nun 
die Möglichkeit gegeben werden, Vao mehr zu bebauen, also 90 qm. Er 
hätte dadurch bei dieser Berechnung also 810 qm, mithin* noch einen Raum 
von 10 qm plus gehabt, also ganz gut noch eine Stube oder Küche hinein¬ 
bauen können. Das wäre also nicht einmal zum Schaden der betreffenden 
Bauunternehmer gewesen. 

„Wir haben damals in unserer Stadtverordnetenversammlung eine ein¬ 
flußreiche Gruppe gehabt, die speziell aus Bauinteressenten usw. bestand, 
die mit Gejohle und Gejubel die Sache auf genommen haben. Weil es damals 
nur dem Magistrat zur Erwägung übergeben werden sollte, ist es trotzdem 
angenommen worden, zum Gaudium der Leute, eigentlich als Scherz. So 
kam es nun, daß bei einem neuen Bebauungsplan gerade ein Interessent, 
der damals dagegen war — nicht bei uns, sondern im allgemeinen —, die 
Idee ausführte. 

„Herr Baurat Redlich hat ausgeführt, daß die Leute bei Einzimmer¬ 
wohnungen den Balkon nicht hygienisch zu würdigen wissen. Ich als Arzt 
kann Ihnen sagen, die Leute sehnen sich nach dem Balkon wie der Vogel 
nach einem Badehause an seinem Käfig. Sie rechnen darauf, daß sie das, 
was sie für die Wohnung mehr bezahlen müssen, am Arzt einmal sparen 
werden. So praktisch sind die Leute doch. 

„Hier ist oft genug der Zweckverband erwähnt worden. Hoffentlich 
wird der Zweckverband in Groß-Berlin kein Zwickverband, wie einer unserer 
Kollegen einmal gesagt hat. Jedenfalls stehe ich als Stadtverordneter im 
Gegensatz zu Herrn Justizrat Baumert auf dem Standpunkt, daß eine 
große Inkommunalisierung speziell für Berlin das geeignetste ist. Trotzdem 
können die einzelnen Viertel ihre Individualität behalten, und es werden 
sich auch Leute finden, die in der Selbstverwaltung tätig sind, genau so wie 
es jetzt der Fall ist. 

„Sodann monierte Justizrat Baumert, daß der Vortragende vom Eigen¬ 
hause gesprochen habe; das Eigenhaus wäre nicht zu erreichen. Es ist 
vieles nicht zu erreichen, was wir in der Hygiene anstreben. Der Herr 
Justizrat ist eben nicht Hygieniker genug, er ist Jurist, und er weiß ja auch, 
daß vieles in der Juristerei nicht zu erreichen ist, was in den Gesetzbüchern 
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steht. Die Hygiene ist ein Kampf, ein großer Krieg, und Krieg kostet Geld 
und Hygiene kostet fürchterlich viel Geld. Wer sich ein Eigenhaus schaffen 
will, muß sehr viel Geld haben, sonst geht es nioht. Aber das ist das 
Idealste, und hoffentlich kommen wir einmal im Reiche dahin, daß jeder 
so viel Geld hat, daß er ein Eigenhaus haben kann. 

„Ich komme nun noch auf die Vorgärten zu sprechen, die Herr Ober¬ 
bürgermeister Gerhardt hier erwähnt hat. Ein jedes Ding hat seine zwei 
Seiten, auch die Vorgärten haben ihre zwei und manchmal drei Seiten. In 
verkehrsreichen Straßen — und wer weiß vorher, welche Straße Verkehrs¬ 
straße wird — sind die Vorgärten überflüssig. Ich erinnere Sie an die Tat¬ 
sache, daß früher ruhige Straßen vorhanden gewesen sind, die jetzt Haupt¬ 
verkehrsstraßen sind, und wo die Vorgärten wieder weggenommen werden 
mußten. Jedenfalls dürfen die Vorgärten nicht nur 3 m tief sein, damit 
sie nicht, wie einer unserer Stadtverordneten einmal sagte, nur das Bild 
eines Erbbegräbnisses darstellen. Vielleicht läßt sich die Sache noch etwas 
anders lösen, durch mit Blumen geschmückte Rasenstreifen, oder durch andere 
Einteilung. 

„Alles in allem schließe ich mich den Ausführungen des Herrn Vor¬ 
tragenden an. u 

Justizrat Dr. Baumert (Spandau): „Ich wollte nur dem geehrten 
I lerrn Vorredner erwidern, daß bei Kleinwohnungen, pro Kubikmeter berechnet, 
der Preis nach der Statistik keineswegs am teuersten ist. Auch die Statistik 
von Schöneberg ergibt das nicht, was der Vorredner sagte, wenn man sie 
richtig deutet. Bei der Fürther Statistik hat man zu Unrecht die Küche 
nicht mitgerechnet, die Küche ist aber oft so groß wie die eine Stube der 
einzimmerigen Wohnung. Wenn Sie zur Kleinwohnung die Küche mitrechnen, 
so ist die Kleinwohnung pro Kubikmeter Raum billiger als die großen 
Wohnungen. Ich kann mich auch auf die Statistik von Zürich berufen, die 
klar ergibt, daß verhältnismäßig nach dem Raum berechnet die kleinen 
Wohnungen billiger sind als die großen. Es wird dies auch von der Praxis 
bestätigt. Denn die Bauunternehmer bevorzugen den Bau von größeren 
Wohnungen, weil diese eben mehr Mietsertrag bringen als die kleineren. 

„Dann wollte ich noch hervorheben, was die Hygiene des kleinen Hauses 
und der Mietskaserne betrifft, daß, wenn wir die 90 Proz. unserer Bewohner 
berücksichtigen, die sich mit Kleinwohnungen von einem und zwei Zimmern 
begnügen, die Hygiene der Mietskaserne von den Ärzten als besser anerkannt 
wird als die Hygiene des platten Landes und der kleinen Stadt, wo der¬ 
artige Leute im Eigenhause wohnen.“ 

San.-Bat Stadtverordneter Dr. Friedemann (Schöneberg): „Der 
Herr Justizrat scheint mich falsch verstanden zu haben. Ich habe extra 
erwähnt, daß bei uns speziell die Einzimmerwohnungen gemessen worden 
sind, die also keine Küche haben, und daß bei denjenigen Wohnungen, bei 
denen die Küche dabei ist, sie mitgerechnet worden ist, und zwar ist die 
Ausmessung in der Weise geschehen, daß die Schwester unserer Fürsorge¬ 
stelle mit einem Baubeamten ihre Besuche zusammen gemacht hat, und ganz 
wahllos sind etwa 400 Kleinwohnungen ausgemessen worden, und anderer- 
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seit8 sind Raumverhältnisse der größeren Wohnungen nach Bauplänen usw. 
bekannt, und daraus hat sich eben das etwas traurige Resultat ergeben, daß 
die Einzimmerwohnungen die teuersten sind. u 

Oberbürgermeister Dr. Gerhardt (Halberstadt): „Meine Herren! 
Nur eine halbe Minute. Das Bedenken, das der Herr Vorredner wegen der 
Vorgärten erhoben hat, läßt sich ganz leicht beseitigen, und wir haben es 
gelegentlich so gemacht. Man läßt sich von den Anliegern nicht nur das 
Straßenland, sondern auch das Land für die Vorgärten zu Eigentum über¬ 
lassen, überläßt es dann ihnen zur Benutzung, und wenn der Verkehr sich 
so entwickelt, daß man die Vorgärten braucht, werden sie beseitigt, und die 
Stadt hat ohne Kosten ihre breite Straße, die der Verkehr erfordert.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent Landesb&urat a. D. C. Rehorst, Beigeordneter der Stadt 
Cöln: „Meine Herren! Fürchten Sie nicht, daß ich Sie lange mit meinen 
Schlußbemerkungen aufhalten werde. Ich kann mir aber nicht versagen, 
zu einzelnen Punkten einige Bemerkungen zu machen. 

„Was zunächst die Ausführungen meines Freundes und Lehrers Geheimrat 
Genzmer angeht, so glaube ich nachdrücklich in meinen Ausführungen 
betont zu haben, daß es mir durchaus fern liegt, die Bedeutung der Ingenieure 
für den Städtebau herabzusetzen oder gar einen Streit in diese beiden Berufs¬ 
arten auf diesem Gebiete zu tragen. Ich bin aber nicht mit ihm einer 
Meinung, daß das gerade auf dem Gebiete des Städtebaues so unbedingt 
erforderliche Kunstempfinden und Raumgefühl von jemand von einer anderen 
Berufsart angeeignet werden kann. Ich bin der Meinung, daß gerade diese 
Befähigung vorhanden sein muß. Darin gebe ich Herrn Genzmer recht: 
Es ist nicht jeder Architekt, der ein gutes Haus entwerfen kann, ohne 
weiteres ein guter Städtebauer; aber ich bin der Meinung, daß der Architekt 
besser für den Städtebau vorgeschult ist, weil er eben mit dem Raumgedanken 
dauernd arbeiten muß, weil er plastischer denken muß, und weil er eben die 
Gestaltungsmöglichkeit des Einzelhauses — sofern er überhaupt etwas kann — 
besser überschauen kann als der Ingenieur, dem diese Sache femliegt. 

„Selbstverständlich gebe ich ebenfalls zu, daß der Städtebau ein Grenz¬ 
gebiet ist und daß es auch Ingenieure gibt, die sehr wohl und so viel archi¬ 
tektonisches und künstlerisches Empfinden besitzen, daß sie gute Bebauungs¬ 
pläne machen können; die wären nach ihrer Begabung vielleicht ebenso gute 
Architekten geworden. Aber ich glaube — und das möchte ich nachdrück¬ 
lich besonders betonen —, daß eher der Architekt die zum Städtebau er¬ 
forderlichen Kenntnisse auf dem Gebiet des Straßenbaues, der Kanalisation usw. 
erwerben kann, als wie der Ingenieur das zum Städtebau unbedingt erforder¬ 
liche Raumempfinden und künstlerische Gefühl sich durch Studium an¬ 
eignen kann. 

„Der Herr Justizrat Baumert und der Herr Oberbürgermeister von 
Halberstadt scheinen mich in verschiedenen Punkten doch grundsätzlich 
mißverstanden zu haben. Herr Justizrat Baumert sagt, ich hätte mich 
selbst geschlagen, indem ich den Zweckverband von Groß-Boston als Muster¬ 
bild hinstellte und dabei selbst gegen den Zweckverband sprach. In Groß- 
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Boston ist der Zweckverband nur zu einem Zweck geschlossen, nämlich zu 
dem Zwecke, die gemeinsamen Parkanlagen zu schaffen. Für einen solchen 
Einzelzweck begrüße ich natürlich auch das neue preußische Zweck¬ 
verbandsgesetz. Dagegen habe ich gesagt, daß meines Erachtens der Zweck¬ 
verband nicht vorteilhaft ist, sobald mehrere gemeinsame Interessen vor¬ 
liegen , wie sie ja bei der Durchführung von Bebauungsplänen unbedingt in 
Erscheinung treten müssen. Der Herr Justizrat hat meines Erachtens, als 
er für den Zweck verband und gegen die Eingemeindung, gegen den Zu¬ 
sammenschluß mehrerer Gemeinden sprach — er möge mir das nicht übel 
nehmen —, aus einem kleinen Gesichtswinkel, aus dem Gesichtswinkel der 
Vorortspolitik diese wichtige Frage erörtert. Er fürchtet, daß eine große 
Anzahl Menschen von der so überaus erfreulichen und ehrenvollen Tätigkeit 
der Stadtverordneten ausgeschlossen würden, und daß die kleinen Gemeinden 
sehr viel von ihrer Selbständigkeit einbüßen würden. Meine Herren! Wir 
wollen einmal sehen, wo sie mehr Selbständigkeit einbüßen, wenn erst eine 
staatliche Kommission gebildet ist für die Durchführung der Aufgaben des 
Zweckverbandes, oder wenn Bie mit der größeren Stadt zu einem Gemein¬ 
wesen zusammengeschlossen werden. Ich teile mit Herrn Stadtrat Dr. Fried e- 
mann die Ansicht, daß auch bei dem Zusammenschluß immer noch eine 
ganze Anzahl hervorragender Männer Stadtverordnete werden können. 

„Bezüglich der Frage des Kleinhauses hat mich Herr Dr. Baumert 
durchaus mißverstanden. Ich möchte ihm nachdrücklichst widersprechen. 
Er hat gesagt, ich hätte behauptet, das Elleinhaus ist das teuerste. Das 
habe ich nicht gesagt, sondern ich habe gesagt, das freistehende Einzelhaus 
ist das teuerste. Ich habe dem kleinen eingebauten Einzelwohnhause das 
Wort geredet und halte dieses für eine Wohnform, die durchaus durch¬ 
führbar ist. ln ökonomischer Beziehung ist also ein sehr großer Unter¬ 
schied: Kleinhaus und Einzelhaus. 

„Auch Herr Oberbürgermeister Dr. Gerhardt bat mich sehr mißver¬ 
standen, soweit ich ihn wiederum verstanden habe. Ich glaube, er kam zu 
der Meinung, ich mache für schmale Straßen Propaganda, auch da, wo hohe 
Bebauung eintreten soll. Das ist ein Mißverständnis. Ich habe bei Er¬ 
wähnung der Vorteile von hoher Randbebauung und flacher Innenbebauung 
ausdrücklich gesagt, daß die hohe Randbebauung an den Verkehrs- — also 
an den breiten — Straßen liegen soll. Wer das Profil kennt, das die 
genannten Herren auf der Städtebauausstellung ausgestellt hatten, wird sich 
erinnern, daß dieses so gedacht war, daß an der Verkehrsstraße die hohen 
Häuser stehen, dahinter der zugehörige Hofraum, daran anstoßend der 
Garten der an einer schmalen Aufteilungsstraße liegenden Kleinhäuser. Im 
Inneren können sich dann die Reihen der Kleinhäuser und die schmalen 
Teilungsstraßen mehrfach wiederholen, und die hohe Randbebauung schließt 
dann den Block wieder gegen die nächste Verkehrsstraße ab. 

„Meine Herren! Ich habe, um das Referat zu beschränken, diese Frage 
der Straßenbreite, die ja so oft behandelt worden ist, und ebenso die Frage 
der Vorgärten, über die der in der Städtebaupraxis Stehende viel erzählen 
könnte, unberücksichtigt gelassen. Um Mißverständnisse zu vermeiden, 
möchte ich aber betonen: Ich halte die breite Straße, unter Umständen 
sogar die sehr breite Straße, für durchaus erforderlich, wo 69 sich um 
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Träger jetzigen oder künftigen großen Verkehrs handelt. Das ist ja ein 
Gemeinplatz; aber ich möchte nur sagen, daß ich auf diesem Gebiet nicht 
der Beschränkung der Straßen das Wort reden will. Dagegen fordere ich 
und fordern mit mir viele andere für die Wohnstraße die schmale Straße 
dann, sobald auch die Bauhöhe beschränkt ist, und zwar hauptsächlich zur 
Verbilligung der Wohnungen und zum Vorteil der Gärten. Der Herr Ober¬ 
bürgermeister sagte, wenn wir die breiten Straßen beibehalten und gut ein¬ 
teilen, so können wir in hygienischer Beziehung auch gut arbeiten. Ohne 
Zweifel: machen wir die Straßen ordentlich breit, so erhalten wir das 
Boulevard, die Parkstraße; aber sobald wir die Straßen aus den Kosten der 
Anlieger bezahlen müssen, verteuern wir das Wohnen ganz außerordentlich, 
und wir machen die Straßen breit zum Nachteil der Gärten. Ich habe vor 
einigen Jahren einmal für einen Vortrag einen Plan aufstellen lassen, in dem 
ich das Land, daB nach meinem Dafürhalten für einen bestimmten Bezirk 
überflüssig an Straßen, Vorgärten und an gartenähnlichen Bauwichen auf¬ 
gewendet worden war, den Wohnungen als Hintergärten gab. Da kam ein 
sehr erfreuliches Bild heraus. 

„Die Vorgärten sind ein besonderes Kapitel. Sie sind ein schmerz¬ 
liches Kapitel für viele. Vorgärten von geringer Tiefe in Straßen mit mehr¬ 
geschossigen Miethäusern — namentlich solchen für die ärmere Bevölke¬ 
rung — sind scheußlich, zumal wenn sie nicht ordentlich unterhalten werden. 
Man kann sie aber nicht entbehren, wenn man die Straßenbaukosten ver¬ 
billigen oder eine Reserve für eine künftige Straßenverbreiterung schaffen 
will Vorgärten in besseren Stadtvierteln sollen eine größere Tiefe wie die 
üblichen Normalien von 3 oder 5 m haben und sind dann meist sehr schön 
für das Straßenbild. 

„Nun noch ein Wort an Herrn Friedemann. Ich weiß nicht, ob er 
sich da versprochen hat. Er hat gesagt, Hygiene ist teuer, und ein Eigen¬ 
haus ist hygienisch, wer also ein Eigenhaus haben will, muß eben viel Geld 
haben. Den Punkt möchte ich doch gegenüber dem Freundeskreise des Herrn 
Justizrat Baumert, den Verfechtern des Mietshauses, des großen Hauses, 
nicht unwidersprochen lassen. Wir sind der Meinung, daß bei uns in Deutsch¬ 
land ebensogut, wie in den großen amerikanischen Städten, wie z. B. in 
Philadelphia, wo etwa 80 Proz. der Bevölkerung in solchen Kleinhäusern 
wohnen, es möglich ist, auch den Minderbemittelten ein kleines Eigenhaus 
zu schaffen.“ 

Vorsitzender, Regierungs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. 
Roth (Potsdam): „Wir sind dem Herrn Berichterstatter für seine ebenso 
klaren wie überzeugenden Ausführungen zu lebhaftestem Danke verpflichtet, 
insbesondere dafür, daß er den Städtebau nicht für sich, sondern im Zu¬ 
sammenhänge mit der Umgebung und den sich weiter ergebenden sozial¬ 
hygienischen Aufgaben behandelt hat, daß er auf die hauptsächlichsten 
Schäden der Bebauungspläne, das Massenmietshaus und das Fehlen von 
Frei- und Grünflächen innerhalb der Städte nachdrücklich hingewiesen, und 
daß er den Gemeinden die Schaffung von Wald- und Wiesengürteln und 
ihre Verbindung mit dem Stadtkern von neuem ans Herz gelegt hat. Ich 
hoffe, daß die Ausführungen des Herrn Berichterstatters in Verbindung mit 
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den Ergebnissen der Städtestatistik, wie sie uns auf der Hygieneausstellung 
vorgeführt werden, das Ihrige dazu beitragen werden, die Gewissen auf¬ 
zurütteln. 

„Lehren uns doch die hier gegebenen Zusammenstellungen, daß, je größer 
die unbebaute Fläche einer Großstadt ist, desto geringer die Tuberkulose- 
mortalität ist: so beträgt die unbebaute Fläche in London 14Proz., in Berlin 
lOProz., in Paris 5,1 Proz. und die Tuberkulosesterblichkeit im umgekehrten 
Verhältnis in London 1,9 Proz., in Berlin 2,2 Proz. und in Paris 4,5 Proz. 
Eine andere Tabelle zeigt uns, daß die Tuberkulosesterblichkeit um so größer 
ist, je dichter die Wohnungen bewohnt sind, und dasselbe ergibt sich be¬ 
züglich des Zusammenhanges der Wohnungsfrage und der Kindersterblichkeit. 

„Deshalb kann in der Frage der gesundheitsgemäßen Bebauung der 
Städte, der Schaffung ausreichender Frei- und Grünflächen zur Erholung, 
wie für Spiel und Sport, der Schaffung und Erhaltung des Waldes nicht 
schnell genug vorgegangen werden, weil es mit jedem längeren Zuwarten 
um bo schwieriger wird, dieser fundamentalen Forderung der öffentlichen 
Gesundheit, welche die Hebung der Widerstandskraft der in der Großstadt 
besonders gefährdeten Jugend, wie derjenigen Volkskreise bezweckt, die nicht 
in der Lage sind, eine Sommerfrische aufzusuchen, zu genügen. Gilt es doch, 
durch entsprechende Fürsorge den Jungbrunnen zu erhalten, aus dem der 
ganzen Nation immer wieder frisches Blut und neue Kraft zuströmt. Vor¬ 
aussetzung ist, daß seitens der Behörden alles geschieht, das hier als not¬ 
wendig Erkannte auf alle Weise zu fördern. 

„Ich darf konstatieren, daß Übereinstimmung darin herrscht, daß es 
sich bei der gesundheitsgemäßen Ausgestaltung der Bebauungspläne um eine 
fundamentale Forderung der öffentlichen Gesundheit handelt, die die Ver¬ 
sammlung in Übereinstimmung mit den Ausführungen des Herrn Referenten 
zu der ihrigen macht: 

„Ich schließe die Sitzung.“ 


Schluß 12 Uhr. 
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Zweite Sitzung*. 

Donnerstag, den 14. September, vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender, Regierungs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. 
Roth (Potsdam) eröffnet die Versammlung und erteilt das Wort Herrn Prof. 
Dr. Lentz (Berlin) zum Referat über das Thema: 


Die Bekämpfung der Infektionskrankheiten 

auf Grund 

neuerer wissenschaftlicher Forschungen. 

Eb lauten die von dem Referenten Prof. Dr. Lentz (Berlin) auf gestellten 

Leitsätze: 

1. Bei der Verbreitung von Infektionskranken spielt das infizierte Individuum 
die Hauptrolle. 

2. Unter den infizierten Individuen bilden die gesunden Keimträger eine be¬ 
sondere und beachtenswerte Gruppe. Sie erscheinen besonders geeignet, 
Infektionskeime oft über weite Entfernungen hin zu verschleppen. Von 
ihnen nehmen oft nach längerer seuchenfreier Zeit neue Epidemien Ihren 
Ausgang. 

3. Von den infizierten Individuen werden die Krankheitskeime auf Gesunde 
entweder durch unmittelbare Berührung, duroh infizierte Gebrauchsgegen¬ 
stände, Nahrungs- und Genußmittel oder durch Insekten übertragen, die bei 
einer lteihe von Krankheiten die Bolle obligater Keimzwischenträger spielen. 

4. Das wichtigste Moment im Kampfe gegen die Infektionskrankheiten ist die 
Ermittelung möglichst aller Infektionsquellen durch strenge Durchführung 
der Meldepflicht und gründliche bakteriologische Untersuchung aller als 
Infektionsquellen in Betracht kommender Individuen. 

5. Durch die Isolierung infizierter Individuen, die Desinfektion ihrer die In¬ 
fektionskeime enthaltenden Abgänge und durch geeignete Behandlung der 
Infizierten ist die Vernichtung und unschädliche Beseitigung der von ihnen 
ausgeschiedenen oder in ihrem Körper enthaltenen Infektionskeime anzu¬ 
streben. Auch ist auf die Vernichtung und Abwehr der tierischen Keim¬ 
zwischenträger hinzuwirken. 

♦>. Auf Verbesserung der allgemeinen hygienischen Verhältnisse ist der größte 
Wert zu legen. Menschliche und tierische Abgänge sind einwandfrei zu 
beseitigen. Nahrungs- und Genußmittel sind gegen Verunreinigungen mit 
Infektionskeimen nach Möglichkeit zu schützen. Der Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse, besonders der ärmeren Bevölkerung, ist fortgesetzt 
die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Alle diese Maßnahmen tragen 
auch zur Hebung des Reinlichkeitssinnes bei der Bevölkerung bei, eines 
außerordentlich wichtigen Faktors in der persönlichen Prophylaxe. 

7. In Betracht kommt auch die Schutzimpfung. Zur allgemeinen Anwendung 
eignet sich indessen bisher nur die Schutzpockenimpfung, der allein wir es 
zu verdanken haben, daß Deutschland heute frei von einer der entsetz¬ 
lichsten Seuchen ist. 

Referent, Prof. Dr. Lülltz (Berlin): 

„Meine Herren! Früher war der Kampf gegen die Infektionskrank¬ 
heiten ausschließlich ein defensiver. Das unsterbliche Verdienst Robert 
Kochs ist es, daß er uns Mittel und Wege gewiesen bat, diesen Kampf 
auch zu einem offensiven zu gestalten. 
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„Daß dies nicht schon in der vorbakteriologischen Zeit möglich war, 
hatte seinen Grund in der mangelnden Kenntnis von der Natur der Krank¬ 
heitserreger und ihrer Verbreitungsweise. Wohl finden wir schon in ur¬ 
alter Zeit die Überzeugung vertreten, daß manche Krankheiten der Menschen 
und Tiere vom Kranken auf den Gesunden übertragen werden könnten, und 
manche Maßnahmen, wie rituelle Waschungen, die Vertreibung der Aus¬ 
sätzigen, die Einrichtung von Pocken- und Pestkrankenhäusern und von 
Leproserien, die Seuchen- und Pestordnungen des Mittelalters und die An¬ 
ordnung der Quarantänen verdanken dieser Auffassung ihre Entstehung. 
Daneben verschaffte sich aber die Ansicht von der autochthonen Entstehung 
der Infektionskrankheiten durch Hunger und Entbehrungen und durch 
Fänintsprozesse und giftige Bodenausdünstungen immer wieder Geltung und 
gewann nicht zu selten die Oberhand. Ihren höchsten wissenschaftlichen 
Ausdruck fand diese „Miasmentheorie“ in der Bodentheorie Pettenkofers, 
welcher annahm, daß die belebten Krankheitserreger erst im Boden einen 
Vermehrongs- und Reifungsprozeß durchmachen müßten, ehe sie fähig 
würden, eine neue Erkrankung zu verursachen. Diese Lehre des berühmten 
Münchener Hygienikers beherrschte seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
derart die Gemüter, daß Männer wie Semmel weiß, Henle und Budd 
ihrer Ansicht von der unmittelbaren Übertragbarkeit der Infektionserreger 
vom Kranken auf den Gesunden keine Geltung verschaffen konnten, vor¬ 
nehmlich deshalb, weil es ihnen noch an der Möglichkeit gebrach, diese von 
ihnen vermuteten belebten Krankheitserreger zu züchten. Wesentlich 
glücklicher waren in dieser Hinsicht Louis Pasteur, dem es gelang, die 
direkte Übertragbarkeit verschiedener tierischer Infektionskrankheiten und 
die Möglichkeit ihrer Verhütung durch von ihm erdachte Immunisierungs¬ 
verfahren nachzuweisen, sowie Lord Lister, der die Vermeidbarkeit der 
Wundinfektionskrankheiten durch Einführung der Antisepsis in die chirur¬ 
gische Praxis dartat. Aber auch ihnen gelang es noch nicht, die Krankheits¬ 
erreger in Reinkulturen zu züchten. 

„Diese Lücke füllte Robert Koch aus und bahnte damit einen voll¬ 
ständigen Umschwung der Anschauungen über das Wesen und die Ver¬ 
breitungsweise der Infektionskrankheiten an. Mit Hilfe ganz neuer von 
ihm ersonnener Kulturmethoden gelang es ihm und seinen Schülern Gaffky 
und Löffler, in schneller Aufeinanderfolge die Erreger des Milzbrandes, 
verschiedener tierischer Eitererkrankungen, der Tuberkulose und der Cholera, 
des Abdominaltyphus, der Diphtherie und des Rotzes in Reinkultur zu 
züchten und ihre spezifische ätiologische Bedeutung für die betreffenden 
Krankheiten darzutun. Mit unerbittlicher Logik führte Koch sodann durch 
exakte experimentelle Untersuchungen und epidemiologische Beobachtungen 
den Nachweis, daß alle diese Krankheitserreger in durchaus infektions¬ 
fähigem Zustande den Kranken verlassen und sofort wieder imstande sind, 
ohne irgend einen Reifungsprozeß durchmachen zu müssen, bei einem 
empfänglichen Individuum den spezifischen Krankheitsprozeß zu erzeugen, 
daß also bei der Verbreitung der Infektionskrankheiten das infizierte In¬ 
dividuum die Hauptrolle spielt, Boden, Wasser, Nahrungsmittel und andere 
Dinge dagegen als nur mittelbare Infektionsüberträger in Betracht kommen 
können. Sofern die klare, zwingende Beweisführung Kochs noch Zweifel 
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an der Richtigkeit seiner Auffassung bestehen ließ, wurden diese durch die 
noch später zu besprechenden Erfolge der von ihm ins Werk gesetzten 
systematischen Bekämpfung der Cholera, der Malaria, des Typhus und 
neuerdings auch der Tuberkulose endgültig beseitigt. Eine ganze Reihe 
teils freiwilliger, teils unfreiwilliger Laboratoriumsinfektionen dienten außer¬ 
dem den Anschauungen Kochs als Stütze. 

„Im Fluge fanden die von Robert Koch geschaffenen neuen Arbeits¬ 
methoden allgemeine Anerkennung, und an allen Punkten der bewohnten 
Erde begann alsbald die Suche nach den belebten Krankheitserregern und 
die Erforschung ihrer Verbreitungswege. In kurzer Zeit wurde so eine 
Fülle neuen Tatsachenmaterials zusammengetragen, und bald konnte sich 
kein Gebiet der Medizin mehr dem Einflüsse der neuen Wissenschaft der 
Bakteriologie und der aus ihr entsprossenen Serumforschung entziehen. 
Kein Wunder daher, daß auch mit mancher alten, anscheinend fest begrün¬ 
deten klinischen Anschauung gebrochen werden mußte. 

„Zunächst konnte festgestellt werden* daß mit der klinischen Genesung 
bei den Kranken durchaus nicht immer auch die Ausscheidung der Krank- 
heitskeime auf hört; vielmehr fanden sich bei darauf gerichteten Unter¬ 
suchungen der Rekonvaleszenten häufig noch wochen- und monatelang nach 
der klinischen Genesung die Krankheitskeime; ja bei Typhusrekonvaleszenten 
sieht man gar nicht selten, daß gerade in der 3. und 4. Woche nach Beginn 
der Genesung, also zu einer Zeit, zu der die Patienten als geheilt entlassen 
zu werden pflegen, ganz enorme Mengen von Typhusbazillen im Stuhl 
ausgeBchieden werden. Daß durch solche Rekonvaleszenten, wenn sie 
zu früh aus der Behandlung bzw. dem Krankenhause entlassen werden, 
außerordentlich leicht neue Infektionen gesetzt werden können, liegt auf 
der Hand. 

„Durch systematische bakteriologische Untersuchung nicht nur der 
Kranken, sondern auch ihrer anscheinend gesunden Umgebung konnte ferner 
nachgewiesen werden — eine Vermutung, der Griesinger bereits 1865 
Ausdruck gegeben hatte —, daß nicht nur der typisch Kranke den In¬ 
fektionsstoff beherbergt, ihn in seinen Dejekten ausscheidet und so zur Ver¬ 
breitung der Krankheit beitragen kann, sondern daß sich vielmehr in der 
Umgebung solcher Kranken nicht selten eine erstaunlich große Zahl von 
Leichtkranken oder anscheinend an ganz anderen Krankheiten Leidenden 
findet, deren Krankheit durch denselben Krankheitserreger verursacht ist 
wie die der typisch Kranken, und die in ihren Dejekten dieselben Krank¬ 
heitskeime ausscheiden wie jene. So gelang es, um nur einige Beispiele 
anzuführen, lediglich durch die bakteriologische Untersuchung häufig, einen 
leichten Durchfall in der Umgebung von Cholera-, Typhus- und Ruhrkranken 
als eine klinisch leichte Erkrankung an Cholera, Typhus oder Ruhr, eine 
langwierige Mandel-, Luftröhren- oder Lungenentzündung oder eine Gehirn¬ 
entzündung als Typhus, eine anscheinend leichte Halsentzündung, einen 
schweren Schnupfen, eine eitrige Augenbindehautentzündung als eine durch 
den Diphtheriebazillus hervorgerufene Erkrankung aufzuklären. Keinem 
Arzt wird ein Vorwurf daraus gemacht werden können, wenn er derartig» 
leichte oder atypische Fälle nicht der Polizei meldet, ganz abgesehen davon, 
daß sie oft gar nicht zu seiner Kenntnis kommen werden, wenn die Er- 
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krankung so leicht ist, daß der von ihr Betroffene sie kaum als leichtes 
Unwohlsein einschätzt. 

„Noch überraschender ist aber die Tatsache, daß nicht selten in der 
Umgebung Kranker sich Personen finden, die ohne das geringste Krank¬ 
heitszeichen zu bieten, doch in ihren Dejekten Krankheitskeime ausscheiden, 
die sogenannten »gesunden Keimträger». Die Ausscheidung der Krankheits¬ 
keime bei diesen kann entweder von kurzer Dauer sein und schon nach 
wenigen Tagen oder Wochen aufhören, ohne daß dem betreffenden Individuum 
auch nur das geringste Krankheitsgefühl zum Bewußtsein kommt, oder 
es handelt sich bei diesen Keimträgern um Individuen, die nach einer mehr 
oder weniger deutlichen Erkrankung in der Rekonvaleszenz die Krankheits¬ 
erreger nicht verloren haben und nun monate- und jahrelang, vielfach ver¬ 
mutlich bis an ihr Lebensende die Infektionskeime beherbergen und aus- 
scheiden, die sogenannten »Dauerausscheider». 

„Solche Keimträger sind in großer Zahl beim Typhus festgestellt worden. 
Ich selbst konnte an dem großen Material der Typhusuntersuchungsanstalten 
in Idar und Saarbrücken feststellen, daß etwa 4 Proz. aller Typhuskranken 
Dauerausscheider bleiben, Brückner kommt auf Grund seiner an der Straß¬ 
burger Anstalt gewonnenen Erfahrungen sogar auf 5,1 Proz. Auch bei der 
Diphtherie, der Ruhr, der Genickstarre, der Pest und der Cholera sind ge¬ 
sunde Keimträger in nicht geringer Zahl gefunden worden. Einen wie 
großen Prozentsatz diese z. B. bei der Cholera ausmachen, die ja heute 
wieder im Vordergründe des Interesses steht, geht daraus hervor, daß wir 
im vorigen Jahre in Spandau neben zwei Schwerkranken vier gesunde Keim¬ 
träger und in Marienburg unter insgesamt 25 Infizierten 16 gesunde Keim¬ 
träger feststellen konnten. Daß die Ausscheidung der Infektionskeime 
außerordentlich lange dauern kann, lehren die bei der Typhusbekämpfung 
gemachten Erfahrungen. Hier sind eine ganze Reihe von Personen seit 
nunmehr 8 Jahren in ständiger Beobachtung, welche während dieser ganzen 
Zeit ununterbrochen oder mit geringen Zwischenpausen in ihren Stuhl¬ 
gängen Typhusbazillen, oft fast in Reinkultur, ausgeschieden haben; Ustved 
und Scheller berichteten von Diphtheriebazillenträgern, die während einer 
1 1 / 2 bzw. l 3 / 4 Jahre dauernden Beobachtung ständig Diphtheriebazillen auf 
den Mandeln hatten, und ioh selbst konnte bei einem im September vorigen 
Jahres an Cholera erkrankten und nach kurzer Krankheit genesenen Manne 
während 250 Tagen Choleravibrionen im Stuhl nachweisen; Kulescha be¬ 
richtet sogar von 1 und l x / 2 Jahr dauernder Ausscheidung von Cholera¬ 
vibrionen. 

„Dafür, daß die von den gesunden Keimträgern und besonders auch 
von den Dauerausscheidern ausgeschiedenen Keime auch ebenso infektiös 
sind, wie die von Kranken stammenden, liegt ebenfalls bereits eine große 
Zahl von Beobachtungen vor. Von den zahlreichen durch die Typhus¬ 
bekämpfung erbrachten Beispielen will ich nur zwei anführen, die geradezu 
den Wert von wissenschaftlichen Experimenten haben. Zunächst eine von 
Hertel in der Irrenanstalt Frankenthal gemachte Beobachtung, über die 
Herr Regierungsmedizinalrat Demuth schon 1905 in dieser Versammlung 
Mitteilung gemacht hat. ln einem Saale dieser Anstalt, in dem nach und 
nach eine größere Anzahl von Typhuserkrankungen vorkam und be- 
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sonders auch alle neu eintretenden Wärterinnen an Typhus erkrankten, fand 
Hertel zwei Typhusträgerinnen heraus. Diese beiden sehr unsauberen 
Patientinnen wurden isoliert und ihnen eine Wärterin zugeteilt, die be¬ 
reits Typhus überstanden hatte. Wie mit einem Schlage war der Typhus 
in jenem Saale beseitigt, und während fast zweier Jahre ging von den beiden 
Bazillenträgerinnen keine weitere Infektion aus. Dann aber verließ die 
Wärterin ihren Dienst, und an ihre Stelle trat eine neue, die noch keinen 
Typhus durchgemacht hatte; drei Wochen nach ihrem Dienstantritt war 
sie typhuskrank. 

„Eine ganz ähnliche Beobachtung machte ich in Saarbrücken. Dort 
wurde eine Typhusbazillenträgerin, die ich als solche bereits mehrere 
Wochen in Beobachtung hatte, wegen einer Gallenblasenerkrankung in ein 
Krankenhaus aufgenommen und in den allgemeinen Krankensaal gelegt. 
Als ich dies zwei Tage später erfuhr, benachrichtigte ich sofort das Kranken¬ 
haus davon, daß die Frau Typhusbazillenträgerin sei und veranlaßt» ihre 
Isolierung. Die Maßnahme kam aber schon zu spät, die Schwester, die auf 
der allgemeinen Abteilung die Frau nur während der zwei Tage gepflegt 
hatte, war bereits infiziert und erkrankte nach 14 Tagen an einem schweren 
Typhus. 

„Von einem sehr instruktiven Fall berichtet auch Friedei. Er stellte 
ein Dienstmädchen als Typhusbazillenträgerin fest, dessen Weg durch seine 
letzten acht Dienststellen durch 11 Typhuserkrankungen markiert war. 

„Auch die Gefährlichkeit der Ruhrbazillenträger ist durch mehrfache 
Beobachtungen, besonders im Anschluß an die großen Militärepidemien in 
Hagenau und Fürth durch Simon und 0. Mayer erwiesen worden. 

„Daß gesunde Keimträger nicht nur für ihre Umgebung, sondern auch 
sich selbst gefährlich werden können, zeigt ein Fall von Scheller. Dieser 
hatte bei einem jungen Mädchen während längerer Zeit Diphtheriebazillen 
im Nasensekret nachgewiesen; als dann bei ihr von einem Nasenarzt wegen 
einer anatomischen Anomalie eine Muschelresektion vorgenommen wurde, 
entwickelte sich im Anschluß an die Operation eine typische Nasen- und 
Rachendiphtherie. 

„Diese wenigen Beispiele mögen genügen, um den Beweis für die viel¬ 
fach bezweifelte Möglichkeit zu erbringen, daß von den Keimträgern In¬ 
fektionen ausgehen können. Es bedarf hiernach kaum noch eines besonderen 
Hinweises darauf, daß solche gesunden Keimträger, ebenso wie Leichtkranke 
für ihre gesunde Umgebung oft noch eine größere Gefahr als Kranke werden 
können, weil sie sich gar nicht ihres Zustandes bewußt werden und dem¬ 
entsprechend ihnen gegenüber die Vorsichtsmaßregeln nicht zur Anwendung 
kommen, die man einem Kranken gegenüber schon rein instinktiv beob¬ 
achtet. Da sie ferner durch nichts.in ihrer Bewegungsfreiheit behindert 
sind, so sind sie ganz besonders geeignet, Infektionskeime oft über weite 
Entfernungen hin zu verschleppen und zur Entstehung von Epidemien an 
bisher seuchefreien Orten Veranlassung zu geben. So erklärt es sich auch, 
daß beim Ausbruch einer Epidemie es so häufig nicht gelingt, die eigent¬ 
liche Infektionsquelle zu ermitteln. Ziehen wir hier in Betracht, daß die Aus¬ 
scheidung der Infektionskeime oft nur wenige Tage dauert — wir haben 
beim Typhus, der Ruhr, der Cholera und Diphtherie solche vorübergehend» 
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Ausscheidung durch Gesunde von eintägiger bis zu dreiwöchiger Dauer 
beobachtet — und in jedem Augenblick auf hören kann, daß ferner zur Infektion 
schon eine flüchtige Berührung genügen kann, und daß endlich bis zur Er¬ 
krankung und Feststellung des Neuinfizierten zum wenigsten einige Tage 
vergehen, eine Zeit, die genügt, um die Erinnerung an eine vielleicht nur 
flüchtige Begegnung und nur wenig eindrucksvolle Erlebnisse vollständig 
auszulöschen, so kann es nicht wundernehmen, daß der Nachweis der eigent¬ 
lichen Infektionsquelle bisweilen gänzlich mißlingt. Indessen ist der ein¬ 
wandfreie Beweis für die Häufigkeit der Verschleppung von Infektions¬ 
krankheiten durch Keimträger über weite Strecken hin bereits in so zahl¬ 
reichen Fällen erbracht worden, daß an der großen Bedeutung dieses 
epidemiologischen Faktors heute nicht mehr gezweifelt werden kann. 

„Die Dauerausscheider sind es endlich auch, die die Infektionskeime 
in ihrem Körper konservieren und so über längere seuchenfreie Zeiten 
hinwegbringen. Wohl jedem Medizinalbeamten und Vorsteher einer Ge¬ 
meinde oder größeren Bezirks werden in seinem Amtsbereich sogenannte 
Typhus-, Ruhr-, Diphtherie- und Scharlach- oder auch wohl Malariah&user 
bekannt sein, in denen jeder neu eintretende Dienstbote erkrankt oder von 
dem häufig gar größere Epidemien ihren Ausgang nehmen. In den meisten 
Fällen wird es hier, soweit die Erreger der genannten Krankheiten bekannt 
und bakteriologisch nachweisbar sind, gelingen, die in solchem Hause vor¬ 
handene Infektionsquelle durch eine systematische eventuell mehrfache 
Untersuchung aller Hausinsassen in der Gestalt eines chronischen Keim¬ 
trägers zu ermitteln. 

„Besonders lehrreiche Verhältnisse bot mir in dieser Beziehung die 
Stadt Oberstein im Fürstentum Birkenfeld, in welchem ich 1903 die syste¬ 
matische Typhusbekämpfung aufnabm. Oberstein war von jeher ein Typhus¬ 
ort gewesen; es gelang mir, nicht weniger als sieben Typhusdauerausscheider 
festzustellen. Aber nicht alle konnten in gleicher Weise für die Entstehung 
neuer Typhusfälle verantwortlich gemacht werden. In ganz hervorragender 
Weise schien indessen eine Bazillenträgerin als Infektionsquelle in Betracht 
zu kommen. Aus den mir zur Verfügung gestellten Meldekarten ging 
hervor, daß seit 1898 mit großer Regelmäßigkeit die ersten Typhusfälle im 
Juli oder August in einem eng umschriebenen Teile von Oberstein auftraten, 
in einem aus drei kleinen Häusern gebildeten Komplex oder dessen Nachbar¬ 
schaft. Bei der systematischen Durchsuchung des Ortes, die ich im Winter 
1903/04 durchführte, fand sich nun in dem mittelsten Hause jenes kleinen 
Häuserblocks, in dem seit 1894 allein 14 Typhusfälle vorgekommen waren, 
jene Typhusbazillenträgerin. 

„Auffällig erscheint es da auf den ersten Blick, daß nur ein Teil der 
Dauerausscheider Neuinfektionen setzt, während ein anderer Teil von ihnen 
anscheinend ganz unschädlich ist. Diese Erscheinung hat darin ihren 
Grund, daß sehr bald die nächste Umgebung solcher Dauerausscheider durch 
das Überstehen von mehr oder weniger leichten Erkrankungen durch¬ 
immunisiert wird und nun gleichsam zu einem Schutzwall für die außen¬ 
stehenden Gesunden um den Dauerausscheider wird. Es bildet sich da¬ 
durch die für sogenannte Typhushäuser oder Typhusorte charakteristische 
Erscheinung heraus, daß nur noch selten die dort beheimateten Bewohner, 
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vielmehr mit großer Regelmäßigkeit neu eintretende Dienstboten, za Besuch 
kommende Verwandte und zugereiste Fremde an Typhus erkranken. 

„Die Übertragung der Infektionskeime erfolgt in einem erheblichen 
Prozentsatz der Fälle unmittelbar vom Infizierten auf den Gesunden. Dieser 
Infektionsmodus ist bei allen Krankheiten des Respirationstraktus auch dem 
Laien geläufig. Daß durch Anhusten oder Niesen oder durch einen Kuß 
der Schnupfen und Husten, ferner die Diphtherie, Scharlach, Masern und 
Lungentuberkulose übertragen wird, lehrt schon die Beobachtung des tag* 
liehen Lebens, und dasselbe gilt auch von der Lungenpest, wie uns die 
Mitteilungen über die Pestepidemie in der Mandschurei im letzten Winter 
gelehrt haben. Wissenschaftlich begründet wurde diese Erfahrung durch 
Flügges berühmte Untersuchungen über die sogenannte Tröpfcheninfektion. 

„Wie hier bei den eben genannten Krankheiten kleinste Sputum- und 
Speicheltröpfchen, die dem Auge gar nicht mehr sichtbar zu sein brauchen, 
trotzdem aber eine große Zahl von Infektionskeimen enthalten können, die 
Infektion vermitteln, so genügt bei den infektiösen Darmerkrankungen schon 
die geringste, selbst einem an Sauberkeit gewöhnten Menschen unmerkliche 
Beschmutzung der Hand, um eine Übertragung der Krankheitskeime durch 
direkten Kontakt zu bewirken. 

„Sehr häufig sind ferner die Übertragungen durch sogenannten in¬ 
direkten Kontakt. An den Kleidern, der Leib- und Bettwäsche eines In¬ 
fizierten, ferner an Gegenständen, die er berührt, können Infektionskeime 
haften bleiben und sich eine Zeitlang lebend erhalten, so daß Gesunde, die mit 
derartigen Effekten hantieren, von ihnen den Infektionsstoff aufnehmen können. 
Durch unsaubere Gewohnheiten, Ausspucken auf der Straße, Deponieren der 
Fäces an öffentlichen Wegen und in Wasserläufe, Waschen der Wäsche an 
öffentlichen Brunnen, Ausgießen der Hausabwässer auf die Straße, Benutzung 1 
des Misthaufens als Abort, können Infektionskeime entweder unmittelbar 
oder nach einem tüchtigen Regen auf die Straße gelangen und hier durch 
spielende Kinder und Passanten aufgenommen werden. Durch versickernde 
oder fortgespülte Abwässer können sie aber auch in kleinere und größere 
Wasserläufe und schadhafte Brunnen oder in zentrale Wasserversorgungs¬ 
anlagen gelangen und so zu einer Infektion des Trinkwassers führen. Auf 
solche Weise kommen die großen Trinkwasserepidemien zustande, die sich 
durch das fast gleichzeitige Auftreten einer großen Zahl von Erkrankungen 
in ganz charakteristischer Weise von dem Verlauf von Kontaktepidemien 
unterscheiden. Ich erinnere hier an die Hamburger und Nietlebener Cholera-, 
die Gelsenkirchner und Detmolder Typhus- und die Ruhrepidemien im 
Militärlager bei Bruck in Österreich. Ebenso wie infiziertes Wasser kann 
Milch zur Entstehung solcher Massenerkrankungen Anlaß geben, wenn 
durch die unsaubere Hand einer Melkmagd oder eines Schweizers oder durch 
das Spülen der Milchkannen mit infiziertem Wasser infektiöse Keime in sie 
hineingelangen. Wird dann gar solche Milch in eine Sammelmolkerei ge¬ 
liefert, so können dadurch Epidemien veranlaßt werden, die in nichts den 
größten Wasserleitungsepidemien nachstehen, wie wir dies erst vor wenigen 
Wochen in Schneidemühl erlebt haben. Auch andere Nahrungsmittel, 
Würste, Kartoffel- und Fleischsalate können durch unsaubere Hände infiziert 
werden und zu Massenerkrankungen Anlaß geben; ich erinnere hier nur 
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an die durch infizierten Kartoffelsalat veranlaßt© Typhusepidemie in der 
Irrenanstalt Andernach, als deren Quelle eine imbezille Typhusb&zillen- 
trigerin festgestellt wurde, die den Salat angerichtet hatte, und an die 
große Odenbacher Typhusepidemie vom Jahre 19o3, die durch Wurst hervor¬ 
gerufen wurde, die ein Schlächter, dessen Frau schwer typhuskrank war, 
während der Kirmes in Odenbach verkauft hatte. 

„Aber auch das von einer infizierten Hand gereichte Butterbrot und 
die von einer Keimträgerin verkauften Semmeln können die Übertragung 
von Krankheitskeimen vermitteln. ^ 

„Ich muß mich mit diesen wenigen Andeutungen über die Möglichkeiten 
der Übertragung von Infektionskeimen vom infizierten zum gesunden In¬ 
dividuum begnügen. Jeder, der aufmerksam die Gewohnheiten der Be¬ 
völkerung, speziell des Landvolkes, und das Tun und Treiben der Kinder 
beim Spiel beobachtet und der einen Einblick nimmt in die oft noch recht 
unhygienischen Verhältnisse in den kleinen Städten und Dörfern, wird un¬ 
schwer die mannigfachen Wege erkennen, auf denen solche Übertragungen 
erfolgen, und die unhygienischen Momente herausfinden, die sie begünstigen. 

„Vielfach sind auch Insekten beschuldigt worden, daß sie Krankheits- 
keime verschleppen sollen. Für die bei uns heimischen bakteriellen In¬ 
fektionskrankheiten trifft dies jedenfalls nur in beschränktem Maße und 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen zu. Die Verschleppung dieser 
Infektionskeime durch Insekten, namentlich Fliegen, geschieht, wie unsere 
tägliche Erfahrung im Laboratorium uns lehrt, sowie besondere Laboratoriums- 
experimente von Ficker und anderen gezeigt haben, in erster Linie rein 
mechanisch an Beinen, Flügeln und Rüssel seltener durch Aufnahme per os 
und Entleerung mit den Fäces. Daß so durch Fliegen Nahrungsmittel mit 
Typhus*, Ruhr- und anderen Keimen infiziert werden und zu Infektions¬ 
quellen für den Menschen werden können, i-t nicht zu leugnen und bei 
manchen Epidemien, wie z. B. der großen Ruhrep<demie in Döberitz 1901, 
mit Recht vermutet worden. 

„Die einzige bakterielle Infektionskrankheit, bei welcher Insekten die 
Rolle von obligaten Keim Überträgern zukommt, ist nach unseren jetzigen 
Kenntnissen die Pest. Durch die Arbeiten der englischen l'estkommission 
in Indien ist der jahrelange Streit um die Fähigkeit des tropischen Ratten¬ 
flohes, des Pulex (’heopis, die Pest unter den Ratten zu verbreiten und von 
der Ratte auf den Menschen zu übertragen, in pusi ivem Sinne entschieden 
worden. Auch diese Übertragung des Pestbazillus durch den Rattenfloh 
ist eine rein mechanische und kommt zustande, ohne daß die Infektions¬ 
keime in dem Insekt einen Generationswechsel durchmachen. 

„Dieses letztere ist jedoch bei einer großen tiruppe anderer, meist 
tropischer Infektionskrankheiten der Fall, die sämtlich durch Protozoen ver¬ 
ursacht werden. Alle diese Krankheiten können unter natürlichen Ver¬ 
hältnissen in der Regel nicht unmittelbar vom kranken auf das gesunde 
Individuum übertragen werden, vielmehr spielen bei ilmen Insekten die Rolle 
obligater Keim Zwischenträger. In deren Leib müssen die Parasiten erst 
einen Generationswechsel durchmachen, ehe sie durch den Stich des Insekts 
wieder auf gesunde Individuen übertragen werden und bei diesen von 
neuem die Krankheit erzeugen können. Diese Tatsache wurde zuerst von 

Vierteljahr*»ehr ift für Geanudheitapflege, 1912. 4 
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Ronald Robb und Robert Koch für die Malaria naohgewiesen, deren 
Erreger durch verschiedene Anophelesarten von Mensch zu Mensch über* 
tragen werden. In gleicher Weise wurde alsbald auch die Übertragungs¬ 
weise für eine grolle Reihe anderer Krankheiten klargelegt. So wird eine 
andere Plasmodienerkrankung, die Vogelmalaria, durch unsere heimische 
Stechmücke, den Culex pipiens, verschiedene Trypanosomenerkrankungen, 
wie die Tsetsekrankheit der Rinder und die Schlafkrankheit des Menschen, 
durch Fliegen aus der Gattung Glossina, eine Trypanosomenerkrankung 
der Ratten durch Läuse, die Piroplasmosen, zu denen das Texasfieber 
und das bei uns heimische Blutharnen der Rinder gehört, durch Zecken 
übertragen. Gleichfalls durch Zecken wird der Erreger des ostafrikanischen 
Rückfallfiebers, eine Spirochäte, übertragen, während dies für die gleiche in 
Europa heimische Krankheit noch nicht sicher feststeht. 

„Allen diesen Krankheiten ist eigentümlich, daß sich die Parasiten im 
infizierten Individuum durch ungeschlechtliche Teilung vermehren, neben 
den ungeschlechtlichen, stets sehr hinfälligen Parasiten aber auch männliche 
und weibliche Dauerformen bilden, die sich jahrelang im Blute oder den 
Organen des infizierten Individuums halten können. Auch bei diesen Krank¬ 
heiten haben wir es also mit chronischen Keimträgern zu tun. Werden 
diese Dauerformen von einem stechenden Insekt — und zwar sind es steta 
die weiblichen Insekten — mit dem Blute aufgesogen, so machen sie in dem 
Insekt einen geschlechtlichen Entwickelungzyklus durch. Die hierbei ent¬ 
stehenden jungen Parasiten gelangen auf dem Wege durch die Giftdrüse des 
Insekts durch dessen Stich wiederum auf ein empfängliches Individuum» 
Oft findet die Übertragung nicht durch dasselbe Insekt statt, das die 
Parasitendauerformen von dem infizierten Individuum aufgenommen hat, 
sondern erst durch die nächste oder gar dritte Generation des betreffenden 
Insekts. Dies ist z. B. die Regel bei den Zecken, bei denen die Parasiten 
in die Eier übergehen und nun erst von den aus diesen sich entwickelnden 
jungen Insekten oder gar deren Nachkommen wieder auf ein empfängliches 
Individuum übertragen werden. 

„Auch bei einer Reihe anderer Krankheiten, deren Erreger zu den aller¬ 
kleinsten Lebewesen, den sogenannten filtrierbaren Virusarten gehören, spielen 
Insekten als obligate Keimzwischenträger eine Rolle. Auch bei diesen Krank¬ 
heiten findet eine direkte Übertragung nicht statt. Zu ihnen gehört, wie F i n 1 a y 
durch seinen berühmten Selbstversuch zuerst nachweisen konnte, das Gelb¬ 
fieber, das durch eine Mücke, die Stegomyia fasciata, ferner das in Süd¬ 
europa heimische Papatacifieber, das nach Dörrs Untersuchungen durch die 
Papatacimücke, eine Pblebotomusart, verbreitet wird, und vielleicht auch die 
bei uns heimische Weilsche Krankheit, die übertragbare Gelbsucht, bei 
der möglicherweise, wie Hecker und Otto vermuten, der Culex pipiens 
eine Rolle spielt. Daß auch die Erreger dieser Krankheiten im Insekt 
einen Generationswechsel oder doch eine bestimmte Entwickelung durch¬ 
machen müssen, können wir daraus schließen, daß beim Gelbfieber und beim 
Papatacifieber das Insekt erat 12 bis 14 Tage nach dem Stich fähig wird, 
die Krankheit weiter zu übertragen. 

„Die filtrierbaren Krankheitserreger, zu denen unter anderen auch die 
Erreger der Pocken, des Scharlachs, der Kinderlähmung, der Hundswut und 
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der Maul- und Klauenseuche gehören, sind erst in neuerer Zeit zum Teil 
mit Hille ganz neuer Methoden der Untersuchung zugänglicher geworden. 
Es steht zu erwarten, daß auf diesem Gebiete unser Wissen schon in 
den nächsten Jahren durch eine Fülle neuer Erkenntnisse bereichert 
werden wird. 

„Aus dem bisher Gesagten erklären sich in einfacher Weise die so 
häufigen Mißerfolge der Seuchenbekämpfung in früherer Zeit, erklärt es 
sich yor allem, daß Epidemien trotz Quarantäne und Militärkordon, trotz 
Isolierung der Kranken und Desinfektion ihrer Abgänge, Effekten und 
Wohnungen sich immer weiter ausbreiteten und oft erst dann zum Stillstand 
kamen, wenn der größte Teil der empfänglichen Individuen durchseucht 
war. Früher mußte eben mangels näherer Kenntnis der Krankheitserreger 
schematisch vorgegangen werden, während wir heute jede einzelne Krank¬ 
heit gleichsam individuell bekämpfen können. Hierbei ergaben sich natür¬ 
lich auch manche gemeinsame Gesichtspunkte. 

„So erkannte Koch sehr bald, daß ein Kampf gegen die Infektions¬ 
krankheiten nur dann von Erfolg gekrönt sein konnte, wenn es gelang,, 
möglichst alle Infizierten und besonders die ersten Fälle zu ermitteln und 
zu isolieren und die Infektionskeime womöglich schon im infizierten In¬ 
dividuum zu vernichten oder doch in dem Augenblick, in welchem sie dieses 
verlassen, d. h. durch eine gründliche Desinfektion seiner Dejekte, im wesent¬ 
lichen von Auswurf, Fäces und Urin. Diesen Gesichtspunkt brachte Koch 
zum erstenmal bei der Bekämpfung der Cholera in den Jahren 1892 bis 
1894 mit grpßtem Erfolge zur Geltung und allgemeinen Anerkennung. In 
gleicher Weise bewährte er sich ihm bei dem Kampfe gegen die Malaria, 
verschiedene Tierkrankheiten, die Pest und den Typhus, und heute ist er 
die Grundlage für die moderne Seuchengesetzgebung nicht nur in Deutsch¬ 
land, sondern in allen zivilisierten Staaten. 

„Die Grundbedingung für die Ermittelung der Infektionsquellen ist 
die strenge Durchführung der Meldepflicht. Diese darf natürlich nicht nur 
auf die Kranken beschränkt sein, sondern muß sich, wenn sie ihren Zweck 
wirklich erfüllen soll, auch auf die Vordachtsfälle erstrecken. Leider weisen 
in dieser Beziehung manche Seuchengesetze gerade bei den heimischen 
Infektionskrankheiten sehr empfindliche Lücken auf. Die polizeilichen 
Meldungen geben den Behörden den Hinweis dafür, daß ein Seuchenherd 
sich gebildet bat; Sache des beamteten Arztes ist es sodann, durch weitere 
Nachforschung und durch systematische bakteriologische Untersuchung der 
Umgebung des Kranken die Ausdehnung des Herdes, d. h. alle weiteren 
Infizierten, und womöglich die Infektionsquelle festzustellen und unschädlich 
zu machen. Hierbei leistet außer der Nachfrage im Hause und auf der 
Arbeitsstätte des Kranken oft auch die Durchsicht von Schulversäumnis-, 
Krankenkassen- und Sterbelisten ausgezeichnete Dienste. Da der beamtete 
Arzt nicht in der Lage ist, selbst die bakteriologischen Untersuchungen 
auszuführen, muß ihm ein gut eingerichtetes bakteriologisches Laboratorium 
zur Verfügung stehen, in dem alle von ihm für notwendig erachteten 
Untersuchungen ausgeführt werden können. Zweckmäßig werden diese 
auch den praktischen Ärzten zur Verfügung gestellt, um sie bei der Diagnosen¬ 
stellung zu unterstützen. Von großer Wichtigkeit ist es, die Einsendung 
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des Untersuchungsmaterials so einfach wie möglich zu gestalten, da ja 
weder die behandelnden noch die beamteten Ärzte in der Lage sind, alle 
Untersuchungsproben, vor allem Fäces und Urin, selbst zu entnehmen, 
sondern hiermit häufig die Angehörigen der Kranken, also Laien, beauftragen 
müssen. In Preußen und den meisten deutschen Bundesstaaten^steht eine 
große Zahl staatlicher bakteriologischer Institute zur Verfügung der Ärzte 
und Behörden. Hier ist auch die Frage der Einsendung des Untersuchungs- 
materials durch zweckmäßige Einrichtung der Versandgefäße und ihrer 
Verpackung sowie durch die Beförderung dieser Sendungen seitens der Post 
als Dienstbriefe in sehr glücklicher Weise geregelt. 

„Durch Einrichtung von Fortbildungskursen und belehrende Veröffent¬ 
lichungen muß beamteten und praktischen Ärzten Gelegenheit gegeben 
werden, ihre Kenntnisse über bei uns seltenere Krankheiten wieder auf¬ 
zufrischen und sich über den Fortschritt der Wissenschaft auf dem laufenden 
zu erhalten. Auch ist es wichtig, durch belehrende Aufsätze in der Tages¬ 
presse für eine Aufklärung des Volkes über die Bedeutung der Infektions¬ 
krankheiten und die Notwendigkeit ihrer Bekämpfung zu sorgen. 

„Auch bei der Abwehr bei uns nicht heimischer Seuchen stellt die 
moderne Seuchenbekämpfung nicht geringe Anforderungen an die Auf¬ 
merksamkeit und Gewissenhaftigkeit des praktischen Arztes. Jederzeit 
können, wie wir dies im vorigen Jahre mehrmals mit der Cholera erlebt 
haben und alljährlich noch von den Pocken und gelegentlich dem Fleck¬ 
fieber erfahren müssen, derartige Krankheiten durch frisch Infizierte, Leicht¬ 
kranke und gesunde Keimträger unversehens mitten ins Land eingeschleppt 
werden und hier kleine Seuchenherde bilden. 

„Es hängt dann in erster Linie von der Aufmerksamkeit des behan¬ 
delnden Arztes ab, ob solche Erkrankungen sogleich als das erkannt werden, 
was sie sind, und auf seine Meldung hin sofort unschädlich gemacht werden 
können. Die verschiedenen Einschleppungen der Cholera nach Deutschland 
in den letzten Jahren, und die große Zahl der alljährlich dem Institut für 
Infektionskrankheiten zugehenden pest- und choleraverdächtigen Unter¬ 
suchungsproben geben uns die beruhigende Gewißheit, daß die deutschen 
Ärzte auf dem Posten und bereit sind, an ihrem Teil zur Verhütung einer 
Einschleppung dieser Krankheiten beizutragen. 

„Auf die Sperrung der Grenzen oder Abschließung einzelner Landes¬ 
teile durch Militärkordons verzichtet die moderne Seuchenbekämpfung 
gänzlich, weil sie sich als nutzlos erwiesen haben, dabei aber Handel und 
Wandel empfindlich beeinträchtigen. An ihre Stelle sind bezüglich der 
Pest, Cholera und des Gelbfiebers internationale Abmachungen über die 
Beaufsichtigung des Schiffs- und Grenz Verkehrs zu Zeiten drohender 
Seuchengefahr getreten, deren wichtigste die sofortige Benachrichtigung der 
Vertragsstaaten über den Ausbruch einer der genannten Seuchen und regel¬ 
mäßige Mitteilungen über den Stand der Epidemie sind. Wir haben aller¬ 
dings schon mehrfach Beweise dafür erhalten, wie diese internationalen Ab¬ 
machungen im Auslande gewertet werden. Wir werden daher guttun, den 
sichersten Schutz gegen eine vom Ausland drohende Seucheneinschleppung 
in der Aufmerksamkeit und Gewissenhaftigkeit unserer praktischen Ärzte 
und in der Wachsamkeit und steten Bereitschaft unserer Behörden zu 
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sehen. Daß, sobald sich ein Seuchenherd im Inlande gebildet hat, von 
unseren großen Instituten, dem Kaiserlichen Gesundheitsamt, dem Institut 
für Infektionskrankheiten und einer Anzahl von hygienischen Universitäts¬ 
instituten in jedem Augenblick gut geschulte Bakteriologen mit vollständiger 
Laboratoriumsau Brüstung entsandt werden können, um sofort an Ort und 
Stelle gemeinsam mit den lokalen Behörden die nötigen Ermittelungen und 
bakteriologischen Untersuchungen vorzunehmen, soll hier nur kurz er¬ 
wähnt werden. 

„Auch die Quarantäne wird heute nur noch in beschränktem Umfange 
angewandt. Nur wenn an den im Reichsseuchengesetz genannten Krank¬ 
heiten Erkrankte, Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige aus 
dem Auslände in einem Seehafen zureisen, werden sie in einem der zu 
diesem Zwecke errichteten Quarantänelazarette untergebracht, bis auf 
Grund der bakteriologischen Untersuchung anzunehmen ist, daß die Gefahr 
einer Verbreitung der Krankheit bei ihnen beseitigt ist. In gleicher Weise 
werden auch russische Auswanderer, Wanderarbeiter und Sachsengänger an 
der Grenze besonderen mit Beobachtungsstationen verbundenen Sammel¬ 
stellen überwiesen. Bei nur Ansteckungsverdächtigen kann die Beobachtung 
in einem Quarantänelazarett auch durch eine Überwachung durch den be¬ 
amteten Arzt am Bestimmungsort der Reisenden ersetzt werden. 

Besonders groß ist bei unserem immer mehr anwachsenden übersee¬ 
ischen Handelsverkehr die Gefahr einer Einschleppung der Pest in unsere 
Häfen, wie z. B. der Umstand beweist, daß in den Hamburger Hafen all¬ 
jährlich etwa ein Dutzend Schiffe einläuft, an deren Bord sich pestkranke 
Ratten finden. Auch die Cholera kann gelegentlich auf dem Seewege ein¬ 
geschleppt werden, wie die im vorigen Jahre erfolgte Erkrankung eines 
Elbschiffers nach einer Ansteckung auf einem russischen Schiff im Hamburger 
Hafen beweist. Deshalb muß eine aufmerksame Hafenkontrolle, wie wir 
sie in Hamburg und Bremen bereits ständig haben, dieser Gefahr begegnen. 
Zu diesem Zweck müssen die Besatzung und die Passagiere der einlaufenden 
Schiffe einer ärztlichen Untersuchung unterzogen werden und zur Verhütung 
speziell einer Einschleppung der Pest das Schiff auf das Vorhandensein 
von Pestratten durchsucht werden. 

„Auch der Eisenbahnverkehr muß überwacht werden, um einer 
Seucheneinschleppung auf diesem Wege vorzubeugen. Hier hat es sich 
als durchaus zweckmäßig bewährt, daß die Schaffner und Zugführer in 
Zeiten drohender Seuchengefahr angewiesen werden, die Reisenden zu beob¬ 
achten und Erkrankungen unter ihnen sofort zu melden. 

„Besondere Maßnahmen erheischt noch die Abwehr der Cholera. Da 
diese Seuche erfahrungsgemäß zu uns in der Regel auf dem Binnenschiff¬ 
fahrtswege durch infizierte Schiffer und Flößer von Rußland aus ein¬ 
geschleppt wird und sich auch hauptsächlich längs der großen Ströme und 
der sie verbindenden Kanäle ausbreitet, so erfordern zu Zeiten drohender 
Choleragefahr unsere größeren Flußläufe, speziell im Osten Deutschlands, 
die ganz besondere Aufmerksamkeit der Behörden. Bei Annäherung der 
Cholera werden deshalb regelmäßig die sogenannten Stromüberwachungs¬ 
stellen eingerichtet. Diese Posten sind mit je einem oder zwei Ärzten be¬ 
setzt, denen das nötige Unterpersonal, Gendarmen, Sanitätsunteroffiziere 
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und Gesundheitsaufseher sowie ein Regierungsdampfer zur Verfügung 
stehen. Durch die Ärzte wird die gesamte Besatzung aller durchfahrenden 
Flöße und Schiffe untersucht, um alle Kranken und Krankheitsverdächtigen 
herauszufinden und unschädlich zu machen. Da aber Leichtkranke und 
gesunde Bazillenträger dieser Kontrolle doch noch entgehen können, ist 
diese Einrichtung auf Anraten von Robert Koch im vorigen Jahre noch 
durch bakteriologische Grenzlaboratorien ergänzt worden, die in Sohillno 
und Schmalleningken, den Eintrittsstellen von Weichsel und Memel in 
preußisches Gebiet, eingerichtet wurden und die Aufgabe hatten, die Be¬ 
satzung aller durchpassierenden Flöße bakteriologisch auf Gholeravibrionen 
zu untersuchen, ln der Tat sind durch das Laboratorium in Schillno auch 
drei gesunde Choleravibrionenträger festgestellt worden. Die von ihnen 
ausgeschiedenen Choleravibrionen erwiesen sich im Meerschweinchenversuch 
als vollvirulent. Da bei zweien der Vibrionenträger die Ausscheidung der 
Cholerakeime erst nach zwei Tagen aufhörte, bei dem dritten indessen die 
Entleerung sehr zahlreicher Vibrionefc noch über acht Tage währte, sind 
wir zu der Annahme berechtigt, daß es lediglich der bakteriologischen Fest¬ 
stellung dieser drei Personen zu verdanken ist, daß die untere Weichsel im 
vorigen Jahre nicht verseucht worden ist. 

„Von besonderer Bedeutung kann die Feststellung der Infektionsquellen 
und besonders von Dauerausscheidern, in Irrenanstalten, Alumnaten, Kasernen 
und Gefängnissen werden. Um Epidemien in solchen Anstalten zu unterdrücken 
und dem immer wieder beobachteten Aufflackern von Infektionskrankheiten 
Einhalt zu tun, bleibt oft gar nichts weiter übrig, als die gesamten In¬ 
sassen und Angestellten derartiger Anstalten bakteriologisch durchzuunter¬ 
suchen. Andererseits muß, um der besonders Irrenanstalten stets drohenden 
Neueinschleppung von Infektionskrankheiten vorzubeugen, gefordert werden, 
daß alle Neueintretenden bakteriologisch untersucht werden. In einer 
Reihe von Anstalten, z. B. nach Böttinger in einigen hessischen Irren¬ 
anstalten, werden solche Untersuchungen auf Typhus und Ruhr bereits mit 
größtem Erfolge regelmäßig durchgeführt 

„Durch die Isolierung der infizierten Individuen, die Desinfektion ihrer 
die Infektionskeime enthaltenden Abgänge und durch geeignete Behandlung 
der Infizierten ist weiterhin die Vernichtung und unschädliche Beseitigung 
der von ihnen ausgeschiedenen oder in ihrem Körper enthaltenen Infektions¬ 
keime anzustreben. Durch die Isolierung muß der Infizierte seiner ge¬ 
sunden Umgebung entrückt werden, um diese gegen eine Ansteckung zu 
schützen. Wo es die Wohnungsverhältnisse gestatten und geeignete Pflege 
zur Verfügung steht, kann diese Isolierung in der Behausung des In¬ 
fizierten selbst durchgeführt werden. Besser und sicherer ist aber die Iso- 
solierung in einem Krankenhause. Durch die Errichtung zahlreicher 
Krankenhäuser wird bei uns die Durchführung dieser Maßnahme immer 
mehr erleichtert, zumal die guten Einrichtungen moderner Krankenhäuser 
von Jahr zu Jahr mehr dazu beitragen, die im Publikum vorhandene Ab¬ 
neigung gegen das Krankenhaus zu beseitigen. Um die Isolierung an In¬ 
fektionskrankheiten Leidender populär zu machen, hat man in Norwegen, 
wie Ustved berichtet, die Verpflegungssätze für solche Kranke außerordent¬ 
lich niedrig bemessen, so daß für Kinder täglich nur 0,66 Jft in der I. und 
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0,45 in der II. Klasse, für Erwachsene entsprechend 1,32 bzw. 0,90 ^ za 
entrichten sind. Dieses Beispiel Norwegens verdient weiteste Nachahmung. 
Im Krankenhause kann auch im allgemeinen besser und leichter die Be¬ 
handlung des Kranken zweckmäßig gestaltet werden, wodurch, wie schon 
v. Drigalski in seinem Vortrag über die Typhusbekämpfung in diesem 
Verein 1905 hervorhob, der Herausbildung der Kranken zu Dauerkeim¬ 
trägern entgegengewirkt wird. Durch die Isolierung der Kranken in einem 
Krankenhause wird also bis zu einem gewissen Grade auch die Zahl der 
Dauerausscheider vermindert. 

„Hand in Hand mit der Isolierung des Infizierten muß die Desinfektion 
seiner Abgänge und Effekten gehen. Je nach der Krankheit muß sich diese 
Desinfektion auf Auswurf, Stuhlgang, Urin, Erbrochenes, Nasen- und Augen¬ 
sekret erstrecken, entweder nur auf eines dieser Substrate, z. B. bei Ruhr 
nur auf den Stuhlgang, oder gleichzeitig auf mehrere, z. B. beim Typhus 
auf Stuhl und Urin, nötigenfalls auch den Auswurf, bei Cholera auf Stuhl 
und Erbrochenes, bei der Diphtherie auf Auswurf und Nasensekret, nötigen¬ 
falls auch auf das Augensekret. 

„Stets muß auch die Leib- und Bettwäsche des Kranken sowie sein 
Eßgeschirr regelmäßig desinfiziert sowie täglich der Fußboden des Kranken¬ 
zimmers und die Wand, an der das Bett steht, mit desinfizierenden Lösungen 
abgewaschen werden. 

„Alle diese zur sogenannten „laufenden Desinfektion 1 * gehörigen Des¬ 
infektionsmaßnahmen müssen möglichst im Krankenzimmer selbst aus¬ 
geführt werden, um zu vermeiden, daß lebende Krankheitserreger aus diesem 
hinausgelangen. 

„Auch der Pfleger muß hier eine Schüssel mit einer Desinfektions¬ 
lösung zur Verfügung haben, in der er seine Hände nach gründlicher 
Reinigung mit Seife und Bürste desinfizieren kann, sobald er am Kranken¬ 
bett zu tun gehabt hat. Zweckmäßig trägt der Pfleger zu seinem eigenen 
Schutz während seines Aufenthaltes im Krankenzimmer einen waschbaren, 
den ganzen Körper deckenden Mantel, am besten aus weißem Stoff, damit 
jede Beschmutzung sofort sichtbar wird und sogleich durch Befeuchten mit 
einem Desinfektionsmittel unschädlich gemacht werden kann. Dieser 
Mantel wird, sobald der Pfleger das Krankenzimmer verlassen will, abgelegt 
und verbleibt im Krankenzimmer. Vielfach hat es sich bewährt, in Fällen, 
in denen der Kranke in seiner Wohnung isoliert wird, die laufende Des¬ 
infektion durch einen geschulten Desinfektor kontrollieren zu lassen, der 
dann auch die Herstellung der Desinfektionslösungen mit zu besorgen hat 

„Ist die laufende Desinfektion ordnungsmäßig durchgeführt, so könnte 
man eigentlich sich mit ihr begnügen. Da wir aber nie mit Sicherheit 
sagen können, ob ihr nicht doch einige Keime entgangen sind, der Kranke auch 
vor Einrichtung der laufenden Desinfektion reichlich Infektionskeime in den 
von ihm benutzten Räumen ausgestreut haben kann, so werden letztere 
zweckmäßig nach erfolgter Genesung oder nach Verbringung des Kranken 
in ein Krankenhaus der sogenannten „Schlußdesinfektion u unterzogen. 
Letztere wird am besten von einem geschulten Desinfektor ausgeführt, wie 
sie jetzt überall in Deutschland vorhanden sind. 
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„An wirksamen Desinfektionsmethoden und -mittein steht uns eine 
große Anzahl zur Verfügung. Die gebräuchlichsten sind: für die Hände¬ 
desinfektion: Carbol-, Kresolseifen- (Lysol-) und Sublimatlösungen; für die 
Abgänge des Kranken: das Kochen (nur in Krankenhäusern in besonderen 
Apparaten durchführbar) sowie das Vermischen mit Kresolseifenlösung, 
Kalk- und Chlorkalkmilch; für das Eßgeschirr: Waschen in heißer Soda¬ 
lösung; für Wäsche: 24 ständiges Einweichen in 1 proz. Kali-, Schmier- oder 
Kresolseifenlösung; für Betten: die Sterilisation im Dampfapparat; für die 
Schlußdesinfektion kommt das Abwaschen des Fußbodens, der Wände und 
Möbel mit Kresolseifenlösung sowie die Formalindesinfektion in Betracht. 

„Für die Beendigung der Isolierung und laufenden Des¬ 
infektion darf nicht die klinische Genesung des Kranken, sondern 
nur der Ausfall der bakteriologischen Untersuchung nach er¬ 
folgter klinischer Genesung maßgebend sein. Erst wenn alsdann 
durch 2 bis 3 je nach der Krankheit in 2 bis 8 tägigen Zwischen¬ 
räumen ausgeführte bakteriologische Untersuchungen der die 
Infektionskeime enthaltenden Abgänge desKranken ein negatives 
Resultat ergeben haben, darf der Kranke als vollständig genesen 
und für seine Umgebung unschädlich aus der Isolierung ent¬ 
lassen werden. Nur wenn diese Hauptregel moderner Seuchenbekämpfung 
allgemein befolgt wird, wird es gelingen, die so häufigen Infektionen durch 
Rekonvaleszenten zu verhindern. 

„Schwierigkeiten erwachsen der Durchführung der Isolierung und Des¬ 
infektion jedoch gegenüber den gesunden Keimträgern, ja bei den Dauer¬ 
ausscheidern kann sie ganz unmöglich werden. Nach dem Reichsseuchen- 
gesetz können wir zwar bei den in ihm genannten Krankheiten alle In¬ 
fizierten isolieren und bei ihnen die Desinfektion durchführen, bis durch die 
bakteriologische Untersuchung erwiesen ist, daß sie frei von Krankheits¬ 
keimen sind; wohl bietet uns auch die einzelstaatliche Gesetzgebung die 
Mittel, die nur vorübergehend infizierten Keimträger zu isolieren, unmöglich 
dagegen ist es, die durch Wochen, Monate und Jahre ausscheidenden Keim¬ 
träger zu isolieren und eine Desinfektion bei ihnen durch zuführen. Weder 
haben wir hierzu eine gesetzliche Handhabe, noch ließe sich selbst bei 
bestem Willen auf seiten des Keimträgers auch nur eine einigermaßen 
regelmäßige Desinfektion der Abgänge auf die Dauer erreichen. 

„Hier kommt daher alles darauf an, die betreffenden Keimträger von 
der Gefährlichkeit ihres Zustandes zu überzeugen und sie dadurch zur 
Beobachtung möglichster Sauberkeit anzuhalten und durch häufigere Er¬ 
innerungen immer wieder ihre Aufmerksamkeit wachzurufen. Durch eine 
derart schonende Behandlung der Dauerausscheider werden wir ungleich 
mehr erreichen, als durch alle Zwangsmaßregeln, die nur Verstimmung und 
Widersetzlichkeit zur Folge haben können. In der Tat hat auch die bei 
der Typbusbekämpfung gemachte Erfahrung gezeigt, daß es bei nur einiger¬ 
maßen intelligenten und willigen Dauerausscheidern gelingt, die von ihnen 
drohende Gefahr zu beseitigen, wenn sie sich an Sauberkeit bei und nach 
der Verrichtung der Notdurft gewöhnten, ferner «wenn sie, ehe sie an die 
Zurichtung von Speisen gingen, die Hände mit Wasser und einer wohl¬ 
riechenden Seife wuschen (die gebräuchlichen wohlriechenden Seifen haben 
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nämlich eine ganz erhebliche Desinfektionswirkung) und regelmäßig ihre 
schmutzige Wäsche in Schmierseifenlösung einweichten. 

„Bei Keimträgern, die ihre Keime mit dem Auswurf oder dem Speichel 
verstreuen, zum Beispiel Lungentuberkulosen und Diphtheriebazillenträgern, 
muß man die Unschädlichmachung der Keime durch Empfehlung des Ge¬ 
brauchs von Speiflaschen oder Spuckdüten oder von Gurgelungen mit des¬ 
infizierenden Lösungen von Kaliumpermanganat oder Wasserstoffsuperoxyd 
versuchen. 

„Die Bestrebungen, Dauerausscheider von ihren Keimen durch medi¬ 
kamentöse oder, wie es auch versucht worden ist, chirurgische Behandlung 
zu befreien, haben bisher noch keine befriedigenden Erfolge gezeigt. 

„Die Frage, ob unter gewissen Verhältnissen nicht eingreifendere Maß¬ 
nahmen gegen die Dauerausscheider am Platze sein können, kann nicht all¬ 
gemein beantwortet, sondern muß von Fall zu Fall unter eingehender Be¬ 
rücksichtigung der Verhältnisse entschieden werden. Daß in gewissen 
Fällen außerordentliche Bedenken gerechtfertigt sind, wenn z. B. ein Typhus¬ 
oder Buhrbazillenträger in einem Milchbetriebe oder Nahrungsmittelgeschäft 
feetgestellt oder die Dauerausscheidung von Diphtheriebazillen bei einem 
Lehrer nachgewiesen wird, liegt ja ohne weiteres auf der Hand. 

„ln ganz anderer Weise, als ich es bisher für die bakteriellen Krank¬ 
heiten geschildert habe, muß die Vernichtung der Krankheitskeime bei den 
durch Insekten übertragenen Protozoenkrankheiten durchgeführt werden. 
Hier kommt es nicht auf eine Isolierung des Infizierten gegenüber seiner 
gesunden Umgebung an, als vielmehr in erster Linie darauf, zu verhüten, 
daß ein Insekt sich an einem Kranken oder Keimträger infizieren kann. 
Dieses wird am sichersten durch eine streng durchgeführte spezifische Be¬ 
handlung sämtlicher Infizierten erzielt, wie dies Koch zuerst gegen die 
Malaria erprobt und dann auch gegen die Schlafkrankheit durchgeführt hat. 
Hier tritt also an die Stelle der äußeren Desinfektion die »Sterilisatio magna« 
des infizierten Menschen mittels Chinins, Quecksilbers, der Arsen- und 
anderer chemischer Präparate. Daneben behalten aber auch alle Mittel, 
welche Kranke wie Gesunde gegen den Stich der Insekten zu schützen ver¬ 
mögen, ihren vollen Wert, wie Anwendung von Moskitonetzen, moskito¬ 
sicheren Häusern, Unterbringung der Kranken in moskitofreien Zimmern 
und Schutz solcher Zimmer gegen das Eindringen der stechenden Insekten, 
Einreiben der Haut mit ätherischen Ölen, deren Geruch die Insekten ver¬ 
treibt, und Vermeiden von zeckenbebafteten Lagerplätzen. 

„Vervollständigt wird dieser Kampf gegen die Infektionskeime durch 
die Vernichtung der Keim Zwischenträger selbst. Nur darf man sich nicht 
der Illusion hingeben, diese gänzlich ausrotten zu wollen. Es genügt schon, 
die menschlichen Behausungen und ihre nähere Umgebung von diesen Keim- 
zwischenträgem zu befreien, um einen wirksamen Schutz des Menschen 
gegen sie zu erreichen. So ist es wichtig, zur Beseitigung der Mückenplage 
alle Tümpel und stagnierenden Wasseransammlungen in der Nähe mensch¬ 
licher Wohnungen, die den Mücken als Brutplätze dienen, von der Mücken¬ 
brut zu befreien, indem man sie entweder mit Fischen besetzt, die die Brut 
verzehren, oder mit Petroleum oder Saprol übergießt, wodurch die Brut er¬ 
stickt wird. Ganz besonders wirksam ist aber auch das Ausräuchern der 
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Keller, in die sich im Herbst die Mücken za Tausenden und Millionen hinein¬ 
ziehen, um zu überwintern. 

„Im Kampf gegen die Schlafkrankheit hat sich das Abholzen niederen 
Buschwerks als wirksam erwiesen, das Tieren, deren Blut die Glossinen 
saugen, sowie diesen selbst als Schlupfwinkel dient. Es hat sich nach den 
Untersuchungen von Kleine als notwendig erwiesen, um menschliche Be¬ 
hausungen und Straßen in einem Umkreis von 600 m das Buschwerk zu be¬ 
seitigen, um mit Sicherheit von ihnen die Glossinen fernzuhalten. 

„Ebenso ist die Vernichtung der Ratten und anderer Nager ein außer¬ 
ordentlicher Faktor bei der Bekämpfung der Pest. Besondere Schwierig¬ 
keiten stellten sich früher der Beseitigung der Rattenplage auf Schiffen ent¬ 
gegen; diese sind jetzt indessen beseitigt worden dadurch, daß man gelernt 
hat, mit Hilfe besonderer Apparate, wie des Giemsa-Nochtschen und des 
Claytonapparats, Regeneratorgas bzw. schweflige Säure in die Schiffsräume 
zu blasen und dadurch die Ratten zu ersticken. 

„Trotzdem wir, wie bisher geschildert, in dem unmittelbaren Kampfe 
gegen die Infektionserreger in den letzten Jahren recht erhebliche Fort¬ 
schritte zu verzeichnen haben, behält doch auch die Hebung der allgemeinen 
hygienischen Verhältnisse ihren hohen Wert für den Erfolg dieses Kampfes. 
Hat doch die Erfahrung immer wieder gelehrt, daß gerade unter den schwer¬ 
sten Seuchen, wie z. B. der Pest, der auf höherer Kulturstufe stehende und 
in hygienisch besseren Verhältnissen lebende Europäer ganz erheblich weniger 
zu leiden hat als z. B. die kulturell tiefer stehenden und in engen dunklen 
Wohnungen zusammengepferchten Chinesen. 

„Durch Einrichtung von Aborten, Regelung des Abfuhrwesens und wo¬ 
möglich durch Kanalisation der Ortschaften muß für eine einwandfreie, un¬ 
schädliche Beseitigung der menschlichen und tierischen Abfallstoffe und der 
Hausabwässer gesorgt werden. Wo der Anschluß der Aborte an eine 
Kanalisation nicht möglich ist, muß wenigstens für eine ordnungsmäßige 
Anlage der Aborte und vor allem der Abortgruben gesorgt werden. 

„Nicht minder wichtig ist die Beschaffung guten Trink- und Gebrauchs¬ 
wassers. Durch einwandfrei angelegte, gegen die Verunreinigung durch 
Sickerwässer geschützte Brunnen oder zentrale Wasserversorgungsanlagen 
ist hierfür zu sorgen. Um auch die Schifferbevölkerung auf unseren Binnen¬ 
schiffahrtsstraßen von der üblen Gewohnheit zu befreien, ihr Trink- und 
Gebrauchswasser dem Flußlauf zu entnehmen, auf dem sich gerade das 
Fahrzeug befindet, ist für leichte Beschaffung reichlichen guten Trinkwassers 
an den Anlegestellen der Schiffe und Flöße Sorge zu tragen. 

„Durch eine aufmerksame Nahrungsmittelkontrolle muß ferner nach 
Möglichkeit der Verunreinigung von Nahrungs- und Genußmitteln durch 
Infektionskeime vorgebeugt werden. Besondere Sorgfalt verdient in dieser 
Beziehung der Milchhandel sowohl im Kleinbetrieb wie in Sammel¬ 
molkereien. Die in diesen aufgestellten Pasteurisierapparate entsprechen 
durchaus noch nicht immer den Anforderungen, die man an sie stellen 
muß, und sind daher, da sie das Publikum in Sicherheit wiegen, unter Um¬ 
ständen eher eine Gefahr als ein Schutz für die Abnehmer der Milch. 
Ich habe selbst Gelegenheit gehabt, solche angeblich und auch anscheinend 
gut arbeitende Pasteurisierapparate in Sammelmolkereien zu untersuchen. 
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und habe durch bakteriologische Untersuchung der unbehandelten und der 
durch den Apparat gegangenen Milch feststellen können, daß die Milch im 
Inneren des Apparates unmöglich 10 Minuten lang eine Temperatur von 80° 
erreicht haben konnte, wie es der Fall sein sollte. Es wäre deshalb dringend 
su wünschen, daß derartige Apparate regelmäßig einer bakteriologischen 
Kontrolle durch einen beamteten Arzt bzw. die Medizinaluntersuchungsämter 
unterworfen würden. 

„Die größte Aufmerksamkeit ist ferner fortgesetzt der Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse, besonders der ärmeren Bevölkerung zu widmen. 
Enge, dicht bewohnte, schlecht gelüftete und schlecht belichtete Quartiere 
müssen beseitigt und durch geräumige, helle und luftige Wohnungen ersetzt 
werden. Hierdurch wird nicht weniger als durch die einwandfreie Beseiti¬ 
gung der Abfallstoffe und die Darbietung reichlichen guten Wassers der 
Reinlichkeitssinn der Bevölkerung gehoben und dadurch ein außerordentlich 
wichtiger Faktor der persönlichen Prophylaxe gefördert. 

„In wie umfassender Weise auch die Typhusbekämpfung in Südwest¬ 
deutschland Gelegenheit gegeben hat, die hygienischen Verhältnisse zu heben, 
beleuchten so recht die Mitteilungen, die Schneider hierüber vor dem 
14. internationalen Hygienekongreß 1907 gemacht hat. Er berichtete hier, 
daß allein von 1904 bis 1907 im Regierungsbezirk Trier 186 neue Wasser¬ 
leitungen gebaut, 4 Orte ganz und 59 teilweise kanalisiert, 51000 Dung¬ 
stätten, 58000 Aborte und 345000 m Straßenrinnen angelegt worden sind. 
In der gleichen Zeit wurden in der bayerischen Pfalz 122 Wasserleitungen 
und 18 Kanalisationen neu gebaut bzw. erweitert und in Elsaß - Lothringen 
in 233 Gemeinden mehr oder minder umfangreiche Verbesserungen der 
Trinkwasserversorgung ausgeführt. 

„Unterstützend kann unter bestimmten Verhältnissen gegen die Weiter¬ 
verbreitung von Infektionskrankheiten die Schutzimpfung wirken, die darauf 
abzielt, das geimpfte Individuum künstlich gegen die Krankheitskeime un¬ 
empfänglich zu machen, zu immunisieren, ein Vorgang, der sich in voll¬ 
kommenster Weise durch das Überstehen der Krankheit selbst vollzieht. Die 
künstliche Immunisierung läßt sich entweder durch Injektion von Heilserum 
(passive Immunität) oder durch eine Impfung mit abgetöteten oder ab¬ 
geschwächten Krankheitserregern (aktive Immunität) erzielen. Beide Immu¬ 
nisierungsarten geben indessen im allgemeinen nur einen kurz dauernden 
Schutz, der nach der Injektion von Heilserum etwa 14 Tage, nach der 
Impfung mit den abgetöteten Krankheitserregern etwa 1 Jahr anbält. Aus 
diesem Grunde eignen sich diese Verfahren nicht zur allgemeinen Anwendung, 
sondern kommen nur unter bestimmten Verhältnissen in Betracht, der 
Schutz durch Heilserum bei Ärzten und Krankenpflegern und bei der ge¬ 
sunden Umgebung von Kranken, die aktive Immunisierung dagegen, wenn 
«s sich darum handelt, bestimmte Volksgruppen, die einer Infektionsgefahr 
für längere Zeit ausgesetzt werden müssen, gegen diese zu schützen. So hat 
Wright bei den englischen Truppen in Cypern, Indien und Südafrika und 
das deutsche Kolonialamt bei den Truppen in Südwestafrika recht gute Er¬ 
folge mit der Schutzimpfung gegen den Typhus erzielt. Gute Erfolge wollen 
auch Haffkine mit der Schutzimpfung gegen Cholera und Shiga gegen 
Ruhr gehabt haben. 
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„Zur allgemeinen Anwendung eignet sich bisher nur die Schutzimpfung 
gegen die Pocken, die ohne besondere Beschwerden für die Geimpften durch¬ 
führbar ist und einen wenigstens 5 bis 10 Jahre dauernden sicheren Impf¬ 
schutz erzielt. Dieses Verfahren, bei dem mit dem lebenden Infektionsstoff 
der Kubpocken geimpft wird, der eine abgeschwächte Form des menschlichen 
Blatternvirus ist, hat seit der Entdeckung Jenners im Jahre 1796 seinen 
Siegeszug über die ganze bewohnte Erde ausgeführt. 1834 wurde die Kuh¬ 
pockenimpfang in die preußische Armee und am 1. April 187& der Impf¬ 
zwang für ganz Deutschland gesetzlich eingeführt Der Erfolg dieser Maß¬ 
nahmen war ein geradezu glänzender, so daß Deutschland, trotzdem es von 
einer Menge von Ländern umgeben ist, in denen keine allgemeine Pocken¬ 
impfung besteht, und in denen nach wie vor die Pocken wüten, schon seit 
Jahrzehnten von dieser scheußlichen Seuche befreit ist. Trotzdem alljähr¬ 
lich noch vereinzelte Pockenfälle aus dem Auslande nach Deutschland ein- 
geschleppt werden, vermag die Seuche bei uns doch keinen festen Fuß mehr 
zu fassen, weil die durch die Kuhpockenimpfung immunisierte deutsche Be¬ 
völkerung für das Pockengift unempfänglich ist. Ganz unverständlich ist 
es da, daß noch immer eine kleine Schar von Impfgegnern teils aus Unver¬ 
stand, teils aus einem irregeleiteten Rechtlichkeitsgefühl heraus gegen die 
Pockenimpfung Sturm läuft und selbst nicht davor zurückscheut, durch 
Übertreibungen und Verbreitung falscher Nachrichten die urteilslose Masse 
des Volkes gegen eine der segensreichsten sanitären Einrichtungen auf¬ 
zuhetzen, um ihren Zweck zu erreichen, das deutsche Impfgesetz zu be¬ 
seitigen oder durch Einfügung der sogenannten Gewissensklausel zu durch¬ 
löchern und unwirksam zu machen. 

„Mit allem Nachdruck müssen derartige aus Unverstand und Bosheit 
geborene Bestrebungen der Impfgegner zurückgewiesen werden, damit nicht 
einst die pockennarbigen Antlitze unserer Nachkommen und Tausende von 
Grabhügeln gegen unser Zeitalter den stummen Vorwurf richten, daß unsere 
berufenen Hüter der Volksgesundheit ihre Pflicht gröblich vernachlässigt 
haben. 

„Den trefflichen Ausführungen Herrn Geheimrat Kirchners, in denen 
er die Anschuldigungen der Impfgegner gegen die Impfung kritisch be¬ 
leuchtete und ihre Haltlosigkeit nachwies *), ist es zu danken, daß im Herbst 
vorigen Jahres der deutsche Reichstag über die Petitionen der Impfgegner 
um Abschaffung des Impfgesetzes bzw. Einführung der Gewissensklausel 
ohne Beschlußfassung hinwegging. Pflicht jedes einzelnen von uns ist es 
aber, an seinem Teile dahin zu wirken, daß dem verderblichen Treiben der 
Impfgegner Einhalt getan und solche Petitionen an unsere deutschen Parla¬ 
mente in Zukunft gänzlich unmöglich werden. 

„Was aber die nach den geschilderten Gesichtspunkten durchgeführte 
moderne Seuchenbekämpfung leistet, das mögen kurz noch die folgenden 
Angaben beleuchten: 

„Die erste Krankheit, gegen die der Kampf unter Robert Kochs 
eigener Leitung durchgeführt wurde, war die Cholera. Ich habe in folgender 
Tabelle alle Daten über die räumliche Ausbreitung der Cholera in Preußen 

l ) In Buchform unter dem Titel: „Schutzpockenimpfung und Impfgesetz“ er¬ 
schienen im Verlag von Richard Schötz, Berlin 8W. 48, Wilhelmstr. 10. Preis 1 
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Die Cholera in Preußen (in Deutschland) seit 1866. 
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(Deutschland) und die Zahl der durch sie veranlaßten Erkrankungen und 
Todesfälle seit 1866 zusammengestellt, soweit sie mir in der Literatur und 
amtlichen Berichten zugänglich waren. Ein Vergleich der Epidemien von 
1866 bis 1873 und ihrer gewaltigen Erkrankungs- und Sterbeziffern mit 
den Epidemien seit 1892, die, trotzdem die Seuche räumlich zeitweise sich 
ebenso ausgebreitet hatte wie früher, geradezu verschwindend kleine Er¬ 
krankungs- und Sterbeziffern auf weisen, lehrt ohne weiteres, daß seit 1892 
ein außerordentlich wirksames Moment sich der Cholera hindernd in den 
Weg gestellt hat. Diese Erfolge der systematischen Cholerabekämpfung 
treten in ein noch helleres Licht, wenn wir in Betracht ziehen, daß die 
Seuche auch heute noch mit ungeminderter Wucht sich ausbreitet, wo eine 
solche Bekämpfung nach modernen Gesichtspunkten fehlt, wie wir dies in den 
letzten Jahren noch in Rußland, Italien, Funchal, der Türkei und in diesen 
Tagen in Spanien gesehen haben, ihre Schrecken aber überall da verloren 
hat, wo, wie in Deutschland, Österreich und den Vereinigten Staaten von Nord¬ 
amerika, der Kampf gegen sie nach modernen Gesichtspunkten geführt wird. 

„Wie gegen die Cholera war Koch gegen die Malaria erfolgreich, und 
wenn Brioni, jenes idyllische Eiland an der istrischen Küste, das die Malaria 
in den 60er und 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts entvölkert hatte 
heute wieder ein blühender, malariafreier Kurort ist, so verdankt es dies 
einzig und allein Robert Koch und seinen Mitarbeitern Frosch, Elsner 
und Bludau. 

„Durch energische Isolierung der Kranken und die Vernichtung der 
Stegomyia wurde ferner das Gelbfieber, jene Geißel des tropischen Amerikas, 
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Typhusmorbidität im ganzen Gebiete 
der Typhusbekämpfuog im Siidwesten des Reiches 
yon 1904 bis 1909. 


von den Amerika¬ 
nern unter Leitung 
woche. von Gorgas und 
Marchoux in 
Cuba und von Oswaldo 
Cruz in Rio de Janeiro 
in wenigen Jahren aus¬ 
gerottet, so daß diese alten 
Gelbfieberherde heute frei 
von dieser Seuche sind. Der 
erfolgreichen Bekämpfung 
von Malaria und Gelbfieber 
ist es im wesentlichen auch 
zu danken, daß heute der 
Bau des Panamakanals 
seiner Vollendung entge¬ 
gengeht, während wenige 
Jahrzehnte zuvor ein Mann 
wie Lesseps bei diesem 
Unternehmen erlag, nicht 
weil er an den technischen 
Schwierigkeiten der Auf¬ 
gabe scheiterte, sondern 
weil er gegenüber Malaria 
und Gelbfieber machtlos 
war, die seine Arbeiter und 
Ingenieure zu Tausenden 
dahinrafften. 

„Als Robert Koch sieb 
vor nunmehr fast 10 Jahren 
entschloß, auch die syste¬ 
matische Bekämpfungeiner 
unserer schlimmsten ein¬ 
heimischen Seuchen, des 
Typhus, aufzunehmen, da 
wurde ihm von manchen 
Seiten großes Mißtrauen 
entgegen ge bracht, wohl 
auch ein großer Mißerfolg 
vorausgesagt. Um so dan¬ 
kenswerter war das Ver¬ 
trauen, mit dem Reiohs- 
wie Staatsbehörden sein 
Unternehmen unterstütz¬ 
ten. Dieses Vertrauen ist 
nicht enttäuscht worden. 
Wohl hat es eines harten 
Kampfes bedurft, und nur 
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sehrittweise konnten die Schwierigkeiten überwunden werden, die sich zum 
Teil erst während der Bekämpfung selbst durch die Aufdeckung bis dahin 
ganz unbekannter epidemiologischer Verhältnisse ergaben. Es war daher 
ganz berechtigt, daß ▼. Drigalski 1905 in seinem Referat über die Typhus¬ 
bekämpfung bezüglich der bis dahin erzielten Erfolge sich mit einer gewissen 
Vorsicht aussprach. Heute dürfen wir aber mit Stolz und Dankbarkeit 
gegen unseren großen Meister feststellen, daß auch gegenüber dem Typhus 
das von ihm empfohlene systematische Vorgehen von Erfolg gekrönt ist. 

Das zeigt aufs deutlichste die nebenstehende Abbildung, auf welcher 
die in den Jahren 1904 bis 1909 im ganzen Gebiete der Typhusbekämpfung 
festgestellten Typhusfälle in Form von Kurven zusammengestellt sind. Ein 
einziger Blick auf diese Abbildung zeigt, daß die absolute Zahl der Typhus¬ 
erkrankungen von Jahr zu Jahr erheblich abgenommen hat. Vor allem 
wird aber die in den Spätsommer und Herbst fallende Spitze der Kurve 
von Jahr zu Jahr niedriger. Dieser letztere Umstand beruht zum Teil mit 
darauf, daß in den ersten Jahren noch zahlreiche größere Epidemien aus 
gemeinsamer Ursache die Typhusfrequenz oft sehr schnell ansteigen Hessen, 
während in den beiden letzten Jahren, 1908 und 1909, überhaupt nur je 
zwei solcher Epidemien vorkamen. Auch in der Verhinderung derartiger 
Epidemien ist ein bedeutender unmittelbarer Erfolg der Typhusbekämpfung 
zu erblicken. 

„Wie auf der Abbildung noch weiter vermerkt ist, betrug die Zahl der 
Typhuserkrankungen im ganzen Bekämpfungsgebiet 1904: 3487, 1905: 
2552, 1906: 2401, 1907: 1979, 1908: 1662 und 1909 nur noch 1226Fälle, 
1909 also fast nur noch ein Drittel der Zahl von 1904. Setzen wir die 
Kosten und den Ausfall an Arbeitsverdienst, den eine einzige Typhus¬ 
erkrankung verursacht, nach dem Vorgänge unserer Statistiker mit 300 dt 
an, so ergibt sich aus diesen Zahlen, daß durch die Typhusbekämpfung in 
den Jahren 1904 bis 1907 an Volksvermögen im Durchschnitt alljährlich 
456 900 dt erspart worden sind, während die gesamten vom Reich, Preußen 
und Bayern für die Typhusbekämpfung in den Etat eingestellten Mittel 
jahrUch nicht mehr als 250 000 dt betrugen. Auch folgende Daten sprechen 
eine beredte Sprache für den Erfolg der systematischen Typhusbekämpfung: 
Unter 10000 Einwohnern erkrankten im ganzen Bekämpfungsgebiet 1904: 
10,9, 1905: 8,0, 1906: 7,5, 1907: 6,2, 1908: 5,2 und 1909 3,9 Personen an 
Typhus. (In ganz Preußen ist in derselben Zeit die entsprechende Zahl von 
4,3 nur auf 3,4 zurückgegangen.) 

„Ferner waren von allen im Bekämpfungsgebiet vorhandenen Ort¬ 
schaften von Typbus befallen 1904: 18,4 Proz., 1905: 16 Proz., 1906: 
15,5 Proz., 1907: 14,5 Proz., 1908: 14 Proz. und 1909 nur 9,8 Proz. 

„Diese wenigen Daten mögen genügen, um Ihnen darzutun, daß die 
moderne Seuchenbekämpfung bereits heute recht beachtenswerte Erfolge auf¬ 
zuweisen hat, und daß die für sie auf ge wandten Mittel nicht verloren sind, 
sondern im Gegenteil sich mehr als hundertfach verzinsen. 

„Schritt für Schritt nur kann heute gegen die Erreger der Infektions¬ 
krankheiten Boden gewonnen werden. Ein schnelleres Tempo werden diese 
Fortschritte erst annehmen, wenn mehr, als dies heute der Fall ist, ins Be¬ 
wußtsein jedes Staatsbürgers die Überzeugung Eingang gefunden haben 
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wird, daß das Wohl der Allgemeinheit über dem des einzelnen steht und 
daß der Kampf gegen die Infektionskrankheiten nicht nur beim lieben 
Nachbafn, sondern auch im eigenen Hause geführt werden muß zum eignen 
Besten und zum Wohle des Nachbarn, der Gemeinde und des ganzen Volkes. tt 

Der Vorsitzende eröffnet die Diskussion und erteilt das Wort zunächst: 

Prof. Dr. Tjaden (Bremen): „Meine Damen und Herren! Der 
Herr Vortragende hat in geradezu ausgezeichneter Weise uns mit dem Rüst¬ 
zeug bekannt gemacht, das zur Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten 
zur Verfügung steht. Freilich habe ich den Eindruck gehabt, als ob die 
Zusammenstellung etwas reichlich aus dem Laboratorium stammt. Gestatten 
Sie mir, der ich seit zehn Jahren in einer Großstadt in der Seuchenbekämpfung 
tätig bin, Ihnen etwas über unsere Erfahrungen mitzuteilen, die wir gerade 
dort gemacht haben, wo in konsequentester Weise auf der Basis der Kocti¬ 
schen Anschauung der Kampf geführt worden ist. 

„Ich will von vornherein bemerken, daß sich meine Ausführungen nur 
auf die Krankheiten beziehen, die bei uns in Deutschland einheimisch sind. 
Für die sogenannten gemeingefährlichen Krankheiten, die durch das Reichs¬ 
gesetz von 1901 geregelt sind, unterschreibe ich Wort für Wort das, was 
der Herr Vortragende gesagt hat. Bei den Krankheiten, die wir bei uns 
einheimisch haben, glaube ich, daß wir unsere Forderungen ein gut Teil 
zurückstecken müssen. Zunächst die Forderung der Meldepflicht. Es ist 
ohne weiteres zuzugeben, daß die Krankheit, sobald sie erkannt ist, gemeldet 
werden muß, damit man die nötigen Maßnahmen ergreifen kann. Aber, 
meine Damen und Herren, die Forderung, jeden Verdachtsfall zu melden, 
halte ich für undurchführbar. Wie lange braucht der Arzt, um zu der Er¬ 
kenntnis zu kommen, was er vor sich hat. Ich erinnere an die anscheinend 
harmlosen Halsentzündungen, von denen man zunächst nicht weiß, wenigstens 
solange nicht die bakteriologische Untersuchung gemacht worden ist, ob sie 
auf Diphtheriebazillen beruhen oder nicht. Ich erinnere an das unklare Bild, 
das der Typhus im Anfänge bietet. Ich brauche das für Leute, die praktisch 
in der Seuchenbekämpfung stehen, nicht weiter auszuführen. Vergessen wir 
doch ja nicht, daß jede polizeiliche Meldung eine Reihe von Unannehmlich¬ 
keiten für die betreffende Familie hat, daß infolgedessen die Ärzte schon so 
wie so nicht leicht geneigt sind, die Meldung zu machen, und daß wir dem¬ 
nach mit dem, was wir fordern — denn wenn wir es fordern, müssen wir 
es durchführen, — recht vorsichtig sein müssen. Die Ärzteschaft in Bremen 
hilft in ausgezeichneter Weise mit; aber wenn ich mit der Forderung kommen 
würde, sie solle jede Angina melden, bei der Verdacht zu Diphtherie besteht, 
oder wenn ich sonst mit den Forderungen weitergehen würde, ich glaube, 
die sonst sehr gut mitwirkende Ärzteschaft würde in zahlreichen Fällen ver¬ 
sagen. Meines EracbtenB müssen wir uns, zunächst wenigstens, auf das be¬ 
schränken, was praktisch und mit Sicherheit durchführbar ist, und für 
praktisch durchführbar halte ich bei unseren einheimischen Krankheiten die 
Forderung der Meldepflicht für Krankheitsverdacht nicht, wenigstens nicht 
bei allen. 

„Nun die zweite Forderung der Isolierung. Der Vortragende hat, was 
ja eigentlich selbstverständlich ist, gefordert, daß die ansteckenden Krank- 
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heiten isoliert werden sollen, und zwar zunächst in der Wohnung. Meine 
Herren! Ich bin leider auf Grund einer, wie ich schon betonte, langen Er¬ 
fahrung zu der Ansicht gekommen, daß eine Isolierung im Hause so gut 
wie gar nicht durchführbar ist. Wenn man sieht, wieviel Fäden von dem 
Krankenzimmer zu den übrigen Hausinsassen laufen, wenn man dann hört, 
wie leicht eine Übertragung stattfindet, so, glaube ich, gibt man sich einer 
Illusion hin, wenn man meint, daß z. B. bei beschränkten Wohnverhältnissen 
die Isolierung praktisch durchführbar ist. Wir dürfen uns da nicht täuschen. 
Die Forderung, man solle die ansteckenden Krankheiten ins Krankenhaus 
bringen, ist absolut berechtigt. Aber solange bei uns in Deutschland das 
Krankenhausbett 6000 JC kostet, ist auch das nicht durchführbar. Ich denke, 
da muß zunächst der Ruf ertönen: zurück zu billigeren Krankenhäusern; man 
muß eine Form finden, die es ermöglicht, die Kosten der Krankenhäuser zu 
verbilligen. Erst dann kann man daran denken, eine größere Zahl von 
Kranken in den Krankenhäusern unterzubringen. Die Isolierung ist ja auch 
dort nicht vollständig, aber doch immerhin in größerer Vollständigkeit prak¬ 
tisch durchführbar. 

„Der Herr Vortragende hat weiter gemeint, man solle die Rekonvales¬ 
zenten so lange isolieren, bis der bakteriologische Nachweis geführt ist, daß 
sie nicht mehr infektiös sind. Nun, klinisches Gesundsein und Infektiosität 
decken sich bekanntlich nicht; im Gegenteil, die Sachen gehen sehr weit 
auseinander. Nun soll man also so weit gehen, einen Diphtheriekranken, der 
sich vollständig wohl fühlt, der genesen ist, der aber noch virulente Bazillen 
hat, in ein Krankenzimmer einzusperren. Das tut der Mann nicht. Das ist 
nicht einmal im Krankenhause praktisch möglich. Ebenso steht es mit dem 
Typhus und einer Anzahl anderer Krankheiten. Auch da müssen wir meiner 
Ansicht nach mit unseren Forderungen recht vorsichtig sein. 

„Die Desinfektion der Ausscheidungen am Krankenbett ist ohne Frage 
das allerwesentlichste. Von der sogenannten Schlußdesinfektion, meine 
Damen und Herren, verspreche ich mir sehr wenig. Ich bin vielleicht ein 
Ketzer, wenn ich das hier ausspreche, aber es ist faktisch so. Wir haben 
hier gehört, der Kranke scheidet vielfach noch Bakterien aus, wenn er längst 
genesen ist. Dann läuft er im ganzen Hause herum, das läßt sich nicht 
verhindern. Wie ist es mit der Desinfektion? Wir gehen in ein einzelnes 
Zimmer und können das mit ziemlicher Sicherheit keimfrei machen, aber 
nicht das ganze Haus. Man soll das einmal versuchen, man wird auch da 
sehr bald auf so großen Widerstand in der Bevölkerung stoßen, daß man 
nicht weiter kommt. Die Schlußdesinfektion dient uns in äußerlicher Weise 
nach der Richtung, daß man die Bevölkerung zur Reinlichkeit erzieht und 
auf die Gefahren aufmerksam macht. Aber jedenfalls: kein Schema! Wir 
sind 'in Bremen bereits dazu übergegangen, daß wir die generelle Schluß¬ 
desinfektion bei Diphtherie aufgegeben haben und nur in besonderen Fällen 
bei Nahrungsmittelhäudlern usw. noch davon Gebrauch machen. 

„Wir wissen auch bei manchen Krankheiten gar nicht, wann die In¬ 
fektiosität aufhört. Beim Scharlach z. B. stehen wir vor einem vollen Rätsel. 
Wir haben es in Bremen fertiggebracht, bis zu 60Proz. der Scharlach¬ 
kranken ins Krankenhaus zu bringen. Weil wir sehr häufig beobachteten, 
daß die Kranken, wenn sie aus dem Krankenhause kamen, doch noch In- 
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fektionen in die Häuser einschleppen, und zwar vielfach recht böser Art, 
sind wir so weit gegangen, daß wir Rekonvaleszentenhäuser für Scharlach¬ 
kranke eingerichtet haben, und trotzdem sehen wir in 6Proz. noch die so* 
genannten Heimkehrfälle auf treten, wenn die Kranken aus den Rekon¬ 
valeszentenhäusern entlassen werden. Wir müssen uns also damit begnügen, 
daß unsere Hilfsmittel auch auf diesem Gebiete noch nicht so weit sind, 
wie sie es wohl sein sollten. 

„Nun könnte man ja vielleicht gruselig werden, wenn man gehört hat, 
wieviel Übertragungsmöglichkeiten vorhanden sind, und wenn man gehört 
hat, daß unser Rüstzeug, so glänzend wir auch vorangekommen sind — ich 
stehe durchaus, auf dem Boden der Koch sehen Lehre — auch uns doch nicht 
mit Sicherheit davor schützt, daß eine außerordentlich große Zahl von In¬ 
fektionsfällen zustande kommt. Aber die Infektion bedeutet noch lange 
nicht Erkrankung, und darin liegt die Lösung des Rätsels, daß die Zahl der 
Erkrankungen nicht wesentlich größer ist. 

„Der Herr Vortragende hat in der Hauptsache von dem aggressiven 
Teile der Bekämpfung gesprochen, die defensive Seite ist in seinem Vortrage 
vielleicht ein klein wenig zu kurz gekommen, und doch bin ich der Meinung, 
daß gerade die defensive Seite eine außerordentliche Rolle spielt. Jede 
ansteckende Krankheit ist ein Kampf zwischen den eingedrungenen Krankheits¬ 
erregern und den Abwehrkräften des Körpers. Diese Abwehrkräfte gilt es 
zu steigern, und dazu ist in erster Linie nötig die weitgehendste Reinlich¬ 
keit, die Erziehung zur persönlichen Reinlichkeit, zur persönlichen Hygiene. 
Wir müssen dafür sorgen, daß Badegelegenheiten usw. — ich will das nicht 
im einzelnen hier ausführen — in viel höherem Maße, als es zurzeit der 
Fall ist, der großen Masse unserer Bevölkerung zunutze kommen. Wir 
müssen dafür sorgen, daß unsere Wohnungen heller, luftiger werden, wie 
der Herr Vortragende es auch erwähnt hat. Aber, meine Damen und Herren, 
Sie finden in den Musterarbeiterhäusern, die hier ausgestellt sind, nur in 
einem einzigen eine Badewanne, die obendrein noch keinen Ablauf hat, bei 
der also das schmutzige Wasser hinausgetragen werden muß, mit anderen 
Worten, bei der wahrscheinlich die ganze Familie dasselbe Bad benutzt. 
Das ist die Reinlichkeit! Wir müssen auch auf die Städte wirken, daß sie 
nicht aus der Wasserzufuhr ein Geschäft machen. Reinlichkeit und Luft 
und Licht müssen in die Häuser hinein! Steigern wir die persönliche Hygiene, 
dann können wir ganz sicher sein, daß wir auf diesem Wege sehr viel in 
der Bekämpfung der Infektionskrankheiten erreichen werden. 

„Es ergibt sich das schon daraus, daß Masern und Keuchhusten, gegen 
die wir gar nichts tun, gegen die wir nicht einmal die Meldepflicht haben, 
in den letzten 20 Jahren wesentlich zurückgegangen sind. Hier muß doch 
ein Faktor stecken, der von unseren polizeilichen Maßnahmen abhängig ist. 
Darin, daß wir unser Volk zur größeren Reinlichkeit erzogen haben, lag ein 
gut Teil der Bekämpfung der Infektionskrankheiten/ 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner (Jena): „Meine Damen und Herren! 
Ich möchte mich zu dem Kapitel Typhus äußern. Es ist eine auffallende 
Erscheinung, daß man früher und zum Teil jetzt noch den Typhusbazillen¬ 
trägern eine so geringe Bedeutung zuschreibt; es scheint beinahe, daß die 
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Menschen diejenige Auffassung, die ihnen die bequemste ist, als die richtigste 
ansusehen pflegen. Die Typhusbazillenträger sind genau so gefährlich, ja 
— ich stimme darin dem Herrn Kollegen Lentz vollständig bei — noch 
gefährlicher, wie die Typbuskranken, wenn wir vielleicht von den Leicht¬ 
kranken, die umhergehen, absehen. Vor wenigen Wochen hatte ich Gelegen¬ 
heit, einen krassen Fall von Typhusübertragung durch Bazillenträger zu 
sehen. Ich wurde von meiner Regierung antelephoniert, in einem Dorfe 
der südlichen Rhön an der bayerischen Grenze von 800 Einwohnern sei Typhus 
ausgebrochen; mit deutlichem Finger wurde auf die Wasserversorgung hin¬ 
gewiesen, zugleich wurde mir aber gesagt, es hätten sich die betreffenden 
Personen auch an einer goldenen Hochzeitsfeier beteiligt, nicht alle als Jubi¬ 
lars. Bei der Untersuchung stellte sich heraus, daß das Wasser an sich gut 
war, daß aber die Leitung imstande gewesen wäre, Krankheitskeime auf¬ 
zunehmen und zu übermitteln. Ein solcher Fall gehört zu den Seltenheiten; 
ich habe allerdings einen anderen erlebt, wo auoh die Leitung zugängig 
war, und sie wahrscheinlich eine schwere Typhusepidemie vermittelte. Aus 
verschiedenen Gründen, die nicht hierher gehören, mußte ich jedoch die 
Wasserversorgung vollständig freisprechen. Anders war es mit der goldenen 
Hochzeitsfeier. Es waren aus etwa 80 Haushaltungen 140 Personen ein¬ 
geladen gewesen, von welchen 20 nach Ablauf von gut zwei Wochen inner¬ 
halb weniger Tage an Typhus erkrankten. Keiner war erkrankt, weder in 
dem Dorfe, noch in den umliegenden Dörfern, der nicht an dieser Hochzeit 
beteiligt war. Und noch eines, Typhus war in der ganzen Zeit, in der 
ganzen Gegend nicht vorhanden gewesen. Ich konnte nachweisen, daß die 
einzelnen Nahrungsmittel an sich gut waren, mußte aber andererseits daran 
festhalten, daß eine Nahrungsmittelinfektion vorliege, mußte also weiter 
folgern, daß höchstwahrscheinlich die Typhuskeime von außen in dem Fest¬ 
hause an die Nahrungsmittel gebracht worden waren. Naheliegend war es, 
an eine Übertragung durch das Küchenpersonal zu denken. Ich ließ mir 
also die sechs Frauen, die gekocht hatten, kommen und examinierte sie 
einzeln. Hierbei stellte sich heraus, daß die Schwiegertochter des Jubel¬ 
paares vor 13 Jahren an Typhus erkrankt war, und weiter, daß sieben Jahre, 
nachdem sie erkrankt war, zwei ihrer Kinder, trotzdem Typhus damals am 
Orte nicht vorhanden war, an Typhus erkrankten, von denen eines starb. 
Die Untersuchung im bakteriologischen Institut der Universität Jena ergab 
dann, daß bei der Schwiegertochter Typhusbazillen in großer, enormer An¬ 
zahl vorhanden waren. Da sehen Sie also einen typischen Beweis der Ge¬ 
fährlichkeit der Bazillenträger. 

„ln dem Dorfe war bald die Auffassung herrschend, daß die Erkrankung 
von der Hochzeitsfeier herrühre; an die Wasserinfektion glaubte man nicht; 
aber lebhaft wurde der Kartoffelsalat beschuldigt, der sollte schlecht ge¬ 
wesen sein. Die Herren unter Ihnen, welche sich etwas mehr um die Typhus¬ 
frage bekümmert, werden öfter gelesen haben, daß man Kartoffelsalat be¬ 
schuldigt als Vermittler der Typhuskeimübertragung. Dagegen spricht 
eigentlich die saure Beschaffenheit des Salats; aber die Säure des Kartoffel¬ 
salats ist durchaus nicht so stark, daß sie die Typhusbazillen tötet; entweder 
wird ein ganz dünner Essig genommen, oder, wie vielfach auf dem Lande, 
saure Milch, also eine sehr schwache Säure. 
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„Hinzu kommt, daß die Kartoffeln, welche zum Salat dienen, sehr 
intensiv durch die Hände des Küchenpersonals gehen; sie werden geschält, 
sie werden geschnitten; bei größeren Festlichkeiten geschieht das am Tage 
vorher, um die Zeit zu sparen. Nun nehmen Sie an, es kämen von der 
Hand der Bazillenträgerin Keime in den Salat hinein; dann müssen sie sich 
dort vermehren, sie sind wie in einem Brutapparat, und gekochte Kartoffeln 
stellen ein ausgezeichnetes Nährmaterial für Typhusbazillen dar. Es ist 
also durchaus nicht verwunderlich, daß Kartoffelsalat, wenn er auch säuer¬ 
lich schmeckt, zu ausgiebigen Infektionen Veranlassung geben kann und an¬ 
scheinend gegeben hat. 

„Und noch auf eins möchte ich hinsichtlich der Typhusverbreitung hin- 
weisen. Wir haben zurzeit auffallend wenig Typhus, und es scheint, als ob 
das mit der großen Trockenheit zusammenhängt. Ich kann das von Thürin¬ 
gen sagen; aber nach einer Mitteilung, die mir mein Spezialkollege Dr. 
Thomas vom Medizinaluntersuchungsamt in Magdeburg dieser Tage ge¬ 
macht hat, ist auch dort wenig Typhus gewesen. Es ist möglich, daß, wenn 
jetzt große Regen kommen, wieder Typhusinfektionen, und zwar Wasser¬ 
epidemien auf treten. Meine Herren! Vor allen Dingen sind die Gegenden 
gefährdet, die ihr Wasser aus Quellen beziehen. Dort, wo gute Filtrations- 
anlagen sind, und noch mehr dort, wo das Grundwasser als solches zentral 
geschöpft wird und nicht etwa in offenen Haus- und Hofbrunnen stagniert, 
ist die Gefahr gering. Ich habe Gelegenheit gehabt, selbst 13 Typhus¬ 
epidemien, die aber alle durch Quellen übermittelt waren, während keine 
auf Grund wasser fiel, zu studieren, und bin dennoch jetzt in der Lage, einer 
Stadt direkt empfehlen zu müssen, wieder an eine Quelle heranzugehen, 
die vor Jahren dort Typhus gebracht hat. Ich sage das hier offen in 
der Versammlung, um Sie auf die Schwierigkeiten, in solchen Fällen eine 
Entscheidung zu treffen, aufmerksam zu machen. Die fragliche Stadt hat 
so wenig Wasser, daß zeitweise die Wasserleitung nur zwei Stunden am 
Tage geöffnet war, daß sie verbieten mußte, das Kesselspeisewasser aus der 
Leitung zu nehmen, trotzdem anderes Wasser kaum zur Verfügung steht; 
sie hat so wenig Wasser, daß bei \h§JL Strafe sogar das Baden im Leitungs¬ 
wasser, sofern das nicht vom Arzt verordnet wurde, verboten ist, daß das 
hier im Eirankenhause erforderliche Wasser in Fässern herangefahren werden 
muß. Es ist auch keine Möglichkeit vorhanden, anderes Wasser zu schaffen. 
Sie sehen, daß hier ein Notstand ärgster Art vorlag. Ungern zwar, aber 
der Not gehorchend habe ich mein Urteil dahin abgegeben, die Quelle vor¬ 
läufig zu öffnen, aber nur, nachdem ich mich zuerst auf das engste mit dem 
mir als „pupillarisch sicheren“ Bezirksarzt in das Einvernehmen gesetzt 
hatte, und nachdem die lokale Untersuchung gute, die bakteriologische eben¬ 
falls gute Resultate gegeben hatte. Die Keimzahl an sich war gering, 7, 
12 bis 20 Bakterien im Kubikzentimeter, die Zahl der Kolibazillen war 
gleichfalls sehr gering, in fünf Röhrchen mit 10 ccm Wasser war nur in 
einem, in 10 Röhrchen mit je 1 ccm nur in vier Koli gefunden. (Eine Unter¬ 
suchung auf Kolibazillen halte ich in solchen Fällen für notwendig, in vielen 
anderen Fällen halte ich sie nicht für gut, für opportun, ja vielfach für ver¬ 
fehlt.) Dann aber schlossen der Bezirksarzt und ich, nachdem vorher noch 
festgestellt worden war, daß in der ganzen in Betracht kommenden Gegend 
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seit drei Jahren kein Fall von Typhus sich ereignet hatte, die Bedingungen 
an: erstens, daß die sämtlichen Ärzte den Auftrag erhielten, jeden Fall von 
Typhus und von Typhus verdacht — auf die Frage möchte ich gleich 
noch einmal zurückkommen — zu melden, wir waren sicher, daß die Kollegen 
das tun werden; und zweitens, daß, sobald Regen irgendwie nennenswerter 
Art einsetzen, ganz gleichgültig, ob die Stadt dann Wasser habe oder nicht, 
die Quelle sofort wieder geschlossen wird. 

„Meine Damen und Herren! Letztere Vorschrift wurde aus folgendem 
Grande gegeben: Durch die Trockenheit dieses Sommers sind vielfach die 
Wege des Wassers im Boden andere geworden, und es ist fraglich, ob die¬ 
selben Rinnen, die früher vom Wasser benutzt worden sind, wieder benutzt 
werden. Es können sich sehr wohl andere Wege bilden, wie wir das bei 
Quelläufen im Boden häufig haben, und man weiß nicht ob die neuen 
Wege sichere sind. Ferner hat die Erfahrung gelehrt, daß es gerade die 
ersten Regen zu sein pflegen, welche die eventuell an die Oberfläche des 
Bodens gebrachten Keime in die Quellen hineinschwemmen; es ist mir wieder¬ 
holt gelungen, den Tag nachzuweisen, an welchem die Quellen infiziert 
worden sind. Die ersten Regen sind es also, welche die Gefahr bringen, 
und deshalb rate ich Ihnen: sollten Sie in einer ähnlichen prekären Lage 
sich befinden, dann warten Sie nicht mit dem Schluß der Quelle, bis es aus¬ 
geregnet hat, sondern schließen Sie sie sofort. Auf diese eigenartigen Ver¬ 
hältnisse, welche für die Übermittelung von Typhus belangreich werden 
können, wollte ich Ihre Aufmerksamkeit lenken 1 ). 

„Dann hat Herr Prof. Lentz gesagt: die Molkereien bedürfen einer 
Kontrolle. Das unterschreibe ich wörtlich und unterstreiche es noch, denn 
die Behauptung, daß die Milch 10 Minuten auf 80° erhitzt war, schwebt 
zum größten Teile in der Luft. Es gibt eine ganze Menge Molkereien, die 
sich Sanitätsmolkereien nennen, die Kilometer weit von jeder Sanität ent¬ 
fernt sind. 

„Herr Kollege Prof. Tjaden hat gesagt, wir müßten in der Typhus¬ 
bekämpfung einen Pflock zurückstecken. Ich gehöre durchaus nicht zu den 
Hygienikern, welche die Welt ä tout prix und ohne jede Rücksicht auf 
andere Interessen gesund machen wollen. Aber, meine Herren, das Zurück¬ 
stecken der Pflöcke wollen wir doch recht vorsichtig betreiben. Ich per¬ 
sönlich halte es für wünschenswert, daß auch der Verdacht der Krankheit 
gemeldet werden muß. Zunächst möchte ich die Herren Medizinalbeamten 
fragen: Sagen Sie einmal, meine Herren, wenn Ihnen jemand, wie das zu¬ 
weilen vorkommt, hartnäckigen Typhus und dergleichen nicht meldet, und 
Sie wollen den Herrn fassen, können Sie das, wenn der »Verdacht» nicht ge¬ 
meldet werden braucht? Ich glaube nicht, denn der betreffende Herr wird 
sagen, ihm sei der Kranke zwar als typhusverdächtig, aber nicht als sicherer 

*) Drei Tage nach Eröffnung der Quelle kam ein heftiges Gewitter, die Quelle 
wurde sofort ausgeschaltet; durch einen Zufall unterblieb die sofortige Unter¬ 
suchung des Quellwassers, infolgedessen wurde sie nicht wieder eingeschaltet. 
108 Tage später fielen 11 ccm Kegen, weicherden Boden nur in seinen obersten Schichten 
anfeuchtete, aber die nach 24 Stunden entnommene Probe ergab etwa 320 Bakterien 
im Kubikzentimeter, und in jedem Kubikzentimeter reichliche bact. coli, zwischen 
5 und 35, ein Zeichen, daß das in der Nähe liegende Dorf die Quelle beeinflußte. 
Damit war das Wasser als andauernd unbrauchbar zu erklären. 
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Typhus vorgekommen. Durch eine solche Ausrede sind Sie m&chÜos, und durch 
das Fortlassen der Bestimmung, daß auch der »Verdacht« gemeldet werden 
muß, ist, ich will nicht sagen, dem Gesetze der Boden ausgeschlagen, aber 
ein Loch ist in den Boden geschlagen, wodurch ein großer Teil der Kontrolle 
verloren geht. 

„Herr Tjaden irrt, wenn er sagt, bei Verdacht z. B. auf Diphtherie 
möchte man jeden Fall von Angina melden; nein, nur die »verdächtigen« 
Fälle sollen gemeldet werden, wo also ein Entscheid zwischen Angina und 
Diphtherie nicht möglich ist 

„Elin Belästigung, die durch die Meldung verdächtiger Fälle dem Publi¬ 
kum entsteht, ist nicht vorhanden, denn der gewissenhafte Arzt, der einen 
Verdacht auf eine Infektion hegt, ordnet ohne weiteres alles so an, des¬ 
infiziert, schützt in jeder Weise, als ob die Diagnose gesichert wäre. 

„Beistimmen kann ich dem Kollegen Tjaden darin, wenn er sagt: die 
Isolierung im Hause ist im allgemeinen nur möglich bei wohlhabenden Leuten, 
bei anderen nicht. Ich muß Herrn Tjaden auch in einem anderen Punkte 
beipflichten: meine Herren Architekten, bauen Sie Krankenhäuser, bauen Sie 
schön, wenn Sie können, aber bauen Sie billig, damit wir die Pflege in den 
Krankenhäusern billig machen können. Das ist ein punctum saliens, in 
der billigen Verpflegung liegt ein großer Teil Hygiene; und diejenigen 
Krankenhäuser sind — cum grano salis wollen Sie das auffassen — die 
besten, die die billigsten sind. 

„Ferner stimme ich dem Herrn Kollegen Tjaden darin bei, wenn er 
sagt: die laufende Desinfektion ist die wichtigste; die Schlußdesinfektion 
sieht schön aus, aber sie nützt nicht sehr viel, ihr Hauptwert liegt darin, 
daß eine große Reinmacherei statt hat, und in der Reinlichkeit haben wir 
ein vorzügliches Mittel gegen die Infektionskrankheiten. Die Städteverwal¬ 
tungen aber, das will ich offen sagen, haben die Schlußdesinfektionen gern, sie 
sieht nach etwas aus, die laufende Desinfektion ist bescheidener, und ich 
möchte bitten, daß gerade dieser die Hauptaufmerksamkeit zugewendet 
werde. 

„Gestatten Sie mir noch ein Wort über die Bazillenträger und den 
Schutz gegen dieselben. Herr Prof. Lentz sagt, wir müßten uns gegen sie 
wenden. Leider haben wir keine gesetzlichen Mittel dazu in der Hand. 
Sie können es vielleicht erreichen, daß ein Dienstmädchen enÜassen wird, 
welches Bazillen ausscheidet. Aber mit der Entlassung ist nicht viel er¬ 
reicht; dieses Mädchen geht in eine andere Stelle. Nehmen Sie einmal an, 
die Frau, die im Geschäft nicht entbehrt werden kann, sei Bazillenträgerin; 
was dann? Der Mann kann sich doch keine andere Frau anschaffen! Wir 
stehen da in der Praxis vor Schwierigkeiten, die in manchen Fällen kaum 
zu überwinden sind. 

„Es ist gesagt worden, der Lehrer solle, wenn er Bazillenträger ist, 
nicht weiter lehren. Was sollen wir denn mit dem Mann machen? Pen¬ 
sionieren läßt er sich nicht, er ist nicht krank; höchstens kann er mit vollem 
Gehalt zur Disposition gestellt werden. 

„Die Frage der Bazillenträger ist eine der schwierigsten, und die Ent¬ 
scheidung dieser Frage liegt in erster Linie in den Händen der Mediziner, 
und zwar vor allen Dingen der vorhin angegriffenen Institute. Wir müssen 
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danach streben, die innere Desinfektion zu erreichen. Ich gebe zu, daß sie 
ungemein schwer ist, und ich will bekennen, daß eine Reihe der namhaftesten 
Arbeiter sich bis jetzt umsonst um sie bemüht haben. 

„Die Justiz und die Verwaltungsbehörden sind gegenüber den Bazillen¬ 
trägern machtlos, nur die Medizin kann helfen; möge es ihr gelingen/ 

Dr. med. KJeinknocht (Braunsohweig): „Meine Herren! Gestatten 
Sie einem Arzte, der in der Praxis steht, auch ein paar Worte zu dem Vor¬ 
trage, den wir eben gehört haben. Ich möchte Ihnen gern eine Erfahrung 
mitteilen, die wir in der letzten Zeit gemacht haben. 

„Wie uns der Herr Vortragende anführte, ist das wichtigste Mittel zur 
Bekämpfung der Infektionskrankheiten einmal die geeignete schnelle Be¬ 
handlung der Infizierten, dann die Isolierung der die Keime enthaltenden 
Individuen und endlich die Vernichtung und unschädliche Beseitigung der 
von ihnen ausgeschiedenen oder in ihrem Körper enthaltenen Infektions¬ 
keime. Wie schwer es nun aber ist, alle diese Postulats in der allgemeinen 
Praxis zu erfüllen und dadurch den Endzweck zu erreichen, nämlich eine 
ausgebrochene Epidemie zu beschränken oder zu ersticken, dafür möchte ich 
Ihnen ein Beispiel geben, das wir jüngst in Braunschweig erlebt haben, wo 
wir alle diese Forderungen, wie sie hier aufgestellt worden sind und wie 
ich sie eben noch einmal kurz rekapituliert habe, mit größter Gewissen¬ 
haftigkeit durchzuführen versucht haben. Wir hatten in Braunsohweig, 
einer Stadt, die etwas über 140000 Einwohner zählt, seit dem Sommer vori¬ 
gen Jahres eine Diphtherieepidemie, so ausgebreitet und so schwer, wie wir 
sie seit Entdeckung des Diphtherieserums überhaupt hoch nicht erlebt hatten, 
das ist also, wenn ich recht unterrichtet bin, seit etwa 16 bis 17 Jahren. 
Ja, es gab sogar« eine große Anzahl Ärzte, die sehr ausgedehnte Praxis 
hatten, die seit dieser Erfindung des Serums bis zum vorigen Jahre über¬ 
haupt keinen Todesfall an Diphtherie zu verzeichnen hatten. Während wir 
nun in früheren Jahren im Maximum auf wenig über 20 Fälle im Monat 
kamen — in einer solchen großen Stadt stirbt natürlich, das ist Ihnen allen 
bekannt, die Diphtherie vollständig kaum aus —, in vielen Monaten aber 
noch wesentlich weniger, stieg die Erkrankungsziffer seit dem Sommer 1910 
erheblich an, so daß im September vorigen Jahres 116, im Oktober vorigen 
Jahres 123 Fälle polizeilich gemeldet wurden. Ich brauche nicht darauf 
hinzu weisen, daß jeder Diphtheriefall von jedem Arzt auch polizeilich ge¬ 
meldet worden ist. Es ist uns das sehr leicht gemacht, es kostet kein Porto, 
der Fragebogen wird uns schriftlich zugestellt, so daß ich also der festen 
Überzeugung bin, daß jetzt kein Arzt mehr sich dieser Verpflichtung ent¬ 
zieht. Dabei bestand eine sehr große Sterblichkeitsziffer, die bis zu 12 Proz. 
hinaufging. Nach einer eingehenden Besprechung in unserem ärztlichen 
Verein, wie der Epidemie Einhalt getan werden könne, wurde in der Über¬ 
zeugung, daß die Hauptquelle der Verbreitung zweifellos in der Übertragung 
während der Krankheit zu suchen sei, im Anfang November vorigen Jahres 
von dem herzoglichen Physikus an alle Ärzte die dringende Bitte gerichtet, 
einmal das Publikum auf die Notwendigkeit einer strengen Isolierung, dann 
einer strengen Durchführung der Desinfektion hinzuweisen und zur Er¬ 
leichterung der beiden Maßnahmen die fortlaufende Desinfektion am Kranken- 
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bette selbst zu überwachen, auch die Anwendung der Desinfektionsmittel 
selbst zu übernehmen oder zu überwachen. Ich lege gerade darauf Gewicht, 
daß der behandelnde Arzt selbst die Leute an der Hand der gedruckten 
Zusammenstellung, die jeder Kranke oder seine Angehörigen bekommen, 
darauf hinweist, wie die Desinfektion gemacht, wie das Mittel bereitet wird. 
Zweitens aber wurde jeder Arzt gebeten, er möohte die Kranken nicht eher 
für gesund erklären, ehe nicht die bakteriologische Untersuchung ergeben 
habe, daß der Betreffende auch bakteriologisch keine Diphtheriebazillen mehr 
beherbergt. Das war hier deshalb verhältnismäßig leicht durchzuführen, 
weil unser bakteriologisches Institut die Untersuchungen gratis vornahm. 
Dann wurden die Schulen angewiesen, die Kinder, die an Diphtherie gelitten 
hatten, nicht eher wieder in die Schule aufzunehmen, als bis ein Zeugnis des 
behandelnden Arztes vorlag, daß die bakteriologische Untersuchung ein 
Fehlen der Diphtheriebazillen ergeben hatte. 

„Meine Herren! Das sind ziemlich ausgedehnte und ziemlich große An¬ 
forderungen, aber diese Anforderungen sind in diesem Falle durchgeführt 
worden, und wir hofften, daß wir auf diese Weise die Diphtherie entweder 
bald beseitigen oder der weiteren Ausdehnung Einhalt tun konnten. Leider 
hat sich herausgestellt, daß das nicht möglich gewesen ist. 

„Wenn ich Ihnen ganz kurz verlese, wie groß die Epidemie war und 
wieviel Erkrankungen in den einzelnen Monaten stattgefunden hatten, so 
war es mir in der letzten Stunde nicht möglich, die genauen Erkrankungs¬ 
ziffern Ihnen zu geben. Aber ich habe die ausgeführten Desinfektionen, die 
ungefähr dasselbe Bild ergeben, vielleicht etwas weniger an Zahl, weil doch, 
wenn in einer Familie mehrere Erkrankungsfälle waren, nur ei ne Desinfektion 
gemacht wurde, und dann stimmt es natürlich zeitlich nicht, weil die Des¬ 
infektion einige Wochen später ausgeführt wurde, als die Erkrankung ein¬ 
trat. Wir hatten also im Juli vorigen Jahres 48, im August 42, im Sep¬ 
tember 89, im Oktober 92 Fälle. Im November, wo wir 91 Fälle hatten, 
kam die Aufforderung des Physikus, die bakteriologische Untersuchung in 
jedem Falle nachher vorzunehmen. Trotzdem hatten wir im Dezember 190 
Desinfektionen, im Januar 150, im Februar 124, im März 180. Dann fiel 
die Zahl ab: im April 102, im Mai 103, dann stärker noch: 84, 85 im Juni 
und Juli. 

„Wir sehen also, daß trotz dieser ausgedehnten Anwendung der genaue¬ 
sten, penibelsten Vorschriften ein Zurückgehen der Erkrankungsziffer nicht 
stattgefunden hat. Woran hat das gelegen? Nach meiner Überzeugung 
hauptsächlich an zwei Ursachen: Einmal an der, wenigstens soweit wir es 
bisher erlebt haben, selteneren Art des Auftretens der Erkrankung. Während 
sonst die Diphtherie leicht zu konstatieren ist, war das in dieser Epidemie 
zuweilen sehr schwer. Wir hatten Fälle, wo die Kinder ein bischen über 
den Hals klagten, aber die Eltern hatten kaum Veranlassung, nachzusehen, 
ein Arzt wurde erst recht nicht gerufen. Dann wurden sie plötzlich sehr 
krank, und in 24 Stunden waren sie verloren. Ich habe es sogar erlebt, 
daß morgens der Arzt gerufen wurde und abends die Kinder schon tot 
waren. Da konnte kein Diphtherieserum helfen, denn ehe es zur Wirkung 
des Diphtherieserums kam, waren die Kinder so krank, daß eine Genesung 
unmöglich war. Ferner kamen namentlich bei Säuglingen — ich mache 
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darauf besonders aufmerksam — Erkrankungen an Diphtherie vor, die man 
ohne bakteriologische Untersuchung nie und nimmer für Diphtherie gehalten 
hätte. Das waren keine Anginen, es war nichts weiter wie ein Schnupfen, 
und die Untersuchung des Schnupfensekrets ergab massenweise Diphtherie¬ 
basillen. Daß auf diese Weise natürlich eine leichte Übertragung vom 
Kranken zum Gesunden möglich war, erhellt ganz klar. 

„Das andere war, daß die Dauerausscheider, also die Bazillenträger, in 
einer Weise vorhanden waren, wie ich es früher nie für möglich gehalten 
hätte. Wir haben Kranke gesehen, die an verhältnismäßig leichter Diphtherie 
erkrankt waren, die vier Wochen lang — ich weiß Fälle, wo es noch länger 
war — Bazillen ausgeschieden haben; diese Leute nun, Kinder oder Er¬ 
wachsene, so lange in ihrem Zimmer zu lassen, hält natürlich furchtbar 
schwer. Wir haben die Kinder nicht in die Schule gelassen, wie ich Ihnen 
schon vorher auseinandersetzte; aber sie im eigenen Hause in das Kranken¬ 
zimmer zu bannen, ist einfach nicht möglich, wenn man nicht ganz 
intelligente Leute hat, und solche intelligente Leute sind natürlich die 
wenigsten Kranken. 

„Also diese Art und Weise der Erkrankung und dann diese Dauer¬ 
ausscheidung der Bazillen, das sind meines Erachtens die Gründe gewesen, 
weshalb es so schwer möglich war, die Diphtherieepidemie in ihrer Aus¬ 
dehnung weiter zu behindern. 

„Ich bin mit den anderen Herren, die hier schon gesprochen haben, darüber 
einig, daß, so schön alles in der Theorie ist, sich doch in der Praxis die er¬ 
forderlichen Vorschriften schwer durchführen lassen. Natürlich ist es im 
Krankenhause leichter möglich, deshalb ist es ja auch wünschenswert, daß 
recht viele an ansteckenden Krankheiten Leidende in das Krankenhaus gehen. 
Wenn die Krankenhäuser nur recht billig sind, wird es auch eher mög¬ 
lich sein. u 

Vorsitzender, Regierungs- und Geh. Medizinalrat Prof. Dr. 
Roth (Potsdam): „Ehe ich das Wort erteile, möchte ich vorausschicken, daß 
es mir nicht angängig erscheint, bei der großen Zahl der Wortmeldungen, 
wie es hier geschehen ist, auf Einzelheiten einzugehen. Selbstverständlich 
können wir von Einzelfällen nicht gänzlich absehen, aber sie dürfen nur kurz 
als Erläuterung dienen. Im übrigen bitte ich, sich auf eine prinzipielle 
Stellungnahme zu beschränken. Es liegen so viel Meldungen vor, daß ich 
außerdem die Bitte daran knüpfen muß, von den 10 Minuten nicht mehr in 
vollem Umfange Gebrauch zu machen, sondern sich möglichst auf fünf 
Minuten zu beschränken. u 

Regierungs- und Geh. Medizinalrat Dr. Hecker (Straßburg i. E ). 
„Dem Wunsche des Herrn Vorsitzenden entsprechend werde ich mich mög¬ 
lichst kurz fassen. 

„Der Herr Vortragende hat, gelegentlich des Hinweises auf die Ge¬ 
fährlichkeit der Bazillenträger bei Typhus, eine Bemerkung erwähnt, die ich 
seinerzeit bei einer der in dem südwestdeutschen Typhusbekämpfungsgebiete 
abgehaltenen Typhuskonferenzen über das Auftreten von Typhus in einer 
Irrenanstalt gemacht habe. 
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„Es handelt sich hierbei um die Irrenanstalt Hördt, nicht FrankenthaL 
Dort waren mehrere Jahre lang immer neue Typhuserkrankungen aufgetreten, 
ohne daß man, trotz der genauesten Nachforschungen, die Infektionsquelle 
ermitteln konnte. 

„Die Neuerkrankten waren vielfach Insassen, die schon jahrelang dort 
untergebracht und ohne jeden Verkehr mit der Außenwelt waren. 

„Schließlich wurden die Exkremente des gesamten Personals sowie aller 
der, etwa 600, Insassen auf Bazillen untersucht. Hierbei fanden sich bei 
fünf Kranken, die zum Teil schon jahrelang in der Anstalt untergebraeht 
waren — und zwar nur bei Frauen, obgleich die Anstalt Frauen und 
Männer beherbergt, — reichlich Typhusbazillen in den Darmentleerungen. 

„Nachdem diese fünf isoliert worden waren, hörten die Erkrankungen 
mit einem Schlage auf. 

„Die fünf Keimträgerinnen erhielten eine tüchtige junge Wärterin, die 
noch besonders auf Reinlichkeit und Befolgung der Desinfektionsvorschriften 
hingewiesen wurde. Zunächst ging auch alles sehr gut. Nach einer Reihe 
von Wochen aber erkrankte die Wärterin — offenbar infolge Vernach¬ 
lässigung der Desinfektionsvorschriften — an Typhus und starb nach drei 
Tagen. 

„Ich wäre nicht noch einmal darauf zurückgekommen, wenn ich nicht 
eine Maßregel erwähnen möchte, zu welcher die erwähnten Vorkommnisse 
Veranlassung gaben. 

„Die Übertragungen waren zum Teil höchstwahrscheinlich dadurch ent¬ 
standen, daß die Kranken, die ja noch unsauberer sind als Gesunde, bei 
Benutzung des Abortes die klingelzugartigen Vorrichtungen, mittels deren 
die Spülung betätigt wird, mit unreinen Fingern angefaßt haben, worauf 
dann andere bei Benutzung der Züge sich die Hände infizierten. 

„Auf diese Weise war die Übertragung leicht erklärt. 

„Wir haben nun bei Einrichtung neuer Aborte in der Irrenanstalt 
Stephansfeld jetzt die Einrichtung getroffen, daß die Spülung mit dem 
Fuße betätigt wird. Die ganze Anlage nebst Rohrleitung ist dabei in die 
Wand gelegt. Infolgedessen ist sie auch den zerstörungslustigsten Kranken 
nicht zugänglich. 

„Das hat sich ganz ausgezeichnet bewährt. 

„Auch die Beobachtung, daß die Bazillenträgerinnen sämtlich Frauen 
waren, ist bemerkenswert. Eine Erklärung hierfür dürfte die von dem ver¬ 
storbenen Prof. Förster festgestellte Tatsache liefern, daß die Typhus- 
bazillen bei den Keimträgern sich nicht im Darme, sondern in der Gallen¬ 
blase aufhalten, wohin sie vom Darme aus eingewandert sind. Sie entleeren 
sich von da aus schubweise in den Darm, so daß sie in den Exkrementen 
manchmal gar nicht, manchmal wieder in großer Menge gefunden werden. 

„Die Frauen erkranken erfahrungsgemäß — vielleicht infolge der auf 
die Lebergegend drückenden Kleidung (Schnürleber) — sehr viel häufiger 
an Gallensteinen als die Männer. In ähnlicher Weise begünstigt vielleicht 
die infolge der Kleidung (Korsett) erschwerte Blutzirkulation der Leber 
auch die Ansiedelung der Bazillen in der Gallenblase. Man hat infolge 
dieser Beobachtung mehrfach denVersuch gemacht, durch Herausnahme der 
Gallenblase die Bazillenträger zu heilen. 
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„ Einige Male soll diese Operation von Erfolg gewesen sein. 

„Auch bei der gefährlichsten unserer fünf Bazillentrigerinnen y die 
wahrscheinlich auch die Wärterin tödlich infiziert hatte, sollte nun — mit 
Einwilligung der Angehörigen — die Gallenblase entfernt werden. 

„Kurz vor der bereits angesetzten Operation starb aber die Patientin 
an einer plötzlich aufgetretenen Lungenentzündung. 

„Bei der Sektion stellte sich heraus, daß nioht nur die Gallenblase 
massenhaft Typhusbazillen enthielt, sondern daß auch die ganze Leber da¬ 
mit durchsetzt war. 

„Eine Operation hätte in diesem Falle keinen Erfolg haben können. 

„Der Herr Vortragende hat ferner, gelegentlich des Kampfes gegen die 
Anopheles, auch über die Vernichtung der Winterschnaken gesprochen. Da 
möchte ich nun auf eine Bekämpfungsart hin weisen, welche der Vorsteher 
^ler Mittelschule in Schlettstadt, Herr Lehrer Latour angegeben hat. 

„Bisher hatten wir zur Vernichtung der Winterschnaken, die ja bei der 
ganzen Schnakenbekämpfung außerordentlich wichtig ist, nur das Ausräuohem 
oder das Abbrennen. 

„Herr Latour hat nun den Versuch gemacht, die Kellerschnaken mittels 
einer verdünnten (20proz.) Karboüneumlösung zu besprengen und so zu 
töten. Dies hat sich ausgezeichnet bewährt. Nur riecht das Zeug nicht 
ganz gut. Verschiedene Fabriken sind jetzt damit beschäftigt, andere Mittel 
ausfindig zu machen, die denselben Erfolg haben, aber nicht dieselben un¬ 
angenehmen Eigenschaften. 

„In Baden, wo die Schnakenbekämpfung mit großer Energie und bereits 
sichtbarem Erfolge, unter Beihilfe der Regierung, betrieben wird, werden 
die erwähnten Mittel praktisch erprobt. a 

Prof. Petrnschky (Danzig): „Meine Herren! Ich {möchte zu zwei 
Punkten des Vortrages das Wort ergreifen. Zunächst zu der Frage der 
Behandlung der Keimträger. Das ist ja eine der allerwichtigsten Fragen, 
und als ich vor 14 Jahren nach Danzig kam, war diese Frage eine der 
ersten, die mich in einen kleinen Konflikt mit einem der Krankenhausleiter 
brachte. Ich wollte versuchen, es durchzusetzen, daß die Diphtherierekon¬ 
valeszenten zunächst einmal alle auf Diphtberiebazillen untersucht würden, 
und daß die Diphtheriebazillenträger aus dem Krankenhause nicht vor Be¬ 
seitigung der Bazillen entlassen werden sollten. Es wurde mir entgegen¬ 
gehalten, das ginge nicht, denn wenn die Eltern die Entlassung verlangten, 
könnten die Kinder nicht gegen deren Willen zurückbehalten werden. Da 
ist nun folgender, sehr korrekter Modus gewählt worden durch Vermittelung 
des verständnisvollen und tatkräftigen Kreisarztes. Es wurden die betref¬ 
fenden Fälle, die die Eltern trotz ihrer Information durch den leitenden 
Arzt herausnehmen wollten, dem Kreisarzt gemeldet; den Eltern wurde das 
gleichzeitig mitgeteilt. Die Kinder wurden also herausgenommen. Das 
nächste war, daß der Kreisarzt in die Wohnung ging, eine Probe von den 
betreffenden Kindern abnahm und sie bakteriologisch untersuchen ließ. 
Wurde festgestellt, daß Diphtheriebazillen noch darin waren, so wurde im 
Falle schwieriger Absonderungsmöglichkeit das Kind sofort wieder in das 
Krankenhaus geschickt. Die Eltern hatten weiter nichts davon, als daß 
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nun zum zweiten Male desinfiziert werden mußte. Das wurde auch streng 
durchgeführt, mit aller persönlichen Freundlichkeit, aber auch mit aller sach¬ 
lichen Energie, und seitdem ist es kaum wieder vorgekommen, daß die Eltern 
gegen den Willen des Krankenhausleiters die Kinder herausgenommen haben, 
und es sind auch verhältnismäßig sehr wenig Fälle vorgekommen, in denen 
dieser Umweg durch den Kreisarzt notwendig wurde. Es hat seit dieser 
Zeit ganz zweifellos die Diphtherieverbreitung in Danzig sehr wesentlich 
nachgelassen; die Zahlen habe ich nicht genau im Kopfe. 

„Ich glaube also, es kommt bei der Handhabung sehr wesentlich auf 
das Zusammenwirken der beteiligten Faktoren, des Krankenhausarztes, der 
Untersuchungsanstalt und des Kreisarztes mit den Eltern an, daß sie mit 
dem nötigen Takt, aber auch mit der nötigen Energie versuchen, die ge¬ 
setzlichen Maßnahmen durchzuführen; dann wird recht wesentliches zu er¬ 
reichen sein. 

„Nun aber die dauernden Keimträger! Man kann sie ja nicht chronisch 
im Krankenhause inhaftieren; da bin ich vollständig der gleichen Meinung. 
Und wenn ich auch nicht der Meinung bin, daß man offiziell einen Pflock 
zurückstecken sollte, wie Kollege Tjaden wünscht, so glaube ich doch, 
daß man in der Praxis nicht alles erreichen kann, was das Gesetz verlangen 
könnte. Da haben wir aber ein anderes Mittel, das meines Erachtens noch 
viel zu wenig gepflegt und bearbeitet wird. Herr Geheimrat Gärtner er¬ 
wähnte schon das Wort: »Innere Desinfektion». Nun, meine Herren, eine 
innere Desinfektion durch chemische Mittel haben wir bekanntlich noch nicht; 
trotz der großen Idee der Ehrlichschen »Therapia magna sterilisans« steckt 
die Anwendung noch in den Kinderschuhen, und es sind nur ganz wenige 
Krankheiten, gegen die wir auf diesem Wege vorgehen können. Aber die 
aktive Immunisierung ist eine Sache, die zwar nicht neu ist, die nur 
meines Erachtens noch viel zu wenig intensiv bearbeitet wird, namentlich 
zu wenig intensiv von klinischer Seite. 

„Uns Bakteriologen wird immer entgegengehalten, wir können mit 
unseren Kranken nicht Laborationsversuche machen usw. Nun, diese Sachen 
sind doch über den Laboratoriumsversuch schon wesentlich hinaus gediehen. 
Es sind bekanntlich die letzten Truppen, die nach Südwestafrika geschickt 
wurden, versuchsweise gegen Typhus vorbehandelt worden, und zwar mit 
gutem Erfolge, wie wir aus den Statistiken wissen, wenn auch nicht mit 
einem so allgemeinen Erfolge, wie man vielleicht gehofft hatte. Ich glaube, 
die weitere praktische Ausgestaltung der aktiven Immunisierungsmethoden 
ist eine der wichtigsten Aufgaben, die noch zu erfüllen ist. Es sind bereits 
über zehn Jahre her, daß ich die Behandlung von Typhuskranken durch 
aktive Immunisierung vorgeschlagen und selbst versucht habe, und zwar 
mit dem Erfolge, daß ich in einem erheblichen Teil der Fälle den Typhus 
kupierte, so daß die Fieberperiode auf etwa 14 Tage abgekürzt werden 
konnte. In anderen Fällen, wo die immunisierende Behandlung zu spät 
einsetzte (wahrscheinlich weil schon Darmgeschwüre vorhanden waren), ist 
wenigstens das erreicht worden, daß nicht ein einziger Fall Keimträger blieb, 
auch nicht einer, der als Rekonvaleszent im Urin Bazillen ausschied, was 
mich damals besonders interessierte. Es kann also anscheinend auf diesem 
Wege der Entstehung neuer Dauerausscheider vorausgebeugt werden. Ob 
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es bei Typhus möglich sein wird, veraltete Dauerausscheider keimfrei zu 
machen, ist bislang fraglich. Die wenigen Versuche mit negativem Er¬ 
gebnis, die bisher vorliegen, sollten aber von weiteren Versuchen nioht ab- 
schrecken! 

„Ermutigend sind jedenfalls meine positiven Erfolge mit der Entkeimung 
von Diphtheriebazillenträgern. Nachdem ich vier bis fünf Jahre die 
Sache versucht hatte, habe ich sie veröffentlicht. Im übrigen kann man auf 
demselben Wege, d. h. mit abgetöteten Vollbakterien bei kleiner Anfangs- 
dosis (etwa 1 / 200 Öse) ganz gefahrlos und auch reaktionslos Kinder gegen 
Diphtherie aktiv immunisieren. Bei Keimträgern, die am besten bakterio¬ 
logisch zu kontrollieren sind, habe ich die Freude gehabt, daß, zum Teil 
allerdings erst nach jahrelanger aktiver Behandlung in Etappen, sämt¬ 
liche Diphtheriekeimträger ihre Diphtheriekeime verloren haben! Es waren 
so hartnäckige Fälle darunter, daß ich selber zeitweilig schon die Geduld 
verlor; z. B. bei einem Kinde, wo aus dem Inneren der Mandel immer wieder 
neue Abszesse sich öffneten, die immer wieder Diphtheriebazillen enthielten. 
Ich habe das Kind seitdem noch oft gesehen; es ist seit etwa drei Jahren 
vollständig frei von Diphtheriebazillen. Auch in einem anderen Falle, wo 
im Bronchialsystem Diphtheriebazillen sich festgesetzt hatten und fortwährend 
mit dem Auswurf herauskamen, ist es gelungen, ihn durch längere aktive 
Behandlung von Keimträgern zu befreien. Bei frischen Diphtherierekon¬ 
valeszenten, welche die Bazillen spontan nicht verlieren wollten, gelang die 
Entkeimung nach wenigen Injektionen. 

„Also ich kann dem Satze, daß es keine Befreiung von Keimen gibt, 
nicht beipflichten, glaube vielmehr, daß hier auch ein außerordentlich wich¬ 
tiges und hoffnungsreiches Arbeitsgebiet für Bakteriologen und Kliniker ge¬ 
geben ist, und wenn ich auch einem lebhaften Widerstande im Kreise der 
Ärzte und Kliniker begegnen sollte, und wenn nicht alle Kliniker mit- 
arbeiten, so werden es doch immerhin einige Krankenhäuser und einige 
Kliniker sein, die die Mitarbeit auf diesem Gebiete mit auf nehmen wollen, 
und das ist schon von erheblichem Wert. 

„Es mag ja nun noch jahrelang dauern, bis wir zu einer allgemeinen 
Anwendung derartiger Methoden kommen, aber gearbeitet muß werden 
auf diesem Gebiete. 

„Der zweite Punkt, auf den ich noch kommen wollte, ist die Pasteuri¬ 
sierung der Milch. Ich habe auch darüber eingehende Studien in Danzig 
angestellt und bin zu der Überzeugung gekommen, daß die Pasteurisierung 
der Milch etwas ist, das nur dem Produzenten, aber nicht dem Kon¬ 
sumenten nützt. Die Pasteurisierung schiebt den Zeitpunkt der Gerinnung 
durch Hemmung der Säurebildner hinaus, tötet aber die Krankheitskeime 
nicht ausreichend ab, auch nicht die für Endotoxinbildung in Betracht 
kommenden Saprophyten. Diese vermehren sich hernach um so ungehin¬ 
derter, weil die Milch nicht sauer wird. So wird schließlich eine Milch ge¬ 
liefert, die man zwar äußerlich nicht als verdorben erkennen kann, weil sie 
nicht gerinnt, die aber Krankheitskeime noch enthält und in der warmen 
Jahreszeit noch zahllose Saprophyten zur Vermehrung bringt. Ich habe 
daher vorgeschlagen und wiederhole den Vorschlag hier noch, für die als 
Säuglingsnahrung zu verwendende Milch die Pasteurisierung einfach zu 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



78 XXXVI. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Dresden. 

verbieten. Die Pasteurisierung der Sahne hat großen Wert für die Er¬ 
zeugung von haltbarer Butter. Aber diese Pasteurisierung von Sahne zur 
Buttererzeugung ist eine Saohe ganz für sioh, gegen die nichts einzuwenden 
ist. Die Pasteurisierung der zum Konsum bestimmten Milch, namentlich 
der Sommermilch für Säuglinge, ist jedoch meines Erachtens ein Krebs¬ 
schaden, dem wir scharf entgegentreten müssen; denn die Hausfrau und 
Kinderpflegerin hat kein Zeichen, daß die Milch verdirbt, als die beginnende 
Säuerung, und wenn wir sie dieses Kennzeichens berauben, ist die schlechte 
Milch von guter nicht zu unterscheiden, sie wird den Kindern verabreicht 
und trägt im Verein mit der direkten Hitzewirkung zu der kolossalen 
Säuglingssterblichkeit bei, der leider Gottes noch immer nicht energisch 
genug entgegengetreten wird.“ 

Geh. Obermedizinalrat Dr. Pistor: „Meine Damen und Herren r 
Mit den Ausführungen des Herrn Referenten kann ich mich im wesent¬ 
lichen durchaus einverstanden erklären, denn sie waren so klar und be¬ 
gründet, daß daran nichts auszusetzen ist. Nur habe auch ich gewisse Be¬ 
denken in den Punkten, die Herr Prof. Tjaden erwähnt hat. Wer in der 
Praxis lange gestanden hat und nachher auch noch mit den praktischen 
Ärzten stets zu verkehren Gelegenheit hatte, wie das für mich in Ober- 
sohlesien der Fall war, weiß, welche Schwierigkeiten bei der Anzeigepflicht 
obwalten — das habe ich selbst noch vor wenigen Jahren in meiner eigenen 
Familie erfahren —, und der weiß auch, welche Schwierigkeiten bei der 
Isolierung bestehen. Über diese Punkte sind solche Ausführungen gemacht, 
daß ich die von anderer Seite geäußerten Bedenken nicht wiederholen will. 
Über die Bazillenträger möchte ich ein Wort sagen. Ich freue mich, daß 
dieser Weg der Kontaktansteckung gefunden ist, ein Weg, der vonVirchow, 
Gietl und Murchison in den fünfziger Jahren schon, allerdings nicht mit 
Hilfe der Bazillenträger, sondern in anderer Weise angegeben wurde. Wir 
haben jetzt das Mittel der Übertragung gefunden. Aber eins ist mir zweifel¬ 
haft geblieben: Sind denn die langfristigen Bazillenwirkungen auch fest¬ 
gestellt? Herr Prof. Lentz hat erwähnt, ein cholerakranker Schiffer wäre 
nach 250 Tagen erst entlassen worden. Ist festgestellt worden, daß die 
Bazillen dieses Bazillenträgers wirklich virulent waren? Das hat Herr 
Lentz nicht erwähnt. Er hat ferner gesagt, ein Typhuskranker wäre, wenn 
ich nicht irre, zehn Jahre lang Bazillenträger gewesen, und Herr Geheimrat 
Gärtner hat sogar von dreizehn Jahren gesprochen. Ja, meine Herren, sind 
denn immer die Bazillen, die vorgefunden wurden, auch lebensfähig und 
infektionsfähig gewesen? Das ist doch wesentlich. Ist in allen diesen 
Fällen keine andere Übertragung des Typhus als gerade durch diese Per¬ 
sonen möglich gewesen? Diesen Punkt möchte ich noch erörtert wissen. 
Bei der Kürze der Zeit will ich nur noch auf den letzten Punkt der Leit¬ 
sätze des Herrn Kollegen Lentz hinweisen, welcher lautet: »In Betracht 
kommt noch die Schutzimpfung. Zur allgemeinen Anwendung eignet sich 
indessen bisher nur die Schutzpochenimpfung, der allein wir es zu danken 
haben, daß Deutschland heute frei von einer der entsetzlichsten Seuchen 
ist«. Meine Herren! Ich bin der Ansicht, daß der Satz auch den Dank an 
den Reichstag enthalten muß, daß speziell dem Reichstag gedankt werden 
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muß, daß er Einsicht geübt und die Impfgegner zurückgewiesen hat, und 
daß zugleich die Bitte namens des Deutschen Vereins für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege ausgesprochen werde, daß in Zukunft festgehalten werde an 
diesem seit Jahrzehnten bewährten Gesetze/ 

Prof. Dr. Heim (Erlangen): „Meine Herren! Ich möchte an die 
letzten Worte unseres hochverehrten Mitgliedes, des Herrn Geheimrat 
Pi stör, anknüpfen und an den Schlußsatz des Herrn Vortragenden, wo 
er die Schutzimpfung als unbedingt nötig wieder hervorgehoben hat. Frei¬ 
lich, in seinem Vortrage erschien es so, als ob die Hervorhebung ihrer 
Wichtigkeit nicht so sehr notwendig wäre, weil sie ja jeder Mensch kenne, 
weil allenthalben in Gelehrten- und anderen Gesellschaften die Schutzimpfung 
als etwas Selbstverständliches hingestellt werde, weil verschiedene Bücher, 
z.B. das neuerdings erschienene, sehr gelobte und bekannt gewordene Buch 
von Herrn Geheimrat Kirchner, alles sagten, was auf diesem Gebiete 
nötig ist. Man sollte aber nicht glauben, meine Herren, wie oft und wie 
intensiv das der Bevölkerung gesagt werden muß, und man könnte sich 
wundern, daß es überhaupt noch nötig war, ein Buch darüber zu schreiben. 
Aber es ist leider so. Dazu ein Beispiel. In der letzten Zeit haben sich 
die Stimmen der Impfgegner wieder recht deutlich vernehmen lassen, und 
ich war nicht wenig überrascht, als in einer der Tageszeitungen unserer 
Stadt sofort ein lebhaftes Echo für sie entstanden ist. Ich traute meinen 
Augen nicht, als ich das las; aber es war kein Zweifel, der Redakteur war 
von den Impfgegnern ins Schlepptau genommen. Er hat gezögert, Ant¬ 
worten, die von unserer und anderer Seite eingelaufen sind, aufzunehmen. 
Das sind schon ganz auffallende Zeichen der Zeit. Dann kam noch ein 
Punkt hinzu, der mich geradezu überrascht hat. Man redete darüber, daß 
in der Zeitung so etwas stand, und es ereignete sich, daß ein Naturwissen¬ 
schaftler die Meinung aussprach, die Schutzimpfung sei doch gar nicht so 
nötig, sie schädige einen; als er sich selbst zur Sicherheit habe nachschutz- 
impfen lassen, habe er eine recht unangenehme Erscheinung an seinem Arm 
bekommen; und wozu brauchten wir eine Schutzimpfung, wir hätten ja gar 
keine Pocken im Lande! Ja, meine Herren, wenn das am grünen Holze 
geschieht, was soll dann am dürren werden? 

„Ich glaube deshalb, daß es doch ganz gut ist, wenn wir einmal das 
Ansehen, das unser Deutscher Verein für öffentliche Gesundheitspflege allent¬ 
halben genießt, dazu benutzen, um die Gewissen wieder zu schärfen und 
eine Meinungsäußerung jetzt, wo die Impfgegner wieder, wie es scheint, 
mächtiger an der Arbeit sind, als wir vermuten, von uns zu geben, dahin 
gehend, daß die 36. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege in der Schutzpockenimpfung eine der segensreichsten Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege erblickt, der allein 
wir es zu danken haben, daß Deutschland heute frei von einer der fürchter¬ 
lichsten Seuchen ist. Ich glaube, daß Sie diesem Anträge zustimmen müssen 
in unserem persönlichen Interesse, in dem unserer Familien und unseres 
ganzen deutschen Volkes und Vaterlandes/ 

Baurat Dr.-Ing. Büppel (Hamburg): „Meine Damen und Herren! 
Verzeihen Sie, wenn ich zu diesem rein ärztlichen Thema als Architekt ganz 
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kurz das Wort ergreife. Der Architekt ist hier in der Diskussion mehrfach 
erwähnt worden, und ich glaube auch mit Recht. Es ist wiederholt hervor- 
gehoben worden, daß man die Infektiouskranken möglichst nach dem Kranken¬ 
hause bringen solle, um dort die Infektionskrankheiten zu bekämpfen. Auch 
meiner Meinung nach liegt ein wichtiger Teil, vielleicht der wichtigste Teil 
der Bekämpfung der Infektionskrankheiten gerade im Krankenhause. Aber, 
meine Ilerren, wie sieht es in unseren Krankenhäusern gerade in diesem 
Teile bei der Bekämpfung der Infektionskrankheiten aus ? Ich kenne einen 
sehr großen Teil der Krankenhäuser Deutschlands, und ich muß sagen, es 
ist ganz haarsträubend gewesen, in welcher Weise die Infektionskranken 
oft untergebracht worden sind. Wand an Wand liegen Diphtheriekranke, 
Scharlachkranke, Typhuskranke. Die Zimmer sind geöffnet, die Türen 
stehen offen, so daß die Infektionskeime, die Bakterien, frei umherfliegen 
können, und in sehr vielen Fällen kommt ein Diphtheriekranker aus 
dem Krankenhause heraus mit vielen anderen Infektionskrankheiten noch 
behaftet. 

„In neuerer Zeit hat man diese Übelstände erkannt, und ich muß sagen, 
es ist in unseren modernen Krankenhäusern auch, zum großen Glück der 
Bevölkerung, da viel geändert und gebessert worden; aber, meine Herren, 
ich glaube, noch lange nicht genug. Wenn wir uns z. B. die englischen 
Krankenhäuser ansehen, so sehen wir, daß überhaupt in die allgemeinen 
Krankenhäuser gar kein Infektionskranker hineinkommt. Die Engländer 
trennen scharf allgemeine Hospitäler und Fieberhospitäler, und die Infektiona- 
kranken werden nur in die Fieberhospitäler gebracht, und ich glaube, das 
ist auch das einzig Richtige. Bei den vielen Möglichkeiten der Übertragung 1 
von Infektionskrankheiten läßt es sich ja auch selbst bei den besten Ein¬ 
richtungen in unseren Krankenhäusern gar nicht vermeiden, daß, selbst wann 
die Kranken in besonderen Pavillons untergebracht werden, durch das Pflege¬ 
personal, das immer miteinander verkehrt, Übertragungen stattfinden. Mir 
ist eine ganze Anzahl Fälle von Ärzten erwähnt worden, wo gerade durch 
Konversation des Pflegepersonals Übertragungen von einem Pavillon auf 
den anderen vorgekommen sind. 

„Ich meine also, im Prinzip müßte man eigentlich auch dem englischen 
Beispiel folgen. Das hat natürlich zur Folge, daß unsere Krankenhäuser 
noch einmal so teuer werden, wie sie jetzt schon sind, und das ist ja ein 
Ding der Unmöglichkeit. Ich halte das auch nicht für durchführbar. Aber 
ich halte es doch för möglich, daß wir bei der Anlage unserer Infektions¬ 
abteilungen in den allgemeinen Krankenhäusern besser Vorgehen als bisher. 
Ich halte es für genügend, wenn — ich rede jetzt von größeren Kranken¬ 
häusern — einzelne Infektionspavillons erbaut werden, in denen die Kranken 
isoliert werden, selbstverständlich immer unter der Voraussetzung, daß in 
jedem Hause eine besondere Infektionskrankheit isoliert wird und daß darin 
nicht verschiedene untergebracht werdön, oder daß, wenn verschiedene 
Infektionskrankheiten hier untergebracht werden, dieselben streng in dem 
Pavillon isoliert werden. Das ist allerdings schwierig und es wird in den 
meisten Fällen so gemacht, daß Türen zwischen den einzelnen Infektions¬ 
abteilungen angelegt werden, die geschlossen gehalten werden sollen. Aber 
ich möchte einmal fragen: Wieviel Türen haben Sie verschlossen gefunden. 
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wenn in dem einen Teil Scharlach und in dem anderen Diphtherie liegt? 
Ich habe noch nicht viele gefunden. 

„Also das ist eine ganz gefährliche Sache. Wir mftssen sehen, daß wir 
bei größeren Krankenhäusern möglichst für jede Krankheit einen besonderen 
Pavillon bekommen, auch daß das Pflegepersonal jedes einzelnen Pavillons 
besonders isoliert wird und getrennt in den Pavillons wohnt. In kleinen 
Krankenhäusern ist das natürlich nicht durchzuführen, und da gibt es ja 
verschiedene Möglichkeiten. Ich kann natürlich jetzt nicht auf diese Sache 
eingehen, aber man sollte ihr viel größere Aufmerksamkeit widmen. Selbst 
in unseren neueren Krankenhäusern sind die Infektionsabteilungen meiner 
Ansicht nach oft auch noch mangelhaft angelegt in bezug darauf, daß die 
Kranken, wenn sie nun nach ihren Familien entlassen werden, infektiöse 
Keime in Haaren und in Kleidern mit nach Hause schleppen. Man muß 
deswegen Entlassungsbäder usw. anlegen, man muß hier auch für die Ärzte 
Desinfektionseinrichtungen schaffen und dergleichen. 

„Eis ist ein großes Gebiet, meine Herren, das hier zu beackern ist, und 
ich meine, es müßte auf diesem Gebiete noch viel geschaffen werden. Natür¬ 
lich wird den Architekten immer zur Pflicht gemacht, möglichst billig zu 
bauen. Ich bin vollständig der Meinung, die von dem Herrn Vorredner 
ausgesprochen worden ist, daß man die Krankenhäuser so billig wie möglich 
bauen soll. Ich halte das für driugend nötig im Interesse der Volkshygiene. 

Meine Herren! Bedenken Sie aber auch andererseits, daß der Architekt 
ja in einer außerordentlich schwierigen Lage ist. Er soll die Ansprüche 
der Ärzte befriedigen und die gehen neuerdings immer weiter. Meine Herren! 
Jedes kleine Krankenhaus will ein physikalisches, ein chemisches, ein bak¬ 
teriologisches, ein serologisches Laboratorium haben und ein Röntgeninstitut 
natürlich auch. Ohne das geht es überhaupt gar nicht mehr. Das kostet 
natürlich Geld, und dieses Bedürfnis soll befriedigt werden. Meine Herren! 
Bekämpfen Sie den Architekten in Extravaganzen seiner Architektur soviel 
wie möglich, aber unterstützen Sie auch den Architekten darin, daß er das 
Geld bekommt für diejenigen Einrichtungen, die für die sanitären Zwecke 
des Krankenhauses nötig sind.“ 


Stabsarzt Dr. Georg Mayer, Dozent an der militärärztlichen Akademie 
München: „Meine Herren! Der Herr Vortragende hat in seinem Vortrage 
die Epidemie von Odenbach erwähnt, welche ich seinerzeit zu bekämpfen 
batte. Der Herr Vortragende hat als einen seiner Leitsätze proklamiert, 
daß auch der Verdacht bei ansteckenden Krankheiten zu melden sei. In 
der Diskussion wurde die Ansicht vertreten, daß das nicht durchzusetzen 
sei. Ich möchte Ihnen in ganz kurzer Weise gerade dieses Beispiel der 
Epidemie von Odenbach vorführen. Als diese Epidemie auftrat, wußte man 
amtlich nichts von ihr, es war nichts gemeldet. Wir haben ganz zufälliger¬ 
weise dadurch, daß wir in der Umgebung Ortsuntersuchungen machten, 
etwas davon erfahren. Die Bevölkerung sagte uns: Ja. was kommen Sie zu 
uns, gehen Sie doch nach Odenbach, dort herrscht der Typhus! Wie ich 
nach Odeubach hinkam, fand ich folgende Verhältnisse vor: In Odenbach 
selbst ungefähr zwei Dutzend Typhusfälle, in der Umgebung, in rund neun 
Ortschaften, ebenfalls ein Dutzend Typhusfälle, von denen nicht ein einziger 
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gemeldet war. Der erste Typhusfall in Odenbach selbst war..als galoppie¬ 
rende Schwindsucht bezeichnet worden. Es haben ja nun dort spezielle 
Verhältnisse Vorgelegen, es ist ein Grenzbezirksamt; aber Sie sehen, wenn 
wir Typhusverdacht nicht melden, dann kommen wir zu Verhältnissen, daß 
durch Nichtmeldung schwere Epidemien entstehen können. Ich könnte Ihnen 
nicht bloß dieses eine Beispiel anführen, sondern eine ganze Reihe anderer. 
Ich möchte aber bei der Kürze der Zeit darauf verzichten. 

„Es ist dann fernerhin ebenfalls in der Diskussion darauf hingewiesen 
worden, daß wir gegen die Bazillenträger nicht mit derjenigen Schärfe Vor¬ 
gehen können, wie das vielleicht wünschenswert wäre. Ich glaube, wir 
müssen uns einerseits an den Satz halten, den seinerzeit Kirchner auf 
dem Internationalen Hygienekongreß in Berlin aussprach. Kirchner sagte: 
Meine Herren! Wir müssen doch bedenken, die Keimträger haben noch an¬ 
deres zu tun, als Keime auszuscheiden. Gewiß, daß ist richtig. Wir müssen 
uns aber fragen: Müssen wir nicht vielleicht praktisch bei den in Deutsch¬ 
land endemischen Krankheiten einen Unterschied machen zwischen denjenigen 
Keimträgern, die bloß in ganz bestimmten Gegenden Vorkommen, zwischen 
den Keimträgern, von denen wir effektiv wissen, daß sie gefährlich sind, 
daß der einzelne jeden Moment auf einen empfindlichen Menschen eine 
Infektion übertragen kann, und jenen Keimträgern, die weit verbreitet Vor¬ 
kommen, und von denen wir wissen, daß es nicht nötig ist, daß mit ihrer 
Anwesenheit eine Infektion ohne weiteres verbunden ist, sondern wo immer 
ganz bestimmte Umstände, ganz bestimmte Verhältnisse vorliegen müssen, 
über die wir noch nicht unterrichtet sind, damit eine Infektion erfolgt? 

„Zu den ersteren gefährlichen gehören die Keimträger von Ruhr und 
Typhus. Gegen diese müssen wir nach meinen Erfahrungen — und sie 
sind nicht klein — unbedingt in irgend einer Weise Vorgehen. Wir sehen, 
daß es heißt, wenn ein Keimträger von Ruhr und Typhus vorhanden ist, 
sollte man ihn heimlich überwachen, damit er nicht belästigt wird. Das ist 
ja das Gefährliche, daß er dann unbekannt herumläuft Man braucht es 
nicht urbi et orbi zu verkünden, daß er Bazillenträger ist; wenn man aber 
in der Bevölkerung weiß, der und der ist Keimträger, so halten sich die 
Leute von selbst zurück, und diese Bekanntmachung, daß der Betreffende 
ein Keimträger ist, hat die Wirkung, daß er selbst sich auch vorsichtig hält. 
Ich habe zuerst das Risiko übernommen, daß ich Keimträger in Fabriken, 
in Schulen hineingelassen habe, unter der einfachen Vorschrift, daß die 
Leute beim Betreten der Fabrik sich die Hände zu reinigen haben, daß 
sie, wenn sie auf die verschiedenen Örtlichkeiten gegangen sind, bei der 
Rückkunft sich die Hände zu reinigen haben, und ich habe bei sehr 
vielen Keimträgern nicht eine einzige Infektion weiterhin beobachtet. Ich 
glaube, daß man in dieser Weise gerade gegen die Keimträger Vorgehen 
kann, die wir in Schulen und Fabriken haben, notabene bei Typhus und 
bei Ruhr. 

„Ferner handelt es sich darum, daß wir vorsichtig sein müssen dort, 
wo wir derartige Keimträger in Lebensmittelgeschäften haben. Es hat in 
der Diskussion geheißen, man könnte die Frau des Besitzers, die in einem 
Lebensmittelgeschäft ist, nicht aus dem Lebensmittelgeschäft herausbringen; 
wir können hier aber gar nicht vorsichtig genug sein, Keimträger von 
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Typhus und Ruhr müssen unter allen Umständen aus dem Nahrungsmittel- 
betrieb. Das Allgemeininteresse geht eben dem Einzelinteresse vor. 

„Ich möchte noch eine kurze Bemerkung machen über die Bekämpfung 
der Keimträger. Der Herr Vortragende ist, glaube ich, nicht auf eine Art 
der Bekämpfung eingegangen, die vielleicht etwas verspricht. Wir finden 
bei den Keimträgern — ich möchte da speziell auf die latente Tuberkulose 
der Rachenmandeln hinweisen —, sehr häufig auch bei Diphtherie, ver¬ 
größerte Rachenmandeln. Ich habe beim Militär einige tausend Unter¬ 
suchungen vornehmen lassen und dabei gefunden, daß diese Tonsillen¬ 
vergrößerungen, aber auch die adenoiden Wucherungen,'beides ein Lieblingsitz 
von Krankheitserregern viel häufiger sind, als man im allgemeinen glaubt. 
Wenn man erreichen könnte, durch Schulärzte und wir beim Militär, daß 
man die vergrößerten Rachenmandeln, die Tonsillen entfernen kann, so würde 
in der Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten vielleicht ein Schritt vor¬ 
wärts gemacht sein. 

„Was die aktive Immunisierung anlangt, die von Petruschky 
empfohlen worden ist, so habe ich auch darüber eine Reihe Untersuchungen 
bei Typhus gemacht. Wir haben Typhuskranke aktiv zu immunisieren ge¬ 
sucht, aber vollständig effektlos. 

Oberbürgermeister Dr. FUSS (Kiel) zur Geschäftsordnung: „Meine 
Herren! Ich beabsichtige nicht, den Antrag zu stellen, daß wir der Dis¬ 
kussion ein vorzeitiges Ende bereiten. Es ist gewiß noch manches sehr 
Interessante, was die Herren, die sich zum Wort gemeldet haben, auf dem 
Herzen haben; aber mir liegt sehr viel daran, daß die Resolution, die Herr 
Prof. Heim uns unterbreitet hat, angenommen wird, wie ich hoffe, ein¬ 
stimmig, von einer noch zahlreich besuchten Versammlung. Nun ist 
mir bekannt, daß eine Anzahl Herren durch dringende Geschäfte verhindert 
sind, noch lange unter uns zu verweilen, und deshalb möchte ich mir die 
Bitte an den Herrn Präsidenten gestatten, daß die Abstimmung über die 
Resolution vorab bewerkstelligt wird, damit der Erfolg eintreten kann, den 
ich wünsche. 11 

Vorsitzender, Regienmgs- und Geh. Medizinalrat Prof. 
Dr* Roth (Potsdam): „Ich würde dann die Diskussion unterbrechen und 
den Antrag, wie er von Herrn Prof. Heim und mir gestellt wird, zur Dis¬ 
kussion und Abstimmung bringen. Der Antrag lautet: 

»Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege erblickt in 
der Schutzpockenimpfung eine der segensreichsten Maßnahmen auf 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege, der allein wir es zu 
danken haben, daß Deutschland heute frei von einer der furchtbarsten 
Seuchen ist» 

„Meine Damen und Herren! Herr Geh. Obermedizinalrat Dr. Pistor 
hat sich in demselben Sinne ausgesprochen, wie es unsere Resolution be¬ 
zweckt, gleichzeitig aber noch gewünscht, daß dem Reichstage der Dank 
dafür ausgesprochen werde, daß er gegenüber der Agitation der Impf¬ 
gegner fest geblieben und über die Petitionen zur Tagesordnung über- 

6 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


84 XXXVI. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl Gesundheitspflege in Dresden. 

gegangen ist. Ich schlage vor, daß wir zunächst den eben verlesenen 
Antrag beraten und ihn einstimmig annehmen. Wir sind hier, wie Sie 
wissen, gegenüber Resolutionen im großen und ganzen immer mit Recht sehr 
zurückhaltend gewesen, aber bei einer so außerordentlich wichtigen prak¬ 
tischen Aufgabe der öffentlichen Gesundheitspflege ist es unsere Aufgabe, 
Stellung zu nehmen und diese Stellung auch nach außen mit Entschiedenheit 
zu vertreten. 

„Es würde dann, wenn Sie den Antrag annehmen, das weitere Vor¬ 
gehen dem Ausschuß überlassen bleiben, und der Ausschuß würde es sich 
dann wieder, dem Wuiische des Herrn Geheimrat Pis tor folgend, angelegen sein 
lassen, bei der Überreichung an den Reichstag das auszusprechen, was in 
dem Anträge des Herrn Geheimrat Pistor, über unsere Resolution hinaus¬ 
gehend, enthalten ist. 

„Wenn Sie mit diesem Vorgehen einverstanden sind, würde ich also 
den Antrag jetzt zur Abstimmung bringen, falls das Wort nicht weiter 
hierzu gewünscht wird. Ich bitte diejenigen, die für den von Herrn Prof. 
Heim verlesenen Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht) Ich darf 
konstatieren, daß der Antrag einstimmig angenommen ist. Ich darf 
ferner annehmen, daß Sie das weitere Vorgehen nach dieser Richtung dem 
Ausschuß überlassen wollen. Ich danke Ihnen. 

Geh. Medizinalrat Thierseh (Dresden): „Meine Herren! Ich wollte 
bloß einige kurze Bemerkungen zu der Frage der Typhusverdachtmeldung 
machen. Ich stehe vollständig auf dem Standpunkt des Herrn Geheimrat 
Gärtner und des Herrn Vorredners und kann das aus persönlichen Er¬ 
fahrungen, die ich in meiner Praxis als Bezirksarzt gemacht habe, erhärten. 
Ich habe im letzten Jahre drei Epidemien von Typhus beobachtet, die 
sämtlich auf Milch zu beziehen waren. Es handelte sich um kleine Epi¬ 
demien von 10 Fällen und mehr, die alle darauf zurückgeführt werden 
konnten, daß in einzelnen Gehöften früher Typhusfälle vorgekommen waren. 
Ich kann Sie versichern, meine Herren, daß es mir nicht gelungen wäre, 
diese Epidemien in ihren Einzelheiten klarzulegen ohne diese Typhusverdacht¬ 
meldungen. Erst dadurch bin ich in den Stand gesetzt worden, die eigent¬ 
liche Ursache wirklich aufzufinden. Sie sind ein so wertvolles Mittel, daß 
sie uns bei der Typhusbekämpfung — darin wird mir jeder beistimmen, 
der in dieser Sache gearbeitet hat — geradezu unentbehrlich sind. Ich 
habe dabei besonders solche Epidemien im Auge, die durch Eontaktfälle 
kompliziert sind. Für den praktischen Arzt entsteht ja allerdings da¬ 
durch eine Mehrarbeit und er ist nicht leicht geneigt, diese auf sich 
zu nehmen. Er fürchtet auch, daß die einzelnen Familien durch behörd¬ 
liche Maßregeln belästigt werden. Aber das ist durchaus nicht der Fall. 
Wenn ich eine solche Typhusverdachtmeldung habe und weiß, daß der 
Arzt gut aufpaßt, so werde ich mich hüten irgendwie zunächst einzu¬ 
greifen, sondern erst dann, wenn es im Zusammenhang mit anderen Fällen 
erforderlich ist. Ich würde es für einen großen Rückschritt halten, wenn 
die Verpflichtung zur Typhusverdachtmeldung wieder aufgehoben würde, 
und ich kann nur empfehlen, daß sie anderswo, wo sie nicht besteht, ein¬ 
geführt werde. 
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Bürgermeister Dr. Hatting (Charlottenbürg): „Meine Damen and 
Herren! Ich fühle mich innerlich gedrungen, hier das Wort zu ergreifen, 
obgleich ich als Laie Gefahr laufe, den Wert meiner Mitteilungen für diese 
Versammlung zu überschätzen und auch vielleicht manche schiefe Auffassung 
zum besten zu geben. 

„Ich mochte ein paar Worte sagen zur Bekämpfung der sogenannten 
Keimträger, und zwar an der Hand von einigen Erfahrungen, die wir in 
Charlottenburg in unserer Sohulverwaltung gemacht haben. In einer 
Mittelschule, der sogenannten Bürgermädchenschule, die von ungefähr 500 bis 
600 Schülern besucht ist, wollte die Diphtheritis durchaus nicht abnehmen. 
Eine Klasse nach der anderen, schließlich die ganze Schule mußte geschlossen 
werden, und immer wieder flackerte die Krankheit von neuem auf, bis endlich 
die Verwaltung mit Zustimmung des Kreisarztes zu dem Mittel griff, die 
gesamte Schule auf das Vorhandensein von Keimträgern untersuchen zu 
lassen, und es stellte sich dabei heraus, daß eine beträchtliche Anzahl der¬ 
artiger Keimträger vorhanden war, und zwar, soweit ich informiert bin, 
auch solche, die nicht rekonvaleszent waren, sondern bei denen man die 
Aufnahme der Keime nicht feststellen "konnte. 

„Wir ordneten nun an, daß diese Keimträger vom Schulbesuch aus¬ 
geschlossen und dauernd von der Schulärztin untersucht würden. Diese 
Maßregel war leichter angeordnet wie durch geführt. Zunächst ist mir 
sehr zweifelhaft, ob die Rechtsbasis für eine solche Anordnung sich allen 
Anfechtungen gewachsen zeigen würde. Im übrigen aber kam sehr bald ein 
Einspruch der Schulärztin, die sagte: ich kann unmöglich die sämtlichen 
Keimträger in meine Privatsprechstunde kommen lassen, denn ich ruiniere 
mir meine Sprechstunde. Meine übrigen Klienten haben natürlich auch ein 
Recht auf Schutz vor Ansteckung. Wir gaben ihr infolgedessen ein be¬ 
sonderes Zimmer, in dem sie die Untersuchungen vornehmen konnte, und, 
soviel ich weiß — ich bin allerdings nicht darauf vorbereitet —, ist dann 
schließlich auch die Untersuchung so lange fortgesetzt worden, bis Keim¬ 
träger nicht mehr vorhanden waren. Jedenfalls ist es, soviel ich weiß, er¬ 
reicht worden, daß Keimträger nicht eher die Schule wieder besuchten, als 
bis sie bazillenfrei Waren. Es ist im übrigen nebenher die Anordnung ge¬ 
troffen Worden, daß diphtheriekranke Kinder so lange von der Schule aus¬ 
geschlossen bleiben sollen, bis zwei in einem bestimmten Zeitraum auf¬ 
einanderfolgende Untersuchungen die Freiheit von Keimen ergeben haben. 
Ich möchte die Meinung aussprechen, daß, ganz gleichgültig, wie die Frage 
entschieden wird, ob und wie man diese Keimträger im Hause oder im 
Krankenhause isolieren soll, jedenfalls die öffentliche Gesundheitspflege und 
die Schüler in unseren Schulen das Anrecht darauf haben, daß sie vor der¬ 
artigen Keimträgern geschützt werden, und daß es Mittel und Wege geben 
muß, derartige Keimträger so lange aus der Schule und überhaupt aus 
öffentlichen Orten fernzuhalten, bis sie keine Gefahr mehr bieten. 

„Daran schließt sich die Frage der Behandlung der beamteten Keim¬ 
träger, wie z. B. eines Lehrers, der Diphtheriekeime hat. Auf einem anderen 
Gebiete, was z. B. Lungentuberkulose anbetrifft, ist unsere Verwaltung schon 
m der Maßregel übergegangen, derartige Keimträger, selbst wenn eine 
dauernde Dienstunfähigkeit nicht festgestellt war, zu pensionieren, aus 
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dem Grunde, daß sie eine Gefahr für ihre Umgebung bilden. Wir haben 
einen Schuldiener in dieser Art pensioniert, und wir haben Beamte z. B. 
so lange aus dem Rathause entlassen, bis ärztlicherseits die Ungefährlichkeit 
ihres Dienstes versichert war; für andere Fälle haben wir die Maßregel der 
Pensionierung ernstlich in Aussicht genommen. Sollte — was ich natürlich 
nicht beurteilen kann — ein Diphtheriekeime tragender Lehrer nicht anders 
unschädlich gemacht werden können als dadurch, daß man ihn pensioniert, 
so muß er eben pensioniert werden. Den Anspruch haben die Schulen und 
die öffentliche Gesundheitspflege. 4 

Stadtphysikus Prof. Dr. Eberstaller (Graz): „Verehrte Anwesende! 
Ich möchte einen Satz nicht unwidersprochen lassen, welcher früher von 
seiten eines Debattierenden, Herrn Ruppel, gefallen ist. Ich kann mir 
nicht denken, daß es im deutschen Sprachgebiet heute noch vorkommt, daß 
»ein nach einer Infektionskrankheit aus einem Spital Entlassener mit vielen 
anderen Infektionskrankheiten behaftet in die Familie zurückkehrt««. 

„Ein zweiter Grund, warum ich mich zum Wort gemeldet habe, ist 
die Frage der BaziUenträgerbekämpfuhg, bzw. die von Herrn Prof. Gärtner 
angeschnittene Frage der inneren Desinfektion. Ich war heuer in der 
glücklichen Lage, beteiligt zu sein an der Eruierung des ersten nach Mittel¬ 
europa aus Italien eingeschleppten Cholerafalles. Damals machte uns eine 
Barmherzige Schwester, die Pflegerin war, als Bazillenträgerin schwere 
Sorge. Der eine Cholerakranke war längst gestorben, der andere schwere 
Fall war längst genesen, und die Bazillenträgerin, die Barmherzige Schwester, 
schied noch immer Bazillen aus. Wir wagten es nicht, mit der inneren Des¬ 
infektion in einer drastischen Weise vorzugehen, um so weniger, als von 
seiten italienischer Ärzte in der »Hygienischen Rundschau«« ja Fälle be¬ 
schrieben wurden, daß auf die Verabreichung eines Abführmittels hin die 
Bazillenausscheidung von neuem angeregt wird, selbst bei solchen, wo sie 
schon sistiert hatte. Offenbar die Verflüssigung des Darminhalts auf der 
einen Seite, eventuell die Abstoßung von Epithelien würde ja imstande sein, 
eine latente Bazillenträgerin plötzlich zu einer akut Cholerakranken zu er¬ 
heben. Wir haben nun gedacht, auf eine andere Weise der Bazillen¬ 
trägerin beizukommen, nämlich durch Änderung der Darmflora, durch 
Einführung von recht lebenskräftigen Darmbazillen, die unschädlich sind, und 
wir versuchten es zunächst mit dem viel gerühmten Yoghurt, dem bulgarischen 
Milchpräparate. Mit einem Schlage setzte die Bazillenausscheidung aus, 
nach 2 bis 3 Tagen kehrte sie wieder, nach einer abermaligen Yoghurt-Be¬ 
handlung derselbe Erfolg. Besseren Erfolg hatten wir mit einem anderen 
Präparate, genannt Lactobazillin, welches wir von der Firma Ferment 
in Paris kommen ließen. Nach 2 bis 3 Tagen Verabreichung dieses recht 
kräftigen Mittels, die Darmflora zu verändern, hörte die Bazillenausscheidung 
wirklich endgültig auf. 

„Das wollte ich hier mitteilen, da dieser Weg der Bekämpfung von 
Bazillenträgern eine erhebliche Zukunft haben dürfte. 4 

Geh. S&üitätsrat Dr. Klein (Cöln): „Meine Herren! Die Impfung 
ist gewiß unbedingt notwendig, daß erkennen besonders wir praktische 
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Ärzte durchaus an. Wer, wie ich, die Erfahrung in den Pockenlazaretten 
1870/71 sammeln konnte, wird gewiß von dem Nutzen der Impfung über¬ 
zeugt sein. 

„Aber ich will doch betonen, daß wir Ärzte gerade in der jetzigen Zeit 
des Ansturms gegen die Impfung darauf dringen müssen, daß in der Technik 
und Nachbehandlung mit aller erdenklichen Vorsicht vorgegangen werde, 
damit die sonst möglichen kleinen Wundstörungen den Gegnern der Impfung 
nicht willkommenen Anlaß zu übertriebener Kritik geben. “ 

Vorsitzender, Regierung»- und Geh. Medizinalrat Prof. 
Dr. Roth: „Der Forderung des Herrn Vorredners wird durch die Bekannt¬ 
machungen des Bundesrats und die ergangenen Ministerialerlasse im 
weitesten Maße Rechnung getragen. 

„Nach der zurzeit gültigen Bekanntmachung des Bundesrats dürfen die 
seicht anzulegenden Impfschnitte nicht länger sein als höchstens 1 cm, und 
ihre Entfernung voneinander soll mindestens 2 cm betragen. 

„In jedem Falle sog. Impf Schädigung werden eingehende Feststellungen 
durch den Kreisarzt vorgenommen, deren Resultat zur öffentlichen Kenntnis 
gelangt. Sie sind in den Jahresberichten über das Gesundheitswesen in 
Preußen und den übrigen Bundesstaaten niedergelegt. Da kann sich jeder¬ 
mann überzeugen, daß diese sog. Impf Schädigungen in der ganz über¬ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle auf ungeeignetes Verhalten nach der Impfung 
zurückzuführen sind, und daß sie mit der Impfung an sich nur ganz aus¬ 
nahmsweise Zusammenhängen. 

„Aus diesen Berichten ergibt sich ferner, daß die Behörden fortschreitend 
bemüht sind, die Impfung durch immer eingehendere Vorschriften, Belehrungen 
und Kontrollen mit immer größeren Kautelen zu umgeben und sie mehr und 
mehr zu einem aseptischen und völlig gefahrlosen Eingriff zu gestalten. u 

Regierung»- und Geh. Medizinalrat Dr. Hecker (Straßburg LE.): 
„Herr Geh. Obermedizinalrat Pistor hat die Frage aufgeworfen, ob die 
Bazillenträger bei langjähriger Ausscheidung auch noch gefährlich sind. 

„Um das festzustellen, erlaube ich mir, ganz kurz auf eine Beobachtung 
hinzuweisen, die in Straßburg in dieser Beziehung gemacht worden ist und 
die Frage durchaus bejaht. 

„In dem Hause einer Bäckersfrau, die Typhus überstanden hatte, waren 
verschiedene Typhuserkrankungen vorgekommen. Namentlich pflegten 
jedesmal neueintretende Gesellen zu erkranken. Der Verdacht, die Infektion 
veranlaßt zu haben, lenkte sich auf die Frau. Es wurde auch tatsächlich 
feetgestellt, daß sie noch reichlich Typhusbazillen ausschied. 

„Die Bäckersfrau erklärte die Erkrankung der neuen Gesellen damit, 
daß sie die kräftige Kost, die sie ihnen verabreiche, nicht vertragen könnten. 

„Bei der weiteren Beobachtung der Keimträgerin hörte nun aber die 
Ausscheidung der Bazillen plötzlich auf. 

„Den Bestimmungen gemäß wurde sie, nachdem ihre Exkremente drei¬ 
mal sich als bazillenfrei erwiesen hatten, aus der Beobachtung entlassen. 

„Nach einem Jahre etwa traten aber wieder neue Erkrankungen bei 
neu hinzugezogenen Gesellen auf, von denen einige sogar tödlich endeten. 
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Es entstand nun der Verdacht, daß die Frau sich mit fremden Federn ge¬ 
schmückt habe, indem sie fremdes Material einsandte. 

„Sie wurde infolgedessen in ein Krankenhaus aufgenommen, wo sie* 
unter Ausschließung jeden Betruges, eigenes Material liefern mußte. Da 
stellte sich nun heraus, daß der gegen sie aufgetretene Verdacht durchaus 
gerechtfertigt gewesen war, denn der Kot enthielt massenhaft vollvirulente 
Typhusbazillen. Der Frau wurde jetzt angedroht, daß, wenn sie die vor¬ 
geschriebenen Vorsichtsmaßregeln — die sie offenbar außer acht gelassen 
hatte — nicht ganz strenge befolge, der Laden geschlossen werden würde. 
Das hat gewirkt. Seitdem ist kein neuer Erkrankungsfall mehr vorgekommeu, 
obgleich die »kräftige Kost«« dieselbe blieb. 

„Dieser Vorgang, der sich über eine ganze Reihe von Jahren hinzog,, 
liefert, ebenso wie die vorher erwähnte in der Irrenanstalt Hördt gemachte 
Beobachtung, den unanfechtbaren Beweis, daß die Typhusbazillen der Keim¬ 
träger auch nach vielen Jahren noch voll virulent sind. 

„Nebenbei ist dieser Fall ein überzeugender Beweis für die Richtigkeit 
einer Bemerkung, die der Herr Vortragende vorhin äußerte: nämlich, daß 
ein Bazillenträger seine Umgebung allmählich so immunisiert, daß diese 
nicht mehr erkrankt, wohl aber neu hinzutretende Personen. u 

Prof* Dr. T jaden (Bremeu): „Meine Damen und Herren 1 Nur drei 
Worte. Ich habe mich nochmals zum Wort gemeldet, um auf die Frage 
der Meldung der Verdachtfälle zurückzukommen. Ich muß mich dagegen 
wehren, daß ich für jede einzelne Erkrankung die Meldung der Verdacht¬ 
fälle abgelehnt habe. Ich habe mich nur dagegen gewandt, daß der Herr 
Vortragende forderte, jedesmal bei den jetzt meldepflichtigen Erkrankungen 
auch die Meldung der Verdachtfälle durchzuführen, und zwar habe ich daa 
getan, weil nach meinen Erfahrungen den praktischen Ärzten damit so weit¬ 
gehende Schwierigkeiten erwachsen, daß sie uns diese Verdachtfälle nicht 
melden werden. Wenn hier angedeutet wurde, daß man Gelegenheit finden 
würde, diesen und jenen Arzt, der böswillig nicht meldet, ans Ohr zu nehmen, 
so ist das ein gefährlicher Weg; der Arzt kann genau so gut sagen: »ich habe 
keinen Verdacht gehabt«, wie er sagen kann: »ich habe die Krankheit nicht 
erkannt«. Vergessen wir doch nicht, daß mit der Meldung eine ganze Reihe 
von polizeilichen Maßnahmen einsetzt, und daß diese polizeilichen Maßnahmen 
vom Publikum nicht gern gesehen werden, das ist eine Tatsache, mit der 
wir absolut rechnen müssen; ferner, daß wir mit der ganzen Bekämpfung 
der ansteckenden Krankheiten nur weiter kommen, wenn uns die freiwillige 
Hilfe der praktischen Ärzte zur Verfügung steht. Wir müssen alles tun, 
was ihnen die Sache erleichtert, und es ist in vielen Fällen dem praktischen 
Arzt in der Familie nicht leicht, bei ansteckenden Krankheiten den gesetz¬ 
lichen Verpflichtungen nacbzukommen. Deshalb stehe ich auf dem Stand¬ 
punkt, daß es recht riskiert ist, die Forderung aufzustellen: bei allen an¬ 
steckenden Krankheiten soll auch der Verdacht gemeldet werden. Ich 
lehne es für meinen Teil ab. 

„Herr Petruschky hat gemeint, ich hätte mich dahin ausgesprochen,, 
daß unsere bestehende Gesetzgebung revidiert werden solle. Das ist nicht 
der Fall, das habe ich weder gedacht, noch gesagt. Ich habe nur davor 
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gewarnt, daß man mit neuen Forderungen kommt, die sehr weitgehende 
Eingriffe in das Familienleben machen, und habe betont, daß wir uns bemühen 
sollen, das, was wir als gesetzliche Forderung haben, wozu in Preußen die 
Zwangsverbringung in Krankenhäuser bei ansteckenden Krankheiten nicht 
gehört — wir in Bremen haben es —, allgemein durchsuführen. Damit 
haben wir schon genug zu tun. u 

Beigeordneter Dr. Krantwig (Cöln): „Meine Herren! Die Frage 
der Impfstörungen ist derart akut, daß ich mich doch gegenüber den Be¬ 
merkungen des Herrn Geheimrat Klein zu einer Erklärung verpflichtet fühle. 
Ich bin seit sechs Jahren Leiter der öffentlichen Gesundheitspflege in Cöln und 
bin jahrelang vorher als beamteter Arzt in der Lage gewesen, alle die Dinge 
kennen zu lernen, die mit der Impfung Zusammenhängen, und da ist mir 
allerdings doch von dem, was Herr Geheimrat Klein mit geteilt hat, nichts be¬ 
kannt geworden. Wohl haben wir kleine Impfstörungen zur Kenntnis 
bekommen, die gelegentlich von einzelnen Leuten aufgebauscht wurden, 
aber sie haben sich alle bei genauerer Untersuchung als unwesentlich heraus¬ 
gestellt, soweit ibr Zusammenhang mit der Impfung einwandfrei feststand, 
und im übrigen war die Zahl solcher Fälle so minimal, daß man von Impf¬ 
störungen, die sich in Cöln bemerkbar gemacht hätten, nicht sprechen kann. 
Ich muß also sagen, daß der amtlichen Stelle von den Erfahrungen, die der 
Herr Geheimrat hier vorgetragen hat, nichts bekannt geworden ist.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort 

Beferent, Prof. Dr. Lentz (Berlin): „Meine Herren! Von der 
Forderung, daß der Verdacht der Infektionskrankheiten meldepflichtig 
werden muß, kann ich nicht abgeben. Es ist dies eine Forderung, die wir 
durchführen müssen, wenn wir im Kampf gegen die Infektionskrankheiten 
etwas erreichen wollen. Die Gesetze erkennen auch Verhältnisse an, unter 
denen die Anzeigepflicht für Verdacht, der sonst nicht anzeigepflichtig ist, 
eingeführt werden kann. Das preußische Seuchengesetz wie auch manche 
anderen der einzelstaatlichen Gesetze lassen die Möglichkeit offen, daß 
auch die Anzeige des Verdachtes vorgeschrieben werden kann; aber wann?: 
wenn eine Epidemie im Gange ist! Meine Herren, dann brauchen wir sie 
gar nicht, denn dann meldet jeder Arzt schon von selbst die Verdacht¬ 
fälle, und wenn einmal die Bevölkerung nervös geworden ist, wird auch 
jede noch so harmlose andersartige Erkrankung als Verdachtfall angesehen 
und gemeldet. Aber gerade im Beginn der Ausbreitung einer Infektions¬ 
krankheit, ehe eine Epidemie ausgebrochen ist, und dann, wenn die Krank¬ 
heit im Erlöschen ist, wenn die letzten Funken noch ausgetreten werden 
müssen, brauchen wir die Meldung des Verdachtes, um alle Funken nieder¬ 
zudämpfen. 

„Weiter ist gesagt worden, daß die Isolierung selbst im Krankenhause 
sich außerordentlich schwer durchführen läßt, besonders wenn die Kranken 
schon wieder zur Genesung kommen. Auch das weiß ich. Ich habe monatelang 
die Infektionsabteilung des Budolf Virchow-Krankenhauses in Berlin ge¬ 
leitet und weiß, welche Schwierigkeiten es oft macht, die Kranken im 
Krankenzimmer oder wenigstens auf der Abteilung zu halten. Aber das 
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läßt sich erreichen bei einigermaßen gntem Willen, und man kann auch 
schließlich bei der Isolierung im Krankenhause besser als draußen dahin 
wirken, daß wenigstens die Vorsichtsmaßregeln getroffen werden, die es ver¬ 
hüten, daß der Kranke Bazillen ausstreut. 

„Herr Geheimrat Gärtner hat gesagt, daß man gegen die Bazillenträger 
nichts machen kann, wir hätten keine gesetzliche Handhabe. Demgegen¬ 
über möchte ich darauf hinweisen, daß der § 11 des preußischen Landrechts, 
der sog. Polizeiparagraph, besagt, daß die Polizei alles zu tun hat, was im 
Interesse der Allgemeinheit notwendig erscheint, und mit Hilfe dieses Para¬ 
graphen in Kombination mit § 14 des Reichsseuchengesetzes, der auch aus¬ 
drücklich im preußischen Seuchengesetz angezogen ist, können wir gegen 
die Bazillenträger auch wohl etwas ausrichten. Aber ich habe ausdrücklich 
hervorgehoben: wir wollen in der Anwendung schärferer Maßregeln doch 
vorsichtig sein. Nur unter Berücksichtigung aller momentanen Verhältnisse 
können wir mit schärferen Maßnahmen Vorgehen. 

„Herr Prof. Petruschky sagte, daß ich behauptet hätte, eine Befreiung 
der Bazillenträger von ihren Infektionskeimen gäbe es nicht. So apodiktisch 
habe ich mich nicht ausgedrückt. Ich habe nur gesagt, wir können bisher 
die Bazillenträger von ihren Bazillen nicht befreien, und das ist durchaus 
richtig. Daß die Untersuchungen, Mittel und Wege zu Anden, die Bazillen¬ 
träger von ihren Bazillen zu befreien, fortgeführt werden müssen, unter¬ 
schreibe ich als erster; denn seit acht Jahren sehe ich es als eine meiner 
wichtigsten Aufgaben an, Mittel zu finden, um Bazillenträger von ihren 
Bazillen zu befreien. Leider haben wir bisher noch keins gefunden, 
trotzdem wir Hunderte schon versucht haben. 

„Herr Geheimrat Pistor fragte an, ob die von den Bazillenträgern aus¬ 
geschiedenen Bazillen virulent waren. Ich habe schon eine ganze Reihe 
von epidemiologischen Beobachtungen angeführt, die das beweisen. Die 
Frage war aber wohl so gemeint: ob sich diese Bazillen im Laboratoriums¬ 
experiment so verhalten, wie die von Kranken ausgeschiedenen. Das tun 
sie in der Tat. Wir haben eine große Reihe von Typhus- und Ruhrbazillen¬ 
trägerstämmen daraufhin untersucht, ob sie sich in irgend einerWeise von den 
bei Kranken gefundenen unterscheiden, und haben niemals irgend einen 
wesentlichen Unterschied feststellen können. Sowohl im kulturellen Ver¬ 
halten, wie auch im Tierversuch sind sie denen, die von Kranken aus- 
geschieden werden, absolut gleich. 

„Ein Herr sagte, daß er so sehr häufig in Krankenhäusern gefunden 
hätte, daß die Türen weit offen ständen, und gab der Meinung Ausdruck, 
daß die Bakterien aus einer Stube in die andere fliegen könnten. Meine 
Herren, fliegen können die Bazillen nicht, trotz der Geißeln, die sie haben, 
und übertragen werden sie unter solchen Verhältnissen fast ausschließlich 
durch die Hand des Wärters. Wir können die Türen im Krankenhause, 
solange die Kranken im Bett liegen, ruhig geöffnet halten, es kommt so 
keine Infektion zustande; aber wir müssen unsere Wärter instruieren, daß 
sie, wenn sie bei einem Kranken zu tun haben, sich erst peinlich sauber die 
Hände desinfizieren, ehe sie zum zweiten Kranken gehen. Die Abschließung 
brauchen wir erst, wenn der Kranke herumläuft und noch während des 
Herumlaufens Bazillen ausscheidet. Dann müssen wir dafür Sorge tragen, 
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daß er nicht zn einem anderen Kranken geht und den infiziert. Meine 
Herren, das ist eine außerordentlich schwierige Aufgabe, das gebe ich allen 
denen zu, die das behauptet haben; aber erreichen läßt es sich, und meines 
Erachtens sind Schwierigkeiten doch nur dazu da, daß sie überwunden 
werden.“ 

Vorsitzender, Regierungs- und Geh/Medizinalrat Prof. Dr. 
Roth: „Meine Damen und Herren! Dem Herrn Berichterstatter ist es ge¬ 
lungen, das so umfangreiche und schwierige Material in so ausgezeichneter 
Weise und so zu bewältigen, daß wir die Überzeugung gewonnen haben, 
daß der Hygiene auch die Überwindung der aus dem modernen Verkehr 
entspringenden Schwierigkeiten bei der Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten immer mehr gelingen wird. Auch hinsichtlich der von Herrn 
Prof. Tjaden besonders betonten Bedeutung der persönlichen Gesundheits¬ 
pflege sind die Anschauungen durchaus nicht divergierend. 

„Ich habe nur eine Einschränkung zu machen, die nämlich, daß sich 
die Verwaltungen, die Gemeinden und jeder einzelne die Vertilgung des 
Ungeziefers und die Bekämpfung der Insekten mehr als bisher angelegen 
sein lassen möchten. Hier wäre namentlich auch für die Haus- und Grund¬ 
besitzervereine ein dankbares Feld hygienisch-praktischer Betätigung gegeben. 
Jedensfalls ist ohne ein methodisches, energisches Vorgehen hier eine Besserung 
und ein Erfolg nicht zu erwarten.“ 


Schluß der Sitzung 12 1 / a Uhr. 
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Dritte Sitzung. 

Freitag, den 15. September 1911, vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender, Regierimgs- und Geh. Medizinalrat Professor 
Dr. Roth (Potsdam): „Meine Damen und Herren 1 Ich eröffne die Sitzung^ 
und heiße die Vertreter des Kgl. Sächsischen Ministeriums, die Se. Exzellenz,, 
der Herr Kultusminister die Güte gehabt hat, hierher zu entsenden, herzlich 
willkommen. Sie wissen, daß uns mit Sr. Exzellenz, Herrn Dr. Beck, alte, 
liebe Beziehungen verknüpfen. Wir sind daher für den Ausdruck dieser 
Beziehungen ganz besonders dankbar. 

„Wir haben zunächst satznngsgemäß die 

Neuwahl des Ausschusses 

vorzunehmen. 

Auf Antrag des Herrn Oberbürgermeisters Dr. v. Borscht (München) 
werden durch Zuruf folgende Herren gewählt: 

Geh. Obermedizinalrat Dr. Abel (Berlin), 

Generalarzt der Armee Dr. v. Bestelmeyer, Exzellenz (München), 
Oberbürgermeister Dr. Fuss (Kiel), 

Geh. Baurat Peters (Magdeburg), 

Oberingenieur Sperber (Hamburg), 

Oberbürgermeister Veltman (Aachen), 
welche in Gemeinschaft mit dem ständigen Sekretär 
Professor Dr. Pröbsting 

den Ausschuß für das Geschäftsjahr 1911/12 bilden. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7, Abs. 3 
der Satzungen Herrn Geh. Baurat Peters zum Vorsitzenden für das nächste 
Jahr. 

Der Vorsitzende stellt sodann den letzten Gegenstand der Tagesordnung 
zur Verhandlung. 

Die Bedeutung der Zahnpflege in den Schulen. 

Es lauten die von dem Referenten Geh. Obermedizinalrat Prof. Dr. 
Kirchner (Berlin) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Zahlreiche Messungen und Wägungen von Schulkindern haben ergeben, daß 
ihre körperliche Entwickelung zur Zeit des Zahnwechsels einen merklichen 
Stillstand erfährt und erst nach Ablauf desselben in normaler Weise fort¬ 
schreitet. 

2. Neben diesem physiologischen Vorgang wirkt ein pathologischer Zustand des 
Gebisses, die Zahnkaries, nachteilig auf die Gesundheit der Schulkinder ein. 
Zahnärztliche Untersuchungen von Schulkindern aller Länder haben gezeigt, 
daß sich nur ein verschwindend kleiner Bruchteil von ihnen im Besitz eines 
gesunden Gebisses befindet. Die Annahme ist daher berechtigt, daß ein Teil 
der allgemeinen Gesundheitsstörungen während des schulpflichtigen Alters 
— Bleichsucht, Blutarmut, Verdauungsstörungen, nervöse Erscheinungen — 
als Folge dieser Erkrankungen der Kauwerkzeuge anzusehen ist. 
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Die Bedeutung der Zahnpflege in den Sohulen. 

3. Ein mangelhaftes Gebiß führt im späteren Leben zu ernsten Störungen der 
Ernährung, begünstigt die Entwickelung der Arteriosklerose, setzt die Wider¬ 
standsfähigkeit gegen Infektionskrankheiten ( tuberkulöse) herab und trägt 
zur Verkürzung des Lebens bei. 

4. Es ist daher vom Standpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege der größte 
Wert darauf zu legen, daß die gesamte Bevölkerung frühzeitig über die Be¬ 
deutung der Zahnpflege unterrichtet und zur Beobachtung einer vernünftigen 
Zahnpflege erzogen wird. 

5. Mit Bücksicht darauf, daß die gesamte Bevölkerung die Schule durchmacht, 
ist diese für die Belehrung der Bevölkerung über die Zahnpflege besonders 
geeignet. 

6. Da der Zahn Wechsel und die Entwickelung der Zahnkaries in das schul¬ 
pflichtige Alter fallen, so ist während dieser Zeit eine regelmäßige zahn¬ 
ärztliche Überwachung der Kinder unerläßlich, damit ein vorzeitiger Verlust 
ihrer Zähne tunlichst verhütet wird. 

7. Da die Kinder während des schulpflichtigen Alters von der Sohule so in 
Anspruch genommen werden, daß sie die für eine regelmäßige zahnärztliche 
Überwachung ihres Gebisses erforderliche Zeit kaum übrig behalten, und da 
ein großer Teil der Volksschulkinder die durch diese Überwachung ent¬ 
stehenden Kosten nicht bestreiten kann, so sollte diese Überwachung von 
der Schule selbst in die Hand genommen werden. Aus denselben Gründen 
sollte sich die Zahnpflege in den Schulen nicht auf die Überwachung be¬ 
schränken, sondern auch die Behandlung kariöser Zähne in sich schließen. 

8. Die zahnärztliche Überwachung der Schulkinder sollte durch Schulzahnärzte 
geschehen, die sämtliche Kinder möglichst bald nach ihrem Eintritt in die 
Schule untersuchen, den Befund für jedes Kind in ein besonderes Zahnbtatt 
eintragen und die Untersuchung in angemessenen Zwischenräumen, mindestens 
halbjährlich wiederholen sollten. 

9. Die zabnäiztli«*he Behandlung der Schulkinder sollte, soweit diese nicht 
eigene Zahnärzte haben, durch den Schulzahnarzt geschehen, und zwar bei 
Kindern aus zahlungsfähigen Familien gpgen Bezahlung nach einer mäßigen 
Taxe, bei unvermögenden unentgeltlich auf öffentliche Kosten. 

10. Die zahnärztliche Behandlung der Schulkinder durch Schulzahnärzte ge¬ 
schieht entweder in deren Sprechstunden, oder, was in größeren Orten vor¬ 
zuziehen ist, in zahnärztlichen Polikliniken, die ausschließlich Schulzwecken 
dienen, sogenannten Schulzahnkliniken. 

11. Die Errichtung und Unterhaltung von Schulzahnkliniken ist in erster Linie 
Aufgabe der Gemeinden, denen die Unterhaltung der Schulen obliegt. Ge¬ 
meinden, die hierzu nicht bereit oder imstande sind, sollten die Errichtung 
von Schulzahnkliniken wenigstens durch unentgeltliche Bereitstellung geeigneter 
Bäume und durch Gewährung regelmäßiger Beihilfen fördern. 

12. Es ist Vorsorge zu treffen, daß durch die Anstellung von Sch ul Zahnärzten 
und die Errichtung von Schulzahnkliniken die ftir die Gesundheit der Jugend 
so wichtige Stellung and Tätigkeit der Schulärzte in keiner Weise ein¬ 
geschränkt oder behindert wird. 

Referent: Geh. Obermedizinalrat Prof. Dr. Kirchner (Berlin): 

„Hochansehnliche Versammlung! Mein Chef, der preußische Herr 
Minister des Inneren, hat mich beauftragt, an der Versammlung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege teilzunehmen. Ich bedaure, erst 
heute haben herkotnmen zu können, möchte aber die Gelegenheit nicht vor¬ 
übergehen lassen, ohne zum Ausdruck zu bringen, daß in Preußen durch 
den Übergang der Medizinalabteilnng vom Kultusministerium zum Ministerium 
des Inneren in der Stellung der Medizinalverwaltung zur öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege keine Änderung eingetreten ist. Diese wird nach wie vor 
unter der Führung ihres neuen Chefs alles daran setzen, um den berechtigten 
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Forderungen der öffentlichen Gesundheitspflege zur Durchführung zu ver¬ 
helfen. In diesem Sinne heiße ich Sie im Namen meines Herrn Chefs will¬ 
kommen. 

„Das Thema, welches mir vom Vorstande gestellt worden ist, liegt mir 
persönlich außerordentlich, da, wie Ihnen vielleicht bekannt, die Bewegung zur 
Durchführung der Schulzahnpflege in Deutschland mit durch mich inauguriert 
und durchgeführt worden ist unter tatkräftiger Mitwirkung hervorragender 
Männer, unter denen in erster Linie der frühere preußische Handelsminister 
Exzellenz v. Möller zu nennen ist. 

„Daß die Schulzahnpflege hier zur Sprache gebracht wird, ist mir aber 
auch noch aus einem anderen Grunde lieb. Diese Bewegung ist zuerst all¬ 
seitig mit einer fast beispiellosen Zustimmung begrüßt worden und hat 
bereits außerordentliche Erfolge erzielt, ist aber in den letzten Jahren an¬ 
gegriffen worden, und zwar von einer Seite, von der ich es am weuigsten 
erwartet hätte, nämlich von seiten der Schulärzte. Warum diese das getan 
haben, und was sie dabei beabsichtigen, werde ieh in objektiver Weise zu 
würdigen suchen. Aber gerade dieser Angriff läßt es mich besonders be¬ 
grüßen, daß dieser Verein diesen Gegenstand auf die Tagesordnung gesetzt 
hat. Er hat es verstanden, seit nunmehr 36 Jahren alle großen Fragen der 
öffentlichen Gesundheitspflege vor sein Forum zu ziehen und mit Umsicht 
und Tatkraft zu fördern. Wem daher eine Frage besonders am Herzen liegt, der 
muß sich freuen, wenn sie vor diesem Forum zur Verhandlung kommt, vor 
Männern der verschiedensten Berufsarten, die ein Herz für das Wohl des 
Volkes und für die Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege haben. 

„Die Frage der Schulzahnpflege ist nicht neu, sondern schon seit einer 
Reihe von Jahren Gegenstand der Diskussion gewesen. Sie wurde schon 
auf dem I. Internationalen Kongreß für Schulgesundheitspflege in Nürnberg 
1904 angeschnitten und auf dem II. Internationalen Schulhygienekongreß 
in London 1907 eingehend behandelt. Zu einer energischen Verhandlung 
kam sie im vorigen Jahre auf dem III. Internationalen Schulhygienekongreß 
in Paris; hier gerieten die Zahnärzte und die Schulärzte etwas aneinander, und 
nahmen die Schulärzte zum ersten Male gegen die Schulzahnpflege Stellung. 

„Wenn ich die Frage hier behandle, so habe ich dabei den Vorzug, 
dafr ich weder Zahnarzt noch Schularzt bin, und daher wie ein ehrlicher 
Makler zwischen beiden Seiten vermitteln kann. Der Geist, in dem ich die 
Sache hier zu behandeln gedenke, wird der sein, die widerstreitenden Par¬ 
teien zu vereinigen und dahin zu wirken, daß sie, wie Bich das gehört, 
freundnachbarlich zusammen arbeiten. Denn hier steht weder das Wohl der 
Zahnärzte, noch die Stellung der Schulärzte in erster Linie, sondern es 
handelt sich um das Wohl der Jugend und des deutschen Volkes, für das 
wir zusammen arbeiten müssen, wer wir auch sind. 

„Ich darf vielleicht erklären, wie ich dazu gekommen bin, mich dieser 
Bewegung anzunehmen. Der Grund dafür war folgender. Ich habe mich, 
solange ich hygienisch tätig bin, besonders mit Schulhygiene beschäftigt und 
bin seit meiner Berufung in das Ministerium vor 15 Jahren Referent für 
Schulhygiene gewesen. Es kam hinzu, daß ich nach der Bearbeitung einer 
neuen ärztlichen Prüfungsordnung auch die Aufgabe erhielt, eine neue zahn¬ 
ärztliche Prüfungsordnung zu entwerfen. Damals wurde bekanntlich die 
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Frage gestellt, ob zur zahnärztlichen Prüfung nur Abiturienten zugelassen 
werden sollten oder nicht; ich bin mit Tatkraft und Erfolg dafür eingetreten, 
daß die Zahnärzte das Abiturientenexamen bekommen, und ich hoffe, daß 
der zahnärztliche Stand nunmehr noch mehr als früher für die öffentliche 
Gesundheitspflege und die Volkswohlfahrt eintreten wird. 

„Bei diesen Arbeiten habe ich mit den ersten Männern des zahnärzt¬ 
lichen Standes Fühlung genommen, und ich denke mit wärmster Dankbar¬ 
keit an die freundschaftlichen Unterhaltungen zurück, die ich mit ihnen 
gehabt habe, besonders an die mit einem Manne, der nicht nur einer der 
ersten seines Standes, sondern auch einer der edelsten Menschen war, dem 
leider zu früh verstorbenen Geheimrat Miller, dem der zahnärztliche Stand 
und unsere Jugend außerordentliche Förderung verdanken. Mit auf seine 
Anregung hin bildete sich im Anfänge dieses Jahrhunderts die sogenannte 
Elferkommission aus den ersten Zahnärzten Deutschlands und stellte sich 
die Aufgabe, zu erörtern, welchen Einfluß einerseits das Gebiß auf das Ge¬ 
deihen des Menschen und andererseits die Zahnkaries auf die Entwickelung 
des Gebisses habe. Die Herren haben mir die Ehre erwiesen, mich in ihren 
Kreis aufzunehmen, wir haben die Sache gemeinsam gefördert, und ich 
habe mich davon überzeugt, daß es notwendig ist, auf diesem Gebiete der 
Schulhygiene mehr zu tun, als man früher annahm. 

„Die älteren Lehrbücher der Schulhygiene enthalten von den Zähnen 
erstaunlich wenig; hier und da findet man eine kleine Mitteilung über die 
Entwickelung des Gebisses im jugendlichen Alter und über den Zahnwechsel, 
aber die Bedeutung des Gebisses für die Gesundheit der Menschen und die 
Bedeutung der Entwickelung des Gebisses für die Schule wird außerordent¬ 
lich stiefmütterlich behandelt. 

„Erst durch die Arbeit der Elferkommission ist diese Frage in Fluß 
gekommen, und dabei hat sich herausgestellt, daß unser Gebiß in den 
jugendlichen Jahren bis dahin in einer unbegreiflichen, geradezu straf¬ 
würdigen Weise vernachlässigt worden war, und daß es im Interesse der 
Volksgesundheit erforderlich ist, auf diesem Gebiete mehr zu tun als bisher. 

„Ich kann auf die Einzelheiten nicht eingehen, ich will nur bemerken, 
daß die von der Elferkommission in den verschiedensten Schulen, an den 
verschiedensten Orten, in den verschiedensten Ländern veranlaßten Unter¬ 
suchungen ergeben haben, daß unsere Jugend sich zum größten Teile im 
Besitze eines desolaten Gebisses befindet; nicht nur auf dem Lande, wo man 
das vielleicht erwarten und damit erklären könnte, daß dort für zahnärzt¬ 
liche Hilfe wenig gesorgt ist, sondern auch und sogar noch mehr in den 
Städten, wo es doch in der Hegel an Zahnärzten nicht fehlt Unter den 
Schulkindern befanden sich 90 bis 96Proz. im Besitze eines mangelhaften 
Gebisses. 

„Auf diese von Zahnärzten aufgestellte Zahlen werde ich nachher näher 
eingehen, weil ihre Richtigkeit bei Nachprüfungen durch Schulärzte an- 
gezweifelt worden ut, und weil dabei Differenzen zwischen beiden Seiten 
entstanden sind, die erklärt und ausgeglichen werden müssen, wenn nicht 
die ganze Frage der Schulzahnpflege gefährdet werden soll. 

„Die Zahnärzte, die bei ihren Feststellungen unter den Schulkindern 
so viele mit mangelhaftem Gebiß gefunden hatten, forderten, daß seitens der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


96 XXXVI. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Dresden. 

Schule gegen die mangelhaften Gebisse etwas geschähe. Einer der rührigsten 
Männer auf diesem Gebiete, Prof. Jessen in Straßburg, hat schon im Jahre 
1888 die Angelegenheit ins Praktische übersetzt und eine Schulzahnklinik 
ins Leben gerufen. Es dauerte jedoch noch lange, ehe man an anderen Orten 
seinem Beispiele folgte. In Altona, in Darmstadt wurden im Jahre 1902 
Schulzahnkliniken eröffnet, und es ist ein Ruhmestitel des Mannes, dem wir 
diese herrliche internationale Hygieneausstellung verdanken, des Herrn 
Geheimrat Lingner, daß auch in Dresden früh etwas auf diesem Gebiete 
geschehen ist. Es folgten noch einzelne Orte nach, aber, außerordentlich 
langsam, und erst nach Begründung des »Deutschen Zentralkomitees für 
Zahnpflege in den Schulen«, im Jahre 1909, nahm die Bewegung einen er¬ 
freulicheren Aufschwung, und gegenwärtig befinden sich bereits über 80 Orte 
im Deutschen Reiche im Besitze derartiger Einrichtungen. An zahlreichen 
anderen Orten ist eine rege Tätigkeit erwacht, und wir dürfen hoffen, daß 
in nicht allzu ferner Zeit die Mehrzahl der Orte im Deutschen Reiche sich 
im Besitze von Einrichtungen zur Schulzahnpflege befinden werden. 

„Aber auch Ein wände sind gegen die Bewegung erhoben worden, auf 
die ich gleich mit einigen Worten eingehen möchte; sie sind auch mir in 
ausgiebigster Weise gemacht worden. 

„Jeder, der im öffentlichen Leben steht, weiß, welche außerordentlichen 
Anforderungen gegenwärtig an die städtischen Verwaltungen gestellt werden. 
Zahlreiche Aufgaben auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege 
belasten den Stadtsäckel: die Kanalisation, die Wasserversorgung, die Schlacht- 
und Viehhöfe, die Krankenhäuser. Immer größer werden diese Anforderungen, 
und die städtischen Finanzminister sind häufig in Verlegenheit, wie sie die 
dazu erforderlichen Mittel beschaffen sollen. Besonders belastet sind die 
Städte auch durch die Schulen; die städtischen Volksschulen verzehren einen 
erheblichen Bruchteil der städtischen Einnahmen, und trotzdem ist die 
öffentliche Gesundheitspflege noch nicht zufrieden und will immer noch mehr, 
und auch ich bin für diese Forderungen eingetreten. 

„ Es wird darauf hingewiesen, daß ein großer Bruchteil der Kinder, 
die in die Schule eintreten sollen, körperlich minderwertig ist; in Berlin 
müssen jährlich von den 36 000 Kindern, die der Volksschule als Rekruten 
zugeführt werden, über 4000 zurückgewiesen werden, weil sie sich in einem 
mangelhaften Zustande der körperlichen Entwickelung befinden. Diese 
Kinder bleiben in ihrer Ausbildung zurück, und deswegen wird die Forderung 
gestellt, für diese Schwächlichen besondere Einrichtungen zu treffen. 

„Unter den Kindern befinden sich auch nicht wenige, die geistig minder¬ 
wertig sind, und um die sich die Lehrer nicht in wünschenswerter Weise 
kümmern können, weil sie die übrigen Schüler aufhalten. Allein wenn diese 
schwachen Elemente in besonderen Klassen einer besonders sorgfältigen 
Pflege gewürdigt werden, wenn diese zarten Pflänzchen, die geistig oder 
körperlich zurückgeblieben sind, besonders — um im Vergleich zu bleiben — 
gedüngt und begossen werden, dann entwickeln sie sich in ungeahnter Weise, 
und aus diesen früher unbrauchbaren Elementen werden nützliche Glieder 
der Gesellschaft. Und weiter: in unseren Taubstummenanstalten finden sich 
nicht wenige Kinder, welche keineswegs taubstumm sind, sondern noch er¬ 
hebliche Hörreste haben; wenn diese Kinder in besonderen Klassen besonders 
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behandelt werden, entwickeln sich diese Hörreste in ungeahnter Weise, die 
Kinder lernen dann mehr und werden gleichfalls brauchbare Glieder der 
Gesellschaft. 

„Weiter: jeder, der weiß, wie die Tuberkulose an dem Marke unseres 
Volkes zehrt, und ein wie großer Bruchteil unserer Schuljugend den Keim 
der Krankheit schon in sich trägt, bei dem also, wenn er mit den 
öbrigen Kindern zusammen unterrichtet wird, die Gefahr besteht, daß er die 
Keime auf andere überträgt, der wird die Forderung billigen, daß für der¬ 
artige Kinder besondere Klassen gegründet werden. Zahlreiche Orte haben 
bereits besondere Schulen oder Klassen für solche schwächlichen und zurück¬ 
gebliebenen Kinder errichtet, z. B. Waldschulen, in denen sie in freier Natur 
unter Schonung ihres körperlichen Befindens erzogen werden. Sie sehen: 
wieder eine neue Forderung, und die öffentliche Gesundheitspflege wird, wie 
es scheint, um so unbescheidener, je mehr man ihr zugesteht. Da wird 
z. B. behauptet, daß die Kinder körperliche Pflege brauchen, und daß für 
sie Schulbäder eingerichtet werden müssen. Da wird darauf hingewiesen 
— Ihnen sind gewiß die Untersuchungen bekannt, die namentlich der Char¬ 
lottenburger Lehrerverein angestellt hat —, daß ein großer Teil unserer 
Großstadtkinder von ihren Eltern genötigt wird, vor Beginn des Unterrichts 
körperlich anstrengende Arbeiten zu machen: sie müssen so und so viel 
Treppen steigen, um das Brot in die Häuser zu tragen, die Zeitungen zu 
verteilen, oder sie müssen sonstige Arbeiten verrichten, damit die Familie 
existieren kann. Häufig sind ihre Angehörigen nicht in der Lage, ihnen 
vor Antritt des Schulweges ein warmes Frühstück zu verabreichen oder ein 
warmes Mittagessen zu geben. Und so tritt denn an die städtischen Be¬ 
hörden die Forderung heran, sie sollen die Kinder auch noch ernähren. 
Mir schrieb neulich ein angesehener Fabrikbesitzer in Berlin, den ich ge¬ 
beten hatte, etwas für die Schulzahnpflege zu geben: er gebe jetzt schon den 
dritten Teil seiner Einnahmen für Steuern, für öffentliche Gesundheitspflege 
und für Wohlfahrtseinrichtungen aus, nun solle man auch noch für die Zähne 
aufkommen, das fiele ihm nicht ein; es käme schließlich noch dahin, daß 
die arbeitenden Klassen die Kinder nur noch in die Welt setzen und 
es dann den Städten überlassen, sie zu kleiden, zu ernähren und zu unter¬ 
richten. 

„Meine Damen und Herren! Diese Äußerung zeugt von einer gewissen 
Verärgerung, die durchaus begreiflich ist, und die wir nicht übersehen 
dürfen. Es wird jetzt auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege enorm viel 
getan, und die Schultern derer, die dabei in Frage kommen, werden fast 
über ihre Kräfte belastet. Auch an leistungsfähige Privatleute, vor allem 
an höhere Beamte, die mit diesen Dingen zu tun haben, treten Forderungen 
heran, die an ihre Arbeitskraft und an ihren Geldbeutel außerordentliche 
Anforderungen stellen. Und doch, meine Damen und Herren, sollen wir 
uns durch derartige Dinge wirklich verärgern lassen? Dürfen wir über¬ 
sehen, welche hohen Werte geschaffen werden, wenn die Forderungen der 
öffentlichen Gesundheitspflege erfüllt werden? Sollen wir Zusehen, wie ein 
Teil des wertvollen Kapitals, welches die heranwachsenden Kinder darstellen, 
verkümmert, während es mit verhältnismäßig geringen Mitteln möglich ist, 
sie zu glücklichen, arbeite- und wehrfähigen Gliedern der menschlichen 
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Gesellschaft zu machen? Denn die Saat, die wir streuen, geht auf und 
trägt hundertfältige Früchte an Lebensglück und Arbeitsfähigkeit. Wir 
sehen das z. B. auch an der Sorge für die Krüppel: Unter diesen befinden 
sich viele, die hinhumpeln und nichts leisten können, die aber, wenn ihnen 
nur eine verhältnismäßig einfache Hilfe zuteil wird, brauchbare Glieder der 
Gesellschaft werden. 

„Der Berliner Fabrikbesitzer, von dem ich eben sprach, schrieb noch: 
»Und nun gar noch die Zähne!« Darin liegt etwas Verächtliches, dadurch 
verrät sich die Meinung, daß die Zähne nicht wert sind, daß man für sie 
etwas tut. Mein hochverehrter Mitarbeiter, Exzellenz v. Möller, sagte mir, 
daß auch ihm von verschiedenen Seiten gesagt worden sei: wie kommen wir 
dazu, etwas für die Zähne zu tun? Es ist doch wirklich nicht zu verlangen, 
für diese unbedeutenden Organe so viel Mittel aufzuwenden. Selbst von 
Schulärzten ist etwas Ähnliches gesagt worden. Besonders der in Sachsen 
sehr bekannte Schularzt Dr. Thiele in Chemnitz hat sich in diesem Sinne 
geäußert. 

„Sie sehen also, die Zähne werden von verschiedenen Seiten, nicht nur 
von Laien, sondern selbst von manchen Schulärzten als etwas betrachtet, 
das erst in zweiter oder dritter Linie in Betracht kommt. Allein diese An¬ 
sicht ist falsch, wie ich jetzt auseinandersetzen werde. 

„Meine Damen und Herren! Die Zähne sind von außerordentlicher Be¬ 
deutung für die Entwickelung des menschlichen Körpers; sie sind ein Haupt¬ 
instrument, mit dessen Hilfe wir unsere Ernährung bewerkstelligen. Wenn 
wir keine Zähne hätten, müßten wir das ganze Leben hindurch ein Fläsch¬ 
chen bekommen, weil wir feste Nahrung nicht beißen könnten. Nur mit 
Hilfe der Zähne können wir uds vom Fläschchen frei machen. Stellen 
Sie sich vor, wir sollten uns bloß mit Milch ernähren; das wäre durchaus 
möglich, denn die Milch enthält alle Nahrungsstoffe, welche wir brauchen; 
die Säuglinge leben ja nur von Milch; aber wenn Erwachsene sich nur 
mit Milch ernähren wollten, so müßten sie täglich viele Liter Milch trinken, 
und sie würden bald bo ernstliche Beschwerden bekommen, daß ihnen 
die Haut schauderte. Das ist eine Unmöglichkeit. Die Nahrungsstoffe, 
welche der Mensch braucht, um seinen Körper aufzubauen, in seinem Be¬ 
stände zu erhalten und um Arbeit zu leisten, müssen ihm in kouzentrierterer 
Form zugeführt werden, als dies durch Milch möglich ist, und um kon¬ 
zentriertere Nahrungsmittel verdauen zu können, dazu brauchen wir die 
Zähne, um die festen Speisen, die wir in uns auf nehmen wollen, zu zer¬ 
kleinern. Sie sind aber auch dazu da, die Aufnahme der Nahrung etwas 
zu verzögern, damit sie im Munde gehörig eingespeichelt wird. Denn der 
Speichel macht nicht nur den Bissen, den wir mit Hilfe der Zähne ge¬ 
bildet haben, schlüpfrig, so daß er durch die Speiseröhre in den Magen glatt 
herunter rutscht, sondern hat auch wesentliche Aufgaben chemischer Natur; 
denn er enthält Stoffe, durch welche die in unseren Nahrungsmitteln ent¬ 
haltene Stärke in Zucker umgesetzt und dadurch verdaulich gemacht wird. 

„Leute, welche ein mangelhaftes Gebiß oder gar keine Zähne mehr 
haben, befinden sich lange Zeit verhältnismäßig wohl; es tritt keineswegs 
plötzlich eine Verschlechterung ihres körperlichen Befindens ein; mit der 
Zeit aber bleibt sie nicht aus. Denn die Speisen, die nur mangelhaft zer- 
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kleinert werden, wirken abführend, und ein großer Teil der Nahrungsstoffe, 
welche wir dem Körper zuführen, wird mangelhaft aufgesogen oder scheidet 
ganz unverdaut aus dem Körper wieder aus. Die Ärzte unter Ihnen werden 
mir bestätigen, daß viele von den Leuten, die ohne sichtliche Veranlassung 
körperlich verfallen oder geistig nicht mehr so leistungsfähig sind wie früher, 
kein anderes Leiden haben als schlechte Zähne, wegen deren sie die Nahrung 
nicht ordentlich aufnebmen konnten, und die wieder auf blühen, wenn sie 
ihr Gebiß instand setzen lassen. 

„Wir kommen, wie Sie wissen, ohne Zähne zur Welt und sollen nach 
der biblischen Vorschrift 70 bis 80 Jahre alt werden. Die Zahl derer aber, 
die mit 70 Jahren noch Zähne haben — es gibt solche — ist außerordentlich 
gering, und das ist auch ein Grund dafür, daß so viele Leute früh altern 
und viel früher sterben, als sie eigentlich sollten. 

„Die Bedeutung des Gebisses für das Wohlbefinden ist auch durch 
Untersuchungen hervorragender Schulärzte bestätigt worden. Der belgische 
Physiologe Quetelet hat zuerst untersucht, wie sich das Wachstum des 
Menschen gestaltet, und durch eine Reihe von Messungen nachgewiesen, 
daß er an Länge und Gewicht in ganz bestimmter Weise zunimmt; er hat 
die Zunahmen des Gewichtes und der Länge während der ersten 20 Jahre 
des Lebens in Gestalt einer Kurve angegeben, die vom 1. bis 20. Jahre fast 
gleichmäßig verläuft. Danach möchte man also annehmen, daß die Ent¬ 
wickelung eine durchaus gleichmäßige ist. Allein bei Nachprüfungen — 
eine Reihe hervorragender Herren, ich nenne Hansen, Axel, Key u. a., 
haben Untersuchungen gemacht — hat sich herausgestellt, daß diese Kurve 
sogar ziemlich ungleichmäßig ist und nicht nur Verschiedenheiten zeigt, die 
von der Rasse, der Wohlhabenheit, dem Geschlecht usw. abhängen, sondern 
vor allem zwei Depressionen, zwei Zeiten im Leben, während deren der sich 
entwickelnde Mensch anscheinend zurückgehalten wird wie ein Vogel, der 
fliegen will und an den Flügeln festgehalten wird. Während Länge und 
Gewicht in den einzelnen Jahren unseres Lebens um einen bestimmten Wert 
zanehmen, ist in jenen beiden Zeiten die Zunahme ganz gering oder fehlt 
ganz. Diese Beobachtung ist an den verschiedensten Orten nachgeprüft 
worden; gerade vor kurzer Zeit habe ich eine Mitteilung aus Japan, be¬ 
kommen, wo man dasselbe gefunden hat. Von diesen Zeiten liegt die eine 
zwischen dem 8. und 10., die zweite zwischen dem 13., 14. und 15. Jahre. 
Was sind das für Zeiten? Diese Zeiten, die beim weiblichen Geschlecht 
etwas früher eintreten als beim männlichen, entsprechen dem Zahnwechsel 
und der Entwickelung der Pubertät. Der Einfluß des Zahnwechsels ist 
außerordentlich groß und ganz unverkennbar und tritt bei allen Kindern 
ein, und wenn unsere Kinder trotz aller ihnen zuteil werdenden Pflege zur 
Zeit dieses Zahnwechsels einen solchen Stillstand in ihrer körperlichen Ent¬ 
wickelung zeigen, so ist daraus zu schließen, daß der Zahnwechsel an diesem 
Stillstände schuld sein muß. 

„Meine Damen und Herren! Es ist uns aus eigener, trauriger Er¬ 
fahrung bekannt, daß die Zähne, welche die freundliche Natur uns schenkt, 
ein wenig dauerhaftes Geschenk sind. Wir kommen ohne Zähne auf die 
Welt. Ende des ersten Jahres fangen die Zähne an einzuschießen, Ende 
des zweiten, Anfang des dritten Jahres sind sie alle da, dann besitzen unsere 
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Kinder 20 sogenannte Milchzähne. Es dauert aber nicht lange, dann treten 
Änderungen ein. Die Zähne stellen etwas Festes dar und können sich nicht 
weiter entwickeln, während die Kiefer, in denen sie sitzen, in die Breite und 
Länge wachsen, infolgedessen die Zähne weiter auseinanderrücken. Die 
Milchzähne genügen bald nicht mehr, um die stärkeren Anforderungen, 
welche an die Verdauung gestellt werden, zu erfüllen, weil sie zu klein sind. 
Sehr bald bilden sich neue Zähne im Innern der Kiefer, wachsen empor, 
arrodieren die Wurzeln der Milchzähne bis zum Verschwinden, und so werden 
die Milchzähne durch die nachwachsenden, bleibenden Zähne verdrängt und 
fallen schließlich aus. So entsteht das „bleibende“ Gebiß, mit dem wir bis 
ans Lebensende auskommen sollten, das, wie Ihnen gewiß bekannt ist, aus 
32 Zähnen besteht, 8 in jeder Hälfte sowohl des Oberkiefers wie des Unter¬ 
kiefers. 

„Es ist verständlich, daß diese physiologische Entwickelung Folgen 
haben muß für das Wohlbefinden der Kinder. Dieses Anschießen der 
bleibenden Zähne im Kiefer, während die Milchzähne noch da sind, erfordert 
viel Säfte, die dem übrigen Körper entzogen werden. Dieses Arrodieren der 
Wurzeln der Milchzähne geht nicht ohne Störungen und Schmerzen von 
statten. Es ist daher erklärlich, daß während des Zahnwechsels die körper¬ 
liche Entwickelung so außerordentlich gehemmt wird und in der früheren 
Weise erst wieder fortschreitet, wenn der Zahnwechsel vorüber ist. 

„Wenn nun nachgewiesen ist, daß diese Entwickelung der Zähne während 
des Zahnwechsels von so großer Bedeutung für die Gesundheit ist, so muß 
man doch ohne weiteres daraus schließen, daß, wenn später aus irgend einer 
Veranlassung an den Zähnen etwas passiert, das auch nicht für die Gesund¬ 
heit gleichgültig sein kann« In der Tat, wenn wir die Kinder auf ihren 
Gesundheitszustand untersuchen und bei einem Teil davon Blässe, Blut¬ 
armut, Magenverstimmungen und dergleichen finden, so können wir bei 
genauerer Betrachtung dieser kränklichen Kinder feststellen, daß ihre Zähne 
nicht in Ordnung sind. Und so steht es bei den Erwachsenen auch. 

„Es sind Untersuchungen angestellt worden, auch von hervorragenden 
Schulärzten, die ich etwas näher beleuchten möchte. Ich möchte zunächst 
einige Zahlen mitteilen, die von schulärztlicher Seite gegeben sind und be¬ 
weisen, wie groß die Zahl der schlechten Zähne unter den Kindern ist. Der 
bekannte Schularzt Sanitätsrat Dr. Meyer in Berlin schreibt: »Kinder mit 
einwandfreiem Gebiß wurden nur ganz ausnahmsweise gefunden.» Ein 
anderer Berliner Schularzt hebt das gleiche hervor. Der Schularzt Dr. 
Oebbecke in Breslau teilt im Jahresbericht von 1908 1909 mit, daß unter 
100 von ihm untersuchten Knaben nur 38, und unter 100 untersuchten 
Mädchen nur 36 ein gutes Gebiß hatten, während schlechte Gebisse 18 von 
100 Knaben und 17 von 100 Mädchen zeigten. In Lübeck ist in dem Be¬ 
richte, welchen Medizinalrat Dr. Riedel über das Jahr 1909/1910 erstattet 
hat, mitgeteilt, daß in den Volksschulen im ersten Jahrgang 28,8 von 100, 
im zweiten Jahrgang 40,9 von 100, im dritten Jahrgang 34,6 von 100 
schlechte Zähne hatten; unter den Mädchen sind die Verhältnisse ähnlich. 
Aus Kiel wird mitgeteilt »in ungefähr gleichem Verhältnis zur Häufigkeit 
des Auftretens von Ernährungsstörungen wurde auch das Vorhandensein 
auffälliger Zahnerkrankungen wahrgenommen, bei 8Proz. der Kinder.« 
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„Zahlreiche Schulärzte haben sich mit Zahnuntersuchungen beschäftigt, 
besonders die Herren Dr. Stephani und Dr. Wimmenauer in Mannheim, 
Dr. Peters in Halle und Dr. Thiele in Chemnitz. Sie alle geben zu, daß 
die Zahn Verderbnis bei den Schulkindern groß ist, aber nicht so groß, wie 
von den Zahnärzten behauptet wird. Aber sie sind in etwas abweichen¬ 
der Weise verfahren. Während die Zahnärzte nach der Zahl der einzelnen 
kranken Zähne bestimmen, wie der Zustand des Gebisses des Kindes ist, 
berücksichtigen diese Herren nicht die Zahl der kranken Zähne, sondern ihre 
Funktion, und bezeichnen ein Gebiß noch als gut, wenn noch so viel gute 
Zähne sind, daß das Kauen in ausreichender Weise geschehen kann. Sie 
legen weiter nur die Backzähne ihren Berechnungen zugrunde und be¬ 
zeichnen Gebisse, bei denen von den im schulpflichtigen Alter vorhandenen 
12 Backzähnen nicht mehr als 4 schlecht sind, als gut, solche, bei denen 
nicht mehr als 8 Backzähne schlecht sind, als mittelmäßig, und solche, bei 
denen alle 12 schlecht Bind, als schlecht. Diese Art der Statistik kann ich 
nicht als richtig anerkennen. Übrigens ergibt auch sie, daß Gebisse ohne 
Fehl nur bei 4,8 Proz. aller Kinder vorhanden sind, daß also die Berech¬ 
nungen der Schulärzte genau übereinstimmen mit dem, was die Zahnärzte 
gefunden haben. 

„Wehalb — und hier trete ich ganz auf die Seite der Zahnärzte — 
halten wir diese schulärztliche Statistik nicht für richtig? Neben dem physio¬ 
logischen Zahnwechsel muß bei der Entwickelung der Kinder noch ein 
Zweites berücksichtigt werden, nämlich eine Krankheit der Zähne, die so¬ 
genannte Zahnkaries. Diese Krankheit, die in verhältnismäßig kurzer Zeit 
die Zähne zerstört, ist außerordentlich ansteckend und wird von einem Zahn 
auf den anderen übertragen. Wenn wir vom Standpunkt der öffentlichen 
Gesundheitspflege und der Seuchenprophylaxe einen krankhaften Zustand 
betrachten, so fragen wir nicht, in welchem Umfange, sondern ob er über¬ 
haupt vorhanden ist. Wenn ich in einem Munde auch nur einen Zahn 
kariös finde, so muß ich das Bchon beachten, weil die Gefahr besteht, daß 
der eine kranke Zahn die anderen Zähne ansteckt. Gebisse, in denen bis 
zu 4 Backzähnen krank oder gar zerstört sind, noch als gut zu bezeichnen, 
will mir nicht in den Kopf, denn aus diesen 4 können morgen 5, übermorgen 
6 und nach 8 Tagen 10 geworden sein. Die Karies kann ja auch alle mög¬ 
lichen weiteren Störungen nach sich ziehen. 

„Eine interessante Statistik hat Herr Dr. Peters in Halle gemacht; 
er hat bei 9304 untersuchten Kindern 3269 mit guter Körperbeschaffenheit 
gefunden, 509 mit mittlerer, 583 mit schlechter, und hat nun den Vergleich 
gezogen zwischen den schlechten Zähnen und zwischen der körperlichen Ent¬ 
wickelung; danach scheint es so, als wenn die schlechte Entwickelung der 
Zahne nicht einen so großen Einfluß auf die körperliche Entwickelung aus¬ 
übte, wie ich mit den Zahnärzten annehme. Ich habe die Zahlen des Herrn 
Dr. Peters nachgeprüft und kann folgendes mitteilen: Von 3629 Kindern, 
die sich einer guten Körperbeschaffenheit erfreuten, hatten 606 = 16 Proz. 
mangelhafte Zähne; unter 5092 Kindern mit einer mittleren Körperbeschaffen¬ 
heit hatten 18,5 Proz. mangelhafte Zähne, und unter 583 Kindern, die eine 
schlechte körperliche Entwickelung hatten, waren 118 = 20 Proz., die 
schlechte Zähne hatten. Sie sehen also, daß doch augenscheinlich eine Be- 
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ziehung zwischen den schlechten Zähnen und der körperlichen Entwickelung 
vorliegt. 

„Nun wird von einer Seite behauptet — und hierauf möchte ich noch 
näher eingehen —, daß die schlechten Zähne keineswegs etwa, wie die Zahn¬ 
ärzte behaupten, auch die Gefahr der Erkrankung an anderen Krankheiten 
in sich schließen. Allein ich bin der Ansicht, daß schlechte Zähne es unter 
Umständen erleichtern, daß gewisse Infektionskrankheiten übertragen werden, 
und ich befinde mich hier in erfreulicher Übereinstimmung mit Herrn Geheim¬ 
rat C. Flügge. In den kranken Zähnen entstehen Ansiedelungsstätten von 
Bakterien aller Art, durch die kranken Zähne wird nicht nur die Aus¬ 
atmungsluft verpestet, es besteht auch die Möglichkeit, daß von ihnen aus 
unter Umständen Krankheiten allgemeiner Natur entstehen. Freilich, was 
die Tuberkulose betrifft, so glaube ich nicht, daß etwa ein hohler Zahn, in 
dem sich Tuberkelbazillen angesiedelt haben, der Ausgangspunkt einer all¬ 
gemeinen Tuberkulose werden kann; aber ich bin der Ansicht, daß bei 
Kindern mit mangelhaftem Gebiß die Ernährung des Körpers mangelhafter 
und die Widerstandsfähigkeit gegen die Tuberkulose geringer ist, als wenn 
die Zähne gesund sind. 

„Es ist seitens der Gegner dieser Auffassung gesagt worden, die schlechten 
Zähne wären nicht das Primäre, sondern etwas Sekundäres, die Allgemein¬ 
erkrankung ginge voran, und in dieser Beziehung haben sie zum Teil recht. 
Es ist Ihnen gewiß bekannt, daß gewisse Allgemeinkrankheiten auf das 
Gebiß von größerem Einfluß sind. In dieser Beziehung ist in erster Linie 
die Rachitis oder englische Krankheit zu nennen. Bei Kindern, welche in 
ihrer Jugend an der englischen Krankheit erkranken, entwickeln sich die 
Zähne mangelhaft, werden nicht genügend kalkhaltig, sind wenig wider- 
standsfähig und verfallen leichter der Karies als andere Zähne. Weiter zu 
nennen ist vor allen Dingen die Syphilis. Kinder mit angeborener Syphilis 
sind für den Kundigen leicht zu erkennen, weil ihre Zähne sich in eigen¬ 
artiger Weise entwickeln: sie zeigen Längsstreifen, namentlich die Schneide¬ 
zähne zeigen sich mangelhaft entwickelt, sind weniger widerstandsfähig und 
fallen leichter aus. Auch andere Krankheiten wirken so; wenn man Kinder 
betrachtet, die in ihrer Jugend Keuchhusten, Scharlach oder Masern 
gehabt haben, so sieht man ihre Zähne in charakteristischer Weise ent¬ 
wickelt: sie zeigen breite Quergräben in dem Schmelz, ein Beweis dafür, 
daß zu der Zeit, wo die Kinder an der Krankheit gelitten haben, ein Still¬ 
stand in der Entwickelung ihrer Zähne erfolgte, der sich nachher noch 
dauernd kenntlich macht. So will ich also keineswegs leugnen, und darin 
stimme ich mit den Herrn Schulärzten ganz überein, daß es Prozesse gibt, 
welche primär sind, bei denen die schlechten Zähne die Folgen dieser Zu¬ 
stände sind. Die Karies aber ist etwas anderes als die Zahnkrankheiten, von 
denen ich soeben sprach. Die Karies ist stets das Primäre, sie kann als 
Sekundäres allgemeine Ernährungsstörungen nach sich ziehen, und des¬ 
wegen liegt alle Veranlassung vor, die Karies ernsthaft ins Auge zu 
fassen und alles zu tun, um sie zu verhüten und, wenn sie entstanden ist, 
dafür zu sorgen, daß sie sich nicht weiter entwickeln kann. 

„Meine Damen und Herren! Ich glaube hiermit den Beweis erbracht 
zu haben, daß der Zahnwechsel und die Zahnkaries für die Entwickelung 
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und das Wohlbefinden des Menschen von großer Bedeutung sind, von einer 
Bedeutung, welche über die Interessen der Zahnärzte und auch der Ärzte 
weit hinausgeht und alle Freunde des Volkes dazu veranlassen sollte, etwas 
dafür zu tun. 

„Weshalb soll nun gerade die Schule für diese Sache etwas tun? Diese 
Frage ergibt sich nun. Man kann sagen — und in dieser Beziehung ist 
früher viel gesündigt worden —: Ist es nicht mit der Karies so wie mit 
so manchen anderen Krankheiten, die der Schule zur Last gelegt worden 
sind, obwohl diese keine Schuld daran trägt? Ist es überhaupt Aufgabe 
der Schule, sich darum zu bekümmern? 

„Ich habe mich, wie Ihnen vielleicht bekannt, viel mit dem Kampfe 
gegen die Tuberkulose in der Schule beschäftigt Ich glaube, daß auch an 
der Tuberkulose im schulpflichtigen Alter die Schule verhältnismäßig wenig 
schuld hat Daraus aber folgern zu wollen, daß die Schule die Hände in 
den Schoß legen und den Kampf gegen die Tuberkulose nicht unterstützen 
soll, wäre falsch, und so ist es auch bei der Karies. Ich möchte bitten, zu 
bedenken: Wenn unsere Kinder im 6. oder 7. Jahre in die Schule eintreten, 
sind sie eben in den Zahn Wechsel eingetreten, und viele von ihnen sind 
bereits ernstlich an den Zähnen erkrankt Ich will Ihnen einige Beispiele 
dafür nicht vorenthalten. 

„In Breslau befanden sich unter den Kindern, die erst in die Schule 
eintraten, nur 38 von 100, die gute Zähne hatten. Ähnliches finden Sie in 
zahlreichen anderen Orten. Wenn Sie bedenken, daß die Kinder vom 6. bis 
14. oder 15. Jahre in der Schule bleiben, daß sie tagaus tagein in die Schule 
gehen, daß sie sich da körperlich und geistig anstrengen und ihre ganze 
Person in den Dienst der Schule stellen müssen, so werden Sie doch zugeben, 
daß es Aufgabe der Schule ist, für die Gesundheit der Kinder zu sorgen. 
Ich will nur an die Armee erinnern: Die Armee nimmt unsere Jugend in 
sich auf, um sie zu Vaterlands Verteidigern heranzubilden, und entläßt sie 
nach der Ausbildung zur Reserve. Als ich noch junger Militärarzt war, 
tat die Armee für die Zähne der Soldaten noch recht wenig, sie kümmerte 
sich eigentlich nur um diejenigen Rekruten, welche keine Vorderzähne 
hatten; das rührte noch aus alter Zeit her, als die Soldaten noch die Patronen 
abbeißen mußten. Solange unsere Armee noch Vorderlader hatte, konnten 
Soldaten, die keine Schneidezähne hatten, keine Patronen abbeißen und 
infolgedessen nicht schießen, sie fielen für unsere Landesverteidigung 
aus. Auf die Idee, daß die Soldaten gute Zähne haben müssen, um 
körperlich kräftig bleiben, Kriegsstrapazen ertragen und das Vaterland ruhm¬ 
voll verteidigen zu können, ist man erst jetzt gekommen dank der Weit¬ 
sicht unseres Herrn Generalstabsarztes der Armee. Er hat sich gesagt: 
wenn ich die Blüte der Nation in die Armee einstelle, muß ich dafür sorgen, 
daß die Leute gesund bleiben, und sie gesund wieder entlassen, wenn sie in 
ihre Heimat zurückkehren; wenn diese Leute schlechte Zähne haben, will 
ich sorgen, daß sie gesund werden. Diesen Standpunkt muß meines Er¬ 
achtens auch die Schule haben. Es gibt aber noch andere Gründe dafür, 
daß die Schule für diese Dinge Interesse hat, und das ist das eigenste In¬ 
teresse der Schule. Die Schule will, daß die Kinder etwas lernen; können 
sie aber lernen, wenn sie alle Augenblicke wegen Schmerzen in den Zähnen 
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nicht aufp&88en können oder gar aus der Schule wegbleiben müssen, weil 
sie Zahnschmerzen, eine dicke Backe oder sonst etwas haben? Die Schule 
kann ihr Pensum nur erreichen, wenn sie mit gesunden Kindern zu tun hat, 
und deswegen hat sie ein großes Interesse daran, daß die Kinder auch 
gesund bleiben. 

„Aber es ist noch ein weiterer Grund vorhanden, und das ist, glaube 
ich, der durchschlagendste. Es ist gesagt worden, die Kriege von 1866 und 
1870 hätte der Volksschullehrer gewonnen. Darin liegt manches, was nicht 
richtig ist, aber es liegt auch vieles darin, was richtig ist. Die Schule ist 
die Lehrmeisterin der ganzen Nation, durch die Schule geht unser ganzes 
Geschlecht, die Knaben und Mädchen. In der Schule nehmen sie Eindrücke 
auf, welche sie ihr ganzes Leben hindurch behalten, und die sie später noch 
zur Geltung bringen. Ich weiß aus meinem eigenen Leben, daß mir jetzt, 
nach dem ich schon lange ein Mann geworden bin, häufig bei dieser oder jener 
Gelegenheit etwas auftaucht, was vor vielen, vielen Jahren mir ein Lehrer 
gesagt hat, irgend ein Ausspruch, irgend eine Anregung. Die begleiten uns 
bis an unser Ende, und sie sind häufig viel wirksamer als das, was unsere 
Eltern uns gesagt haben. 

„Es kommt dann aber noch eins hinzu. Selbst wir, die wir auf den 
Höhen des Lebens stehen, wissen aus eigener Erfahrung, daß wir uns unseren 
Kindern lange nicht so widmen können, wie wir es möchten. Durch unseren 
verantwortungsvollen und anstrengenden Beruf sind wir häufig genötigt, 
uns nur oberflächlich und flüchtig, nur dann und wann mit unseren Kindern 
zu beschäftigen. Manchem von uns geht es so, daß, wenn er nach Hause 
kommt, die Söhne oder die Töchter sagen: was ist denn das für ein fremder 
Mann, der da wieder auftaucht, weil wir durch viele Dinge dem Hause 
ferngehalten werden. Es kommt hinzu, daß nicht nur wir, sondern auch 
unsere Frauen durch viele Dinge abgezogen werden, sich den Kindern so 
zu widmen, wie sie es eigentlich wollten und sollten, und vor allen Dingen 
gilt das von den Frauen in unserem Volke. Denken Sie daran, in wie vielen 
Familien alle Mann genötigt sind, zur Arbeit zu gehen, Mann und Frau und 
die erwachsenen Kinder. Die jungen Kinder werden ohne Aufsicht vielleicht 
eingeschlossen. Wie oft kommt es vor, daß Kinder verbrennen, weil sie in 
ihrer Kindlichkeit die Gefahr der Petroleumlampe oder eines Streichholzes 
nicht erkennen! Glauben Sie, daß solche Eltern, die in der Weise ein- 
greifen müssen, um die Finanzierung ihres Haushaltes aufrecht zu erhalten, 
in der Lage sind, ihren Kindern diejenige Sorgfalt angedeihen zu lassen in 
Ermahnungen, in Pflege usw., die erforderlich ist? Denn das ist doch klar: 
wollen wir unsere Zähne gut erhalten, so müssen wir sie sehr sehr sorg¬ 
fältig pflegen. Wir müssen sie nicht nur als Erwachsene, sondern schon 
von Kindheit auf regelmäßig putzen, wir müssen den Mund ausspülen, nach 
dem Aufstehen, nach jeder Mahlzeit und, bevor wir schlafen gehen, wir müssen 
sie überwachen, namentlich zu der Zeit des Zahnwechsels, wir müssen dafür 
sorgen, daß Zähne, die mangelhaft stehen, beseitigt werden, damit die 
dauernden Zähne sich ordentlich entwickeln können. Alles das ist nur 
möglich bei einer dauernden Überwachung. Und wie sollen die Frauen 
aus dem Volke, wie sollen die arbeitenden Männer das lernen, wenn nicht 
die Schule der Sache sich annimmt, wenn nicht die Schule in ihren Lehr- 
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plan das aufnimmt und die Kinder immer und immer wieder darauf hin- 
weiflt: sie müssen eine Zahnbürste haben, diese Zahnbürste darf nicht 
Gemeingut der ganzen Familie sein, sondern jeder muß seine Zahnbürste 
für sich haben, und die Zahnbürste muß auch benutzt werden. 

„Ich möchte Ihnen einen Scherz erzählen, den mir mein Freund Williger, 
der Professor der Zahnheilkunde in Berlin, erzählte. Dort wurde in der 
Zahnpoliklinik den Kindern, die dahin kamen, eine Zahnbürste gratis ge- 
gegeben. Eines Tages kam eine Mutter und sagte: das ist sehr schön und 
gut und dankenswert, aber denken Sie bloß, wenn das Kind sich daran 
gewöhnt, dann muß es doch immerzu eine neue Zahnbürste kaufen! Also 
dort besteht die Befürchtung, daß das Kind sich daran gewöhnen kann, die 
Zahnpflege durchzuführen, und doch müssen wir darauf halten, und darum 
sage ich und wiederhole ich: die Schule hat die Verpflichtung, für die Zahn¬ 
pflege einzutreten, erstens, weil die Kinder während des längsten schönsten 
Teiles sich in der Schule befinden, zweitens aus dem Grunde, weil die Schule 
selber ein Interesse hat, damit die Kinder durch ihre Krankheit nicht ab¬ 
gezogen werden, drittens, weil sie die berufene Lehrerin des ganzen Volkes 
ist Denn das, was in der Schule den Kindern mitgegeben wird, haftet für 
das ganze Leben, und wenn dem so ist, dann kommt ein anderer Einwand, 
der gerade seitens der Schulärzte gemacht wird, und auf den ich jetzt mit 
wenigen Worten eingehen möchte. 

„Die Herren sagen: wir haben jetzt Schulärzte eingeführt. Wir haben 
sie seit 1899, da sind sie erst in Wiesbaden eingeführt worden. Ich möchte 
auch sagen, um nicht gar zu schlecht in Ihren Augen zu erscheinen: ich 
selbst habe dafür mitgewirkt, daß die Schulärzte in dieser Weise in Preußen 
angestellt worden sind, und ich bin weiter mit Hochdruck dafür eingetreten, 
daß die Stellung der Schulärzte in Preußen noch weiter ausgebaut und ver¬ 
vollkommnet werde. Diese Herren sagen nun: Wenn wir da sind, so genügt 
das doch, wozu noch mehr? Wenn wir Schulzahnärzte haben wollen neben 
den Schulärzten, dann ist kein Halten, dann können wir Schulaugenärzte 
haben und Schulohrenärzte und Krüppelärzte und noch mehr, und dann 
sind schließlich so viel Ärzte in der Schule, daß der Lehrer nicht mehr weiß, 
was er machen soll. 

„Der Einwurf hat manches für sich, aber er ist doch nicht richtig. Ich 
selber war früher als Augenarzt tätig und kann auch sagen, daß es natür¬ 
lich sehr wertvoll ist, daß das heranwachsende Geschlecht je und dann vor 
die Augen eines Augenarztes kommt. Die Schulmyopie ist ja lange nicht 
so bedeutungsvoll, wie man es früher angenommen hat, aber sie ist vor¬ 
handen, und zu ihrer Verhütung läßt sich etwas tun. Das sind aber immer 
Dinge, die nur ganz selten einmal einen Eingriff erfordern, während die 
Schulzahnpflege nur zu einem gedeihlichen Ende führen kann, wenn oft und 
ständig etwas geschieht. Man kann sagen: hier sind zwei Dinge erforderlich: 
einmal ist erforderlich die regelmäßige Überwachung. Die Kinder müssen 
alle Halbjahr oder dreimal im Jahre von einem Zahnarzt gesehen werden, 
und dann ist eben nötig, und das möchte ich hier ausdrücklichst hervor¬ 
heben: daß sich an die Überwachung auch die Behandlung schließt. Was 
haben unsere Kinder davon, wenn festgestellt wird, daß 95Proz. schlechte 
Zähne haben; das nützt ihnen gar nichts, und wenn den Eltern mitgeteilt 
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wird: euer Kind hat 20 schlechte Zähne, dann ist es noch so, denn die 
Eltern haben vielleicht weder das Interesse, noch haben sie das Geld dazu, 
um hier abzuhelfen. Der Schulzahnarzt muß auch selber behandeln, sonst 
kommen wir nicht weiter. 

„Nun ist die Ansicht weit verbreitet — ich will das nur kurz streifen —, 
daß der Schularzt prinzipiell nicht behandeln soll: der Schularzt soll nur 
die Hygiene der Schule und den Körperzustand der Kinder überwachen, aber 
er soll sie nicht behandeln. Ob dieser Standpunkt haltbar ist, ist mir zweifel¬ 
haft; aber ich will hierauf nicht eingehen. Jedenfalls darf die Schulzahn¬ 
pflege nicht daran scheitern, daß der Schularzt nicht behandeln soll. 

„Nun, wie soll das gemacht werden? Diese Frage möchte ich besonders 
erörtern, weil wir in unserem Kreise so viele Vertreter städtischer Behörden 
haben, die sich die Frage vorlegen: Wenn hier eine wirkliche öffentliche 
Aufgabe ist, wie sollen wir sie erfüllen? Nun, die Sache ist viel weniger 
schwierig, als man es sich vorstellt. Die Wege, die in Deutschland ein¬ 
geschlagen worden sind, sind verschiedener Art. In einer Anzahl von 
Städten — und ich halte das für das richtige — hat die Stadt selbst, die 
ja die Schule unterhält und die Schullasten trägt, auch diese Angelegenheit 
übernommen und selbst Schulzahnkliniken errichtet. Die Stadt steht mit 
ihrer Autorität hinter dieser Anstalt und trägt die Kosten, welche ver¬ 
hältnismäßig gering sind. In anderen Orten hat private Tätigkeit etwas 
derartiges ins Leben gerufen, und dies anzuregen, das ist die Aufgabe, die 
sich das Deutsche Zentralkomitee für Zahnpflege in den Schulen gestellt 
hat. Das Zentralkomitee als solches kann natürlich nicht selbst in jeder ein¬ 
zelnen Stadt Einrichtungen für Schulzahnpflege treffen. Dazu hat es nicht 
die Zeit, das Geld und die Arbeitskraft. Aber es kann anregen, kann Ver¬ 
eine ins Leben rufen und pekuniär unterstützen, Druckschriften anfertigen 
lassen und verbreiten. Alles das tut es, und der Appell, den wir haben er¬ 
gehen lassen, hat in vielen Orten freudigen Widerhall gefunden; zahlreiche 
Vereine haben sich im Deutschen Reiche gegründet, um die Sache in die 
Hand zu nehmen. Diese Vereine aufrecht zu erhalten, ist allerdings schwierig. 
Ich habe mir eine Zeitlang damit die größte Mühe gegeben und trete von 
Zeit zu Zeit immer wieder dafür ein; aber es ist doch sehr schwer, die Sache 
mit privaten Mitteln zu unterhalten. Städte, welche Bedenken tragen, die 
Sache allein in die Hand zu nehmen, sollten wenigstens die Bestrebungen 
dieser Vereine unterstützen. Das erachte ich für eine Ehrenpflicht; sie 
sollten Lokale in ihren Schulen zur Verfügung stellen und dem Verein an¬ 
gemessene Beihilfen zahlen, mit denen er seine Aufgabe durchzuführen in 
der Lage ist. 

„In anderen Orten hat man die Sache so fundiert, daß der einzelne In¬ 
teressent etwas beisteuert, und das ist ein berechtigter Gesichtspunkt. Denn 
wenn wir fragen, wer zur Unterhaltung derartiger Sachen verpflichtet ist, der 
Staat, die Kommune oder der einzelne, so ist doch ohne weiteres klar, daß 
alles, was sich auf die Gesundheit und die Behandlung der Kinder bezieht* 
Sache der Eltern ist. Sie haben in erster Linie die Aufgabe, dafür zu sorgen, 
daß ihre Kinder gesund sind; und wenn sie also dazu in der Lage sind, 
sollten sie auch zur Errichtung und Unterhaltung der Schulzahnkliniken 
beitragen. Dazu ist man übergegangen z. B. in Königsberg, Hannover, 
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Dortmund; dort hat man eine Art von Abonnement eingeführt. Die Eltern 
abonnieren für jede« ihrer Kinder durch jährliche Zahlung von 1 Mark, wo¬ 
für ihnen die regelmäßige Zahnpflege zuteil wird. Hiergegen ist, wenn es 
sich als durchführbar erweist, nichts zu sagen; aber ich fürchte, daß es nur 
ausnahmsweise durchführbar sein wird, weil in unseren niederen Volks¬ 
schichten das Verständnis für die Zahnpflege und vor allen Dingen die 
Neigung, besondere Ausgaben dafür zu machen, noch zu gering ist. Wir in 
Berlin sind in der Weise vorgegangen, daß wir Zahnextraktionen unentgeltlich 
machen und nur für die konservierende Behandlung (Füllungen und der¬ 
gleichen) 25 bis 50 Pfennig bezahlen lassen. 

„Es fragt sich nun: Wer soll die Überwachung ausführen, Schulzahn¬ 
arzte oder Schulärzte? In der überwiegenden Mehrzahl der deutschen 
Städte ist diese Überwachung Schulärzten übertragen, und nur in einer 
kleinen Anzahl von Städten wird sie von Zahnärzten besorgt. Ich als 
Arzt kann das nur richtig finden. Denn ein verständiger Schularzt wird 
sich auch mit den Zähnen soweit beschäftigen, als erforderlich ist, um die 
Gebisse der Kinder beurteilen zu können. Daß dies aber ein Schulzahnarzt 
noch besser kann, davon bin ich überzeugt, und das werden mir die Herren 
Schulärzte nicht übel nehmen. Wo es also möglich ist, eigene Schulzahn¬ 
ärzte zu diesem Zwecke anzustellen, sollte man es tun. 

„Nun lebt unser Volk aber nicht nur in Städten, es befindet sich zu 
einem großen Bruchteile auch auf dem Lande; wie soll man das, was wir 
anstreben, auf dem Lande zur Durchführung bringen? Es ist richtig — 
ich habe das schon hervorgehoben —, daß die Zahnkaries auf dem Lande 
etwas weniger verbreitet ist als in den Städten; das beruht darauf, daß die 
Landleute Schwarzbrot essen, welches die Zähne mehr in Anspruch nimmt 
und infolgedessen mehr konserviert als das Weißbrot, das in den Städten 
genossen wird. Trotzdem ist die Sache auch auf dem Lande sehr übel. Ich 
bin auf dem Lande auf gewachsen und habe gesehen, wieviel Leute dort 
schlechte Zähne haben. Das ist offenbar der Grund dafür, daß die Land¬ 
leute so früh altern. Wenn einer 50 Jahre alt ist, so gilt er schon als alter 
Mann, der nichts mehr leisten kann, während doch sonst ein Fünfzigjähriger 
noch nicht zum alten Eisen geworfen zu werden pflegt. 

„Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit, auch auf dem Lande etwas zu 
tun. In dieser Beziehung haben wir schon Vorgänge. Herr Kreisarzt Dr. 
Dohrn hat in dem ländlichen Kreise Neustadt am Rübenberge den 
Landrat und die Kreisinsassen dafür zu interessieren gewußt, die Schulzahn¬ 
pflege durchzuführen; das Deutsche Zentralkomitee für Zahnpflege in den 
Schulen hat sich an dieser Sache beteiligt. Dasselbe ist im Kreise Hümmling 
geschehen, der mich besonders interessiert, weil wir dort die Tuberkulose 
nach Koch sehen Gesichtspunkten in großem Maße bekämpfen. Wir haben 
dort mit Mitteln des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberku¬ 
lose, des Deutschen Zentralkomitees für Zahnpflege in den Schulen und des 
Ministers einen wandernden Zahnarzt angestellt, von dem wir hoffen, daß 
er uns wesentliche Dienste leisten wird bei der Bekämpfung der Tuberkulose. 
Wir müssen anstreben, daß die Orte der ländlichen Kreise für diese Sache 
Zweckverbände errichten, um im Hauptort des Kreises einen Schulzahnarzt 
anzustellen, der dort eine Schulzahnklinik bedient, von dort aus in die 
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einzelnen Orte geht und dafür sorgt, daß die Zähne der ländlichen Bevölkerung 
zu ihrem Rechte kommen. 

„Alle diese Dinge sind zwar schwierig, aber doch durchaus möglich, 
denn wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg; und wenn, was ich dringend 
wünsche und hoffe, meine Freunde, die Herren Schulärzte, ihren Widerstand 
gegen diese schöne Sache aufgeben, dann werden wir die großen Fortschritte, 
welche wir schon in wenigen Jahren gemacht haben, noch weiter vervoll¬ 
kommnen können. Das möchte ich betonen, obwohl ich eigentlich glaube, 
daß ich es nicht ausdrücklich zu sagen brauche: Niemand kann weniger als 
ich etwa die Stellung der Schulärzte derangieren wollen; ich bin im Gegenteil 
davon durchdrungen, daß die Entwickelung unserer Jugend zu einem ge¬ 
sunden Geschlecht von Schulärzten überwacht werden muß, und daß wir 
die Fortschritte auf diesem Gebiete zum größten Teile ihnen zu verdanken 
haben. Wenn wir daher nicht mit ganzer Kraft dafür eintreten würden, 
daß die Schulärzte sogar noch an Einfluß gewinnen, würden wir einen großen 
Fehler begehen. Ich denke, man sollte den Schulärzten in den Schulen 
sogar noch eine festere Position geben, z. B. Amtszimmer, in denen sie die 
Kinder untersuchen können, und das Recht, gewisse Dinge auch ärztlich zu 
behandeln. Denn der Schularzt ist doch nicht bloß dazu da, um Fehler zu 
sehen und eventuell einen Rat zu erteilen. Es gibt sicher eine Menge von 
Dingen, welche ohne Beeinträchtigung der praktischen Arzte und ohne Be¬ 
einträchtigung der Aufgaben der Schule vom Schularzt auch behandelt 
werden können. Ich bin überzeugt, daß die Zukunft mir recht geben wird, 
und daß die Stellung der Schulärzte eine andere werden wird als bisher. 

„Meine Damen und Herren! Das, was ich Ihnen vorgetragen habe, 
hat Sie vielleicht gelangweilt, weil es etwas abseits zu liegen scheint von 
den Aufgaben des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. Vieles 
davon hat Sie vielleicht auch deswegen gelangweilt, weil es Ihnen bekannt 
ist, weil es sozusagen Binsenwahrheiten sind, die man vor dieser illustren 
Gesellschaft nicht weiter auszuführen braucht. Aber ich habe die Hoffnung 
und den Wunsch, daß die heutige Verhandlung dieser Aufgabe, die mir so 
am Herzen liegt, neue Freunde schaffen möge, damit sie mit noch größerer 
Energie und mit noch größerem Erfolge durchgeführt werden kann als bisher. 

„Meine Damen und Herren! Das deutsche Volk befindet sich in einer 
vorwärtsgehenden Entwickelung. Vielfach wird, besonders von seiten der 
Impfgegner, behauptet, das deutsche Volk sei durch die Schutzpockenimpfung 
degeneriert. Das ist ein Irrtum. Unser deutsches Volk ist nicht degeneriert; 
es wird, wenn es nötig ist, beweisen, daß wir wieder aufstehen können wie 
ein Mann, um unser Vaterland zu verteidigen, und daß wir alle Kulturauf¬ 
gaben lösen können, wie nur ein Volk auf der Erde. Aber uns allen, und 
besonders denen, die an verantwortlicher Stelle stehen, erwächst die Aufgabe, 
die Jugend zu unterstützen, damit sie den großen Aufgaben, die sie einmal 
erfüllen soll, auch gerecht werden kann. Wir stehen erst im Beginn unserer 
kolonialen Entwickelung, wir sollen den deutschen Namen erst hinaustragen, 
wo andere Völker ihn schon haben, daher brauchen wir einen kräftigen Nach¬ 
wuchs und dafür woHen wir eintreten. 

„Ich möchte aber nicht schließen, ohne noch eins zu bemerken. 
Einer der Gründe, die von Schulärzten gegen die Errichtung von Schulzahn- 
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kliniken hervorgehoben worden sind, ist der, den schlimmsten Zustand hätten 
die Gebisse gar nicht während der schulpflichtigen Zeit } sondern sie kämen 
schon mit schlechten Zähnen in die Schule hinein. Mit diesem Einwurf 
haben sie recht; unsere ersten Zähne, die bis zu Anfang des 3. Lebensjahres 
sämtlich durcbgebrochen sind, die Milchzähne, sind schon zu einem großen 
Teile krank, wenn die Kinder in die Schule eintreten. Deswegen haben 
einsichtige Männer es für notwendig erklärt, was ich nur unterstützen kann, 
daß die Sorge für die Zähne nicht erst beginnt bei dem Eintritt in die 
Schule, sondern womöglich schon vorher. Wir sollen also nicht auf Schul¬ 
zahnkliniken verzichten, sondern sollen dafür sorgen, daß auch die Klein¬ 
kinder, d. h. die Kinder, die sich zwischen dem Säuglings- und dem Schul¬ 
alter befinden, in Pflege und Behandlung genommen werden. Denn wenn 
schon die Kinder in dem vorschulpflichtigen Alter bessergestellt werden, 
dann sind die Aufgaben der Schule um so geringer. 

„Der Herr Generalstabsarzt der Armee tritt für die Schulzahnpflege 
ein, weil er sich sagt: Wenn ich mit dafür sorge, daß die Zahnpflege in den 
Schulen durchgeführt wird, bekomme ich weniger Rekruten mit schlechten 
Zähnen, als wenn die Zahnpflege bei dem männlichen Nachwuchs unseres 
Volkes vernachlässigt wird. Wie die Armee unser Bundesgenosse bei der 
Schulzahnpflege ist, so müssen wir als Vertreter der Schulzahnpflege dafür 
sorgen, daß die Kinder schon, bevor sie in die Schule treten, in sorgfältige 
Behandlung genommen werden, damit von den Schulrekruten möglichst viele 
mit einem guten Gebiß in die Schule eintreten. 

„Das ist durchaus möglich, wir gehen jetzt in Berlin dazu über, und in 
Straßburg geschieht es bereits, daß die Mütter, die ihre schulpflichtigen 
Kinder mit schlechten Zähnen in die Schulzahnklinik bringen, gefragt werden: 
»Haben Sie nicht auch Kinder, die für die Schule noch zu klein sind; wie 
steht es mit ihren Zähnen? Bringen Sie sie doch auch einmal mit, damit 
wir sie ansehen können!« 

„Wir müssen sorgen, daß die Zahnpflege womöglich schon von frühester 
Kindheit an in die Hände genommen wird. Ich glaube, diese Aufgabe ist 
des Schweißes der Edlen wert, und die Mittel, die dafür nötig sind, sind im 
Verhältnis zu dem Nationalvermögen des deutschen Volkes gering, gering 
auch deswegen, weil die Früchte, die sie tragen werden, für das Wohl unseres 
Volkes unermeßlich sein werden.“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Besprechung. 

Oberbürgermeister Dr. FUSS (Kiel): „Hochverehrte Damen und 
Herren! Ich würde es außerordentlich bedauern, wenn infolge der Akustik 
dieses Saales der nach Form und Inhalt ausgezeichnete Vortrag des Herrn 
Berichterstatters nicht von Ihnen allen ebensogut verstanden worden ist 
wie von mir, der ich den Vorzug hatte, in einer der ersten Reiben zu sitzen. 

„Zwar bin wohl ich als Verwaltungsbeamter nicht in erster Reihe berufen, 
dem Herrn Referenten für seinen Vortrag und für die uns übermittelte 
vortreffliche Broschüre den Dank der Versammlung darzubringen; indes in 
der Hoffnung, daß es von berufenerer Seite bestätigt werden wird, möge er 
mir gestatten, das im Vorwege meinerseits zu tun. 
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„Daß ich als Kommunalbeamter das Wort ergreife, hat zwei Gründe, 
einen sachlichen Grund, den ich in der elften These finde, die yon den Ge¬ 
meinden handelt und ihnen in erster Reihe die Aufgabe zuweist, für die 
schulzahnärztliche Behandlung der Kinder zu sorgen. Formell geben mir die 
einleitenden Worte des Herrn Berichterstatters einen weiteren Anlaß. Vielleicht 
verzeihen es uns die Herren, die nicht dem Staate Preußen angehören, wenn 
ich mit einem kurzen Worte auf diese einleitende Bemerkung antworte. 

„Wenn in dem großen Staate Preußen der längst ersehnte und, wie ich 
meine, von segensreichen Folgen sicherlich später begleitete Schritt geschehen 
ist, die Überwachung des Medizinalwesens und der hygienischen praktischen 
Tätigkeit aus dem Unterrichtsministerium in das Ministerium des Inneren 
zu übertragen, so glaube ich, daß diese Frage doch auch für das ganze 
Deutsche Reich nicht gleichgültig sein kann. Deshalb glaube ich, in Ihrer 
aller Namen mit dankbarer Freude auf die Begrüßung antworten zu dürfen, 
die der jetzige Chef des Medizinalwesens in Preußen, der Herr Minister des 
Inneren, an unseren Verein gerichtet hat. Ich betrachte diese Begrüßung 
als ein Zeichen, daß der Herr Minister des Inneren Bich, soweit seine amt¬ 
lichen Pflichten das gestatten, als uns zugehörig zu betrachten gedenkt, und 
wir geben ihm seinen Gruß auf das herzlichste wieder und bitten den Herrn 
Vertreter, sich zum Dolmetscher dieser Empfindung zu machen. Nur hätte 
ich lieber gehört, wenn der Herr Berichterstatter nicht gesagt hätte: trotz 
dieser Überleitung bleibt alles beim alten. Ja, wenn das der Fall wäre, dann 
hätten nicht ich und viele unter uns sich redliche Mühe zu geben brauchen, 
auf diese Überleitung hinzuwirken. Ich hoffe sehr, daß nach zwei Richtungen 
nicht alles beim alten bleibt. In einer Weise rechnen wir darauf, daß die 
starke Hand des Herrn Ministers des Inneren, dem die Exekutive auf poli¬ 
zeilichem Gebiete in ganz Preußen zur Verfügung steht, für wichtige hygie¬ 
nische Aufgaben sich segensreich erweisen wird, daß Beratung und Ausfüh¬ 
rung mehr als bisher Hand in Hand gehen können. Aber noch ein zweites. 
Ein sehr konservativer Minister des Inneren hat mir einmal, als ich in einer 
schwierigen kommunalen Angelegenheit seinen Rat etwas zaghaft erbat, erklärt: 
Sie kommen an den rechten, denn ich bin der Minister, der zwar die Auf¬ 
sicht über die Kommunen hat, dem aber auch dar Schutz der Kommunen in 
erster Reihe obliegt, und auch nach der Richtung hoffe ich, daß die Verände¬ 
rung sich für uns Städte als besonders nützlich und segensreich erweisen wird. 

„Meine Herren! Der Herr Referent hat uns ausgezeichnet dargelegt, 
welche Nachteile es für die spätere Entwickelung des Lebens und der 
Gesundheit hat, wenn das Gebiß der Kinder nicht rechtzeitig untersucht und 
behandelt wird. Ich möchte den Herrn Referenten bitten, auch ein ganz 
klein wenig an das Gebiß der Kommunen zu denken. Sie haben so vieles 
und so hartes zu beißen, daß ich fürchte, daß, wenn das so fortgeht, die 
Arteriosklerose sich auch bei den Gemeinden einmal einstellt. 

„Ich gebe zu, daß der Herr Referent in seinen mündlichen Ausführungen 
manche Sorgen von mir genommen hat, die die These 11 bei mir erweckt 
hatte. Trotzdem darf ich noch ein klein wenig bei diesem Punkte verweilen. 
Es ist mir sehr interessant, daß unter den ernst zu nehmenden Gegnern der 
Bemühungen des Herrn Referenten die Schulärzte mit in vorderster Reihe 
stehen. Das gibt doch einigermaßen zu denken. Sollten diese Männer, 
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denen wir in sehr vielen Städten die hygienische Fürsorge für unsere Schul¬ 
jugend gern anvertraut haben, sich aus anderen als lauteren Motiven gegen 
eine zu weitgehende Spezialisierung ihrer Berufsaufgabe erklären ? Der Herr 
Berichterstatter hat ja selbst davon gesprochen, man könne die Speziali¬ 
sierung übertreiben und sagen, nicht bloß die Zähne, sondern auch die Augen 
der Kinder, das Rückgrat der Kinder und noch andere Teile des jugendlichen 
Körpers bedürften einer speziellen Pflege. Er hat dann aber hinzugefügt, 
das sei nicht zu befürchten, das Gebiß sei eben weitaus das wichtigste. Er 
mag mir verzeihen, wenn ich als Laie doch ein klein wenig zweifelhaft bin, 
ob nicht mit demselben Rechte auch anderes gefordert werden könnte. Mir 
ist zufällig bekannt, daß zurzeit auf dem Gebiete der Augenheilkunde Unter¬ 
suchungen angestellt werden, die vielleicht von weittragenden Folgen sein 
werden und die bisher schon nicht ganz imbekannten Wechselbeziehungen 
zwischen Auge und Gehirn in einer ganz eminenten und praktisch viel 
bedeutsameren Form als bisher in den Vordergrund stellen werden. Wenn das 
richtig ist, dann, fürchte ich allerdings, wird demnächst ein anderer Referent 
kommen und ebenso entschieden die Anstellung von Schulaugenärzten fordern. 

„Meine Herren! So weit können wir nicht mitgehen. Nicht, daß ich etwa 
raten wollte, uns gegen jede Ausdehnung der schulärztlichen Aufgaben grund¬ 
sätzlich zu verschließen. Städte, die finanziell in der Lage sind, den weit¬ 
gehendsten Anforderungen zu genügen, mögen immerhin Experimente auf 
dem Gebiete schulärztlicher Spezialisierung machen. Ich denke an Char¬ 
lottenburg, Schöneberg und andere Städte, in deren Verwaltungsberichten 
ich manchmal mit Staunen sehe, was alles sie auf ihre Schultern genommen 
haben. So erfreulich das ist — ein klein wenig beklemmt es mein Herz 
doch auch, und ich weiß nicht, ob ich nicht manchen von Ihnen, meine 
Herren Spezialkollegen, aus der Seele spreche. Sobald nämlich eine solche 
reiche Stadt eine neue an und für sich erfreuliche hygienische Einrichtung 
getroffen hat, heißt es sofort in unseren Stadtverordnetenversammlungen, 
namentlich auf ihren linken Seiten, die sich aus den zur kommunalen 
Mitarbeit sonst sehr wohl berufenen Sozialdemokraten ergänzen: es ist 
Eure verfluchte Pflicht und Schuldigkeit, das auch zu machen; warum geht 
es denn in Charlottenburg? Also meine Herren, deshalb ist es mein Wunsch, 
ein klein wenig zur Verlangsamung des uns zugemuteten Tempos zu raten. 
Wir wollen nicht von dem Berichterstatter angesehen werden wie der ver¬ 
ärgerte Industrielle, von dem er gesprochen hat. Wahrhaftig, darum ist es 
uns nicht zu tun, Ärgernis zu nehmen an dem, was die Wissenschaft uns an 
neuen Aufgaben vorhält, nur wir haben doch auch noch soziale Pflichten, 
die nicht bloß sich beschränken dürfen auf die Hebung derjenigen Stände, 
deren Kinder die Volksschule rekrutieren. Es ist jetzt schon so weit ge¬ 
kommen auf diesem Gebiete, daß das Kind des Arbeiters — ich denke jetzt 
nicht gerade an den besseren Arbeiter, an den Feinarbeiter, sondern an den 
gewöhnlichen Arbeiter — ohne Entgelt Vorteile genießt, nach denen sich die 
Eltern aus den mittleren Ständen, aus dem Beamtenstande, ja ich stehe nicht 
an, zu sagen, bis in die Kreise des höheren Beamtenstandes vergeblich sehnen, 
weil sie die Kosten dafür nicht bestreiten können. Auch das ist es, was 
uns gebietet, an dieser Stelle uns einmal zu verständigen: nicht allzu schnell, 
nicht allzu weit! 
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Meine Herren! Ich will Sie nicht zu lange aufhalten. Aber aus dem 
Herzen heraus möchte ich folgendes noch hervorheben. Ich stehe nahe an 
dem Ende meiner kommunalen Tätigkeit, die dann etwa 36 Jahre umfaßt 
haben wird. Zu Eingang meiner kommunalen Arbeit stand die Sache so, 
daß die Städte, namentlich die größeren Städte, auf allen Gebieten der 
Hygiene die Pioniere waren. Ich habe es von wohlgesinnten und aufgeklärten 
Männern in hohen Staatsstellungen mit Dank anerkennen hören, daß die 
Städte die ersten Wege gewiesen haben, der Staat erst nachträglich zu der 
Einsicht gekommen ist, ihnen zu folgen und ihnen zu helfen. Ich gebe zu, 
das trifft heute nicht mehr zu. Uns nehmen die sozialen, uns nehmen leider 
auch die finanziellen Aufgaben in den Kommunen so in Anspruch, daß wir 
nicht überall mehr Pioniere sein können, und wir sind dankbar dafür, daß 
die Staatsregierungen ihre Aufsichtspflicht nicht bloß darin sehen, mißfällige 
Pläne der Kommunen zu hindern, sondern wenn sie uns auch wohlüberlegte 
Anregungen und Hinweise geben, wie wir mit der Pflege der öffentlichen 
Gesundheit vorwärts kommen können. Aber eins wolle sie dabei immer 
bedenken. Wo sie uns Pflichten anmuten, mögen sie auch mit den Rechten 
nicht kargen. Es handelt sich hier um ein Gebiet, das auch nach der 
erwähnten Neuorganisation der ministeriellen Zuständigkeit in Preußen nicht 
bloß im Ministerium des Inneren erledigt werden kann, sondern das auch das 
Unterrichtsministerium berührt. Deshalb hoffe ich, daß der Herr Bericht¬ 
erstatter, der gewiß noch das Ohr seines früheren Chefs haben wird, auch 
dafür eintreten wird, daß man, wenn der Staat uns neue Aufgaben zuweist, 
ein klein wenig mehr als bisher auch daran denkt, die Rechte der Ge¬ 
meinden auf die Schulen wieder zu heben. Wo soll die Lust und die Freude 
herkommen, wenn es für uns nur heißt, zahlen und zahlen! Da aber, wo es zu 
schaffen und zu organisieren gilt, sollen wir nur abwarten, was uns diktiert wird. 

„ Meine Herren! Der Herr Berichterstatter wird mir ein wenden und mit 
Recht, alles das treffe ihn nicht, und ich bitte den Herrn Berichterstatter, 
überzeugt zu sein, daß mir jeder Gedanke fern liegt, daß er persönlich anders 
über den Respekt vor der Selbstverwaltung denkt als ich. Ich habe die 
Ehre gehabt, vielfach in meinem amtlichen Wirken die Liebenswürdigkeit 
und die Bereitwilligkeit des Herrn Referenten kennen und schätzen zu lernen, 
den Wünschen der Kommunen entgegen zu kommen. Was ich mit meinen 
Ausführungen bezweckt habe, ist nicht gegen ihn gerichtet, soll aber ein all¬ 
gemeiner Appell sein an künftige Referenten, die ich bitten möchte, wenn sie 
eine These über die Durchführung neuer hygienischer Ansprüche formulieren, 
sich nicht die These 11 des Herrn Berichterstatters als Vorbild zu wählen. 
Es beschwert uns, wenn wir immer nur hören, die Erfüllung solcher Ansprüche 
sei in erster Linie Aufgabe der Gemeinde, sondern sie sollte heißen, sie ist 
Aufgabe der öffentlichen Organe, denen die Aufsicht und die Beförderung der 
Gesundheitspflege obliegt; dann mögen sich Reich und Staat ebenso getroffen 
fühlen wie wir Städte. Hat der hohe Beamte an der Spitze der Medizinal¬ 
verwaltung der Armee sich begeistert für die Thesen des Herrn Referenten 
ausgesprochen, so möge er auch daran denken, daß das Reich einen Vorteil 
von solchen Einrichtungen hat und nicht die Gemeinden allein. Gern sind 
wir bereit, mit Reich und Staat zusammenzuwirken, und jedenfalls kann der 
Herr Referent überzeugt sein, daß seine ausgezeichneten Anregungen in 
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unseren Herzen einen Widerhall gefunden haben werden, und daß wir ihm 
dankbar sind für die Bereicherung unserer Kenntnisse auf einem wichtigen 
hygienischen Gebiete.“ 

Prof. Dr. Grober (Jena): „Meine verehrten Damen und Herren! 
Herr Geheimrat Kirchner hat scharf auf den therapeutischen und auf den 
hygienisch erzieherischen Wert einer Schulzahnpflege hingewiesen. Ich 
möchte, trotzdem ich innerer Mediziner bin, gerade auch jetzt den erziehe¬ 
rischen Wert ganz besonders hoch einschätzen, und wenn ich ein Wort um¬ 
deuten darf, das am ersten Tage dieser Verhandlungen hier gefallen ist, so 
glaube ich, daß man sagen darf, das Kind, das in die Schulzahnklinik geführt 
ist, wird der Vater, der seine Kinder von selbst zum Zahnarzt schickt. Dieser 
erzieherische Wert ist ganz besonders groß. Wir dürfen daraus eine Ver¬ 
pflichtung insofern herleiten, als wir diese erzieherische Methode auch sonst 
weiter auszudehnen versuchen. Wir haben von Herrn Geheimrat Kirchner 
gehört, daß das in der Armee in ausgedehntem Maße geschieht. Wir haben 
aber noch eine andere Gelegenheit — und das liegt auf meinem Spezial¬ 
gebiete als Krankenhaushygieniker —, wo wir ebenfalls die Zahnpflege in 
erziehlicher und in therapeutischer Weise heranziehen und pflegen können. 
Denn, meine Herren, gerade wir inneren Mediziner haben die reichste Gelegen¬ 
heit, immer wieder festzustellen, wie oft schlechtes Gebiß, Karies, ganz oder 
zum Teil die Ursache der allerverschiedenartigsten Erkrankungen des Kör¬ 
pers, vor allen Dingen der Verdauungsorgane ist. Ich habe reichlich Gelegen¬ 
heit gehabt, das in meinem früheren Wirkungsorte, in Essen, bei einer 
Bevölkerung mit durchschnittlich sehr schlechtem Gebiß feststellen zu können, 
und ich habe es mir deshalb zur Aufgabe gemacht, in meinem Wirkungs¬ 
kreise Einfluß nach dieser Richtung zu gewinnen. Das ist mir geglückt, als 
ich durch eine Schenkung in den Stand gesetzt wurde, im Krankenhause 
selbst eine kleine poliklinische Zahnstation einzurichten, und ich 
habe sowohl nach der therapeutischen — was sich ja von selbst bestimmt — 
wie namentlich aber auch nach der erziehlichen Seite günstige Erfolge erzielt. 

„Meine Herren! Das soll nur eine Anregung sein. Ich möchte die¬ 
jenigen von Ihnen, die auf die Leitung der Krankenanstalten Einfluß haben, 
veranlassen, auf die Zahnpflege in Krankenanstalten, die aus hygienischen und 
ärztlichen Gründen von großer Wichtigkeit ist, ihr Augenmerk zu richten. 
Ich bin überzeugt, daß Sie großen Nutzen stiften werden, und zwar, wie ich 
besonders hervorheben möchte, ohne Aufwendung besonderer Mittel, denn es 
macht keine Schwierigkeiten, auch wenn keine Schenkungen vorhanden sind, 
mit der städtischen oder staatlichen Schulzahnpflege die Zahnpflege in Kranken¬ 
anstalten zu verbinden.“ 

Stadtschalarzt Dr. Stephani (Mannheim): „Meine Herren! Der 
Gegensatz, der zwischen dem Herrn Referenten und mir besteht, ist tatsäch¬ 
lich nicht so groß, wie es den Anschein haben möchte. Da mein Name 
genannt worden ist, möchte ich mir erlauben, hier meine Stellung zu präzi¬ 
sieren. Zunächst zur Aufklärung eines kleinen Mißverständnisses. 

„Es wurde unsere Statistik angezogen, die den Zustand des Gebisses 
mit einem ganz hinreichenden Ernährungszustände verglich. Wir haben als 
gutes Gebiß nicht dasjenige gerechnet, bei dem nur vier Mahlzähne krank 
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sind, und als mittleres das, wo sechs, als schlechtes das, wo acht Mahlzähne 
krank sind, sondern wir haben als gutes Gebiß gerechnet, wo vier Zähne 
überhaupt, ganz einerlei ob Schneide- oder Mahlzähne, krank waren oder 
fehlten, und für das mittlere und das schlechte Gebiß stimmt das ebenso. 
Ich möchte übrigens betonen, daß diese Einteilung noch nicht einmal von 
uns vorgenommen ist, sondern der bekannte Zahnarzt Dr. Rose, der hier 
die große Schulzahnklinik oder Zahnpoliklinik leitet, hat als gutes Gebiß 
noch bezeichnet, wo sechs Zähne fehlen oder schlecht sind. 

„Ich habe hauptsächlich als Kommunalbeamter zuerst zu dieser Frage 
Stellung nehmen müssen, und da hatte ich eben die Pflicht, mich zu fragen, 
erstens, woher kommen die Schädigungen, die wir bekämpfen sollen; zweitens, 
wie können wir die Grundursachen beseitigen, und drittens, steht der finanzielle 
Aufwand im Verhältnis zu dem erwarteten Erfolge? 

„Zu der Fraget werden sehr viele der hier anwesenden Ärzte, die einen 
praktischen Einblick in die Gesundheitsschädigungen unserer Jugend haben, 
mit mir übereinstimmen, daß die Grundursache der Zahnverderbnis in den 
schlechten Sitten unserer Ernährung der Kinder vor der Schulzeit liegt. Auf 
diesen Punkt hat noch nicht einmal ein Arzt zuerst öffentlich hingewiesen, 
sondern ein Zahnarzt Dr. Kunert in Breslau. Herr Geh. Medizinalrat 
Dr. Fielitz aus Halle hat aber auch vor wenigen Tagen hier auf der Tagung 
des Vereins Deutscher Medizinalbeamten deutlich ausgesprochen, daß wir 
gerade bei den Zähnen Entstehung und Wirkung nicht umkehren dürfen. 
Das Stehenbleiben des Körperwachstums und des körperlichen Gewichtes zur 
Zeit des Beginnens des Zahnwechsels, Bleichsucht, Blutarmut und nervöse Er¬ 
scheinungen, sowie besonders Unterernährung und Tuberkulose sind sicher mehr 
Folgen anderer Schädlichkeiten, die zu gleicher Zeit nebenher auch ein schlechte» 
Gebiß bedingen, als umgekehrt. Allgemein wird von den Ärzten die Um¬ 
kehrung dieser Verhältnisfolge bestritten, welche behaupten, daß im Anschluß 
an Erkrankungen der Zähne die genannten Körperkrankheiten erst entstehen. 

„Unter der Voraussetzung, daß den Kindern von Hause aus oder in der 
Schule wirklich eine ausreichende Nahrung zur Verfügung steht, will ich 
aber ausdrücklich nicht bestreiten, daß sich diese Krankheitszustände schwerer 
bekämpfen lassen, wenn ein schlechtes Gebiß vorhanden ist. Damit sei gesagt, 
daß ich den Zustand des Gebisses durchaus nicht für absolut gleichgültig 
halte für die körperliche Gesundheit. Ich überschätze ihn aber auch nicht 
und antworte deshalb auf die zweite Frage: »Wie können wir durch die 
Schule die Grundursache beseitigen ?«: erstens durch eine ausgiebige gesund¬ 
heitliche Belehrung in der Schule, die sich nicht allein erstrecken darf auf 
die Zähne, sondern hauptsächlich die Ernährungslehre, die Bedeutung der 
Wohnung und Körperpflege im vorschulpflichtigen Alter berücksichtigen muß. 
Ich denke vornehmlich an die Belehrung der Mädchen über Kinderpflege. 
Zweitens durch eine Verbesserung der Ernährungsverhältnisse; die ganzen 
außerordentlich schönen Erfolge der Schulspeisung, die ich in Mannheim 
systematisch kontrolliert habe, haben bei mir alle Bedenken wegen der 
Herabminderung des Verantwortlichkeitsgefühls des Elternhauses und der 
Familie verstummen lassen und mich zu einem begeisterten Anhänger der¬ 
selben gemacht. Denn selbst Kinder mit schlechtem Gebiß haben dabei 
außerordentlich deutliche Besserung ihrer Gesundheits- und Ernährungs- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



115 


Die Bedeutung der Zahnpflege in den Schulen. 

Verhältnisse aufzuweisen. Diese Untersuchungen haben mich dahin belehrt, 
daß wir in Mannheim mit 10000 für unentgeltliches Mitt&gsessen in der 
Schule viel mehr erreichen, als mit den 25 000 e^, die wir für Schulzahnpflege 
ausgeben. Dieser Standpunkt hat mich zu dem mir viel verübelten Aus¬ 
spruch veranlaßt, daß es besser ist, den Kindern »etwas zwischen die Zähne 
als in die Zähne zu füllen«. Diesen Ausspruch, muß ich allerdings hinzu¬ 
fügen, habe ich — Herr Geheimrat Kirchner hat darauf angespielt — in 
Paris geprägt, als mir dort das Wort abgeschnitten wurde, und ich rasch zu 
Ende kommen mußte. 

„Bei der Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit will ich auf 
weitere Einzelheiten nicht eingehen. Mit dem eben mitgeteilten Ausspruche, 
der, wie ich gern zugebe, eine etwas drastische Fassung hat, habe ich auch 
schon meine dritte Frage mit nein beantwortet, daß ich den geforderten 
finanziellen Aufwand für eine zahnärztliche Behandlung aller Kinder mit 
1 <JL pro Kopf und Jahr aus öffentlichen Mitteln als nicht im richtigen Ver¬ 
hältnis zu den zu erwartenden Erfolgen stehend betrachte. Es mag sich 
die Schulzahnklinik, ebenso wie Herr Oberbürgermeister Fuss schon aus¬ 
geführt hat, dort rechtfertigen, wo die finanziellen Mittel der kommunalen 
Verwaltung so groß sind, daß man alle anderen hygienischen Anforderungen, 
die an die Schulgebäude, die Behandlung der Augen und Ohren, an Schul¬ 
frühstück, Mittagessen, Erholungskuren usw. gestellt werden, wirklich recht- 
fertigen kann. 

„Etwas anderes ist es, wenn z. B. nach dem Vorgehen von Duisburg 
die Eltern selbst die Behandlungskosten aufbringen. Da ist eine Schul¬ 
krankenkasse, die man als Schularzt nur befürworten kann, weil sie die 
Möglichkeit bietet, eine wünschenswerte Krankenbehandlung durchzuführen, 
die sonst besonders auch durch die Krankenkasse nicht vollkommen möglich 
ist. Richtiger allerdings scheint man mir noch in Hamburg vorgegangen 
zu sein. Dort wurde mit einer Krankenkassenpoliklinik ein Vertrag ab¬ 
geschlossen, durch welchen die Kinder für wenig Geld Zahnbehandlung 
erhalten können. Für Unbemittelte muß, wie überall, dieser Betrag vom 
Staate aufgebracht werden. Die Veranstaltung steht aber mit der Schule 
in keinem direkten Zusammenhänge, die Schulärzte zeigen nur den Weg, 
wo zahnärztliche Behandlung zu finden ist, gerade so, wie sie den Weg zur 
Augen- und Ohrenbehandlung zeigen. 

„Der verehrte Herr Referent, der entschieden das große Verdienst hat, 
mit seinen heutigen Thesen und besonders auch als Vorsitzender des Deut¬ 
schen Zentralkomitees zur Förderung der Schulzahnpflege die in früheren 
Jahren vor seinem Eintreten für die Schulzahnkliniken eingeleitete Reklame 
ihres warenhausmäßigen Charakters zu entkleiden, weist in seinem Schluß* 
satze darauf hin, daß durch die Schulzahnkliniken die Tätigkeit der Schul¬ 
ärzte in keiner Weise beeinträchtigt werden solL Ich spreche aber aus 
praktischer Erfahrung, wenn ich sage, daß dies eben doch unter allen Um¬ 
ständen geschieht. Die Schulzahnpflege durchbricht das Prinzip, daß der 
Schularzt nicht behandeln soll. In vielen Gemeindeverwaltungen hat man 
schon gesagt und der Bevölkerung ist das noch viel plausibler: ja, die Schul¬ 
zahnpflege leistet etwas, denn sie sorgt für die Abstellung des Krankheits¬ 
herdes, der Schularzt bringt das einfach nicht fertig. Daß der Schularzt 
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selbst nicht alle Krankheiten behandeln kann, die er findet, das wird Ihnen 
allen wohl klar sein aus den Anführungen, die vorhin hier gemacht worden 
sind. So wird die Schularzttätigkeit, selbst wenn es nicht beabsichtigt ist, 
diskreditiert, und ich kann zum Schluß nur erwähnen, daß unsere schulärzt¬ 
lichen Untersuchungen selbst dann immens großen sozialhygienischen Wert 
haben, wenn sie nur als das ärztliche Gewissen der Eltern betrachtet werden 
und dabei doch ihre jetzige Grenze, nämlich die Untersuchung allein einhalten 
und alle Fürsorgemaßnahmen sowie die Behandlungsmöglichkeiten für die 
Schulkinder außerhalb der Schule bereitgestellt werden müssen. Die Schulärzte 
sind an und für sich wohl in der Lage, mit ihren übrigen Untersuchungen 
auch die Zahnuntersuchungen zu erledigen und das zahnkranke Kind der 
Behandlungs8telle zu überweisen. 

„Mit der Begründung, wie sie in These 7 gegeben ist, kann der Schule, 
die ihren Charakter als Lehr- und Erziehungsanstalt doch behalten muß, 
nicht jegliche Behandlung der Krankheitszustände aufgebürdet werden. Bei 
der Erwägung, ob Schulzahnkliniken zu errichten sind, muß man sich also 
meiner Auffassung nach erst die Frage vorlegen, ob nicht vorher noch andere 
wichtigere und sozialhygienisch wirksamere Aufgaben zu erfüllen sind. 
Wenn sie aber erfüllt sind, dann wünsche ich die Schulzahnkliniken auch.“ 

Sanitatsrat Stadtrat Dr. Rabnow (Schöneberg): „Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst nur eine kurze Bemerkung, an¬ 
knüpfend an die Ausführungen unseres hochverehrten Herrn Oberbürger¬ 
meisters Fu8s. Ich bin der leichtfertige Schöneberger, der unserer Stadt¬ 
gemeinde einen großen Teil der Lasten, die sie übernommen, aufgebürdet 
hat. Nun, ich kann dem hochverehrten Herrn Oberbürgermeister Fuss 
versichern, daß wir vorläufig noch nicht daran denken, an Arteriosklerose 
zu erkranken. Wir sind noch zu jung dazu. Ich kann aber den Herren 
auch versichern, daß wir vorläufig noch das jugendliche Ungestüm haben, 
auf dem Gebiete der Sozialhygiene vorwärts zu kommen. Ich kann Ihnen 
versichern, daß wir noch nicht daran denken, das Pferd an das hintere Ende 
des Wagens zu spannen. 

„Was nun die großen finanziellen Bedenken des Herrn Oberbürgermeisters 
Fuss betrifft — und er appelliert ja an die Herren Oberbürgermeister, die hier 
anwesend sind, und mein verehrter Kollege Stephani hat ja auch finanzielle 
Gewissensbisse hier geäußert —, so haben wir in Schöneberg, meine ver¬ 
ehrten Damen und Herren, einen Etat von etwa 30000000 Jl in Einnahmen 
und Ausgaben, und wir geben für die Zahnpflege ganze 10000*/^ jährlich 
aus. Nun, meine geehrten Damen und Herren, das ist das Gespensterschiff, 
das uns abschrecken sollte, an diese Arbeit heranzugehen! Daß wir aber 
trotz der verhältnismäßig recht geringen Ausgabe manches erzielt haben, 
dafür kann ich mich auf das Zeugnis unseres verehrten Herrn Referenten 
berufen. 

„So viel zu den Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters Fuss. 
Auf die politische Seite in seinen Ausführungen gehe ich hier nicht ein. 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wichtiger ist mir und viel¬ 
leicht auch betrübender die Stellungnahme, die Herr Kollege Stephani den 
Ausführungen des Herrn Referenten gegenüber eingenommen hat, die Stel- 
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lang, die er überhaupt der ganzen Angelegenheit gegenüber einnimmt. In 
erfreulicher Weise hat er hier in den einleitenden Bemerkungen gesagt, er 
sei nicht mehr der schroffe Gegner, der er früher war. In seinen Ausfüh- 
rungen jedoch hat er sich trotzdem doch als ein sehr arger Gegner der 
Sache gezeigt, und die Vorschläge, die er gemacht hat, würden direkt darauf 
hinführen, die ganze Jugendfürsorge auf hygienischem Gebiete — nehmen 
Sie es mir nicht übel, yerehrtester Herr Kollege — auf den Kopf zu stellen. 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gewiß, es hat jeder sein 
Steckenpferd, und es ist sehr schön und löblich und sehr fördernd, wenn 
jeder sein Steckenpferd reitet. Aber es ist an der Zeit, daß diese Stecken¬ 
pferde sich zu einer Brigade formieren, daß wir durch die Stpßkraft der 
Ge- and Entschlossenheit etwas erreichen, zum Wohle unserer Jugend und 
zum Wohle des Volkes. Wenn wir so abw&gen, wenn wir sagen, wir wollen 
lieber erst das tiln und dann das andere, wenn wir uns nicht einigen, dann 
werden sich diejenigen, welche gar kein Interesse daran haben, selig zu 
werden durch die Hygiene — und ihre Zahl ist durchaus nicht unbedeutend — 
die Hände reiben und mit der Bewilligung von Mitteln warten, bis wir uns 
geeinigt haben. Das ist eine Erfahrung, die ich in meinem langjährigen 
Kampfe so oft erlebt habe. 

„Der Zwiespalt, der da entstanden ist zwischen den Herren Schulärzten 
und der Bewegung, die sich auf eine Gesundung der Zähne unter der Schul¬ 
jugend erstreckt, ist meines Erachtens vielleicht tatsächlich gar nicht so 
bedeutend. Der Herr Kollege Stephani hat da vollständig recht. Es liegt 
vielleicht in dem Ausdrucke, der Ausdruck ist vielleicht nicht ganz glücklich 
gewählt, und ich muß leider bekennen, daß ich an der Formulierung des 
Ausdruckes nicht ganz unschuldig bin. Es wird beanstandet, von Seiten 
der Schulärzte sowohl wie auch von seiten anderer Ärzte, daß wir sagen, 
Zahnpflege in den Schulen, d. h., daß wir das Schwergewicht dieser hygie¬ 
nischen, dieser ärztlichen Einrichtung auf das Gebiet des Schulwesens 
verlegen und gleichsam der Schulbehörde unterstellen. Meine verehrten 
Damen und Herren! Das hat gewiß manche Bedenken, darüber ist gar kein 
Zweifel. Wenn das wirklich so wäre, wenn wir sagten, wir überließen die 
Schulzahnpflege der Schulverwaltung, d. h. den Lehrern, den Rektoren 
und der Regierung, welche die Oberaufsicht über die Schule hat — denn 
darin hat ja der Herr Oberbürgermeister Fuss vollständig recht, daß die 
Städte sehr wenig in Schulangelegenheiten zu sagen haben —, wenn das 
tatsächlich so wäre, so wäre es ein Fehler. Aber so ist es ja gar nicht 
gemeint. Gemeint ist selbstverständlich nur, daß wir die Hilfe, die uns die 
Schule auf dem Gebiete leisten kann, und in ihrem eigenen Interesse gern 
leistet, die Unterstützung durch die Autorität der Schule in Anspruch 
nehmen, daß wir natürlich die Schulkinder heraussuchen, daß aber die Ober¬ 
aufsicht und auch die schwere Verantwortung einer ärztlichen Kraft auf¬ 
erlegt wird, und solche ärztliche Kräfte sind ja bereits in vielen Städten 
Deutschlands vorhanden. Ich möchte Sie daran erinnern, daß in Göln, in 
Charlottenburg, in Altona, in Schöneberg und auch in einer ganzen Reihe 
anderer Städte die Sorge für Zahnhygiene, wenn ich mich so allgemein aus- 
drücken darf, dem sogenannten Stadtarzte bzw. dem im Magistrate wir¬ 
kenden Arzte übertragen ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
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ist sogar eine absolut logische Forderung, denn der Herr Referent hat ja 
ganz richtig betont, es genüge wirklich nicht, daß wir die Zahnpflege be¬ 
ginnen mit dem Beginn des schulpflichtigen Alters. Wir sind in zahlreichen 
Fällen in vielen Städten, auch bei uns in Schöneberg schon längst darüber 
hinausgegangen. Wir haben uns gesagt, daß wir die Zahnpflege rückwärts 
ausdehnen müssen auf das noch nicht schulpflichtige Alter, wenigstens soweit 
die Kinder Kinderhorte, Kindergärten usw. besuchen. Meine verehrten 
Damen und Herren! Damit hat die Schulverwaltung gar nichts zu tun, im 
Gegenteil, wir wollen die Kinderhorte und Kindergärten der Schulverwaltung 
nicht ausliefern, folglich muß auch die Überwachung der Zahnhygiene in den 
Händen eines verantwortlichen Arztes liegen, der in der Stadtverwaltung 
mehr oder weniger ein Wort mitzureden hat, und nicht in den Händen der 
Schule. Das ist bei uns durchgeführt, und es hat niemals irgend welcher 
ernster Konflikt stattgefunden. 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als das Deutsche Zentral¬ 
komitee begründet wurde — und es ist ein großes Verdienst des Herrn Refe¬ 
renten, es ist nur dank seiner Initiative und seiner Tatkraft geschehen, daß 
wir in diesen kurzen zwei Jahren so außerordentlich viel erreicht haben —, 
da bestand die Absicht, Auskunfts- und Fürsorgestellen zu errichten im 
Deutschen Reiche, für alt und jung, Männlein und Weiblein; gegen diese 
Absicht habe ich Stellung genommen, und da haben wir uns geeinigt, daß 
wir erst mit der Jugend beginnen, daß wir auch die Fürsorge für die Jugend 
auf bauen von unten nach oben und nicht mit dem Dache beginnen wollen, 
und ich habe die Meinung vertreten, daß sich auch in der Hygiene wie auf 
allen Gebieten des öffentlichen Lebens in der Beschränkung der Meister 
zeigt, denn auch jeder von uns ist sich der schweren Verantwortung für die 
Finanzen der Städte voll und ganz bewußt. 

„Ich komme zum Schluß, meine verehrten Damen und Herren. Ich 
hoffe bestimmt, und das ist nicht eitler Optimismus, denn wir sind auf dem 
besten Wege in unserer Gesamtarbeit auf dem Gebiete der Jugendfürsorge, 
auf dem die Schulzahnpflege keine untergeordnete Rolle spielt — davon über¬ 
zeugt uns ja auch die hiesige Ausstellung —, ich hoffe bestimmt, daß, wenn 
wir mit frischem Mut, mit einem gesunden Optimismus und auch etwas 
jugendlichem Leichtsinn weiter fortschreiten werden in der Arbeit für die 
Zukunft der Nation, daß wir vor unserem Gewissen uns werden sagen können, 
ihr habt das getan, was ihr tun könnt, auf daß die Lebenskraft des Volkes 
erhalten und gemehrt werde.“ 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung: Oberbürgermeister Dr. FuSS 
(Kiel): „Meine Herren! Meine kurze tatsächliche Berichtigung wendet sich 
nicht an den Herrn Sanitätsrat aus Schöneberg, sondern an den Herrn Stadtrat 
aus Schöneberg, den ich unter den von mir angeredeten Kollegen nicht gemeint 
hatte. Ich habe nicht die Befürchtung ausgesprochen, daß Schöneberg und 
Gharlottenburg an Arteriosklerose zugrunde gehen werden, ich habe auch den 
Etat von Schöneberg mit keinem Worte berührt; ich habe ganz andere Städte 
gemeint, bei denen der Herr Vorredner die finanzielle caries odonton vielleicht 
schon würde feststellen können, wenn ich ihm erzähle, daß z. B. bei unB in 
Kiel 250 Proz. Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben werden müssen.“ 
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Sanitätsrat Dr. Rumpe (Krefeld): „Meine hochverehrten Damen 
und Herren! Daß die Zahnpflege hier im Verein in Erörterung gezogen 
wurde, können wir alle gewiß nur außerordentlich freudig begrüßen, mag 
man dabei Schularzt oder Zahnarzt sein, oder mag man, wie ich, bloß 
Familienarzt sein. Aber gerade, wenn man als letzterer nunmehr 30 Jahre 
gewirkt hat, kann man gewiß und bestimmt bezeugen, daß die Zahnpflege 
eine unbedingte Notwendigkeit ist, und wer noch nicht davon überzeugt 
war, wird durch die eingehenden und sehr lichtvollen Darlegungen des Herrn 
Referenten ganz gewiß heute mit dieser Überzeugung aus dem Saale heraus- 
treten. Wenn ich daran etwas, ich will nicht sagen bemängeln, aber be¬ 
anstanden möchte, so liegt es darin, daß dasjenige, was hier angestrebt wird, 
doch noch in weite Ferne gerückt ist, denn bevor wir das Deutsche Reich 
durchsetzt haben mit Zahnschulkliniken und etwas Ähnlichem, was an ihre 
Stelle treten könnte, wird noch eine sehr lange Zeit vergehen, und ich 
möchte dabei doch an die Worte anknüpfen, welche zwei meiner Vorredner, 
Herr Prof. Grober und, glaube ich, auch der folgende Redner gesagt haben, 
nämlich, daß in erster Linie unsere Aufgabe darin bestehen muß, möglichst 
aufklärend zu wirken, und darin können wir uns nicht bloß auf uns Ärzte 
verlassen. Wir werden dabei auch auf die Lehrpersonen selbst übergreifen 
müssen. Als durch den bekannten Erlaß des preußischen Kultusministeriums 
vom August 1908 das Fortbildungsschulewesen der höheren Mädchenschulen 
weiter geregelt wurde, wurde als obligatorisches Fach erfreulicherweise — 
ich betone extra, als Pflichtfach — die Gesundheitspflege eingeführt, und es 
kam auch in Krefeld damals gleich der Gedanke auf, daß, wenn wir jemand 
mit dem Unterricht in der Gesundheitspflege betrauten, wir auch die Semi- 
naristinnen, namentlich die abgehenden Seminaristinnen, die künftigen 
Lehrerinnen, mit in den Bereich dieses Gesundheitsunterrichtes ziehen sollten. 
Das ist gleich in dem ersten Jahre 1909 dort geschehen, und wenn wir 
spater aus praktischen Gründen eine Trennung vorgenommen haben, weil 
selbstverständlich die gesundheitliche Unterweisung der Mädchen in der 
Frauenschule eine intensivere sein muß, so haben wir doch weiter vielfach 
erreicht, daß wir den Seminaristinnen, bevor sie abgingen, eine Anzahl von 
Gesundheitsvorträgen hielten. Ich kann aus eigener Anschauung nur hervor¬ 
heben , welch außerordentlich warmes Interesse bei diesen angehenden 
Lehrerinnen für dieses Fach zu finden ist. Und wenn wir ihnen einmal 
ein solches Thema genau vor Augen führen und ihnen sagen: In Ihrem 
künftigen Wirkungskreise fangen Sie frühzeitig damit an, die Kinder in der 
Zahnpflege etwas zu unterweisen und anzuregen, dann erreichen wir doch 
schon etwas, und es bleibt manches davon haften für das Kind selbst und 
seine Zukunft wie auch für das Elternhaus. Darin gebe ich gerade dem 
Herrn Referenten vollkommen recht, daß manches, was die Schule uns in 
frühen Jahren gegeben hat, uns fürs spätere Leben erhalten bleibt. 

„Aber, meine Damen und Herren, ich möchte nicht gerade diese Be¬ 
lehrungswege allein beschreiten. Ich möchte da aus eigener Erfahrung noch 
etwas erwähnen. Vor etwa drei Jahren hat der damalige Oberpräsident 
Freiherr v. Schorlemer an die Ärztekammer der Rheinprovinz und der 
Hohenzollernschen Lande die Frage gerichtet, ob nicht auch in unseren 
ärztlichen Erfahrungen zutage getreten sei, daß der Milchkonsum gegen- 
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wärtig dort mehr und mehr abnehme, und daß dadurch schon wesentliche 
Schäden eingetreten seien. Wir haben bei den 3000 Ärzten unseres Kammer¬ 
bezirks eine Kundfr&ge gestellt und dabei ein recht reiches Material be¬ 
kommen. Das Ergebnis war, daß wir unter Führung des in den letzten 
Tagen mehrfach genannten Herrn Geheimrat Lent, unseres leider ver¬ 
storbenen Vorsitzenden, später ein Preisausschreiben erließen, in welchem 
wir einerseits Arbeiten einforderten für Volksschullesebuchartikel, zweitens 
Artikel für volkstümliche Kalender und drittens für Merkblätter. Diese 
Arbeiten liegen uns gegenwärtig vor, und wir werden ihnen eine möglichst 
weite Verbreitung geben, und wenn Sie, meine Damen und Herren, berufs¬ 
mäßig vielleicht gehalten sind, sich mit kleinen Kindern zu beschäftigen, so 
dürfen wir Ihnen in dieser Beziehung helfen, denn gerade die Ernährung des 
Volkes mit guter Milch dient dazu, daß wir den Kindern gute Zähne schaffen» 

„Ich glaube, daß der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
vielleicht einmal den gleichen Weg beschreiten und ein Preisausschreiben 
für gute Zahnpflege ergehen lassen könnte. Eine Flugschrift, wie sie uns 
gegenwärtig von Herrn Geheimrat Kirchner übergeben worden ist, ist an 
und für sich schon etwas Wertvolles. Aber wenn wir durch Schullesebücher 
und durch die Kalender weiter in das Volk eindringen, dann können wir 
darin noch weiter wirken. Auf diese Weise ist ja auch früher schon einmal vom 
Niederrheinischen Verein für öffentliche Gesundheitspflege etwas geschehen, 
und ich hoffe, daß auch hier diese Anregung einmal Anklang finden wird.“ 

Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Baginsky (Berlin): „Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst mit einem Wort auf die letzten Worte 
meines Herrn Vorredners eingehen. Ich muß dies einmal tun, wenn es 
auch nicht ganz direkt zum Thema gehört. Es wird von Kollegen und 
namentlich auch vom Laienpublikum so besonders viel auf die Milchernährung 
Gewicht gelegt, auch für die älteren Kinder. Gute Milch ist gewiß wohl ein 
wichtiges Nahrungsmittel, nur darf sie nicht für ältere Kinder, so vom 
8., 10., 12. Lebensjahre im Vordergrund des Interesses stehen. Man kann 
da durch Übertreibung viel Schaden stiften. Es gibt geradezu eine Art 
Krankheitsform bei halbwüchsigen Kindern, welche durch übertriebenen 
Milchgenuß entsteht; darum darf nicht der Wert nur auf die Milchernährung 
allein gelegt werden. Die Kinder, die mit Milch überernährt werden, essen 
zumeist schlecht, und da sie zu bequem werden zum Kauen, geht es ihnen 
auch mit ihren Zähnen schlecht. 

„So komme ich auf das Zahnthema. Meine verehrten Damen und Herren! 
Die älteren Herren, die hier heute zugegen sind, werden sich vielleicht noch 
erinnern, daß ich den großen Kampf um den Schularzt hier in diesem Verein, 
ich persönlich, in einer Versammlung in Hannover geführt habe. Damals wurde 
der Schularzt gerade so angegriffen und war so wenig beliebt, wie in diesem 
Augenblick der Zahnarzt in der Schule beliebt ist. Man wollte den Schul¬ 
arzt, den Arzt überhaupt nicht in der Schule. Mein damaliger Korreferent, 
der verstorbene Stadtschulrat Bertram, hätte beinahe den Schularzt zu 
Fall gebracht. Wir sind heute fast in Gefahr, mit dem Zahnarzt denselben 
Weg zu gehen, nur daß ihn jetzt der Schularzt selbst angreift; wobei er 
aber mit in Gefahr gerät, weil es heißt, daß der Schularzt das nicht erfüllen 
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kann, was man ihm auferlegt. Eigentlich müßte gewiß der Schularzt auch 
die Zähne behandeln können. Zum mindesten müßte er wenigstens bei den 
einfachen Dingen eingreifen können, ohne gerade die Finessen der Zahn¬ 
technik zu beherrschen, aber das gewöhnliche müßte er verstehen. 

„Die größte Anzahl der Erkrankungen der Zähne beginnt schon bei den 
ersten kindlichen Zähnen, und es hängt dies zusammen ebenso mit einer 
Reihe schwerer Erkrankungsformen im ersten jugendlichen Alter, wie Rachitis, 
Verdauung8anomalien usw., wie mit dem Darniederliegen der Mundpflege 
in der Familie; darin hat Herr Kollege Rabenow ganz recht, daß die Be¬ 
handlung der Frage zurückgreifen muß auf das yorschulpflichtige Alter. Die 
Schulen bekommen die Kinder mit erkrankten Zähnen, die Vorpflege ist ver- 
säumt, und da halte ich eB für wichtig, daß jemand in der Schule yorhanden 
ist, der an den Stellen hilft, wo noch zu helfen ist; mit yollster Wärme 
kann man deshalb das verdienstyolle Werk unseres yerehrten Herrn Kirchner 
unterstützen, die Einführung der Schulzahnkliniken für etwas Wichtiges und 
Nötiges halten. Ist der Schularzt nicht genug s&chyerständig, die Behandlung 
auszuüben, so muß dann eben der Zahnarzt diesen Teil seiner Pflicht über¬ 
nehmen. — Hierbei liegt mir nun die Kostenfrage lange nicht so am Herzen 
wie yielmehr die zu befürchtende Gegnerschaft der Zahnärzte. Die Aus¬ 
übung der Zahnpflege ist ja das Leben dieser Herren, sie existieren ja davon. 
Daher weiß ich nicht, ob nicht die Zahnärzte selbst Stellung gegen die 
Schulzahnklinik nehmen, ob nicht die Zahnärzte erklären: wir wünschen 
diese Kliniken nicht, weil uns damit unsere Praxis entzogen wird. Wenn das 
nicht der Fall ist — ich kenne die Sachlage nicht —, desto besser, dann würde 
ich es aber doch mindestens so machen wollen, daß man, wenn man Schul¬ 
zahnkliniken einrichtet, eine gewisse freie Bewegung in diesen Schulzahn¬ 
kliniken läßt, so daß nicht nur ein einziger bestellter Schulzahnarzt fungiert, 
sondern daß eine Reihe yon Zahnärzten herangezogen wird, die Behandlung 
mit zu übernehmen. Die Schulzahnkliniken sollen dann aber auch von den 
Kommunen und vom Staate unterstützt werden. Der edle Wettstreit über 
das Mehr der Leistung nach der einen oder anderen Seite hin Bteht dahin, 
denn die pekuniäre Frage kann bei den hygienischen Dingen erst in zweiter 
Linie kommen. — Ich bin ferner dafür, daß die Ärzte, die in den Schul¬ 
zahnkliniken fungieren werden, wirklich auch verstehen, mit dem kindlichen 
Alter umzugehen, daß sie wissen, um was es sich handelt. Ein großer Teil 
der Zahnärzte hat fast nur mit Zähnen der Erwachsenen zu tun und will 
gar nichts zu tun haben mit Zähnen von Kindern bis zum siebenten Lebens¬ 
jahre. Mir ist passiert, daß, wenn ich Kinder mit kariösen Zähnen zu 
Zahnärzten geschickt habe mit der Bitte, sie möchten die Zähne reinigen usw., 
zur Antwort erhielt, dies sei bei den ersten Zähnen nicht nötig. Es darf 
doch von dem Zahnarzt die augenblickliche Schädigung der Gesundheit 
junger Kinder durch Zahnkaries nicht unterschätzt werden, und dann darf 
doch nicht vergessen werden, daß sich aus der Karies der ersten Zähne die 
Karies der späteren Zähne durch weitergehende Infektion entwickelt. 

„Sie sehen, ich stehe im wesentlichen auf dem Standpunkt des Herrn 
Geheimrat Kirchner. Ich kann alles unterstützen, was er in seinen Thesen 
gesagt hat, mit den kleinen Einschränkungen, die ich Ihnen hier vor¬ 
gebracht habe. 44 
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Frau Ruth V. Büren (Braunschweig): „Verehrte Versammlung! Ich 
hatte schon gestern die Absicht, mich hier zum Wort zu melden. Ich unter¬ 
ließ es aber, weil mir der Gedanke kam, einer der Herren würde ganz gewiß 
auch daB hier Vorbringen, was ich die Absicht hatte, zu sagen. Das ist 
gestern nicht geschehen. Der heutige Herr Referent hat aber eine Bemerkung 
gemacht, die diese Ausführung von gestern auch heute rechtfertigen würde, 
die Bemerkung nämlich, in den niederen Volksschichten fehle das Verständnis 
für die Zahnpflege, ebenso wie gestern erwähnt wurde, daß in den niederen 
Volksschichten das Verständnis dafür fehle, wie wichtig die Meldepflicht, die 
Desinfektion und alle diese Sachen sind. Über diese Fragen ist einfach zur 
Tagesordnung übergegangen worden, und es ist nicht erwähnt worden, daß 
es gewiß auch die Aufgabe des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege ist, 
das Verständnis für die Wichtigkeit dieser Fragen auch in die niederen Volks¬ 
schichten zu tragen. Es ist heute verschiedentlich erwähnt worden, daß man 
die Schulkinder dazu erziehen soll, daß sie künftig ihre Kinder der Zahn¬ 
pflege zuführen. Das kann aber erst in etwa 15 Jahren den gewünschten 
Erfolg haben. Soll man so lange warten? Ich glaube, es wird ein großes 
Kapital dadurch verloren gehen, wenn man nicht jetzt schon anfängt. 
Würde es sich nun nicht machen lassen, daß die Zweigvereine des Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege in den einzelnen Städten Vorträge für die 
niedersten Volksschichten einrichten, um ihnen die Wichtigkeit dieser Frage 
nahezulegen und sich dadurch auch die Eltern sehr viel gefügiger zu machen 
für Fragen der Desinfektion, für Fragen der Isolierung erkrankter Kinder? 
Man darf damit nicht warten, bis ein Krankheitsfall eingetreten ist. Man 
sagt mit Recht, daß bei den Frauen, um die es sich hier in erster Linie 
handelt, das Gefühl meist den Verstand beherrscht. Wie kann man nun an 
ihren Verstand appellieren zu einer Zeit, wo ihr Gefühl ganz von der Sorge 
um ein erkranktes Kind erfüllt ist. Ihnen dann klar zu machen, wie wichtig 
es für die Allgemeinheit ist, dieses Kind zu isolieren, wird viel schwerer 
halten, als wenn man ihnen das zu einer anderen Zeit in einem solchen Vor¬ 
trage beibringt und ihnen klar macht, daß dadurch, daß andere Kinder 
isoliert werden, auch ihre eigenen Kinder geschützt werden. Dadurch wird 
man ihnen durch das Gefühl die Sache auch verstandesmäßig näherbringen, 
und ich glaube, daß auch die heutige Frage, die Zahnpflege, durch belehrende 
Volksvorträge ganz entschieden wesentlich gefördert werden würde.“ 

Stabsarzt Dr. Georg Mayer, Dozent an der Militärärztlichen 
Akademie (München): „Meine Herren! Der Herr Referent hat in seinem 
glänzenden Vortrage darauf hingewiesen, welches hohe Interesse die Militär¬ 
hygiene gerade an der vorliegenden Frage hat. Für uns in der Armee ist 
ja die Zahnpflege geregelt, und zwar durch komplette Zahninstitute, durch 
tragbare Zahnlaboratorien für den Feldzugsfall, durch Spezialisten, die 
angestellt sind. Aber die Frage ist natürlich für uns bloß für die Zeit 
geregelt, wo der Mann bei uns ist. Gestatten Sie, daß ich mir als Hygieniker 
der bayerischen Armee einige kurze Bemerkungen zu dem Referat erlaube. 

„Wenn wir betrachten, in welcher Weise die Rekruten zu uns herein¬ 
kommen, so sehen wir oft Gebisse, und zwar gerade auch bei sehr kräftigen, 
sonst kerngesunden Leuten, daß wir vor die Frage gestellt sind: Können 
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wir diesen Mann noch nehmen? Daß die sämtlichen Backzähne z. B. fehlen, 
ist ein Fall, der keineswegs so selten ist. 

„Nun können wir nicht allen den Leuten künstliche Gebisse geben. Wenn 
wir aber auch derartige Soldaten veranlassen wollen, sich ihre Zähne richten, 
künstliche Gebisse machen zu lassen, so weigern sie sich, statt daß sie darauf 
eingehen; so und so viele wollen überhaupt kein künstliches Gebiß. Es 
steckt eben in manchen Kreisen des Publikums, und zwar, wie ich hier 
gleich im voraus erwähnen möchte, gerade des ländlichen Publikums, noch 
immer die Anschauung: es ist eine Schande, ein künstliches Gebiß zu haben. 
Die Leute laufen lieber mit ihren Stumpen herum und lassen nichts daran 
machen, und da komme ich zu einem Punkte, wo ich einer Bemerkung des 
Herrn Referenten für unsere südlichen Verhältnisse widersprechen muß. 
Der Herr Referent hat, wenn ich ihn recht verstanden habe, ausgeführt, 
daß auf dem Lande weniger Schädigungen der Zähne Vorkommen als in der 
Stadt. Ich vermag die Verhältnisse des nördlichen Teiles des Deutschen 
Reiches nicht zu beurteilen. Ich habe aber gerade für unsere bayerische 
Armee, für Bayern überhaupt versucht, einiges Material zu bekommen, und 
da stellt sich nun für den Süden gerade das Gegenteil heraus. In den 
Landesteilen, wo ich Gelegenheit hatte, Untersuchungen anzustellen, fand 
ich, daß die Rekruten vom Lande schlechter daran sind als die aus der 
Stadt, und das ist für die Armee eine, ich möchte fast sagen, gefährliche 
Sache. Es ist Ihnen ja wohl bekannt, daß an gutem Material für uns 
prozentual mehr vom Lande geliefert wird als von der Stadt, daß die Land¬ 
städte uns prozentual mehr tüchtige Rekruten stellen, und nun sehen wir 
auf der anderen Seite, daß wir unter diesen tüchtigen Rekruten so und so 
viel haben mit Zähnen, die uns zu denken geben, ob wir den Mann noch 
nehmen können. Da kommt eben gerade das, was ich vorhin sagte, in 
Betracht, das Vorurteil, daß die Leute das Gebiß nicht richten lassen wollen, 
sogar, wenn sie es kostenlos haben. Die Stadtbevölkerung hingegen und 
unter ihr die Arbeiterbevölkerung ist viel mehr zum Zahnarzt gegangen. 
Letztere bekommt ja die Gebisse durch ihre Kassen halb bezahlt. Dann 
scheint es weiter nach manchen Aufmachungen, die allerdings noch nicht 
vollständig sind, als ob die schlechten Zähne bei der Landbevölkerung — 
bei uns im Süden, betone ich immer wieder — etwas Zusammenhängen mit 
denjenigen Gegenden, in denen wir einen großen Prozentsatz von stillenden 
Müttern haben und mit denen, wo nicht gestillt wird. Gerade die aller¬ 
schlechtesten Zähne scheinen aus denjenigen Provinzen und Bezirksämtern 
zu kommen, in Niederbayern, Oberbayern, Teilen der Oberpfalz, Teilen von 
Schwaben, in denen bisher sehr wenig gestillt wurde, wo erst in neuerer 
Zeit das Stillen wieder in Zunahme gekommen ist. Die schlechten Gebisse 
hängen vielleicht einerseits mit diesem Umstande zusammen, andererseits 
hat der Herr Referent in sehr treffender Weise darauf hingewiesen, daß 
durch die schlechten. Zähne die Ernährung geschädigt wird, und da möchte 
ich einen Umstand streifen, der auch zeigt, wie sich in der Hygiene alle 
Gebiete verquicken. Gerade aus Gegenden, wo wir die nichtgestillten Kinder 
haben, aus denen wir die schlechten Zähne haben, haben wir auch, wie den 
Herren ja wohl bekannt ist, die Zunahme von Infektionskrankheiten und 
speziell der Tuberkulose. 
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„Wenn ich nun noch darauf eingehen darf, wie in diesen ländlioheu 
Bezirken die Zahnpflege zu betreiben wäre, möchte ich darauf hinweisen, 
daß ich glaube, daß gerade in diesen ländlichen Bezirken ein gelinder Druck 
der Regierung nötig ist, damit überhaupt etwas geschieht. Ich bin seinerzeit 
in einer Gegend gewesen, wo ungefähr eine Bevölkerung von 3- bis 400000 
ländlichen Seelen in Betracht kommt, und da habe ich gefunden: wenn nicht 
ein leiser Druck erfolgt, dann ist schwer etwas durchzusetzen; mit allgemeinen 
Vorträgen, mit gemeinnützigen Vereinen kommt man in solchen rein länd¬ 
lichen, auch sonst vielleicht etwas zurückgebliebenen Gegenden nicht durch.* 

Kreisarzt Dr. Kriege (Barmen): „Meine sehr verehrten Herren! 
Nach meinen Erfahrungen als Schularzt einer großen städtischen Kommune 
muß ich sagen, daß man mit dem Belehren in dieser Frage nicht sehr weit 
kommt Nun ist ja zuzugeben, daß z. B. die Behandlung von krankea 
Augen und Ohren — auch speziell für die Aufgaben der Schule — sicher 
wichtiger ist als die Behandlung der Zähne. Aber für diese höheren Sinnes¬ 
organe geschieht doch schon jetzt weit mehr. Kinder, die kranke Augen 
und Ohren haben, werden in der Mehrzahl der Fälle bereits behandelt, 
während für die Zähne der Kinder aus den unteren Volksschichten so gut 
wie nichts geschieht. Die Eltern kümmern sich nicht darum, halten das 
nicht für wichtig, und gerade deswegen muß der Schularzt, der sich die 
Zähne der Kinder einmal angesehen hat, zu der Überzeugung kommen, daß 
die Bekämpfung dieses Volksübels wirklich eine Aufgabe ist, die, wie der 
verehrte Herr Referent sich ausdrückte, des Schweißes der Edlen wert ist. 

„Ich habe mir eigentlich nicht deswegen das Wort erbeten, um dies* 
Ausführungen hier zu machen, zu denen ich nur durch die Diskussion ver¬ 
anlaßt bin, sondern um zu schildern, wie wir in Barmen die Schulzahnklinik 
finanziert haben. Ich habe zunächst auch Bedenken gehabt, als Stadtarzt 
in Barmen der Verwaltung vorzuschlagen, 20000 Jft jährlich für eine solche 
Schulzahnklinik auszugeben. Denn die würde es gekostet haben, wenn man 
annimmt, daß die Kosten etwa 1 oft pro Kind und Jahr betragen. Einer 
so hoch belasteten Kommune das zuzumuten, schien mir bedenklich, und so 
habe ich das Aktenstück immer wieder weggelegt und gezögert, mit einer 
solchen Forderung zu kommen. Aber nun hörte ich, daß die Stadt Duisburg* 
die Frage tatsächlich so gelöst hat, daß die Eltern der 22000 Kinder, die 
sich von den 38000 überhaupt vorhandenen beteiligen, mit Erfolg dazu 
veranlaßt worden sind, die Betriebskosten der Zahnklinik ganz oder annähernd 
aufzubringen. Ich sagte mir nun, daß in Barmen 1 Jft für viele Eltern etwas 
viel sei, deshalb sahen wir uns nach neuen Hilfsquellen um, und da kamen 
wir auf den Gedanken, mit den Krankenkassen zu verhandeln. Die Kranken¬ 
kassen haben nach meiner Überzeugung auch ein ganz außerordentliches 
Interesse an einer geordneten Zahnpflege im schulpflichtigen Alter. Die Orts¬ 
krankenkasse in Barmen, bestehend aus etwa 40000.Mitgliedern, hat im 
vorigen Jahre, wie mir der Vorstand mitgeteilt hat, nicht weniger als 35000 oft 
für Zahnbehandlung ihrer Mitglieder ausgeben müssen. Als wir nun iu 
Verhandlungen mit dem Vorstand eintraten, konnten wir ihm leicht plausibel 
machen, daß es notwendig ist, bereits im schulpflichtigen Alter ernstlich mit 
der Behandlung der Zähne anzufangen, weil man sonst oft zu spät kommt. 
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Auf diese Weise ist es gelungen, daß in der Generalversammlung der Orts- 
krankenkasse, in der ich den Plan vortrug, ein jährlicher Zuschuß bis zu 
9000 d. h. ein Drittel der jährlichen Kosten der Klinik, bewilligt wurde. 
Auch die Betriebskrankenkassen, an die wir uns zunächst schriftlich wandten, 
haben wir dazu gebracht, entsprechend beizutragen, bis auf wenige Aus¬ 
nahmen. Wir haben dadurch in Barmen erreicht, daß etwa die Hälfte der 
laufenden Kosten von den Krankenkassen garantiert worden ist. Weiter 
hat die Stadt, so wie es auch in der 11. These des Herrn Referenten ge¬ 
wünscht ist, die notwendigen Räume zur Verfügung gestellt. Sie wird ferner 
das Geld für die erste Einrichtung zur Verfügung stellen und wohl auch 
noch einen laufenden Beitrag geben, damit die Kosten für solche Kinder, 
die die Lehrmittel frei haben, gedeckt werden können. Das Übrigbleibende 
sollen nun die Eltern der Kinder auf bringen, und ich halte das für richtig, 
denn man soll den Eltern nicht jede Verantwortung abnehmen; nach meinen 
Erfahrungen wird das, was man ihnen schenkt, in diesen Kreisen nicht ge¬ 
schätzt. Die Eltern sollen auch ihr eigenes Interesse in etwas zeigen, und 
wir wollen nur diejenigen Kinder in der Zahnklinik zulassen, die 0,50 
wenn mehrere Kinder in der Familie sind, 0,25 Jfl pro Jahr beitragen, was 
wir dann wohl pränumerando durch die Schulen einziehen können. Ich 
möchte glauben — darum habe ich es hier geschildert —, daß dieser Weg 
auch in anderen Städten gangbar wäre. Ich möchte die Herren, die diese 
Dinge ins Leben zu rufen haben, darauf hinweisen, daß doch vielleicht bei 
den Krankenkassen in der Beziehung etwas zu holen ist, und daß in dieser 
Weise dann die Sache auf eine finanziell gesunde Basis gestellt werden kann. 

„Die Einrichtung denke ich mir so — und wir wollen sie in dieser 
Weise ins Leben rufen —, daß ein Schulzahnarzt im Hauptamt angestellt 
wird, daß er Assistenten hat, daß die Kinder in der Schule auf die Zähne 
untersucht werden, daß diejenigen, die schlechte Zähne haben, in die Zahn¬ 
klinik geschickt werden, daß andererseits aber auch jedes überhaupt zu¬ 
gelassene Kind hinkommen kann, wann es will. Auf diese Weise werden 
wir einem großen Volksübel begegnen, denn wir haben ja alle gehöit, welche 
Wichtigkeit die Zahnkrankheiten für das ganze spätere Leben und sogar für 
die militärische Brauchbarkeit der Nation haben.“ 

Bürgermeister Dr. Thode (Stettin): „Meine Damen und Herren! 
Ich teile mit dem Herrn Referenten die Ansicht über die Wichtigkeit der 
Schulzahnkliniken und ich teile mit ihm den Wunsch, in möglichst baldiger 
Zeit solche Schulzahnkliniken in denkbar vielen Städten deutscher Lande 
entstehen zu sehen. Ich habe allerdings gewisse Bedenken gehabt, als er 
im Laufe seines Vortrages die These 11 noch etwas verschärfte, dahin, daß 
er unter den verschiedenen Systemen, die schon in die Praxis übersetzt 
worden sind, dasjenige als das allein zweckdienliche und nach seiner Ansicht 
wünschenswerte bezeichnete, das der Stadtgemeinde die sämtlichen Kosten 
auferlegt. Ich habe befürchtet, daß diejenigen Ausführungen, die Herr 
Oberbürgermeister Dr. Fuss in so klassische Worte gekleidet hat, nachher 
die Antwort auf diese Anregung sein würden. Das konnte eigentlich nicht 
ausbleiben. 

„Ich glaube aber, meine Herren — der Herr Vorredner hat mir im 
wesentlichen das schon vorweggenommen, was ich hier ausführen wollte —, 
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daß es möglich ist, die Schulzahnkliniken einzurichten, ohne daß man diesen 
von Herrn Oberbürgermeister Fuss erwähnten Bedenken Raum zu geben 
braucht. Es ist die Möglichkeit vorhanden, ohne eine sehr erhebliche Be¬ 
lastung des Stadtsäckels diese überaus segensreiche Einrichtung zu schaffen. 
Ich will übrigens bemerken, daß auch der erste Verfechter der Idee der 
Schulzahnklinik, Herr Prof. Jessen in Straßburg, wenn ich mich nicht sehr 
täusche, kürzlich auf einer Versammlung ausgeführt hat, daß er nach seinen 
Erfahrungen über das Anwachsen der Kosten einer solchen Einrichtung 
seinerseits nicht mehr in der Lage sein würde, das System völliger Unent¬ 
geltlichkeit den Städten zu empfehlen. Ich würde aus den vom Herrn Vor¬ 
redner entwickelten Gründen das sogenannte Duisburger System empfehlen. 
Es ist eben durch die Praxis bewiesen worden, daß mit einem Abonnements¬ 
geld von 1 Jt die Sache durchführbar ist, wenn die Stadt die Räumlich¬ 
keiten hergibt, wenn sie die erste Einrichtung auf ihren Etat übernimmt 
und wenn sie für die Kinder, die ihrer Sorge anvertraut sind, die Armen- 
und Waisenkinder hauptsächlich, ihrerseits die betreffenden Beiträge leistet. 
Dann ist es möglich, mit einem Abonnementsgeld von 1 Jtt die Sache zu 
machen, und ich glaube, daß in den meisten unserer Großstädte die Arbeiter 
in der Lage sein werden, für die Pflege dieser wichtigen Organe ihrer Kinder 
1 iM im Jahre auszugeben. Das ist nach den heutigen Lohnverhältnissen 
ohne weiteres ersichtlich. 

„Das wäre die finanzielle Seite der Sache. Es sind ja aber noch andere 
Erwägungen anzustellen, die der Herr Redner eben schon vor mir angestellt 
hat. Es wurde im Privatgespräch eine Äußerung erwähnt, die jemand 
machte, als ihm in der Poliklinik ein Zahn gezogen wurde und er nachher 
gefragt wurde, wie es gewesen wäre: »Na ja, es kostet ja nichts, aber es war 
auch danach», und so ist es mit allen diesen Sachen, die vollkommen unent¬ 
geltlich geboten werden. Die Leistungen werden ganz anders gewürdigt, 
wenn die Eltern auch noch ein geringes dafür aufzuwenden haben. Daa 
ist eine Betrachtung, die immer wieder in die Praxis übersetzt werden sollte, 
und endlich, meine ich, liegt die Sache doch auch so, daß wir uns zur Auf¬ 
gabe setzen, das Publikum immer mehr zu hygienischem Denken und zu 
hygienischem Handeln zu erziehen. Ich stehe da auf einem ganz anderen 
Standpunkt, als von einem der Herren Vorredner hier ausgeführt worden ist. 
Nach meinen Beobachtungen hauptsächlich in der Tuberkulosefrage dürstet 
vielfach unsere Arbeiterschaft danach, belehrt zu werden über hygienische 
Gesichtspunkte, und wir können da noch viel weiter kommen, und es ist 
doch etwas viel wünschenswerteres, das zu erreichen, daß die Eltern aus 
freier Entschließung heraus die Kinder einer solchen Fürsorge Zufuhren, 
als wenn die nun heutzutage überall erscheinende Obrigkeit sie bevor¬ 
mundend dahin bringt. Das sind die Gesichtspunkte, aus denen heraus ich 
den Stadtverwaltungen dringend empfehlen wollte, nach dem Duisburger 
System an die Lösung der Frage der Schulzahnkliniken heranzugehen. 

„Es ist von einem der Herren Vorredner gesagt worden: wie ist es mit 
den Zahnärzten, die werden sich dieser Sache widersetzen. Meine Damen 
und Herren! Gerade das Gegenteil ist der Fall. Wir haben in Stettin die 
Schulzahnklinik nach Duisburger System außerordentlich leicht durchgesetzt 
— das wird den Herren aus der Praxis der Stadtverwaltungen von Interesse 
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sein —, und zwar haben sich sieben der namhaftesten Zahnärzte der Stadt 
bereit erklärt, in den ersten zwei Jahren die Behandlung unentgeltlich 
darchzuführen. Der zahnärztliche Verein hat ein lebhaftes Interesse an 
dieser Einrichtung bekundet. Warum? Nun, meine Herren, das ist ja 
außerordentlich leicht ersichtlich. Das ist nicht lediglich ein ideales, soziales 
Interesse, sondern es ist auch ein starkes praktisches Interesse dabei, denn 
selbstverständlich, wenn wir die Kinder daran gewöhnen, ihre Zähne zu 
pflegen, so wird die Kenntnis von der Notwendigkeit der Zahnpflege in die 
Familie getragen, und dann gehen die Leute auch zum Zahnarzt, so daß 
tatsächlich auch die Zahnärzte wesentlich an der Sache interessiert sind. 
Also hier liegt es ganz anders als auf dem Gebiete der Behandlung durch 
die Schulärzte. 

„Das waren die wenigen Momente, die ich zur praktischen Seite der 
Sache hier Vorbringen wollte.“ 

Freiin M. T. Mirbach, Vertreterin des katholischen Frauenbundes 
(Cöln): „Hochansehnliche Versammlung! Ich habe leider den Namen meiner 
Vorrednerin nicht verstanden. Ich muß ihr meinen Dank aussprechen, daß 
sie eine Frage berührt hat, die mir schon lange auf dem Herzen lag, näm¬ 
lich die Belehrung der Landbevölkerung über die Pflege der Zähne, und 
daß diese Belehrung nicht allein für die Schulkinder stattfinden muß, ist ja 
sehr leicht verständlich. Es wird vielleicht die Anwesenden interessieren, 
daß es bei uns die Frauen vereine sind, die da eingreif en. Als Vorsitzende 
eines ländlichen Zweigvereins des katholischen Frauenbundes kann ich mir 
ein kleines Bild darüber machen, wie wenig die Frau auf dem Lande über¬ 
haupt eine Idee von Zahnpflege für sich und für die kleinen und großen 
Kinder hat. Nun haben gerade verschiedene ländliche Zweigvereine in unseren 
Versammlungen, die wir etwa alle zwei Monate für die Frauen eingerichtet 
haben, es verstanden, bald durch einen Zahnarzt oder auch durch eine Dame, 
die sich in diesem Punkt ausbildet, einen volkstümlichen Vortrag einzurichten, 
zu dem die Frauen sehr gern gehen und die Männer auch. Außerdem haben 
unsere Sonntagsschulen, unsere Mädchenabende es sich zur Aufgabe gemacht, 
die schulentlassenen Mädchen zu belehren, und mir ist es eine sehr große 
Genugtuung gewesen, heute den schönen Vortrag des Herrn Beferenten zu 
hören, aus dem ich eine ganze Menge Belehrung und Anregung mit nach 
Hause nehme, die ich hoffe, auch für meinen Verein verwerten zu können. 

„Die regelmäßige Schulzahnpflege auf dem Lande ist ja leider infolge 
der finanziellen Umstände kaum zu verwirklichen. Aber ein Gedanke, den 
der Herr Referent gestreift hat, der Gedanke der Kreisschulzahnärzte, ist mir 
prachtvoll vorgekommen, und ich werde nicht ermangeln, ihn bei uns im Ver¬ 
ein zu wiederholen,'um vielleicht so mit der Zeit manches darin zu erreichen.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent, Geh. Obermedizinalrat Prof. Dr. Kirchner (Berlin). 
„Meine Damen und Herren! Ich freue mich, daß die Worte, die ich mir an 
Sie zu richten erlaubte, nicht ganz ohne Zustimmung geblieben sind; die 
überwiegende Mehrzahl der Damen und Herren, die hier gesprochen haben, 
hat sich zustimmend geäußert. Ich begrüße es mit Freude, daß der Deutsche 
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Verein für öffentliche Gesundheitspflege die Sache, die mir so am Herzen 
liegt, in so freundlicher Weise fördert 

„Nur einige Punkte möchte ich noch hervorheben. Gegenüber den 
Bedenken, die Herr Oberbürgermeister Fuss geäußert hat, möchte ich auf 
die Anerkennung hin weisen, welche die Königl. Staatsregierung in Preußen 
dem Geiste zollt, mit welchem unsere großen Städte an die Erfüllung der 
Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege herantreten. Wir sind von 
Bewunderung ei’füllt für das Verständnis, das unsere großen Städte diesen 
Aufgaben entgegenbringen, und für die Mittel» die sie in den Dienst dieser 
Dinge stellen. Wenn wir auch unsererseits einmal die Bestrebungen der 
Städte unterstützen können, so dürfen sie auf uns rechnen. 

„Ich möchte noch eins zum Ausdruck bringen. Es wird uns Medizinal¬ 
beamten vielfach zum Vorwurf gemacht, daß wir uns mit unseren hygienischen 
Forderungen nicht in ein richtiges Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der 
betreffenden Interessenten stellen. Ich kann dem gegenüber behaupten, daß 
die Medizinalbeamten sich mehr und mehr nach der Richtung hin entwickeln, 
sich stets vor Augen zu halten, daß eine bestimmte vorhandene Summe nur 
dann fruchtbar verwertet werden kann, wenn man sich bei der Befriedigung 
der einzelnen Bedürfnisse so einrichtet, daß die Summe ausreicht; sie sagen 
sich, daß sie die Aufgaben, die sie für notwendig halten, nur dann zur Durch¬ 
führung bringen können, wenn sie sie so gestalten, daß sie das Gute mit 
möglichst wenig Mitteln zu erreichen suchen und der Leistungsfähigkeit der 
Interessenten Rechnung tragen. Ich konstatiere das und bitte Sie, mit der 
Überzeugung nach Hause zu gehen, daß von den Medizinalbeamten in diesem 
Sinne gearbeitet wird. Wir streben immer mehr und mehr dahin, das Er¬ 
reichbare mit dem Idealen in ein vernünftiges Verhältnis zu bringen. 

„Meine Herren! Ich möchte aber noch eins hinzufügen. Die Ausgaben, 
die für diesen Zweck notwendig wären, sind doch wirklich im Verhältnis 
zu dem, was dadurch erreicht wird, außerordentlich klein. Wenn wir für 
jeden Schüler durchschnittlich 1 Ji jährlich brauchen, so werden dadurch 
die Kommunen nicht allzusehr belastet. Wenn z. B. Berlin für seine 
250000 Volksschüler jährlich 250000^ für Schulzahnpflege ausgeben würde, 
würde es dadurch wahrhaftig nicht arm werden. Wir sind aber nicht einmal 
so unbescheiden, das zu verlangen; gerade in Berlin haben wir von Anfang 
an das Duisburger System eingeführt: die Stadt gibt uns nur die Räume 
und einen jährlichen Zuschuß, daß übrige machen wir selbst, teils durch eigene 
Beiträge, teils durch Beiträge der Eltern. Bis jetzt haben wir jedes Jahr 
eine neue Schulzahnklinik eröffnet, und wir werden mit Gottes Hilfe weiter 
so fortfahren. 

„Noch eins möchte ich hervorheben, was die Damen zum Ausdruck 
gebracht haben. Zunächst freue ich mich darüber, daß' sich Damen an der 
Diskussion beteiligt haben. Ich habe immer gefunden, daß Dinge, die das 
Wohl unserer Kinder betreffen, den besten Widerhall in Frauenherzen finden; 
ich freue mich, das auch hier bestätigt zu finden. Bezüglich des Wunsches 
der Frau von Büren möchte ich bemerken, daß der Deutsche Verein für 
Volkshygiene sich zur Aufgabe gestellt hat, überall die Belehrung hinzutragen. 
Die einzelnen Vereine sollten nach dieser Richtung hin zusammen arbeiten. 
Wenn Sie Ihrerseits das unterstützen wollen, werden wir Ihnen dankbar sein. 
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„Die Befürchtungen des Herrn Geh. Rat Baginsky, daß die Zahnärzte 
Bedenken tragen, mitzuarbeiten, sind schon widerlegt worden. Ich bin bei 
dieser ganzen Bestrebung von einer Begeisterung der Zahnärzte getragen 
worden, wie ich sie nicht für möglich gehalten hätte. Die Herren begrüßen 
sie als eine Gelegenheit, einmal beweisen zu können, daß sie für das Wohl des 
Volkes Sinn haben. Das muß man hoch anerkennen. Sie haben sich aber 
auch gesagt, daß sie dabei auf ihre Rechnung kommen, insofern, als das 
Volk dadurch au die Notwendigkeit der Zahnpflege gewöhnt wird und infolge* 
dessen künftig häufiger zum Zahnarzt kommen wird als bisher. 

„Bei den Krankenkassen, mit denen Herr Kreisarzt Dr. Kriege eine Ver¬ 
ständigung vorgeschlagen hat, haben wir bis jetzt kein allzu großes Entgegen¬ 
kommen gefunden. Wir haben von vornherein mit dem Herrn, der in Berlin 
auf diesem Gebiet eine Rolle spielt, Herrn Simanowski, verhandelt, um die 
Krankenkassen für die Schulzahnpflege zu gewinnen. Vorläufig waren sie 
nicht sehr dafür. Wenn die neue Reichsversicherungsordnung zur Durch¬ 
führung kommt, werden sie sich vielleicht bereitwilliger zeigen. 

„Leider muß ich konstatieren, daß meine Hoffnungen bezüglich des 
Herrn Dr. Stephani nicht ganz in Erfüllung gegangen sind. Ich hatte 
gehofft — ich gebe diese Hoffnung auch noch nicht auf —, daß die Schul¬ 
ärzte sich etwas entgegenkommender zeigen würden. Ich meine, wenn der 
Deutsche Verein für Schulgesundheitspflege mir das Vertrauen geschenkt hat, 
mich zu seinem Vorsitzenden zu wählen, so liegt darin doch wohl ein Beweis 
dafür, daß auch die Schulärzte die Wege, die ich gegangen bin, für richtig 
halten. Wenn Herr Dr. Stephani den Vorschlag macht, man sollte erst 
dies und jenes tun, ehe man die Schulzahnpflege betreibt, so kann ich dies 
nicht für richtig halten. Die Bedürfnisse des Volkes sind gleichwertig, und 
jedes einzelne Bedürfnis, das hervortritt, muß befriedigt werden. Gott sei 
Dank interessiert sich nicht jeder für jedes, und so finden sich für jede 
wichtige Sache immer noch Leute, die dafür begeistert Bind; es ist also nicht 
zutreffend, wenn man befürchtet, daß eine Wohlfahrtsbestrebung andere 
schädigt. Jede Bestrebung, die hervortritt, findet einen Kreis, der ihr zu- 
stimmt; es ist wie bei physikalischen Untersuchungen: wenn man mit dem 
Geigenbogen eine Stimmgabel anstreicht in einem Raum, wo verschiedene 
Stimmgabeln sich befinden, wird man immer die eine oder andere Stimmgabel 
mitklingen hören. Ich bin nicht zweifelhaft, daß auch die Schulärzte mit 
der Zeit zu der Überzeugung kommen werden, daß sie sich und unserem 
Volke dienen, wenn sie uns zustimmen. Die Äußerungen des Herrn Kollegen 
Stephani betrachte ich nur als Rückzugsgefecht, in welchem er zeigen will, 
daß er noch da ist. Ich bin überzeugt, daß auch er bereit ist, wenn es darauf 
ankommt, unser Bundesgenosse zu werden, und deswegen sehe ich freudig 
in die Zukunft. a 

Vorsitzender, Regierungs- u. Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth: 
„Die Aufmerksamkeit, mit der die Versammlung den Ausführungen des Herrn 
Berichterstatters gefolgt ist, ist der beste und beredteste Ausdruck des Dankes, 
den wir dem Herrn Vortragenden für seine bedeutungsvollen Ausführungen 
schulden, der es sich trotz seiner außerordentlichen dienstlichen Inanspruch¬ 
nahme nicht hat nehmen lassen, uns ein so erschöpfendes Referat zu erstatten. 

Viertelj»br««chrift für Gesundheitspflege, 1912. 9 
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n Zusammenfassend sind wir darin einig, daß die Schulzeit den geeignetsten 
Zeitpunkt für eine zahnärztliche Belehrung, Überwachung und Behandlung 
darstellt. 

„Was die in der Diskussion berührte Frage der Wertigkeit der ver¬ 
schiedenen hygienischen Aufgaben auf dem Gebiete der Schulgesundheitspflege 
betrifft, so verhält es sich hier nicht anders, wie auf dem Gebiete der Hygiene 
im allgemeinen. So wird in der einen Stadt beispielsweise der Bau eine» 
Schlachthauses für dringender erachtet als der Bau oder Anbau eine» 
Krankenhauses oder eines Schwimmbades, oder in einer anderen Stadt die 
Herstellung einer Turnhalle für dringender als die Errichtung einer Krippe 
oder einer anderen hygienischen Einrichtung. Je nach der Verschiedenheit 
der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse, wie der vorherrschenden 
Interessen wird bald die eine, bald die andere Einrichtung für dringender 
erachtet werden. In jedem Falle wird von der Schulverwaltung und 
speziell vom Schulärzte verlangt werden können, daß die Luftverunreinigung 
in der Schule über das physiologische, durchaus unvermeidliche Maß nicht 
hinausgeht, und da kariöse Zähne unter keinen Umständen zur Luftverbesserung 
beitragen, wird darauf zu dringen sein, daß diese über das physiologisch» 
Maß hinausgehende Luftverunreinigung durch eine geordnete Zahnpfleg» 
nach Möglichkeit beseitigt wird. 

„In welcher Weise die Einrichtungen im Einzelfall am besten zu treffen 
sind, wird sich nach den örtlichen Verhältnissen richten. Nach dieser Richtung 
werden die ländlichen Kreise anders zu behandeln sein als die Stadtkreise. 
In ersteren wurden bereits vereinzelt Wanderschulzahnkliniken eingerichtet» 
so auch außer den schon erwähnten im Kreise Osthavelland im Potsdamer 
Bezirk; hier liegt die Schwierigkeit darin, daß die Kontrolle, um die Kosten 
nicht zu erheblich werden zu lassen, vielfach noch in zu langen Zwischen¬ 
räumen erfolgt. 

„Mit nochmaligem herzlichen Dank an den Herrn Berichterstatter 
schließe ich die Verhandlung über den Gegenstand der heutigen Tagesordnung. 

„Es ist hier inzwischen folgender Antrag eingegangen: »Die 36. Ver¬ 
sammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, welch» 
die Besichtigung der Internationalen Hygieneausstellung in jedes ihrer Tages¬ 
programme auf genommen hatte, ist zu der Auffassung gelangt, daß sich in 
der Ausstellung eine solche Fülle des Wissenswerten und für das Gemeinwohl 
Nützlichen befindet, wie sie bis dahin noch nie geboten worden ist und auch 
sobald nicht wieder geboten werden dürfte. Sie hält es daher mit Rücksicht 
auf den bereits in sechs Wochen erfolgenden Schluß für ihre Pflicht, di» 
weitesten Kreise und Berufsstände des deutschen Volkes nochmals auf di» 
höchst lehrreiche Ausstellung hinzuweisen und zum Besuche aufzufordern.«. 

„Meine Damen und Herren! Die Tendenz des Antrags entspricht so sehr 
den Zielen und Zwecken unseres Vereins, daß der Antrag einer besonderen. 
Begründung kaum noch bedarf. Hervorheben will ich nur, daß er zugleich 
eine unmittelbare Folge des von uns gestern gefaßten Beschlusses bezüglich 
der Schutzpockenimpfung darstellt, denn nur durch fortschreitende Aufklärung 
des Volkes sind wir imstande, der gemeingefährlichen Agitation der Impf* 
gegner, der Unwissenheit und Leichtgläubigkeit den Boden bereiten helfen» 
mit Erfolg entgegenzuwirken. 
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„Als Pioniere der praktischen Hygiene sind wir daher geradezu ver¬ 
pflichtet, das ganze Ansehen unseres Vereins dafür einzusetzen, daß die 
weitesten Kreise des Volkes noch einmal vor Schluß der Ausstellung auf die 
Internationale Hygieneausstellung und ihre Bedeutung für die Volkserziehung 
hingewiesen werden.“ 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner (Jena): „Meine Herren! Nach diesen 
Aussprüchen unseres verehrten Herrn Vorsitzenden kann ich mich ungemein 
kurz fassen. 

„Wenn wir unser Programm ansehen, so finden wir diesmal nur drei 
Vorträge, während wir sonst fünf, sechs und mehr hatten. Aber auf dem 
Programm jedes Tages steht: Besichtigung der Hygieneausstellung. Ich 
bin in diesem Jahre schon fünfmal zu Kongressen hier gewesen, aber dieser 
ist der erste, der offiziell auf die Ausstellung hin weist und uns nicht bloß 
die Erlaubnis, sondern auch die Zeit gibt, die Ausstellung zu besuchen. Wer 
die Ausstellung durchgegangen ist in diesen Tagen, der hat überall die Herren 
mit der schwarz-weiß-roten Rosette gesehen, und man würde vielleicht noch 
viel mehr gesehen haben, wenn die Rosetten etwas dauerhafter gearbeitet 
gewesen wären. 

„Viele, viele Hunderttausende von Menschen haben die Ausstellung 
bereits besucht, aber, meine Herren, viele Hunderttausende würden noch 
herkommen, sehen und lernen, für das ganze Leben lernen, wenn sie wüßten, 
was hier geboten wird. Ich bin gewerbsmäßiger Hygieniker, und wenn ich 
durch die Ausstellung gehe, überfällt mich erstens ein Gefühl der Scham: 
das Gefühl der Scham, daß ich so wenig von Hygiene weiß; zweitens überfällt 
mich das Gefühl der Freude, wenn ich sehen kann, wieviel sich mir dort 
bietet, wieviel ich dort meinem Wissen hinzuzufügen vermag. 

„Meine Herren! Ich bin auch akademischer Lehrer, und als Lehrer 
möchte ich, daß dieser vorzügliche Lehrgegenstand, die Ausstellung, den 
weitesten Kreisen unserer Bevölkerung bekannt werde. Wir sind hier als 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege; die öffentliche Gesundheitspflege 
haben wir auf unser Banner geschrieben, und ich glaube, wir werden unserer 
Aufgabe in keiner Weise besser gerecht, als wenn wir mit unserer ganzen 
Autorität — und unsere Gesellschaft gehört zu den ersten und vornehmsten 
unseres Vaterlandes, sie besitzt Autorität — sagen: die Ausstellung ist der 
Besichtigung wert. Wie das geschieht, meine Herren, das können wir 
vertrauensvoll in die Hände unseres Vorstandes legen. Außerdem sind Ver¬ 
treter der Presse da, und wenn unserVerein heute eine solche Resolution faßt, 
so fließt sie gleich in die richtigen Kanäle. Die Zeit von sechs Wochen, 
welche die Ausstellung noch besteht, ist kurz; ich möchte, daß diese Zeit 
möglichst ausgenutzt werde.“ 

Oberbürgermeister Dr. Fas8 (Kiel): „Meine Herren! Ich unterschreibe 
in jeder Beziehung die vortrefflichen Ausführungen des Herrn Geh. Rat Gärtner 
und die unseres Herrn Präsidenten. Ich ergreife nur deshalb das Wort, um 
ein Bedenken nicht unausgesprochen zu lassen, es gleichzeitig aber auch 
zu widerlegen für diesen einzelnen FalL Meine Herren! Ich bin an und für 
sich ein grundsätzlicher Gegner davon, daß wir Resolutionen fassen über 
Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung gestanden haben. Das 
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kann im einzelnen Falle zu sehr bedenklichen Konsequenzen führen. In 
diesem Falle, meine Herren, glaube ich aber: wir müssen uns über die 
Bedenken hinwegsetzen, weil keine Möglichkeit sein würde, eine wirksame 
Äußerung unseres Vereins zu erreichen, wenn es nicht noch in der heutigen 
Sitzung geschieht. Ich bitte daher nur den Herrn Präsidenten, den Beschluß 
dahin ergänzen zu lassen: die Versammlung erkennt die Dringlichkeit des 
Antrags des Herrn Gärtner an und stimmt demselben zu. u 

Vorsitzender, Regierungs- u. Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth: 
„Wünscht jemand zu dem Anträge noch das Wort? — Das ist nicht 
der Fall; so kommen wir zur Abstimmung, und ich bitte diejenigen Herren, 
die für den eben verlesenen Antrag stimmen, sich von ihren Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Ich stelle fest, daß der Antrag einstimmig angenommen 
worden ist. 

„Meine Damen und Herren! Wir sind damit am Schlüsse unserer dies¬ 
jährigen Tagung angelangt. Wenn sich die Wünsche und Hoffnungen, 
denen ich zu Beginn der Verhandlungen Ausdruck gab, erfüllt haben, so 
haben Sie, meine Damen und Herren, durch Ihr Erscheinen daran in erster 
Linie mitgewirkt. Wir hoffen, daß der diesjährige Kongreß dazu beitragen 
wird, die Gewissen zu schärfen und diejenigen Faktoren, die hier bessernd 
und schaffend Vorgehen sollen, vorwärts zu treiben. 

„Während für gewöhnlich Beschlüsse hier nicht gefaßt werden und wir 
uns ängstlich hüten, zu umstrittenen Fragen der Hygiene oder Technik 
Stellung zu nehmen, haben wir uns diesmal veranlaßt gesehen, zwei Reso¬ 
lutionen zu fassen. In beiden Fällen handelt es sich um dringende 
Forderungen der praktischen Hygiene. Wir hätten uns einer Unterlassung 
schuldig gemacht, wenn wir in der Frage der Schutzpockenimpfung gegen¬ 
über der von den Impfgegnern betriebenen Agitation nicht Stellung genommen 
hätten. Und der zweite Beschluß ergab sich folgerichtig aus der ersten 
Resolution, insofern nichts mehr als hygienische Aufklärung geeignet ist, 
dieser auf die Unwissenheit spekulierenden Agitation den Boden zu entziehen. 

„Einleitend hatte ich betont, daß wir gegenüber der zunehmenden 
Spezialisierung, der zunehmenden Sonderung in Spezialvereinen und Spezial- 
kongressen um so dringender der Zusammenfassung aller Vertreter der 
praktischen Hygiene in unseren Deutschen Verein für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege bedürfen, dem durch Heranziehung der noch fern stehenden Berufs¬ 
kreise immer neue Kraftquellen zu erschließen sind. 

„Da die Wissenschaft das Fundament ist, auf dem sich unsere praktisch¬ 
hygienischen Maßnahmen aufbauen, bedürfen wir der besonderen Mitwirkung 
der Vertreter der wissenschaftlichen Hygiene und Technik, der Vertreter an 
den Universitäten, an den Hochschulen und sonstigen wissenschaftlichen 
Instituten. Deshalb haben wir es jederzeit mit besonderer Genugtuung 
empfunden, wenn hervorragende Vertreter der Wissenschaft als geschätzte 
Mitglieder unserem Verein angehören. Aber viele stehen noch abseits. 
Möchten die hier noch bestehenden Lücken immer mehr ausgefüllt werden 
und möchten die noch Fehlenden, eingedenk unseres höheren Berufes, als 
Lehrer des Volkes an der Hochschule der Menschheit mitzuwirken, recht 
bald unsere Reihen schließen helfen. 
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„Noch einmal danke ich den Herren Berichterstattern, die die wichtigen 
Gegenstände der Tagesordnung mit soloher Gründlichkeit behandelt haben, daß 
die Diskussion sich im wesentlichen nur zustimmend zu äußern in der Lage war. 

„Ich danke allen Mitgliedern, die in die Diskussion eingegriffen haben, 
und ich danke Ihnen allen, die biB zuletzt an den Verhandlungen teilgenommen 
haben. 

„Aber es sind noch andere Empfindungen und Gefühle, die uns beim 
Scheiden bewegen. 

„Herzlichen Dank habe ich nooh einmal dem Herrn Oberbürgermeister 
und dem Rat der Stadt Dresden zu sagen, namentlich auch für die schöne 
Festschrift, die uns in stillen Stunden noch manches Mal an die hier verlebten 
schönen Tagen erinnern wird. 

„Nicht minder herzlich danke ich dem Ortsausschuß, insbesondere Herrn 
Bürgermeister May für die viele Mühe und Arbeit, die die Veranstaltung der 
Besichtigungen und die Einreihung in das Tagesprogramm bereitet haben, 
Schwierigkeiten, die nur der voll zu würdigen weiß, der selber einmal in 
einem solchen Ausschuß tätig war. In diesen Dank schließe ich den Damen- 
ansschuß ein, die beide mit Erfolg bemüht gewesen sind, uns den Aufenthalt 
in Dresden zu einem so angenehmen und, ich sage wohl nicht zu viel, wenn 
ich sage, unvergeßlichen zu machen. 

„Endlich danke ich den Vertretern der sächsischen Staatsregierung, die 
unseren heutigen Verhandlungen bis zu Ende beigewohnt haben, mit der 
Bitte, unseren Dank für die Entsendung auch dem Herrn Minister übermitteln 
za wollen/ 

Das Wort hat Herr Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner (Jena): „Meine 
Damen und Herren! Verzeihen Sie, daß ich nochmals vor Ihnen erscheine; 
aber es wäre ungehörig, wenn wir ohne jeden Dank an unseren verehrten 
Vorstand diesen Raum verlassen wollten. Wir könnten jetzt das Lied singen, 
nachdem wir entlassen worden sind: „Bemooster Bursche zieh ich aus, ade u , 
aber, meine Damen und Herren, ruhestörender Lärm ist hier verboten. 
Dahingegen möchte ich von dem zweiten Verse des Liedes die ersten Worte 
an den Vorstand richten: „Behüt dich Gott w , um in dieses „Behüt dich Gott“ 
unseren Dank an unseren verehrten Vorstand zu legen. 

„Meine Damen und Herren! Wenn Sie wissen, wieviel Arbeit von den 
Herren des Vorstandes übernommen werden muß, dann werden Sie sich nicht 
wundern, wenn ich dem Danke warmen Ausdruck geben möchte. Zunächst 
ist es schwer, die nötigen Themen für die Vorträge, die zu halten sind, zu 
bekommen, da muß gewaltig gesiebt werden; dann werden die Fisch angeln aus¬ 
gelegt, um die Referenten zu angeln. Es beißt durchaus nicht jeder an, im 
Gegenteil, die Leute, die anbeißen, sind selten; es kommt aber auch vor, daß 
einer anbeißt, dem gar keine Angel hinausgeworfen ist. Nun, mit allen diesen 
Schwierigkeiten hat der Vorstand zu kämpfen. An der Oberfläche merkt 
man davon nichts. 

„Dann kommen die Verhandlungen mit der Stadt, mit den betreffenden 
Behörden, zuletzt die Verhandlungen selbst. Auf das Einzelne will ich 
nicht eingehen, nur den letzten Punkt, die Verhandlungen, möchte ich kurz 
berühren. Wir dürfen uns, meine Herren, bezüglich der Verhandlungen das 
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Zeugnis ausstellen, daß wir recht artig gewesen sind. Wir haben es unserem 
Vorstand leicht gemacht, uns zu regieren; aber, meine Herren, wir sind auoh 
sehr fleißig gewesen, und da ist es in der Tat eine Kunst des Vorstandes 
gewesen, diesen Fleiß in die richtigen Grenzen zurückzudämmen. Zeitweise 
hat er die Zügel etwas schießen lassen, zeitweise sie angeholt. Entsprechend 
der Materie, entsprechend der zur Verfügung stehenden Zeit hat er den 
Rednern die nötige Freiheit gewährt und die Hörer vor der Überfülle der 
Gaben bewahrt. Unseren herzlichsten Dank dem Vorstande für all die Mühen, 
denen er zur schönen Ausgestaltung unserer Tagung sich unterzogen hat. 

„Aber noch eins, meine Damen und Herren! Wir haben nur einen Teil 
unserer Zeit hier verbracht, den anderen Teil drüben in der Ausstellung. 
Ich glaube, wir haben die schöne Pflicht, auch der Leitung der Ausstellung 
hier unseren Dank zu sagen. Wenn auch hier im Saal viel Arbeit geleistet 
worden ist, so ist dort eine Riesenarbeit geleistet worden, und wenn wir hier 
manches lernen konnten, so konnten wir dort Unendliches lernen. Was 
diese Ausstellung für eine Arbeit gemacht hat, davon können wir uns kaum 
einen Begriff machen. Zweifellos ist es richtig, daß eine hygienische Aus¬ 
stellung dieser Art, wie wir sie jetzt hier gesehen haben, nie existiert hat, 
und ich fürchte, daß es schwer sein wird, eine gleiche Ausstellung wieder 
herzustellen. Ein Hauptvorzug dieser Ausstellung war, daß man dieses Mal 
nicht nach Personen, nach Städten, nach Instituten und dergleichen das Material 
geordnet hat, sondern ganz und gar sachlich, nach einheitlichen objektiven 
Gesichtspunkten. Das hat viel Schwierigkeiten gemacht, aber darin liegt ein 
großer Teil des Erfolges. Ein anderer, mindestens ebensogroßer lag in dem 
klaren Erkennen dessen, worauf es ankam, und in der zähen Energie, das 
für notwendig Erkannte zu beschaffen oder durchzuführen. 

„Meine Herren! Die Ausstellungsleitung hat es uns ermöglicht, in kurzer 
Zeit viel zu sehen und viel zu lernen, reicher an Wissen gehen wir heim, 
wir haben Grund, meine Herren, dankbar zu sein, und ich bitte Sie, sich von 
Ihren Sitzen zu erheben, um dadurch den Dank auszudrücken an unseren 
Vorstand und an die Leitung der Ausstellung.“ 

Vorsitzender, Regierungs- u. Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Roth: 
„Namens des Vorstandes danke ich verbindlichst für die liebenswürdige 
Anerkennung. 

„Wenn es nicht gar zu schlecht gegangen ist, danken wir das Ihrer 
Nachsicht. 

„Besonderen Dank sage ich noch dem immer bereiten Schriftführer 
Herrn Dr. Niedner. 

„Ich schließe die 36. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege mit dem Wunsche, daß wir uns im nächsten Jahre zu 
froher gemeinsamer Arbeit wieder vereinigen möchten.“ 


Schluß gegen 1 Uhr. 
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Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung 

in den Kulturstaaten am Anfänge des 20. Jahrhunderts. 

Gesammelt und herausgegeben von Prof. Dr. K. Kisskalt. 

I. Öffentliche Gesundheitspflege Norwegens. 

Von H. M. Gram, 

Epidemie- und Quarantänearzt des Staates. 


Die Medizinalverwaltung. 

Das zivile Medizinalwesen steht in administrativer Hinsicht unter dem 
Justiz- und Polizeidepartement der KgL Regierung. 

Unter diesem Departement werden die Medizinalangelegenheiten durch 
zwei verschiedenene Abteilungen vorbereitet und behandelt. 

Die eine Abteilung — das Medizinaldirektorat — ist die administrative 
Hauptabteilung. Der Medizinaldirektor, Dr. M. Holmboe, der ärztliche Aus¬ 
bildung haben muß, hat die administrative Oberleitung. Seine unmittelbar 
untergebenen Hilfskräfte haben meistens ärztliche Ausbildung bzw. Spezial¬ 
ausbildung, daneben sind auch mehrere Pharmazeuten, ein Chemiker mit 
hygienischer Spezialausbildung und ein Ingenieur vorhanden. 

Außerdem hat der Medizinaldirektor einen Juristen als Sekretär neben 
Bureanpersonal ohne Sonderausbildung. 

Die öffentliche Gesundheitspflege, die Medizinalstatistik, das Geistes¬ 
krankenwesen und das Apothekenwesen bilden im wesentlichen sein Ressort. 
(Das Veterinärmedizinalwesen ist einem eigenen Direktor im Landwirtschafts- 
ministerium untergeordnet.) 

Alle öffentlichen Medizinalangelegenheiten, soweit sie nicht von niederen 
Instanzen abgefertigt sind, werden vom Medizinaldirektor vorbereitet und 
entweder selbständig erledigt oder dem Minister direkt vorgetragen, oder 
der zweiten Abteilung für Medizinalsachen, dem Medizin&lbureau im Justiz¬ 
departement, nach Vorbereitung übertragen. Diese zweite Abteilung, aus¬ 
schließlich aus Juristen bestehend, beschäftigt sich nur mit der ökonomischen, 
juristischen oder rein administrativen Seite von Sachen, die dem Minister 
vorgelegt werden sollen. 

In Fragen der Hygiene hat der Medizinaldirektor mehrere offizielle 
Konsulenten. Der Direktor des hygienischen Institutes der Universität, 
Prof. Dr. A. Holst, hat die Verpflichtung, in hygienischen Fragen der 
Medizinalverwaltnng Auskünfte zu geben. Dieselbe Verpflichtung hat der 
Stadtphysikus in Christiania, Dr. G. Bentzen. 

Außerdem sind im hygienischen Institute zwei Assistenten angestellt, 
die ausschließlich für das öffentliche Medizinalwesen Untersuchungen aus¬ 
führen. Daneben sind sie verpflichtet, dem Medizinaldirektor als fach¬ 
kundige Konsulenten beizustehen. 
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Prof. Dr. K. Kisskalt, 


Der eine, der den Titel Epidemiearzt des Staates führt, macht die 
bakteriologische Untersuchung aller Proben, die von einer Gesundheits¬ 
kommission durch ihren Vorsitzenden eingeschickt werden. Die Unter* 
Buchung geschieht unentgeltlich, und die Praxis hat es mitgeführt, daß nicht 
nur die Proben von vermeintlich infektiösem Material, die von einer Ge* 
sundheitskommission eingeschickt werden, zur Untersuchung gelangen, 
sondern auch diejenigen, die von privaten Ärzten eingeschickt werden, wenn 
das Resultat der Untersuchung für die Bekämpfung ansteckender Krank¬ 
heiten Bedeutung haben kann. 

Der Epidemiearzt ist auch verpflichtet, durch Reisen und Untersuchungen 
an Ort und Stelle den beamteten Ärzten in der Bekämpfung epidemischer 
Krankheiten, sowie durch sachkundige Ratschläge beizustehen. Solche 
Reisen nimmt er jedoch nur auf Veranlassung des Medizinaldirektors vor. 
Weiter hat er im Bedarfsfall die ärztliche Oberleitung einer der Quarantäne¬ 
anstalten des Staates zu übernehmen. 

Der zweite Konsulent, der Medizinalchemiker, hat die hygienisch-che¬ 
mischen Untersuchungen für das Medizinalwesen auszuführen. Jede Ge¬ 
sundheitskommission kann gegen eine verhältnismäßig geringe Bezahlung 
hygienisch-chemische Untersuchungen von ihm ausführen lassen. 

Wasseranalysen und Nabrungsmittelanalysen bilden das wesentlichste 
von seinen Untersuchungen. 

Ein Ingenieur ist als ständiger Konsulent im Direktorat beschäftigt; 
er hat alle vom Direktor vorgelegte technische Fragen zu beantworten, 
kann aber nicht ohne weiteres von den Gesundheitskommissionen in An¬ 
spruch genommen werden, wie die vorher genannten Konsulenten. 


Bei den großen Abständen und beschwerlichen Kommunikationen Nor¬ 
wegens vergeht oft lange Zeit, bevor man selbst telegraphisch Antwort auf 
die bakteriologischen Untersuchungsfragen bekommen kann. Liegt doch 
die am weitesten entfernte Stadt Norwegens, Vadsö, in ungefähr demselben 
Abstand von Christiana wie Neapel, und die Post geht oft nur zur See, also 
erheblich langsamer als mit der Eisenbahn. 

Mehrere Ämter (Regierungsbezirke) und die meisten größeren Städte 
haben daher ihre eigenen bakteriologischen Untersuchungsstellen errichtet, wo 
die Ärzte in derselben Weise, wie nach dem hygienischen Institute, Proben 
hinschicken können. Diese Untersuchungsstellen sind meistens mit den 
Krankenhäusern verknüpft. 

Die medizinaladministrative Einteilung Norwegens. 

Das Reich ist in ziviladministrativer Hinsicht in 20 größere Bezirke 
geteilt, die sogenannten „Ämter M , die im wesentlichen den deutschen 
Regierungsbezirken gleichzustellen sind. (Die höheren Einheiten, die fünf 
„Stifter“ [Provinzen] haben zur Medizinaladministration keine Beziehungen.) 

Die Zivil Verwaltung eines Amtes wird von einem Beamten, dem „Amt¬ 
mann“ (Regierungspräsidenten) geleitet, in Verbindung mit einem Ausschuß, 
der aus den gewählten Vorsitzenden der Gemeindeausschüsse sämtlicher 
Gemeinden des Amtes besteht. 
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Der Amtsausschnß unter dem Vorsitze des Amtmannes bestimmt das 
Jahresbudget des Bezirkes, und unter demselben auch viele der Medizinal- 
ausgaben, speziell diejenigen, welche zur Bekämpfung epidemischer Krank¬ 
heiten in den Landesgemeinden dienen. Wenn der Ausschuß nicht Sitzung 
hat, bestimmt der Amtmann selbst über außerordentliche Ausgaben, die 
keinen Verzug zulassen, und in diese Kategorie fallen viele der Ausgaben 
für hygienische Zwecke, speziell bei Epidemien. 

Die Stadtgemeinden bewilligen durch ihren ständigen Ausschuß der 
(gewählten) Gemeindeverwaltung ihr eigenes hygienisches Budget, das nicht 
der Genehmigung des Amtmannes untergeben ist. 

Die Bezirke sind in Ärztekreise geteilt mit je einem Kreisarzt. Die 
Anzahl der Ärztekreise ist zurzeit 165. 

Diese Kreise sind nun sehr verschieden in Ausdehnung und Bevölkerung. 
Sie bestehen meistens aus mehreren Gemeinden, deren jede nach dem Ge- 
sundheitsgesetz von 1860 eine ständige Gesundheitskommission unter dem 
Vorsitze eines Arztes, meistens des Kreisarztes, haben muß. Nur wenige 
größere Stadtgemeinden haben ihren eigenen beamteten Arzt (Stadtphysikus). 

Um die Verhältnisse näher zu beleuchten, können einige Zahlen¬ 
exempel gegeben werden. 

Im südlichen Teile des Reiches sind die Kreise am dichtesten bevölkert, 
und außer dem Kreisarzt sind mehrere praktische Ärzte beschäftigt. In 
einem Bezirke, wie Aker, der am nächsten bei der Hauptstadt Christiania 
liegt, wohnen etwa 44000 Menschen auf 1063 qkm. 

In den nördlichsten Teilen des Reiches sind die Kreise viel größer in 
Ausdehnung, aber sehr dünn bevölkert. Die Bevölkerung ist außerdem so 
arm, daß kein Arzt ohne Amtsgehalt sein Auskommen finden würde, so daß 
der Kreisarzt der einzige Arzt ist. Im Kreis Kistrand in Finmarken wohnen 
etwa 2400 Menschen auf 11786 qkm. 

In diesem Kreise hat der Arzt oft mehr als 200 km lange Reisen zu 
den Patienten. 

Der Mittelpunkt der am meisten entfernten Gemeinde seines Kreises 
liegt 140 km von seiner Wohnung entfernt. 

Funktionen des beamteten Arztes. 

Die hauptsächlichen Grundlagen für die Wirksamkeit des beamteten 
Arztes im Dienste der öffentlichen Gesundheitspflege sind aus dem all¬ 
gemeinen Gesundheitsgesetze von 1860 hergeleitet. 

Das Gesetz folgt hier, nur unwesentliche Sachen sind aus Platzrücksichten 
weggelassen. 

Gesetz, • 

betreffend Gesundheitskommissionen und Maßnahmen gegen epidemische und 

ansteckende Krankheiten. 

(Gegeben im Jahre 1860.) 

Erstes Kapitel. 

§ 1. ln jeder Stadt soll eine Gesundheitskommission sein, bestehend aus 
dem betreffenden beamteten Arzte oder einem anderen von der Medizinalver¬ 
waltung ernannten Arzte als Vorsitzenden l ), dem Magistrat der Stadt *), oder, 

*) Ständige Mitglieder. 
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wo dieser aus mehreren Personen besteht, dem vom Könige dazu ernannten 
Mitglied; dem Ingenieur der Stadt 1 ), wo sich einer befindet, samt drei anderen 
Mitgliedern, die in einer Sitzung der gesamten Stadtverwaltung und Kommunal¬ 
repräsentation gewählt sind. Die Funktionszeit der gewählten Mitglieder 
dauert vier Jahre, danach können sie die Wiederwahl ablehnen für so lange 
Zeit als sie in Funktion gewesen sind. Wenn der Magistrat in der Stadt nicht 
wohnt, kann der König an dessen Stelle einen anderen als Mitglied der Ge¬ 
sundheitskommission ernennen. 

§ 2. Die im § 1 gegebenen Bestimmungen gelten auch für Ladeorte *)» wenn 
sie eine besondere Ortsverwaltung haben. 

§ 3. Die Kommission soll ihre Aufmerksamkeit gerichtet halten auf die 
Gesundheitsverhältnisse des Ortes und alles, was darauf einen Einfluß haben 
kann, sowie: Reinlichkeit, die Ableitung schädlichen stillstehenden Wassers, die 
Einrichtung und Reinigung von Aborten, Pissoiren und Düngergruben, die Ab¬ 
lagerung von Dünger, Knochen, Lumpen und anderen Gegenständen, die auf 
den Gesundheitszustand schädlich einwirken können, die Beschaffenheit des 
Trinkwassers, Verkauf schädlicher Nahrungsmittel, Wohnungen, die sich wegen 
Mangels an Licht und Luft durch Feuchtigkeit, Unreinliohkeit oder Überfüllung 
mit Bewohnern sich bestimmt gesundheitsschädlich erwiesen haben. Die Gesund¬ 
heitskommission hat des weiteren darauf zu achten, daß genügender Luftwechsel 
stattfindet in Lokalen, wo sich eine größere Anzahl von Menschen regelmäßig 
versammeln, sowie in Kirchen, Schul-, Gerichts- und Auktionslokalen, Theatern, 
Tanzlokalen u. dgl., ebenso, daß kein Gewerbe mit größerer Gefahr für den all¬ 
gemeinen Gesundheitszustand betrieben wird, als es mit Notwendigkeit aus dem 
Wesen des Betriebes folgt. Aufsicht über die Begräbnisplätze des Ortes gehört 
gleichfalls unter die Gesundheitskommission. 

§ 4. Es ist die Pflicht der Gesundheitskommission Vorschläge zu allgemeinen 
Vorschriften betreffend das Gesundheitswesen innerhalb der Gemeinde zu machen. 
In dieser Absicht wendet sich die Kommission an die Gemeindeverwaltung mit 
ihren Vorschlägen und es wird mit der Behandlung der Sachen und Beschlüsse 
in denselben übereinstimmend mit dem Gemeindeverwaltungsgesetze vorgegangen, 
doch ist kgl. Approbation der Beschlüsse erforderlich. 

§ 5. Die gesundheitspolizeilichen Maßnahmen gehören stets unter die Gesund¬ 
heitskommission und die Befolgung der Bestimmungen derselben ist von der Polizei 
durchzuführen. Es liegt dieser auch ob, sich an die Gesundheitskommission 
zu wenden mit Mitteilungen und Vorstellungen, das Gesundheitswesen betreffend. 

§ 6. Ohne vorherige Zustimmung des Eigentümers oder des Bewohners 
darf keine gesundheitspolizeiliohe Untersuchung in privaten Wohnungen oder 
auf privatem Grunde stattfinden, wenn nicht ein diesbezüglicher Beschluß von 
der Gesundheitskommission gefaßt und dem betreffenden Privaten mitgeteilt ist 

§ 7. Gesetzmäßige Beschlüsse der Gesundheitskommission können nur vom 
betreffenden Regierungsdepartement oder nötigenfalls vom Könige verändert oder 
aufgehoben werden. 

§ 8. In jeder selbständigen Gemeinde auf dem Lande soll eine Gesundheits- 
kommission sein, bestehend aus dem betreffenden beamteten oder einem anderen 
von der Medizinalverwaltung dazu ernannten Arzte als Vorstand, und der 
ganzen 'Gemeinderepräsentation oder so vielen von deren Mitgliedern, als von 
derselben bei der Errichtung der Kommission und später nach jeder allgemeinen 
Neuwahl in der Gemeinderepräsentation gewählt sind. 

§ 9. In den Bezirken, wo Gesundheitskommissionen schon infolge des Gesetzes 
von 8. August 1857 8 ) eingerichtet sind, haben dieselben zugleich die allgemeinen 
Obliegenheiten der Gesundheitskommissionen nach diesem Gesetz zu übernehmen. 

§ 10. Sitzungen der Gesundheitskommission, an deren Verhandlungen der 
betreffende Polizeibeamte (Vogt) teilzunehmen das Recht hat, jedoch ohne 
Stimmrecht, werden auf dem Lande soweit möglich an demselben Tag und an 
derselben Stelle abgehalten, wo die kommende Repräsentation Zusammentritt. 

i) Ständiges Mitglied. — 2 ) Ladeorte = kleinere Orte an der Küste. — 3) Das erste Lepragesetz. 
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Der Vorsitzende der Repräsentation soll darum bei Zeiten dem Vorsitzenden 
der Gesundheitskommission Nachricht geben, wenn Sitzungen der Repräsentation 
bestimmt sind. Der Regierungspräsident (Amtmann) kann, wenn er es nötig 
findet, durch den Vorsitzenden der Kommission Sitzungen bestimmen. 

§ 11. Die Gesundheitskommissionen auf dem Lande sollen auf alles ihre 
Aufmerksamkeit richten, was dazu dienen kann die Gesundheit zu fördern und 
Umstände abzuschaffen, die besonders zur Entwickelung und Verbreitung der 
Krankheiten beitragen. 

Wenn hierbei die Ausfertigung allgemeiner Vorschriften, den Gesundheits¬ 
zustand innerhalb der Gemeinde betreffend, in Frage kommt, wird hiermit auf 
gleiche Weise vorgegangen, wie es in ähnlicher Hinsicht durch § 4 bestimmt ist. 

§ 12 u. 13. (Bestimmungen betreffend Unkosten, die bei den Kommissions¬ 
sitzungen verursacht sind, Geldstrafen bei Ausbleiben der Mitglieder, usw.) 

Zweites KapiteL 

Besondere Maßnahmen gegen epidemische und ansteckende Krankheiten. 

§ 14. Wenn ein Hausbesitzer oder Familienvater in seinem Kreise bemerkt, 
daß eine Krankheit sich unter mehreren Personen ausbreitet, und sich dabei 
von bösartiger Beschaffenheit zeigt, boII er davon Nachricht geben: dem Vor¬ 
sitzenden der Gesundheitskommission, oder einem anderen Mitglied derselben, 
einem Beamten oder Angestellten der Polizei oder der Armenfürsorge. Diese 
letzteren überbringen die Meldung dem Vorsitzenden der Gesundheitskommission, 
oder, wenn dadurch allzuviel Zeit vergehen würde, einem näher wohnenden 
Arzte. Der Arzt, der die Meldung empfängt, hat baldmöglichst die Verhältnisse 
zu untersuchen, vorläufige Vorschriften zu geben und, wenn er selbst nicht 
Vorsitzender der Gesundheitskommission ist, diesem Mitteilung davon zu machen. 
Ist der beamtete Arzt des Bezirkes selbst nicht Vorsitzender der betreffenden 
Kommission, so erhält er von diesem einen Bericht über den Vorfall und die 
Maßnahmen. 

§ 15. Wenn eine gefährliche epidemische oder ansteckende Krankheit aus¬ 
bricht oder sich nähert, hat die Gesundheitskommission an jedem Ort Ver¬ 
ordnungen und Maßnahmen nach den Erforderungen der Krankheitsbeschaffenheit 
zu treffen. Wenn zur Verwirklichung derselben Geldmittel nötig sind, hat die 
Kommission davon Vorschlag zu machen, in den Landesbezirken dem Amtmann 
(Regierungspräsidenten), in den Stadtgemeinden dem Magistrat und der Repräsen¬ 
tation. Die Unkosten bei diesen Maßnahmen — ausgenommen Reisekosten für 
beamtete Ärzte, Beamte oder staatlich angestellte Personen, die weiterhin, 
wie jetzt, von der Staatskasse getragen werden — fallen in den Städten der 
betreffenden Gemeinde, auf dem Lande der Amtsgemeinde (Regierungsbezirk) zur 
Last. Doch kann der König unter Umständen die von außerordentlicher ärzt¬ 
licher Hilfe verursachten Unkosten ganz oder teilweise auf die Staatskasse 
übertragen. Unkosten, die durch Maßnahmen verursacht sind, die eine Landes¬ 
gemeinde ohne Zustimmung des Regierungspräsidenten getroffen hat, werden 
von der betreffenden Landesgemeinde getragen. 

§ 16. Die Gesundheitskommission ist unter solchen Umständen berechtigt, ihren 
Bezirk in Abteilungen zu teilen und in jeder derselben einen oder mehrere 
Aufseher anzustellen, die den ihnen gegebenen Auftrag nach den Vorschriften 
der Kommission ausführen. 

§ 17. Nimmt eine bösartige Krankheit weiteren Umfang an, so kann außer¬ 
ordentliche ärztliche Hilfe angenommen werden. Hiervon soll sogleich der 
Medizinal Verwaltung Bericht erstattet werden. Gleichfalls können provisorische 
Krankenhäuser errichtet werden, von deren Tätigkeit fortwährend der Medizinal¬ 
verwaltung nach deren näheren Bestimmungen Bericht zu erstatten ist. 

§ 18. Kann ein passendes Lokal nicht durch Vereinbarung erhalten werden, 
so kann ein solches nach der Bestimmung der Gesundheitskommission in Be¬ 
schlag genommen werden gegen Ersatz nach gerichtlichem Gutachten. 

§ 19. Ein jeder ziviler beamtete Arzt ist, wenn es verlangt wird, dazu verpflichtet, 
die ärztliche Tätigkeit bei einem provisorischen Krankenhaus innerhalb seines 
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Bezirkes gegen eine mangels Vereinbarung von der Medizinal Verwaltung zu be¬ 
stimmende Bezahlung zu übernehmen. 

§ 20. Bei weiterer Ausbreitung bösartiger epidemischer Krankheiten soll 
jeder Arzt, der davon angegriffene Personen behandelt, der Gesundheitskommission 
einen Bericht darüber erstatten. Diese erstattet durch den beamteten Arzt und 
den Amtmann (Regierungspräsidenten) fortwährend Berichte an die Medizinal¬ 
verwaltung nach einer von dieser gegebenen Instruktion. 

§ 21. Personen, die an bösartigen Krankheiten leiden, deren weitere Aus¬ 
breitung durch Ansteckung zu befürchten ist, sollen dazu verpflichtet sein, 
wenn die Gesundheitskommission oder die Obrigkeit es fordert, sich in einem 
Krankenhause behandeln zu lassen, wenn sie nicht unverzüglich eine nach 
dem Ermessen des beamteten Arztes genügend sichere Verpflegung in der eigenen 
oder einer anderen Wohnung beschaffen können. 

§ 22. Die Bezahlung für Unterhalt und Behandlung in provisorisch er¬ 
richteten Krankenhäusern wird für Personen, die diese Ausgaben selbst nicht zu 
tragen vermögen, in den Stadtgemeinden von der Gemeindeverwaltung über¬ 
nommen, in den Landesgemeinden von dem Amtsausscbuß oder, wenn dessen 
Zustimmung nicht erlangt wird, vom Amtmann (Regierungspräsidenten). 

§ 23. Ärzte haben auf Reisen, die durch die hier erwähnten Krankheiten 
verursacht sind, ihre gewöhnliche Beförderungs- und Diätenbezahlung, ohne 
daß es ihnen verwehrt wird, Honorar zu erheben für die während der Reise 
vorgenommene Behandlung von Patienten, die bezahlen können. 

§ 24. In Rücksicht auf Kleider, Bettzeug, Wäsche u. dgl., die von Personen 
benutzt worden sind, die an einer epidemischen oder ansteckenden Krankheit 
gelitten haben oder gestorben sind, ebenso betreffs Zimmer oder Räumen, wo 
solche Personen gelegen haben, bestimmt die Gesundheitskommission ob, und in 
welcher Ausdehnung diese Gegenstände gereinigt werden sollen, bevor sie wieder 
in anderen Gebrauch genommen werden können. 

§ 25. Gleichfalls sollen Begräbnisse unter herrschenden Epidemien über¬ 
einstimmend mit den Vorschriften der Gesundheitskommission eingerichtet 
werden, derart, daß keine Gelegenheit zur Ausbreitung der Krankheit dabei 
gegeben wird. So sind Trauerstuben und Leichengefolge zu verbieten. 

Die Beerdigung soll vorgenommen werden, sobald man Gewißheit für das 
Eintreten des Todes hat. 

Die Leichen sollen in inwendig geteerten Särgen niedergelegt werden, die 
womöglich vier Ellen tief in die Erde eingesenkt werden. 

Drittes Kapitel. 

§ 26. (Allgemeine Bestimmungen betreffend Strafen und Inkrafttreten des 
Gesetzes)-. 

Die Hauptsache dieses Gesetzes bildet die Errichtung der Gesundheits- 
kommissionen, die in jeder Gemeinde die ausschlaggebende Macht haben, 
wenn es sich um die Erfüllung hygienischer Forderungen handelt. 

Diese Kommissionen haben die Verpflichtung, über alle hygienischen 
Verhältnisse innerhalb der Gemeinde Aufsicht zu führen, und allgemeine 
Gesundheitsvorschriften für die Gemeinde in Vorschlag zu bringen. Wenn 
diese Vorschriften von der Gemeinderepräsentation, und danach von der 
kgl. Regierung genehmigt sind, haben sie in der betreffenden Gemeinde 
Gesetzeskraft, und die Gesundheitskommission kann dann ihre Aufgabe 
als Gesundheitspolizei erfüllen. Wenn nämlich die Gesundheitskommission 
es fordert, sind die Polizeibehörden verpflichtet, durch ihre Gewalt die Maß¬ 
nahmen durchzuführen, welche die Gesundheitskommission in Übereinstimmung 
mit den Gesundheitsvorschriften des Ortes oder mit dem Gesundheitsgesetze 
in einem förmlichen Beschlüsse für nötig erachtet. 
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Der Vorsitzende der Gesundheitskommission muß Arzt sein. In den 
sechs größten Städten ist er ein dazu besonders von der Regierung ernannter 
Stadtphysikus. 

In den kleineren Stadtgemeinden und in den Landesgemeinden bat der 
Kreisarzt oder ein anderer, vom Medizinaldirektor besonders ernannter Arzt 
den Vorsitz. In jedem Ärztekreis muß der Kreisarzt wenigstens in einer 
der Gemeinden, die seinen Kreis bilden, den Vorsitz der Gesundheitskommission 
führen, und zwar Torzugsweise in seiner eigenen Wohngemeinde. 

Außer den Pflichten, die dem Vorsitzenden der Gesundheitskommission 
direkt vom Gesundheitsgeaetz oder von den allgemeinen Gesundheitsvorsehriften 
auferlegt sind, haben andere Gesetze neue Pflichten dazugesellt. Es wird 
daher am Platze sein, eine Übersicht über seine Funktionen zu geben. 

Es wird außerdem später überall auf die Funktionen der Gesundheits- 
kommi8ßion und deren Vorsitzenden zurückgekommen. Sie bilden den 
Angelpunkt unserer ganzen öffentlichen Gesundheitspflege. 

Wie es unmittelbar aus dem Gesundheitsgesetz hervorgeht, .hat der 
Torsitzende Arzt die Initiative zu ergreifen zu allen Maßnahmen gegen die 
Verbreitung epidemischer Krankheiten. Nach späteren Gesetzen und Vor¬ 
schriften gilt dasselbe für die venerischen, tuberkulösen und leprösen Er¬ 
krankungen. Die Maßnahmen gegen die Einschleppung ansteckender Krank¬ 
heiten sind ebenfalls zum großen Teile von seiner Initiative abhängig. 

Es werden sich daher in den verschiedenen Gemeinden die hygienischen 
Maßregeln und ihre Durchführung sehr verschieden gestalten können. 
Die große Selbständigkeit, die unsere Gemeinden nach der Gesetzgebung 
haben, kehrt als Voraussetzung für die Bestimmungen des Gesundheits¬ 
gesetzes wieder. 

Durch die Unabhängigkeit, mit welcher die Gesundheitskommissionen 
ihre GesundheitsVorschriften formen können, wird es in hygienischer Be¬ 
ziehung wahr, was über die politische Stellung unserer Gemeinden gesagt 
ißt: „Norwegen besteht aus 400 Republiken unter einem Monarchen vereint.“ 

Nach dem Volksschulgesetz muß vor Aufführung und Benutzung von 
Schulgebäuden und Schulräumen die Gesundheitskommission bzw. ihr Vor¬ 
sitzender sein Gutachten abgeben, und bei unhygienischen Verhältnissen die 
Benutzung der Gebäude oder Räume verbieten. 

Der Vorsitzende einer Gesundheitskommission hat zu kontrollieren, ob 
die Verpflegung und Behandlung der Pflegekinder genügend ist Doch kann 
die detaillierte Inspektion durch eigens dazu von der Gesundheitskommission 
angestellte Inspektoren vorgeben unter der Leitung des Vorsitzenden Arztes. 

An den Stellen, wo eine kommunale Fleischkontrolle errichtet ist, können 
die Gutachten der Fleischbeschauer von dem Obergutachten der Gesundheita- 
kommission abhängig gemacht werden. 

Er ist ständiges Mitglied der Bau- und Regulierungskommissionen der 
Städte. Kirchhöfe dürfen ohne seine Genehmigung weder angelegt noch 
uiedergelegt werden. 

Ihm unterliegt die Kontrolle der Hebammen. 

Einem Kreisarzt als solchen sind noch mehr Pflichten vom Gesetze auf¬ 
erlegt 
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Außer der obengenannten Verpflichtung, den Vorsitz einer oder mehrerer 
Gesundheitskommissionen zu führen (überall innerhalb seines Kreises, wo 
kein besonderer Vorsitzender nach Ersuchen der Gemeinde ernannt ist), muß 
er die allgemeine Gesundheitspflege in seinem ganzen Kreise kontrollieren 
und die statistischen Berichte yon sämtlichen Gesundheitskommissionen und 
praktizierenden Ärzten der Medizinalyerwaltung einsenden. Solche Berichte 
müssen einmal jährlich erstattet werden, und enthalten die Daten ihrer 
ganzen Tätigkeit 

Außerdem werden allmonatlich Berichte über die Yorkommenden epi¬ 
demischen Erkrankungen (zahlenmäßig auf Schema) und Spezialberichte über 
etwaige wichtigere und größere Epidemieen eingeschickt. 

Er hat die Befolgung der gegebenen Vorschriften zur Verhütung der 
epidemischen Krankheiten zu überwachen, desgleichen das hygienische Ver¬ 
halten und den Ab- und Zuzug der Leprösen, insofern es diesen gestattet 
ist, außerhalb Leproserien zu wohnen. * 

Er hat denjenigen, die an ansteckenden Eirankheiten leiden, ärztliche 
Hilfe zu leisten, insofern die Behandlung auf öffentliche Kosten geschieht 
und nicht in einem Eirankenhause erfolgt 

Er hat unentgeltlich der Obrigkeit und dem Armenfürsorgewesen ärzt¬ 
liche Gutachten abzugeben. Desgleichen ist er, jedoch nicht unentgeltlich, 
verpflichtet in den Gerichtsverhandlungen gerichtsärztliche Auskünfte zu 
geben, und gerichtliche Sektionen und Untersuchungen auszuführen. 

Er ist verpflichtet, gegen eine Besoldung, die mangels Vereinbarung 
von der Medizinalverwaltung festzusetzen ist, die ärztliche Behandlung in 
den öffentlichen Krankenhäusern innerhalb seines Kreises zu übernehmen, 
ebenso die Behandlung der Insassen der Gefängnisse seines Kreises, doch 
hier nur gegen Reisekosten und Diäten. 

Ei* muß unentgeltlich die Aufsicht und Behandlung der Kranken der 
Armenfürsorge und der Geisteskranken übernehmen (in der Ausdehnung, 
die seine übrigen öffentlichen Geschäfte gestatten). 

Er ist verpflichtet, auf Verlangen des Schulrates den Geisteszustand 
der Schulkinder zu untersuchen und darüber Gutachten abzugeben. 

Nach nötiger Besichtigung, ev. Sektion, hat er die Gutachten abzugeben, 
die erforderlich sind, um die Leichen innerhalb des Reiches gestorbener 
Personen aus dem Reiche auszuführen oder der Feuerbestattung zu über¬ 
geben. 

Sämtliche oben genannte Verpflichtungen hat ein Kreisarzt, nicht als 
Vorsitzender der Gesundheitskommission, sondern als beamteter Arzt. Es 
kann daher in seltenen Fällen Vorkommen, daß er die Behandlung armer 
und epidemischer Kranken außerhalb seiner eigenen Gesundheitskommissions¬ 
bezirke übernehmen muß, daß er also in dieser Beziehung unter die Kontrolle 
einer Institution kommt, über die er selbst die Oberaufsicht hat. 

Die Kontrolle der privaten nichtbeamteten Ärzte in gewissen Teilen 
ihrer beruflichen Tätigkeit liegt ebenfalls nur den Ej*eisärzten als solchen ob, 
nicht den Vorsitzenden jeder Gesundheitskommission, wenn nicht direkte 
Verletzungen der Gesundheitsgesetze vorliegen. Diese Verhältnisse ersöhweren 
selbstverständlich die Kontrolle und schaffen daneben kollegiale Kontroversen, 
die unter klareren Autoritätsverhältnissen nicht zu entstehen brauchen. 
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(Ein Gesetzentwurf der Regierung, der dem Storthing vorliegt, wird 
hier Besserung schaffen. Dieser Entwurf wird später behandelt.) 

Vorschlag zur Neuorganisation des Medizinalwesens. 

Die kgl. Regierung hat in diesem Jahre im Storthing einen Entwurf 
zur Neuorganisation des Medizinalwesens vorgelegt. Der Entwurf wird im 
Jahre 1912 zur Beratung kommen. 

Die Grundlagen dieses Entwurfes sind von einer Kommission aus¬ 
gearbeitet, die aus vier Ärzten, einem Juristen (Chef des Medizinalbureau) 
und einem Amtmann (Regierungspräsidenten) unter Vorsitz des Medizinal¬ 
direktors bestand. 

In der Hauptsache geht der Entwurf darauf hinaus, daß die öffentlichen 
Funktionen von Ärzten ausgeübt werden, die eigens dazu von der Regierung 
ernannt werden und nicht wie jetzt, teils von beamteten, teils von Kommunal¬ 
angestellten und durch die Medizinalverwaltung genehmigten Ärzten. 

In den Ärztekreisen auf dem Lande soll der Kreisarzt Vorsitzender 
der Gesundheitskommissionen sämtlicher Gemeinden seines Kreises sein. 

Zu dem Zwecke wird eine Neueinteilung des Landes in eine größere 
Zahl kleinerer Kreise als jetzt vorhanden sind, geplant, um den Kreisarzt 
in den Stand zu setzen, seine sämtlichen öffentlichen Funktionen zu erfüllen, 
die nach den Gesetzen ihm zugelegt sind, ohne daß die allzu großen Ent¬ 
fernungen hinderlich sein sollen. 

In den kleineren Städten soll ein Stadtarzt, der von der Regierung an¬ 
gestellt wird, den Vorsitz der Gesundheitskommission führen und er darf 
nicht wie jetzt, zugleich Kreisarzt eines Landeskreises sein, innerhalb dessen 
die Stadt liegt. 

Die größeren Städte, in denen der Vorsitzende der Gesundheitskommission 
nicht persönlich die Behandlung der armen und ansteckenden Kranken über¬ 
nehmen kann, wird ein Stadtphysikus als beamteter Arzt die Oberleitung 
der (kommunal angestellten) Stadtärzte haben und den Vorsitz der Ge¬ 
sundheitskommission führen. 

Für jedes „Amt“ (Regierungsbezirk) ist ein beamteter Arzt von der 
Regierung zu ernennen, der die Oberaufsicht über die Medizinal- und Ge¬ 
sundheitsverhältnisse des betreffenden Bezirkes führt. 

Er soll demnächst auch im großen Maßstabe die Bearbeitung der Statistik 
seines Bezirkes übernehmen. Weiter soll er der „Amtsverwaltung“ und den 
einzelnen Gesundheitskommissioneu fachkundigen Beistand leisten. 

Die Stellungen der „Amtsärzte“ sind mit derjenigen eines Eireisarztes 
oder Stadtarztes zu vereinigen, womöglich in der Nähe des Wohnortes 
des Amtmannes. 

Damit wird erzielt, daß diese Beamten, denen die ökonomische Seite 
der Medizinaladministration auf dem Lande obliegt, einen hygienisch ein¬ 
sichtsvollen Berater in ihre nächste Nähe bekommen, was jetzt nicht eigent¬ 
lich der Fall ist. 

Es ist vorauszusehen, daß diese Ärzte gar bald in ihrer ärztlichen 
Tätigkeit als Kreisarzt zum größten Teile durch Assistenten und Substitute 
ersetzt werden, und daß sie sich ausschließlich ihren öffentlich-hygienischen 
Funktionen widmen müssen. Es wird wohl auch bald dazu kommen, daß 
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sie ein kleineres bakteriologisches Untersnohnngslaboratorinm zur Verfügung 
bekommen. 

Das neue dieses Entwurfes bildet in erster Linie die Stellung des Amts¬ 
arztes und die Einteilung in kleinere Kreise, deren Kreisärzte als Vorsitzende 
sämtlicher Gesundheitskommissionen von der Regierung ernannt werden. 

Es wird auch eine gewisse Bedeutung haben, daß sie St&atsangestellte, 
und nicht Beamte sein werden. Nach unserem Grundgesetz kann nämlich 
die Regierung keinen Beamten, außer den allerhöchsten, ohne gerichtliches 
Urteil absetzen oder gegen seinen Willen versetzen. 

Bei der neuen Ordnung kann die Administration leichter verhindern, 
daß Ärzte, die für ihre Stellung nicht passen, zu lange darin belassen werden. 

Das Ärztegesetz. 

In Verbindung mit dem Entwürfe zur Neuordnung des Medizinalwesens 
hat die obengenannte Kommission einen Vorschlag zu einem allgemeinen 
Gesetze gemacht, das die Stellung der praktischen Ärzte regelt. 

Nach diesem Gesetze hat jedermann nach bestandenem Staatsexamen 
das Recht, ärztliche Praxis auszuüben. Der Verlust dieses Rechtes kann 
nur durch Gerichtsurteil ausgesprochen werden auf der Grundlage, daß der 
Arzt wegen Geisteskrankheit oder dauernder geistiger Schwächung für un¬ 
fähig erachtet wird, seine Tätigkeit auszuüben. In der Zeit zwischen Klage 
und Urteil kann er von der Regierung von seinem Recht, Praxis auszuüben, 
suspendiert werden. 

Jeder praktische Arzt ist verpflichtet, die Behandlung bei jedem Unfälle 
und bei Kreissenden zu übernehmen, wenn Behandlung notwendig erscheint, 
und wenn kein anderer, welcher wegen seiner Stellung zur Hilfe verpflichtet 
ist, beizeiten zur Stelle ist. 

Das Honorar für derartige Hilfe kann der Arzt von der Armenfürsorge¬ 
verwaltung des Ortes fordern, wenn der Kranke oder seine Angehörigen 
trotz Aufforderung nicht zahlen. 

Im Gesetze wird weiter die Meldepflicht aller epidemischen oder an¬ 
steckenden Krankheiten, die der öffentlichen Fürsorge unterstellt sind, dem 
Arzt als solchen auf erlegt, was in dem jetzigen Gesundheitsgesetz nicht klar 
ausgedrückt ist. 

Ebenso wird ihm auf erlegt, einen jährlichen Bericht über seine Tätig¬ 
keit zu liefern, weiter jeden Monat, oder nach Forderung der Gesundheits¬ 
kommission häufiger, eine zahlenmäßige Angabe der von ihm behandelten 
epidemischen Kranken zu liefern, auch wenn die Krankheit der öffentlichen 
Fürsorge nicht unterstellt ist. 

Dieser Entwurf ist im wesentlichen eine Kodifikation der heutigen, teils 
gesetzlichen, teils reglementarischen Bestimmungen, die die Ärzte betreffen. 

Neu ist hauptsächlich die Bestimmung, die den Verlust des Praxis¬ 
rechtes betrifft. 

Nach den jetzt gültigen Gesetzen kann man das ärztliche Praxisrecht 
als solches nur dann verlieren, wenn man echte Pocken statt Vaccine ein¬ 
impft (Verordnung von 1810). 
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Man wird auch als Neben strafe des Praxisrechtes durch Sonderurteil 
enthoben werden können, wenn man durch Urteil nach dem Strafgesetze 
andere Strafen bekommen hat. 


Literatur: 

Norsk lovtidende 1877 bis 1911. 

Medizinallovgivningen 1672 bis 1911. (Beides Sammlungen von Gesetzen und 
Verordnungen.) 

Vorarbeiten und Vorschlag der Ärztekommission von 1898. (Christiania 1903.) 
Smith: (Die wichtigsten öffentlichen Funktionen der Kreisärzte und prakti¬ 
zierenden Arzte.) Distriktsloegers og privatloegers offentlige gjöremaal. Christia¬ 
nia 1897. 


Das städtische Gesundheitswesen. 

Die hygienischen Verhältnisse der Stadtgemeinden sind hauptsächlich 
von den Gesundheitskommissionen und deren Vorsitzenden abhängig. Ohne 
die Initiative des beamteten Arztes werden außer den vom Gesetz gebotenen 
Maßnahmen meist nur Panikveranstaltungen vorgenommen. 

Die allgemeinen Gesundheitsvorschriften enthalten für jede Stadt die 
hygienischen Gesetze, und man bekommt auf diese Weise keinen einheit¬ 
lichen Plan für das Keich, um so mehr aber lokal angepaßte Regeln, 
denen das Publikum um so williger gehorcht, als sie selbst auf¬ 
gelegt sind. 

Die Stadt, die am besten hygienisch ausgerüstet ist, sowohl in materieller 
wie personeller Hinsicht, ist die Hauptstadt Christiania, und es soll daher 
die Organisation dieser Stadt genauer beschrieben werden. 

Die Gesundheitsvorschriften von Christiania können als Beispiel städti¬ 
scher Vorschriften dienen. Sie werden daher zunächst abgedruckt, dann 
folgt die Beschreibung der Organisation zur Durchführung derselben. 

Schließlich sollen die Organisationen der kleineren und kleinsten Städte 
kurz erwähnt werden, indem wesentlich die Verschiedenheiten von den Ver¬ 
hältnissen in Christiania betont werden. 

Die Gesundheitsvorschriften der kleineren Städte sind wesentlich nach 
demselben Schema gemacht wie diejenigen Christianias. Es werden natürlich 
lokale Verschiedenheiten eintreten, wie z. B. auf dem Westlande, wo mehr 
Rücksicht auf den Fischerverkehr und den Charakter der Städte als Küsten- 
stadte genommen wird. 

Der Unterschied besteht vor allem in den größeren oder geringeren 
Hilfsmitteln, die dem Vorsitzenden* der Gesundheitskommission zu Gebote 
fitehen, wenn er die Durchführung der Gebote kontrollieren will. 

Es erübrigt sich daher, Gesundheitsvorschriften für mehrere Städte 
außer Christiania abzudrucken. 

Gesundheitsvorschriften für die Stadt Christiania. 

§ 1. Bei dem Erlaß von Verordnungen, nach welchem Straßen, Wege, 
öffentliche Plätze, Ablaufrinnen, Kloaken und Kloakenkummen rein gehalten 
und nach welchem die Wegschaffung der Abfälle vorgenommen werden soll, 
soll das Gutachten der Gesundheitskommission eingeholt werden. 

Dasselbe soll geschehen bei dem Erlaß von Verordnungen über die Rein¬ 
haltung von kommunalen Schulen, Hallen, Bazaren, oder anderen allgemein 
benutzten kommunalen Lokalen. 

Viertel jahrsschrift fttr Gesundheitspflege, 1012. ]Q 
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§ 2. Torpassagen und Höfe sollen rein und von Gestank frei gehalten 
werden; sie sollen feste Oberfläche haben, damit sie vollständig gereinigt werden 
können, nnd sollen so eingerichtet sein, daß der Abfluß des Wassers leicht und 
schnell nach der Kloake des Eigentumes erfolgen kann, wo eine solche sich 
findet, oder gemäß § 15 des Baugesetzes geboten ist. Holzflure dürfen in nicht 
überdaohten Höfen nicht angebracht werden. 

Wo sie jetzt sind, dürfen sie nicht ausgebessert werden, sondern sollen ent¬ 
fernt werden, wenn eine Besserung nötig ist. 

Für größere Mietskasernen, oder wo stattflndendes Gewerbe oder Tierzucht 
es nötig macht, kann die Gesundheitskommission verordnen, daß Torpassagen 
und Hofplätze gepflastert oder mit wasserdichtem Belag versehen, werden. 

§ 3. a) Dünger, Küchenabfälle oder Kehricht und andere stinkende Sub¬ 
stanzen, ferner Stoffe oder Gegenstände, deren Ausdünstungen gesundheits¬ 
schädlich sein können, dürfen nicht auf solchen Stellen und in solcher Weise 
gelagert oder gehäuft werden, daß sie Geruchsbelästigungen oder sanitäre Miß¬ 
stände verursachen. 

b) Dünger und andere stinkende Dungstoffe, die zum Anbau der Eigen¬ 
tümer innerhalb der Grenzen der Stadt benutzt werden, dürfen auf keinem 
Eigentum in größeren Mengen hingelegt werden als für den Anbau notwendig 
erscheint. 

Dünger soll in solcher Weise und auf solchen Stellen in Haufen gelegt 
werden, wie die Gesundheitskommission es bestimmt. Gleichzeitig mit dem An¬ 
häufen muß er so gedeckt werden, daß er nicht stinkt. Er darf nicht eher zer¬ 
streut werden, als er niedergepflügt werden kann. 

c) Wenn Dünger, Küchen- oder andere stinkende Abfälle so behandelt sind, 
daß sie nicht stinken, dürfen sie in Eisenbahnwagen oder Fahrzeuge geladen 
werden, um aus der Stadt geführt zu werden. Mit der Genehmigung der Ge¬ 
sundheitskommission dürfen Kuh- und Pferdedünger in ungemischtem Zustande 
zum Weitertransport per Eisenbahn oder zur See umgeladen werden. 

d) Die B.egeln, nach welchen der Transport durch die Straßen der Stadt, 
oder nach welchen das Aus- und Einladen in Wagen oder Fahrzeuge der in 
diesem Paragraphen genannten Substanzen vorgenommen werden soll, werden 
dem Gutachten der Gesundheitskommission unterworfen. 

e) Küchenabfälle, Kehricht und dergleichen sollen von den Häusern in den 
zentralen oder dicht bebauten Stadtteilen jeden Werktag weggeführt werden, 
in den freier oder villenmäßig bebauten Teilen jeden zweiten Werktag. Die 
Entscheidung, ob ein Stadtteil unter die eine oder die andere Ordnung gehört, 
trifft die Gesundheitskommission. 

f) Aus Häusern, wo Hotels, Restaurationen oder dergleichen sich finden, 
sollen die Haushaltsabfälle jeden Tag weggeführt werden. Dasselbe gilt von 
den Abfällen aus Schlächtereien, Wurst- und Delikatessenläden und — nach 
Bestimmung der Gesundheitskommission — auch anderer Geschäfte, wo Nahrungs¬ 
mittel zubereitet werden. 

g) Die Abfälle dürfen vor der Wegführung nur in den von der Gesundheits¬ 
kommission vorgeschriebenen Behältern aufgesammelt werden. 

Die Behälter sollen dicht und gut erhalten sein, und im Hofplatze auf 
wasserdichter Unterlage angebracht werden. Flüssigkeiten dürfen in die Behälter 
nicht gelangen, Bau- und Reparaturabfälle dürfen nicht hineingeschüttet werden. 

§ 4. Die Keller sollen trocken, rein und womöglich luftig sein. Wo die 
Keller feucht sind, hat die Gesundheitskommission das Recht, solche Maßnahmen 
vorzuschreiben, die verhindern, daß Feuchtigkeit in die Keller oder das Gebäude 
dringt. 

Der Flur der Waschstuben soll ebene, wasserdichte Oberfläche haben mit 
Gefälle nach einer Kloakenöffnung. 

§ 5. Ablaufsrinnen, Kloaken und dergleichen sollen so eingerichtet sein, 
daß sie hinreichenden Abfluß verschaffen und leicht zu reinigen und zu reparieren 
sind. Die Leitungsröhren sollen dicht sein und so eingerichtet, daß die Kloaken- 
gase nicht ausströmen können. Waschausgüsse, Kloakenöffnungen oder Kummen, 
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die sich in Kellern oder Häusern finden, sollen mit Wasser Verschluß oder einer 
anderen Einrichtung, die die Ausströmung der Gase vorhindert, versehen sein. 

Wo die Kloaken so tief liegen, daß Stauung oder Rücklauf des Inhaltes bei 
Hochwasser stattflndet, kann die Gesundheitskommission verordnen, daß die 
Kloaken so eingerichtet werden, daß der Kloakeninhalt nicht in die Gebäude 
hineindringt. 

Die Regeln, nach welehen die Anlage von Ablaufsrinnen, Kloaken und der¬ 
gleichen verordnet wird, sollen der Gesundheitskommission zum Gutachten vor¬ 
gelegt werden. Die Reinigung der privaten Öenkgruben soll in der Regel 
wenigstens zweimal monatlich erfolgen. Doch kann die Gesundheitskommission 
unter besonderen Umständen sowohl häufigere Reinigung verordnen, als gestatten, 
daß sie nur einmal monatlich stattfindet. 

Die Leitungen sollen so oft gereinigt und gespült werden als notwendig ist, 
um Verstopfungen zu verhüten. 

§ 6. Nach öffentlichen Kloaken, nach Fjords, Flüssen, Bächen, Gräben oder 
Rinnen dürfen Abläufe von Exkrementen oder Flüssigkeiten, die mit solchen in 
Berührung* gekommen sind, nicht eingerichtet werden. Wo sich jetzt solche 
finden, sollen die Abläufe mit solchen Einrichtungen versehen sein, die vom 
Stadtingenieur genehmigt sind. 

Desgleichen müssen solche Einrichtungen so angebracht sein, daß nur wässerige 
Exkremente weggeführt werden, und daß sie leicht zu kontrollieren sind. 

Von der Zeit an, wo eine allgemeine, von den Gemeindebehörden geordnete 
Renovation eingeführt ist, gelten die im Anfänge des Paragraphen gegebenen 
Vorschriften gegenüber allen Abläufen. 

Die Gesundheitskommission kann, auch ehe die erwähnte Bedingung ein- 
getreten ist, die Entfernung bestehender Anlagen aus sanitären Gründen an¬ 
ordnen. 

Der voranstehenden Bestimmungen ungeachtet können Wasserklosetts bei den 
öffentlichen Kloaken in denjenigen Stadtteilen zugelassen werden, wo Reinigungs¬ 
anlagen von der Gemeinde angeordnet sind, unter der Bedingung, daß die vom 
Wasserwerke, von dem Kloakenweseu und von der Gesundheitskommission ge¬ 
gebenen Bestimmungen befolgt werden, und daß sich der Betreffende ver¬ 
pflichtet, den vom Gesundheitsaussehuß im allgemeinen für Wasserklosetts ge¬ 
gebenen Bestimmungen nacbzukommen. 

Nach Flüssen, Bächen, offenen Gräben oder Rinnen darf auch ohne Ge¬ 
nehmigung der Gesundheitskommission kein Ablauf gestattet werden für Sub¬ 
stanzen, die Gestank hervorbringen oder für die Gesundheit schädlich sind. 
Fabriken oder ähnliche Anlagen, aus welchen solche Substanzen oder Dämpfe 
abgeleitet werden, sollen für dieselben geschlossene Rinnen anbringen, denen 
unter Beobachtung der Bedingungen, die der Stadtingenieur und die Gesundheit»- 
Kommission aufstellen, nach den Öffentlichen Kloaken der Ablauf gestattet 
werden kann. 

§ 7. Wenn ein Grundstück innerhalb der Grenzen der Stadt durch sumpfige 
Beschaffenheit oder stillstehendes Wasser eine Gefahr für den allgemeinen 
Gesundheitszustand darstellt, ohne daß der Fall unter das Gesetz vom 5. Juni 
1875, § 15 gehört, kann der Besitzer sich nicht dem widersetzen, daß es gemäß 
Verordnung der Gesundheitskommission drainiert oder aufgefüllt wird. 

Wenn es beim Ausgraben eines Grundstückes zwecks Bebauung sich zeigt, 
daß der Grund mit solchen Stoffen durchsetzt ist, die der Gesundheit schädlich 
werden können, kann die Gesundheitskommission das Ausgraben dieser Stoffe 
in der nötigen Ausdehnung fordern, sowie daß das Ausgegrabene weggeführt 
wird, oder, wenn diese Maßregel genügend erscheint, verordnen, daß eine voll¬ 
ständige Isolierung über dem ganzen Grundstücke angebracht wird. 

§ 8. Pferde-, Kuh- oder Schweineställe und dergleichen dürfen ohne Ge¬ 
nehmigung der Gesundheitskommission, die auch allgemeine Regeln für di»- 
Einrichtung derselben geben kann, nicht angelegt werden. 

Pferde-, Kuh- und Schweineställe sollen rein gehalten werden, hell und 
luftig sein und derartig gelegen und eingerichtet, daß Gestank von ihnen nach 
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Wohnr&umen, Aufbewahrungs- und Zubereitungsstellen für Nahrungsmittel, Nach- 
baren, Straßen oder traflkierten Plätzen, sich nicht ausbreiten kann. Es soll 
dafür gesorgt sein, daß Harn oder Exkremente der Tiere nicht in den Grund 
hineindringen, und es sollen Graben oder Behälter mit wasserdichten Wänden 
und Boden und mit dichtschließendem Deckel zum Auffangen der Exkremente 
vorhanden sein. Dieselben sollen ohne Ablauf sein und so eingerichtet, daß sie 
leicht geleert und gereinigt werden können. Vollständige Entleerung und Reinigung 
soll wenigstens zweimal im Monat geschehen, oder häufiger, wenn die Gesundheits¬ 
kommission es für nötig hält. 

§ 9. Wenn Pferde-, Vieh- oder Schweinezucht sanitäre Mißlichkeiten ver¬ 
anlassen, hat die Gesundheitskommission das Recht, Maßnahmen zur Entfernung 
solcher Mißstände zu verordnen. Wenn bedeutende Mißlichkeiten Vorkommen, 
die nicht nach Verordnung der Gesundheitskommission entfernt werden, oder 
welche infolge der örtlichen Verhältnisse nicht entfernt werden können, hat 
die Gesundheitskommission das Recht, die hier erwähnte Tierzucht zu verbieten. 

Für Kuhställe, aus welchen Milch oder daraus bereitete Nahrungsmittel ver¬ 
kauft werden, kann die Gesundheitskommission Regeln für die Reinhaltung oder 
andere Maßnahmen angeben, welche dazu nötig erachtet werden, daß die Milch 
oder die daraus bereiteten Nahrungsmittel für die Gesundheit nicht schädlich werden. 

§ 10. Jedes Haus, das zum Bewohnen benutzt wird, soll einen Abort haben 
mit wenigstens einem Abteil für je 20 Einwohner. Gleichfalls sollen Aborte 
sein in allen Häusern, wo eine größere Menge Menschen sich versammeln, oder 
wo ständig gearbeitet wird. Für größere Mietskasernen, die hiernach gebaut 
werden, kann die Gesundheitskommission verordnen, daß ein Abort für je 
10 Personen oder für je zwei Familien vorgesehen wird. 

§ 11. Alle Aborte sollen ventiliert sein und derartig eingerichtet, daß von 
ihnen sich kein Gestank verbreitet, und daß weder Bauwerk noch Erdboden von 
Exkrementen oder Urin durchtränkt werden. 

Exkremente und Urin aus Aborten sollen von wasserdichten Behältern auf¬ 
genommen werden. Diese sollen keinen Ablauf haben und so eingerichtet sein, 
daß weder Grund- noch Oberflächen wasser in dieselben eindringen können, und 
daß sie leicht entleert und gereinigt werden können. Wo der Behälter selbst 
nicht aus zementiertem oder asphaltiertem Mauerwerk besteht, soll derselbe über 
einem dichten Flur derartig angebracht sein, daß dieser mit Leichtigkeit ge¬ 
reinigt werden kann. 

§ 12. Aborte, die von jetzt au angelegt werden, sollen für Licht und Luft 
direkt zugänglich sein, und dürfen ohne Genehmigung der Gesundheitskommissinn 
nicht unter Wohnräumen oder Aufbewahrungsräumen für Nahrungsmittel an¬ 
gelegt werden. 

Aborte, die innerhalb der Gebäude oder in unmittelbarer Verbindung mit 
Gebäuden, von welchen ein Teil zum dauernden Aufenthalt für Menschen 
benutzt wird, oder dicht bei Aufbewahrungs- oder Zubereitungsräumen von 
Nahrungsmitteln angelegt werden, sollen mit wasserdichtem Boden und mit 
beweglichen Behältern von wenigstens 60 Litern Inhalt versehen sein. 

Die Abortwände sollen so beschaffen sein, daß Gase aus ihnen in andere 
Räume der Wohnung nicht eindringen können. 

Aborte, die außerhalb der Wohnungen angebracht werden, müssen von den¬ 
selben isoliert sein und, wenn nicht die Gesundheitskommission Ausnahmen 
gestattet, nicht näher als 3 m nach Fenstern der Wohnräume, nach Straßen 
oder öffentlichen Plätzen angelegt werden. Die Behälter sollen so angebracht 
sein, daß sie für Entleerung und Mischung des Inhaltes leicht zugänglich sind, 
und daß ihre Dichtigkeit jederzeit kontrolliert werden kann. Der Boden der 
Behälter darf nicht niedriger als 0,15 m über dem Terrain liegen. Fortschaff¬ 
bare Behälter sollen auf wasserdichter Unterlage angebracht sein. 

§ 13. a) Es dürfen den Abortbehältern — sowohl den festen, als den fort- 
schaffbaren — keine anderen Abfallstoffe zugeführt werden, als Exkremente 
und ungemischter Harn. 
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b) Der Inhalt der Behälter soll mit Stoffen versetzt werden, die zu diesem 
Zwecke von der Gesundheitskommission genehmigt werden, in solcher Menge, 
daß jeder Gestank von den Behältern ferngehalten wird. 

Vollständige Desinfektion und Reinigung der Behälter soll vorgenommen 
werden, wenn und wo die Gesundheitskommission es bestimmt. 

c) Feste Behälter sollen wenigstens einmal wbchentlich, bewegliche Behälter 
wenigstens jeden zweiten Werktag geleert werden. Bewegliche Behälter dürfen 
nicht innerhalb des Hauses geleert werden. 

d) In festen Behältern soll der unter b) erwähnte Stoff wenigstens ein¬ 
mal Werktags zugesetzt werden, in beweglichen unmittelbar nach jeder Ent¬ 
leerung. 

e) Unter besonderen Umständen kann die Gesundheitskommission eine 
häufigere Entleerung verordnen oder eine seltenere gestatten als unter c) und d) 
festgesetzt. 

§ 14. Wo sich jetzt Ställe oder Aborte finden, die in der durch §§ 8 und lt 
vorgeschriebenen Weise nicht eingerichtet sind, oder wo die durch § 13 vor* 
geschriebenen Maßregeln sich nicht durchführen lassen, sollen die nötigen Um¬ 
bauten oder Änderungen binnen einer von der Gesundheitskommission fest¬ 
gesetzten Frist vorgenommen sein. 

§ 15. Bei neuen Anlagen oder bei Änderungen oder Erweiterungen der 
älteren der in § 14 erwähnten Anlagen sollen Zeichnungen mit Erklärungen der 
Einrichtung die gesetzmäßige Anmeldung an den Bauinspektor begleiten. Der¬ 
selbe soll sie der Gesundheitskommission vorlegen. 

§ 16. Die Gesundheitskommission kann den Besitzern von Gebäuden, in 
denen eine größere Menge von Menschen wohnen oder sich gewöhnlich ver¬ 
sammeln, auf erlegen, daß sie Pissoirs im Hause anbringen. 

§ 17. Sämtliche Pissoirs sollen so eingerichtet «ein, daß Wände und Boden 
in dem Umfange, in welchem sie der Urin berührt, eine glatte wasserdichte 
Oberfläche haben und daß der Urin freien Ablauf hat. 

§ 18. Die Gesundheitskommission soll zur Vorbeugung des Verkaufes schäd¬ 
licher und gefälschter Nahrungs - und Genußmittel öfters Untersuchungen an- 
steilen oder anstellen lassen, teils von den auf Märkten, in Läden und 
Gastwirtschaften feilgebaltenen Nahrungs- und Genußmitteln, teils von solchen, 
die sich in den Lager- und Zubereitungsräumen der betreffenden Handelsleute 
oder Gewerbetreibenden befinden. Zu diesem Zwecke ist sie berechtigt, die not¬ 
wendigen Proben zu entnehmen, deren Wert, wenn es gefordert wird, nach den 
üblichen Verkaufspreisen zu ersetzen ist, falls es nicht notwendig erscheint, gegen 
den Verkauf der Waren einzuschreiten. 

Finden sich Nahrungs- oder Genußmittel, die der Gesundheit schädlich sind, 
so sollen diese nach Besohluß der Gesundheitskommission oder deren Vorsitzenden 
entweder weggeschafft, vernichtet oder auf andere Weise unschädlich gemacht 
werden. 

Die Gesundheitskommission kann verordnen, daß Brunnen und Wasser¬ 
leitungen geschlossen oder in anderer Weise unschädlich gemacht werden sollen , 
wenn das Wasser aus denselben als gesundheitsschädlich für Menschen oder 
Tiere erachtet werden muß. 

Der Verkauf von außerhalb der Stadt zubereiteten Nahrungsmitteln, die 
zum Teil aus stark zerhacktem Fleisch, Speck, Blut oder Eingeweiden von Haus¬ 
tieren bestehen, kann von der Gesundheitskommission verboten werden, wenn 
nicht der Gesundheitskommission von außerstädtischen norwegischen Behörden 
oder auf andere glaubwürdige Weise bezeugt wird, daß die Nahrungsmittel in 
solcher Weise und aus solchen Stoffen zubereitet sind, daß sie nicht gesundheits¬ 
schädlich sind. 

§ 19. a) Die Verkaufs- und Lagerräume der Händler mit frischem Fleisch, 
frischem Speck und frischen Fischen, ebenso für die aus frischem Fleisch, Speck 
und Blut, frischen Fischen oder Eingeweiden zubereiteten Nahrungsmittel, ebenso 
für frisches Gebäck, Milch, Rahm, Butter und Käse sollen gleich wie die Stellen, 
wo solche Nahrungsmittel zum Verkauf zubereitet werden, rein, hell, luftig und 
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frei von Staub und Gestank sein und dürfen nicht als Schlafraum benutzt 
werden, auch nicht ohne Genehmigung der Gesundheitskommission als Küche. 

ln Fleischerläden sollen sämtliche Tische mit Platten von poliertem oder 
geschliffenen Stein oder einem ähnlichen, ebenso glatten und undurchlässigen 
Stoffe belegt sein. Sie müssen leicht zugängliches Wasser haben. In Wurst¬ 
läden soll der Boden Gefälle und Ablauf nach der Kloake haben. 

b) Milch, Rahm, frisches Fleisch, frischer Speck, frische Fische, Blut, Ein¬ 
geweide und die von den genannten Stoffen zubereiteten Nahrungsmittel, die 
feilgehalten werden, dürfen nicht mit Waren zusammen aufbewahrt werden, 
die ihnen einen üblen Geschmack geben, sie verunreinigen oder verderben 
können. 

In Milchgeschäften dürfen andere Waren, die die Milch verunreinigen oder 
ihr einen üblen Geschmack geben, nicht feilgehalten werden. 

c) Wo andere Nahrungsmittel als die vorhin genannten, oder wo Genuß¬ 
mittel, die zum Verkauf bestimmt sind, verkauft, auf bewahrt oder zubereitet 
werden unter solchen Verhältnissen oder in solcher Weise, daß man befürchten 
muß, daß sie gesundheitsschädlich werden können, kann die Gesundheits¬ 
kommission Maßnahmen zur Verhinderung desselben verordnen. 

d) Wenn die oben unter a) und b) genannten oder andere nach c) gegebenen 
Bestimmungen nicht befolgt werden, oder wenn sonst die Stelle aus sanitären 
Gründen als ungeeignet für Verkauf, Aufbewahrung oder Zubereitung von 
Nahrungsmitteln oder einzelnen Sorten derselben angesehen wird, kann die 
Gesundheitskommission, nachdem Warnung vergebens ergangen ist, dem Be¬ 
treffenden eine Strafe auf erlegen oder solche Geschäfte an der betreffenden 
Stelle gänzlich verbieten. 

e) Wurstläden, Verkaufs- oder Lagerstellen der Händler mit frischem Fleisch 
und Speck und mit Milch und Rahm dürfen ohne vorausgehende Anmeldung 
bei der Gesundheitskommission und Genehmigung derselben nicht eingerichtet 
oder in Gebrauch genommen werden. 

Damit solche Genehmigung stattfinden kann, müssen folgende Forderungen 
erfüllt sein: 

In Wurstläden und Verkaufsläden für Milch und Rahm, für frisches Fleisch 
und Speck sollen Boden, Wände und Decken eine glatte Oberfläobe ohne 
klaffende Fugen und Ritzen haben. Die Verkaufsräume sollen eine Deckenhöhe 
von wenigstens 2,5 m, einen eigenen Eingang von der Straße, dem Torraum 
oder dem Hof platz haben. Milch- und Rahmläden dürfen keine anderen Türen 
oder Öffnungen nach Schlaf räumen, Aufenthaltsräumen, Arbeitsräumen oder 
Lagerräumen als diejenigen, welche für die Aufbewahrung oder Behandlung 
der Milch und des Rahmes notwendig sind, haben. 

Die in dieser Litra enthaltenen Bestimmungen — die für die Wildbret - 
und Geflügelhandlungen nicht gelten — kommen zur Anwendung für alle darin 
genannten Geschäfte, Kaufläden usw., die hiernach errichtet werden, ebenso für 
alle älteren Geschäfte dieser Art, wenn sie den Inhaber wechseln, sowie bei 
Wiederaufnahme oder Wiedereröffnung solcher Geschäfte an Stellen, wo sie 
mehr als ein Jahr geruht haben. 

f) Die GesundheitskommiBsion kann, wo örtliche oder andere Verhältnisse 
dafür sprechen, geringe Abweichungen von diesen Bestimmungen oder zeitweilige 
Aussetzung der Durchführung derselben zulassen. 

g) Die Gesundheitskommission kann den Verkauf von Nahrungs- und Ge¬ 
nußmitteln zeitweilig verbieten an Stellen, wo durch die Anwesenheit gefähr¬ 
licher ansteckender Kranker Gelegenheit zur Ausbreitung dieser Krankheiten 
gegeben werden kann; ebenso kann die Einfuhr und der Verkauf von Milch 
von außerhalb aus Orten, wo solche Krankheiten unter Mensohen oder Tieren 
verbreitet sind, oder wo die notwendige Reinlichkeit bei der Behandlung, der 
Aufbewahrung oder dem Versand der Milch nicht beobachtet wird, verboten 
werden. 

h) Frisches Fleisch, frischer Speck und frische Fische samt Brot und Gebäck 
dürfen nicht durch die Straßen befördert oder unter offenem Himmel ausgestellt 
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werden, wenn sie nicht derart zugedeckt sind, daß die Waren nicht dem 
Staube oder anderen Unreinlichkeiten oder der Einwirkung der Sonne, dem 
Regen oder anderen Einflüssen, die eine Herabsetzung der Brauchbarkeit als 
Nahrungsmittel herbeiführen können, ausgesetzt werden. Niemand darf während 
des Transportes auf den Waren sitzen. Biese Bestimmungen gelten auch für 
die Marktplätze in der Ausdehnung, wie es das Feilbalten und der Verkauf der 
Waren zuläßt. Wagen, Bänke und dergleichen, von denen aus Fleisch und 
Speck verkaufe werden, sollen zu diesem Zweck mit Presenningen oder anderen 
reinen Überzügen versehen sein. 

i) Für die Reinhaltung von Räumen, Gebrauchsgegenständen und Transport¬ 
mitteln, die für die zum Verkauf bestimmten Nahrungs- oder Genußmittel be¬ 
nutzt werden, kann die Gesundheitskommission mit vorstehenden Bestimmungen 
übereinstimmende Regeln geben, die an geeigneten Stellen in den genannten 
Räumen anzuschlagen sind. 

§ 20. Die Gesundheitskommission soll in derselben Weise, wie in § 18 be¬ 
stimmt, kontrollieren und unter Umständen solche Gegenstände verbieten, die 
giftige Bestandteile enthalten, z. B. Tapeten, Spielzeug, Bekleidungsstoffe usw. 

§ 21. Bei der Aufführung neuer Gebäude oder Erweiterung älterer Gebäude, 
die zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, dürfen die Putz- 
und Einrichtungsarbeiten erst nach Ablauf einer Frist angefangen werden, die 
vom Bauinspektor nach eingeholter Erklärung der Gesundheitskommission fest¬ 
gesetzt ist, und die wenigstens 6 Wochen dauern muß, nachdem das Gebäude 
unter Dach gebracht ist. 

Das Ingebrauchnehmen solcher Gebäude darf auch nicht gestattet werden, 
ehe die Gesundheitskommission erklärt hat, daß dies ohne Gesundheitsgefahr 
geschehen kann. 

Wenn Bich bei Häusern, Wohnungen oder einzelnen Bäumen Übelstände 
Anden, die für die Gesundheit der Bewohner oder Benutzer gefährlich erscheinen, 
sollen die von der Gesundheitskommission verordneten Maßnahmen zur Ent¬ 
fernung dieser Mißstände unverzüglich vom Eigentümer ausgeführt werden. 

Kommen bedeutende Übelstände vor, denen nach dem Gutachten der 
Gesundheitskommission in anderer Weise nicht abgeholfen werden kann, so kann 
die Gesundheitskommission die Benutzung des Hauses, der Wohnung oder des 
einzelnen Raumes zum Bewohnen oder als Arbeitsraum verbieten, wenn nicht 
der Eigentümer binnen einer von der Kommission festgesetzen Frist einen 
Vorschlag zur Abhilfe der Mißstände vorlegt, der von der Kommission an¬ 
genommen wird. 

Wenn die Gesundheitskommission es nötig findet, kann sie verordnen, daß 
das Haus, die Wohnung oder der einzelne Raum ohne Ersatz für den Eigen¬ 
tümer ausgeräumt wird, bis die verordneten oder genehmigten Maßnahmen aus¬ 
geführt sind. 

Gleicherweise kann die Ausräumung ganzer Häuser oder einzelner Woh¬ 
nungen angeordnet werden, wo gefährliche Epidemien ausbrechen. 

§ 22. Bei Mietshäusern, Logierhäusern und Bauernherbergen ist die Gesund- 
heitskommission berechtigt, eine Einschränkung in der Anzahl der Bewohner 
sowie andere anderweitige Verfügungen, die in sanitärer Hinsicht notwendig 
erscheinen, anzuordnen. Dasselbe soll auch für andere Häuser gelten, die die 
Gesundheitskommission als übervölkert ansieht. 

In Logierhäusem und Bauernherbergen dürfen die Betten nicht für mehrere 
Personen eingerichtet sein. 

Für die Benutzung, Reinigung und Lüftung von Logierhäusern und Bauern¬ 
herbergen kann die Gesundheitskommission solche Regeln geben, die zur Vor¬ 
beugung sänitärer Mißstände nötig erscheinen. Diese Regeln kann die Gesund¬ 
heitskommission als Anschläge an augenfälliger Stelle befestigt fordern. 

§ 23. Wird gefunden, daß Lokale, die dazu bestimmt sind, für kürzere 
oder längere Zeit des Tages eine größere Anzahl Menschen aufzunehmen, wie 
z. B. Schulen, Kinderkrippen, Asyle, Arbeitsräume, Versammlungsräume, Gast¬ 
häuser, Wirtschaftshäuser, Auktionslokale, Theater, Konzert- und Musikräume, 
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Krankenhäuser, Kranken- und Armenheime, Markthallen, Bazare und dergleichen 
hinsichtlich der Baumverhältnisse, der Ventilation, Erwärmung, Beleuchtung und 
Möglichkeit des Beinhaltens nicht ausreichend sind, so kann die Gesundheits¬ 
kommission eine Einschränkung in der Anzahl von Personen, die zugelassen 
werden dürfen, oder andere passende Maßnahmen verordnen oder nötigenfalls 
die Benutzung des Lokales zu solchem Zwecke ganz verbieten. 

Die Gesundheitskommission kann, mit der Einschränkung, die aus § 1 sich 
ergibt, solche Begeln für die Beinhaltung und Lüftung solcher Lokale geben, 
die zur Vorbeugung sanitärer Mißstände nötig erscheinen. Diese Begeln kann 
die Gesundheitskommission in den betreffenden Lokalen an augenfälliger Stelle 
anschlagen lassen. 

Ehe 8chullokale, Kinderkrippen, Asyle, Krankenhäuser, Armen- und Kranken - 
heime, Hotels, Gasthäuser und Bauernherbergen in Gebrauch genommen werden, 
soll Anmeldung an die Gesundheitskommission erfolgen. 

Die Gesundheitskommission kann anordnen, daß auch Werkstattsräume und 
Lokale, die zum allgemeinen Gebrauch bestimmt sind, ehe sie in Gebrauch ge- 
genommen werden, angemeldet werden, wenn es aus sanitären Bücksichten an¬ 
gezeigt erscheint. 

§ 24. Für Fabriken, Geschäfte oder andere Werkstätten, die durch die statt¬ 
findende Behandlung der Gegenstände durch üble Gerüche oder auf andere 
Weise der Gesundheit der Arbeiter, den Nach baren oder dem Gemeinwesen 
gefährlich erscheinen, kann die Gesundheitskommission die nötigen Maßnahmen 
zur Entfernung der Gefahr an ordnen, insofern es die Beschaffenheit des Be¬ 
triebes zuläßt. 

§ 25. Die Gesundheitskommission kann fordern, daß es den Besitzern oder 
Benutzern von Schornsteinen, die den Nachbaren Beschwerden durch Bauch 
verursachen, aufgelegt wird, daß sie nach näherer Bestimmung der Bau¬ 
kommission den Beschwerden abhelfen. 

Die Gesundheitskommission kann nach näherer Bestimmung der Bau- 
kommission die Ableitung schädlicher oder belästigender Gasarten oder Dämpfe 
fordern. 

Gleichfalls kann die Gesundheitskommission fordern, daß in den Feuerherden 
von Lokomotiven, Dampfschiffen oder anderer beweglicher Einrichtungen während 
des Aufenthaltes auf dem Grund oder dem Hafenterritorium der Stadt in solcher 
Weise gefeuert wird, daß sie nicht durch Bauch belästigen. 

§ 26. Jeder praktische Arzt soll allmonatlich der Gesundheitskommission 
Mitteilung über die von ihm behandelten Fälle von epidemischen und an¬ 
steckenden Krankheiten machen nach einem von der Kommission abgefaßten 
Schema. 

Jeder praktizierende Geburtshelfer oder Hebamme soll allwöchentlich der 
Gesundheitskommission Mitteilung über die Geburten, die sie geleitet haben, 
nach einem von der Kommission abgefaßten Schema machen. 

§ 27. Nach Beschluß der Gesundheitskommission kann es den praktischen 
Ärzten und Tierärzten auferlegt werden, tägliehe Mitteilungen über die von 
ihnen beobachteten Fälle von einzelnen Krankheiten zu machen, deren Aus¬ 
breitung zu kontrollieren von besonderer Wichtigkeit erscheint. 

§ 28. Jeder ernstliche Krankheitsfall, der durch den Genuß verdorbener 
oder gefälschter Nahrungsmittel, oder durch Benutzung von Gegenständen, die 
gefährliche oder giftige Bestandteile enthalten, hervorgebracht ist oder ver¬ 
dächtig erscheint, oder der auf Vergiftungen irgend einer Art oder auf eine 
beginnende Epidemie hindeutet, soll von dem herbeigerufenen Arzte der Gesund¬ 
heitskommission unverzüglich gemeldet werden mit Angabe der vermutlichen 
Krankheitsursache und anderer notwendiger Auskünfte. Dasselbe gilt von sani¬ 
tären Mißständen, die vermutlich mit Krankheiten in Verbindung stehen oder 
Gelegenheit zur Erkrankung geben können. 

§ 29. Bei Krankheitsfällen, die unter Zureisenden in Gasthäusern, Logier¬ 
häusern, Bauernherbergen und dergleichen Vorkommen, soll der betreffende 
Wirt sich die nötige Auskunft zu schaffen suchen, ob der Fall von ansteckender 
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oder gefährlicher Natur ist, und in diesem Falle unverzüglich der Gesundheits- 
kommission Nachricht geben. 

§ 30. Für jedes Fahrzeug, das mit Kranken oder Toten an Bord im Hafen 
eintrifft, soll gleich bei der Ankunft Meldung an den Hafenvogt gemacht werden. 

§ 31. Über jeden Todesfall, der in der Stadt oder auf Fahrzeugen in dem 
Hafen eintritt, muß, ehe die Beerdigung erfolgen darf, eine Meldung erstattet 
werden, die nach bestimmtem Schema von einem approbierten Arzte ab* 
zufassen ist, und die dem betreffenden Pfarrer abzuliefern und von diesem der 
Gesundbeitskommissiou zu übergeben ist. Wenn der Verstorbene keinen appro¬ 
bierten Arzt in Anspruch genommen hat, hat der betreffende Stadtarzt die 
Leiche zu besichtigen und Anmeldung zu machen. 

§ 32. Fahrzeuge, die im Hafen der StAdt liegen und die Besatzung der¬ 
selben sind in bezug auf Reinlichkeit und Gesundheitsverhältnisse den Be¬ 
stimmungen der Gesundheitskommission unterstellt. 

§ 33. Die Gesundheitskommission kann, wenn sie dazu Gelegenheit findet, 
einzelnen Grund* und Hausbesitzern, oder deren sämtlichen, in den peripherischen 
Stadtteilen wohnenden von den Bestimmungen in den §§ 3, 8, 10, 11, 12 und 13 
Dispens erteilen. 

Weiter können Magistrat und Gemeindeausschuß nach Empfehlung der 
Gesundheitskommission in Einzelfällen Dispens von anderen Bestimmungen 
dieser Vorschrift erteilen, wenn dies aus besonderen Gründen angezeigt erscheint. 

§ 34. Unterläßt jemand Maßnahmen zu treffen, die infolge dieser Vor¬ 
schriften oder sonst infolge gesetzmäßiger Beschlüsse oder Regeln der Gesund' 
heitskommission ihm auferlegt sind, so kann die Kommission sowohl die Maß¬ 
nahmen ausführen lassen, sowie alles, was sonst nötig ist, um zu verhindern, 
daß die Versäumnis Schaden bringt. 

Die hierdurch bedingten Unkosten und diejenigen, welche durch Maßnahmen 
bedingt sind, die zur Hinderung vorbereiteter und zur Einhaltung angefangener 
Handlungen getroffen werden, die gegen diese Vorschriften oder die von der 
Gesund heitskommission gesetzmäßig gefaßten Beschlüsse verstoßen oder die ge- 
getroffen werden, um Beschwerden zu entfernen, welche durch Übertretung 
obengenannter Vorschriften und Bestimmungen verursacht sind, sollen von dem 
ßchuldigen bezahlt werden. 

§ 35. Übertretungen dieser Vorschriften werden nach Gesetz vom 16. Mai 
1860 mit Geldbußen von 8 bis 800 Kronen bestraft. 


Christiania. 


In Christiania ist der Stadtphysikus Vorsitzender der Gesundheits¬ 
kommission. 

Nebst den gemäß dem Gesundheitsgesetz ständigen Mitgliedern werden 
drei Mitglieder von dem Gemeindeausschuß gewählt. Unter diesen sind in 
den letzten Jahren der Direktor des hygienischen Institutes und ein Architekt 
gewesen; das dritte Mitglied war gewöhnlich ein größerer Geschäftsmann. 

Die Gesundheitskommission hält regelmäßig Sitzungen; zwischen diesen 
zirkulieren unter den Mitgliedern die Dokumente jeder zu behandelnden Sache. 

Der Stadtphysikus hat die Leitung der sämtlichen städtischen hygieni¬ 
schen Einrichtungen, ausgenommen die Krankenhäuser, die Fleischkontrolle. 
und die städtische Renovation, die unter eigenen Direktoren direkt dem 
Magistrat unterstellt sind. 

Unter dem Stadtphysikus stehen zwei Gesundheitsinspektoren mit spezial- 
ärztlicher Ausbildung, von denen der eine als Sekretär der Gesundheits- 
kominission fungiert, daneben mit seinen (nicht ärztlichen) Assistenten die 
Kontrolle der Fabriken, Werkstätten, Pflegeheime und Wohnungen ausübt. 

Für Fabrikenkontrolle siehe auch Spezialkapitel. 
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Der zweite Inspektor führt die Kontrolle der infektiösen und venerischen 
Krankheiten, der Desinfektions- und Quarantäneanstalten. Er führt im 
städtischen bakteriologischen Untersuchungsamte die bakteriologischen Unter¬ 
suchungen aus, die ihm ein jeder in der Stadt praktizierende Arzt unentgelt¬ 
lich zuschicken kann, wenn die Untersuchung mit einer der Krankheiten in 
Verbindung steht, die nach den Gesetzen unter öffentliche Fürsorge fallen. 

Entnahme- und Probematerial wird gratis vom Untersuchungsamt ge¬ 
liefert. 

Der Inspektor hat zur Assistenz drei Ärzte. Ein Arzt und eine Ärztin 
besorgen die Untersuchung und Behandlung der venerischen Krankheiten, 
sofern diese nicht in den Krankenhäusern erfolgt. 

Ein Arzt, assistiert von einer Schwester der Heilsarmee, führt die Kon¬ 
trolle der tuberkulösen Erkrankungen und nimmt an den bakteriologischen 
Arbeiten im Untersuchungsamt teil. 

Der Inspektor hat außerdem nichtärztliche Assistenten, die ihm bei der 
Untersuchung der Verhältnisse und bei der Desinfektion bei Infektions¬ 
krankheiten beistehen. 

Ein Gesundheitsingenieur mit Assistenten führt die Kontrolle über die 
Reinlichkeit und Renovation der Häuser, einschließlich der öffentlichen und 
privaten Kloaken, Aborten, Pissoirs, W. C.-Anlagen und über den Grubeninhalt. 
Er hat die vorbereitende Behandlung der Sachen, die Neubauten und neue 
Einrichtungen zu treffen. 

Ein Bauingenieur mit Assistenten führt die ingenieurmäßige Kontrolle 
der fertigen Wohnungen, besonders von solchen mit sanitären Mißständen, 
die mit Feuchtigkeit, Lichtmangel und anderen konstruktiven Fehlern Zu¬ 
sammenhängen. 

Eine (nicht ärztlich ausgebildete) Inspektorin mit Assistentinnen, die 
teils von der Gesundheitskommission besoldet und angestellt, teils von einigen 
Stadtkreisen unterstützt freiwillig arbeitet, besorgt die Aufsicht der aus¬ 
gesetzten Pflegekinder sowohl in Pflegeanstalten als in privaten Familien. 

Ein Stadttierarzt mit Assistenten führt die Kontrolle des Nahrungs¬ 
mittelverkaufs und der Verkaufs- und Zubereitungslokale. Desgleichen führt 
er die Kontrolle darüber, daß die von der Gesundheitskommission verordneten 
oder freiwilligen Ausbesserungen und Neueinrichtungen in Übereinstimmung 
mit den genehmigten Plänen erfolgen. 

In derselben Weise führt er die Aufsicht über sämtliche Kuh-, Pferde- 
und Schweineställe innerhalb der Stadt. 

In den Meiereien und Bauernhöfen außerhalb der Stadt, die Milch zum 
Verkauf liefern, führt er oder ein speziell agronom- und meiereikundiger 
Assistent die Kontrolle, welcher die Milchlieferauten durch einen Kontrakt 
sich freiwillig unterworfen haben. 

In seinem Laboratorium werden einfache Untersuchungen vorgenommen, 
die spezielle chemische Ausbildung nicht erfordern. 

Hygienisch - chemische Untersuchungen werden vom Stadtchemiker in 
seinem Laboratorium ausgeführt. Außer den Proben, die er vom Stadttier¬ 
arzt oder den Inspektoren überschickt bekommt, nimmt er nach Beratung mit 
dem Stadtphysikus systematische Untersuchungen von Waren vor, die wegen 
Verfälschung oder aus anderen Gründen hygienisches Interesse haben. 
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Er führt die ständige Kontrolle über das Wasser der städtischen Wasser¬ 
leitungen durch regelmäßige chemische Untersuchungen nebst Bakterien¬ 
zählungen. 

Der Stadtphysikus führt persönlich die Aufsicht über das städtische 
Impfwesen. 

Außer den genannten Organen, die unmittelbar der Gesundheitskommission 
dienstbar sind, finden sich mehrere andere Institutionen, die mehr oder weniger 
dem Gesundheitswesen dienen. 

Die kommunalen Eirankenhäuser nehmen vorzugsweise diejenigen Kranken 
auf, welche die ihnen notwendige Krankenhausbehandlung nicht bezahlen 
können. Die Epidemienabteilung nimmt jedoch alle Patienten auf, die 
innerhalb Christiania an denjenigen akuten Infektionskrankheiten erkranken, 
welche unbedingt öffentliche Fürsorge verlangen. 

Zwei ärztliche Wachstationen übernehmen die Behandlung eines jeden 
Unfalles oder plötzlichen Erkrankung, die auf offener Straße vorkommt. 

Die Stadt ist in zwölf Armenversorgungskreise eingeteilt. Von diesen 
Kreisen hat jeder einen Stadtarzt zur Disposition für die Haus- und am¬ 
bulante Behandlung der Kranken, die Armenfürsorge genießen. 

Die Stadtärzte sind außerdem auch neben dem ersten Gesundheits- 
inspektor in der Kontrolle der Pflegekinder beteiligt. 

In einem der Armenbezirke ist dem Stadtarzt eine Krankenschwester 
zur Assistenz zugeteilt. Dieselbe führt die tägliche Kontrolle der Reinlich¬ 
keit usw. in den Haushaltungen und hilft mit allerhand Arbeiten bei der 
Krankenpflege in den Wohnungen. 

Diese Ordnung ist bis jetzt nur versuchsweise seit Anfang 1911 ein¬ 
geführt, wird aber vom Stadtphysikus zur allgemeinen Einführung vor¬ 
geschlagen werden. 

In den kleineren Städten ist der Apparat entsprechend kleiner. 

Bergen hat auf eine Bevölkerung von etwa 80000 Einwohnern (etwa ein 
Drittel derjenigen von Christiania) einen Gesundheitsinspektor für epidemische 
Krankheiten, eine ärztlich ausgebildete Inspektorin für die Pflegekinder, einen 
Stadttierarzt für die Nahrungsmittelkontrolle und daneben Gesundheitsassistenten. 
Die Behandlung der armen epidemischen und ansteckenden Kranken erfolgt im 
städtischen Krankenhause, wenn sie nicht von den ßtadtärzten besorgt wird. 
Das städtische Krankenhaus hat, wie in Christiania, sein eigenes Ärzte personal. 

Die vier übrigen Städte, die je einen Stadtphysikus als Vorsitzenden der Ge¬ 
sundheitskommission haben, besitzen städtische Krankenhäuser mit eigenem Per¬ 
sonal und daneben Stadtärzte. Weiter hat der Stadtphysikus einen Stadttierarzt 
als Torsteher der Fleiscbkontrolle und mehrere Gesundheitsassistenten. 

Nur in Drammen (23 000 Einwohner) ist im letzten Jahre ein Gesundheits¬ 
inspektor mit besonderer Besoldung angestellt, der außerdem als Sekretär der 
Gesundheitskommission fungiert. 

Bakteriologische Untersuchungen wegen epidemischer Krankheiten werden in 
den anderen drei Städten meistens in den Epidemieabteilungen der kommunalen 
Krankenhäuser ausgeführt 

Die kleinen Städte von 15 000 Einwohnern abwärts haben entweder einen 
kommunal angestellten und besoldeten Stadtarzt mit Autorisation des Medizinal¬ 
direktors als Vorsitzenden der Gesundheitkommission, oder der Kreisarzt des Kreises, 
innerhalb dessen die Stadt liegt, hat den Vorsitz. Unterstützend steht ihm zur 
Verfügung hauptsächlich der ßtadttierarzt als Fleischkontrolleur, daneben meistens 
ein Bediensteter als Gesundheitsassistent, in vielen Städten mehrere solche. 
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Daneben ist nach dem Gesundheitsgesetz der Stadtingenieur ständiges Mit¬ 
glied der Gesundheitskommission, aber der Vorsitzende kann ihm nicht ohne 
weiteres Aufgaben auferiegen, es kann dies nur die Städteverwaltung. 

Die kommunalen Krankenhäuser haben meistens kein eigenes Personal, 
sondern die Stadtärzte oder der Kreisarzt fungieren als Krankenhausärzte. 

In fast sämtlichen kommunalen Krankenhäusern der kleinen Städte werden 
auch tuberkulöse Kranke behandelt. 

Einige kleine Städte haben kein eigenes Krankenhaus, sondern man benutzt 
nach Vereinbarung mit dem Amt (Regierungsbezirk) die Krankenhäuser des 
Amtes, die meistens in zentral gelegenen Städten des Amtes errichtet sind. 

In den Städten Fininarkens und Nordlands sind Krankenhäuser aus den 
sogenannten Medizinalfonds errichtet, die auch der städtischen Bevölkerung offen 
stehen, aber vorzugsweise für Fischer errichtet sind. (Vgl. unter dem Abschnitt 
von den epidemischen Krankheiten.) 

Viele Krankenhäuser der kleineren Städte haben keine Sonderabteilung für 
epidemische Krankheiten, sondern dieselben können nur, wenn geeigneter Platz 
da ist, in denselben behandelt werden. 

Wenn solche Kranken dann nicht, wie meistens geschieht, im Hause isoliert 
werden, können sie in geeigneten Fällen anderswo ins Krankenhaus geschickt 
werden. Wenn größere Epidemien auf treten, werden, wie auf dem Lande, zeit¬ 
weilige Lazarette errichtet. Nach dem Gesundheitsgesetz steht es nämlich der 
Gesundheitskommission frei, wenn die Gemeindeverwaltung die Geldmittel be¬ 
willigt, ein jedes geeignetes Gebäude als Epidemielazarett in Gebrauch zu nehmen. 

Literatur: Gesund hei ts Vorschriften und kommunale Berichte au 9 den Städten 

Norwegens. (Letztere werden von den größten Städten jährlich ausgegeben.) 

Hygienische Organisation auf dem Lande. 

Wie vielfach schon erwähnt, bilden die Gesundheitskommissionen daa 
Zentrum aller hygienischen Bestrebungen in jedem Ort Norwegens. 

Auf dem Lande besteht diese Kommission nach dem Gesundheitsgesetz 
meistens aus der Gemeinderepräsentation unter dem Vorsitz eines dazu 
ernannten Arztes. 

Es ist dies eine etwas schwerfällige Instituten. Es ist kaum möglich, 
außer Epidemiezeiten Sitzungen der Kommission zusammeuzubringen, wenn 
nicht die Repräsentation als solche etwas daneben zu verhandeln hat, was 
eine Gelegenheit dazu bildet. Die Repräsentation wird im allgemeinen immer 
dem Arzte Mitteilung machen, wenn eine Sitzung bevorsteht, aber öfters 
hindern die vielen Amtsreisen den Arzt, der Einladung Folge zu leisten. 

Die Mitglieder der Kommission sind aus kommunalpolitischen Rück¬ 
sichten gewählt, ohne Rücksicht auf hygienische Kentnisse und Interessen» 
Der Vorsitzende Arzt wird daher fast immer in jeder Hinsicht die Initiative 
ergreifen ,• wozu ihm übrigens die Gesetze und Vorschriften einen großen 
Spielraum lassen. 

Ist der Vorsitzende Arzt nicht interessiert, nicht tätig veranlagt oder 
unpopulär bei den kommunalen Behörden, so bleibt sehr oft vieles zu wünschen 
übrig bezüglich der hygienischen Kontrolle. 

Andererseits wird ein hygienisch interessierter Arzt, der Talent hat, 
mit Gemeindepolitikern umzugehen, fast Autokrat werden können. An sehr 
vielen Orten unseres Landes machen die Gesundheitskommissionen fast nie 
Einwendungen gegen die Vorschläge des Vorsitzenden Arztes, trotzdem, dai> 
in vielen Fällen die Kosten der Gemeinde zur Last fallen. 
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Den notwendigen Ausgangspunkt aller hygienischen Administration auf 
dem Lande bilden die Gesnndheitsvorschriften. 

Als Beispiel seien hier diejenigen von Fosnes mitgeteilt: 

Gesundheitsvorschriften für die Landesgemeinde Fosnes. 

§ 1. Wenn jemand beabsichtigt, ein Wohnhaus aufzuführen oder zu ver¬ 
legen, soll er dieses dem nächatwohnenden Mitgliede der Gesundheitskommission 
melden und im übrigen folgendes berücksichtigen: 

a) Der Abstand zwischen Wohnhaus und Nebengebäude soll wenigstens 10 m 
^betragen. 

b) Das Grundstück, s auf welchem das Wohnhaus aufgeführt wird, soll von 
Erde befreit und genügend durch Gräben für Grund- und Oberflächenwasser kana¬ 
lisiert sein, so daß keine Wasseransammlungen dicht neben dem Hause entstehen. 

c) Das Gebäude soll auf einer dichten Grundmauer ruhen, welche, wo kein 
Keller ist, mit zwei Luftlöchern versehen sein und eine Höhe von wenigstens 
30 cm haben muß. 

d) Jeder Wohnraum soll wenigstens 2,5 m von der Decke zum Boden messen 
und wenigstens ein Fenster zum Öffnen haben. Der Boden im untersten Stock 
soll dichte, feste Füllung und doppelte Diele haben. 

§ 2. Insofern in Wohnräumen ein Kochofen benutzt wird, muß dieser mit 
Dampfhut oder anderer Einrichtung zur Fortleitung des Dampfes versehen sein. 

§ 3. Wenn keine Gelegenheit ist, Milch oder andere Nahrungsmittel in be¬ 
sonderen Räumen aufzubewahren, dürfen sie in Wohnräumen nur in geschlossenen 
Schranken oder auf Regalen mit Vorhang aufbewahrt werden. 

§ 4. Abfälle, Kehricht, 8pülwasser und andere Unreinlichkeiten dürfen 
nicht bei den Hauswänden oder bei der Eingangstür abgelagert werden, sondern 
sollen auf den Düngerhaufen gebracht oder kompostiert werden. Dünger- und 
Komposthaufen dürfen den öffentlichen Fahrwegen und bewohnten Räumen 
nicht näher als 10 m liegen. 

Die Komposthaufen sollen öfters gemischt und mit Torfmull, Sand, Asche 
oder Erde zugedeckt werden, daß kein Gestank entsteht. 

Die Komposthaufen müssen so gelegen sein, daß kein Wasserzufluß zu Wohn¬ 
häusern oder Stellen, wo Gebrauchs- und Trinkwasser entnommen wird, entsteht. 

Wo besondere Verhältnisse — wie dichtere Bebauung — es anzeigen, sollen 
Kehricht und Abfälle in dazu bestimmten geschlossenen Kisten, die öfters ent¬ 
leert werden müssen, abgelagert werden. 

Verendete Tiere sollen in der Erde an abseits gelegener Stelle ohne Abfluß 
nach Brunnen, Bächen oder Flüssen, wenigstens 1 m unter der Oberfläche be¬ 
graben werden. 

§ 5. Findet die Gesundheitskommission, daß ein Haus, ein Versammlungs¬ 
raum oder ein anderer Aufenthalt für Menschen gesundheitsschädlich ist wegen 
Mangel an Luft und Licht, wegen Feuchtigkeit, Unreinlichkeit, Überfüllung 
mit Menschen oder aus anderen Gründen, so kann sie den Gebrauch des Hauses 
oder Raumes verbieten, bis die Mängel abgestellt sind. 

§ 6. Für jedes Wohnhaus soll ein Abort eingerichtet sein, der wenigstens 
10 m von Wohnhaus und Fahrweg entfernt ist; er darf keinen Abfluß haben nach 
Häusern, Wegen, Brunnen oder anderen Stellen, wo Wasser für Menschen und 
Tiere geschöpft wird. 

Sitze und Boden sollen wenigstens einmal wöchentlich gewaschen werden. 
Hi© Behälter sollen, wo sie nicht mit der Grube in Verbindung stehen , mit 
Erde, Torfmull und ähnlichem bestreut werden, damit möglichst wenig Gestank 
«entsteht, und soll einmal jährlich entleert werden. Abtrittsdünger soll, wenn 
er nicht zum Düngen benutzt wird, abseits eingegraben und derartig zugedeckt 
werden, daß kein Gestank entsteht, oder er soll ins Meer wenigstens 200 m 
außerhalb der Strandlinie der Ebbe versenkt werden. 

Wo die Bebauung dichter wird oder ein stadtmäßiges Gepräge annimmt, 
kann die Gesundheitskommission bestimmen, daß in den Aborten dichte Behälter 
angebracht und wie häufig sie entleert werden sollen. 
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Bei Gebäuden und an Orten, wo viele Menschen sich häufiger sammeln, 
wie Kirchen und Andachtshäuser, sollen zweckmäJßige, dem Publikum leicht 
zugängliche Aborte und Pissoirs vorhanden sein, die rein und hinreichend frei 
von Gestank sein sollen. 

§ 7. (Bestimmungen betr. des Inkrafttretens der voranstehenden Paragraphen.) 

§ 8. Kühe, Schweine, Schafe, Ziegen oder Geflügel dürfen keinen dauernden 
Aufenthalt in oder unter Wohnhäusern oder in Bäumen haben, deren Dach und 
Wand mit dem Wohnhaus gemeinsam sind. 

§ 9. Brunnen und Quellen, Bäche und Flüsse oder Seen, aus welchen Trink¬ 
wasser geschöpft wird, dürfen durch Waschen oder auf andere Weise nicht ver¬ 
unreinigt werden. Jeder Brunnenkessel, der nicht größer als 2 m in jeder 
Bichtung ist, soll gemauert oder gezimmert, überbaut und mit Decke versehen 
und gegen Oberflächen wasser geschützt sein, er soll womöglich jährlich entleert 
und gereinigt werden. 

§ 10. Kaufläden und Aufbewahrungsräume für Nahrungsmittel sollen stets 
rein, gut gelüftet und frei von Staub und Gestank gehalten werden; sie dürfen 
nicht als Wohnräume oder Küchen benutzt werden. In denselben dürfen keine 
anderen Waren aufbewahrt werden, die den Nahrungsmitteln Geruch oder Ge¬ 
schmack mitteilen können. Händler dürfen Eßwaren nicht in unreines Papier 
oder Zeitungen einwickeln. 

Es ist dem Käufer nicht gestattet, mit seiner Hand in Brotkisten, Schub¬ 
laden oder Begalen herumzuwühlen. In Kaufläden soll immer Seife, Wasch¬ 
wasser und Handtuch vorhanden sein. 

Beim Messen und Wiegen der Waren muß größte Beinlichkeit und Sorgfalt 
beobachtet werden. 

§ 11. In Kaufläden und anderen Versammlungsräumen ist Ausspucken auf 
den Boden verboten. Spucknäpfe sollen in hinreichender Zahl vorhanden sein. 

Der Boden derselben soll mit feuchtem Sand, Torfmull oder Sägespänen 
bedeckt sein; sie müssen jeden Tag gereinigt werden. 

§ 12. Anlagen und Beparaturen von Bäckereien, Schlächtereien und Molke¬ 
reien sollen vorher der Gesundheitskommission gemeldet werden. 

Sie sollen zementierten Boden haben und sollen verkleidete und mit Ölfarbe 
angestrichene Wände und Decke haben. 

Sie sollen hell sein, stets rein, gut gelüftet und frei von Staub und Geruch 
gehalten werden. 

Der Boden soll jeden Tag nach der Benutzung abgespült und gewaschen werden. 

Abfälle Bollen alsbald entfernt und mit Erde oder anderem Füllmaterial 
bedeckt werden. Eingeweide müssen in Düngergruben gebracht, eingegrabeu 
oder verbrannt w r erden. 

§ 13. Die Gesundbeitskommission kann Verkauf, Übertragung oder Benutzung 
von Gebrauchsgegenständen, Kleidern, Nahrungsmitteln oder anderen Sachen, 
die gesundheitsschädlich erscheinen, verbieten, und sie ist berechtigt, die nötigen 
Proben zur Untersuchung des Sachverhaltes zu entnehmen. 

§ 14. Jeder Betrieb, der die Luft verunreinigen oder Gestank verbreiten 
kann, soll der Aufsicht und den näheren Bestimmungen der Gesundheits¬ 
kommission unterworfen sein. 

§ 15. Wenn besondere Verhältnisse es fordern, kann die Gesundheits¬ 
kommission auf Antrag Dispens von diesen Vorschriften erteilen. 

§ 16. Wenn ein Schwindsüchtiger seinen Wohnort verändert, soll eine 
Mitteilung davon sowohl vom Kranken als von demjenigen, bei welchem er ge¬ 
wohnt hat, der Gesundheitskommission gegeben werden. 

§ 17. Unterläßt jemand die von der Gesundheitskommission, den Gesetzen 
oder diesen Vorschriften gemäß verordneten Maßnahmen zu befolgen, so kann die 
Gesundheitskommission das nötige auf seine Kosten ausführen lassen. 

§ 18. Es liegt den Mitgliedern der Gesundheitskommission ob, das Inne¬ 
halten dieser Vorschriften zu überwachen und falls Übertretungen derselben 
Vorkommen, Meldung an den Vorsitzenden zu erstatten. Dieser soll veranlassen, 
daß die Übertretungen nach den Gesetzen verfolgt und bestraft werden. 
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Auf dem Lande kann in Epidemiezeiten der Bezirk einer Gesundheits- 
kommis8ion in kleinere Kreise geteilt werden unter Aufsicht eines dazu er¬ 
nannten Mitgliedes der Kommission. Sonst muß die Kontrolle und die 
Untersuchungen, die wegen der Gesundheitsvorschriften vorgenommen werden 
sollen, persönlich vom Vorsitzenden geübt werden. 

Als Assistenz kommt meistens nur das Desinfektionspersonal in Betracht 
Die fest angestellten Desinfektoren werden im allgemeinen als Assistenten 
der Gesundheitskommission angestellt und betrachtet 

Literatur: Norsk lovtidende. 

Der Kampf gegen epidemische Krankheiten. 

Nach dem Gesundheitsgesetze von 1860 sind die „bösartigen und an¬ 
steckenden Krankheiten tf in weitem Maße der öffentlichen Fürsorge unter¬ 
stellt Die einzelnen Krankheiten, bei denen diese Fürsorge den Behörden 
obliegt, sind im Gesetze nicht spezifiziert. 

Dadurch wird der Regierung die Gelegenheit gegeben, zu jeder Zeit 
früher unbekannte oder in ihrer Infektiosität verkannte Krankheiten unter 
die Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes zu bringen. 

Zurzeit sind folgende Krankheiten nach dem Gesundheitsgesetz, § 15, 
zu behandeln: 

1. Unbedingt und immer: Pocken, Cholera asiatica, Pest, Gelbfieber, 
Fleckfieber, Typhoidfieber, Rückfallfieber, Dysenterie, Milzbrand, Lues, Go¬ 
norrhöe, weicher Schanker, Puerperalfieber, Poliomyelitis und epidemische 
Cerebrospinalmeningitis (für Lepra und Tuberkulose gelten Sondergesetze). 

2. Unter besonderen Umständen (wenn der Vorsitzende der Gesund¬ 
heitskommission es für nötig hält wegen epidemischer Verbreitung): Akute 
blutige Diarrhöe und Cholera nostras, Masern, Erysipel, ansteckende Con- 
junktivitiden (Trachom und andere), Scabies, Skorbut und Pneumonie. 

Unter den Maßnahmen des Gesundheitsgesetzes steht in erster Linie 
die Anzeigepfiicht. Durch das Gesetz ist diese als allgemeine Bürgerpflicht 
charakterisiert. Die Meldung muß in der Regel dem Vorsitzenden der Ge- 
sundheitskommission gemacht werden. Wenn dies nicht ohne zu viel Mühe 
und Zeitaufwand gemacht werden kann, darf die Meldung an ein anderes 
Mitglied der Kommission oder der Polizei gemacht werden, welche dann 
davon schleunigst dem Vorsitzenden der Gesundheitskommission Nachricht 
geben muß. 

Eine derartige Meldung kann auch einem anderen Arzt gemacht werden, 
wenn er z. B. viel näher am Krankheitsherde wohnt, als der Vorsitzende der 
Gesondheitskommission. Dieser Arzt ist dann gesetzlich verpflichtet, die 
Verhältnisse zu untersuchen, vorläufige Maßnahmen nach seinem Erachten 
zu treffen, und den Fall so schnell wie möglich zur Kenntnis der betreffenden 
Gesundheitskommission zu bringen. 

Meistenteils geschieht die Meldung so, wenigstens in den Städten, daß 
die behandelnden Ärzte jeden (auch vereinzelten) von ihnen diagnostizierten 
Fall von meldepflichtiger Krankheit dem Vorsitzenden der Gesundheits¬ 
kommission melden. Ausnahmen von dieser Regel gibt es leider, besonders 
wo nicht, wie in Christiania' die Gesundheitsvorschriften direkt den Ärzten 
die Meldepflicht auferlegt. 
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Es muß daher sehr beklagt werden, daß unser Reichsgericht einen Arzt 
freigesprochen hat, der wegen Nichtanmeldung eines Falles von Scharlach 
vom Kreisarzt angezeigt wurde. (Das Gericht hat in diesem Falle den 
Wortlaut des Gesetzes urgiert gegen den Sinn, in welchem die hygienischen 
Autoritäten das Gesetz verstehen, und welchen die langjährige Praxis er¬ 
härtet hat. Das Gericht meinte, daß eines leichten Falles wegen die 
Krankheit nicht „eine bösartige Krankheit, die sich unter mehreren Personen 
verbreitet“ (Gesundheitsgesetz, § 14), genannt werden könnte. Die medi¬ 
zinische Erfahrung, daß die Scarlatina sich im allgemeinen als eine solche 
Krankheit verhalte, hat das Gericht als für den einen Fall nicht als not¬ 
wendig zutreffend erachtet.) 

Oft werden verdächtige Fälle von ansteckenden Krankheiten von Nach¬ 
baren oder Hausgenossen des Erkrankten gemeldet aus Furcht vor An¬ 
steckung. Man sieht auch jetzt allgemein, daß mit Ausnahme der Bewohner 
der am meisten abgelegenen und armen Bezirke die ansteckenden Krank¬ 
heiten von den Angehörigen selbst gemeldet werden. Hier fällt es sehr in 
die Wagschale, daß die Kosten der Krankenbehandlung bei ansteckenden 
Krankheiten meistens von der Öffentlichkeit getragen werden. 

• Durch das Kurpfuschergesetz ist bestimmt, daß ansteckende Krankheiten 
nur von Ärzten behandelt werden können, und daß es für Nichtärzte strafbar 
ist, derartige Krankheiten (auch Lepra und Tuberkulose) zu behandeln. 

Wenn die Gesundheitskommission es für nötig hält, kann sie anordnen, 
daß Fälle der Krankheiten, die unter das Gesundheitsgesetz, § 15, fallen, in 
einem Krankenhause isoliert und behandelt werden. Sonst muß er kontrol¬ 
lieren, ob die Fälle im eigenen Hause isoliert behandelt werden können. 

Auf eigene Verantwortung kann er dies dem Hausarzt des Kranken 
überlassen, aber die Entscheidung, ob die Isolierung genügend ist, und die 
nachherige Desinfektion wird meistens vom Vorsitzenden der Gesundheits¬ 
kommission persönlich oder durch seine fest angestellten Assistenten ge¬ 
macht. 

Die Überführung ins Krankenhaus kann er durch die Polizei durch¬ 
führen lassen. 

Wo ein geeignetes Krankenhaus fehlt, kann die Gesundheitskommission 
jedes Privathaus oder öffentliche Gebäude dafür in Benutzung nehmen. 

Internierung gesunder Personen während der Inkubationsperiode ist 
nicht direkt im Gesetze vorgeschrieben. 

Die speziellen Vorschriften der Gemeinden gegen Verbreitung bösartiger 
Krankheiten enthalten gewöhnlich diesbezügliche Bestimmungen, doch sind 
sie gewöhnlich auf das Pflegepersonal beschränkt. 

(Solche Vorschriften, in Analogie der allgemeinen Gesundheitsvorschriften 
(s. d.), sind hauptsächlich nach einer Anweisung, die von der Medizinal¬ 
verwaltung herausgegeben ist, von den meisten Gemeinden angenommen.) 

In den Vorschriften sind außer den Bestimmungen über das Pflege¬ 
personal meistens nur Gebote enthalten, daß der Verkehr nach und aus 
Häusern, in denen ansteckende Kranke verpflegt werden, möglichst zu be¬ 
schränken sei. 

Ohne Rücksicht auf die Vorschriften kann die Gesundheitskommission 
in jedem Einzelfall durch einen förmlichen Beschluß die Internierung ge- 
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sunder Personen gegen deren Willen veranlassen, wenn sie mit ansteckenden 
Krankheiten in Berührung gekommen sind, ohne daß bewiesen wäre, daß sie 
Infektionsstoff beherbergen. Diese Maßregel wird zurzeit nur bei Pocken, 
Cholera und Pest, vielleicht auch bei bösartigen Fleckfieberepidemien in 
Kraft treten. 

Nach den Vorschriften sind meistens Schulkinder acht Tage von der 
Schule fernzuhalten, wenn sie mit ansteckenden Kranken in Berührung ge¬ 
kommen sind. 

Versammlungen, Feste, Auktionen und dergleichen in verseuchten 
Häusern sind zu verbieten. 

Verkauf von Milch und anderen Nahrungsmitteln sind nach den Um¬ 
ständen in verseuchten Häusern zu verbieten, desgleichen der Verkauf von 
(andesinfizierten) Bekleidungsgegenständen, die in solchen Häusern während 
der Krankheit verfertigt sind (bei Schneidern, Schuhmachern usw. auf dem 
Lande). 

Das Umziehen aus und nach verseuchten Häusern darf nicht ohne die 
Zustimmung der Gesundheitskommission geschehen. 

Die Desinfektion (s. das Spezialkapitel) wird immer nach Bestimmung 
des Vorsitzenden der Gesundheitskommission geleitet. 

Begräbnisse (s. auch Spezialkapitel) der Personen, die an epidemischen 
Krankheiten gestorben sind, werden unter besonderen Vorsichtsmaßnahmen 
vorgenommen. 

Die Leichen werden in Tücher gehüllt, die mit Desinfizientien an¬ 
gefeuchtet sind, und in besonders wohlabgedichtete Särge gelegt. Das Ge¬ 
folge darf das Sterbehaus nicht betreten, und Leichenschmäuse sind verboten. 

Die durch die obengenannten und anderen, mehr speziellen, prophylak¬ 
tischen Maßnahmen bedingten Unkosten fallen in den Städten der Gemeinde- 
kaase, auf dem Lande der „Amtskasse** (Regierungsbezirkskasse) zur Last. 
Doch müssen auf dem Lande die Unkosten von der Amtsverwaltung 
(meistens vom Regierungspräsidenten) genehmigt werden in allen Fällen, wo 
nicht nach gesetzlichen Vorschriften gehandelt ist. Im anderen Falle muß 
die betreffende Gemeinde selbst die Kosten tragen, wenn die Gesundheits¬ 
kommission einen förmlichen Beschluß gefaßt hat; sonst liegt die ökonomische 
Verantwortlichkeit beim Vorsitzenden der Gesundheitskommission selbst. 

In den Städten muß unter denselben Bedingungen die Genehmigung 
des Gemeindeausschusses eingeholt werden, weil sonst die Gesundheits¬ 
kommission bzw. deren Vorsitzender die Verantwortung trägt. 

Die Kosten der Verpflegung und Behandlung von zahlungsunfähigen 
Kranken, die an Krankheiten leiden, die unter das Gesundheitsgesetz, § 15, 
fallen, müssen immer von der Gemeinde bzw. Amtsgemeinde getragen werden. 

Besonders auf dem Lande, aber auch in den Städten wird der Begriff 
„zahlungsunfähig** sehr weit genommen. Die Kosten einer zwangsmäßigen 
Isolierung werden gewöhnlich nicht von den Kranken gefordert, selbst wenn 
sie verhältnismäßig wohlhabend sind. 

Unter diesen Umständen fällt die Handhabung des Gesundheitsgesetzes 
nicht sehr schwer, trotz der oft strengen Bestimmungen. 

Im allgemeinen wird die Isolierung als solche und die Krankenhaus¬ 
behandlung gern geduldet. 

Viertejjabrsschriit ftlr Gesundheitspflege, 1912. 21 
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Schlimmer steht es mit der Desinfektion. Solange diese nach Methoden 
geübt wird, die die Gegenstände schädigen, sträubte das Publikum sich sehr 
dagegen; seit man aber mehr und mehr zur Formalindampfbehandlung (nach 
einer der bekannten Methoden) überging, fiel dieser Widerwillen allmäh¬ 
lich weg. 

In den ganz armen Bezirken, speziell in Finmarken, bietet die Durch¬ 
führung des Gesundheitsgesetzes größere Schwierigkeiten. Hier wirkt erstens 
der Unterschied zwischen unentgeltlicher und nicht unentgeltlicher Behand¬ 
lung nicht, da die Ärzte fast nie Honorar von der Bevölkerung erhalten, 
und da die Behandlung aller Krankheiten entweder im Armenrecht gegeben 
wird oder, was oft der Fall ist, aus den sogenannten Medizinalfonds bezahlt 
wird. (Die Medizinalfonds werden aus einer besonderen Fischhandelssteuer 
errichtet, die von den Kaufleuten nach deren Bruttoausfuhr von Fischen 
eingefordert wird.) 

Mit den Mitteln dieser Fonds wird die Krankenbehandlung der Fischer¬ 
bevölkerung (der weitaus größte Teil der Bevölkerung dieser Gegenden) 
bezahlt. 

Zweitens trägt der verhältnismäßig niedrige Kulturzustand dieser Be¬ 
völkerung dazu bei, daß sie den Sinn einer Isolierung und derartiger Maß¬ 
nahmen nicht verstehen, wenigstens bei leichter verlaufenden Fällen epide¬ 
mischer Krankheiten. 

In diesen Gegenden kann man daher noch häufiger gezwungen sein, 
mit Polizeigewalt die Gesundheitsvorschriften durchzusetzen, was in den 
mehr kultivierten Gegenden bei epidemischen Krankheiten so gut wie nie 
mehr der Fall ist. 

Von Spezialmaßnahmen gegen bestimmte Infektionen haben einzelne 
mehr an Bedeutung gewonnen, besonders in den letzten Jahren, ohne daß 
man in der Gesetzgebung hierfür ausdrückliche Bestimmungen findet. 

Diphtherie. 

Bei Diphtherie hat man in den Städten vor einigen Jahren (bis 1903/04) 
die Bazillenträger allgemein grundsätzlich isoliert, bis sie nach zweimaliger 
Untersuchung in Schlund und Nase sich als diphtheriebazillenfrei erwiesen. 
Die Methode wurde zuerst in Kasernen, Internaten und Krankenhäusern 
mit ausgezeichneten Resultaten erprobt. 

Hier hat man die Bazillenträger als ansteckend ebenso wie die klinisch 
erkrankten angesehen uifd die Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes von 
Kranken auf die Träger angewendet. Keiner hat bisher Einspruch dagegen 
erhoben, und man hat allmählich dadurch einen Präzedenzfall geschaffen, 
der das Einschreiten der Gesundheitskommission beim Publikum sehr er¬ 
leichtert. Dabei hat auch dies den Übergang erleichtert, daß die meisten 
Träger Rekonvaleszenten waren und nur sehr wenige gesund aus der Um¬ 
gebung Kranker in Isolierung kamen. 

Als die Diphtherie 1903 in unserem Lande sich wieder auszubreiten 
begann nach einer 10 jährigen Periode verminderter Aktivität, stieg die Zahl 
der isolierten Bazillenträger ohne klinische Symptome sehr stark. Da aber 
öfter erwachsene arbeitsfähige Personen lange Zeit eingesperrt wurden und 
die für klinisch Kranke zu Gebote stehende Bettenzahl einschränkten, haben 
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die Gesundheitskommissionen in Christiania und Bergen, den zwei größten 
Städten, davon abgesehen, die diphtheritischen Rekonvaleszenten länger als 
bis zur vollständigen Heilung der Krankheit zu isolieren. 

Man hat dabei prophylaktische Injektionen von Diphtherieheilserum 
systematisch angewendet. 

Maßgebend für die Auffassung, daß symptomfreie Bazillenträger ver¬ 
hältnismäßig nicht sehr große Ansteckungsfähigkeit zeigen, waren ausgedehnte 
Massenuntersuchungen, die von der Qesundheitskommission in Christiania 
vorgenommen wurden (s. Ustvedt, Zeitschr. f. Hygien. u. Inf. 1906). 

Im allgemeinen wird man aber keinen erwiesenen Bazillenträger zu 
Gewerben zulassen, in denen er mit Lebensmitteln oder leicht infizierbaren 
Gennßmitteln in direkte Berührung kommen kann. Ebenso wird verfahren, 
wenn der Bazillenträger infolge seiner Lebensstellung mit vielen Menschen 
in nähere Berührung treten muß (Barbiere, Kellner und dergleichen). In 
geschlossenen Anstalten werden allgemein bei Diphtheriefällen systematische 
bakteriologische Untersuchungen vorgenommen. 

Die gefundenen Bazillenträger werden womöglich isoliert und prophy¬ 
laktische Injektionen von Serum verwendet. 

Bei hartnäckigen Epidemien in Arbeiterkasernen und dergleichen haben 
prophylaktische Seruminjektionen dann einen besseren Effekt gehabt, wenn 
sie in der nächsten Umgebung der isolierten Kranken nicht nur beim 
Beginn, sondern auch bei der Rückkehr aus der Isolierung verwendet 
wurden. 

Das Diphtherieheilserum wird im Laboratorium des städtischen Kranken¬ 
hauses zu Christiania hergestellt. Es wird nach den Methoden des Instituts 
für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. kontrolliert mit Verwendung 
des vom Institut in liebenswürdigerweise alljährlich überlassenen Standard- 
serums. 


Unterleibstyphus. 

Bei der Bekämpfung des Typhoidfiebers hat man auch in Norwegen zu 
systematischen bakteriologischen Untersuchungen gegriffen. 

In den Krankenhäusern hat man in der letzten Zeit mehr und mehr 
dio Rekonvaleszenten bis zum negativen Bazillenfunde behalten. 

Die bei systematischen Fäoesuntersuchungen gefundenen Daueraus¬ 
scheider hat man unter ständige Kontrolle der Gesundheitskommission ge¬ 
stallt. 

Dabei hat die Gemeinde in einem Falle mit Einwilligung des Patienten 
demselben ins Krankenhaus geschickt zwecks künstlicher Immunisierung mit 
dem eigenen Bazillen. 

Sonst hat man die konsequente Desinfektion der Entleerungen und das 
Fexnhalten des Bazillenträgers vom Lebensmittelverkauf und ähnlichen Ge¬ 
werben streng kontrolliert. 

Scharlach. 

Bei Scharlach wird in Norwegen empfohlen, die Isolierung so lange fort¬ 
zusetzen, bis nicht nur die ßautschuppung, sondern auch jeder Katarrh der 
oberen Luftwege verschwunden ist, weil man die Erfahrung gemacht hat 
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daß Rückfälle während der Dauer der katarrhalischen Erscheinungen häu¬ 
figer sind. Dies wird in Christiania als allgemeine Regel durchgeführt. 

Literatur: Norsk medicinallovgivning. — Ustvedt, Untersuchung von Bazillen¬ 
trägern in den Volksschulen Christianias (Zeitschr. f. Hyg. 1906). 

Lepra und Tuberkulose. 

Zwei Infektionskrankheiten lassen sich als chronische und nicht als 
exquisit kontagiös anerkannte, wenigstens zurzeit nicht, wo das Gesund¬ 
heitsgesetz gegeben wurde, nur schwer innerhalb des Rahmens dieses Ge¬ 
setzes fassen. Sie sind daher unter Sondergesetze gestellt. Es sind dies 
die Lepra und die Tuberkulose. 

Die Lepra wurde schon 1856 durch Anzeigen und Zählungen der 
Fälle speziell berücksichtigt. Die Zählung zeigte, daß die große Verbreitung 
spezielle Maßnahmen forderte und es wurden 1857 durch ein Gesetz Ge¬ 
sundheitskommissionen in den betroffenen Kreisen errichtet, die die Über¬ 
wachung der Ausbreitung der Krankheit übernehmen sollten. Die Behand¬ 
lung und Isolierung der Kranken wurde von den Leproserien übernommen, 
die, zum Teil schon im Mittelalter errichtet, noch als milde Stiftungen tätig 
waren, teils neu errichtet wurden. Es zeigte sich jedoch, daß es ohne speziell 
gesetzliche Bestimmungen nicht möglich war, alle Kranken, bei welchen es 
wünschenswert erschien, zur lebenslänglichen Isolierung zu bringen. 

Im Jahre 1885 wurde ein Gesetz angenommen, nach welchem diejenigen 
Patienten, welche Armenunterstützung genießen, in der Regel in Leproserien 
zu behandeln seien, und zwar auf Staatskosten. 

Für andere Patienten kann die Gesundheitskoramission Isolierungsregeln 
festsetzen und ihr hygienisches Verhalten vorschreiben. Wenn diese Regeln 
nach dem Urteil der Kommission nicht genügend beachtet werden, können 
die Patienten zwangsweise in ein Leproserium überführt werden. Die Be¬ 
handlung und der Unterhalt eines zwangsmäßig isolierten, nicht Armen¬ 
fürsorge genießenden Kranken ist von der Gemeinde (Stadt oder Regierungs¬ 
bezirk) zu bezahlen. Verläßt jedoch ein derartiger Patient ohne Erlaubnis 
das Leproserium, so muß er selbst die Kosten tragen, wenn er wieder 
isoliert wird. 

Es besteht keine allgemeine Meldepflicht, wie nach dem Gesundheits¬ 
gesetz, § 14, sondern die Gesundheitskommissionen und die Kreisärzte müssen 
die Kontrolle führen und die Fälle aufspüren. 

Die Desinfektion von Gegenständen und Räumen, die von einem Lepra¬ 
patienten benutzt worden sind, ist obligatorisch. 

Die hier skizzierten Maßnahmen haben bekanntlich zu einer schnellen 
Abnahme der Leprafälle in Norwegen geführt. 

In die Isolierung auf Staats- oder Gemeindekosten wurde gewöhnlich 
von seiten der Patienten ohne Widerstand eingewilligt, nur selten sind 
Zwangsisolierungen vorgekommen. 

Früher gab es vier Leproserien, jetzt sind es drei. 

Gegen die Tuberkulose wurden nur allgemein hygienische Maßnahmen 
angewendet, bis die Erkenntnis durchdrang, daß eine so allgemein verbreitete 
und in ihren Folgen tückische Krankheit mij anderen Waffen bekämpft 
werden mußte. 
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Auf die Erfahrungen füllend, welche bei Anwendung des allgemeinen 
Gesundheitsgesetzes bei den akuten Infektionskrankheiten gewonnen waren, 
und unter Berücksichtigung der Eigenart der Krankheit hat man das Tuber- 
kulosegesetz im Jahre 1900 ins Leben gerufen. 

Da es eines der frühesten solcher Gesetze ist, und da man es außerhalb 
des Landes vielfach für nachahmenswert angesehen hat, sei es hier wörtlich 
abgedruckt. 

G esetz, betr. Maßnahmen zur Bekämpfung tuberkulöser Krankheiten. 

8. Mai 1900. 

§ 1. Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Krankheiten tuber¬ 
kulösen Ursprungs, soweit diese mit Ausscheidungen, von denen angenommen 
werden kann, daß sie eine Gefahr für die Ausbreitung der Krankheit darstellen, 
verbunden sind. 

§ 2. Jeder Arzt hat die Verpflichtung, von jedem zur Behandlung kommenden 
Krankheitsfall dieser Art dem Vorsitzenden der Gesundheitskommission Mitteilung 
zu machen. Dasselbe gilt auch für diejenigen Fälle, die er bereits bei dem In¬ 
krafttreten des Gesetzes in Behandlung hat. 

§ 3. Stirbt ein Kranker, so soll derjenige, dem nach den bestehenden Ge¬ 
setzen die Verpflichtung zur Anmeldung des Todesfalles obliegt, diesen dem 
behandelnden Arzte mitteilen, der wiederum dem Vorsitzenden der Gesundheits¬ 
kommission hierüber Meldung erstattet. Hatte sich der Kranke nicht in ärzt¬ 
licher Behandlung befunden, so geschieht die Meldung unmittelbar an den 
Vorsitzenden der Gesundheitskommission. 

Durch allgemeine Vorschrift kann (gemäß dem § 4 bzw. § 11 des Gesund¬ 
heitsgesetzes vom 16. Mai 1860) bestimmt werden, daß die Meldung an den 
Vorsitzenden der Gesundheitskommission auch dann zu geschehen hat, wenn 
ein Kranker seine Wohnung wechselt; gleichzeitig kann der zur Meldung Ver¬ 
pflichtete bezeichnet werden. 

§ 4. Befindet sich der Kranke in ärztlicher Behandlung, so hat der Arzt 
darüber Anweisung zu erteilen, was nach diesem Gesetz und auch sonst zu be¬ 
achten ist, um eine Verbreitung der Krankheit zu verhindern. Die Anordnungen 
sind der Art des einzelnen Falles und den übrigen Verhältnissen anzupassen, 
auch hat der Arzt darauf zu achten, daß seinen Anweisungen nachgekommen wird. 

Sieht sich der Arzt außerstande, die notwendigen hygienischen Vorkehrungen 
auf zuverlässige Weise zu treffen, so hat er dies dem Vorsitzenden der Gesund¬ 
heitskommission unter Angabe der vorhandenen Mißstände zu melden. Auch 
ist der Arzt auf Anfrage des Vorsitzenden der Gesundheitskommission ver¬ 
pflichtet, die nötigen Erläuterungen über die bei jedem Falle vorhandenen 
hygienischen Verhältnisse zu geben. 

§ 5. Wird der Kranke von keinem Arzt behandelt, so hat der Vorsitzende 
der Gesundheitskommission entweder selbst die Aufsicht in hygienischer Be¬ 
ziehung zu übernehmen oder durch einen anderen Arzt ausüben zu lassen, und 
zwar stets dergestalt, wie es die Art des Falles und die übrigen Verhältnisse 
erheischen. Ebenso hat er die Aufsicht in hygienischer Beziehung dann zu 
übernehmen, wenn den Anweisungen des behandelnden Arztes nicht nach¬ 
gekommen wird. Es kann ferner gefordert werden, daß die vom Vorsitzenden 
der Gesundheitskommission in bezug auf diesen Paragraphen gegebenen Anord¬ 
nungen von der Gesamtkommission bestätigt werden. 

§ 6. Ist der Vorsitzende der Gesundheitskommission der Meinung, daß die 
Verhältnisse des Kranken oder die seiner Wohnung einen besonderen Grund zu 
einer Ansteckungsgefahr für andere abgeben, so hat er die Angelegenheit der Ge¬ 
sundheitskommission vorzulegen, die über die zu treffenden Maßnahmen beschließt. 

Wenn der Kranke oder seine Umgebung unterläßt, die von der Gesundheits¬ 
kommission erlassenen Vorschriften zu befolgen, und es sich daher als unmöglich 
erweist, dem Kranken eine für die Bekämpfung der Ausbreitung der Krankheit 
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nötige Pflege angedeihen zu lassen, so kann die Gesundheitskommission seine 
Einlieferung in ein Krankenhaus beschließen. Jedoch darf eine Trennung von 
Eheleuten nicht vorgenommen werden, wenn diese wünschen, zusammen zu 
bleiben. 

§ 7. Wenn ein Kranker stirbt oder seine Wohnung verändert, so soll in 
dem Maße, wie es die Umstände erheischen, sowohl eine Peinigung des Baumes 
vorgenommen werden, in dem der Kranke sich aufgehalten hat, als auch eine 
solche seiner nachgelassenen Kleider und Bettwäsche. Der Baum darf erst nach 
erfolgter Peinigung einem anderen zum Bewohnen übergeben werden. 

§ 8. Kleider und Bettwäsche, die von einem Kranken gebraucht worden 
sind, dürfen nur dann anderen als Eigentum oder zum Benutzen übergeben 
werden, wie es den Umständen nach erforderlich schien. Die näheren Bestim¬ 
mungen über die in diesem und dem vorhergehenden Paragraphen erwähnte 
Peinigung werden von der Gesundheitskommission erlassen. 

§ 9. Personen, die an der in diesem Gesetz erwähnten Krankheit leiden, 
dürfen von der Armenverwaltung in Privatpflege nur unter Zustimmung der 
Gesundheitskommission gegeben werden. Arme, die an dieser Krankheit leiden, 
dürfen nicht in die private Armenpflege ausgegeben werden. Ohne Zustimmung 
der Gesundheitskommission darf kein Armer von der Armenverwaltung zu einer 
Person in Pflege gegeben werden, in deren Hausstand diese Krankheit herrscht. 

§ 10. Personen, die an der in diesem Gesetz erwähnten Krankheit leiden, 
kann, sobald es sich als unmöglich erweist, auf andere Weise die Gefahren der 
Verbreitung der Krankheit zu beseitigen, von der Gesundheitskommission unter¬ 
sagt werden, bei der Herstellung von zum Verkauf bestimmten Lebensmitteln, 
sowie beim Verkauf derselben mitzuwirken. 

Frauen, die an dieser Krankheit leiden, kann von der Gesundheitskommission 
untersagt werden, Dienste als Ammen oder Kindermädchen anzunehmen. 

Die Gesundheitskommission kann ferner verbieten, daß Milch von solchen 
Stellen verkauft wird, wo Personen, die an der in diesem Gesetz erwähnten 
Krankheit leiden, an der Pflege und Wartung der Kühe oder bei der Behand¬ 
lung der Milch teilnehmen, sofern eine besondere Gefahr für Ausbreitung der 
Ansteckung durch die Milch als vorhanden angenommen werden kann. 

§11. Der König oder der von ihm hierzu Bevollmächtigte kann zur Ver¬ 
hinderung einer Verbreitung der in diesem Gesetz besprochenen Krankheit, nach 
Einholung eines Gutachtens der betreffenden Gesundheitskommission, allgemeine 
Bestimmungen festsetzen für: 

a) Werkstätten, Fabriken, Kontore, Läden und andere geschlossene Bäume, in 
denen andere als die zum Hausstand gehörigen Personen gleichzeitig und dauernd 
Arbeit haben; 

b) Hotels, Heilstätten und Privatwohnungen, deren Besitzer die Aufnahme 
von Fremden geschäftsmäßig betreiben; 

c) Versammlungslokale, sowie Kirchen, Schulen, Gerichts- und Auktions¬ 
räume, Theater, Tanzlokale, Konzert- und Vereinslokale und dergleichen; 

d) andere Arten von Räumlichkeiten, für die besondere Verhältnisse vor¬ 
liegen , wie z. B. Gefängnisse, Irrenanstalten und andere Heilanstalten, Schiffs¬ 
kajüten und Schiffskojen, Eisenbahnwagen, Kasernen, Umkleidungsräume für 
Rudervereine und dergleichen. 

§ 12. Der König oder der von ihm hierzu Bevollmächtigte erläßt die näheren 
Bestimmungen über die Anmelde- und Mitteilungsverpflichtung und über die¬ 
jenigen Meldungen und Mitteilungen, welche die Vorsitzenden der Gesundheits¬ 
kommissionen und die behandelnden Ärzte abgeben sollen. Die notwendigen 
allgemeinen Anweisungen zur Durchführung des Gesetzes werden von der Medi¬ 
zinalverwaltung gegeben, die auch den Gesundheitskommissionen und den Ärzten 
Beistand und Bat hinsichtlich der in den vorkommenden Fällen sich als nötig 
erweisenden Verhaltungsmaßregeln erteilt. 

§ 13. Die Vorsitzenden der Gesundheitskommissionen und die von ihnen 
angenommenen Ärzte erhalten auf Reisen, die durch dies Gesetz veranlaßt 
werden, die üblichen Fahr- und Verpflegungskosten. 
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Erstere werden von der Staatskasse, letztere von der betreffenden Amts- oder 
Sfcadfckasse getragen. 

Die Ausgaben für die Aufnahme von Unbemittelten in ein Krankenhaus 
und die Verpflegung außer dem Hause sind, wenn sie durch § 6 erfolgen, eben¬ 
falls von der betreffenden Amts- oder Stadtkasse zu tragen, jedoch dergestalt, 
daß die Staatskasse */ l0 davon zurückerstattet. Durch Beschluß des Amtsaus¬ 
schusses kann bis zur Hälfte der Amtsausgaben auf den Kreis übertragen 
werden, in dem der Kranke heimatberechtigt ist. 

Die Ausgaben für die nötigen Desinfektionsmittel werden von der betreffen¬ 
den Amts- oder Stadtkasse getragen, jedoch haben die Eigentümer von Heil¬ 
stätten und andere Personen, die gegen Bezahlung Kranke in Empfang nehmen, 
diese Ausgaben selbst zu bestreiten. 

§ 14. Übertretungen dieses Gesetzes oder der hierzu erlassenen Bestim¬ 
mungen werden mit Geldbuße im Betrage von mindestens 2 Kronen bestraft 
und wird als Polizeisache behandelt. 

In bezug auf den § 11 und 12 des Gesetzes hat die kgl. Regierung 
einen von der Medizinal Verwaltung verfaßten Entwurf zu Vorschriften über 
die ärztliche Anzeigepflicht bei den tuberkulösen Krankheiten genehmigt. 
Desgleichen wurde das Justizministerium ermächtigt, die in Rede stehenden 
Vorschriften insoweit zu ändern oder zu ergänzen, als dies in der Zukunft 
sich als notwendig oder zweckmäßig erweise. 

Die Vorschriften verpflichten die Ärzte, bei ihren Anzeigen ein an¬ 
gegebenes Schema zu benutzen. Ebenso wird der Vorsitzende der Ge¬ 
sundheitskommission verpflichtet, besondere Protokolle nach angegebenem 
Schema zu führen über sämtliche in seinem Kreise wohnende Tuberkulöse, 
von denen er Kenntnis hat. 

Zahlenmäßige Auszüge aus diesen Protokollen sind alljährlich dem 
Medizinaldirektor einzusenden. 

Ebenso muß der Vorsitzende der Gesundheitskommission einen be¬ 
sonderen Bericht erstatten, wenn tuberkulöse Erkrankungen auffallend 
häufig in Schulen, Arbeitsstätten oder dergleichen auftreten. 

Im Anschluß an das Gesetz und die Verordnung erfolgte ein Rund¬ 
schreiben des Medizinaldirektors, das Direktiven an die Ärzte bezüglich der 
Durchführung der besonderen Maßnahmen gegen tuberkulöse Krankheiten 
enthielt. Zu den tuberkulösen Krankheiten, die mit ansteckenden Aus¬ 
scheidungen verbunden sind, werden bis auf weiteres gerechnet. 

a) Lungenkrankheiten, die mit Auswurf verbunden sind, und deren 
tuberkulöse Natur vom Arzte erwiesen ist durch Nachweis von Tuberkulose im 
Auswurf oder durch die Symptome und den Verlauf der Krankheit. Desgleichen 
Kehlkopftuberkulose, insofern sie mit Auswurf verbunden ist. 

b) Entzündungsprozesse in Knochen, Gelenken, Lymph- 
drüsen usw., welche mit Fistelbildung verbunden sind und deren tuberkulöse 
Natur vom Arzte mit Sicherheit angenommen wird. 

c) Hauttuberkulose (Lupus), wenn sie mit Ulcerationen und Ab¬ 
sonderungen verbunden ist. 

d) tuberkulöse Affektionen des Darmkanales und der Harn- 
wege, wenn ihre Natur durch Nachweis der Tuberkulose in den Aus¬ 
leerungen erwiesen ist. 

Genaue bakteriologische Untersuchung auf Verdacht der tuberkulösen 
Natur etwa vorkommender Eirankheiten wird anempfohlen. 
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Sodann werden allgemeine hygienieche Vorschriften für das Verhalten 
Tuberkulöser in der Heimat gegeben. 

Weiter folgen Vorschläge über Desinfektionsmaßregeln, die als Muster 
bei der Festlegung solcher Regeln seitens der Gesundheitskommissionen be¬ 
nutzt werden können. 

Sodann folgen Anweisungen bezüglich Zulassung tuberkulöser Personen 
zu verschiedenen Gewerben. Dabei wird hervorgehoben, daß die Gelegenheit 
zum Verbot des Ammen- und Mädchendienstes unbeschränkt ist, aber daß 
ein Verbot gegen Teilnahme am Lebensmittelverkauf oder Bearbeitung der¬ 
selben in der Regel erst nach erwiesener Unreinlichkeit oder Gleichgültigkeit 
gegenüber den Vorschriften erfolgen kann. 

Durch das Gesetz und die Verordnungen, die jetzt ins allgemeine Be¬ 
wußtsein der Ärzte und des Publikums gedrungen sind, ist die Bekämpfung 
der Tuberkulose als ansteckende Krankheit erfolgt. Die erste Folge des 
Gesetzes war natürlich eine schnelle Überfüllung aller für Tuberkulose zu¬ 
gänglichen Krankenhäuser. 

Der Staat ist dann bald zur Errichtung größerer Heilanstalten gegangen. 

Die Ämter, auf deren Kosten vornehmlich der nach § 6 (oft lebenslang) 
ins Krankenhaus überführte Patient verpflegt und behandelt wird, haben 
vielfach kleinere Pflegeheilstätten eingerichtet. Viele Städte haben ihre 
Krankenhäuser durch eine Tuberkuloseabteilung erweitert. 

Die Erfolge haben sich statistisch nicht ganz so gezeigt, wie vielleicht 
erwartet wurde, was kein Wunder ist, da die Anzeigepflicht eine sehr große 
Anzahl von Fällen erst zur allgemeinen Kenntnis gebracht hat, doch ist eine 
Abnahme der Mortalität der Tuberkulose von 28 bis 20 per 10 000 Ein¬ 
wohner seit 1900 zu verzeichnen. 

Die zunehmende Kenntnis der Verbreitung der Tuberkulose hat in 
Norwegen wie in den übrigen zivilisierten Ländern die private Opferwilligkeit 
mit ins Feld geführt. 

Zunächst hat der allgemeine Ärzteverein als eine Hauptaufgabe die 
Bekämpfung der Tuberkulose aufgenommen, dann hat ein Frauenverein, 
der ursprünglich für die Kriegskrankenpflege gebildet war, mit Zuschuß 
vom Staate die Ausbildung von Krankenpflegerinnen gefördert und ein 
Sanatorium nebst mehreren Pflegeheilstätten gegründet. 

Im vorigen Jahre wurde ein Nationalverein zur Bekämpfung der 
Tuberkulose gegründet, um den freiwilligen Kampf zu einem einheitlichen 
Vorgehen auf allen Gebieten zu organisieren. 

Literatur: Norsk Medicinallovgivning. Meddelelser fra den norske National- 

forening mot tuberkulöse 1910—1911. 

Desinfektion. 

Die Desinfektionen, die nach den Bestimmungen des allgemeinen Ge¬ 
sundheitsgesetzes und den Spezialgesetzen vorzunehmen sind, sollen von 
dem Vorsitzenden der Gesundheitskommission für jeden Fall verordnet 
werden. Dieser hat auch die Kontrolle zu üben. 

In vielen Fällen, speziell was die Städte betrifft, haben die Gesundheits¬ 
kommissionen ihre eigenen Desinfektionsregeln ausgearbeitet, von denen nur 
in Ausnahmefällen abgewichen wird. Diese Regeln sind meistens überein- 
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stimmend mit den Anleitungen, die yon der Medizinalyerwaltung ausgearbeitet 
sind und nach Bedarf wieder revidiert werden. Sie stimmen in technischer 
Hinsicht mit denen überein, die von der Regierung des Deutschen Reiches 
für dieses Reich bestimmt sind; ebenso die Spezialanleitungen für Des¬ 
infektion von Schiffen und Eisenbahnen. 

Auf dem Lande haben mehrere Ämter (Regierungsbezirke) ihre eigenen 
Regeln festgesetzt für alle Fälle, bei denen die Kosten vom Amte getragen 
werden (hauptsächlich um billige aber wirksame Stoffe für jeden Fall zu 
sichern). 

Alle Städte und eine Mehrheit der Landgemeinden haben feste Des¬ 
infektoren, die vom Vorsitzenden der Gesundheitskommission instruiert 
werden. 

Bei besonderen Gelegenheiten können nach Bestimmung der Regierung 
die Desinfektionskosten von der Staatskasse übernommen werden; dies gilt 
nur bei der Abwehr der Einsohleppung von Seuchen aus dem Auslande. 
Literatur: Ustvedt, Die Desinfektion in Christiania. (Desinfektion 1911.) 

Impfwesen. 

Das Impfwesen Norwegens hat seine gesetzliche Begründung in einer 
alten kgl. Verordnung von 1810, nach welcher jede Person, die eine höhere 
Schule besuchen oder sich zur Konfirmation in der Staatskirche stellen 
oder als Handwerkslehrling einer Zunft beitreteu oder Mitglied einer öffent¬ 
lichen wohltätigen Stiftung werden will, ein Zeugsnis stattgehabter Impfung 
mit positivem Erfolg vorlegen muß. 

Das Zeugnis überstandener echter Variola hat dieselbe Rechtskraft. 

Außerdem wurde dem Pfarrer verboten, eine Ehe zu schließen, wenn 
nicht beide Kontrahenten vakziniert waren. 

Wenn einer zum Militärdienst ausgehoben wurde, mußte er sich impfen 
lassen, falls er kein Attest hatte oder deutliche Spuren überstandener Variola 
aufwies. 

Durch diese Verordnung war zwar kein allgemeiner Impfzwang vor¬ 
geschrieben, aber die sozialen Verhältnisse Norwegens waren in den ersten 
drei Vierteln des vorigen Jahrhunderts derartige, daß fast alle erwachsene 
Personen konfirmiert wurden. 

Mit dem zunehmenden Sektenwesen wurde eine steigende Anzahl 
Personen außerhalb der Staatskirche erzogen, und als die bürgerliche Ehe 
die Nichtmitglieder der Staatskirche von dem Konfirmationszwang befreite, 
hatte man keinen faktischen Impfzwang mehr. 

Die zunehmende Kultur und das zunehmende hygienische Interesse 
sicherte jedoch bei der übergroßen Mehrheit die Impfung, die von der 
Gesundheitskommission gratis ausgeführt wurde. 

In den letzten zwanzig Jahren haben die Impfgegner auch in Norwegen 
durch ihre Agitation eine gewisse Anzahl Personen von der Impfung fern¬ 
gehalten. Es ist dies um so leichter möglich gewesen, als eben Sektierer 
überhaupt zugänglicher sind für Argumente, die gegen die Staatsautorität 
gerichtet sind. 

Als in den Jahren 1905 und 1908 in Christiania und den angrenzenden 
Bezirken Pockenepidemien auftraten und es sich zeigte, daß unter den Be- 
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fallenen sich viele befanden, die nicht oder höchstens nur einmal im frühen 
Eindesalter geimpft waren, hat man den Mangel eines modernen Impf¬ 
gesetzes sehr empfunden. 

Der Entwurf zu einem derartigen Gesetz ist vom Medizinaldirektor 
verfaßt und von der Regierung dem Storthing in diesem Jahre vorgelegt. 

Der Entwurf schlägt allgemeinen Impfzwang vor dem erlangten vierten 
Jahre vor, desgleichen obligatorische Revakzination zwischen dem 12. und 
14. Jahre. Die Kontrolle wird den Schulbehörden anferlegt, da der all¬ 
gemeine Schulzwang eine durchgehende Kontrolle aller Kinder von sechs 
Jahren notwendig macht, und man bei dem Eintritt in die Schule das Impf¬ 
attest fordert. 

Die Schulpflicht dauert bis zum 14. Jahre, so daß man die Revakzination 
zweckmäßig kurz von dem Verlassen der Schule vornimmt. 

Außer den beamteten Ärzten sind auf dem Lande viele Personen, 
meistens Lehrer und Hebammen nach Autorisation des Medizinaldirektors 
an der Ausführung der Impfung mitbeteiligt (Hilfsvakzinatoren). 

Wegen der großen Entfernungen in den dünn bevölkerten Teilen des 
Landes hat man die Einteilung in Kommunen als zu groß empfunden, und 
die Medizinalverwaltung teilt den Bezirk in Vakzinationskreise mit je einem 
Hilfsvakzinator. 

Als Vakzinationsmaterial wird jetzt kaum noch humanisierte Lymphe 
verwendet, sondern man bezieht animale Lymphe von der staatlichen 
Impfanstalt in Christiania, wo alljährlich ein genügendes Quantum 
Kälberlymphe den Vakzinatoren gratis nach Bedarf zugeschickt wird. 

An die alte Zeit erinnert nur die Verpflichtung einiger älterer 
Stadtphysici, humane Lymphe zu sammeln und aufzubewahren und die für 
diese Pflioht bestehende Besoldung. 

Die staatliche Impfanstalt ist mit dem Veterinärlaboratorium verknüpft, 
wird aber vom Justizministerium ökonomisch verwaltet. Der Betriebsleiter, 
zurzeit der Veterinärdirektor, und sein Assistent sind Ärzte. 

Literatur: Norak Medicinallovgivning. Utkast tit lov om vaccination og revak- 
cination. 


Quarantäne wesen. 

Die Maßnahmen gegen Einschleppung ansteckender Krankheiten sind 
durch das Gesetz von 17. Juni 1909 geregelt. 

Dies Gesetz ist auf dem Inspektionssystem aufgebaut und ist mit der 
Pariser Konvention von 1903 in Übereinstimmung. Der norwegische Staat 
ist der Konvention im Sommer 1911 beigetreten. 

Die Kontrolle des Gesundheitszustandes der aus fremden Häfen kommen¬ 
den Schiffe gehört unter die Obliegenheiten der Gesundheitskommissionen. 
Die Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes von 1860 finden auch auf die 
Schiffe Anwendung, wenn das „Quarantänegesetz u nicht andere Bestimmungen 
enthält. 

Die Gesundheitskommission hat einen Schiffsaufseher anzustellen. Dieser, 
der Hafenvogt und einer der Zollbeamten müssen bei der Behandlung von 
Sachen, die die sanitären Verhältnisse in Schiffen angehen, von der Ge¬ 
sundheitskommissionen beigezogen werden. 
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Übrigens hat außer der Polizei ein jeder bei der Schiffskontrolle, dem 
Zoll-, Hafen- oder Lotsenwesen angestellte Offiziant dazu beizutragen, daß die 
Bestimmungen über die sanitären Verhältnisse auf den Schiffen befolgt werden. 

Der Vorsitzende der Gesundheitskommission oder in dessen Abwesenheit 
ein anderer dazu berufener Arzt hat das Recht, ein jedes in dem Hafen an¬ 
gekommene Schiff nach Meldung an dessen Führer zu untersuchen. 

Der Führer eines Schiffes muß auf Ehrenwort eine schriftliche Erklärung 
über den Gesundheitszustand an Bord abgeben. 

Die Erklärung ist vom eventuellen Schiffsarzt zu unterschreiben, gleich¬ 
falls (auf Verlangen) von den Schiffsoffizieren. 

Wenn irgend eine ansteckende Krankheit auf einem einlaufenden Schiffe 
vorgekommen ist, wird die Erlaubnis des besichtigenden Arztes, oder in 
eiligen Fällen, wenn dieser nicht kommen kann, des Hafenvogtes dazu ein¬ 
gefordert, daß Patienten, Leichen, oder Personen und Gegenstände, die mit 
diesen in Berührung gewesen sind, das Schiff verlassen können. Auf Ver¬ 
langen ist ein jeder, der mit Erlaubnis das Schiff verläßt, verpflichtet, seinen 
Namen, Heimat, Bestimmungsort, Adresse und Reiseplan schriftlich zu be¬ 
kunden. 

Die Erlaubnis des Aufsichtsarztes oder des Hafenvogtes ist auch er¬ 
forderlich, wenn Leichen von im Auslande an ansteckender Krankheit ge¬ 
storbenen Personen oder Gegenstände, die im Auslande infiziert und nicht 
genügend desinfiziert sind, an Land gebracht werden sollen. 

Welche Krankheiten unter diese Bestimmungen fallen, wird vom 
Könige bestimmt. 

Zurzeit sind es: Typhoidfieber (Paratyphus), Fleckfieber, Recurrens, 
Dysenterie, Scharlach, Diphtherie, akute Poliomyelitis, Gelbfieber. 

Betreffs Variola, Cholera und Pest bestehen Sonderbestimmungen. 

Die außernorwegischen Örtlichkeiten, wo Pocken, Cholera oder Pest 
oder eine damit gleichzustellende Seuche ausgebrochen ist, werden von der 
Regierung als verseucht kundgemacht. 

Schiffe, die von solchen Örtlichkeiten kommen, oder die Fälle der oben¬ 
genannten Seuchen an Bord haben, oder die Verkehr mit verseuchten 
Schiffen gehabt haben, müssen die Quarantäneflagge hissen. 

Schiffe mit Quarantäneflagge dürfen keinen Verkehr mit dem Lande 
haben, bevor sie von dem Aufsichtsarzt untersucht sind. 

Wenn die Schiffe als verdächtig angesehen sind, können folgende 
Maßregeln getroffen werden: Desinfektion oder Vernichtung von als infiziert 
zu betrachtenden Gegenständen; Löschungsverbot bestimmter Warensorten 
(zurzeit nur gebrauchte Kleidungsstücke, Leib- oder Bettwäsche — die nicht 
als Passagiergut mitgeführt werden — samt Lumpen, die nicht in Ballen 
gepreßt sind). 

Erneuerung bzw. Desinfektion des Wasservorrats, Vernichtung von 
Heren, die die Übertragung der Seuchen vermitteln können, Beobachtung 
von Mannschaften und Passagieren innerhalb bestimmter Zeiträume. 

Bei verseuchten Schiffen sollen folgende Maßnahmen getroffen werden: 

Die Kranken werden, womöglich an Land, isoliert und behandelt, bis 
sie als unverdächtig anzusehen sind. Leichen werden unter genügenden 
Vorsichtsmaßnahmen begraben oder in offener See versenkt. 
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Die Räame und Gegenstände, die mit Ansteckangsstoff in Berührung 
gewesen, werden desinfiziert. 

Die Löschung von Waren, deren Einfuhr verboten ist, wird verhindert 
oder sie werden vernichtet. 

Der Wasser Vorrat wird desinfiziert. Die Ausrottung übertragungs¬ 
fähiger Tiere ist anzustreben. 

Die an Bord anwesenden Personen werden in bestimmten Zeiträumen 
unter Aufsicht gestellt oder nötigenfalls isoliert. 

Wenn die genannten Maßnahmen getroffen sind, ist dem Schiffe mit 
den erforderlichen Vorsichtsmaßregeln der freie Verkehr gestattet. 

Bei Fahrzeugen, die durch Überfüllung, Unreinlichkeit oder andere be¬ 
sondere Ursachen als besonders verdächtig anznsehen sind, können nach 
eingeholter Bestimmung des Medizinaldirektors weitere Maßnahmen nach 
Bedarf des Falles getroffen werden. 

Für den Land verkehr sind folgende Regeln auf gestellt, die nach Be¬ 
stimmung des Justizministeriums in Kraft treten: 

Anmeldung beim Vorsitzenden der Gesundheitskommission und Beob¬ 
achtung in bestimmten Zeiträumen, ärztliche Untersuchung an der Grenze oder 
in anderen geeigneten Ortschaften, Isolierung der Kranken und Verdächtigen, 
Desinfektion der Bagage. Anmeldung aller Gäste von Gastwirten an die Ge- 
sundheitskommission. Personen, die unter ärztliche Aufsicht gestellt sind, sind 
verpflichtet, sich nach Bedarf Impfungen und Einspritzungen zu unterwerfen, 
die erfahrungsgemäß unschädlich und geeignet sind, gegen die Krankheiten 
einen Schutz zu geben oder die Ausbreitung derselben zu verhindern. 

Die hier genannten Maßregeln werden von den Gesundheitskommissionen 
ausgeübt. 

Die bakteriologischen Untersuchungen, die zur Diagnose erforderlich 
sind, werden vom Epidemiearzt des Staates oder vom städtischen Unter¬ 
suchungsamt (zurzeit nur in Christiania) ausgeführt. Entnahme, Verpackung 
und Versand der Proben geschieht nach ungefähr denselben Regeln, wie 
im Deutschen Reiche. 

Für den Fall, daß Cholera- oder Pestgefahr in größerem Maßstabe den 
nördlichen abgelegenen Teilen des Landes droht, hat man provisorische 
Laboratorien dort vorbereitet. Bisher sind sie nicht in Tätigkeit getreten. 
Die zwei Quarantänestationen Norwegens sind mit vollständigen Laboratorien 
ausgestattet. 

Die Ausrottung von Ratten und Mäusen in Schiffen wird vornehmlich 
mit Phosphorgift, Fallen und Schwefelräucherungen auf leerem Schiffe vor¬ 
genommen nach einer von der Medizinalverwaltung herausgegebenen Anleitung. 
In Christiania haben nach Vorschlag der Gesundheitskommission die 
städtischen Behörden neuerdings einen Claytonapparat angeschafft. Ein 
ähnlicher ist für die Quarantäneanstalt des südlichen Norwegens für dieses 
Jahr vorgeschlagen worden. 

In bezug auf den Landverkebr hat man Desinfektionsanstalten auf 
den Grenzstationen der Eisenbahnlinien aufgestellt. Zur Isolierung und 
Behandlung der auf der Eisenbahn krank werdenden Personen hat man 
die Epidemiespitäler der der Grenze am nächsten liegenden Städte in An¬ 
spruch genommen. 
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Wenn näher liegende Länder oder Ortschaften als choleraverseucht 
erklärt werden, hat man die Kontrolle der Reisenden so eingerichtet, daß 
die Schaffner heim Kontrollieren der Fahrkarten nachfragen, woher die 
Reisenden kommen. Denjenigen, die aus verseuchten Ortschaften kommen, 
wird die Aufforderung gestellt, daß sie sich einmal täglich bei dem Vor¬ 
sitzenden der Gesundheitskommission melden, bis die Zeit von fünf Tagen 
seit dem Verlassen des verseuchten Ortes verstrichen ist. Desgleichen sind 
alle, die Fremde in Logis nehmen, verpflichtet, nebst der gewöhnlichen 
Meldung an die Polizei auch eine Meldung an den Vorsitzenden der Ge- 
sundheitskommission von denjenigen Personen zu geben, die angeben, daß 
sie aus verseuchten Orten kommen. 

Ferner wird man bei besonders naher Infektionsgefahr einen Kranken¬ 
wagen mit Personal in allen mit dem Auslände verkehrenden Zügen mit¬ 
fahren lassen. 

Das Hauptgewicht wird in hygienischer Hinsicht auf die lokalen Verhält¬ 
nisse gelegt. Immer, wenn die Verseuchung örtlich so nahe tritt, daß mehr als 
ganz sporadischer Verkehr mit den verseuchten Orten besteht, wird vom Medi¬ 
zinaldirektorat den Vorsitzenden der Gesundheitskommissionen aufgegeben, 
daß sie besondere Aufmerksamkeit auf Latrinen, Kloaken und dergleichen, 
sodann auf den Verkehr mit Lebensmitteln und die Wasserversorgung richten. 

Im Falle der Pest wird zur allgemeinen Ratten Vertilgung auf gef ordert, 
und hier wieder besonders beachtet, daß man den Ratten den Zugang zu 
Abfallstoffen in den Wohnungen hindert. 

Übrigens sind die Maßnahmen der Gesundheitskommissionen nach den¬ 
selben Grundsätzen einzurichten, wie es nach dem Gesundheitsgesetz und 
den lokalen Gesundheitsvorschriften schon bei den alltäglich vorkommenden 
Infektionskrankheiten vorgesehen ist. Dabei wird man immer im Auge 
behalten, daß z. B. die lokalen Maßnahmen gegen Typhoidfieber genau 
ebenso gegen Cholera gerichtet sind. 

Literatur: Norsk Medicinallovgivning. Norsk Jernbanereglement. 

Wasserversorgung und Abwässer. 

Die Kontrolle der Wasserversorgung liegt ausschließlich den Gesundheits¬ 
kommissionen ob. 

Durch ratifizierte Beschlüsse nach dem Gesundheitsgesetz kann sie 
jederzeit einen Bürger auffordern, daß er nach Möglichkeit gutes und hin¬ 
reichendes Wasser für seinen eigenen Haushalt schafft und auflegen, daß er 
sanitäre Mißstände wegschafft. 

Dieser direkte Weg ist in Einzelfällen zu langsam und umständlich, 
und es sind daher in allen Landeskommunen in den lokalen Gesundheits¬ 
vorschriften allgemeine Bestimmungen eingeführt, die eine hygienische 
Minimalforderung betreffs der Wasserversorgung des einzelnen stellen. 

Meistens sind Brunnen vorgesehen. Es gibt in unserem Lande nur 
wenige Stellen, wo Brunnen mit genügenden Wassermengen nicht geschaffen 
werden können. 

In dieser Hinsicht* sind am ungünstigsten die Plätze (Fiskevaer), wo 
sieh die Fischer während des Fischfanges sammeln, oft an kleinen, winzigen 
Felseninseln, wo kein Wasser sich sammelt 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



174 


Prof. Dr. K. Kisskalt, 


Diese Plätze stehen in der fischlosen Zeit ganz öde y oder es wohnen 
nur ganz wenig Leute da. An solchen Stellen hat das öffentliche Medizinal¬ 
wesen mehrmals veranlaßt, daß Versuche zur Besserung des Zustandes ge¬ 
macht werden, wie Bohrungen und dergleichen. 

Während der Choleragefahr, die aus dem russischen Gouvernement 
Archangelsk drohte, das in regem Verkehr mit unserer lappländischen 
Küste steht, wurden in den Fischplätzen an den am meisten ausgesetzten 
und mit dem schlechtesten Wasser versehenen Orten provisorische Wasser¬ 
leitungen aus Quellen und Binnenseen angelegt. Da hier gewöhnlich nur im 
Sommer und Frühling gefischt wird, war die Anlage ganz einfach. 

Alle Städte und die meisten bedeutenderen Ortschaften auf dem Lande, 
wo eine dichtere stadtähnliche Ansiedelung besteht, haben Wasserleitungen, 
die fast überall aus Wald- und Gebirgsseen ihr Wasser nehmen. Bei den 
Terrainverhältnissen Norwegens ist es etwas verhältnismäßig leichtes, Seen 
zu isolieren und vom Verkehr abzuhalten. 

Verhältnismäßig am ungünstigsten stehen in dieser Beziehung die 
Städte an der südöstlichsten Küstenstrecke Norwegens, von Christiania aus 
südwärts. 

Hier haben die Gemeinden größere Summen an wenden müssen, um die 
Ansiedelungen an den Rändern der Quellenseen zu expropriieren und brach 
zu legen. 

Auch haben diese Städte eine ausgedehntere Wasserpolizei beschaffen 
müssen. 

Grundwasser Versorgung wird in Norwegen fast ausschließlich für 
kleinere, private Wasserleitungen verwendet. 

Bei dem kupierten Terrain und der geringen Bodentiefe und oft grob- 
steinigen Beschaffenheit unseres Bodens, bevor man aufs Grundgebirge ge¬ 
langt, ist das Grundwasser nur allzuoft wechselnd und zu spärlich, als daß 
man es mit Vorteil zu größeren Wasserwerken benutzen könnte. 

Filteranlagen sind bei unserer intensiven Winterkälte in den meisten 
Teilen des Landes sehr schwer zu handhaben. Sie sind nur sehr spärlich 
in Gebrauch. Keine größere Stadt hat bisher Filteranlagen eingerichtet, 
die darauf hinzielen, auch bakterielle Verunreinigungen fernzuhalten. 

Die Regelung und die Unschädlichmachung der Abwässer geschieht 
nach den Gesundheitsvorschriften jeder Gemeinde (s. d. Exempel). Die 
Kontrolle führt die Gesundheitskommission. 

In den Städten ist es natürlich ein Ingenieur oder ein größeres Ingenieur- 
bureau, das die Aufsicht und die technische Betriebsleitung ausübt. 

Die verschiedenen Verhältnisse in ökonomischer wie in sonstiger Hinsicht 
verursachen große Verschiedenheiten in der Lösung der Abwässerfrage. 

Die meisten Städte sind Küstenstädte. In diesem Falle ist es die 
Aufgabe, den kürzesten und bequemsten Weg zur See zu finden. 

In den Gesundheitsvorschriften der meisten Städte ist es ausdrücklich 
verboten, menschliche Exkremente dem Kloakennetze in unbehandeltem 
Zustande zuzuführen. Und selbst wo dieses Verbot nicht mit diesen Worten 
gegeben ist, ist es die Aufgabe jeder Gesundheitskommission, das Hafen¬ 
wasser von menschlichen Exkrementen möglichst freizuhalten, da Fische in 
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demselben oft eine Zeitlang lebend gehalten werden müssen, bevor sie ver¬ 
kauft werden. 

Daher werden Wasserklosetts ohne Klärongsanlagen nirgends gestattet, 
und es hat verhältnismäßig lange gedauert, bevor man überhaupt derartige 
Anlagen zugelassen hat. 

Noch schwieriger wird die Abwässerfrage bei Städten, die im Binnen¬ 
lande nach Seen und Flüssen zu ihre Abwässer leiten müssen. 

In diesen Städten sind Bestimmungen gegen Zuleitung von menschlichen 
Exkrementen zum Kloakennetze noch notwendiger, da ja Binnenseen und 
Flüsse bei uns in großem Maßstabe von der Landbevölkerung als Trink- 
und Waschwasser benutzt werden, selbst da, wo Kloaken in der Nähe aus- 
münden. ln den letzten Jahren sind auch in solchen Städten Wasserklosetts 
bisweilen gestattet, aber sie sind im allgemeinen selten, weil das Binnenland¬ 
klima mit seiner sehr scharfen Winterkälte eine kostspielige Erwärmung 
der Leitungsrohre erfordert. 

Die Freiheit, mit welcher jede Stadt ihre eigene Abwässerfragen ziemlich 
unabhängig ordnen kann, hat zu großen Übelständen in den kleinen, armen 
und ungünstig gelegenen Städten geführt. In der Bergstedt Roeros und in 
mehreren Städten des nördlichsten Norwegens sind die Kloaken noch zum 
Teil oberflächliche Rinnen. 

Wenn dann die Abtritte in der langen Winterzeit durchfrieren, und 
das sulaufende Wasser nach den Höfen und nach der Straße abfließt, kann 
es kaum wundernehmen, daß Krankheiten, wie Typhoidfieber, bisweilen 
schwere Epidemieen verursachen. 

Nur der meist guten Wasserversorgung kann man es verdanken, daß 
diese Krankheit keine größere Dimensionen annimmt. 

Literatur: Norsk lovtidende. 

Nahrungsmittelkontrolle und Nahrungsmittelgesetze. 

Die meisten hierhin gehörenden Bestimmungen sind teils im Gesundheits¬ 
gesetze, aber zum größten Teile in den einzelnen Gesundheitsvorschriften 
der Gemeinden enthalten, und es existieren nur wenige allgemeine gesetz¬ 
liche Bestimmungen, die wesentlich im allgemeinen Strafgesetze enthalten 
sind. Die ausführlichsten Bestimmungen sind in den Vorschriften der Städte 
enthalten. In den kleinen Gemeinden auf dem Lande sind sehr spärliche 
Bestimmungen in dieser Beziehung vorhanden, wie aus den Gesundheits¬ 
vorschriften für die Gemeinde Fosnes ersichtlich ist. 

Diese Verhältnisse sind jetzt als lästig empfunden, und es ist in diesem 
Jahre ein Komitee ernannt mit dem Aufträge, ein Nahrungsmittelgesetz für 
das ganze Land zu entwerfen. 

Bis jetzt bestehen Einzelgesetze betreffend Fleischkontrolle und Schlacht¬ 
häuser samt Margarineproduktion. 

Die Fleischkontrolle wird derart ausgeübt, daß in allen Stadtgemeinden 
mit einer Einwohnerzahl über 4000 ein kommunaler Fleischbeschauer, der 
Tierarzt sein muß, alles Fleisch untersuchen soll, welches innerhalb der 
Gemeinde geschlachtet wird. 

Ebenso soll er alles in die Gemeinde eingeführte Fleisch von Rindern, 
Pferden, Schweinen, Schafen, Ziegen und Renntieren kontrollieren. 
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Ist eine solche Kontrolle in der Gemeinde vorgenommen, aus welcher 
das Fleisch ausgeführt wurde, so kann die Untersuchung nach Genehmigung 
der kgl. Regierung unterbleiben. 

Auf Antrag der Gemeindeverwaltung kann die kgl. Regierung be¬ 
stimmen, daß das Fleisch von Tieren, die in solchen Teilen der Gemeinde 
geschlachtet werden, die nicht stadtmäßig bebaut sind, und in welchen die 
Kontrolle wegen deren Entfernung von der Kontrollstation schwierig ist, 
von der Kontrolle ausgenommen werden kann, wenn derjenige, für welcheii 
das Tier geschlachtet wird, eine Erklärung abgibt, daß das Fleisch aus¬ 
schließlich von ihm selbst und seinem Hausstande benutzt werden soll. 

Kleinere Stadt- und Landgemeinden können auf Verlangen der Gemeinde¬ 
verwaltung und mit Genehmigung der kgl. Regierung Fleischbeschauanstalten 
errichten, doch wird in Landgemeinden nur das zu verkaufende Fleisch 
kontrolliert. 

Alles vom Auslande eingeführte Fleisch, das in kleineren Teilen als 
ein Viertel Schlachttier eingeführt wird — sowohl frisches als gesalzenes —, 
ebenso Würste und fein zerteiltes Fleisch, soll von einem kommunalen vom 
Ministerium autorisierten Kontrollbeamten untersucht werden. Die kgl. 
Regierung kann Ausnahmebestimmungen und Verbote betreffs der Einfphr 
erlassen. Gleichfalls kann sie hermetisch verschlossene, geräucherte und 
gesalzene Fleisch- und Fettwaren von der Kontrolle ausnehmen. 

Die Regierung kann bestimmen, daß für eingeführtes Fleisch der Her¬ 
kunftsnachweis geliefert wird. Ebenso kann sie Regeln für die Untersuchung 
der Organfe der Schlachttiere einführen. 

Alles kontrollierte Fleisch soll gestempelt werden, wenn es als tauglich 
befanden wird. 

Was untauglich befunden wird, soll mit Beschlag belegt und nicht eher 
zurückgeliefert werden, als es unschädlich für die Gesundheit oder als 
Nahrungsmittel unbrauchbar gemacht worden ist. Die Übertretung der ge¬ 
gebenen Bestimmungen und das Verkaufen oder Feilhalten ungestempelten 
Fleisches ist strafbar. 

Gegen das Gutachten des Fleischbeschauers kann bei der Gesundheits¬ 
kommission Berufung eingelegt werden, und der Vorsitzende derselben soll 
unverzüglich davon unterrichtet werden, wenn Streitfragen entstehen. 

Kommunale Schlachthäuser können in Stadtgemeinden auf Ersuchen 
der Gemeindeverwaltung errichtet werden nach einem von der kgL Regierung 
approbierten Plane hinsichtlich der Einrichtung und des Betriebes. Bisher 
sind nur wenige errichtet. Es kann weiter bestimmt werden, daß alles 
Schlachten in denselben geschehen soll. 

Über den Handel mit Wildbret und dergleichen sind bisher keine Be¬ 
stimmungen getroffen, ebensowenig über den mit Austern, trotzdem letztere 
öfter eine Zeitlang in verunreinigtem Hafenwasser aufbewahrt werden. 

Für den Fischverkauf sind in einzelnen Gesundheitsvorschriften Be¬ 
stimmungen enthalten, meistens ist er nicht näher berücksichtigt. 

Für den Handel mit Margarine und Margarinekäse wird im Spezial¬ 
gesetze zuerst bestimmt, daß jedes butterähnliche Fabrikat, in welchem Be¬ 
standteile sich befinden, die nicht in der Milch enthalten sind, nur unter 
dem Namen Margarine zu verkaufen, und daß solche Fabrikate auf der Ver- 
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paekung eine deutliche Marke tragen müssen, die darauf hinweist, daß sie 
Margarine enthalten. 

Käse, bei dessen Fabrikation Margarine benutzt wird, muß in gleicher 
Weise gekennzeichnet werden. 

Diese Waren müssen in hygienisch einwandfreien Lokalen und in ein¬ 
wandfreier Weise fabriziert werden. Eine ärztliche Kontrolle ist zu diesem 
Zwecke eingerichtet, die sowohl das fertige Produkt, die Rohstoffe, die Arbeits¬ 
räume als den Gesundheitszustand der Arbeiter berücksichtigen muß. 

Für sonstige Nahrungsmittel, insbesondere die Milch, gelten die Be¬ 
stimmungen des Strafgesetzes samt den Bestimmungen des Gesundheits¬ 
gesetzes und der einzelnen Gesundheits Vorschriften. 

Hauptsächlich gehen die strafgesetzlichen Bestimmungen darauf aus, 
daß ein Feilhalten oder Inverkehrbringen von Nahrungsmitteln, die gefälscht, 
oder denen gesundheitsschädliche Stoffe zugesetzt sind, oder die wegen ver¬ 
dorbenen Zustandes oder schlechter Zubereitung gesundheitsschädlich wirken 
können, wenn die Nahrungsmittel nach ihrer Bestimmung genossen werden, 
verboten ist. 

Die Kontrolle im allgemeinen wird von der Gesundheitskommission 
geübt. Der Vorsitzende dieser Kommission wird in den Städten selten per¬ 
sönlich die Kontrolle üben. Ein kommunal besoldeter Tierarzt hat meist 
die Einzeluntersuchungen auszuführen. Schwierigere Laboratoriumsunter¬ 
suchungen werden im hygienischen Institut vom Medizinalchemiker und vom 
Epidemiearzt des Staates an den eingeschickten Proben ausgeführt. 

Es ist anzunehmen, daß das künftige Nahrungsmittelgesetz ein be¬ 
sonderes Staatslaboratorium für diese Untersuchungen fordern wird. 

Auf dem Lande wird die Kontrolle wohl meist persönlich vom Vor¬ 
sitzenden der Gesundheitskommission geübt. Die sonstigen Mitglieder der 
Gesundheitskommission sind die Mitglieder der Gemeinderepräsentation, und 
diese brauchen keine hygienische Kenntnisse zu haben. Die Untersuchungen 
werden meist vom Kreistierarzt oder im hygienischen Institut gemacht. 

Durch reglementarische Bestimmung ist den Konservenfabriken gestattet, 
sich einer Staatskontrolle zu unterwerfen. Der Kontrolleur soll womöglich 
Arzt sein und durch häufige (wenigstens achtmal monatliche) Besuche und 
Untersuchungen sich überzeugen, daß Arbeitsräume, Rohmaterialien und 
Arbeitsmethoden den hygienischen Forderungen entsprechen, und daß der 
Gesundheitszustand der Arbeiter ein guter ist. 

Dafür sollen alle fertigen Produkte Kontrollstempel tragen. Die meisten 
Fabriken haben die Kontrolle angenommen. 

Literatur: Norsk lovtidende. 

Begräbnis wesen. 

In bezug auf die Behandlung von Leichen bestehen in Norwegen fol¬ 
gende Bestimmungen: 

Keine Leiche soll ohne Aufsicht oder an kalter Stelle gelassen werden, 
wenn nicht entweder eine Todesbescheinigung eines Arztes vorliegt, die nach 
Besichtigung der Leiche abgefaßt ist, oder wenn nicht zwei erwachsene Per¬ 
sonen, deren Zeugnis rechtsgültig ist, eine Besichtigung der Leiche vor der 
Entfernung vorgenommen haben. 

Vlerteljahrssehriit fttr Gesundheitspflege, 1912 . in 
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Die Leiche einer Person, die im Bette gestorben ist, darf nur im Not¬ 
fälle vor sechs Standen nach Eintritt des Todes entfernt werden, wenn keine 
Ärztliche Bescheinigung vorliegt. 

Keine Leiche darf begraben, kein Sarg geschlossen werden, bevor 
72 Standen seit dem Tode verstrichen sind, es sei denn, daß zwei zeugnis- 
fähige Personen sichere Todeszeichen gefunden haben, oder eine ärztliche 
Todesbescheinigung vorliegt. 

Wenn bei einem der Angehörigen Zweifel entstehen, ob der Tod wirk¬ 
lich ein getreten ist, so soll der Betreffende dafür sorgen, daß ein Arzt 
geholt wird. 

Bei herrschenden bösartigen Epidemien kann die Gesundheitskommission 
bestimmen, daß die Leichen ohne Rücksicht auf die erwähnten Bestimmungen 
schneller entfernt und begraben werden; die ärztliche Bescheinigung oder 
die Besichtigung durch wenigstens eine zeugnisfähige Person (vorzugsweise 
derjenigen, die während der letzten Krankheit und während des Todes an¬ 
wesend war) wird gefordert, aber die Beerdigung, Entfernung und Schließen 
des Sargdeckels sind kürzere Zeit nach dem Todeseintritt gestattet. 

Leichen von Personen, die im Reiche gestorben sind, dürfen ohne schrift¬ 
liche Erlaubnis der Polizeibehörden am Todesorte nicht aus dem Reiche 
ausgeführt werden; ferner werden Bescheinigung durch einen beamteten Arzt 
und den zuletzt behandelnden Arzt gefordert, welche die Todesursache 
nennen und bestätigen müssen, daß der Tod durch keine strafbare Handlung 
eingetreten ist. 

Wenn der Verdacht eines Verbrechens vorliegt, soll eine gerichtliche 
Obduktion vorgenommen werden. 


In jeder Gemeinde soll ein Kirchhof sein. Anlagen, Erweiterungen 
und Niederlegungen von Kirchhöfen dürfen nur stattfinden, wenn die Ge- 
sundheitskommission ihr Gutachten abgegeben hat, und wenn die Regierung 
ihre Genehmigung ausgesprochen hat. 

Niemand darf ohne Erlaubnis der Regierung außerhalb eines Kirch¬ 
hofes begraben werden. Grabstätten dürfen nicht in Kirchen oder unter 
dem Boden derselben errichtet werden. 

Jede Leiche soll 20 Jahre unberührt ruhen, doch kann diese Frist für 
Kinder unter 12 Jahren bis auf 15 Jahre verkürzt werden, ebenso für Er¬ 
wachsene, wenn besonders günstige Verhältnisse für die Verwesung der 
Leichen vorliegen. 

Feuerbestattung darf nur in Krematorien stattfinden, deren Bau, 
Einrichtung und Betrieb von der Regierung genehmigt ist. 

Keiner darf in dieser Weise bestattet werden, wenn nicht eine Erklärung 
des Verstorbenen vorliegt, die diese Bestattungsweise fordert. Die Erklärung 
muß bei Personen über 15 Jahren von ihnen selbst im Besitze des vollen 
Gebrauches ihrer Vernunft abgegeben werden im Beisein zweier erwachsener 
zeugnisfähiger Personen. 

Für Personen unter 15 Jahren kann eine ähnliche Erklärung von beiden 
Eltern abgegeben werden, oder, wenn einer derselben gestorben ist, von dem 
Überlebenden. 
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Sind die Hinterbliebenen trotz einer solchen Erklärung nicht willens, 
die Feuerbestattung vorzunehmen, so müssen sie eine diesbezügliche Er¬ 
klärung der Obrigkeit abgeben, die dann die Bestattung vornimmt, wenn 
der Verstorbene Mittel dazu nachgelassen hat. 

Zurzeit sind zwei Krematorien in Christiania und Bergen in Funktion. 

Ein privater Verein hat für die Feuerbestattung viele Jahre gearbeitet, 
aber religiöse Vorurteile haben bis jetzt so viele Hindernisse geschaffen, so 
daß diese hygienisch einwandfreie Bestattungsweise bis jetzt nur eine Sache 
der wohlhabenden und höherstehenden Bevölkerungsklassen geworden ist. 

In gerichtlicher Beziehung wird eine Bescheinigung gefordert, daß kein 
Verbrechen vorliegt. Diese Bescheinigung muß sowohl von einem beamteten 
Arzte als von dem in der letzten Krankheit behandelnden Arzt abgegeben 
werden. 

Literatur: Norsk lovtidende. 

Wohnungshygiene und Wohnungsinspektion. 

Die wichtigsten Bestimmungen zur Besserung der Wohnungshygiene 
finden sich in den einzelnen Qesundheitsvorschriften, die sämtlich Einzel¬ 
bestimmungen in dieser Beziehung haben. Sonst liegt es im allgemeinen 
der Gesundheitskominission ob, die Aufsicht über die WohnungsVerhältnisse 
zu führen. 

Selbstverständlich ist die Organisation der größeren Städte imstande, 
diese Kontrolle auszuüben. Es muß daher auf die angeführten Beispiele 
der Gesundheitsvorschriften und auf das Kapitel über hygienische Organisa¬ 
tion in den Städten und auf dem Lande hingewiesen werden. 

Die Gesetze betreffend das Bauwesen in den Städten *) bestimmen da¬ 
neben, daß in jeder Stadt eine Baukommission sein muß, in der der Vor¬ 
sitzende der Gesundheitskommission Mitglied sein soll. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der Regulierungskommission der Straßen. 

In den beiden Kommissionen sollen auch der Stadtarchitekt und der 
Stadtingenieur ständige Mitglieder sein (der letztere ist nach dem Gesundheits¬ 
gesetz Mitglied der Gesundheitskommission). 

Auf diese Weise kann die hygienische Autorität und Einsicht schon vor 
Beginn eines jeden Bauunternehmens sich geltend machen; denn in den Bau¬ 
gesetzen ist bestimmt, daß jedes Bauunternehmen von der Baukommission 
genehmigt sein muß. 

Die Aufsicht über die fertigen Gebäude und die Einrichtung und Repa¬ 
ratur derselben steht nach den Vorschriften und dem Gesundheitsgesetze 
der Gesundheitskommission zu. In den größeren Städten, wie z. B. Christiania, 
steht in dieser Hinsicht eine Ingenieurabteilung zu Gebote, sowie ein ärzt¬ 
lich gebildeter Gesundheitsinspektor. 

Übervölkerung und sonstige Mängel fallen ebenfalls in das Ressort 
dieses Inspektors. 

Das Baugesetz enthält sonst sehr viele technische Detailbestimmungen, 
die auch einen hygienischen Zweck haben. Diese Bestimmungen stehen mit 
den entsprechenden Paragraphen in den Gesundheitsvorschriften in Über- 

*) Je ein Gesetz für Christiania, Bergen, Drontheim und die übrigen Städte 
(„Das allgemeine Baugesetz“). 
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einstimmung (es wird keine Gesundheitsvorschrift von der Regierung ge¬ 
nehmigt, die gegen gültige Gesetze verstößt). 

Auf dem Lande wird bei den einfachen Verhältnissen, die an den 
meisten Stellen herrschen, die Kontrolle der Gesundheitskommission, die von 
dem Vorsitzenden persönlich geübt wird, und die Bestimmungen der Ge¬ 
sundheitsvorschriften genügen. Sobald aber eine dichtere Bebauung anfängt, 
bei Fabriken, Trafikenzentren und dergleichen kann nach Bestimmung der 
Regierung das allgemeine Baugesetz für diese Ortschaften geltend gemacht 
werden. 

Die wichtigsten Hindernisse für die Durchführung der jeweiligen hygieni¬ 
schen Forderungen für die Wohnungen sind selbstverständlich die ökono¬ 
mischen. 

Wohnungsmangel wegen fehlender Neubauten und plötzliche Über¬ 
bevölkerung wegen zugezogener Arbeiter, wenn die Mieten soweit gestiegen 
sind, daß alles bauen will, diese beiden Faktoren machen das Einschreiten 
gegen unhygienische Wohnungen Behr schwer, selbst wenn die Gesundheits¬ 
kommission das Übel erkennt. Unsere Gemeinden haben so viele vom Gesetze 
erzwungene Ausgaben, daß ein derartiges Einschreiten, das die Zahl der Obdach¬ 
losen steigert, als eine schwere Last gefühlt wird. Denn die hier in Betracht 
kommenden sind fast ausnahmslos auf die Armenfürsorge hingewiesen. 
Literatur: Norsk lovtidende. 


Gewerbehygiene. 

Im Gesundheitsgesetz von 1860 ist bestimmt (§ 3), daß die Gesundheits¬ 
kommission dafür sorgen soll, daß kein Gewerbe mit größerer Gesundheits- 
gefahr betrieben werden soll, als durch die Natur des Betriebes unbedingt 
geboten ist. 

Infolgedessen sind in den Gesundheitsvorschriften der einzelnen Ge¬ 
meinden die nötigen diesbezüglichen Bestimmungen ein geführt, z. B. für 
Christiania in § 24. Sonst wird die Kontrolle vom Vorsitzenden der Kom¬ 
mission entweder persönlich oder durch Inspektoren ausgeübt, und die nötigen 
Reformen werden in jeder Einzelfrage von ihm der Kommission vorgelegt. 
Wenn diese dann einen Beschluß den gültigen Gesetzen gemäß faßt, ist die 
Polizei verpflichtet, den Beschluß auszuführen. Die Mitwirkung der Polizei 
wird hier oft notwendig sein, weil zwangsweise Einstellung des Betriebes 
für immer oder zeitweilig oft einen Teil des Beschlusses bildet. Spezial¬ 
vorschriften für Werkstätten finden sich in einigen größeren Stadtgemeinden. 

Sondergesetze bestehen nur wenige. Hier sind die wichtigsten diejenigen, 
die eine Einschränkung der Arbeitszeit im Bäckerei- und im Friseur- und 
Barbiergewerbe verfügen. 

Da die Seeleute als solche im wesentlichen der Kontrolle der Gesundheits¬ 
kommissionen entzogen sind, enthalten die Seefahrtsgesetze viele hygienische 
Bestimmungen. 

Das wichtigste diesbezügliche Gesetz ist das Seefahrtsgesetz von 1893 
und dasjenige betreffend die Staatskontrolle der Seetüchtigkeit der Schiffe usw. 
von 1903. 

Hier sind Bestimmungen betreffs der Größe und Anordnung der Mann¬ 
schaftsräume enthalten, ebenso betreffs Krankenräumen auf größeren Schiffen. 
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Auch die Arbeitszeit und die Sicherheitsmaßnahmen während der Arbeit 
sind in Einzelheiten bestimmt. 

§ 52 enthält die Bestimmung, daß die Menge und Beschaffenheit der 
Nahrungsmittel, des Wassers usw., die Aufbewahrungsweise und die Eon* 
trolle derselben auf Reisen von der Regierung durch Reglement zu be¬ 
stimmen sind. 

Jedes Schiff muß eine Schiffsapotheke und eine ärztliche Anweisung 
zur Behandlung der Kranken und Benutzung der Apotheke haben. 

Die Schiffskontrolle steht unter einer Abteilung des Handelsministeriums, 
die unter einem besonderen Direktor steht. Die Kontrolle kann durch stän¬ 
dige Schiffsinspektoren und durch Fachmänner, die bei einzelnen Gelegen¬ 
heiten ernannt werden, ausgeübt werden. Im Auslande wird sie fast immer 
von den Konsulatsbeamten Yorgenommen. 

Der Schiffsführer ist für die Befolgung der gesetzlichen und regiemen- 
t&rischen Bestimmungen verantwortlich. 

Literatur: Norsk lovtidende. Christiauia Sundhetskommissions beretning 1910. 

Fabrikhygiene und Kontrolle der Fabriken. 

Außer der gewöhnlichen Kontrolle durch die Gesundheitskommission 
ist durch das Fabrikgesetz von 1892 bzw. 1909 eine Sonderkontrolle der 
Fabriken durch staatlich Angestellte Inspektoren und durch den lokalen 
Aufsichtsrat der Fabriken eingeführt. 

Als Fabrik wird in diesem Gesetze jeder Betrieb verstanden, der mehr 
als fünf Arbeiter beschäftigt oder einen Motor von mehr als einer Pferde¬ 
stärke benutzt. 

Die Inspektoren, von denen einer eine Frau sein soll, haben Assistenten, 
von denen auch einer eine Frau sein solL 

Jede Gemeinde, wo Betriebe sich finden, die unter dieses Gesetz fallen, 
sollen einen gewählten Aufsichtsrat. haben, aus wenigstens vier Mitgliedern 
bestehend, unter denen womöglich ein Arzt, eine Frau und ein Arbeiter sein muß. 

Die Mitglieder sind verpflichtet, sich mit allen Anlagen ihres Kreises, 
die unter das Gesetz fallen, persönlich bekannt zu machen, und von allen 
Verhältnissen, die sie als gesundheitsschädlich erkennen, dem Oberaufsichtsrat 
bzw. den Bergbeamten, Meldung zu machen. Sie müssen bei jedem Besuche 
Legitimation mitführen und sind verpflichtet, alle Fabrikgeheimnisse, die sie 
dabei kennen lernen, zu verschweigen. Sie sind verpflichtet, mit den Fabriken¬ 
inspektoren und Bergbeamten zusammen zu arbeiten. 

Der lokale Aufsichtsrat kann in seinen Sitzungen Beschlüsse fassen und 
dementsprechend nach Anmeldung den Fabrikleitern Warnungen und Vor¬ 
schriften machen. Diese können bei den Inspektoren, dem Oberaufsichtsrat 
und der Regierung Berufung einlegen. 

Es sind im Gesetze nur wenige hygienische Detailbestimmungen ein¬ 
gefügt, weil die lokalen Verhältnisse sehr verschieden sein können. Das 
ärztliche Mitglied wird bei allen Beschlüssen als fachkundiger Berater dienen 
müssen. Wenn er kein Gehör für seine Meinung bei den nichtärztlichen 
Mitgliedern finden sollte, kann er die Gesundheitskommission mit den Ver¬ 
hältnissen bekannt machen, die dann eventuell mit Hilfe der Polizei die 
nötigen Besserungen erzwingen könnte. 
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Der lokale Aufsichtsrat beschäftigt sich mit den Mißständen in den 
einzelnen Fabriken. 

Allgemeine Bestimmungen werden von den Fabrikinspektoren und dem 
Aufsichtsrat (vier Mitglieder, zwei von den Organisationen der Arbeitgeber, 
zwei von denjenigen der Arbeiter gewählt) vorgeschlagen, eventuell unter 
Mitwirkung von speziellen Sachverständigen. 

Vorschläge hygienischer Art werden der Medizinalverwaltung vorgelegt, 
bevor sie von der Regierung endgültig genehmigt werden. 

Literatur: Norsk lovtid*ende. 

Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. 

Die gesetzlichen Verordnungen, die den Kinderschutz im allgemeinen 
betreffen, sind im Gesetz von 1905 betreffend Beaufsichtigung der Pflege* 
kinder enthalten: 

Unter Pflegekindern versteht man gewöhnlich Kinder, die gegen Be¬ 
zahlung in Pflege gegeben sind. Die Gesundheitskommission kann aber 
nötigenfalls auch da die Bestimmungen des Gesetzes an wenden, wo die Kinder 
ohne Bezahlung verpflegt werden. 

Nach der allgemeinen Vorschrift kann die Gemeinderepräsentation be¬ 
stimmen, daß keiner Pflegekinder bei sich auf nehmen darf ohne Erlaubnis 
der Gesundheitskommission. Auch dürfen nur anerkannt zuverlässige Per¬ 
sonen solche Erlaubnis erhalten. 

Mangels solcher Vorschriften treten die allgemeinen Bestimmungen in 
Kraft, nach denen jeder, der ein Pflegekind annimmt, abgibt oder dazu mit¬ 
wirkt, binnen 24 Stunden der Gesundheitskommission Meldung machen muß. 

In den Städten muß dann die Gesundheitskommission binnen 48 Stunden, 
auf dem Lande binnen 10 Tagen die Verhältnisse untersuchen, unter denen 
das Pflegekind lebt. Wenn die Verhältnisse zufriedenstellend gefunden 
werden, wird ein Mann (oder Frau), der in der Nähe wohnt und die nötige 
persönliche Zuverlässigkeit und Geschicktheit hat, zur ständigen Aufsicht 
bestellt. 

Wenn die Verhältnisse der Pflegeeltern für ungeeignet erachtet werden, 
soll die Gesundheitskommission dafür sorgen, daß das Kind anderswo unter¬ 
gebracht wird. Die Gesundheitskommission kann jederzeit die Erlaubnis, 
Pflegekinder annehmen zu dürfen, wieder zurücknehmen. Detaillierte Kon- 
trollVorschriften werden durch Schemata und Protokolle, die von der Medizinal¬ 
verwaltung abgefaßt sind, ausführlich festgesetzt. 

Die Gesundheitskommission kann in Gemeinden, wo der Vorsitzende die 
Mühe der Aufsicht persönlich nicht übernehmen kann, einen Inspektor mit 
Assistenten ernennen, die unter Leitung der Gesundheitskommission die per¬ 
sönliche Aufsicht ausüben. 

Wenn die Gesundheitskommission nicht früh genug beraten kann, um 
dringende Sachen zu erledigen, tritt der Vorsitzende an die Stelle der 
Kommission. 

Von der Medizinalverwaltung ist im Jahre 1908 eine Anleitung zur 
Pflege kleiner Kinder ausgegeben worden. In allgemeinverständlicher Form 
enthält sie die notwendigsten hygienischen Regeln für Ernährung und Pflege 
der kleinen Kinder. Sie wird kostenlos durch alle Gesundheitskommissionen 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung usw. 


183 


an Hebammen und Pflegeeltern ausgeteilt, und es wird den Hebammen auf¬ 
erlegt, sie an alle Mütter abzugeben, die unter solchen Verhältnissen leben, 
daß die Wohlfahrt des Kindes in Frage kommen kann. 

Literatur: Norsk lovtidende. M. Holmboe und A. Johannesen: Anweisung 

zur Pflege kleiner Kinder. (Rundschreiben der Medizinal Verwaltung 1908.) 

Berichte der Gesundheitskommissionen von Christiania und Bergen. 

Gesunde Erziehung der Jugend. 

In Norwegen herrscht allgemeine Schulpflicht. 

Die Schulpflicht dauert in den Volksschulen 7 Jahre, vom 7. bis 14. Jahre. 

Auf dem Lande dauert sie 12 bis 16 Wochen zu je 36 Stunden im 
Jahre, in den Städten 38 bis 42 Wochen zu je 24 Stunden. 

Die Schulgebäude und Schulräume sind nach einem vom Unterrichts¬ 
ministerium approbierten Plan errichtet. Kein Gebäude oder Raum darf in 
Gebrauch genommen werden ohne Genehmigung der Gesundheitskommission. 

In den Volksschulen der Städte sind Schulärzte überall dort angestellt, 
wo die Gemeinderepräsentationen die Mittel bewilligen. Bei den höheren 
Schulen sind Schulärzte obligatorisch. Sie haben im allgemeinen die hygieni¬ 
schen Verhältnisse der Schule und den Gesundheitszustand der Jugend zu 
kontrollieren. 

Sie müssen jedes Jahr einmal jeden Schüler untersuchen, und kein 
Kind darf in die Schule eintreten, ohne vom Schularzt untersucht zu sein. 
Die Schulverwaltung und die Lehrer sind verpflichtet, ihren Rat in allen 
Fragen der Gesundheitspflege zu hören. 

Von dem Schulunterricht werden ausgeschlossen: 

a) Kinder, die wegen geistiger oder körperlicher Mängel dem Unter¬ 
richt nicht folgen können. Diese Kinder werden in Sonderschulen kostenlos 
unterrichtet, wenn sie überhaupt lernfähig sind, und die Eltern Privat¬ 
unterricht nicht leisten können. 

b) Kinder, die an epidemischen Krankheiten leiden. Bei chronischen 
Infektionskrankheiten muß in jedem Falle ein Arzt entscheiden, ob das Kind 
Unterricht in den Schulen bekommen darf. Sonst wird der Unterricht auf 
andere Weise vom Schulrat geordnet. 

c) Kinder, die an sonstigen Krankheiten leiden, die eine schädliche 
Wirkung auf die Mitschüler ausüben können. Unterricht wie bei b) ge¬ 
ordnet. 

d) Kinder, die sich so schlecht auf führen, daß die übrigen Kinder da¬ 
durch einer schädlichen Einwirkung ausgesetzt sind. Diese Kinder können 
nach Bestimmung der Vormundsrates in Zwangssohulen oder Schulheimen 
untergebracht werden. 

In allen Schulen ist allgemeine Gesundheitslehre Unterrichtsfach; darunter 
sollen die Gefahren der berauschenden Getränke behandelt werden. In allen 
höheren Schulen und in den Volksschulen in den Städten ist Gymnastik 
obligatorisch. 

Wenn wegen ärmlicher Verhältnisse in der Heimat die Eltern ihre Kinder 
nicht in die Schule senden können, ist das Armenfürsorgewesen verpflichtet, 
dafür za sorgen. 
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In den Volksschulen einiger größerer St&dte, besonders Christiania, wird 
denjenigen Schülern, die nach dem Ermessen des Lehrers und Schularztes 
unzureichende Nahrung bekommen, kostenfrei Mittagessen gegeben. 

In den höheren Schulen, in denen 6 Stunden zu je 45 Minuten täglich 
Unterricht erteilt wird, bei 42 Schulwochen, dauert der Unterricht vom 
11. bis zum 18. Jahr. 

Literatur: Norsk lovtidende. Axel Holst Bkolehygiene (Christiania 1910). 

Verwahrloste Kinder und Vormundsrat. 

Im Jahre 1896 erschien ein Gesetz, das eine Neuerung in der Behand¬ 
lung verwahrloster Kinder brachte. 

Durch dieses Gesetz wurde in jeder Gemeinde ein Vormundsrat errichtet 
Diese Institution, die aus dem Kreisrichter, dem Pfarrer und fünf gewählten 
Mitgliedern besteht, von welchen wenigstens einer Arzt und zwei Frauen 
sein müssen, haben die Verpflichtung, das Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern unter 16 Jahren zu kontrollieren. 

Sie können beschließen, daß Kinder unter 16 Jahren in zuverlässigen 
Familien, in Kinderheimen, Schulheimen oder Zwangsschulen untergebracht 
werden, wenn entweder das Kind oder die Eltern durch unmoralisches oder 
nachlässiges Verhalten diese Maßnahmen erforderlich machen, um das Kind 
vor sittlichem Verkommen zu schützen. 

Der Vormundsrat kann beiden oder einem der Eltern die Elternmündig¬ 
keit entziehen. Er kann Zeugen einberufen, abhören und beeidigen lassen 
und andere Untersuchungshandlungen vornehmen und ist berechtigt, Zwangs- 
und Strafmittel zu verwenden. Die im Strafprozeßgesetz für Gerichte ge¬ 
gebenen Bestimmungen kommen hierbei zur Verwendung. 

Diese sehr erhebliche Macht hat jetzt so lange ihre Wirkungen entfaltet, 
daß man sie ungefähr beurteilen kann. Sie hat zweifellos sehr viel dazu 
beigetragen, daß viele sonst verlorene Kinder der Gesellschaft als achtbare 
und gesunde Menschen erhalten sind. 

Sonstiger Kinderschutz. 

Durch Gesetz ist bestimmt, daß jede Gemeinde Vorschriften erlassen 
kann, die durch Approbation der Regierung Gesetzeskraft erhalten, die jedes 
Verkaufen von Tabak an Kinder unter 15 Jahren verbietet, und die dem 
Polizisten das Recht gibt, gegen das Tabakgenießen und -kaufen von Kindern 
einzuschreiten. 

Bis jetzt haben die meisten Städte derartige Vorschriften angenommen. 
Besondere Wirkungen dieser Bestimmungen sind nicht zu spüren. 
Literatur: Norsk lovtidende. 


Prostitution. 

öffentlich geduldete oder kontrollierte Prostitution gibt es in Norwegen 
nicht. Andererseits besitzt unser Strafgesetz keine Bestimmung, die die 
Prostitution als solche für die Prostituierte strafbar macht. 

Kuppelei, Zuhältertum und weißer Sklavenhandel sind mit strengen 
Strafen belegt. 
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Die venerischen Krankheiten sind wie infektiöse unter die Kontrolle 
der Gesundheitskommissionen gestellt. Doch können hier die gewöhnlichen 
Bestimmungen über Meldepflicht nicht direkt zur Anwendung kommen, weil 
eine Meldung einer Person als Infektionsquelle Strafverfolgung gegen diese 
nach sich ziehen kann nach den strafgesetzlichen Bestimmungen von der 
Verbreitung ansteckender Krankheiten. 

Man hat daher nichtnominelle Anmeldungen für die privaten Ärzte 
eingeführt 

In Christiania wird in der Weise vorgegangen, daß die Gesundheits- 
kommission freie Behandlung aller venerisch Kranken bietet, entweder im 
Krankenhause oder ambulatorisch. Jeder Behandelte muß eine Erklärung 
unterschreiben, daß er sich bewußt ist, daß er an einer venerischen Krankheit 
leidet, und daß Strafverantwortlichkeit damit verbunden ist, wenn er andere 
der Ansteckung aussetzt. Auf diese Weise sucht man die zufällig Angesteckten 
von einer weiteren Verbreitung der Krankheit abzuhalten. 

Für die eigentlichen Prostituierten hat man auf eine Bestimmung im 
Landstreichergesetz zurückgreifen müssen, die Zwangsarbeit darauf setzt, 
wenn sich jemand unter solchen Umständen dem Müßiggang hingibt, daß 
Grund vorliegt anzunehmen, daß sich der Betreffende ganz oder teilweise 
von strafbaren Handlungen ernährt. Gegen diejenigen, die als Infektions¬ 
quellen der Gesundheitskommission gemeldet werden, wird nur dann mit 
Klage vorgegangen, wenn die Gesundheitskommission nach stattgehabter 
Untersuchung dazu kommt, daß die Meldung auf Wahrheit beruht. 

Die privaten Ärzte geben zahlenmäßige Listen ihrer Patienten, brauchen 
aber Namen nicht zu nennen, oder Daten, die auf die Identität schließen 
lassen. 

Der leitende Gesichtspunkt bei allen diesen Maßnahmen ist der gewesen, 
daß die Polizei unmöglich die wichtigsten und gefährlichsten Ansteckungs¬ 
quellen zur Behandlung bringen kann, auch bei der schärfsten Kontrolle. 
Daher muß man soviel wie möglich die Erkrankten der ärztlichen Behandlung 
zusuführen suchen und ihnen dabei eine gewisse Garantie dafür bieten, daß 
diese Behandlung mit Öffentlichkeit und Strafe nichts zu tun hat. 

Nur wo die Sachlage ganz klar ist, z. B. wo es bewiesen wird, daß der 
Betreffende mit vollem Wissen andere der Ansteckung ausgesetzt hat, wird 
aus diesem Grunde Strafanzeige verhängt. 

Unter diesen Verhältnissen ist in Christiania und auch sonst im Reiche 
ein bedeutendes Abnehmen speziell der luetischen Erkrankungen erreicht, 
und es wird kaum mehr möglich sein, die Polizeikontrolle der Prostituierten 
wieder in Kraft zu setzen, die seit 1888 in Christiania abgeschafft, allmählich 
auch in den anderen größeren Städten verschwunden ist. 

Literaturi Norsk lovtidende. Berichte der Gesundheitskommissionen. 
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Bischoff, H., Hoffmann, W., Schwiening, H.: Lehrbuch der 
Militärhygiene. Bibi. v. Coler-v. Schjerning. BcLXXXI bis 
XXXIII. Berlin, August Hirschwald, 1910/11. I. Bd., 431 S., 121 Abb.; 
IL Bd., 451 S., 198 Abb.; III. Bd., 496 S., 2 Tafeln, 169 Abb. 8*. 

Das große Werk, von dem bis jetzt von fünf Bänden die ersten drei 
erschienen sind, stellt die Fortsetzung und zeitgemäße Ausführung des von 
Roth und Lex im Jahre 1872 erschienenen Handbuchs der Militärgesund¬ 
heitspflege dar. Es wird um so willkommener sein, als es seit jener Zeit 
an einem alle, besonders auch die rein technischen Einzelheiten behandelnden 
Handbuch der Militärhygiene gefehlt hat. Jeder Arzt, besonders aber der 
Militärarzt, der bei allen Verbesserungen, Neubeschaifungen und Anlagen 
gemeinnütziger Einrichtungen mit um so größerem Rechte mitzuwirken hat, 
als sich der Schwerpunkt seiner Tätigkeit mehr und mehr auf die Vor¬ 
beugung von Krankheiten verschiebt, wird sich über alle einschlägigen Ver¬ 
hältnisse darin Rat holen können. Aber nicht bloß dem Arzte, sondern 
auch dem Offizier und Beamten, dem Ingenieur und Techniker, selbst dem 
Physiologen, Physiker und Chemiker wird die klare, kurzgefaßte und ge¬ 
diegene Darstellung des zur Lösung hygienischer Fragen notwendigen Stoffes 
eine schnelle Orientierung ermöglichen. 

Die Einleitung gibt einen Überblick über die Geschichte der Militär¬ 
hygiene, in der besonders der Wasserversorgung und der Beseitigung der 
Abfallstoffe seit dem grauen Mittelalter bis auf die neueste Zeit und der 
Vernichtung der Ansteckungsstoffe nach den epochemachenden Forschungen 
R. Kochs gedacht wird. 

Der erste Band handelt von der Wärmeregulierung des Körpers 
und der Ernährung. Die Zusammensetzung der Luft und ihre Verunreini¬ 
gung durch schädliche Gase und bisher noch unbekannte gasförmige giftige 
Ausscheidungen von Mensch und Tier in geschlossenen Räumen und daran 
anknüpfend die Methoden der chemischen LuftunterBuehung und ebenso die 
Verunreinigung der Luft durch Staub (Sonnenstäubchen, Rauch und Ruß, 
Mikroorganismen) und die Methoden der quantitativen und qualitativen 
Untersuchung des Luftstaubes sind Gegenstand der Besprechung. Es sei 
hierbei auch der Verunreinigung der Luft durch die modernen Sprengmittel 
in geschlossenen Räumen, wie Minen und P&nzertürmen, gedacht, die abzu¬ 
wenden allerdings noch ein Problem der Zukunft ist. 

Es folgt eine Besprechung der physikalischen Vorgänge in der Atmo¬ 
sphäre (Warme, Luftdruck und Bewegung, Feuchtigkeit, Niederschläge, Kon¬ 
densation) in bezug auf ihren Einfluß auf die Wärmeökonomie des Körpers 
im allgemeinen, sowie im besonderen der Wärmeproduktion, der Wirkung 
der meteorologischen Faktoren auf die Wärmeabgabe, der Kleidung, besonders 
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auch der neuen Feld uniform, der Ausrüstung, der Trageweise des Gepäckes 
und der Fußbekleidung in den* verschiedenen Heeren. Hierbei wäre auch 
das ebenfalls noch ungelöste Problem der Einwirkung gesteigerten Luft¬ 
druckes in Caissons und der Schall Wirkung in geschlossenen Werken beim 
Abfeuern der schweren Geschütze in Betracht zu ziehen. Des weiteren wird 
der Körperreinigung und Hautpflege eine Besprechung zuteil, bei der auch 
die Wirkung des heißen und des Dampfbades zu erwähnen sein dürfte, der 
wir nach den Erfahrungen in den Heeren des nahen und fernen Orients eine 
größere hygienische Bedeutung zuschreiben möchten, als dem üblichen lauen 
Brausebad. Der Abschnitt schließt mit einer Erörterung der Störungen der 
WärmeökoDomie infolge Ton Hitze und Kälte (Hitzschlag, Erkältung, Er¬ 
frierung) und des Klimas. 

ln den folgenden Abschnitten des ersten Bandes, die der Ernährung 
und den Nahrungs- und Genußmitteln gewidmet sind, interessiert am meisten 
die Herstellung der Konserven und des Mehles. Beim Bier und den Brause¬ 
getränken möchten wir nicht unerwähnt lassen, daß der künstliche Kohlen¬ 
säurezusatz sie wohl schmackhafter machen, indes auch die Qualität des 
Stoffes verschleiern kann. Über die Methylalkohole und die Herstellung des 
Branntweins aus Essenzen sollte ein für allemal der Stab gebrochen werden; 
um so mehr als alkoholische Getränke in den Heeren, besonders in Kriegs¬ 
zeiten, nicht zu entbehren sein dürften. 

Den Schluß bildet die Verpflegung des Soldaten in den verschiedenen 
Heeren. Hier wäre dem geschmorten und gebratenen Fleisch, das an Nähr¬ 
wert das Kochfleisch übertrifft, eine umfangreichere Verwendung zu wünschen, 
zumal da die fahrbaren Feldküchen, die hier eingehend geschildert werden, 
dazu eingerichtet werden können und zum Teil auch schon sind. Ebenso 
könnte der Fisch, besonders der Seefisch, wie in Rußland und Italien, eine 
zweckmäßige Zusammensetzung des Fischgerichts vorausgesetzt, auch in 
anderen Heeren als Soldatenkost verabreicht werden. 

Der zweite Band behandelt die allgemeine Bauhygiene, zunächst 
in bezug auf Aufbau, Schichtung, Zusammensetzung, Temperatur, Grund¬ 
wasser, Feuchtigkeit und Verunreinigung des Baugrundes, ferner die Be¬ 
bauung in bezug auf die Herstellung des Baugrundes und des Gebäudes in 
allen ihren Einzelheiten und schließlich dessen Beziehbarkeit unter besonderer 
Berücksichtigung der darüber bestehenden Bestimmungen und der Wohnungs¬ 
feuchtigkeit. Überall finden sich praktische Winke für die Abstellung der 
aus diesen Verhältnissen erwachsenden hygienischen Schäden. Ihr folgen 
die wichtigen Kapitel über die Beleuchtung, Heizung und Lüftung mit einer 
eingehenden kritischen Beurteilung der hygienischen Werte der vielen ver¬ 
schiedenen Systeme der natürlichen und künstlichen Beleuchtung, der Einzel- 
und der Sammelheizung, darunter auch der Fernheizung, der natürlichen 
und künstlichen Ventilation. Der Vollständigkeit halber sei hier auch des 
Quecksilberdampflichtes nach Cooper-Hewitt erwähnt, bei dem allerdings 
durch das Fehlen der roten Strahlen alle roten Gegenstände Bchwarz er¬ 
scheinen, das indes bei der Bearbeitung nicht gefärbter Gegenstände, be¬ 
sonders in der Feinmechanik, vielfach vorgezogen wird. Über die schädliche 
Wirkung der ihm eigenen ultravioletten Strahlen sind die Akten noch nicht 
geschlossen. 
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Daran schließt sich eine Besprechung der Wasserversorgung, der 
Entstehung und der Eigenschaften des Meteor-, Grund-, Quell- und Ober¬ 
flächenwassers, der hygienischen Anförderungen an Trink- und Gebrauchs¬ 
wasser, die Untersuchungsmethoden, die künstliche Verbesserung durch Ent¬ 
eisenung, Klärung, Enthärtung, Filtrierung, Ozonisierung und Abkochung 
und die Einrichtung und Überwachung der Anlagen. Im besonderen wird 
alsdann der Wasserversorgung der Truppen in der Garnison und im Felde 
gedacht. Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß trotz aller der vielen 
Apparate, die zur Herstellung eines einwandfreien Wassers im Felde erfunden 
worden sind, die Frage erst dann vollständig gelöst sein wird, wenn jeder 
einzelne Mann im Besitze eines Mittels ist, das diesen Zweck erfüllt. Den 
Schluß bildet der wichtige Abschnitt der Beseitigung der Abfallstoffe, 
des Mülls, des Schlammes, der Ausscheidungen von Mensch und Tier und 
des Abwassers und ihrer Unschädlichmachung durch mechanische, chemische 
und biologische Klärung. Auch der Leichenbestattung und der Vernichtung 
der Tierkadaver wird hierbei gedacht, die in Festungen und geschlossenen 
Werken ihre besondere Schwierigkeit hat. Im Falle der Einschließung wird 
die Verbrennung sowohl der Abfallstoffe, wie der Leichen das einzige sichere 
Mittel sein, der Besatzung den notwendigen hygienischen Schutz zu gewähren. 
Auch im Feldkriege, in dem es sich mehr und mehr um den Kampf um be¬ 
festigte Stellungen handelt, wird davon ein größerer Gebrauch als bisher 
zu machen sein. Ästhetische Bedenken müssen hier schweigen, und tech¬ 
nische Schwierigkeiten sind zu überwinden. 

Der dritte Band enthält die Hygiene der militärischen Unter¬ 
künfte, Kasernen, Strafanstalten, Ortsunterkünfte, Zelt- und Barackenlager, 
Biwaks, Bildungsanstalten, Übungs- und Schießplätze und Lazarette. Es ist 
unmöglich, an dieser Stelle auf diesen ebenso gründlich wie klar bearbeiteten 
Stoff näher einzugehen. Nur möchten wir erwähnen, daß es gerade im 
hygienischen Interesse sehr zu wünschen wäre, die Bedürfnisanstalten in 
oder unmittelbar an das Haus zu legen, wie in Dresden und Hamburg. Mit 
besonderer Genugtuung ist es zu begrüßen, daß mit der Einrichtung be¬ 
sonderer Waschräume mit Warmwasserversorgung der Anfang gemacht 
worden ist; sie wird der Truppe manchen durch Panaritien unbrauchbar 
gewordenen Soldaten ersparen. Ebenso, daß man von der Unterbringung 
ganzer Regimenter oder Bataillone unter einem Dache mehr und mehr Ab¬ 
stand genommen hat. Wichtiger als die Einrichtung besonderer Schlafräume 
will uns die Herstellung leicht erreichbarer Putzräume erscheinen; denn das 
viele Treppauf und Treppab mindert das Körpergewicht (vgl. G. Schmidt, 
Militärdienst und Körpergewicht, D. militärärztl. Zeitschr. 1903). Was die 
Lazarette anlangt, so erscheint es wünschenswert, für die Ausdehnung der¬ 
selben und auch ihrer Stationen gewisse Grenzzahlen festzulegen, da die 
Riesen- und Großbetriebe mit mehr als 1000 bzw. 500 Betten die durchaus 
notwendige einheitliche Leitung auch in hygienischer Beziehung beein¬ 
trächtigen. 

Der folgende Abschnitt ist der Hygiene des Dienstes gewidmet, Art 
der Heeresergänzung, Wehr- und Dienstpflicht, Ersatzgeschäft, Beurteilung 
der Diensttauglichkeit und Entlassung unbrauchbarer Mannschaften. Be¬ 
sondere Beachtung verdient hier die umfassende Fürsorge, daß keine an- 
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steckenden Krankheiten auf die Zivilbevölkerung übertragen werden. Weiter 
wird auf den Unterschied zwischen militärischer und gewöhnlicher Arbeit, 
Kraft- und Stoffwechsel während der Dienstarbeit und deren Einfluß auf den 
Körper, Ermüdung und Training, hingewiesen; im besonderen auf den Dienst 
der Füll-, berittenen und Spezialtruppen, neu dabei der Kraftfahrer und 
Luftschiffer. Als eigentümliche Berufskrankheit möchten wir der Ballon¬ 
krankheit hier noch den Railway spine der Eisenbahner und die Erwartungs- 
neurose besonders für die technischen Truppen hinzufügen. Schwimmen 
und Radfahren, Marsch und Bahnbeförderung machen den Schluß, dem die 
Schiffsbeförderung noch anzuschließen wäre. 

Mit gutem Grunde kann man dem Werke einen gleich erfolgreichen 
Fortgang und eine recht weite Verbreitung wünschen, im hygienischen Inter¬ 
esse nicht bloß des Heeres, sondern auch aller Volksschichten. 

(Meisner-Berlin W.) 


Archiv für soziale Hygiene. Bd. VI, Heft l. Leipzig, F. C. W. Vogel. 

Das Heft enthält an Originalarbeiten: 1. J. Kaup, Dr. med. f Dozent in 
Berlin: Der Stand der Bleivergiftungen in den gewerblichen Betrieben 
Preußens. In spezialisierter Statistik wird nachgewiesen, daß in Preußen 
immer noch der Malerberuf die meisten Fälle von Bleivergiftung zur Folge 
hat, wenn auch sein Anteil im Sinken begriffen ist. Man würde die Ziffer 
dieser Fälle sehr beträchtlich vermindern können, wenn man, wie es in 
Österreich und Frankreich bereits geschehen ist, die Verwendung von Blei¬ 
farben zum Innenanstrich gesetzlich verbieten würde. Das ist das Mindeste, 
was zu verlangen ist, wo man sich noch scheut, die gewerbliche Verwendung 
von Bleifarben überhaupt zu untersagen. Es ist längst bewiesen, daß dies 
technisch wohl anginge, und daß der Ersatz von Bleiweiß durch Zinkweiß 
möglich ist. 

2. Kölsch, Dr. med., Landesgewerbearzt in München: Arbeit und 
Tuberkulose. Der Aufsatz, von dem in dem vorliegenden Hefte nur der 
erste Teil enthalten ist, stellt sich als ein sehr dankenswerter Versuch dar, 
dem Einfluß der beruflichen Tätigkeit auf die Entstehung oder wenigstens 
Begünstigung der Tuberkulose nachzuspüren. Der großen Fehlerquellen ist 
sich Verfasser vollbewußt: so des gerade bei Schwächlichen häufigen Berufs¬ 
wechsels und vor allem des Umstandes, daß bestimmte Berufe (Schneider, 
Kellner, Schreiber) gerade von solchen Personen bevorzugt werden, die von 
vornherein schon schwächlich sind. Der vorliegende Teil der Arbeit gibt 
im wesentlichen nur eine Einleitung mit ganz interessanten Gesichtspunkten, 
— auf den zweiten Teil mit den Ergebnissen darf man mit Recht gespannt 
sein, weil es sich zwar nur um ein kleineres (lediglich auf das Jahr 1908 
basiertes), aber ziemlich zuverlässiges Material handelt, nämlich nur um 
Fälle, die vom Leichenschauer als spezifische, d. h. tuberkulöse Lungen¬ 
phthise anerkannt sind. Bayern besitzt bekanntlich die obligatorische 
Leichenschau, und zwar wird sie zu 80 Proz. (in den Städten zu 100 Proz.) 
von Ärzten oder approbierten Badern ausgeführt; im letzteren Falle wird 
die Diagnose meist vorschriftsgemäß von den behandelnden Ärzten bestätigt. 
Schon jetzt sei bemerkt, daß auch in Bayern die Tuberkulosesterblichkeit 
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deutlich in regelmäßigem Absinken begriffen ist (auf je 10 000 Lebende 
starben 1897 bis 1901: 25,9; 1902 bis 1906: 23,7; 1908: 21 an Lungen¬ 
tuberkulose), jedoch wesentlich langsamer als im ganzen Deutschen Reiche. 
Das zeigt sich besonders auffällig in dem „produktiven 4 * Lebensalter. 
1906 starben im Alter von 15 bis 60 Jahren von je 10 000 Lebenden: 

An Tuberkulose überhaupt im Beiche 25, in Bayern 32. 

„ Lungentuberkulose „ „ 23, , „ 37. 

3. Grotjahn, Dr., Berlin: Das Problem der Entartung. Eine geist¬ 
reiche Arbeit, die bereits in der Medizinischen Reform (soziale Medizin und 
Hygiene) März 1910 abgedruckt ist und von dem Autor in verschiedenen 
soziologischen Gesellschaften zum Vortrage gebracht war. Medizin, Be¬ 
völkerungsstatistik und Anthropologie müssen zusammen arbeiten, um uns 
von dem Stande und der Verbreitung der Gebrechen Kenntnis zu geben, 
über die es auch jetzt noch an sicherer Kunde fehlt. Erst allmählich nutzt 
man für diesen Zweck die amtlichen Termine der Impfung, der Einschulung, 
der Rekrutierung mehr und mehr aus, und Deutschland, das wie kaum ein 
zweites Land gleichzeitig den Schul-, Impf- und Militärdienstzwang hat, ist 
besonders zu solchen Feststellungen prädestiniert. Es wäre wünschenswert, 
wenn man sie auch anthropometrisch, also zu Messungen, nutzbar machte 
und dadurch Anhaltspunkte über etwaige körperliche Änderungen gewinnen 
könnte. Allerdings muß Referent aus eigener Erfahrung vor der Über¬ 
schätzung solcher Aufnahmen warnen, die allzu reich an Fehlerquellen sind, 
als daß man viel Sicheres aus ihnen schließen dürfte. Das gilt auch für die 
nachträglichen Ermittelungen über Stilldauer: alle die zahlreichen Angaben, 
die man bei der Rekrutierung durch Befragen über die Dauer der (20 Jahre 
zurückliegenden und nur vom Hörensagen bekannten!) Brusternährung ge¬ 
wonnen hat (besonders Röse), erscheinen mir durchaus unzuverlässig. Die 
Schätzungen, die der auf allen diesen Gebieten hervorragend orientierte 
Verfasser über den Stand der Gebrechen gibt, sind ziemlich pessimistisch: 
in den kulturell führenden Nationen sei nur die Hälfte militärtauglich, und 
die Zahl aller Individuen, die in irgend einer Weise somatisch oder psychisch 
minderwertig sind, betrage ein volles Drittel der GesamtbeVölkerung. Viel¬ 
leicht darf man diesem Eindrücke die bekannte Beobachtung gegenüber¬ 
stellen, daß bekanntlich alle Rüstungen aus dem Mittelalter für unsere 
heutigen Mannschaften sich zu klein, und zwar in allen Dimensionen er¬ 
wiesen. Die moderne Hygiene wirkt durch Beseitigung von Krankheiten, 
welche die Rüstigkeit herabmindern, entartungsverhütend, aber es gilt auch, 
direkt durch eine „generative Hygiene 1 * („Eugenik 44 der Engländer) die Er¬ 
zeugung minderwertiger Nachkommen zu verhüten. Das kann einerseits 
durch Geburtenvorbeugung geschehen, für „die die moderne Medizin 
eine von Grund aus veränderte Technik entwickelt hat 14 , und durch verall¬ 
gemeinerte Asylierung der Gebrechlichen, Minderwertigen, Alkoholiker usw., 
andererseits durch Einführung von Familien- oder Mutterschaftsversicherung. 
Vielleicht erwartet Verfasser von dem letztgenannten Mittel zu viel und 
unterschätzt die Schwierigkeiten zur Durchführung der ersteren zu sehr, 
wie es mir auch weniger „denkbar 14 erscheint als ihm, daß das freiwillige 
Zölibat aus Gründen einer generativen Hygiene übernommen wird. Er lebt 
jedenfalls der festen Überzeugung, daß, wie sich unsere Erkenntnis auf dem 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kritiken und Besprechungen. 


191 


Gebiete der Entartungslehre erheblich mehren wird, wir auch dahin kommen 
werden, „mit Hilfe der Eugenik den menschlichen Artprozeß rationell im 
Sinne einer Aufartung positiv zu beeinflussen 11 . 

4. Walter Abelsdorff, Dr.: Die Unfallh&ufigkeit in den gewerb¬ 
lichen Betrieben während der Nachtschicht. Sie ist, wie ausführlich 
zahlenmäßig nachgewiesen wird, durchweg geringer als am Tage, und die 
Unfälle in der Regel weniger schwer. Der Hauptgrund dafür ist wohl in 
dem Fehlen jugendlicher und meist auch ungelernter, unständiger Arbeiter 
zu suchen. Dazu kommt die große Ruhe des Nachtbetriebs; alle Neben¬ 
arbeiten und Störungen werden vermieden, ebenso möglichst alle Zu- und 
Abfuhr von Material; es sind nicht mehr Leute tätig, als unbedingt er¬ 
forderlich sind. Schwerer zu erklären ist es, daß die Unfälle sich vor Mitter¬ 
nacht wiederum viel zahlreicher ereignen als nachher; das im allgemeinen 
größere Ruhebedürfnis vor Mitternacht kann nicht gut für die zur Nacht¬ 
schicht antretende, also ausgeruhte Arbeiterschaft geltend gemacht werden. 

6. Burkard, Dr. med., Graz: Über das Verhältnis von Jahres¬ 
einkommen und Wohnungsmiete in 200 Grazer Arbeiterfamilien. Auoh 
in Graz fand Verfasser das bekannte Schwabe sehe Gesetz bestätigt, wo¬ 
nach die Wohnungsmiete einen um so größeren Anteil vom Jahreseinkommen 
beansprucht, je kleiner das Einkommen ist. Aber während sonst überall 
ziemlich gleichmäßig für mittlere Einkommen bis zu 3000 die Wohnungs¬ 
miete etwa ein Fünftel davon zu betragen pflegt, betrug sie bei den Grazer 
Arbeiterfamilien mit 2000 bis 2600 iAL Einkommen nur 10 Proz. davon. 
Aber nicht etwa wegen besonders billiger Mieten, sondern weil man sich 
mit besonders unzureichendem Wohnraum begnügt! Auch die besser situierten 
der dortigen Arbeiterfamilien (mit Einkommen bis 4000 Kronen) haben zu 
wenig Verständnis für die Vorteile gesunden Wohnens und wenden nur 
6 bis 8 Proz. ihres Einkommen dafür auf. Daß für die Wohnung ein allzu 
geringer Teil des Einkommens hergegeben wird, kommt zwar gelegentlich 
auch sonst zur Beobachtung, und namentlich bei solchen Haushaltungen, in 
denen zu viel für Alkohol oder Putz ausgegeben wird, aber im ganzen sind 
solche Feststellungen selten zu erheben, und es bleibt überraschend, daß sie 
bei den Grazer Arbeiterfamilien so besonders häufig Vorkommen. 

(Landsberger- Charlottenburg.) 
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(132. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 38. Bd. 3. Heft. (S. 275—414.) Lex.-8°. Berlin, 
J. Springer, 1911. 5 Jt. Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. 
Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 
— 39. Bd. 3. Heft. (470 S.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1911. 16,50 Jk. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Mit besonderer Unterstützung des Instituts für 
Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der Deutschen Kolonial- 
Gesellschaft (Umschlag: Unter Mitwirkung des Instituts für Schiffs- und 
Tropenhygiene in Hamburg und mit besonderer Unterstützung der Deutschen 
Kolonial-Gesellschaft) herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 15. Bd. Jahrg. 
1911. Beihefte. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 8. Beiheft. Külz, Reg.-Arzt 
Dr. L.: Grundzüge der kolonialen Eingeborenenhygiene. (95 S.) 1911. 3 jH; 
Subskr.-Pr. 2,40 Jh. — 9. Beiheft. Flu, Stabsarzt P. C.: Die Ätiologie des 
Granuloma venereum. Aus dem bakteriologischen Laboratorium des Militär¬ 
lazaretts Paramaribo (Surinam). Direktor Dr. E. A. Koch, Oberstabsarzt der 
niederländisch-ostindischen Armee. (15 S. mit 1 farbigen Tafel.) 1911. 1,50 
Subskr.-Pr. bar 1,20 M. 

Bericht über die Gesundheitsverhältnisse und Gesundheitsanstalten in Nürnberg. 
Herausgegeben vom Verein für öffentliche Gesundheitspflege unter Mitwirkung 
des Stadtmagistrats. Jahrg. 1910. (VII, 375 S. mit 1 Tafel.) gr.-8°. Nürn¬ 
berg, J. L. Schräg, 1911. 3A 

Biesalski, leit. Arzt Dir. Dr. Konr.: Leitfaden der Krüppelfürsorge. Im Aufträge 
der deutschen Vereinigungen für Krüppelfürsorge gemeinverständlich dar¬ 
gestellt. Mit 88 Abbildungen und mehreren Tabellen. (104 S.) gr.-8*. Leipzig, 
L. Voss, 1911. 1 Ji. 

Di eck, Prof. Dr: Hlustrierter Spezialkatalog der Sondergruppe Zahnerkrankungen, 
nebst Anhang: Notwendigkeit und Wert der Zahnpflege. (52 S. mit Abbil¬ 
dungen.) gr.-8°. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt, 1911. Bar 
nn 1,60 Jt. 

FüUebom, Prof.: Spezialkatalog der Gruppe Tropenhygiene der wissenschaft¬ 
lichen Abteilung der internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (68 S. 
mit 2 Plänen.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks- 
wohlfahrt. Bar nn 1,50 jH. 

Handbuch der Hygiene. Herausgegeben von Proff. Drs. Geh. Med.-R. M. Rubner, 
Ob.-Med.-R. M. v. Gruber und M. Ficker. l.Bd. (VIH, 788S. mit 134 Ab¬ 
bildungen und 1 Tafel.) Lex.-8°. Leipzig, S. Hirzel, 1911. 27 Jk\ geb. 30 M>. 
— Die 2. Abteilung des II. Bandes erschien bereits früher. — Die 1. Ab¬ 
teilung des II. Bandes ist noch nicht erschienen. 

Hey, fr. Miss.- und Reg.-Arzt Dr. Fr.: Der Tropenarzt. Ausführlicher Ratgeber 
für Europäer in den Tropen, sowie für Besitzer von Plantagen und Handels¬ 
häusern, Kolonialbehörden und Missionsverwaltungen. 2. völlig umgearbeitete 
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Auflage. (XII, 43öS.) gr.-8*. Wismar, Hinstorffs Verlag. 7 JL) geh. in 

Leinw. 8 JL 

Moskau, Die Stadt, in gesundheitlicher Beziehung. Kurze Übersicht über die 
Entwickelung und den gegenwärtigen Stand des Medizinal- und Sanitäts- 
wesens. Im Aufträge der Kommunalverwaltung. Sanitäts-statistisches Bureau. 
(VI, 90 S. mit 64 Abbildungen und 18 Plänen auf Tafeln.) 8°. Moskau 1911. 
Dresden, v. Zahn & Jaensch. 2 JL. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Beiträge zur Statistik der Stadt Frankfurt am Main. Neue Folge. Im Aufträge 
des Magistrats herausgegeben durch das Statistische Amt. Lex.-8°. Frank¬ 
furt a. M., J. D. Sauerländer. — 9. Heft. Versorgung, Die, der Stadt Frank¬ 
furt a. M. mit Milch und Fleisch. (ÖOS. mit 2 Karten und 1 Tafel.) 1911. 
1 JL 

Bericht des Medizinalrates über die medizinische Statistik des Hamburgischen 
Staates für das Jahr 1910. Mit 5 Abbildungen im Text und 9 Tafeln nebst 
Anhang: Schulärztliche Untersuchungen in den Volksschulen im Schuljahr 
1910/11. (III, 102 S. mit 1 Tabelle und 32 S.) Lex.-8°. Hamburg 1911. Leipzig^ 
L. Voss. 7 JL 

Jahrbuch, Statistisches, für die königl. Haupt- und Residenzstadt Königsberg i. Pr. 
3. Jahrg. Rechnungsjahr 1910. Im Aufträge des Magistrats herausgegeben 
Tom städtischen Statistischen Amt. (VIII, 90 S.) gr.-8°. Königsberg, Har¬ 
tung, 1911. 0,50 JL» 

Jahresbericht, Statistischer, der Stadt Wiesbaden. Herausgegeben vom städtischen 
Statistischen Amt. HI. und IV. Jahrg. 1909 und 1910. (68 S. mit 1 ein¬ 

gedruckten Kartenskizze.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1911. Bar 
1,60 Jk. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Kurz&k, Wasserwerksdic. Reg.-Baumstr.: Sonderkatalog für die Gruppe Wasser¬ 
versorgung der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene- 
Ausstellung Dresden 1911. (88 S. mit Abbildungen und 1 Tafel.) gr.-8°. 

Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn3 JL 

Rammul, Dr. A.: Die Wasserversorgung der Stadt Moskau. Nach den Arbeiten 
von K. Karelskich, W. Puschetschnikow, S. Kumanin, I. Birjükow, 
Ingenieuren, Dr. A. Rammul, Chem. S. Oserow und Ingen. A. Mamonow, 
im Aufträge der Moskauer Stadtverwaltung zusammengesetzt. Internationale 
Hygiene-Ausstellung, Dresden 1911. Russische Abteilung. (24 S. mit 9 Ab¬ 
bildungen.) gr.-8 9 . Moskau 1911. Dresden, Zahn & Jaensch. 0,50 JL 

Beiter, Prof. Dr. H.: Die Trinkwasserversorgung der Rheinprovinz, auf Grund 
amtlicher Erhebungen nach dem Stande vom Jahre 1911 bearbeitet. Mit 
einem Vorwort vom Dir. Prof. Dr. W. Kruse. (IV, 275 S. mit 11 Abbildungen 
und 9 Tabellen.) gr.-8°. Bonn, M. Hager, 1911. 7 JL. 

Thumm, Abteilgsvorst. Prof. Dr. Karl: Sonderkatalog für die Gruppe Städte¬ 
reinigung der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Aus¬ 
stellung Dresden 1911 unter gleichzeitiger Berücksichtigung des in den anderen 
Gruppen und in den Industrie-Abteilungen vorgeführten Materials. (179 S. 
mit 92 Abbildungen, 1 Plan und 2 Tafeln.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn 2 JL 

Derselbe, Über Anstalts- und Hauskläranlagen. Ein Beitrag zur Ahwässer- 
beseitigungsfrage. Erweiterter Sonderabdruck aus der Vierteljahrsschrift für 
gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätswesen. (66 S. mit 27 Abbildungen.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1911. 1,60 JL* 

Viertelj&hrsschzift für Gesundheitspflege, 1912. 13 
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4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Bauordnung für die Stadt Heidelberg vom 8. Juni 1910. Mit einem Anhang 
einschlägiger örtlicher Vorschriften. Amtliche Ausgabe. (IV, 67 S.) gr.-8°. 
Heidelberg, J. Hörning, 1911. nnl,25 JL. 

Baupolineiverordnung für das platte Land des Regierungsbezirks Bromberg 
vom 1. Oktober 1911. (46, 29, 8 und öS.) 8°. Bromberg, Mittler, 1911. 

nn 0,75 jH* 

Baupolineiordnung für die Stadt Charlottenburg vom 22. August 1898 mit Aus¬ 
nahme des Teiles, welcher der Baupolizeiordnung vom ö. Dezember 1892 unter¬ 
steht, für den mit dem Namen Plötzensee bezeichneten Teil des Forstguts¬ 
bezirks Tegel und für die Gemeinden Rummelsburg, Lichtenberg, Stralau, 
Deutsch-Wilmersdorf, Schöneberg, Tempelhof, Rixdorf und Treptow, soweit 
dieselben innerhalb der Berliner Ringbahn liegen. 3. um die bis 1911 er¬ 
lassenen weiteren Verordnungen vermehrte Auflage. (84 S.) kl.-8°. Berlin, 
Polytechnische Buchhandlung A. Seydel, 1911. Geb. in Halbleinw. 1 Jk. 

Bergmann, Reg.-R. Dr. Eug.: Sonderkatalog für die Gruppe Haus und Wohnung 
der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung 
Dresden 1911. Bearbeitet unter Mitwirkung von Reg.-Baumstr. Becker und 
Dipl.-Ing. Herkommer. (40 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden. 1911. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 1 JL. 

Brabböe, Prof. Dr. techn. und Ingen. Alb. Brandt: Sonderkatalog für die Gruppe 
Ventilation und Heizung der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen 
Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Herausgegeben vom vortr. Rat Geh. 
Ob.-Baur. Uber. (63 S. mit 1 Tafel) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 2 M>. 

Friese, Dr. W.: Spezialkatalog der Gruppe Licht und Luft der wissenschaftlichen 
Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (22 S. mit 
1 eingedruckten Kurve und 1 eingedruckten Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. 
Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn0,80Jft. 

Friese, Waith, und K. Stockhausen, Drs.-Ingenieure: Sonderkatalog der wissen¬ 
schaftlichen Abteilung Beleuchtung der Internationalen Hygiene-Ausstellung 
Dresden 1911. (39S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für 
Volks Wohlfahrt. Bar nn 0,80 JH. 

Genzmer, Geh. Baur. Prof. Ewald: Sonderkatalog für die Gruppe Städtebau der 
wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 
1911. (64 S. mit 6 Tafeln und 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 2 M>. 

Jahresbericht des Rheinischen Vereins für Kleinwohnungen für 1909 und 1910. 
(311 S.) Lex.-8°. Berlin, C. Heymann, 1911. 5 M>, 

Mayer, berat. Ingen. Joh. Eug.: Lüftungs- und Heizungsanlagen. Ein gemein¬ 
verständliches Lehrbuch für Studierende. Ein Nachschlagebuch und Berater 
für Baumeister, Architekten, Bauherren usw. (VIII, 187 S. mit 43 Abbildungen.) 
Lex.-8°. Leipzig, C. Scholtze, 1911. Geb. in Halbleinw. 6 jK >. 

Baß, Gemeinde-Baur. Carl: Kommentar des preußischen Baupolizeirechts. Nach¬ 
trag, enthaltend die Polizeiverordnungen vom 3. April 1909; 21. Februar, 
4. April, 11. November 1910; 21. Januar, 13. Februar, 8. März und 6. Sep¬ 
tember 1911. Zur Baupolizeiverordnung für die Vororte von Berlin vom 
28. Mai 1907. Nachtrag. (31 S.) kl.-8°. Berlin, J. Guttentag, 1911. 0,26 JKs. 

5. Schulhygiene. 

Graupner, Lehr. Herrn.: Sonderkatalog für wissenschaftliche Schulhygiene der 
Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Nachtrag. (71S.) gr.-8°. 
Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. 1 Jh. 
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Selter, Priv s -Doz. Dr. H.: Der Stand der Schulhygiene. Nach den Vorführungen 
auf der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Zugleich ein 
Führer durch die Gruppe „Schulhygiene“ der Ausstellung. (IV, 127 S. mit 
Kurven und 2 farbigen Tafeln.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 1,50 Jk. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Bericht über den V. internationalen Kongreß für Thalassotherapie, Kolberg, 
5. bis 9. Juni 1911. Herausgegeben vom Drs. Vorsitz. Geh. Ob.-Med.-R. Prof. 
Dietrich und Kaminer. (XXXII, 448S.) gr.-8°. Berlin, Allgemeine medi¬ 
zinische Verlagsanstalt, 1911. 8 Jk. — Der Bericht über den IV. Kongreß 
erschien unter dem Titel: Verhandlungen des IV. internationalen Kongresses 
für Thalassotherapie. . 

Chuehul, P.: Das Rote Kreuz. Ein die Geschichte, Organisation und Bedeutung 
der Bestrebungen unter dem Roten Kreuz behandelnder Vortrag. 4. Auflage. 
(41 S.) 8°. Cassel, Gebr. Gotthelft, 1911. 1 Jk 

Häring, Stabsarzt ehern. Prüfgskommiss. Dr. J.: Leitfaden der Krankenpflege in 
Frage und Antwort. Für Krankenpflegeschulen und Schwesternhäuser be¬ 
arbeitet. Mit einem Vorwort von Geh. Rat Prof. Dr. A. Fiedler. 2., ver¬ 
mehrte und verbesserte Auflage. (VIII, 146 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1911. 
Geb. in Halbleinw. 2 Jfk (Partiepreise). 

Lapachin, Dr. A. L.: Beschreibung der ersten Spezialabteilung für Lungenkranke 
(Tuberkulöse) im städtischen Alt-Katharinen-Krankenhause in Moskau. Inter¬ 
nationale Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Russische Abteilung. (18 S. mit 
Abbildungen.) gr.-Ö*. Moskau 1911. Dresden, v. Zahn & Jaensch. 0,50 Jk. 

Menzel, San.-R. Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Rettungswesen der Inter¬ 
nationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (40 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. 

Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn0,80 Jk. 

Mosetig-Moorhof, weil. Hofr. Prof. Dr. R. v.: Die erste Hilfe bei plötzlichen 
Unglücksfällen. Für Samariter dargestellt. Neu bearbeitet und herausgegeben 
vom gew. Abtlgs.-Leit. Dr. M. V. 8ilbermark. 4., vermehrte Auflage. (VII, 
140 S. mit 43 Abbildungen.) kl.-8°. Wien, F. Deuticke, 1911. Geb. in Leinw. 
1,80 Jk. 

Osius, Landesr. a. D. Geh. Reg.-R. Dr. Rud.: Unterrichtsstunden für die Schwestern 
vom Roten Kreuz. Verband deutscher Krankenpflegeanstalten vom Roten 
Kreuz. (124 S.) 8°. Cassel, M. Siering, 1912. 1,50 Jk (Partiepreise). 

Praxis, Technische. kl.-8°. Wien, Druckerei- und Verlags-Aktiengesellschaft 
vorm. R. v. Waldheim. — 9. Setz, Öb.-Ingen. Bauabteilungsleit. Architekt 
Max: Kleine und mittlere Krankenhäuser. Eine Sammlung, Darstellung und 
kritische Besprechung von 25 Krankenanstalten Österreichs, mit Ausschluß 
von Wien, bis zu einem Maximalbelage von 150 Krankenbetten. (VI, VI, 
199 S. mit 150 Abbildungen.) 1911. Geb. in Leinw. 6 Jk. 

Stroebe, Dr. Frdr.: Hilfeleistung bei durch Elektrizität verursachten Unfällen. 
Aus: „Der deutsche Kolonnenführer“. (23 S. mit 8 Figuren.) kL-8°. Heidel¬ 
berg, J. Hörning, 1911. Bar 0,20^4. 

Waits, dirig. Ob.-Arzt Pflegesch.-Leit. Dr. H.: Leitfaden der Krankenpflege. Für 
Krankenpflegeschulen. (VII, 131 S.) 8°. Leipzig, F. Voss, 1911. Geb. in 
Halbleinw. 2 Jk* 

Xyl&nder, Stabsarzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppen Krankenfürsorge ein¬ 
schließlich Geisteskrankenfürsorge und Gefangenenfürsorge der wissenschaft¬ 
lichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (90 S. 
mit 2 Plänen.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks¬ 
wohlfahrt. Bar nn 1,50 Jk. 
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7. Militär- und Schiffshygiene. 

Dirksen, Stationsarzt Marine-Gen.-Arzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Marine 
der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung 
Dresden 1911. (30 S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für 
Volkswohlfahrt. 

Kowalk, Gen.-Ob.-Arzt a. D. Dr.: Militärärztlicher Dienstunterricht für einjährig- 
freiwillige Ärzte und Unterärzte sowie für Sanitätsoffiziere des Beurlaubten¬ 
standes. 9. neubearbeitete Auflage. Mit einem Plan des Kriegssanitätsdienstes 
in Farbendruck. (XV, 420S.) gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1912. 
7,60 Jt\ geb. n8,25ü. 

Stade, Dr. C.: Katalog der Gruppe Schiffsverkehr der wissenschaftlichen Ab¬ 
teilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Herausgegeben 
vom Gruppenvorsitz. Prof. Dr. Tjaden. (72 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 
1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 1 Jt. 

Xylander, Stabsarzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Landheer der wissen¬ 
schaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. 
(39 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks¬ 
wohlfahrt. Bar nn0,80 Jt. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Ballner, Regtsarzt Priv.-Doz. Dr. Frz.: Das Wesen der Pest und die sanitären 
Maßnahmen zu ihrer Verhütung und Bekämpfung. Zusammengestellt nach 
neueren Literaturangaben und amtlichen Vorschriften mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der militärischen Verhältnisse. Aus „Streffleurs militärischer Zeit¬ 
schrift“. (18 S.) gr.-8°. Wien, L. W. Seidel & Sohn, 1911. 1 Jt. 

Hensgen, Kreisarzt Geh. Med.-R. Dr.: Leitfaden für Desinfektoren. Anleitung 
zur Vernichtung und Beseitigung der Ansteckungsstoffe. In amtlichem Auf¬ 
träge herausgegeben. 3., vermehrte und veränderte Auflage. (VIII, 108 S.) 
8°. Berlin, R. Schoetz, 1911. In Pappbd. 2 Jt. 

Qanguillet, Adjunkt Dr. F.: Die Tuberkulose und ihre Bekämpfung mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung des Kantons Bern. Wegweiser für die heimischen 
Zweigvereine vom Roten Kreuz. Mit 1 Übersichtskarte und 13 Abbildungen. 
(76 S.) gr.-8°. Bern, A. Francke, 1912. 0,80 Jt. 

Hewlett, (R. Tanner). A Manual of Bacteriology, Clinical and Applied. 4th Ed. 
8vo, pp. 716. Churchill, net 10/6. 

Hoflfrnann, Marine-Stabsarzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Die Infektions¬ 
krankheiten des Menschen der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 
1911. (199 S. mit 1 Bildnis.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag 
für Volks Wohlfahrt. Bar nn2 Jt. 

Holle, Prof, et Dr. Hetsch. La bactöriologie experimentale appliquee ä Petude 
des maladies infectueuses. 2e edition frangaise par le Dr. H. Carriere avec 
98 planches et 19Ö fig. T. I., in-8°. souscription aux 2 vol. 40 fr. 

Luda, Dr. Geo.: Die Lungenschwindsucht (Tuberkulose). Entstehung, Verhütung 
und Heilung. (38 S.) gr.-8°. Berlin., Schweizer & Co., 1911. 1,80; geb. n3 Jt. 

Nietner, Prof. Dr., und Frdr. Lorentz: Tuberkulose-Wandtafel des Deutschen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose. Mit Text auf der Rück¬ 
seite. 95 X 126,5 cm. Farbdr. Charlottenburg, P. J. Müller, 1911. Bar 6; 
mit Stäben 7,20 Jt. 

Noeggerath, Priv.-Doz. Assist. Dr. C. T.: Das Stillverbot bei Tuberkulose und 
Tuberkuloseverdacht. (64 S.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1911. 2 Jt- 

Sammlung Göschen. Unser heutiges Wissen in kurzen, klaren, allgemeinver¬ 
ständlichen Einzeldarstellungen. kl.-8°. Leipzig, G. J. Göschen. Geb. in 
Leinw., jedesBdohn.0,80 Jt. — 546. Christian, Ob.-Arzt Dr. M.: Desinfektion. 
(196 S. mit 18 Abbildungen.) 
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Soberaheim; Prof. Dr. G.: Sonderkatalog der Gruppe Desinfektion der wissen¬ 
schaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. 
Nebst einer Literaturübersicht von Drs. Ob.-Arzt Paetsch und Fr. Croner. 
(97 S. mit Abbildungen und 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 1,50 M>. 

Sonderkatalog für die Gruppe Allgemeine Seuchenbekämpfung der wissenschaft¬ 
lichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Zu- 
sainmengestellt vom Gruppenvorsitz. (15 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 
1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn0,80 M>. 

Sonderkatalog der Gruppe Krebs der wissenschaftlichen Abteilung der Inter¬ 
nationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Bearbeitet vom Gruppenvorsitz. 
(34S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. 
Bar nn 0,80 jH. 

Wezel, Stabsarzt Dr.: Katalog der Sondergruppe Tuberkulose der Internationalen 
Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Deutsches Tuberkulose-Museum. (47 S.) 
gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar 
nn0,80 Jk. 

Xylander, Stabsarzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Mikrobiologie und Para¬ 
sitologie der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Aus¬ 
stellung Dresden 1911. (32 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn 1 Ji. 


9. Hygiene des Kindes. 

AschoiF, Dr. Alb.: Bemerkungen zur Säuglingsernährung. (21S.) 8°. Jena, 

G. Fischer, 1911. 0,50 Ji. 

Blätter für Säuglingsfürsorge. Herausgegeben von der Zentrale für Säuglings¬ 
fürsorge in Bayern (e. V.). Schriftleitung: Dr. Eug. Doernberger. 3. Jahrg. 
Oktober 1911 bis September 1912. 12 Hefte. (1. Heft. 24 S. mit 1 Tafel.) 

gr.-8®. München, E. Reinhardt. Bar 6; einzelne Hefte 0,60 J6. 

Ergebnisse der Säuglingsfürsorge. Herausgegeben v. Dir. Prof. Dr. Arth. Keller. 
Lex.-8°. Wien, F. Deuticke. — 10. Heft. Berend, Ob.-Arzt Doz. Dr. Nikol.: 
Die Ursachen der Säuglingssterblichkeit in Ungarn. Die bisherigen und zu¬ 
künftigen Wege der Säuglingsfürsorge in Ungarn. (70 S. mit Kurven und 
1 Tafel.) 1911. 2,60 Ji. — 11. Heft. Schwarz, Dir. Dr. Herrn.: Bericht der 
pädiatrischen Abteilung der Maternity polyclinic (New York). Mit einer Studie 
über Säuglingssterblichkeit. (32 S.) 1911. 1,50 M- 

Kaiserin Auguste Viktoria-Haus zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
im Deutschen Reiche. (62 S. mit 30 Abbildungen und 1 Bildnis.) gr.-8°. 
Berlin, J. Springer, 1911. 1 Mt . 

Kn&uthe, Bürgersch.-Lehr. Fritz: Sonderkatalog für die Gruppe Jugendfürsorge 
der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (140 S. mit 3 Plänen.) 
gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar 
un 1,50 JL 

Rietsohel, dirig. Ob.-Arzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Säuglingsfürsorge 
der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung 
Dresden 1911. (57 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn 1,50 Mt, 


10. Variola und Vaccination. 

VaecinatJon in Japan. Internationale Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (30 S. 
mit 1 farbigen Tafel.) 8°. Dresden, C. C. Meinhold & Söhne, 1911. 0,60 Mt, 
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11. Geschlechtskrankheiten. 

Flugschriften der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. Neue Aufl. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. — 1. Heft. Alexander, 
Dr. Carl: Geschlechtskrankheiten und Heilsohwindel. Ein Vortrag. 4., um¬ 
gearbeitete Aufl. (32 S.) 1911. 0,30 Jt. 

Schwalbe, Dir. Prof. Dr. Ernst: Geschlechtliche Aufklärung. Eine Übersicht 
der Hauptfragen. Vortrag. (20 S.) gr.-8°. Rostock, G. B. Leopold, 1911. 
0,40 J6. 


12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Hartmann, Geh. Reg.-R. Dr.-Ing., K., und Dr. H. Albrecht, Proff.: Sonder¬ 
katalog für die Gruppe Arbeiterschutz und Arbeiterwohlfahrt der wissen¬ 
schaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. 
(48 S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. 
Geb. 2,40 J6. 

Lehmann, Dir. Prof. Dr. K. B.: Sonderkatalog über Die chemische Industrie und 
die Gesundheit der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene- 
Ausstellung Dresden 1911. Mit Beiträgen von Dr. Francke. (44 S. mit 1 Plan.) 
gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. Barnn2J(. 
Maukisch, Gewerber. Dipl.-Ing.: Sonderkatalog der wissenschaftlichen Gruppe 
Spezielle Berufsstatistik und Berufshygiene (Gewerbehygiene) auf der Inter¬ 
nationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. (53 S. mit 1 Plan.) gr.-8*. 

Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag für Volks wohl fahrt. Bar nn0,80 Jt. 
Bauch und Staub. Zeitschrift für ihre Bekämpfung. Herausgegeben von Dr. 
Aufhäuser. 2. Jahrg. Oktober 1911 bis September 1912. 12 Nrn. (Nr. 1. 
28 S. mit Abbildungen.) Lex.-8°. Düsseldorf, A. Bagel. Bar 12; einzelne 
Nrn. 1,50 Jt, 

Sonderkatalog für die Gruppe Kleidung der wissenschaftlichen Abteilung der 
Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Bearbeitet vom Gruppen- 
vorsitz. (24 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Verlag 
für Volkswohlfahrt. 


13. Nahrungsmittel. 

Bruhin, Dr. C.:- Folge der Natur! Wie sollen wir uns ernähren in gesunden und 
kranken Tagen? Mit Anhang: Auswahl diätetischer Menus und Kochrezepte. 
(IV, 183 S.) gr.-8°. Olten, H. Hambrecht, 1911. 2,60; geb. bar 3,60 Jt. 

Sonderkatalog der Gruppe Ernährungslehre der Internationalen Hygiene-Aus¬ 
stellung Dresden 1911. Bearbeitet vom Gruppenvorsitz. Nebst einem biblio¬ 
graphischen Anhang. (20 S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher Ver¬ 
lag für Volkswohlfahrt. Bar nn 0,80 Jt. 

14. Alkoholismus. 

Alkoholgegner, Der. Monatsschrift zur Bekämpfung der Trinksitten. Heraus¬ 
geber und Schriftleiter: Dr. Adf. Daum. 9. Jahrg. Oktober 1911 bis Sep¬ 
tember 1912. 12 Nummern. Nebst Beiblatt: Blätter zum Weitergeben. Schrift¬ 
leiter: J. Flaig. 11. Reihe. (Nr. 1. 20 S. und 8S. in gr.-8°.) Lex.-8°. WienI 
(Spiegelgasse 19), Verwaltung der Alkoholgegner. Bar 2,50; einzelne Nummer 
0,30 Jt. 

Bericht über die 28. Jahresversammlung des Deutschen Vereins gegen den Miß¬ 
brauch geistiger Getränke zu Düsseldorf vom 20. bis 23. Juni 1911. Anhang: 
Bericht über die 12. Jahresversammlung des Verbandes von Trinker-Heilstätten 
des deutschen Sprachgebietes. (126 S. mit 1 Tabelle.) 8°. Berlin, Mäßigkeits¬ 
verlag, 1911. Bar 1,25 Jt. 
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Burokhardt, 2. Geschäftsführ. Dr. R.: Alkoholismus und Volksgesundheit. Ein 
Wegweiser durch die wissenschaftliche Sondergruppe Alkoholismus auf der 
Internationalen Hygiene - Ausstellung zu Dresden 1911. Im Aufträge der 
Gruppenleitung herausgegeben. 3. Tausend. (XVI, 95 S. mit eingedruckten 
Kurven und US. Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 1 A. 
Colla, Sanator.-Leit. Dr.: Trinkerbehandlung einst und jetzt. Vortrag. (Aus 
„Bericht über die 28. Jahresversammlung der deutschen Vereine gegen den 
Mißbrauch geistiger Getränke“.) (20 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 
0,20 A. 

Fl&ig, J .: Guter Rat für die Jugend, zugleich ein Wort an ihre Freunde. (Aus 
„Blätter zum Weitergeben“.) (2 8.) gr.-8®. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 
100 Stück bar 1 A. 

Gruber, Prof. Dr. v.: Der Alkohol und die sozialen Probleme der Gegenwart. 

Vortrag. (16 S.) 8°. Hamburg, Deutschlands Großloge II, 1911. 0,20 A. 
Gruber, Max v. und Emil Kraepelin, Proff.: Wandtafeln zur Alkoholfrage. 
Erläuterungen nebst den 10 verkleinerten Tafeln in mehrfachem Farbendruck. 
2., unveränderte Aufl. (35 S.) gr.-8°. München, J. F. Lehmanns Verlag. — 

Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 1,50 A. 

Kraepelin, Prof. Dr. Emil: Alkohol und Seelenleben. 1. bis 3. Tausend. (32 S.) 

8°. Basel, Schriftstelle des Alkoholgegnerbundes, 1911. Bar 0,15 A. 
Pfleiderer, Dr. Alfr.: Aufklärungstafeln über die Alkoholfrage. 50 Nummern. 
35,5x26 cm bzw. 35,5x53,5 cm. Reutlingen, Mimir, 1911. Jede Tafel, ein¬ 
farbig. 0,40; zweifarbig 0,50; Doppeltafel einfarbig 0,70; zweifarbig 0,85 A- 
Ponick&u, Gymn.-Prof. Dr. Rieh.: Warum ich Abstinent geworden bin. Ein 
pädagogisches Glaubensbekenntnis. (Aus „Alkoholfrage“.) (11 S.) gr.-8°. 

Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 0,20 A. 

Schellmann, Landesr. Dr.: Trinkerfürsorgestellen und Bezirksvereine. Vortrag. 
Nebst Normalsatzung und -Geschäftsanweisung für Fürsorgestellen. (Aus 
„Mäßigkeitsblätter“.) (8S.) 8°. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 0,10 A. 
Tucsek, Landesheil- u. Irrenanst.-Dir. Geh. Med,-R. Prof. Dr. Frz.: Alkohol und 
Leistungsfähigkeit. Vortrag. (Aus „Bericht über die 28, Jahresversammlung 
der deutschen Vereine gegen den Mißbrauch geistiger Getränke“.) (19 S.) 8°. 
Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1911. 0,20 A. 

Weis, Prof. Dr. Fr.: Die Alkoholfrage und die Abstinenzbewegung in Dänemark. 
(66 S.) gr.-8°. Berlin, P. Parey, 1911. 1,20 A. 


15. Verschiedenes. 

Bockhorn, Badearzt Dr. M.: Die Wirkung des Seeklimas und seiner Kurmittel 
auf Gesunde und Kranke mit kurzer Anweisung für kalte und warme See¬ 
bäder sowie Luftbäder. 2. Aufl. (41 S.) kl.-8°. Oldenburg, G. Stallings Ver¬ 
lag, 1911. 0,80 A. 

Castellani, Ch.: Pour rester jeune. Hygiene, santö, massage, etc., ilL, in-18. 
2 fr. 50. E. Flammarion. 

Erkenne Deine Krankheit. Monatsschrift für Kranke und Gesunde. Schriftleiter: 
H. Speckmann. 2. Jahrg. November 1911 bis Oktober 1912. 12 Nummern. 
(Nr. 1. 8S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, Spreeverlag. Bar 1,20 A; 

einzelne Nummer 0,10 A- 

Everybodya Doctor. The People’s Book of Medicine and of Health. With 
32 Coloured and Black-and-White Plates and 140 Illusts. in the Text. 8vo, 
sd., pp. 64. Cassell. net 7 d. 

Fr&enkel, Prof. Dr. Ernst: Hygiene des Weibes. Gesundheitslehre für alle Lebens¬ 
alter. Den Müttern und Erzieherinnen gewidmet. 2., neu bearbeitete und 
vermehrte Aufl. (VH, 311 S. mit 25 Abbildungen.) 8°. Berlin, 0. Coblentz, 
1912. Geb. in Leinw. 4 A* 
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Gilbert, Med.-R. Dr«: Sonderkatalog der Gruppe Hygiene des Verkehrs zu Lande 
der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygiene« Ausstellung 
Dresden 1911. (24 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volks Wohlfahrt. Bar nn 0,80 Jt>. 

Hausbücher für Gesundheitspflege. 8°. Oranienburg, W. Möller. — 54. Bd. 
Valley, Dr. John: Das gesunde und kranke Ohr, sowie die naturgemäße 
Behandlung der Ohrenleiden. Nebst einem Anhang: Schwerhörige Kinder. 
Allgemeinverständliche Belehrungen. (70 S. mit Abbildungen.) 1911. 1 Ji. 
Klinik; Berliner. Begründet von Geh. Räten Proff. Drs. E. Hahn + und P. Für¬ 
bringer. Herausgegeben von Dr. Rieh. Rosen. 23. Jahrg. 1911. gr.-8*. 
Berlin, Fischers mediz. Buchh. — 278. Heft. Zuntz, Dr. Leo.: Zur hygie¬ 
nischen und klinischen Würdigung des Wandems. (18 S.) 1911. 0,60 JL. 
Knagge, H. Valentine. The Healthy Life. Beverage Book. Cr. 8vo, sd., pp. 128. 
C. W. Daniel, net 1/. 

Hanke, Prof. Dr. Johs.: Der Mensch. 3., gänzlich neubearbeitete AufL (In 
2 Bänden.) 1. Bd.: Entwickelung, Bau und Leben des menschlichen Körpers. 
Mit 323 Abbildungen im Text (837 Einzeldarstellungen) und 33 Tafeln in 
Farbendruck. (XIV, 692 S.) Lex.-8°. Leipzig, Bibliographisches Institut, 
1911. Geb. in Halbldr. 15 jk. 

Rychna, Dr. Jos.: Gegen die sanitäre Verunglimpfung Prags. Zugleich eine 
Erwiderung auf die neuesten medizinisch-statistischen Irrtümer, in bezug auf 
die gangbaren Mortalitäts- und N ativitäts-Aus weise verschiedener Städte der 
Kulturstaaten. (40 S.) 8°. Prag, Bursik <fc Kohout, 1911. 0,80 Ji. 
Schriften des „Freiland“, Verein abstinenter Studenten. München, e. V. 8 ®. 
München, E. Reinhardt. — 6. Heft. Gruber, Dr. Geo. B.: Bergsteiger- 
Hygiene. Ein Vortrag. (59 S.) 1912. 0,50 Jk* 

Singer, Dr. Emil: Körperpflege und Körperschönheit. Ärztliche Ratschläge zur 
Kosmetik. (160 S.) gr.-8°. Leipzig, Helios«Verlag, 1911. Bar 2,80; geb. 4 Jk. 
Smith, F. J.: Domestic Hygiene for Nurses. Cr. 8vo, pp. 170. Churchill. net 2/6. 
Sonderkatalog für die Gruppe Tierseuchen der wissenschaftlichen Abteilung 
der Internationalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1911. Zusammengestellt 
vom Gruppenvorsitz. (56 S. mit 1 Plan.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn0,80Ji. 

Veröffentlichungen des Deutschen Vereins für Volkshygiene. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von San.-R. Dr. K. 
Beerwald. 8°. München, R. Oldenbourg, 1911. 0,30 Jk (Partiepreise). — 
22. Heft. Müller, Stabsarzt Dr.: Leibesübungen im Freien und im Zimmer. 
(1. bis 10. Tausend.) (32 S.) 

Zeitschrift für Jugenderziehung, Gemeinnützigkeit und Volkswohlfahrt. Offizielles 
Organ des Schweizerischen Verbandes für Jugenderziehung und Volkswohl¬ 
fahrt. Red.: Dr. Fel. Pinkus. Mit wechselweise erscheinenden Beilagen: 
Lehrraittelrevue und von Prof. Dr. E. Dürr red. Übersicht: „Grundfragen 
der Psychologie und Pädagogik“. 2. Jahrg. September 1911 bis August 1912 
24 Nummern. (Nr. 1. 32 u. 4 S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Aarau, A. Trüb & Co. 
Bar 8 einzelne Nummer 0,40 M>. 
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Der Staub- und Russgehalt der Luft in Dresden. 

Von Dr.-Ing. Walther Friese. 

(Aus der Kgl. Zentralstelle für öffentl. Gesundheitspflege in Dresden. 
Direktor Geheimer Rat Prof. Dr. F. Renk.) 

Mit 2 Abbildungen und 3 Kurventafeln im Text. 


In der vorliegenden Arbeit soll eine Anzahl von UntersuchungBreihen 
mitgeteilt werden, die sich an die von Herrn Geheimen Rat Prof. Dr. Renk 
veröffentlichten Untersuchungen über den Rußgehalt der Luft in Dresden 
anschließen 1 ). War mir einerseits die Aufgabe zugefallen, Versuche über 
die Brauchbarkeit der von Renk angewendeten Methode der Abscheidung 
des Rußes aus der Luft mittels Filtration durch Papierfilter anzustellen, so 
hatten sich andererseits bei jenen systematischen Untersuchungen zahlreiche 
Fragen über das Verbleiben des Staubes und Rußes und über deren Ab¬ 
scheidung aus der Atmosphäre aufgedrängt, deren Lösung alsbald in Angriff 
genommen wurde. Es ergab sich hierbei eine Anzahl von Resultaten, die 
geeignet sein dürften, zu weiteren Versuchen an anderen Orten und somit 
zu neuen wissenschaftlichen Ergebnissen anzuregen. 

Bei den Erörterungen über die Raucbplage in den Städten auf dem 
14. internationalen Kongreß für Hygiene und Demographie zu Berlin im 
September 1907 ist vor allem das Bedürfnis in den Vordergrund getreten, 
quantitative Staub- und Rußuntersuchungen an zahlreichen Orten und zu 
den verschiedensten Zeiten anzustellen. Vereinbarungen über die hierbei 
anzuwendenden Methoden sind allerdings noch nicht endgültig getroffen 
worden, obwohl die Untersuchungen von Rubner, Lehmann, Heim, 
Ascher, Renk u. a. bereits sehr brauchbare Verfahren an die Hand ge¬ 
geben haben und auch auf der diesjährigen internationalen Hygiene-Ausstel¬ 
lung in Dresden eine stattliche Anzahl Ergebnisse der Rußbestimmung in 
der Luft zur Darstellung gebracht worden sind. Es dürfte daher jeder 
weitere Beitrag zur Untersuchungstechnik Beachtung verdienen; aus diesem 
Grunde mögen meine eigenen Beobachtungen, wenn auch noch nicht nach 
allen Richtungen hin erschöpft, hier zusammengestellt werden.* 

Auf eine vollständige Gewinnung aller Stäubchen aus der Luft kann 
gerechnet werden, wenn man die Luft durch trockene Filtermaterialien leitet, 
wenn nur die Anordnung der Materialien — meist sind faserige Materialien 
verwendet worden — eine so dichte ist, daß unbeschadet des Durchtrittes 
der Luft alle, auch die feinsten Stäubchen in den von den Fasern gebildeten 
Hohlräumen und Haarröhrchen zurückgehalten werden. 

Schon Ehrenberg 2 ) hat sich zum Zurückhalten des Luftstaubes der 
Filtration durch Schießbaumwolle bedient, und nach ihm Pasteur 3 ). Sie 
leiteten gemessene Luftquanten durch Glasröhre, die mit Schießbaumwolle 
gefüllt waren, lösten letztere nachher in Äther auf und sammelten den 
zorückgehaltenen Staub auf einem Filter. 

Yierttfyahr »schrift für Gesundheitspflege, 1912. 13 ^ 
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Fodor 4 ), dem es nur um die Messung der Mengen des Luftstaubes 
zu tun war, verwendete Glaswolle zur Filtration der Luft, Uffelmann **) 
und Hesse 6 ) ersetzten die Glaswolle durch Watte, ebenso Arens 7 ) und 
neuerdings Gieseler. Auch Asbest, Zuckerpulver und Sand [Petri*)] 
haben als Filtermaterialien Verwendung gefunden. 

Filtrierpapier zu verwenden gedachte Moeller 9 ), anscheinend hat er 
aber mit dem von ihm angegebenen Apparat keine guten Resultate erzielt, 
wohl aber hat Rubner 10 ) zu diesem Filtermaterial gegriffen, als er die 
Verbrennungsgase verschiedener Flammen auf ihren Rußgehalt zu prüfen 
unternahm, und dasselbe Material hat später dem gleichen Forscher gedient, 
um Studien über den Rußgehalt der Luft anzustellen, die ihrerseits wieder 
anderen Beobachtern [Ascher 11 )] Veranlassung gaben, dieses Verfahren 
in ihr Programm für systematische Untersuchungen, betreffend die Verun¬ 
reinigung der Luft durch Ruß und Rauch aufzunehmen. Auch Renk war 
durch die ersten Veröffentlichungen von Rubner veranlaßt worden, sich 
mit Rußuntersuchungen in der Dresdener Stadtluft zu beschäftigen, seine 
Ergebnisse sind im 2. Band der „Arbeiten aus den Kgl. Hygienischen Insti¬ 
tuten zu Dresden“ 1907, 1. Heft (Verlag von v. Zahn & Jaensch, Dresden) 
veröffentlicht. Mir persönlich war hierbei die Aufgabe zugefallen, die Me¬ 
thode auf ihre Brauchbarkeit und insbesondere darauf zu prüfen, ob ein 
gewöhnliches Filter und welche Papiersorten unter gleichen Verhältnissen 
die ergiebigsten Ausbeuten an Staub bieten würden. Ist aber eine Papier¬ 
sorte zu finden, welche tatsächlich allen oder wenigstens nahezu allen Staub 
aus der durchgeleiteten Luft zurückhält, so müssen sich sowohl aus der 
Färbung der Papiere als auch aus dem Ergebnisse der Gewichtsbestimmung 
Anhaltspunkte für die Rußmenge einerseits und für die Staubmenge anderer¬ 
seits erhalten lassen. 

Nach diesem kurzen historischen Überblick über die Methodik der 
Untersuchung der Luft auf ihren Staub- und Rußgehalt, wobei nur solche 
Methoden Erwähnung fanden, bei denen ein festes Filtermaterial zur Ver¬ 
wendung kommt, diene der folgende Teil dieser Arbeit der Beschreibung der 
von mir auf diesem Gebiete angestellten Versuchsreihen und der Ausführung 
und Erläuterung der dabei erhaltenen Resultate. Es beziehen sich die in 
nachstehendem behandelten Fragen im wesentlichen noch auf das Verhalten 
des Rußes und Staubes in der Atmosphäre, auf das Absetzen an verschieden 
geneigten Flächen, auf das Auswaschen des Staubes durch atmosphärische 
Niederschläge während der Dauer gewisser Zeiträume. Es werden daher 
folgende Punkte behandelt werden: 

1. Untersuchungen verschiedener Filtrierpapiersorten auf ihre Staub' 
Durchlässigkeit. 

2. Beziehungen zwischen Staubmengen und Rußgehalt der Luft. 

3. Beziehungen zwischen Regenfällen und den im Regenwasser suspen¬ 
dierten und gelösten Stoffen. 

4. Beziehungen zwischen Schneefällen und den mit dem Schnee nieder¬ 
geschlagenen festen und in demselben gelösten Stoffen. 

ö. Die sich freiwillig aus der Luft ausscheidenden Staubmengen. 

ü. Beobachtungen über das Beschlagen von Glasflächen mit Staub. 
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1. Untersuchungen verschiedener Filtrierpapiersorten 
auf ihre Staubdurchlässigkeit 

Zu den gewichtsmäßigen Bestimmungen des Staubgehaltes der Luft 
sind ja, wie erwähnt, eine ganze Anzahl brauchbarer Verfahren ausgearbeitet 
worden, bei denen allen die Luft durch ein poröses oder faseriges Filter¬ 
material filtriert wird. Diese Methoden leisten ganz ausgezeichnete Dienste, 
wenn es sich um die Ermittelung großer Mengen Staub handelt, wie sie in 
manchen Industriebetrieben leicht Vorkommen (vgl. Hesse und Arens, 
1. c.) und wo man deshalb nur verhältnismäßig wenig Luft zu filtrieren 
braucht, um wägbare Mengen Staub zu erhalten. Aber bei der Bestimmung 
kleiner Staubmengen, wie sie mitunter in der Luft der Straße und der Wohn- 
räume enthalten sind — es handelt sich hierbei nur um wenige Milligramme 
und zumeist nur um Bruchteile eines solchen an Staub —, können diese 
angeführten Methoden wegen der großen Hygroskopizität der Filtermateria- 
lien, speziell der Watte, die sich von allen am besten eignet, leicht zu hohe 
Werte ergeben. Will man auf diesem Wege dennoch brauchbare Zahlen 
erhalten, so muß das Trocknen der Watte unter allen Umständen auf die 
Weise geschehen, daß man einen staubfreien, auf 105° erhitzten Luftstrom 
mindestens eine Stunde lang durch das Filterrobr leitet, während dieses 
selbst außerdem noch in einem Trockenschrank liegend auf dieser Tempera¬ 
tur gehalten wird. Sollen nun gar zu verschiedenen Tageszeiten quantita¬ 
tive Staubbestimmungen in der Luft angestellt werden, so versagen diese 
Methoden vollkommen, denn man braucht, um wägbare Staubmengen aus 
der Luft zu erhalten, für gewöhnlich mindestens 500 Liter Luft, deren 
Filtration mittels Watte etwa einen halben Tag dauert. 

Daher gaben die zahlreichen Untersuchungen Renks über den Ruß¬ 
gehalt der Luft in Dresden aus den Jahren 1904 bis 1907 (1. c.) Veran¬ 
lassung, Versuche darüber anzustellen, ob es möglich sei, die Renksche Ruß¬ 
bestimmungsmethode, welche nur eine kolorimetrisch-vergleichende ist, zu 
einer gewichtsmäßigen des Staubgehaltes der Luft überhaupt zu verwenden. 
Schon Moeller (1. c.) hatte ja versucht, Filtrierpapier zu diesem Zwecke iu 
Anwendung zu bringen. 

Deshalb galt es zunächst, sich über die Staubdurchlässigkeit ver¬ 
schiedener Filtrierpapiersorten zu orientieren. Hierzu wurde der Nebel- 
versuch von John Aitken 12 ) in etwas abgeänderter Form verwendet, 
indem die Luft, welche das zu untersuchende Filter passiert hatte, durch 
einen großen Glaskolben geleitet wurde, der vorher mit staubfreier Luft 
gefüllt war. Etwas Wasser in demselben diente zur Erzeugung der etwa 
auftretenden Nebel. 

Der Kolben (s. Fig. 1) wurde mit einem doppelt durchbohrten Gummistopfen 
verschlossen, durch dessen eine Bohrung ein gebogenes kurzes Rohr nur gerade 
bis in den Hals des Kolbens führte und als Luftableitnngsweg benutzt wurde; 
durch die andere Bohrung reichte ein Heberrohr bis fast zum Boden des Ge¬ 
fäßes. An dem freien Schenkel dieses Heberrohrs konnte mittels eines Gummi- 
schlauches, der durch einen Quetschhahn abgeklemmt werden konnte, eine 
Filterdoge an geschlossen werden, wie sie Renk zu seinen Rußbestimmungen 
in der Luft verwendete (1. c.). Durch diese Anordnung wurde erzielt, daß die 
in den Kolben eingesaugte Luft denselben von unten nach oben passieren, also 
die darin befindliche verdrängen mußte. 
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Die erwähnte Staubfreiheit wurde erzielt, wenn vor dem Versuche die 
mit dem Kolben bereits verbundene Filterdose, in welche das zu untersuchende 
Filter vorher ein gespannt worden war, mit einer starken Lage Watte überdeckt 
wurde. Diese Wattenschicht wurde außerdem noch mit einem Faden unter 
dem vorstehenden Band der Dose festgebunden und durch einen Metallring auf 
dieselbe aufgedrückt, um zu vermeiden, daß staubhaltige Luft zwischen Watte¬ 
lage und Dose direkt auf das Filter gelangen könnte. Nun wurde etwa 
eine Stunde lang Luft mittels einer Wasserstrahlluftpumpe durch den Kolben 
gesogen und nach Abklemmen des Verbindungsschlauches zwischen Kolben 
und Dose durch Saugen an dem Luftabströmungsrohr, an welchem gleichfalls 
ein Gummischlauch und Schraubenquetschhahn angebracht war, eine Konden¬ 
sation von Wasser dampf hervorgerufen. 

Entstanden dabei noch Nebel, was meistens der Fall war, so wurde, ohne die 
Luftverdünnung aufzuheben, das Luf tabfüh rungsrohr verschlossen und nach Öffnen 
des ersten Quetschhahnes der normale Luftdruck wiederhergestellt. Auf diese 
Weise dringt keine staubhaltige Luft aus dem Zimmer in das Innere des Kolbens. 

Nun wurde weiter eine halbe Stunde lang filtrierte Luft durchgeleitet 
und der Nebelversuch wiederholt. Nach dieser Zeit konnte, mit wenigen Aus- 


Quetschhahn 2. Fig. 1 . 



nahmen, kein Staub in dem Kolben mehr nachgewiesen werden. Auf jeden 
Fall mußte mit dem Durchsaugen so lange fortgefahren werden, bis absolute 
Staubfreiheit erzielt wurde. Alsdann wurde nach Entfernen der Watte kurze 
Zeit, etwa 5 Sekunden lang, Luft durch das Filter allein gesogen und in der 
angeführten Weise Luftverdünnung und Wasserdampfkondensation erzeugt. 
Hatte das betreffende Filtrierpapier Staub durchgelassen, so entstand sofort ein 
Nebel. Zur Untersuchung gelangten 23 verschiedene Filtrieipapiersorten des 
Handels, und zwar von den Firmen Dreverhoff in Dresden und Schleicher & 
Schüll, Düren. Es zeigte sich nun, daß bei jedem Versuche ein Nebel auftrat, 
und nur aus der verschiedenen Dichte desselben bei Verwendung der einzelnen 
Papiersorten konnte auf die verschiedene Staubdurchlässigkeit derselben ge¬ 
schlossen werden. Danach konnten dieselben eingeteilt w r erden in stark durch¬ 
lässige, durchlässige und wenig durchlässige. Übrigens wurde absolute Staub¬ 
undurchlässigkeit bei jedem Papierfilter erzielt, wenn unter dasselbe eine 
Scheibe aus Rehleder in die Dose eingespannt wurde. Leider konnte diese Art 
der VersuchsanOrdnung zu den später zu beschreibenden gewichtsmäßigen 
Staubbestimmungen nicht verwendet werden, weil eine Trocknung des Leders im 
Trockenschrank bei 106° unmöglich ist, indem dasselbe unter Deformation sehr er¬ 
heblich an Gewicht verliert, und im Exsikkator über Schwefelsäure selbst nach 
8 bis 14 Tagen noch keine Gewichtskonstanz erhalten werden konnte. Auch dauert 
das Durchsaugen von 500 Liter Luft bei dieser Anordnung etwa sechs Stunden 
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Es hat sich also keines der gebräuchlichen Filtrierpapiere als absolut 
staubdicht erwiesen; relativ am vollkommensten wurde der Staub von den 
Filtern aus der Papiersorte 589 3 (Blauband) von Schleicher & Schüll 
zurückgehalten; solche habe ich auch bei allen weiter zu erwähnenden Ver¬ 
suchen verwendet. 

Gleichwohl wird man ans der durch die verschiedenen Beobachtungen 
erwiesenen relativen Durchlässigkeit der Filtrierpapiere einen Einwand gegen 
die Beobachtungen Renks und die in seiner Abhandlung niedergelegten 
Resultate nicht erheben können, denn die durch das Filtrierpapier hindurch¬ 
gehenden Staubmengen sind so gering, daß sie als unwägbar bezeichnet 
werden müssen; außerdem hat Renk, wie ich mitteilen darf, durch geeignete 
Versuchsanordnung direkt nachgewiesen, daß, auch wenn ein Filter tief 
schwarz gefärbt wird, ein zweites dahintergeschaltetes Filter höchstens einen 
kaum zu bemerkenden Anflug von Ruß erhält. 

2. Beziehungen zwischen Stanbmengen und Rußgehalt der LuflL 

Bei der Vornahme der systematischen Beobachtungen über den Ruß¬ 
gehalt der Dresdener Luft war es schon frühzeitig aufgefallen, daß an Tagen, 
an welchen die Luft infolge heftigen Windes offensichtlich mit großen 
Mengen Staub erfüllt gewesen war, oft kaum eine Färbung der Filter erfolgt 
war. Insbesondere war dies in der Sommerperiode, während welcher der 
Rußgebalt der Luft überhaupt sehr bedeutend absinkt, und an den Nach¬ 
mittagen hervorgetreten. Es mußte daraus der Schluß gezogen werden, 
daß eigentlich nur die aus dem Rauch stammenden Rußpartikelchen die 
Filter färben, aller andere Staub dagegen sie für das Auge unverändert läßt. 
Aus diesem Grunde lag es nahe, außer den Beobachtungen über den Ruß¬ 
gehalt auch solche über die Gewichtsmengen der auf den Filtern zurück¬ 
gehaltenen Stoffe anzustellen. 

Ich habe drei verschiedene Versuchsreihen, die eine im Winter 1906, 
die zweite im Sommer 1907 und die dritte im Sommer 1908 ausgeführt und 
habe mich zur Gewichtsbestimmung der zurückgehaltenen Staubmengen der 
gleichen Filter bedient, aus deren Färbung auf den Rußgehalt der Luft ge¬ 
schlossen werden konnte. 

Zu diesem Zwecke wurden die Filter vor den Versuchen von allen, 
namentlich an den Rändern derselben lose anhaftenden Papierfäserchen 
sorgBam befreit, dann leicht zusammengerollt und in einem Reagenzglas, 
dessen überstehender Rand abgesprengt war, damit ein zweites darüberge¬ 
stülpt werden konnte, um beim Wägen eine Wasseranziehung zu vermeiden, 
bei 105° genau eine Stunde lang getrocknet. Die Röhrchen wurden vor 
jedem neuen Versuch in einem Gemisch von konzentrierter Schwefelsäure 
und Chrome&ure gut gereinigt, dreimal mit destilliertem Wasser nach¬ 
gewaschen, mit absolutem Alkohol nachgespült und im Trockenschranke 
getrocknet. Bei allen diesen Operationen wurde eine direkte Berührung 
der Röhrchen mit den Händen durchaus vermieden. Die mit den Filtern 
beschickten und getrockneten Röhrchen wurden dann übereinandergeschoben 
24 Stunden lang über Schwefelsäure im Exsiccator stehen gelassen und nun 
erst gewogen. Hierauf wurde auf die früher beschriebene Weise 1 cbm Luft 
durch die Filter aspiriert und letztere ebenso wieder getrocknet und gewogen. 
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Das Durehsaugen der Luft geschah entweder mittels Wasserstrahlluftpumpe 
bei zwischengeschalteter Gasuhr, oder mit Hilfe einer von Renk angegebenen 
Luftpumpe, die mit jedem Hub 5 Liter Luft aspiriert und zu dem Zwecke 
konstruiert wurde, um unabhängig von Gasuhr und Wasserstrahlluftpumpe, 
also an den verschiedensten Orten, Rußbestimmungen anstellen zu können. 
Die Filter waren dabei in eine von Renk angegebene Metalldose eingespannt 

Täglich wurden vier derartige Staubbestimmungen ausgeführt, nnd 
zwar vormittags und nachmittags je eine im Laboratorium des Hygienischen 
Instituts und je eine in der Luft der Reichsstraße vor einem der Fenster 
des Hörsaales dieses Instituts. Bei Ausführung der Versuche haben sich 
folgende Resultate ergeben (s. folgende Tabellen A, B, C). 

Die hier gefundenen Werte für den Staubgehalt der Luft pro Cubik- 
meter stimmen im allgemeinen mit den Zahlen überein, welche Tissandier, 
Hesse und Arens hierfür ermittelt haben. Tissandier (1. c.) fand nach 
Regen auf dem Lande 0,25, nach Trockenheit bis zu 5,0 mg Staub pro Cubik- 
meter Luft. Zwar wurde ein dermaßen hoher Staubgehalt in der Dresdener 
Luft niemals gefunden, was einerseits damit begründet werden kann, daß 
keiner der hier ausgeführten Untersuchungen eine längere Trockenheits- 
periode voraufging, andererseits wird auch der Staubgehalt der Luft ver¬ 
schiedener Orte je nach der Lage, der Umgebung, den klimatischen und 
geologischen Verhältnissen derselben großen Schwankungen unterworfen sein. 
Hesse (L c.) erhielt aus 1 cbm Luft seines Laboratoriums überhaupt keine 
wägbaren Staubmengen, während er in einem Wohn- und Kinderzimmer 


Milligramme Staub in lobm Luft. 

A. Untersuchungen aus den Monaten November und Dezember 1906. 


Nummer , 
und Dalum ij 

Luft der Straße 

vorm. 1 nachm. 

Luft im 

vorm. 

Laboratorium 
| nachm. 

Witterung» Verhältnisse 

1—4 \ 

9. 11. 06 ) 

0,3 

0,1 

0,1 

I, 

I 1 

unwägbarjj 

Windstill, feucht 

5—8 \ 1 

15. 11. 06/ 

1,4 

0,8 

1.4 

0,2 j 

Wind, wenig feucht 

9—12 [ 

19 11. 06 1 
13—16 1 

23. 11. 06 ) 

1,8 

1,2 

1,7 

0,2 

Wind, trocken 

2,7 

i.i 

2,6 

1 !■ 

0,7 ; 

Wind, wenig feucht, Nel>el 

17—20 \ 

26. 11. 06 ) 
21—24 1 

2*. 11. 06) 

2,1 

2,0 

2,1 

2,0 

Wind, trocken 

2,3 

0,7 

L7 

* ] 

0,9 l| 

Wind, wenig feucht 

25—28 \ 

1. 12. 06) 

0,4 

0,3 ,! 

i 1 

0,2 

1,1 

/ Windstill, feucht (Sonn- 
l abend) 

29—32 ) 

1.1 

o,3 

1,0 

1 0,3 

(Schwache Luftbewegung. 

1 feucht 

Wind, wenig feucht 

3. 12. 06 ) 
33—36 \ 

5. 12. 06) 

2,3 

2,2 

1,1 

1,1 

Mittel ... 

1,6 

0,97 

1,3 

1 °’ 7 
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B. Untersuchungen aus dem Monat Juli 1907. 


Nummer 

|l Luft der Straße 

i 

| Luft im Laboratorium 

Witterungsvprbähnissc 

und Datum 

vorm. 

1 nachm. 

j' vorm. | 

1 nachm. 1 

i 

37—40 \ 

1. 7. 07 ( 

1,2 

j 0,6 

! , 1 

1 0,9 

0,6 : 

/Schwache Luftbewegung, 

1 1 wenig feucht 

41—44 | 

3. 7. 07 / 

0,8 

ll 

0,8 

' 0,8 | 

o,8 ; 

1 Windstill, feucht 

| 

45—48 l 

4 

0,7 

,, 

0,9 

: m 1 

0,9 | 

! / Vorm, windstill, nachm. 

4. 7. 07 i 

i Wind, trocken 

49—52 1 

8. 7. 07 1 

1 0,3 

0,3 

0,2 ! 

| j 

unwägbar 1 

Windstill, feucht 

53—56 \ 

ll' l. 6 

2,1 

1 1 

1,3 

| 1 

1,8 

/Über Tag zunehmende 

10. 7. 07 / 

l Luftbewegung, trocken 

57—60 \ 

11. 7. 07 1 

! °’ 4 

0,7 

0,3 

0,7 

Desgleichen, feucht 

61—64 ) 

13. 7. 07 / 

!i °- 3 

1 0,6 

1 

0,4 ( 

|. 

0,4 

Windstill, feucht 

65—68 \ 

15. 7. 07 / 

tl 

0,2 

' 0,2 | 

unwägbar 

Windstill, feucht 

69—72 ) 

17. 7. 07 J | 

0,4 ! 

0,3 

L 0,3 J 

0,1 

Windstill, feucht 

Mittel . . . 

0,66 

0,7 

0,5 

0,57 


C. Untersuchung© 

n aus den Monaten August 

und September 1908. 


i 




t Vorm, hell und trocken, mich 

73 —1 

5. 8. 08 1 

1,4 

0,8 

1,4 

1,0 . 

1 ll 

I einem trockenen und windigen 
| Tage (Straßenbau vor dem 

1 Institut) 

77—80 [ 

7. 8. 08 i 

0,6 

unwägbar 

0,6 

o.i ; 

(Windstill, vorm, trüb, nachm. 

1 Gewitterregen 

81—84 \ ■ 

lü. 8 . 08 1 

0,4 

0,6 

0,2 

0,2 | 

f Bedeckter Himmel, trocken, 

1 windstill 

85—88 1 1 

12 . 8. 08 ( 

1 ! 

'unwägbar 

1,0 

U,5 

0,9 | 

(I 

|Am Vorabend Gewitter, vorm. 

1 Kegen, nachm, trocken und 
y Wind 

89—92 \ 

9. 9. 08 / 

0)2 i 

1,2 ' 

junwägbar 

,0 j 

1 Trocken, vorm, windstill, über 

1 Tag stark zunehmende Wimi- 
' bewegung 

Mittel . . . 

0,52 

0,72 

0,54 

0,64 


Mittel der | 

1 





Reiben ! 
B. u. C. j 

0,59 

0,71 

1 

0,52 

0,61 j 

!i 



1,60mg Staub im Cubikmeter Luft nachweisen konnte. Arens (1. c.) stellte 
den Staubgehalt seines Laboratoriums mit 1,40 mg pro Cubikmeter fest, 
während es auch ihm nicht gelang, in der gleichen Menge Luft eines Wohn¬ 
zimmers wägbare Quantitäten Staub zu erhalten. 

Die Werte, welche Uffelmann (1. c.) fand, nämlich in 1 cbm Außen¬ 
luft 6,5 und in der Luft seines sehr fleißig gelüfteten Wohnhauses 16,6 mg 
Staub, sind, wenigstens der letzte Wert, bedeutend zu hoch, denn nach ein¬ 
wandfreien Untersuchungen Hesses entspricht ein Staubgehalt der Luft 
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▼on 16 mg pro Cubikmeter ungefähr dem in einem Sägewerk während der 
Arbeit in unmittelbarer Nähe der Sägen; auch gibt Uffelmann die zu 
seinen Staubbestimmungen angewendete Methode nicht an. 

Zur Beantwortung der durch die Kopfbezeicbnung des Kapitels gestellten 
Frage sei zunächst festgestellt, daß das Aussehen der Filter die Hauptergeb¬ 
nisse der Untersuchungen Kenks über den Rußgehalt der Dresdener Luft 
vollauf bestätigt hat, nämlich: 

1. Die Luft besitzt im Winter einen höheren Rußgehalt als im Sommer. 

2. Es findet sich am Vormittage stets mehr Ruß in der Luft als am 
Nachmittage. 

3. Der Rußgehalt der Luft im Freien stimmt mit dem der Luft im 
Zimmer stets überein. 

Auf sonstige Unterschiede zwischen den einzelnen Tagen mag später 
eingegangen werden. 

Prüft man nun in den vorstehenden drei Tabellen die Resultate der Ge* 
wichtsbestimmungen des Staubgehaltes der Luft von den gleichen Gesichts¬ 
punkten aus, so ergibt sich folgendes: 

Ad 1. Wie für den Rußgehalt hat sich auch für den Staubgehalt der 
Luft ein deutlicher Unterschied zwischen Winter und Sommer herausgestellt, 
und zwar ein höherer Gehalt für den Winter als für den Sommer. 

Für die Außenluft stellte sich der Durchschnitt aus 18 Beobachtungen 
im Winter (ohne Unterschied zwischen Vormittag und Nachmittag) auf 1,29mg 
Staub pro Cubikmeter Luft, für den Sommer dagegen aus 28 Beobachtungen 
auf 0,64 mg, also ungefähr die Hälfte, und dieses Ergebnis deckt sich auch 
ziemlich gut mit dem Gesamteindruck, den man bei der Betrachtung der 
Filter erhält. 

Ad 2. Hält man die Versuche aus den Vormittags- und jene aus den 
Nachmittagsstunden auseinander, so erhält man ohne Berücksichtigung von 
Sommer und Winter 

aus 23 Vormittags versuchen eine durchschnittliche Staubmenge von 
0,93 mg pro Cubikmeter Luft, 

aus 23 Nachmittagsversuchen eine durchschnittliche Staubmenge von 
0,80 mg pro Cubikmeter Luft. 

Der Unterschied zwischen Vormittag und Nachmittag ist daher nicht 
so erheblich ausgefallen als der zwischen Sommer und Winter: das Ver¬ 
hältnis ist annähernd 4: 3. 

Bei genauerem Zusehen stellte sich jedoch heraus, daß dieser Unter¬ 
schied nur während der Winterperiode hervorgetreten ist, im Sommer hat 
sich dagegen in 8 von den 14 Versuchen ein umgekehrtes Verhältnis er¬ 
geben, und deswegen ist auch das Mittel aus den Nachmittagsbeobachtungen 
etwas höher ausgefallen als für die Winterbeobachtungen; es betrug der 
Durchschnitt: 


Für die Vormittage im Winter.1,60 mg 

„ „ Nachmittage „ „ 0,97 „ 

„ „ Vormittage „ Sommer.0,59 „ 

n „ Nachmittage „ „ 0.71 „ 


Ad 3. Was weiterhin den Unterschied zwischen Luft im Freien und 
Zimmerluft anbelangt, so ist ein deutlich erkennbarer Mindergehalt an Staub 
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für die letztere gefunden worden, denn es berechnen sich aus den drei 
Tabellen folgende Mittelwerte: 

Aus 46 Untersuchungen der Luft im Freien.0,86 mg 

» 46 R „ i> »» Zimmer .... 0,71 „ 

Differenz . . 0,15 mg 

pro Cubikmeter Luft, Dieser Betrag ist, wenn auch an sich recht gering, 
doch immerhin so erheblich, daß er sich nicht völlig mit dem optischen Ein¬ 
druck, den ein Vergleich der Filter hervorruft, deckt. Eine Differenz von 
15 Proz. würde bei den Farbenunterschieden, welche bei Rußfiltern Vor¬ 
kommen, zweifellos deutlich hervortreten, ein solcher Unterschied ist aber 
weder bei den Filtern Renks noch bei den meinigen wahrzunehmen gewesen. 

Trennt man nun bei den in Rede stehenden Parallelversuchen nach 
Sommer und Winter, nach Vormittag und Nachmittag, so erhält man aus 
den drei Tabellen noch folgende Durchschnittszahlen: 


Staubgehalt der Luft 


1 

i im Freien 

mg 

im Zimmer 

mg 

Im Winter: 1 



a) überhaupt.1 

1,29 

1,02 

b) vormittags. 

1,60 

1,32 

c) nachmittags. 1 

0,97 

0,72 

Im 8ommer: 



a) überhaupt. 

0,65 

0,56 

b) vormittags . j 

0,59 

0,52 

c) nachmittags. 

0,71 

0,61 


Wie ersichtlich, ist der Mindergehalt der Luft an Staub im Zimmer 
stets zu beobachten gewesen. Auch wenn man auf die Einzelbeobachtungen 
näher eingeht, findet man nur zwei prägnante Ausnahmen von dieser 
Regel, und zwar in der ersten Tabelle am Nachmittage des 1. Dezember 
1906, wo der Staubgehalt der Luft im Freien 0,3 mg, jener der Zimmerluft 
aber 1,1 mg betragen hat. Dieser Tag war ein Sonnabend, und es war an¬ 
geordnet worden, daß die Reinigung des Laboratoriums an diesem Tage 
tunlichst nur mit trockenen Tüchern erfolgte. Der Unterschied im Ruß¬ 
gehalt trat lange nicht so deutlich hervor wie jener im Staubgehalt, während 
bei Renk das trockene Stöbern den Rußgehalt der Luft seines Arbeits¬ 
zimmers wesentlich erhöht hatte, was vielleicht dadurch zu erklären ist, 
als im ersten Falle bei der Reinigung nur vom Fußboden und von den 
Laboratoriumstischen Staub auf ge wirbelt wurde, während im anderen Falle 
noch durch Ausklopfen von Polstermöbeln und Fenstervorhängen der in 
denselben seit längerer Zeit angesammelte Staub und Ruß der Zimmerluft 
beigemengt wurde. 

Die zweite Ausnahme findet sich in der dritten Tabelle am Vormittage 
des 12. August 1908, wo eine wägbare Menge von Staub in 1 cbm Luft der 
Straße überhaupt nicht zu verzeichnen war, während die Zimmerluft davon 
0,5 mg enthielt. Beachtet man aber die Angaben über die Witterungsver- 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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hältnisse an jenem Tage, ao erklärt sich der höhere Staubgehalt im Zimmer 
sofort, denn es hatte sowohl am Vorabend als auch am Tage der Unter¬ 
suchung selbst stark geregnet, so daß die Luft im Freien dadurch nahezu 
staubfrei geworden war, während im Zimmer eine derartige Ausfällung des 
Staubes natürlich nicht hatte stattfinden können. 

Die Nachmittagsbeobachtung vom 5. August 1908, nämlich außen 0,8 
und innen 1,0 mg Staub pro Cubikmeter Luft, kann wohl kaum den beiden 
eben genannten Fällen als dritter Ausnahmefall zugesellt werden, da die 
beiden Werte einen sehr geringen Unterschied aufweisen, welcher, wie ich 
später darlegen werde, als innerhalb der Versuchsfehler der Staubbestimmungs¬ 
methode liegend zu bezeichnen ist. 

Nach allen diesen Beobachtungen besteht somit ein voller Parallelismus 
zwischen Staubgehalt der Luft und Bußgehalt nicht. Ein solcher ist aber auch 
kaum zu erwarten, wenn man nämlich bedenkt, wie verschiedenartig der Staub 
der Luft zusammengesetzt ist, wie in wechselnden Verhältnissen organische 
Stäubchen von geringem spezifischen Gewicht und anorganische mit hohem 
spezifischen Gewicht mitunter miteinander vermengt sind, muß es geradezu 
überraschen, daß sich überhaupt noch ein Parallelismus hat finden lassen. 

Von vornherein muß man ja erwarten, daß in trockenen Zeiten mehr 
Staub in der Luft zu finden sein wird als bei nasser Witterung, im .Sommer 
bei anhaltend schönem Wetter mehr als bei Regen und im Winter, wenn 
der Erdboden in großer Ausdehnung mit Schnee bedeckt ist. Es liegen ja 
auch direkte Beobachtungen nach dieser Richtung hin vor. Daher hätte es 
sicherlich nicht überrascht, wenn die Unterschiede der Mittelwerte dea 
Staubgehaltes der Luft erheblich größer ausgefallen wären, und wenn die 
Untersuchungen überhaupt auch höhere absolute Werte ergeben hätten. 
Wenn dies nicht der Fall gewesen ist, so liegt dies offenbar daran, daß 
meine Versuchsreihen nicht lang genug waren. Die Zahl der Beobachtungen 
hätte erheblich vergrößert werden müssen, um solche Resultate zutage zu 
fördern, dazu war jedoch nicht genügend Zeit geboten, auch war ja meine 
Aufgabe die gewesen, festzustellen, ob Ruß und Staub in der Luft derart mit¬ 
einander gehen, daß man aus den Beobachtungen der Rußmengen am ge¬ 
gebenen Orte ohne weiteres auch auf die Staubmengen schließen könnte. 
Daß das nicht der Fall ist, haben die Versuche erwiesen, und damit war 
auch ihr Hauptzweck erreicht. 

Verschiedene Rußbestimmungen Renks in der Luft haben nun auch 
gezeigt, daß im allgemeinen die Landluft rußärmer ist als die Stadtluft r 
welche Tatsache uns durch Erfahrungen und Beobachtungen im täglichen 
Leben hinlänglich bekannt ist. Deshalb muß es von besonderem Interesse 
sein, zu erfahren, ob sich auch im Staubgehalt Unterschiede bei Unter¬ 
suchungen im Innern oder außerhalb einer großen Stadt nachweisen lassen. 
Jedenfalls wird es bei Luftstaubbestimmungen in einer solchen nicht gleich¬ 
gültig sein, an welchem Orte sie ausgeführt werden, ob im Zentrum oder an 
der Peripherie, ob in der Nähe des Erdbodens oder hoch über demselben; 
kurzum die Verteilung des Staubes in der Luftschicht, die über einer größeren 
Stadt lagert, wird keinesfalls eine gleichmäßige sein. 

Um Aufschluß über derartige Verhältnisse zu gewinnen, wurden zu¬ 
nächst an vier verschiedenen Punkten Dresdens am 29. Oktober 1908, vor- 
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mittags zwischen 7 Uhr 30 Minuten nnd 10 Uhr, gleichzeitig quantitative 
Staubbestimmungen in der Luft auf die vorher beschriebene Weise ausgeführt. 
Als Bestimmungsorte wurden gewählt: 

1. Die Garnisonkirche in Dresden N. (Dachhohe) (Norden der Stadt). 

2. Vor einem Fenster meiner Wohnung, Ostraallee, direkt an derMarien- 
und Eisenbahnbrücke (Zentrum der Stadt). 

3. Vor einem Fenster des Hörsaals im Hygienischen Institut der Tech¬ 
nischen Hochschule (Reichsstraße) (Südende der Stadt). 

4. Die Bismarcksäule in Räcknitz (Sockelhöhe) (im freien Felde auf 
den Höhen südlich der Stadt). 

Diese vier Orte liegen in ziemlich gleichen Abständen auf einer Linie, 
welche fast genau von Norden nach Süden durch das Zentrum der Stadt 
'verläuft. 

Die Versuche 1 und 4 wurden mit Hilfe der Renk sehen Luftsaugpumpe, 
2 und 3 dagegen mittels Wasserstrahlluftpumpe bei zwischengeschalteter 
Gasuhr ausgeführt. Wenngleich die letzteren beiden Fälle reichlich die 
doppelte Zeit in Anspruch nahmen als die ersten, so können doch wohl die 
gefundenen Werte miteinander verglichen werden, als die Versuche 2 und 3 
je extra 3 / 4 Stunden früher begonnen und auch später beendet wurden als 
1 und 4, mithin die Versuchsdauer der letzten in der Zeit ihrer Unter¬ 
suchungsdauer eingeschloBsen enthalten. Es wurden hierbei folgende Werte 
gefunden: 

1. In Dachllöhe auf der Garnisonkirche . . . 1,4 mg 8taub pro Cubikmeter Luft. 

2. Vor dem Fenster meiner Wohnung (Marien¬ 

brücke) .0,2 „ „ „ » * 

3. Vor dem Fenster des Hyg. Instituts (Reichs- 

Straße) .0,2 , „ „ „ 

4 . In Bockeihöhe der Bismarcksäule (Räcknitz) 1,4 n „ „ „ „ 

Das Wetter war bei den Versuchen schön, obwohl bei Beginn derselben 
ziemlich dichter Nebel über der Stadt lagerte; dabei wehte ein mächtiger 
Südostwind. Die den Untersuchungen voraus gegangenen Wochen waren 
durch große Trockenheit und Vorherrschen östlicher bis südöstlicher Winde 
ausgezeichnet. 

Bei Betrachtung der Filter ließ sich zunächst erkennen, daß auch hier 
der Rußgehalt keineswegs mit den gefundenen Staubmengen parallel geht. 
Während das Filter vom Versuch 2 bei weitem die tiefste Schwärzung auf¬ 
weist, ist hierbei nur ein sehr geringer Staubgehalt zu verzeichnen, hingegen 
sind z. B. im Falle 4 die Verhältnisse gerade entgegengesetzt, indem ein 
geringer Rußgehalt der Luft mit großen Staubmengen vergesellschaftet ist. 
Auch bei Nr. 1 und 3 kann aus der Färbung der Filter absolut nicht auf 
den Staubgehalt geschlossen werden. 

Es ist ja auch ohne weiteres erklärlich, daß bei Südostwind im Süden 
der Stadt, wo keine Häuser vorhanden sind, und somit die Quellen der Ruß¬ 
produktion wegfallen, nur schwerer unorganischer Staub von den nahen 
trockenen Feldern und Landstraßen in der Luft enthalten sein wird, wäh¬ 
rend im Innern der Stadt, wo jeder Schornstein reichlich für Ruß sorgt, 
dieser vorzugsweise auf den Filtern zutage treten muß. Die starke Schwärzung 
des Filters Nr. 2 ist dadurch bedingt, daß nahe an dem Orte der Unter- 
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Buchung die Eisenbahnbrücke über die Elbe liegt, über die gerade in den 
Morgenstunden regelmäßig viele Eisenbahnzüge verkehren, deren rauchende 
Schornsteine oft geradezu in dieser Gegend eine wahre Rußplage veranlassen. 

Auch das Filter Nr. 1 ist ziemlich stark gefärbt, weil bei dem vor¬ 
herrschenden Südostwinde während der Untersuchung ein großer Teil des 
Rußes aus den Feuerungen der Neustadt von Dresden über den Ort der 
Untersuchung geweht wurde; der recht erhebliche Staubgehalt ist wohl 
bedingt durch die Nähe der Heerstraße, auf welcher gerade damals ein 
ziemlich reger Verkehr herrschte, und beschotterte Straßen, wie diese 
lieferten während der großen Trockenheitsperiode recht ansehnliche Mengen 
von Staub. 

Nur als ein Zufall kann es wohl angesehen werden, daß gerade die 
beiden an der Peripherie der Stadt und andererseits die beiden im Innern der 
Stadt angestellten Versuche jeweils den gleichen Staubgehalt der Luft er¬ 
geben haben. Um genauere Angaben über derartige Verhältnisse machen 
zu können, müßten erst langandauernde Serienuntersuchungen angestellt 
werden; immerhin läßt sich aus den wenigen Untersuchungen doch erkennen, 
daß der Staubgehalt der Luft über einer großen Stadt recht ungleichmäßig ver¬ 
teilt ist und wohl vorzugsweise von der vorherrschenden Windrichtung und 
Witterung abhängig ist. Dasselbe gilt auch, wie ersichtlich, von dem Ruß¬ 
gehalt der Luft einer Großstadt, und aus diesem Grunde müssen, wenn der 
Staub- und Rußgehalt der Luft einer solchen im allgemeinen ermittel werden 
sollen, an möglichst vielen Untersuchungsstellen, die auch möglichst gleich¬ 
mäßig über das ganze Stadtgebiet verteilt liegen müssen, die betreffenden 
Erhebungen angestellt werden, und nur durch Errechnung eines Mittelwertes 
aus diesen Beobachtungen läßt sich der Staub- und Rußgehalt der Luft 
einer größeren Stadt im allgemeinen angeben. Denselben Grundsatz bei der 
Luftuntersuchung in Städten vertritt auch v. Esmarch in seiner Arbeit 
über den Rußgehalt verschiedener größerer Städte 18 ). 

Am 30. Oktober 1908, vormittags zwischen 8 und 10 Uhr, wurden vier 
weitere derartige Staubbestimmungen in verschiedenen Höhen vom Turme 
der Kreuzkirche aus ausgeführt, und zwar sämtliche mit Hilfe der Renk- 
schen Säugpumpe. Die Windrichtung war seit dem Tage vorher unver¬ 
ändert geblieben, auch war das Wetter schön und die Luft klar. Die 
Versuche ergaben folgende Resultate: 

1. Vor einem Fenster des Erdgeschosses, 

4 m über der Straße ....... 1,0 mg Staub pro Cubikmeter Luft 

2. Auf dem Blechdach am Turm, 

30 m über der Straße.1,8 „ „ „ „ r 

3. Vor der alten Glöcknerwohnung, 

50 m über der Straße.1,0 „ „ „ „ r 

4. Unterhalb der Spitze des Turmes, in den 

Schallöchern, 70 m über der Straße 1,4 „ ^ „ „ B 

Auch bei diesen Versuchen ist ein deutlicher Unterschied in der Färbung 
der einzelnen Filter wahrznnehmen. Nr. 1 vom tiefstgelegenen Punkt ist 
am stärksten geschwärzt, während die übrigen drei nur leicht gefärbt sind. 

Die Schwankungen im Staubgehalt sind hier nicht so bedeutend als bei 
den Versuchen am Tage vorher, immerhin ist die Menge von 1,8 mg pro Cubik¬ 
meter Luft bei Nr. 2 beachtenswert. Vielleicht erklärt sich dieser hohe 
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Staubgehalt dadurch, daß dieser Versuch gerade in Dachhöhe der meisten 
Häuser Dresdens ausgeführt wurde, und daß der von den Dächern der Häuser 
abgewehte Staub einen nicht unbeträchtlichen Anteil an dem Gehalt der 
Luft an suspendierten festen Stoffen in dieser Höhe ausmacht. 

Jedenfalls läßt sich aber auch aus dieser geringen Anzahl von Versuchen 
keine sichere Angabe über den Staubgehalt der Luft in verschiedenen Höhen¬ 
lagen machen, vielmehr müßten auch in diesem Sinne größere regelmäßige 
Versuchsreihen angestellt werden, um Klarheit in diese äußerst komplizierten 
und von den mannigfachsten Ursachen abhängigen Verhältnisse zu bringen. 
Indessen haben aber auch Versuche von Kreisarzt Dr. Ascher, Hamm i. W., 
gelehrt, daß der Rußgehalt der Luft einer Stadt in verschiedenen Höhen¬ 
schichten über derselben ein verschiedener ist 14 ). 

Mit Sicherheit läßt sich aber wohl jetzt schon sagen, daß auch in ver¬ 
schiedenen Höhenlagen einer Stadt der Staub in der Luft nicht gleichmäßig 
verteilt ist. 

Es erübrigt nun noch die von mir zur quantitativen Staubbestimmung 
benutzte Methode auf ihre Genauigkeit hin zu prüfen. Zu diesem Zwecke 
wurde staubfreie Luft durch verschiedene auf die früher angeführte Weise 
getrocknete und dann gewogene Filter hindurchgezogen, diese wiederum 
getrocknet und gewogen. Die Luft, welche bei diesen Versuchen zur Ver¬ 
wendung kam, wurde auf folgende Weise staubfrei gemacht. Über die 
Renk sehe Filterdose mit eingespanntem Ver- 
suchsfilter wurde ein Glastrichter, welcher den 
gleichen Durchmesser wie die Filterdose am 
äußersten Rande besaß, gestülpt und mittels 
eines starken Gummibandes, wie solche zum Ab¬ 
schließen von Petrischalen Verwendung finden, 
luftdicht befestigt. 

Das Trichterrohr wurde mit einem ziemlich 
dichten Wattefilter durch einen Gummischlauch 
verbunden (s. Fig. 2). 

Nun wurden zunächst 500 Liter Luft 
aspiriert. Hierbei wurde freilich der Staub¬ 
gehalt der Luft, welche sich im Innern des 
Trichters befand, vernachlässigt, allein deren 
Volumen ist im Vergleich zu den durchgeleiteten staubfreien Luftquanten so 
gering, daß diese kleine Staubmenge sicher als unwägbar anzusehen ist. 

Nach dem ersten Durchsaugen von 500 Liter Luft hatte das Filter um 
0,1 mg abgenommen, hierauf wurde durch das gleiche Filter nochmals l / 2 cbm 
Luft aspiriert, es ergab sich abermals eine Gewichtsabnahme, und zwar um 
0,2 mg. Ein weiteres Durchleiten von 1000 Liter Luft durch das gleiche 
Filter verminderte das Gewicht desselben um weitere 0,2 mg, so daß das 
Gewicht des Filters insgesamt nach Durchsaugen von 2 cbm Luft um 0,5 mg 
abgenommen hatte. 

Bei einem zweiten Versuohe ergab sich ebenfalls eine Gewichtsver¬ 
minderung des Filters um 0,2 mg beim erstmaligen Durchleiten von 500 Liter 
Luft, bei weiterem Aspirieren von 1 cbm Luft durch dasselbe Filter eine 
erneute Abnahme um 0,2 mg. 
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Ein dritter Versuch bei nur einmaligem Durchleiten von y f cbm Luit 
gab eine Gewichtsverringerung um 0,1 mg. 

Nun wurden bei einem vierten Versuche zunächst 2000 Liter Luft durch 
ein Filter gezogen. Resultat: Abnahme an Gewicht um 0,4 mg, weitere 
500 Liter staubfreie Luft ergaben diesmal eine Zunahme um 0,2 mg, und 
darauf verminderten wieder 500 Liter staubfreie Luft das Gewicht um 0,3 mg. 

Diese Versuche haben gezeigt, daß fast regelmäßig beim Durchleiten 
von staubfreier Luft durch ein Filter eine Gewichtsverringerung desselben 
eingetreten ist. Nur einmal war eine Zunahme um 0,2 mg zu verzeichnen. 
Da nun bei keiner der gewichtsmäßigen Staubbestimmungen in der Luft eine 
Gewichtsabnahme des Filters eingetreten war, so muß mit Sicherheit aus 
den Resultaten der Eontrollversuche geschlossen werden, daß wohl die meisten 
der von mir gefundenen Werte etwas zu niedrig sind und nicht genau dem 
jeweiligen Staubgehalt der Atmosphäre entsprechen. 

Da aber bei diesen Kontrollversuchen mit staubfreier Luft auch einmal 
eine Gewichtszunahme eingetreten war, so müssen alle Werte meiner quanti¬ 
tativen Staubbestimmungen, welche unter 0,2 mg liegen, als in die Fehler¬ 
grenzen der Methode fallend bezeichnet werden. 

Immerhin sind aber die gefundenen Resultate recht wohl als Vergleichs¬ 
werte zu gebrauchen, und die in diesem Abschnitt dieser Arbeit ermittelten 
Beziehungen zwischen Staubgehalt der Luft im Freien, wie im geschlossenen 
Raume, Tages- und Jahreszeiten behalten eine bedingte Gültigkeit. 

3. Beziehungen zwischen Regenfällen und den im Begenwasser 
suspendierten und gelösten Stoffen. 

Daß die atmosphärischen Niederschläge, welche am Orte ihres Ent¬ 
stehens, das ist in den Wolken, kaum nennenswerte Beimengungen von 
festen Stoffen erfahren dürften, wenn sie auf die Erdoberfläche gelangen, 
häufig mit großen Mengen solcher beladen sind, ist eine längst bekannte 
Tatsache. Abgesehen von jenen seltenen beobachteten Fällen von Tinten¬ 
regen nach Waldbrändön oder vulkanischen Ausbrüchen haben alltägliche 
Beobachtungen, besonders im Innern großer Städte z. B. an zum Trocknen 
aufgehängter weißer Wäsche, diese Tatsache oft genug erwiesen, auch haben 
sich vereinzelt schon Naturforscher mit diesem Vorgang beschäftigt, und so 
sind seit Tissandier zahlreiche quantitative Bestimmungen der vom Regen 
aus der Luft niedergeschlagenen Staubmengen ausgeführt worden. 

Bei dem großen Reichtum der Dresdener Luft an Ruß, neben dem sich 
auch noch andere Staubarten nachweisen lassen, wie in dem vorher be¬ 
handelten Abschnitte dieser Arbeit dargelegt worden ist, lag es nahe genug, 
gerade in hiesiger Stadt und an dem gleichen Orte, wo die von Renk und 
mir beschriebenen Rußuntersuchungen der Luft ausgeführt worden sind, 
Beobachtungen über die Beschaffenheit des Regenwassers, und zwar rück- 
sichtlich seines Gehaltes an festen und gelösten Stoffen zu machen. 

Ist es mir auch nicht möglich gewesen, eine große Reihe von einzelnen 
Regenfällen zu untersuchen, so erscheinen dennoch die folgenden 12 Fälle au* 
dem Jahre 1906 und weitere drei Fälle vom Winter 1907/08 der Mitteilung 
wert, schon um deswillen, weil sie zeigen, wie weit Regenwasser im Innern einer 
Großstadt von dem entfernt ist, was man sich unter „reines Wasser“ vorstellt. 
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Bei der Untersuchung der Regenwässer wurde selbstredend darauf Wert 
gelegt, schon die Probenahme so zu gestalten, daß der fallende Regen nur 
mit reinen Auffanggefäßen in Berührung kommen konnte. Reine Porzellan¬ 
oder Glasschalen von gemessener Auffangfläche dienten zur Gewinnung der 
Proben; sie wurden jeweilig aufgestellt, sobald es zu regnen begann. So¬ 
fort nach Beendigung eines Regenfalles und nach Aufsammlung eines ge¬ 
wissen Wasservorrats wurde die Untersuchung zunächst auf die Bestimmung 
der durch Filtration des Wassers zurückzuhaltenden festen Bestandteile des 
Regens erBtreckt, dann wurde aber auch das Filtrat eingedampft und der 
gewogene Rückstand in seine verbrennlichen und unverbrennlichen Bestand¬ 
teile zerlegt. Die auf diese Weise gewonnenen Zahlen sind in der folgenden 
Tabelle (S. 216) in Milligrammen berechnet auf 1 Liter Regenwasser zu¬ 
sammengestellt worden. 

Die Tabelle zeigt zunächst, daß es recht ansehnliche Mengen von festen 
Stoffen sind, mit denen beladen der Regen in Dresden stets zur Erde ge¬ 
langt. Im Durchschnitt aus den 15 Beobachtungen hat die Gesamtmenge 
der festen Stoffe 50,9 mg pro Liter betragen. Mit dieser Tatsache deckt 
sich die Erfahrung, daß es in Dresden nicht möglich ist, einen Liter Regen¬ 
wasser einzudampfen, ohne daß in der Schale ein reichlicher grauschwarzer 
Rückstand verbleibt, dessen Menge jedermann überrascht, der eine solche 
Schale zum ersten Male zu Gesicht bekommt. Eine besondere Beleuchtung 
aber erfährt jene Durchschnittszahl, wenn man mit ihr die Ergebnisse von 
Versuchen zusammenstellt, welche die Rivers-Pollution-Kommission in ihrem 
sechsten Report mitgeteilt hat (zitiert bei Fischer: „Die chemische Tech¬ 
nologie des Wassers“ 1878, S. 79), wonach das Meteorwasser im Durchschnitt 
aus 73 Analysen nur 39,5 mg Rückstand ergeben hat, obwohl diese Analyse 
in industriereichen Gegenden gewonnen worden waren. 

Wie nicht anders zu erwarten war, schwanken die Mengen der vom 
Regen mitgeführten festen Stoffe nicht unerheblich. So betrug gegenüber 
dem Durchschnitt von 50,9 mg das Maximum 123,8 mg, also mehr als das 
Doppelte des Mittelwertes, und das Minimum 20,5 mg, die Amplitude 103,3 mg. 

Zerlegt man nun die Gesamtmengen der festen im Regen enthaltenen 
Stoffe in die beiden Komponenten: suspendierte und gelöste Stoffe, so stellt 
sich der Durchschnitt für die ersteren auf 16,3mg, der der letzteren auf 
34,6 mg; die Menge der gelösten Stoffe beträgt daher durchschnittlich das 
Doppelte der suspendierten. 

Bei näherem Eingehen auf die einzelnen Beobachtungen wird allerdings 
ersichtlich, daß dieses Verhältnis keineswegs konstant ist, sondern daß Fälle 
Vorkommen, bei denen die Menge der suspendierten Stoffe über wiegt, wenn 
auch selten (Nr. 7, 11 und 12), während andererseits das Übergewicht der 
gelösten Stoffe bis zum Elffachen ansteigt (Nr. 1) und im Falle Nr. 6 das 
Zehnfache der Menge der suspendierten Stoffe beträgt. 

Weiterhin ist der Tabelle zu entnehmen, daß die im Regenwasser ge¬ 
lösten festen Stoffe sich durchschnittlich zu gleichen Teilen aus verbrenn¬ 
lichen und unverbrennlichen zusammengesetzt haben, nämlich 17,6mg un- 
verbrennliche gegen 17,0 mg verbrennliche. Im einzelnen finden sich aber 
auch hier wesentliche Abweichungen, indem in den Fällen Nr. 2, 3, 4, 5, 6, 
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7 und 8 der Glührückstand überwiegt, in Nr. 1, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 15 
dagegen der Glühverlust. 

Daß solche mitunter Behr erheblichen Schwankungen Vorkommen würden, 
war von vornherein anzunehmen, denn wenn schon der Regen eine reinigende 
Wirkung auf die von ihm durchwanderte Luftschicht auszuüben imstande 
ist, so wird es vor allem darauf ankommen, ob das Luftmeer über dem Auf¬ 
fangsorte des Regens stark mit Staub und Ruß erfüllt ist oder nicht. In 
dieser Beziehung bestehen, wie schon im Vorausgegangenen besprochen 
worden ist, große Unterschiede. Einen solchen muß es aber auch ausmachen, 
wenn Regen schon seit längerer Zeit gefallen ist, also der Aufsammlung 
schon eine Regenperiode vorangegangen ist. Dies war beispielsweise der 
Fall bei Nr. 1 mit 20,5 mg festen Stoffen im Liter, der niedrigsten überhaupt 
beobachteten Mengen, ferner bei Nr. 3, 5, 6, 13 und 15, während sich für 
die Regenfälle Nr. 2, 7, 10, 12 und 14 längere vorangegangene Trockenheit 
in der Tabelle verzeichnet findet. 

Der Regenfall Nr. 4, welcher ebenfalls eine das Mittel stark überstei¬ 
gende Menge fester Stoffe mitgebracht hatte, war ein wolkenbruchartiger 
gewesen, auch ihm war Bchönes Wetter unmittelbar voraufgegangen; indessen 
dürften bei einem Wolkenbruch, der noch dazu, wie im vorliegenden Falle, 
von elektrischen Vorgängen begleitet war, die Bedingungen für die Reinigung 
der Luft von Staub wesentlich günstiger sein als bei den übrigen beobach¬ 
teten Regenfällen. 

Im großen und ganzen kommt man zu dem gleichen Ergebnis, wenn 
man nur die Mengen der suspendierten Stoffe ins Auge faßt. Bei den Regen¬ 
fällen Nr. 1, 3, 5, 6, 13 und 15 wurden die niedrigsten Werte beobachtet, 
die höchsten bei den Regen Nr. 2, 4, 7, 11, 12 und 14. 

Wirft man nun die Frage auf, ob sich die stärkere Erfüllung der Luft 
in Dresden mit Ruß und Staub während der Winterzeit gegenüber den 
Sommermonaten in obigen Untersuchungen widerspiegelt, so hat man natür¬ 
lich nach Anhaltspunkten in der Reihe der suspendierten Stoffe des Regen¬ 
wassers zu suchen. Von jenen entfallen auf die Sommerzeit die Regen¬ 
fälle Nr. 2 bis 8, auf die Winterzeit jene Nr. 9 bis 15 und Nr. 1. 

Stellt man die 15 Fälle nach diesem Gesichtspunkte zusammen, so er¬ 
gibt sich folgende Übersicht: 


Nr. j 

| 1 Liter Regenwasser enthält 
zur warmen Jahreszeit 
suspendierte Stoffe 
mg 

Nr. 

1 Liter Regenwasser enthält 
zur kalten Jahreszeit 
suspendierte Stoffe 
mg 

2 

i 20,0 

1 

1.7 

3 

i 9,1 

9 1 

4,0 

4 ' 

1 32,2 

10 

20,4 

5 

j 3,2 

11 i 

| 27,1 

6 

I 2,8 

12 ! 

40,0 

7 

! 37,4 

i3 ; 

2,9 

8 

7,0 

14 

32,8 



15 | 

! 4,6 


Summe 111,7 

1 

! Summe 133,5 


Mittel 15,9 

j 

i Mittel 16,7 
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Dieser Unterschied von 0,8 mg zugunsten der Winterperiode kann gewiß 
nicht als ein Ausdruck dafür angesehen werden, daß der während der kalten 
Jahreszeit fallende Regen mehr Ruß in der Atmosphäre antrifft als im Sommer; 
dagegen spricht erstlich der Umstand, daß die einzelnen Glieder der beiden 
Reihen so außerordentlich weit auseinandergehen, so ist das Minimum für einen 
Winterregen mit 1,7 mg, das Maximum mit 40,0 mg zu verzeichnen gewesen; 
für den Sommer liegen die Extreme bei 2,8 mg und 37,4 mg. Angesichts 
dieser Tatsache muß auch die Zahl der Beobachtungen viel zu klein er¬ 
scheinen, um den daraus berechneten Mittelwerten irgend eine Beweiskraft 
zusprechen zu können. 

Fragt man sich nun, ob auch in dem Gehalt des Regenwassers an ge¬ 
lösten Stoffen und den daraus ermittelten Mengen für Glührückstand und 
Glühverlust ein Unterschied zwischen den Beobachtungsergebnissen im 
Sommer und im Winter besteht, so gibt die folgende Tabelle, welche in 
diesem Sinne zusammengestellt wurde, Auskunft. Es ist daraus ersichtlich, 
daß zur kalten Jahreszeit ein Überwiegen der gelösten Stoffe des Glüh¬ 
rückstandes und der Summe von gelösten plus suspendierten Stoffen im 
Winter gegen den Sommer nicht zu verzeichnen ist, während der Durch¬ 
schnittswert für den Glühverlust in der kalten Jahreszeit um 8,2 mg hinter 
dem in der warmen zurückbleibt. 



| 1 Liter Regenwasser enthält zur 

warmen Jahreszeit 


1 Liter Regenwasser enthält zur 
kalten Jahreszeit 

i 

Nr. 

Gelöste 

j Glüh- 

Glüh- 

Susp. und 

Nr. 

Gelöste 

! Glüh- 

Glüh- I 

Susp. und 


Stoffe 

rücketand 

verlust ' 

gelöste Stoffe 


Stoffe 

rückstand 

verlust gelöste Stoffe 

i 

in Milligrammen 


l 

in Milligrammen 

2 

1 54,7 

21,3 

33,4 

74,7 

1 

i 

18,8 

9,8 

9,0 

20,5 

3 

1 28,0 

10,7 

17,3 

37,1 

9 

30,0 

16,4 

13,6 

34,0 

4 1 

| 43,6 

18,8 

24,8 

75,8 

10 

25,6 

14,8 

10,8 

46,0 

5 1 

1 19,6 

8,8 

10,8 

22,8 

11 

24,2 

15,0 

9,2 

51,3 

6 

28,0 

12,0 

16,0 

30,8 

12 

31,0 

18,0 

13,0 

71,0 

7 

24,0 

8,0 

16,0 

61,4 

13 

19,4 

11,6 

7,8 

22,3 

8 

51,9 

20,0 

31,3 

58,3 

14 

91,0 

59,0 

32,0 

123,8 






15 

30,0 

20,0 

10,0 

34,6 

Summe 

'249,2 

99,6 

149,6 

360,9 


j 270,0 

114,6 

105,4 

403,5 

Mittel 

1 35,6 

14,2 

21,4 

51,6 

i 

33,7 

14,3 

13,2 

i i 

50,4 

i 


Es darf indessen auch nicht übersehen werden, daß bei so komplizierten 
Vorgängen, wie sie ohne Zweifel in den vorliegenden Fällen vorhanden sind, 
Gesetzmäßigkeiten, die ja ohne Zweifel angedeutet sind, durch das Über¬ 
wiegen eines der zahlreichen Einflüsse verdeckt werden können. Bemerkens¬ 
wert bleibt unter allen Umständen, daß neben den durch Filtration zu ge¬ 
winnenden festen Stoffen meist etwas größere Mengen von gelösten Stoffen 
vorhanden sind. Setzt man die Summe beider gleich 100, so berechnet sich 
für beide Sorten aus den einzelnen Beobachtungen folgendes Prozentver- 
liiiltnis: 
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Nr. 

Suspend. 

Stoffe 

Gelöste 

Stoffe 

Summe d. gelösten 
' und suspendierten 
Stoffe | 

| Prozentgehalt, wenn suspendierte plus 
| gelöste Stoffe = 100 gesetzt werden'an 

_ 

_“g_ 1 

ttlR 

1 

mg 

suspendierten Stoffen | 

gelösten Stoffen 

1 

1.7 

18,8 | 

20,5 

8,3 

91,7 

2 , 

20,0 

54,7 

74,7 1 

26,8 

73,2 

3 

4 

9,1 

28,0 

37,1 

24,5 

75,5 

32,2 

43,6 

75,8 

42,5 

57,5 

5 

3,2 

19,6 

22,8 , 

14,0 

86,0 

6 

| 2,8 

28,0 

30,8 

9,1 

90,9 

7 1 

37,4 

24,0 

61,4 1 

60,9 

39,1 

8 

7,0 

51,3 

58,3 

12,0 

88,0 

9 

4,0 

30,0 

34,0 , 

n,8 

88,2 

10 1 

20,4 

25,6 

46,0 

l' 44,3 

55,7 

11 1 

| 27,1 

24,2 

51,3 

! 52,8 

47,2 

12 1 

j 40,0 

31,0 

71,0 | 

i| 56,3 

43,7 

13 

2,9 

19,4 

22,3 

13,0 

87,0 

14 

32,8 

91,0 

123,8 

7 | 

26,5 

73,5 

15 

i 

4,6 j 

30,0 

34,6 

13,3 

86,7 

Mittel 

! 10,3 

34,6 

1 i 

i 50,9 

r 27,8 

72,2 


4. Beziehungen zwischen Schneefallen and den mit dem 
Schnee niedergeschlagenen festen and ln demselben gelösten Stoffen. 

Die in dem vorhergehenden Abschnitt dieser Arbeit niedergelegten 
Resultate über Beziehungen zwischen Regenfällen und den im Regenwasser 
suspendierten und gelösten Stoffen gaben nunmehr auch Veranlassung, den 
Schnee von den gleichen Gesichtspunkten aus zu untersuchen. Gelegenheit 
hierzu gaben die ausgiebigen Schneefälle des Winters 1907/08, und zwar 
wurden die sämtlichen größeren Schneefälle dieser Periode, deren Anzahl 
sich leider nur auf sieben bezifferte, der Untersuchung unterworfen. 

Auch hier galt es zunächst, das Hauptaugenmerk auf eine sorgfältige 
Entnahme des gefallenen Schnees zu richten. Bei den Untersuchungen in 
Dresden, und zwar war die Entnahmestelle wiederum der Garten der Tech¬ 
nischen Hochschule, geschah das auf die Weise, daß jeweils bei Beginn eines 
Schneefalles eine gut gereinigte Glasscheibe von 1 qm Flächeninhalt mög¬ 
lichst wagerecht ausgelegt wurde. Nach Beendigung des Schneefalles wurde 
in einem kühlen Raume mittels eines sauberen Hornspateis der auf der 
Scheibe liegende Schnee in ein tariertes Becherglas gebracht und gewogen. 
Hierauf wurde der Schnee in dem mit einer Glasscheibe bedeckten Becher¬ 
glase bei Zimmertemperatur zum Schmelzen gebracht und nun im Schmelz¬ 
wasser die Untersuchung zunächst auf die Bestimmung der durch Filtration 
des Wassers zurückzuhaltenden suspendierten Stoffe erstreckt. Dann wurde 
das Filtrat eingedampft und der gewogene Rückstand in seine verbrennlichen 
und unverbrennlichen Anteile zerlegt. Bei der Entnahme von Schneeproben 
an anderen Orten wurde nur von einer größeren unverletzten Schneeschicht 
mit reinen Hornlöffeln eine möglichst große Menge in saubere Flaschen ge¬ 
bracht, ohne Rücksicht auf die Quantität des pro Quadratmeter Bodenfläche 
gefallenen Schnees zu nehmen, und die Untersuchung wie oben erwähnt 
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Gehalt des Sehneewassers an suspendierte 








Pro Liter Schmelzwasser 






Gefallene 

Menge 
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13 



4 ' 

Schnee 

Nr. 

Datum 


Ort der 
Entnahme 

pro 

Quadrat- 

s 

3 

Cfl 

M 

es 


£ 

O 4 





meter 

Boden- 

* 

.2i 

1 

Cm 

t/3 

ü 

3 

TI 

U: 

*T3 Ä 





fläche 

a 

<D 

E 

cö 

:0 

Im 

V 

> 
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a 

3 

:a 

iS 

X 

3 





g 

m 

-< 

0 


St 

1 

15. 12. 07 


Dresden 

3100 

6,60 

10,80 

6,60 

4,20 

17,4« 

2 

27. 12. 07 


Dresden 

325 

110,00 

43,00 

23,00 

20,00 

153,« 

3 

29. 12. 07 


Dresden 

2152 

65,60 

35,00 

20,30 

14,70 

100^4 

4 

( 9.-10. 1.) 

\ 08 1 

Dresden 

1327 

109,80 

31,60 

17,60 

14,00 

141.« 

5 

10. 1. 08 


Dresden 

1880 

81,40 

37,20 

21,20 

16,00 

118,4« 


(10.—11. l.\ 

[ 08 ( 







; 

6 

| Dresden 

4440 

57,60 

39,60 

22,00 

17,60 

97,JI 

) 1-2- 2. \ 
i 08 / 

7 

Dresden 

960 

110,00 

51,00 

25,00 

26,00 

i 

161 0« 

© 

o 1 

00 ►-» 

8 

Wolkenstein 

— 

2,40 

30,06 

10,48 

19,58 ! 

32.4' 


o 

o 1 

00 ha 

HA 


Teufelsgrund ) 







9 


b. Wehlen r 

— 

21,40 

47,00 

14,00 

33,00 


, 


1. d. S&chs. Schweiz J 








(10.-11.4 

i 08 ( 








10 

Dorf Wehlen 

— 

44,00 

30,40 

11,60 

18,80 



( 1.-2. 2. ) 
l 08 J 







| 


ii i' 


8tadt Wehlen 


2,00 

43,00 

20,00 

23,00 

j 

45 r M 

i 

rio. — 11 . 1 : 



| ^ 






12 1 

) 08 


Dresden 

! _ 

83,00 

165,60 

90,80 

74,80 ! 

248.W 


1 entnommen 
Um 16. 1. 09 i 


! 

1 

, j 







Mittel für Dresden. 

.... 

77,30 1 

* j 

36,90 

19,40 

16,07 

114 t 2< 


Mittel für andere Orte . . . 

.... 

17,45 

37,62 

14,02 

23,60 

55.0: 


Gesamtmittel. 

• 1 

| 47,38 ; 

37,26 

16,71 

19,84 : 

84,* 


vorgenommen. Eine Schneeprobe wurde von Geheimen Rat Prof. Dr.Renk in 
Wolkenstein selbst entnommen und mir zur Untersuchung übergeben. 

Besonderer Wert wurde auch auf die Beobachtung der Witterung^- 
Verhältnisse, die jedem einzelnen Schneefall vorausgegangen waren, gelegt 
und die Zeitdauer desselben registriert. 

Die bei den Untersuchungen gewonnenen Zahlen sind in der folgenden 
Tabelle in Milligrammen berechnet auf 1 Liter Schneeschmelzwasser und, 
soweit es angängig war, auch auf 1 m Bodenfläche angegeben worden. 
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id gelösten Stoffen (in Milligrammen). 


Pro Quadratmeter Bodenfläche 

Prozent- 

verhältnis, 








| wenn suspen¬ 
dierte u. gelöste 
Stoffe =100 
gesetzt sind 
an 


1 

£ 

C 

CO 

u 

& 

-3 

C 

3J 

SO 

44 

C 

.Um 

\ c 

w 

Wl 

a 

'S c 

3 5 

CO * 

44 

43 O 

(B;g 

| Dauer 

des 

Schneef&lles 

Witterungsverhältnisse 

3 

0. 

* 

CO 

a. 

s 

S 

-3 

45 

* 

1 iS 

i :3 

1 Um 

1 43 

:3 

o 

Hu 

w 

► 

4= 

:a 

o 

a B 

v os 

-T3 

ca 45 

£ « 

suspen¬ 
dierten 
* Stoffen 

ge¬ 

lösten 

Stoffen 

! 

; 

! 

i 

20,46 

33,48 

20,46 

13,02 

53,94 

37,94 

62,06 

8 8td. —Min. 

/Nach einer 1 folgeren Regen- 
t periode 

65,75 

13,98 

7,48 

6,50 

49,73 

| 71,90 

28,10 

6 , - „ 

/Nach flinl trockenen Tagen 
V (1#.—20. 12. 07 Hegen) 

11,17 

75,32 

43,69 

31,63 

216,49 

65,21 

34,79 


(Nach einem windigen, aber 
t klaren Tage 

15,70 

41,93 

23,36 

18,58 

187,63 

1 

77,65 

1 

22,35 

10 » - " 

(Nach 16 niederschlagsfreien 
^ Tagen 

»3,02 

69,94 

39,86 

30,08 

222,96 

68,63 

31,37 

« » — , 

/ Bei windigem Wetter nach 
| einem größeren Schneefall 

»5,74 

175,82 

97,68 

78,14 

431,56 

59,26 

40,74 

14 , - „ 

^Nach zwei größeren Schnee- 
\ fällen bei Windstille 

15,60 

i 

| 

48,96 

24,00 

24,96 

154,56 ' 

1 

68,32 

31,68 

15 „ 30 . j 

/Nach einer Stägigen Trocken - 
' heitsperiode bei Wind 
[ (26.-28. 1. 08 Regen 


— 

— 

— 

| 

7,39 

92,61 

etwa 15 Std. 

! Nach größeren Schneefällen 

1 

Desgleichen 

- 

— 

— 

— 

1 

31,29 

68,71 | 

! 

n j 

- 

— 

— 

— 

— 

59,14 

40,86 | 

1 

Desgleichen 

- 

— 



— 

4,45 

95,55 

! i 

1 

; | 

(Nach längerer Trockenheita- 
\ Periode bei Wind 

- 

— 


— 

— 

33,39 

1 

66,61 

i 14 Std. — Min. 1 

i i 

1 /Zwischen 11. und 16. 1. 08 
kein Niederschlag. 

( Trockenheit, Wind 

2,49 

69,92 

36,65 

33,27 

192,41 |, 

64,13 

35,87 



— 

— ; 

__ 1 

— 

~~ 1 

25,57 

74,43 



" 1 

— 

— | 

— j 

i! 

i 44,85 

55,15 


i 


Bei der Berechnung der Mittelwerte mußte natürlich eine Trennung 
der Zahlen für die Schneefälle in Dresden einerseits und solche außerhalb 
Dresdens andererseits, wenn die Werte zur Vergleichung mit den bei der 
Untersuchung der Regenwässer erhaltenen benutzt werden sollen, für deren 
Auffangort ja nur Dresden in Betracht kam, vorgenommen und auch bei 
Besprechung der Resultate auf diese Scheidung Rücksicht genommen werden. 

Es zeigt sich zunächst bei der Betrachtung der Gesamtmenge der festen 
Stoffe ein großer Unterschied zwischen den Schneefällen in Dresden und an 
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anderen Orten. Während im ersten Falle der Durchschnitt 114,20 mg pro 
Liter Schmelzwasser beträgt und die einzelnen Werte zwischen 17,40 mg und 
162,0 mg schwanken, beträgt im anderen Falle das Mittel nur 55,07 mg bei 
einem Minimum von 32,46 mg und einem Maximum von 74,40 mg pro Liter. 
Biese Tatsache kann ja auch nicht verwunderlich erscheinen, wenn man be¬ 
denkt, wie in einer Großstadt Industrie, Verkehr und die Lebenstätigkeit 
der Bewohner dazu beitragen, die Luft mit Staub aller Art zu erfüllen. 

Ohne irgend welche Untersuchungen hierüber anzustellen, kann man 
bei jedem größeren Schneefall beobachten, daß die frische Schneedecke in 
einer großen Stadt bereits nach wenigen Stunden mit einem grauen Überzug 
von Staub bedeckt und stark mit Kußflocken durchsetzt ist, während sie auf 
dem Lande wochenlang ihr blendend weißes Aussehen bewahren kann. 

Zerlegt man die angeführten Gesamtmengen der aus dem Schneeschmelz¬ 
wasser erhaltenen festen Stoffe analog der Untersuchung des Regenwassera 
in suspendierte und gelöste Stoffe, so betragen die ersten im Mittel 77,30 mg, 
die letzten nur 36,90 mg bei Schnee in Dresden, also annähernd das Doppelte, 
im Gegensatz zu 17,45 mg und 37,62 mg bei Schnee aus anderen Orten, doch 
wiederum die doppelte Menge. Während in Dresden die suspendierten Stoffe, 
mit Ausnahme des Falles Nr. 1, die gelösten an Menge stark übertreffen, ist 
bei den Untersuchungen der Schneefälle außerhalb Dresdens das Ergebnis, 
wieder mit nur einer Ausnahme im Falle Nr. 10, gerade entgegengesetzt; es 
überwiegen hier die gelösten gegenüber den suspendierten Stoffen. 

Vergleicht man diese Zahlen mit den bei den Untersuchungen der Regen¬ 
fälle gewonnenen, so zeigt sich hier eine große Verschiedenheit. Bei den 
letzteren überwiegen in weitaus den meisten Fällen die gelösten Stoffe, bei 
den Schneefällen in Dresden die suspendierten, überhaupt ist von diesen fast 
durchaus in 1 Liter Schmelzwasser eine erheblich größere Menge gefunden 
worden als im gleichen Quantum Regenwasser. 

Im Gegensatz zu diesem, wo die gelösten festen Stoffe sich annähernd 
zu gleichen Teilen aus verbrennlichen und unverbrennlichen Anteilen zu¬ 
sammensetzen, überwiegen bei den Schneefällen in Dresden stets die unver¬ 
brennlichen und außerhalb Dresdens ausnahmslos die verbrennlichen Anteile. 
Bei den ersten beträgt der Durchschnitt an unverbrennlichen Substanzen 
19,40 mg, an verbrennlichen 16,07 mg, bei den letzten die unverbrennlichen 
14,02 mg, die verbrennlichen dagegen 23,60 mg. 

Wie bei den Regenfällen, muß es auch hier von Einfluß auf die Resul¬ 
tate sein, ob einem Schneefall eine längere Trockenheitsperiode oder atmo¬ 
sphärische Niederschläge vorausgingen. In der Tat zeigt sich das gerade 
bei den Untersuchungen in Dresden. Während im Falle 1 der Schnee nach 
einer längeren Regenperiode fiel, ergaben sich hier nur 17,40 mg feste Stoffe 
in 1 Liter Schmelzwasser, die niedrigste überhaupt gewonnene Menge, während 
beispielsweise den Fällen 2, 4 und 7 niederschlagsfreie Zeiten vorausgingen. 
Bei Nr. 7 wurde die Höchstzahl an festen Stoffen, nämlich 261,0 mg erhalten. 
Bei den Untersuchungen der Schneefälle von anderen Orten tritt dieser 
Unterschied überhaupt nicht zutage, weil eben auf dem Lande die Ursachen 
der Erfüllung der Luft mit festen Anteilen nicht so mannigfach sind als in 
der Großstadt und eine weithin sich ausdehnende Schneedecke auch das Auf- 
wirbeln von Staub überhaupt verhindert. 
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Zeigte es sich nun im vorigen Abschnitt dieser Arbeit, daß Regenfälle 
zur kalten Jahreszeit nicht imstande sind, erheblich mehr feste Bestandteile 
aus der Atmosphäre zu entfernen als im Sommer, so muß dem Schnee eine 
weit bessere luftreinigende Wirkung zugeschrieben werden als eben dem 
Regen; es ist dies auch leicht erklärlich, weil die einzelnen Schneeflocken 
während ihres Fluges sich viel länger in der Luft befinden als die Regen¬ 
tropfen und so Gelegenheit haben, mit viel größeren Mengen fester Stoffe in 
Berührung zu kommen als jene. Mit was für großen Mengen fester Sub¬ 
stanzen beladen der Schnee auf die Erdoberfläche gelangen kann, zeigen 
auch Untersuchungen der großen Schneefälle im Dezember 1907 in London, 
deren Ergebnisse im ersten Heft des „Lancet“ 1908 veröffentlicht worden 
sind. Neben anderen hat sich in neuester Zeit namentlich Ascher um die 
Bearbeitung dieses Themas verdient gemacht und seine Erfahrungen hier¬ 
über im ersten Bericht der Kommission zur Bekämpfung des Rauches in 
Königsberg 1907 niedergelegt. 

Dank seiner niedrigen Temperatur ist jedenfalls der Schnee auch viel 
besser imstande, Dämpfe zu absorbieren und absorbiert zu halten als der 
viel wärmere Regen. 

Interessant ist auch das Anwachsen von suspendierten und gelösten 
Stoffen im Schnee, welcher längere Zeit hindurch im Freien gelagert hatte. 
Ein Beispiel hierfür gibt Fall Nr. 12 der Tabelle. Es wurde nämlich eine 
zweite Probenahme des Schnees vom 10. bis 11. Januar 1908 erst am 
16. Januar 1908 im Garten der Technischen Hochschule zu Dresden vor¬ 
genommen. In der Zwischenzeit war keinerlei erneuter Niederschlag zu ver¬ 
zeichnen gewesen; vorherrschend war Trockenheit und heftige Windbewegung. 
Die Resultate dieses Falles Nr. 12 wurden natürlich auch nicht mit in die 
Berechnung der eben angeführten Mittelwerte einbegriffen. Während hier 
das Anwachsen der suspendierten Stoffe nur etwa um die Hälfte des Be¬ 
trages erfolgte, nämlich von 57,6 mg auf 83,0 mg in 1 Liter, stieg die Menge 
der gelösten Stoffe etwa um das Vierfache, von 39,6 mg auf 165,0 mg. Bei 
dem gelagerten Schnee überwiegen also die gelösten Stoffe gegenüber den 
suspendierten, im Gegensatz zu dem frisch gefallenen Schnee, wo gerade ein 
umgekehrtes Verhältnis zu verzeichnen war. Hingegen bleibt auch in diesem 
FalleNr. 12 der verbrennliche Anteil der gelösten Stoffe seiner Menge nach hinter 
dem unverbrennlichen zurück, nämlich 90,80 mg des ersten und 74,8 mg des 
letzteren, beide haben aber auch gleichmäßig etwa um den vierfachen Betrag 
zugenommen, sie betrugen zuerst 22,0 mg und 17,6 mg in 1 Liter Schmelzwasser. 

Immerhin müßte man, um genauere Angaben über derartige Verhält¬ 
nisse machen zu können, eine weit größere Anzahl von Schneefällen in diesem 
Sinne der Untersuchung unterwerfen. Die wenigen hier gefundenen Resul¬ 
tate zeigen aber schon zur Genüge recht deutlich die Unterschiede, welche 
hinsichtlich der Mengen von festen und gelösten Stoffen im Regen und im 
Schneeschmelzwasser bestehen. 

Mit Hilfe der Goppelsröderschen Kapillaranalyse konnten auch in 
jeder Probe der klar filtrierten Schmelzwässer von Schnee teerartige Produkte 
nachgewiesen werden, was im Regenwasser nur in seltenen Fällen gelang. 

Nach dem ausgiebigen Schneefall vom 10. bis 11. Januar 1908 wurden 
ferner etwa 40 kg Schnee gesammelt und bei Zimmertemperatur abschmelzen 
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gelassen. Die gesamte Menge des Sohmelzwassers wurde filtriert und der 
Rückstand nach Untersuchung mit dem Mikroskop chemisch analysiert. Das 
mikroskopische Bild zeigte neben Sandpartikelchen reichliche Mengen Ruß¬ 
teilchen und ganz vereinzelte Textilfasern. 

0,5546 g des getrockneten Rückstandes gaben 0,3938 g = 71 01 Proz. un- 
verbrennlicher und 0,1608 = 28,99 Proz. verbrennlicher Substanz. Die Analyse 
der unverbrennlichen Substanz ergab eine Zusammensetzung derselben von: 


64,93 Proz. . Si0 2 , I 0,59 Proz. . MgO, I 0,06 Proz.CI, 

23,12 „ . Fe g O a -f Al t O„ I 0,15 „ . K s O + Na Ä 0, ! Spur.Cu. 

3,79 * . CaO, | 6,61 „ . 80 s , | Spur.N f Oj 


Bemerkenswert hierbei ist der Gehalt der gelösten Stoffe des Schmelz¬ 
wassers an Kupfer. Ein derartiger Kupfergehalt konnte von mir bei der 
chemischen Analyse noch anderer Staubarten aus Dresden, wie Aktenstaub 
aus dem Kgl. Ministerium des Inneren, Teppichklopfstaub aus der mecha¬ 
nischen Teppichreinigungsanstalt von Klette, Möbelstaub gewonnen mit dem 
Staubsaugapparat „Atom“, Kehrstaub von einem Sims in der Hausflur des 
Hygienischen Instituts der Kgl. Techn. Hochschule zu Dresden und Straßen¬ 
staub von der Reichsstraße regelmäßig nachgewiesen werden. Vermutlich 
stammen diese kleinen Kupfermengen aus den in unseren Heizmaterialien 
stets enthaltenen eingelagerten geringen Pyritmengen, welche kupferhaltig 
sind und mit den Verbrennungsgasen der Luft zugeführt werden. Einen 
gewissen Anteil an diesem Kupfergehalt können aber auch die Kupferdrähte 
der Stromzuführungsleitungen unserer Straßenbahnen haben, von denen 
durch mechanische Abscheuerung und durch Verbrennung wohl immer kleine 
Teilchen in Form von Kupferoxyd staubförmig der Luft beigemengt werden. Es 
ist mir bis jetzt noch nicht möglich gewesen, zu erfahren, ob vielleicht in an¬ 
deren großen Städten ebenfalls derartige Beobachtungen gemacht worden sind. 

5. Die sich freiwillig aus der Luft ausscheidenden Staubmengen. 

Nach dem Vorgänge Heims (1. c.), der für seine Staubbestimmungen 
in der Luft flache Schalen, die mit wenig Wasser und etwas Karbolsäure 
beschickt waren, eine bestimmte Zeitlang exponierte und den abgesetzten 
Staub nach Abfiltrieren vom Wasser mikroskopisch auf seinen Rußgehalt 
untersuchte, bediente ich mich gewöhnlicher Petrischalen mit einer Auffang¬ 
fläche von 153 qcm, deren Boden mit Glyzerin dünn bestrichen wurde, um 
das Herauswehen niedergefallener Stäubchen durch später eventuell auf¬ 
tretende Windstöße zu verhindern. Solche Schalen wurden je ein Paar 
während der Wintermonate Januar und Februar 1906 täglich um die Mittags¬ 
stunde aufgestellt, und zwar die eine im Freien auf dem Dache des Labora¬ 
toriums, die andere im Laboratorium selbst. Nach 24 Stunden wurden sie 
hereingeholt und mit warmem Wasser ausgewaschen, das dann bis zur voll¬ 
kommenen Klärung durch gewogene Filter filtriert wurde; die zweite Wägung 
erfolgte, nachdem das Filter, wie auch vor dem Gebrauch geschehen war, 
bei 105° bis zur Gewichtskonstanz getrocknet war. 

In der folgenden Tabelle sind die Ergebnisse der Beobachtungen zu¬ 
sammengestellt neben Angaben über Barometerstand und Windgeschwindig¬ 
keit während der Dauer der Versuche. 
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Gefundene Staub- 

Berechnet auf 1 qm 


Mittlerer 

Datum 

| Wochentage 

mengen in mg 

Bodenfläche in mg | 

Windweg 

Barometer¬ 

stand 

_ 

1 

außen 

innen 

außen 

innen 

km/24 ha 

mm 

1. 1. 06 

j Montag 

6,3 

4,8 

411,7 

313,7 

220 

756,5 

2. 1. 06 

Dienstag 

6,3 

3,7 

411,7 

241,8 

165 

760,5 

3. 1. 06 

1 Mittwoch 

1,2 

unwägbar 

78,4 

unwägbar 

70 

766,7 

4. 1. 06 

Donnerstag 

2,6 

1,3 

169,9 

85,0 

250 

764,2 

5. 1. 06 

Freitag 

10,7 

8,5 

699,3 

555,6 

200 

751,7 • 

6. 1. 06 

1 Sonnabend 

16,2 

8,3 

1058,8 

542,5 

230 

746,0 

7. 1. 06 

i Sonntag 

4,3 

0,6 

281,0 

39,2 

195 

747,7 

8. 1. 06 

Montag 

7,6 

3,7 

496,7 

241,8 

185 

749,8 

9. 1. 06 

1 Dienstag 

6.0 

2,5 

392,2 

163,4 

220 

752,8 

10. 1. 06 

| Mittwoch 

2,5 

1,5 

163,4 

98,0 

280 

760,5 

11. 1. 06 

Donnerstag 

2,5 

1,5 

163,4 

98,0 

215 

766,3 

12. 1. 06 

Freitag 

6,5 

1,2 

424,8 

78,4 

195 

760,8 

13. 1. 06 

1 Sonnabend 

12,5 

1,8 

817,0 

117,6 

265 

761,2 

14. 1. 06 

Sonntag 

2,0 

0,8 

130,7 

52,3 

180 

770,0 

15. 1. 06 

Montag 

2,5 

0,5 

163,4 

32,7 

| 235 

767,5 

16. 1. 06 

1 Dienstag 

4,6 

0,9 

300,7 

58,8 

1 230 

764,4 

17. 1. 06 

| Mittwoch 

8,7 

3,6 

568,6 

235,3 

| 165 

763,5 

18. 1. 06 

Donnerstag 

-*) 

3,2 

-*) 

209,2 

j 465 

752,2 

19. 1. 06 

Freitag 

9,1 

3,0 

594,8 

196,1 

260 

764,8 

20. 1. 06 

Sonnabend 

4,0 

3,1 

261,4 

202,6 

150 

j 

767,3 

21. 1. 06 | 

| Sonntag 

4,0 

1,0 

261,4 

65,4 

160 

707,5 

22. 1. 06 ! 

Montag 

4,0 

1,4 

261,4 

91,5 

165 

774,7 

23. 1. 06 j 

! Dienstag 

3,2 

3,0 

209,2 

196,1 

70 

777,0 

24. 1. 06 

i 

j Mittwoch 

6,5 

3,4 

424,8 

222,2 | 

! 120 

769,0 

25. 1. 06 | 

Donnerstag 

3,o 

2,8 

228,8 

i 183,0 | 

140 

759,5 

26. 1. 06 | 

I Freitag 

5,5 

2,0 

1 359,5 

| 130,7 

280 

763,8 

27. 1. 06 

| Sonnabend 

1 3,2 

2,6 1 

i 209,2 

| 170,0 | 

295 

767,7 

28. 1. 06 ■ 

Sonntag j 

j 1,8 

1,3 

1 104,6 

85,0 

| 230 

767,7 

29. 1. 06 jj Montag 

4,1 

2,8 

268,0 

183,0 

350 

764,0 

30. 1. 06 

Dienstag 

| 3,9 

2,3 

254,9 

| 150,3 , 

' 290 

762,8 

31. 1. 06 

Mittwoch 

1 4,3 

3,6 

l 281,0 

235,3 

i 195 

770,3 

1. 2. 06 j 

Donnerstag 

| 9.3 

3,3 

6!7,8 

j 215,7 

320 

1 

761,8 

2. 2. 06 

Freitag 

3,8 

4,4 

1 379,1 

; 287,6 i 

295 

749,3 

3. 2. 06 ] 

Sonnabend 

1 9,0 

8,7 | 

! 588,2 

568,6 

1 120 

749,0 

4. 2. 06 

Sonntag 

6,9 

2,5 

: 451,0 j 

163,4 

95 

760,2 

5. 2. 06 | 

Montag 

6,0 

5,0 

392,2 1 

1 326,8 

50 

765,3 

6. 2. 06 

Dienstag 

10,6 

3,0 

692,8 

196,1 

180 

764,7 

7. 2. 06 ! 

Mittwoch 

5,8 

2,0 

1 379,1 

1 130,7 

| 140 

763,8 

8. 2. 06 

Donnerstag 

12,8 

6,7 

836,6 

437,9 1 

270 

749,2 

9. 2. 06 | 

Freitag 

6,9 j 

1,8 

451,0 

117,6 

180 

753,2 

10. 2. 06 

Sonnabend 

16,5 | 

4,9 

1 1078,4 , 

320,1 

1 350 

750,8 

11. 2. 06 | 

Sonntag 

11,9 

4,8 

777,8 

1 313,7 

i 230 

749,2 

12. 2. 06 

Montag 

7,5 

3,6 

490,2 

235,3 
202,6 ' 

95 

1 70 | 

752,5 

13. 2. 06 

Dienstag 

6,6 

3,1 

431,4 

754,2 

14. 2. 06 

Mittwoch 

2,2 

1,0 

i 143,8 | 

65,4 | 

| 50 

759,7 


*) Schale durch Sturm zertrümmert. 

Vierteljahr*achrift fftr Gesundheitspflege, 1912. 
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Datum 

] 

Wochentage 

Gefundene Staub¬ 
mengen in mg | 

Berechnet auf 1 qm 
Bodenfläche in mg 

Windweg 

km/24 hs 

Mittlerer 

Barometer¬ 

stand 

mm 

außen 

innen 

außen 

innen 

15. 2. 06 

Donnerstag 

3,4 

2,1 

222,2 

137,8 

20 

762,0 

16. 2. 06 

Freitag 

2,7 

0,7 

176,5 

45,8 

190 

761,8 

17. 2. 06 

Sonnabend 

2,2 

1,7 

143,8 

111,1 

225 

761,2 

18. 2. 06 

Sonntag 

2,9 

1,9 

189,5 

124,2 

15 

762,5 

19. 2. 06 

Montag 

2,5 

1,0 

163,4 

65,4 

95 

762,8 

20 . 2. 06 

Dienstag 

5,2 

5,0 

339,9 

326,8 

80 

764,8 

21 . 2. 06 

Mittwoch 

5,5 

2,5 

359,5 

163,4 

140 

764,5 

22 . 2. 06 

Donnerstag 

5,6 

3,2 

366,0 

209,2 

80 

758,3 

23. 2. 06 

Freitag 

8,5 

4,6 

555,6 

300,7 

160 

753,2 

24. 2. 06 

Sonnabend 

5,4 

3,8 

372,7 

248,4 

170 

758,2 

25. 2. 06 

Sonntag 

10,3 

7,3 

673,2 

477,0 

190 

754,0 

26. 2. 06 

Montag 

10,1 

4,0 

660,1 

261,4 

220 

749,0 

27. 2. 06 

Dienstag 

8,0 

8,2 

522,9 

209,2 

140 

749,8 

28. 2. 06 

Mittwoch 

1,8 

1,3 

117,6 

85,0 

310 

751,8 

Mittel. 

6,1 

3,0 

| 397,0 

188,0 

— 

— • 


Wie nicht anders zu erwarten war, trat als das ausgesprochenste Er¬ 
gebnis der Unterschied zwischen der Staubausscheidung im Freien und jener 
im Zimmer hervor. 

Im Durchschnitt aus den 59 Beobachtungstagen waren täglich auf 1 qm 
Bodenfläche niedergefallen: 

Im Freien. 397,0 mg Staub 

Im Zimmer.188,0 , , 

im Freien also mehr als das Doppelte der Staubmengen, die im Zimmer 
beobachtet worden sind, und wie die Zusammenstellung der Versuche und 
die noch folgenden Kurventafeln erkennen lassen, ist auch nicht einmal im 
Zimmer eine größere Menge Staub aufgefangen worden als im Freien. 

Was den Verkehr im Laboratorium anlangt, so war derselbe an den 
Wochentagen von 9 bis 1 und 3 bis 7 Uhr fast stets im Gange, an den 
Sonntagen dagegen wurde das Laboratorium nur zum Umwechseln der 
Schalen betreten. Während der eben erwähnten Arbeitszeiten waren meist 
vier bis sechs Personen anwesend. Der Einfluß dieser Verschiedenheit im 
Verkehr ist zweifellos auch in den Ergebnissen der Beobachtungen hervor¬ 
getreten; zwar weicht das Mittel aus den Zahlen für die acht Sonntage mit 
165,0 mg nicht sehr erheblich von dem Durchschnitte für die 51 Wochen¬ 
tage, das ist 202,0 mg, ab. Aber von acht Sonntagen blieben die ersten vier 
mit Staubmengen unter 100,0 mg wesentlich hinter den Wochentagen zurück, 
und wenn man den letzten Sonntag, den 25. Februar 1906, der eine ganz 
ungewöhnlich große Staubmenge gebracht hatte, aussohaltet, dann sinkt der 
Durchschnitt der übrigen sieben Sonntage auf 120,5 mg zurück, was weniger 
als zwei Drittel der im Freien gemessenen Mengen ausmacht. 

Daß die im geschlossenen Raume sich freiwillig ausscheidenden Staub¬ 
mengen erheblich gegen die im Freien zu Boden fallenden Zurückbleiben 
würden, war, wie schon angedeutet, erwartet worden, unerachtet der Ergeb- 
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nisse Renk8 (vgl. Renk, Arbeiten aus den Hygienischen Instituten zu 
Dresden 1907, Heft 1), der für den Rußgehalt der Luft keine Unterschiede 
zwischen Luft im Freien und im geschlossenen Raume hatte finden können. 

Die praktische Erfahrung aus dem alltäglichen Leben hat aber längst 
gelehrt, daß im Freien aufgestellte Gegenstände stärker verstauben, als im 
Innern unserer Wohnräume befindliche. Auch muß auf diese Verhältnisse 
von größtem Einfluß sein, daß in der Regel im geschlossenen Raume, beson¬ 
ders zur Winterszeit, die Luftbewegungen viel geringer sein werden als im 
Freien. Bereits abgelagerte Stäubchen werden daher im Freien weit eher 
Gelegenheit haben, wieder in die Luft überzugehen und so in die Auffang¬ 
gefäße zu geraten, als im Zimmer, und es war daher von vornherein mit 
Sicherheit außerhalb auf größere Ausbeute gerechnet worden als innen. 

Hierauf ist es auch zurückzuführen, daß die Schwankungen in den sich 
freiwillig aus der Luft ausscheidenden Staubmengen im Freien viel größer 
sind als im Zimmer. Es differieren Minimum und Maximum: 

Im Freien von 78,4 bis 1078,4 mg 
Im Zimmer * 0 „ 568,6 „ 

Unerachtet dieser recht erheblichen Differenzen zwischen innen und außen 
läßt sich aber auch ein gewisser Parallelismus zwischen den Staubmengen 
im Freien und jenen im Zimmer nicht verkennen. 

Ich habe nachstehend die Durchschnitte im Staubgehalt der Luft für 
jede Woche einzeln berechnet, den Sonntag stets zu den vorangegangenen 
sechs Wochentagen schlagend, und hierbei folgende Werte gefunden, die auch 
auf der folgenden Kurventafel zur Aufzeichnung gelangten (s. Kurventafal III). 


Datum 

Mittelwerte aus den 
gefundenen Zahlen in mg 

Mittelwerte aus den anf 1 qm Boden- 
fläche berechneten Zahlen in mg 

außen 

innen 

außen 

innen 

1.— 7. 1. 06 . . . 

6,8 

3,9 

443,0 

254,0 

8 .—14. 1. 06 . . . 

5,7 

1,9 

369,7 

121,3 

15.—21. 1. 06 . . . 

5,5 

2,2 

358,4 

142,9 

22.-28. 1. 06 . . . 

3,9 

2,4 

256,9 

154,1 

29. 1. 06—4. 2. 06 . 1 

6,2 

3,9 

405,7 

257,7 

5.—11. 2. 06 . . . 1 

10,1 

4,0 

658,3 

263,3 

12.—18. 2. 06 . . . 

3,9 

2,0 

| 256,8 

131,7 

19.—25. 2. 06 . . . 

6,1 

3,9 

404,3 

255,8 

26.-28. 2. 06 . . . 1 

| 2,8 

1,2 

j 433,5 

185,2 


Ein Blick auf die umstehenden Kurventafeln I und II gibt Aufschluß, 
daß, wenn auch nicht vollkommener Parallelismus der täglichen Beobach¬ 
tungen für Außen- und Innenluft zu erkennen ist, doch die Erhebung der 
einen Kurve meist von Erhebung der anderen begleitet ist und umgekehrt. 

Noch deutlicher aber wird dieses Verhältnis, wenn man die in der letzten 
Tabelle angeführten Durchschnittswerte für die einzelnen Wochen als Ordi- 
naten aufträgt und so Kurven konstruiert, wie das in Kurventafel III ge¬ 
schehen ist. 

Man wird nicht verkennen können, daß beide Kurven ziemlich parallel 
zueinander verlaufen, was auch ohne weiteres verständlich wird, wenn man 

15* 
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bedenkt, daß die Luft unserer Wohnräume, wie dies die Untersuchungen 
Renks (1. c.) so schlagend bewiesen haben, den gleichen Rußgehalt aufweist 
wie die Luft im Freien. Man wird daher ganz allgemein sagen können, in 
der Luft unserer Wohnungen spiegelt sich der Ruß- und Staubgehalt der 

Außenluft deutlich wieder. 
Der leichter im Schweben blei¬ 
bende Ruß erfährt aber bei 
dem Eintritt in die geschlosse¬ 
nen Räume durch die Spalten 
und Ritzen in Fenstern und 
Türen keine nennenswerte 
Verminderung, daher voll¬ 
kommen gleiche Färbung der 
Filter innen und außen; da¬ 
gegen verliert die Luft von 
in ihr schwebenden schweren 
Stäubchen einen beliebigen 
Anteil, wenn sie in die Zimmer 
tritt, indem jene in der ruhigen 
Luft zu Boden sinken oder 
in den Ritzen und Spalten, 
welche die Luft durchströmt, 
hängen bleiben. Man nimmt 
dies am deutlichsten in dem 
Zwischenräume zwischen 
Kastenfenstern wahr, wo meist 
schon nach wenigen Tagen 
reichliche Staubmengen ab¬ 
gelagert werden, selbst wenn 
keines der beiden Fenster ge¬ 
öffnet wurde. 

Was nun die Schwankungen 
in den freiwillig zu Boden sin¬ 
kenden Staubmengen in ihrer 
Abhängigkeit von den Witte¬ 
rungselementen anlangt, so 
wurden selbstredend während 
der Dauer der ganzen Be¬ 
obachtungsreihe methodische 
Aufzeichnungen über den Ver¬ 
lauf der Witterung gemacht 
Leider haben dieselben nur eine recht geringe Ausbeute ermöglicht, schon 
um deswillen, weil die ganze Periode, wie es in Dresden recht häufig der 
Fall ist, ziemlich gleichartige Witterung zeigte. Nennenswerte Nieder¬ 
schläge waren nicht gefallen, es war daher auch keine Trennung zwischen 
feuchten und trockenen Perioden zu machen, wie überdies eine nur geringe 
Schwankungen zeigende Kolumne der Feuchtigkeitsverhältnisse ergab, welche 
aus diesem Grunde hier auch nicht mit aufgeführt wurde; es war also nicht 
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möglich, einen Hauptfaktor für die Produktion von Staub näher zu prüfen, 
nämlich die Trockenheit der Luft. 

Ebensowenig ging es auch an, den Einfluß des Windes festzustellen; es 
ist Ja bekannt, daß die Windbewegung im Laufe eines Tages die größten 
Veränderungen erfährt, und daß daher weder die Summe der an einem Tage 
yerzeichneten Windstärken, noch auch das daraus berechnete Mittel von er¬ 
heblichem Werte für den Vergleich mit einer Tagessumme, wie es die von 
mir beobachteten Staubmengen dooh sind, sein können. Ein nur eine 
Stunde lang wehender starker Wind wird, wenn er später von Windstille 
gefolgt ist, im Tagesmittel und in der Tagessumme yiel weniger zum Aus¬ 
druck kommen, wie ein mit geringerer Geschwindigkeit, dafür aber den 
ganzen Tag über wehender Wind; und doch kann es sein, daß im ersten 
Falle eine yiel größere Menge Staub aufgewirbelt wird als im letzteren, daß 
also auch mehr davon in die Auffangschalen gerät. Unter solchen Verhält¬ 
nissen verzichte ich auf eine ausführliche Mitteilung aller meteorologischen 
Daten, um so mehr, da ich beim Studium derselben die Überzeugung ge¬ 
wonnen habe, daß es einer bedeutenden Erweiterung der Beobachtungen 
sowohl nach der Zeit, zum mindesten über ein ganzes Jahr, als auch nach 
der Zahl der meteorologischen Verhältnisse bedarf, um in ein eingehendes 
Studium des Zusammenhanges beider eintreten zu können. 

Immerhin scheint es bei der Betrachtung der Angaben in der Tabelle 
über Barometerstand und Windstärke, als ob gewisse Gesetzmäßigkeiten 
zwischen beiden und den freiwillig aus der Luft abgeschiedenen Staubmengen 
yorliegen. Wenigstens sind hohe Barometerstände mit geringen Ausbeuten 
au Staub verknüpft und umgekehrt, und an Tagen, die einen hohen Mittel¬ 
wert der Windgeschwindigkeit aufweisen, waren auch reichlichere Mengen 
Staub zu Boden gefallen, als an solchen, die nur eine geringe mittlere Wind¬ 
stärke besaßen. 

6. Beobachtungen über das Beschlagen yon Glasflächen 
mit Ruß und Staub* 

Es ist eine alltäglich zu machende Beobachtung, daß Fensterscheiben 
auf ihren beiden Flächen: in sehr verschiedenem Maße verschmutzen. Bei 
dem einfachen Fenster wird man, wenn nicht im Innern ungewöhnliche Vor¬ 
gänge, die zur Staubbildung Veranlassung geben, vorherrschen, meist die 
äußere Fläche stärker verunreinigt finden als die innere. Für diese zu 
wiederholten Malen, wenn auch nur schätzungsweise, so doch sicher fest¬ 
gestellte Tatsachen dürften zwei verschiedene Einflüsse von Bedeutung sein, 
einmal die größere Luftgeschwindigkeit im Freien, die in der gleichen Zeit 
sicher viel mehr Staub mit der äußeren Fensterfläche in Berührung bringt 
ak die Luft im Zimmer, und zweitens kann die Benetzung der äußeren 
Fensterfläche mit Regen wesentlich dazu beitragen, den Staub zum Anhaften 
an ihr zu bringen. 

Nun findet allerdings auch an der Innenfläche der Fenster, wenigstens 
zur kalten Jahreszeit, eine Benetzung statt, indem sich der Wasserdampf 
der warmen Zimmerluft an der kalten Fensterscheibe kondensiert. Es wird 
also der Fall möglich sein, daß auch einmal bei sehr kalter Witterung durch 
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das Beschlagen mit ausgeschiedenem Wasserdampf auf der Innenfläche des 
Fensters eine stärkere Verschmutzung zustande kommen kann als an der 
äußeren, und zu dem gleichen Resultate wird es führen, wenn einmal ein 
sehr ergiebiger und andauernder Regen an die Außenseite eines Fensters 
geworfen wird, und zwar in solchen Mengen, daß dadurch eine Waschung 
der Fensterfläche bewirkt wird. Es werden dann nur die im Regenwasser 
mitgeführten Staubmengen bei dem Verdunsten der letzten nicht mehr 
ablaufenden Wassermengen auf der äußeren Fensterfläche Zurückbleiben, 
und diese dürften doch in der Mehrzahl der Fälle recht weit zurückstehen 
gegen jene Staubmengen, die sich auf der Innenseite des Fensters vielleicht 
schon seit Tagen oder Wochen abgesetzt haben. 

Um mich über diese beiden Einflüsse näher zu orientieren, habe ich 
einige Untersuchungen über die Staubablagerung auf den Glasflächen eines 
Kastenfensters im Laboratorium des Hygienischen Instituts angestellt. Die 
Fenster wurden vorher möglichst rein gewaschen, die Glasflächen noch mit 
Alkohol und Äther abgespült und nach dem Verdunsten des Äthers mit 
Rehleder poliert. 

Nach vier Wochen, während welcher Zeit die beiden Fenster niemals 
geöffnet wurden, erfolgte die Reinigung zweier gegenüberliegender Scheiben, 
und zwar jede Seite für sich. 

Der an den vier Fensterflächen haftende Staub wurde mit Bauschen aus 
Baumwollenstofffiltern, sogenannten Gazefiltern, die mit destilliertem Wasser 
befeuchtet waren, gewaschen, solange noch an der Verfärbung derselben zu 
erkennen war, daß Ruß an der Glasfläche anhaftete; dann folgte noch eine 
Abreibung mit trockenen Bauschen bis zur völligen Trockenheit der gerei¬ 
nigten Flächen. Zum Abwaschen wurden meist 10 bis 12 derartiger Bauschen 
verwendet, zum Trockenreiben 8 bis 10. Sämtliche verwendete Bauschen, die 
vorher schon bei 105° getrocknet und darauf gewogen worden waren, wurden 
nach dem Versuch bei der gleichen Temperatur getrocknet; eine wiederholte 
Wägung ergab alsdann die Menge des von den Scheiben entfernten Staubes. 

Intensive Schwarzfärbung der ersten zum Waschen benutzten Bauschen 
ließ erkennen, daß der Ruß jedenfalls einen großen Anteil an dem Nieder¬ 
schlag auf den Glasflächen hatte. Die Messungen [des letzteren betrugen: 


Äußere Fensterscheibe: 

Äußere Fläche.22,5 mg 

Innere Fläche. 0,6 „ 

Innere Fensterscheibe: 

Äußere Fläche. 0,4 mg 

Innere Fläche.. . . 24,6 . 


Es unterscheiden sich somit die beiden im Innern des Kastenfensters 
gelegenen Flächen sehr erheblich durch weit geringeren Staubanflug von 
den beiden anderen Flächen, was nur damit Zusammenhängen kann, daß die 
Luftbewegung das Ausschlaggebende für die Staubablagerung an den Fenstern 
ist. Im Innern eines Doppelfensters hat man bekanntlich eine nahezu ruhende 
Luftschicht, wenngleich mitunter große Luftmengen durch die Doppelfenster 
hindurchgehen, wie die Staubablagerungen am Boden des Zwischenräume« 
deutlich erkennen lassen. Offenbar geht die von außen zufließende oder 
von innen nach außen strömende Luft auf dem kürzesten Wege von Fenster- 
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rahmen zu Fensterrahmen! während zwischen den Glasflächen verhältnis¬ 
mäßig ruhige Luftmengen bestehen bleiben. 

Was den anderen Einfluß der Benetzung anlangt, so ist dieser bei jener 
Beobachtung gar nicht hervorgetreten. War einerseits das Fenster so ge¬ 
legen, daß es vom Regen fast überhaupt nicht getroffen werden konnte, so 
war andererseits der Monat März, in welchen jene Beobachtungen fielen, 
wenig geeignet, um Kondensation von Wasserdampf auf den dem Labora¬ 
torium zugewendeten Flächen der beiden Glasscheiben herbeizuführen. 

Würde eine Kondensation von Wasserdampf am kalten Fenster einen 
wesentlichen Einfluß auf die Verstäubung der Glasflächen gewinnen, so 
würde eine solche sich dadurch bemerkbar gemacht haben, daß auch die 
nach innen gerichtete Fläche der äußeren Fensterscheibe eine höhere Aus¬ 
beute an Staub ergeben hätte, jedenfalls erheblich mehr als die nach außen 
stehende Fläche der inneren Scheibe, an welcher eine Kondensation von 
Wasserdampf wohl niemals Vorkommen kann. 

Daß es die Luftströmungen sind, welche eine Fensterscheibe verstäuben, 
geht auch aus folgender Beobachtung hervor. Als ich eine gut gereinigte 
Glasfläche von 0,25 qm Fläche im Laboratorium nach wie oben erzielter 
gründlicher Reinigung freistehend senkrecht auf gestellt und vier Wochen 
lang stehen gelassen hatte, gelang es mir, auf die oben beschriebene Weise 
von beiden Seiten genau die gleiche Menge Staub abzuwaschen, nämlich 
jeweils 3,7 mg. Auf die gleiche Fläche, wie sie die Fensterscheiben des 
Laboratoriums besitzen, nämlich 7800qcm berechnet, würde die Menge 
11,5mg betragen haben, also nur die Hälfte dessen, was sich in gleicher 
Zeit an der inneren Fläche der inneren Fensterscheibe angesetzt hatte, aber 
bedeutend mehr, als auf der äußeren Fläche dieser letzteren abgesetzt 
worden war. 

Es dürfte wohl kaum auf Widerspruch stoßen, wenn man diese Unter¬ 
schiede dahin auffaßt, daß eben an der Innenfläche des Fensters die Luft 
mit größerer Geschwindigkeit vorübergestrichen ist als an der freistehenden 
Glasfläche und daß sich daher dort mehr Staub ansetzen konnte als hier, 
während andererseits die geringe Temperatur der Glasfläche ja geradezu 
eine Veranlassung zum Entstehen von Luftbewegungen ist. 

Daß aber auch an einer frei in der Mitte des Zimmers stehenden Glas¬ 
scheibe mehr Staub angesetzt wurde als an der äußeren Fläche des inneren 
Fensters, deutet eben neuerdings auf den schon mehrfach hervorgehobenen 
Ruhezustand der Luft zwischen den Fenstern hin. 

Ich möchte nun in keiner Weise in Abrede stellen, daß durch das Kon¬ 
densieren von Wasser an den Fenstern die Verhältnisse wesentlich ver¬ 
schoben werden können, welche ich für die Laboratoriumsfenster festgestellt 
habe und die ich immer wieder finde, wenn ich nach längerer Zeit den Be¬ 
schlag unserer Fensterflächen, wenn auch nur mit dem Finger, prüfe. Leider 
gestatteten es mir die Verhältnisse nicht, jenen Faktor näher zu untersuchen, 
da bei der guten Lüftung des Laboratoriums es nur selten zu einer Kon¬ 
densation von Wasser an den Fenstern kommt. In der Tat sollten ja auch 
die Untersuchungen nur orientierende sein. 

Ein Gleiches gilt von Beobachtungen über Staubanlagerungen an Glas¬ 
scheiben, die unter verschiedenen Winkeln zur Horizontalebene geneigt auf- 
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gestellt waren. Es möge daher genügen, folgende Ergebnisse mit wenigen 
Worten anzuführen. Zur Aufstellung waren drei gleich große Glasscheiben 
von 0,25 qm Fläche gelangt. Die eine davon war senkrecht aufgestellt 
worden, die zweite unter einem Winkel von 45°, die dritte wagerecht. Alle 
drei waren vorher auf die schon geschilderte Art gereinigt worden. Nach 
vier Wochen wurden sie, wie beschrieben, abgewaschen und der anhaftende 
Staub bestimmt. So wurden gewonnen Milligramme Staub: 


Von der vertikalen 
Scheibe 

Von der unter 45° 
geneigten Scheibe 

1 Von der horizontalen 

| Scheibe 

Linke Seite | 

Rechte Seite | 

Obere Seite 

Untere Seite 

1 

Obere Seite | 

Untere Seite 

3,7 

3,7 

j 17,9 

1,8 

1 19.2 

0,9 


Naturgemäß fand sich der meiste Staub auf der Oberseite der horizon¬ 
talen, dann etwas weniger auf der Oberseite der unter 45° geneigten, 
gleich viel auf beiden Seiten der vertikalen und die geringste Menge auf der 
Unterseite der geneigten und schließlich auf der Unterseite der horizontalen 
Glasscheibe. 
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Bericht von Dr. Gh Tugendreioh, Berlin, 

Leiter der städt. Säuglingsfürsorgestelle 5. 


Gemeinsame Sitzung. Prof. Heubner (Berlin): Physiologie und 
Pathologie des Säuglingsalters im Universitätsunterricht. 

In allen Nationen Europas, mit Ausnahme von Rußland und einiger 
kleinerer Länder, nimmt die Ziffer der jährlichen Geburten stetig ab. Das 
bedeutet einen Rückgang der Volkskraft, der durch um so größere Schonung 
des vorhandenen Bestandes an Menschenmaterial wett gemacht werden muß. 
Der Schwerpunkt dieser Schonung liegt in der Bekämpfung der großen 
Kindersterblichkeit im Säuglingsalter, die die Gesamtmortalität beherrscht. 
Vor allem hat der Ärztestand als Helfer und Erzieher die Hauptrolle im 
Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit zu spielen. Das kann ihm aber 
nur gelingen, wenn er im Kennen und Können so gründlich vorgebildet ist, 
daß jeder Einzelne in diesem Kampfe Vertrauen heischend und Vertrauen 
erweckend als Eroberer aufzutreten befähigt ist. Zu dieser Befähigung aber 
kann der Arzt nirgends anders den Grund legen, als im Universitäts¬ 
unterricht. 

Man bezweifelt noch jetzt vielfach die Notwendigkeit einer Unterweisung 
durch besonders hierzu beauftragte Lehrkräfte und hört, daß die Weisheit 
der jungen pädiatrischen Generation derjenigen der früheren Ärzte nicht so 
sonderlich überlegen sei. 

Demgegenüber muß betont werden, daß unsere neu errungenen Kennt¬ 
nisse vom Stoffwechsel, vom Einfluß der Konstitution z. B. im Laufe der 
letzten Jahrzehnte nicht ohne Einfluß auf eine Vervollkommnung des Könnens 
geblieben sind. Die moderne Pädiatrie hat so mancherlei Irrtümer und 
Fehler zu vermeiden gelernt, die auch der erfahrene Arzt begehen mußte, 
weil er mit dieser Größe nicht zu rechnen verstand. 

Wer nun von der Notwendigkeit eingehenderer Beschäftigung mit der 
Physiologie und Pathologie des Säuglings für jeden, der die Säuglingssterb¬ 
lichkeit als Arzt bekämpfen will, überzeugt ist, wird auch zugeben müssen, 
daß ein diesem Zweig gewidmeter spezieller Unterricht an der Universität 
gänzlich unentbehrlich ist, und weiterhin, daß er mit Erfolg nur dann 
geleistet werden kann, wenn dem Lehrer Klinik und Laboratorium zur Ver¬ 
fügung steht. Ein bloßes Ambulatorium genügt zur Ausbildung von Rou¬ 
tiniers, nicht aber gründlicher Kenner. 

Redner untersucht nun auf Grund von Anfragen, die er an 128 pädia¬ 
trische Universitätslehrer der ganzen Welt gerichtet hat, wie dem eben 
geschilderten Bedürfnisse von den einzelnen Staaten und Völkern Genüge 
geleistet wird. Er empfing auf die obigen Anfragen 93 Antworten, also 
rund 70 Proz. Aus ihnen geht hervor, daß zurzeit die weitaus meisten 
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Nationen noch nicht in genügender Weise für dieses Unterrichtsfach Sorge 
tragen. Einige kleinere Länder zeichnen sich in dieser Beziehung vorteil¬ 
haft aus, eine Reihe von Großstaaten ist völlig rückständig, und etwa die 
Hälfte steht auf mittlerer Linie, die aber eben noch viel zu wünschen übrig 
läßt. Von den europäischen Staaten ist Schweden am günstigsten gestellt, 
da hier an allen drei Universitäten alles für den pädiatrischen Unterricht 
erforderliche vorhanden ist und die Kinderheilkunde obligatorisches Prüfungs¬ 
fach ist. Ähnlich günstig liegen die Verhältnisse in Finnland und Rumänien, 
weniger günstig schon in Dänemark, Holland, Belgien. Unter den Groß¬ 
staaten steht Österreich-Ungarn an der Spitze, wo unter 10 Universitäten 
nur 2 in kleineren Kronländern ohne pädiatrische Klinik sind. In der 
Schweiz haben 4 von 5 Universitäten Säuglingslebranstalten; in Frankreich 
von 7 (unter 9 befragten) Universitäten 6 besondere Säuglingsabteilungen. 
In Frankreich ist zwar der Besuch der Kinderklinik obligatorisch, die Kinder¬ 
heilkunde aber nicht Prüfungsfach. In Deutschland haben 3 von 20 Hoch¬ 
schulen keinen pädiatrischen Lehrer, von den übrigen 17 haben 8 Säuglings¬ 
kliniken, 4 kleine Säuglingsabteilungen, während in 5 dem pädiatrischen 
Lehrer nicht ein Säuglingsbett zur Verfügung steht. Gut ausgestaltet sind 
die beiden Akademien für praktische Medizin. In Italien ist an 2 unter 11 
(bei 14 angefragten) Universitäten eine Säuglingsklinik vorhanden, an 3 
wird Unterricht in Findelhäusern erteilt. In Spanien bestehen keine Saug- 
lingskliniken, sondern nur Anstalten für zwei- bis zehnjährige Kinder. In 
England, das wegen des eigenen Charakters seiner Universitäten eine Sonder¬ 
stellung einnimmt, bestehen unter 6 (von 7 befragten) nur an 3 Abteilungen 
für Säuglinge, während in Canada, Indien, Australien die Universitäten über 
Säuglingskliniken verfügen. In den Universitäten der Vereinigten Staaten 
bestehen zumeist selbständige Säuglingskliniken mit der besonderen Möglich¬ 
keit individualisierender Unterweisung jedes Praktikanten. Am rückstän¬ 
digsten ist Rußland. 

Die Vertreter der Nationen seien aufgefordert, gleich den deutschen 
Kinderärzten, die im vorigen Jahre an die maßgebenden Faktoren ihres 
Vaterlandes eine dringliche Denkschrift gerichtet haben, die mangelhaften 
Verhältnisse zu bessern und jeder in seinem Wirkungskreise dazu beizu¬ 
tragen, daß von dem Kongreß ein allgemeiner Sturmlauf in allen Ländern 
ausgeht, der die Neuerschließung von Unterrichtsgelegenheiten auf unserem 
Gebiete zum Ziele hat. 

Ministerialrat v. Ruffy (Budapest): Staatlicher Säuglingsschutz. 
Der Säuglingsschutz wird durch das Staatsinteresse gefordert, kommt aber 
in den gesetzlichen Vorschriften noch nicht genügend zur Geltung. Die 
Teilnahme der Gesellschaft reicht nicht aus, die vorhandenen sozialen Übel¬ 
stände auszugleichen und die Lage der hilflosen Säuglinge zu bessern. Der 
Säuglingsschutz ist ein sozialpolitisches Bedürfnis, das sich in der Staats¬ 
verwaltung Geltung sucht und suchen muß. Die ungarische Kinder¬ 
schutzgesetzgebung geht hier mit gutem Beispiel voran; sie hat das 
Recht des verlassenen Kindes auf staatliche Versorgung aner¬ 
kannt. Für die verlassenen Kinder -sind 17 staatliche Asyle eingerichtet. 
Der Säugling bleibt aber im Asyl nur, wenn er krank ist; anderenfalls 
kommt er in passende Pflege, für die mehrere Formen vorgesehen sind. Der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHtGAN 



III. Internationaler Kongreß für Säuglingsschutz, Berlin. 


237 


staatliche Kinderschutz in Ungarn soll allerdings den privaten Kinderschutz 
nicht überflüssig machen. Die gesellschaftliche Wohltätigkeit findet im 
Gegenteil ein weites Feld der Betätigung, sofern sie sich in den Organismus 
der staatlichen Verwaltung einfügt. Der staatliche Kinderschutz muß jede 
Mutter hygienisch unterweisen und Hygiene in die Häuser der Armen 
tragen, er muß alle Kinder, die darauf angewiesen sind, des staatlichen 
Schutzes teilhaftig werden lassen. Neben dem staatlich organisierten Kinder¬ 
schutzwesen und neben den sozialen Wohlfahrtseinrichtungen muß die Aus¬ 
gestaltung des Universitätsunterrichts in bezug auf die Physiologie und 
Pathologie des Säuglingsalters ebenso wie die allgemeine Belehrung un¬ 
bedingt gefordert werden. 

Ministerialdirektor Turquan (Paris): Über die Säuglings- und 
Kinderfürsorge in alten Zeiten bis zur Neuzeit Ursprünglich waren 
die Völker weit davon entfernt, das Leben der Kinder zu schützen, ja 
gewisse Völker gingen so weit, Kinder zu religiösen Opfern zu verwenden. 
Aus griechischen Autoren und aus Textstellen der römischen Gesetzgebung 
lassen sich unzweifelhafte Beweise dafür erbringen, daß diese Völker, trotz 
ihres hohen Intellekts, doch Mißachtung für das Leben kleiner Kinder hatten. 
Bei beiden dieser Völker hatte der Vater das Recht, diejenigen Kinder, 
welche er nicht aufziehen wollte, auszusetzen oder zu töten. 

Die Gesetzgebungen und die Sitten der Völker begannen erst milder zu 
werden, als die Lehren der christlichen Religion in der großen Masse das 
Gefühl für Humanität und Barmherzigkeit weckten. Kaiser Gonstantin war 
es, der das Aussetzen der Neugeborenen verbot, und den Vater, der sein 
Kind tötete, mit derselben Strafe wie den Vatermörder bestrafte. Als die 
Kirche freier und mächtiger wurde, bemühte sie sich, überall Asyle für ver¬ 
lassene Kinder zu errichten, und diese Bewegung hat sich durch Jahr¬ 
hunderte fortgesetzt. Italien, Frankreich, Spanien besaßen die Mehrzahl 
dieser Einrichtungen. 

Abgesehen von den religiösen Orden nahmen sich auch die Behörden 
im Mittelalter der Aufnahme und der Erziehung verlassener Kinder an; in 
einigen Gegenden war es der Gerichtsherr, in anderen die Stadt und die 
Pfarrgemeinden, die Hospize und Spitäler. 

Um nun zu zeigen, welchen Einfluß die Kinderfürsorge hatte, muß man 
auf St. Vincent de Paul zurückgehen, der in Paris die erste Gebäranstalt 
gegründet hat. Man kann sagen, daß dieser Mann eine neue Ära geschaffen 
hat, da erst von da ab und infolge seiner Schöpfung auch die öffentlichen 
Behörden Maßnahmen zum Schutze der Säuglinge unternommen haben. 
Während der Republik proklamierte die Nationalversammlung viele segens¬ 
reiche Prinzipien in dieser Hinsicht, und der späteren praktischen Aus¬ 
führung derselben verdankt Frankreich den „ Service des Enfants-Assistös“, 
welche die kleinen Verlassenen auf nimmt, sie zum Stillen gibt und ehren¬ 
haften Pflegepersonen überantwortet, die bestimmt sind, ihre Adoptiveltern 
zu sein, den Unterhalt und die Erziehung der Kinder überwacht und bis zu 
deren 21. Jahr unter Vormundschaft behält. Die Institutionen tun aber 
noch mehr, indem sie den Müttern, die nicht in der Lage sind, ihre kleinen 
Kinder aufzuziehen, helfen und dadurch in vielen Fällen das Verlassen dieser 
Unglücklichen vermeiden. 
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Endlich wurde die Überwachung der nicht verlassenen, aber in Pflege 
gegebenen Kinder im Jahre 1874 durch ein Gesetz geregelt, nach welchem 
diese Kinder jeden Monat durch einen Arzt inspiziert werden müssen. 

Abteilang 1: Unterricht and Belehrung. 

Referat: Unterricht und Fortbildung der Ärzte auf dem Ge¬ 
biete der Hygiene und der Krankheiten des Säuglingsalters. 

Marfan (Paris): Der Unterricht in der Hygiene und Pathologie des 
Säuglingsalters sollte für alle Studenten der Medizin obligatorisch eingeführt 
werden. Ohne diesen obligatorischen Unterricht ist der Kampf gegen die 
Säuglingssterblichkeit aussichtslos. 

Es muß für jede Universitäts - Kinderklinik eine eigene Abteilung für 
Säuglinge gefordert werden, an der die Studierenden mindestens zwei Monate 
lang Unterricht genießen. Ärzte, die sich besonders mit dem Studium der 
Säuglingshygiene und Säuglingskrankheiten beschäftigt haben, sollten Zeug¬ 
nisse erhalten, auf Grund deren sie zur Besetzung leitender Stellen im 
Säuglingsfürsorgewesen besonders berechtigt wären. 

Berend (Budapest) fordert in gleicherweise eine der gewaltigen ärzt¬ 
lichen und sozialen Bedeutung der modernen Säuglingsbehandlung ent¬ 
sprechende Vertretung im Universitätsunterricht. Berend verspricht sich 
für den jungen Mediziner große praktische Erfolge, wenn er durch gründ¬ 
liche Unterweisung in der Stoffwechselpathologie und-therapie des Säuglings¬ 
alters einen Begriff bekommt auch von der ständig wachsenden Wichtigkeit 
der Diätetik im allgemeinen. Da die Zukunft der internen Medizin auf der 
Hygiene, der Verhütung der Krankheiten und der Diätetik beruht, diese drei 
Zweige ärztlichen Wissens aber gerade im Brennpunkte der Bestrebungen 
der Säuglingsfürsorge stehen, so ist dies allein ein hinreichender Grund, die 
Säuglingsfürsorge mehr als bisher im Unterricht zur Geltung kommen zu 
lassen. Es ist nachgewiesen, daß die bessere Ausbildung der Ärzte, die Zu¬ 
nahme ihres Interesses das beste und billigste Mittel zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit ist. Es gehört deshalb ein intensiver Unterricht in 
der Säuglingspathologie und -therapie zu den bedeutungsvollsten Aufgaben 
des Staates. 

Koplik (New York) weist auf den großen Einfluß hin, den gerade die 
deutsche Schule auf die Entwickelung der Kinderheilkunde in Amerika aus¬ 
geübt hat. Er wünscht, das Studium der frühesten Kindheit, des Säuglings¬ 
alters, ganz abzutrennen von dem der späteren Jugend, des Spiel- und Schul¬ 
alters. Koplik fordert schließlich die Errichtung getrennter Lehrstühle, 
einmal für die Hygiene des Kindes und dann für das Studium der Kinder¬ 
krankheiten. 

Med in (Stockholm) schildert eingehend die Entwickelung des Uni¬ 
versitätsunterrichts auf dem Gebiete der Kinderheilkunde in Schweden, wo 
schon frühzeitig die Wichtigkeit dieser Disziplin erkannt wurde. Bereits im 
Jahre 1845 wurde in Stockholm die Kinderklinik des Karolinischen Instituts 
eröffnet. Jetzt amtieren in Stockholm zwei mit dem obligatorischen Prüfungs¬ 
recht ausgestattete pädiatrische Professoren, deren Vorlesungen während 
vier Monate besucht werden müssen. Der Hauptwert wird auf die prak¬ 
tische Ausbildung der ihrer Zahl nach beschränkten Studierenden gelegt. 
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Diskussion. Epstein (Prag) hebt hervor, daß der Unterricht in der 
Kinderheilkunde und seine Erweiterung in allmählicher Weise fortsohreite 
und seine Notwendigkeit durch die Bedürfnisse der Bevölkerung einerseits 
und die Studentenschaft andererseits immer mehr sich geltend machen 
werde. Er hebt noch hervor, daß an jeder der beiden Universitäten in Prag 
je zwei Kinderkliniken vorhanden sind, ein Beweis, daß seitens der Unter- 
riehtsverwaltung in Österreich diesem Unterrichtsgegenstande eine große 
Aufmerksamkeit geschenkt wird. 

Feer (Zürich) verlangt etatsmäßige Dozenten für Säuglingsheilkunde 
mit dem Prüfungsrecht. Geeignete Kräfte sind vorhanden. Namentlich in 
Deutschland ist der Nachwuchs groß, es fehlt aber noch vielfach die Grund¬ 
bedingung für einen genügenden Unterricht der Säuglingsheilkunde. 

Schlußwort. Berend (Budapest) knüpft an eine Bemerkung Epsteins 
an, daß der Nachwuchs schwer zu finden wäre und meint, daß in Deutschland 
von einem „Embarras de richesse u zu sprechen richtiger wäre. 

Heubner (Berlin): Deutschlands Verhältnisse erreichen allerdings die 
idealen Zustände noch längst nicht, die wir an Schweden bewundern, aber man 
muß doch berücksichtigen, daß die Anforderungen, die an ein so großes Land 
wie Deutschland in solcher Beziehung gestellt werden, doch nicht ohne weiteres 
mit einem kleinen Lande wie Schweden in Vergleich gestellt werden können. 
Daß Österreich in bezug auf den pädiatrischen Unterricht einen weiten Vor¬ 
sprung hat, ist zweifellos. Wir sind in der Tat verhältnismäßig zurückgeblieben, 
aber unsere Regierungen haben den besten Willen, das Versäumte nachzuholen. 
Vergessen wir nicht, wie schwierig es die meisten Finanzminister haben. 

Marfan (Paris): Wie Prof. Heubner ist auch er der Ansicht, daß 
eines der Hindernisse für die Einrichtung spezialistischen Unterrichts in den 
Fakultäten zu suchen ist, aber er glaube für Frankreich vorausschicken zu 
dürfen, daß ihr Widerstand nicht unüberwindlich sein wird. 

Referat: Über die Ausbildung von Für sorge-und Pf legepersonal 
für Anstalten, Familie und Gemeinde. 

Feer (Zürich) fordert für weibliche Personen, die sich dem Berufe der 
Säuglingspflegerin widmen wollen, neben guter körperlicher Gesundheit zu¬ 
nächst eine ausreichende allgemeine Vorbildung. Die Lehrzeit ist auf min¬ 
destens ein Jahr in einer Säuglingsanstalt zu bemessen, in der die Schüle¬ 
rinnen theoretisch in Anatomie, Physiologie, Ernährung, Hygiene, sozialer 
Fürsorge durch den Arzt, praktisch am Bette des gesunden und kranken 
Säuglings durch Arzt und Oberschwester gemeinsam unterrichtet werden. 
Als Ergänzung hierzu wünscht Feer einen vier- bis sechswöchentlichen Kursus 
in einer Entbindungsanstalt. 

Frau Oberwarth (Berlin) behandelt die Ausbildung von Fürsorge- 
personal für Stadt und Land. Sie verlangt, unter kritischer Besprechung 
der bereits vorhandenen Ausbildungsstätten, eine gründlichere Ausbildung 
für polizeiliche Aufsichtsdamen, Waisenpflegerinnen und Fürsorgeschwestern, 
die sie auch in der Krankheitslehre ausgebildet wissen will. Für das Land 
befürwortet sie die Anstellung von Fürsorgeschwestern, die allgemeiner 
arbeiten, neben der Säuglingsfürsorge auch Tuberkulose- und Alkoholfürsorge 
treiben und in der Lage sind, auch krankenpflegerisch einzugreifen. 
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Kerley (New York) schildert die Entwickelung des Unterrichts der 
Säuglingspflegerinnen in Amerika. Allgemeines Interesse bietet wohl die 
Entstehungsgeschichte dieser Institution: Frau Ghapin (New York) hatte 
eine ausgebildete Pflegerin für Säuglinge; diese unterrichtete ein Dienst¬ 
mädchen, das sich für die Pflege des Kindes besonders interessierte, etwa 
drei bis vier Monate lang, und Frau Chapin konnte sich überzeugen, daß 
dieses Mädchen danach als durchaus fertige Kinderpflegerin gelten konnte. 
Ihr Gedanke, einen derartigen Unterricht in größerem Maßstabe durch¬ 
zuführen, wurde von dem New Yorker Kinderarzt Professor Emmet Holt 
verständnisvoll aufgenommen. In einer Klinik wurden Kurse zunächst mit 
beschränkter Teilnehm erzähl eingerichtet, in denen mit Erfolg das Ziel er¬ 
strebt wurde, die Schülerinnen in einem schließlich auf ein Jahr erweiterten 
Kurse zu befähigen, gesunde und kranke Säuglinge, an der Brust oder künst¬ 
lich genährt, zu versorgen. Im Laufe von 22 Jahren haben sich diese Kurse 
schließlich zu einer feststehenden Einrichtung in den Staaten der Union 
ausgebildet. Die Nachfrage nach ausgebildeten Pflegerinnen ist eine über¬ 
aus große, und ihre guten Dienste werden in den Familien allseitig anerkannt. 

Diskussion: Böhm (Frankfurt a. M.), Noeggerath (Berlin), Knapper 
/ Amsterdam). 

Referat: Unterricht und Fortbildung der Hebammen auf dem 
Gebiete der Säuglingsheilkunde und Säuglingsfürsorge. 

Rissmann (Osnabrück) macht zunächst Vorschläge, die auf eine 
Hebung des Hebammenstandes hinzielen; so möchte er den Titel „Schwester* 
(Hebammenschwester) den Hebammen gesichert wissen. Mutterschutz und 
Säuglingsschutz seien untrennbar, und so sei auf die Mitwirkung von Heb¬ 
ammen auf die Säuglingsfürsorge nicht zu verzichten. Durch Ausdehnung 
des Unterrichts auf ein Jahr, Forderung einer besseren Schulbildung, durch 
besondere Unterweisung der Hebammen in Mütterberatungsstellen, in geburts¬ 
hilflichen Polikliniken, Mütter- und Säuglingsheimen, welche alle den Heb¬ 
ammenschulen angegliedert sind, will der Redner die Hebammen befähigen, 
gesunde Kinder, auch bei künstlicher Ernährung bis zum vollendeten ersten 
Lebensjahre aufzuziehen und zu kontrollieren. Der pädiatrische Unterricht 
ist durch Hebammenlehrer, nicht durch Kinderärzte zu erteilen. Schließlich 
betont Referent, daß zunächst allerdings auch auf die Heranbildung eines 
tüchtigen und erfahrenen Standes besonderer Hebammenlehrer mehr Gewicht 
als bisher gelegt werden muß. Für die Hebammen sind die Fortbildungs¬ 
kurse obligatorisch zu machen. 

An der stellenweise sehr erregten Diskussion beteiligen sich: 
H. Freund (Straßburg), v. Franque (Gießen), Marie Baum (Düsseldorf), 
Seitz (München), Keilmann (Riga), Poten (Hannover), Frau Gebauer 
(Berlin), Feer (Zürich), Rosenhaupt (Frankfurt a. M.), Schenker (Aaran), 
Fuhrmann (St. Petersburg), Walcher (Stuttgart), Salge (Freiburg), 
Siegert (Cöln). 

Referat: Belehrung der Bevölkerung in Säuglingspflege und 
Säuglingsernährung. 

Langstein (Berlin): Die hohe Säuglingssterblichkeit in einer Reihe 
von Ländern ist eine Erscheinung, der vielgestaltete Ursachen zugrunde 
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liegen. Fast jede einzelne in ihrer Wertigkeit betrachtet, hat als Kompo¬ 
nente den Mangel an Wissen über elementare Grundsätze der Ernährung 
and Pflege bei den Müttern. Die große Mehrzahl der Mütter erhält, ohne 
daß der Boden hierfür vorbereitet ist, Ratschläge bezüglich der Ernährung 
und Pflege des Kindes erst nach dessen Geburt, sie erfolgen teils auf dem 
Wege des gedruckten, teils auf dem Wege des gesprochenen Wortes. Die 
gedruckte Belehrung erfolgt durch Merkblätter, Broschüren und sonstige 
Drucksachen. Der Wert der Merkblätter wird verschieden beurteilt. Die 
Urteile gründen sich im allgemeinen mehr auf den persönlichen Eindruck, 
als auf Untersuchungen, die den Charakter der Wissenschaftlichkeit bean¬ 
spruchen könnten. Auf Grund dessen jedoch ist dem Merkblatt ein Nutzen 
nicht abzusprechen. Das Merkblatt muß in seinem Inhalt und seiner Form 
einer Reihe von Mindestforderungen genügen. Diesem trägt nur ein Teil 
der existierenden Merkblätter Rechnung. Vor allem wird Einheitlichkeit 
im Texte vermißt. Diese mangelnde Einheitlichkeit ist weniger in Diffe¬ 
renzen wissenschaftlicher Anschauungen zu suchen, als darin, daß diejenigen, 
die gegenwärtig praktische Säugliugsfürsorge treiben, zu wenig Fühlung 
miteinander nehmen und über Sonderinteressen das gemeinsame Ziel aus 
dem Auge verlieren. Für jedes Land ist ein einheitliches Merkblatt an¬ 
zustreben; so lange ein solches nicht existiert, müssen die vorhandenen 
soweit redigiert werden, daß die Widersprüche aufhören. Auch für die Ab¬ 
fassung von Pflegebüchern muß Einheitlichkeit das Leitmotiv sein. Je ein¬ 
heitlicher die von sachverständiger Seite ausgehende schriftliche populäre 
Belehrung, um so leichter wird es gelingen, den Schaden zu bekämpfen, den 
Reklame und Kurpfuscherei auf diesem Gebiete stiften. Über die Nähr¬ 
mittelreklame ist ein Zensuramt zu fordern. 

Als wichtige Helferinnen auf dem Gebiete der populären Belehrung 
haben die Hebammen zu gelten, die leider oft versagen. 

Zusammenfassend läßt sich über die Bedeutung der schriftlichen popu¬ 
lären Belehrung sagen, daß sie nur Gutes stiften kann, wenn sie unter einem 
einheitlichen Gesichtspunkt von durchaus sachverständiger Seite organisiert 
wird, mit allen Hilfsmitteln einer gesunden Propaganda und mit der Möglich¬ 
keit, störende und schädigende Nebeneinflüsse auszuschalten. Da diese Auf¬ 
gabe nur durch eine Zentralisierung der Fürsorgebestrebungen erreicht 
werden kann, ist die Bildung von Zentralen für die Säuglingsfürsorge un¬ 
bedingte Voraussetzung für ein planmäßiges Vorgehen auf diesem Gebiet. 
Von ungleich größerer Bedeutung als die schriftliche Belehrung ist die münd¬ 
liche und praktische Unterweisung der Mütter. Diese Tatsache hat so all¬ 
gemeine Anerkennung gefunden, daß sie gegenwärtig eine der Grundlagen 
unseres Programms für die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit ist. Die 
Sänglingsfürsorgestelle ist eine der wirksamsten jener Einrichtungen, durch 
die wir mit den Müttern direkt Fühlung nehmen und ihre Anschauungen 
über Säuglingspflege am unmittelbarsten beeinflussen können. Doch ist die 
Möglichkeit dazu auch durch andere Maßnahmen möglich. Wo immer Fühlung 
mit den Frauen des Volkes genommen wird, muß Wort und Schrift aufklären. 

Eine ständig wachsende Bedeutung für die populäre Belehrung ge¬ 
winnen die Unterrichtskurse für Mütter. Die Kenntnis der einschlägigen 
Verhältnisse in jener Bevölkerungsschicht, aus der sich das Publikum des 
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Kursus zusammensetzt, wird immer die beste Grundlage sein, auf der der 
Lehrplan entworfen wird. Um dem Ideal bezüglich der Ausbildung der 
Mütter näher zu kommen, genügen die bisher besprochenen Maßnahmen 
deswegen nicht, weil sie nicht obligatorisch sind und für die meisten zu spät 
kommen. Wir brauchen, um festen Boden zu bekommen, Unterricht in der 
Säuglingspflege zu einer viel früheren Zeit. Die Frau muß für die Mutter¬ 
schaft die Kenntnisse bereits mitbringen, die notwendig Bind, um ihr Kind 
sachgemäß aufzuziehen. Die Belehrung, die sie als Mutter empfängt, soll 
für sie nichts weiter bedeuten, als eine Wiederholung desjenigen, was sie als 
Mädchen und Kind gelernt hat. Wir brauchen obligatorischen Unterricht 
in der Schule. Die Volksschule müßte obligatorisch die Aufgabe haben, 
die Grundbegriffe der Säuglingshygiene zu geben. Aufgabe der Fort¬ 
bildungsschule wäre es, dem erwachsenen Mädchen im Rahmen des haus¬ 
wirtschaftlichen Unterrichts eine mündliche, theoretische und praktische 
Ausbildung in Säuglingsernährung und -pflege zu verschaffen und es auf 
die Ethik des mütterlichen Berufes im schönsten Sinne des Wortes vor¬ 
zubereiten. Die Fortbildungsschulpflicht muß deswegen auf die gesamte 
weibliche Jugend ausgedehnt werden und in den Lehrplan der Pfliohtfort- 
bildungsschule die Säuglingspflege aufgenommen werden. 

Ausset (Lille) wünscht, daß allen Gesellschaftskreisen eine Unter¬ 
weisung in den Grundzügen der Säuglingshygiene und -pflege zuteil werde, 
und möchte dies zum obligatorischen Prüfungsgegenstand in den Schulen 
gemacht sehen. Der theoretischen Unterweisung muß ergänzend ein prak¬ 
tischer Unterricht folgen, für den man mit Vorteil die Säuglingsfürsorge¬ 
stellen nutzbar machen könnte. 

Diskussion: Dr. Winocouroff (Odessa): Die Bemühungen der Für¬ 
sorgestellen, die Mütter zum Selbststillen zu zwingen, sind vorläufig nur von 
geringem Erfolge begleitet. Dies trifft ebenso für Rußland wie für das 
übrige Europa zu. Hier wie dort begnügt sich ein großer Teil (25 bis 
30 Proz.) mit einer einzigen Konsultation, etwa 50 Proz. entzieht sich der 
weiteren Beratung nach dem ersten Monat. 

Nicht besser steht es mit der Anleitung bei der künstlichen Ernährung 
und dem Allaitement Mixte. Die mittlere Zahl der Besucher beträgt hier 
6,5 (Rixdorf) und 10,6 (Odessa). Solche Zahlen können keine Befriedigung 
gewähren. Auch die Mortalität der von den Fürsorgestellen überwachten 
Säuglinge läßt viel zu wünschen übrig. Vorbildlich ist die dem Kaiserin 
Augusta- Viktoria -Haus in Gharlottenburg angegliederte Beratungsstelle. 
Ähnliche Einrichtungen findet man auch in England und Amerika. 

Von der weiteren Entwickelung der bestehenden Einrichtungen, zu¬ 
sammen mit der Besserung der sozialen und ökonomischen Verhältnisse, ist 
ein Zurückgehen der Säuglingssterblichkeit zu erwarten. 

Herr Rosenhaupt (Frankfurt &. M.) weist auf den Wert der Tages¬ 
presse hin zur Verbreitung zweckmäßiger Belehrung. Wenn die Organi¬ 
sation der Säuglingsfürsorge die Presse dauernd mit Mitteilungen versieht* 
so wird dieser nicht nur die Autorität, die die Zeitung nun einmal hat, zu¬ 
gute kommen, sondern es wird dadurch auch die Arbeit Unberufener und 
Kenntnisloser allmählich aus der Presse ausgeschaltet werden. 


Difitized 


bv Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



243 


III. Internationaler Kongreß für 8äuglingssGhutz, Berlin. 

Herr Seitz (München) hält die von Herrn Rosenh&upt herangezogene, 
auch von der Bayrischen Zentrale erprobte Einflußnahme auf die breiten 
Massen durch kurze Artikel in den Tagesblättern für sehr empfehlenswert. 

Bei Ausbildung von Säuglingspflegerinnen macht sich oft erschwerend 
geltend, daß die Grundbegriffe der Gesundheitslehre fehlen und nicht selten 
auch das Verständnis für die notwendigen Pflegemaßnahmen. Die genannten 
Grundbegriffe sollen in geeigneter Weise schon den Volksschülern bei¬ 
gebracht werden. 

Frau Oberwarth (Charlottenburg): Herr Prof. Langstein hat die 
Ton mir vertretene Ansicht, daß auch Frauen sich am Unterricht beteiligen 
•ollen, als nicht richtig hingestellt, ohne dies näher zu begründen. Ich 
bestreite dies absolut nicht, daß die Kinderärzte in erster Reihe als Lehrer 
des Volkes in Frage kommen. Ich sehe nun nicht ein, warum die Ärzte 
die gebildete Mutter nicht als Helferin haben wollen, umsomehr. da es sich 
hier um einfachste Dinge, wie Bad, Pflege usw. handelt. Bedingung ist 
natürlich, daß die Frau im Anschluß an eine moderne Anstalt arbeitet und 
auf der Höbe der Sache steht Besonderheit unserer Kurse ist, daß wir nur 
fünf bis sechs Frauen auf einmal nehmen, gebildete und ungebildete trennen. 

Frau v. Soden (Steglitz) regt an, daß man sich nicht mit einer popu¬ 
lären, dem Niveau der ungebildeten Frauen angepaßten Aufklärung genügen, 
sondern der gebildeten Frau entsprechend ihren differenzierteren Bedürfnissen 
und Fragen eine umfassendere Belehrung zuteil werden lasse. Als ein 
spezieller Mangel erscheint es ihr, daß man die Gelegenheit bisher nicht 
benutzt hat, die sich auf den Universitäten bietet, um den studierenden 
Frauen, deren wissenschaftliche Bildung sie auch auf diesem Gebiet zu 
Führermnen ihres Geschlechts machen sollte, durch einen Mediziner zunächst 
die Wichtigkeit, sodann die Grundsätze einer rationellen Kinder- besonders 
Säuglingspflege nahe zu bringen, ähnlich wie den männlichen Studierenden 
die sexuellen Fragen. 

Schlußwort: Langstein. Die Vorschläge von Rosenhaupt und 
Seitz sind beherzigenswert. Doch erst heißt es die Fachpresse reinigen. 
Ob die Broschüren mehr oder weniger populär, erscheint gleichgültig, wenn 
nur Einheitlichkeit besteht. 

Referat: H. Coit (Newark): Normen für die Herstellung der Er¬ 
satznahrung für Säuglinge. 

Redner betont die Wichtigkeit der Sauberkeit der Nahrung für das 
Problem der Säuglingsernährung. Als natürliche Norm stellt er die Bestand¬ 
teile der Brustmilch hin. Der Erfolg der Tiermilch hängt ab von ihrer 
chemischen, bakteriologischen und toxikologischen Reinheit. Bei Benutzung 
der Tiermilch soll durch einfache Eingriffe unter Verwendung nur in der 
Frauenmilch vorkommender Substanzen (Wasser, Milchzucker) eine dieser 
möglichst ähnliche Mischung erzeugt werden. Kindermilch soll unter ärzt¬ 
licher Aufsicht (certified milk) produziert werden, wie das in Amerika durch 
die „Medical Milk Commission u geschieht. . 

Diskussion: Noeggerath (Berlin) fragt, ob auch kranke Kinder mit 
diesem Milchpräparat erfolgreich behandelt worden sind, und nach dem 
Preis kontrollierter Milch. 

16 * 
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Siegert (Cöln) glaubt nicht, daß Goits Grundanschauung richtig sei, 
da reiche klinische Erfahrungen über günstige Ernährungserfolge auch anderer 
Mischungen und Zusätze vorliegen. 

Heubner bewertet die Reinheit der Milch ebenfalls sehr hoch, fragt 
aber, ob die Anschauung von der schädlichen Wirkung des unreinen Milch¬ 
zuckers durch Bakterientoxine experimentell gestützt oder hypothetisch an¬ 
genommen ist. 

Schlußwort: Coit. In 72 Städten Amerikas gibt es jetzt certified milk 
zum Preise von 10 bis 16 Cents (0,50 bis 0,60 JC) pro Quart (etwa 1 Liter). 
Auch das ärmere Publikum zahlt diesen Preis gern, da er den amerika¬ 
nischen Nahrungsmittelpreisen entsprechend nicht hoch genannt werden 
kann. Sie ist auch für Kranke erfolgreich benutzt worden. In New York 
werden z. B. von den täglich eingeführten etwa 2 bis 3 Millionen Liter 
Milch 20000 Liter streng und 100000 Liter etwas weniger streng kon¬ 
trolliert. Die Bakterientoxine in Milchzuckerlösungen sind nicht exakt 
nachgewiesen. 

Lassabatie (Rochefort): De l’action therapeutique des laits 
homogönäisä. Redner sah gute Erfolge bei der Darreichung sterilisierter, 
homogenisierter Milch und bedauert, daß dies im Kampf gegen die Säuglings¬ 
sterblichkeit angeblich so wirksame Nahrungsmittel bisher auch im ärzt¬ 
lichen Publikum fast unbekannt geblieben ist. 

Abteilung 2: Praktische Durchführung der Fürsorge. 

Referat: Allgemeines in der praktischen Säuglingsfürsorge. 

Taube (Leipzig) weist auf die Bedeutung einer kommunalen Bau- und 
Wohnungskontrolle hin. Mehr als bisher geschehen, sollte hierbei das 
Säuglingsalter berücksichtigt werden. Die Anstellung weiblicher Wohnungs¬ 
inspektoren ist dringend wünschenswert. Sodann fordert Redner kommunale 
Wöchnerinnenheime, besonders aber Propagierung der Brustnahrung durch 
Stillprämien, Stillstuben. Eingehende Hilfe erfordern die unehelichen Kinder. 
Für sie muß ein besonderes System sozialer Fürsorge geschaffen werden, 
am besten nach dem Leipziger System, das von dem Redner eingehend ge¬ 
schildert wird. Die Erfolge dieses Systemes werden am besten dadurch 
charakterisiert, daß weniger uneheliche als eheliche Säuglinge an Magen- 
und Darmkrankheiten in Leipzig starben. 

Le sage (Paris): In allen Ländern ist die Säuglingsf ürsorge eine Not¬ 
wendigkeit, die in der zu großen Kindersterblichkeit ihre Begründung hat, 
diese ist vielfach das Resultat des Aufgebens des Stillens, der künstlichen 
Ernährung und aller der Vorurteile und Irrtümer des Volkes. 

Der Redner zeigt, daß die Säuglingsfürsorge in alten Zeiten seit den 
Griechen und Römern existiert hat. Er führt hierzu historische Tatsachen 
an und zeigt, daß in den letzten 20 Jahren eine förmliche Renaissance ein* 
getreten ist, die ihren Ursprung in Frankreich in den Aktionen Roussel, 
Budin, Pinard und P. Strauß hatte. 

Dr. Lesage rühmt die Ernährung durch Muttermilch und zeigt, wie 
groß deren Vorteile sind, indem er Vergleiche zwischen dem Brustkinde und 
dem Flaschenkinde an stellt. Die künstliche Ernährung ist nur ein Notbehelf. 
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Wenn die Brueternährung nicht möglich ist und das Kind mit der 
Flasche aufgezogen wird, so ist eine strenge Überwachung desselben von- 
nöten. 

Er bespricht die Resultate der beiden vorangegangenen Kongresse und 
würde wünschen, daß die „Union internationale de protection des Nour- 
riasons“ in Zukunft aus zwei Abteilungen bestehen soll: 

1. eine medizinische Abteilung, die sich mit allem, was die Ernährung 
und die Hygiene betrifft, zu befassen hätte, 

2. eine Abteilung, welcher alle finanziellen und philantropischen Fragen 
zur Erledigung zuzuweisen wären. 

Cacace (Neapel): Er stellt dar, was in der Kulturwelt und speziell 
in Italien bereits erreicht wurde oder noch erreicht werden muß in Hinsicht 
auf die Hygiene der Schwängern, der Gebärenden, der Wöch¬ 
nerin, des Neugeborenen, des Säuglings; auf rationelle Instruk¬ 
tionen bezüglich des Aufziehens, bezüglich der Stillpropaganda, 
Erziehung der Mutter, Lehrerinnen und Kinderpflegerinnen, 
Überwachung der bezahlten Amme, Fürsorge der verlassenen 
Kinder, soziale Gesetzgebung betreffs der Kinder, Schaffung von Insti¬ 
tuten und Organisationen des hygienischen Säuglingsschutzes. Er widmet 
•eine Ausführungen speziell diesen Instituten und berichtet über die in 
Italien erzielten Resultate. Er teilt die Institute in solche zur Unter¬ 
stützung und Prophylaxis für Mütter und der Hilfe für Säuglinge und in 
solche, die erzieherische Zwecke haben, ein, sowie in Institute, die dies alles 
vereinigen. Unter den Anstalten hebt er zwei Neugründungen in Italien her¬ 
vor, die von ihm geschaffen wurden, die Wanderkurse über Kinder¬ 
hygiene und populäre Mutterschulen. Die populären Mutter¬ 
sehulen haben den Zweck, die Frauen aus dem Volke durch eine Serie von 
praktischen Vorträgen zu unterweisen und ihnen vor allem die wichtigsten 
Begriffe der Säuglingshygiene beizubringen. Die erste dieser Schulen ist 
gleichfalls dem Instituto Nipiogienico angegliedert und befindet sich in 
Afragola, andere neueren Datums befinden sich in Alkito, St. Angelo, 
Alife, Neapel, S. Giuseppe Vesuviano und unterstehen ebenfalls dem 
vorstehend genannten Institute. 

Unter den Fürsorgestellen erwähnt der Redner das von ihm gegründete 
Instituto Nipiogienico in Capua, das seit dem 11. November 1905 existiert. 
Dieses Institut zielt auf eine Vereinigung der verschiedenen Typen der Für¬ 
sorgebestrebungen ab, wie Säuglingsfürsorgestellen, Säuglingspoliklinik, eine 
Schule zur Unterweisung über Säuglingshygiene für Mütter, Lehrerinnen 
und Kinderpflegerinnen, Wanderkurse über Kinderhygiene, populäre Mutter¬ 
schulen, Laboratorium für chemische Untersuchungen der Milch und für 
das Stadium des Aufziehens. Das Institut hat anderen Instituten als Muster 
gedient. Das Institute de la Puericulture in Paris erinnert in seinem 
Programm an das Instituto die Cacace. 

Decherf (Tourcoing): Etüde critique des Oeuvres de protection de 
l’enfance. In Frankreich bestand schon im 18. Jahrhundert die Soci6t4 de 
Charitd maternelle, die Einrichtungen zur Hilfe der Mutter schuf. Konsul¬ 
tationen und Milchküchen helfen jetzt die Sterblichkeit herabsetzen, ebenso 
Heime, die Kinder aufnehmen, denen eine genügende Pflege zu Hause nicht 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



246 


Br. 6. Tugendreich, 


zur Verfügung steht. In dankenswerter Weise weist Redner auch auf die 
Möglichkeit eines besseren pädiatrischen Unterrichts der Studierenden hin. 

Nathan Strauss (New York): A report on the Progress made in 
America in the protection of childlife. Redner glaubt an die günstige Ein¬ 
wirkung der pasteurisierten Milch j besonders Chicago habe sich um die Ein¬ 
führung der pasteurisierten Milch große Verdienste erworben. Rohe Milch dürfe 
nur dann gereicht werden, wenn sie von tuberkulingeprüften Kühen stamme. 

Williamson (Edinburg): The efficacy of System of Voluntary 
Visitation in Relation of Infantile Mortality. Er verlangt an erster 
Stelle die Einführung einer Anzeigepflicht für alle Geburten an die städti¬ 
schen Gesundheitsämter; diese hätten besondere Aufsichtsdamen zu verstän¬ 
digen, damit sie ihre Tätigkeit beginnen können. In Edinburg ist diese Art 
der Aufsicht am weitesten gediehen. Die Stadt ist in viele Aufsichts bezirke 
geteilt; mehrere hundert Frauen sind unter sachverständiger Leitung tätig. 
Die Wohnungskontrolle stellt eine der Hauptaufgaben dar. Dank dieser 
Institution fiel die Säuglingssterblichkeit in den Arbeiterquartieren mit über¬ 
füllten Wohnungen binnen drei Jahren von 160 auf 103 der Todesfälle pro 
Mille der Lebendgeborenen. 

Aziz Nazmi (Kairo), L’Oeuvre de la protection de l’enfance on flgypte, 
schildert eingehend die Einrichtungen, die auf dem Gebiete des Kinderschutzes 
in Egypten getroffen sind. 

Sunez (Valladolid) bespricht eingehend den großen Einfluß der Sommer¬ 
diarrhöen auf die Säuglingssterblichkeit in Spanien. 

Breitung (Koburg), Das Verhältnis des Säuglingsschutzes zur 
Auslese, betont, daß der Säuglingsschutz mit den Lehren der natürlichen 
Auslese nicht im Widerspruch steht. 

Seitzeff und Graumann (Moskau) berichten über die Entwickelung 
der städtischen Säuglingsfürsorge in Moskau. 

Hernandez und Ramos (Havanna) besprechen die Mittel und Wege, ein 
tüchtiges widerstandsfähiges Menschengeschlecht heranzuziehen (Homicultur). 

Hubert (St.Petersburg), Die Säuglingssterblichkeit in Rußland 
und ihre Bekämpfung; bespricht die enorme Säuglingssterblichkeit Ruß¬ 
lands und die Fürsorge, die besonders die Gesellschaft für Gesundheitspflege 
zu ihrer Bekämpfung geschaffen hat. 

Schelble (Bremen): Über die Notwendigkeit der Kombination 
der offenen Säuglingsfürsorge mit der geschlossenen. In Frei¬ 
burg i. Br. ist es gelungen, die Gesamtsterblichkeit der unehelichen Säuglings 
fast auf das Niveau der Sterblichkeit der ehelichen herabzudrücken und in 
den letzten vier Jahren dort zu halten. Sie betrug im Durchschnitt 13 Proz. 
gegen 12 Proz. bei den ehelichen. Erreicht wurde es durch Zusammen¬ 
arbeiten der offenen Fürsorge (ärztliche Kontrollstunde) mit der geschlossenen 
(Krippe und Krankenhaus). Die Zusammenarbeit wurde dadurch ermöglicht, 
daß die ärztliche Leitung beider Stellen vereinigt wurde. Die Direktion der 
Kinderklinik bekam die Leitung der ganzen Organisation. 

Dabei wurde das Experiment gemacht, die Milchversorgung der unehe¬ 
lichen Säuglinge auf keine Weise zu überwachen oder zu verbessern. Der 
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Ausfall des Experimentes beweist, daß mangelhafte Milchversorgung an der 
früheren hohen Sterblichkeit der unehelichen (über 25 Proz.) keine nachweis¬ 
bare Schuld gehabt haben kann. 

Aus dieser Erfahrung geht hervor, daß die Einheitlichkeit in der ärzt¬ 
lichen Leitung der offenen und geschlossenen Fürsorge der wichtigste Faktor 
ist bei der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. In sehr großen Städten 
kann die Einheitlichkeit der Leitung ganz gut in einzelnen Stadtbezirken 
hergestellt werden. 

Voraussetzung für Erzielung eines Erfolges ist, daß der ärztliche Leiter 
einer solchen Organisation über hinreichende Spezialkenntnisse in der Beur¬ 
teilung und Ernährung des gesunden und kranken Säuglings verfügt. 

Referat: Fürsorge für Schwangere und Wöchnerinnen. 

von Franquö (Gießen): Ein Hauptziel der öffentlichen Fürsorge für 
Schwangere und Wöchnerinnen muß eine durchgreifende Reform des Hebe- 
ammenwesens sein, ferner die Unterbringung aller bedürftigen Schwangeren 
und Wöchnerinnen in geburtshilfliche Anstalten, die zu diesem Zweck um 
das Fünffache vermehrt werden müßten. Auch alle anderen Schwangeren 
müßten wenigstens in den letzten sechs bis acht Wochen vor erschöpfender 
und ungesunder Arbeit und Nahrungssorgen geschützt sein, wozu ein ent¬ 
sprechender Ausbau des Krankenkassenwesens und zwar in weiterem Umfang 
als es in der Reichsversicherungsordnung geschehen ist, erforderlich wäre, da 
durch private Fürsorge das angestrebte Ziel ebensowenig erreichbar ist, wie 
ein genügender Schutz der Wöchnerinnen. Für diese müßte außer sachver¬ 
ständiger und aseptisoher Leitung der Geburt zum mindesten sichergestellt 
werden: eine genügende Ernährung, Ruhe und Nahrung in den ersten sechs 
Wochen nach der Geburt und eine Ermöglichung des Selbststillens, so lange 
als irgend tunlich. Unentgeltliche, zum Teil leihweise Überlassung der zur 
Geburt nötigen Hilfsmittel, Organisation der Wochenpflege und Hauspflege 
und direkte Unterstützung durch Naturalien und Geld würden die Mittel 
bilden. Eine gesetzlich geregelte ausreichende Fürsorge für Schwangere und 
Wöchnerinnen wäre die wirksamste Waffe gegen zwei neuerdings dem deutschen 
Volke drohende Gefahren: die Zunahme der kriminellen Aborte und die Ab¬ 
nahme der Geburtenzahl. 

v. d.Velde (Haarlem): Durch planmäßige, streng beaufsichtigte 
Massen-Wochen pflege, wie diese nach dem vom Redner organisierten 
Haarlemer System der Wochenfürsorge stattfindet, gelingt es, die Säug¬ 
lingssterblichkeit in den unbemittelten Bevölkerungsklassen bis auf ein 
Drittel herabzusetzen. 

Von 500 der so während der ersten 14 Tage im Hause gepflegten, später 
aber nicht beaufsichtigten Säuglinge waren am Ende des ersten Lebensjahres 
nur 20, cLi. 4 Proz., gestorben. Dagegen betrug die Mortalität der übrigen 
nicht gepflegten Kinder derselben Mütter 12,4 Proz. für das erste Lebens¬ 
jahr. In den zwei letzten Jahren, welche der Beeinflussung durch Wochen¬ 
versorgung vorangingen (1905/1906), betrug die Säuglingssterblichkeit in 
Haarlem 11,51 Proz. Die Einführung der erwähnten Pflege, die doch nur 
ein Viertel der Geburten umfaßt, hat die Mortalität bis auf 8,89 Proz. in 
1907/1908 herabgesetzt (1909: 8,5 Proz., 1910: 7,75 Proz.) und für diesen 
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Zeitabschnitt Haarlem mit einem Schlage an die Spitze der zehn größten 
Städte Hollands gestellt. Der günstige Einfluß, den eine derartige vierzehn¬ 
tägige Wochenpflege auf die Säuglinge während des ganzen ersten Lebens* 
jahres ausübt, läßt sich hauptsächlich erklären durch: 

a) sehr starke Einschränkung der Sterblichkeit während der Pflegezeit 

in Haarlem bis auf zwei pro Mille, 

b) Förderung des Stillens (95 bis 96 Proz.), 

c) Erhaltung der Gesundheit und Kräftigung der Mütter, 

d) Belehrung der Mütter und ihrer Umgebung durch Wort und Tat 

Zusammengefaßt ergibt sich: Wochenfürsorge ist der wirksamste 

Säuglingsschutz. 

Zur Diskussion: Henriette Fürth (Frankfurt a. M.), Frau Schönfliess 
(München), Strassmann (Berlin). 

Liefmann (Berlin): Der Einfluß der Hitze auf die Sterblichkeit 
der Säuglinge in Berlin. Es ist eine bekannte Tatsache, daß zwischen 
Hitze und Säuglingssterblichkeit ein Zusammenhang besteht. Man dachte 
bisher, daß die Ton der Hitze begünstigte Milchzersetzung den Tod so vieler 
Kinder in heißen Sommern bedinge. Die neuesten Forschungen zeigen aber, 
daß zweifellos auch ein anderer, schädlicher Einfluß der Hitze besteht, der 
bisher nicht genügend beachtet worden ist. 

Die Sterblichkeit folgt öfters der Hitze so ungemein rasch, daß nichts 
anderes übrig bleibt, als anzunehmen, daß die gestorbenen Kinder zu einem 
großen Teil den direkten Einwirkungen der Hitze — also an Hitzschlagen — 
erlegen sind. Dies ist von amerikanischen Ärzten und bei uns neuerdings 
von E. Meinert und Finkeistein behauptet worden, und ein Überblick 
über viele Jahre der Berliner Säuglingsstatistik lehrt, daß diese Anschauung 
tatsächlich fast in jedem Sommer zutrifft. Zahlreiche Beweise lassen sich 
dafür anführen, der zwingendste ist wohl, daß die Kinder an heißen Tagen 
(nach den Angaben der Totenscheine) vorwiegend nicht an Darmstörungen 
zugrunde gehen, sondern an Krämpfen, d. h. an den Erscheinungen, die auch 
beim Hitzschlag des Erwachsenen prävalieren. 

Aber die Statistik zeigt, daß auch die Verdauungsstörungen, die nament¬ 
lich im Spätsommer herrschen, in einem Zusammenhang mit der Hitze stehen. 
Es wäre aber durchaus verfehlt, anzunehmen, daß die Hitze direkt zur 
Darmerkrankung führt. Die experimentellen wie die statistischen Beobach* 
tungen widersprechen dem entschieden. Zur Hitzeschädigung muß sich eine 
unzweckmäßige Ernährung gesellen, wenn Darmaffektionen entstehen sollen. 
Nur auf diese Weise sind die Verdauungsstörungen der Säuglinge im Sommer, 
die so oft einen unheilvollen Ausgang nehmen, zu erklären. 

Will man daher die Sommersterblichkeit bekämpfen, so darf man den 
Hitzefaktor nicht unberücksichtigt lassen. Ja allem Anschein nach kann 
man durch einfache Maßnahmen, die gegen die Hitzeschädigungen der Kinder 
sich richten, in einfacherer und wirksamerer Weise, als es bisher möglich 
war, viele Säuglingstodesfälle im Sommer vermeiden. 

Diskussion. LangBtein: Trotz hoher Temperaturen (28 bis 29°C) 
konnten im Kaiserin Auguste Viktoria-Haus keine Hitzschläge unter den 
Säuglingen konstatiert werden. Dies wurde erreicht durch luftigste Beklei- 
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dang, reichliche Verabreichung von Wasser, Vermeidung des Zuckerzu¬ 
satzes usw. In geschlossener Fürsorge sind diese Erfolge nach schneller 
Abgabe der erkrankten Säuglinge in Einzelpflege am leichtesten zu erreichen. 

Salge (Freiburg i. Br.): Ich unterstütze die Ausführungen Langsteins. 
Ich habe in diesem Sommer genau dieselben Erfahrungen gemacht. 

Die Theorie Liefmanns zur Erklärung der Nachwirkung der Hitze 
habe ich schon vor sechs Jahren aufgestellt, bewiesen ist sie bisher noch nicht. 

Wichtig ist der von Langstein betonte Punkt, daß das Material an 
Säuglingen yon Bedeutung ist, das der Hitzeschädigung ausgesetzt wird. 
Die Fähigkeit der Wärmeregulation ist verschieden bei den einzelnen Indivi¬ 
duen, diese Fähigkeit muß genauer studiert werden, um ihre Grenze kennen 
zu lernen, um eine vernünftige Kleiderhygiene zu erzielen. 

Die gesunden Kinder halten ganz leicht mit einem Hemdchen bekleidet 
die Hauttemperatur; bekleidet man sie stärker, so regulieren sie auch noch 
nach Abgabe von Wasser durch Schwitzen usw. Der vorher schon kranke 
oder geschwächte Säugling aber reguliert dann nicht mehr vollständig, bei 
ihm kommt eine genügende Entwärmung nicht mehr zustande. Warnen 
möchte ich vor einem Schema, etwa derart, daß nun alle Erkrankungen im 
Hochsommer durch Hitze bedingt seien. Gegen die Aufstellung eines Schemas 
spricht die außerordentliche Verschiedenheit des Säuglingsmaterials. 

Rosenhaupt (Frankfurt a. M.) ist der Ansicht, daß auoh der Wasser¬ 
versorgung eine größere Bedeutung bei der Bekämpfung der Sommersterb¬ 
lichkeit zuzumessen ist. In Leipzig z. B., wo die Wasserkalamität wohl am 
größten war, hat sich die Sommersterblichkeit mehr als vervierfacht, in 
Frankfurt a. M. dagegen, wo sie unausgesetzt funktionierte und keine Be¬ 
schränkung der Wasserabgabe durch Wassermessec besteht, hat sie sich nur 
um die Hälfte vermehrt. Es dürfte sich empfehlen, bei einer statistischen 
Verarbeitung der Sommersterblichkeit in den Großstädten nicht nur die je¬ 
weiligen Tagestemperaturen, sondern auch das jeweilige Funktionieren der 
Wasserversorgung zum Vergleiche heranzuziehen. Wasser ist nötig, um dem 
erhöhten Flüssigkeitsbedürfnis des Säuglings zu genügen, und Wasser braucht 
man, um durch häufigeres Baden am Tage dem Hitzschlag der Säuglinge 
entgegenzuarbeiten, und Wasser ist schließlich nicht zu entbehren, um die 
künstliche Nahrung abzukühlen oder kühl zu halten. 

Siegert (Cöln): Die Wasserversorgung kann nur in geringem Grade mit¬ 
spielen, so lange noch gutes Wasser, wenn auch beschränkt, zur Verfügung 
steht. Cöln hatte Wasser, genau wie Frankfurt, aber eine enorme Steigerung 
der Mortalität, die in Frankfurt fehlte. Hier in Berlin hat z. B. Schöneberg 
keine, die Arbeiterviertel eine hohe Sterblichkeit. Die heiße Proletarier¬ 
wohnung wird zum Sterbehaus, die freistehende, gesunde Proletarierwohnung 
nie, so wenig wie die Wohnung des Wohlhabenden. Herr Langstein hat 
für seine Kranken die Wohnungsreform tatsächlich gelöst durch Verbringung 
der Kinder in das vorzügliche Kaiserin Augusta-Viktoria-Haus. Aber un¬ 
möglich ist die Wohnungsreform nicht, unmöglich ist keine unabweisbare 
hygienische Maßregel, wo es sich um Menschenleben handelt. Unsere Groß¬ 
städte werden hier so wenig versagen wie Hamburg bei der Cholera, München 
beim Typhus; dafür garantiert uns ihr beispielloser Opfermut in allen hygie- 
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nischen Maßregeln. Also weg mit den gar nioht so zahlreichen Hitze-Sterbe¬ 
häusern; ferner Schaffung einer wirksamen Wohnungskontrolle, so daß das 
nötige Maß an Luft wenigstens gewahrt wird. Daß die Hitze und nur diese 
schwere Darmaffektionen begünstigt, auch bei gesundem Magen und oberen 
Darm, lehren uns die zahlreichen Erkrankungen der Erwachsenen und Sang* 
linge wie Kinder. Das „Wie“ wird zu untersuchen sein. Zum Sommertod 
des Säuglings aber führt der Weg von der Sommerhitze über die ungesunde 
Wohnung und einen fast regelmäßigen in heißen Jahren geltenden kranken 
„Zustand“. Diesen Weg zu unterbrechen wird uns nur gelingen, wenn 
wir die dauernde Überhitzung der Säuglinge durch Abkühlung wenigstens 
vorübergehend verhüten. Aber Wohnungsreform und damit auch Boden¬ 
reform sind unerläßliche Faktoren im Kampf gegen den Sommertod des 
Säuglings. 

Bernheim-Karrer (Zürich) berichtet über Erfahrungen aus dem 
Züricher Säuglingsheim, die mit denjenigen der von den Herren Langstein, 
Finkeistein u. a. in diesem heißen Sommer gemachten übereinstimmen. 

Gleichzeitig wurde in einem Zimmer noch der Einfluß der Milchver¬ 
derbnis hinzugefügt und Milch gereicht, die sorglos und ohne Abkühlung 
aufbewahrt worden war. Auch dadurch konnte kein von den anderen 
Zimmern abweichendes Resultat erzielt und kaum eine Störung beobachtet 
werden, die nicht vom Zustand des Kindes abhängig gewesen wäre. 

Endlich wird noch über eine Untersuchung über den Verlauf der Säug¬ 
lingssterblichkeit in den Schweizer-Städten in den einzelnen Monaten des 
Jahres (1909/10) berichtet. Sie ergab, daß von 18 städtischen Gemeinwesen 
nur 4 einen Sommergipfel zeigten, 4 im Sommer keinen höheren Anstieg und 
10 sogar einen geringeren als in den Winter- bzw. Frühjahrsmonaten, ein 
Beweis, daß das von den deutschen Ärzten erstrebte Ziel, die Sommersterb- 
Jichkeit zum Rückgang zu bringen, erreichbar ist. 

Göppert (Göttingen): Aus den Verhandlungen geht die Übereinstimmung 
hervor, daß die Überhitzung eine große Bedeutung für die Säuglingssterblich¬ 
keit besitzt und daß wir folgerichtig versuchen müssen, diesen schädigenden 
Faktor auch dort zu verringern, wo es am nötigsten ist, daher bei den 
Kindern der Arbeiter. 

Wohnungsreform im-Sinne Siegerts ist gewiß erstrebenswert, und wir 
wünschten, alle daran mitarbeiten zu dürfen. Leichter ist, durch Benutzung 
der Presse jeden Sommer den Eltern zu wiederholen, wie sie nach Möglich¬ 
keit das Kind vor überflüssiger Überhitzung schützen können. Eine solche 
Belehrung muß enthalten: 

1. Pflege der Wohnung bei heißen Tagen; 

2. Wahl des Zimmers (nicht Küche); 

3. Bettung und Kleidung des Kindes; 

4. Pflege der Milch; 

5. Art der Ernährung, besonders: 

a) große Nahrungspausen, 

b) Verringerung der Zuckermenge, 

c) Reichliche Verabfolgung von Wasser oder Saccharintee in der 
Zwischenzeit; 

6. Abkühlung des überhitzten Kindes durch kühle Waschungen. 


Digitized by Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



251 


III. Internationaler Kongreß für Säuglingsschutz, Berlin. 

Genersich (Budapest): Schon im Jahre 1905 hat er den Einfluß der 
Hitze auf die Körpertemperatur direkt beobachtet. Genersich hat im 
Wärmezimmer eine Erhöhung der Temperatur beim eingewickelten Kinde 
«chon bei 24° C, beim aufgedeckten Kinde schon bei 28° C gesehen. Der 
Einfluß der Kleidung wurde ganz exakt nachgewiesen. Man konnte den 
Einfluß der Hitze nicht als ganz gleich Anden. Es waren Kinder, die auf 
Hitze auffallend reagierten, andere zeigten nur geringe Erhöhung. Ein 
Säugling reagierte bei 35° C schon nach l 1 /, Stunden mit 39,8° C. 

Da man die äußere Temperatur während der heißen Sommerzeit nicht 
beeinflussen kann, und die Wohnung trotz Lüften während der ganzen Nacht 
und Beschattung der Fenster nicht kühl gehalten, speziell nicht eine Zimmer¬ 
temperatur unter 28° C erreicht werden kann, muß man trachten, die Kinder 
abzukühlen. Genersich hat schon seit Jahren beobachtet, daß das öftere 
Baden der Kinder in lauwarmem Wasser von sehr günstigem Einflüsse war. 
Er ließ deswegen die Säuglinge zweimal täglich baden, sobald die Zimmer¬ 
temperatur auf 28° C anstieg, wendete sogar abends ein drittes Bad an, wenn 
die heißen Nächte keine natürliche Abkühlung erlaubten. 

Medin (Stockholm): Eine Beobachtung von Stockholm. Wir haben in 
Schweden und auch in Stockholm diesen Sommer eine für unsere Verhält¬ 
nisse furchtbare Hitze gehabt. Während dieser Zeit war der Gesundheits¬ 
zustand sehr gut, die Sterblichkeit, BOgar unter den Kindern im ersten 
Lebensjahre, außerordentlich gering. Im Kinderhause haben wir im Monat 
August bei der Außentemperatur von 28 bis 30° so ungefähr 225 Säuglinge 
zu pflegen gehabt. Der Gesundheitszustand verblieb der beste, und während 
vier Wochen des Monats August ist kein einziger Todesfall eingetreten. 
Das Geheimnis: große Räume, die peinlichste Reinhaltung, Fenster Tag und 
Nacht offen, die Kinder während des Tages in den Schatten hinausgetragen. 
Nach der Erfahrung dieses Sommers glaube ich nicht, daß eine hohe äußere 
Temperatur selbst direkt für den Säugling schädlich ist. 

Epstein (Prag) ist derselben Ansicht. 

Auerbach (Berlin): Die Erfahrung der Ärzte mit ausgedehnter Arbeiter¬ 
praxis, die Ton den Erwachsenen in der heißen Zeit sehr vielfach wegen 
akuter Verdauungsstörungen konsultiert werden, beweist, daß unter dem 
Einflüsse der Hitze bei gleicher Nahrung Schädigungen entstehen. Den 
guten Erfolg einer reinen Kindermilch für Säuglinge bei sonst guten pfleg¬ 
lichen Verhältnissen beweisen die jährlichen Mitteilungen des Berliner Kinder¬ 
schutsvereins von Prof. Neumann. Auerbach empßehlt für geschlossene 
Anstalten Kühlzimmer nach den zweckmäßigen Einrichtungen im Geschäfts¬ 
hause der Deutschen Bank in Berlin. 

Rietschel (Dresden): Ich freue mich, daß heute fast allgemein an¬ 
genommen wird, daß der Hitze ein entscheidender Einfluß zugesprochen wird. 
Natürlich ist damit das Problem nicht geklärt, aber nun gilt es, Baustein 
auf Baustein weiter zu errichten, um dann an dem großen Gebäude uns zu 
freuen. 

Ich möchte Ihnen nur ganz kurz einen Fall mitteilen, der mit der 
Sicherheit eines Experimentes Ihnen beweist, daß tatsächlich durch Hitze¬ 
einwirkung ein Kind schwer geschädigt werden und unter Brechdurchfall 
erkranken kann. Es wurden in diesem Sommer nicht nur die Wohnungen 
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der Arbeiterquartiere, sondern auch die Kinder regelmäßig gemessen, und 
außerdem dafür gesorgt, daß eine quantitativ und qualitativ einwand¬ 
freie Nahrung gereicht wurde. 

Die Wohnungstemperatur (von Mitte Juni an wurde gemessen) war in 
besagtem Falle nachts noch bis 38° C. Das Kind befand sich anfangs g&ns 
wohl, selbst unter der großen Hitze litt es nicht so sehr, es wurde nur matt, 
blasser. Da plötzlich im August bekam das Kind höhere Temperaturen, 
38, 37,8° usw., und mit einem Male bekam das Kind 40,4° und Brechdurchfall 
mit Erbrechen, einen typischen SauerbrechdurchfalL Solche sicheren Be¬ 
obachtungen lassen doch wichtige Schlüsse zu. Wie die lange Einwirkung 
der Hitze auf das Kind den Durchfall hervorruft, ist eine wissenschaftliche 
Frage und gehört nicht hierher. 

Nun zum Schutze der Kinder. 

Der kausale Schutz gipfelt in der Wohnungshygiene; aber die sym¬ 
ptomatische Behandlung durch Belehrung der Mutter in der Weise, wie die 
Herren vor mir ausgeführt haben, und wie ich das selbst wiederholt schrift¬ 
lich niedergelegt habe, ist zunächst das praktisch Wichtigste. 

Das muß eine Aufgabe des praktischen Säuglingsschutzes sein, eine Auf¬ 
gabe, die goldene Früchte tragen wird. 

Hirsch (Wiesbaden): In Wiesbaden wurde von mir die Sterblichkeit 
von vier Häusern untersucht, die nach meiner Beobachtung eine besonders 
hohe Säuglingssterblichkeit von jeher aufwiesen. 

Im Jahre 1905 starben von 10 Säuglingen in diesen Häusern 9: 

im Jahre 1906 von 11 Säuglingen 4 
. . 1»07 „ 9,3 

. , 1908 ,9,7 

. . 1909 »14 „ 4 

n . 1910 „12 „ 6 

, , 1911 , 13 nur 2 

Wie ist diese geringe Säuglingssterblichkeit im Jahre 1911 zu erklären, 
wo auch in Wiesbaden eine exzessive Hitze herrschte? 

Diese geringe Sterblichkeit in den oben angeführten „Sterbehäusern“ 
ist dadurch zu erklären, daß den betreffenden Müttern die Anweisung gegeben 
wurde, die Kinder zweimal zu baden, öfters kühl abzuwaschen und längere 
Zeit nackt liegen zu lassen. Dabei wurde fleißig Wasser zu trinken gegeben. 
Duroh diese einfache Maßnahmen konnte diese geringe Mortalität in diesen 
Häusern im Jahre 1911 erzielt werden. 

Schlußwort: Liefmann hebt einzelne Punkte der Diskussion hervor 
und gibt nochmals seiner Überzeugung dahin Ausdruck, daß die Hitze ein 
wesentlicher Faktor für den Sommergipfel der Säuglingssterblichkeit sei. 

Referat: Fürsorgestellen und Stillpropaganda. Sykes (London) 
bespricht die Organisation der englischen Mütterberatungsstellen. 

Deutsch (Budapest): Die Säuglingsfürsorgestellen in Ungarn. 
Er hebt die wesentlichen Punkte der ungarischen Säuglingsfürsorgestellen 
hervor. Partielle Erfolge wurden erzielt, die gesamte Sterblichkeit der 
Säuglinge von Budapest ist jedoch noch nicht gesunken. 

Referat: Milchküchen und ihre Erfolge. Salge (Freiburg L Br.) 
betrachtet die Abgabe von Säuglingsnahrung in trinkfertigen Portionen nur 
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dann als geeignete Maßregel zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, 
wenn die Milchküche mit einer Beratungsstelle für Mütter auf das engste 
verbunden ist. Falls Milchabgabe notwendig erscheint, so soll diese möglichst 
nur gegen Entgelt (ausgenommen notorische Armut) erfolgen, hingegen 
jedoch die natürliche Ernährung durch Gewährung von Stillprämien gefördert 
werden. Milchabgabe an bemittelte Kreise ist nicht zu billigen. 

Diskussion, Nathan Strauß (New York): Das Stillen der Mütter ist 
selbstverständlich das beste. Wo dies nicht möglich, ist in Portionen fertig¬ 
gestellte pasteurisierte modifizierte Milch an Stelle der Mutter zu geben, sei 
dies einen Tag, eine Woche, oder Monate nach der Geburt. 

Der Wert pasteurisierter Milch wurde wieder dargelegt während der 
Monate Juni, Juli und August, als die Hitze so viele Säuglinge in Berlin 
tötete. In der Eberswalder Milchküche starb von 140 Kindern im Monat 
Juli keines, im Juni nur ein zweitägiges und im August zwei an Lungen¬ 
entzündung. Diese Milcbküche richtete ich vor drei Jahren ein, und die 
Milch wird nach meinem System pasteurisiert. Ähnliche Erfolge sind in 
den von mir errichteten Milchküchen in Dublin und Karlsruhe erzielt worden« 

Hirsch (Wiesbaden): Das Referat des Herrn Salge über die Milch- 
küohen und ihre Erfolge sind von einer hochgradigen Skepsis beherrscht 
über den Wert dieser Einrichtungen. Mit Recht! Ich selbst schätze den 
Wert der Milchküchen nur . gering ein. Wir alle wissen, daß ein großer, 
wohl der größte Teil von Magenstörungen, besonders aber die ausschließlich 
in der heißen Jahreszeit zu beobachtenden sohweren Zustände, die einher¬ 
gehen mit Krämpfen, Bewußtseinsstörung und Durchfällen, mit der Qualität 
der Milch gar nichts zu tun haben, sondern direkte Hitzewirkungen sind, 
daß ein anderer Teil der Magendarmschädigungen hervorgerufen wird durch 
einzelne Bestandteile der Milch, sei es das Fett oder den Zucker, also auch 
bei der einwandfreiesten Nahrung Vorkommen, und daß nur ein sehr geringer 
Teil der Magendarmstörungen auf Einsaat pathogener Keime in die Milch 
zurückzuführen ist. Ich frage mich deshalb: Wozu Milchküchen, und bin 
geneigt, ihre Notwendigkeit im allgemeinen zu verneinen« Wir haben ja 
fast gar keine Kontrolle darüber, was aus der Milch im Hause des Kon¬ 
sumenten wird. In den meisten Fällen ist die ärztlicherseits angeordnete 
Tiefkühlung im Hause fragwürdig und meistens beim besten Willen nicht 
durchführbar; in sehr vielen Fällen wird gegen die ärztliche Anordnung den 
Säuglingen nebenher irgend eine Nahrung gegeben, weil die in den Milch¬ 
küchen abgegebene Nahrung von der Bevölkerung bei ihrem Hange zur Über¬ 
fütterung als quantitativ nicht ausreichend angesehen wird. Die von Schwestern 
und Ehrendamen ausgeübte Hauskontrolle kann den Mißbrauch erschweren, 
verhindern kann sie ihn nicht. 

Es wird nun die Frage erhoben werden: Sollen wir also auf die Er¬ 
richtung von Milchküchen vollkommen verzichten? Im allgemeinen kann 
doch auf Errichtung von Milchküchen verzichtet werden, wo die Versorgung 
mit rein gewonnener, einwandfreier Milch durch Molkereien stattfindet, wo 
dieselben sogenannte Vorzugsmilch oder Sanitätsmilch liefern, und wo die 
Bevölkerung so intelligent ist, Milchmischungen herzustellen. Wenn man 
einwendet, daß der kleine Mann den hohen Preis einer solchen Qualitätsmilch 
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nicht zahlen kann, so kann die Frage so geregelt werden, daß die Kommunen 
oder die wohltätigen Vereine, die sich mit Säuglingsfürsorge befassen, die 
Differenz darauf zahlen können. Die Gelder, die auf diese Weise dadurch, 
daß die Errichtung von kostspieligen Milchküchen unterlassen wird, gespart 
werden, werden besser für die Stillpropaganda verwandt. Da, wo es sich um 
eine indolente und nicht intelligente Bevölkerung handelt, mögen immerhin 
Milchküchen errichtet werden. Aber man möge sich immer vergegen¬ 
wärtigen, daß auch hier aus den oben angeführten Punkteh nur eine Pro¬ 
phylaxe in sehr beschränktem Umfange stattfinden kann. 

Eine wirksame Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit wird durch 
Milchküchen nie möglich sein. Der Hauptwert ist auf die Einrichtung von 
Beratungsstellen zu legen, von denen aus in erster Linie eine energische 
Stillpropagande zu treiben ist und von denen aus eine allmähliche Auf¬ 
klärung der Bevölkerung über eine vernunftgemäße Aufzucht der Säuglinge 
bewerkstelligt werden kann. 

Pincus (Posen) stimmt dem Referenten darin zu, daß Milchküchen 
nur in Verbindung mit Säuglingsfürsorgestellen Wert haben, er hält sie aber 
für eine notwendige Ergänzung derselben, da eine unintelligente Bevölkerung 
gar nicht in der Lage ist, die ärztlichen Vorschriften, die in der Fürsorge- 
steile gegeben werden, zu befolgen. Natürlich muß vor allem Stillpropaganda 
getrieben werden, als Korrelat derselben muß jedoch jede ärztlich vor¬ 
geschriebene Nahrungsform für gesunde und kranke Kinder abgegeben 
werden können, möglichst viel Standardmischungen müssen vorhanden sein 
und jede Mischung, die sonst verordnet wird, neu hergestellt werden können. 

Es muß dabei wirtschaftlich vorgegangen und möglichst ohne Zuschuß 
gearbeitet werden; das gelingt, wenn die Säuglingsmilchanstalt als Teil eiher 
zentralen Milchküche eingerichtet und die Milch an Wohlhabende zu höheren 
Preisen verkauft wird. 

Sieveking (Hamburg): Die Kritik Salges, betreffend die „absoluten* 
Milchküchen, ist gewiß durchaus berechtigt. Aber besonders als beamteter 
Arzt entnehme ich dieser Kritik gerade wichtige Gründe für Milchküohen, 
natürlich unter ärztlicher Leitung und mit ärztlichen Beratungsstunden. 
Man muß vor allem die örtlichen Verhältnisse berücksichtigen. Und wo es 
sich um eine Großstadt handelt mit ungünstigen Wohnungs-, schwierigen 
ärztlichen, zweifelhaften Milch Verhältnissen, da kann allerdings eine Milch¬ 
küche anregend und erzieherisch wirken. Ich habe diese Gedanken kürzlich 
näher ausgeführt in einem Aufsatze der Zeitschrift für Säuglingsschutz und 
möchte mich nicht wiederholen, nur richtig zu stellen habe ich auch heute 
wieder die irrige* Angabe über unsere Hamburger Verhältnisse. Es 
gibt dort zwei kleinere Gemeindemilchküchen für bestimmt abgegrenzte Be¬ 
zirke, das übrige Stadtgebiet wird von der dritten größten Milchküche der 
Patriotischen Gesellschaft in -26 Ausgabestellen versorgt. Jede der letzteren 
ist mit einer ärztlichen Beratungsstunde verbunden, welche regelmäßig acht¬ 
tägig abgehalten wird. Wir haben also die ärztliche Tätigkeit de¬ 
zentralisiert und in die Hände auch praktischer Ärzte gelegt, die dafür 
8ich besonders interessieren und dafür ausgebildet sind. Keine Milch wird 
abgegeben, ohne daß die häuslichen Verhältnisse durch eine Säuglings- 
pflegerin geprüft sind. In Krankheitsfällen kann eine benachbarte ärzt- 
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liehe Beratungsstelle eintreten, falls die Hinzuziehung eines behandelnden 
Arztes versagt. Infolge der intensiven ärztlichen Mitarbeit habe ich seit 
einiger Zeit die Verhältnisse so geändert, daß etwa ein Viertel aller ab¬ 
gegebenen Milchmischungen Sonder Verschreibungen sind. Die Milchküche 
wird mehr und mehr Milchapotheke. Die Kontrolle iih Hause 
wird außer durch Besuche der Pflegerinnen noch durch die Rückgabe der 
leeren Flaschen am folgenden Tage gesichert. Und noch eines: Die Milch¬ 
küchen haben mit ihrem bescheidenen Verdienst das Geld für die An¬ 
stellung der Pflegerinnen und die Miete der Lokale für die Beratungs- 
stunde aufgebracht. Das ist wichtig, wo die Stadtverwaltung dies nicht 
ihrerseits übernimmt, was bei der in Hamburg erreichten Ausdehnung der 
Arbeit nunmehr erforderlich und angesichts der geleisteten Vorarbeit be¬ 
rechtigt erscheint. 

Nach alledem halte ich eine Milchküche für durchaus bedeutungsvoll, 
wenn sie sich in den Rahmen der städtischen Fürsorgebestrebungen richtig 
eingegliedert, ja ich glaube, daß ärztliche Beratungsstellen ohne eine richtig 
geleitete und arbeitende Milchküche nicht auskommen können. 

Auerbach (Berlin): Die Milchküchen dürfen nur für die Bevölkerungs¬ 
kreise bis zum Einkommen von 3000 Jft verwendet werden, um die Tätig-* 
keit der praktischen Ärzte nicht gänzlich auszuschalten. Die wenigen guten 
Ernährungsresultate gegenüber denen in wohlhabenden Familien liegen an 
den hygienischen Lücken der Lebenshaltung der ärmeren Bevölkerung. Um 
eine Verschleppung infektiöser Krankheiten unter den kleinen Besuchern 
der Säuglingsfürsorgestellen einzuschränken, wünscht er eine möglichste De¬ 
zentralisation. Schließlich zeigt er Klischeebilder eines billigen und zweck¬ 
mäßigen Henneberg sehen Milchsterilisators mit Rückkühlung für kleinere 
Milchküchen. 

Hauser (Karlsruhe): Herr Nathan Strauß aus New York, dem wir 
in Karlsruhe die Einrichtung unserer seit 1908 in Betrieb befindlichen Milch¬ 
küche verdanken, hat vorhin in seinen Mitteilungen auch Karlsruhe erwähnt, 
und ich bin als Karlsruher und Mitleiter dieser Milchküche schuldig, einiges 
zur Erklärung hierüber zu sagen: In Karlsruhe war die Säuglingssterblich¬ 
keit vor Beginn unserer Fürsorgetätigkeit etwa 21 bis 30 Proz.; sie war bis 
1910 reduziert auf etwa 15 bis 16 Proz.; die Zahl der unserer Fürsorge unter¬ 
stellten Sander beträgt jährlich etwa 600; die Reduktion der Sterblichkeit 
gerade unter diesen aber ist nun eine ganz erhebliche; sie beträgt bis zu 
15 Proz., d. h. es ging die Mortalität der Fürsorgekinder selbst herunter bis 
zu 6 bis 8 Proz., damit auf ein Maß, wie es nur in den besten Stadtvierteln 
der Stadt, den sogenannten Millionen vierteln, der Fall war. 

Worauf ist das zurüokzuführen? Offenbar ist dies das Resultat aller 
Faktoren, mit denen unsere Fürsorge operiert; das sind nicht allein die 
Milchküchen, sondern auch die ärztlichen Beratungsstellen, davon wir drei 
besitzen, und dann noch hauptsächlich die Förderung des Selbststillens; über 
50 Proz. unserer Schulkinder sind ehemalige Brustkinder, und es ist außer 
Frage, daß diesem Faktor ein Hauptteil unseres Gesamterfolges zuzuschreiben 
ist Wie viel an Wert nun allein nur den Milchküchen zuzuschreiben ist, 
ist natürlich in Zahlen schwer auszudrücken, allein wir stehen doch, glaube 
ich, auf dem Standpunkt, daß wir die Milchküche nicht missen möchten. 
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Feer (Zürich) beanstandet, daß die Abgabe aus der Milchküche an 
Bemittelte nur zu billigen sei, da schwierige Gemische nur dort herzustellen 
sind; wenn diese auf ärztliche Verordnung abgegeben werden, so geschieht 
damit dem Hausarzt ein Dienst. Fernerhin ist es nicht Bequemlichkeit, 
sondern meist gerade peinliche Sorgfalt, welche gut situierte Mütter an die 
Milchküchen gelangen läßt. 

Siegert (Cöln) empfiehlt, im Gegensatz zu Auerbach, gerade auch 
den Wohlhabenden gegen Annoncierung des Hausarztes die von ihm für 
nötig erklärten Mischungen zu geben. Aber die ärztliche erneute Anweisung 
muß beim Übergang von Mischung 1 zu 2, zu 3 usw. jedesmal wieder vor- 
liegen. Auch das ist wichtig, daß z.B. im heißen Sommer, wie dieses Jahr, 
die Mischungen entsprechend verdünnt, also gegen die in normalen Zeiten 
richtigen verdünnt werden. 

(Schlußwort) Salge: Gegen meine Ausführungen ist ernstlich nichts 
eingewendet worden. 

Ich habe nichts dagegen, wenn auf ärztlichen Rat auch den Bemittelten 
besonders schwierige Mischungen aus den Milchküchen gegeben werden. Ich 
habe nicht behauptet, daß die Milchküchen zwecklos sind. Ich behaupte 
aber, daß sie nur unter ganz bestimmten Verhältnissen von Bedeutung sind, 
wie ich oben auseinandergesetzt habe. 

Herrn Pincus kann ich nicht recht geben. Es gibt, namentlich wenn 
man mit einer intelligenten Bevölkerung zu tun hat, vielfach Verhältnisse, die 
auch ohne Milchküche nur durch Beratung ein gutes Resultat erzielen lassen. 

Ich bitte ferner zu beachten, daß manche Erfolge der Milchkftchen zu¬ 
sammenfallen mit kühlen Sommern. 

Referat. Krippen. Meier (München): Die Krippe war die modernste 
Schöpfung in der Fürsorge des frühen Kindesalters um die Wende des vorigen 
Jahrhunderts. Nach Frankreichs Vorbild hatte das Krippenwesen auch auf 
deutschem Boden Wurzel gefaßt. Zuerst in Wien, dann in Dresden, Berlin, 
Hamburg, München, Frankfurt, Nürnherg. Über einen guten Anfang ist es 
aber in Deutschland nicht hinausgekommen. Schlecht geführte Anstalten 
haben die Sache selbst geschädigt. Pfeiffer in Wiesbaden hat auf diese 
Schädlinge hingewiesen und damit das ganze Krippenwesen verurteilt Hygie¬ 
nische Bedenken herrschen auch jetzt noch in Deutschland vor. Der Säug- 
lingsscbutz blieb deshalb bis vor wenig Jahren den Krippen gleichgültig, ja 
ablehnend gegenüber. 

Drei Einwände werden den Krippen noch immer entgegengebracht. 
Der eine lautet: die Mutter wird durch die Klippe ihrem Kinde entfremdet... 
— Nicht die Krippe ist schuld, sondern die Not, welche die Mutter zu Er¬ 
werbsarbeiten zwingt. Die bisherigen Maßnahmen des Mutter- und Säug¬ 
lingsschutzes, auf die Referent kurz eingeht, reichen nicht aus, die Frau 
von der Erwerbsarbeit fernzuhalten, — der zweite Ein wand lautet: die 
Krippe ist eine gesundheitliche Gefahr. Zur Beantwortung dieses Einwandes 
darf man nur die Krippen ins Auge fassen, die nach modernen Prinzipien 
geführt werden. Die Erfordernisse eines einwandfreien Betriebes sind in 
den Anstalten der geschlossenen Säuglingsfürsorge praktisch festgelegt. Die 
Krippen haben sie nur anzuwenden. Die wichtigste Persönlichkeit für einen 
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solchen Betrieb ist der Arzt. Wenn seine ständige Aufsicht noch manchen 
Krippen fehlt, so liegt das an den mangelnden Mitteln der Vereine, die den 
berechtigten Anforderungen des Arztes nicht nachkommen können. Referent 
schildert kurz Einrichtung und Betrieb, wie er notwendig ist, um den 
Krippen den Vorwurf zu sparen, sie wären Infektionsherde. 

Die Krippen haben vor allem die Aufgabe, das Stillen zu fördern. Be¬ 
sondere Vergünstigungen sollen die Mütter zur Erfüllung dieser Pflicht an- 
halten. Ein Stillhindernis ist es, Kinder schon yon den ersten Lebenstagen 
an aufzunehmen. Ein Alter yon mindestens einem Monat sollte zur Auf¬ 
nahmebedingung gemacht werden. Das beste Mittel, um die Fabrikarbeite¬ 
rinnen zum Stillen anzuhalten, sind die Fabrikkrippen. Ihre Erfolge sind 
allgemein anerkannt, doch werden auch ihnen in Deutschland noch yielfach 
Bedenken entgegengebracht Sie richten sich vor allem auf die Störung des 
Fabrikbetriebes. Ein praktisches Beispiel aus Frankreich zeigt, wie wenig 
dieses Bedenken berechtigt ist Referent glaubt, die bei uns noch bestehende 
Abneigung gegen Errichtung yon Fabrikkrippen liegt in der Befürchtung 
der nicht unerheblichen Kosten, die daraus entstehen. Er hält es daher 
auch nicht für angezeigt, durch Gesetz den Fabrikunternehmungen die 
Schaffung dieser Anstalten zur Aufgabe zu machen. Die staatlichen Betriebe 
sollten yor allem mit gutem Beispiele yorangehen durch die Einrichtung yon 
Fabrikkrippen. 

Die Säuglingsfürsorge sollte sich des Krippenwesens selbst mit mehr 
Wärme annehmen, das wird auch günstig auf die Fabrikkrippen wirken. 
Die Krippen sind gegebene Belehrungsstellen für die Mütter. Sie lernen 
dort an ihrem eigenen Kinde eine rationelle Pflege kennen. Um so gefahr¬ 
bringender sind auch schlecht betriebene Anstalten. Die Säuglingsfürsorge 
trifft die Aufgabe, diese Mängel des Krippenwesens zu bekämpfen, nicht das 
Krippenwesen selbst. 

Der Staat sollte durch gesetzliche Verordnungen einen einwandfreien 
Betrieb sichern, wie es schon in Frankreich seit 1861 geschieht. Ein solcher 
Betrieb yerlangt aber auch Mittel. Das Krippenwesen in Deutschland wird 
fast ausschließlich von privater Wohltätigkeit betrieben, öffentliche Mittel, 
besonders der Gemeinden, sollten dafür aufgewendet werden. 

Die Vereinigung der Freunde und Interessenten der Krippensache, wie 
sie in Frankreich in der „Soci6t4 des cröches“, in der Schweiz im w Zentral¬ 
krippenverein“ besteht, könnte auch noch private Mittel für die Verbesserung 
und Förderung unseres Krippenwesens flüssig machen. 

Die moderne Säuglingsfürsorge hat sich bei uns zuletzt der Krippen 
angenommen. Reiche Arbeit wartet ihrer auf diesem Gebiete, viel Ver¬ 
altetes ist auszumerzen und viel Neues zu schaffen. 

Diskussion: Frau Gillis (Antwerpen) gibt Kenntnis von den Einrich¬ 
tungen der zahlreichen Krippen Frankreichs. 

Frau A. Guggenbühl (St. Gallen) glaubt, daß in der Schweiz durch 
die Tätigkeit eines Zentralkrippenvereins eine gleichmäßig gute Arbeit aller 
schweizerischen Krippen im Sinne des Vortragenden gewährleistet sei. 

Kr oh ne (Berlin) weist als Vorsitzender des Berliner Krippen Vereins 
einige Vorwürfe zurück. In Berlin wird gerade durch die Krippen das 

Viertdjahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. jy 
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Band zwischen Mutter und Kind gefestigt. Weitgehenden Vorschriften steht 
die Kostenfrage entgegen. Die Gemeinden sollten den Ausbau des Krippen¬ 
wesens durch materielle Unterstützung fördern. 

Gelkaar (Frankfurt a. M.): Die Krippen sollen auf die Atmungs¬ 
diätetik denselben Wert legen wie auf die Ernährung. 

Böhm (Frankfurt a. M.) bespricht eingehend die Frage materieller Bei¬ 
hilfen. Diese brauchen nicht in Geld zu bestehen, sondern in Überlassung 
öffentlicher Parks. 

Frau Sumpf (Frankfurt a. M.) weist auf den erzieherischen Wert der 
Krippen hin. 

Schlußwort: Meier (München) richtet einen warmen Appell an alle 
Stadtverwaltungen, dem Krippenwesen weitgehendere Förderung und Unter¬ 
stützung angedeihen zu lassen. 

Referat. Die Anstaltsfürsorge der Säuglinge. 

Finkeistein (Berlin) hebt die Schwierigkeiten hervor, die sich dieser 
entgegenstellen und die noch bis vor 15 Jahren Behörden und Ärzte dazu 
veranlaßten, diesem Zweige der Fürsorge gegenüber sich gänzlich ablehnend 
zu verhalten. Durch Einführung des modernen aseptischen Betriebes, der 
möglichsten Isolierung der einzelnen Kinder in der Masse durch eigene 
Gerätschaften, weitgehendste Reinlichkeit usw. auf der einen, Verbesserung 
der Ernährungs- und Behandlungsmethoden auf der anderen Seite, wurden 
diese Verhältnisse gründlich gebessert. Die moderne Säuglingsanstalt erzielt 
bei sachgemäßer Organisation und Leitung die ausgezeichnetsten Erfolge. 
Zugegeben muß werden, daß namentlich bei künstlich genährten Kindern 
gewisse Schwierigkeiten bestehen und daß man mit den in der Familie 
üblichen einfachen Milchverdünnungen meist nicht auskommt. 

Nach Meinung des Referenten sind daran nicht, wie vielfach angenommen 
wird, die ungenügende Pflege schuld, die stark belegte Anstalten dem einzel¬ 
nen Kinde zuteil werden lassen können, sondern auch häufigere infektiöse 
Erkrankungen unscheinbarster Art, die sekundär zu Verdauungsstörungen 
führen. Referent meint, daß eine Besserung, soweit künstlich ernährte 
Kinder in Frage kommen, durch Ausgestaltung der Ernährungsmethoden zu 
erzielen sei, indem dadurch die Kinder so widerstandsfähig werden, daß sie 
diese kleinen Infektionen symptomlos oder mit sehr geringen Folgen über¬ 
stehen. An Beispielen aus den Anstalten der Stadt Berlin wird gezeigt, 
welche Fortschritte auf diese Weise erzielt werden können. Bei guter Durch¬ 
führung des aseptischen Betriebes und Ausnutzung aller Errungenschaften 
der Ernährungslehre sind hervorragende Resultate zu erzielen. Immerhin 
wird als das zweckmäßigste Verfahren eine Vereinigung der Anstalt mit einer 
ärztlich kontrollierten Rekonvaleszentenpflege in Familien zu bezeichnen 
sein, in die die Kinder nach Eintritt in die Besserung gelangen. 

Cassel (Berlin): Die Verhütung und Bekämpfung der Infek¬ 
tionskrankheiten in geschlossenen Säuglingsanstalten. Der Säug¬ 
ling ist für Infektionskrankheiten aller Art sehr empfänglich, die Pflege zahl¬ 
reicher Säuglinge in einer Anstalt wird durch das Eindringen übertragbarer 
Krankheiten außerordentlich erschwert. Wohl und Wehe der Anstalt hangt 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



259 


UI. Internationaler Kongreß für Säuglingsschutz, Berlin. 

davon ab, ob es gelingt, die Infektion möglichst zu verhüten bzw. wirksam 
za bekämpfen. 

Zur Verhütung der Infektionen dienen folgende Maßnahmen: Die An¬ 
lage und der Bau der Anstalt müssen entsprechend den Lehren der modernen 
Krankenhausbau - Hygiene durchgeführt werden. Im inneren Dienste der 
Anstalt muß zur Vermeidung der Kontaktinfektion eine strenge Asepsis iui 
umfassendsten Sinne herbeigeführt werden. Zur Durchführung dieses Ge¬ 
dankens und der täglichen Praxis muß sich der Anstaltsleiter selbst ein 
geschultes Pflegepersonal heranbilden. — Da mit Muttermilch gestillte Säug¬ 
linge gegen Infektion eine viel größere Widerstandskraft besitzen, künstlich 
genährte, erkrankte Säuglinge den Infektionen viel leichter anheimfallen, so 
muß in der Anstalt ein genügender Vorrat von Muttermilch vorhanden sein, 
von Müttern, die zwar ihre eigenen Kinder stillen, den Überschuß ab¬ 
gezogener Muttermilch für fremde Säuglinge (Neugeborene und Kranke) zur 
Verfügung stellen. Kein Säugling darf bei einer fremden Mutter angelegt 
werden (Vermeidung der Syphilisansteckung). — Jedes neu angenommene 
Kind kommt auf drei bis acht Tage in eine Quarantäneabteilung, wo es auf 
Beinen Gesundheitszustand genau beobachtet wird. — Jede aufgenommene 
Mutter wird genau auf das Vorhandensein ansteckender Krankheiten unter¬ 
sucht (Syphilis, Tuberkulose). Auch jede neu angestellte Pflegerin wird 
ärztlich genau untersucht. Mütter und Pflegerinnen werden fortdauernd 
bezüglich ihres Gesundheitszustandes überwacht. Besucher der Anstalt 
(fHtern oder Angehörige) dürfen die Anstaltsräume nicht betreten; die 
Kinder werden ihnen auf Wunsch ins Wartezimmer gebracht. Kindern ist 
der Besuch der Anstalt überhaupt verboten. 

Für die Bekämpfung in der Anstalt aufgetretener Infektionskrankheiten 
gelten folgende Grundsätze: Die sogenannten Eiterinfektionen werden nach 
den Grundsätzen der Asepsis behandelt. An akuten epidemischen Krank¬ 
heiten (Grippe, Keuchhusten, Diphtherie, Masern, Scharlach usw.) Erkrankte 
werden sofort streng isoliert bzw. einem Krankenhause überwiesen. Das¬ 
selbe geschieht bei an chronischen Infektionskrankheiten Leidenden (Syphilis, 
Tuberkulose). Auf die hierbei in Betracht kommenden vielfachen Einzel¬ 
heiten kann hier nicht eingegangen werden. Der leitende Arzt einer solchen 
Anstalt muß geeignete spezialistische pädiatrische und ebenso ausreichende 
allgemeine medizinische Kenntnisse besitzen. 

Referat. Säuglingsfürsorge auf dem Lande. 

Marie Baum (Düsseldorf): Bei der Organisation der Säuglingsfürsorge 
auf dem Lande liegen noch ungelöste Aufgaben vor, und da nach wie vor 
das Band es ist, das die rasch verbrauchte Bevölkerung der Städte zu er¬ 
gänzen und zu erneuern hat, handelt es sich hier um eine Grundfrage der 
gesamten Säuglingsfürsorge. Wohlfahrtspflege bereitet auf dem Lande aus 
den verschiedensten Gründen stets viel größere Schwierigkeiten als in städti¬ 
schen Verhältnissen. Die Kultur der Kinderpflege im besonderen leidet viel¬ 
fach durch die allzu starke Belastung der Frau mit beruflicher Tätigkeit, 
die auch das frühzeitige Abbrechen der natürlichen Ernährung zur Folge 
hat. Seit langem ist es der Beruf des mit den ländlichen Verhältnissen 
wohl am besten vertrauten Vereins für ländliche Heime und Wohlfahrtspflege 
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durch die sogenannten Landpflegerinnen der überlasteten, mangelhaft 
belehrten und erzogenen Frau auf dem Lande Hilfe zu bringen. Von größter 
Wichtigkeit ist es, kulturell höherstehende Persönlichkeiten mit bestimmt 
vorgeschriebenen Aufgaben sozialhygienischer Natur auf das Land zu ver¬ 
pflanzen. Denn nur in geringem Umfang wird man die für die Durchführung 
durchgreifender Maßnahmen geeigneten Persönlichkeiten in genügender An¬ 
zahl auf dem Lande ansässig finden. Und immer und immer wieder zeigt 
die praktische Arbeit, wie sehr gerade diese Persönlichkeiten nottun. Der 
Natur der Sache nach müssen dies Ärzte und beruflich geschulte Fürsorge¬ 
rinnen sein. 

Rednerin bespricht dann im einzelnen die Maßnahmen, die zu ergreifen 
sind. Die Mittel müssen durch die Kreise mit Hilfe der Gemeinden auf¬ 
gebracht werden; materielle Beihilfen von seiten privater oder lokal an¬ 
sässiger Vereine sind flüssig zu machen. 

Hansen (Petersburg) bezeichnet die Errichtung von Krippen als vor¬ 
zügliches Mittel für die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit auf dem 
Lande. Sie wirken geradezu als Belehrungsstätten für die Bauernfrauen 
und jungen Mädchen. Die Krippe ist auch die pädagogisch-kulturelle Vor¬ 
stufe für die Dorfschule. 

Diskussion: Rademacher (Geestemünde) tritt dafür ein, die Arbeit der 
vaterländischen Frauenvereine auch in bezug auf die ländlichen Krippen aus¬ 
zubauen. 

Fräulein Kröhne (Worms) hebt die Wechselwirkung von Wohnungs¬ 
aufsicht und Säuglingsfürsorge hervor. 

Abteilung 8: Gesetzgebung und Terwaltungsmaßnahmen. 

Referat. Säuglingsschutz in Gesetzgebung und Verwaltung. 

Muu8 (Kopenhagen): Sämtliche allgemeinen Maßregeln, welche die 
Besserung der hygienischen Verhältnisse des Volkes und die Förderung 
seines Wohles zum Ziel haben, tragen dazu bei, Säuglinge zu beschützen, 
und die Abnahme der Säuglingssterblichkeit zeigt, daß die humanen Be¬ 
strebungen der letzten Jahrzehnte in diesem Punkte nicht vergeblich gewesen 
sind. Da die Kindersterblichkeit fortwährend eine so unverhältnismäßig 
größere unter den unehelichen als unter den ehelichen Kindern ist, müssen 
die Bestrebungen in erster Linie darauf ausgehen, die unehelichen Kinder 
unter die möglichst besten und gesichertsten Verhältnisse zu bringen und in 
diesem Punkte durften weder der Wunsch der Mutter noch allgemeine Rück¬ 
sichten in bezug auf die Gesellschaftsmoral in irgend welcher Weise neben 
den Rücksichten auf das Leben und die Gesundheit der Kinder maßgebend 
sein. Um sowohl unehelichen wie ehelichen Kindern Schutz angedeihen za 
lassen, müssen die Behörden oder eine Institution, deren Mitglieder aus dem 
Volke selbst gewählt sind, einschreiten können und das Kind unter ihren 
Schutz nehmen, falls es als verkommen und verwahrlost zu betrachten ist 
Die genaueste Aufsicht über sämtliche Pfleglinge muß gesichert werden, 
ebenso wie die Adoptivverhältnisse einer genauen Kontrolle unterworfen 
werden müssen. Ein befriedigendes Resultat erreicht man allerdings erst, 
wenn man in weit ausgedehnterem Maßstabe wie jetzt den Kindern Mutter- 
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oder Ammenmilch verschaffen kann. Vor allem müßten, die Mütter in jeder 
Weise angehalten werden, ihre Sprößlinge selbst zu stillen, und der Staat 
müßte alle freiwilligen Wohltätigkeitsbestrebungen, Müttern das Stillen zu 
ermöglichen, in weitestem Umfange unterstützen. 

Diskussion: Pütter (Berlin), Rumpelt (Dresden). 

Referat. Mutterschaftsversicherung. Bruno (Heidelberg): In 
Deutschland hat die hohe Säuglingssterblichkeit ihre Ursache in der Schutz¬ 
losigkeit, in der sich rund 1 7a Millionen deutscher Frauen zurzeit ihrer Ent¬ 
bindung befinden. Angesichts dieser Tatsache und da die reichsgesetzliche 
Regelung der Mutterschaftsbestrebungen in absehbarer Zeit nicht zu erwarten 
sei, habe man in der Gründung der Propagandagesellschaft für Mutterschafts¬ 
versicherung den Weg der Selbsthilfe, der privaten Versicherung, beschritten. 
Die Gesellschaft wolle die Mittel sammeln, um Mutterschaftskassen zu gründen, 
welche es allen weiblichen Personen, deren Einkommen unter 3000 JL 
bleibt, ermöglichen sollen, bei kleineren Einzahlungen Unterstützungen für 
ein eintretendes Wochenbett zu erlangen. 

Referat. Die Wiener Stillkasse und die gesetzlichen Stillunter¬ 
stützungen der Zukunft. Weiss (Wien) schilderte die Einrichtung, 
Handhabung der Wiener Stillkassen, durch die schwangere Frauen zur 
Beitragsleistung herangezogen werden, um nach ihrer Niederkunft durch Still¬ 
gelder unterstützt zu werden. Bis zur Einführung gesetzlicher Bestimmungen 
über die Stillunterstützungen können die Wiener Stillkassen als eine Vor¬ 
stufe dazu angesehen werden. 

Diskussion: Poussineau (Paris) berichtet als Präsident der Mutter¬ 
schaftsversicherung in Paris über die seit 1892 bestehende Versicherung, die 
25000 Mitglieder zählt. Er schlägt dem Kongreß folgende Resolution vor: 
Der Kongreß glaubt, daß es eine Pflicht der Menschlichkeit und des sozialen 
Gewissens ist, daß jede Mutterschaftsgesetzgebung durch die Mutterschafts¬ 
versicherung ergänzt wird. 

Dann spricht Dr. Merlin (Etienne) über den Kinderschutz. Er weist 
auf den Zusammenhang von Kinderschutz- und Mutterschaftsversicherung 
hin und betont, daß eine Ausdehnung der Mutterschaftsversicherung auf die 
ganze Arbeiterbevölkerung das beste Mittel zur Bekämpfung der Säuglings¬ 
sterblichkeit sei. 

Diskussion: E. Winocouroff, Weiss, Frau Dr. Brandt, Henriette 
Fürth (Frankfurt a.M.), Bruno (Heidelberg) und Schlossmann (Düsseldorf). 

Referat. Unterbringung syphilitischer Kinder. 

Rietschel (Dresden) weist auf die große soziale Gefahr hin, welche die 
bei fremden Pflegefrauen untergebrachten erbsyphilitischen Kinder für ihre 
gesunde Umgebung bedeuten, und verlangt, daß die Verwaltungsbehörde 
dafür sorgt, daß die Diagnose der Syphilis bei diesen Kindern möglichst 
frühzeitig festgestellt wird, daß solche Kinder den Ziehmüttern abgenommen 
und dauernd beaufsichtigt und behandelt werden. 

Rechtsanwalt Dr. Thiersch (Leipzig): Ausgehend von der rechtlichen 
Stellung des unehelichen Kindes nach dem bürgerlichen Recht im allgemeinen 
wird dargelegt, welche rechtlichen Beziehungen sich zwischen den unehe- 
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liehen Kindern einerseits und den städtischen Fürsorgeämtern in Dresden 
und Leipzig andererseits herausgebildet haben. Diese Beziehungen beruhen 
teils auf öffentlichem Recht — Aufsicht der Stadt über die unehelichen 
Kinder und die Ziehmütter im öffentlichen Interesse —, teils auf Privatrecht, 
soweit die Berufsvormundschaft eingeführt ist. Die Maßregeln, welche beide 
Städte zwecks Durchführung der Fürsorge und besonders zur Unterbringung 
syphilitischer Kinder ergriffen haben, werden vom juristischen Standpunkt 
nach den Grundsätzen des öffentlichen und privaten Rechtes beleuchtet und 
einer Kritik unterzogen. Man gelangt zu dem Ergebnis, daß die Kranken- 
hausbehandlung von unehelichen syphilitischen Kindern gegen den Willen 
der Mütter oder des Vormundes gesetzlich unzulässig ist, daß dagegen die 
Behandlung kranker Kinder im Hause auch trotz des Verbotes des Er¬ 
ziehungsberechtigten vorgenommen werden darf. Da bei offener Syphilis die 
Ansteckungsgefahr für die Umgebung groß ist, und durch Anrufung des 
Vormundschaftsgerichtes wertvolle Zeit verloren geht, erscheint die Dresdener 
Vorschrift zweckmäßig, wonach bei offener Syphilis ohne weiteres von dem 
Fürsorgeamte die Krankenhausbehandlung angeordnet und erst bei etwaigem 
Widerspruch der Erziehungsberechtigten nachträglich die Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichtes eingeholt wird. 

Dehne (Dresden) berichtet über die Erfahrungen, die mit den vom Für¬ 
sorgeamt in Dresden erlassenen Bestimmungen bisher gemacht sind. 

Turquan (Paris) erinnert daran, daß die Ernährung der neugeborenen 
syphilitischen Kinder durch gleichfalls syphilitische Ammen nichts Neues 
ist; im 18. Jahrhundert hatte zu Paris ein Polizeileutnant Lenoir eine 
Anstalt geschaffen, in welcher die syphilitischen Mütter einer Behandlung 
unterzogen wurden und gleichfalls syphilitischen Kindern die Brust gaben. 
Die Ergebnisse sind sehr befriedigende gewesen und viele rettete man vom 
Tode, die unfehlbar unterlegen wären, wenn sie keine Muttermilch bekommen 
hätten. Die Societe des prophylaxie sanitaire et morale (Gesellschaft für 
sanitäre und sittliche Prophylaxie) zu Paris, welcher Herr Turquan im 
Jahre 1908 die Frage vorlegte, hat die Beschlüsse eines Berichts des Herrn 
Professor Ribemont (Dessaignes) angenommen, wonach die syphilitischen 
Säuglinge gleichfalls syphilitischen Ammen anvertraut wurden. 

Diskussion: Turesanyi, Walz, Schlossmann, Epstein, Schloss, 
Taube, Faust, Frl. Baum, Muus. 

Schlußwort: Rietschel, Thiersch. 

Referat. Gewinnung und Kontrolle der Säuglingsmilch. 

Ostertag (Berlin) schildert die Gefahren, welche durch den Milchgenuß 
die Konsumenten bedrohen. Er hält zur Gewinnung einer unschädlichen und 
bekömmlichen Säuglingsmilch für erforderlich: eine tierärztliche Kontrolle 
der Milchtiere, ärztliche Kontrolle des Melkperson&ls und der sonstigen 
gesundheitlichen Verhältnisse der Milchwirtschaften und einer chemischen 
Kontrolle der Milch. Zur Sicherung der Kontrolle ist der Milch verkehr bis 
zu einer etwaigen gesetzlichen Regelung der örtlichen Vorschriften von 
Normativbestimmungen zu regeln; wichtig ist auch die Belehrung der Milch¬ 
produzenten und des Molkereipersonals. 

Diskussion: Rendu (Paris), Winocouroff (Odessa). 
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Cb&mbrelent (Bordeaux): Die Wichtigkeit, die Herkunft der 
Säuglingsmilch zu überwachen. Alle Kinderärzte sind sich gegenwärtig 
darüber einig, daß das Stillen durch die Mütter die den Neugeborenen zu¬ 
träglichste Ernährungsform ist. In einigen Ausnahmefällen ist diese Er¬ 
nährung nicht möglich. In noch häufigeren Fällen ist diese Ernährungs¬ 
form nicht ausreichend und ist es daher notwendig, die Ernährung durch 
Muttermilch, durch Zunährung mit anderer Milch zu ergänzen. 

Die bezahlte Amme ist ein sozialer Irrtum, da, wie Professor Tinard 
sagt, die Milch der Frau ihrem Kinde gehört. Man muß sich daher der 
Tiere bedienen, um Milch für die Säuglinge zu erhalten. Die Erfahrung hat 
gelehrt, daß in der großen Mehrzahl der Fälle die Kinder diese Miloh sehr 
gut vertragen, jedoch unter d*r Voraussetzung, daß die Milch von untadel- 
hafter Reinheit ist. Früher hat man sich begnügt, die Milch nur auf ihre 
chemische Reinheit zu untersuchen und in jüngster Zeit hat man auch die 
bakteriologische Reinheit gefordert. Wenn dies auch die beiden wichtigsten 
Anforderungen an die Reinheit der Milch sind; so bleiben dieselben doch 
noch immer ungenügend. Selbst wenn die chemische und bakteriologische 
Untersuchung keinerlei Unreinheit ergibt, kann die Milch den Neugeborenen 
noch immer schädlich sein, und zwar wenn die Milch von kranken Tieren 
herrührt, oder einer mangelhaften Behandlung unterworfen ist. Sie kann 
ebenso gefährlich werden, wenn sie von kranken oder unsauberen Personen 
behandelt wird. Die Überwachung der für Säuglinge bestimmten Milch muß 
sich daher bis zum Ursprung erstrecken, d. h., es ist notwendig, nicht nur 
den Gesundheitszustand der Tiere und die hygienischen Bedingungen, in 
denen sie sich befindet, sondern auch die Personen, welche die Milch vom 
Melken bis zum Einfüllen in Flaschen bearbeiten, zu überwachen. 

Abteilung 8 a: Torrn undschmfts wesen. 

Referat. Die internationalen Beziehungen im Vormundschafts¬ 
wesen und die Haager Konvention. Horn (Paris): Im Gegensatz zu 
Reicher und Naegeli spricht er sich für die Beibehaltung des National- 
prinzips der Haager Konvention vom 12. Juni 1902 aus. Er legt dar, daß 
das Wohnsitzprinzip in keiner Weise geeignet sei, die Rechtslage der unehe¬ 
lichen Kinder zu verbessern und meint, die Annahme dieses Prinzips würde 
im Gegenteil in den meisten Fällen zur Schutzlosigkeit führen. Der Vertrag 
sei allerdings in manchen Einzelheiten einer Reform bedürftig, ohne daß sein 
wirklicher Wert in Frage gestellt werde. Nach einer kurzen, aber trotzdem 
vollständigen Darlegung der wesentlichen Bestimmungen des Vertrages und 
nach einer Beantwortung der gelegentlich des vierten Kongresses des Archivs 
der deutschen Berufsvormünder von Reicher und Stadtrat Naegeli auf¬ 
geworfenen Streitfragen regte der Redner dann die Gründung einer inter¬ 
nationalen Auskunfts-Zentrale an und schloß mit der Empfehlung, das von 
dem Vertrage aufgestellte Prinzip beizubehalten. 

Diskussion: Petersen (Hamburg), Silbernagel (Basel), Ziegler 
(Wien), Melly (Budapest). 

Referat. Die Rechtsstellung des unehelichen Kindes in den 
wichtigsten europäischen Ländern. Meister (Frankfurt a. M.): Er 
legte ausführlich dar, in welchen Arten und Staaten das Anerkennungsprinzip 
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und das der bloßen Unterhaltsklage in Geltung sei und kam auf Grund 
einer ausführlichen kritischen Beleuchtung der beiden Systeme zur Auf¬ 
stellung folgender Thesen: 

Es sei zu wünschen: 1. daß die Staaten, die nur das System der Kind- 
sohaft durch Anerkennung im Umfange des geltenden französischen Rechtes 
haben, dieses durch das System der Unterhaltsklage im vollen Umfange 
ergänzen; 

2. daß bei der Ausgestaltung der Unterhaltsklage des Kindes die Rück¬ 
sichten auf die Beweisschwierigkeiten bei Feststellung des unehelichen Vaters 
nicht zu ihrer Beschränkung führen dürfen, ebenso wie 

3. die Rücksicht auf die etwaige Unmoralität der Mutter, deren An¬ 
sprüche streng von denen des Kindes zu sondern sind, daß insbesondere 

4. die Staaten, die durch die Geltendmachung der exceptio plurium 
concubintium durch den Beklagten die Unterhaltsklage des Kindes be¬ 
schränken, diese beseitigen, neue Gesetze sie außer Betracht lassen; 

5. daß überall die Rechtsvertretung des unehelichen Kindes nicht der 
Kindermutter, sondern einem erfahrenen und unabhängigen Vormund, am 
besten einem Berufsvormund übertragen wird. 

Referat: Die Rechtsverfolgung der Ansprüche unehelicher 
Kinder im Auslände. Engel (Budapest): Der Rechtsanspruch der un¬ 
ehelichen Kinder muß trotz großer Schwierigkeiten auch im Auslande ver¬ 
folgt werden. Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten muß eine Zentralstelle 
geschaffen werden, die bestimmt und in der Lage sei, den Vormund bei 
dieser Arbeit zu unterstützen. In erster Linie falle diese Aufgabe dem 
Archiv deutscher Berufsvormünder in Frankfurt zu. Dieses Archiv solle 
zweckmäßig zu einer internationalen Auskunftsstelle über alle Fragen des 
Kinderschutzes, insbesondere aller Rechtsfragen ausgestaltet werden. Da 
jeder, der sich in Deutschland oder im Auslande mit Kinderschutz befasse, 
sei es nun eine Behörde oder private Person, aus dieser Tätigkeit Nutzen 
ziehen könne, so sei es erforderlich, daß jeder dieser Interessenten das 
Archiv materiell und moralisch unterstütze. 

Genersich (Kolozsvdr): Die amtlichen Nachforschungen über 
das Schicksal der unehelichen Säuglinge. Der gesetzlich geregelte 
Kinderschutz Ungarns ist in so vollkommener Verfassung, daß man mit 
Recht erwarten soll, daß in Ungarn kein schutzbedürftiges Kind ohne amt¬ 
liche Hilfe bleibe. Er legt aber dar, daß die praktische Arbeit trotzdem viel 
Schwierigkeiten habe und verbreitet sich eingehend darüber, wie durch ein 
Zusammenarbeiten der Kinderasyle, der Polizei und der Waisenstühle Ein¬ 
richtungen getroffen werden könnten, welche den von dem Gesetz gewollten 
Kinderschutz auch in der Praxis so ideal wie irgend möglich gestalten. 

Diskussion. Silbern&gel (Basel), Horn (Paris), Klumker (Frank¬ 
furt a. M.). Folgende Anträge werden eingebracht: 

a) Die Abteilung 3a des internationalen Säuglingsschutzkongresses beauf¬ 
tragt ihre Ehrenvorsitzenden und Vorsitzenden, mit der Carnegiestiftung in 
Verbindung zu treten, um ihr von den Verhandlungen über die internatio¬ 
nalen Beziehungen im Vormundschafts wesen Kenntnis zu geben und ihr sur 
Förderung der internationalen Friedensbeziehungen die Unterstützung des 
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Archivs deutscher Berufsvormünder als einer internationalen Auskunftsstelle 
für Rechtsfragen des Kinderschutzes zu empfehlen. 

b) Die Entwickelung des Säuglingsschutzes fordert dringend den Ausbau 
der internationalen Beziehungen im Vormundschaftswesen und beim Rechts¬ 
schutz des unehelichen Kindes. Da auf diesem Gebiete durch eine praktische 
Zusammenarbeit verschiedener Völker zahlreichen sohutzbedürftigen Kindern 
wesentliche Vorteile verschafft werden können, so empfiehlt der 3. Inter¬ 
nationale Säuglingsschutzkongreß den Regierangen, Vereinen und Privaten 
aller Länder, eine internationale Auskunftsstelle für Rechtsfragen des Kinder¬ 
schutzes in jeder Hinsicht zu unterstützen. 

Referat. Findelwesen. Riether (Wien): Im Findelwesen wurzeln 
die allerersten Anfänge des Säuglingsschutzes. Denn da im Altertume die 
Aussetzung der Neugeborenen gestattet war, so mußte gefundenen oder auf¬ 
gelesenen Kindern zuerst ein fremder Schutz zuteil werden. 

Die Ausbreitung des Christentums verursachte die Gründung eigener 
Anstalten zur Aufnahme dieser Kinder (Findelanstalten) fast in allen Städten. 
Die meisten wurden später wieder aufgehoben* wegen der Mißstände, die 
ihnen anhafteten. Zu den größten gehörte die Aufnahme der Kinder ohne 
Erhebungen über ihre Abstammung, so daß auch die Erhaltung nioht be¬ 
dürftiger Kinder mühelos der Allgemeinheit aufgebürdet werden konnte, und 
die Verpflegung aller Säuglinge in geschlossenen Anstalten, welche oft eine 
Sterblicheit von 70 bis 80 vom Hundert hatten. 

Von den noch bestehenden Anstalten sind die österreichischen fast 
vollständig den Anforderungen der Gegenwart entsprechend umgestaltet. 
Sie nehmen alle Bedürftigen auf, erheben aber sofort Erkundigungen über 
Familien- und Vermögensverhältnisse und ziehen die unterhaltungspflichtigen 
Verwandten zur Beitragsleistung heran. 

Sie verpflegen nur die kranken, schwachen oder sonst nicht abgebbaren 
Säuglinge im Hause und lassen sie dort von den eigenen Müttern stillen, 
die gesunden versorgen sie bei Familien auf dem Lande und lassen sie dort 
durch die Ärzte und durch bestellte Koloniesekretäre überwachen. Für die 
erhöhter Pflege bedürftigen werden besondere Zweiganstalten auf dem Lande 
(Kinderheime) geschaffen. 

Arzte und Heilmittel für die Kinder sind unentgeltlich erreichbar. Nur 
die Kostgelder entsprechen noch nicht den gegenwärtigen Lebensverhält¬ 
nissen; doch dürfte die Erhöhung nur eine Frage der Zeit sein. 

Ein Übelstand ist noch die frühzeitige Trennung des Kindes von der 
Mutter, woduroh eine gewisse Entfremdung gefördert wird. Dem abzuhelfen 
ist die Verallgemeinerung der ungarischen Einrichtung geeignet. Dort wird 
das Kind für die Säuglingszeit mit samt seiner stillenden Mutter zu einer 
geeigneten Familie in Pflege gegeben. Naoh der Entwöhnung verbleibt das 
Kind in der Familie als Kostkind, während die Mutter wieder ihrem Er¬ 
werbe nachgeht. Die Verallgemeinerung dieser Einrichtung setzt allerdings 
die gesetzliche Festlegung einer Gesamtvormundschaft des Landes voraus, 
welcher für die Säuglingszeit auch ein Verfügungsrecht über die Mutter zu¬ 
steht. Die damit verbundene Einschränkung der persönlichen Freiheit ist 
nicht größer als die, welche den jungen Männern durch die allgemeine 
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Wehrpflicht auferlegt wird. Findelanstalten, welche sioh so in jeder Rieh* 
tung den Anforderungen der Gegenwart angepaßt haben, sind nicht zu ver¬ 
werfen, sondern als Grundlage für den Kinderschutz eines Landes immer 
weiter auszugestalten. Die Leistungen einer Findelanstalt sind nicht gering; 
z. B. hat die Wiener Anstalt seit ihrem Bestände (1784) nicht weniger als 
731242 Kinder aufgenommen und versorgt Die Sterblichkeit der Kinder 
im allgemeinen, welche am Beginn bis zu 50 vom Hundert betragen hat, ist 
gegenwärtig auf 6 Proz. gesunken. 

Diskussion: Moll (Wien), Epstein (Prag), Engel (Budapest), Turs- 
sany (Szcogod), Scherer (Prag), Klumker (Frankfurt a. M.) und Taube 
(Leipzig). 

Referat. Fürsorge für Pflegekinder und uneheliche Kinder. 

Samter (Charlottenburg): Pflegekinder im Säuglingsalter, wie unehe¬ 
liche Kinder überhaupt, bedürfen der sorgfältigen Überwachung, die am 
besten durch berufsmäßig tätige, mit der modernen Säuglingspflege ver¬ 
traute weibliche Personen, wenn möglich durch Schwestern vorhandener 
Säuglingsfürsorgestellen, zügleich mit der ersten Überwachung durch diese 
erfolgt. Eine mehrfache gleichzeitige Überwachung durch verschiedene 
Stellen ist tunlichst zu vermeiden. Alle zum Schutze der Säuglinge vor¬ 
handenen Einrichtungen sind Pflegekindern, wie unehelichen Kindern über¬ 
haupt tunlichst nutzbar und leicht erreichbar zu machen. Insbesondere gilt 
das von der Erlangung ärztlicher Hilfe in Krankheitsfällen und von der 
Aufnahme in Krankenanstalten, die nicht von der vorherigen Regelung der 
Kostenfrage abhängig zu machen ist. Pflegestellen für solche Kinder sind 
aufs sorgfältigste zu prüfen und darauf zu achten, daß in Familien, in denen 
sich ansteckend kranke Personen befinden, Kinder nicht in Pflege gegeben 
werden. Bestehen Zweifel, ob ein Säugling sich für Familienpflege eignet, 
so ist er zuvor in einer geeigneten Anstalt zu beobachten. Damit die Auf¬ 
sicht über uneheliche Säuglinge so früh als möglich einsetzen kann und die 
Kinder so vollzählig als möglich erfaßt, empfiehlt sich eine Verbindung der 
überwachenden Stelle mit Standesämtern, Entbindungsanstalten und Ein¬ 
wohnermeldeämtern. Zur Sicherstellung des Unterhaltes für solche Kinder 
hat sich überall die Einführung der General- oder Berufsvormundsch&ft als 
besonders wirksam erwiesen. In Verbindung damit erscheint eine mög¬ 
lichste Erleichterung der Gewährung der Hilfe der öffentlichen Armen- und 
Waisen pflege dringend geboten. 

Francis Zanetti (Southmanchester): Die Beschützung illegitimer 
Kinder, welche gegen Entlohnung verpflegt werden. Das Auf¬ 
ziehen von Kindern gegen Entlohnung war bis 1872 in England nicht ge¬ 
regelt. Im Jahre 1908 wurde der große „Children Act. u Gesetz. Dieses 
Gesetz verlangt, daß alle Personen, welche Kinder, die getrennt von ihren 
Eltern sind, gegen Bezahlung bzw. Entlohnung in Pflege nehmen, dies inner¬ 
halb 48 Stunden der Vormundschaftsbehörde anzuzeigen haben. Diese hat 
einen Inspektor zu bestellen, welcher die Fälle zu überwachen und den 
Pflegern Ratschläge betreffs Pflege und Behandlung der Säuglinge zu geben 
hat. Die Pflegemutter ist verpflichtet, von jeder Veränderung ihres Wohn¬ 
ortes Mitteilung zu machen, gleichfalls wenn sie das vorgemerkte Kind nicht 
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langer in Pflege behält. Falls der Säugling stirbt, muß die Mutter den Vor¬ 
mündern innerhalb 48 Stunden Mitteilung machen und dem Totenbeschauer 
innerhalb 24 Stunden. Es ist Personen, die Säuglinge gegen Bezahlung in 
Pflege nehmen, verboten, das Leben dieser Säuglinge zu versichern, was 
eine ausgezeichnete Vorsichtsmaßregel gegen die absichtliche Vernachlässi¬ 
gung von Kindern ist. Die Vormünder haben die Macht, die Anzahl der in 
einer Wohnung verpflegten Kinder zu beschränken und die Entfernung jedes 
Säuglings zu veranlassen, falls das Kind von einer ungeeigneten Person ge¬ 
pflegt oder in ungesunden Wohnräumlichkeiten gehalten wurde. 

Abteilung 4: Statistik, 

Referat. Morbidität, Mortalität und Geburtenziffer in den 
verschiedenen Ländern. Falkenburg (Amsterdam): In allen europäi¬ 
schen Ländern, mit Ausnahme von Rumänien, Bulgarien und Rußland, sind 
die Geburtenziffern seit 1871 bis 1880 stark gefallen. Bedeutend größer 
war der Rückgang der allgemeinen Sterblichkeit in allen Ländern, mit Aus¬ 
nahme von Irland und Frankreich. Das Sinken der Säuglingssterblichkeit 
steht hinter dem Sinken der allgemeinen Sterblichkeit bedeutend zurück in 
allen Ländern, mit Ausnahme von Württemberg, Baden, Frankreich, Schweiz, 
Schweden und Norwegen. Die Lebensaussichten der Eltern haben also ver¬ 
hältnismäßig mehr zugenommen als die Lebensaussichten der Säuglinge. Die 
Säuglingssterblichkeit ist besonders in den Ländern mit geringen Geburts¬ 
überschüssen eine Gefahr, welche die Volkskraft bedroht. Am größten ist 
augenblicklich die Säuglingssterblichkeit in Osteuropa, am geringsten in 
Westeuropa. Die deutschen Länder nehmen in der Reihe eine un¬ 
günstige Stellung ein. Über die Morbidität der Säuglinge existiert bis 
jetzt eine zu wenig umfangreiche statistische Literatur, als daß daraus all¬ 
gemeine Schlüsse gezogen werden dürfen. Die bestehenden Daten weisen 
auf Verdauungsstörungen als die bedeutendste Ursache der Säuglings- 
erkr&nkungen und der Sterblichkeit hin. 

Diskussion, v. Mayr (München) bemerkt, daß die sogenannte n Aus¬ 
lesetheorie u hinsichtlich der Bedeutung der Säuglingssterblichkeit als ab¬ 
getan anzusehen sei. Nicht eine Ausmerzung der Schwachen, sondern auch 
eine Vernichtung der Lebenstüchtigen findet statt. Die Zusammenhänge 
zwischen Geburtenziffer und Sterblichkeit seien dahin anzunehmen, daß mit 
der Geburtenziffer auch die Sterblichkeitsziffer wachse. 

Szana (Budapest) betont, daß auch die intensivsten Fürsorgebestre¬ 
bungen diesen Parallelismus nicht hätten beseitigen können. 

Kuszynski (Schöneberg) hebt hervor, daß es äußerst schwierig sei, 
einen solchen Parallelismus sowohl zu beweisen wie zu bestreiten, da eine 
Vergleichsmöglichkeit zwischen den Geburten und Sterbeziffern noch nicht 
gegeben sei. 

Behla: Über den Rückgang der allgemeinen Säuglingssterb¬ 
lichkeit im preußischen Staate von 1876 bis 1910, sowie über die 
Säuglingssterblichkeit in den Provinzen, Regierungsbezirken 
und Kreisen Preußens 1910 und 1904. An einer Reihe von graphi¬ 
schen Tafeln zeigt er den Rückgang der allgemeinen Säuglingssterblichkeit 
im preußischen Staate, in den einzelnen Provinzen und kleineren Verwaltungs- 
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bezirken Preußens von 1876 bis 1910. Dabei ergeben sich die günstigsten 
Verhältnisse für den Westen der Monarchie. Besondere Untersuchungen 
haben ergeben, daß bei der Sterblichkeit der Säuglinge die Syphilis insofern 
von Bedeutung sei, als auf sie zurückzuführende Todesfälle sich im Ver¬ 
hältnis gesteigert haben, während alle anderen Krankheiten zurückgingen. 

Vortrag. Bernheim-Karrer (Zürich): Die Säuglingssterblich¬ 
keit in der Schweiz. Er referiert über die Sterbeziffern der Säuglinge 
in den einzelnen Kalendermonaten und zeigt, daß in der Mehrzahl der 
schweizerischen Städte die Sommersterblichkeit fehlt oder doch von der¬ 
jenigen der Frühlings- und Wintersterblichkeit übertroffen wird. 

Thomescou(Bukarest): Mortalitä et ses causes dans la premiere 
enfance ainsi que sur l’6tat de la puäriculture en Roumanie. Er 
beleuchtet die Ursachen der Säuglingssterblichkeit in Rumänien, das sich 
bekanntlich einer im Vergleich zu seiner sehr hohen Geburtenziffer nicht 
sehr großen Säuglingssterblichkeit erfreut. 

Referat. Statistik der Erfolge von Fürsorgemaßnahmen. 

Landsberg (Magdeburg): Die Betrachtung der Sterblichkeit innerhalb 
des Kreises der der Fürsorge unterstehenden Kinder darf nicht außer acht 
lassen, daß einerseits der Anfangspunkt der Beobachtung niemals, wie bei 
der Berechnung der allgemeinen Kindersterblichkeit, die Oeburt ist, anderer¬ 
seits der Endpunkt der Beobachtung vielfach durch den (vorzeitigen) Aus¬ 
tritt* aus der Fürsorge gegeben wird. 

Aus der ersteren Tatsache folgt: Da unter den der Fürsorge unter¬ 
stehenden Kindern das jüngste Alter (die ersten 8 bis 14 Lebenstage bzw. 
der erste Lebensmonat usw.) mit seiner besonders großen Sterblichkeit zum 
Teil ganz fehlt, zum Teil in wesentlich geringerem Grade vertreten ist als 
unter der Gesamtzahl der Kinder, so kann ein Vergleich der Sterblichkeit 
der Fürsorgekinder mit der allgemeinen ohne Unterscheidung von Alters- 
abschnitten (Lebensmonaten, im ersten Monat etwa unter Heraushebung der 
ersten beiden Lebenswochen) zu einwandfreien Ergebnissen nicht führen. 

Aus der zu zweit angeführten Tatsache ergibt sich der Schluß: Für die 
Messung der Sterblichkeit der der Fürsorge unterstehenden Kinder ist nicht 
nur das Alter, sondern auch die Zeit, während der sie in Beobachtung ge¬ 
standen haben, von grundlegender Bedeutung. 

Werden in der Betrachtung der Kindersterblichkeit die ehelichen und 
unehelichen Kinder unterschieden, so muß der Vorgang der Legitimationen 
mit berücksichtigt werden. Die vielfach übliche Beziehung der unehelich 
gestorbenen Kinder auf die unehelich geborenen ist unrichtig, da die legiti¬ 
miert gestorbenen unter den unehelich geborenen enthalten sind, unter den 
unehelich gestorbenen jedoch fehlen. 

Tugendreich (Berlin): Bei den großen Ausgaben, die Staat, Gemeinde 
und private Fürsorge zu Zweckeu der Bekämpfung der Säuglingssterblich¬ 
keit leisten, ist der Wunsch durchaus verständlich, möglichst bald statistische 
Beweise über den Erfolg der mannigfachen Maßnahmen zu erhalten. Die 
Statistik wird hierbei vor eine recht schwierige Aufgabe gestellt. Denn es 
ist immer schwer, den Erfolg sozialer Maßnahmen exakt nachzuweisen, weil 
die Möglichkeit des reinen Experimentes fehlt Auf eine bestimmte Be- 
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völkerungsgruppe wirken sehr verschiedene soziale Schädlichkeiten und 
soziale Heilmittel ein. Diese zu kennen, sie einzeln auf ihre Wirkung zu 
studieren, ist gewöhnlieh unmöglich. Die Erfolge aller S&uglingsfürsorge 
müssen sich in der Sterblichkeit der Säuglinge offenbaren. Die Statistik 
hat zunächst die Aufgabe, die Ursache von etwaigen Mißerfolgen aufzuklären. 
Eine Maßnahme der Säuglingsfürsorge kann aus zwei ganz verschiedenen 
Gründen ohne Einfluß auf die Säuglingssterblichkeit bleiben. Einmal kann 
eine Maßnahme, die ihre Klienten aufs günstigste beeinflußt, deshalb die 
allgemeine Säuglingssterblichkeit nicht beeinflussen, weil die Zahl der von 
ihr versorgten Säuglinge zu klein ist. Ein solche Maßnahme, die sich in 
kleinem Kreise als gute Waffe erwiesen hat, wird man dann ausbauen 
müssen. Dann aber kann die Erfolglosigkeit einer Maßnahme daher rühren, 
daß sie an sich unbrauchbar ist. Solche Einrichtungen wird man Je schneller 
desto besser fallen lassen. Für die Beurteilung des Erfolges kommt nicht 
allein die Entwickelung des Säuglings während der Fürsorge, sondern auch 
naoh der Entlassung aus der Fürsorge in Betracht. Bei der starken Fluk¬ 
tuation der großstädtischen Bevölkerung ist es allerdings nicht leicht, die 
Säuglinge längere Zeit im Auge zu behalten. Des weiteren wäre es von 
Interesse, die Entwickelung der ehemaligen Fürsorgezöglinge dauernd, jeden¬ 
falls bis zum Abschluß der Pubertät, zu verfolgen. Zu diesem Zwecke 
empfiehlt sich die Einführung von Personalbogen (Qesundheitskarten), in die 
die einzelnen Fürsorgeinstanzen, Säuglingsarzt, Impfarzt, Schularzt usw. ihre 
Bemerkungen eintragen. 

Diskussion: Gottstein (Charlottenburg), Wallenstein (Berlin). 

Zahn (München): Der Stand der Säuglingsfürsorge in Bayern. 
Es sind hier zahlreiche Fürsorgeeinrichtungen im Laufe der letzten Jahre 
entstanden. Auf Grund einer jüngst veranstalteten Erhebung gibt Bedner 
ein anschauliches Bild von allen diesen Maßnahmen. 

Badtke(Charlottenburg), Über dieSchaffung eines einheitlichen 
Schemas für vergleichende internationale Säuglingssterblich¬ 
keits-Statistik, wies darauf hin, daß die Statistik es gewesen ist, die als 
Mahnerin die Frage der Säuglingsfürsorge überhaupt erst in Fluß gebracht 
hat. Nach einer kritischen Erörterung der üblichen Maßstäbe für die Be¬ 
messung der Säuglingssterblichkeit faßte er seine Ausführungen zu Grund¬ 
forderungen zusammen, die sich namentlich erstrecken auf die Auszählung 
der gestorbenen Säuglinge nach Legitimität, Geschlecht, Altersklassen, Todes¬ 
ursache und auch eine Ernährungsstatistik der lebenden wie der gestorbenen 
Säuglinge. Für eine internationale Statistik darf man diese Grundforde¬ 
ningen nicht zu hoch schrauben. Subtilere Untersuchungen über die Säug¬ 
lingssterblichkeit werden in Zukunft, wie bisher, die städtischen statistischen 
Ämter anzustellen haben. 
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Geschichte der Sterblichkeit und der öffentlichen 
Gesundheitspflege in Frankfurt a.M. 

Von Dr. med. W. Hanauer, praktischer Arzt in Frankfurt a. M. 

(Fortsetzung.) 

m. Die öffentliche Gesundheitspflege vom Ausgang des Mittelalters 
bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts 1 ). 

Nachdem wir in unserer letzten Arbeit die Statistik der Sterblichkeit 
für den Zeitraum vom Beginn der Neuzeit bis zum Ende des 18. Jahrhunderts 
zur Darstellung gebracht haben, ist es nunmehr unsere Aufgabe, die Ent¬ 
wickelung der öffentlichen Gesundheitspflege und des Medizinalwesens in 
Frankfurt a. M. für den gleichen Zeitraum zu beleuchten, um zu einem 
Urteil darüber zu gelangen, ob und wie weit die Zustände des öffentlichen 
Sanitätswesens die Sterblichkeit günstig oder ungünstig beeinflußt haben. 
In der systematischen Darstellung beginnen wir mit Beschreibung der 

1. Bau- und Wohnungshygiene. 

Während, wie wir gesehen haben, in der Bauweise des Mittelalters 
gesundheitliche Anforderungen in keiner Weise zur Geltung kamen, die Bau¬ 
gesetze, so weit sie überhaupt es für nötig fanden, in die Freiheit des Bauens 
einzugreifen, lediglich die Feuersicherheit im Auge hatten, beginnen in der 
Zeit vom 16. bis 18. Jahrhundert, wenn auch nur zaghaft und spärlich, 
auch hygienische Gesichtspunkte sich bemerkbar zu machen. 

Unsere wichtigsten Quellen bilden die Frankfurter Rechtsbücher der 
Reformation von 1578 und 1611. Diese enthalten in ihrem 8. Teil, Titel 
1 bis 15, eine Zusammenstellung baurechtlicher und baupolizeilicher Normen *). 
Es kommen ferner in Betracht die sog. Judenbauordnung vom 7. April 1711 
für den Aufbau der durch den sog. Judenbrand zerstörten Judengasse, 
ferner die Bauordnung für die im Jahre 1719 abgebrannten Häuser vom 
23. Juli 1719, endlich die Bauordnung für die dritte Stadterweiterung, das 
sog. Fischerfeld, vom 13. Juli 1792. 

Ein Baufluohtengesetz für die Stadterweiterung existierte nicht; bei 
den beiden großen Stadterweiterungen des Mittelalters gab es keine im 
voraus festgestellten Bebauungspläne, bei den Straßenanlagen folgte man 
den alten Wegen und Wasserläufen. Allerdings war aber den Behörden eine 
Einwirkung auf die Anbauten an Wegen und Straßen zum Zweck einer 
größeren Freilegung und der Gewinnung einer ausreichenden Luftschicht 
zwischen den Häuserfronten durch diese Vorschrift der Reformation ermög¬ 
licht. Denn wollte jemand bauen, so mußte dies dem Rat behufs Besichti- 

l ) Siehe diese Zeitschr., Bd. 89, S. 498, Bd. 40, 8. 651. 

*) Der Stadt Frankfurt a.M. erneuerte Reformation. Frankfurt a, M. 1611, 
S. 527 u. ff. 
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gung durch die vom Kat dazu ernannten Baumeister angezeigt werden. Der 
Rat hatte alsdann zu befinden, ob die Baugenehmigung zu erteilen sei; auch 
wenn der Bau fertig war, mußte er wieder durch die Ratsdeputierten be¬ 
sichtigt werden, ob er allen Bauvorschriften entsprach. 

Vorschriften über die Straßenbreite finden sich zum erstenmal in 
der Judenbauordnung vom 7. April 1711 J ). Darin ist für die zu erbauende 
Gasse eine Breite von 20 Sehuh vorgeschrieben. Bei dem Mangel einer Vor¬ 
schrift über die Straßenbreite war es im übrigen vorteilhaft, daß die Bau¬ 
ordnung wenigstens die Höhe der Häuser limitierte. Die Reformation verbot 
nämlich, daß außer dem Erdgeschoß das Haus mehr als zwei weitere Stock¬ 
werke auf wies. Die Bauordnung von 1719 schrieb für das erste Stockwerk eine 
Höhe von 12, für das zweite eine solche von 11 und für das dritte eine 
solche von 10 Schuh vor. 

Die an und für sich engen Gassen wurden, wie wir früher auseinander¬ 
gesetzt haben, ihres Lichtes noch mehr beraubt durch die üblichen Über¬ 
hänge, Erker, Vorbauten usw. Es blieben auch für diese Periode zunächst 
die bereits im Mittelalter erlassenen Vorschriften über die Überhänge in 
Kraft; die Reformation begnügt sich, diese Verordnung weiter einzuschärfen 
mit dem Zusatze, daß Ausladungen und Erker nur im mittelsten Stockwerk 
und nur mit obrigkeitlicher Genehmigung und nur in weiten Gassen angebracht 
werden dürften. Erst im Anfang des 18. Jahrhunderts kam die Bewegung 
in Flnß, die Überhänge einzuschränken. In einer Bauvorschrift vom 
7. Februar 1708 findet sich zuerst, dann in den Bauordnungen von 1711 
und 1718 wiederholt die Vorschrift, daß nur ein Überhang gestattet ist, 
und zwar in engen Gassen ein solcher von 1 Schuh, in weiten ein solcher 
von lVa Schuh. 

Die meisten Bauvorschriften der Reformation beziehen sich auf die 
Feuersicherheit der Gebäude. Man hat durch zahlreiche Brände die 
Feuergefährlichkeit der Holzhäuser nunmehr erkannt und sucht daher den 
Bau steinerner Häuser zu fördern. In der Reformation wird im VIIL Teil, 
Titel 1, § 5 von dem Bauherrn verlangt, er solle wenigstens den untersten 
Stock nach der Straße zu mit gehauenen Steinen und Mauerwerk aufbauen 
lassen, aber dieses Verlangen wurde nur an solche gestellt, die „eines ziem¬ 
lichen Vermögens seien“. In der Judenbauordnung von 1711 ist letztere 
Einschränkung aufgehoben. 

Was die Bedachung der Häuser anlangt, so findet sich daB bereits 
1488 erlassene Gebot, daß alle neuen Häuser bloß mit Schiefer oder Ziegeln 
bedeckt werden dürfen, in der Reformation erneuert, desgleichen wiederholt 
die Reformation ältere Bestimmungen über die Beschaffenheit der Schorn¬ 
steine. Dieselben dürfen nicht anders als in Backsteinen, nicht liegend oder 
überlegt und nicht mehr auswendig des Hauses auf Krachsteinen, sowie über 
Höhe des Daches gemacht werden. 

Neu sind dagegen in der Reformation die Vorschriften über die Brand¬ 
mauern; sie gab detaillierte Bestimmungen, daß die Umbauten mit Brand¬ 
mauern geschützt werden und deren Errichtung auch mit Opfern des Nach- 


4 ) Beyerbach, Sammlung der Verordnungen der freyen Reichsstadt Frank¬ 
furt a. M. 1798, V. Teil, S. 1104. 
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barn durobgefübrt werden sollen. Da aber die „Winkel“ noch allgemein 
üblich waren, so wurden nicht für jedes Haus Brandmauern verlangt, sondern 
nur denjenigen, die sie errichten wollen, vorgeschrieben, daß sie bis an das 
Dach des Hauses zwei Werkschuh dick sein sollen und daß der übrige oberste 
Teil um einen halben Schuh abgesetzt werden dürfe. Die Bauordnungen 
von 1708, 1711, 1719 erweiterten die Baupflicbt der Brandmauern, schärften 
die vorstehenden Auflagen noch weiter ein, wobei sie allemal zwischen zwei, 
höchstens drei Häusern eine Brandmauer vorschrieben. 

Bezüglich der Hausentwässerung gestattet die Reformation die 
Wassersteinabläufe für das Küchenwasser noch 1 /\ Schuh in die Gasse 
vorstehen zu lassen, jedoch diejenigen an den obersten Stockwerken dürfen 
nicht über 8 Zoll vorstehend in einem Kanal oder Rohr außen an der Haus¬ 
wand auf die Straße geführt werden, nur Spülwasser, keine stinkende Un¬ 
reinlichkeit sollte damit ausgeschüttet werden. Die Bauordnung von 1719 
verbot Sturzbretter und vorstehende Kändeln an Giebeln und gebot die Anlage 
von blechernen aufrechtstehenden Standkändeln vom Dach aus zur Gasse. 

Was die Abtritte anlangt, so waren solche vorhanden, die in den 
Häusern, die sich an den Stadtgraben anlehnten, unmittelbar in diesen ihre 
Entleerung hatten. Die Reformation ließ dieses Privileg unangetastet. Die 
neu anzulegenden Aborte mußten von der Nachbargrenze 3 Werkschuh ab¬ 
stehen und vom Gemäuer des Nachbars mit einer 2 Schuh dicken Mauer 
getrennt, auch stets gehörig gefegt werden, daß sie nicht durchschlügen. 
Für die Reinigung bestanden oft erneuerte Vorschriften, die entleerten Stoffe 
sollten nur bei Nacht und entweder von der Brücke in den Main oder auf 
entfernt angelegte Gruben gebracht werden. 

Nach Orth 1 ) gab es übrigens noch im 18. Jahrhundert in rielen, 
namentlich alten Häusern gar keine „Profeien“, und pflegten die Einwohner 
der Stühle sich zu bedienen, die dann von gewissen, hierzu bestellten Weibern 
öfters ausgetragen wurden. 

Hygienische Bedeutung kommt einer Vorschrift im 4. Titel der Refor¬ 
mation zu, wonach an den Hausmauern und Wänden keine unsaubere Gegen¬ 
stände geschüttet oder aufgehäuft werden dürfen, wodurch dieselben durch¬ 
feuchtet werden und mit der Zeit faulen. 

Für die Winkel, d. h. die Abstände zwischen den einzelnen Häusern, 
bestand die Vorschrift, daß sie mindestens drei Werkschuh breit sein sollten, 
damit sie desto leichter gereinigt werden könnten; Aborte dürfen sich nicht 
in sie entleeren, wohl aber Wassersteine, doch müssen die Ausgüsse aus den¬ 
selben filtriert werden, damit nicht grobe Unreinlichkeiten, Tierkadaver usw. 
in den Winkel geschüttet werden. 

Schon am Ende des Mittelalters war ein Gebot erlassen worden, daß 
Gewerbebetriebe, die mit Lärm verbunden waren, auf gewisse Bezirke zu 
beschränken seien, die Reformation erneuerte diese Verordnungen. Sie be¬ 
stimmte, daß Backhäuser, Küferwerkstätten und Schmieden nur in den 
Gassen gestattet werden sollen, wo sie sich von altersher befanden. Für die 
Backhäuser bestehen die einengenden Vorschriften wohl wegen der mit ihnen 
verbundenen Feuersgefahr. Branntweinbrennereien und Firnishütten dürfen 

*) Orth, Anmerkungen über die Frankfurter Reformation 1751, IH, 8.472. 
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wegen der mit ihnen verbundenen Ausdünstung nur in den Vorstädten in 
abgesonderten, ummauerten Gärten oder unter den Schwibbögen der Stadt¬ 
mauern betrieben werden. 

Das Ungenügende dieser Baugesetze in hygienischer Hinsicht erhellt 
sehr deutlich aus der Beschreibung der baulichen Zustände der Stadt, wie 
wir sie bei einigen Topographen des 18. Jahrhunderts finden. 

So schreibt J. B. Müller 1 * * ) 1747, daß, wenn man in den Sitz der eigent¬ 
lichen uralten Stadt hineinkomme, man die Häuser viel älter, dunkler und 
eng aneinander gebaut antreffe, als wie in den neuerbauten Straßen. 

»Wenig Licht wird daselbst gespürt und die Bonne wirft ihre Strahlen 
gleichsam im Vorbeigehen dahin. Weil die Gebäude von ziemlicher Höhe 
sind und da9 Oberteil derselben mehr als drei Schuhlängen vorragt und 
überhängt, so ist es ganz natürlich, daß diese Gegenden etwas dunkel und 
zugleich auch feucht sein müssen.“ Noch 1788 bezeichnet Gercken*) die 
alten Bürgerhäuser als elend und von Holz gebaut. Seit 1764* setzte aller¬ 
dings eine rege Bautätigkeit ein, denn es verging, wie Müller berichtet, 
seit dieser Zeit kein Jahr, in welchem nicht vier bis sechs alte Häuser ab¬ 
gebrochen und dagegen moderne wieder auf gebaut wurden. Ja, es scheint 
sogar, als ob die Baulust noch immer fortdauern werde. „Welch* schreck¬ 
liches Gericht droht also noch in der Zukunft mancher Spelunke und ver¬ 
setzt dagegen ihre Bewohner in glücklichere Paläste“. 

Bestimmte Linien für die Baufluchten fanden sich erst bei der 
dritten Stadterweiterung, als 1788 bis 1792 der Brückhof und das 
Fischerfeld bis zur Obermainanlage zum Anbau kamen 8 ). Die Bauplätze wurden 
nur unter der ausdrücklichen Bedingung abgegeben, daß sie nach den ge¬ 
zogenen Linien mit regulären Wohnhäusern nach der Straße zu mit höchstens 
vier Stock bebaut würden, jedoch dürfen sie mit keinem Überhang versehen 
sein und gesamte vier Stock, der Sockel mit einbegriffen, nicht über 54 Fuß 
hoch, von dem Pflaster an, bis über die Höhe des Dachgesimses gerechnet. 
In diesem Distrikt dürfen keine Baustellen für „teuer- oder getösmachende 
Handwerker abgegeben werden; hingegen sind für solche Geräuschmachende, 
auch für Feuer - Professionisten schickliche Baustellen jenseits des Wall¬ 
grabens bestimmt. 

2. Straßenbau und Straßenreinigung. 

Die Pflasterung der Straßen, mit der erst am Ausgang des Mittelalters 
begonnen worden war, findet jetzt eine weitere Verbreitung. Es wurde der 
Kai am Main gepflastert, 1513 der Domplatz, die Zeit noch weit später; 
die Judengasse erhielt 1522 ein Pflaster, ln der zweiten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts finden wir einen städtischen Pflaster- und Gasseninspektor an¬ 
gestellt, der u. a. darüber zu wachen hat, daß weiche, kleine und untaugliche 
Steine von der Verwendung als Straßenpflaster ausgeschlossen werden 4 * ). 

l ) J. B. Müller, Beschreibung des gegenwärtigen Zustandes der Freien 
Wahl- und Handelsstadt Frankfurt a. M. 1747, S. 18. 

*) Gercken, Histor.-Btatistische Beschreibung der Freien Reichsstadt Frank¬ 
furt 1788, S. 3. 

*) Verkaufsbedingnisse der Bauplätze Brückhof, Wallgraben und Fischerfeld 
vom 13. April 1792; Beyerbach, 1. o., S. 1101. 

4 ) Beyerbach, 1. c., S. 1080. 

Vierteljahisschrift für Gesundheitspflege, 1912. ]g 
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Eine Trennung des Trottoirs von der Fahrbahn führte der französische 
Thorane 1759 bis 1762 ein. 

Mit der Sauberkeit und der Reinigung der Straßen muß es auch im 
15, bis 18. Jahrhundert sehr übel bestellt gewesen sein; das beweisen die 
überaus zahlreichen Verordnungen, die hierüber erlassen wurden. Letztere 
wurden aber bo schlecht befolgt, daß zur Zeit der Krönung Maximilians II. 
der Reichserbmarschall sein ganzes Ansehen auf bieten mußte, um einige 
Straßen der Neustadt und Sachsenhausens von dem Unrat und Dünger zu 
befreien, der daselbst seit Jahrhunderten einheimisch war 1 ). Lauffer J ) 
glaubt, daß man die weit vorspringenden Dachkändel an den Häusern mit 
ihren haushohen Wassergüssen lange Zeit mehr als eine Unterstützung der 
öffentlichen Straßenreinigung betrachtet hat, als daß man sie als eine Be¬ 
lästigung der Straßenwanderer unerträglich gefunden hätte. Nur so scheint 
ihr ungehinderter Fortbestand bis tief in das 18. Jahrhundert hinein erklärt 
werden zu können. 

Die Unreinlichkeit in den Straßen hatte ihren Grund in dem vielfach 
noch fehlenden Pflaster, in der Beschäftigung eines großen Teiles der Bürger¬ 
schaft mit Landwirtschaft und Viehzucht, dann weiter daran, daß man noch 
immer gewohnt war, die öffentlichen Straßen als Ablagerungsstätten für allen 
möglichen Unrat zu betrachten. Kehricht, Tierkadaver usw. wurden auf 
die Straße geworfen, die Schweine trieben sich auf denselben herum und 
wühlten im Kote und Miste. 

Eine Verordnung vom 21. Oktober 1675 weist in bemerkenswerter 
Weise auf den Zusammenhang des Schmutzes und den dadurch erzeugten 
üblen Geruch mit der Entstehung von Seuchen, namentlich der Pest hin und 
sucht die schlimmsten Übelstände abzustellen. Mist und Unrat werden auf 
den Straßen nicht mehr geduldet. Federbetten oder verlegenes Stroh („worin 
jeweils eine heimliche Seuche verborgen u ) darf nicht in die Stadt aue- 
geschüttet werden, Schweine dürfen in der Stadt nicht gehalten, Mist darf 
nur in bestimmten Straßen aufgehäuft werden, jedoch so, daß er dadurch 
die Fahrstraße nicht versperrt, und muß alle vier Wochen abgefahren werden. 
Die Metzger dürfen ihren Mist aus den Ställen auf die Straße schaffen, 
dürfen ihn aber nicht über 14 Tage liegen lassen. Färber, Kürschner, 
Branntweinbrenner und ähnliche Gewerbetreibende dürfen ihre stinkende 
Brühe und Abgänge nicht auf die Straße schütten, weil dadurch leicht In¬ 
fektionen entstehen können. Erde und Leim von Neubauten, die bisher 
vielfach auf der Straße liegen geblieben sind, müssen weggeschafft werden. 

Die Straßen müssen wöchentlich gekehrt werden und der Straßen¬ 
kehricht nebst dem Hauskehricht auf die vom Rat bestimmten Plätze fort¬ 
geschafft werden. Es ist verboten, ihn in die Flößer zu kehren oder ihn in 
den Main zu schütten. 

Wie wir aus der Verordnung vom 25. Mai 1744 ersehen, ist auch in 
der Mitte des 18. Jahrhunderts der Schmutz in Frankfurts Gassen so groß, 
daß sogar einige derselben und einige Gegenden nicht mehr passiert werden 

l ) Kirchner, Geschichte der Stadt Frankfurt a. M., EL Teil, 1810, 8.385. 

*) Lauffer, Der volkstümliche Wohnbau im alten Frankfurt a. M. Archiv 
für Frankfurts Geschichte und Kunst, B(l. 10, S. 257. 
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konnten. Der Bat schämt sich dieses Zustandes augenscheinlich aus Rücksicht 
auf die gegenwärtig hier anwesenden Allerhöchsten fürstlichen Herrschaften 
und Personen vornehmen Standes. Er verordnet daher, daß die Straßen minde¬ 
stens dreimal wöchentlich gekehrt werden müssen. 1748 beschloß der Rat auf 
die Beschwerde verschiedener Bürger, daß sie wegen Mangel an „Karcher“ 
den Schmutz nicht fortschaffen könnten, denjenigen, die keine Karcher be¬ 
kommen könnten, durch die Stadtfuhren gegen Bezahlung der Kosten, das 
KehrBel Mittwochs und Samstags wegschaffen zu lassen 1 ). Damit ist zum 
ersten Male eine öffentliche Abfuhr eingerichtet. Die Reinigung der 
öffentlichen Plätze war ebenfalls einem Unternehmer übertragen und viele 
Bürger benutzten dies, um ihren Hauskehricht sowie Straßenkehricht auf 
diese öffentlichen Plätze zu schütten. Dies wurde durch eine Verordnung 
vom 26. Januar 1768 streng verboten 3 ). Nach der Verordnung vom 
28. Januar 1774 erstreckt sich die öffentliche Reinigung außer auf die 
Hauptplätze der Stadt auch auf einige dem Fuhrverkehr besonders ausgesetzte 
Straßen. Die Abfuhr ist einigen Begüterten überlassen, die sich bereit er¬ 
klärt hatten, den Kehricht von den öffentlichen Stadtplätzen hinweg auf 
ihre Güter zu schaffen. 

1779 konstatiert der Rat wiederum, daß die Unreinlichkeit in der Stadt 
in solchem Maße überhand nehme, daß in manchen Gegenden derselben 
ordentliche Niederlagen der unflätigsten Unsauberkeit angetroffen werden. 
Er verbietet, Unflat, Wasser, Stroh, Töpfe, totes Vieh aus den Fenstern zu 
werfen oder auszugießen. 

Die Verordnungen über das Herumlaufen der Schweine auf den Straßen 
werden ein geschärft. Der Stöcker erhält den Auftrag, die Schweine, die auf 
der Straße an getroffen werden, sogleich wieder einzufangen und nur nach 
einem Lösegeld von 30 Kreuzer wieder freizugeben, auch die Eigentümer der 
Schweine zur Bestrafung anzuzeigen. Den Halsstarrigen sollen außerdem 
die vor ihren Wohnungen befindlichen Kehrseihaufen und andere Unsauber¬ 
keiten durch dazu verordnete Leute in ihre Wohnungen geworfen werden. 
Ein jeder Angeber soll unter Verschweigung seines Namens den dritten Teil 
der Strafe bekommen 3 ). 

1783 wird ausdrücklich bei 3 Gulden Strafe verboten, Aas von Hühnern, 
Katzen, Gänsen, Hunden auf die Straße zu werfen. 

1790 wird verordnet, daß niemand Mist oder Stroh auf die Straße 
streue; die Straßenreinigung hat mindestens wöchentlich einmal zu erfolgen. 
Aus der Verordnung ersehen wir, daß die meisten Bürger zur Hinweg¬ 
schaffung ihres Kehrichts sich nunmehr des öffentlich bestellten Abfuhr¬ 
unternehmers bedienen. 

3. Kanalisation und Abfuhr. 

Die Kanäle dienten zur Aufnahme des Regenwassers, der Küchen¬ 
wässer und sonstiger häuslicher Abwässer vermittelst der in den Straßen 
vielerorts angebrachten Öffnungen, sie entleerten ihren Inhalt schließlich in 

*) Belli-Gontard, Leben in Frankfurt a. M. 1850, S. Bd., 8. 67. 

*) Ebenda, 5. Bd., 8. 112. 

*) J. H. Faber, Beschreibung der Stadt Frankfurt a. M. 1788, 1. Bd., 8.57. 
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den Main. Die ersten Kloaken, oder, wie sie hier genannt wurden, An- 
tauchen wurden zur Zeit der ersten Erweiterung der Stadt im 12. Jahrhundert 
gebaut, indem man über die alten Stadtgräben Gewölbe mauerte und sich 
derselben seitdem zum Abfluß der Unreinlichkeiten bediente. Ein gleiches 
geschah bei der zweiten Stadterweiterung und in der Folge baute man, als 
infolge der dichteren Bebauung die überwölbten Gräben zur Ableitung des 
Regenwassers nicht mehr genügten, noch mehr Kanäle unter der Erde, die 
teils in den Main, teils in die älteren und breiteren Kloaken mündeten, ja, man 
leitete auch von der östlichen Seite des Frankfurter Gebietes her ein fließendes 
Wasser hinein, welches jedoch die An tauchen nicht immer in gleichem Zuge * 
durchströmte« 

Das große, auf diese Art entstandene Netz von Kloaken und Kanälen 
war ein planloses und höchst mangelhaftes; ohne Spülung, stellenweise ohne be¬ 
festigte Sohle, von ungünstigsten Formen und schlechter Konstruktion, waren 
diese alten Kloaken mit allen Übelständen, wie Schlammablagerung, Verpestung 
des Untergrundes, schädlichen Ausdünstungen, kostspieliger Reinigung, be¬ 
haftet. Sie verpesteten den Untergrund und die Luft, waren ohne jedes 
Gefälle und entleerten ihre Jauche in den Main längs des Ufers innerhalb 
der Stadt 1 ). Besonders im heißen Sommer machten sich ihre Ausdünstungen 
bemerkbar, wenn sie wenig mit Wasser angefüllt waren und daher der Unrat 
nicht mehr abfließen konnte. Deswegen waren besondere Grubenfeger an¬ 
gestellt, welche die Fortschaffung des Unrates zu besorgen hatten, auch war 
es strenge yerboten, Kehricht oder sonstigen Unrat in die Antauchen za 
schütten. Nichtsdestoweniger wurde vielfach Sand und anderer Unrat 
in die Antauchen geschüttet, wodurch dieselben verstopft wurden und einen 
unleidlichen Gestank entwickelten. Die auf den alten Kanälen stehenden 
Häuser hatten, wie wir gesehen haben, das sogenannte Seßrecht und führten 
auch die Exkremente hinein; sie mußten dafür einen jährlichen Zins an das 
Rechneiamt bezahlen. Im übrigen wurden die Abtrittstoffe in der Regel 
in Gruben aufgespeichert oder in Kübeln gesammelt und abgefahren. Die 
Gruben wurden meistenteils in die Erde gegraben und zugewölbt, aus Mangel 
an Platz wurden viele gar nicht in die Erde eingegraben. 

Die Reinigung der Abtritte durfte nicht bei Tage, sondern mußte bei 
Nacht geschehen, der Inhalt war auf das Feld zur Düngung zu bringen; 
früher durfte die Reinigung nur der Stöcker besorgen, Beit 1784 war es aber 
freigegeben, auch andere Personen dazu zu verwenden. Die Verordnung 
vom 10. November 1789 über die Abortreinigung schreibt außerdem Sicher- 
heits- und Verhaltungsmaßregeln vor, wie sich die Abortreiniger gegen er¬ 
stickende Gase schützen können. 

4. Die Wasserversorgung. 

Die öffentlichen Brunnen auf Gassen und Plätzen, welche neben den 
privaten Brunnen in Häusern und Höfen die Wasserversorgung der Stadt 
vermittelten, waren von Anfang an bis ins vorige Jahrhundert Ziehbrunnen. 
Sie bestanden aus einem Schacht, welcher ausgemauert und oben mit einer 
steinernen Brüstung versehen wurde. Die Entnahme des Wassers geschah 

l ) Lindley, Entwässerung in „Frankfurt a.M. und seine Bauten* 1886, 8.412. 
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durch Schöpfgeräte an Seilen mit oder ohne Zuhilfenahme von Rollen 1 ). In 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wurden die öffentlichen Ziehbrunnen 
der Stadt nach und nach in Pumpbrunnen umgebaut. Bei den Zieh* 
brunnen veranlaßt© die häufige Verunreinigung durch bineingeworfene Tier¬ 
leichen und andere Dinge kostspielige Ausfegungen; auch ereigneten sich 
bei der Wasserentnahme öfters Unglücksfälle, indem schöpfende Kinder in 
den Brunnen fielen. Gegen die Verunreinigung der Brunnen wandten sich 
mehrere Verordnungen des 17. und 18. Jahrhunderts. Es war verboten, 
Kehricht, Mist und Unrat hineinzuschütten, noch auch auf dem Brunnen¬ 
gestell Tücher zu waschen oder unreine Eimer an den Brunnen zu hängen; 
die Brunnen mußten von Zeit zu Zeit gründlich gefegt werden. 

Die bauliche Unterhaltung und Reinigung der Brunnen wies die Stadt 
denjenigen Hausbesitzern zu, deren Häuser sich dieser Brunnen bedienten; 
sie waren in die „ Brunnenrolle“ eingetragen und zahlten einen jährlichen 
Beitrag, das Brunnengeld. Die Brunnennachbarschaft wählte zur Versorgung 
des Brunnens zwei Brunnenmeister. Die Brunnenverwaltung stand unter 
Aufsicht des Rates und war durch die von der Stadt erlassene Brunnen¬ 
verordnung einheitlich geregelt. Alljährlich trat die Nachbarschaft zur 
Rechnung8abnahme zusammen; bei dieser Gelegenheit wurde auch der Brunnen 
gefegt und dieses Ereignis in fröhlichem Zusammensein gefeiert, das man 
Brunnenfahrt nannte. 

In Frankfurt hatte die Frage der öffentlichen Wasserversorgung nicht 
nur in qualitativer, sondern auch in quantitativer Hinsicht schon sehr frühe 
Beachtung gefunden. Da die Senkbrunnen weder in Qualität noch in 
Quantität den Anforderungen entsprachen, so wurden bereits 1507 Regen- 
cisternen angelegt 2 ). Der Versuch, Wasser durch Röhren in die Stadt zu 
leiten, geht noch bis ans Ende des Mittelalters zurück. 1551 wurde abermals 
eine Holzröhrenleitung gelegt, um dem Brunnen auf dem Römerberg etwas 
Wasser zuzuführen. Das erstere wurde in der Nähe Bomheims aufgefangen 
und nach Frankfurt geführt. So besaß Frankfurt eher wie die meisten 
anderen deutschen Städte eine kollektive und zwar eine städtische 
Wasserversorgung. 1607 erhielt eine Bauherrnkommission vom Rat den 
Auftrag, zu beraten, in welcher Weise mehr Wasser herbeigeschafft werden 
könnte. Es wurde demzufolge das Quellwasser des Friedberger Feldes in die 
Stadt geleitet. Bei dieser Gelegenheit ist beachtenswert, daß die erste Zu¬ 
leitung in Bleiröhren versucht wurde, später ging man wieder von denselben 
ab, und griff wahrscheinlich aus Sparsamkeitsrücksichten auf Holzröhren 
zurück; diese wurden 1771 durch eiserne ersetzt Diese Leitung führte durch 
das Eschenheimer Tor in die Stadt. Am Ende des 18. Jahrhunderts waren 
sieben Röhrenleitungen vorhanden; die Quantität des Wasser wurde als reich 
bezeichnet, die Qualität wird von den zeitgenössischen Schriftstellern des 
18. Jahrhunderts als gut und gesund geschildert. Behrends 3 ) nennt sie 

l ) Wolff und Jung, Die öffentlichen Baudenkmäler von Frankfurt a. M. 
1898, 2. Bd., 8. 351. 

*) Über Wasserversorgung der Stadt Frankfurts. M. Mitteilungen des Vereins 
für Geschichte in Frankfurt a. M., Bd. 5, 8.113. 

*) Behrends, Der Einwohner von Frankfurt a. M. in Hinsicht auf seine 
Fruchtbarkeit, Mortalität und Gesundheit geschildert, Frankfurt a. M. 1771, 8. 157. 
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durchgehende hart, aber dies hindere doch nicht, daß sie hell, klar, ohne 
Geruch und ohne Geschmack sei. 

5. Die Straßenbeleuchtung. 

Nachdem bereits gegen Ende des 17. Jahrhunderts mehrere Städte in 
Deutschland angefangen hatten, ihre Straßen allabendlich zu beleuchten, 
beschloß der Rat der Stadt Frankfurt 1707, ebenfalls einen Versuch damit 
zu machen, indem er auf dem Römerberg fünf Laternen anbringen ließ. 
Der Anfang einer regelmäßigen Straßenbeleuchtung fällt jedoch erst in das 
Jahr 1711 mit der regelmäßigen Beleuchtung des Römerberges mit öllatemen 
durch den Rat. Diesem Beispiel folgten die auf dem Römerberg wohnenden 
Bürger, welche im ganzen 14 Laternen anbringen ließen 1 ). Darauf ersuchte 
der Rat durch ein Edikt vom 9. Juli 1711 die übrigen Bürger mit Aus¬ 
hängung und Unterhaltung der Laternen durch die ganze Stadt fortzu¬ 
fahren. Dieses Edikt hatte keinen Erfolg, und ebensowenig machte die 
Straßenbeleuchtung Fortschritte, als der Rat, durch ein kaiserliches Reskript 
vom Jahre 1724 veranlaßt, die Beleuchtung der Stadt durch Laternen zu¬ 
stande zu bringen sich bemühte; die Sache scheiterte an den Kosten. 

Eine regelmäßige Straßenbeleuchtung wurde erst am 1. Juni 1762 ein¬ 
geführt und zwar auf Betreiben des französischen Befehlshabers Thorane. 
Die Laternen und die übrigen Gerätschaften wurden aus dem städtischen 
Ärar beschafft, zur Unterhaltung der Beleuchtung aber den Bürgern 
eine besondere Abgabe auf erlegt, die, in acht Klassen abgestuft, von 
1 bis 10 Gulden betrug. 

1786 waren 604 Stadtlaternen vorhanden; Gehrken klagt jedoch, daß 
sie schlecht leuchteten, weil sie zu viel Blecheinfassung hätten und*zu 
nahe den Häusern gemacht seien, was vielleicht auch vom schlechten Öle 
herrühre. Einen Fortschritt bedeutete es daher, als man seit 1791 die Laternen 
nicht mehr neben an der Wand der Häuser an eisernen Tragarmen auf¬ 
steckte, sondern sie in vergrößertem und verbessertem Format in der 
Mitte der Straße, ungefähr in der Höhe des ersten Stockes an Seilen mit 
Rollen zum Herablassen aufhing. Die Töngesgasse war die erste Straße, 
welche mit diesen schönen und hell leuchtenden Laternen prangte. 

6. Die Friedhöfe. 

1508 wurde der neue Friedhof bei der St. Peterskirohe eingeweiht, der 
aus Schenkungen und Stiftungen von Gomnenis, Felber und Heller ent¬ 
standen war; im gleichen Jahre wurde ein neuer Friedhof bei der Elisabethen¬ 
kapelle in Sachsenhausen der Benutzung übergeben. 1510 verlangte der 
Rat dem Bartholomäusstifte gegenüber, daß ferner niemand mehr auf dessen 
Friedhof begraben werden solle, außer wer dort ein Erbbegräbnis besitze. 
Als dies nicht beachtet wurde, befahl er 1519 den Totengräbern, diesseits 
des Mains nur auf dem Peterskirchhof Gräber zu machen. 1530 aber 

l ) Moritz, Versuch einer Einleitung in die Staatsverfassung der Reichsstadt 
Frankfurt a. M., 2. Teil, Frankfurt a. M. 1786, 8. 251. Reiff enstein, Zur Ge¬ 
schichte der Straßenbeleuchtung in Frankfurt a. M. Archiv für Frankfurter Ge¬ 
schichte und Kunst 1854, 6. Heft, 8. 202. Bat tonn, Örtliche Beschreibung der 
Stadt Frankfurt a. M. 1861, Bd. 1, 8. 177. 
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wiederholte er nicht nur das Gebot, sondern er untersagte auch das Begraben 
in den Kirchen; diese Anordnung wurde 18 Jahr lang durchgeführt 1 ). Nach 
dem Religionsfrieden kehrte der alte Mißstand wieder: es wurden wieder auf 
dem Friedhofe am Dom wie in den Kirchen Leichen beigesetzt; übrigens 
wurden auch in den protestantischen Kirchen zuweilen noch Leichen bei¬ 
gesetzt, doch war die Erlaubnis dazu schwer zu erhalten. 

Der Rat ließ die Katholiken gewähren, die beiden Friedhöfe wurden 
fortan nur von den Protestanten benutzt und zwar nicht bloß von den 
Lutheranern, sondern auch von den Reformierten. Jenseits des Mains be¬ 
statteten die Katholiken ihre Toten auf dem Friedhof der Deutschherren; 
daneben gab es einen jüdischen Friedhof im Osten der Stadt. 

Der Friedhof bei St. Peter mußte mehrmals erweitert werden, namentlich 
in Pestzeiten, daneben bestanden die Friedhöfe bei den Spitälern weiter. 

Zur Begrabung der Pestleichen diente wohl das sogenannte Pestilenz- 
loch, in dessen sumpfigen Boden man die im nahe gelegenen Pestilenzhause 
Gestorbenen versenkte. Kriegk hält es für wahrscheinlich, daß, wenn eine 
Seuche sehr viele Menschen dahinraffte, diese nicht einzeln in besonderen 
Gräbern, sondern zusammen in große Gräber ohne Särge beerdigt wurden. Dies 
geschah in Frankfurt noch 1620 auf dem Friedhofe des Heiligen GeistBpitals. 

Die alten Gräber des Friedhofes wurden immer wieder aufs neue ge¬ 
braucht, der Peterskirchhof wurde daher alle 15 bis 20 Jahre einmal um¬ 
gegraben. Die ausgegrabenen Knochen wurden in den Beinhäusern ge¬ 
sammelt; am Dom diente die Michaelskapelle als Beinhaus. 

Darüber, daß die Kirchhöfe nicht etwa durch üble Ausdünstungen 
schädlich wirkten, haben sich die beiden ärztlichen Topographen des 18. Jahr¬ 
hunderts, Burggrave und Behrends sehr eingehend ausgesprochen, ein¬ 
mal da die Gräber vier Fuß tief eingegraben und wieder mit Erde gefüllt 
würden, andererseits da sie frei lägen und daher von den Winden genügend 
bestrichen werden könnten. Was die Begräbnisse in den Kirchen anlangt, 
so haben sich, wie Burggrave hervorhebt, die Ärzte immer dagegen aus¬ 
gesprochen, sie geschähen aber so selten und mit solcher Vorsicht, daß sie 
wenig oder nichts schaden könnten. 

Am 26. Januar 1779 erließ der Rat ein Dekret, um dem Mißbrauch zu 
begegnen, daß die Leichen zu früh — bereits am Todestage oder am Tage 
nach dem Ableben — beerdigt würden, daß die Beerdigung erst nach Ablauf 
von drei Nächten nach eingetretenem Tode vorgenommen werden dürfe, 
ln besonderen Fällen darf die Beerdigung auch früher erfolgen, doch muß 
zuvor die Leiche von einem Arzt besichtigt und untersucht, und von ihm 
ein Erlaubnisschein ausgestellt werden. Ohne diesen von einem Arzte aus¬ 
gestellten Erlaubnisschein darf für die Folge überhaupt kein Toter mehr 
beerdigt werden *). 

7. Das Badewesen. 

Wir haben gesehen, daß mit dem Ausgang des Mittelalters der Gebrauch 
der warmen Bäder und der Schwitzbäder außer Gebrauch gekommen war. 
1706 waren nur zwei öffentliche Badstuben vorhanden. Dafür wurde das 

l ) Kriegk, Deutsches Bürgertum im Mittelalter. N. F. 1871, S. 145. 

*) Beyerbach, l.c., S. 1451. 
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Baden in den Flüssen häufiger. In Frankfurt ließ der Rat den Einwohnern 
zu wiederholtem Male gebieten, nicht anders als in Beinkleidern im Main zu 
baden. Durch Dekret vom 15. Juni 1779 wurde verordnet, daß niemand 
an den Mainbrücken, wie auch zwischen der Stadt und den nach der Wind¬ 
mühle hinziehenden Gärten und Bleichen baden durfte 1 ). Auch wurde 
der Gebrauch der Flußbäder in der kalten Jahreszeit, als der Gesundheit 
nachteilig, bestraft. 

8. Ernährung und Nahrungsmittelpolizei. 

Wir wir dies bereits für das Mittelalter geschildert haben, so war auch 
in dem uns jetzt beschäftigenden Zeitraum die Sorge der Behörden unab- 
lässig und noch in vermehrtem Maße darauf gerichtet, daß der 
Bevölkerung gute und billige Nahrungsmittel zur Verfügung ständen. 
Daher die strengen Vorschriften über Güte undUnverfälschtheit der Nahrungs¬ 
und Genußmittel und die schweren Strafen, die über die verhängt wurden, 
welche die unentbehrlichen Nahrungsmittel verfälschten oder künstlich zu 
verteuern suchten, die obrigkeitlich festgesetzten Taxen, die Vorschriften 
über den Verkauf nur an bestimmten Orten und durch bestimmte Personen, 
über Ausfuhr und Einfuhr der Nahrungsmittel, dies um so mehr, weil 
Frankfurt auf die Zufuhr von Brotgetreide von auswärts angewiesen war. 
Da in beständig angefüllten Öffentlichen Magazinen gute Vorbeugemittel 
gegen die Teuerung erblickt wurden, so wurde dem Kornamt auferlegt, 
in wohlfeilen guten Jahren eine ziemliche Menge Getreide einzukaufen, um 
sie hernach zu gelegener Zeit wieder zu verkaufen. Während in normalen 
Zeiten die Anordnungen darauf hinausliefen, Teuerungen vorzubeugen, sah 
sich der Rat in durch Krieg, Mißwachs usw. veranlaßten Teuerungen zu be¬ 
sonderen Maßnahmen veranlaßt, um der Not der Bevölkerung zu steuern. 

a. Brotgetreide, Mehl und Brot. 

Korn und andere Brotfrüchte dürfen nur auf dem gewöhnlichen Markt 
vor der Katharinenpforte am Mittwoch und Samstag verkauft werden, die 
Bürgerschaft hat das Vorkaufsrecht (Verordnung vom 8. Oktober 1674 2 ). 
Das Edikt vom 16. Juli 1690 verbietet, Weizen, Korn und Mehl aufzukaufen 
und auszuführen, um zu verhüten, daß dadurch der Brotpreis künstlich 
erhöht wird. 

1770, als der Brand im Getreide herrschte, stellten die Physiker Ver¬ 
suche mit demselben an, sie verfaßten ein Gutachten und gaben an, wie die 
Müller das Korn zu reinigen hätten. 

Mehl darf nur an den beiden Mehlwagen bei der Brücke und bei der 
Bockenheimer Pforte verkauft werden. Dort wurde eine Tafel aufgehängt, 
auf welcher die Taxe und der Preis des Mehles vermerkt war. Verfälschtes 
Mehl darf nicht verkauft werden, solches wird konfisziert und der Verkäufer 
wegen Betruges bestraft. Am 13. November 1694 erläßt der Rat eine 
besondere Verordnung wegen Echtheit des Roggenmehles, nachdem er mit 
besonderem Mißfallen hat bemerken müssen, daß dies mit Erbsen- und 
Hafermehl verfälscht wurde. Niemand darf solches verfälschtes Mehl in die 


*) Beyerbach, 1. c., S. 582. — *) Derselbe, 1. c., 8.750. 
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Stadt bringen and verkaufen und auch die Bftcker dürfen solches Mehl 
nicht verbacken 1 ). 

Was die Bäckerei anbelangt, so durfte man nach Bräuer 3 ) — wenig¬ 
stens bei bemittelten Bürgern — die Kundenbäckerei annehmen, d. h. der 
Auftraggeber bringt dem Bäcker das Mehl und dieser liefert gegen Zahlung 
des BacklohneB das Brot. Einem bestimmten Gewicht eingelieferten Mehles 
muß ein bestimmtes Gewicht abzulieferndes Brot entsprechen. Um hier 
eine strenge Kontrolle zu ermöglichen, wurden drei Brotwagen errichtet, 
eine vor der Katharinenpforte, eine zweite an der Bockenheimer Pforte und 
eine dritte in Sachsenhausen. Besonders angestellte Personen wogen das 
Mehl, ehe es zum Bäcker kam und später das vom Bäcker gelieferte Brot. 
Aber nicht nur das Gewicht, sondern auch die Qualität wurde geprüft. 
Ein Laib wurde von ihnen aufgeschnitten, um zu sehen, ob das Brot auch 
richtig ausgebacken, ob dem Teig nicht betrügerischerweise zuviel Wasser 
zugesetzt sei. Gegen Bäcker, die sich betrügerische Manipulationen erlaubten, 
wurde sehr streng vorgegangen. 1571 mußte ein Bäcker, der Mehl mit 
Sand vermischte, ein Malter davon zu Brot verbacken und im Gefängnis 
auf dem Leinwandhause verzehren, „bei welcher Kost er bald verschieden 
ist“. Fremden Bäckern war erlaubt, Brot nach Frankfurter Gewicht und 
Preis auf den Markttagen zum Verkauf zu bringen. Die Strenge des Rates 
hatte die wohltätige Folge, daß das Brot meist von guter Qualität war. 
Behrends nennt das Brot gesund und nahrhaft, das gut gesäuert, gegoren 
und gebacken ist und ohne Unterschied von Hohen und Niederen ver¬ 
speist wird. 

Wie unglaublich ins einzelne die Verordnungswut und Reglementiererei 
des Rates hinsichtlich der Nahrungsmittel ging, das zeigt so recht die Ver¬ 
ordnung vom 11. Juni 1717, wonach keine anderen Milchbrode als das Stück 
zu 1 Kreuzer gebacken werden sollen, eine Verordnung, die bei Beyerbach 8 ) 
drei volle Seiten einnimmt. Wiewohl bisher Milchbrode zu 2 Kreuzer nie 
anders als zu feierlichen Mahlzeiten eigens bestellt hergestellt werden durften, 
so hat doch im vorigen Jahre das Rechneiamt der großen Frucht- und 
Mehlteuerung wegen dispensierend 2 - Kreuzerbrode zu backen erlaubt, 
ungern allerdings, weil ärmere, namentlich Kinder, kranke, alte und hin¬ 
fällige Personen, die kaum den vierten Teil des Brotes genießen können, 
dem Bäcker 2 Kreuzer zu bezahlen genötigt werden; jetzt, nachdem die 
Teuerung vorbei ist, dürfen jedoch die Bäcker nurmehr 1-Kreuzerbrode 
backen und, als sie sich widersetzlich zeigten, wurden scharfe Visitationen 
angeordnet, ihnen das Brot einfach weggenommen und auf öffentliche Märkte 
zum Besten des Ärars verkauft. 

b. Gemüse. 

Der Reichtum und die vorzügliche Qualität der Frankfurter Gemüse 
ist schon seit Jahrhunderten bekannt. Die Schriftsteller des 18. Jahrhunderts 
rühmen ihm nach, daß es an Größe, Schönheit und Vortrefflichkeit des 
Geschmackes die aller anderen Orte übertreffe; Frankfurt versieht die 
Nachbarstädte mit Gemüse bis nach Mainz. In Frankfurt selbst wird viel 

l ) Beyerbach, 8.755. — *) Bräuer, Frankfurter Polizeiverordnungen im 
17. Jahrhundert, Altfrankfurt 1909, 8.59. — a ) Beyerbach, 1. c., 8.761. 
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davon gegessen und Behrends behauptet, daß es der Konstitution der Frank¬ 
furter besonders zuträglich sei. Nach der Ratsverordnung vom 11. Oktober 
1660 darf Gemüse nur auf dem Krautmarkt feilgehalten werden. Gehrken 
hält diesen einen Markt nicht für ausreichend und er wünscht, daß auch 
noch in der Gegend des Paradeplatzes ein Gemüsemarkt etabliert werde. 

Was die Kartoffel anbelangt, so geben 1785 die Physiker ein Gut¬ 
achten ab über den Genuß unreifer Kartoffeln, worauf ihr Verkauf verboten 
wurde. 

c. Gewürze. 

Recht scharfe Aufsicht wurde auch über die Gewürze geführt, nament¬ 
lich den Safran. 

Das zu verkaufende gestoßene Gewürz darf nirgends anders als auf 
der Gewürzmühle gestoßen werden. Vorher muß es zu einem geschworenen 
Beseher gebracht werden, welcher, wenn er es für gut befunden hat, siegelt 
und zum Stoßen zuläßt. Niemand darf damit handeln als die beeideten 
Spezereihändler. 

Ungesäubertes, feuchtes und verfälschtes Gewürz, namentlich Safran, 
darf nicht in den Handel kommen (Ratsverordnung vom 16. Februar 1618). 
Vom Safran wurden nur bestimmte Sorten zum Verkauf zugelassen. Schlechtes 
Gewürz, vornehmlich gefälschter Safran und gefärbter Ingwer, welcher in 
Menge zum Markt kam, wurde vom Schinder verbrannt, dann in den Main 
geschüttet, und der Verkäufer mußte noch Strafe erlegen. 

d. Fleisch. 

Wie der Brot-, so unterstand auch der Fleischverkehr einer scharfen 
behördlichen Kontrolle. Vieh durfte nur in Anwesenheit eines verordneten 
Schreibers verkauft werden, und zwar das Rindvieh auf dem Roßmarkt, das 
Kleinvieh in oder vor dem Viehhof an bestimmten Tagen und zu bestimmten 
Stunden; unreines und krankes Vieh durfte nicht verkauft werden. 

Scharfe Seuchengesetze suchten krankes Vieh von der Stadt fern zu 
halten. Eine obrigkeitliche Generalinstruktion vom 27. November 1742 schrieb 
die Anzeige vor; wenn Seuchen auf den Höfen und den Ortschaften aus- 
brachen, war der Handel mit Vieh aus verdächtigen Orten einzustellen; die 
Einfuhr von Vieh ist nur erlaubt, wenn es mit einem Gesundheitsattest 
versehen ist. Diese Bestimmungen erstreckten sich auch auf Milch, Butter, 
Käse und Tierhäute. Gefallenes Vieh hat der Wesenmeister zu sezieren 
in Gegenwart von Metzgern, unter Umständen auch von Ärzten und 
Chirurgen. 

Die Schlachtung des Viehes erfolgte auf dem am Main gelegenen 
Schlachthause, das bereits 1302 urkundlich erwähnt wird und 1530 um¬ 
gebaut wurde. Der Lage am Wasser und der im Schlachthause herrschenden 
Reinlichkeit schreibt Behrends es zu, daß man niemals etwas von üblen 
Ausdünstungen daselbst merkte. 

Der Verkauf des Fleisches fand seit alten Zeiten an den Schirnen 
statt; der Verkauf wurde durch die Fleischverkaufsordnungen geregelt; 
welche Wichtigkeit man derselben beimaß, ergibt sich daraus, daß eine 1541 
erschienene von den Kanzeln verkündet wurde. Die Fleischer mußten eine 
Tafel aushängen, worauf was sie schlachteten nebst dem Preise verzeichnet 
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war 1 ). Die Metzger dürfen das Fleisch nicht mehr stückweise verkaufen, 
sondern müssen es auswiegen. Der Rat schrieb genau die einzelnen Stücke 
Tor, welche nur zu den festgesetzten Preisen verkauft werden dürfen. Die 
Taxe darf von den Metzgern nicht überschritten werden, sie machen sich 
in diesem Falle strafbar, aber auch das Publikum, welches mehr zahlt. Seine 
besondere Sorge wendet der Rat den Zugaben zu; als Beschwerden einlaufen 
über zu große und ungeeignete Zugaben, verordnet er, daß auf 6 Pfund 
Fleisch nicht mehr wie ein halbes Pfund Zugabe gegeben werden dürfe, ebenso 
bestimmt er, welche Stücke nicht als Zugabe gegeben werden dürfen, z. B. 
Leber, Lunge, Kopf und Füße. Gegen den unkontrollierten Fleischschmuggel 
wurde scharf vorgegangen; wird doch nachgewiesen, daß Gärtner Fleisch in 
ihrem Gemüse einführten, dieses Fleisch wurde weggenommen und dem 
Lazarett überwiesen. Die Einfuhr von verdächtigem geräucherten Schaffleisch 
ist nur gestattet, wenn es mit einem obrigkeitlichen Attestat versehen ist. 
Aber auch die Qualität des Fleisches wurde kontrolliert, es bestand demnach 
schon frühe eine Fleischschau. Schweine dürfen erst dann dem Genüsse 
freigegeben werden, wenn sie von den Geschworenen besichtigt sind. Finniges 
Fleisch darf weder verkauft, noch zu Wurst verarbeitet werden. Dagegen 
gab es bereits im 17. Jahrhundert eine Art Freibank, auf welcher das 
minderwertige Fleisch zu einem billigen Preise verkauft werden durfte. Die 
fremden Metzger dagegen durften nicht während des ganzen Jahres, sondern 
nur zu zwei Zeiten, zwischen Weihnachten und Fastnacht und zwischen 
Ostern und Pfingsten Fleisch nach Frankfurt zum Verkauf bringen a ). 

Der Fischverkauf wurde durch zahlreiche Fischhandlungen ge¬ 
regelt. „Untüchtige“ und abgestandene Fische und Krebse durften nicht 
verkauft werden. Die gesalzenen Fische mußten zuvor durch die ge¬ 
schworenen Unterkäufer besichtigt werden. 

e. Die geistigen Getränke. 

Wein und Bier wurden in großen Massen konsumiert, dazu kommt 
jetzt noch der Apfelwein, während man dem Branntwein keinen großen 
Geschmack abgewinnen konnte. Dem Frankfurter Wein rühmt Burggrave 
nach, daß er, wenn er durch das Alter zarter geworden sei, an Farbe, 
Geruch und Geschmack den Rheingauerweinen nichts nachzugeben habe, und 
Behrends lobt den diätetischen Wert des Weines; in mäßiger Menge genossen, 
solle er mit der Konstitution der Frankfurter gut harmonieren und die 
kleinen Anfänge der Nieren- und Blasensteine auflösen. Eifersüchtig wacht 
aber auch der Rat darauf, daß der Wein nur rein und unverfälscht zum 
Genuese kommt. Die fremden Weinhändler und Verkäufer müssen schwören, 
daß ihr Wein ungemischt sei. Wenn ein Bürger seine eigenen Gewächse 
verzapfen will, so mußte der „Visirer“ zuvor Probe nehmen und auf das 
Rentamt zur Probe liefern 8 ). Der Verkauf des Weines ist auf dem Wein¬ 
markt nur faßweise mit dem Fasse gestattet. Das heimliche Verzapfen von 

*) Kirchner, Geschichte der Stadt Frankfurt a. M., II, Frankfurt a. M. 
1810, S. 489. 

*) Dietz, Frankfurter Handelsgeschichte, I, 1910, S. 127. 

*) Orth, Von den berühmten zweien Frankfurter Messen. Frankfurt a. M. 
1765, 8.276. 
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Wein und Bier ohne Erlaubnis des Rechenmeisters und ohne ausgesteckte 
Maien war verboten. Neuer Wein, der noch nicht vergoren ist, darf nicht 
verkauft werden. Zu den gefälschten Weinen wird auch der gerechnet, 
der mit Obstwein vermischt ist. Oft ließ der Rat die Keller untersuchen 
und den verfälschten Wein unter Begleitung des Schinders auf den Samstags¬ 
berg fahren, wo dem Faß der Boden eingeschlagen wurde, so daß der Wein 
auslief. Ein Wirt in Sachsenhausen, der Wein mit Wasser vermischte, 
mußte sich und seine Frau mit 200 Talern vom Halseisen loskaufen. 

Auch das Bier war ein beliebtes Volksgetränk, was sich daraus ergibt, 
daß im Jahre 1648 20 000 Ohm davon gebraut wurden; 1788 gab es 
26 Brauhäuser in der Stadt und 248 Bierbrauermeister. Die gute Qualität 
des Bieres wird gelobt und Behrends nennt es ein Schutzmittel gegen 
Podagra. 1590 wurde verordnet, daß die Bierbrauer ihr Bier auf die Schau 
zur Probe liefern sollten. Es war vorgeschrieben, daß die vom Brauer ver¬ 
wendete Gerste nicht gekocht zum Verkauf gelangen soll. Zu einem Brau 
Bier sind sieben Säcke Malz und ein halber Zentner Hopfen zu verwenden. 
Der Zapfer darf nicht zweierlei Bier verschenken, der Preis muß auf einer 
Tafel angegeben sein, das Bier muß gut gesotten sein und es dürfen zu 
demselben keine schädlichen Zusätze verwendet werden. Als solche wurden 
angegeben: Hausblase, Wermut und Koriander, letzterer als Ersatz des 
Hopfens. 1704 wurde die Einfuhr fremden Bieres verboten, mit Ausnahme des 
für Kranke nötigen und für diejenigen, die es zu ihrer Gesundheit gebrauchen. 

Den Apfelwein hat Kriegk zuerst 1571 erwähnt gefunden, im 18. Jahr¬ 
hundert wurde er noch hauptsächlich von den unteren Kreisen getrunken; 
er ist nach Behrends die Lust und das Vergnügen der Armen, wenn sie 
schmausen, außerdem, daß er durstlöschend wirkt, soll er auch das Blut und 
die Gefäße gelinde reinigen; im Übermaß genossen, soll er jedoch Brast- 
wassersucht und Auszehrung erzeugen. 

Der aus Bierhefe und Weizen hergestellte Branntwein war noch im 
Jahre 1589 verboten, später wurde das Verbot aufgehoben und blieb nur 
zu Festzeiten gültig. Die Verkäufer mußten schwören, daß er nicht aus 
schädlichen Zusätzen bereitet sei, auch nicht aus französischen und welschen 
Weinhefen gebrannt. 

Das Aufkommen des Tees und Kaffees im 17. Jahrhundert war dem 
Weingenuß abträglich. Frankfurt a. M. war eine der Städte, die am frühesten 
ein Kaffeehaus hatten. 1692 bestand hier schon eins und bereits 1698 
wurde ein Edikt erlassen, das sich gegen das zu lange Verweilen in dem* 
selben wandte. Nach Behrends wurde Kaffee von Hoch und Niedrig 
getrunken. „Oft kein alter Brotschrank im Hause, aber immer noch eine 
gangbare Kaffeemühle habe ich hundertmal Gelegenheit gehabt, in den Ver¬ 
zeichnissen der Hinterlassenschaft unserer verarmten Einwohner zu lesen/ 
Auch Ersatzgetränke kennt man schon im 18. Jahrhundert: Korn-, Gerste- 
und Haferkaffee, und sie wurden unter der süßen Vorstellung von Kaffee 
häufig geschlürft. 

Wie im Mittelalter, so liebte auch in der uns jetzt beschäftigenden 
Periode das Frankfurter Volk einen guten Trunk und ließ keine Gelegen¬ 
heit zu Schmausereien und Zechgelagen ungenützt, zumal der Rat der Bürger¬ 
schaft hier mit einem schlechten Beispiel voranging. Dieser ergriff jeden 
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kleinen Anlaß, die Zahl der festlichen Tage zu vermehren. Kirchner 
berichtet über die Klagen der Bürger, daß vom frühen Morgen bis späten 
Abend auf allen Ämtern der Stadt der Weinkrug st&nde, der nie leer sei. 
Gegen das Biertrinken bei Vornehmen und Geringen wurde von der Kanzel 
herab geeifert. Die Zunftstuben standen den Zechern den ganzen Tag offen 
und Exzesse des Pöbels in Baccho und Venere, die mit Frauen und Kindern 
zechen, schildert Behrends. Die Gelage enden gewöhnlich mit Schlägereien; 
beim Handwerk spielt der blaue Montag eine wichtige Rolle. 

Erfreulicherweise stand der Rat den alkoholischen Ausschreitungen nicht 
gleichgültig gegenüber. Er verordnet, wenn ein Betrunkener auf der Straße 
betroffen wurde, der sich unschicklich benähme, so solle ihn jeder Ratsdiener 
ergreifen und auf das Schloß bringen dürfen. Die Zunftstuben sollen nur 
am Sonntag offen stehen, auch war das Nachzechen streng untersagt. Das 
Zechen sollte nicht früher anfangen als um 3 Uhr mittags und nicht länger 
währen als bis 7 Uhr abends. Die Wirte wurden öfters ermahnt, den un¬ 
geratenen Haussöhnen und den liederlichen Hausvätern, die stets in den 
Wirtshäusern liegen, durch Borgen keinen Vorschub zu leisten. Die Ver¬ 
ordnung wurde in den Herbergen und Wirtshäusern angeschlagen. 

Eine ernste Sorge des Rates war es stetB, gegen das übermäßige Schwelgen 
und Zechen in den Wirtshäusern vorzugehen, namentlich wenn dies bis in 
die sinkende Nacht geschah und am Sonntag und Feiertag. Den jungen 
Leuten ist der Wirtshausbesuch verboten. Niemand darf ohne Erlaubnis 
des Rates eine Wirtschaft betreiben. Die Wirte wurden vereidigt, sie müssen 
Gäste, die lange bleiben, nach Hause gehen heißen, und es wird 1688 ihnen 
verboten, über die gewöhnliche Nachtglocke kein Getränk zu verabreichen; 
ebenso ist es verboten, Gesellen, die blauen Montag feiern, bei Verlust ihrer 
Wirtsgerechtsamkeit zu bewirten. Ein Edikt vom 16. April 1750 verbietet, 
benachbarte Höfe und Mühlen zechenshalber zu besuchen, und zwar auf 
Beschwerde der Wirte, die sich dadurch in ihrem Erwerb geschädigt fühlten. 

f. Teuerung und Hungersnot. 

Die Wirtschaftspolitik des Rates konnte es doch nicht verhüten, daß 
infolge Mißwachses und in Kriegszeiten Teuerung, ja sogar Hungersnöte 
entstanden. Dann war die Tätigkeit des Rates darauf gerichtet, es nament¬ 
lich der ärmeren Bevölkerung nicht am notwendigsten fehlen zu lassen. Es 
wurde alsdann die Fruchtausfuhr verboten; der Rat legt einen Mehlvorrat 
an und bietet denselben der Bürgerschaft und den Bäckern zum Kaufe an; 
1571 wurden drei Backhäuser errichtet und Brot gebacken, in demselben 
Jahre müssen die Bierbrauer mit dem Brauen des Bieres einhalten, um das 
Eom nicht zu verteuern, zu anderen Zeiten wurde Korn oder Brot aus¬ 
geteilt Besonders streng wird gegen die Bäcker vorgegangen, wenn sie 
im Verdacht stehen, in Zeiten von Teuerung die Konjunktur ausnutzen 
oder die Teuerung künstlich verschärfen zu wollen. Als die Bäcker 1565 
die Teuerung künstlich hervorriefen, indem sie den Brotpreis willkürlich 
erhöhten, wurden sie um 100fl. gestraft. 1699 wurde ein Bäcker in das 
Leiuwandhaus gesteckt, weil er Brot nicht verkaufen wollte. Den aus¬ 
wärtigen Bäckern, welche das Korn hier kauften, wird anbefohlen, auch das 
Brot hier zum Markt zu bringen. 
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9. Hygiene der Arbeit. 

Behrends rühmt den Fleiß der Handwerker und der Arbeiter, letzterer 
wird von Frauen und Kindern unterstützt; ob diese Frauen- und Kinderarbeit 
mit den hygienischen Anforderungen verträglich ist oder über diese hinausgeht, 
darüber schweigen sich die Schriftsteller aus. Es wird aber von den Folgen 
übermäßiger Anstrengung berichtet. Diese sind Blutdüsse aus der Lunge und 
Schwindsucht. Heftige Entzündungsfieber und Seitenstechen werden oft bei 
Handlangern beobachtet, die sich zur Meßzeit mit Tragen großer Lederbündel 
abgeben. Außer der schweren Arbeit wirkt hier der Staub sehr nachteilig 
auf die Lunge, da er zugleich viele korrosive Laugensalze enthalte. Der 
Staub wurde aber auch durch zu reichlichen Biergenuß heruntergespült 

Was den eigentlichen Arbeiterschutz anlangt, so fehlen darüber fast alle 
Nachrichten. Die Verordnungen geben zwar sehr eingehende Vorschriften 
über die Ausbildung der Arbeiter, sie enthalten aber nichts darüber, daß 
auch die Meister verpflichtet sein sollen, für die Gesundheit ihrer Gesellen zu 
sorgen. Die Gesellen verköstigten sich entweder selbst und wohnten für 
sich oder erhielten Kost und Wohnung im Hause des Arbeitgebers. Daß 
es damit nicht immer am besten bestellt war, ergibt sich aus dem Konkurrenz¬ 
streit, der Ende des 16. Jahrhunderts zwischen deutschen und welschen 
Schneidern herrschte, wobei über die schlechte Verköstigung der deutschen 
Gesellen geklagt wurde. Ebensowenig gab es Vorschriften über den Ge¬ 
sundheitsschutz der Jugendlichen, und wenn die Posamentierinnung 1614 
verlangte, daß kein Lehr junge unter 15 Jahren, kein Geselle unter 15 bis 
16 Jahren alt sein solle, so waren das nach Bothe 1 ) Bestimmungen, die 
nicht aus sozialhygienischer Fürsorge getroffen wurden, zur Beseitigung der 
gesundheitsschädlichen Arbeit der Kinder, sondern zur Verringerung der 
Konkurrenz und zum Schutze und der Würde des Handwerkes. Von einem 
Aufstand, der unserem heutigen Streik entspricht, wurde 1719 berichtet 
Die Schreinergesellen revoltierten, weil die Schreinermeister bestimmt hatten, 
daß die Arbeitszeit, statt wie bisher von 5 Uhr morgens bis 7 Uhr abends, 
von 6 Uhr bis 8 Uhr dauern solle. 

10. Die Armenpflege und Armenkrankenpflege. 

1530 wurde der allgemeine Almosenkasten durch den Rat be¬ 
gründet und alle vorhandenen Armengelder, soweit der Rat darüber ver¬ 
fügen konnte, in demselben vereinigt. Diese Gründung ist eine Folge der 
Reformation. Außer der Wiesebeder sehen Stiftung wurden vom Jahre 
1531 an mit dem weiteren Vorschreiten der Reformation verschiedene 
Kirchengüter und Einkünfte dem Almosenkasten durch den Rat überwiesen, 
so das Barfüßerkloster mit der Kirche, der Gutleuthof mit seiner Kapelle, 
so daß sich das Vermögen desselben sehr vermehrte. 

Der Almosenkasten war hauptsächlich für die Hausarmen bestimmt, 
er hatte an sie wöchentlich Brot, Geld wie auch Kleider auszuteilen. Auf 
seine Kosten wurde auch das ehemalige Tollhaus und spätere Kastenspital 
für Wahn- und Blödsinnige unterhalten, er ließ ferner auf seine Rechnung 

l ) Bothe, Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Reichsstadt, 
S. 88. Frankfurt a. M. 1906. 
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eine Anzahl Personen im Armenhaus verpflegen, ferner ließ er Kranke teils 
im Heiliggeisthospital, teils außer demselben auf seine Kosten behandeln, 
auch sandte er Kranke auf seine Kosten nach Wiesbaden zur Kur und ließ 
arme Personen begraben. Zur Behandlung der Kranken ist ein besonderer 
Arzt und Wundarzt angestellt. 

Um den Gassenbettel zu bekämpfen, errichtete der Rat im Jahre 1679 
das Armen-, Waisen- und Arbeitshaus. Seinen Sitz erhielt es im soge¬ 
nannten Pestilenzhause auf dem Klapperfelde. Im Jahre 1608 wurde das 
Pestilenzhaus niedergerissen und an seiner Stelle ein Neubau errichtet. 
Dieser und das englische Haus, das früher den Engländern als Gewerbshaus 
gedient hatte, wurde zum Arbeitshaus eingerichtet. Neben dem Armen-, 
Waisen- und Arbeitshaus diente das Haus später auch zur Aufnahme von 
Siechen und Schwachsinnigen, ja es beherbergte auch Konvertiten, Juden 
jeden Alters und Geschlechtes, welche zum Christentum übertreten wollten 
und den vorbereitenden Unterricht hier im Hause empfingen. Yermögen 
besaß die Anstalt bei ihrer Errichtung nicht, vielmehr wurde sie aus frei¬ 
willigen Beiträgen und Kollekten, sowie vom Ärar fundiert. 

Als Armenhaus diente es der Anstalt zur Aufnahme solcher Armen, die nicht 
vom Almosenkasten und Hospital unterstützt wurden, als Arbeite- und Zucht¬ 
haus zur Züchtigung der unartigen Jugend, Bettler und anderer lüderlicher 
Personen und Gefangener. Diese wurden mit Wollspinnerei und der Tuch¬ 
fabrikation, später mit Seidenbau und Baumwollspinnerei beschäftigt. Über die 
Tätigkeit der Anstalt als Waisenhaus werden wir beim Abschnitt Kinderpflege 
berichten. Zur Behandlung der Kranken war eine Krankenstube eingerichtet 
und ein Arzt und Chirurg bestellt. Letzterer hatte besonders darauf zu 
sehen, daß niemand mit einer ansteckenden Krankheit aufgenommen wurde. 

Die hygienischen Verhältnisse in der Anstalt waren nicht die besten. 
Bereits 1684 grassierte die Ruhrepidemie im Armenhause, so daß zur Ver¬ 
pflegung der Kranken der Raum zu klein war und man die Gesunden in das 
gegenüberliegende Lazarett evakuieren mußte. Auch 1691 war der Kranken¬ 
stand so groß, daß die Kranken in das Lazarett gebracht werden mußten. 
Ungesund war neben der Nahrung und Beschäftigung vor allem die Nähe 
des Pestilenzloches, eines Sumpfes, von welchem ein gemauerter Kanal in 
den Hof des Waisenhauses führte, um Regen und sonstige Feuchtigkeit 
dahin abzuleiten. War dieser Kanal mit Unrat gefüllt, so verbreitete er 
einen Übeln Geruch, der auf die Gesundheit der Bewohner nachteilig ein¬ 
wirken mußte. Der Magistrat hatte zwar das Loch wiederholt auspumpen 
lassen. Allein dies nutzte nicht viel. 

1723 wurde das Armenhaus dadurch erweitert, daß man das Pestilenz- 
hans vom Heiliggeisthospital ankaufte und es zum Weiberhaus einrichtete 

Das Armenhaus übte jedoch auch externe Armen- und Krankenpflege, 
indem es an Arme und Kranke Geld austeilte. 

Neben diesen für alle Konfessionen gemeinsamen Armenanstalten gab 
es noch besondere konfessionelle für die Armen der betreffenden Kon¬ 
fessionen: der katholische Armenkasten, der reformierte Armenkasten, die 
Armenkasten der Niederländischen und Oberländischen Gemeinde. 

(Schluß folgt in Heft 3.) 
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Von Erwin 8tein. 


Der Abteilung für Arbeiterstatistik des Kaiserlichen Statistischen Amtes 
ist es zu danken, daß wegen der Einnahme- und Ausgabestruktur in der 
Wirtschaft des kleinen Mannes Klarheit geschaffen wurde, eine Klarheit, die 
überaus vollständig ist, hat man sich doch nicht nur auf die Erforschung 
der wichtigsten Ausgabeposten, wie Nahrung, Kleidung und Wohnung be¬ 
schränkt, sondern auch die Einzelheiten der Wirtschaftsführung erfaßt. 
Unter den hauptsächlichsten Ausgabeposten: (Nahrung, Kleidung und Woh¬ 
nung an erster Stelle) Heizung und Beleuchtung, Gesundheits- und Körper¬ 
pflege, Unterricht, Schulgeld, Lernmittel, geistige und gesellige Bedürf¬ 
nisse, Steuern, Versicherungen, Verkehrsmittel, persönliche Bedienung, 
Geldgeschenke usw., Schuldentilgung und Zinsen, Erwerbskosten, sonstige 
Ausgaben, Ersparnisse haben jetzt, zu einer Zeit, wo Hunderttausende einer 
großzügig angelegten Hygieneausstellung Besuche gemacht haben, wo die 
Grundprinzipien einer volkserhaltenden Gesundheits- und Körperpflege ihre 
eifrigsten Lehrer finden, die Aufwendungen, die in den einzelnen Familien 
für Gesundheits- und Körperpflege gemacht werden, die allgemeine Aufmerk¬ 
samkeit für sich. Die in der vom Kaiserlichen Statistischen Amte ver¬ 
anstalteten „Erhebung von Wirtschaftsrechnungen minderbemittelter Familien 
im Deutschen Reiche“ berücksichtigten Familien haben in der Hauptsache 
jeweils nur ein Einkommen von 3000 weniger größere Einkommen 
wurden nur ausnahmsweise miterfaßt. 852 Familien aus dem ganzen 
Deutschen Reiche sind berücksichtigt, bei denen sich durchschnittlich eine 
Einnahme von 2192,08 Jt ergibt und eine Ausgabe von 2234,02 Jt y so daß 
ein Fehlbetrag von 41,94 Jt festzustellen ist, ein Fehlbetrag, der wohl teil¬ 
weise auf ungenaue Niederschriften der Einnahmen und Ausgaben, teilweise 
aber auch auf Nahrungsausgaben zurückzuführen ist, die durch Vorschüsse, 
Darlehen usw. gedeckt werden. Von den gesamten Ausgaben entfallen 
durchschnittlich 1017,52 Jt auf Nahrungs- und Genußmittel (= 45,55 Proz.), 
401,27 Jt (17,96 Proz.) auf Wohnung und Haushalt, 90,83 Jt (=4,07 Proz.) 
auf Heizung und Beleuchtung, 88,78 Jt (3,97 Proz.) auf geistige und ge¬ 
sellige Bedürfnisse, 75,89 Jt (3,40 Proz.) auf Versicherungen, 50,86 auf 
Gesundheits- und Körperpflege = 2,28 Proz. der Gesamtausgaben, 
während der Ausgabenrest sich auf die übrigen weniger wichtigen Auf¬ 
wendungen verteilt. 

Selbst wenn man bedenkt, daß es sich hier eben um die minderbemittelte 
Bevölkerung handelt, erscheinen die Aufwendungen für hygienische Zwecke 
beschämend gering. Von den bei der einzelnen Familie im Durchschnitt 
ermittelten Ausgaben für die Gesundheits- und Körperpflege entfallen: 

41,19 Jh auf die Gesundheitspflege, 

9,67 Jk auf die Körperpflege. 
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Zu ersterer gehören die Aufwendungen für Arzt, Arznei, Krankenhaus, 
Entbindung usw. Man darf nicht vergessen, daß namentlich in den Arbeiter¬ 
familien ein großer Teil dieser Ausgaben duroh die Krankenkassen, Ver¬ 
sicherungsanstalten und Berufsgenossenschaften gedeckt wird, trotzdem er¬ 
scheint die Quote noch zu gering. 

Die einzelnen Familien können zu bestimmten Gruppen zusammen¬ 
gestellt werden. Von diesen interessiert zunächst diejenige, die durch die 
Zahl der zu einer Familie gehörenden Köpfe bestimmt wird. Man findet 
dann, daß im Durchschnitt bei den Familien mit zwei Köpfen 65,75 jft 
(3,2 Proz. der Gesamtausgaben) auf die Aufwendungen für die Gesundheits¬ 
und Körperpflege entfallen, bei den Familien mit 10 Köpfen aber nur noch 
16,73 Jft (= 0,6 Proz.). Die Verminderung ist aber von Stufe zu Stufe 
keine gleichmäßige, vielmehr schwanken die einzelnen Posten stark. Die 
Ausgaben für die Gesundheits- und Körperpflege betrugen in den Familien 
zu 3 Köpfen: 48,92 Jt (2,5 Proz.), 4 Köpfen: 53,58 (2,5 Proz.), 5 Köpfen: 

47,04 Jft (2,1 Proz.), 6 Köpfen: 54,26 *Jt (2,2 Proz.), 7 Köpfen: 40,08 Jft 
(1,7 Proz.), 8 Köpfen: 50,82 <Jt (2,2 Proz.), 9 Köpfen: 44,11 c M (1,6 Proz.). 
Je größer eine Familie, desto höher die Aufwendungen für Nahrungsmittel 
und andere dringende Bedürfnisse, desto mehr muß bei den übrigen Posten 
gespart werden. Daß man dann auch die Ausgaben hygienischer Natur 
verringert, ist im Interesse der Volksgesundheit zwar bedauerlich, die 
Tatsache läßt sich aber nicht bestreiten. Ganz auffällig wird diese Beob¬ 
achtung bestätigt, wenn man nur drei Gruppen bildet und so die Schwan¬ 
kungen in den einzelnen Stufen nivelliert. Man findet dann folgende Aus¬ 
gaben im Jahresdurchschnitt bei den Familien mit 

2 — 4 Per». 6 — 6 Per». Uber 6 Personen 

Gesundheitspflege. 43,86 M 39,91 84,95 J(f 

Körperpflege .10,20 w _ 9,68 „ _ 7,65 , 

Zusammen . . . 54,06 Jk 49,59 Jk 42,60 jH 

Die Haushaltungen werden ferner gruppiert nach der Wohlhabenheit, und 
zwar in solche mit einer Gesamtausgabe von weniger als 1200 tM, 1200 bis 
1600 Jft, 1600 bis 2000 Jft, 2000 bis 2500 Jft, 2500 bis 3000 Jft, 3000 bis 
4000 Jt, 4000 bis 5000 jft, über 5000 Jft. Von den letzten drei Gruppen 
sind naturgemäß nur wenige Haushaltungen vertreten (102, 34 und 5). Je 
höher das Einkommen ist, desto größer muß der Anteil der hygienischen 
Aufwendungen sein. Wohlhabende Familien können sich eher einen Haus¬ 
arzt leisten, als die minderbemittelten, können kosmetische Mittel, Bäder, 
Turnapparate sich leichter beschaffen, kurz viel mehr für die Gesundheits¬ 
und Körperpflege tun, als die Familien, bei denen geringeren Einkommens 
wegen der Nahrungsaufwand recht beträchtlich im Verhältnis zu den Ge¬ 
samtausgaben sein muß. Familien mit weniger als 1200 t/Ä Gesamtausgabe 
haben für Gesundheits- und Körperpflege 14,26 Jt übrig, 1,3 Proz. aller 
Ausgaben, dagegen verwenden für denselben Zweck die Familien mit einer 
Gesamtausgabe von 4000 bis 5000 Jft nicht weniger als 201,38 ty#, also 
4,7 Proz., ziemlich den zwanzigsten Teil aller Ausgaben. Beim Vergleich 
ist die letzte Gruppe mit dem höchsten Einkommen nicht berücksichtigt 
worden, weil hier nur fünf Familien Material geliefert hatten und das End¬ 
ergebnis deshalb leichter vom Zufall zu beeinflussen ist als sonst. Bei 
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Berücksichtigung aller Wohlhabenheitsstufen ergibt sieb für die Aasgaben 
im Dienste der Gesundheits- and Körperpflege folgendes Bild: 


Haushaltungen mit einer 
Gesamtausgabe von 

JO 

Ausgaben für Gesund* 
heitspflege insgesamt 
durchschnittlich im Jahr 
J0 

In Prozenten 
der 

Gesamtausgaben 

unter 1200 

14,26 

1,3 

1200—1600 

18,18 

1,3 

1600—2000 

26,74 

1,5 

2000—2500 

39,05 ' 

1,8 

2500—3000 

67,35 

2,5 

3000—4000 

115,76 

3,4 

4000—5000 

201,38 

4,7 

über 5000 

154,34 

2,6 


Ganz kraß ist der Sprung zwischen Gruppe 5 und 6. Wenn in den 
Familien mit 3000 bis 4000 Jtt Gesamtausgabe beinahe das Doppelte für 
GesundheitB- und Körperpflege ausgegeben wird, wie in der Gruppe mit 
2500 bis 3000 Jft , so ist dies wohl ein Beweis dafür, daß die Prinzipien der 
Hygiene um so eher in die Praxis umgesetzt werden können, je größer die 
verfügbaren Mittel des einzelnen Haushaltes sind. 

Fassen wir die Gruppen noch enger zusammen und vereinigen die 
Haushaltungen mit einer Gesamtausgabe von weniger als 2000 2000 bis 

3000 Jt und über 3000 JC y so finden wir durchschnittliche Jahresausgaben 
von 15,19«^, 38,68«^, 123,51c 4t für die Gesundheitspflege, 7,66, 10,32 
und 14,27 Jtt für die Körperpflege, 22,85 c 4t^ 49,00 JH und 137,78t^ für 
beide zusammen. 

Das Zahlenmaterial muß bei dieser Untersuchung besonders reichlich 
herangezogen werden, aber es gibt wohl auch keinen jede einzelne Familie 
interessierenden Gegenstand, bei dem es mehr von Wichtigkeit wäre, diesem 
Material einige Aufmerksamkeit zu schenken. Hier, wo in wenigen Ziffern 
mehr gesagt werden kann als in spaltenlangen Umschreibungen, kann wohl 
füglich an sich trockenes Zahlenmaterial etwas reichlich benutzt werden. 

Groß- und Kleinstadt, Landorte und plattes Land spielen bei der 
Gruppierung der Haushaltungen ebenfalls eine Rolle. Zu den Großstädten 
zählen die mit 100000 und mehr Einwohnern, zu den Mittelstädten die 
Orte mit 20000 bis 100000 Einwohnern, zu den Kleinstädten solche von 
5000 bis 20000 Einwohnern, zu den Landstädten von 2000 bis 5000 Ein¬ 
wohnern, Landorte weniger als 2000 Einwohner. Geht man hier den Auf¬ 
wendungen für die Gesundheits- und Körperpflege nach, so findet man in 
den Großstädten beinahe den geringsten Anteil dieser Aufwendungen, an 
den Gesamtausgaben, den größten Anteil in den Orten des platten Landes. 
Diese Aufwendungen betrugen nämlich (im Verhältnis zu den Gesamtaus¬ 
gaben) in Großstädten 2,2 Proz., in Mittelstädten 2,4 Proz., in Kleinstädten 
3,2 Proz., in Landstädten 2,1 Proz., in Landorten 3,8 Proz., in der Gesamt¬ 
heit aller Städte durchschnittlich aber 2,3 Proz. 

Bei der Gliederung der Bevölkerung nach Hauptberufsgruppen findet 
man, daß die größten Ausgaben für Gesundheits- und Körperpflege in den 
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Lehrerhaushaltungen Vorkommen, durchschnittlich j&hrlich 141,85 1 /# = 
4,1 Proz. der Gesamtausgaben. Die mittleren Beamten verwenden für diesen 
Zweck 106,65 JL (3,5 Proz.), die Privatangestellten 58,41 %JL (2,4 Proz.), die 
Unterbeamten 32,70 Jl (1,5 Proz.), die Arbeiter 23,96 JL (1,3 Proz.). Unter 
den Arbeitern erfolgt eine Gliederung nach gewerblichen Arbeitern, nach 
Handels- und Verkehrsarbeitern und Arbeitern ohne nähere Bezeichnung. Die 
gewerblichen Arbeiter verausgaben für Gesundheits- und Körperpflege 25,03 JL 
(1,4 Proz.), die Handels- und Verkehrsarbeiter 19,28 JL (1,1 Proz.), die Ar¬ 
beiter ohne nähere Bezeichnung 17,24 JL (1,1 Proz.). Unter den gewerb¬ 
lichen Arbeitern ist bei den gelernten Arbeitern die Ausgabe größer als bei 
den ungelernten, sie betrug bei ersteren 25,50 JL (1,4 Proz.), bei letzteren 
21,71 JL (1,3 Proz.). 

Bei der Beurteilung dieses Postens heißt es wieder recht vorsichtig 
sein, da bei den Arbeitern die Ausgaben für Gesundheits- und Körperpflege 
wegen der Leistungen der Krankenkassen erheblich geringer sein können. 
Die Aufwendungen der Unterbeamten müssen deshalb gegenüber den Ar¬ 
beitern niedrig erscheinen, obgleich bei den Arbeitern in absoluten Ziffern 
nur geringere Aufwendungen nachweisbar sind. 

Auf die zwei Hauptgruppen der Haushaltungen (Gruppen mit typisch 
verschiedenen Lebensverhältnissen), die Arbeiter auf der einen, die mittleren 
Beamten und Lehrer auf der anderen Seite, muß noch besonders eingegangen 
werden. Die Art der Ausgaben in diesen beiden, verschiedenen sozialen 
Schichten Angehörigen Berufskreisen wird sich stets verschieden verhalten, 
selbst wenn das Einkommen das gleiche ist. Tatsache ist, daß eine Ein¬ 
nahme bzw. eine Gesamtausgabe, die für den Arbeiterhaushalt groß erscheint, 
für den Beamten klein ist und umgekehrt. 

Auf eine empfindliche Störung der Vergleichbarkeit weist die amtliche 
Statistik in folgenden Worten hin: Die Arbeiterfamilien der Erhebung leben 
überwiegend in Großstädten, die Familien der mittleren Beamten und Lehrer 
überwiegend in Klein- und Landstädten. Hieraus folgt, daß beide Familien¬ 
gruppen mit verschiedenen Preisen, namentlich für Wohnung und Nahrung, 
zu rechnen haben. Von minderer Bedeutung ist, daß sich bei den Beamten- 
und Lehrerfamilien weit öfter naturalwirtschaftliche Bestandteile als bei den 
Arbeiterfamilien finden, die im ganzen vielleicht etwas zu niedrig bewertet 
werden. Auch ist bei den Beamtenfamilien der Posten für unverteilte 
Naturalien größer. Sie werden hauptsächlich der Nahrungsausgabe zuzu¬ 
rechnen sein, da der Wert der eigenen Wohnung stets unter den Wohnungs- 
ausgaben gebucht ist. 

Diese Vorbehalte müssen gegenwärtig sein, wenn man Einzelheiten 
berücksichtigt. Es ergeben sich durchschnittlich an Ausgaben für die Ge- 
ßundheits- und Körperpflege in den Arbeiterfamilien 23,96 JL (1,3 Proz. der 
Gesamtausgaben), in den Beamtenfamilien 119,41 JL (3,7 Proz.). Bei den 
Familien mit einer Ausgabe von 1200 bis 1600 JL verausgaben für Gesund¬ 
heitspflege die Arbeiter 11,02«/#, die Beamten 17,05 Jl, für Körperpflege 
die Arbeiter 6,59«/#, die Beamten 9,35 JL\ bei 1600 bis 2000 JL Jahres¬ 
ausgabe: für Gesundheitspflege die Arbeiter 15,05«/#, die Beamten 29,23 JL>, 
für Körperpflege die Arbeiter 9,06 JL , die Beamten 7,87 JL\ bei 2000 bis 
2500 t# Jahresausgabe: die Arbeiter für Gesundheitspflege 20,97 JL , die 
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Beamten 58,21 für Körperpflege die Arbeiter 10,53 Jft y die Beamten 
9,60 bei 2500 bis 3000 e/Ä Jahresausgabe: für Gesundheitspflege die 
Arbeiter 12,08 JH % die Beamten 80,53 für Körperpflege die Arbeiter 
10,42 , die Beamten 12,79 bei 3000 bis 4000 Jt Jahresausgabe: die 

Arbeiter für Gesundheitspflege 26,55 Jft y die Beamten 118,24 oÄ, für 
Körperpflege die Arbeiter 9,16 die Beamten 14,56 Jft. 

Der Unterschied wächst natürlich in den höheren Stufen, so daß in 
den beiden oberen die Beamten für Gesundheits- und Körperpflege etwa das 
Vierfache ausgaben wie die Arbeiter. 

Es erübrigt sich, den Anteil für Gesundheits- und Körperpflege an den 
Gesamtausgaben zu ermitteln für einige Städte. Man findet bei Altona 
2,0 Proz., bei Barmen 2,1 Proz., bei Charlottenburg 2,7 Proz., bei Wilmers¬ 
dorf 2,5 Proz., bei Schöneberg 4,9 Proz., bei Groß-Berlin durchschnittlich 
4,4 Proz., bei Bremen 3,1 Proz., bei Breslau 1,7 Proz. y bei Cassel 4,4 Proz., 
bei Chemnitz 1,4 Proz., bei Cöln 1,6 Proz., bei Danzig 2,3 Proz., bei Dresden 

1.7 Proz., bei Düsseldorf 1,3 Proz., bei Frankfurt a. M. 1,6 Proz^ bei Halle 
1,3 Proz., bei Hamburg 1,5 Proz., bei Kiel 1,2 Proz., bei Königsberg 0,7 Proz^ 
bei Leipzig 4,1 Proz., bei Magdeburg 1,7 Proz., bei München 1,4 Proz., bei 
Nürnberg 1,1 Proz., bei Posen 1,9 Proz., bei Straßburg 2,5 Proz., bei Görlitz 

2.8 Proz., bei Lübeck 1,3 Proz. 

Alles in allem geht aus den Aufzeichnungen der minderbemittelten 
Bevölkerung hervor, daß für hygienische Aufwendungen von der Gesamt¬ 
heit der Ausgaben nicht allzuviel verwendet wird. Daß diese Tatsache im 
Interesse der Volksgesundheit sehr bedauerlich ist, liegt auf der Hand, 
namentlich wenn man bedenkt, daß die unter Gesundheits- und Körperpflege 
verzeichneten Ausgaben zwar für Arzt, Bäder, Arzenei usw. gemacht worden 
sind, daß aber noch recht wenige für volkstümlichen Sport, für systematische 
Körper- und Hautpflege verwendet werden mögen. 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



Der 5. Internationale Kongress für Milchwirtschaft 

in Stockholm, Mittel- n. Südschweden, Juni-Juli 1911. 

Von Dr. O. H. Sieveking» Physikus und Stadtarzt in Hamburg. 


Die Verhandlungen des Stockholmer Kongresses befaßten sich im Gegen¬ 
satz zu früheren Tagungen vorwiegend mit der Erörterung von Fragen 
praktischer Milchhygiene an der Gewinnungsstelle der Milch. 
Neben der Einwirkung verschiedener Düngermittel auf die Futterpflanzen 
und dem Einfluß verschiedener Futtermittel auf die Qualität der Milch und 
Molkereiprodukte wurde besonders lebhaft und eingehend die Bedeutung 
der Kontrollvereine, die tierärztliche Überwachung des Viehbestandes, die 
Fachausbildung und die ärztliche Aufsicht des Personals der Viehställe er¬ 
örtert. Gewisse Auswüchse der Kontrollvereinsarbeit fanden mit Recht 
Widerspruch, und übertriebene Hoffnungen wurden gedämpft, doch war die 
allgemeine Stimmung dem weiteren Ausbau dieser besonders im Interesse 
der Belehrung und Erziehung wirksamen Einrichtungen auf Grund der bis¬ 
herigen Erfahrungen durchaus günstig. Über die allgemeinen Anforderungen 
an die zum Verbrauch bestimmte frische, kondensierte und getrocknete Milch 
konnte keine Meinungsverschiedenheit herrschen. Der Halbmilch wurde all¬ 
gemein der Krieg erklärt. Hinsichtlich der Käsekontrolle forderte man für 
Margarinekäse besondere abweichende Formen und Namen. 

Im geselligen Beisammensein unter geradezu überwältigender, liebens¬ 
würdigster Gastfreundschaft fand der in jeder Weise glänzend organisierte 
Kongreß seine freundschaftliche und persönliche Vertiefung. Sogar die 
Königliche Familie, an ihrer Spitze S. M. der König selbst, war vom Sommer¬ 
aufenthalt in die Hauptstadt zurückgekehrt, um die fremden Gäste im Schloß 
willkommen zu heißen! 

Am wertvollsten aber sind gewiß für jeden Teilnehmer die Eindrücke 
der Besichtigungen und Reisen gewesen, die ihn das Wesen und die 
Arbeit der sympathischen Bewohner des einzig schönen Schwedenlandes 
und dessen schönster Hauptstadt verstehen lehrten. 

Zur Hebung ihrer Landwirtschaft sind die Schweden gründlich und 
wissenschaftlich vorgegangen. In Svalöf hat sich seit dem Jahre 1886 eine 
neuerdings durch hochherzige private Schenkungen prächtig ausgebaute, 
rein botanisch-wissenschaftliche Saatzuchtanstalt entwickelt, die nicht 
allein auf Züchtung neuer Getreidearten, sondern in gleichem 
Maße auf Hebung der landwirtschaftlichen Pflanzenkultur 
Schwedens überhaupt hinarbeitet. Zu dem Unterhaltungsbedarf von etwa 
81000 Kr. jährlich tragen der Staat 40000 Kr. und die Landwirtschafts¬ 
gesellschaft 16 000 Kr. bei, während der Rest von 25 000 Kr. als Zehnter von 
der Allgemeinen Schwedischen Saataktiengesellschaft zufließt, die 
in inniger Verbindung, doch in völliger verwaltungstechnischer Trennung 
mit der Anstalt arbeitet. Durch planmäßige, wissenschaftlich geleitete Stamm¬ 
baumzüchtung sucht diese eine einzige Pflanze herauszufinden, die hinsicht¬ 
lich des Ertrages, der Widerstandsfähigkeit und der Frühreife dem schwedi- 
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sehen Landwirt die beste Saatware bietet. Sie verbessert und vermehrt 
diese durch Aussaaten so weit, bis die Handelssaataktiengesellschaft den Ver¬ 
trieb erst an ihre eigenen, dann an einzelne, später an möglichst viele 
fremde Güter betreiben kann. Alle hehr- und sonstige Versuchstätigkeit 
ist ausgeschlossen. Jede Pflanze erhält hier somit ihr Stammbuch! ln 
gleicherweise ist die Viehzucht systematisch gehoben durch Viehzucht¬ 
vereinsausstellungen mit Prämiierungen der Leistungsfähigkeit, Freizettel für 
abgabenfreie Bedeckung durch prämiierte Zuchtstiere, Auktionen, Kontroll- 
vereine und anderes mehr. In Südschweden ist, besonders mit dem steigen¬ 
den Bedürfnis größerer Milchergiebigkeit, auf dem schwereren Boden die 
schwarzbunte holländer und ostfriesische Rasse mehr und mehr rein¬ 
gezüchtet, in Mittelschweden auf dem leichteren Boden die rotbunte Ayrshire- 
Rasse, die sich dort als widerstandsfähiger erwiesen hat. Auch hier werden 
Stammbücher geführt. Das Ost er tag sehe Tbc - Tilgungsverfahren findet 
viele Anhänger. Besondere Klauenpflege hat sich bewährt. Und wiederum 
steht diesem Zweige der Land- und Milchwirtschaft ein wissenschaftliches 
Institut ersten Ranges, die wahrhaft königliche Stiftung Alnarp, zur Seite, 
während die Organisation der praktischen Arbeit in den einzelnen 26 Pro¬ 
vinzen je einer sogenannten Landwirtschaftsgesellscbaft — entsprechend 
ungefähr den preußischen Landwirtschaftskammem — zufällt. Diese erhalten 
neben Einzelbeiträgen auf Grund des Branntweingesetzes von 1856 noch ein 
Zehntel des über 5 Proz. betragenden Reingewinnes von den ursprünglich 
nur in allen Städten, neuerdings aber auch auf dem Lande zwangsweise 
gegründeten Branntweinverkaufsgesellschaften zugewiesen (fünf Zehntel er¬ 
hält die betreffende Stadt, je zwei Zehntel die Provinz und der Staat). Die 
Überweisung belief sich in den letzten Jahren auf etwa 1,5 Millionen Kr. 
Alnarp hat die Aufgabe, sowohl höheren Unterricht in der Land¬ 
wirtschaft (zweijähriger Lehrgang) als auch elementaren und 
höheren Unterricht in der Milchwirtschaft (ein jährige Lehrgänge) 
zu erteilen. Neben den entsprechenden Abteilungen ist noch eine milch- 
wirtschaftliche Schule für Frauen (sechsmonatlicher Lehrgang), eine Garten¬ 
bau- (zweijähriger Lehrgang) und eine Hufbeschlagschule (sechsmonatlicher 
Lehrgang) eingerichtet. Das Institut untersteht einem Direktor. Der König 
ernennt die fünf Verwalter. Sieben Professoren und neun außerordentliche 
Lehrer sind dort tätig und wohnen in der Anstalt, die mit Sammlungen, 
Laboratorien, Versuchernolkerei, chemischer Kontrollanst&lt, Prüfungsstelle 
für Ackergeräte, Versuchsfeldern und andere mehr reichhaltig ausgestattet 
ist. Neben der eigenen Produktion der Milch von etwa 170 Milchkühen 
muß noch aus der Nachbarschaft Milch bis zum Gesamttagesverbrauch von 
etwa 2000 Litern hinzugekauft werden. Es ist im Laufe eines Lehrjahres 
sonst nicht möglich, die Schüler die verschiedenen Verfahren der Milch¬ 
verwertung, insbesondere der Käserei, praktisch durcharbeiten zu lassen. Wir 
wurden durch den herrlichen Garten, die saftigen Wiesen, die wogenden 
Felder, die weiten Ställe und Molkereien, die zweckmäßig einfachen Labora¬ 
torien und Hörsäle der alles in allem 550 Hektar umfassenden Domäne ge¬ 
führt, die insgesamt einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen mußten. Neben 
Alnarp darf aber nicht die Zentralanstalt für landwirtschaftliches 
Ver8uchswesen in Stockholm vergessen werden, die, als Reichsanstalt in 
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sechs Abteilungen für Ackerbau, Agrikulturchemie, Haustierzucht undMolkerei- 
wesen, landwirtschaftliche Botanik, Entomologie und Bakteriologie eingerichtet, 
Allerdings lediglich landwirtschaftlichen Zwecken dient und einstweilen noch 
die Milchwissenschaft Alnarp allein überlassen muß. Leider war ein Besuch 
der Anstalt nicht möglich, nur ihre Leistungen konnten auf der Landwirt¬ 
schaftlichen Ausstellung in örebro, deren Eröffnung wir beiwohnten, 
gewürdigt werden. Diese entsprach in verhältnismäßig geringerem Umfange 
den Jahresausstellungen der D. L. G. Es finden alle fünf Jahre solche 
Ausstellungen für das ganze Land statt. Leider goß es ausgesucht am 
Morgen der Ausstellungseröffnung in Strömen, so daß der Besuch sehr be¬ 
einträchtigt wurde. Eine forstwissenschaftliche und eine Fischereihalle 
boten neben den ausgedehnten Stallungen mit Pferden, Milchvieh, Schweinen, 
Federvieh und anderen mehr eine Fülle des Interessanten für den Fachmann. 
Imponierend war die einheimische Mapchinenindustrie vertreten, allen voran 
die Separator-AktiengesellBchaft und ihr Ableger, das Bergedorfer Eisenwerk. 
Eine größere Zahl von Melkmaschinen wurde im Betriebe vorgeführt, wie denn 
überhaupt diese sich in Schweden schnell einzubürgern scheinen, mit Elek¬ 
trizität, Wasserkraft oder auf dem Felde Handkraft betrieben. Die „Manus“- 
Melkmaschine mit der sinnigen Nachahmung des Handmelkens fand vor der 
„Alpha“- und „Loqvist“-Maschine besonderen Beifall. Die Tiere schienen 
sich bald gut an die Maschinen zu gewöhnen, wo immer wir sie auch sonst 
im Lande maschinell gemolken sahen. Für den Kleiqbetrieb waren Sieb und 
Doppelkühler „Rimula“ bemerkenswerte Neuerungen. Ersteres erzielt durch 
Verhinderung zu großen Filterdruckes und Vergrößerung der Filterfläche 
sehr gute Ergebnisse ohne Zeitverlust, letzterer ist ein in zwei schrankartig 
aufklappbare Eisbehälter verdeckt eingefügter senkrechter Rinnenkühler. 

Die Eindrücke des tüchtigen Vorwärtsstrebens der schwedischen Land¬ 
wirtschaft wurden auch weiterhin durch die Besichtigung verschiedener 
größerer Güter und kleinerer Bauernhöfe verstärkt. Auf dem Ritter¬ 
gut Bjärka-Säby bei Linköping betreibt Herr 0. Ekman großzügige 
Musterzucht von Pferden, Milchvieh und Schweinen. Mit dem Kuhstall ist 
die Schule der Land wirtschaftsgesellschaft von Ostgotland und mit der 
Meierei eine Meiereischule verbunden. Ein benachbarter Wasserfall liefert 
elektrische Kraft für den gesamten ausgedehnten Gutsbetrieb, ein etwas ent¬ 
fernter gelegener für eine große Zellulosefabrik und eine Mühle. Baron 

p 

Th. Adelswärd hat in Atvidaberg, einem herrlichen Fideikommisgut, in 
Ähnlicher Weise eine große Holzsägerei und Fabrik für Schreibtische, Wagen, 
Räder u. a. eingerichtet. Für die nicht unbeträchtliche Arbeiterbevölkerung 
ist eine Art Gartenstadt mit gemeinnützigen Anstalten, Zentralwaschanstalt, 
Badeanstalt, Schlachterei, Meierei u. a. angelegt. Die gewaltigen Park¬ 
anlagen um einen reizvollen See werden in forstmännisch fachkundiger 
Weise erhalten und ergänzt, ausgedehnte Gewächshäuser zeigen einen hohen 
Grad technischer Vollkommenheit. Harma Gärd bei Stockholm, das Gut 
der Separator-Aktiengesellschaft, dient der Riesenfabrik in Stockholm zur 
Beschaffung der zu ihren Versuchen erforderlichen Milchmengen und daneben 
der städtischen Milchversorgung. Hier konnte man vor allem die hohen, 
luftigen, hellen Ställe bewundern. Die Tiere stehen in je zwei Längsreihen 
mit den Köpfen zum inmitten gelegenen Futtergange gerichtet. Durch die 
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Seitenfensterreihen eines in ganzer Länge durchgeführten breiten Dachreiter¬ 
aufbaues strömt das Licht ergiebig ein. Die übrigen schon erwähnten Ställe 
waren einfacher. Allgemein sind die Stände etwa 1,80 m lang, die Kotrinnen 
nicht so stark wie in Holland vertieft, die Krippen hochrandig als durch¬ 
gehende Tränkrinnen gebaut und mit einem für Grünfutter darüber zu 
klappenden Holzrost versehen. Gelegentlich fanden sich auch Selbsttränken. 
Die Stände sind mit längsgerichteten Holzbohlen auf Zementunterlage belegt 
Besondere Milchkammern fanden sich überall. Zur Tiefkühlung wird reich¬ 
lich Natureis verwendet. Natürlich war die technische Einrichtung der 
Meierei in Hamra mustergültig, doch auch die übrigen besichtigten Meiereien 
(Eskilstuna, Anderslöf, Kjellstorp) zeichneten sich durch Übersichtlich¬ 
keit, Sauberkeit, gute Licht- und Raumverhältnisse aus. In den mittel- und 
südschwedischen Meiereien wird Butter, Magerkäse und wenig Kasein her¬ 
gestellt Sämtliche Milch wird vorher auf 86° C eine Minute lang erhitzt 
Vorwärmer haben sich überall eingeführt Die Magermilch wird entweder 
zu Magerkäsen verarbeitet oder geht an die Lieferer zurück, mit automati¬ 
scher Wage zugewogen je nach der festgesetzten Menge. Je weiter man 
nach Süden kommt, um so mehr wird Butter zum Export nach England, 
Rahm zum Export nach Deutschland verarbeitet. Die Butterkontrolle, 
wie sie in Malmö gezeigt wurde, ist musterhaft organisiert. Die gesamten 
Betriebe der Provinz Malmö Hus haben sich zu einer Vereinigung zusammen¬ 
geschlossen. Sie tilgen die Tuberkulose unter ihrem Vieh (zurzeit 9600 Kühe 
angeschlossen). Die mit offener Tuberkulose behafteten Tiere werden sofort 
mit Metallmarke am Ohr gezeichnet und ohne Entschädigung abgeschafft. 
Zweimal jährlich findet klinische Prüfung, viermal außerdem bakteriologisch¬ 
chemische Untersuchung der Milch durch drei besonders angestellte Tier¬ 
ärzte statt. Der Beitrag ist 1 Kr. 26 0re für Kuh und Jahr. Kontroll- 
vereine sorgen für die Durchführung rationeller Fütterung und richtiger 
Stallhygiene. Die Butter wird in Pergamentpapierumhüllung in Holzfässer 
eingestampft. Jedes Faß wird in der Niederlage zu Malmö einzeln nach¬ 
gewogen und eventuell berichtigt. Ein besonderer Stempel, die Runenmarke, 
gilt als Schutzmarke. Die für Deutschland bestimmte Sahne von 
34 bis 40Troz. Fettgehalt wird nach dem Separieren rasch auf 14° C ab¬ 
gekühlt und steht dann in 50-Literkannen in Eis bis zur Absendung noch etwa 
12 Stunden lang, so daß sie auf 4° C herunterkühlt. In besonderen Kühl¬ 
wagen gesammelt, geht sie über Trelleborg - Saßnitz zurzeit nach Warne¬ 
münde, wo sie verbuttert wird. Es wird die Errichtung einer Molkerei und 
einer Quarantäneanstalt für lebendes Vieh in Saßnitz erstrebt, da bisher nur 
ausgeschlachtete Tiere wie aus Dänemark nach Deutschland ausgeführt 
werden können. Als Beispiel noch einer anders gearteten, genossenschaft¬ 
lichen Milch Verwertung sahen wir bei Svalöf die 3000 Schweine in Haupt- 
und Nebengewesen umfassende Mästerei des Herrn P. Bondessons, Aktien¬ 
gesellschaft. Es werden alltäglich etwa 55000 Liter Milch verarbeitet, 
und zwar zunächst zu Butter für Inlandsgebrauch und Ausfuhr, dann zu 
Magermilchkäse in riesigem Umfange, dann zu Kasein für den Export nach 
Amerika und Hamburg. Was übrig bleibt dient zur Mästung der gewaltigen 
Schweinezucht. VorSeuchen hat Herr Bondessons keine Angst. Sauberkeit 
und fleißiges Kalken der Ställe hält er für die besten Schutzmittel. 
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Die städtische Milchversorgung Schwedens ist bei so guten Pro¬ 
duktionsverhältnissen — arbeiten jetzt doch schon über 700 Kontrollvereine 
im schwedischen Reiche, und nur 3Proz. der Kühe sollen auf Tuberkulin 
reagieren — wahrlich gut daran. Die Maul- und Klauenseuche ist seit 
Jahrzehnten in Schweden unbekannt. Typhus gibt es sehr selten. In Stock¬ 
holm sind davon festgestellt: 1907 13 Fälle, 1908 34 Fälle, 1909 22 Fälle, 
darunter etwa ein Drittel von auswärts zu Schiff (Rußland) eingeschleppt. 
Man hat nur gelegentlich eine Verschleppung von Scharlach durch den 
Milchverkehr beobachtet, doch handelte es sich dabei um Austräger jugend¬ 
lichen Alters, nicht um Milchveränderungen nach Euterkrankheiten, wie sie 
aus England wiederholt mitgeteilt werden. Da versteht man es, daß für die 
allgemeine Handelsmilch Pasteurisierung nicht in Frage kommt. Wie in 
Kopenhagen (585 000 Einwohner) mehrere bestehen, so besteht in Stockholm 
(350000 Einwohner) eine große Meierei, welche die Versorgung der Stadt 
mit sogenannter Kontrollmilch im wesentlichen allein bestreitet. Diese 
Stockholms Mjölkförsäljnings Aktiengesellschaft hat nur für Not¬ 
fälle zwei, angesichts eines Tagesumsatzes von 90 000 Litern klein zu nennende 
Pasteurisierapparate aufgestellt. Sauberkeit und Kühlung ist alles. 

Was die allgemeinen Milchversorgungsverhältnisse von Stockholm an¬ 
belangt, so wurde am 10. Oktober 1909 die gesamte Milchanfuhr der Stadt 
auf rund 240000 Liter ermittelt. Davon kamen: 

Auf der Achse. 13 300 Liter 

Zu Wasser. 32 600 „ 

Mit der Eisenbahn. 194 100 „ 

Der auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Tagesbedarf beträgt 
also etwa 0,71 Liter (1907 0,68 Liter, 1895 0,64Liter), der Jahresbedarf 
260 Liter. Es gab in der Hauptstadt: 


1907 . 1113 Milchhandlungen 

1908 . 1119 „ 

1909 . 1178 


zumeist Kleinhandlungen ohne Verbindung mit Molkereien. Vom 1. Oktober 
1911 an ist jeder Milchklein verkauf auf den Straßen und in den Höfen ver¬ 
boten. Die Literpreise stellen sich zurzeit wie folgt: gewöhnliche Handels¬ 
milch: Vollmilch 16 0re, Magermilch 7 0re, Kontrollmilch in Blechgefäßen 
210re, in Flaschen 23 0re, Kindermilch 25 0re. Das Kilogramm Butter 
kostet 2,23 Kr. Für die Frische der angelieferten Milch ist bezeichnend, daß 
von 544 Milchproben, die im September-Dezember 1909 amtlich entnommen 
wurden, 456 bei der Reduktaseprobe nicht entfärbten, von 88 die entfärbten 
18 sofort, 50 in einer Stunde, 13 in ein bis zwei Stunden, 7 in zwei bis drei 
Stunden. Der Fettgehalt betrug nach amtlichen Feststellungen: 


Fettgehalt der Vollmilch 

Auf 1000 Proben 

Fettgehalt der Vollmilch 

| Auf 1000 Proben 

in Proz. 

1907 

1908 

1909 

in Proz. 1 

! 1907 

1908 

1909 

Bis 2. 

4,4 

4,6 

1,8 

3 bis 3,5. 

3,5 bis 4. 

482,4 

551,7 

501,3 

2 bis 2,5. 

2,5 bis 3. 

28,4 

25,0 

21,4 

231,7 j 

187,9 

275,6 

220,9 

200,4 

154,4 

über 4. 

32,2 

30,4 

45,5 


Die Stockholmer Milchverordnung vom 11. April 1905 verlangt für 
Vollmilch einen Mindestfettgehalt von 3 Proz. Dünne Sahne muß 10 Proz., 
fette Sahne 20 Proz. Fett enthalten. 
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Mit den Namen kontrollierte oder Kindermilch oder ähnlichen darf 
Vollmilch nur nach Erlaubnis des Gesundheitsamtes verkauft werden. Diese 
wird nur erteilt, wenn Arzt und Tierarzt das Personal und die Kühe, deren genaue 
Zahl und Ställe anzugeben sind, gesund befunden haben und beide weiterhin 
ihrer Aufsicht unterstellt bleiben. Kuhstall, Kuhwartung nnd Milchbehandlung 
müssen den Anforderungen der Hygiene entsprechen. Es steht der Gesund¬ 
heitspolizei sogar frei, besondere, weitergehende Vorschriften zu machen. 
Kindermilchställe müssen tuberkulosefrei sein. Die Kosten der Kontrolle 
tragen die Besitzer der Kühe oder Ställe nach einer Taxe der Geeundheitspolizei. 
Zuwiderhandlungen können mit Widerruf der Erlaubnis bestraft werden. 

Anfang 1911 standen 22 Ställe unter dieser städtischen Aufsicht. 
Ein dem Stadtarzt unterstellter beamteter Arzt, der in Stockholm selbst das 
Wohnungswesen beaufsichtigt, hat wenigstens zweimal jährlich jeden 
der Viehställe — die in 15 bis 167 km Entfernung liegen — zu be¬ 
suchen, darüber Buch zu führen und einen Jahresbericht ein¬ 
zureichen. Er hat die allgemeinen sanitären Verhältnisse in und außer 
dem Stalle, insbesondere die Wasserversorgung auch der Wohnungen des 
Personals und deren Fäkalienbeseitigung zu überwachen. Mit Recht wird 
besonderes Gewicht darauf gelegt, daß er bei seinen unangemeldeten Be¬ 
suchen die ReinlichkeitsVerhältnisse in und um die Wohnungen herum be¬ 
achtet, denn „eine Melkerin, die ihre Wohnung unrein hält, beachtet wohl 
selten persönliche Reinlichkeit und ist ungeeignet, Milch zu handhabend 
Privatpraxis darf er auf den betreffenden Gütern nicht ausüben. Sobald 
Fälle von Typhus, Scharlach, Diphtherie oder einer anderen, ernsten an¬ 
steckenden Krankheit auf einem Kontrollgut Vorkommen, ist der Besitzer zu 
sofortiger Anzeige verpflichtet. Der Arzt kommt sogleich hin, bat der 
Gesundheitskommission eiligst zu berichten, und von deren Gutachten hangt 
dann der weitere Verkauf der Milch nach Stockholm ab. In jedem Jahre 
werden unter den Neuangestellten des rund 250 Köpfe umfassenden Personals 
ein bis zwei Fälle von Lungentuberkulose gefunden und ausgemerzt. Aus¬ 
schlagskrankheiten an Händen, Armen und im Gesicht bedingen ebenfalls 
Ausschluß von der Arbeit in Kontrollstellen. Die persönliche Prüfung des 
Arztes an Ort und Stelle, auf die mit Recht großes Gewicht gelegt wird, 
findet also ihre unumgänglich nötige Ergänzung in der Meldepflicht für an¬ 
steckende Krankheiten, deren genaue Beobachtung schwere Betrafung viel¬ 
leicht weniger als das bloße Geschäftsinteresse gewährleistet. Der in wenig¬ 
stens zweimonatlichen Fristen kontrollierende Tierarzt hat Beschaffen¬ 
heit und Wartung des Kuhstalles, Fütterung und Wartung der Kühe, das 
Melken und die Milchbeförderung zu überwachen. Er hat dabei jedesmal 
die vollständige Untersuchung von etwa einem Drittel des ganzen Vieh¬ 
bestandes zu bewerkstelligen, so daß der ganze Bestand wenigstens zweimal 
jährlich untersucht ist. Auch er hat genau Buch zu führen, einen Jahres¬ 
bericht einzureichen und bei ansteckenden oder der Milch schädlichen Tier¬ 
krankheiten auf entsprechende Meldung der Besitzers hin die erforderlichen 
Prüfungen vorzunehmen und einen Bericht an die Gesundheitskommission 
zur Entscheidung zu geben. Die Kindermilchkühe oder diä als Tbc- 
frei bezeichneten Bestände müssen alljährlich einmal mit Tuberkulin 
durchgeimpft werden, reagierende Tiere sind unmittelbar zu isolieren. 
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ln der Stockholms M jölkf ör säl jnings Aktiengesellschaft wird diese zu 
verschiedenen Tages- und Nachtzeitei) von mehreren eigenen und von fremden 
Gütern in Eisenbahnkühlwagen einlaufende Milch nur einfach in besonderem 
Raume mit Natureis kühl gehalten und yor Einfüllung in die Flaschen 
geseiht. Es finden Glasflaschen mit Pappverschluß und Blechflasohen mit 
PlombenYerSchluß Verwendung. Die Ausfuhr geschieht durch besondere 
Wagen, in denen die Flaschen in Eisenblechhandkörben stehen. Mädchen 
von 13 bis 15 Jahren bringen sie in die Häuser, wo sie mit Blechmarken 
bezahlt werden, die in den Ausgabestellen zu kaufen sind. Die Arbeit im 
Betriebe dauert in abwechselnden Arbeitsschichten Yon früh 3 Uhr bis spät 
8 Uhr, durchschnittlich je 10 Stunden. 

Überall in den schwedischen Meiereien fiel die praktische, kleidsame 
Tracht der Meierinnen auf: weißes Leinenmützehen, Leinenjacke mit 
Ärmeln, die nur den Oberarm bedecken, Leinenröcke, die nur eben über die 
Knie herabreichen, darüber gleich lange Leinenschürzen, schwarze gestrickte 
Wollstrümpfe und Holzpantoffeln. 

In Stockholm gibt es sechs, in Malmö eine sogenannte Goutte de. 
lait „Mjölkdroppen“, ganz nach französischem Muster eingerichtet. Kopen¬ 
hagen, das ich auf der Rückreise noch kurz besuchen konnte, befolgt, um 
es knrz vorweg zu nehmen, ein anderes System. Hier wird durch die be¬ 
kannte Kopenhagener Maelkeforsyning an die Mütter Vollmilch ins Haus 
geliefert, um nach Anweisung des Arztes daraus selbst die dem Kinde zu¬ 
träglichen Mischungen mit eventuellen Beigaben herzustellen. Diese An¬ 
weisungen werden in kostenfreien Beratungsstunden gegeben, die achttägig 
an acht Stellen der Stadt von Ärzten freiwillig abgehalten werden. Eine 
private Gesellschaft „Wohl der Kleinkinder u läßt daneben durch die 
Maelkeforsyning auf ihre Kosten Mischungen in Portionsflaschen herstellen, 
doch bürgert dies sich bisher nicht recht ein. Allgemeiner als in Deutsch¬ 
land ist das Stillen in Schweden und in Dänemark verbreitet. Wenn man 
angesichts der sicheren Milch Versorgung auch gern danach gleich Rohmilch 
gibt, so ist es doch üblich, bei künstlicher Ernährung im ersten Lebensjahr 
die Milch wie in Deutschland entsprechend zu verdünnen, sie mit Zusätzen 
zu versehen und abzukochen. 

In den sechs Stockholmer Mjölkdroppen wird die Milch nach Zu¬ 
bereitung in PortionBflaschen gefüllt und so in kleinen, mit Gas erhitzten 
zylindrischen Wasserdampfapparaten sterilisiert (100° C, drei Minuten). Die 
Flaschen sind dabei mit Gummistöpseln verschlossen und werden an die 
Verbraucher in kleinen verzinkten Eisenblechkörben abgegeben. In Malmö 
hat man die Ungleichmäßigkeit der Erhitzung in solchen Apparaten erkannt 
und sich ein tischkastenförmiges, offenes Wasserbad konstruiert, das mit Gas 
erhitzt wird, und in dem man die hier unverschlossenen Flaschen ebenfalls 
bei 100° C fünf Minuten lang sterilisiert. Eine Rückkühlung auf Leitungs- 
wassertemperatur wird in diesem Apparat sehr vorteilhaft empfunden. Ver¬ 
schlossen werden hier die Flaschen nachher (reichlich einfach) durch ver¬ 
schiedene farbige Papierläppchen, die man mit Wollfäden befestigt. Die 
Lokale sind klein und bescheiden, dem geringen Vertrieb — täglich je etwa 
250 Flaschen — entsprechend, einfach frühere Küchenräume. Neben ihnen 
findet sich ein Ausgaberaum und besonders ein ärztliches Sprechzimmer, 
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teilweise ein größerer Warteraum und noch zwei Zimmer für die Leiterin. 
Diese, eine Schwester oder Laienhelferin, macht täglich Besuche bei den 
ratsuchenden Müttern, führt darüber einfach Buch und hilft dem Arzt bei 
der Beratungsstunde, deren Ergebnisse nach einfachem Schema in einem 
weiteren Buche vermerkt werden. In Stockholm hat Dr. med. Blumenthal 
seit Dezember 1901 die Milchtropfen eingeführt und geleitet, in Malmö ist 
Dr. med. Walen der Leiter. Die ärztlichen Beratungsstunden werden in 
Malmö ein-, in Stockholm zweimal wöchentlich abgehalten, doch erscheinen 
die Mütter dort abwechselnd, durchschnittlich nur alle 14 Tage, um ihr 
Kind wiegen zu lassen und sich vom Arzt Ratschläge über dessen Ernährung 
zu erbitten. In allen Milchtropfen wird das Kind meist auf Zuweisungs¬ 
attest eines Arztes, der Bezirkspflegerin oder einer Gemeindeschwester auf¬ 
genommen. Hierdurch wird die Bedürftigkeit erwiesen. Stillunfähigkeit, 
völlige oder teilweise, muß in jedem Falle vor Bezug der Milch nach- 
gewiesen sein. Die Milch wird täglich abgeholt. Es werden vier Mischungen: 

1 Teil Milch zu 3 Teilen 5 proz. Milchzuckerlösung 


n » n * n n j » 



und Vollmilch abgegeben, natürlich Kon trollmilch. Man gibt in Stockholm 
in acht Portionen bis etwa 1,5 Liter Milch täglich, in Malmö in sechs Por¬ 
tionen höchstens 1 Liter Milch täglich. Die Preise sind 1 bis 2 Kr. für die 
Woche bei Unbemittelten, sonst 12,50 Kr. für den Monat. Für die den ein¬ 
geschriebenen Armen verabfolgten Flaschen zahlt die Stadt. Zuschüsse der 
Gemeinde, Jahresbeiträge des Vereins und Schenkungen helfen die Fehl¬ 
beträge decken. Alle Milchtropfen geben neben Milch auch noch Babyzeug, 
Windeln, Jäckchen, Socken und dergleichen kostenfrei ab. Bemerkenswert 
ist, daß man, um der Barlowsehen Krankheit vorzubeugen, gern von den 
Vollmilchflaschen je zwei in rohem Zustande genießen läßt. Die Einrichtung 
von Milchtropfen erfreut sich scheinbar allgemein einer gewissen Beliebtheit 
Auch Karlstad, Lund, Gefle, Upsala, Karlskrona, Helsingborg besitzen solche. 
In der Apotheke in Malmö lag ein Merkblatt in Form eines Traktats aus, das 
der Stillpropaganda dient und allgemeine Regeln der Säuglingspflege enthält 
Alles in allem sucht man also in Schweden ebenso wie bei uns durch 
ärztliche Beratungsstunden (nur in Stockholm wird der Arzt honoriert, sonst 
arbeiten die Ärzte umsonst) und damit verbundene Milchabgabe, trinkfertig 
und in Portionsflaschen, der Säuglingssterblichkeit entgegenzuarbeiten und 
ist mit den Erfolgen dieser mühevollen Kleinarbeit zufrieden. Besonders 
bemerkenswerte Neueinrichtungen sind dabei nicht zu verzeichnen. In Stock¬ 
holm ist ein vortrefflich eingerichtetes Säuglingsheim in freier Lage im Süd¬ 
westen der Stadt kürzlich eröffnet worden. 

Literatur. 

Stockholms Mjölkförsäljnings Aktiebolag 1911. 

Stockholms Stads Statistik III Hälso-och Sjukvärd 1910. 

Nils Lundblad, Die Milchwirtschaft Schwedens 1911. 

Sonderberichte des 5. Internat. Kongresses für Milchwirtschaft 1911. 

Dr. M. Blumenthal, La Goutte de Lait ä Stockholm 1903. 

Jahresbericht 1909 der Föreningen Mjölkdroppen i Malmö. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung 

in den Kulturstaaten am Anfänge des 20. Jahrhunderts. 

Gesammelt and herausgegeben von Prof. Dr. K. Kissk&lt. 

U. England. 

Von Dr. W. James Wilson, Belfast. 


In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann mit dem Aufkommen 
des Fabriksystems ein Abwandern einer großen Masse der ländlichen Be¬ 
völkerung aus ihren bisherigen Wohnsitzen und die Ansammlung großer 
Menschenmengen in den Städten. Das Ergebnis war zunehmende Ver¬ 
schmutzung von Boden, Luft und Wasser und weite Verbreitung von In¬ 
fektionskrankheiten. Die Verheerungen durch solche vermeidbare Krank¬ 
heiten, wie Typhus, Fleckfieber und Cholera veranlaßten die Regierung; zu 
energischem Vorgehen und machten das Volk willig, sich den Medizinal¬ 
verordnungen zu unterwerfen. In keinem anderen Lande der Welt herrscht 
eine größere Liebe zur Freiheit als in England; aber das hindert nicht, daß 
der Engländer den Vorschriften gehorcht, die die Gesundheit der Allgemein¬ 
heit bewahren sollen, und hindert ganz gewiß seine Mitbürger nicht, ihn zu 
zwingen, wenn er jenen widerstrebt. In England sind die sanitären Vor¬ 
schriften in einigen Parlamentsbeschlüssen enthalten und jeder Teil derselben 
wird gründlich durch die Volksvertretung besprochen. Die Tatsache, daß 
die Sanitätsgesetze durch das Volk für das Volk gemacht sind, gibt ihnen 
eine zwingende Gewalt, weit größer, als wenn es Erlasse einer Regierung 
wären. Staatsmedizin als ein organisierter Teil der Verwaltung ist eine 
gänzlich moderne Erscheinung und beginnt erst in der dritten Dekade des 
19. Jahrhunderts. 

Im Jahre 1834 wurde das Poor Law Board errichtet; seine Aufgabe 
war, die Art und Weise zu überwachen, in welcher die local boards in jedem 
Distrikt ihre Pflichten erfülltep, zu denen die öffentliche Fürsorge für die 
Armen gehörte. Hier haben wir einen Grundsatz, der die Basis der gesamten 
öffentlichen Gesundheitspflege Englands bildet: örtliche Befugnisse, der Ober¬ 
aufsicht einer Zentralgewalt unterworfen. 

Die Engländer haben eine Leidenschaft für die Selbstverwaltung der 
örtlichen Angelegenheiten, aber sie erkennen an, daß eine Zentralgewalt 
notwendig ist, um zwischen den lokalen Gewalten auszugleichen, ihre Er¬ 
fahrungen zu vergleichen, als Appellationsgericht zu fungieren und einzu¬ 
schreiten, wenn eine lokale Behörde in der Erfüllung ihrer Pflichten nach¬ 
lässig erscheint. — Im Jahre 1836 wurde das Statistische Amt errichtet, 
mit dem Registrar General an seiner Spitze, und die Registrierung der Ge¬ 
hurten, Ehen und Todesfälle eingeführt. Seit dieser Zeit hat England die 
Möglichkeit, genaue Angaben betreffs der Lebensstatistik zu erhalten, da 
seit 1801 eine zehnjährige Zählung stattfindet. 
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Im Jahre 1836 erschien der erst# Bericht und in demselben Jahre gab das 
Poor Law Board seinen Bericht über die Gesundheitsverhältnisse der Arbeiter¬ 
klassen Großbritanniens heraus. Dieser Bericht richtete die öffentliche Auf¬ 
merksamkeit auf den gesundheitswidrigen Zustand des Landes im allgemeinen, 
und eine Kommission wurde eingesetzt, um die Ursachen der Zust&nde zu 
erforschen, die der Bericht aufgedeckt hatte. Das neuerweckte Interesse 
für Volksgesundheit ließ viele Gemeinden Befugnisse vom Parlament er¬ 
streben, um gegen gesundheitsschädliche Zustände Vorgehen zu können. 
Zehn Jahre nach Herausgabe des Berichtes war die öffentliche Meinung ge¬ 
nügend erzogen, so daß das Parlament den Public Health Act von 1848 er¬ 
lassen konnte. Dieser bezog sich auf ganz England, mit Ausnahme von 
London. Er schuf ein allgemeines Gesundheitsamt (Board of Health) als 
höchste Autorität in sanitären Angelegenheiten; doch wurde größere lokale 
Befugnis durch ein Gesetz von 1858 gegeben. 

Das Local Government Board, die gegenwärtige Zentralbehörde, wurde 
geschaffen durch ein Gesetz von 1871 und übernahm alle Befugnisse und 
Pflichten des Poor Law Board, das nun aufhörte zu existieren. Zahlreiche 
Gesetze betreffs öffentlicher Gesundheitspflege wurden zwischen 1849 und 
1875 erlassen; in dem letzteren Jahre wurden sie sämtlich zusammengefaßt 
durch einen Public Health Act, der eine sehr präzise Gesetzesammlung bildet 
Von Zeit zu Zeit werden neue Gesetze eingefügt und in Übereinstimmung 
mit dem von 1875 ist ihre Ausführung in den Händen einer Zentralbehörde, 
des Local Government Board und lokaler Behörden, der Distriktsräte. 

Die britischen Inseln bestehen aus drei Königreichen: England mit 
Wales, Schottland und Irland. Ihre Regierung ist seit 1801 in einem 
Parlament zentralisiert, das seinen Sitz in Westrainster, London hat Die 
sanitären Vorschriften sind in allen Ländern sehr ähnlich, während kleine 
Verschiedenheiten in ihren sanitären Verwaltungen existieren. In allen dreien 
ist das Local Government Board eines jeden die Zentralbehörde. In Eng¬ 
land und Wales besteht es aus einem Beamten als Präsidenten, der durch die 
Krone ernannt ist, und einigen ständigen Mitgliedern, nämlich dem Lord¬ 
präsident des Geheimen Staatsrates, den Staatssekretären, dem Lordgroß¬ 
siegelbewahrer, dem Reichsschatzsekretär, einem Sekretär des Parlaments 
und einem ständigen Sekretär. Präsident und Sekretäre leiten die Arbeiten 
des Amtes; die anderen Mitglieder nehmen nur teil bei Sachen von beson¬ 
derer Wichtigkeit. 

Unter dem ständigen Sekretär sind fünf Untersekretäre, deren jeder 
an der Spitze einer Abteilung steht. Diese sind: 1. Armengesetz. 2. Öffent¬ 
liche Gesundheitspflege, einschließlich Impfung, lokale Finanzen, lokale Ge¬ 
setze. 3. Rechnungsablage lokaler Behörden, Statistik, lokale Besteuerung. 
4. Straßen, Wohnungen, Städtebau. 5. Gesetzgebung, z. B. Ortsstatute, 
Fragen betreffs der Gesetze über lokale Verwaltung, Alterspensionen, vor¬ 
läufige Verordnungen. 

Dem Amte stehen zur Seite Ingenieure und Mediziner als Sachverstän¬ 
dige. Die medizinische Abteilung besteht aus dem Medical Officer to the 
Board, zwei assistant medical officers und einem Stabe von medical inspectors. 
Diese Inspektoren (Allgemeine, Mediziner und Ingenieure) sind die Augen 
und Ohren des Amtes in den Provinzen. 
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Die Zusammensetzung des schottischen und irischen Local Government 
Board ist etwas verschieden, ihre Rechte und Befugnisse sind denen des 
englischen ziemlich ähnlich. 

Medizinalbezirke und Distrikts-Gesundheitsräte (District 
Councils). Ganz England und Wales, außer der Grafschaft London (welche 
in 28 hauptstädtische Bezirke eingeteilt ist), ist in a) Verwaltungsgrafschaften 
und b) Grafschaftsbezirke geteilt. Durch die Selbstverwaltungsakte von 
1894 sind erstere in städtische und ländliche Distrikte eingeteilt. Für die 
Medizinalverwaltung gelten die GTafschaftsbezirke als städtische Distrikte 
und bilden mit den anderen städtische Medizinaldistrikte; die ländlichen 
Distrikte bestehen aus einer oder mehreren Pfarreien und sind ländliche 
Medizinaldistrikte. Für die Zwecke der Lokalverwaltung einschließlich der 
Gesundheitsräte, deren Mitglieder vom Volke gewählt sind, sind verschiedene 
Medizinalbezirke gebildet; so. sind für die Grafschaft, die städtischen und 
ländlichen Distrikte die sanitären Behörden, der Grafschaftsrat bzw. der 
städtische und ländliche Distriktsrat. In Grafschaft*- und Munizipal¬ 
bezirken, welche ebenfalls städtische Distrikte sind, sind der Bürgermeister 
und die Stadträte bzw. der Munizipalrat die lokale Behörde. In ländlichen 
Distrikten gestattet das Vorhandensein von Pfarreiräten eine Beratung und 
Aussprache. Die Pflichten der Pfarreiräte beschränken sich auf Fragen der 
Wasserversorgung und Kanalisation; die wirklich verantwortliche Sanitäts¬ 
behörde ist der ländliche Sanitätsrat. Die Ausführung der Medizinalgesetz¬ 
gebung liegt den städtischen und ländlichen Distriktsräten ob; die Grafschafts¬ 
räte haben die Oberaufsicht. Außerdem haben sie unter sich die Ausführung 
der Gesetze über Isolierspitäler, Fluß Verunreinigung, Tierseuchen, Hebammen, 
ernennen Leichenbeschauer und erlassen Ausführungsbestimmungen, wobei 
der Medical Officer of Health der Grafschaft die Initiative ergreift. 

Die Medizinalbeamten und ihre Obliegenheiten. Zur Ausfüh¬ 
rung der Gesundheitsgesetze hat jede Gesundheitsbehörde einen beamteten 
Arzt (Medical Officer of Health) und mindestens einen Sanitätsinspektor 
&nzu8tellen. In .den größeren städtischen Distrikten ist ein großer Stab von 
Inspektoren nötig, deren Arbeiten von dem beamteten Arzte geleitet werden. 
In Angelegenheiten des Gesundheitsingenieurs und Architekten ist der Sur- 
veyor der notwendige Sachverständige; in Fragen ihres Einflusses auf die 
Gesundheit ist der Medical Officer of Health der beratende Beamte. Für 
seine Amtstätigkeit im Bureau ist in größeren städtischen Distrikten ge¬ 
nügendes Personal vorgesehen. Auf dem Medical Officer of Health und den 
Sanitätsinspektoren rubt die praktische Ausführung der Gesundheitsgesetze 
und entsprechend ihrer Regsamkeit und ihrem Eifer ist im ganzen der Ge¬ 
sundheitszustand des Distriktes beschaffen. Wenn diese Beamten in ihren 
sanitären Ansichten fortschrittlich gesinnt sind, müssen sie sich notwendig 
Feinde in den Eigentümern gesundheitswidriger Anlagen machen, welche 
möglicherweise Mitglieder sanitärer Behörden sind, oder Einfluß auf solche 
haben. Diese Beamten sind von den verschiedenen Sanitätsbehörden an¬ 
gestellt und können beliebig von ihnen entlassen werden, wenn sie allein 
ihren Gehalt aufbringen; wird aber die Hälfte vom Reiche bezahlt, so kann 
die Entlassung nur in Übereinstimmung mit dem Local Government Board 
geschehen. In London und Schottland ist sie unter allen Umständen nötig. 
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In den ländlichen Distrikten ist der beamtete Arzt nebenbei prakti¬ 
zierender Arzt und da viele derer, welche gegen die Gesundheitsgesetze 
verstoßen, seine Patienten sind, hat er Schwierigkeiten, seine Pflicht zu tun, 
ohne seine Privatpraxis zu schädigen. Es ist mit der Zeit offenkundig ge¬ 
worden, daß es für die richtige Anwendung der Medizinalgesetze notwendig 
ist, daß der beamtete Arzt 1. Sicherheit in bezug auf seine Stellung hat, 

2. vollbesoldeter Beamter ist. 

Um für den Posten eines Kreisarztes wählbar zu sein, muß man appro¬ 
bierter Arzt sein, und wenn die Anstellung in einem Distrikt von 50000 
oder mehr Einwohnern erfolgen soll, ein Diplom für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege besitzen. Um letzteres zu erhalten, muß man nach dem ärztlichen 
Examen einen neunmonatlichen Kursus durchmachen, der mit einem Examen 
schließt. Drei Monate sind der Bakteriologie, drei der hygienischen Chemie 
gewidmet, und sechs Monate der Erwerbung praktischer Kenntnisse in der 
Medizinalverwaltung unter der Aufsicht eines beamteten Arztes einer Graf¬ 
schaft oder eines sanitären Distriktes mit einer Bevölkerung von nicht 
weniger als 50 000 Einwohnern oder eines ebensolchen, der seine ganze Zeit 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege widmet. Eine Vorstellung 
von dem Examen bieten die bezüglichen Vorschriften an der Universität zu 
Cambridge. Das Examen ist in zwei Teile geteilt: Im ersten Teile wird 
die Hygiene im allgemeinen geprüft und zwar: Grundzüge und Methoden 
der chemischen Analyse und ihre Anwendung auf die Untersuchung von 
Luft, Wasser, Milch, Butter, Nahrungsmitteln; ferner mündlich das gesamte 
Gebiet der Hygiene. Der zweite Teil behandelt: Gesetze und Verordnungen 
über öffentliche Gesundheitspflege; Muster von Ausführungsbestimmungen 
des Local Government Board; Sanierung von Wohnungen, Schulen, Fabriken, 
Werkstätten, Dörfern und Städten; Inspektion von Schlachthäusern, Ställen ubw., 
von Fleisch und anderen Nahrungsmitteln; Allgemeine Epidemiologie ein¬ 
schließlich Tropenkrankheiten; Seuchenbekämpfung; Einfluß der Übervölke¬ 
rung auf die Gesundheit; Gewerbehygiene; Grundsätze und Methoden der 
Medizinalstatistik. 

In Londen muß jeder Sanitätsinspektor im Besitze eines Zeugnisses einer 
Prüfungskommission sein, die vom Local Government Board approbiert ist, 
außerhalb Londons ist dies nicht nötig; doch da viele Bewerber für jeden 
Posten vorhanden sind, hat sich der Brauch überall eingebürgert. 

Das Local Government Board schreibt folgende Pflichten für den be¬ 
amteten Arzt vor: 

1. Er soll sich informieren über alle Einflüsse, welche die öffentliche 
Gesundheit in seinem Distrikt schädigen oder zu schädigen drohen. 

2. Er soll mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln die Ursachen, 
den Beginn und die Verteilung der Krankheiten in seinem Bezirke erforschen 
und untersuchen, in welcher Ausdehnung Bie von Ursachen abhängen, welche 
entfernt oder vermindert werden können. 

3. Er soll durch systematische und gelegentliche Besichtigungen sich über 
gesundheitsschädliche Zustände auf dem Laufenden erhalten. 

4. Er soll bereit sein, den sanitären Behörden in allen Angelegenheiten 
Bat zu erteilen, die die Gesundheit des Distriktes betreffen und über alle sani¬ 
tären Angelegenheiten, die die Behörden angehen; wenn nötig, soll er Gut¬ 
achten für dieselben oder für die Gerichte abgeben. 
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5. Erhält er Mitteilung von dem Ausbruch einer Infektionskrankheit von 
gefährlichem Charakter in seinem Distrikt, so soll er ohne Verzug den Ort 
aufsuchen, die Ursachen und begleitenden Umstände untersuchen und, falls 
ihm die getroffenen Maßnahmen nicht zu genügen scheinen, den maßgebenden 
Personen andere anraten, um die Ausbreitung der Krankheit zu verhindern, 
ferner solche Maßnahmen zur Verhütung der Krankheit seihst ergreifen, wie 
er gesetzlich nach dem Ortsstatut oder nach einer Entschließung der sanitären 
Behörde befugt ist. 

6. Entsprechend seinen Instruktionen soll er die Arbeit des Inspector of 
Nuiaances leiten oder beaufsichtigen, soweit die Sanitätsbehörde vorschreibt; 
und wenn er von diesem Mitteilung erhält, daß sein Eingreifen notwendig wird 
durch gesundheitswidrige Zustände oder Überfüllung von Wohnungen, solche 
Maßnahmen ergreifen, wie er nach seiner Dienstanweisung für erforderlich 
und zulässig hält. 

7. In jedem Falle, in welchem es ihm notwendig oder ratsam erscheint, 
oder er von seiner Vorgesetzten Behörde den Auftrag erhält, soll er jedes Tier, 
Fleisch, Geflügel, Wildbret, Fisch, Obst, Gemüse, Brot, Mehl oder Milch oder 
jeden anderen Gegenstand, der in den den Gesundheitsgesetzen vorgesehen ist 
und in Verkehr gebracht oder dafür zubereitet wird und als Nahrungsmittel 
für den Menschen bestimmt ist, untersuchen, soweit der Verdacht vorliegt, daß 
er verdorben, gesundheitsschädlich oder verfälscht oder ungeeignet für die 
menschliche Ernährung ist, und wenn er ihn in einem solchen Zustand findet, 
soll er Maßnahmen treffen, daß die Sache von den Gerichten weiter verfolgt 
wird. Er soll dabei entsprechend den Vorschriften des Gesundheitsgesetzes von 
1907 (Nahrungsmittelgesetz) und der seither erlassenen Gesetze vorgehen. 

8. Er soll alle Pflichten erfüllen, die ihm die Ausführungsbestimmungen 
und Vorschriften der Sanitätsbehörden auferlegen, soweit sie eine Bestätigung 
erhalten haben, wo eine solche notwendig ist, und soweit jene überhaupt das 
Hecht haben, Ausführungsbestimmungen und Vorschriften zu erlassen. 

9. Er soll jeden gesundheitsschädlichen Gewerbebetrieb untersuchen und 
über die besten Mittel zur Verhütung der Schädigungen berichten. 

10. Er soll in dem Bureau der Sanitätsbehörde oder an einem anderen 
von dieser zu bestimmenden Orte zu bestimmten Zeiten anwesend sein. 

11. Er soll von Zeit zu Zeit einen schriftlichen Bericht an sie erstatten 
über seine Fortschritte und die Maßnahmen, die er zur Verbesserung der Ge¬ 
sundheit in dem Distrikte für empfehlenswert hält; in gleicher Weise soll er 
über Krankheit und Sterblichkeit darin berichten. 

12. Er soll ein Buch führen, in dem er seine Besichtigungen und die 
dabei gemachten Beobachtungen einträgt; ferner die Gesuche an ihn und die 
daraufhin erfolgten Maßnahmen. Dieses Buch soll er seiner Behörde auf 
Wunsch vorlegen. 

13. Ende Dezember soll er einen jährlichen Bericht vorbereiten über die 
sanitären Zustände, die sanitäre Verwaltung und die Lebensstatistik des Distriktes. 
Eine Anweisung des Local Government Board schreibt die Themata vor, über 
die ein definitiver Bericht gegeben werden muß. 

14. In Sachen, die in dieser Anweisung nicht besonders genannt sind, 
•oll er die Anordnungen des Local Government Board und die gesetzmäßigen 
Anweisungen der sanitären Behörde ausführen. 

15. Wenn das Local Government Board Verordnungen herausgibt und 
diese in seinem Bezirke oder einem Teil davon in Kraft treten, soll er sie beob¬ 
achten, soweit sie sich auf sein Amt beziehen. 

16. Er soll zu Beginn jeder Woche eine Liste der in seinem Bezirke ge¬ 
meldeten Fälle von Infektionskrankheiten an das Local Government Board 
•enden und ein Duplikat davon an den beamteten Arzt der Grafschaft. 

17. Er soll sofort an das Local Government Board berichten, wenn ein 
Fall von Pest, Oholera oder Pocken oder ein ernster Ausbruch einer epide¬ 
mischen Krankheit in dem Distrikt ihm gemeldet wird oder sonst zu seiner 
Kenntnis kommt. 

Viertelj ahrstchrift für Gesundheitspflege, 1912. 20 
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18. Er soll dem Local Government Board drei Exemplare jedes jährlichen 
Berichtes und ein Exemplar jedes speziellen Berichtes übersenden. Zn gleicher 
Zeit oder wenn er einen Fall von Pest, Cholera oder Pocken meldet, soll er 
den Bericht bzw. die Meldung an den Grafschaftsrat senden. Wo der beamtete 
Arzt angestellt ist, durch den Bat eines Grafschaftsfleckens oder durch einen 
Bat, dem nach dem Hebammengesetze von 1902 Vollmachten übertragen sind, 
soll er auch dem Privy Council und dem Central Midwives Board ein Exemplar 
des Berichtes oder des entsprechenden Teiles übersenden. 

Das Local Government kann jede sanitäre Behörde oder eine Kom¬ 
bination mehrerer derselben, deren Distrikt einen Hafen in England oder 
Wales angrenzt, zur Hafen-Medizinalbehörde ernennen. Die Ernennung 
überträgt die Rechte und Pflichten einer städtischen Medizinalbehörde, so¬ 
weit solche auf Hafen, Schiffe, Wasser, oder Personen in ihrer Jurisdiktion 
anwendbar sind. Diese Pflichten schließen die Anstellung eines Hafenarztes 
und eines Inspector of Nuisance ein; die Pflichten des ersteren sind durch 
einen speziellen Erlaß des Local Government Board folgendermaßen vorge¬ 
schrieben : 

Er soll sich, soweit tunlich, informieren über alle Umstände, die die Ge¬ 
sundheit der Mannschaft oder anderer Personen an Bord in seinem Distrikte 
bedrohen oder bedrohen könnten. Er soll mit den verfügbaren Mitteln die 
Ursachen, den Ursprung und die Verteilung von Krankheiten auf Schiffen 
und anderen Fahrzeugen ermitteln, und untersuchen, inwieweit sie von Ur¬ 
sachen abhängen, die beseitigt oder gemildert werden können. 

Er soll, wenn er Mitteilung von der Ankunft eines Schiffes erhält, das 
eine schwere Infektionskrankheit an Bord hat, sich dorthin begeben, die Ur¬ 
sachen untersuchen und Maßnahmen gegen die weitere Verbreitung anraten 
bzw., soweit er befugt ist, anordnen. 

Erhält er von dem Inspector of Nuisances Mitteilung, daß sein Ein¬ 
greifen notwendig ist wegen Gesundheitsschädigung oder Überfüllung, so 
soll er entsprechend dem Gesundheitsgesetz von 1875 Vorgehen. Kommt 
auf einem Schiffe eine gefährliche Infektionskrankheit vor, so soll er dem 
beamteten Arzte des Hafens des Königreiches Mitteilung machen, nach dem 
das Schiff fährt. Bezüglich N^hrungsmittelkontrolle, Meldung von Pest, 
Cholera und Pocken u. a., sowie Anfertigung eines jährlichen Berichtes Bind 
die Pflichten eines Hafenarztes ähnlich wie die eines beamteten Arztes im 
Inlande. 

Die Pflichten eines Sanitätsinspektors, der im Gesetze Inspector 
of Nuisances betitelt ist, wurden vom Local Government Board folgender¬ 
maßen definiert: 

1. Er ist den Anweisungen der Sanitätsbehörde unterworfen und hat 
unter der Oberaufsicht des beamteten Arztes alle Pfliohten zu erfüllen, die ihm 
durch das Gesundheitsgesetz von 1875 oder andere, oder das Local Government 
Board auferlegt sind, soweit sie sein Amt betreffen. 

2. Er hat auf Wunsch der Sanitätsbehörde bei allen ihren Sitzungen an¬ 
wesend zu sein. 

3. Er soll sich durch systematische und gelegentliche Inspektionen über 
die Schädigungen informieren, die in seinem Bezirke vorhanden sind und Ab¬ 
stellung erfordern. 

4. Wenn er Mitteilung von einer Schädigung öder einer Übertretung einer 
Bestimmung der Sanitätsbehörde erhält, soll er sobald als möglich den Ort 
aufsuchen und Untersuchungen anstellen. 
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5. Er soll der Sanitätsbehörde von allen belästigenden und schädlichen 
Geschäften und Werkstätten Mitteilung machen, ebenso von der Übertretung 
diesbezüglicher Vorschriften. 

6. Er soll der Sanitätsbehörde Meldung machen, wenn eine Beschädigung 
der Wasserwerke oder anderer Werke seines Bessorts vorkommt, ebenso jeden 
Fall von absichtlicher oder nachlässiger Vergeudung von Wasser sowie jede 
Fäulnis durch Oas oder Schmutz von häuslichem Gebrauchswasser. 

7. Nahrungsmittelkontrolle wie die Anweisung für den Medical Ofücer 
of Health § 7. 

8. Er soll naoh Anweisung durch die Sanitätsbehörde Proben von Nah¬ 
rungsmitteln, Getränken und Drogen besorgen, die verdächtig sind, damit sie 
dem nach dem Nahrungsmittelgesetz von 1875 angestellten Chemiker zur Unter¬ 
suchung gegeben werden, und wenn sie sich als gefälscht erweisen, eine Klage 
einleiten und die anderen gesetzlichen Maßnahmen treffen. 

8. Er soll dem Medical Ofücer of Health von dem Vorkommen jeder In¬ 
fektionskrankheit in dem Distrikte Nachricht geben; und wenn ihm das Ein¬ 
greifen desselben wegen besonderer Schädlichkeiten oder Überfüllung eines 
Hauses notwendig erscheint, ihm sofort davon Mitteilung machen. 

10. Er soll entsprechend den Anordnungen der Sanitätsbehörde die Auf¬ 
träge des beamteten Arztes ausführen unter Berücksichtigung der Maßnahmen, 
die von einem Inspector of Nuisances nach dem Gesundheitsgesetze von 1875 
oder nach anderen Verordnungen oder nach Bestimmungen des Local Govern¬ 
ment Board zur Verhinderung der Verbreitung von Infektionskrankheiten ge¬ 
troffen werden können. 

11. Er soll täglich in ein von der Sanitätsbehörde vorgeschriebenes Buch 
Einzelheiten über seine Inspektionen und seine sonstige Tätigkeit eintragen. Er 
soll Bücher führen, welche fortlaufende Aufzeichnungen über die vorerwähnten 
Zustände enthalten. 

12. Er soll diese jederzeit dem beamteten Arzte auf dessen Wunsch vor¬ 
legen und ihm die geforderten Auskünfte pflichtgemäß erteilen. 

13. Er soll auf Anordnung der Sanitätsbehörde die Ausführung aller 
Arbeiten überwachen, welche unter ihrer Leitung zur Unterdrückung und Be¬ 
seitigung in dem Distrikt unternommen werden. 

14. Er soll auf Anordnung der Sanitätsbehörde als ihr Beamter nach den 
Viehseuchengesetzen von 1894 bis 1909, den Kanalbootgesetzen von 1877 und 
1884 und den übrigen Anweisungen handeln. 

15. In Angelegenheiten, die in dieser Dienstanweisung nicht ausdrücklich 
erwähnt sind, soll er alle gesetzmäßigen Aufträge der Sanitätsbehörde und der 
Local Government Board ausführen, die in sein Amt fallen. Er soll nach An¬ 
weisung durch den beamteten Arzt die Überführung von an einer Infektions¬ 
krankheit erkrankten Personen in das Krankenhaus veranlassen oder über¬ 
wachen und die Desinfektion ausführen lassen. 

Eine seiner Hauptpflichten ist die Aufdeckung und Beseitigung von 
Schädigungen in dem Bezirk. Abschnitt 91 des Gesundheitsgesetzes von 
1875 führt als solche besonders an: Alle Grundstücke, die sich in einem 
gesundheitsschädlichen Zustande befinden. Alle Wasseransammlungen, Gräben, 
W&sserläufe, Aborte, Senkgruben, Kanäle oder Müllablagerungen in belästi¬ 
gendem oder gesundheitsschädlichem Zustande. Jedes Tier, das so gehalten 
wird, daß Gesundheitsschädigungen entstehen können. 

Jedes Haus oder jeder Teil eines solchen, der gesundheitswidrig überfüllt 
ist. Jede Fabrik oder Werkstätte, die nicht in sauberem Zustande oder nicht 
derartig ventiliert ist, daß die entstehenden Gase, Dämpfe, Staub und andere 
Unreinheiten soweit als möglich unschädlich gemacht werden, oder die so 
überfüllt sind, daß belästigende oder gesundheitsschädliche Zustände ent¬ 
stehen. Jede Feuerungsanlage, die nicht, soweit tunlich, den Rauch verzehrt, 
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und welche für Dampfmaschinen, oder in Mühlen, Fabriken, Färbereien, 
Brauereien, Bäckereien, Gasanstalten oder sonstigen Werkstätten gebraucht 
wird; oder jeder Kamin, der schwarzen Rauch in schädlicher Menge aus¬ 
sendet, abgesehen von denen der Privathäuser. 

Die Sanitätsbehörden haben Vollmacht, zu den Terschiedenen Gesund¬ 
heitsgesetzen Ausführungsbestimmungen (bye-laws) zu erlassen. Diese defi¬ 
nieren erstere näher und müssen in vollkommener Übereinstimmung mit 
ihnen sein. Sie müssen durch das Local Government Board bestätigt 
werden und haben dann Gesetzeskraft. Die Sanitätsbehörden können außer¬ 
dem Anordnungen (regulations) erlassen, die einer Bestätigung nicht be¬ 
dürfen. 

Jede Sanitätsbehörde, städtisch oder ländlich, muß Ausführungsbestim- 
mungen erlassen zum Herbergengesetz; außerdem jede städtische solche 
über Schlachthöfe. Hinsichtlich zahlreicher anderer dürfen solche erlassen 
werden, und zwar hat das Local Government Board Musterausführungs- 
bestimmungen entworfen, welche die lokalen Behörden mit oder ohne 
Änderungen übernehmen können. 

So sind die städtischen Sanitätsbehörden ermächtigt, Ausführungs¬ 
bestimmungen zu erlassen bezüglich Herbergen, Straßenreinigung, Miets¬ 
häuser, Stadterweiterung, Schlachthöfe, Verhinderung von Schädigungen 
durch Auslegen ungesunder Nahrungsmittel in Märkten und Jahrmärkten, 
schädliche Gewerbe, Wohnungen für Hopfen- und Obstpflücker, Beförderung 
der Reinlichkeit in Zelten und Wohnwagen und Verhütung der Verbreitung 
von Infektionskrankheiten durch deren Insassen; Leichenhäuser und Fried¬ 
höfe, für die Ordnung auf öffentlichen Plätzen und Spazierwegen einschließ¬ 
lich Friedhöfen, über welche die Sanitätsbehörde die Aufsicht hat, Kinder¬ 
arbeit, Unterdrückung und Verhütung von Schädigungen, die nicht schon 
sonstwie strafbar sind, Vorschriften für Gebäude, die unter das Gesetz 
betreffs Arbeiterwohnungen fallen, Maßnahmen gegen Feuersgefahr in 
Fabriken und Werkstätten. 

Ländliche Sanitätsbehörden können Ausführungsbestimmungen erlassen 
über private Straßenreinigung, Herbergen, Kleinwohnungen und Matrosen¬ 
herbergen, Hopfen- und Obstpflücker, Zelte und Wohnwagen, Leichenhäuser, 
Gebäude nach dem Gesetz über Arbeiterwohnungen. 

Das Local Government Board kann einer ländlichen Sanitätsbehörde 
dieselben Vollmachten bezüglich Ausführungsbestimmungen übertragen, wie 
sie die städtischen haben. 

Das große Gesundheitsgesetz von 1876 bezieht sich auf das ganze 
Land; manche spätere dagegen nur auf die Gebiete, deren Sanitätsbehörden 
den Beschluß fassen, sie anzunehmen. Durch Annahme des Ergänzungs¬ 
gesetzes (1890) können ländliche Sanitätsbehörden Ausführungsbestimmungen 
betreffs alter und neuer Gebäude erlassen, soweit solche nicht ausdrücklich 
den städtischen Distrikten Vorbehalten sind. 

Straßen und Wohnhäuser. Die Lage und Bauweise der Wohn¬ 
häuser haben den größten Einfluß auf die Gesundheit ihrer Insassen. Dis 
Betrachtung einer Anzahl Musterausführungsbestimmungen über neue Straßen 
und Gebäude soll die Maßnahmen zeigen, die in England getroffen sind. 
Sie geben das Mindestmaß für städtische Zentren an. Es gibt auch andere 
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für ländliche Bezirke, in denen die Anforderungen milder sind, sowie solche, 
die die Mitte halten. 

Straßen. Jede neue Straße, in der Fahrzeuge verkehren, muß min« 
destens 24 Fuß (11 m) breit sein; ist die Straße nicht über 100 Fuß (30,5 m) 
lang und wird sie nicht als Fahrstraße benutzt, so darf die Breite 24 Fuß 
(7,32m) betragen. Ein Ende der Straße moß offen sein, so weit wie die 
Straße breit ist. 

Mauern, Grundmauern, Dächer und Kamine. Kein Gebäude 
darf an einem Platze errichtet werden, der durch tierische oder pflanzliche 
Abfälle verunreinigt ist. Die Mauern jeden neuen Gebäudes müssen aus 
guten Ziegeln, Steinen oder anderem harten und unverbrennbaren Material 
errichtet sein, das aneinandergefügt ist mit gutem Mörtel, gutem Zement 
und mit reinem harten Sand. Jede Mauer muß eine besondere abgrenzende 
Schicht aus Bleiplatten, Asphalt oder Schiefer, die in Zement eingelegt ist, 
oder einem anderen, dauerhaften, für Feuchtigkeit undurchgängigen Material 
mindestens 6 Zoll (15,2 cm) über dem angrenzenden Boden haben. Die 
geringste Dicke der Mauern eines neuen Hauses soll folgende sein: Wo die 
Mauer nicht höher ist als 23 Fuß, nicht länger als 30 Fuß und nicht mehr als 
zwei Stockwerke hat, muß sie in der ganzen Höhe 9 Zoll dick sein. Über¬ 
schreitet sie 30 Fuß an Länge oder umfaßt sie mehr als zwei Stockwerke, so 
muß sie unten 13 Zoll Platz frei lassen und oben 9 Zoll dick sein. Ist sie höher 
als 25 Fuß, so muß die Dicke nach vorgeschriebenen Maßen zunehmen. Holz 
darf nicht näher als 9 Zoll an einem Kamin verwendet werden. Dächer müssen 
aus unverbrennbarem Material bestehen und mit Abläufen versehen sein. 

Freier Raum um Gebäude; Ventilation. Ein neues Haus muß 
seiner ganzen Front entlang einen freien Raum von mindestens 24 Fuß bis 
zum nächsten Gebäude haben. An der Rückseite jedes neuen Hauses muß 
sich ein freier Raum von mindestens 150 Quadratfuß befinden, der frei von 
jeder Baulichkeit ist, außer Abort und Müllkasten. Der Raum muß sich 
seitlich über die ganze Breite des Gebäudes erstrecken, und der Abstand 
von dem gegenüberliegenden Gebäude oder Grundstück darf nicht geringer 
als 10 Fuß sein. Ist die Höhe des Gebäudes 15 Fuß, so muß er 15 Fuß 
betragen, ist er 25 Fuß, 20 Fuß, ist er 35 Fuß oder mehr, 25 Fuß. Wenn 
der Boden des niedrigsten Stockwerkes mit Brettern verschalt ist, muß ein 
lichter Raum vorhanden sein, der vollständig ventilierbar ist. In jedem 
Wohnraum muß mindestens ein ins Freie gehendes Fenster vorhanden sein, 
mit einer lichten Öffnung von wenigstens 1 / 10 des Fußbodens, wenigstens 
die obere Hälfte des Fensters muß zum öffnen sein. Jeder Wohnraum muß 
entweder einen Kamin mit Abzug oder einen genügenden Luftkanal haben 
von mindestens 100 Quadratzoll Fläche, oder eine andere genügende Öff¬ 
nung. Jedes neue Gebäude muß genügende Mittel zur Ventilierung besitzen, 
und zu diesem Zwecke soll die mindeste Höhe nicht mehr als 9 Fuß be¬ 
tragen ; in Alkoven, die als Schlafzimmer benutzt werden, ist eine mindeste 
Höhe von 5 Fuß gestattet. 

Entwässerung der Gebäude. Wenn der Untergrund feucht ist, 
muß er drainiert werden, die Drainröhren dürfen nicht direkt in Schmutz¬ 
wasserkanäle münden, sondern es muß eine Klappe und ein Ventilations- 
schacht vorhanden sein. 
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Jeder Kanal, außer den Grundwasserdrainagen, muß aus glasiertem 
Ton bestehen, einen Durchmesser von 4 Zoll und genügendes Gefälle haben. 
Er darf unter Häusern nur durchgehen, wenn ein anderer Verlauf unmög¬ 
lich ist. Rechtwinklige Verbindungen sind nicht gestattet. Der Hauskanal 
muß an beiden Enden ventiliert sein; die eine Öffnung ist an die Hausseite 
der Klappe des Kanals zu setzen, die andere so weit als möglich von ihr ent¬ 
fernt und oberhalb aller Fenster zu öffnen. Klosetts sollen ein Fenster Ton 
nicht weniger als 1 X 2 Fuß Größe haben und außerdem permanent ventiliert 
sein, ferner einen Spülkasten enthalten, der nicht für andere Zwecke ver¬ 
wendet werden darf. Jedes Erdklosett muß einen leicht zugänglichen Be¬ 
hälter für trockene Erde haben. Die Grube soll für nicht mehr als drei 
Monate ausreichen und nicht größer als 40 Kubikfuß groß Bein. 

Senkgruben müssen mindestens 50 Fuß von jedem Wohnhause und 
60 bis 80 Fuß von dem nächsten Brunnen oder Wasserlauf entfernt sein; 
sie müssen zur Reinigung leicht zugänglich sein. Jede Senkgrube muß aus 
guten Ziegeln mit Zement gemauert sein, innen auszementiert und außen 
mit Ton umgeben. 

Kellerwohnungen. Nach dem Gesundheitsgesetz von 1875 dürfen 
Kellerwohnungen nur bezogen werden, wenn sie 1. 7 Fuß hoch Bind, wovon 
3 Fuß über der Straße liegen müssen; 2. ein offener Raum von mindestens 
2 l / % Fuß Breite an jeder Stelle und mindestens 6 Zoll tiefer als der Fußboden 
muß sich der ganzen Front entlang erstrecken; 3. genügend drainiert sind; 
4. einen eigenen Abort besitzen; 5. eine Feuerstelle mit Abzug und ein nach 
außen gehendes Fenster, das mindestens 9 Quadratfuß groß und zu öffnen 
ist, besitzen. Die Sanitätsbehörden haben Vollmacht, gesetzwidrige Keller¬ 
wohnungen zu schließen. 

Ferner dürfen sie Häuser oder Teile von Häusern als ungeeignet für 
menschliche Wohnungen erklären auf Gutachten des beamteten Arztes oder 
Ingenieurs hin. Vorher muß dem Eigentümer Gelegenheit gegeben werden, 
seine Meinung darüber zu äußern. Vor dem Bau neuer Häuser müssen die 
Pläne der Sanitätsbehörde eingeliefert werden. Es muß eine Beschreibung 
der in Aussicht genommenen Baumaterialien, Kanalisation und Wasser¬ 
versorgung beigelegt sein, außerdem ein Plan der Umgebung, der die Lage 
der nächsten Gebäude, die Breite und das Niveau der Straße, das Niveau 
des untersten Stockwerkes und jeden Hofes, der dazu gehört, angibt Der 
Plan soll außerdem die beabsichtigte Linie der Kanalisation des Hauses, 
ihre Größe, Tiefe, Neigung und Ventilation angeben. Dem Surveyor der 
Sanitätsbehörde muß Mitteilung gemacht werden, wann jeder Kanal oder jede 
Grundmauer gedeckt wird, ebenso hat er während des Baues freien Zutritt 
Wenn irgend etwas im Widerspruch mit den Ausführungsbestimmungen 
geschieht, sind die Sanitätsbehörden ermächtigt, dies entfernen oder ändern 
zu lassen; auch sind Strafen auf die Zuwiderhandlung gesetzt 

Beseitigung der Abfallstoffe. Die Musterausführungsbestim- 
mungen betreffs Reinhaltung von Bürgersteig und Fahrdamm, der Ent¬ 
fernung des Hausmülls und der Reinigung von Erdklosetts, Aborten, Kehricht- 
und Senkgruben entsprechen den englischen Gebräuchen. In den größeren 
Städten werden diese Obliegenheiten von der lokalen Behörde erfüllt, und 
wo es nötig ist, kann das Local Government Board einen Druck ausüben. 
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wo dies nicht der Fall, können die Musterausführungsbestimraungen des 
Local Government Board angenommen werden. Diese sind mehr für länd¬ 
liche Distrikte entworfen, wo sie mit Rücksicht auf die weniger dichte Be¬ 
bauung milder sein dürfen. Sie verfügen folgendes: 

1. Der Besitzer jedes Grundstückes soll mindestens einmal wöchentlich 
die Straße vor seinem Grundstück reinigen. 

2. Er soll mindestens einmal monatlich das Müll entfernen lassen. 

3. Er soll mindestens einmal alle drei Monate jedes Erdklosett reinigen 
lassen, wenn der Behälter fest, und einmal wöchentlich, wenn er entfern¬ 
bar ist. 

4. Er soll mindestens einmal wöchentlich jeden Abort reinigen lassen, 
wenn der Behälter entfernbar nnd einmal, wenn er fest ist. 

5. Er soll mindestens einmal monatlich jede Kehrichtgrabe und minde¬ 
stens alle sechs Monate jede Senkgrube reinigen lassen. 

Bei dieser Gelegenheit wollen wir die schließliche Beseitigung des 
Mülls usw. besprechen. 

Der Inhalt von Erdklosetts und Abortgruben kommt auf die Felder 
als Dünger, während der flüssige Abfall ein Teil des Kanalinhaltes wird, 
dessen Beseitigung später behandelt werden soll. Die Beseitigung des Haus- 
mülls geschah bisher meist durch Auffüllen von tiefliegendem Baugrund, 
aber da man gefunden hat, daß solche Ansammlungen von zersetzbarer 
Substanz Quellen für Schädigungen waren, verbrennen alle größeren Städte 
jetzt wenigstens einen TeiL Die Verbrennung geschieht in Öfen, wobei Zu¬ 
gabe von anderen Brennstoffen nicht nötig ist. Sie können auch gebraucht 
werden zur Beseitigung beanstandeter Marktware und von Abfällen be¬ 
lästigender Gewerbe. Die Temperatur wird durch forcierten Luftzug auf 
2000° F (1100° C) gebracht. Sie genügt, um auch den Rauch zu verbrennen; 
für langsame Verbrennung sind Rauchverbrennungsapparate am Fuße des 
Kamins vorgesehen. Die Müllverbrennungsöfen haben eine Anzahl Zellen, 
eine einzelne Zelle verbrennt 8 bis 16 Tonnen täglich je nach ihrer Tem¬ 
peratur. Bei hoher Temperatur sind 10 Zellen für je 100 000 Einwohner nötig. 

Belästigende Gewerbe. Nahe verwandt mit der Frage der Beseiti¬ 
gung der Abfallstoße ist die gewisser Gewerbebetriebe in einer Stadtgemeinde, 
als welche in dem Gesundheitsgesetz von 1875 besonders genannt sind 
„Blutkochereien, Knochensiedereien, Häutehandlungen, Seifensiedereien, 
Talgschmelzen und alle anderen schädlichen oder belästigenden Handlungen 
oder Gewerbebetriebe“. 

Es ist nach dem Gesetze nicht gestattet, derartige Betriebe in städtischen 
Distrikten zu errichten ohne die schriftliche Einwilligung der Sanitäts¬ 
behörde. Das Local Government Board hat Musterausführungsbestimmungen 
herausgegeben nicht nur betreffs der sechs erwähnten, sondern auch betreffs 
Lederbearbeitungen, Gerbereien, Fett verarbeit ungen, Leimsiedereien, Kleister¬ 
fabriken, Bluttrocknungsanstalten, Darmherrichtungen. Einen Einblick in 
die Ausführungsbestimmungen mag folgendes Verzeichnis geben: 

1. Alle Materialien, die nicht zum sofortigen Gebrauch bestimmt sind, 
müssen so aufbewahrt werden, daß Ausdünstungen vermieden werden. 

2. Die bestmöglichen Maßnahmen sind anzuwenden, um belästigende 
Dämpfe, die beim Schmelzen, Kochen usw. ausströmen, unschädlich zu machen. 
Dies kann geschehen durch sofortiges Verbrennen der Dämpfe oder durch 
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Kondensieren derselben und Verbrennen oder dnreh Einlassen in die Loft in 
solcher Höhe oder derart, daß Vermischung ohne nachteilige Einflüsse eintritt 

3. Die Kanalisation muß genügend sein; heiße Flüssigkeiten müssen vor 
dem Einlassen gekühlt werden. 

4. Fußböden müssen in guter Ordnung sein. Meist ist es ratsam, sie am 
Ende jedes Arbeitstages kehren, aufwaschen oder sonstwie reinigen zu lassen. 
Der Kehricht muß in geschlossenen Behältern entfernt werden. 

5. Die Wände müssen in guter Ordnung gehalten, in bestimmten Zeit* 
räumen abgeschabt und zweimal jährlich gekalkt werden. 

6. Alle Apparate müssen rein gehalten werden, am besten durch Beim* 
gung am Ende jeden Tages. 

7. Kalkabfälle aus Gerbereien und Lederbearbeitungsanstalten müssen 
sofort und unter festem Abschluß beseitigt werden. 

8. Behälter, die von Fellhändlern zum Waschen und Auf weichen der 
Häute benutzt werden, müssen so oft geleert und gereinigt werden wie nötig 
ist, um Ausdünstungen zu verhindern. 

9. Dem beamteten Arzt, dem Inspector of Nuisances, dem Burveyor und 
jedem von der Behörde Beauftragten ist jederzeit der Zutritt zu gestatten. 

Auf die Übertretung der Ausführungsbestimmungen sind Strafen gesetzt. 

Unter besonderer Aufsicht stehen gewisse Betriebe, in welchen schäd¬ 
liche Gase produziert werden, besonders Salzsäure, Schwefelsäure, Schwefel¬ 
dioxyd, nitrose Gase, Schwefelwasserstoff, Chlor, Fluor verbin düngen, Blau¬ 
säure, Schwefelkohlenstoff, Abgase aus Zementfabriken, Dämpfe, welche 
Kupfer, Blei, Antimon, Arsen oder Zink enthalten, Dämpfe aus Teer¬ 
verarbeitungsanlagen. 

Solche Fabriken müssen registriert sein und unter direkter Aufsicht 
von Beamten des Local Government Board stehen; aber die lokale Sanitäts¬ 
behörde kann bei diesem Klage einreichen, wenn Übertretungen Vorkommen, 
und der Inspektor des Local Government Board hat dann Untersuchungen 
anzustellen. 

Der Alcali etc. Works Regulation Act von 1906 stellt folgende An¬ 
forderungen: 95 Proz. des entweichenden Salzsäuregases müssen kondensiert 
werden, und nicht mehr als l j b grain (0,01296 g) Salzsäuregas pro Kubikfuß 
(0,28 cbm) darf in den Abgasen entweichen. Von Säureverbindungen des 
Schwefels und Stickstoffs dürfen sich in einem Kubikfuß nicht mehr befinden 
als 4 grain (0,2592 g). Schwefelsäureanhydrid entspricht gemessen bei 
60° F (15,5° C) und 30 Zoll Barometerdruck. Saure Abwässer dürfen nicht 
mit Alkali vermischt werden, so daß Schädigungen entstehen, und letzteres 
darf nur nach Methoden beseitigt werden, die für die Praxis als die besten 
gelten. Ähnliche Verordnungen beziehen sich auf Schwefelsäurefabriken 
und die verschiedenen anderen Stätten, von denen schädliche Gase aus¬ 
gehen; auf ihre Übertretung sind schwere Strafen gesetzt. 

Rauchbelästigung. Das Gesundheitsgesetz von 1875 definiert als 
Schädigung jede Feuerstätte einer Fabrik oder Werkstätte, welche nicht den 
Rauch soweit als möglich beseitigt, der darin entsteht. Derselbe Abschnitt 
definiert als Schädigung jeden Kamin (außer denen von Privathäusern), der 
schwarzen Rauch in solcher Menge aussendet, daß dadurch eine Schädigung 
entsteht. Das Gesetz bezieht sich also nicht auf Wohnhäuser, obwohl die 
Zustände dort oft am schlimmsten sind. Die lokalen Sanitätsbehörden sind 
verantwortlich für die Ausführung dieses Teiles des Gesetzes, und man hat 
gefunden, daß ein Einschreiten leicht möglich ist, wenn der Rauch schwarz 
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auseieht; ist er aber braun oder gelb, so ist es sehr sohwer zu beweisen, daß 
der Rauch nicht, soweit möglich, verbrannt ist. 

Beseitigung der Abfallstoffe. Das Gesundheitsgesetz von 1875 
bestimmt folgendes: 

1. Jedes Haus muß mit einem geeigneten Wasserklosett, Erdklosett oder 
Abort mit Senkgrube versehen sein; diese müssen der Zahl der Bewohner 
entsprechen und so gebaut sein, daß sie nicht belästigend oder gesundheits¬ 
schädlich sind. 

2. Alle Siele in einem Distrikt stehen unter der Kontrolle der Orts¬ 
behörde, welche ihrerseits für genügende Kanalisation in dem Distrikt zu 
sorgen hat. 

3. Der Eigentümer jeden Hauses ohne Kanalanschluß muß einen be¬ 
sonderen Anschluß legen lassen, und zuweilen, wenn der Kanal nicht weiter 
als 100 FuJB entfernt ist, in diesen, anderenfalls in eine Senkgrube, die nach 
Anordnung der Sanitätsbehörde zu erbauen ist. 

4. Die Kanäle müssen so gebaut, gereinigt und geleert werden, daß 
keine Belästigung oder Gesundheitsschädigung entsteht. 

5. Die Sanitätsbehörde kann Ausführungsbestimmungen erlassen über 
den Anschluß neuer Häuser. 

6. Es ist nicht gestattet, Kanaljauche in Flüsse, Ströme, Teiche oder 
Seen einzulassen, wenn diese nicht vorher von fäkalischen, fauligen oder 
schädlichen Stoffen befreit ist. 

7. Die Sanitätsbehörden haben Vollmacht, Abwasserreinigungsanlagen 
zu errichten. 

8. Der Besitzer oder Eigentümer jeden Grundstückes in einem Distrikte 
ist berechtigt, sein Haus in einen Kanal zu entwässern, nach vorheriger 
Benachrichtigung und unter der Bedingung, daß er sich den Anordnungen 
der Ortsbehörde fügt. Nach dem Gesetze betreffs Fluß Verunreinigung von 
1876 müssen die Sanitätsbehörden den Fabriken Gelegenheit geben, ihre Ab¬ 
wässer in die Distriktskanäle einzuführen, vorausgesetzt, daß diese nicht die 
Kanäle oder Rieselfelder oder andersartige Reinigung schädigen, oder selbst 
schädigend sind an sich oder mit Rücksicht auf ihre hohe Temperatur. 

Das Ergänzungsgesetz von 1890 verbietet die Einführung jeden Stoffes, 
welcher schädlich einwirkt auf den Lauf des Kanalinhaltes oder durch 
welchen der Kanal beschädigt werden kann, und verbietet das Einleiten der 
chemischen Abfälle oder Flüssigkeiten jeder Art, die eine Temperatur von 
über 110° F (43,5°C) haben, welche allein oder in Verbindung mit dem 
Kanalinhalt eine Schädigung verursachen oder gesundheitsschädlich sind. 

England war das erste Land, welches das Kanalsystem zur Entfernung 
der Abfallstoffe eingeführt hat. Die Kanalisation Londons begann 1847, 
und die anderen englischen Städte folgten schnell dem gegebenen Beispiel. 
Es zeigte sich, daß Krankheit und Sterblichkeit sank, aber die Flüsse wurden 
verschmutzt. 1868 wurde die Flußverunreinigungskommission eingesetzt, 
um Untersuchungen anzustellen und über die Mittel zur Verminderung zu 
berichten. Der Bericht ist vom größten historischen Wert für alle, die sich 
mit diesem Problem befassen. 

1876 wurde die Rivers Pollution Prevention Act Gesetz, die sich auf 
den Bericht der Kommission stützte. Sie verbietet 1. feste Abfallstoffe 
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irgend einer Fabrik oder eines Steinbrachs, Bauschutt oder Asche oder 
faulende, feste Körper in Flüsse zu schütten; 2. feste oder flüssige Abfall¬ 
stoffe oder giftige, schädliche, oder verunreinigende Flüssigkeiten aus einer 
Fabrik oder einem Bergwerk einzulassen, wenn nicht die in der Praxis 
besten Mittel zu ihrer Unschädlichmachung angewendet worden sind. Betreffs 
der Wahrnehmung von Fabrik- und Bergwerksinteressen sieht das Gesetz 
vor, daß ein gesetzliches Verfahren nur eingeleitet werden kann von der 
Sanitätsbehörde und mit Zustimmung des Local Government Board. Diese 
Zustimmung soll nur gegeben werden, nachdem sich das Local Government 
Board auf Grund von Untersuchungen überzeugt hat, daß dem Gewerbe kein 
Schaden geschieht und daß die Mittel zur Besserung auch wirklich in der 
Praxis anwendbar sind. 

Die Untätigkeit der Sanitätsbehörde und die eben erwähnten Bestim¬ 
mungen haben das Gesetz fast unwirksam gemacht. Das Gesetz hat kein 
Schema gegeben, nach dem Abwasser zu beurteilen ist, doch hat die 
Kommission in einem früheren Berichte empfohlen, daß kein Abwasser 
mehr, als auf der folgenden Tabelle angegeben ist, enthalten dürfe (in 


100000 Teilen): 

Buspensa, organisch ..1 

„ anorganisch.3 

Gelöster organischer Kohlenstoff.2 

„ „ Stickstoff.0,3 

Metalle (außer Calcium, Magnesium, Kalium, Natrium) . 2 

Arsen.0,05 

Chlor (frei nach Zugabe von Schwefelsäure).1 

Schwefel (als Sulfide).1 

Säure (Salzsäure).2 

Alkalinität (Ätznatron).1 

Ölige Bestandteile (Petroleum usw.) oder öliges Häutchen 

auf der Oberfläche.0,05 


Farbe: Jede deutliche Farbe in ein Zoll Höhe bei Untersuchung in 
einem weißen Gefäß im Tageslicht. 

Bei dem Manchester - Schiffahrtskanal sind die Grenzwerte in folgender 
Weise festgesetzt: Nicht mehr als 1 grain Sauerstoff pro gallon (1,42 in 
100000 Teilen) darf bei 80° F (26,5° C) in vier Stunden absorbiert werden, 
und es darf nicht mehr als 1 grain pro gallon Albuminoidammoniak vor¬ 
handen sein. 

Wenn eine Anleihe zur Erbauung von Kanälen aufgenommen wird, 
legt das Local Government Board sehr schwere Bedingungen auf. Es ist 
möglich, daß darin infolge der Ausgabe des fünften Berichtes der KönigL 
Kommission für Abwasserbehandlung eine Milderung eintreten wird. 

Die Beschränkungen sind gegenwärtig folgende: Die Reinigungsanlagen 
müssen imstande sein, den sechsfachen täglichen Trockenwetterabfluß zu 
behandeln. Die Oxydationskörper müssen den dreifachen aufnehmen können; 
der Überschuß kann auf Land behandelt werden. Ist der sechsfache Trocken¬ 
wetterabfluß aufgenommen, so darf das Sturmwasser ablaufen. Werden 
primäre und sekundäre Körper benutzt, so ist ein Faulraum nicht nötig, 
anderenfalls muß er vorhanden sein und das Anderthalbfache des Trocken¬ 
wetterabflusses auf nehmen. In keinem Fall darf der Abfluß von Oxydations¬ 
körpern direkt in den Fluß gelangen; er muß zuerst auf Land behandelt 
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werden, nnd zwar muß für je 1000 Personen ein Acre vorhanden sein. 
Wenn die Körper automatisch betrieben werden, dürfen sie dreimal täglich 
gefüllt werden, anderenfalls nur zweimal. Bei Verwendung des Trenn¬ 
systems werden diese Regeln nicht angewendet, und in verschiedenen Fällen 
bestand das Board nicht auf der Erfüllung jeder einzelnen. 

Dar fünfte Bericht der KönigL Kommission über Abwasserbehandlungen 
stellt nach eingehender Behandlung der Frage fest, daß jeder Reinigungs¬ 
prozeß nur so weit gehen soll, um zu verhindern, daß Schädigungen im Vor¬ 
fluter entstehen. Ortsbehörden, die Trinkwasser aus einem Flusse entnehmen, 
sollen dies vor der Verteilung reinigen. Die Kommission empfiehlt die Ein¬ 
setzung einer Zentralbehörde, welche für Flüsse, die nicht unter dem Ein¬ 
fluß der Flut stehen, Normen festsetzt je nach den örtlichen Verhältnissen. 
Nach dem Bericht ist ein Abwasser unschädlich, wenn es nicht mehr als 
3 Tie. Suspensa in 100000 Tin. enthält, und nach Filtration durch Papier 
in 24 Stunden nicht mehr als 0,5 Gew.-Tle., in 48 Stunden nicht mehr als 
1,5 Gew.-Tle. gelösten oder atmosphärischen Sauerstoff pro 100000 ab¬ 
sorbiert. 

Arbeiterwohnungen. Das private Kapital findet großen Gewinn bei 
der Vermietung von Wohnungen, aber die arme Bevölkerung ist anderer¬ 
seits gezwungen, in kümmerlichen und schmutzigen Wohnungen zu hausen, 
die oft sehr ungesund sind. Die Beseitigung dieser unsanitären Gebäude 
und die Verbesserung der Wohnungen der Arbeiterklassen ist der Zweck 
des Gesetzes über die Wohnungen der Arbeiterklassen (Housing of the 
Working Classes Act 1890) und des Wohnungs- und Städtebaugesetzes 
(Housing Town Planning etc. Act 1909). 

Ersteres zerfällt in drei Teile: 

Teil 1 ermächtigt eftie Sanitätsbehörde, von dem Local Government Board 
Sanktion zu erhalten, um einen Verbesserungsplan auszuführen, der das Ab¬ 
reißen von Häusern eines ungesunden Viertels und den Neubau von Straßen 
und Häusern ermöglicht. Selbstverständlich erhalten die betreffenden Eigen¬ 
tümer Entschädigung. 

Teil 2 bezieht sich auf einzelne ungesunde Häuser, Gebäude, die ein Ver¬ 
kehrshindernis sind, und auf kleine Gruppen von Wohnungen. Die Sanitäts¬ 
behörde ist ermächtigt, Häuser zu schließen oder abzureißen, deren Zustand 
der Gesundheit so schädlich ist, daß sie zum Bewohnen ungeeignet Bind. 

Teil 3 ermächtigt und verpflichtet die Sanitätsbehörde, für Wohnhäuser 
für die Arbeiterklassen zu sorgen; unter Wohnhaus ist ein Einzelhaus oder ein 
großes Gebäude für zahlreiche Mieter zu verstehen. Die Sanitätsbehörde ist 
für die Hausordnung darin verantwortlich und kann besondere Bestimmungen 
erlassen. 

Das zweite Gesetz von 1909 ermächtigt das Local Government Board, 
einen Druck auf die Sanitätsbehörden auszuüben, wo sie Teil 2 und 3 des 
Gesetzes von 1890 ungenügend nachgekommen sind, und sie zu energischem 
Vorgehen zu zwingen. Das Gesetz verändert auch die Bestimmungen über 
Schließen von Wohnungen und bestimmt, daß zu den aus Gesundheits¬ 
rücksichten unbewohnbaren Räumen solche gehören, deren Fußboden sich 
drei Fuß unter dem Straßenniveau befindet, falls sie nicht mindestens sieben 
Fuß Höhe haben oder nicht den Anforderungen entsprechen, die das Local 
Government Board über Licht und Selbstlüftung, sowie über Feuchtigkeit 
und Gerüche aufgestellt hat. Zu anderen Zwecken als zum Schlafen darf 
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ein solcher Raum gebraucht werden. Ein weiterer Abschnitt des Gesetzes 
verbietet, Häuser mit der Rückseite aneinander zu bauen, die als Wohnhäuser 
für die Arbeiterklassen bestimmt sind. — Teil 2 des Gesetzes handelt vom 
Städtebau. Die Ortsbehörden sind ermächtigt und können vom Local Govern¬ 
ment Board gezwungen werden, einen Stadterweiterungsplan zu entwerfen, 
auf dem alles baureife Land verzeichnet sein soll, mit dem ausdrücklichen 
Zwecke, hygienische und angenehme Lebensbedingungen in dem Gebiete 
und in seiner Nachbarschaft zu schaffen. Die Ortsbehörde kann jeden 
solchen Plan mit oder ohne Änderungen annehmen, der von allen oder 
einigen Eigentümern der betreffenden Grundstücke vorgelegt ist. Alle 
Stadterweiterungspläne, die von einer lokalen Behörde vorbereitet oder an¬ 
genommen worden sind, müssen von dem Local Government Board gebilligt 
sein, wodurch sie Gesetzeskraft haben. 

Teil 3 des Gesetzes bestimmt, daß jeder Grafschaftsrat einen beamteten 
Arzt anstellen und ein Gesundheits- und Wohnungskomitee errichten muß. 

Um die wohltätige Wirkung des Gesetzes zu zeigen, soll folgende, 
kürzlich (August 1911) erschienene Zusammenstellung wiedergegeben werden. 
1908 bis 1909, bevor das Gesetz in Wirksamkeit trat, betrug die Zahl der 
Schließungsbefehle, die einen Maßstab für die Tätigkeit der Ortsbehörden 
angibt, 687. 1909 bis 1910 dagegen wurden 1511, 1910 bis 1911 4767 

Häuser als ungeeignet zur menschlichen Wohnung geschlossen. 

Private Herbergen. Wir haben gesehen, daß die Ortsbehörden er¬ 
mächtigt sind, Herbergen zu errichten und von den Leuten, die für eine 
Nacht Unterkunft suchen, eine geringe Summe zu verlangen. Diese der 
Gemeinde gehörigen Häuser werden gewöhnlich Musterherbergen (Model 
Lodging Houses) genannt, da man bei ihrer Errichtung den Grundsätzen 
der Hygiene folgte und sie daher oft einen starken Gegensatz bilden zu 
den Privatherbergen (Common Lodging Houses). Letzteres sind Häuser, in 
welchen Personen der ärmeren Klassen für kurze Zeit Unterkunft finden 
und, obwohl einander fremd, einen gemeinsamen Raum bewohnen. Jede 
private Herberge muß in das Verzeichnis der lokalen Sanitätsbehörde an¬ 
genommen sein, was erst geschehen kann, nachdem sie von deren Beamten 
gebilligt ist. 

Jede Ortsbehörde muß Ausführungsbestimmungen erlassen 1. über die 
Zahl der Mieter, die aufgenommen werden können und über Trennung der 
Geschlechter; 2. über Reinigung, Ventilation und strenge Beachtung der 
hygienischen Anforderungen; 3. über richtige Behandlung von Infektions¬ 
krankheiten, die in solchen Häusern Vorkommen; 4. über Strafen für den 
Inhaber bei Übertretungen. 

Ganz ähnliche Bestimmungen betreffen die Tenement Houses, d. h. 
Häuser, die geteilt vermietet oder von Mitgliedern mehr als einer Familie 
bewohnt werden. 


Nahrungsmittelgesetzgebung. 

Wasserversorgung. Das Gesundheitsgesetz von 1875 ermächtigt 
alle Behörden, städtische wie ländliche, ihre Distrikte mit eigenem und für 
öffentliche und private Zwecke genügendem Wasser zu versorgen. Wo ein 
Haus keine eigene Versorgung hat, ist der Eigentümer gezwungen, dem ab- 
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suhelfen, vorausgesetzt! daß das Wasser zu einem Preise geliefert werden 
kann, der den durch irgend ein Ortsgesetz desselben Distriktes auferlegten nicht 
übersteigt oder, falls ein solches fehlt, die Kosten 2 Pence pro Woche nicht 
überschreiten. Wo ein Brunnen, Wasserbehälter oder Zisterne so verun¬ 
reinigt gefunden wird, daß es der Gesundheit abträglich ist, kann die Orts¬ 
behörde einen Schließungsbefehl von einem Gerichtshof erhalten. 

Das Ge8undheit8gesetz von 1878 betreffs Wasser erweitert diese Be¬ 
stimmungen und macht es zur Pflicht jeder ländlichen Sanitätsbehörde, 
darauf zu achten, daß jedes bewohnte Haus in angemessener Entfernung 
gesundes Wasser in genügender Menge hat. Kein neu gebautes oder um¬ 
gebautes Haus in einem ländlichen Distrikt darf bezogen werden, bevor der 
Besitzer ein diesbezügliches Zeugnis beigebracht hat. Außerdem ist die 
periodische Prüfung der Wasserversorgung des Distriktes vorgesehen. Eine 
städtische Sanitätsbehörde kann von dem Local Government Board mit allen 
diesen Befugnissen bekleidet werden. Die Ortsbehörde muß das Wasser in 
den Böhren unter solchem Druck halten, daß es bis zum obersten Stock¬ 
werke des höchsten Wohnhauses geht. Die Ortsbehörde hat Vollmacht, den 
Wasserzins entsprechend dem Mietwerte der Grundstücke anzusetzen. ln 
England stammt das Wasser aus verschiedenen Ursprüngen: In ländlichen 
Distrikten aus oberflächlichen Brunnen, in städtischen aus Flüssen, Tal¬ 
sperren und aus dem Grundwasser. Falls Verunreinigungsmöglichkeit vor¬ 
liegt, wird das Wasser filtriert. Besondere Grenzzahlen für chemische oder 
bakteriologische Verunreinigung sind nicht festgesetzt; der Untersucher läßt 
sich von seiner eigenen Erfahrung und der anerkannter Autoritäten leiten, 
sowie von seiner Kenntnis der Verhältnisse an Ort und Stelle. 

Milchversorgung. Bei der Milch ist vor allem auf den Gesund¬ 
heitszustand der Kühe zu achten. Die Viehseuchengesetze 1878 bis 1886 
ermächtigen die Ortsbehörden, nicht nur Maßnahmen zu treffen gegen Krank¬ 
heiten, wie Milzbrand, Rinderpest, Pleuropneumonie, Maul- und Klauen¬ 
seuche, sondern haben auch das Local Government Board instand gesetzt, 
die Verordnungen über Molkereien, Kuhställe und Milchhandlungen von 
1886, 1886 und 1899 zu erlassen. Ihr Hauptinhalt ist folgender: 

1. Jeder Inhaber eines Kuhstalles, einer Molkerei und einer Milchhandlung 
muß in ein von der Sanitätsbehörde des Distriktes geführtes Verzeichnis ein* 
getragen sein; ausgenommen sind solche, welche nur Butter und Käse machen 
oder verkaufen und Personen, welche Milch von ihren eigenen Kühen an 
Arbeiter oder Nachbaren in kleinen Mengen verkaufen. 

2. Keine neue Molkerei oder Kuhstall darf bezogen werden, bevor Vor¬ 
kehrungen getroffen sind in bezug auf Licht, Lüftung, Luftraum, Reinigung, 
Entwässerung, die der Sanitätsbehörde genügen. 

3. Bezüglich bestehender Molkereien und Kuhställe sind diese Punkte eben¬ 
falls zu berücksichtigen, soweit es nötig oder dienlich ist für die Gesundheit 
und gute Beschaffenheit des Viehes, die Reinlichkeit der Milchgefäße und den 
8chutz der Milch gegen Infektion. 

4. Kein Bauer oder Schweizer, der an einer infektiösen Krankheit leidet, oder 
vor kurzem mit einer solchen Person zusammengekommen ist, darf Kühe melken, 
Milchgefäße handhaben oder in dem Geschäfte mithelfen bei der Produktion, 
Verteilung und Aufbewahrung der Milch, noch darf der Inhaber dieses dulden. 

5. Ein Monat nach einer diesbezüglichen Mitteilung der Ortsbehörde darf 
kein Wasserklosett, Abort, Senkgrube mit einer Molkerei oder einem Milchladen 
direkt kommunizieren oder hinein ventilieren. 
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6. Kein Milehlager oder -laden darf als Schlaf raum oder für ähnliche 
Zwecke verwendet werden, durch die die Milch verunreinigt werden kann; 
Schweine dürfen nicht in Kuhställen oder Milchlagern gehalten werden. 

7. Die Milch von Kühen, welche an Binderpest, Pleuropneumonie, Maul- uod 
Klauenseuche oder Eutertuberkulose leiden (laut Zeugnis des Tierarztes), darf 
nicht mit der anderen Milch vermischt werden, nicht als menschliche Nahrung 
verkauft oder gebraucht werden und ungekocht auch nicht als Nahrung für 
das Vieh. 

8. Die lokale Behörde hat Verordnungen über diese Punkte zu erlassen. 
Muster Verordnungen wurden von dem Local Government Board entworfen. 

Der Mindestluftraum schwankt zwischen 600 und 800 Kubikfuß (17 
bis 23 cbm); für jede Kuh müssen 12gallons (54 Liter) Wasser vorgesehen 
sein. Betreffs der Verhütung von Infektionskrankheiten haben wir bereits 
die Maßnahmen besprochen, die von einer Sanitätsbehörde gegen verdächtige 
Milchversorgungen getroffen werden können. 

Nach dem Gesetz über den Verkauf von Nahrungsmitteln und Drogen 
können Sanitätsbehörden Milchproben entnehmen und untersuchen lassen, 
und das Landwirtschaftsamt ist ermächtigt, Grenzzahlen festzusetzen über 
die Zusammensetzung von Vollmilch einschließlich kondensierter Milch, Rahm, 
Butter und Käse; eine Abweichung von diesen erweckt den Verdacht, daß 
sie gefälscht sind. Wo eine Milchprobe (abgesehen von kondensierter, ab¬ 
gerahmter oder Zentrifugenmilch) weniger als 3 Proz. Fett oder 8,5 Proz. 
feste Bestandteile enthält, muß der Verdacht ausgesprochen werden, bis das 
Gegenteil bewiesen ist, daß Milchfett entzogen oder Wasser zugesetzt ist 
Wo eine Probe abgerahmter oder Zentrifugenmilch weniger als 9 Proz. feste 
Bestandteile enthält, ist derselbe Verdacht auszusprechen. In solchen Fällen 
wird der Verkäufer bestraft. Um den Verkauf tuberkelbazillenhaltiger 
Milch soweit als möglich zu verhindern, werden Milchproben bakteriologisch 
untersucht, und wenn sich solche finden, wird die betreffende Molkerei inspi¬ 
ziert. Zur Unterstützung des beamteten Arztes und des Sanitätsinspektors 
haben viele große Städte Tierärzte angestellt, welche die Ställe und die 
Kühe periodisch inspizieren müssen. Die Untersuchung der Euter führt oft 
zur Entdeckung tuberkulöser Erkrankungen in denselben, worauf die Ver¬ 
wendung der Milch verboten wird. Gewöhnlich schlachtet dann der Be¬ 
sitzer das Tier, und wenn die Tuberkulose nicht generalisiert ist, kann das 
Fleisch in Verkehr gebracht werden. 

Butter und Margarine. Durch das Margarinegesetz von 1887 wird 
Butter definiert als ausschließlich gemacht aus Milch, Rahm oder beiden mit 
oder ohne Salz oder anderen Konservierungsmitteln und mit oder ohne Farb¬ 
stoffzusatz. Wenn Margarine zum Verkauf ausliegt, muß sie entsprechend 
bezeichnet sein, und keine importierte oder angefertigte darf mehr als 
10 Proz. Butterfett enthalten. Der Sanitätsinspektor kann Proben zur 
Untersuchung entnehmen. Margarinefabriken müssen bei den Ortsbehörden 
des Distriktes angemeldet sein, und Mitteilung davon ist an das Landwirt¬ 
schaftsministerium zu senden. 

Durch das Butter- und Margarinegesetz von 1907 wird die Kontrolle 
dieser Artikel angeordnet, und zwar wenn sie importiert werden, in dem 
betreffenden Hafen durch die Zollbehörden, welche Proben an das Regie¬ 
rungslaboratorium schicken können; wenn sie im Lande hergestellt sind, in 
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der Fabrik. Die gewöhnliche Inspektion der Fabriken wird von den Be¬ 
amten des L&ndwirtschaftsministeriams vorgenommen, doch können sie auch 
die Sanitätsinspektoren, falls sie von ihrer Behörde dazu ermächtigt sind, 
betreten und Proben entnehmen. 

Dasselbe Gesetz bestimmt eine Höchstgrenze für den Wassergehalt von 
Butter und Margarine und ermächtigt das Local Government Board, den 
Gebrauch von Konservierungsmitteln dafür zu regeln, doch sind bisher noch 
keine Verordnungen darüber herausgekommen. Der Gebrauch von Konser¬ 
vierungsmitteln in Nahrungsmitteln war Gegenstand einer Untersuchung 
einer Abteilung des englischen Local Government Board, und in ihrem Be¬ 
richte (1901) empfahl diese folgende Vorschriften: 1. Die Verwendung von 
Formaldehyd ist vollständig zu verbieten; Salicylsäure darf nicht in größerer 
Menge alB 1:7000 verwendet werden und muß stets deklariert sein. 2. Der 
Gebrauch von Konservierungsmitteln oder Farbstoffen für Milch soll ein 
Verstoß gegen das Nahrungsmittelgesetz sein. 3. Borsäure ist nur für Rahm 
zuzulassen, und zwar höchstens 0,25 Proz., und muß auf der Etikette dekla¬ 
riert sein. 4. In Butter ist sie nur gestattet, wenn die Menge nicht mehr 
als 0,5 Proz. beträgt 5. Chemische Konservierungsmittel sind in allen 
Nährpräparaten für Kinder und Kränkliche verboten. 6. Der Gebrauch von 
Kupfer zur Grünfärbung ist zu verbieten. 7. Eine eigene Behörde soll er¬ 
richtet werden, um den Gebrauch von Konservierungsmitteln und Farbstoffen 
zu überwachen. Diese Anregungen sind jedoch bisher solche geblieben und 
haben keine gesetzliche Gültigkeit. 

Verdorbene Nahrungsmittel; Fleischversorgung. Das Gesetz 
von 1875 ermächtigt jeden beamteten Arzt oder Inspector of Nuisances, 
jederzeit jeden Tierkörper, Fleisch, Geflügel, Wildbret, Fisch, Obst, Gemüse, 
Getreide, Brot, Mehl oder Milch zu inspizieren, das zum Gebrauch von 
Menschen verkauft wird, wobei der Beweis, daß letzteres nicht der Fall ist, 
der Gegenpartei zugeschoben wird. Durch das Ergänzungsgesetz von 1890 
werden die Vollmachten betreffs Inspektion und Konfiskation ausgedehnt: 
Wenn der Inspektor gesundheitsschädliche Nahrungsmittel findet, bringt er 
sie seiner Behörde, welche ihre Vernichtung anordnet. Die Person, welche 
sie in Verkehr zu bringen suchte, wird vor einem Gerichtshof für rasches 
Verfahren ermahnt und ev. streng bestraft Das Gesetz über den Verkauf 
von Pferdefleisch von 1889 bestimmt, 1. daß dieses nur in Läden ver¬ 
kauft werden darf, welche in deutlicher Schrift die Ankündigung aufweisen, 
daß hier Pferdefleisch verkauft wird; 2. daß es gesetzwidrig ist, Pferdefleisch 
für anderes Fleisch zu verkaufen. In England herrscht ein starkes Vor¬ 
urteil gegen Pferdefleisch, so daß praktisch keins verkauft wird. 

Bei der Fürsorge für gesundes Fleisch ist eine der wichtigsten Maß¬ 
nahmen, die Inspektion gleich beim Schlachten oder im Einfuhrhafen vor¬ 
zunehmen. Die städtischen Sanitätsbehörden haben seit vielen Jahren die 
Aufsicht über die Schlachthäuser in ihren Distrikten ausgeübt und waren 
gezwungen, Ausführungsbestimmungen zu erlassen ; dagegen ist erst neuer¬ 
lich der Versuch gemacht worden, das importierte Fleisch vor dem Verkauf 
schon in den Häfen zu untersuchen. 

Schlachthäuser. Das Gesundheitsgesetz von 1875 ermächtigt die 
städtische Behörde, 1. Schlachthäuser selbst zu errichten und Bestimmungen 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



320 


Prof. Dr. K. Kisakalt, 


Digitized by 


über ihren Betrieb za erlassen; 2. private Schlachthäuser zu konzessionieren 
oder zu registrieren; die Konzession bedarf keiner periodischen Erneuerung. 
Da man gefunden hat, daß die Überwachung in privaten Schlachthäusern 
unmöglich ist, bemühen sich die Sanitätsbehörden, nunmehr alles Fleisch in 
dem Gemeindeschlachthaus herstellen und untersuchen zu lassen. Ab¬ 
schnitt 3 des Ergänzungsgesetzes von 1890 unterstützt dieses Bestreben, 
indem er bestimmt, daß in Zukunft Lizenzen für Schlachthäuser aof 
12 Monate beschränkt sein sollen und widerrufen werden dürfen, wenn 
dem Inhaber nachgewiesen ist, daß er gesundheitsschädliches Fleisch ver¬ 
kauft hat oder verkaufen wollte. 

Für die Konzessionierung hat das Local Government Board folgende 
Vorschläge herausgegeben: 

1. Da8 Grundstück muß mehr als 100 Fuß von jedem Wohnhaus entfernt 
und mindestens an zwei 8eiten frei gelegen sein. 

2. Lagerplätze für Vieh müssen mindestens 100 Fuß von jedem Wohnhause 
entfernt sein. 

3. Das Schlachthaus darf sich nicht unter dem Bodenniveau befinden. 

4. Der Zugang darf keine größere Neigung als 1 :4 haben und nicht durch 
eine Wohnung oder einen Laden führen. 

5. Über dem Schlachthaus darf kein Dachgeschoß sein. 

6. Der Wasserbehälter muß von entsprechender Größe und sein Boden 
mindestens 6 Fuß über dem Schlachthaus sein. 

7. Es muß genügender Durchzug vorhanden sein. 

8. Der Boden soll asphaltiert oder zementiert sein mit Gefälle und Kanal 
zu einem Gully mit Klappe und Gitter. 

9. Die Oberfläche der Wände muß mit hartem, glattem, undurchgängigem 
Material bis zu genügender Höhe bekleidet sein. 

10. ln dem Schlachthause darf kein Wasserklosett, Abort oder Senkgrube 
sich befinden, noch darf 

11. eine direkte Verbindung mit einem solchen oder einem Stall vor¬ 
handen sein. 

12. Jeder Stall für Tiere muß gehörig gepflastert, drainiert und gelüftet 
sein, und es darf sich kein Wohnraum über ihm befinden. 

Die Bestimmungen, welche städtische Sanitätsbehörden machen müssen, 
bestehen auf der Erfüllung obiger Bedingungen und ordnen die Reinigung 
des Grundstückes, die Entfernung der Abfälle und die Verhinderung von 
Schädigungen an; Hunde dürfen in Schlachthäusern nicht gehalten werden. 
In den großen Städten ist das Gemeindeschlachthaus ein großes Gebäude, 
das im allgemeinen aus einer Schlachthalle besteht, welche durch einen 
freien Raum vom Kühlhaus, den Ställen usw. getrennt ist. Ein Tierarzt 
und ein Stab von Inspektoren mit Spezialausbildung hat die Fleischbeschau 
unter sich. 

Importierte Nahrungsmittel Ermächtigt durch das Gesundheits- 
gesetz betreffs Nahrungsmittel von 1907 hat das Local Government Board 
Maßnahmen verordnet, um Gesundheitsgefahren durch den Import, die Zu* 
bereitung und Verteilung von Nahrungsmitteln zu verhindern. Diese werden 
ausgeführt durch Hafensanitätsbehörden und alle Munizipal- und Distrikts¬ 
räte, deren Bezirk an einen Zollhafen anstößt oder ihn einschließt. Die Be¬ 
stimmungen ermächtigen den beamteten Arzt, alle Nahrungsmittel zu unter¬ 
suchen, bevor oder nachdem sie an Land gebracht sind. Werden sie 
gesundheitsschädlich befunden, so kann ein Befehl zur Vernichtung von 
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einem Gerichtshof aasgewirkt werden« Ein genauer Bericht über alles Ver¬ 
nichtete ist der Sanitätsbehörde zu übergeben. 

Nach demselben Gesetz wurden besondere Verordnungen im Jahre 1908 
über Auslandsfleisch erlassen. Darin ist Auslandsfleisch eingeteilt in drei 
Klassen und in „unklassiertes Auslandsfleisch tf . Klasse 1 umfaßt Fleisch 
in kleinen oder großen Stücken von solcher Gestalt oder in solchem Zu¬ 
stande, daß bestimmte Teile des Tierkörpers nicht erkannt werden können; 
ferner Eingeweide, Zungen und Nieren, welchen Antiseptika zugesetzt sind; 
ferner jeder ungesalzene oder ungeräucherte Teil eines Schweines. Klasse 2 
umfaßt den ganzen Körper eines Schweines, das nicht als Speck oder Schinken 
znbereitet ist; ferner ohne Kopf in natürlicher Verbindung mit dem Körper 
und ohne Lymphdrüsen in natürlicher Lage ist. Klasse 3 umfaßt die ge¬ 
trennten Teile Ton Schweinekörpern, die nicht als Speck oder Schinken zu¬ 
bereitet sind und sich in einer Packung befinden, die ein offizielles Zeugnis 
tragt. Unter letzterem ist zu verstehen eine Marke, Stempel oder Etikette, 
welche von dem Local Government Board als zuverlässiger Beweis anerkannt 
ist, daß dem Fleisch an dem Ursprungsorte von einer kompetenten Behörde 
bezeugt ist, daß es bei der Schlachtung frei von Krankheit gefunden und 
unter den nötigen Kautelen zubereitet und verpackt wurde. Die Verord¬ 
nungen schreiben vor, daß, wenn der Zollbeamte Auslandsfleisch von Klasse 1 
oder 2 an Bord eines Schiffes findet oder vermutet, er anordnen soll, daß es 
nicht entfernt werden darf, bis es vom beamteten Arzt untersucht ist. Wo 
er Klasse 3 oder unklassiertes vorfindet, darf er das Fleisch von dem Schiffe 
oder dem Landungsplätze ohne solche Prüfung abholen lassen, wenn nicht 
Tatsachen zu seiner Kenntnis gekommen sind, welche ihm die Untersuchung 
notwendig erscheinen lassen. 

Wo das Fleisch ungeeignet für menschliche Nahrung gefunden wird, 
macht die Sanitätsbehörde dem Importeur Mitteilung, daß, wenn er nicht 
binnen 12 Stunden ein schriftliches Versprechen abgibt, daß er das Fleisch 
auf eigene Kosten exportieren oder nach weisen will, daß es nicht zum 
menschlichen Genuß bestimmt ist, das Fleisch unter Aufsicht des beamteten 
Arztes vernichtet wird. 

Bäckereien. Die Aufsicht über Bäckereien ist vorgesehen in dem 
Fabrik- und Werkstättengesetz von 1901, und zwar ist die Kontrolle der 
kleinen der lokalen Sanitätsbehörde, die der großen, welche Maschinenkraft 
benutzen, den Fabrikinspektoren übertragen. Die Beamten beider Behörden 
haben das Recht, die Bäckereien zu jeder Tages- und Nachtzeit zu betreten. 
Bäckereien im Souterrain sind nur mit Einwilligung der Sanitätsbehörde 
zulässig. Die Mauern müssen in bestimmten Zwischenräumen gereinigt 
werden; kein Schlafraum, Abort oder Klosett darf direkte Verbindung mit 
dem Backraum haben, noch darf sich darin ein Kanaleinlaß befinden, und das 
Wasserreservoir eines Backraumes darf nicht gleichzeitig ein Klosett versorgen. 

Alkoholische Getränke. Nach dem Ergänzungsgesetz über den 
Verkauf von Nahrungsmitteln und Drogen von 1879 darf Branntwein, 
Whisky oder Rum 25° unter normal verkauft werden, d. h. mit 42,8 VoL-Proz. 
oder 31,8 Gew.-Proz. absolutem Alkohol. 

Verfälschung von Nahrungsmitteln und Drogen. Es existieren 
drei Gesetze über den Verkauf von Nahrungsmitteln und Drogen, und zwar 

VierteljahrMohrift für Gesundheit« pflege, 1912. 21 
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aus den Jahren 1875, 1879 und 1899. In diesen Gesetzen bedeutet der 
Ausdruck Nahrungsmittel jeden Gegenstand, der Menschen als Speise oder 
Getränk dient, außer Drogen und Wasser, und jeden Gegenstand, der ge¬ 
wohnheitsmäßig bei der Zusammensetzung oder Zubereitung menschlicher 
Nahrung verwendet oder zugefügt wird und schließt auch Arzneien zum 
innerlichen od^r äußerlichen Gebrauch ein. 

Diese Gesetze verbieten bei einer Strafe von 20 bis 50 £ 1. das Ver* 
mischen, Färben oder Bestreuen eines Nahrungsmittels mit einem Bestandteil 
oder Material, so daß es gesundheitsschädlich wird, falls die Absicht vorliegt, 
es in diesem Zustande zu verkaufen; und kein derartiges Nahrungsmittel 
darf verkauft werden. 2. Das Vermischen, Färben oder Bestreuen einer 
Droge mit einem Bestandteil oder Material, so daß die Beschaffenheit und 
Wirkung schädlich beeinflußt wird. 3. Der Verkauf von Nahrungsmitteln, 
die in ihrer Natur, Substanz und Beschaffenheit anders sind, als der Käufer 
erwartet und verlangt. 4. Jede Person verfällt dieser Strafe, welche von 
einem Nahrungsmittel einen Teil entfernt mit der Absicht, daß es in diesem 
veränderten Zustande ohne Mitteilung davon verkauft werden boII, falls da¬ 
durch die Beschaffenheit, Substanz oder Natur schädlich verändert wird, 
ebenso jede Person, welche ein solches Nahrungsmittel verkauft, ohne den 
Säufer darauf aufmerksam zu machen. 

Dieser Paragraph wird angewendet bei betrügerischem Verkauf von ab¬ 
gerahmter oder Zentrifugenmilch. 

Die Ortsbehörden dürfen, und, falls es vom Local Government Board 
verlangt wird, müssen öffentliche Chemiker für ihre Distrikte anstellen. Ein 
oder mehrere Beamte, im allgemeinen ein Sanitätsinspektor, pflegt Proben 
von Nahrungsmitteln und Drogen zur Untersuchung einzukaufen. Der 
Chemiker hat ein Gutachten über jede Untersuchung abzugeben und wenn 
es sich zeigt, daß ein Verstoß gegen die Gesetze begangen ist, wird die Sache 
vor einen Gerichtshof für beschleunigtes Verfahren gebracht. Das Gericht 
muß auf Verlangen jeder Partei jeden solchen Gegenstand an das Steueramt 
schicken, welches ihre Beamten in Somerset House (London) hat, um die 
Analyse zu machen und ein Gutachten abzugeben. Der Angeklagte muß frei¬ 
gesprochen werden, wenn er nachweist, daß er den Gegenstand in demselben 
Zustande und mit einem Garantieschein gekauft hat. 

Verhütung der Infektionskrankheiten. A. Maßnahmen in den 
Häfen. Wir haben bereits gesehen, daß die Hafen-Sanitätsbehörden die 
Aufsicht haben gegen die Einschleppung überseeischer Krankheiten und daß 
sie einen Hafenarzt und Sanitätsinspektoren anstellen. Da Krankheiten oft 
durch Einwanderer eingeschleppt werden, beabsichtigt das Ausländergesets 
(Aliens Act) von 1905, diese Gefahr zu vermindern, indem es eine ärztliche 
Untersuchung vorschreibt. Es bestimmt: 1. Einwanderer dürfen nur in 
Häfen landen, wo sich ein Einwanderungsbeamter findet, und nur nach 
Untersuchung durch diesen und einen Arzt. 2. Ergibt sich, daß der Ein¬ 
wanderer unerwünscht ist, so wird ihm die Landung verweigert; doch ist 
Appellation an das Einwanderungsamt des Hafens zulässig. Ein uner¬ 
wünschter Einwanderer ist: Wer nicht die Mittel hat oder in der Lage ist, 
sich oder seine Angehörigen anständig zu erhalten; wer irrsinnig oder 
idiotisch ist; wer durch Krankheit oder Krüppelhaftigkeit vermutlich der 
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Öffentlichkeit zur Last fallen oder ihr sonst schädlich sein wird; wer 
in einem anderen Lande, mit welchem ein Auslieferangsvertrag besteht, 
wegen eines Verbrechens verurteilt worden ist, das keinen politischen 
Charakter trägt. 

Ausführungsbestimmungen betreffs Infektionskrankheiten wurden von 
fast allen Sanitätsbehörden erlassen, und von Hafen-Sanitätsbehörden auch 
über Schiffe. Diese verlangen, daß ein Fahrzeug mit einer Person an Bord, 
die an einer schweren Infektionskrankheit leidet, an einem bestimmten vor¬ 
geschriebenen Orte festmachen soll und daß der beamtete Arzt benachrichtigt 
wird. Das Vorhandensein der Krankheit wird zuerst durch die Zollbeamten 
festgestellt und diese machen dem beamteten Arzt Mitteilung, worauf er das 
Schiff betritt und die nötigen Maßnahmen gegen Verschleppung trifft. In 
der Regel geschieht dies durch Untersuchung aller Personen an Bord, die 
Überführung des Patienten in das Hafenkrankenhaus, wo er auch zwangs¬ 
weise zurückgehalten werden kann, und die Desinfektion des Schiffes. Die 
übrigen dürfen an Land, ihre Namen und Adressen werden notiert und 
dem beamteten Arzt des Distriktes, wohin sie sich begeben, mitgeteilt. Bei 
Pocken und Fleckfieber werden die Kontaktfälle isoliert und bei Pocken 
geimpft. Tatsächlich werden dieselben Maßnahmen getroffen, wie wenn der 
Fall in einem Hause vorgekommen wäre. Zeigt die Inspektion, daß das 
Schiff mit Cholera, Gelbfieber oder Pest infiziert ist oder daß der Verdacht 
vorliegt, so muß nach den betreffenden Bestimmungen des Local Government 
Board gehandelt werden und, da England das Quarantänesystem verlassen 
hat, dürfte eine ausführliche Wiedergabe derselben von Interesse sein. 

Teil 1. Cholera usw.-Verordnungen. Art. 1: Schiffe aus fremden 
Hafen. Als infiziertes Schiff gilt ein solches, welches zur Zeit seiner An¬ 
kunft aus einem fremden Hafen einen Fall von Cholera, Gelbfieber oder Pest 
hat oder innerhalb der letzten 7 Tage gehabt hat, oder einen Fall von Gelb¬ 
fieber innerhalb 18 Tagen vor dieser Zeit. Verdächtig ist ein Schiff, welches 
während seiner Reise oder im Ausgangshafen oder in einem Hafen unterwegs 
einen Fall von Cholera, Gelbfieber oder Pest hatte, aber keinen frischen Fall 
von Cholera, Gelbfieber oder Pest innerhalb der letzten 7 Tage oder von 
Gelbfieber innerhalb der vorangegangenen 18 Tage hatte. 

Teil 2. Zollbeamte. Art. 2 bis 5 handelt von der Tätigkeit der 
ZoUbeamten, welche Schiffe bei ihrer Ankunft aus fremden Häfen besuchen. 

a) Sie müssen sich soweit als möglich versichern, ob das Schiff infiziert oder 
verdächtig ist, oder ob es von einem Hafen kommt, der mit Cholera, Gelb¬ 
fieber oder Pest infiziert ist, oder unterwegs einen solchen angelaufen hat. 

b) Hat der Zollbeamte Grund zur Vermutung, daß das Schiff infiziert oder 
verdächtig ist, so soll er es anhalten. c) Hat er Grund zur Vermutung, 
daß es von einem mit Cholera, Gelbfieber oder Pest infizierten Hafen kommt 
oder einen solchen unterwegs angelaufen hat, so darf er es anhalten und soll 
dem Schiffsherrn befehlen, in einer solchen Lage zu bleiben oder zu ankern, 
wie er es vorschreibt; dann soll er sofort der Sanitätsbehörde von dem Orte 
Mitteilung machen, d) Diese Zurückhaltung hört auf, sobald das Schiff von 
dem beamteten Arzte entsprechend besucht und untersucht worden ist, oder 
12 Stunden nach der Ankunft an dem Platze, falls die Untersuchung bis 
dahin nicht begonnen hat. 

21 * 
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Teil 3. Ankerplatz. Beamteter Arzt. Art. 6. Jede Hafensanitäts- 
behörde und jede Sanitätsbehörde, in deren Distrikt Personen, die aus dem 
Auslande kommen, vermutlich landen werden, muß einen Platz bestimmen, 
wo infizierte Schiffe verweilen oder ankern können. Sie müssen Vorkehrungen 
treffen für die Aufnahme von Personen, die an Cholera, Gelbfieber oder 
Pest leiden. Der Ankerplatz muß innerhalb der Jurisdiktion der Sanitäts¬ 
behörde liegen und kann nur in Übereinstimmung mit dem obersten Zoll¬ 
beamten des Hafens festgesetzt werden. 

Art. 7. Sofort nach Empfang der Nachricht von der Anhaltung eines 
Schiffes muß die Sanitätsbehörde ihren beamteten Arzt abschicken, um es 
zu untersuchen und festzustellen, ob es infiziert ist oder nicht. 

Art. 8. Hat der beamtete Arzt Grund zur Vermutung, daß ein Schiff 
innerhalb der Jurisdiktion der Sanitätsbehörde infiziert oder verdächtig ist, 
so muß er es besuchen oder inspizieren, gleichgültig, ob es vom Zollbeamten 
untersucht ist oder nicht. Hat er Grund zur Annahme, daß ein Schiff aus 
einem infizierten Hafen kommt oder unterwegs einen solchen angelaufen hat, 
so darf er es untersuchen. In jedem Falle darf er dem Schiffsherrn be¬ 
fehlen, es an einen bestimmten Platz zu bringen und, wenn nötig, dort zu 
verweilen oder zu ankern. Der Schiffsherr muß jedem solchen Befehle ge¬ 
horchen und dem beamteten Arzt die Untersuchung des Schiffes gestatten. 

Art. 9. Findet der beamtete Arzt, daß das Schiff infiziert oder ver¬ 
dächtig ist, so muß er dem Schiffsherrn ein entsprechendes Zeugnis aus- 
steilen und für die Sanitätsbehörde ein Duplikat behalten oder ihr übersenden. 
Er hat auch dem Local Government Board von der Ankunft des Schiffes 
Mitteilung zu machen. 

Art. 10. Nach Empfang des Zeugnisses muß der Schiffsherr an dem 
von der Sanitätsbehörde festgesetzten Platz verweilen oder ankern. 

Art. 11. Ausnahmslos muß der Zollbeamte oder Personen, die den 
Befehl ausführen, an Bord bleiben, bis der beamtete Arzt jede Person dort 
untersucht hat. 

Art. 12. Sobald als möglich nach Ausstellung des Zeugnisses muß der 
beamtete Arzt jede Person untersuchen, die er an Cholera, Gelbfieber oder 
Pest erkrankt oder ihrer verdächtigt findet. 

Art. 13. Jede solche Person muß, wenn es nach ihrem Zustande mög¬ 
lich ist, in ein Krankenhaus gebracht werden und darf es nicht verlassen, 
bis der beamtete Arzt ein Zeugnis ausstellt, daß sie wieder gesund ist. Kann 
die Person nicht entfernt werden, so bleibt das Schiff unter der Kontrolle 
des beamteten Arztes, dessen schriftliche Einwilligung nötig ist, wenn es 
irgend jemand verlassen will. 

Art. 14. Jede Person, die nach dem Zeugnis des beamteten Arztes 
cholera-, gelbfieber- oder pestverdächtig ist, kann entweder an Bord für 
nicht länger als zwei Tage zurückgehalten, oder in ein Krankenhaus oder 
an einen anderen passenden Platz gebracht und dort zurückgehalten werden, 
damit sich entscheidet, ob eine der drei Krankheiten vorliegt. Bestätigt sich 
der Verdacht, so greift Art. 13 ein. 

Art. 16. Keine Person aus einem infizierten Schiffe darf an Land, bis 
sie dem beamteten Arzt ihren Namen, Reiseziel und dortige Adresse an¬ 
gegeben hat. Diese Auskünfte müssen dem Schreiber der Sanitätsbehörde 
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gegeben werden, äer sie der Ortsbehörde des Distriktes weiterzugeben hat, in 
welchem das Reiseziel liegt. Kommt die Person innerhalb 48 Stunden nach 
der Landung anderswo an, so muß sie sofort schriftliche Mitteilung ihrer 
Adresse an den beamteten Arzt oder die Ortsbehörde dieser Platzes senden. 

Art. 16. Hat der beamtete Arzt ein Schiff als infiziert festgestellt, so 
hat er solche Maßnahmen zu treffen und Anweisungen zu geben, die not¬ 
wendig sind, um die Verbreitung der Infektion zu verhindern. Der Schiffs¬ 
herr hat allen Anordnungen Folge zu leisten. 

Art. 17. Kommt ein Todesfall an Cholera, Gelbfieber oder Pest an 
Bord des Schiffes während Beiner Festhaltung vor, so haben die Sanitäts¬ 
behörden oder der beamtete Arzt Vollmacht, über den Leichnam zu verfügen. 

Art. 18. Die Pflicht der Vernichtung aller infizierter Betten, Kleidungs¬ 
stücke usw. liegt dem Schiffsherrn ob. Hat er dies vor Ankunft im Hafen 
ganz oder teilweise unterlassen, so hat er es nach Anordnung der Sanitäts¬ 
behörde oder des beamteten Arztes zu tun. Wird die Desinfektion oder Ver¬ 
nichtung nicht innerhalb einer angemessenen Zeit ausgeführt, so kann es die 
Sanitätsbehörde selbst tun lassen. 

Art. 19. Der Schiffsherr muß das Schiff desinfizieren und alle infizierten 
Gegenstände desinfizieren oder zerstören lassen, nach den Anordnungen des 
beamteten Arztes. 

Art. 20 ermächtigt den beamteten Arzt, ein Zertifikat auszustellen, 
welches die Landung jeder Person von jedem Schiffe verhindert, das ver¬ 
dächtig sein könnte oder welches von einem infizierten Hafen kommt oder 
unterwegs einen solchen angelaufen hat. Ein Schiff, welches Passagiere in 
schmutzigem oder ungesundem Zustande, oder Pestratten oder eine un¬ 
gewöhnliche Rattensterblichkeit während der Reise hatte, kann ähnlich be¬ 
handelt werden. 

Art. 21. Ist ein Zertifikat nach Art. 20 erlassen, so darf keine Person 
an Land, wenn sie nicht dem beamteten Arzt über ihren Namen und ihre 
beabsichtigte Adresse zufriedenstellende Auskunft gegeben hat. 

Art. 22. Ist ein Schiff mit Cholera infiziert oder verdächtig, so kann 
der beamtete Arzt alles Bilgewasser an einem passenden Platz auspumpen 
lassen. Ist dies mit Rücksicht auf das Schiff nicht möglich, so kann der 
beamtete Arzt einfach anordnen, daß alle Behälter versiegelt werden, und 
daß das Siegel nicht eher entfernt und kein Wasser herausgelassen werden 
darf, bis er es gestattet. Ferner kann er den Scbiffsherrn anweisen, daß er 
alle Behälter für Trink- und Kochwasser leeren und reinigen läßt; doch muß 
die Sanitätsbehörde in diesem Falle für neues Wasser sorgen. 

Art. 23. Ist das Schiff für infiziert erklärt, so soll der Schiffsherr unter 
Leitung und zur Zufriedenstellung des beamteten Arztes geeignete Maß¬ 
nahmen zur Vernichtung der Ratten treffen. Auf verdächtigen Schiffen 
muß der Schiffsherr auf Verlangen des beamteten Arztes dasselbe tun. Be¬ 
zeugt der beamtete Arzt, daß die Ratten Vertilgung als Vorsichtsmaßregel 
notwendig ist, so muß der Schiffsherr, dessen Fahrzeug aus einem infizierten 
Hafen kommt, geeignete Maßnahmen dazu treffen; doch trägt in diesem Falle 
die Sanitätsbehörde die Kosten. 

Art. 24 bestimmt, daß, wo nach dem schriftlichen Zeugnis des beamteten 
Arztes eine Ratte auf dem Schiffe mit Pest infiziert war, der Schiffsherr 
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geeignete Maßnahmen zur Rattenvertilgung treffen boU. Ist das Schiff pest¬ 
infiziert oder -verdäohtig, oder kommt es von einem Hafen, oder hat es einen 
solchen unterwegs angelaufen, der oder in dem die Ratten pestinfiziert sind, 
oder in dem während der Fahrt eine ungewöhnliche Sterblichkeit unter ihnen 
gewesen ist, so soll der Schiffsherr unter Leitung und zur Zufriedenstellung 
des beamteten Arztes alle Vorsichtsmaßregeln treffen, um das Gelangen von 
Ratten zur Küste zu verhindern, wie der beamtete Arzt für angemessen und 
notwendig hält. 

Art. 25 bestimmt die Vernichtung von Moskitos und deren Larven auf 
Schiffen, die gelbfieberinfiziert oder -verdächtig sind. 

Art. 26 bestimmt, daß der Schiffsherr und alle anderen Personen dem 
Zollbeamten oder beamteten Arzte wahrheitsgemäß alle notwendige Auskunft 
zu geben haben. Verstöße dagegen werden nach den verschiedenen Gesundheits¬ 
gesetzen mit einer Strafe von 100£ und bei Beharren darauf mit einer täg¬ 
lichen Strafe von 50 £ geahndet. 

Teil 4. Der Herr jedes infizierten oder verdächtigen Schiffes muß 
innerhalb drei Meilen von der Küste eine schwarz und gelbe Flagge 
am Mast hissen, welche von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang entfaltet 
sein muß. Zwischen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang muß das Signal 
aus drei Lichtern bestehen, welche sechs Fuß voneinander in Form eines 
gleichseitigen Dreiecks angeordnet sind; das Licht an der Spitze muß weiß, 
die beiden anderen rot sein. Die Strafe für absichtliche Unterlassung betragt 
bis zu 100 £ und bei fortgesetzter Unterlassung bis zu 50 £ pro Tag. 

B. Abfahrende Schiffe. Diese Artikel sehen Maßnahmen vor gegen 
die Verschleppung von Pest und Cholera in andere Länder, falls ein Distrikt 
in England und Wales von einer dieser Krankheiten betroffen ist. 

Teil 1. Definitionen. Cholera- oder pestbefallene Bezirke bedeutet 
Bezirke in dem vereinigten Königreich und für die Zeit, wo sie von Cholera 
oder Pest betroffen sind. 

Ein abfahrendes Schiff (Outward bound) bedeutet ein Schiff, das ge¬ 
braucht oder vorbereitet wird zur Abfahrt jenseits der Kanalinseln des ver¬ 
einigten Königreiches und der Insel Man. 

Spezifizierte Artikel bedeutet in bezug auf Cholera und Pest infizierte 
Bezirke: Wäsche, Kleidungsstücke oder Bettzeug, das in Gebrauch gewesen ist. 
In bezug auf Cholera infizierte Bezirke auch Lumpen, mit Ausnahme von solchen, 
welche komprimiert oder in Ballen als Ware im Schiffsräume geführt werden. 

Ortsware (Local Commodity) bedeutet in bezug auf einen spezifizierten 
Artikel einen Artikel, welcher in einem cholera- oder pestinfizierten Bezirk 
zu Zwecken der Bearbeitung oder des Handels auf bewahrt worden ist 

Teil 2. Art 5. Wo ein abfahrendes Schiff in einem Distrikt, der 
pest- oder cholerainfiziert ist, liegt, darf der beamtete Arzt nach Belieben 
jederzeit es besuchen und jedermann an Bord untersuchen, und muß es auf 
schriftliches Ersuchen des Schiffsherrn binnen 12 Stunden tun. Er darf 
auch und muß auf Ersuchen des Schiffsherrn jede Kleidung, Bettzeug und 
andere Artikel zum persönlichen Gebrauch untersuchen, welche nach Meinung 
des beamteten Arztes einer Infektion ausgesetzt waren. 

Art 6 bestimmt, daß alle Fragen des beamteten Arztes wahrheitsgemäß 
zu beantworten sind. 
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Art« 7 handelt davon, daß der beamtete Arzt ein Zeugnis über den 
Gesundheitszustand ausstellen kann bzw. soll, welches auch die Best&tigung 
enthält, daß desinfiziert und eine Rattenvertilgung vorgenommen worden ist. 

Art. 8. Ist eine cholera- oder pestkranke oder verdächtige Person an 
Bord, so soll sie sofort in ein Krankenhaus gebracht werden; der beamtete 
Arzt soll die nötigen Maßnahmen gegen Verbreitung treffen, und das Schiff 
nicht eher in See stechen, bis es entsprechend desinfiziert worden ist. 

Nach Art. 9 soll der Schiffsherr in einem pestinfizierten Bezirk das 
Gelangen der Ratten auf das Schiff verhindern. 

Art. 10. Während des Aufenthalts in einem cholerainfizierten Bezirk 
soll der Sehiffsherr alles Trinkwasser an Bord in gesundem Zustande er¬ 
halten. 

Art. 11 setzt die Kosten für Ausstellung eines Gesundheitszeugnisses 
auf 10 sh bis 3£ fest. 

Teil 3. Spezifizierte Artikel dürfen aus einem pest- oder cholera- 
infizierten Bezirke nur auf einem Outward bound-Schiff ausgeführt werden« 

C. Küstenschiffahrt. Der Ausdruck Küstenschiff oder Küstenreise 
bedeutet, daß die Reise innerhalb der Grenzen des vereinigten Königreiches, 
der Kanalinseln und der Insel Man beginnt und endigt. Die Vorsichts¬ 
maßregeln sind hier ähnliche wie bei den Outward bound-Schiffen, nur daß 
der Besuch des beamteten Arztes und die Untersuchung von Schiffsherr, 
Mannschaft und anderen Personen an Bord obligatorisch ist, wenn er 
Grund zum Verdacht hat, daß es infiziert ist. 

* Abgesehen von diesen Bestimmungen sind vom Local Government Board 
Verordnungen gefordert, herausgegeben und später aufgehoben worden, 
welche die Einfuhr von Lumpen aus infizierten fremden Häfen verboten oder 
verlangten, daß sie auf Kosten des Eigentümers mit gespanntem Dampf bei 
einer Temperatur von mindestens 212° F (100° C) desinfiziert werden sollen. 
Dies geschieht unter Aufsicht des beamteten Arztes. In Verbindung mit 
der Pest hat das Local Government Board besondere Anweisungen zur Ratten¬ 
vernichtung gegeben. 

Gesetze über Infektionskrankheiten. Wir haben bisher die Maß¬ 
nahmen zur Verhütung der Einschleppung behandelt; im folgenden sollen 
die Bestimmungen der drei Gesetze besprochen werden, welche die ein¬ 
heimischen Infektionskrankheiten betreffen. Diese sind: das Gesetz betreffs 
Meldung von Infektionskrankheiten von 1889; das Gesundheitsgesetz von 
1875 und das Gesetz zur Verhütung von Infektionskrankheiten von 1890. 

DaB Gesetz betreffs Meldung von Infektionskrankheiten. Dieses 
Gesetz war zuerst ein Adoptivgesetz, d. h. es hatte nur in Bezirken Gültig¬ 
keit, wo eine Sitzung der Sanitätsbehörde nach vorheriger Bekanntgabe es 
für ihren Distrikt angenommen hat. Seit 1899 ist seine Annahme für alle 
Sanitätsbehörden von England und Wales obligatorisch; für Irland ist es 
noch adoptiv. 

Die Infektionskrankheiten, auf welche es sich bezieht, sind folgende: 
Pocken, Cholera, Diphtherie, Krupp, Erysipel, Scharlach, Fleckfieber, Typhus, 
Rückfallfieber, „enteric“, „continued“ und Kindbettfieber, sowie jede andere 
Infektionskrankheit, wenn es die Sanitätsbehörde bestimmt und das Local 
Government Board bestätigt. Verpflichtet zur Anzeige ist sowohl der Haus- 
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haltungsvorstand als auch der behandelnde Arzt. Bia Form der Anzeige von 
Seite des letzteren ist vom Local Government Board vorgeschrieben. Die 
Formulare werden auf Verlangen unentgeltlich an alle Ärzte abgegeben, die 
in dem Distrikt wohnen oder praktizieren. Für jede Meldung erhalten sie 
ein Honorar von 2 sh 6 p; die Strafe für Unterlassung beträgt bis zu 40 sb. 
Meldung ist erforderlich, wenn eine anzeigepflichtige Krankheit in einem 
Gebäude vorkommt, das als menschliche Wohnung benutzt wird, einschließ¬ 
lich Schiffe, Zelte, Wohnwagen usw.; ausgenommen sind Krankenhäuser 
oder Schiffe, die dem Könige oder einer fremden Regierung gehören. 

Gesundheitsgesetz von 1876. Die Sanitätsbehörde muß jedem 
Eigentümer oder Bewohner eines Hauses oder eines Teiles eines solchen Mit¬ 
teilung machen, daß sie wünscht, daß dasselbe oder die darin vorhandenen 
Gegenstände desinfiziert werden soll, falls der beamtete oder ein approbierter 
Arzt bescheinigt, daß dies dazu dient, die Infektionskrankheit zu verhüten. 
Kommt er der Aufforderung nicht nach, so macht er sich strafbar, und die 
Sanitätsbehörde kann die Desinfektion ausführen und die Kosten ein¬ 
ziehen lassen. Kann eine Person sie nicht ausführen, so darf dies die 
Sanitätsbehörde mit ihrer Einwilligung selbst tun. Sie darf infiziertes 
Bettzeug vernichten und den Eigentümer entschädigen. Sie darf Des¬ 
infektion sapparate anschaffen und ebenso Krankenwagen zur kostenlosen 
Beförderung. 

Befindet sich ein Krankenhaus in angemessener Entfernung, so kann 
das Gericht auf das Zeugnis eines praktischen Arztes hin den Transport 
jedes ansteckenden Kranken dorthin anordnen, der ohne eigene Wohnung 
oder Unterkunft ist, oder in einem Raume wohnt, den mehr als eine Familie 
inne hat, oder an Bord eines Schiffes oder Fahrzeuges. Die Sanitätsbehörde 
kann Verfügungen erlassen über den Transport in das Krankenhaus und 
die Festhaltung dortselbst, von jeder Person, die in ihrem Distrikt zu Schiff 
ankommt und an einer gefährlichen Infektionskrankheit leidet. 

In eine Strafe bis zu 5 £ verfällt eine Person, welche, während sie an 
einer gefährlichen Infektionskrankheit leidet 1. absichtlich ohne besondere 
Vorsichtsmaßregeln gegen Weiterverbreitung sich in einer Straße, auf einem 
öffentlichen Platz, in einem Laden, einer Wirtschaft, oder einem öffentliohen 
Fahrzeuge exponiert oder sich in ein öffentliches Fahrzeug begibt, ohne dem 
Führer desselben von ihrem Leiden Mitteilung zu machen; 2. welche beim 
Transport einer infizierten Person diese exponiert; 3. welche ohne vorherige 
Desinfektion Bettzeug, Kleidungsstücke, Lumpen oder andere Dinge, die der 
Infektion ausgesetzt waren, verleiht, verkauft, überläßt oder exponiert. Jeder 
Eigentümer oder Führer eines öffentlichen Fahrzeuges muß sofort dessen 
Desinfektion anordnen bei einer Strafe bis zu 5 £. 

Jede Person, welche wissentlich ein Haus oder einen Teil eines solchen 
vermietet, in dem sich eine Person befand, die an einer Infektionskrankheit 
litt, verfällt, falls nicht eine Desinfektion vorgenommen wurde, die einem 
approbierten Arzt genügend scheint, in eine Strafe bis zu 20 £. Jede Person, 
welche bei der Vermietung eines Hauses oder eines Teiles eines solchen 
wissentlich falsche Angaben über das Vorkommen einer Infektionskrankheit 
sechs Wochen vorher macht, verfällt in eine Strafe von 20 £ oder einem 
Monat Gefängnis. 
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Das Local Government Board darf Verordnungen erlassen, ändern oder 
znrücknehmen über die Behandlung der Fälle von Cholera oder anderer 
epidemischer, endemischer oder infektiöser Krankheiten und über die Ver¬ 
hütung ihrer Verbreitung auf Land und Seen, Flüssen und Gewässern in 
dem vereinigten Königreiche oder auf dem Meere in einem Abstande von drei 
Meilen von der Küste. Das Local Government Board darf anordnen, durch 
welche Mittel den Vorschriften der Sanitätsbehörde Geltung verschafft werden 
soll. Diese Bestimmungen haben wir bereits ausführlich wiedergegeben. 

Das Gesetz zur Verhütung von ansteckenden Krankheiten von 
1890 ist ein Adoptivgesetz und darf ganz oder teilweise angenommen werden. 
Einer seiner Hauptabschnitte gibt den Sanitätsbehörden eines Distriktes 
Vollmacht, die Milcheinfuhr zu verhindern, wenn sie die Quelle einer Krank¬ 
heit ist. Wenn der beamtete Arzt glaubt, daß eine Infektionskrankheit in 
seinem Distrikte sicher oder wahrscheinlich durch eine Molkerei innerhalb 
oder außerhalb desselben verursacht ist, so kann er von einem Gerichtshof 
Vollmacht erhalten, sie zu inspizieren und, wenn er von einem Tierarzt be¬ 
gleitet ist, auch die Tiere darin. Bestätigt die Inspektion seinen Verdaoht, 
so berichtet er an seine Sanitätsbehörde, welche den Besitzer zu sich be¬ 
ordern darf, um Antwort auf die Frage zu geben, ob er etwas dagegen ein¬ 
wenden könne, daß die Milcheinfuhr aus seiner Molkerei verboten werden 
müsse. Kann er dies nach Meinung der Behörde nicht, so kann diese ein 
Verbot erlassen, welches in Kraft bleibt, bis sie sich überzeugt hat, daß die 
Ursache der Infektion entfernt worden ist. 

Abschnitt 5 und 6 handelt von der Desinfektion und ermächtigt die 
Sanitätsbehörde, Grundstücke kostenlos zn desinfizieren und den Eigentümer 
von infiziertem Bettzeug, Kleidungsstücken usw. zu zwingen, sie an die Be¬ 
amten zur Desinfektion auszuliefern. Der Inhaber eines Hauses oder Zimmers, 
in dem eine ansteckende Krankheit vorgekommen ist, macht sich strafbar, 
wenn er: 1. nicht desinfizieren läßt, 2. die Krankheit verheimlicht, 3. wenn 
gefragt, eine falsche Antwort gibt. 

Es ist verboten, den Leichnam einer Person, die an einer Infektions¬ 
krankheit irgendwo, außer in einem Leichenhause, länger als 48 Stunden zu 
behalten. Der Leichnam einer Person, die in einem Infektionskrankenhaus 
gestorben ist, ist sofort, nachdem er von dort weggebracht ist, zu bestatten. 

Auf Anordnung eines Friedensrichters kann jede Person, die an einer 
Infektionskrankheit leidet und sich in einem Infektionshospital befindet, dort 
auch wider ihren Willen zurückgehalten werden, bis sie geheilt ist, falls nach¬ 
gewiesen werden kann, daß sie anderswo ohne besondere Mittel zur Isolierung 
und Wohnung ist. 

Isolierung von Kontaktfällen. Abschnitt 61 des Ergänzungs- 
gesetzes von 1907 ermächtigt die Ortsbehörde, Personen aus infizierten Häusern 
zu entfernen und Fürsorge für sie zu treffen. Zu diesem Zwecke darf sie 
auf ein Zeugnis des beamteten Arztes hin jede Person entfernen, die nicht 
selbst krank ist, mit ihrer Einwilligung oder derjenigen der Eltern oder des 
Vormundes. Jede Person, die sioh weigert, darf entfernt werden auf An¬ 
ordnung zweier Richter hin, die die Ortsbehörde angerufen hat. Die Kosten 
tragt die Ortsbehörde; auf Ungehorsamkeit oder Widerspenstigkeit steht eine 
Strafe von 5 JE. 
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Einer Strafe verfällt auch, wer infizierte Gegenstände exponiert oder 
sie in das Müllgefäß wirft. Die Sanitätsbehörde bat Vollmacht, für Unter¬ 
kunft und Pflege von Bewohnern infizierter Häuser zu sorgen, die ihre 
Wohnung verlassen mußten zum Zweck der Desinfektion. 

Desinfektion. Zwecks Ausführung dieser Bestimmungen wurden die 
Sanitätsbehörden genötigt, Desinfektionsanstalten zu errichten. Diese ent¬ 
halten einen oder mehrere Dampfapparate in der Hegel für gespannten 
Dampf. Die Trennung in reine und unreine Seite ist allgemein durch¬ 
geführt. Im Hause wird die Desinfektion von Sanitätsinspektoren aus¬ 
geführt unter Aufsicht des beamteten Arztes. Die Wahl der Desinfektions¬ 
mittel steht letzterem zu. Manche verwenden gasförmige, wie Schwefeldioxyd, 
Formalin, Earboldämpfe, Chlor usw.; andere besprengen die Oberflächen mit 
Sublimat, Karbol oder Formalin. Die Tapeten werden von den Wänden ab¬ 
gezogen, die Fußböden mit Seife und Wasser auf gewaschen. 

Krankenhäuser. Bei der Bekämpfung von Infektionskrankheiten ist 
die Wichtigkeit der Isolierung und besonders von Isolierspitälern seit langem 
bekannt. In England gibt es 1. große allgemeine Krankenhäuser, welche 
durch öffentliche Mildtätigkeit errichtet und durch Beiträge unterhalten werden. 
Früher waren Abteilungen dieser Krankenhäuser für die Behandlung an¬ 
steckender Kranker bestimmt; jetzt werden letztere in größeren Städten 
meist behandelt in 2. Fieberspitälern, welche von den Sanitätsbehörden ge¬ 
baut und unterhalten werden. Außerdem existieren 3. „Infirmaries“, in 
welchen Arme behandelt werden; sie stehen unter Aufsicht der Armen¬ 
verwaltung. 

Nach dem Gesundheitsgesetz von 1875 ist eine Sanitätsbehörde er¬ 
mächtigt, Krankenhäuser auf bestimmte Zeit oder für immer zu errichten 
oder bestehende zu übernehmen; auch zwei oder mehr dürfen sich zusammen 
tun. Die Sanitätsbehörde darf von einem Patienten, der kein Ortsarmer ist, 
die Kosten einziehen, oder ihn umsonst behandeln. Die Sanitätsbehörden 
der großen Städte haben von diesen Vollmachten Gebrauch gemacht und 
Gemeindefieberspitäler gebaut. Diese stehen unter einem Superintendent, 
der ihnen seine ganze Zeit widmet, oder unter dem beamteten Arzt oder 
seinem Assistenten. 

Wenn eine Sanitätsbehörde den Beschluß faßt, ein Fieberspital zu er¬ 
richten, so müssen die Pläne vom Local Government Board gebilligt sein, 
außer wenn die Kosten aus den laufenden Einnahmen bestritten werden. 
Betreffs der Lage eines Pockenspitales schlägt das Local Government Board 
vor, um Luftinfektion zu vermeiden, daß es nicht gelegen sein soll 1. so, 
daß im Umkreise einer viertel Meile ein Krankenhaus oder ein Arbeitshaus 
oder ein ähnliches Gebäude liegt, oder eine Bevölkerung von 150 bis 200 Per¬ 
sonen vorhanden ist; 2. so, daß im Umkreise von einer halben Meile nicht 
eine Bevölkerung von 500 bis 600 Personen in einem oder mehreren Ge¬ 
bäuden oder in Wohnhäusern vorhanden ist. Einen solchen Platz nahe einer 
Stadt zu finden ist sehr schwierig und oft unmöglich; in einigen Fällen, wie 
in London, wo eine weite Flußmündung ist, werden Schiffe als Pocken¬ 
spitäler eingerichtet und weit außen verankert. 

Um Vorkehrungen zur Isolierung in ländlichen Distrikten zu treffen, 
ist durch das Isolierspitalgesetz von 1893 und 1901 den Grafschaftsräten 
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Vollmacht gegeben, Isolierspitäler zu errichten. Das Gesetz bezieht sich 
nicht anf London oder einen County borough oder auf einen anderen borough 
mit 10000 oder mehr Einwohnern, außer wenn der betreffende Rat zustimmt. 
Beträgt die Bevölkerung nach der letzten Zählung weniger als 10000, so 
wird das Gesetz angewendet, entweder durch Beschluß der Korporation oder 
durch Verordnung des Local Government Board. Der Rat konstituiert einen 
Spitaldistrikt, der aus einer oder mehreren local areas besteht; letztere werden 
definiert als einen städtischen oder ländlichen Distrikt, oder einen beisteuernden 
Platz einschließend. Ferner konstituiert sich ein Spitalkomitee aus den 
lokalen Behörden; wird aber ein Beitrag aus Grafschaftsgeldern geleistet, 
so kann es ganz oder teilweise aus Grafschaftsräten bestehen. Das Komitee 
bat Vollmacht, Land zu kaufen, ein Krankenhaus zu errichten, die notwendigen 
Geräte anzuschaffen und es zu verwalten. 

Die Tuberkulose ist eine Infektionskrankheit, welche wegen ihres 
chronischen Verlaufes besondere Maßnahmen erfordert. In der Stadt Sheffield 
besteht die Anzeigepflicht seit 1903, in dem übrigen Lande dagegen wurden 
entweder überhaupt keine Anzeigen erstattet oder nur freiwillig* Anfang 
1909 traten die Tuberkuloseverordnungen des Local Government Board in 
Kraft, welche die Anzeige an das Gesundheitsamt fordern in Fällen von 
Schwindsucht, die von der Armenverwaltung in ihren eigenen Gebäuden 
oder zu Hause durch den Armenarzt behandelt werden. 

Die Anzeige wird erstattet von dem Arzte, der ein Formular ausfüllt, 
das unter anderem die Adresse des Patienten enthält. Mitteilung vom 
Wohnungswechsel wird durch den Beamten des Armeoamtes erstattet, wo¬ 
für sie eine Remuneration erhalten. Dem beamteten Arzt steht ein Honorar 
von lsh pro Fall zu, das von dem Rate des Sanitätsbezirkes bezahlt wird; 
für welchen der beamtete Arzt tätig ist. Die Interessen des Patienten 
werden durch folgenden Paragraphen gewahrt: „Nichts in den Vorschriften 
soll die Wirkung haben, irgend jemanden anzustellen oder zu ermächtigen, 
gegen eine Person, von deren Krankheit Anzeige gemacht ist, so vorzugehen, 
daß sie einer Strafe verfällt oder einer Beschränkung oder Schädigung 
in ihrem Berufe, Beschäftigung, Erwerb oder Wohnung auf Grund ihrer 
Erkrankung unterworfen wird. tf Dementsprechend werden die Sanitäts¬ 
behörden angewiesen, unter Beratung von seiten ihrer beamteten Ärzte, die 
nötigen Maßnahmen zu ergreifen: 1. zur Desinfektion von Häusern und 
Kleidungsstücken; 2. zur Zerstörung von infektiösem Material; 3. zur Leistung 
solcher Hilfe, daß dadurch die Infektionsgefahr aufgehoben oder vermindert 
wird, welche in Räumen entsteht, die von Armen als Schlafräume benutzt 
werden; 4. zur Lieferung Von Hilfsmitteln oder Gegenständen, z. B. Spuck¬ 
näpfen, sei es leihweise oder anders, welche zum Schutze gegen die Ver¬ 
breitung der Infektion dienen. 

Die Sanitätsbehörde kann unter Beratung ihrer beamteten Ärzte Merk¬ 
blätter oder Plakate mit den Regeln gegen Tuberkuloseverbreitung anfertigen 
und verteilen lassen. 

In Irland, welches mehr unter der Tuberkulose leidet als alle anderen 
Teile der Britischen Inseln, wurde 1903 ein Gesetz erlassen, das von den 
Sanitätsbehörden adoptiert werden kann und welches die Anzeigepflicht von 
offener, übertragbarer Tuberkulose Vorsicht. Das Gesetz gibt den Sanitäts- 
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behörden, die es annehmen, die Aufsicht über Fleisch und Milch, soweit da¬ 
durch Infektion eintreten kann. Es ermächtigt Grafschaftsräte, Kranken¬ 
häuser und Dispensaries für Tuberkulöse einzurichten oder Abkommen zu 
treffen mit Personen, welche solche leiten. 

Ganz kürzlich sind neue Verordnungen vom englischen Local Govern¬ 
ment Board erlassen worden, welche Tuberkulosefälle anzeigepflichtig machen, 
die von selbst zur Behandlung in Krankenhäuser und Dispensaries kommen, 
die durch milde Gaben unterhalten werden. In dem Landesversicherungs- 
gesetz, das eben im Parlament beraten wird, sind l 1 /^ Millionen Pfund 
Sterling vorgeschlagen als Staatsbeitrag zur Beihilfe bei der Erbauung von 
Sanatorien im ganzen Lande; denn bisher haben die Ortsbehörden wenig 
Neigung gezeigt, solche zu errichten. Die meisten haben die Behandlung 
der Tuberkulösen den öffentlichen allgemeinen Krankenhäusern und den 
Poor Law Infirmaries überlassen. Einige Gemeinden benutzen leere Ab¬ 
teilungen von Fieberspitälern zur Behandlung einer gewissen Zahl von 
Tuberkulösen; andere subventionieren existierende Sanatorien, und noch 
weniger besitzen Munizipalsanatorien. Auf die Maßnahmen gegen die Krank¬ 
heit ist gegenwärtig die allgemeine Aufmerksamkeit gerichtet und die öffent¬ 
liche Meinung so sehr erzogen, daß man hoffen darf, daß die Krankheit noch 
schneller abnehmen wird als bisher. 

Seit obiges geschrieben war, hat das englische Local Government Board 
(ermächtigt durch Abschnitt 130 des Gesundheitsgesetzes von 1875 und 
1896, welche bestimmen, daß Verordnungen erlassen, geändert und zurück¬ 
genommen werden dürfen bezüglich der Behandlung von Personen, die an einer 
endemischen oder ansteckenden Krankheit leiden und bezüglich Verhinderung 
der Verbreitung der Krankheit) eine Verordnung erlassen, welche die Lungen¬ 
tuberkulose für praktische und Schulärzte anzeigepflichtig macht. Diese Ver¬ 
ordnungen sind zu zitieren: Public health (Tuberkulosis) regulations 1911. 

Nach Empfang der Anzeige, gemäß dieser oder der Poor law regulations 
oder der Hospital regulations, soll der beamtete Arzt oder einer seiner 
Untergebenen Untersuchungen anstellen und Maßnahmen treffen, die ihm 
nötig oder wünschenswert scheinen, um die Verbreitung der Krankheit zu 
verhindern und die Zustände zu bessern, die der Infektion günstig sind. Io 
England werden gegenwärtig in ausgedehntem Maße die Methoden nach¬ 
geahmt, die seit über 20 Jahren in Edinburgh ausgeführt werden. Der 
Hauptzweck des Edinburgh er Systems ist, selbst die allerersten Stadien auf- 
zufinden durch Untersuchung aller Mitglieder eines Haushaltes, in welchem 
ein Fall entdeckt worden ist. Patienten mit Brustbeschwerden suchen Rat 
in einem Tuberkulosedispensary. Ist die Diagnose sicher gestellt, so wird 
die Wohnung von einem Arzt besucht, der die anderen Insassen untersucht und 
Anordnungen erteilt über die Verhinderung der Infektion, hygienische Maß¬ 
nahmen usw. Die Behandlung des Kranken kann in der Wohnung aus¬ 
geführt werden, oder man schickt ihn in ein Sanatorium oder in ein Spital 
für fortgeschrittene Fälle, welche mit dem Dispensary verbunden sind. Gau* 
oder teilweise geheilte Patienten beschäftigen sich in einer Landkolonie unter 
ärztlicher Aufsicht mit ländlicher Tätigkeit, bevor sie zu ihrem Berufe 
zurückkehren. Die Sterblichkeit an Tuberkulose ist in Edinburgh in den 
letzten 10 Jahren (1901 bis 1910) um über 46 Proz. gefallen. 
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Dispensaries existieren jetzt in vielen größeren Städten und in manchen 
wird ein ausgedehnter Gebrauch von Tuberkulin bei der Behandlung der 
Krankheit gemacht. 

Leichenhäuser und Leichen. Das Gesundheitsgesetz von 1876 be? 
stimmt, daß jede Ortsbehörde ein Leichenhaus vorsehen darf und auf Er¬ 
suchen des Local Government Board vorsehen muß. Dasselbe Gesetz er¬ 
mächtigt die Gerichte, zu befehlen, daß eine Leiche in ein Leichenhaus 
gebracht werden muß, wenn sie a) nach Zeugnis eines praktischen Arztes 
in einem solchen Zustande ist, daß sie eine Gesundheitsgefahr für die Be¬ 
wohner des Hauses bietet; b) wenn die Leiche einer Person, die an einer 
ansteckenden Krankheit gestorben ist, in einem Raume liegt, wo Menschen 
wohnen oder schlafen. Weitere Vollmachten gibt, wie bereits erwähnt, das 
Gesetz zur Verhütung der Infektionskrankheiten von 1890. ‘ 

Jeder Todesfall muß innerhalb von fünf Tagen registriert werden. Der 
behandelnde Arzt gibt den Angehörigen ein Zeugnis über die Todesursache 
und dieses wird zum Standesamt (Registrar of Deaths) gebracht. Durch 
die Registration Act von 1836 ist das Land geteilt in statistische Distrikte, 
jeder davon in Subdistrikte. Jeder ländliche und städtische Distrikt hat 
einen Registrar (Standesbeamten), unter diesem stehen Local Registrars. 
Diese Beamten erhalten ihren Gehalt vom Armenamt. Jeder der drei Teile 
der Britischen Inseln hat einen Registrar General, der die Einläufe beurteilt 
und einen jährlichen Bericht herausgibt. Er hat die Pflicht, wöchentlich von 
den Todesfällen in einem Distrikt der Ortssanitätsbehörde Mitteilung zu 
machen und sofort von Todesfällen an ansteckenden Krankheiten und Diarrhöe. 

Ist der behandelnde Arzt im unklaren über die Todesursache, oder 
wurde kein Arzt beigezogen, so teilt der Registrar dies dem Leichenbeschauer 
(coroner) mit, welcher entscheidet, ob eine Untersuchung notwendig ist. 

Der Coroner ist bei Grafschaften vom Grafschaftsrat angestellt, in 
größeren Städten vom Munizipalrat. Er ist Mitglied des Ärzte- oder Juristen- 
standes. Der Coroner entscheidet, ob eine Untersuchung, besonders eine 
Sektion, nötig ist. Der Coroner hat dabei den Vorsitz, faßt das Ergebnis 
zusammen und eine Jury von 12 Männern entscheidet. Ist der Tod aus 
anderen als natürlichen Ursachen eingetreten f so wird, wenn nötig, ein Ver¬ 
fahren vor einem höheren Gerichtshof eingeleitet. Auf den Britischen Inseln 
ist die Erdbestattung vorwiegend, doch wurden in den letzteren Jahren 
Krematorien in verschiedenen größeren Städten errichtet und die Feuer¬ 
bestattung kommt mehr und mehr in Gebrauch. 

Städtische und ländliche Behörden dürfen Friedhöfe für ihre Distrikte 
einrichten und müssen es auf Aufforderung des Local Government Board 
tun. Durch das Gesetz betreffs Feuerbestattung von 1902 haben die Be¬ 
hörden Vollmacht, Krematorien zu errichten und zu unterhalten. Lage und 
Plan derselben muß vom Local Government Board gebilligt sein, und die mit 
dar Bestattung betraute Behörde muß dem Staatssekretariat bezeugen, daß 
es vollständig in Übereinstimmung mit den Plänen gebaut und eingerichtet 
ist Der Staatssekretär macht Verordnungen über die Unterhaltung und 
Inspektion der Krematorien, bestimmt, in welchen Fällen und unter welchen 
Bedingungen Feuerbestattung vorgenommen werden darf, leitet die Unter¬ 
bringung oder Bestattung der Asche und schreibt die Formulare für die 
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Zeugnisse und Erklärungen vor, die vorhanden sein müssen, bevor die Ein¬ 
äscherung stattfinden darf. 

Gesetze zum Schutze von Frauen und Kindern. Hier sollen die 
hauptsächlichen Bestimmungen folgender Gesetze wiedergegeben werden: 
Hebammengesetz von 1902; Meldung der Geburten von 1907; Impfgeeetz; 
Kindergesetz von 1908; Gesetz betreffs Verwaltungsmaßnahmen von 1907. 
Die Tatsache, daß die meisten dieser Gesetze neuesten Datums sind, be¬ 
weisen das neuerwachte Interesse für das kindliche Leben. 

Zweck des Hebammengesetzes von 1902 ist die bessere Ausbildung der 
Hebammen und die Ordnung ihrer Praxis. Es wurde ein zentrales Hebammen¬ 
amt (Central midwives Board) eingerichtet, das aus neun Mitgliedern besteht, 
von denen vier Ärzte sind, mit folgenden Pflichten: Regeln aufzuBtellen über 
die Erteilung von Zeugnissen, die Ausbildungskurse, die Prüfungen, die 
Praxis, sowie deren Suspension und die Streichung des Namens aus der Liste. 
Die Räte der Grafschaftsflecken und die Grafschaftsräte sind eingesetzt als 
überwachende Behörde; letzteren ist gestattet, ihre Vollmachten auf jeden 
Distrikt der Grafschaft auszudehnen. Das Gesetz hat erreicht, daß keine 
Frau gewohnheitsmäßig oder für Entgelt Frauen bei der Geburt ohne Leitung 
eines praktischen Arztes wartet, außer wenn sie ein Zeugnis hat, und Zeug¬ 
nisse bedeuten eventuell, daß sie eine genügende Kenntnis ihrer Kunst besitzt. 

Die Regeln des Hebammenamtes schreiben u. a. vor: 

1. Peinliche Reinlichkeit von seiten der Hebamme. 

2. Auskochen der Instrumente usw. 

3. Gründliche Desinfektion ihrer Instrumente, Kleidung und Person nach 
Wartung eines septischen Falles. 

4. Beiziehung ärztlicher Hilfe, wenn die Patientin während Schwanger¬ 
schaft oder Geburt gewisse Symptome zeigt, oder wenn das Kind eine Abnormi¬ 
tät auf weist, oder eine, wenn auch nur geringe Entzündung der Augen, emit- 
hafte Eruptionen der Haut oder Entzündung des Nabels. 

Durch das Gesetz betreffs Meldung der Geburten muß der Vater 
oder die Mutter dem Standesbeamten innerhalb 42 Tage von der Geburt 
Mitteilung machen. Das Gesetz bezieht sich nicht auf Totgeburten. 

Das Gesetz von 1907 sollte die Kindersterblichkeit vermindern. Es ist 
ein Adoptivgesetz, nach dem die Geburt jedes Kindes, das nach der 28. Woche 
der Schwangerschaft geboren ist, ob lebend oder tot, der Sanitätsbehörde 
innerhalb 48 Stunden gemeldet werden muß. Nach Empfang der Nachricht 
wird das Haus von einer Health visitor besucht, d. h. einer Frau, welche 
infolge einer Spezialausbildung imstande ist, die Mutter in allen Angelegen¬ 
heiten zu belehren, welche ihre und des Kindes Pflege betreffen; zur selben 
Zeit können unhygienische Zustände erkannt und wenn möglich gebessert 
werden. 

Impfung. Die neuere Gesetzgebung hat das Gesetz betreffs Zwangt- 
impfung geändert, mit dem Resultat, daß gegenwärtig in England eine große 
Zahl ungeimpfter Kinder auf wächst. Dies kommt davon, daß die gegen¬ 
wärtige Generation die schreckliche Natur der Pocken nicht mehr kennt und 
daß die Anstrengungen der Impfgegner und Antivivisektionisten ihre Wir¬ 
kung ausgeübt haben. Man muß sich darüber wundern, daß dies in Jenners 
Geburtsland eintreten konnte. Obwohl die Impfung ein Teil der präventiven 
Medizin ist, steht sie nicht unter der Aufsicht der Sanitätsbehörde, sondern 
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unter der des Armenamtes, öffentliche Impfärzte werden von jedem Amt 
in den verschiedenen Distrikten angestellt! und ein Vaccinationsbeamter be¬ 
sucht die Häuser der Eltern, um die Impfung ihrer Kinder vorzunehmen. 

Der öffentliche Impfarzt maß approbierter Arzt sein und Spezialaus¬ 
bildung haben. Er muß in dem Impfregister Name, Alter und Wohnung 
jedes Kindes ein tragen, ferner Datum der Impfung, Herkunft der Lymphe 
und Ergebnis. Glyzerinisierte Kalbßlymphe oder solche andere Lymphe, wie 
sie vom Local Government Board verordnet wird, ist zu gebrauchen. Das 
Armenamt bezahlt für jeden Fall ein Honorar. Das Local Government 
Board überwacht durch seine medizinischen Inspektoren die Arbeit des 
Armenamte8, der öffentlichen Impfärzte und Yaccinationsbeamten und kann 
Belohnungen gewähren, wo die Arbeit zur Zufriedenheit ausgefallen ist. 

Das Impfgesetz von 1867 forderte, daß ein Kind im allgemeinen in einen 
Impfraum innerhalb drei Monate nach der Geburt gebracht und geimpft 
werden soll; Unterlassung von seiten der Eltern macht sie strafbar. Durch 
das Gesetz von 1898 wird ein Zeitraum von sechs Monaten statt von drei 
Monaten gesetzt, und der Impfarzt muß die Wohnung aufsuchen, wenn es 
der Vater oder Vormund verlangt. Diese letzte Bestimmung richtet sich 
dagegen, daß eine Ansammlung kleiner Kinder und ihrer Mütter in dem 
Wartezimmer stattfindet und setzt die Infektionsgefahr herab. 

Das Gesetz bestimmt, daß kein Vater oder Vormund gestraft werden 
soll, wenn er innerhalb vier Monaten nach der Geburt des Kindes vor zwei 
Richtern oder einem besoldeten Beamten die Erklärung abgibt, daß er nach 
bestem Wissen und Gewissen glaubt, daß die Impfung der Gesundheit des 
Kindes abträglich ist und innerhalb sieben Tagen danach dem Impfbeamten 
ein Zeugnis dieser Richter oder Beamten über die Abgabe der Erklärung 
einliefert. 

Das Gesetz wurde 1907 noch ergänzt: Jetzt darf kein Vater oder 
andere Person bestraft werden, wenn er innerhalb vier Monaten nach der 
Geburt des Sandes eine eidesstattliche Erklärung abgibt, daß er nach bestem 
Wissen und Gewissen glaubt, daß die Impfung der Gesundheit des Kindes 
abträglich ist und innerhalb sieben Tagen danach dem Impfbeamten des 
Distriktes die Erklärung abliefert oder durch die Post sendet. 

Die ärztliche Untersuchung der Schulkinder, welche Elementar¬ 
oder Boardschulen besuchen, ist durch das Erziehungsgesetz [Education 
(Administrative Proyisions) Act] von 1907 vorgesehen. Das Erziehungsamt 
ist die Aufsichtsbehörde für die örtlichen Erziehungskomitees. Die meisten 
Mitglieder werden von den Räten aus ihrer Mitte, die übrigen auf Vorschlag 
anderer Körperschaften angestellt. Einige Mitglieder müssen Frauen sein. 
In der Regel ist ein Assistent des beamteten Arztes Schularzt (School Medical 
Inspector), so daß keine Trennung zwischen Schulhygiene und der übrigen 
Hygiene vorhanden ist. Die Kinder werden während des Schulbesuches drei¬ 
mal untersucht: zuerst beim Eintritt, dann im dritten Jahr, dann etwa im 
sechsten Jahre oder am Ende. Die Eltern werden auf jeden körperlichen 
Mangel aufmerksam gemacht und ihnen die Behandlung durch einen prak¬ 
tischen Arzt oder im Krankenhaus empfohlen. Der Schularzt behandelt nicht, 
er verschreibt nur Augengläser. Bei Ungeziefer werden den Eltern Mittel 
zur Beseitigung empfohlen. 
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Das Erziehungsgesetz von 1906 betreffs Fürsorge für Ernährung er¬ 
mächtigt die Erziehungsbehörden, wo nötig, den Schulkindern Mahlzeiten 
zu verabreichen, und wenn es möglich ist, die Kosten von den Eltern ein¬ 
zuziehen. 

Durch das Erziehungsgesetz von 1899 sind die Erziehungsbehörden 
ermächtigt, aber nioht gezwungen, 1. in den Schulen Sonderklassen für geistig 
defekte Bänder einzurichten; 2. sie in Häuser nahe bei Sonderklassen oder 
-schulen in Pflege zu geben; 3. besondere Tagesschulen oder solche mit Ver¬ 
pflegung für sie einzurichten. Für epileptisohe Kinder sind nur letztere 
gestattet. 

Das Kindergesetz von 1908 beabsichtigt, die Gesetzgebung zu ver¬ 
bessern, welche den Schutz von Kindern und Jugendlichen, von Fortbildungs- 
und Industrieschülern, ferner jugendliche Verbrecher betrifft. Im Gesetze 
bedeutet „Kind u eine Person unter 14 Jahren und „Jugendlicher“ eine solche 
von 14 bis 16 Jahren. 

Die Ortsbehörde für seine Ausführung ist in London der Grafschaftsrat, 
anderswo das Armenamt. 

Das Gesetz zerfällt in sechs Teile: 

Teil I handelt vom Schutz des kindlichen Lebens. Wer gegen Entgelt 
ein oder mehrere Kinder in Pflege nimmt, muß der Ortsbehörde Mitteilung 
machen, welche darauf zu sehen hat, daß in der Wohnung nichts ist, was 
dem Kinde körperlichen oder moralischen Schaden bringen könnte. 

Teil II handelt von der Verhütung von Grausamkeiten gegen Kinder 
und Jugendliche. Strafen werden angeordnet, wo Bänder in der Trunken¬ 
heit oder fahrlässig im Bett erstickt, oder tödlich verbrannt werden. Ebenso 
ist es strafbar, Kinder oder Jugendliche zum Betteln anzuleiten, ihnen den 
Aufenthalt in einem Bordell zu gestatten und die Verführung eines Mädchens 
unter 16 Jahren zu verursachen oder zu begünstigen. Kinder oder Jugend¬ 
liche, die solchen Gefahren ausgesetzt sind, dürfen auf Kosten der Eltern 
an einen sicheren Platz gebracht werden. 

Teil III handelt vom Rauchen der Jugendlichen und bestimmt eine Strafe 
für das Verkaufen von Zigaretten an sie. Schutzmänner oder Parkwächter 
dürfen Zigaretten bei ihnen konfiszieren. 

Teil IV handelt von der Inspektion, dem Betriebe und der Ausstellung 
von Zeugnissen durch Fortbildungs- und Industrieschulen. 

Teil V handelt von der Bestrafung jugendlicher Verbrecher. 

Teil VI: Eine Person, welche geistige Getränke einem Kinde außer in 
Krankheit gibt, oder ein Wirt, der erlaubt, daß ein Kind in einer konzes¬ 
sionierten Wirtschaft außer in der Zeit, wo sie geschlossen ist, sich aufhält, 
verfallt einer Geldstrafe. 

Dieser Teil enthält auch einen wichtigen Abschnitt über Ungeziefer. 
Er ordnet die Untersuchung der Person und der Kleidung der Schulkinder 
durch einen Arzt der Erziehungsbehörde an. Findet er Ungeziefer oder eine 
schmutzige und übelriechende Beschaffenheit, so kann die Behörde dem Vater 
oder Vormund Mitteilung machen mit dem Ersuchen, das Kind oder seine 
Kleidung binnen 24 Stunden zu reinigen. Tut er es nicht, so kann das 
Kind in für diesen Zweck bestimmte Räume gebracht und dort gereinigt 
werden. Durch das Gesetz betreffs Reinigung von Personen (1897) haben 
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die Ortsbehörden Vollmacht, solche Räume einzurichten, und die Erziehungs¬ 
behörden dürfen mit ihnen ein Abkommen über die Benutzung treffen. Eine 
Geldstrafe trifft den Vater oder Vormund, der ein von der Erziehungbehörde 
gereinigtes Kind wieder in schmutzige Verfassung fallen läßt. 

Fabrik- und Werkstättengesetz. Beim Verlassen der Schule tritt 
die Berufshygiene an Stehe der Schulhygiene. Das Fabrik- und Werkstätten¬ 
gesetz von 1901 faßt die früheren zusammen und beabsichtigt, die Industrien 
unter möglichst hygienische Bedingungen zu bringen. 

Gewerbeinspektion existiert in England seit 1833, und die Aufsicht steht 
dem Ministerium des Innern, nicht dem Local Government Board zu. Unter 
dem Staatssekretär steht der Chief Inspector of Factories mit dem Sitz in 
London. In allen Industriebezirken vön Großbritannien und Irland sind 
vom Ministerium des Innern angestellte Fabrikinspektoren; sie üben ihre 
Tätigkeit aus unter Superintendent Inspectors; über diesen steht der Chief 
.Inspector. Auf diese Weise ist die Fabrikinspektion zentralisiert. Durch 
das Fabrik- und Werkstättengesetz sind mit der Aufsicht über die Fabriken 
meist die Fabrikinspektoren, mit der über die Werkstätten die Ortsbehörden 
betraut. In dem Gesetze werden unter Fabriken verstanden 1. alle Orte, 
in denen bei der Anfertigung mechanische Kraft gebraucht, wird; 2. gewisse 
Industrien, gleichgültig ob dies der Fall ist oder nicht. Letztere sind meist 
solche, in denen Staub oder schädliche Dämpfe oder Gase entstehen. Pläne 
neuer Fabriken müssen wie die aller anderen Gebäude der Ortsbehörde zur 
Billigung übersandt werden. Dabei wird besonders darauf gesehen, daß die 
Grundmauern, Decken und Wände so sind, daß sie schwere Maschinen tragen 
können. Ferner ist es Pflicht der Ortsbehörde, auf Vorkehrungen gegen 
Feuersgefahr zu achten und darauf zu sehen, daß Mißstände, die unter das 
Gesundbeitsgesetz fallen, abgestellt werden, wenn vom Fabrikinspektor auf¬ 
merksam gemacht wird. In anderen sanitären Beziehungen liegt die Aus¬ 
führung des Gesetzes beim Fabrikinspektor. Bei der Fabrik- und Werk¬ 
stättenhygiene kommen zu den gewöhnlichen hygienischen Maßnahmen noch 
die mit Rücksicht auf den Fabrikationsprozeß notwendigen. Auf Reinlich¬ 
keit, einschließlich Kalkung der Wände, wird gedrängt. Mindestens 250 Fuß 8 
(7,08 cbm) Luftraum werden gefordert, und während der Überstunden 
400 Fuß 3 (11,3 cbm) für Frauen. Die Ventilation muß in jedem Raume 
wirksam sein, und die vom Ministerium des Innern festgesetzten Maximal¬ 
zahlen dürfen nicht überschritten werden. Die Grenze beträgt z. B. in Baum¬ 
wollspinnereien 0,9 Promille Kohlensäure, und 600 Fuß 8 Frischluft pro Kopf 
und Stunde müssen in anderen bei Feuchtigkeit spinnenden Fabriken zu¬ 
geführt werden. Dämpfe, Gase usw. werden meist abgesaugt. In jeder 
Fabrik oder Werkstatt, wo Blei, Arsen oder andere Gifte verwendet werden, 
müssen Wasch vorricht ungen vorhanden sein; die Arbeiter dürfen ihre Mahl¬ 
zeiten nicht in solchen Räumen einnehmen. 

Nach dem Gesetze muß jeder praktische Arzt, der einen Patienten be¬ 
handelt oder zu ihm gerufen wird wegen Phosphor-, Arsen- oder Quecksilber¬ 
vergiftung oder industriellem Milzbrand, an den Chief Inspector in London 
eine Meldung mit Name, Adresse und Krankheit des Patienten schicken. 
In Zukunft werden wenig Phosphorvergiftungen Vorkommen, da das Phosphor¬ 
gesetz von 1908 bestimmt, daß niemand weißen Phosphor bei der Anfertigung 
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von Zündhölzern verwenden oder solche Zündhölzer verkaufen oder impor¬ 
tieren darf. — Zur Verhütung von Unfällen müssen alle Triebwerke durch 
Gitter geschützt und die Maschinen selbst so geschützt sein, wie der 
Fabrikinspektor verlangt. Kinder dürfen nicht eine im Betrieb befindliche 
Maschine reinigen; Frauen und Jugendliche dürfen keine Triebwerke 
reinigen. 

Temperatur und Feuchtigkeit. Die Luft in jedem Arheitsraum 
muß auf einer zusagenden Temperatur gehalten werden, und zwar nimmt 
man 60° F (16° C) für sitzende Beschäftigung und eine niedrigere Temperatur 
für Handarbeit. Es ist schwierig, ein Maximum anzugeben, da manche 
Industrien eine hohe Temperatur und hohe Feuchtigkeit verlangen, besonders 
die Textilindustrie. Wo hier Feuchtigkeit künstlich produziert wird, müssen 
Hygrometer (nasses und trockenes Thermometer) aufgehängt und zwei- bis 
dreimal täglich abgelesen werden. In Baumwollfabriken ist als Höchstgrenze 
festgesetzt: 88Proz. bei 59 bis 70°F (15,5 bis 21°C); dann abnehmend auf 
77,5 Proz. hei 80° F (26,5°C); 69 Proz. bei 90°F (32°C) und 64 Proz. 
bei 100° F (37° C). Bei gewissen Prozessen in der Textilindustrie ist übrigens 
ein Unterschied von 2° zwischen nassem und trockenem Thermometer bei 
allen Temperaturen gestattet. 

Ganz kürzlich hat das vom Sekretariat des Innern eingesetzte Komitee 
seinen zweiten Bericht über die Feuchtigkeit und Ventilation in Baumwoll¬ 
spinnereien herausgegeben. Unter den wichtigen Empfehlungen befindet 
sich die, daß das erwähnte Schema verbessert werden soll durch Ausschaltung 
aller Arbeitsgelegenheiten, bei denen die Temperatur des feuchten Thermo¬ 
meters eine vom Staatssekretariat festzusetzende Temperatur überschreitet 
[wie wir dem Berichte entnehmen, wird dies vermutlich 75°F (24°C) sein], 
und aller Temperaturen unter 50° F (10° C) am trockenen Thermometer; nur 
ist es gestattet, während der ersten halben Stunde der ersten Arbeitsperiode 
künstliche Feuchtigkeit in einen Raum einzuführen, in welchem das trockene 
Thermometer weniger als 50°F zeigt, falls eine Differenz von nicht weniger 
als 2° zwischen nassem und trockenem Thermometer erhalten werden soll, 
und daß zwischen den Grenzen die geringste Differenz zwischen nassem und 
trockenem Thermometer nach dem vierten Schema des Fabrikgesetzes von 
1901 festgesetzt bleiben soll. 

In Werkstätten, in welchen Frauen beschäftigt werden und in welchen 
die Fußböden naß werden, muß für Abfluß des Wassers gesorgt sein. 

Andere hygienische Maßnahmen. Jede Fabrik und Werkstatt 
muß besondere Vorrichtungen für die Arbeiter haben. Das Gesetz ermächtigt 
den Staatssekretär, entsprechende Verordnungen zu erlassen. 1903 wurde 
die Sanitary Accommodation Order herausgegeben. Sie bestimmt vor allem, 
daß ein Abort für je 25 Frauen und einer für je 25 Männer vorhanden sein 
muß. Wo mehr als 100 Männer beschäftigt werden und genügend Pissoire 
vorhanden sind, genügt ein Abort für je 25 der ersten 100 und einer für 
je 40 der folgenden. Wo die Zahl der beschäftigten Männer 500 übersteigt 
und der Distrikts-Gewerbeinspektor bescheinigt, daß genügend Aufsicht über 
die Aborte durch eigens dazu angestellte Leute ausgeübt wird, genügt ein 
Abort für je 60 Männer. Ferner sind Vorschriften über Ventilation, Be¬ 
leuchtung, Zugang und Reinlichkeit in den Aborten getroffen. 
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Heimarbeit. Einige Abschnitte des Gesetzes geben der Sanitätsbehörde 
wichtige Vollmachten betreffs der Heimarbeit. Wer Heimarbeiter in gewissen 
Berufen, besonders bei Anfertigung von Kleidern und Möbeln beschäftigt, 
hat der Sanitätsbehörde zweimal jährlich eine Liste mit den Namen und 
Adressen derselben zu übermitteln. Wird ihm von der Sanitätsbehörde mit¬ 
geteilt, daß der Platz, wo die Heimarbeit ausgeführt wird, für den Arbeiter 
schädlich ist, so muß er binnen eines Monats aufhören, dort arbeiten zu 
lassen. Kein Arbeitgeber darf bei Strafe wissentlich Arbeite material für 
Kleidung in ein Haus abgeben, wo ein Fall von Pocken oder Scharlach ist. 
Leidet ein Bewohner des Hauses eines Heimarbeiters an einer anzeige¬ 
pflichtigen Krankheit, so kann die Sanitätsbehörde verbieten, daß dorthin 
Arbeit gegeben wird; dies bezieht sich besonders auf Anfertigung, Aus¬ 
besserung und Reinigung von Kleidungsstücken. 

Einer der wichtigsten Teile des Gesetzes ist der, welcher das Alter be¬ 
stimmt, in dem Kinder in Fabriken oder Werkstätten eintreten können, und 
die Dauer ihrer Arbeitszeit. 

Das Ministerium des Innern stellt Fabrikärzte (Certifying Factory Sur- 
geons) an, welche die Personen unter 16 Jahren zu untersuchen haben. 
Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken oder Werkstätten nicht an¬ 
gestellt werden. Über 12 Jahren dürfen sie einen halben Tag in der Fabrik 
arbeiten und müssen während des anderen halben Tages die Schule besuchen. 
Unter den Jugendlichen von 14 bis 18 Jahren dürfen solche mit voller 
Arbeitszeit ausgesucht werden. — Frauen dürfen nicht innerhalb vier Wochen 
nach der Geburt beschäftigt werden. 

Die Arbeitszeit beträgt für Frauen und Jugendliche in Textilfabriken 
gewöhnlich 12 Stunden (6 bis 6 oder 7 bis 7 Uhr) mit 2 Stunden Pausen 
für die Mahlzeiten, und am Samstag 6 Stunden (6 bis 12 oder 7 bis 1) mit 
1 ' 2 Stunde oder 6 bis l2 l / 2 mit 1 Stunde Pause, oder wöchentlich im ganzen 
55 1 /* Stunden. In anderen Fabriken, Werkstätten und Wäschereien darf 
die Arbeitszeit bis 60 Stunden betragen. Sonntagsarbeit ist verboten; außer¬ 
dem sind bis zu 6 Feiertagen pro Jahr vorgeschrieben. — Keine der er¬ 
wähnten Anordnungen betrifft Männer über 18 Jahren. 

Nach den Shop Hours Acts darf kein Jugendlicher im Betriebe eines 
Ladengeschäftes länger als 74 Stunden pro Woche einschließlich der Mahl¬ 
zeiten beschäftigt werden. 

Infolge des Fabrikgesetzes wird jeder tödliche Unfall sorgfältig unter¬ 
sucht und die Umstände bei jedem Todesfall in einem für gesundheitsschäd¬ 
lich geltenden Betriebe geprüft, so daß für die Zukunft Maßnahmen getroffen 
werden können. Manche Betriebe sind als ungesund verzeichnet und nur 
nach bestimmten Verordnungen gestattet. Das Gesetz betreffs Entschädigung 
von Arbeitern von 1906 macht es dem Geschäftsinhaber zur Pflicht, Arbeiter 
bzw. ihre Hinterbliebenen für Unfälle zu entschädigen, und ist ein großer 
Ansporn für die Gewerbehygiene geworden. Unter „Arbeiter“ wird ver¬ 
standen eine Person, die in einem Betrieb mit Arbeite- oder Lehrlings¬ 
kontrakt eintritt, sei es Handarbeit, Bureauarbeit oder sonstige. Gewisse 
Personen stehen außerhalb des Gesetzes, z.B. Schutzmänner, Personen im 
Marine- oder Militärdienst, geistige Arbeiter, deren Besoldung über 250 £ 
jährlich beträgt. 

22 * 
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Ein Arbeiter ist entschädigungsberechtigt, wenn er durch eine 
Krankheit arbeitsunfähig wird, die er sich im und durch den Betrieb zn- 
gezogen hat. Folgende sind besonders genannt: Vergiftungen mit Nitro- und 
Amidoderivaten des Benzols und die Folgezustände; Schwefelkohlenstoff und 
die Folgezustände; nitrosen Dämpfen und die Folgezustände; Nickelcarbonyl 
und Folgezustände; Arsen und Blei und die Folgezustände; Geschwüre durch 
Chrom, Staub, ätzende Flüssigkeiten und ihre Folgen; Hautkrebs oder Haut¬ 
geschwüre oder Cornealgeschwüre durch Pech, Teer oder Präparate daraus; 
Kaminkehrerkrebs, Nystagmus, Drüsen, Caissonkrankheit und die Folgen; 
spezifische Krankheiten der Kohlenbergwerksarbeiter an Hand, Knie, Ell¬ 
bogen, Handgelenk und Sehnenscheiden. 

Landesversicherungsgesetz von 1911. Diese Arbeit würde un¬ 
vollständig sein ohne Besprechung des Landesversicherungsgesetzes, welches 
die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit und die Verhütung und Behandlung 
von Krankheit vorsieht. Die Berichte der Majorität und Minorität der Kgl. 
Kommission über Armengesetze hat die Aufmerksamkeit auf die gänzlich un¬ 
zureichende Behandlung und Verhütung der Krankheiten unter den Arbeiter¬ 
klassen gerichtet; und zur Verbesserung dieses ungesunden Zustandes wurde 
das Landesversicherungsgesetz gegeben. Durch das Altersversicherungsgesetz 
hat die Regierung eine Pensionierung aller Einheimischen von über 70 Jahreu 
unternommen und bezahlt ihnen 5 sh pro Woche. Die Gelder werden auf¬ 
gebracht vom Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer und dem Staate. Mit gewissen 
Ausnahmen unterliegt der Versicherung jeder, der ein geringeres Einkommen 
als 160£ pro Jahr hat. Der Beitrag für Arbeitnehmer beträgt für Männer 
4d, für Frauen 3d pro Woche, die vom Lohne abgezogen werden; der 
Arbeitgeber steuert pro Woche 3 d für beide Geschlechter bei. Der Staats¬ 
beitrag ist % der Pension bei Männern, 1 / 4 bei Frauen. 

Es ist vorgeschlagen, daß unter besonderen Sicherheitsmaßregeln die 
Verwaltung des Fonds gemeinnützigen Gesellschaften und Gewerkschaften 
überlassen wird, die bereits bestehen oder nach dem Gesetz gegründet werden, 
falls ihre Statuten usw. so sind, daß die Gesellschaften die Billigung der Ver- 
sicherungskommission finden. Da jedes Defizit, welches durch Simulieren 
hervorgerufen wird, von Mitgliedern der betreffenden Gesellschaft in Bei¬ 
tragserhöhungen oder Verminderung von Beihilfen getragen wird und nicht 
vom Staat oder dem Arbeitgeber, so ist aller Anlaß zur Sparsamkeit vor¬ 
handen. 

Die Beihilfen (Benefits) sind: a) Ärztliche Beihilfe: Lebenslängliche Be¬ 
handlung und Pflege der versicherten Personen und Sorge für Arzneien und 
ärztliche Hilfeleistungen, b) Sanatoriumsbeihilfe: Behandlung in Sanatorien 
oder anderen Anstalten oder sonstwie bei Erkrankung an Tuberkulose oder 
solchen anderen Krankheiten, welche das Local Government Board mit Zu¬ 
stimmung des Schatzamtes bestimmt; der Staat hat 1 l / 8 Millionen £ zur Er¬ 
richtung von Sanatorien ausgesetzt, c) Krankheitsbeihilfe: Gewöhnlich 10sh 
(Frauen 7^ sh) pro Woche für 26 Wochen vom vierten Tage der Krankheit 
an. d) Invaliditätsbeihilfe: Gewöhnlich 5 sh, eine Woche nach Aufhören der 
Krankenbeihilfe, so lange, als die Invalidität dauert, e) Mutterschaftsbeihilfe: 
30 sh bei Entbindung einer versicherten Person, oder der Frau einer solchen, 
f) Besondere Beihilfen: Je nach dem Vermögen der betreffenden Gesellschaft. 
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Verwaltung: Der Plan für die Verwaltung nimmt als Einheit die 
Grafschaft« Für jede Grafschaft und jeden Grafschaftsflecken wird ein Ver¬ 
sicherungskomitee ernannt mit ausgedehnten Vollmachten innerhalb der 
Grenzen, die durch die Vorschriften des Versicherungsamtes (Board of Insu¬ 
rance Commissioners) gezogen sind« Sie sind diesen in etwa der gleichen 
Weise untergeordnet, wie die Ortsbehörden bei der Ausführung der Medizinal¬ 
gesetze dem Local Government Board. 

Für England, Wales, Schottland und Irland bestehen getrennte Ver¬ 
sicherungsämter. Die Zahl ihrer Mitglieder ist klein (4 bis 5); eine Frau 
und ein Arzt muH sich unter ihnen befinden. 

Das Versicherungsamt ernennt eine Zentral-Beratungskommission, die 
ihm bei dem Erlaß und der Änderung von Verordnungen beisteht. Diese 
Kommission besteht aus Vertretern der Arbeitgeber und anerkannter Gesell¬ 
schaften; aus approbierten Ärzten., die Erfahrungen in der Ausübung der 
Praxis besitzen, und aus anderen Personen, einschließlich mindestens zwei 
Frauen, deren eine geprüfte Hebamme sein muß. 

Außerdem wurde ein Joint Committee von den Versicherungsämtern 
erwählt, das hauptsächlich den Rechnungsausgleich zwischen den Landes- 
versicherungsämtem unter sich hat; ferner erläßt es Verordnungen über die 
Einschätzung der Gesellschaften, die Mitglieder in England, Schottland, Ir¬ 
land und Wales haben, und handelt nach anderen Vollmachten, die ihm nach 
vom Schatzamt zu erlassenden Verordnungen zustehen. 

Die Grafschafts- (oder Grafschaftsflecken^Versicherungskomitees sind 
gedacht als die Vertreter der verschiedenen Interessen: der Versicherten, der 
Grafschaftsräte, der Ärzte und des Schatzamtes. Die Zahl der Komitee¬ 
mitglieder darf zwischen 40 und 80 betragen; die Versicherten haben eine 
Majorität über die übrigen im Verhältnis von 3:2. In einem Komitee von 
40 Personen müssen mindestens 4 Ärzte sein, in einem solchen von 60 5, 
in einem solchen von 80 6. 

Ärztliche und Sanatoriumsbeihilfen werden durch das Ortsversicherungs- 
komitee gewährt; Invaliditäts- und Mutterschaftsbeihilfen durch die an¬ 
erkannten Gesellschaften für ihre Mitglieder, durch das Ortsversicherungs¬ 
komitee in anderen Fällen. 

Die Interessen der Ärzte werden durch ihre Vertreter gewahrt, die im 
Versicherungsamt und den Ortsversicherungskomitees ihren Sitz haben, sowie 
durch die Tatsache, daß ärztliche Beihilfe durch das Komitee und nicht durch 
die Gesellschaften gewährt wird. Das Gesetz erkennt auch die Bildung einer 
Ärztekammer für jede Grafschaft oder Grafschaftsflecken an, da vom Orts¬ 
versicherungskomitee in allen Fällen um Rat zu fragen ist, die sich auf die 
Gewährung ärztlicher Beihilfe beziehen, einschließlich die Verträge mit Ärzten 
zur Behandlung und Verpflegung der Versicherten. — Einer der wichtigsten 
Abschnitte des Gesetzes ist der, welcher das Versicherungsamt ermächtigt, 
die vom Parlamente zur Deckung der Kosten der Sanatoriumsbehandlung 
ausgesetzten Summen ganz oder teilweise zum Zweck von Untersuchungen 
zurückzubehalten. 

Wissenschaftliche Institute. In England hat der Staat sehr wenig 
für Untersuchungen auf dem Gebiete der vorbeugenden Heilkunde getan. 
Das englische Local Government Board hat gewöhnlich große Summen wissen- 
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schaftlioben Arbeitern von Ruf überwiesen zur Untersuchung gewisser Pro¬ 
bleme, die yon besonderer Bedeutung für die Entstehung von Krankheiten 
sind. Solche Arbeiten wurden yon den damit Betrauten in den Laboratorien 
ihrer Institute ausgeführt, und die Ergebnisse in den jährlichen Berichten 
des Medical Officer of the Board veröffentlicht. Die verschiedenen Regierungen 
besitzen seit vielen Jahren Laboratorien, doch wurden dort meist laufende 
Arbeiten ausgeführt; erst seit kurzem sind bedeutende Untersuchungen ans 
ihnen hervorgegangen. 

Bevor ein Gesetz gegeben wird, bei dem eine genaue Kenntnis wissen¬ 
schaftlicher Materien nötig ist, sucht die Regierung die nötigen Informationen 
durch Einsetzung einer Kgl. Kommission zu erhalten. Unter den Kommissions- 
mitgliedern, die gewöhnlich sechs an der Zahl sind, befinden sich Männer, 
welche nach ihrer Ausbildung und Erfahrung imstande sind, den Gegenstand 
der Untersuchung zu beherrschen. Gegenwärtig tagen z. B. folgende Kgl. Kom¬ 
missionen: die über Abwasserbeseitigung (ernannt 1898); die über Tuber¬ 
kulose (ernannt 1901) und die über Gesundheit und Sicherheit der Berg¬ 
leute (ernannt 1906). Die Kommissionsmitglieder befragen Sachverständige, 
führen Experimente aus, geben von Zeit zu Zeit Berichte heraus und fassen 
in einem Schlußbericht ihre Empfehlungen zusammen. Auf ähnliche Weise, 
nämlich durch Untersuchungen von Departmental Committees, holen sich die 
Staatsdepartments A uskunft beim Erlaß von Verordnungen. Gegenwärtig stellt 
ein Departmental Committee des Local Government Board Untersuchungen an 
über die Klappen an Hausanschlüssen, während die Bleigefahr bei Anfertigung 
von Töpferwaren und Glas durch eine solche des Home Office geprüft wird. 

Das Local Government Board hat direkte Aufsicht über die Lymph- 
bereitungsanstalt, welche an die Impfärzte liefert. Das Metropolitan Water 
Board überwacht das Wasser, welches nach London geliefert wird, und läßt 
häufige Untersuchungen durch einen von ihm angestellten Director of Water 
Examinations ausführen. 

An den großen Lehranstalten (Hospitäler und Universitäten) werden in 
den ohemischen, pathologischen und hygienischen LaboratorienUntersuchungen 
auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege angestellt. Die meisten 
Universitäten haben eine Professur für Hygiene, doch ist ihr Inhaber meist 
beamteter Arzt der Stadt, in welcher die Universität liegt, und widmet seine 
Zeit mehr den Verwaltungsgeschäften als der Forschung. Nur wenige Uni¬ 
versitäten, wie die in Edinburgh und Manchester, haben ähnliche hygienische 
Institute wie die deutschen. 

In den Army and Navy Medical Schools wird viel auf dem Gebiete der 
Hygiene gearbeitet, und zahlreiche Mitglieder liefern wertvolle Beiträge be¬ 
sonders über Tropenkrankheiten. 

In London und Liverpool bestehen Schulen für Tropenmedizin mit fol¬ 
genden Bestimmungen: 1. Spezialärzte für Tropenkrankheiten auszubilden; 
2. Untersuchungen über Tropenkrankheiten anzustellen; 3. Schutzmaßnahmen 
gegen Krankheiten in den Tropen zu organisieren. Die Schulen senden 
von Zeit zu Zeit Expeditionen nach den Tropen, um die Krankheiten an Ort 
und Stelle zu studieren. 

Gelegentlich ernennt die Regierung Kommissionen zum Studium be¬ 
sonderer Krankheiten, z. B. Maltafieber und Pest. 
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Eine höchst wichtige Zentrale für Untersuchungen ist das Lister Institute 
of Preventive Medicine, welches 1891 gegründet wurde, mit der Absicht, in 
oder bei London ein Institut zu errichten zum Studium und zur Unter¬ 
suchung der besten Mittel zur Verhütung und Heilung der Infektionskrank¬ 
heiten der Menschen und Tiere und zur Einrichtung eines Ortes, wo diese 
Untersuchungen ausgeführt werden können. Das Institut ist eine Schule 
der Universität London in der medizinischen Fakultät, und seine Laboratorien 
bieten Gelegenheit für Untersuchungen auf dem Gebiete der Hygiene, Bak¬ 
teriologie, Biochemie, Protozoologie und Pathologie. Das Institut wurde ge¬ 
gründet und ausgestattet durch private Stiftungen. Das Royal Sanitary 
Institute und das Royal Institute of Public Health geben Kurse in Hygiene, 
halten Prüfungen ab und stellen Zeugnisse aus; ferner haben sie durch Ab¬ 
haltung von Kongressen und Ausstellungen und durch ihre Zeitschriften die 
Sanierung sehr gefördert, indem sie die öffentliche Meinung günstig beeinflußt 
haben. Fast alle größeren städtischen Zentren haben einen Bakteriologen 
in ihrer Medizinalverwaltung, oder haben Übereinkommen mit privaten oder 
Universitätslaboratorien getroffen, so daß die praktischen Ärzte und der be¬ 
amtete Arzt unentgeltlich eine bakteriologische Untersuchung, z. B. vonHala- 
membranen auf Diphtheriebazillen, tuberkulösem Sputum, Blut für dieWidal- 
sche Reaktion, erhalten können. 

Für praktische Ärzte, deren Sanitätsbehörden keinen Bakteriologen 
haben, machen private Laboratorien gegen eine geringe Vergütung solohe 
Untersuchungen. 

Medizinalstatistik. Der Fortschritt der Hygiene kann am besten 
studiert werden durch eine Betrachtung der Gesamtsterblichkeit und der an 
Tuberkulose und Typhus. 

Die Geburtenzahl hat in England wie in anderen europäischen Ländern 
abgenommen; 1876 betrug sie 36,3 Proz., 1908 nur noch 26,5. 

Die Sterblichkeit betrug 1861 bis 1865 21,4Proz.; 1901 bis 1905 war 
sie gefallen auf 16 Proz. und die Zahlen für die folgenden Jahre sind 15,4, 
15, 14,7, 14,5, 13,5 Proz. Verglichen mit der Sterblichkeit von 1861 bis 
1865 zeigt die von 1907 eine Abnahme von 30 Proz., und zwar 28 Proz. 
bei den Männern, 32 Proz. bei den Frauen. Im Laufe der 40 Jahre, welche 
1900 enden, fiel die korrigierte Sterblichkeitsziffer um etwa 15 Proz.; da¬ 
gegen zeigen die Todesfälle der Kinder unter einem Jahr keine dem¬ 
entsprechende Abnahme. Doch hat sich innerhalb der letzten Jahre auch 
hierin eine Abnahme gezeigt; z. B. war die Kindersterblichkeit 1910 um 
30 Proz. niedriger als 1901. In der Periode von 1897 bis 1906 betrug die 
Kindersterblichkeit pro 1000 Geburten 145, 1906 132, 1907 118, 1908 120, 
1909 106 und 1910 105. 

Die Zahl der Todesfälle au Typhus und Tuberkulose hat abgenommen, 
die an Krebs im letzten halben Jahrhundert ständig zugenommen. 1858 
betrug die Tuberkulosesterblichkeit in England und Wales 3,3 Proz.; 1808 
war sie auf 1,58 Proz. vermindert. 

In der folgenden Tafel ist die Sterblichkeit pro 1000 an Typhus, Lungen¬ 
schwindsucht und Krebs angegeben. 

Die Sterblichkeit an Typhus hat zwischen 1901 und 1910 um 68 Proz. 
abgenommen. 1910 verursachte diese Krankheit 1848 Todesfälle in England 
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und Wales; wäre die Sterblichkeit ebenso hoch gewesen wie zwischen 1871 
und 1880, so wären 11 800 Todesfälle daran erfolgt 

Der Bericht des beamteten Arztes des englischen Local Government 
Board für 1910 bis 1911 vergleicht graphisch die Gesamtsterblichkeit, und 
die an häufigeren Infektionskrankheiten im Jahre 1910 mit der von 1901. 
Hieraus ergibt sich, daß in dieser 10 jährigen Periode die Gesamtsterblichkeit 
um 20 Proz. abgenommen hat, die Säuglingssterblichkeit um 30 Proz., die 
an Typhus um 68 Proz., die an Scharlach und Diphtherie um je 54 Proa, 
die an Kindbettfieber um 30 Proz. und die an Keuchhusten um 24 Proz. 

Die Todesfälle an Masern zeigen große Schwankungen in der Periode, 
doch war die Zahl von 1910 um 24 Proz. niedriger als die von 1901, und 
in derselben Zeit nahm die Lungentuberkulose um 14 Proz., die an anderen 
tuberkulösen Krankheiten um 20 Proz. ab. 

Es mag schließlich von Interesse sein, ein Verzeichnis der englischen 
Zeitschriften und der verbreiteteren englischen Lehrbücher der Hygiene zu 
geben: 

Wöchentlich erscheinend: 

Sanitary Record and Journal of Municipal and Sanitary 


Engineering...(14/- per annum). 

The Medical Offleer.(12/6 » , ). 

Im »British Medical Journal* und im »The Lancet“ 
erscheinen ebenfalls häufig Artikel über öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege .(21/- and 25/- » . ). 

Zweimal monatlich: 

Journal of Tropical Medicine and Hygiene.(18/- » „ ). 

Monatlich: 

Journal of the Royal Army Medical Corps.(20/- » » ). 

Public Health.(18/- » » ). 

School Hygiene. (V® * » ). 

Journal of Royal Institute of Public Health.(21/- » , ). 

Journal of the Royal Sanitary Institute.(14/- „ •)• 

Vierteljährlich: 

Journal of Hygiene.(21/- „ , ). 

Parasitology.• . . . . (21/- » , ). 

Journal of Pathoiogy and Bacteriology.(21/- „ , ). 

J ährlich: 


Die »Reports of the Registrar-General“, »of the Medical Offleer of the Local 
Government Board“ und »of the Board of Education 41 . 

»Reports of Departmental Committees“ und »of Royal Commissions“, die 
Gegenstände der öffentlichen Gesundheitspflege behandeln, werden von Zeit 
zu Zeit herausgegeben. 

Bekanntere englische Lehrbücher der Hygiene. Bei der Abfassung dieser 
Arbeit habe ich besonders folgende wertvoll gefunden: 

Glaister, Text Book of Public Health (Livingstone). 

Notter & Firth, Hygiene (Longmans & Co.). 

McVail, Prevention of Infections Diseases (Macmillan). 

Oliver, Diseases of Occupation (Methuen). 

Parkes & Kenwood, Hygiene (Lewis). 

Palmberg, Public Health and its application (übersetzt von Newsholme) 
(Sonnenschein). Vergriffen. 

Robertson&Porter, Sanitary Law and Practice (Sanitary Publishing Co). 
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Säuglings- und Jugendfürsorge von Dr. med. Albert Uffen¬ 
heimer, Privatdozent an der Universität München. Leipzig, Quelle 
u. Meyer, 1910. Geb. 1,25 Jt. 

Das Büchlein erschien in der bekannten Sammlung „Wissenschaft und 
Bildung, Einzeldarstellungen aus allen Gebieten des Wissens 11 , herausgegeben 
von Privatdozent Dr. Paul Herre. Uffenheimer betrachtet die Fürsorge 
vom nationalökonomischen, medizinischen und juristischen Standpunkte aus. 
Er bringt zunächst die Säuglingsfürsorge und hier die Statistik der Säuglings¬ 
sterblichkeit und deren hauptsächlichste Gründe. Weitere Kapitel handeln 
vom Mutterschutz, von Mutterschaftsversicherungen, MutterschaftBkassen, 
ferner von der Pflege und natürlichen Ernährung des Säuglings und im 
Anschluß hieran von der unnatürlichen Ernährung des Säuglings und der 
Milchversorgung. Hierauf werden die Anstalten und Einrichtungen, die 
der Säuglingsfürsorge dienen, besprochen, sowie im folgenden Kapitel alle 
die unehelichen Kinder berührenden Fragen. 

Nach Beendigung der Kapitel über die Säuglingsfürsorge folgen die 
über die Fürsorge für die außerhalb des Säuglingsalters stehenden Kinder, 
ferner die über die körperlich und geistig minderwertigen Kinder und die 
gefährdeten Kinder. 

Uffenheimer will vor allem mit seinem Büchlein den einzelnen 
befähigen, die der Fürsorge dienenden Anstalten nicht nur als unsicherer 
Laie zu besuchen, sondern ausgestattet mit gewissen Kenntnissen, die ihn in 
den Stand setzen, zu sehen und zu hören, Fragen zu stellen und sich ein 
eigenes Urteil zu bilden; es soll ihn insbesondere auch für die Mithilfe in 
irgendeinem Zweig der Fürsorge so weit vorbereiten, daß er über der 
speziellen Tätigkeit den großen Zusammenhang der sozialen Nöte nicht 
vergißt. 

Uffenheimer entledigt sich seiner gestellten Aufgabe mit großem 
Geschick und kann daher dem Büchlein ein recht großer Leserkreis gewünscht 
werden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Kaffeeschänken, Ihr Bau und ihre soziale Bedeutung. 

Ein Ratgeber für Stadtverwaltungen, Vereinsvorstände 
und Volksfreunde. Anläßlich des Baues der Kaffeeschänke auf 
der Internationalen Hygiene - Ausstellung, Dresden 1911, heraus¬ 
gegeben von Kathreiners Malzkaffee-Fabriken München-Berlin. 

Das Werkchen empfiehlt die Errichtung vorbildlicher Kaffeeschänken 
in möglichst vielen Städten Deutschlands, um dadurch in wirksamer Weise 
den Alkoholkonsum einzuschränken. Ausgehend von der Tatsache der Un¬ 
zulänglichkeit bestehender kleiner Kaffeehallen gibt die Schrift wertvolle 
Anregungen für den Bau und die Bewirtschaftung wirklich zweckentsprechender 
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Kaffeeschänken. Baupläne, Kostenanschläge und Winke für die Ertrags¬ 
berechnung geben Anhaltspunkte für die großzügig gedachte Durchführung 
solcher gemeinnütziger Unternehmungen. Es wäre zu wünschen, daß die 
Vorschläge bei den interessierten Kreisen die Beachtung finden, die sie 
verdienen. 

Kathreiners Malzkaffee-Fabriken haben auf der Hygiene-Ausstellung zu 
Dresden die Musteranlage eines volkstümlichen Kaffeehauses ausgestellt, 
ein Haus von Künstlern entworfen und behaglich eingerichtet, ausgestattet 
mit all den Dingen, die die moderne Gesundheitslehre fordert — ein Muster¬ 
beispiel für alle, die die jetzt vielerorts bestehenden Kaffeehäuschen als 
unzulänglich ansehen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die fleischlose Küche. Eine theoretische Anleitung und ein prak¬ 
tisches Kochbuch von Dr. Julian Marcuse und Bernardine 
Woerner. 560 S. Oktav. Preis brosch. 3t^, geb. 3,75 
In der von Marcuse gegebenen Einleitung wird uns die Bedeutung 
der fleischlosen Kost auf die Ernährung des Menschen gezeigt und speziell 
darauf hingewiesen, daß reichlicher Fleischgenuß und besonders reichlicher 
Genuß von Fleischbrühe, Fleischextrakten und Saucen — Substanzen, die vor 
allem die Purinkörper enthalten — gesundheitsschädigend ist. Bringt 
die Art der Lebensführung eine geringere Ausscheidungsmöglichkeit mit 
sich, so ist diese Gefahr verschärft. Es folgt hieraus, daß das animalische 
Eiweiß in der Ernährung gegenüber den dem Pflanzenreich entnommenen 
Stoffen zurückzutreten hat. Verfasser beabsichtigt nicht, die Fleischkost 
als solche vollkommen auszuschalten, sie soll jedoch zurückgedrängt, reformiert 
werden, wobei auf die Vorteile der fleischlosen Kost, ihre Reizlosigkeit, die 
Hintanhaltung der Dursterregung und vor allem ihre größere Billigkeit hin¬ 
gewiesen wird, auch entsteht hierdurch kein Schaden an Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit, im Gegenteil ein wesentlicher und fühlbarer Nutzen für 
das augenblickliche wie zukünftige Befinden. Nötig ist jedoch eine schmack¬ 
hafte und appetitanregende Zubereitung, sowie reiche Abwechselungs¬ 
möglichkeit, hierdurch wird auch das Gefühl der ungenügenden Sättigung 
beim Fehlen eines Fleischganges im täglichen Menü hintangehalten. 

Mit einer vergleichenden Zusammenstellung des Nährwertes der haupt¬ 
sächlichsten animalischen und vegetabilischen Nahrungsmittel schließt der 
theoretische Teil; es folgt der praktische Teil. Derselbe bringt in vielen 
Hunderten von Kochrezepten die genaue Herstellungsweise der einzelnen, 
für die fleischlose Küche in Frage kommenden Gerichte sowie im Anschluß 
daran Zusammenstellungen von Speisenfolgen für fast alle Jahreszeiten, 
und zwar sowohl für die feinere Küche wie für den einfachen Haushalt 
Dieser Abschnitt dürfte zu den wertvollsten gehören; führt er doch 
mehr als jede theoretische Auseinandersetzung praktisch in die fleischlose 
Küche ein. Mit einem Anhang über moderne Hilfsmittel der Speisen¬ 
zubereitung schließt das inhaltreiche Buch. 

Form und Inhalt dürften eine weite Verbreitung des Buches versprechen 
und wohl auch bringen. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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Ergebnisse der Säuglingsfürsorge. Heraasgegeben von Prof. 
Dr. Arthur Keller, Direktor des Kaiserin-Augusta-Viktoria-Hauses 
zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reiche. 
6. Heft. Die Lehre yon der Säuglingsernährung. Wissen¬ 
schaftlich und populär yon Prof. Dr. Arthur Keller. Leipzig 
und Wien, Franz Deuticke, 1911. 

Der eigentliche Zweck der yorliegenden Schrift ist durch Aneinander¬ 
stellen der wirklich krassen Differenzen in den Anschauungen über Säuglings¬ 
ernährung, und zwar nicht nur in den Volkssitten, sondern auch in den 
Anschauungen der Uniyersitätslehrer, im Interesse der Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit mit aller Entschiedenheit darauf hinzuwirken, daß 
eine eindeutige Losung der Hauptfrage herbeigeführt wird; es ist dies auch 
eine der Hauptpflichten der wissenschaftlichen Kinderheilkunde. Wenn 
auch Deutschland in bezug auf die Säuglingssterblichkeit immer noch an 
ungünstiger Stelle steht, so muß doch anerkannt werden, daß die deutsche 
Pädiatrie gerade auf dem Gebiete der Säuglingsernährung eine führende 
Stelle einnimmt. 

Keller führt uns zunächst die Differenzen über die Anschauungen yor, 
die in der Darreichung der Mutterbrust an den Säugling in bezug auf die 
Zeit nach der Entbindung und auf die Zeit zwischen den einzelnen Mahl¬ 
zeiten besteht; noch größere Unterschiede bestehen in den ärztlichen An¬ 
schauungen über die künstliche Ernährung des Säuglings. Es werden hier 
die italienischen, französischen, insbesondere die deutschen Ansichten ge¬ 
bracht und die amerikanischen mit ihrer sogenannten Prozentualmethode. 

Auch der Unterricht der Hebammen in der Säuglingsernährung zeigt 
dieselben wechselnden Anschauungen; am — ich muß geradezu sagen — 
tollsten ist dies bei der populären Belehrung der Fall, hier schieben sich 
zur noch größeren Verwirrung des Publikums die seitens der yerschiedenen 
Kindernährmittelfabriken herausgegebenen Reklameschriften herein, in denen 
selbstredend nur dem Fabrikat der betreffenden Firma das Wort geredet 
wird. Keller bringt hierauf eine kurze Besprechung einiger Abschnitte 
aus populären Schriften, yon denen er etwa 30 gesammelt hat. Charak¬ 
teristischerweise teilt er sie in 3 Kategorien ein: 1. solche, welche Schaden 
anrichten und yon einer fürsorglichen Zensur yerboten werden müßten; 
2. solche, die weder schaden noch nützen und 3. solche, die zu empfehlen sind. 

Im Anschluß hieran bringt Verfasser in extenso 9 von den verschieden- 
sten Gesellschaften herausgegebene Merkblätter. 

Referent hat nicht leicht eine so interessante Schrift wie die yorliegende 
gelesen; eine ganze Reihe als falsch bei uns in Deutschland bekannter An¬ 
sichten über die Pflege und Ernährung der Kinder im 1. Lebensjahr finden 
wir in Kellers Schrift von wissenschaftlich anerkannten Autoritäten ver¬ 
treten. (S. Merkel-Nürnberg.) 

Schriften der Gesellschaft für soziale Reform, herausgegeben 
von dem Vorstände. Heft 3 des 4 Bandes, der ganzen Reihe 36. Heft. 
Die jugendlichen Arbeiter in Deutschland. III. Schädigung 
von Leben und Gesundheit der Jugendlichen namentlich in 
Zusammenhang von Zeit und Art der beruflichen Beschäfti- 
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gung, von Dozent Dr. med. J. Kaup. Jena, Gustav Fischer, 1911. 
Preis 35 

Kaup bringt als Einleitung die den Ärzten bekannten physiologischen 
Tatsachen für die letzte Phase des Entwickelungsalters und schließt eine 
Betrachtung der Anhaltspunkte für die Beurteilung der Lebenskraft jugend¬ 
licher Personen beiderlei Geschlechts vor Eintritt in die Berufstätigkeit an. 

Es folgt die Aufführung der Sqhutzgesetze durch Beschäftigungs¬ 
verbote und Einschränkungen der Arbeitszeit, sowie der Krankheitsverhält- 
nisse der Jugendlichen nach Berufsgruppen und Berufsarten. Auf Grund 
aller dieser Ausführungen und in Anbetracht der offenkundig vorhandenen 
Überanstrengung und Gefährdung der Jugendlichen beiderlei Geschlechts in 
vielen Berufen ;durch Art und Umfang der Arbeit und auch anderer un¬ 
günstiger Lebensbedingungen kommt Kaup zu Schlußbetrachttingen und 
Vorschlägen, von denen besonders folgende hervorgehoben werden mögen: 
Für die männliche Jugend von 14 bis 18 Jahren ist die besonders gefähr¬ 
liche Arbeit, die zu lange Arbeit (über 10 Stunden inkl. Pausen). Diese und 
die Nachtarbeit ist zu verbieten; für Fortbildungs- und Fachunterricht, wie 
für einen Spielhalbtag sind im ganzen mindestens drei Halbtage zu höchstens 
vier Stunden in Aussicht zu nehmen. Für die weiblichen Jugendlichen 
im gleichen Alter sind Halbtagsschichten für Arbeit, Erziehung und körper¬ 
liche Ertüchtigung einzuführen; schließlich für die Jugendlichen beiderlei 
Geschlechts: Einführung eines regelmäßigen ärztlichen Untersuchungs¬ 
und Überwachungsdienstes für alle berufstätigen Jugendlichen, der ärztlichen 
Beobachtung der Lebensverhältnisse außerhalb des Berufes und der Schule, 
Freihaltung eines Halbtages in der Woche zur körperlichen Ertüchtigung, 
14 tägiger Landaufenthalt im Jahre unter entsprechender Aufsicht in Erholungs¬ 
heimen, Schaffung von Ledigen- oder Mädchenheimen für Jugendliche ohne 
Angehörige, Errichtung einfacher, alkoholfreier Speisestellen und schließlich 
Schaffung und Unterstützung von Einrichtungen (Fortbildungs- und Fach¬ 
schulen) zur Stählung des Charakters, körperlicher und geistiger Erholung 
und Ertüchtigung. (S. Merkel-Nürnberg.) 

Die Behandlung und Verwertung von Klärschlamm. Von 

Dr.-Ing. Alexander Elsner. Leipzig, W.Engelmann, 1910. 87 S. 

Preis 3,60 Jft (geheftet). 

Einen der wichtigsten, aber auch schwierigsten Punkte bei Herstellung 
von Kläranlagen bildet unbestrittenermaßen die Schlammfrage, das ist die 
Frage nach der Beseitigung und Unterbringung von aus dem WaBser ausge¬ 
schiedenen Schmutzstoffen, „so daß eine Kläranlage nicht eher zur Ausführung 
kommen sollte, bis nicht alle die spätere Behandlung des Schlammes be¬ 
treffenden Fragen endgültig und unter Vermeidung der bekannten Übelstande 
im Prinzip entschieden sind“, ein Standpunkt, den bereits Metzger in seinem 
Referate auf dem internationalen Kongresse für Hygiene und Demographie 
zu Berlin 1907 vertreten hat. 

Es ist deshalb ein verdienstvolles Unternehmen des Verfassers, mit seiner 
Arbeit zur Lösung dieser Frage einen Beitrag zu liefern. 

Elsner bespricht zunächst Beschaff enh eit und Menge des Schlammes 
je nach der Art der Abwässerklärung und kommt dabei zu dem Ergebnis, 
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daß Sandfänge, Rechen-und Siebanlagen, Faul verfahren, Emscher- 
Brunnen und Kremerapparate geringe, Absitzverfahren in Becken 
und Brunnen, chemische Füllung, Kohlebreiverfahren dagegen 
große Mengen Schlamm liefern. 

Dabei ist bei den einzelnen Verfahren allerdings die Beschaffenheit 
des Schlammes wieder verschieden, am ungünstigsten zeigt sich diese bei 
dem Absitzverfahren in Becken und Brunnen, denn dort ist er nicht nur 
reichlich, sondern auch stark wasserhaltig und sehr fäulnisfähig, sö daß 
seine Entfernung meist nur mit Betriebsunterbrechung und nicht ohne Ge¬ 
ruchsbelästigung möglich ist. Günstig ist bei diesem Verfahren nur, daß der 
Schlamm als Dünger verwertbar ist, jedoch steht auch er in dieser Beziehung 
etwas dem bei Rechen- und Siebanlagen gewonnenen nach. 

Weniger schlecht ist die Beschaffenheit des Schlammes bei den anderen 
Kläranlagen, weil er dort nur wenig fäulnisfähig ist, sich also leichter lagern und 
wegen seines geringen Wassergehaltes auch leichter trocknen läßt, anderer* 
seits ist seine Verwertbarkeit meist sehr gering, außer allenfalls dem bei dem 
Kremerapparate gewonnenen, insofern Fettschlamm geeignet ist zur Ge¬ 
winnung von Fett und der Sinkschlamm wegen Fehlens des Fettes zur Düngung 
geeigneter als Absitzschlamm. 

Bezüglich des Verfahrens für die Behandlung und Verwertung des 
Schlammes weist Elsner darauf hin, daß es deren eine große Zahl gibt, ohne 
daß es möglich wäre, von vornherein ein bestes aufzustellen, denn das Ver¬ 
fahren müsse sich immer nach den gegebenen örtlichen Verhältnissen richten 
und die Wahl muß unter Berücksichtigung von örtlichen Verhältnissen ge¬ 
troffen und gegebenenfalls müssen diesen Eigenarten entsprechend Um¬ 
bildungen des Verfahrens vorgenommen werden. 

Vor allem ist aber bei Lösung der Schlammfrage dem Verfasser zuzu- 
stimmen, daß man aus Furcht vor der Schlammplage nicht etwa, wie es 
öfters geschieht, den Grad der Reinigung herabsetzen darf, woraus dann 
unter Umständen besondere Nachteile in gesundheitlicher Beziehung ent¬ 
stehen können, es muß vielmehr verlangt werden, daß der Grad der er¬ 
forderlichen Reinigung den maßgebenden Faktor bildet, hinter dem 
die Schlammbehandlung zurücktreten muß. Das Schriftchen ist gut 
geschrieben und hat zur Erläuterung des Inhaltes eine Reihe gelungener 
Abbildungen und kann deshalb allen Interessenten wohl empfohlen werden. 

(Spaet-Fürth.) 

Sohutzpookenimpfung und Impfgesetz. Unter Benutzung amt¬ 
licher Quellen bearbeitet von Prof.Dr. Martin Kirchner, Geheimem 
Obermedizinalrat und Vortragendem Rat im Ministerium des Innern, Mit¬ 
glied der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen usw. 
Berlin, Richard Schoetz, 1911. 158 S. Preis 1 Jt. 

Wie seit Jahren so hatte auch im Jahre 1910/11 der Reichstag mit 
Petitionen sich zu beschäftigen, welche die Aufhebung bzw. Abänderung des 
Impfgesetzes vom 8. April 1874 beantragten. Der Verfasser hat an den Be¬ 
ratungen als Bundesratkommissär teilgenommen, er entschloß sich daher, die 
für das Wohl des deutschen Volkes so wichtige Frage der Schutzpockenimpfung 
nochmals öffentlich zu besprechen, wie es zuletzt in der 1900 erschienenen 
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dritten Anflage der im Kaiserlichen Gesundheitsamte bearbeiteten Denk¬ 
schrift „Blattern und Schutzimpfung“ geschehen ist. 

Es werden in dem neu erschienenen Werkchen zunächst Wesen und 
Verlauf der Pocken, die Verbreitung, Behandlung, Verhütung 
und Bekämpfung erörtert. 

In diesen Abschnitten finden sich sowohl historische Ausführungen wie 
auch die Darstellung der neuen wissenschaftlichen Untersuchungen und 
praktischen Erfahrungen. 

Hiervon sei hier nur die Tatsache erwähnt, daß nach Deutschland die 
Impfung durch Dr. Stromeyer in Hannover gebracht wurde und daß die 
Impfung gesetzlich zuerst in Bayern 1807 eingeführt wurde. 

Im 5. Abschnitte wird das deutsche Impfgesetz vom 8. April 
1874 dem Wortlaute nach aufgeführt und näher erörtert, im Anschluß daran 
dann die Gewinnung tierischen Impfstoffes besprochen. Als interessant mag 
daran hier die Widerlegung der Behauptung W. v. Niessens in Wiesbaden 
angeführt werden, der regelmäßig in den Lymphproben aus verschiedenen 
staatlichen Impfanstalten den von ihm entdeckten Syphilisbazillus ge¬ 
funden haben will. Was von v. Niessens wissenschaftlichem Standpunkt 
zu halten ist, erhellt am besten aus seiner Aufstellung, daß „kein durch 
das Kulturverfahren feststellbarer Unterschied zwischen den 
Erregern von Syphilis, Tripper und Pocken besteht“. 

Im weiteren Verlauf werden die Ausführung der Impfung und die 
Wirkungen des Impfgesetzes in Deutschland behandelt. 

In letzterer Beziehung sind nachstehende Zahlen bemerkenswert: 

Von je 100000 Einwohnern Preußens, wo mit dem Regulativ vom 
8. August 1835 das Recht zur Vornahme von Zwangsimpfungen bei Pocken¬ 
epidemie eingeführt wurde, starben in den Jahren: 

1825—1829: 18,7 1850—1854: 26,1 

1830—1834: 35,1 1855—1859: 15,5 

1835—1839: 18,5 1860—1864: 30,1 

1840—1844: 21,7 1865—1869: 37,4 

1845—1849: 12,8 1870—1874: 113,7 

Nach Einführung des Impfgesetzes von 1874, welches vom 1. April 1875 
in Kraft trat: 

1875—1879: 1,8 1895—1899: 0,05 

1880—1884: 2,6 1900—1904: 0,08 

1885—1889: 0,64 1905—1908: 0,07 

1890—1894: 0,23 

Man sieht hier deutlich die Wirkung der Revaccination, die mit oben 
genanntem Impfgesetze eingeführt wurde, dies gilt auch für das ganze Deutsche 
Reich. 

Im Deutschen Reiche starben von 100000 Einwohnern durchnittlich 
jährlich an den Pockeu: 

1889—1893: 0,217 1899—1903: 0,060 

1894—1898: 0,055 1904—1908: 0,075 

1898—1899: 0,052 1909—1910: 0,047 

Bei einer Bevölkerung von 64 Millionen müßten also, wie 
Kirchner anführt, im Durchschnitt jährlich 160000 Menschen an 
den Pocken sterben, wenn die Pockensterblichkeit noch so groß 
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wäre, wie im 18. Jahrhundert. In Wirklichkeit aber sterben nach 
dem Durchschnitte der letzten 10 Jahre jährlich 38 Personen in 
Deutschland an den Pocken. Und demgegenüber behaupten 
die Impfgegner, die Schutzpockenimpfung hätte nichts genutzt. 

Die gegenteilige Wirkung des Fehlens einer Zwangsimpfung ersieht 
man deutlich aus den Zahlen des Auslandes, so liegen z. B. aus neuerer 
Zeit zuverlässige aus einem Teile Rußlands vor, dessen Einwohnerschaft 
auf etwa 60 bis 70 Millionen zu schätzen ist. Dort, wo es an einer durch¬ 
greifenden Regelung des Impfwesens mangelt, starben an den Pocken (absolut 
und von je 1000000 Einwohnern): 

1901: 39542 == 64,8 1905: 49352 = 71,5 

1902: 42011 = 68,3 1906: 32903 = 46,3 

1903: 32617 rr 50,2 1907: 33388 = 45,7 

1904: 37527 = 56,0 1908: 34323 = 45,8 

Für Moskau und Warschau sind nachfolgende Zahlen festgestellt: 
Es starben in absoluten Zahlen und von je 100000 Einwohnern: 


Im Jahre 

Moskau 

Warschau 

1906 .! 

i 

| 70 = 6,0 

167 = 22,4 

1907 '.. 

! 215 = 15,8 

420 = 54,9 

1908 . 

j 484 = 35,6 

362 = 34,9 


Aber auch in den kultivierten Ländern des Westens ist die Pocken¬ 
sterblichkeit größer als im Deutschen Reiche. 

In den weiteren Abschnitten wird die Art und Weise, in der die 
Impfgegner gegen das Impfgesetz und ihre Vertreter auftreten, näher be¬ 
sprochen und auch näher auf die angeblichen Impfschäden eingegangen, von 
denen wenig übrigbleibt, sobald man ihnen mit amtlichen Erhebungen 
nihertritt. Interessant ist hier die Äußerung des Impfgegners Dr. Boing, 
welcher den Vorwurf der fehlenden Begründung, wie er vom Kaiserlichen 
Gesundheitsamt gegen die Berichte der Impfgegner über die Impfschädigung 
erhoben wird, als berechtigt anerkennt. Er fügt hinzu: „Ich selbst habe 
darüber in meiner langjährigen Tätigkeit als Impfarzt vielfach Erfahrungen 
gesammelt und kenne die Art, wie derartige Zeitungsnachrichten zustande 
kommen: sie sind oft nichts als ein häßliches Gemisch aus unbe¬ 
stimmten Gerüchten 5 gewöhnlichem Klatsch oberflächlicher Beobach¬ 
tungen, Böswilligkeit und Verleumdungssucht; doch aber möchte ich 
hervorheben, daß in der Regel nicht die Eltern der geschädigten Kinder 
und die ehrlichen Impfgegner die Schuld an diesen Lügen tragen, 
sondern sehr oft dritte Personen, die Zwecke verfolgen, die mit der 
Impfung als solcher nichts zu tun haben.“ 

Endlich bespricht Verfasser noch die Anträge der Impfgegner, wie Auf¬ 
hebung bzw. Einschränkung des Impfzwangs (Gewissensklausel), Ausführung 
und Überwachung der Impfung, Entschädigung für Impf schädigungen 
und Berufung einer Kommission zur Prüfung der Impffrage, Anträge, die 
erfreulicherweise vom Reichstage abgelehnt wurden. 

Kirchner schließt mit den Worten: „Seit Durchführung des Impf¬ 
gesetzes vom 8. April 1874 ist die Pockensterblichkeit in Deutschland 
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minimal. Die Impfzwanggegner, welche, unbeeinflußt durch die Zahlen der 
Statistik und die Gründe der Vernunft, an der traurigen Arbeit sind, wo¬ 
möglich die Aufhebung des Impfgesetzes herbeizuführen und das herrliche 
Geschenk Jenner 8 unswiederzu nehmen, laden eine schwere Verantwortung 
auf sich. Hoffentlich findet sich niemals ein Reichstag, der ihrem ver- 
hängnisYollen Rate folgt!“ 

Diesem Wunsche schließen sich wohl alle gerne an, denen die Gesund¬ 
heit des deutschen Volkes wirklich am Herzen liegt, und sie sind sicher dem 
Verfasser dankbar, daß er in einer so verdienstvollen Weise das wahre 
Interesse des Volkes vertreten hat. (Spaet-Fürth.) 


Naturgemäße Heilweise und Verhütung der Infektions¬ 
krankheiten als Grundlage eines Sondergesetzes. Von 
Med. Dr. F. Schüren u. Waldheim-Wien. Wien u. Leipzig, 
Spielhagen u. Schurich, 1911. 31 S. 1,20 Jt. 

Das Gegenteil, was über die Kirohnersche Arbeit zu sagen war, ist 
über das hier benannte Schriftchen zu berichten. Der Verfasser macht sich 
als Vertreter der Naturheilkunde zur Pflicht, nicht früher zu ruhen, 
„als bis die vernünftig erprobten Grundsätze der Naturheilkunde die ver¬ 
kehrten Richtungen der Schulmedizin beseitigt haben u , und er für seinen 
Teil will das möglichste tun, „um den Zusammenbruch der heutigen Schul¬ 
medizin zu beschleunigen u . 

In diesem Sinne bekämpft er nun den österreichischen Seuchengesetz¬ 
entwurf. Es lohnt sich natürlich nicht, an dieser Stelle weiter auf den Inhalt 
der Schrift einzugehen. Wenn Laien als Anhänger der Naturheilkunde An- 
schaungen vertreten, wie sie in der Schrift sich finden, so mag man diesen mit 
Rüoksicht auf den Mangel einer Fachausbildung es nicht weiter verargen, 
von einem Arzt aber darf man gewiß verlangen, daß er sich in die Materie, 
die er in einem öffentlichen Schriftchen behandeln will, wissenschaftlich mehr 
vertieft. (S pae t-Fürth.) 


Die Mückenplage und ihre Bekämpfung. Herausgegeben vom 
Kaiserlichen Gesundheitsamt. Mit 6 Textabbildungen und 
1 Vierfarbendrucktafel. Berlin, Julius Springer, 1911. % 29 Seiten. 
Preis 30 Pf. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt hat in diesem Schriftchen die Reihe 
seiner gemeinverständlichen Darstellungen um eine recht wertvolle Arbeit 
bereichert. Es werden darin behandelt die Mückenplage in wirtschaftlicher 
und hygienischer Hinsicht, die Naturgeschichte der Mücken — Benennung, 
Beschreibung, Entwickelung, Lebensweise —, Bekämpfung der Mückenplage 
— Beseitigung der Brutplätze, Vernichtung der Larven und Puppen, Ver¬ 
nichtung der Mücken —, planmäßige Durchführung der Bekämpfungs¬ 
maßregeln. 

Hier sei nur hinsichtlich Bekämpfung der Mückenplage im allgemeinen 
Interesse darauf hin gewiesen, daß, da die Mückenplage sich in der Regel 
über ein größeres Gelände hin erstreckt, für ein erfolgreiches Vorgehen vor 
allem erforderlich ist, daß die zur Anwendung kommenden Maßregeln das 
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ganze in Betracht kommende Gebiet umfassen, und daß die wirksamste Be¬ 
kämpfung der ausgebildeten Mücken da einsetzen muß, wo diese sich von 
selbst in großen Mengen zusammenscharen; dies ist der Fall in ihrem 
Winterversteck (vor allem in Kellern, Ställen und Schuppen). 

Unter den Vernichtungsmitteln sei hier nur ein Räucherpulver 


angeführt: 

Gepulverter Spanischer Pfeffer.2 Teile 

Frisches Dalmatiner Insektenpulver.1 Teil 

Gepulverte Baldrianswurzel.1 „ 

Gepulverter Kalisalpeter.1 „ 


Bei der großen wirtschaftlichen und gesundheitlichen Bedeutung, welche 
der Mückenplage zukommt — es sei hier nur daran erinnert, daß durch die 
Mückenplage der Aufenthalt in Bädern und Sommerfrischen, in Wäldern usw. 
unmöglich gemacht werden kann — wird das vorliegende Schriftchen 
zweifellos und mit vollem Recht alsbald einen recht weiten Leserkreis sich 
erwerben. (S p a e t - Fürth.) 


Veröfitentliolrnngeii der Robert Kooh-Stiftung zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose. Herausgegeben vom Vorstand 
der Stiftung. Heft 1. Über den Typus der Tuberkelbazillen 
im Auswurf der Phthisiker, von Stabsarzt Dr. B. Möllers. Aus 
dem Institut für Infektionskrankheiten in Berlin. Leipzig, G. Thieme. 
65 Seiten. 3 1 4t. 

Verfasser hat unter entsprechenden Vorsichtsmaßregeln nach einem 
besten Arbeitsplan den Auswurf von Phthisikern auf Tuberkelbazillen unter¬ 
sucht. 

In dem Sputum von 51 Lungenkranken, welche teils drei-, teils zwei-, 
teils einmal auf insgesamt 106 Meerschweinchengruppen verimpft wurden, 
konnten in jedem Falle durch den Kaninchenversuch Tuberkelbazillen des 
humanen Typus festgestellt werden. 

Weder unter den 215 Kaninchen, die mit Reinkultur der aus dem 
Sputum gezüchteten Tuberkelbazillen subkutan geimpft wurden, noch unter 
65 unmittelbar mit Sputum geimpften Kaninchen, noch unter 31 mit 
Organteilen verstorbener Versuchstiere geimpften Kaninchen fand sich ein 
Fall von kaninchenpathogenen Tuberkelbazillen. 

Im Zusammenhalt mit den bisher in der Literatur beschriebenen 
Ergebnissen der aus Sputum gezüchteten Reinkulturen — es ist dies im 
ganzen die stattliche Zahl von 632 Kulturen — kommt Verfasser zu dem 
Schlüsse, daß die Behauptung Robert Kochs vollkommen zu Recht bestehe, 
daß noch kein Fall von Phthise bekannt ist, in welchem für eine längere 
Zeit von dem betreffenden Menschen Perlsuchtsbazillen ausgehustet bzw. bei 
ihm nachgewiesen sind. Sollte sich bei späteren Untersuchungen ausnahms¬ 
weise einmal ein Fall finden, in welchem einwandfrei Perlsuchtsbazillen im 
Phthisikersputum nachgewiesen werden, so könnte ein so seltener Befund 
mit Rücksicht auf die zahlreichen Befunde humaner Tuberkelbazillen 
schwerlich noch zur Änderung der bisherigen prinzipiellen Auffassung des 
Verfassers in dieser Frage Anlaß geben. 

Vierieljfthnwchrift für Getundheitspflege, 1912. 23 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







Digitized by 


354 Kritiken und Besprechungen. 

Dfti Fehlen ton Perlsuchtsbazillen im Sputum der an Lungen¬ 
tuberkulose leidenden Menschen, die den weitaus größten Teil 
aller Tuberkulosen umfassen, zeigt die Richtigkeit der Lehre 
Robert Kooha, daß die Perlsucht des Rindes für die Erkrankung 
des Menschen an Tuberkulose nur eine untergeordnete Rolle 
spielt. 

Heft 2. Untersuchungen über tuberkulöse Infektion im Kindes¬ 
alter yon Stabsarzt Dr. Rothe. 

Rothes Untersuchungen stellen eine Fortsetzung und Ergänzung der 
Untersuchungen dar, über die Geffky früher berichtet (Zeitschrift „Tuber- 
kulosls“, Nr. 9, 1907). Sie erstrecken sich auf die Prüfung kindlicher 
Meseüterial- und Bronchialdrüsen hinsichtlich des Vorhandenseins yon 
Tuberkelbazillen und auf die Feststellung, ob die durch Verimpfung auf 
Meerschweinchen in den Drüsen nachgewiesenen und in Reinkultur ge- 
wonnehen Tuberkelbazillen dem Typus humanus oder dem Typus 
boYinus zugehören. Diese Untersuchungen liefern somit einen Beitrag zur 
Frage der Häufigkeit der Bronchial- und Mesenterialdrüsen-Tuber- 
kulose im Kindesalter und damit zur Frage der Infektionswege der 
Tuberkulose im kindlichen Organismus und ferner zur Bedeutung der 
boYintn Infektion für Tuberkulose des Kindes. 

Es wurden insgesamt 400 Kinderleichen untersucht. Durch Verimpfung 
ihrer Mesenterial- und Bronchialdrüsen auf Meerschweinchen wurde in 
18 Fällen = 19,5 Proz. eine tuberkulöse Infektion festgestellt Unter Ab¬ 
rechnung zweier Fälle, in denen die Gewinnung einer Reinkultur nicht ge¬ 
lungen war, Yerbleiben also 76 tuberkulöse Fälle, darunter 15 = 98,68Proz. 
mit humaner und 1 = 1,32 Proz. mit boYiner Infektion. 

Die Häufigkeit der tuberkulösen Infektion Yon Bronchial- und Meeen- 
terialdrüse im Kindesalter belief sich also bei Kindern der Berliner Be- 
Yölkerung, soweit sie in Krankenhausbehandlung kamen, auf mindestens rund 
20 Proz. 

Ein stärkeres HerYortreten des Darmtraktes als Infektionsweg für 
Tuberkulose im Kindesalter ist nicht erwiesen. Im Gegenteil spricht der 
Ausfall der Untersuchungen dafür', wie Rothe anführt, daß die Atmungs- 
Organe häufiger die Eintrittspforte für die Tuberkelbazillen auch im kind¬ 
lichen Organismus sind. 

Auch diese Untersuchungen bestätigen in vollem Umfange die Ansicht 
R. Kochs, daß auch für das Kindesalter die Bedeutung der Rindertuberkel¬ 
bazillen erheblich zurücktrete gegenüber der ihm Yon menschlichen Tuberkel¬ 
bazillen drohenden Gefahr. 

Die Trennung der Säugetiertuberkelbazillen in zwei Arten — Typus 
humanus und Typus boYinus — bestehe zu Recht. Ihre sichere Unter¬ 
scheidung werde durch subkutane Verimpfung der Reinkultur auf Kaninchen 
in einer Dosis Yon 10 mg erreicht. 

Die Virulenz der Perlsuchtbazillen für Kaninchen erleide weder durch 
die Meerschweinchenpassage, noch durch die Fortzüchtung auf künstlichem 
Nährboden eine Einbuße. 

Beiden Arbeiten sind noch ausführliche Tabellen usw. beigegeben; ihr 
Inhalt berechtigt zu der Erwartung, daß wir Yon der am 23. Mai 1908 zum 
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Andenken an das 25 jährige Jubiläum der Entdeckung des Tuberkelbazillus 
(24. Marz 1882) begründeten Robert Koch-Stiftung zur Bekämpfung 
der Tuberkulose, die den Zweck hat, wissenschaftliche Forschungen zur 
Bekämpfung der Tuberkulose zu unterstützen, noch recht wertvolle weitere 
Arbeiten auf diesem Gebiete erhalten werden. (Spaet-Fürth.) 


Fortpflanzung, Vererbung, Rassenhygiene. Katalog der Gruppe 
Rassenhygiene der Internationalen Hygieneausstellung 1911 in 
Dresden. Herausgegeben von Prof. Dr. Max von Gruber, Vorstand 
des Hygienischen Instituts in München, und Priv.-Doz. Dr. Ernst 
Rudin, Oberarzt an der Psychiatrischen Klinik in München. Er¬ 
klärender Text mit 230 Abbildungen von M. v. Gruber nebst einem 
bibliographischen Anhang von Dr. Rudolf Allere. München, J. F. Leh¬ 
mann. 178 Seiten. 3 t At. 

Eine äußerst interessante und wissenschaftlich wertvolle Arbeit ist mit 
vorliegender Schrift der Öffentlichkeit übergeben. Sie verdankt ihr Ent¬ 
stehen in erster Linie der Absicht, die auf der Internationalen Hygiene¬ 
ausstellung in der Gruppe Rassenhygiene ausgestellten Tabellen und Tafeln 
auch dem auf diesem Gebiete Fremden verständlich zu machen. Indes nach 
dem ganzen Gehalt und der Art der Bearbeitung wird diese Schrift nicht 
nur vorübergehenden, sondern zweifellos über die Ausstellungszeit hinaus¬ 
gehenden Wert behalten. 

Es ist bei der behandelten Materie nicht möglich, in einem kurzen 
Referate einen richtigen Einblick in das in der Schrift Gebotene zu geben; 
es kann hier nur kurz angeführt werden, daß in Einzelkapiteln behandelt 
werden: Fortpflanzung, Variabilität, Selektion, Mutation, Vererbung er¬ 
worbener Eigenschaften, Gesetzmäßigkeiten der Vererbung, Vererbung beim 
Menschen, Degeneration, Rassenhygiene, Neomalthusianismen. 

Die beigegebenen Abbildungen sind sehr gut, nur macht die gewählte 
Art der Typen und deren Kleinheit einzelne Überschriften der Abbildungen 
schwer leserlich. (Spaet- Fürth.) 


Handbuch der Hygiene. Herausgegeben von Prof. Dr. M. Rubuer, 
Geh. Medizinalrat, Berlin; Prof. Dr. M. von Gruber, Obermedizinal¬ 
rat, München; Prof. Dr. M. Ficker, Berlin. II. Band. 2. Abteilung. 
Wasser und Abwasser. Mit 111 Abbildungen und 3 farbigen 
Tafeln. Leipzig, S. Hirzel, 1911. 410 Seiten. 15 

Bei der steten Fortentwickelung, in der die theoretische und praktische 
Hygiene sich befindet, ist es zweifellos von großem Werte, wenn in einem 
größeren Handbuch neuerdings an die Bearbeitung dieser Materie gegangen 
wird. So ist in dem uns vorliegenden Bande des neuen Handbuches der 
Hygiene, an dem hervorragende Kräfte mitarbeiten, als eine recht wertvolle 
Literaturerscheinung die Behandlung des Abschnittes Wasser und Ab¬ 
wasser zu begrüßen, an dessen Darstellung sich Prof. Dr. R. Kolkwitz, 
Bauinspektor Dr.-Ing. C. Reichte, Berlin, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat 
Prot Dr. A. Schmidtmann, Marburg, Kaiserl. Regierungsrat Prof. Dr. 
0. Spitta, Berlin, Prof. Dr. K. Thumm, Berlin, beteiligten. 
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Kritiken und Besprechungen. 


Diese Arbeit bildet eine die neueren Forschungen und Erfahrungen be¬ 
rücksichtigende Zusammenfassung, in der die Autoren auch bisher noch 
nicht veröffentlichtes Material niedergelegt haben. 

DerjBand gliedert sich in die Bearbeitung von: 1. Wasserversorgung, 
2. Beseitigung der Abwässer und ihres Schlammes und 3. Biologie 
des Trinkwassers, Abwassers und Vorfluters. 

Im Abschnitt Wasserversorgung werden besprochen: Wasservorrate 
der Natur, Eigenschaften der verschiedenen Wasserarten, Aufgaben der 
Wasserversorgung und Anforderungen an Trink- und Nutzwasser, allenfalls 
mögliche Gesundheitsschädigungen durch Wasser, Arten der Wasserversor¬ 
gung, Reinigung und Verbesserung des Trinkwassers, die Desinfektion bsw. 
Sterilisation des Trinkwassers, die Verteilung des Wassers, besondere Verhält¬ 
nisse der Wasserversorgung, Untersuchung des Wassers, Beurteilung der Unter¬ 
suchungsergebnisse und der Wert der Wasseruntersuchung, Bestimmung über 
Schutz, Einrichtung, Betrieb und Überwachung der Wasserversorgungsanlagen. 

Der Abschnitt Beseitigung der Abwässer und ihres Schlammes 
behandelt: Entwickelung und Stand der Abwässerfrage nach der geschichtlichen 
und gesetzlichen Seite, Untersuchungen über die Beschaffenheit des Roh wassere 
und des gereinigten Abwassers, Entfernung der Abwässer aus dem Wohn- 
bereich, zentrale Entwässerungen, Vorflut und erforderlicher Reinheitsgrad 
der einzuleitenden Abwässer, Absiebungsanlagen, Sedimentationsanlagen, 
Faulverfahren, chemisches Fällungsverfahren, künstliche biologische Reinigung, 
Abwasserreinigung mittels Landbehandlung, Hauskläranlagen, gewerbliche Ab¬ 
wässer und ihre Behandlung, Klärrückstände, ihre Untersuchung, Behandlung, 
Beseitigung bzw. Verwertung, Desinfektion der Abwässer und des Schlammes. 

Sehr wertvoll ist die Namhaftmachung der neuzeitigen Literatur, da 
im Begutachtungsfalle öfters ein Eingehen auf verschiedene Einzelheiten 
notwendig wird, die sich in einem zusammenfassenden Handbuche doch 
nicht in der erwünschten Ausführlichkeit behandeln lassen; im großen und 
ganzen aber ist der Gegenstand durchweg nicht nur in vorzüglicher, sondern 
auch erschöpfender Weise behandelt, wie es bei der Spezialkenntnis der 
Verfasser nicht anders zu erwarten war. 

Die beigegebenen Abbildungen sind sehr gut. Ein Sachregister er¬ 
leichtert die Handhabung des Werkes. Die ganze Ausstattung des Buche« 
ist eine recht anerkennenswerte. Bei diesen Vorzügen ist zu erwarten, daß 
das Handbuch bei allen Interessenten freudige Aufnahme finden werde. 

_ (Spaet-Fürth.) 

Bericht über die Ergebnisse der Konjunktivalreaktion mit 

Tuberkulin sowie über die lokalen Tuberkulinreaktionen 
bei Tieren, speziell beim Rinde. Anhang. Vorschläge zu Maß¬ 
nahmen für Bekämpfung der Tuberkulose beim Rindvieh auf Grund 
der mit der Konjunktivalreaktion gewonnenen Ergebnisse. Von 
Dr. A. Wolff-Eisner, Vorsteher der bakteriologischen Abteilung des 
städtischen Krankenhauses Berlin-Friedrichsheim und Arzt für innere 
Krankheiten. Erstattet im Aufträge des Kgl. preuß. Ministeriums 
für Landwirtschaft, Forsten und Domänen. Abdruck aus der Zeitschr. 
f. Tiermedizin 1911. Bd. XV. Jena, Gustav Fischer. 49 S. 1,20 tM. 
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Verfasser, dem das Prioritätsrecht bezüglich der Entdeckung der Kon- 
junktivalreaktion zusteht, hat, am den direkten anatomischen Beweis für 
die Sicherheit der Reaktion zu erbringen, eine große Anzahl von Versuchen 
an Rindern angestellt, und er kommt auf Grund dieser Versuche zu der 
Überzeugung, daß die Kon junktivalreaktion beim Rinde an Sicherheit und 
Bequemlichkeit alle anderen tuberkulin- diagnostischen Methoden übertrifft. 

Von Einzelheiten des Berichtes sei hier nur herausgegriffen, daß sämt¬ 
liche Tuberkulinproben (so auch die Konjunktivalreaktion) übereinstimmend 
ergaben, daß ähnlich wie beim Menschen — comparatis comparandis — 
Kälber und Jungrinder in seltenen Fällen reagieren, und zwar um so 
seltener, je jünger sie sind, daß Stiere und Ochsen relativ selten, Kühe 
dagegen in der überwiegenden Mehrzahl positive Reaktionen aufweisen. 
Hieraus könne man ebenso wie beim Menschen den Schluß ziehen, daß die 
Tuberkulose erst während des Lebens erworben wird, und daß ihre 
Erwerbung durch äußere Umstände (Überarbeitung, Milchentziehung, Art 
der Stallung, dauernder Stallaufenthalt usw.) begünstigt wird, daß also die 
Übertragung von außen her erfolge. 

Die vorliegende Arbeit enthält eine Fülle interessanten Materials auch 
für die Humanmedizin, und kann deren Lektüre jedem, der sich mit der 
Tuberkulosebehandlung und -bekämpfung zu beschäftigen hat, aufB beste 
empfohlen werden. _ (Spaet-Fürth.) 

Communications Statistiques. Publikes par le bureau municipal de 
statistique d’Amsterdam. No. 26. Mort&litö par C&noer ä 
Amsterdam pendant les annees 1862—1902. Par Feu le Dr. 
J. J. van Konijnenbuy, adjoint au Bureau municipal de statistique. 
Amsterdam, J. Müller, 1911. 63 Seiten. 0,25 fL 

Der gerade bei Vollendung des Schriftchens verstorbene jugendliche 
Verfasser hat uns in den Unterlassenen Blättern eine äußerst interessante 
Arbeit gebracht, die reiches statistisches Material über die Verbreitung 
des Krebses in Amsterdam in den letzten vier Dezennien des vorigen Jahr¬ 
hunderts enthält. 

Bezüglich der Einzelheiten der Zusammenstellungen muß auf das 
Original, das in französischer Sprache erschienen ist, verwiesen werden; hier 
sei nur folgende Tatsache herausgegriffen: Die Einwohner der älteren Stadt¬ 
teile zeigten die höchste Sterbeziffer an Krebs. Die Bezirke, welche vor¬ 
wiegend jüdische Bevölkerung haben, machten jedoch eine Ausnahme von 
dieser Regel: bei den Juden ist der Krebs dort relativ selten. Man konnte 
aber einen Zusammenhang zwischen Häufigkeit des Krebses einerseits und 
Wohlhabenheit, Wohndichte und Sterblichkeit in den verschiedenen Bezirken 
andererseits nicht finden. Bei den holländischen Juden, sowohl bei den 
Frauen wie den Männern, war die Krebssterblichkeit merklich geringer als 
bei der übrigen Bevölkerung. 

Die Gefahr, an Krebs zu sterben, steigt mit dem Alter, die meisten 
Krebstodesfälle finden sich in den vorgeschrittenen Altersklassen. 

Die Krebssterblichkeit zeigt seit dem Jahre 1862 zum mindesten keinen 
Rückgang, wie man ihn andererseits bei so vielen anderen Todesursachen, 
wie Tuberkulose und Infektionskrankheiten, findet. (Spaet-Fürth.) 
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Die staatliohe Impfanstalt und die Gewinnung tierischer 
Schutzpookenlymphe in Dresden. Für die Internationale 
Hygieneausstellung Dresden 1911 im Aufträge des Kgl. Ministeriums 
des Innern verfaßt von Dr. Chalybaeus. Dresden, Gerhard Ruth* 
mann, 1911. 

Der gesehichtliehe Teil des vorliegenden Werkes hat insofern besonderes 
Interesse, als er zugleich eine Skizze der gesamten geschichtlichen Entwicke¬ 
lung der Lymphegewinnung gibt. In Dresden begann man schon im Jahre 
1838 in der Tierarzneisohule mit der Gewinnung animalen Impfstoffes. Nach 
manchen Wandlungen ist dann im Jahre 1910 der Betrieb in die neue, staat¬ 
liche Impfanstalt verlegt. Diese entspricht allen Anforderungen, die an eise 
moderne Impfanstalt gestellt werden können, und macht auch äußerlich — 
sofern man nach Bildern urteilen kann — einen recht gefälligen Eindruck. 
Zahlreiche Abbildungen bringen die Einzelheiten der Einrichtung zur An¬ 
schauung. 

Auch interessante funblicke in die Sorgen und Mühen, mit denen eine 
Impfanstalt zu kämpfen hat, gewinnt man aus dem Berichte. Auch der 
Dresdener Anstalt sind unangenehme Enttäuschungen, die durch schnelle 
Entartung der Lymphe verursacht sind, nicht erspart geblieben. Immerhin 
bilden diese in der sonst günstigen Erfolgziffer eine Ausnahme. Auch in 
Dresden hat man im Laufe der Jahre die Beobachtung machen müssen, daß 
der Erfolg doch immer bis zu einem gewissen Grade von der Technik des den 
Impfstoff verwendenden Arztes abhängig ist. Kein Wunder, wenn ein Arzt, 
der mit der für eine Impfung bestimmten Portion 38 Kinder impft, schlechte 
Erfolge hat! Den Schluß des Buches bilden die Dienstordnungen, ein In¬ 
ventarverzeichnis und ein Verzeichnis der für die Hygieneausstellung be¬ 
stimmten Gegenstände. (D o h r n - Hannover.) 
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Rn NKhiuHt Schriftei ihr iffiitlith fiisudbeitsifleiB. 

(133. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Mit besonderer Unterstützung des Instituts für 
Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der Deutschen Kolonial- 
Gesellschaft (Umschlag: Unter Mitwirkung des Instituts für Schiffs- und 
Tropenhygiene in Hamburg und mit besonderer Unterstützung der Deutschen 
Kolonial-Gesellschaft) herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 16. Bd. Jahrg. 
1912. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 1. Beiheft. Verhandlungen der Deutschen 
tropenmedizinischen Gesellschaft. 4. Tagung vom 17. bis 20. September 1911. 
Mit 3 einfachen, 2 farbigen und 3 Doppeltafeln und 48 Textabbildungen. 
(202S.) Subskr.-Pr. 7,50 JL\ bar 6A 

Combo, Dr.: Cours d’hygi&ne genörale, ä l’usage de l’enseignement secondaire. 123 fig., 
in-16. 3 fr. Fischbacher. 

Gesundheit, Zeitschrift für Städtehygiene und Gesundheitstechnik. Insbesondere 
für Städtebau, Wasserversorgung (Quellen, Gr und wasser, Brunnen), Kanali¬ 
sation usw. Organ für die Berichte der städtischen Gesundheitskommissionen. 
Heransgegeben von Prof. J. Brix. 37. Jahrg. 1912. 24 Nummern. (Nr. 1 
und 2. 64 Sp. mit Abbildungen.) 31 X 23,5 cm. Leipzig, F. Leineweber. 
Vierteljährlich bar4«£; einzelne Nummern 0,70 J£.| 

Grotjahn, Dr. Al fr.: Soziale Pathologie. Versuch einer Lehre von den sozialen 
Beziehungen der menschlichen Krankheiten als Grundlage der sozialen Medizin 
und der sozialen Hygiene. (XI, 691 S.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1912. 
18 Jt. 

Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Aufl. Bearbeitet von Kreisarzt Dr. 
Louie Ascher, Dr.-Ing. M. Berlowitz, DipL-Ing. Dr. W. Bertelsmann u. a. 
Heraasgegeben von Prof. Dr. Th. Weyl. Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 
1. Lieferung, III. Bd., 1. Abteilung, Eulenburg, Prof. Dr. Frz.: Bedeutung 
der Lebensmittelpreise für die Ernährung. Stutzer, Geheimr. Prof. Dr. Alb.: 
Nahrungsmittel. (V, 193 S. mit 28 Abbildungen.) 1912. 9 Jt; Subskr.-Pr. 
bar 7,20 Ji. — 2. Lieferung, VI. Bd., 1. Abteilung, Burgerstein, Reg.-R. Leo, 
und Hofr. Aug. Netolitzky, Drs.: Handbuch der Schulhygiene. (XII, 548 S. 
mit 196 Abbildungen.) 1912. 25 JL\ geb. bar 27 Subskr.-Pr. bar 20 jk ; geb. 
n22 JL 

Handbuch der ärztlichen Sachverständigentätigkeit. Herausgegeben von Di 11 r i c h. 

43. und 44. Lieferung. Wien, Braumüller. 12 jH. 

India Government Publications: Sanitary Report. Bombay 1910. 1/6. 
Prauanitz, Prof. Vorstd. Dr. W.: Grundzüge der Hygiene unter Berücksichtigung 
der Gesetzgebung des Deutschen Reiches und Österreichs für Studierende an 
Universitäten und Technischen Hochschulen, Ärzte, Architekten, Ingenieure 
und Verwaltungsbeamte. 9. erweiterte und vermehrte Aufl. Bearbeitet von 
ProfL P. Th. Müller und W. Prausnitz. (IV, 662 S. mit 278 Abbildungen.) 
gr.-Ö*. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1912. 9 Jt] geb. 10 Ji, 
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Boottish. Forme of Procednre under the Public Health (Scotland) Act, 1887, 
suggested by the Local Government Board for use by Local Authorities. 4 d. 
Beoond Review of some of the Recent Advances in Tropical Medidne, Hygiene 
and Tropical Yeterinary Science. By A. Balfour and Captain R. G. Archi- 
bald. 4to. Bailiiere, net 16/. 

Btatutory Rules and Orders. No. 1087, p. 68. Public Health, Scotland. Unsound 
Food. The Public Health (Foreign Meat) Amending Regulation» (Scot¬ 
land). Dated April 8th, 1910. 1 d. — No. 1088, p. 69. Ditto. Prevention 
of Infectious and Epidemie Diseases. Regulation» of the Local Government 
Board for Scotland, dated November 16th, 1910, with respect to Plague. Id. 
— No. 1102. Public Health, England. Prevention of Infectious and Epidemie 
Diseases. The Public Health Tuberculosis Regulation», dated November 15 th, 

1911. 1 d. — No. 1102. Circular—County Councils. Town Councils and 
Metropolitan Borough Councils. Urban and Rural District Councils. Public 
Health (Tuberculosis) Regulations, 1911. 1 d. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinsl¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 1. Heft 
Radtke, E., und Geh. Med.-R. Prof. Winter, Drs.: Ursachen und Bekämpfung 
des Kindbettfiebers. — Peiper, Prof. Dr. Erich: Säuglingssterblichkeit und 
Säuglingsfursorge in Pommern. (IV, 80 S. mit 2 eingedruckten Kurven.) 1912. 
2,40 **. 

Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätswesen. 
Unter Mitwirkung der königl. wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen im Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen¬ 
heiten herausgegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-R. R. Abel und Geh. Med.-R. 
Prof. F. Strassmann. 8. Folge. 48. Bd. Jahrg. 1912. 1. SuppL-Heft (ID, 
216 8.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald. 6 *44. 

VierteljahrBSchrift für öffentliche Gesundheitspflege. 43. Bd. 4. Heft (1. Hälfte). 

Braunschweig, Friedr. Yieweg & Sohn. 6,50 *£. 

Werner, Priv.-Doz. Ob.-Arzt Dr. Rieh.: Über den Einfluß von Alter, Beruf, 
Familie und Wohnung auf die Häufigkeit des Krebses in Baden. (Aus dem 
Institut für Krebsforschung in Heidelberg. Direktor: Geheimrat Prof. Dr. 
v. Czerny, Exz.) (22 S. mit 8 Tabellen.) Lex.-8°. Tübingen, H. Laupp, 

1912. 8 JH. 

Zeitschrift für Bahn- und Bahnkassenärzte. Herausgegeben und redigiert von 
Chefarzt Dr. Otto Roepke. 7. Jahrg. 12 Nummern. (Nr. 1, 28 S.) gr.-8 # . 
Leipzig, J. A. Barth, 1912. Bar 6*44; einzelne Nummern 0,70^4. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. Leipzig, Veit & Cie. 69. Bd. 

3. Heft. 7,50 Ji. 70. Bd. l.Heft. 6,50 Jt. 

Zeitschrift für Krebsforschung. 11.Bd. l.Heft. Berlin, Hirschwald. 4*44. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Mitteilungen des Statistischen Landesamtes des Herzogtums Bukowina. Ver¬ 
öffentlicht vom Statistischen Landesamte des Herzogtums Bukowina. Lex.-8\ 
Czernowitz, H. Pardini. XV. Jahrbuch, Statistisches, des Herzogtums Buko¬ 
wina für das Jahr 1908. 2. Jahrg. Zusammengestellt und veröffentlicht vom 
Statistischen Landesamte des Herzogtums Bukowina. (XIV, 418 S.) 1911. 
Bar nn 7 Jt. 

Mitteilungen, medizinal-statistische, aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des KaiserL Gesundheitsamtes.) 14. Bd. 2. Heft 
(S. 123 bis 228 und 117 bis 291 mit 3 farbigen Karten.) Lex.-8®. Berlin, J. Springer, 
1911. 11*44. Die Abnehmer der Veröffentlichungen des KaiserL Gesundheit»- 
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amtes erhalten die Mitteilungen zu einem um 20Proz. ermäßigten Preise. 
Das 1. Heft des 15. Bandes ist bereits 1911 erschienen. 

Boesle, Dr. E.: Sonderkatalog für die Gruppe Statistik der wissenschaftlichen 
Abteilung der Internationalen Hygieneausstellung Dresden 1911. Catalogue 
special du groupe statistique de la Bection scientifique de Pexposition inter¬ 
nationale d’hygiene Dresde 1911. Eine Einführung in die Ergebnisse der 
internationalen Bevölkerungs- und Medizinalstatistik. Mit 17 farbigen Re¬ 
produktionen graphischer Darstellungen. (224 S.) gr.-8*. Dresden 1911. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt Bar nn5 JH. 

Btatisties. London Statistics. VoL 21. 1910—11. Maps and Diagrams. Cloth 
bound, octavo size. 5/. 

Statistik, österreichische. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentral¬ 
kommission. 88. Bd. 35,5 x 26,5 cm. Wien, C. Gerolds Sohn. III. Heft 
Bewegung der Bevölkerung der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder in den Jahren 1908 und 1909. Bearbeitet von dem Bureau der k. k. 
statistischen Zentralkommission. (XVIII, 199 S.) 1911. 6,50 J/L Heft IV ist 
bereits 1910 erschienen. 

Zeitschrif t für schweizerische Statistik 1911. 5. Heft Bern, Franoke. 1,80 Jk- 

Zentralblatt, Deutsches statistisches. Herausgegeben von Drs. Reg.-R. Johs. 
Feig, Dirr. Geh. Reg.-R. Eug. Würzburger und Prof. Frdr. Schäfer. 
4*Jahrg. 10 Nummern. (Nr. 1, 32 Sp.) Lex.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 
Bar 10 X 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Bloch, L. Principes de la technique de l’öclairage, trad. par G. Roy. 40fig., 
in-8°. Gauthier-Villars. 6 fr. 

Sammlung von Abhandlungen, Gutachten und Vorträgen über Städtereinigung 
und Verwertung städtischer Abfallstoffe für die Landwirtschaft und Industrie, 
gr.-ö*. Leipzig, F. Leineweber. 6. Heft. Dörr, Dr. Clem.: Hausmüll und 
Straßenkehricht. (VIII, 496 S. mit 436 Fig.) 1912. 14 geb. in Leinw. 15 jH. 

Stahl; Dr. Otto: Zur Wasserversorgung der Stadt Magdeburg. (718. mit 21 Ta¬ 
bellen und 3 Kurventafeln.) gr.-8°. Berlin, E. Ebering, 1911. 8,50 JC. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Bericht über den vom 12. bis 14. Juni 1911 in Dresden abgehaltenen Kongreß 
für Heizung und Lüftung (VIII. Versammlung von Heizungs- und Lüftungs- 
fachmännern). Vom geschäftsführenden Ausschuß herausgegeben. (366 S. mit 
154 Abbildungen und 2 Tafeln.) gr.-8°. München, R. Oldenbourg, 1911. 5 Jfc. 
Bericht über den 2. deutschen Wohnungskongreß Leipzig 11. bis 14. Juni 1911. 
Auf Grund der stenographischen Protokolle herausgegeben vom Kongreß¬ 
vorstand. (VIII, 814 S.) gr.-8*. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1912. 4 
Flur, Bauinsp. F.: Wie wohnt man im Eigenhause billiger als in der Miets¬ 
wohnung? Wie beschafft man sich Baukapital und Hypothek? Für alle 
Mieterkreise in Stadt und Land herausgegeben mit über 80 Abbildungen. 
51. bis 60. Tausend. (64 S.) 8°. Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesellschaft, 

1911. \JL. 

Gartenstadt, Die, Hellerau bei Dresden. Ein Bericht über den Zweck, die Or¬ 
ganisation, die Ansiedelungsbedingungen, die bisherigen Erfolge und die Ziele. 
Mit 130 Plänen, Grundrissen und Photographien. Herbst 1911. (71 S. mit 
Abbildungen und 1 Plan.) Lex.-8°. Hellerau bei Dresden, B. Tanzmann, 

1912. 1 JL 

Hegemann, Gen.-Sekr. Dr. Wern.: Der Städtebau nach den Ergebnissen der 
allgemeinen Städtebauausstellung in Berlin, nebst einem Anhang: Die inter¬ 
nationale StädtebauaussteUung in Düsseldorf. 680 Wiedergaben des Bilder- 
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und Planmaterials der beiden Ausstellungen (darunter eine große Anzahl 
ganzseitiger und doppeltseitiger farbiger Reproduktionen). Herausgegeben im 
Aufträge der Arbeitsausschüsse. 3 Teile. (1. Teil, 144 8.) Lex.-8°. Berlin, 
E. Wasmuth, 1911. Für vollständig 18 Jk. 

Klein, A.: Baupolizei für die ländlichen Ortschaften des Regierungsbezirks 
Oppeln. Polizeiverordnung über die Bauten in den ländlichen Ortschaften des 
Regierungsbezirks Oppeln (ländliche Bauordnung) vom 1. November 1911 
nebst den sie ergänzenden gesetzlichen Bestimmungen. Mit ausführlichem 
Sachregister. (98 S.) 8°. Groß-Strehlitz, A. Wilpert, 1912. Geb. in Leinw. 
2Ji. 

Kleinbauten, Moderne. 11. Serie. Kleinere Wohn- und Geschäftshäuser, Villen, 
Schulen, Sparkassen, Gasthäuser, Jägerhaus, Arbeiter- und Beamtenwohn¬ 
häuser, Konsumanstalten, Rathäuser usw. Entwürfe und Naturaufnahnen von 
ausgeführten Bauten. (70 Tafeln und 8 S. Text.) 41,5 x 32 cm. Wien, A. Schroll 
& Co., 1912. In Mappe 40 Jt. Die erste Serie erschien 1909 ohne Teil¬ 
bezeichnung. 

Mehrtens, John H.: Wohnkunst für jedermann. Ein Beitrag zur Wohnungs¬ 
hygiene und zur Lösung der sozialen Frage. (159 S.) gr.-8°. Leipzig, 0. Wigand, 
1912. 2A. 

Mitteilung, 12., der Prüfungsanstalt für Heizungs- und LüftungseinrichtungeD 
der königl. technischen Hochschule zu Berlin. Vorsteher: Prof. Dr. techn. 
K. Brabbee. Einfluß von Heizkörperverkleidungen auf die Wärmeabgabe 
von Radiatoren. Aus „Gesundh.-Ingen. M (15 S. mit 24 Figuren.) 33,5x24,5 cm. 
München, R. Oldenbourg, 1911. 0,80^. 

Niedner, Stadtbaumstr. Priv.-Doz. Dr.-Ing. Frz.: Die Straßenreinigung in den 
deutschen Städten unter besonderer Berücksichtigung der Dresdner Straßen¬ 
reinigung. (IH, 99 S. mit 66 Abbildungen, 5 Tafeln und 1 Blatt Erklärungen.) 
Lex.-8°. Leipzig, W. Engelmann, 1911. 4 JC. 

Schiff, Emil: Kleingewerbliche Werkstattenhäuser. Plan eines Erwerbsunter¬ 
nehmens zur Förderung des Kleingewerbes. (24 S.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 
1912. 0,80 jH. 

Schmidt, Ob.-Baur. L. F. Karl: Kleinwohnungen für mittlere und Großstädte 
in geschlossener Bauweise, hervorgegangen aus einem Wettbewerb, veranstaltet 
im Einvernehmen mit dem königl. sächsischen Ministerium des Innern vom 
Landesverein sächsischer Heimatsschutz. (60 Tafeln.) 49,5 X 36 cm. Nebst 
Text. (45 S. mit 35 Abbildungen.) Lex.-8°. Dresden, H. v. Keller, 1912. In 
Halbleinw.-Mappe und geh. 30 Ji. 

Stola, Amtsbaumstr.: Beamten und Arbeiterwohnhäuser. Verwaltungstechnisches 
und praktische Winke nebst einer Sammlung von Entwürfen ausgeführter 
Bauten. Für Stadt- und Amtsverwaltungsbehörden, Baumeister, Techniker, 
Bauunternehmer und Nichtfachleute. Aus der Praxis für die Praxis. (177 S. 
mit 101 Fig.) 8°. Straßburg, J. Singer, 1912. 4,50 geb. 5,50 JL. 

Volksbücherei, Technische. Herausgeber: berat. Ingen. Joh. Eug. Mayer. 
kL-8°. Berlin, Maritima. 3. Bd. Fusbahn, Ingen. Paul: „Wie versorge ich 
mein Wohnhaus mit warmem Wasser?“ (158 S. mit 82 Abbildungen.) 1912. 2 A 

5. Schulhygiene. 

Schulhygiene, Japanische. Von Geh. Rat Prof. Dr. M. Mishima. (VI, 115S.) 
8°. Dresden, C. C. Meinhold <fc Söhne, 1911. 1,50 jH. 

Zeitschrift für Schulgesundheitspflege. Begründet von Dr. L. Kotelmann, 
weitergeführt von Prof. Dr. Fr. Erismann. Redigiert von Stadtaohularzt 
Dr. Stephani. 25. Jahrg. Mit einer Beilage: Der Schularzt. 10. Jahrg- 
12 Hefte. (1. Heft, 64 und 16 S. mit Abbildungen.) gr.-8*. Leipzig, L. Voß, 
1912. Halbjährlich bar 8 einzelne Hefte 1,60 jk. 
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6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Flachs, Dr. Rieh.: Erste Hilfe bei Unglücksfallen und plötzlichen Erkrankungen, 
nebst Verbandskasten und Hausapotheke. Aus „Flachs: Das Kind und seine 
Pflege“. (4S. und 19B]att.) 16°. Dresden, v. Zahn <fc Jaensoh, 1912. 0,40 *46. 

Fotbergill, W. E. A Handbook for Midwives and Maternity Nurses. 2nd Ed. 
8vo, pp. 272. W. Green net 5/. 

Nutttug:, Oberin Pflegerinnensch.-Direktorin Präsidentin Prof. M. Adelaide, und 
Sekretärin Lavinia L. Dock: Geschichte der Krankenpflege. Die Ent¬ 
wickelung der Krankenpflegesysteme von Urzeiten bis zur Gründung der 
ersten englischen und amerikanischen Pflegerinnenschulen. Übersetzt von 
Präsidentin Schwester Agnes Karll. 2. Bd. (IV, 483 S. mit 21 Vollbildern.) 
8°. Berlin, D. Reimer, 1911. Geb. in Leinw. 10*46. 

Warwick, F. J. and Tunstall, A. C. First Aid to the Injured and Sick. An 
Advanced Ambulance Handbook. 7th Ed. Revised. 12 mo, pp. xiv — 246. 
J. Wright, Bristol net 1/; leather, net 2/6. 

Zeitschrift für Krankenanstalten. Wochenschrift für Bau, Einrichtung, Aus¬ 
stattung, wirtschaftlichen Betrieb, Organisation und Verwaltung der Kranken¬ 
häuser, Hospitäler, Lazarette, Irren- und Pflegeanstalten, Kur- und Bade¬ 
verwaltungen, Heilstätten und Sanatorien. Redakteur R. Helbig. 8. Jahrg. 
1912. 52 Nummern. (Nr. 1 bis 4, 72 Sp. mit 12 Taf.) 31 X 23,5 cm. Leipzig, 
F. Leineweber. Vierteljährlich bar 4 A; einzelne Nummern 0,70 *46. 


7. Militär- und Schiffshygiene. 

Bericht, Sanitätsstatistischer, des k. und k. Heeres für das Jahr 1909. Über 
Anordnung des k. und k. Reichskriegsministeriums bearbeitet und heraus¬ 
gegeben vom k. und k. technischen Militärkomitee. (III, 112 S. mit Abbildungen 
und 17 Tafeln.) 31x23,5 cm. Wien, Hof- und Staatsdruckerei, 1911. 6*46. 
Jacques, M. District Nursing. Cr. 8vo. Macmillan. net 4/6. 

Mackay, H. Improved Methode of Aid in the Field. 16mo, limp, pp. 120. 
Eyre <fc S. net 1/6. 

Roths, W., Jahresbericht über die Leistungen und Fortschritte auf dem Gebiete 
des Militärsanitätswesens. Herausgegeben von der Redaktion der Deutschen 
militärärztlichen Zeitschrift. 36. Jahrg. Bericht für das Jahr 1910. Er¬ 
gänzungsband zur Deutschen militärärztlichen Zeitschrift. (XV, 134 S.) gr.-8 Ä . 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1911. 3,50.46. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militärsanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des königl. preußischen Kriegsministeriums. gr.-8 d . 
Berlin, A. Hirschwald. 50. Heft. Haberling, Ob.-Stabsarzt Regimentsarzt 
Dr. W.: Sonnenbäder. (40 S.) 1912. 1 Ji. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Aus Natur und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher 
Darstellungen. 8°. Leipzig, B. G. Teubner. 47. Schumburg, Prof. Gen.-Arzt 
Dr. Wilh.: Die Tuberkulose, ihr Wesen, ihre Verbreitung, Ursache, Ver¬ 
hütung und Heilung. Für die Gebildeten aller Stände gemeinfaßlich dar¬ 
gestellt. 2. Aufl. (VIII, 140 S. mit 8 Figuren und 1 Tafel.) 1912. Jedes 
Bändchen 1 *46; geb. in Leinw. 1,25.46. 

Beiträge zur Klinik der Tuberkulose und spezifischen Tuberkuloseforschung. 
Unter Mitwirkung von Drs. Doz. H. Arnsberger, Prof. Asch off, Chefarzt 
B. Bandelier u. a. herausgegeben von Dir. Dr. Ludolph Brauer. Autoren- 
und Sachregister zu Bd. I bis XX, bearbeitet vom Dr. Edg. Ruediger. (93 S.) 
Lex.-8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. 5,00*46; geb. 6,50 .46. 
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Control and Eradication of Tuberculosis, The. A Series of International Studie«. 

By many authors. 8vo, pp. 468. W. Green, net 16/. 

Cr&ig, C. F. The Paraaitic Amoeb® of Man. 8vo. Lippincott. net 10/6. 
Desinfektor, Der praktische. Offizielles Organ des Deutschen Desinfektoren¬ 
bundes. Schriftleitung für den fachwissenschaftliohen Teil: Kreisarzt Dr. 
Wolf, für den übrigen Teil: Helm. Otto. Jahrg. 1912. 12 Hefte. (1. Heft, 
16 S.) gr.-8°. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar 3 JL\ ein¬ 
zelne Hefte 0,30.46. 

Handbuch der pathogenen Mikroorganismen. Herausgegeben von Kolle und 
Wassermann. 2. Aufl. 3. Lieferung. Jena, Fischer. bJL 
Heinemann, Paul G. A Laboratory Guide in Bacteriology. 2nd E<L, Enlarged 
and Bevised. 12mo, pp. 216. Camb. Univ. Press, net 6/. 

Horn) Dr. Geo.: Der Krebs und krebsähnliche Erkrankungen. Ein Mahnwort 
an jedermann, besonders an die Frauen. Ein Wegweiser zur Aufklärung 
des Volkes für Pastoren. Lehrer, Guts- und Gemeindevorstände, Hebammen. 
Nach einem Vortrage. (20 S. mit 1 Abbildung.) 8°. Stettin, J. Burmeister, 
1912. Bar 0,50.46. 

Veröffentlichungen der Robert Koch-Stiftung zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose. Herausgegeben vom Vorstande der Stiftung. Lex.-8°. Leipzig, G. Thieme. 
3. Heft. I. Jochmann, leit. Arzt Prof. G., und Stabsarzt B. Möllers, Drs.: 
Über die Behandlung der Tuberkulose mit Kochs albumosefreiem Tuber¬ 
kulin. II. Möllers, Stabsarzt B., und Assist.-Arzt W. Heinemann, Drs.: 
Über die stomachale Anwendung von Tuberkulinpräparaten, in. Blüh dorn, 
ehern. Assist.-Arzt Dr. Kurt: Versuche mit Chinosol und Formaldehyd bei 
Tuberkulose. Aus dem königl. Institut für Infektionskrankheiten (Direktor: 
Geh. Ob.-Med.-R. Prof. Dr. Gaffky) und der Infektionsabteilung des Rudolf- 
Virchow-Krankenhauses (dirigierender Arzt: Prof. Dr. Joch mann). (68 S. 
mit eingedruckten Kurven.) 1912. 3,60.46. 

Xylander, Stabsarzt Dr.: Sonderkatalog für die Gruppe Immunität und Schutz¬ 
impfung der wissenschaftlichen Abteilung der Internationalen Hygieneaus¬ 
stellung Dresden 1911. (61 S.) gr.-8°. Dresden 1911. Berlin, Deutscher 
Verlag für Volkswohlfahrt. Bar nn 1 Jk 
Zentralblatt für Bakteriologie, Parasitenkunde und Infektionskrankheiten. 2. Ab¬ 
teilung: Allgemeine, landwirtschaftlich technologische Bakteriologie, Gärungs¬ 
physiologie und Pflanzenpathologie. Herausgegeben von Prof. Dr. 0. Uhl- 
worm. Generalregister für die Bände 21 bis 30. Bearbeitet von Dr. E. Riehm. 
(III, 393 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1911. 12,50.46. 

9. Hygiene des Kindes. 

Bernheim-Karrer) Säuglingsheim-Vorst. Priv.-Doz. Dr. J.: Gesundheitspflege des 
Kindes. (XII, 144 S. mit 9 Tafeln.) kl.-8°. Zürich, Schultheiß & Co., 1912. 
Geb. in Leinw. 2,80.46. 

CoüetouX) Dr. Ren4. Regime de Penfant. In-18. 0. Doin et fils. 1fr. 
Dumstrey) Dr. F.: Die Körperpflege des Kindes in gesunden und kranken Tagen. 
Ärztliche Ratschläge. (154 S.) gr.-8°. Leipzig, Heliosverlag, 1912. Bar 2£0 J&\ 
geh. 4 JL. 

Engel, Ob.-Arzt Doz. Dr. St.: Grundriß der Säuglingskunde. Ein Leitfaden für 
Schwestern, Pflegerinnen und andere Organe der Säuglingsfnrsorge, mit 
58 Textabbildungen, nebst einem Grundriß der Säuglingsfürsorge von Dr. 
Marie Baum, mit 4 Textabbildungen. (X, 208S.) gr.-8 Ä . Wiesbaden, J. F. 
Bergmann, 1912. Geb. in Leinw. 4,60 .46. 

H&berlin, Dr.: Ziele und Schwierigkeiten der sozialen Kinderfürsorge. Aus: 
„Der Kinderarzt“. (7 S.) gr.-8°. Leipzig, B. Konegen, 1912. Bar 1 >6. 
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Heß, Dr. Karl: Über Winterkuren in Kinderheilstätten. Aus „Der Kinderarzt“. 

(4 S.) gr.-8*. Leipzig, B. Konegen, 1912. Bar 1 Ji. 

J&rrioot, Dr. J. Consultations de nourrissons et gouttes de lait. Röle social et 
pratique du fonotionnement. in-8°. J.-B. Bailliöre et Als. 10 fr. 
Jugendfürsorge- und Zwangsersiehungstag, Erster bayrischer, am 20., 21. 
und 22. Juni 1911 in München. Veranstaltet vom bayrischen Landesaussohuß 
für Jugendfürsorge. Bericht über die Verhandlungen. (94 S.) 8°. München, 
Ph. L. Jung, 1911. 2 Jt. 

Neujahrsblatt der züricherischen Hilfsgesellschaft auf das Jahr 1912. gr.-8°. 
Zürich, Beer <fc Co. 112. Sohnltheß, Dr. Wilh.: Die Krüppelfürsorge. (68S. 
mit 9 Tafeln.) 1912. nu 2,50 JL. 

Röhaer, F. R.: Die Krankheiten der Zähne. Vorbeugung und Heilung. Für 
den Laien allgemeinverständlich beschrieben. Nebst einem Kapitel für 
Eltern: Kindliche Zahnpflege. (43 S. mit Figuren.) 8°. Neuwied, J. Meincke, 

1911. 0,75 Jt. 

BAemann, Der. Monatsschrift für Jugendbildung und Jugendkunde. Heraus¬ 
gegeben von dem Bunde für Schulreform, allgemeinen deutschen Verband 
für Erzieh ungs- und Unterrichts wesen und der Lehrervereinigungen für die 
Pflege der künstlerischen Bildung in Hamburg. Schriftleiter für Jugendbildung: 
Carl Götze und Dr. Edm. Neuendorff, für Jugendkunde: Prof. Dr. H. 
Cordsen. Verantwortlich Carl Götze. Jahrg. 1912. 12 Hefte. (1. Heft, 
48 S. mit 2 Tafeln.) gr.-8°. Leipzig, B. G. Teubner. Vierteljährlich 2Ji; 
einzelne Hefte 1 Ji. Bisher unter dem Titel: Zeitschrift für Jugend- 
wohlfahrt usw. 

Tausaig, Dr. Jos., und Siegm. Taussig: Ernährung und Pflege des Kindes 
bis zum Ende des 2. Lebensjahres, sowie die Verhütung seiner Erkrankung. 
6. bis 8. Tausend. (XI, 187 S.) kl.-8°. Wien, W. Braumüller, 1911. Geb. in 
Leinw. 2 Ji. 

Toeplitz, Dr. Fritz: Des Säuglings Ernährung und Pflege. Anleitung für 
Mütter aller Stände, Kinder- und Wochenpflegerinnen. Zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit. Mit einer Einführung von Prof. Dr. A. Schloßmann. 
2. vermehrte und verbesserte Aufl. (16 S.) 8°. Breslau, Preuß & Jünger, 

1912. 0,50 Ji. 

Veröffentlichungen des Vereins für Säuglingsfürsorge im Regierungsbezirk 
Düsseldorf. Herausgegeben von Drs. Prof. A. Schloßmann und Marie 
Baum. gr.-8*. Berlin, C. Heymann. 6. Heft. Petersen, Dir. Dr. J.: 
Gedanken über die Organisation der Jugendfürsorge. (III, 50 S.) 1912. 1 Jt. 


10. Variola und Vaccination. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Mit besonderer Unterstützung des Institutes für 
Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der Deutschen Kolonial¬ 
gesellschaft (Umschlag: Unter Mitwirkung des Institutes für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten in Hamburg und mit besonderer Unterstützung der Deut¬ 
schen Kolonialgesellschaft) herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. XV. Bd. 
Jahrg. 1911. Beihefte. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 10. Voigt, Ob.-Impf- 
arzt Prof. Dr. Leonh.: Die Versorgung tropischer Schutzgebiete mit Kuh¬ 
pockenimpfstoff. Erfahrungen und Versuche. (29 und IS. mit 1 Tafel.) 1911. 
1,50 Subskr.-Pr. 1,20 Jt- 

11. Geschlechtskrankheiten. 

Aua Natur und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher 
Darstellungen. 8°. Leipzig, B. G. Teubner. 251. Schumburg, Gen.-Arzt 
Prof. Dr.: Die Geschlechtskrankheiten, ihr Wesen, ihre Verbreitung, Be- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



366 


Neu erschienene Schriften. 


kämpfung und Verhütung. Für die Gebildeten aller Stände bearbeitet 2. Aui 
Mit 4 Figuren im Text und 1 mehrfarbigen Tafel. (VI, 112 S.) 1912. Jedes 
Bändchen 1 M ; geb. in Leinw. 1,25 Ji. 

Hhrlioh-H&ta 606. Salvarsan, Arsenobenzol, Hiperideal 606 oder die erfolg¬ 
reichsten Methoden der Syphilisbehandlung unter Anwendung der Wasser¬ 
mann sehen Blutprobe und der Dunkelfeldbeleuchtung nach den neuesten 
Ergebnissen der Wissenschaft. (32 S.) 8°. Leipzig, Ernst, 1912. 0,50 A 

Kühner, Dr. A.: Die Gefahren im Geschlechtsleben. Wesen, Ursachen, Ver¬ 
hütung und Heilung der Geschlechtskrankheiten. (128 8.) kl.-8®. Dresden, 
W. A. Schwarze, 1911. 2 JL. 

Molntosh, James, and Fildes, PauL Syphilis from the Modem Standpoint 
8vo, pp. 244. E. Arnold, net 10/6. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Schriften des Institutes für Gewerbehygiene zu Frankfurt a. M. gr.-8*. Berlin, 
Polytechnische Buchhandlung A. Seydel Teleky, Priv.-Doz. Dr. Ludw.: Die 
gewerbliche Quecksilbervergiftung. Dargestellt auf Grund von Untersuchungen 
in Österreich. (IX, 228 S. mit 14 Abbildungen und 17 Tabellen.) 1912. 
6,80 A; geb. in Leinw. 8 Jk 

13. Nahrungsmittel. 

Buohka, Geh. Ob.-Reg.-R. vortr. Rat Vorst. Prof. Dr. K. v.: Die Nahrungsmittel¬ 
gesetzgebung im Deutschen Reiche. Eine Sammlung der Gesetze und wichtig¬ 
sten Verordnungen, betreffend den Verkehr mit Nahrangsmitteln, Genuß¬ 
mitteln und Gebrauchsgegenständen, nebst den amtlichen Anweisungen zu 
ihrer chemischen Untersuchung. 2. Aufl. (XX, 294 S. mit 3 Figuren.) 8*. 
Berlin, J. Springer, 1912. Geb. in Leinw. 5 jH. 

Qotow, Marie: Die Vollnahrung. (112S.) kl.-8°. Leipzig-Gohlis 1911. Rssch- 
witz, B. Volger. 2 jH. 

14. Alkoholismus. 

Alkoholfrage, Die. Sozialhygienische Nachrichten als Redaktionsmaterial für 
die Presse. Unter Mitwirkung von Drs. Prof. Aschaffenburg, Bürgermitr. 
Fock, Prof. Kraepelin u. a. Herausgegeben mit Unterstützung de« »All¬ 
gemeinen deutschen Zentralverbandes zur Bekämpfung des Alkoholismus, e. V.“ 
Von Frdr. Schöll und Dr. Pf leiderer. 11. Jahrg. 1912. 12 Nummern. 
(Nr. 1, 1 Blatt in Lex.-8°, 3 Blatt in 8° und 4 Blatt in 10,5 x 13,5 cm.) Reut¬ 
lingen, Mimir. Bar 1,50 A. 

Hellauf. Illustrierte Monatsschrift zur Förderung der Enthaltsamkeit. Zugleich 
Mitteilungen der süddeutschen Gauverbände. Herausgegeben und verantwort¬ 
lich geleitet von Reallehrer Frdr. Schöll und Dr. Alfr. Pfleiderer. 
4. Jahrg. 1912. 12 Nummern. (Nr. 1, 20 S.) Lex.-8°. Reutlingen, Mimir, 
Bar 2 JH>. Bisher unter dem Titel: Mitteilungen des schwäbischen Gsu- 
verbandes gegen den Alkoholismus. 

15. Populäre Hygiene. 

Arzt, Der, als Erzieher. Neue Aufl. gr.-8°. München, Verlag der ärztlichen 
Rundschau. 6. Heft. Meyer, Ger.-Assist.-Arzt Dr. M.: Haarschwund und 
Glatze, ihre Verhütung und Behandlung. 5. und 6. Aufl. (60 S.) 1912. 1,40 A 
— 16. Heft. Rodari, Doz. Dr. P.: Magen und Darm in gesundem und 
krankem Zustande. Bau und Funktion des Verdauungskanales. — Hygienische 
Lebensweise und rationelle Ernährung in Theorie und Praxis. Nähr- und 
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Genußmittel. — Die Erkrankungen des Magens und Darmes. Ärztliche Rat¬ 
schläge. — Die Beziehungen des Verdauungskanales und seiner Erkrankungen 
zu anderen Krankheiten. Gemeinverständliche Darstellung. 3., neubearbeitete 
und erweiterte Aufl. (81 S. mit Abbildungen.) 1912. 1,60 Ut. 

Bahnarzt, Der. Monatsschrift für das gesamte Eisenbahnsanitätswesen. Organ 
des Vereins der Bahnärzte der k. k. österreichischen Staatsbahnen. Geleitet 
von Drs. Emil Bergmann und Aladär Bekäs. Herausgeber: Verein der 
Bahnärzte der k. k. österreichischen Staatsbahnen in Wien. Verantwortlich 
Dr. A. Bekäs. 8. Jahrg. 1912. 12 Nummern. (Nr. 1 , 8 S.) 31 X 23,6 cm. 
Wien u. Leipzig, B. Konegen. Bar 10Ult. Bisher unter dem Titel: Eisen¬ 
bahnsanitätswesen, Das. 

Bibliothek für Sport und Spiel. 8°. Leipzig, Grethlein <fc Co. 19. Bd. Rosenow, 
Herrn.: Der Wintersport. Ein Handbuch, herausgegeben mit Beiträgen von 
Ulr. Salchow, Drs. E. Schottelius, W. Schomburgk u. a. (174S. mit 
Abbildungen.) 1912. 3 Ult; geb. 3,80 Ult. 

Bücherei der Gesundheitspflege. Neue Aufl. kl.-8°. Stuttgart, E. H. Moritz. 
6. Bd. Neumayer, Prof. Dr. Hans: Nase, Rachen und Kehlkopf. Die 
Hygiene der oberen Luftwege im gesunden und kranken Zustande. 2. ver¬ 
besserte Aufl. 4. bis 6. Tausend. (XII, 142 S. mit 3 Tafeln.) 1912. 1,80 Ut; 
geb. in Leinw. 2,26. 

Ch&telain, Prof. Dr. Auguste: Hygiene des Nervensystems. Übersetzt von Prof. 
Dr. A. Mühlan. (IV, 87 S.) gr.-8°. Leipzig, F. C. W. Vogel, 1912. 2 Ult. 

linde, Ob.-Bürgermstr. Paul am: Was haben die Gemeindebehörden eines Kur¬ 
ortes für dessen Aufblühen zu tun? Ein Beitrag zu den Bestrebungen auf 
dem Gebiete der „Internationalen Hygieneausstellung Dresden 1911“. (61S.) 
8°. Dresden, H. Burdach, 1911. nn 1,20 Ult. 

Erkenne deine Krankheit. Monatsschrift für Kranke und Gesunde. Schriftleiter: 
Frdr. Bechly. 3. Jahrg. 1912. 12 Hefte. (1. Heft, 8 S.) 30,5 X 24 cm. 

Berlin, Spreeverlag. Bar 1,20 Ult; einzelne Hefte 0,10 Ult. 

Erziehung:, Körperliche. Zeitschrift für reales Leben. Herausgeber und 
verantwortlich: Dr. Vikt. Pimmer. 8. Jahrg. 1912. 6 Hefte. (1. Heft, 

32 S. mit Abbildungen und 1 Tafel.) Lex. -8°. Wien, F. Deuticke. Bar 
5,40 Ult. 

Freudenfeld, Ob.-Reg.-R. Dr.: Volkserholung und die Tätigkeit der Zentralstelle 
für Wohlfahrt und Heimatpflege auf diesem Gebiete. Vortrag. Aus „Elsaß- 
Lothringisches Schulblatt“. (10 S.) Lex.-8°. Straßburg, Straßburger Druckerei 
und Verlagsanstalt, 1911. 0,50 Ult. 

Helfer, Der. Monatsblätter für persönliche und soziale Gesundheitspflege, Kranken¬ 
fürsorge und natürliche Heilkunst. Schriftleitung: Dr. H. Möser. 16. Jahrg. 
1912. 12 Nummern. (Nr. 1 und 2, 48 S.) gr.-8°. Ulm, Buchhandlung „Ulmer 
Volksbote“. Bar 2Ut. 

Hermann, Primararzt Dr. Jos.: Die Lebensführung im hohen Alter. 6. Aufl. 
12. bis 20. Tausend. Bearbeitet und ergänzt von Chefarzt Dr. Ziegelroth. 
(104 S. mit Bildnis.) 8°. Leipzig, H. Hedewigs Nachfolger, 1911. 1,50 Ut; 
geb. 2 Ult. 

Hofatetter, Gottfr.: Mein Hausfreund! Dem Gesunden zur Lehr — dem 
Kranken zur Wehr. Sammlung bewährter Haus- und Heilmittelrezepte für 
Gesunde und Kranke, nebst einer Übersicht über die hauptsächlich vor¬ 
kommenden Heilpflanzen und Krankheitsfälle. Unentbehrlicher Ratgeber für 
jedermann. Aus zuverlässigen Quellen bearbeitet. 2. vermehrte Aufl. (138 S.) 
kL-8°. Straßburg i. E., 1911. Leipzig, Fritzsche & Schmidt. Geb. in Halb- 
leinw. 1 Ut. 

Hygiene, Die. Zentralblatt für alle Bestrebungen der Volks Wohlfahrt, Gesund¬ 
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Die sozialhygienischen Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1911. 

Von Dr. med. Alfons Fischer, Karlsruhe i. B. 


Zweimal habe ich bereite in dieser Zeitschrift 1 ) die sozialhygienischen 
Zustände in Deutschland, soweit sie aus den amtlichen Veröffentlichungen 
der jeweiligen Jahre erkannt werden konnten, geschildert. Schon im vorigen 
Jahre konnte ich berichten, daß auf meine erstmaligen Darlegungen hin mir 
eine Reihe von Zuschriften zugingen, aus denen zu ersehen war, mit welchem 
Interesse man in den Kreisen der Ärzte und Hygieniker meine Ausführungen 
aufgenommen hat; diesmal kann ich mit Befriedigung feststellen, daß zu den 
noch zahlreicheren persönlichen Mitteilungen auch anerkennende Äußerungen 
in der Literatur hinzugetreten sind; so haben sich z. B. Grotjahn 3 ) in 
dem „Jahresbericht über soziale Hygiene u und neuerdings Koelsch 3 ) in 
einem Aufsatz der „Münch, med. Wochenschr. tf beifällig über diese meine 
Arbeiten ausgesprochen. Darum unternehme ich es gern, wiederum ein 
Bild von den sozialhygienischen Zuständen unseres Vaterlandes, diesmal auf 
Grund der amtlichen Veröffentlichungen des Jahres 1911, zu entwerfen. Ich 
werde hierbei den Stoff in ähnlicherWeise gruppieren, wie bei meinen ersten 
Abhandlungen; und bei der Auswahl werde ich darauf bedacht sein, aus der 
Fülle des Materials möglichst solche Angaben für die Erörterung heraus¬ 
zugreifen, welche sich durch ihre Neuartigkeit auszeichnen oder besonders 
interessante Ergänzungen zu meinen Darlegungen der beiden vorher¬ 
gegangenen Jahre enthalten. 

I. Bevölkerungazusammensetzung und -bewegung. 

Wie bei. den beiden ersten Arbeiten, so beginnen wir auch diesmal 
unsere Ausführungen mit der Bevölkerungsstatistik*), denn diese gibt 
die beste Grundlage für die Beurteilung der sozialhygienischen Zustände. 
Diesmal können wir hier besonders wichtige Angaben anführen, weil nun¬ 
mehr die endgültigen Ergebnisse der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 
vorliegen. Schon in meiner vorjährigen Abhandlung 4 ) hatte ich einige 

*) Anmerkung bei der Korrektur: Bei diesem Abschnitt meiner vorjährigen 
Arbeit hatte ich auf 8. 428 geschrieben, daß W. Weinberg die irrtümliche Auf¬ 
fassung habe, der Knabenüberschuß werde sehr bald in sein Gegenteil verwandelt. 
Kürzlich teilte mir Herr Sanitätsrat Dr. W. Weinberg mit, daß die von mir 
gekennzeichnete. Stelle in Tugendreichs Handbuch, „Die Mutter und Säuglings- 
farsorge“, nicht von ihm, sondern von Tugendreich stamme. Mein Versehen 
wurde dadurch veranlaßt, daß in dem genannten Handbuche bei dem Teil I des 
Kapitels „Mutter- und Säuglingsstatistik“ Weinberg als Verfasser angegeben ist; 
bei dem Teil II, in dem die in Rede stehende Stelle vorkommt, fehlt allerdings 
die Angabe über den Antor. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 94 
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Resultate der Volkszählung wiedergegeben; in der Tabelle 1 wird nun ein 
ausführliches Bild geboten. 

Die Tabelle 1 5 ) enthält bereits sehr interessante Feststellungen. Wir 
sehen zunächst, in welchem Verhältnis die Bevölkerung in den einzelnen 
Staaten seit der Reichsgründung zugenommen hat. Man erkennt sogleich, 
daß der Zuwachs in den städtischen (Berlin, Hamburg, Bremen) und in den 
industriellen (Westfalen, Rheinland, Königreich Sachsen) Gebieten sehr groß, 
in den agrarischen Landesteilen (Ostpreußen, Pommern, Mecklenburg- 
Schwerin, Mecklenburg-Strelitz) verhältnismäßig sehr gering ist. Diesen 
Angaben entsprechen auch die Veränderungen der Volksdichte in den einzelnen 
Provinzen bzw. Staaten. 

Des weiteren erkennen wir, in welchen Landesteilen der gewöhnlich zu 
beobachtende Frauenüberschuß fehlt. In meiner vorjährigen Arbeit 6 ) 
habe ich der Erscheinung des Frauenüberschusses bereits einige Erörterungen 
gewidmet. Seitdem habe ich mich mit den Problemen dieser interessanten 
bevölkerungBstatistischen Feststellung eingehender befaßt; die Ergebnisse 
meiner Untersuchung 7 ) werden demnächst veröffentlicht werden. An dieser 
Stelle sei hiervon nur erwähnt, daß der Frauenüberschuß durch die Wan- 
derungsverhältnisse hervorgerufen wird, daß in Ländern mit Frauenüberschuß 
die Sterblichkeit der Männer weit größer ist als in Gebieten mit Männer¬ 
überschuß, daß also aus der Erscheinung des Frauenüberschusses auf eine durch¬ 
schnittlich weniger gute physische Beschaffenheit der Männer des jeweiligen 
Staates geschlossen werden muß. An einem internationalen statistischen 
Material habe ich diese Tatsachen festgestellt und die paradox klingende 
These bewiesen, daß in den Ländern, in denen mehr. Männer als Frauen vor¬ 
handen sind, weniger Männer oder mindestens nicht mehr Männer als Frauen 
sterben; dies konnte z. B. auf Grund der amtlichen Statistiken von Japan 8 ) 
dargetan werden; von deutschen Gebieten trifft diese Beobachtung besonders 
für Elsaß-Lothringen 9 ) zu, wovon sogleich geredet werden soll. 

Doch zuvor wollen wir die in der Tab. 2 10 ) enthaltenen Angaben betrachten. 

Diese Statistik zeigt uns, daß im Gegensatz zu den Jahrfünften 1895 
bis 1900 und 1900 bis. 1905 für die Periode 1905 bis 1910 wieder ein 
WanderungsVerlust im Deutschen Reiche zu verzeichnen ist. Die Ein¬ 
buße ist allerdings diesmal, und zwar bei jedem der beiden Geschlechter, 
gering. Von der für das ganze Reich geltenden Durchschnittsziffer weichen 
freilich die Ziffern der einzelnen Landesgebiete erheblich ab. 

Vor allem interessiert uns aber an der Tabelle 2 die letzte Reihe, welche 
darüber unterrichtete, wieviele weibliche Personen auf 100 männliche am 
1.Dezember 1910 entfielen. Auch hier sehen wir, wie weit die Zahlen der 
einzelnen Gebiete von der Reichsdurchschnittsziffer differieren. Die Ursache 
für diese Verschiedenartigkeit liegt, wie sich zeigen läßt, wiederum in der 
Art der Wanderungs Verhältnisse. 

Besonders bemerkenswert sind die Angaben für Elsaß-Lothringen, das 
als einziger deutscher Staat schon seit längerer Zeit einen Männerüberschuß 
aufweist. Diesen besonderen Zuständen seien daher hier einige Betrachtungen 
gewidmet. Werfen wir zunächst einen Blick auf die Tabelle 3. 

Wir entnehmen der Tabelle 3, daß seit 1890 in Elsaß - Lothringen 
mehr Männer als Frauen gezählt wurden; wir ersehen aber zugleich, 
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daß seit dieser Zeit eine erheb¬ 
liche Vermehrung des Militärs 
in den Reichsl&nden vorliegt, 
und daß der Männerüberschuß 
auf der Anwesenheit der zahl¬ 
reichen Soldaten beruht; für die 
Zivil bevölkerung von Elsaß- 
Lothringen in seiner Gesamtheit 
allein ergibt sich kein Frauen¬ 
überschuß. Es finden sich jedoch, 
wie wir aus der Statistik ersehen, 
einzelne Gebiete, in denen auch 
unter der Zivilbevölkerung allein 
mehr Männer als Frauen vor¬ 
handen sind; dies trifft vor allem 
für den Bezirk Lothringen zu. 

Wenden wir uns nun den Sterb¬ 
lichkeitsverhältnissen in Elsaß- 
Lothringen zu, worüber uns die 
Tabelle 4 belehrt. 

Die Statistik zeigt ja zwar, 
daß auch in den Reichslanden die 
Sterblichkeit bei dem männlichen 
Geschlecht größer ist als bei dem 
weiblichen; allein, hier sind die 
Unterschiede äußerst gering, na¬ 
mentlich in den Bezirken Unter¬ 
elsaß und Oberelsaß. Berück¬ 
sichtigt man nun, daß — im Jahre 
1900 — in Elsaß-Lothringen 3807 
männliche, aber nur 3038 weib¬ 
liche Säuglinge gestorben sind, so 
erkennt man, daß ohne die erhöhte 
Mortalität der männlichen Neuge¬ 
borenen, die ihrerseits dem Über¬ 
wiegen der Knabengeburten *) 


*) Auch in den Reichslanden 
werden mehr Knaben als Mädchen 
geboren; im Jahre 1910 kamen auf 
100 Mädchen 104,6 Knaben. Von 
dieser für ganz Elsaß - Lothringen 
geltenden Durchschnittsziffer wei¬ 
chen freilich die Angaben für einzelne 
Kreise sehr stark ab; im Kreis Thann 
kamen auf 100 Mädchen 114,9, im 
Kreise Chäteau-Salins aber nur 86,6 
Knaben. Allein auf diese Angaben ist 
gar kein Gewicht zu legen, da bei 
der Kleinheit der Geburtenziffern, 
um die es sich hier handelt, Zufällig¬ 
keiten leicht unterlaufen. 
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Tabelle 3. 


Kreise und Bezirke 
(Land) 

Ortsanwesende Bevölkerung 

männlich 

weiblich 

Zusammen 

überhaupt 

davon Militär 

Straßburg - Stadt .... 

90 830 

15 455 

88 061 

178 891 

Straßburg-Land .... 

49 124 

937 

48 671 

97 795 

Erstem. 

32 923 

308 

32 236 

65 159 

Hagenau. 

40 550 

4 218 

39 742 

80 292 

Mölsheim. 

88 033 

725 

34 036 

67 069 

Schlettstadt. 

33 792 

820 

33 789 

67 581 

Weißenburg. 

28 682 

1 983 

27 897 

56 579 

Z&bero. 

43 710 

1 880 

43 862 

87 572 

Unterelsaß. 

353644 

25 826 

348291 

700 938 

Altkirch. 

26 333 

5 

25 415 

51 748 

Kolmar. 

49 842 

5 842 

47 894 

97 736 

Gebweiler. 

29 914 

3 

31 745 

61 659 

Mülhausen. 

93 958 

4 894 

95 030 

188 988 

Bappolt8weiler. 

28 103 

1 

30 048 

58 151 

Thann . 

28 805 

3 

30 778 

59 583 

Oberelsaß. 

256 955 

10 748 

260 910 

517 865 

Metz-Stadt. 

39 343 

13 633 

29 255 

68 598 

Metz-Land. 

64 095 

11 241 

49 579 

113 674 

Bolchen. 

20 673 

— 

21 152 

41 825 

Chateau-Saline. 

1 23 405 

2 694 

21 898 

45 303 

Diedenhofen-Ost .... 

! 34 270 

3 396 

28 710 

62 980 

Diedenhofen-West . . . 

51 361 

7 

36 871 

88 232 

Forbach . 

! 51 597 

7 358 

42 594 

94 191 

Saarburg . 

34 419 

4 803 

31 803 

66 222 

Saargemünd. 

36 863 

2 570 

37 323 

I 74 186 

Lothringen. 

356 026 

45 702 

299185 

! 655 211 

Elsaß • Lothringen : 





1910 . 

965 625 

82 276 

908 389 

| 1 874 014 

1905 . 

935 807 

81 109 

1 878 757 

| 1 814 564 

1900 . 

880 437 

78 858 

839 033 

1 719 470 

1995 . 

833 173 

79 405 

807 813 

1 640 986 

1890 . ; 

805986 

67354 

797520 

1 603 506 

1885 . 

771 269 

42610 

793 086 

1 1 564 355 

1880 . 

770 108 

38 963 

796 562 

1 566 670 

1875 . 

744 878 

32 784 

786 926 

1 531 804 

1871. 

760 193 

32 244 

| 789 545 

1 549 738 


Digitized by C^Quöie 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 

































376 


Dr. med. Alfons Fischer, 


entspricht, in den Reichslanden mehr Todesfälle auf seiten des weiblichen, 
als auf seiten des männlichen Geschlechts festgestellt wurden. Wir finden 
also auch hier wieder eine Bestätigung für meine Behauptung, daß der in 
einem Gebiet vorliegende Männerüberschuß ein günstiges Symptom für die 
durchschnittliche gesundheitliche Qualität der männlichen Bevölkerung des 
betreffenden Bezirks ist. 

Sehr interessant ist im Zusammenhänge mit unserem Problem auch die 
auf die preußischen Verhältnisse sich beziehende Tabelle 5 n ). 

Wir sehen, daß im Regierungsbezirk Aurich mehr weibliche Personen 
als männliche, im Regierungsbezirk Stade bei beiden Gesohlechtem gleich viel, 
im Regierungsbezirk Trier nur sehr unerheblich mehr männliche als weib* 
liehe Personen sterben; dagegen ist die Differenz zu ungunsten des männ¬ 
lichen Geschlechts in keinem Bezirk so groß wie im Regierungsbezirk Breslau. 
Vergleichen wir mit diesen Angaben die Ziffern in der Tabelle 2, so finden 
wir: Die Regierungsbezirke Aurich, Stade und Trier gehören zu den wenigen 
Landesgebieten, in denen kein Frauenüberschuß festgestellt wurde; dagegen 
zeigt von allen deutschen Gebieten der Regierungsbezirk Breslau den aller¬ 
größten Frauenüberschuß. 

Wichtig ist es nun zu wissen, an welchen Todesursachen mehr männ¬ 
liche, an welchen mehr weibliche Personen sterben. Hierüber unterrichtet 
uns die Tabelle 6 n ). 

Die Tabelle 6 zeigt uns, daß die Frauen (außer natürlich an Kindbett¬ 
erkrankungen) vorzugsweise bei der Todesursache Altersschwäche und dann 
noch bei dem zumeist ebenfalls im Alter auftretenden Krebs höhere Ziffern 
auf weisen; bei den Erkrankungen aber, die auf einer schlechten Konstitution 
(Tuberkulose) oder auf Berufsschädigungen (Unfällen, Erkrankungen der 
Atmungsorgane, der Lungen, Nerven) beruhen, zeigt das männliche Geschlecht 
eine höhere Mortalität. Die für das männliche Geschlecht ungünstigen Unter¬ 
schiede bei den zuletzt genannten Erkrankungen werden aber, dies können 
wir auf Grund früherer Darlegungen behaupten, um so geringer werden, je 
geringer der Wanderungsverlust auf der männlichen Seite wird, je mehr das 
weibliche Geschlecht sich an der Berufsarbeit beteiligt und je mehr im all¬ 
gemeinen die vermeidbaren gesundheitlichen Schädigungen bei der Erwerbs- 
arbeit, wovon unten ausführlich zu reden sein wird, ausgeschaltet oder 
wenigstens eingeschränkt werden. 

Über die allgemeinen Sterblichkeitsverhältnisse in Deutschland 
im Vergleich zu den entsprechenden Zuständen im Ausland bietet das 
„Reichsarbeitsblatt“ sehr wertvolle Darlegungen; diese enthalten nicht nur 
die üblichen Angaben über die auf je 1000 Lebende kommenden Sterbefälle, 
sondern auch über die mittlere Lebensdauer 1 *) der Bevölkerung. 

Die Sterbeziffern, die sich in Deutschland während der letzten 30 Jahre 
bekanntlich bedeutend — von 29 im Jahre 1875 auf 21 Promille im Jahre 
1905 — vermindert haben, sind ohne weiteres nämlich kein hinreichender 
Maßstab für die Beurteilung der Mortalitätsverhältnisse; denn da die Sterb¬ 
lichkeit in den einzelnen Altersklassen sehr verschiedenartig ist, so wird die 
Mortalität von vornherein durch den Altersaufbau der jeweiligen Bevölkerung 
stark beeinflußt; die ländliche Bevölkerung zeigt zumeist höhere Sterbe¬ 
ziffern als die städtische, obwohl die Mortalität auf dem Lande geringer ist; 
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Tabelle 5. 

Rangordnung der einzelnen Regierungsbezirke naoh der Sterbeziffer 
im Jahre 1909 auf je 1000 am 1. Januar 1909 Lebende 
nach dem Geschlechte berechnet. 



Männ- 




Weib- 



Per- 


liehe 




liehe 



tonen 

Regierungsbezirke 

Per- 

Regierungsbezirke 

Per- 

Regierungsbezirke 

über- 


tonen 




tonen 



bsupt 

Aurich. 

14,2 

Ldspolizeibz. 

Berlin 

18,0 

Ldspolizeibz. 

Berlin 

14,2 

Cassel. 

14,7 

Wiesbaden . 

• . 


13,5 

Minden . • 

. • • 

14,2 

Schleswig .... 

14,8 

Minden • • 

• • 


18,6 

Aurich . . 


14,3 

Stade. 

14,8 

Düsseldorf • 

. . 


13,9 

Wiesbaden . 


U,4 

Minden . 

14,8 

Stadtkreis Berlin 


14,1 

Schleswig . 


14,5 

Wiesbaden .... 

15,3 

Schleswig . 



14,1 

Cassel . . . 


14,7 

Ldspolizeibz. Berlin 

15,6 

Aurich . . 



14,4 

Stade . . . 


14,8 

Hannover .... 

15,6 

Lüneburg . 



14,6 

Düsseldorf . 


14,8 

Lüneburg .... 

15,7 

Hannover . 



14,8 

Stadtkreis Berlin 

15,1 

Osnabrück .... 

15,7 

Stade . . . 



14,8 

Hannover . 


15,2 

Düsseldorf .... 

15,7 

Cassel . . . 



14,8 

Lüneburg . 

• . . 

15,2 

Stadtkreis Berlin . 

16ß 

Osnabrück . 



14,9 

Osnabrück . 


15,3 

Hildesheim .... 

16,2 # 

Arnsberg. . 



15,0 

Hildesheim . 


15,7 

Coblenz. 

18,4 

Coblenz . . 



15,0 

Coblenz . . 


15,7 

Arnsberg . 

16,9 

Erfurt . . . 



15,3 

Arnsberg. . 

. • • 

16,0 

Trier. 

18,9 

Hildesheim . 



15,3 

Erfurt . . « 


16,1 

Erfurt. 

17,0 

Köslin . . . 



15,8 

Köslin . . . 


16,4 

Köslin. 

17,2 

Magdeburg . 



15,8 

Trier . . . 

. . . 

16,7 

Potsdrfm *) .... 

17,7 

Potsdam *) . 



15,9 

Potsdam*) . 


16,8 

Magdeburg .... 

18,0 

Staat 



16,2 

Magdeburg . 

. . . i 

16,8 

Staat . . . 

18,1 

Cöln. . . . 



16,3 

Staat 

1 17,1 

! 

Merseburg .... 

18,4 

Stettin . . . 



16,4 

Merseburg . 


17,4 

Cöln. 

18,4 

Merseburg . 



16,4 

Cöln .... 

• • • 

17,4 

Sigmaringen . . . 

18,5 

Trier . . . 



16,5 

Stettin . . . 

• • • 

17,5 

Stettin. 

18,6 

Frankfurt . 



16,7 

Frankfurt . 

• * • i 

17,7 

Aachen. 

18,7 

Aachen . . 



16,8 

Aachen . . 

I 

17,7 

Frankfurt .... 

18,8 

Allenstein . 



17,1 

All enstein . 


18,0 

Münster. 

18,8 

Posen . . . 



17,4 

Münster . . 


18,2 

Allenstein .... 

18,9 

Münster . . 



17,5 

Stralsund. . 

. . . 

18,4 

Stralsund. 

19,3 

Stralsund . 



17,6 

Sigmaringen 

... i 

18,5 

Posen . 

20,1 

Königsberg . 



18,0 

Posen . . . 

. . . 

18,7 

Königsberg .... 

20,9 

Bromberg . 



18,6 

Königsberg . 

. . . ] 

19,3 

Marienwerder. . . 

21,0 

Marien werder . 


18,6 

Marienwerder . . j 

19,8 

Gumbinnen .... 

21,4 

Sigmaringen 



18,6 

Bromberg . 

i 

| 20,1 

Bromberg .... 

21,0 

Gumbinnen . 


• i 

19,1 

Gumbinnen . 

. . . 

20,2 

Liegnitz . 

21,8 

Danzig . . . 


1 

• i 

19,3 

Liegnitz . . 

! 

20,5 

Danzig . 

22,0 

Liegnitz . . 


1 

19,3 

Danzig . . . 

. . . 

20,6 

Oppeln . 

23,1 

Oppeln . . . 



20,0 

Oppeln . . . 


21,5 

Breslau . 

23,7 

Breslau. . 



20,3 

Breslau. . 


21,9 


*) Ohne den Landespolizeibezirk Berlin. 
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der Grund für diese statistische Erscheinung liegt eben darin, daß in der 
städtischen Bevölkerung die mittleren Altersklassen, die stets günstigere 
Sterblichkeitsverhältnisse aufweisen als das Kindes* und Greisenalter, stärker 
besetzt sind als in ländlichen Gebietern 

Um zu einem zuverlässigen Orientierungsmittel über die Sterblichkeit 
eines Volkes zu gelangen, muß man daher die Mortalitätsverhältnisse der 
einzelnen Altersklassen berücksichtigen. Man stellt zu diesem Zwecke, 
wie das „Reichsarbeitsblatt“ schildert, fest, „wie viele von je 1000 Geborenen 
innerhalb ihres ersten Lebensjahres sterben, wie viele von je 1000, die ein 
Jahr alt geworden sind, innerhalb ihres zweiten Lebensjahres sterben usf. 
bis in die höchste Altersklasse hinein. Aus diesen Zahlen läßt sich dann 
eine sogenannte Absterbeordnung herstellen. Sind von 1000 Geborenen 
im ersten Jahre 200 gestorben, so werden am Schlüsse des ersten Lebens¬ 
jahres noch 800 übrig sein; sterben von je 1000, die ein Jahr alt wurden, 
im zweiten Lebensjahre 50, so werden nach demselben Verhältnisse von 
800 Kindern, die das erste Jahr erlebten, 40 im zweiten Lebensjahre sterben 
und 760 übrig bleiben. Es werden somit von 1000 Lebendgeborenen nach 
einem Jahre 800 und nach zwei Jahren 760 übrig sein. So kann man fort- 
gehen und erhält der Reihe nach, wieviel von 1000 Lebendgeborenen nach 
drei, vier, fünf usf. nach 100 Jahren noch übrig bleiben. Diese Zahlenreihe 
heißt die Absterbeordnung oder Sterbetafel der bestimmten Personengruppe, 
für welche die beschriebenen Ermittelungen gemacht sind. Sie ist unabhängig 
von dem zufälligen Altersaufbau dieser Volksgruppe. Will man durch eine 
Zahl ein Maß für die Sterblichkeit angeben, so eignet sich hierfür am besten 
die mittlere Lebensdauer, die aus der Absterbeordnung direkt zu er¬ 
halten ist. Man kann aus der Absterbeordnung, die angibt, wieviel von 
1000 Geborenen am Schlüsse des ersten, zweiten, dritten usf. Lebensjahres 
noch übrig sind, direkt ermitteln, wie viele Jahre diese 1000 Personen in 
ihrem ganzen Leben zusammen durchlebten, und wenn man diese Zahl durch 
1000 dividiert, so erhält man die Anzahl der Lebensjahre die durchschnitt¬ 
lich auf jede einzelne Person entfällt; diese Zahl wird die mittlere Lebens¬ 
dauer genannte 

Es wurden nun für die deutsche Bevölkerung bis jetzt drei Absterbe¬ 
ordnungen berechnet und zwar die erste aus den Sterblichkeitsverhältnissen 
1871 bis 1880, die zweite aus denen der Periode 1881 bis 1890 und die 
dritte aus denen des Zeitraumes 1891 bis 1900. Nach einer Mitteilung des 
„Reichsarbeitsblattes“ ist eine vollständige Absterbeordnung für das Jahr¬ 
zehnt 1901 bis 1910 in Bälde zu erwarten. Aber schon jetzt bietet das 
genannte Blatt hierüber einige wertvolle Angaben. 

Gerade aus dem Vergleich dieser die verschiedenen Zeiträume betreffenden 
Absterbeordnungen lassen sich wichtige Schlüsse auf die sozialhygienischen 
Zustände ziehen. Für das männliche Geschlecht ergab die erste Absterbe* 
Ordnung eine mittlere Lebensdauer von 35,58 Jahren, die zweite eine solche 
von 37,17 Jahren, die dritte eine solche von 40,56 Jahren; bei dem weib¬ 
lichen Geschlecht lauten die entsprechenden Ziffern: 38,45, 40,25 und 43,97. 
Die mittlere Lebensdauer hat also während der in Rede stehenden Zeit¬ 
räume erheblich — beim weiblichen Geschlecht, das schon an sich günstigere 
Zahlen aufweist, noch mehr als beim männlichen — zugenommen. „Welch 
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Tabelle 6. Das Auftreten der einzelnen Todesursachen 
bei den beiden Geschlechtern in Preußen während des Jahres 1909. 


Todesursachen 

Von den neben- 
verzeichneten 
Todesursachen 
betrafen 

Von 10000 am 

1. Januar 1909 
Lebenden starben 
an neben- 
verzeichneten 
Todesursachen 

männ¬ 

liche 

weib¬ 

liche 

männ¬ 

liche 

weib¬ 

liche 

1. Angeborene Lebensschwäche u. Bildungs- 





fehler. 

24 819 

19 444 

12,88 

9,84 

2. Altersschwäche (über 60 Jahre) . . . 

29 583 

39 852 

15,35 

20,16 

3. Im Kindbett gestorben. 

| — 

3 913 

— 

1,98 

darunter: Kindbettfieber. 

— 

1 772 

— 

0,90 

4. Scharlach.. 

4 324 

4131 

2,24 

2,09 

5. Masern und Böteln. 

3 421 

3 236 

1,78 

1,64 

6. Diphtherie und Krapp. 

5 066 

4 766 

2,63 

2,41 

7. Keuchhusten. 

4 593 

5 282 

2,38 

2,67 

8. Typhus. 

1 022 

889 

0,53 

0,45 

9. Übertragbare Tierkrankheiten .... 

22 

8 

0,01 

0,00 

10 a. Bose (Erysipel). 

685 

609 

0,36 

0,31 

10 b. Andere Wundinfektionskrankheiten . . 

1 563 

985 

0,81 

0,50 

11. Tuberkulose. 

31 730 

29 141 

16,47 

14,74 

12. Lungenentzündung (Pneumonie) . . . 

30 856 

25 947 

16,01 

13,13 

13. Influenza. 

1 977 

2 275 

1,03 

1,15 

14. Andere übertragbare Krankheiten . . 

973 

737 

0,51 

0,37 

darunter: Venerische Krankheiten . . 

461 

369 

0,24 

0,19 

15. Krankheiten der Atmungsorgane (aus¬ 





schließlich 6, 7, 11, 12, 13, und 20) 

20 214 

17 241 

10,49 

8,72 

16. Krankh. d. Kreislaufsorgane (Herz usw.) 

28 285 

28 615 

14,68 

14,48 

17 a. Gehimschlag. 

11 320 

11 048 

5,87 

5,59 

17 b. Andere Krankheiten des Nervensystems 

11 980 

9 828 

6,22 

4,97 

18. Krankheiten der Verdauungsorgane (aus¬ 





schließlich 20). 

42 694 

36 964 

22,16 

18,70 

darunter: a) Magen- und Darmkatarrh 

20 413 

16 691 

10,59 

8,44 

b) Brechdurchfall. 

11570 

10 190 

6,00 

6,16 

c) Blinddarmentzündung . . 

! 1 219 

909 

0,63 

0,46 

19. Krankheiten der Harn- und Geschlechts¬ 





organe (ausschließlich 3 und 20) . . 

6 284 

5 334 

3,26 

2,70 

20 a. Krebs. 

12 009 

14 407 

6,23 

7,29 

20 b. Andere Neubildungen. 

1 377 

1 636 

0,71 

0,83 

21 a. Selbstmord. 

6 466 

1 956 

3,36 

0,99 

21b. Mord und Totschlag .. 

602 

274 

0,31 

0,14 

21c. Verunglückung oder andere gewaltsame 





Einwirkung. 

11 527 

3 007 

5,98 

1,52 

22. Andere benannte Todesursachen . . . 

43 365 

37 490 

22,50 

18,97 

darunt.: Alkoholismus (Säuferwahnsinn) 

943 

153 

0,49 

0,08 

23. Todesursache unbekannt. 

11384 

10 626 

5,91 i 

5,38 

Gestorbene überhaupt . . . 

348 141 

319 641 

180,87 

161,72 

1908 . 

362 259 

331 465 ! 

190,70 

170,18 

1907 . 

355 791 

325 158 1 

190,15 

169,38 
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hohe wirtschaftliche Bedeutung diese Besserung der Sterblichkeitsverhält¬ 
nisse hat“, so schreibt das „Reichsarbeitsblatt“, „zeigt die Erwägung, daß 
die zwei Millionen Kinder, die in Deutschland in Jedem Jahre geboren 
werden, nach den Sterbliohkeitsverhältnissen der neunziger Jahre zusammen 
etwa 85 Millionen Jahre durchleben, während sie nach den Sterblichkeits¬ 
verhältnissen der siebziger Jahre nur etwa 75 Millionen Jahre durchleben 
würden.“ 

„Trotz dieser beträchtlichen Erhöhung der Lebensdauer steht 
Deutschland“, wie das genannte Blatt weiter darlegt, „noch immer 
hinter den meisten europäischen Kultur Staaten zurüok. In 
Schweden, dessen Bevölkerung sich allerdings durch besonders günstige 
Verhältnisse auszeichnet, beträgt die mittlere Lebensdauer des männlichen 
Geschlechts 50,94 und die des weiblichen Geschlechts 53,63 Jahre, sie ist 
also um volle 10 Jahre höher als im Deutschen Reiche. Um etwa fünf Jahre 
überragt noch Belgien und die Niederlande und um etwa vierJahre Frankreich 
und England Deutschland in den Werten der mittleren Lebensdauer. Nur 
in Österreich und Italien ist die mittlere Lebensdauer geringer als in Deutsch¬ 
land. Der Grund, weshalb Deutschland noch in den neunziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts beträchtlich hinter anderen 
Kulturstaaten zurückblieb, liegt in seiner bedeutenden Kinder¬ 
sterblichkeit. Die Versuohe ; im Deutschen Reiche die Sterblichkeit des 
frühesten Kindesalters herabzumindern, gehören der neueren Zeit an und 
werden erst in den Absterbeordnungen des 20. Jahrhunderts zum Ausdruck 
gelangen. Wenn man Folgerungen, die sich aus den fortlaufend berechneten 
Sterbeziffern ziehen lassen, trauen darf, ist die mittlere Lebensdauer 
für den Zeitraum 1901 bis 1910 wieder um fünf Jahre gewachsen 
und möchte damit Deutschland anderen Kulturstaaten be¬ 
deutend näher gerückt sein.“ 

Das „Reichsarbeitsblatt“ stellt ferner fest, daß hinsichtlich der Lebens¬ 
dauer der zehnjährigen Knaben und Mädchen Deutschland nur von den 
Niederlanden und von Schweden etwas überragt wird, aber Frankreich, 
England und Belgien sehr nahe steht. 

Besonders wichtig sind nun die Angaben über die mittlere Lebensdauer 
für die Personen der Altersklassen von 15 bis 60 Jahren, d. h. des sogenannten 
produktiven Alters. „Für das Deutsche Reich folgt aus der Absterbeordnung 
der neunziger Jahre, daß eine 15 Jahre alte männliche Person durchschnitt¬ 
lich 37,92 Jahre innerhalb der Alterspanne von 15 bis 60 Jahren durch¬ 
lebt hat, oder kurz ausgedrückt, indem man von allen anderen Ursachen 
der Unproduktivität absieht, daß ein Mann im Deutschen Reich nach den 
Sterblichkeitsverhältnissen der neunziger Jahre im ganzen 37,92 Jahre 
produktiv tätig ist. Von den 45 produktiven Jahren gehen also durch den 
Tod 7,08 Jahre verloren. Für England ergaben sich 37,91, für Frankreich 
nur 37,26 und für Belgien 38,00 Jahre. Nur Schweden und die Nieder¬ 
lande weisen etwas höhere Werte auf, nämlich 38,53 und 38,65 Jahre. Der 
Unterschied der Kulturstaaten ist also bezüglich der mittleren 
Lebensdauer zwischen dem 15. und 60. Lebensjahr nur gering. Für 
das weibliche Geschlecht ergaben sich in allen Staaten um 1 / 2 bis */ 4 Jahre 
höhere Werte.“ 


Digitized by 


Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die sozialhygienischen Zustande in Deutschland nach amtl. Veröffentl. usw. 881 

An diese Darlegungen knüpft das „Reichsarbeitsblatt“, indem es auf die 
Verlängerung der mittleren Lebensdauer für die produktiven Altersklassen 
in Deutschland während der beiden letzten Jahrzehnte um l 8 4 Jahre hin¬ 
weist, folgende Bemerkung: „Erwägt man, daß im Deutschen Reiche während 
eines jeden Jahres etwa 1200000 Personen das 16. Lebensjahr beginnen, 
so läßt sich ermessen, wie groß der Vorteil ist, wenn jede dieser Personen 
durchschnittlich l 8 / 4 Jahre länger der wirtschaftlichen Tätigkeit erhalten 
bleibt. Es bedeutet einen Gewinn von rund zwei Millionen Lebensjahren 
für jede Generation. Ist diese Besserung der Sterblichkeitsverhält- 
nisse zum Teil unserer sozialen Gesetzgebung zuzuschreiben, so 
kann der Gewinn von zwei Millionen Arbeitsjahren wohl als ein schöner 
Lohn für die Kosten und Mühen, die die Durchführung der Gesetze ver¬ 
ursachen, angesehen werden.“ Diese Bezugnahme zwischen den Sterblich¬ 
keitsverhältnissen und der Sozialversicherung wolle man wohl im Auge 
behalten, wir kommen hierauf bei der Erörterung der Reichsversicherungs- 
ordnung zurück. 

Daß die Mortalitätsverhältnisse in Deutschland sich im allgemeinen 
erheblich gebessert haben, steht fest. Es fragt sich aber, ob und in welchem 
Umfange die unbemittelte Bevölkerung an dieser günstigen Umgestaltung 
beteiligt ist. Die vorliegenden amtlichen Statistiken zeigen, daß es bedauer¬ 
licherweise sehr unwahrscheinlich ist, daß auch in den Kreisen der Un¬ 
bemittelten die Mortalität sich vermindert hat. 

Eine dies Problem behandelnde Untersuchung 18 ) (meines Wissens die 
erste, die sich mit Vergleichen mehrerer Perioden befaßt) hat das Bremische 
Statistische Amt durchgeführt; die Ergebnisse sind in der Tabelle 7 zu¬ 
sammengestellt: 


Tabelle 7. Durchschnittliche jährliche Sterblichkeit der Bevölkerung 
in den Gängen und Höfen der Alt- und Neustadt, 
verglichen mit der der übrigen Bevölkerung. 



Alt- und Neustadt, Gänge und gangähnliohe Straßen: 


1876-1880 . . 

194 

48 

| 709 

26 

1 261 

10 

1 329 

13 

1 482 

27 

717 

34 

1881-1885 . . 

175 

49 

655 

31 

1 559 

11 

1 258 

14 

1 586 

32 

731 

35 

1886-1890 . . 

156 

39 

! 649 

25 

1 649 

11 

1 539 

13 

1 650 

25 

827 

37 

1891-1895 . . 

146 

89 

563 

24 

1 497 

9 

1 679 

12 

1 575 

26 

849 

44 

1896-1900 . . 

132 

42 

532 

19 

1 363 

7 

1 703 

9 

1 493 

29 

| 896 

42 





Gewöhnliche Straßen: 




1876-1880 . .* 

723 

143 

2531 

76 !! 5 108 

28 

1 9 545 

561 6 476 

89 i 

3682 

196 

1881-1885 . . 

612 

129 

2879 

76 

5 880 

31 

9 450 

52 

7 048 

97 !! 3813 

192 

1886-1890 . . 1 

605 

128 

2342 

69 

6 241 

35 

10 145 

49 

7 537 

93 

4145 

200 

1891-1895 . . 

611 

120 

2263 

57 

5 557 

24 

| 11 007 

56 

7 731 

85 

4248 

200 

1896-1900 . . 

1 537 

1 ioo 

'2097 

45 

5 031 

17 

j 10 737 

43 || 6 920 

70 

4320 

179 
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Östliche und nördliche Vorstadt: 


1876-1880 . . 

1100 

| 193 

3986 

105 

7 180 

29 12 229 

69 | 9 367 

118 

4565 

200 

1881-1885 . . 

902 

189 

3759 

103 

8 426 

33 12 284 

71 10 344 

120 

5061 

213 

1886-1890 . . 

805 

156 

3197 

73 

8 570 

22 13 274 

65 10 688 

113 

5715 

236 

1891-1895 . . 

742 

133 

3091 

54 

7 653 

26 14 763 

55 10 726 

95 

6303 

267 

1896-1900 . . 

778 

124 

3134 

42 

7 356 

15 16148 

54| U 342 

99 

| 7242 

266 


Westliche und südliche Vorstadt: 


1876-1880 . . 

1422 

300 

4909 

148 

7 745 

44 

8 144 

60 

9 213 

128 

3370 

148 

1881-1885 . . 

1236 

278 

4943 

163 

10 155 

67 

8 434 

60 

10 539 

155 

4061 

181 

1886-1890 . . 

1126 

273 

4508 

113 

10 839 

50 

10 531 

68 

11 380 

142 

4873 

235 

1891-1895 . . 

1565 

348 

5721 

139 

11 799 

56 

14 927 

81 

13 865 

153 

6386 

281 

1896-1900 . . 

2016 

470 

7804 

148 

14 204 

45 

20 404 

91 

17 814 

155 

00 

o* 

323 


Auf 100 Lebende jeder Altersklasse kamen Gestorbene: 

5—15 15—30 30—50 Über 

Jahre Jahre Jahre 50Jahre 


Alt- und Neustadt, 

Gänge und gangähnliche Straßen: 

1876—1880 . 24,6 3,6 8,1 9,8 18,0 47,2 

1881—1885 . 27,9 4,7 7,1 10,8 20,1 47,6 

1886—1890 . j 25,0 3,9 6,4 8,5 15,3 44,5 

1891—1895 . 26,6 4,2 5,7 7,2 16,4 52,3 

1896—1900 . 31,8 3,6 5,1 5,5 19,2 46,7 

'i 

j Gewöhnliche Straßen: 

1876—1880 .! 19,8 I 3,6 5,5 5,9 13,9 53,3 

1881—1885 .! 21,1 3,2 5,3 5,5 13,7 50,4 

1886—1890 . 21,2 3,0 5,6 4,9 12,3 48,2 

1891—1895 .| 19,7 2,5 4,3 5,1 11,5 47,1 

1896—1900 . 18,7 2,1 3,4 4,0 10,1 41,5 

Östliche und nördliche Vorstadt: 

1876—1880 . j 17,6 2,6 4,1 ! 5,7 12,6 43,8 

1881—1885 .[ 21,0 2,7 3,9 5,8 11,6 42,1 

1886—1890 . 19,4 2,3 2,6 4,9 10,6 41,4 

1891—1895 . 17,9 1,7 3,4 3,7 8,9 42,3 

1896—1900 . 16,0 1,4 2,0 3,3 8,7 36,8 

Westliche und südliche Vorstadt: 

1876—1880 . 21,0 3,0 5,7 7,4 13,9 44,0 

1881—1885 . 22,6 3,3 6,6 7,2 14,7 44,6 

1886—1890 .’ 24,3 2,5 4,6 6,5 12,5 48,2 

1891—1895 . 22,2 2,4 4,8 5,4 11,0 44,0 

1896—1900 . 23,4 1,9 3,2 4,5 8,7 38,2 
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Za dieser interessanten Statistik macht Funk, der Direktor des 
Bremischen Statistischen Amtes, folgende erläuternde Bemerkungen: 

„Die durchschnittliche jährliche Sterblichkeit der Gangbewohner jeder Alters¬ 
klasse war in fast allen Perioden ungünstiger als die der übrigen stadtbremisohen 
Bevölkerung. Auch an der seit 1876 stattgehabten Abminderung der Sterblichkeit 
hat die Einwohnerschaft der Höfe, Gänge und gangähnlichen Straßen nur einen 
geringen Anteil gehabt. Diese ist vielmehr ganz überwiegend der übrigen Bevöl¬ 
kerung zugute gekommen. Die Säuglingssterblichkeit hat sich sogar seit 
dem Jahrfünftdurchsohnitt 1876 bis 1880 in den Ganghäusern ganz auffallend 
verschlechtert. In der Anfangsperiode trafen auf 100 Säuglinge (Kinder unter 
einem Jahr) der Gänge usw. der Alt- und Neustadt 24,6 Gestorbene im Jahres¬ 
durchschnitt, in der Schlußperiode hingegen 31,8. Allerdings hat auch in den 
arbeiterreichen Gegenden im \Ve9ten und Süden der Stadt die Sterbeziffer dieser 
Kinder seit der Periode 1876 bis 1880 eine aufsteigende Richtung ein geschlagen. 

• Sie ist indessen immer sichtlich niedriger gewesen als die der Ganghäuser. Nur 
im Jahrfünftdurchschnitt 1886 bis 1890 hat sie beinahe die gleiche Höhe wie die¬ 
jenige der Gänge usw. erreicht. Am stärksten macht sich der Rückgang der 
Säuglingssterblichkeit in den gewöhnlichen Straßen der Alt- und Neustadt und 
insonderheit in der wohlhabenderen östlichen und nördlichen Vorstadt geltend. 
Ähnliches gilt auch für die Altersstufen von 1 bis 5 Jahren, wo in den 
Ganghäusern keine Besserung der Sterblichkeit zu beobachten ist, während alle 
übrigen Teile der Stadt einen außerordentlichen Rückgang erkennen lassen. 
Nirgends hat die moderne Entwickelung der ärztlichen Heilkunst größere Erfolge 
aufzuweisen als in dieser Altersstufe. In der östlichen und nördlichen Vorstadt 
liegt eine Minderung der Sterblichkeit fast auf die Hälfte vor. Nur bei den Be¬ 
wohnern der Ganghäuser ist ein Fortschritt nicht zu bemerken. Etwas günstiger 
liegen die Dinge bei den beiden folgenden Altersstufen von 5 bis 15 und 15 bis 
30 Jahren. Hier lassen auch die Bewohner der Ganghäuser eine beträchtliche 
Besserung erkennen. Immer aber stehen sie noch wesentlich hinter den Bewohnern 
der übrigen Stadtteile zurück. Bei den letzten beiden Altersstufen der 
Tabelle endlich ist die Sterblichkeit der Ganghausbewohner fast dieselbe geblieben, 
wie in der Zeit von 1876 bis 1880, jedenfalls ist ein Fortschritt zum Besseren 
nicht zu erkennen. In den übrigen Stadtteilen dagegen sehen wir auch hier eine 
fast regelmäßige Abnahme, so daß sich der Unterschied zu ungunsten der Gang¬ 
häuser immer mehr verschärft.“ 

Die Bremische Untersuchung wurde jedoch noch auf weitere Einzel¬ 
heiten ausgedehnt, allerdings nicht für die ganze Bevölkerung, sondern nur 
für gewisse, nach bestimmten Gesichtspunkten ausgewählte Kreise. Es 
wurden einzelne typische Straßen hinsichtlich der Mortalität ihrer 
Bewohner miteinander verglichen, wobei den Straßen mit ärmerer Bevölkerung 
solche mit anderen sozialen Klassen gegenüber gestellt wurden; man teilte hier¬ 
bei die Straßen in drei Gruppen: solche mit weniger bemittelten (ärmeren), 
solche mit einer dem Mittelstand angehörenden und solche mit einer 
wohlhabenderen Bevölkerung. Ähnliche Arbeiten liegen aus anderen 
Städten bereits vor; aber selten wird eine Untersuchung das Maß von Zu¬ 
verlässigkeit besitzen wie die Bremische. Aus dieser Veröffentlichung seien 
noch einige Angaben hier angeführt. Für die Auswahl des Materials waren, 
wie es in der amtlichen Publikation heißt, folgende wichtige Gesichtspunkte 
maßgebend: „Die Volkszahl im Durchschnitt der Jahre 1899, 1900, 1901, 
1902, 1903 und 1910, die Altersgliederung der Einwohnerschaft, insbesondere 
Anteil der Kinder bis zu 15 Jahren, der Erwachsenen von 15 bis 50 Jahren 
und der Personen über 50 Jahre an der Gesamtzahl der Bevölkerung der 
einzelnen Straßen, die berufliche Zusammensetzung der Einwohnerschaft, die 
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Wohnziffer (Zahl der auf je einen Wohnraum entfallenden Einwohner), die 
Zahl der auf ein Gebäude treffenden Haushaltungen, die Gliederung der 
Wohnungen nach dem Mietpreis und der Zahl der Zimmer, die Zahl der 
Hauseigentümer und die Zahl der Einlogierer. Das Einkommen und das 
Vermögen konnte für die Straßen nicht herangezogen werden, da die hierzu 
erforderlichen Unterlagen nicht zur Verfügung stehen. In großem Umfange 
ist dagegen noch die Ortskenntnis der Beamten des Statistischen Amtes bei 
der Auswahl der Straßen zur Verwendung gekommen. Ein besonderes Ge¬ 
wicht wurde endlich darauf gelegt, daß nur solche Straßen in die Unter¬ 
suchung einbezogen wurden, deren Einwohnerschaft erfahrungs¬ 
gemäß eine große soziale Gleichartigkeit und Konsistenz auf¬ 
zuweisen hat. Anstalten, wie Krankenhäuser, Privatanstalten usw. wurden 
ausgeschaltet. Endlich wurde noch darauf Bedacht genommen, daß die 
gesamte Einwohnerzahl jeder Gruppe von Straßen nach dem 
Durchschnitt der sechs Jahre 1899, 1900, 1901, 1902, 1903 und 1910 sich 
nicht nur im ganzen, sondern auch getrennt nach dem Geschlecht mit der 
jeder anderen ungefähr deckt.“ 

Man sieht also, daß diese Erhebung auf alle in Betracht kommenden 
Gesichtspunkte nach Möglichkeit Rücksicht genommen hat, wodurch die 
Arbeit naturgemäß an Wert bedeutend gewonnen hat. 

Die Gliederung der Bewohnerschaft der einzelnen Arten von Straßen in 
Kinder von 0 bis 15 Jahren, in Erwachsene von 15 bis 50 Jahren und in 
solche über 50 Jahre führt zu der folgenden statistischen Übersicht: 


Tabelle 8. Die Bevölkerung der drei Gruppen von Straßen 
im Durchschnitt der Jahre 1899, 1901, 1902 und 1903 im ganzen und 
nach drei Altersstufen gegliedert. 


Soziale Klassen 

! 

Zahl der den nebenstehenden sozialen Klassen 
angehörenden' Personen im Durchschnitt der Jahre 
1899, 1901, 1902 und 1903 

im Alter von Jahren 

Insgesamt 

T 

o 

15— 

50 

50 und mehr 

| abs. 

Pros. 

abs. 

Proz.f 

| abs. jProz. 

abs. | 

Proz. 

A. Wohlhabende. 

1111 

21 

3486 

84 

796 

15 

5 393 

100 

B. Mittelstand. 

1380 

26 

3174 

59 1 

784 

15 ! 

5 338 

100 

C. Minderbemittelte. 

1714 

32 

2949 

54 J 

743 

14 j 

5 456 

100 

Zusammen . . 

4255 

26 

9609 

60 

2323 

1 U l 

16 187 

100 


Die Tabelle 8 enthält manche interessante Angaben, «z. B. die, daß die 
Minderbemittelten eine weit stärkere Besetzung in der jüngsten Altersklasse 
als die beiden anderen Volksschichten zeigen, während sich das Verhältnis 
zu ungunsten der wirtschaftlich schwachen Kreise in den mittleren und 
höchsten Altersklassen verschiebt. 

Die interessantesten Ergebnisse der bremischen Untersuchung gelangen 
jedoch in der Tabelle 9 zum Ausdruok, die uns darüber belehrt, in welchem 
Umfange sich die einzelnen Todesursachen jeweils bei den drei Be¬ 
völkerungsklassen geltend machen. 
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Die Tabelle 9 lehrt unter anderem folgendes: Die Mortalität bei den 
Ärmeren ist im allgemeinen weit höher als bei dem Mittelstand und den 
Wohlhabenden. Ganz besonders groß ist der Unterschied zu ungunsten der 
Äirmeren im ersten Lebensjahre; namentlich wirkten in dieser Zeit Magen- 
und Darmkatarrhe, Keuchhusten und Krankheiten der Atmungsorgane weit 
verheerender auf die Unbemittelten als auf die anderen Schichten ein. — 
Auch für das erste bis fünfte Lebensjahr zeigte sich bei den drei Klassen 
noch eine sehr große Differenz hinsichtlich der Mortalität; namentlich an 
Masern und Keuchhusten, an Tuberkulose und Krankheiten der Atmungs¬ 
organe sterben viel mehr Kinder in den ärmeren Familien als in den anderen. 

— In der Altersklasse von 5 bis 15 Jahren ist der Unterschied bei den 
drei Gruppen im allgemeinen weniger erheblich; er nimmt aber bereits in 
der Altersklasse von 15 bis 30 Jahren zu; namentlich bei der Sterblichkeit 
an Lungentuberkulose sehen wir den steilen Anstieg von den Wohlhabenden 
über den Mittelstand zum Proletariat. In dieser Altersklasse und in der¬ 
jenigen von 30 bis 60 Jahren fällt auf, daß Todesfälle an Kindbettfieber 
sich lediglich bei den Ärmeren finden. Auch bei der zuletzt genannten 
Altersklasse zeigt die Tuberkulose ihren Charakter als Proletarierkrankheit. 

— In der Altersklasse von mehr als 60 Jahren sind im allgemeinen die 
Ziffern bei den drei Gruppen ziemlich gleich; aber auch hier finden sich 
Unterschiede, und zwar zu ungunsten der Äjrmeren bei der Tuberkulose und 
den sonstigen Erkrankungen der Atmungsorgane, zu ungunsten der Wohl¬ 
habenden bei den Krankheiten des Herzens und der Blutgefäße, sowie bei 
denen des Nervensystems. 

Aus allen diesen Feststellungen ergibt sich die starke Beeinträchtigung 
der Ärmeren; sie kommen schon als schwächlichere Kinder zur Welt, es 
fehlt ihnen an der erforderlichen Pflege in der Kindheit und Jugend, und 
während der Erwerbsarbeit sind sie schweren beruflichen Schädigungen 
ausgesetzt; alle diese Einflüsse lassen sich aus der Tabelle 9 unschwer 
herauslesen. 


II. Die einzelnen Zweige des Gesundheitswesens. 

Wenden wir uns nunmehr den einzelnen Zweigen des Gesundheitswesens 
zu, und beginnen wir die Schilderungen dieses Abschnittes, wie in den vor¬ 
hergegangenen Jahren, mit dem Nahrungswesen. 

Für das Studium der Volksernährungsfragen bietet uns eine von dem 
Kaiserlichen Gesundheitsamte herausgegebene „Denkschrift über den Einfluß 
der Fleischversorgung auf die Volksernährung“ ein überaus wertvolles 
Material. Diese Denkschrift u ) wurde den Reichstagsabgeordneten gelegent¬ 
lich einer Interpellation über die Lebensmittelteuerung im Reichstage am 
23. November 1910 unterbreitet; im übrigen ist diese Arbeit in der Öffent¬ 
lichkeit nicht erschienen. Ich habe erst kürzlich von ihrer Existenz erfahren 
und trage kein Bedenken, die Denkschrift im Rahmen meiner diesjährigen 
Darlegungen zu behandeln, obwohl sie bereits aus dem Jahre 1910 stammt; 
ich zögere um so weniger, sie noch nachträglich zu erörtern, als das Kaiser¬ 
liche Gesundheitsamt mir auf meine Bitte um Übersendung der Denkschrift 
diese nicht nur übermittelt, sondern noch handschriftlich die neuesten in 
Betracht kommenden Ziffern bis zur Gegenwart hinzugefügt hat; dazu 

Vierteljahrsechriit für Gesundheitspflege, 1012. 25 
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Dr. med. Alfons Fischer, 


kommt, daß die Debatten über die Lebensmittelteaerung im Reichstage 16 ) 
und in den Parlamenten 16 ) der Einzelstaaten neuerdings wieder aufgenommen 
wurden, und daß man hierbei immer auf die Denkschrift zurückgegriffen 
hat, so daß diese Arbeit an Aktualität noch nichts eingebüßt haben dürfte. 

Die Denkschrift hat ein doppeltes Interesse für uns; einmal bietet sie 
uns ein nach Möglichkeit zuverlässiges Material über die Nahrungsmittel¬ 
versorgung in Deutschland während der letzten Jahre, was rein wissen¬ 
schaftlich von Bedeutung ist; dann aber gibt sie Anlaß zu Erörterungen 
über wichtige sozialhygienische Maßnahmen auf dem Gebiete der Volks¬ 
ernährung. 

Wir wollen zunächst in Kürze die für unsere Probleme wertvollsten 
Angaben der amtlichen Publikation hier schildern. 

Die Denkschrift befaßt sich, wie es ihrem Namen entspricht, vorzugs¬ 
weise mit dem Fleischverbrauch im Deutschen Reiche während der letzten 
Jahre. Das Reichsgesundheitsamt berücksichtigt hierbei sowohl bei der Ein¬ 
teilung der Fleischwaren als auch bei der Gruppierung der Konsumenten 
gewisse Gesichtspunkte und bietet so die hier als Tabelle 10 wiedergegebene 
Zusammenstellung. 

In der nachstehenden Übersicht genannter Tabelle ist in Kilogramm 
angegeben unter 

a) die vorhandene Fleischmenge; 

b) die auf den Kopf der Gesamtbevölkerung entfallende Fleischmenge; 

c) die auf den Kopf desjenigen Teiles der Bevölkerung entfallende 
Fleischmenge, der für den Fleischverbrauch fast ausschließlich in 
Betracht kommt, d. h. der Personen im Alter von 6 bis 70 Jahren. 

Zu beachten ist jedoch, daß in der Tabelle 10 der Verbrauch an Fischen, 
Geflügel und Wild nicht mitenthalten ist; nach der Meinung des Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes ist bei der Feststellung des auf den Kopf der Bevölkerung 
in einem Jahre entfallenden Durchschnittsverbrauches an Fleisch aller Art 
zu der ermittelten Menge Fleisch von Schlachttieren noch 8 kg Fleisch anderer 
Art hinzuzurechnen. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt geht nun von der Voraussetzung aus, 
daß es nicht möglich ist, die Menge Fleisch anzugeben, die in der Kost des 
Menschen sich unbedingt vorfinden muß, wenn den physiologischen Mindest¬ 
anforderungen genügt werden soll, meint jedoch, den Feststellungen der 
erfahrensten Ernährungsphysiologen entsprechend, etwa 160 g Fleisch als 
erforderlich annehmen zu sollen. Auf Grund dieser Erwägung gelangt das 
Kaiserliche Gesundheitsamt zu dem Schluß, daß von einem Fleischmangel 
in Deutschland nicht die Rede sein könne; denn die vorhandenen 
Fleischmengen genügen zur Deckung des Bedarfes, da den Berechnungen 
gemäß angenommen werden dürfe, daß innerhalb der Altersklassen von 6 
bis 70 Jahren, die fast allein für den Fleischkonsum in Betracht kommen, 
während der zur Betrachtung herangezogenen 5*/ 2 Jahre für den Kopf der 
Bevölkerung 51,4 bis 54,7 kg Fleisch pro Jahr zur Verfügung standen. 

Während aber das Kaiserliche Gesundheitsamt den Fleischmangel in 
Abrede stellte, zeigt es an der Hand der in unserer Tabelle 11 wieder¬ 
gegebenen Statistik, daß eine Fleisch teuer ung, wie überhaupt eine Teuerung 
an den wichtigsten Lebensmitteln eingetreten ist. 
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Tabelle 11. Lebensmittelpreise für 1 kg in Pfennigen 1888 bis 1908. 
Durchschnitt von 15 deutschen Städten. 



1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

Butter . . . 

226,13 

230,13 

230,13 

229,80 

231,90 

235,40 

242,70 

249,10 

249,30 

256,10 

Schweine¬ 
fleisch . . 

142,27 

138,60 

146,20 

154,80 

144,00 

138,90 

162,30 

175,10 

155,50 

156,70 

Rindfleisch . 

134,13 

135,07 

135,93 

138,27 

140,53 

141,67 

148,20 

157,73 

180,20 

158,20 

Weizenmehl 

33,53 

32,47 

33,07 

33,06 

32,40 

33,00 

33,53 

34,27 

36,53 

39,07 

Kartoffeln . 

5,74 

5,42 

5,46 

5,36 

6,06 

6,71 

6,67 

5,93 

6,98 

6,65 


Über die Ursachen der Fleischteuerung wird in der Denkschrift folgendes 
angeführt: „Die augenblickliche Teuerung ist wohl durch eine Reihe teils 
vorübergehender, teils dauernd wirkender Umstände verursacht. Einen er¬ 
heblichen Einfluß übt die mit der Hebung des allgemeinen Wohlstandes 
einhergehende Steigerung der Nachfrage nach Fleisch aus. Auch die all¬ 
gemeine Verfeinerung der Geschmacksrichtung der Fleischkonsumenten spielt 
eine Rolle. Das Publikum weist mehr und mehr das Fleisch von fetten, 
älteren Tieren zurück, und die Mäster sehen sich genötigt, dieser, die Vieh¬ 
produktion nicht unerheblich verteuernden Forderung, Rechnung zu tragen. 
Dazu kommen die steigenden Betriebskosten der Fleischer und Viehhändler, 
die Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Vieh- und Schlachthöfe, 
sowie die Kosten der Fleischbeschau.“ 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt wirft dann schließlich die Frage auf, 
ob die vorhandene Fleischteuerung zu der Befürchtung Anlaß gebe, daß 
diese Preissteigerung zu einer mangelhaften Volksernährung führen würde. 
Auf Grund der statistischen Erhebungen in manchen Städten, z. B. Düssel¬ 
dorf und Cassel, in denen pro Jahr auf den Kopf der Bevölkerung (ein¬ 
schließlich der Altersklassen 0 bis 6 und über 70 Jahren) ein Verbrauch 
von Fleisch (ausschließlich Fisch, Wildpret und Geflügel) von 57,6 und 
54,2 kg festgestellt wurde, wird in der Denkschrift gefolgert, daß „ein 
triftiger Grund zu Befürchtungen wegen mangelhafter Ernährung des Volkes 
nicht entnommen werden kann, und zwar auch dann nicht, wenn der Ver¬ 
brauch die fallende Tendenz zunächst noch bewahren sollte. Eine Fleisch¬ 
not, ein allgemeiner Mangel an dem für die Eiweißzufuhr der 
Bevölkerung notwendigem Fleische, besteht im Reiche nicht.“ Es 
wird sodann dargelegt, daß es unzulässig sei, eine etwa im Volke bestehende 
Unterernährung ohne weiteres auf den Mangel an Fleisch zurückzuführen. 

„Es läßt sich eben die Zweckmäßigkeit einer Ernährung im wesentlichen nur 
nach dem Erfolg beurteilen unter Beachtung der Art, wie die Kost in ihrer 
Gesamtheit zusammengesetzt ist. Selbst eine etwaige Abnahme an Körpergröße, 
Körpergewicht und Körperbeschaffenheit, an Leistungsfähigkeit und Beservekräften 
kann, obwohl sie durch mangelhafte Ernährung verursacht zu werden vermag, 
kein untrügliches Erkennungszeichen für Unterernährung infolge fehlenden oder 
unzureichenden Fleischgenusses bilden, da eine solche Verschlechterung des 
körperlichen Zustandes auch durch eine überhaupt eiweißarme oder sonst nicht 
ausreichende Kost oder trotz zweckmäßiger Ernährung durch eine unhygienische 
Lebensweise, ungesunde Wohnungen, lange Arbeitszeit, übertriebenen Alkohol¬ 
genuß usw. veranlaßt sein kann.“ 
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Die Denkschrift versucht dann auf indirektem Wege zu beweisen, daß 
eine Unterernährung nicht vorliegt und auch nicht zu erwarten ist. Für 
das Vorhandensein einer Unterernährung würden sprechen: 

1 . Eine Verschlechterung des Rekrutenmaterials, die aber keineswegs 
festgestellt worden sei. 

2 . Eine Zunahme der Mortalität; die Sterblichkeit betrug jedoch im 
Deutschen Reich auf 10000 Einwohner im Jahre 1903 211, im Jahre 1908 
190 Personen. 

3. Eine Verkleinerung der mittleren Lebenserwartung; diese sei aber 
während der in Rede stehenden Zeit größer geworden. 

4. Entsprechende Erfahrungen einzelner mit dem Gesundheitszustand 
der Bewohner größerer Bezirke vertrauter Ärzte; solohe Beobachtungen seien 
aber dem Kaiserlichen Gesundheitsamt nicht bekannt geworden. 

Die Denkschrift kommt mithin zu folgender Schlußfolgerung: „Ebenso¬ 
wenig wie die bestehende Fleischteuerung zu einer Fleischnot 
bisher geführt hat, ebenso kann im Hinblick auf die vorstehend 
dargelegten Gründe zurzeit von einer vorhandenen oder drohen¬ 
den Unterernährung des deutschen Volkes im allgemeinen die 
Rede sein.“ 

So bedeutungsvoll mir das in der Denkschrift dargebotene Material für 
die Sozialhygiene erscheint, so wenig kann ich mich mit den vom Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt gezogenen Schlüssen einverstanden erklären. Im 
Hinblick auf die Wichtigkeit des Problems seien diesen Schlußfolgerungen 
einige Bemerkungen gewidmet. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt zeigt, daß zwar eine Fleisch teuerung, 
aber keine Fleiscbnot vorliege, da ja im Durchschnitt die erforderliche 
Menge an Fleisch vorhanden sei. Ich meine, daß die Fleischteuerung 
im großen Ganzen die Fleischnot erzeuge. Es kommt ja nicht nur darauf 
an, daß genügend Fleisch auf den Markt gelangt, sondern vor allem 
darauf, daß jede Person die für sie notwendige Quantität kaufen kann. 
Wenn jeder Einwohner die dem Durchschnitt entsprechende Menge genießen 
würde, dann wäre allerdings trotz der Fleischteuerung keine Fleischnot vor¬ 
handen. Aber es unterliegt doch keinem Zweifel, daß die Wohlhabenden 
und der Mittelstand weit mehr konsumieren als die Durchschnittsquantität; 
daraus folgt ohne weiteres, daß von der Arbeiterbevölkerung ein zu geringes 
Maß genossen wurde. Die Erfahrung lehrt aber, daß die Verzichtleistung 
oder Einschränkung des Fleischgenusses in den unbemittelten Schichten 
(abgesehen von den verhältnismäßig wenigen Vegetarianern) keineswegs 
freiwillig zustande kommt, sondern lediglich aus der Preissteigerung resul¬ 
tiert. So führt die Fleischteuerung zur Unterkonsumtion, d. h. zum Fleisch¬ 
mangel in den breiten Schichten der wirtschaftlich schwachen Bevölkerung. 

Die Richtigkeit dieser Behauptung sei auf Grund des Materials, das 
eine amtliche Publikation des Jahres 1911 bietet, dargethan. In dem Jahres¬ 
bericht 17 ) der Badischen Fabrikinspektion befindet sich eine Abhandlung von 
Regierungsrat Föhlisch über die „wirtschaftliche Lage der Arbeiter in 35 
Mannheimer Fabriken“. Es wurde eine Untersuchung durchgeführt, um 
einen Anhalt zur Prüfung der Frage zu gewinnen, in welcher Weise sich die 
sozialen und hygienischen Verhältnisse bei der Mannheimer Arbeiterschaft 
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während der letzten 20 Jahre geändert haben. Im Jahre 1890 hatte 
Woerishoffer, der damalige Vorstand der Badischen Fabrikinspektion, 
eine weithin berühmt gewordene Schrift 18 ) über die soziale Lage der Fabrik¬ 
arbeiter in Mannheim publiziert. Die auf das Jahr 1890 sich beziehenden 
Angaben Woerishof fers hat nun Föhlisch mit den Feststellungen aus 
dem Jahre 1900 verglichen; er teilt hierüber unter anderem folgendes über 
die physiologischen Bilanzen der von ihm nach dem Vorbild Woerishoffers 
untersuchten Familien mit: 

„Die tägliche Ernährung einer Person — die Kinder umgerechnet — 
stellt sich im Durchschnitt auf 136 g Eiweiß, 84 g Fett und 428 g Kohlen¬ 
hydrate gegenüber 105 g Eiweißkörper, 75 g Fett und 338 g Kohlenhydrate 
als Mittel aus 12 städtischen Familien im Jahre 1890. (Die entsprechenden 
Zahlen von 16 ländlichen Familien waren 103 bzw. 68 bzw. 374.) Die 
Oesamternährung ist also in den Nährwertzahlen wesentlich 
günstiger geworden und hat hinsichtlich des Eiweiß- und Kohlen¬ 
hydratgehalts die theoretischen Werte überschritten, hinsichtlich 
des Fettgehalts den Normalwert von 90 g fast erreicht. Daß die Fettauf¬ 
nahme zu gering ist, ist naheliegend, denn die Nahrung der Arbeiter¬ 
bevölkerung setzt sich in der Hauptsache aus verhältnismäßig fettarmen 
Nahrungsmitteln (Brot, Mehlspeisen und Kartoffeln) zusammen, während 
Fleisch, Fett und Butter wegen ihres hohen Preises quantitativ sehr zurück¬ 
treten. Der Einfluß der Fleischpreissteigerung wird am besten 
durch die Feststellung illustriert, daß der Fleischkonsum von 
118g pro Tag und Person im Jahre 1890 auf 103g, d. i. von 43kg 
auf 37,5kg im Jahre zurückging. Die Verbesserung entfällt aus¬ 
schließlich auf eine Steigerung des Brot-, Kartoffel- und Milch¬ 
verbrauchs. Der Konsum von fettartigen Nahrungsmitteln ist völlig 
gleich geblieben, doch sind nach Angabe der Befragten an die Stelle von 
Butter vorwiegend deren Ersatzmittel, Margarine und Pflanzenbutter, getreten. 
Da sich Kinder im Säuglingsalter nur in den Familien 13, 20 und 22 
befinden, deren Milch verbrauch keineswegs besonders hoch ist, mithin der 
viel behauptete Rückgang des Selbststillens für unsere Familien ohne Be¬ 
deutung ist, kommt die erhebliche Zunahme des Milchkonsums von 353 auf 
505 g tatsächlich der Verbesserung der Ernährung, insbesondere der heran- 
wachsenden Jugend, zu gut.“ 

Aus diesen Feststellungen geht deutlich hervor, daß die Fleischteuerung 
zum Fleischmangel in der Arbeiterbevölkerung führt. Und hierbei muß 
noch bemerkt werden, daß die meisten der von Föhlisch untersuchten 
Familien zu denen gehören, die über eine verhältnismäßig hohe Einnahme 
verfügen; wie gering mag da erst der Fleischkonsum in den wirtschaftlich 
schwächeren Kreisen sein, insbesondere in denjenigen Gegenden des Deutschen 
Reiches, in denen im allgemeinen die Zustände weit weniger günstig sind, 
als in der industriereichsten Stadt Badens. 

Es sei auch noch erwähnt, daß im Laufe der Debatten im Reichstage 
Staatssekretär Dr. Delbrück 19 ) folgendes ausführte: „Ich gebe Ihnen ohne 
weiteres zu, daß der Umstand, daß das Quantum durchschnittlich vorhanden 
gewesen ist, nicht als Beweis dafür angeführt werden kann, daß nicht trotz¬ 
dem an einzelnen Stellen das Fleisch gefehlt hat. Ich gehe noch weiter: 
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wenn ich auch der Meinung bin, daß das nötige Quantum Fleisch im Durch¬ 
schnitt vorhanden gewesen ist, so erkenne ich doch an, daß ein plötzlicher 
Rückschlag in der stark angestiegenen Versorgung unseres Volkes mit 
Fleisch für die ärmeren Klassen vom ernährungsphysiologischen Standpunkt 
unerwünscht sein muß, und daß getan werden muß, was in unseren Kräften 
liegt, um namentlich einem dauernden Rückgang in der Fleischversorgung 
des Volkes einen Riegel vorzuschieben. u 

Vor allem aber hätte das Kaiserliche Gesundheitsamt bei seinen Aus¬ 
führungen die wirtschaftliche Umgestaltung, die sich unausgesetzt in Deutsch¬ 
land in der Richtung zu einer immer weiterschreitenden Industrialisierung 
bewegt, berücksichtigen müssen. Aus der Tabelle 10 haben wir ersehen, 
daß der Fleischverbrauch seit 1905 etwas gestiegen ist. Seit dieser Zeit 
hat die deutsche Bevölkerung in den Städten, namentlich in den Groß¬ 
städten, relativ weit mehr zugenommen, als auf dem Lande, wie andererseits 
der Anteil der in der Industrie und im Handel beschäftigten Personen viel 
stärker gewachsen ist, als derjenige der landwirtschaftlich Tätigen. Die 
Landleute haben jedoch infolge ihrer mit viel Aufwand von Körperkraft 
verbundenen Beschäftigung im Freien nicht in dem Maße wie die städtische 
Industriebevölkerung Verlangen nach konzentrierten Nahrungsmitteln. 
Da die Industriebevölkerung aber in den letzten Jahren stärker zugenommen 
hat als die Landbevölkerung, so ist auch das Bedürfnis nach Fleisch jetzt 
verhältnismäßig größer als vor fünf Jahren. Aus diesen Erwägungen heraus 
muß man folgern, daß, wenn der gegenwärtige Fleischverbrauch denjenigen 
von vor fünf Jahren kaum oder nur um ein Geringes übertrifft, jetzt der 
Fleischkonsum relativ kleiner ist. 

Auch der vom Kaiserlichen Gesundheitsamt geführte indirekte Beweis 
für das Fehlen einer Unterernährung in weiten Kreisen gibt zum Wider¬ 
spruch Anlaß. Wenn darauf hingewiesen wird, daß gegen das Vorhanden¬ 
sein einer Unterernährung die günstigen Resultate bei der Rekrutenaus¬ 
hebung sprechen, so ist zu entgegnen, daß eine solche Schlußfolgerung sehr 
gewagt erscheint. Ich stehe gewiß auf dem Standpunkt 20 ), daß ein Beweis 
für die Verschlechterung der Militärtauglichkeit in Deutschland nicht erbracht 
worden ist; aber ebensowenig lassen sich die Ergebnisse der Rekruten¬ 
statistik als Zeichen für die Güte des Ernährungszustandes in der deutschen 
Bevölkerung deuten. 

Des weiteren kann auch die Verminderung der Sterblichkeitsziffer nicht 
für die Lösung unseres Problems verwandt werden; denn da in der gleichen 
Zeit die Geburtenfrequenz erheblich gesunken ist, so ist schon vorzugsweise 
darauf eine Verringerung der Mortalität zurückzuführen. Aus demselben 
Grunde sind auch die Angaben hinsichtlich der Verbesserung der mittleren 
Lebenserwartung für unsere Erörterung nicht zu benutzen. Wenn schließlich 
das Kaiserliche Gesundheitsamt anführt, daß es über Berichte von Ärzten, die 
mit dem Gesundheitszustand der Bewohner größerer Bezirke vertraut sind, 
nicht verfügt, so ist zu betonen, daß der Mangel an solchen Berichten sehr 
zu bedauern ist. Das Kaiserliche Gesundheitsamt aber sollte darum bemüht 
sein, daß größere Bezirke hinsichtlich des Gesundheitszustandes der Bewohner 
ärztlicherseits genau erforscht werden. Es ist gewiß zu billigen, wenn man 
Expeditionen zum Studium der GesuDdheitsverhältnisse in die Kolonien 
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entsendet; aber darum sollte man doch nicht unterlassen, die sozialhygieni- 
Bchen Zustände im Heimatlande, z. B. in den Gebieten der Hochindustrie, 
eingehend amtlicherseits durch geeignete Ärzte erforschen zu lassen. 

Aus all diesen Erwägungen heraus komme ich zu dem Ergebnis, daß 
das Kaiserliche Gesundheitsamt besser daran getan hätte, wenn es nur Tat¬ 
sächliches mitgeteilt und alle Schlußfolgerungen über das Fehlen einer 
Fleischnot und einer Unterernährung vermieden hätte. Ich behaupte nicht, 
daß sich eine Fleischnot und eine Unterernährung einwandfrei beweisen 
lassen; allein ebensowenig läßt sich das Gegenteil mit auch nur einigermaßen 
hinreichender Exaktheit darlegen. Die oben zitierten kategorischen Aus¬ 
sprüche des Kaiserlichen Gesundheitsamtes, als einer der bedeutendsten 
wissenschaftlichen Instanzen unseres Vaterlandes, mußten bei den Abgeord¬ 
neten, die, von wenigen Ausnahmen abgesehen, auf dem Gebiete der Hygiene 
Laien sind, zur Irreführung Anlaß geben. In der Tat haben sich Abgeordnete 
und Vertreter der Regierung im Reichstage und neuerdings auch im badi¬ 
schen Landtage auf die Schlußfolgerungen in der Denkschrift des Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes wie auf anerkannte wissenschaftliche Feststellungen ge¬ 
stützt. So kam es, daß manche Maßnahmen, die ohne die nicht genügend 
begründeten Ausführungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes möglicher¬ 
weise in Angriff genommen worden wären, um der Fleischteuerung entgegen¬ 
zuwirken, unterblieben sind, was gewiß der Volksernährung und der Volks¬ 
gesundheit nicht zum Vorteil gereichen wird. 

Auch auf dem Gebiete des Wohnungswesens enthalten die amtlichen 
Publikationen des Jahres 1911 eine große Anzahl für die Sozialhygiene 
wichtiger Angaben. 

Zunächst sei erwähnt, daß infolge der starken Revölkerungsvermehrung 
die deutsche Einwohnerschaft naturgemäß jetzt viel enger beieinander wohnt, 
als zur Zeit der Reichsgründung. Auf 1 qkm kamen im Jahre 1871 im 
Deutschen Reich 75,96, im Jahre 1890 dagegen 91,42, im Jahre 1910 bereits 
120,64 Einwohner. Die Dichte 21 ) ist aber in den einzelnen Bundesstaaten 
und Landesteilen sehr unterschiedlich. In der Stadt Berlin entfallen auf 
1 qkm 32665, in Hamburg 2448, im Königreich Sachsen 321, in der Provinz 
Rheinland 264, dagegen in der Provinz Ostpreußen 56, in Mecklenburg 
sogar nur 36 Einwohner. 

Besonders bemerkenswert an der deutschen Wohnungsart der Gegen¬ 
wart ist die stete Zunahme von Großstädten 22 ), d. h. von Städten mit mehr 
als 100000 Einwohnern. In Deutschland waren an Städten mit mehr als 
100 000 Einwohnern vorhanden: 

Tabelle 12. 


Im 

Jahre 

1871 . . . 

. . 8 

Im Jahre 1900 . . . 

. . 33 

n 

n 

1880 . . . 

. . 14 

. . 1905 . . . 

. . 41 

n 

i» 

1890 . . . 

. . 24 

! . » 1910 . . . 

. . 47 


Seit dem Jahre 1905 sind, wie bei der Volkszählung im Jahre 1910 
festgestellt wurde, als Großstädte hinzugekommen: Mühlheim a. d. Ruhr, 
Erfurt, Mainz, Deutsch-Wilmersdorf, Saarbrücken und Augsburg. In den 
47 Großstädten wurden 13709863 Einwohner, d. h. 21,12 Proz. der gesamten 
Reichsbevölkerung gezählt. Erwähnt sei noch, daß es in Deutschland auch 
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Tabelle 13. 

Die Bevölkerung der Großstädte (mit 100000 und mehr Einwohnern). 


Großstädte 

Ortsanwesende Bevölkerung am 1. 

Dezember 1910 

männliche 

weibliche | 

Zusammen 

Berlin. 

994 086 

1 076 609 

2 070 695 

Hamburg. 

i 462 254 

469 824 

932 078 

Mönchen. 

283 990 

811 063 

595 053 

Leipzig. 

286 319 

301 316 

587 635 

Dresden. 

256 721 

290 161 

546 882 

Cöln. 

251 557 

264 610 

516 167 

Breslau. 

230 956 

280 935 

511 891 

Frankfurt a. M. 

201 233 

213 365 

414 598 

Düsseldorf. 

179 194 

178 508 

357 702 

Nürnberg .. 

162 466 

170 185 

332 651 

Charlottenburg. 

138 003 

167 178 

305 181 

Hannover. 

146 013 

156 371 

302 384 

Essen. 

152 114 

142 515 

294 629 

Chemnitz. 

140 603 

146 737 

287 340 

Stuttgart. 

139 065 

146 524 

285 589 

Magdeburg. 

137 001 

142 684 

279 685 

Bremen. 

121 325 

125 502 

246 827 

Königsberg i. Pr. 

113 402 

132 451 

245 853 

Kixdorf. 

115 649 

121 729 

237 378 

Stettin. 

113 248 

122 897 

236 145 

Duisburg. 

120 084 

109 394 

229 478 

Dortmund. 

108 467 

105 866 

214 333 

Kiel. 

114 271 

96 778 

211 044 

Mannheim. 

95 908 

97 471 

193 379 

Halle a. S . .... 

87 229 

93 322 

180 551 

Straßburg i. Eis. 

90 628 

87 662 

178 290 

Schöneberg. 

76 105 

96 797 

172 902 

Altona. 

84 476 

88 057 

172 533 

Danzig... 

82 284 

88 063 

170 347 

Elberfeld. 

80 069 

90 049 

170 118 

Gelsenkirchen. 

88 392 

81 138 

169 530 

Barmen. 

80 729 

88 472 

169 201 

Posen. 

74 218 

82 478 

156 696 

Aachen. 

73 610 

82 434 

156 044 

Kassel. 

73 878 

! 79 200 

1 153 078 

Braunschweig . 

68 418 

75 116 

143 534 

Bochum . 

70 899 

66 017 

136 916 

Karlsruhe . 

65 573 

68 588 

134 161 

Krefeld . 

61 129 

68 283 

129412 

Plauen . 

56 605 

64 499 

121 104 

Mühlheim a. B . 

58 393 

54 209 

; 112 602 

Erfurt . 

53 546 

57 915 

111461 

Mainz . 

55 975 

54 659 

110 634 

Deutsch-Wilmersdorf . 

45 041 

1 64 688 

f 109 729 

Wiesbaden . 

47 881 

61 152 

109 033 

Saarbrücken . 

54 314 

I 50 783 

105 097 

Augsburg. 

49 236 

53 057 

102 293 

Summe . . . 

6 642 557 

i 7 067 306 

I 13 709 863 
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eine Landgemeinde mit mehr als 100000 Einwohnern gibt; es ist dies der 
im Regierungsbezirk Düsseldorf liegende Ort Hamborn, wo nach der letzten 
Zählung 101718 Einwohner, und zwar 58425 männliche und 43293 weib¬ 
liche, festgestellt wurden. 

Interessant ist auch die Verteilung der Geschlechter in den deutschen 
Großstädten 22 ), worüber uns die in unserer Tabelle 13 wiedergegebene 
Statistik unterrichtet. 

Man sieht, wie verschiedenartig die beiden Geschlechter in den einzelnen 
Großstädten vertreten sind; bald ist ein Männer-, bald ein Frauenüberschuß 
zu verzeichnen. Der Männerüberschuß entsteht teils, wie z. B. in Straßburg 
und Eiei, infolge der starken militärischen Besatzung, teils, wie in Essen, 
Duisburg, Dortmund, durch Einwanderung zahlreicher unverheirateter 
Industriearbeiter; der in Deutsch-Wilmersdorf und in Wiesbaden festgestellte 
ganz besonders große Frauenüberschuß ist namentlich auf den umfangreichen 
Zuzug von weiblichen Dienstboten in diesen von verhältnismäßig vielen 
wohlhabenden Familien bewohnten Städten zurückzuführen. 

Mit der Volkszählung im Jahre 1910 war auch eine Wohnungszählung 28 ) 
verbunden, deren Ergebnisse bereits vorliegen. Im Deutschen Reiche wurden 
6864 501 bewohnte Wohnhäuser und 19 385 andere bewohnte Baulichkeiten 
(Hütten, Bretterbuden, Zelte, Wagen, Schiffe usw.) festgestellt; unbewohnt 
waren 157 694 Wohnhäuser. Auf 1 qkm entfielen 12,90 bewohnte Häuser 
oder andere bewohnte Baulichkeiten. Auf ein bewohntes Gebäude kamen 
durchschnittlich 9,30 Einwohner. Natürlich weichen von dieser Reichs¬ 
durchschnittsziffer die Zahlen der einzelnen Gebiete teils nach oben, teils 
nach unten ab, in Berlin wohnten durchschnittlich in einem Gebäude 55,61, 
im Regierungsbezirk Sigmaringen dagegen nur 5,10 Personen; in den meisten 
Staaten bzw. Landesteilen entfallen auf ein Gebäude durchschnittlich 6 bis 
7 Einwohner. 

Eine für den Sozialhygieniker sehr interessante Darstellung von der 
Siedelungstätigkeit in Norddeutschland 24 ) in den Jahren 1900 bis 
1910 bietet das „ Reichsarbeitsblatt“. Es werden hierbei die von der Königl. 
Preußischen Ansiedelungskommission, von den Generalkommissionen, von 
Kreisverwaltungen und privaten Siedelungsgenossenschaften ausgehenden 
Bestrebungen und deren Erfolge behandelt. 

Auf Grund eines im Jahre 1886 geschaffenen Gesetzes wurde der 
preußischen Regierung ein Fonds von 100 Millionen Mark zur Verfügung 
gestellt, um das deutsche Element in den Provinzen Westpreußen und Posen 
gegen polonisierende Bestrebungen zu stärken und deutsche Bauern und 
Arbeiter auf Stellen von mittlerem und kleinerem Umfange an¬ 
zusiedeln. Den Hygieniker interessiert hierbei naturgemäß nur die Siede¬ 
lungsarbeit als solche, ohne daß er sich um die mit ihr verbundene politische 
Tendenz bekümmert. Zur Ausführung des Gesetzes wurden Ansiedelungs¬ 
kommissionen gebildet. Im Laufe der Jahre bewilligte man diesen Kom¬ 
missionen immer größere Mittel; im ganzen sind bisher für diese Siedelungs¬ 
tätigkeit 725 Millionen Mark ausgeworfen worden. 

Die Generalkommissionen bestehen schon seit dem Jahre 1811; sie 
begannen die eigentliche Siedelungsarbeit erst spät; sie sind zum Zweck der 
inneren Kolonisation bestrebt, „die Zahl der kleinbäuerlichen und Parzellen- 
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besitzer zu vermehren, insbesondere auch den ländlichen Arbeitern gegen 
eine Anzahlung den Erwerb eines eigenen Besitzes zu ermöglichen u . In der 
letzten Zeit erstreckte sich ihre Wirksamkeit nicht nur auf die Bildung von • 
Rentengütern, sondern auch auf die Beleihung von Wohnungen gewerblicher 
Arbeiter mit einem Stück Gartenland. 

In ähnlicher Weise bewegen sich die Bemühungen einiger Kreis¬ 
verwaltungen und zahlreicher privater Gesellschaften. 

Über den Umfang der Siedelungsarbeit seitens der genannten Körper¬ 
schaften gibt die Tabelle 14 Auskunft. 

Wie man aus der Tabelle 14 entnimmt, hat die Ansiedelungskommission 
allein mehr Bauemfamilien angesiedelt als die Generalkommissionen, Kreis¬ 
verwaltungen und privaten Gesellschaften zusammen; die Erfolge der General¬ 
kommissionen und der privaten Gesellschaften sind jedoch auch ansehnlich, 
während die Tätigkeit der Kreisverwaltungen bisher noch unbedeutend ist. 
Bei der gesamten Siedelungstätigkeit ist ein fast ununterbrochener Anstieg 
zu beobachten, wenngleich die Zunahme in den einzelnen Jahren ziemlich 
verschieden war; während im Jahre 1900 nur 983 Bauemfamilien angesiedelt 
wurden, waren es im Jahre 1910 deren 3728. Insgesamt wurden in den 
11 Jahren, die in Betracht gezogen wurden, 25 978 Bauernfamilien seßhaft 
gemacht; man darf mithin annehmen, wenn die einzelne Familie durch¬ 
schnittlich aus fünf Köpfen besteht, daß etwa 130000 Personen untergebracht 
worden sind. 

Das auf die Siedelungstätigkeit der genannten Körperschaften sich be¬ 
ziehende Material war mittels graphischer Darstellungen auch auf der Hygiene¬ 
ausstellung in Dresden in der Abteilung „Rassenhygiene“ dargeboten worden. 
In dem vortrefflichen Katalog 26 ) dieser Abteilung, der von Professor Max 
v. Gruber verfaßt wurde, befindet sich ebenfalls eine eingehende Schilderung 
der in Rede stehenden Siedelungsbestrebungen. Gruber macht hierbei unter 
anderem folgende, auch im „Reichsarbeitsblatt“ wiedergegebene Bemerkung: 

„Wir wissen, daß die Sterblichkeit des bäuerlichen Berufes zu den 
niedrigsten gehört Ohne Zweifel ist heute noch die bäuerliche Bevölkerung 
konstitutionell der wertvollste Teil eines Volkes, und die Kolonisation im 
Innern, wie sie die preußische Regierung im wachsenden Maße betreibt, 
kann daher ohne Zweifel von unermeßlichem, rassenhygienischem Wert 
werden, wenn sie mit Energie weitergeführt wird. Wir können hier des 
rassenhygienischen Erfolges sicherer sein, als bei unseren sonstigen sozial¬ 
politischen Maßnahmen, so viele Hoffnungen wir auf sie setzen mögen, da 
uns hier die Erfahrungen der Vergangenheit zur Seite stehen.“ 

Diesen Äußerungen hier einiges entgegenzuhalten, kann ich nicht unter¬ 
lassen. Gruber tritt für die Siedelungsbestrebungen, von denen er sich für 
die Rassenhygiene viele Erfolge verspricht, mit Begeisterung ein. Ich wäre 
der letzte, der die Bedeutung einer vernünftigen Siedelungspolitik, einer 
Heranbildung selbständiger Bauern, der Seßhaftmachung von Arbeitern auf 
dem Lande unterschätzen würde; ich habe ja mit allem Nachdruck in dieser Zeit¬ 
schrift 26 ) dargelegt , wie viel für die spätere Militärtauglichkeit, die ja immerhin 
einen Gradmesser der Volksgesundheit darstellt, davon abhängt, ob ein Knabe 
von einem selbständigen Vater gezeugt wurde oder von einem unselbstän¬ 
digen. Aber Gruber übersieht bei seiner Bewertung der in Rede stehenden 
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Dr. med. Alfons Fischer, 


Siedelungsarbeit die enormen Kosten, die hierfür verwendet wurden. Man 
erinnere sich, daß, wie oben dargelegt wurde, für die Ansiedelungskommission 
allein bisher 725 Millionen Mark erforderlich waren. Ob der bei der Siede¬ 
lungsarbeit erzielte hygienische Vorteil diesem Auf wände entspricht, erscheint 
mir recht zweifelhaft; und die Frage drängt sich auf, ob nicht mit diesen 
gewaltigen Summen bei anderweitiger Benutzung im Sinne der Volksgesund¬ 
heitspflege, für die ja oft genug kein Geld vorhanden ist, viel größere 
Erfolge zu erreichen gewesen wären. — Völlig unangebracht erscheint mir 
aber Grubers Vergleich der Siedelungstätigkeit mit „unseren sonstigen 
sozialpolitischen Maßnahmen“, wobei er der ersteren den Vorzug gibt, weil 
uns hier die Erfahrungen der Vergangenheit „zur Seite stehen“. Ich weiß 
nicht, was Gruber unter „unseren sozialpolitischen Maßnahmen“ verstanden 
wissen will. Aber denken wir nur allein an unsere Sozialversicherung. 
Kann man überhaupt eine Einrichtung, wie die der Siedelungsbestrebungen, 
die sich vorläufig trotz allen Geldaufwandes auf nur 26 000 Familien er¬ 
streckte, mit einer Institution, wie unsere soziale Versicherungsgesetzgebung, 
die jetzt bereits 14 Millionen umfaßt und nach der Reichsversicherungs¬ 
ordnung 20 Millionen Menschen umfassen wird, vergleichen? Und wie kann 
man den bedeutenden Erfolg der Sozialversicherung für die Volksgesundheit 
übersehen und in einseitiger Weise nur die Erfolge der Siedelungstätigkeit 
bemerken! Ich erinnere hier nur an die oben angeführten Darlegungen des 
„Reichsarbeitsblattes“ über den Einfluß der Sozialversicherung auf die Ver¬ 
längerung der mittleren Lebenserwartung in den produktiven Altersklassen. 
In Anbetracht dieser und anderer Feststellungen scheinen mir die Äuße¬ 
rungen Grubers unhaltbar zu sein. 

Aus dem Gebiete des Wohnungswesens sei hier noch die folgende 
Statistik 27 ) (Tabelle 15) wiedergegeben, die für den Sozialhygieniker von 
großem Interesse sein dürfte. 

Aus der Tabelle 15 erkennt man unter anderem, daß unter den 48 973 
Wohnungen in Königsberg 28 289 weniger als 300 c/# gekostet haben. Dar¬ 
aus schließe ich, daß über 28 000 Mieter unter den Königsberger Haushaltungs¬ 
vorständen nicht imstande sind, mehr als 300 Jft für die Wohnungsmiete 
aufzuwenden. Aus dieser Feststellung sollte man eine Lehre für die Woh¬ 
nungsbeschaffenheit in den deutschen Großstädten entnehmen. Es gilt, 
hygienische Wohnungen zu bieten, die den Preis von 300 JC nicht über¬ 
schreiten. Daß man für einen größeren Preis einwandfreie Wohnungen 
liefern kann, unterliegt keinem Zweifel; aber mit diesen teuren, wenn auch 
guten Wohnungen ist den unbemittelten Schichten nicht gedient, weil sie 
eben die hierfür erforderliche Miete nicht aufbringen können. Dies sollten 
alle Wohnungsreformer berücksichtigen, was aber durchaus nicht immer, 
namentlich nicht von der deutschen GartenBtadtgesellschaft, berücksichtigt 
wird. Besondere Anerkennung muß man dagegen der sogenannten Garten¬ 
stadt Ratshof 28 ) bei Königsberg zollen, die nicht nur für schöne Einfamilien¬ 
häuser, sondern auch für gute und billige Etagenwohnungen sorgt. 

Aus dem Gebiete der Kleidung und Hautpflege, deren Erörterung 
hier anzuschließen wäre, möchte ich diesmal nur einige statistische Angaben 
über den Verbrauch von Bädern 29 ) in Bayern anführen. In den amt¬ 
lichen Publikationen finden sich nur selten Mitteilungen über den Bäder- 
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402 Dr. med. Alfons Fischer, 

konsum in größeren Gebieten; die folgende Statistik, die sieh auf die 
Frequenz der größeren städtischen Badeanstalten in fünf bayerischen Städten 
bezieht, dürfte daher yon Interesse sein. 


Tabelle 16. Frequenz größerer städtischer Badeanstalten. 


Jahr 

1 


Manche 

n 


| Nürnberg 

3 Frei- 

(Fluß-) 

; bäder 

Müller-Volksbad 

10 städtische Brause- 
badanstalten 
(teils mit Wannen) 

3 Frei- (Fluß-) 
bäder (2 vor 
1906) 

2 städt. 
Flußbäder 
u. Dutzend¬ 
teichbad 

6 (2 vor 1907) städt. 

Brausebäder 
(teils mit Wannen) 

! 

| 

Bäder 

überhaupt 

hierunter 

Brause¬ 

bäder 

Brause¬ 

bäder 

Wannen¬ 

bäder 

Bäder 

Brause¬ 

bäder 

Wannen¬ 

bäder 

1910 

121431 

8% 190 

143110 

465835 

256 544 

fcc 

51130 

430097 

89371 

1909 

149 187 

750 340 

136 726 

431 115 

228 053 { 

«5 

42 066 

402 009 

71 797 

1908 

183 675 

712 328 

130 957 

425 003 

220 128 

6 a 

58 633 

403 268 

69 061 

1907 

148 569 

686 437 

124 537 

406 730 

208 924 

u Ja 
£ & 

46 538 

405 273 

60 127 

1906 

170 311 

647 508 

119 021 

385 281 

186 092 

S a 
< 

50 757 

359 475 

38 677 

1905 

247 874 

610 892 

110 941 

367 966 

154 115 

a 

55 109 

339 183 

33 989 

1904 

297 836 

587 126 

101 897 

377 002 

154 313 

rC 

46 095 

342 663 

34 187 

1903 

130 691 

1 519 209 

96 616 

365 833 

149 297 


33 130 

310 353 

30 414 



Fürth 

W ürzburg 

Augsburg 

Jahr 

2 städtische Volks¬ 
bäder 

Städtische 

Flußbade¬ 

anstalt 

Städtisches 

Freibad 

| Städtisches j 
Brausebad 

Städtisches 

Schwimm¬ 

bad 

2 städtische Brause¬ 
bäder (mit Wannen) 


Brause¬ 

bäder 

Wannen¬ 

bäder 

Bäder 

Bäder j 

Bäder 

i Brause¬ 
bäder 

Wannen¬ 

bäder 

1910 

117 247 

23572 

8677 

35580 

54300 

331855 

56879 

5152 

1909 

108 100 

13 892 

7 783 

43 868 

51 975 

305 097 

47 757 

5 301 

1908 

105 904 

13 428 

9 689 

56 808 

51 743 

282 348 

46 714 

6 095 

1907 

105 711 

13 708 

8 235 

52 993 

49 542 

273 240 

47 004 

6 292 

1906 

103 561 

14 126 

11 362 

58 185 

48 240 

270 754 

— 

— 

1905 

| 

100 976 

13 697 

— 

47 845 

52 089 

240 488 

— 

— 

1904 

100 838 

13 811 

— 

78 823 

50 935 

223 874 

— 

— 

1903 

77 955 

10 677 

— | 

59 863 

49 829 

197 335 

— 

— 


Bemerkenswert ist an der Tabelle 16 die bedeutende Zunahme der 
Bäderfrequenz in München, Nürnberg, Fürth und Augsburg während der 
letzten Jahre; dagegen fällt die Abnahme der Bäderzahl im städtischen Frei¬ 
bad in Würzburg auf. 

Zur Ergänzung der Tabelle 16 sei hier noch eine Statistik über die 
Frequenz der Schulbrausebäder 29 ) in den gleichen fünf bayerischen Städten 
angefügt. 

Auch die Tabelle 17 zeigt, daß, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
die Bäderfrequenz in den Schulbrausebädern stetig zunimmt; bemerkens¬ 
wert ist der beträchtliche Unterschied bei dem Verbrauch seitens der Knaben 
gegenüber dem seitens der Mädchen. 

Neben den Zuständen im Nahrungs- und Wohnungswesen übt nichts 
einen so großen Einfluß auf die hygienische Lage eines Volkes aus wie die 
Ar beit s Verhältnisse, deren Erörterung, soweit sie aus amtlichen Publika- 
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Tabelle 17. Frequenz der Schulbrausebäder in einigen größeren Städten. 


Schul¬ 

jahr 

München 

Nürnberg 

Fürth 
(S Bäder) 

Würcbnrg 


Augsburg 

— 

| Zahl der 

Prozent. 
Beteilig, 
d. Kinder 

Zahl der 

Prozentuale 
Beteiligung d. 

Prozentuale 
i Beteiligung der 

Zahl der 

Prozent. 
Beteilig, d. 


abgegeb. 

Brause¬ 

bäder 

besteh. 

Schul¬ 

bäder 

abgegeb. 

Brause¬ 

bäder 

43 A 4. 

« 3 • 
111 

baden¬ 

den 

Kinder 

beste! 

Schul 

bädei 

Kna¬ 

ben 

L.... _ 

Mäd¬ 

chen 

Kna¬ 

ben 

Mäd¬ 

chen 

Kna¬ 

ben 

Mäd¬ 

chen 

1909/10 

39 

1273385 

— 

21 

487 099 


_ 

45—61 

31—49 

_ 

.. 


_ 

1908/09 

38 

1 211 315 

74,2 

21 

495 498 

70 

54 

O 

T 

<x> 

CO 

35—46 | 

5 

3 816 

84 

62 

1907/08 

39 

1 206 735 

70,8 

20 

477 042 

71 

49 

34—79 

30—50 

5 

4 163 

83 

68 

1906/07 

39 

1 120 661 

71,7 

19 

448 363 

70 

51 

34—78 

30—50 

5 

4 053 

80 

60 

1905/06 

38 

1 071 641 

71,0 

19 

416 391 

67 

45 

38—74 

36—56 | 

5 

4 108 

89 

79 

1904/05 

33 

980 096 

72,4 

19 

398 886 

66 

45 j 

42—69 

32—44 : 

3 

2 283 

84 

68 

1908/04 

32 

941 073 

72,4 

19 

351 573 

— 

— 1, 

67 

49 

2 

1 179 

— . 

— 

1902/03 | 

28 

836 224! 

69,1 [ 

1 1« 

343 689 

! — 

- il 

57 

43 || 

— 

— 

— | 

— 


tionen des Jahres 1911 zu erkennen sind, hier angeschlossen werden soll. 
Ich habe in der vorjährigen Abhandlung 80 ) bereits gezeigt, um wieviel 
rascher der Kräfteverbrauch infolge der mit häufigen Gesundheitsschädigungen 
verbundenen Berufstätigkeit bei den Arbeitern im Vergleich mit der allge¬ 
meinen Bevölkerung sich vollzieht; und mit Recht weist Roth 31 ) darauf hin, 
daß unter allen Faktoren, die die Sterblichkeit steigen lassen, die industrielle 
Beschäftigung die hervorragendste Stelle einnimmt. Darum wird es nun 
von Interesse sein, aus den amtlichen Mitteilungen zu entnehmen, in welcher 
Weise die Gesundheit durch die Fabrikarbeit bedroht wird, und welche 
Maßnahmen man anwendet, um die Beeinträchtigung möglichst zu re¬ 
duzieren. 

Wie schon mehrfach in den letzten Jahren, so hat auch im Jahre 1911 
das preußische Ministerium für Handel und Gewerbe die ihm unterstellten 
Gewerbeaufsichtsbeamten zur Prüfung bestimmter Probleme veranlaßt; hierzu 
gehört diesmal die Frage 89 ): „Inwieweit hat die fortschreitende 
Ersetzung der Handarbeit durch Maschinenarbeit die Ver¬ 
hältnisse in den gesundheitsgefährlichen Betrieben ver¬ 
bessert ? u In dem Jahresbericht der preußischen Gewerbeaufsichtsbeamten 
für das Jahr 1910 wird über die auf diesem Gebiete gewonnenen Beob¬ 
achtungen berichtet; das Hauptsächlichste von diesen Mitteilungen soll hier 
besprochen werden. 

Die Gesundheitsschädigungen bei der Fabrikarbeit können vielfacher 
Art sein; bald gilt es Arbeit mit gewaltiger Anstrengung der Muskulatur, 
der Augen, des Herzens zu verrichten, bald heißt es in Nässe, Wind und 
Wetter, bald wieder bei hohen Temperaturen tätig zu sein, oft genug muß 
der Arbeiter im Übermaß Staub aus den verschiedensten Stoffen und giftige 
Gase einatmen, häufig ist er auch den widerlichsten Gerüchen preisgegeben. 
Die moderne Technik hat sich aber bemüht, von den Arbeitern nach Möglich¬ 
keit die unhygienischen Begleiterscheinungen bei ihrer Berufstätigkeit fern¬ 
zuhalten; man hat Maschinen konstruiert, mit denen man den Arbeitern die 
gefahrvollsten Vorrichtungen abzunehmen sucht. 

So berichtet der Gewerbeaufsichtsbeamte des Regierungsbezirks Marien¬ 
werder, daß durch die „mechanische Bearbeitung der Stoffe viele 
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Gefahren, und namentlich auch die Überanstrengung der Muskeln, in allen 
Gewerben beseitigt“ sei. Aus dem Regierungsbezirk Potsdam wird mitge¬ 
teilt, daß in einer Glashütte des Bezirks Flaschen mittels Preßluft hergestellt 
werden, wodurch, gegenüber der alten Fabrikationsart, das Aufblasen durch 
die Lungenkraft der Arbeiter entfällt. Aus demselben Bezirk erfährt man, 
daß in einem Betriebe, in dem bisher, wie allgemein üblich, die Kacheln mit 
der Hand geschliffen wurden, jetzt Schleifmaschinen mit Staubabsaugevor¬ 
richtungen verwendet werden. Bei der Handarbeit war viel Kraft erforder¬ 
lich; denn der Arbeiter mußte sich, um einen genügenden Druck auszu¬ 
üben, mit dem ganzen Oberkörper über die Kachel beugen, wodurch die 
Muskulatur der Brust und die Lunge stark angestrengt wurden, und dies 
bei gleichzeitiger Einatmung staubiger Luft. 

Das Gewerbeaufsichtsamt des Landespolizeibezirks Berlin gibt folgende 
Schilderung: „Die mit der Handarbeit häufig verbundene körperliche 
Überanstre ngung und Übermüdung ist auf vielen Gebieten durch 
die Maschinenarbeit ganz vermieden oder gemildert worden. Ab¬ 
gesehen davon, daß die Bedienung der Maschinen meist keine großen 
Kraftleistungen erfordert, ist auch infolge der wesentlich größeren Leistungs¬ 
fähigkeit der Maschinen die Arbeitszeit verkürzt worden. Von hervor¬ 
ragender Wirkung in diesem Sinne ist die Umgestaltung des Transport¬ 
wesens auf zahlreichen Gebieten des gewerblichen Lebens. In Maschinen¬ 
fabriken, Bauanstalten, Kesselfabriken und anderen großen Betrieben ist 
die Beförderung von Lasten durch Hebewerke, Fahrstühle, Krane usw. 
allgemein üblich geworden, und hat die früher an die Körperkräfte der 
Arbeiter gestellten Anforderungen ganz wesentlich herabgesetzt und die Zahl 
der durch Überanstrengung verursachten Herzfehler, Bruchschäden und 
sonstige Leiden herabgemindert.“ — Und schließlich sei noch eine Angabe 
aus dem Regierungsbezirk Münster erwähnt. Dort werden in Ziegeleien 
mechanische Pressen verwendet, wodurch die Arbeiter des heftigen Ein¬ 
werfens des Tons in die Form enthoben werden, „was ihnen bei oft mehr 
als 12 8tündiger Beschäftigung die SchultermuBkeln überanstrengte und 
chronische Schmerzen verursachte“. — Durch die Benutzung dieser Pressen 
in Ziegeleibetrieben wird zugleich, wie aus dem Regierungsbezirk Marien¬ 
werder mitgeteilt wird, erreicht, daß die Ziegelstreicher bei ihrer an¬ 
strengenden Arbeit nicht mehr wie bisher Nässe, Wind und Wetter aus¬ 
gesetzt sind. 

Zur Vermeidung der bei den verschiedensten Arten von Fabrikarbeit 
auftretenden lästigen und gefährlichen Staubentwickelung werden in 
mannigfachen Industriezweigen maschinelle Einrichtungen verwandt. Hier¬ 
über liegen zahlreiche Mitteilungen vor, von denen hier nur wenige Angaben 
erwähnt seien. Der Gewerbeaufsichtsbeamte des Bezirks Danzig berichtet, 
daß in Kalksandsteinfabriken und Mergeltrocknereien die Beseitigung der 
Staubbelästigungen durch mechanische Transporteinrichtungen erreicht worden 
sei, ferner daß zum Mischen von Tabak in den Zigarrenfabriken seit einiger 
Zeit Maschinen benutzt werden, wodurch die bei der bisher üblichen Handarbeit 
entstehende Staubentwickelung vermieden wird, und daß man auch für die 
Möbelfabrikation Schleifmaschinen, die mit Staubabsaugung versehen sind, 
verwendet. Besonders hervorgehoben sei folgende Mitteilung: „In den 
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neueren Getreidespeichern wird die Handarbeit zwar ebenfalls möglichst 
vermieden, die erheblichen Staubbelästigungen beim Ent- und Beladen von 
Schiffen und Eisenbahnwagen werden aber dadurch nicht vermieden. Die 
Bemühungen, eine Entstaubung des Getreides vor dem Einbringen in die 
Speicher vorzunehmen, scheiterten bisher an dem Widerstande der Händler 
und Spediteure, weil der damit verbundene Gewichtsverlust des ausländischen 
Getreides bei einer Waggonladung 20 bis 50 kg betragen soll.“ Also damit 
die Getreidekäufer weiter um 20 bis 50 kg pro Waggon betrogen werden 
können, müssen die Arbeiter den Staub schlucken! Gegen diese Vernach¬ 
lässigung einer unbedingt zu erfüllenden sozialhygienischen Forderung sollten 
die in Betracht kommenden Arbeiter durch Arbeitsverweigerung ihren Wider¬ 
spruch bekunden, wie dies nach den Angaben aus dem Regierungsbezirk 
Marienwerder in denjenigen Holzbearbeitungsbetrieben geschieht, in denen 
die zur Erleichterung der Arbeit zu verwendenden mechanischen Hilfsmittel 
nicht zur Verfügung stehen; wie es heißt, erhalten solche Tischlereien nur 
schwer Gesellen. 

Besonders gefährlich ist naturgemäß die Berührung mit giftigen Stoffen. 
Hierbei kommt am meisten das Blei in Betracht, das ja in so mannigfachen 
Betrieben, vor allem auch in Druckereien zur Verwendung gelangt. Er¬ 
freulicherweise läßt sich aber die Gefahr, die bei der Arbeit mit bleihaltigen 
Gegenständen entsteht, gerade in den Druckereien, namentlich in den Zeitungs¬ 
druckereien durch die Einführung von geeigneten Maschinen vermeiden. So 
wird z. B. aus dem Regierungsbezirk Marienwerder mitgeteilt, daß die 
modernen Setzmaschinen für Zeitungssatz den Setzer vor der Berührung der 
bleihaltigen Lettern mehr schützen, als dies sonst möglich ist, und daß sie 
zugleich die Augen und Nerven anstrengende Arbeit erleichtern. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß man jetzt auch Maschinen bei solchen 
Arbeiten verwendet, die besonders infolge unangenehmer Gerüche widerlich 
sind. So berichtet der Gewerbeaufsichtsbeamte des Bezirks Frankfurt a. O., 
(faß in Gerbereien immer mehr und mehr Entfleischungsmaschinen benutzt 
werden. Diese nehmen einer großen Anzahl von Arbeitern die schmutzige 
Arbeit ab, 

„di* aus dem Kalkäscher kommenden übelriechenden Felle durch Bearbeitung 
mittelst Schabeisen von den anhängenden Fleischteilen zu befreien. Viele Arbeiter 
waren bisher längere Zeit mit dieser Arbeit beschäftigt und dabei fortwährend der 
Berührung mit übelriechenden Fellen und — beim Vorhandensein kleiner Haut- 
verbtzungen — auch der Milzbrand- oder einer sonstigen Blutvergiftungsgefahr 
ausgesetzt. Jetzt bearbeitet die Maschine in ganz kurzer Zeit mit wenigen Be¬ 
dienungsmannschaften eine große Anzahl von Fellen. Viele Betriebe sind infolge¬ 
dessen gar nicht in der Lage, die Maschine voll auszunutzen, und vermieten sie 
an andere Gerber, wodurch die gesundheitlichen Vorteile auch deren Arbeitern zu¬ 
gute kommen. Es wird daher vermutlich sehr bald dahin kommen, daß die Ar¬ 
beiter diese Arbeit nicht mehr mit der Hand verrichten wollen.“ 

Neben diesen mehr allgemein gehaltenen Mitteilungen in den Berichten 
der Gewerbeaufsichtsbeamten Anden sich auch einige ziffernmäßige Angaben. 
Aus dem Regierungsbezirk Liegnitz wird über die gesundheitlichen Ver¬ 
hältnisse der Arbeiter einer Flachsgarnbecbelei vor und nach der Auf¬ 
stellung von Hechelmascbinen mit automatischer Kluppenbedienung fol¬ 
gende, die günstigen Erfolge darlegende Übersicht geboten: 
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Tabelle 18. 


Jahr 

Es waren im Betriebe 

1 Es erkrankten Proz. der Arbeiter 

| einfache Hechel- 
| maschinen 

Hechelmaschinen 
mit automatischer 
Kluppenbedienung 

i 

in der 

Hechelei 

in der 

gesamten Fabrik 

1903 . 

16 


! 66 

37 

1904 . 

i 14 

— 

50 

37 

1905 . 

15 


31 

35 

1906 ..... 

1 13 

1 

24 

28 

1907 . 

10 

3 

; 32 

34 

1908 . 

6 

7 

41 

33 

1909 . 

4 

10 

22 

34 

1910 ..... 

; 4 

10 

38 

37 


Aus der Tabelle 18 kann man, so heißt es in der amtlichen Publikation, 
ersehen, „daß die Erankheitsziffer der Hechelarbeiter nach Aufstellung der 
Hechelmaschinen mit automatischer Kluppenbedienung schließlich ungefähr 
auf die Zahl der Erkrankung der gesamten Fabrikarbeiter herabgesunken 
ist, daß die Hechelei mithin seit dem Jahre 1909 aus der Zahl der 
besonders gesundheitsgefährlichen Betriebsabteilungen der Fabrik ausge¬ 
schieden ist tf . 

Eine sehr ausführliche, zahlenmäßige Zusammenstellung über den Er¬ 
satz der Handarbeit durch Maschinenarbeit enthält folgende, dem Bericht des 
Gewerbeaufsichtsbeamten von Hannover entnommene Statistik (Tabelle 19). 

»Hiernach sind*, so äußert sich der Gewerbeaufsichtsbeamte, „für 1197 Arbeiter 
die Arbeit mit der Hand, die mit einer gefährlichen Einatmung von Staub oder 
Gasen verbunden war, und die schädliche Lungenarbeit ganz in Wegfall gekommen; 
an ihrer Stelle arbeiten nur noch 140 Leute an Maschinen, welche an sich schon 
die Gesundheitsgefahren bei geeigneter Vorsicht fast ganz beseitigen*. 

Die hygienischen Erfolge, die sich durch die Einführung geeigneter maschi¬ 
neller Einrichtungen zur Vermeidung gesundheitsschädlicher Handarbeiten gewinnen 
lassen, lassen sich besonders in Bleiweißfabriken ziffernmäßig nachweisen. Aus 
dem Begierungsbezirk Düsseldorf wird berichtet, daß eine dortige Bleiweißfabrik 
im Jahre 1899/1900 umgebaut und bei dieser Gelegenheit mit maschinellen Trans¬ 
port-, Pulverisierungs* und Verpackungseinrichtungen ausgerüstet wurde. In den 
vor dem Umbau liegenden Jahren 1895 bis 1898 seien in der Fabrik bei durch¬ 
schnittlich 22 Arbeitern in jedem Jahre durchschnittlich 43 Fälle von Bleivergiftung 
mit 934 Krankheitstagen zu verzeichnen gewesen. Dagegen seien in den auf den 
Umbau folgenden Jahren 1901 bis 1910 die Zahl der Bleierkrankungen auf 8 und 
die Ziffer der Krankheitstage auf 240 im Jahresdurchschnitt gesunken, obwohl in 
diesem Zeitraum die Anzahl der in jenem Betriebe beschäftigten Arbeiter durch¬ 
schnittlich 40 betragen habe. 

Zum Schluß sei aus den Berichten der Gewerbeaufsichtsbeamten hier 
noch erwähnt, welche Nachteile sich als Folgen des Ersatzes der Handarbeit 
durch Maschinenarbeit ergeben haben. Hierüber teilt der Gewerbeaufsichts¬ 
beamte des Landespolizeibezirkes Berlin, nachdem er die Vorteile gekenn¬ 
zeichnet hat, folgendes mit: 

„Abgesehen von den wenigen Ausnahmen, wo die an Stelle der Handarbeit 
eingetretene Maschinenarbeit die Möglichkeit der körperlichen Verletzung ver¬ 
mindert hat, wie z. B. bei der mechanischen Rostbeschickung, ist die Unfall¬ 
gefahr allgemein gewachsen. Außerdem treten bei Einführung der Maschinen- 
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Tabelle 19. 


0 

a. 

o. 

3 

6 

Gesundheitsgeföhrliche Betriebe | 

Zahl der 
Arbeiter 

Bemerkungen 
zu Spalte 6 

Betriebsart 

Art der Arbeit 

früher 

mit 

H&nd 

jetzt 
an Ma¬ 
schine 

früher mit 

Hand 

jetzt mit 
Maschine 

l 

2 

3 

* i 

5 

6 i 

7 

IV. 

Marmor- 

Bearbeitung der 

Schleifscheibe m. 

6 

1 

Ohne Staubgefahr 


Schleiferei 

Steine m. Haspel 

Staubabsaugung 






und Feile 






Glashütte 

Glasblasen mit 

Flaschen- 

120 

20 

Wegfall der Lungen- 



dem Munde 

blasmaschine 



arbeit. Keine Jugend- 


i 





liehen mehr am Ofen 







u. in d. Nachtschicht 

VI. 

1 Gießereien 

Formen 

Formmaschine 

150 

50 



Gießereien 

Gußputzen 

Gußputzma- 

20 

4 

Staubgefahr erheb- 




sehine m. Sand- 



lieh vermindert 




strahlgebläse 





Schmirgel- 

Beinigung der 

Plattenreini- 

4 

1 

Ohne Staubgefahr 


scheiben- 

Formplatten m. 

gungsmaschine 





| anfertigung 

Schmirgelkörnern 





VII. 

Sohwefel- 

Kiesöfen mit 

Mechanische 

24 

10 

Fast ohne Aus- 


Säurefabrik 

Hand- 

Eühröfen 



hauchung schweflig- 



beschickung 




saurer Gase 


Farbenfabrik 

Farbenmischen 

Mischmaschine 

2 

2 



1 Farbenfabrik 

Sieben, Trans- 

Luftsicht- 

2 

1 

Teilweise Blei- und 


i 

port und Ein- 

maschine mit 



Anilinfarben, 


i 

sacken 

selbsttätiger 



jetzt fast ohne 

t 



Einsackung 



Staub 

1 

Phosphat¬ 

Ausräumen der 

Aufsohließ- 

20 

6 

Belästigung durch 

1 

fabriken 

Aufschließkeller 

maschine mit 



Staub und Gase fast 




maschineller 



verschwunden 




Ausräumung 




1 

1 

Phosphat¬ 

Transport des 

Maschinelle 

25 

14 



fabriken 

Phosphatmehles 

Transport¬ 







einrichtungen 



j: 

XI. 

| Gummi- 

Eintauchen von 

Tauch maschine 

150 

4 

150 Arbeiterinnen 


1 warenfabrik 

Gegenständen in 

mit Absaugung 



kommen jetzt mit 


1 

Schwefelkohlen¬ 




! Schwefelkohlenstoff 



stofflösung 




nicht mehr in Be¬ 







rührung 

XIII. 

Zigaretten¬ 

Zigaretten- 

Zigaretten¬ 

560 

7 

Ohne Staubgefahr 


fabrik 

anfertigen 

maschine 



jl 

XVII. 

Buch- 

Handsetzen 

Setzmaschine 

114 

20 

Die unmittelbare 


| druckereien 





j Berührung mit dem 


1 





, Bleimetall fällt weg 




l 

| | 

1197 

j 140 
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arbeit häufig auch neue Gesundheitsgefahren auf, deren Erkennung, Niederhaltung 
und Beseitigung die unausgesetzte Aufmerksamkeit erfordern. Die ununterbrochen 
arbeitende teuere Maschine, die nach Möglichkeit ausgenutzt werden soll, erfordert 
oft eine ununterbrochene Bedienung oder Beobachtung und läßt beliebige kurze 
Erholungspausen nicht zu. Viele Maschinen verursachen auch Lärm oder Er¬ 
schütterungen, deren Einwirkung auf die Dauer schädlich wirken kann. Diese 
Nachteile werden aber von den großen Vorteilen des Ersatzes der Handarbeit 
durch Maschinenarbeit, die zum Teil auch ethischer Natur sind, insofern als der 
Arbeiter, früher selbst eine Maschine, nunmehr zu ihrem Herrn emporgehoben wird, 
so weit überwogen, daß ein weiteres Streben auf diesem Gebiete nur zu fördern ist*. 

So sehen wir also, daß bei dem Ersatz der Handarbeit durch Maschinen¬ 
arbeit sich auch einige, aber relativ geringfügige Nachteile einschleichen, 
daß jedoch die Vorzüge bei weitem überwiegen. Vom Standpunkte der Sozial¬ 
hygiene aus muß man daher verlangen, daß, wo irgend möglich, mechanische 
Hilfsmittel zur Verwendung gelangen, um den Arbeitern die schwierigsten, 
gefahrvollsten und widerlichsten Arbeiten abzunehmen und sie überhaupt 
nach Möglichkeit vor Gesundheitsschädigungen zu bewahren. Die Hoffnung, 
daß diese sozialhygienische Forderung erfüllt werden kann, ist erfreulicher¬ 
weise nicht gering; denn, wie z. B. der Gewerbeaufsichtsbeamte des 
Regierungsbezirkes Breslau mitteilt, wird mit der Einführung der in Rede 
stehenden Maschinen zugleich eine Steigerung der Produktion, eine Ver¬ 
billigung der Herstellung und eine Verminderung der Abhängigkeit vom 
Arbeiter erreicht; es ist also zu erwarten, daß die Arbeitgeber zur Ver¬ 
wendung jener mechanischen Hilfsmittel, die der Volksgesundheit dienen, 
geneigt sein werden, weil sie dadurch technische und wirtschaftliche Vorteile 
gewinnen. 

Von sonstigen in den amtlichen Publikationen des Jahres 1911 ent¬ 
haltenen Angaben über die Beziehungen zwischen den Arbeitsverhältnissen 
und den gesundheitlichen Zuständen seien hier zunächst noch Mitteilungen 
über die sogenannte Sachsengängerei 33 ) angefügt, worüber im „Gesund¬ 
heitswesen des preußischen Staates u berichtet wird. Unter Sachsengängerei 
versteht man den Zuzug von Sommerarbeitern in die sächsischen oder 
rheinisch - westfälischen Industriegebiete; man unterscheidet hierbei solche 
Sommerarbeiter, die aus den östlichen Provinzen nach dem deutschen Westen 
wandern, und solche, die vom Ausland kommen, um während der wärmeren, 
arbeitsreicheren Monate in Deutschland tätig zu sein. 

Wie mitgeteilt wird, ist die „Abwanderung der ländlichen Bevölkerung 
aus den östlichen Provinzen nach dem Westen für die Zeit der Sommerarbeit 
anscheinend zurückgegangen“. Die Bedeutung dieser Art der Sachsen¬ 
gängerei für die Verbreitung übertragbarer Krankheiten war im allgemeinen 
nicht groß, und sie wird naturgemäß noch um so kleiner, je weniger Per¬ 
sonen sich an dieser Wanderung beteiligen. 

Von mehr Belang ist dagegen die hygienische Einwirkung, die seitens 
der ausländischen Sommerarbeiter auf unsere gesundheitlichen Zustände 
ausgeübt wird. Diese Arbeiter suchen teils in den Grenzprovinzen Arbeit, 
teils wandern sie über weite Strecken deutscher Staatsgebiete bis zu ihren 
Arbeitsstätten. Um diese Arbeiter bereits an der Grenze zweckmäßig zu 
verteilen und etwaige untaugliche schon dort zurückzuweisen, unterhält die 
Deutsche Feldarbeiterzentrale in Berlin längs der Ostgrenze eine Reihe von 
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Grenzämtern. In ihnen findet nicht nur die Verteilung der Zuziehenden und 
eine polizeiliche Aufsicht statt, sondern auch eine ärztliche Besichtigung 
und bei KrankheitBverdacht eine genaue Untersuchung, ln einzelnen Grenz- 
ämtera wurden im Berichtsjahre auch diejenigen Arbeiter, welche in den 
letzten Jahren nicht geimpft waren und die Pocken noch nicht überstanden 
hatten, geimpft. So wünschenswert es ist, daß die Impfung schon an der 
Grenze stattfindet, so läßt sich diese Maßnahme doch nicht regelmäßig durch¬ 
führen, da der Aufenthalt in den Grenzämtern in der Regel nicht bis zur 
Nachschau dauert, und damit die Kontrolle über den Ausfall der Impfung 
entfällt. Von Wert ist es, daß jetzt mehr als in den Vorjahren eine Augen¬ 
untersuchung vorgenommen wird, und wenigstens ein Teil der trachom¬ 
kranken Arbeiter von der Annahme der Arbeit ausgeschlossen wird. 

Über die Tätigkeit der Grenzämter gibt folgende Übersicht Auskunft: 

Tabelle 20. 


1 

Regierungsbezirk | 

1 t ') 

Name 

des Grenzamtes 

Zahl 

der Arbeiter : 

i 

Unter¬ 

sucht 

wurden 

Geimpft 

wurden 

Zurück¬ 

gewiesen 

wurden 

An 

Trachom 

litten 

1 

Allenstein. . . 

Illowo 


4 129 

20 

— 

! _ 

— 


Orteisburg j 


9 557 

7796 

110 

40 

300 


Prostken 


2 215 

2215 

2027 


6 

i 

Johannisburg 


1 398 

— 

— 

19 

14 

Marienwerder . ;j 

Strasburg 

etwa 5 000 

— 

— 

— 

! — 

. i 

Lautenburg 

etwa 5 000 

— 

— 

— 

— 


Podgorz 

etwa 10 000 

— 

— 

— 

— 

Posen .... 

Kempen 



— 

— 

— 

! — 


AVilhelmsbrück 


etwa 

— 

— 

— 

1 — 


Wreschen 

1 

100 000 

— 

— 

1 — 

1 — 


Stralkowo 



— 

— 

i 

— 

Bromberg . . . 

Hohensalza 


3217 

— 

— 


— 

Oppeln .... 

Kattowitz 


36 423 

— 

— 

— 

1 — 


Annaberg-Oderberg 


V 

6010 

— 

26 

26 


Rosen berg 


22 986 

— 

i — 

i — 

— 


My 9 lowitz 


90 000 *) 

— 

— 

— 

— 


Preußisch - Herby • 


5 291 

— 

— 

96**) 

96 


Pleß • 


3 772 

25 

i — 

— 

— 


Neuberum 


11 018 

256 

— 

28 

28 


Groß-Chelm 

i 

8 619 

! o 

| — 

i 

1 


Man ersieht schon aus den Ziffern der Tabelle 20, um eine wie große 
Anzahl von ausländischen Arbeitern es sich hierbei handelt, und welche 
Gefahr für die hygienischen Zustände in Deutschland infolge dieser Ein¬ 
wanderungen obwaltet. Hierbei muß aber noch betont werden, daß die in 
der Tabelle 20 enthaltenen Ziffern gewiß noch nicht alle zugezogenen aus¬ 
ländischen Sommerarbeiter angeben, da viele von diesen sich der Kontrollierung 
zu entziehen wissen. Die Folge der in Rede stehenden Einwanderungen ist, 
wie amtlich berichtet wird, daß „in fast alle Bezirke übertragbare Krank- 

*) Davon 30000 für die Feldarbeiterzentrale in Berlin. — **) Außerdem eine 
Familie, von der zwei Kinder an Pocken litten. 
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heiten, wie Pocken, Typhus und Trachom durch ausländische Arbeiter ein¬ 
geschleppt und in einer Reihe von Fällen auch auf die einheimische Be¬ 
völkerung übertragen worden sind“. 

Zum Schluß meiner Darlegungen über die Beziehung zwischen den 
Arbeitsverhaltnissen und den sanitären Zuständen sei noch auf eine Angabe 
in dem Jahresbericht 34 ) über das Medizinalwesen im Königreich Sachsen 
hingewiesen. Dort sind Mitteilungen enthalten, aus denen man einen Ein- 
blick in die Heimarbeit und in die Maßnahmen zur Beseitigung der mit 
ihr verbundenen Mißst&nde empfängt. Im Anschluß an eine Ministerial- 
verordnung vom Jahre 1908, welche sich auf die Ausbreitung ansteckender 
Krankheiten durch die Heimarbeit bezieht, haben die Vereinigung deutscher 
Zucker- und Schokoladenfabrikanten und der Arbeitgeberverband der 
Zigarettenindustrie in Dresden und Umgebung sich bemüht, durch Einrich¬ 
tungen der Selbstkontrolle und Aufstellung von Bestimmungen für die in 
der Heimarbeit beschäftigten Personen dieser Gefahr entgegenzuwirken. Sie 
haben nämlich angeordnet, „daß das Arbeitsmaterial nur in bestimmten 
Kartons und Kisten abgeholt, auf bewahrt und wiedergebracht, keinesfalls 
in Krankenzimmern auf bewahrt oder bearbeitet, auch nicht auf Tische, Fuß¬ 
böden oder Möbel ausgeschüttet und immer nur in kleinen Mengen ver¬ 
arbeitet werden darf“. Ferner wurden bestimmte Reinlichkeitsvorschriften 
erlassen und die Beschränkung ausgesprochen, daß jede Person nur für eine 
Fabrik arbeiten darf; dasselbe gilt von den in einer Stube beschäftigten 
Personen. (Schluß folgt in Heft 4.) 

Literatur- und Quellenangaben. 

I ) Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege, Jahrg. 1910, Heft 3; 
Jahrg. 1911, Heft 3 und 4. 

*) Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie oder Medizlnalstatistik, 
S. 56. Jena 1911. 

8 ) Kölsch, Gewerbehygienisches. Münch, med. Wochenschr. 1912, Nr. 6. 

4 ) Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1911, 8. 421 ff. 

5 ) Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reiches 1911, Heft 1. 

•) Siehe unter Note 4, 8. 424 ff. 

7 ) Im „Archiv f. soziale Hygiene“ 1912, Heft 3. 

8 ) R4sum6 Statistique de l’Empire du Japon. 25. Ann6e. Tokio 1911. 

9 ) Statistisches Jahrbuch f. Elsaß-Lothringen. .5. Jahrg., 1911. 

l0 ) Siehe unter Note 5, Heft 4, S. 154 u. 155. 

II ) Das Gesundheitswesen des Preußischen Staates 1909. Berlin 1911. 

1Ä ) ReichBarbeitsblatt. Nr. 5. Berlin 1911. 

la ) Mitteilungen des Bremischen Statistischen Amtes im Jahre 1911. Nr. 1. 

l4 ) Denkschrift über den Einfluß der Fleischversorgung auf die Volksernäh¬ 
rung. 1910. 

lft ) Siehe Stenographischer Bericht über die Reichstagsverhandlungen im 
Jahre 1911. 

16 ) Amtl. Berichte über die Verh. d. Badischen zweiten Kammer. 1912. 

17 ) Jahresbericht der Großherzogi. Badischen Fabrikinspektion für das Jahr 
1910. Karlsruhe 1911. 

18 ) F. Wörishoffer, Die soziale Lage der Fabrikarbeiter in Mannheim. 
Karlsruhe 1891. 

1B ) Siehe Stenographischer Bericht über die Reichstags Verhandlungen vom 
23. Nov. 1910, 8.3139. 

f0 ) Siehe Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1911, S. 579. 
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fl ) Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reiches 1911, Heft 4, 8.149. 

**) Siehe unter Note 21, Heft 1, 8.274. 

**) Siehe unter Note 21, Heft 4, ß. 156 u. 157. 

**) Reichsarbeitsblatt 1911, Nr. 6. 

n ) Fortpflanzung, Vererbung, Bassenhygiene. Katalog der Gruppe Bassen¬ 
hygiene der Intern. Hygieneausstellung 1911 in Dresden. Herausgegeben von Max 
v. Gruber und Ernst Büdin. Verlag von J. F. Lehmann in München. 

M ) Jahrg. 1910, Heft 3, S. 456. 

i7 ) Statistisches Jahrbuch für Königsberg auf das Rechnungsjahr 1910. 

w ) Veröffentlichungen der Gartenstadt Ratshof. 

*•) Statistisches Jahrbuch für das Königreich Bayern. 1911. 

i# ) Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1911, S. 569. 

* l ) E. Roth, Gewerbehygiene, S. 7. Leipzig 1907, Göschen. 

ai ) Jahresbericht der Gewerbeaufsichtsbeamten und Bergbehörden für das Jahr 
1910. Bd.I: Preußen. Berlin 1911. 

M ) Siehe unter Note 11. 

* 4 ) 21. Jahresbericht des Kgl. Landes-Medizinal-Kollegiums über das Medizinal- 
wesen im Königreich Sachsen auf das Jahr 1909. Leipzig 1911. 
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Neuere Bestrebungen 

auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene. 

Von Prof. Dr. Wilh. Gemünd, Aachen. 


Wenn man sich die Aufgabe stellt, eine zusammenfassende Darstellung 
der modernen Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städte¬ 
hygiene zu geben, dürfte es zweckmäßig erscheinen, derselben eine kurze 
Schilderung der elenden Wohnverhältnisse unserer Städte, wie 
sie sich gegen Mitte und Ende des vorigen Jahrhunderts entwickelt 
hatten, vorauszuschicken. Insbesondere erscheint es bedeutsam, auf die 
besonderen Bedingungen und Ursachen hinzuweisen, unter denen sich diese 
vielfach so außerordentlich unbefriedigende und teilweise auch die heutigen 
Wohnverhältnisse noch beeinflussende Entwickelung vollzog. Eine solche 
Erkenntnis wird dann am sichersten den Weg zeigen, auf dem man in der 
Gegenwart versuchen kann, die damals gemachten Fehler endgültig zu ver¬ 
meiden. 


Die Entwickelung der städtischen Wohnverhältnisse 
im vorigen Jahrhundert. 

Überschaut man den Werdegang unserer großen Städte im vorigen 
Jahrhundert, so fällt als Hauptcharakteristikum desselben die außer¬ 
ordentlich starke Bevölkerungszunahme und damit zusammenhängend 
das geradezu stürmische Größenwachstum der Städte auf. Nur 
wenn man sich diese beiden Faktoren in ihrer ganzen Tragweite vor Augen 
hält und bedenkt, welche Schwierigkeiten es damals machen mußte, für 
diesen unablässig vom Lande in die Städte sich ergießenden Menschenstrom 
daselbst geeignete Wohnstätten zu schaffen, gewinnt man ein zutreffendes 
Bild der baulichen Entwickelung der damaligen Städte und ihrer Wohn¬ 
verhältnisse. So war die nächste Folge dieser steten Zuwanderung eine 
außerordentlich große Wohnungsnachfrage, welcher nur durch eine 
ebenso lebhafte Bautätigkeit entsprochen werden konnte. Bei dem 
Mangel geeigneter, auf genügender Erfahrung beruhender Bauvorschriften 
konnte es nicht ausbleiben, daß dadurch eine völlig regellose und die un¬ 
gesundesten Wohnverhältnisse herbeiführende Bebauung erzielt wurde. Ins¬ 
besondere entwickelte sich eine außerordentliche Zunahme der Bebau- 
ungsintensität und Bevölkerungsdichte in den zentralen Stadt¬ 
teilen. Der Hauptgrund dafür lag in den Wohnungssuchenden selbst. 
Diese wollten naturgemäß möglichst nahe dem Zentrum der Städte wohnen, 
in dem sich hier alsbald herausbildenden Geschäftsviertel, der City, wie wir 
heute sagen. Hier pulsierte das geschäftliche Leben am stärksten, hier ver¬ 
sprach man sich am ehesten Arbeit, Nebenverdienst, Vergnügen und Unter¬ 
haltung. Dazu kam, daß die Ansiedlung in den Außengeländen und an der 
Peripherie der Städte infolge mangelhafter Straßen, schlechter Verkehrsver¬ 
haltnisse und wohl auch großer Unsicherheit keineswegs verlockend erschien. 
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So haben wir als Charakteristikum der damaligen Stadtanlagen eine 
weitgehende Zentralisation. Die BeYölkerung konzentriert sich in immer 
stärkerem Maße in den zentralen Stadtteilen, dem sich überall entwickelnden 
Geschäftsviertel und nimmt hier mit den elendsten und schlechtesten 
Wohnungen vorlieb. Dezentralisationsbestrebungen im modernen Sinne, 
also der Versuch, einen Teil der Bevölkerung wieder aus der Stadt heraus¬ 
zuziehen und in der Umgebung und in den Vororten anzusiedeln, fehlen fast 
völlig. Sie wären ja auch dem damaligen Zug vom Lande in die Städte 
direkt entgegengesetzt gewesen. Überblickt man diesen Entwickelungsgang, 
so leuchtet ein, daß in der Gegenwart unsere Hauptaufgabe darin bestehen 
muß, durch möglichste Begünstigung und Förderung der städtischen Dezen¬ 
tralisation ein Äquivalent gegen die Folgen der damaligen Zentralisation 
und der damit zusammenhängenden Konzentration der städtischen Bevölke¬ 
rung im Stadtinnern zu versuchen. Begünstigt werden diese Dezentrali¬ 
sationsbestrebungen durch den gegenwärtig bei einem nicht unerheb¬ 
lichen Teil der städtischen Bevölkerung immer stärker auftretenden Verlangen, 
dem Häusermeere der Städte zu entfliehen und wieder mehr Anschluß an 
die Natur zu suchen. Dieser Zug von der Stadt hinaus aufs Land wird 
durch die außerordentliche Entwickelung des Lokalverkehrs ermöglicht und 
begünstigt (s. später unter „ Dezentralisation M ). 

Ein weiteres Charakteristikum der damaligen Entwickelung ist die 
völlige Verständnislosigkeit, um nicht zu sagen Hilflosigkeit, mit der damals 
die Stadtverwaltungen der schrankenlosen Bautätigkeit und der Ent¬ 
stehung der ungesunden Wohnverhältnisse gegenüberstanden. Zunächst ist 
man aus unserem jetzigen hygienisch geläuterten Empfinden heraus gewiß 
geneigt, dieselben für ihre Unterlassungssünden, den Mangel geeigneter 
Baupolizei Vorschriften und Bauordnungen aufs schärfste anzuklagen. 
Und doch muß man zugeben, daß so, wie die Verhältnisse damals lagen, 
die Dinge sich kaum anders gestalten konnten. All das, was damals in 
den rasch wachsenden Städten vor sich ging, die stürmische Flucht vom 
Lande in die Städte, die lebhafte Bautätigkeit, das Emporblühen von Technik, 
Handel, Gewerbe und Industrie, der ganze kulturelle und wirtschaftliche 
Aufschwung, welcher die Entwickelung der Großstädte begleitete, war etwas 
so Ungeheures und Gewaltiges, eine Entwickelung so ohne jeden Vergleichs¬ 
punkt in der Vergangenheit, daß niemand dieselbe auch nur im entfern¬ 
testen hätte voraussetzen können. Woher sollten also die verantwortungs¬ 
vollen Leiter der Städte die Erfahrungen und die Kenntnisse nehmen, um 
dieses ungeahnte und stürmische Wachstum der Städte in hygienische Bahnen 
zu lenken, wie konnten sie damals genügendes Verständnis dafür besitzen, 
was für SiedelungsVerhältnisse aus dieser Entwickelung resultieren, und wie 
dann schließlich dadurch die Bewohner in ihrem körperlichen und geistigen 
Wohl gefährdet wurden? 

So erscheint es uns durchaus verständlich und bis zu einem gewissen 
Grade entschuldbar, daß die Verwaltungen der Städte gegenüber den 
neuen, riesenhaften Aufgaben zunächst in vielen Beziehungen völlig ver¬ 
sagten. Zwar gab es auch früher Bauordnungen und Baupolizeivor¬ 
schriften, aber sie konnten nicht genügen. Fehlte ihnen doch vor 
allem die Berücksichtigung und Betonung gerade der gesundheitlichen 
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Momente, die wir jetzt in erster Linie berücksichtigt sehen wollen. Erst seit 
Mitte des vorigen Jahrhunderts haben wir ja in Deutschland eine hygienische 
Wissenschaft. 

Erst als die ganze Entwickelung in den Hauptzügen sich herausge¬ 
bildet hatte, als vieles, um nicht zu sagen das meiste, recht schlecht ge¬ 
worden war und die Folgen der ungenügenden und mangelhaften Wohn¬ 
verhältnisse sich überall bemerkbar machten, als dann die hygienische 
Wissenschaft ein grelles und erschreckendes Licht auf die gesundheit¬ 
lichen Mißstände in den Städten warf, als Statistiken über die 
Gesundheitsverhältnisse und die Resultate von Wohnungserhe¬ 
bungen bekannt wurden, begannen einige weitblickende Männer, zunächst 
waren auch das nur sehr vereinzelte, einzusehen, was alles versäumt und 
unwiederbringlich verloren war. Bis dann aus. diesen einzelnen mehrere 
wurden, bis sie auf die große Masse, die Stadtverwaltungen und gesetz¬ 
gebenden Körperschaften einen Einfluß gewinnen konnten, gingen kostbare 
Jahre verloren. Dazu sind die mannigfachen gesetzgebenden und verwal¬ 
tenden Körperschaften der Städte ein viel zu langsam und schwerfällig 
arbeitender Apparat, ohne daß damit ein Vorwurf ausgesprochen werden 
soll. So ist es denn kein Wunder, daß das Resultat der endlich gewonnenen 
Einsicht viel zu spät kam. Die baupolizeilichen Bestimmungen 
waren und blieben ungenügend, auch fehlten geeignete und bewährte Vor¬ 
bilder für dieselben, und so hinkten im allgemeinen die diesbezüglichen 
Gesetze hinter den Zuständen her, die sie hätten verhüten sollen. Erst als 
alles recht schlecht geworden war, sah man ein, wie es hätte besser gemacht 
werden können. 

Es ist nicht ohne Absicht, daß ich diese längst bekannten, aber nicht 
immer überall gewürdigten Verhältnisse hier erörtere. Wer mit genügendem 
Verständnis und frei von Vorurteilen die damalige Entwickelung der Städte 
überschaut, muß sich sagen, daß gerade die elendesten Wohnverhält¬ 
nisse, wie sie auch jetzt noch in den zentralen Teilen unserer Altstädte 
sich finden, auf die damalige Entwickelung, den Mangel geeigneter Bau¬ 
vorschriften und Bebauungspläne in jener Sturm- und Drangperiode unserer 
Städte zurückzuführen sind. Diese alten, schmutzigen und elenden Wohnungen 
sind es, die jetzt meist in Wohnungserhebungen als Beispiele erschreckenden 
städtischen Wohnungselendes vorgeführt und unseren Stadtverwaltungen zur 
Last gelegt werden. Zum Teil sicherlich mit Unrecht, denn sie sind ein 
Erbteil, das wir von unseren Vorfahren übernommen haben und 
mit dem wir nicht ohne weiteres aufräumen können. Gewiß krankt auch 
heute noch das Wohnungswesen unserer Städte an den Folgen der damaligen 
Entwickelung, aber nicht die Gegenwart, sondern die alte, längst vergangene 
Zeit ist dafür anzuschuldigen. Wenn man sich ein Bild davon machen will, 
was die Jetztzeit auf diesem Gebiet anstrebt und leistet, wie man ins¬ 
besondere in der Gegenwart die Wohnverhältnisse zu gestalten bestrebt ist, 
muß man die Außengelände und Randbezirke unserer Großstädte, die in den 
letzten Jahrzehnten gebauten Stadtteile durchwandern, vor allem die 
modernen, großzügigen Stadterweiterungsprojekte studieren. Da 
wird man mit Freuden gewahr, daß die Irrtümer jener Zeit nicht unbenutzt 
vorübergegangen sind, wenn auch die Früchte dieser Erkenntnis nicht ohne 
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weiteres auf die alten Stadtteile und Wohnungen angewandt werden können. 
Dazu repräsentieren die mit der großen Bebauungsintensität zusammen¬ 
hängenden Boden- und Gebäudewerte zu große wirtschaftliche Werte, 
die nicht außer acht gelassen werden können. Nur sehr langsam und all¬ 
mählich kann es hier gelingen, Besserung zu erzielen und unsere modernen 
hygienischen Grundsätze zur Anwendung zu bringen. Weder kann man 
die alten Stadtteile völlig und auf einmal niederreißen und neu aufbauen, 
noch auch dieselben entvölkern und die Inwohner in den hygienisch be¬ 
bauten Außengeländen ansiedeln, wie eine übertriebene und weit über das 
Ziel hinausschießende Dezentralisationsbewegung anzustreben geneigt sein 
könnte. Dadurch würden enorme wirtschaftliche Werte zerstört, die Ent¬ 
wickelung unserer Städte und ihr finanzielles Rüstzeug, die unerläßliche 
Vorbedingung auch jeden hygienischen Schaffens, aufs ärgste gefährdet und 
so dem Volks wohl weit größere Wunden geschlagen, als aus jenen zweifellos 
schlechten Wohnverhältnissen resultieren. Hier bleibt hauptsächlich der 
Weg, wie er sich in aufblühenden Städten, die es verstehen, ihre industrielle 
und kommerzielle Entwickelung und ihre Finanzkraft stetig zu fördern, fast 
von selbst ergibt, nämlich der, daß die Citybildung mehr und mehr jene 
alten Stadtteile aufsaugt und so im Laufe der Zeiten eines der alten Häuser 
nach dem anderen in moderne Geschäfts- und Eontorhäuser umgewandelt 
wird, während die Bevölkerung in peripher gelegenen, neu entstandenen 
Wohnvierteln hygienische Siedelungsbedingungen findet. 

Dieser kurze Rückblick zeigt, eine wie große Bedeutung für die Ent¬ 
wickelung hygienisch einwandfreier Wohnverhältnisse der Aufstellung 
geeigneter, die zukünftige Entwickelung mit berücksichtigender 
Bebauungspläne und Bauordnungen in den Städten zukommt. Das 
ist die zweite große Lehre, die wir aus der Vergangenheit unserer Städte 
ziehen müssen. Hier ist es unerläßlich, der Verdienste einer Körperschaft 
zu gedenken, die in Deutschland und darüber hinaus auf dem Gebiete 
des Bauordnungswesens und Wohnungswesens eine ausschlaggebende und 
führende Stellung eingenommen hat. Es ist das der Deutsche Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege. Seit Baumeisters verdienstvollem 
Werk: „Stadterweiterungen in technischer, baupolizeilicher und wirtschaft¬ 
licher Beziehung (Berlin 1876) w verschwand das hier zuerst in weitschauender 
Weise behandelte Thema nicht von der Tagesordnung der jährlioh statt¬ 
findenden Versammlungen des genannten Vereins. Wer die Leitsätze, wie 
sie in denselben des öfteren auch zur Bauordnungsfrage aufgeBtellt 
wurden, einer Durchsicht unterzieht, wird finden, daß man bei Abfassung 
derselben stets bemüht war, die üblen Erfahrungen jener oben angedeuteten 
Sturm- und Drangperiode unserer Städte sich zunutze zu machen, und daß 
demnach auch bei Befolgung dieser Leitsätze Zustände, wie damals, nicht 
mehr Vorkommen können. Gewiß ist von der Abfassung solcher Leitsätze 
für Bauordnungen bis zur Einführung in die Vorschriften der einzelnen 
Städte und Ortschaften und ihre Befolgung daselbst noch ein weiter und 
nicht immer ganz einfacher Weg. Aber daß diese Gedanken an Verbreitung 
gewinnen, zeigt schon die Tatsache, daß 1905 auf der Städtebauausstellung 
in Dresden erst 20 Städte, dagegen 1911 auf der Hygieneausstellung in 
Dresden bereits 38 Städte Staffelbauordnungen, wie sie sich als Konse- 
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quenz der Leitsätze des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege 
ergeben, ausgestellt hatten. So können wir hoffen, daß die gesundheitliche 
Entwickelung des Wohnungswesens unserer Städte immer weitere Fort¬ 
schritte machen und es mit der Zeit auch gelingen wird, die letzten Über¬ 
reste jener unhygienischen Siedelungsverhältnisse aus alter Zeit zum Ver¬ 
schwinden zu bringen. 

Die Wohnverhältnisse auf dem Lande. 

Die vorstehenden Ausführungen und auch die nachfolgenden befassen 
sich im allgemeinen nur mit den Wohnverhältnissen größerer Städte, 
insbesondere der Großstädte. Damit soll aber nicht dem Gedanken Ausdruck 
verliehen werden, als ob es sich bei der Wohnungsfrage lediglich um ein 
städtisches Problem handle. Allerdings tritt sie hier am dringlichsten 
auf, gewinnt hier durch die in der großen Bebauungsintensität und hoch¬ 
gradigen Bevölkerungsdichte sich ausdrückende Zusammenhäufung großer 
Menschenmassen auf engstem Raume ihr Hauptcharakteristikum und die 
Hauptschwierigkeit ihrer Lösung. Sie ist hier im wesentlichen eine Raum¬ 
frage, die Frage, wie es möglich sei, auf dem hochwertigen städtischen 
Boden jedem Anwohner einen genügend großen Wohnraum innerhalb der 
Wohnung und einen genügend großen und freien Luftraum außerhalb 
und in der Umgebung derselben zu verschaffen. Da diese Momente im 
wesentlichen von der Ausnutzung des städtischen Bodens durch die Bebauung 
abhängen, so charakterisiert sich die städtische Wohnungsfrage andererseits 
auch als Bodenfrage. 

Wesentlich anders liegt die Wohnungsfrage auf dem Lande. An 
und für sich sollte man denken, daß die Wohnverhältnisse auf dem Lande 
viel günstigere sein müßten wie in der Stadt. Vielen Wohnungspolitikern 
gilt ja die ländliche Siedelungsweise geradezu als Musterbeispiel einer 
weiträumigen und hygienischen Bebauung. Und doch findet man 
bei näherem Zusehen, daß gerade die ländlichen Wohnverhältnisse oft 
die denkbar schlechtesten sind, das Wohnungselend auf dem Land oft ein 
noch viel größeres ist und in viel krasserer Form auftritt als in den Städten. 
Hier liegen die Schwierigkeiten aber weder in der Raumbeschaffung noch in 
der Bodenfrage, sondern sind in ganz anderen Verhältnissen begründet. Vor 
allem fehlte es auch hier bis vor kurzem fast überall an geeigneten Bau¬ 
ordnungen und Wohnungsordnungen. Erst in neuerer Zeit hat man 
hier und da mit dem Erlaß baupolizeilicher Bestimmungen auch für das 
platte Land begonnen. Ihre Durchführung stößt aber gerade hier auf 
große Schwierigkeiten, um so mehr, als sich gerade die ländliche Be¬ 
völkerung oft durch eine an Stumpfsinn grenzende Indifferenz gegenüber 
den einfachsten Forderungen der Hygiene und des Komforts auszeichnet, 
was sich besonders in der Wohnungsbeschaffung geltend macht. Dazu 
kommt das vielfach sehr geringe Einkommen der ländlichen Bevölkerung 
und der damit zusammenhängende Tiefstand der Lebensweise, der sich 
ebenfalls zunächst wieder in elenden Wohnverhältnissen äußert. So kommt 
es, daß man oft in ihrer Natur und Lage nach paradiesischen Gefilden die 
Bevölkerung in alten, baufälligen Hütten zusammengedrängt findet, die 
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vielfach nur ein Mittelding sind zwischen menschlicher Behausung und 
Ställen und dem Beschauer einen Einblick in geradezu erschreckendes 
Wohnungselend bieten. Einen interessanten Einblick in derartige Ver¬ 
hältnisse weist eine kürzlich erschienene Arbeit von P. Jacob 1 ) auf, welche 
eine eingehende und lebendige Schilderung der Lebensgewohnheiten und 
Wohnverhältnisse der Landbevölkerung zunächst im Kreise Hümmling im 
Regierungsbezirk Osnabrück gibt. Er bestätigt die bekannte Tatsache, daß 
die hygienischen Mißstände auf dem Lande meist weit größer sind 
als in den Städten, daß aber insbesondere die Beschaffenheit, Bauart und 
Inneneinrichtung der ländlichen Wohnungen vielfach zu den schwersten 
Bedenken Anlaß geben. Am schlimmsten sei die Beschaffenheit der 
Schlafräume und ihre übermäßige Belegung, das gerade auf dem Lande 
häufig übliche Zusammen schlafen mehrerer Personen in einem Bett, darunter 
oft Kranke mit offener Lungentuberkulose. Vielfach finden sich auf dem 
Lande als Schlafstätten auch noch die sogenannten Butzen, d. h. Wand¬ 
schränke, die in die oft feuchten Mauern eingebaut und durch Türen oder 
Vorhänge vom übrigen Raum abgetrennt und in keiner Weise lfiftbar sind. 
Auch die Wohnräume lassen, was Heizbarkeit, Lüftung, Reinlichkeit usw. 
anbelangt, oft alles zu wünschen übrig. 

Diese Beobachtungen Jacobs geben eine anschauliche Schilderung der 
Wohnverhältnisse, wie sie vielfach in ländlichen Bezirken angetroffen 
werden. An sich ist ja gewiß die Besiedelungsdichte, d. h. die Anzahl 
der Menschen, die auf der Flächeneinheit, z. B. 1 Hektar wohnen, ungeheuer 
viel geringer als in den Städten, und dieser Faktor ist gewiß imstande, in 
etwas der Ungunst der Wohnverhältnisse gegenüber kompensierend zu wirken, 
namentlich, da der Beruf den Landbewohner viel mehr außerhalb als innerhalb 
der Wohnung beschäftigt. Trotzdem ist aber die Wohndichtigkeit, d. h. 
das Zusammendrängen der Bevölkerung in oft außerordentlich ungünstigen 
Wohnungen, nicht selten viel größer als in den Städten. Namentlich zeigt 
sich auch gerade bei der Landbevölkerung die üble Sitte, selbst bei ge¬ 
nügender Zahl von Wohnräumen oft die schlechtesten und engsten Räume 
als Schlafräume zu benutzen. 

Tritt dann in einem kleinen Landort unerwartet sehr starke Wohnungs- 
nachfrage auf, kommen z. B. aus irgend einem Anlaß plötzlich zahlreiche 
Industrie- und sonstige Arbeiter in die Gegend und begehren Schlafstellen, so 
entstehen Zustände, die oft jeder Beschreibung spotten und nicht selten viel 
schlimmer sind als die elendesten Wohnverhältnisse der Städte. 

So sieht man, daß die ländliche Siedelungsweise nur dann das 
Ideal einer Siedelung werden kann, wenn man auf Grund der weit vor¬ 
geschrittenen Bautechnik und der beim städtischen Wohnungsbau gemachten 
Erfahrungen nun auf dem Lande die Wohnweise und die Ansiedelungs¬ 
möglichkeiten zu erreichen sucht, welche in den Städten wegen der hohen 
Bodenpreise und dem Platzmangel nun einmal nicht zu erzielen sind. Die 
aus solchen Bedingungen und Absichten hervorgegangenen ländlichen Villen- 
und Arbeiterkolonien stellen in bezug auf die ganze Plananlage und Grup¬ 
pierung der Gebäude zueinander, nicht minder in bezug auf architektonische 

l ) P. Jacob, Die Tuberkulose und die hygienischen Mißstände auf dem 
Lande. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1911. 

Vierteljahraschrift für Gesundheitspflege, 1912 . 27 
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Durchführung und technische Ausstattung der einzelnen Gebäude und Räume 
oft geradezu Musterbeispiele hygienischer Wohnungen dar. Aber 
was dann entsteht, ist nicht eigentlich ländliche Kultur und ländlicher 
Wohnungsbau an sich, sondern vielmehr eine Wohnform, die aus den ver¬ 
feinerten Lebensansprüchen des Städters hervorgegangen ist, sich aller in 
den Städten entstandenen und erfundenen bautechnischen Mittel bedient 
und nur aus Platzmangel aus den Städten aufs Land hinaus verlegt und 
hier unter weit günstigere Bedingungen gestellt wurde. Die ländliche 
Siedelungsweise, wie sie aus den Bedürfnissen und Lebensansprüchen der 
Landbewohner hervorgeht, steht diesem städtischen Abkömmling fremd 
gegenüber. Vielfach noch genau derselben technischen Mittel sich bedienend 
wie vor Jahrhunderten und selbst Jahrtausenden, stellt sie keineswegs das 
Ideal des Wohnens dar, vielmehr oft das Primitivste und Elendste, was eben 
noch zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses ausreicht. Erst wenn es ge¬ 
lingt, den sozialen Tiefstand, die hygienische Gleichgültigkeit und namentlich 
die Einkommenverhältnisse des größten Teils der Landbevölkerung zu heben, 
wird sich hier eine einschneidende Besserung erzielen lassen. Auf diesem 
Gebiete liegt für die Lösung der Wohnungsfrage auf dem Lande die Haupt¬ 
schwierigkeit, nicht in der Bodenfrage und Verkehrsfrage, wie in den Städten. 


Die Aufgaben der Wohnungshygiene in den Städten. 

a) Die hygienische Ausgestaltung des einzelnen Wohnhauses und der 

einzelnen Wohnung. 

Überblickt man die in kurzen Zügen geschilderte Entwickelung des 
Wohnungswesens in unseren Städten (nur davon soll weiterhin die Rede 
sein), so ergibt sich, daß eine Abhilfe der zweifellos vorhandenen 
Mißstände vor allem nach zwei Richtungen hin versucht werden muß. 

Zunächst befaßt sich die Hygiene mit dem einzelnen Hause und den 
darin enthaltenen Wohnungen an sich, ganz unabhängig davon, wie es 
in seiner Umgebung steht, also zu seinen Nachbargebäuden in gegenseitige, 
die Zufuhr von Licht und Luft mehr oder weniger beeinträchtigende Be¬ 
ziehung tritt, unabhängig auch davon, ob seine Lage im Stadtplan zu Miß¬ 
ständen Veranlassung gibt, z. B. durch die Nähe von Industriewerken, das 
Fehlen geeigneter als Spielplätze und Erholungsstätten in Betracht kommender 
Freiflächen und dergleichen mehr. Schon von diesem Gesichtspunkt aus geben 
viele der aus älterer Zeit stammenden Gebäude, sowohl Einfamilienhäuser 
wie Miethäuser, mit ihren dunklen Ecken und Winkeln, ihrer primitiven 
baulichen Ausstattung und Grundrißanordnung in mannigfacher Hinsicht 
Anlaß zu Verbesserungen und Abänderungen. Vor allem fehlte in früheren 
Zeiten das, was wir heutzutage als Hygiene und Komfort des Wohn¬ 
hauses bezeichnen, fast völlig. So gilt es gegenwärtig insbesondere, mehr 
Luft und Licht in das Gebäude hineinzubringen, den Grundriß zweck¬ 
entsprechend zu gestalten, die Gunst oder Ungunst der verschiedenen 
Himmelsrichtungen, je nach dem Zweck der Räume, genügend aus¬ 
zunutzen, die Geschoßhöhe zu regeln, für eine genügende Ausstattung des 
Treppenhauses und der Nebenräume zu sorgen, die unhygienischen Keller¬ 
und Dachwohnungen entweder ganz zu verbieten oder da, wo das aus 
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äußeren Gründen nicht möglich ist, doch wenigstens die Benutzung von der 
Erfüllung allerlei gesundheitlicher Mindestforderungen abhängig zu 
machen und dergleichen mehr. Weitere Bestrebungen gelten dem Bemühen, 
die neuen Errungenschaften auf den Gebieten der gesamten Technik, ins¬ 
besondere der Bautechnik, dem Wohnungsbau nutzbar zu machen. Hierhin 
gehört die Verwendung neuer Materialien, die früher überhaupt noch 
nicht bekannt waren oder doch selten benutzt wurden (Kunststeine, neue 
Mörtelarten, Beton- und Eisenbetonbau, undurchlässige, gegen Wasser und 
Fäulnis geschützte, massive Deckenkonstruktionen, fugenlose Fußböden wie 
Linoleum und die verschiedenen Estricharten, moderne, abwaschbare Wand¬ 
bekleidungsstoffe usw.). Ein Kapitel für sich stellen die mannigfachen heut¬ 
zutage als Gesundheitstechnik zusammen gefaßten technischen Errungen¬ 
schaften dar, auf denen in erster Linie die Hygiene und der Komfort des 
modernen Wohnhauses beruht, z. B. die verschiedenen Formen der Zentral¬ 
heizung, Wasserleitung, Spülklosett, Hausentwässerung, Badeeinrichtung, 
Warmwasserapparate, Leucht- und Kochgas, elektrisches Licht, Entstaubungs- 
apparate. 

Auf diesem Gebiete, also der Verbesserung und hygienischen 
Ausgestaltung des Einzelhauses sowohl als der besseren Etagen¬ 
wohnungen, ist tatsächlich Außerordentliches geleistet worden. So ist es 
der modernen Bautechnik ein Leichtes, da, wo genügende Mittel zur Ver¬ 
fügung stehen, z. B. beim Bau einzelner herrschaftlicher Wohnhäuser und 
Villen, Wohnungen herzustellen, die in hygienischer Beziehung keinerlei 
Wünsche mehr unbefriedigt lassen, vielmehr geradezu als Musterbeispiele 
hygienischer, aber auch behaglicher und komfortabler Ausstattung 
bezeichnet werden können. Auf diesem Gebiete ist ein Fortschritt in hygie¬ 
nischer Hinsicht kaum mehr denkbar. Was hier noch weiter geschaffen 
werden kann, fällt kaum mehr unter den Begriff der Hygiene, sondern den 
des Luxus. 

In dieser Beziehung, was die hygienische Ausstattungsmöglichkeit der 
Wohnungen anbelangt, kann man also von einem gewissen Abschluß der 
wohnungshygienischen Bestrebungen sprechen. Der Gegenwart und Zukunft 
fallen demnach auch ganz andere Aufgaben zu. Da handelt es sich viel 
weniger darum, immer noch neue Materialien dem Wohnungsbau nutzbar zu 
machen, immer noch neue gesundheitstechnische Apparate und Einrichtungen 
zu ersinnen, als vielmehr darum, die bisherigen Errungenschaften nun 
auch in immer steigendem Maße, soweit als möglich, allen 
Wohnungskategorien nutzbar zu machen und zukommen zu lassen. 
Auf diesem Gebiete bleibt noch außerordentlich viel zu tun und sind wir 
über die Anfänge kaum herausgekommen. So wie die Dinge jetzt liegen, 
weisen nur die besseren Einfamilienhäuser und besseren Etagenwohnungen, 
die sogenannten „HerrschaftsWohnungen w , eine teilweise recht zufrieden¬ 
stellende Ausstattung und genügenden hygienischen Komfort auf, allerdings 
auch bei entsprechenden Preisen. 

Ganz anders liegen aber die Verhältnisse bezüglich der Klein¬ 
wohnungen, wo die Kostenfrage ausschlaggend mit hinzukommt. Da jede 
bessere Ausstattung, jede hygienische Verbesserung der Wohnungen not¬ 
gedrungen zu einer Verteuerung derselben führen muß, so stehen der An- 
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Wendung der oben aufgezählten wohnungshygienischen Errungenschaften 
auf diese der Zahl nach bei weitem überwiegenden Wohnungen außerordent¬ 
liche Schwierigkeiten im Wege und sind naturgemäß die Grenzen sehr eng 
gezogen. Dieses Bestreben, nun auch den Kleinwohnungen und ihrer Be¬ 
völkerung die Vorteile der Hygiene zukommen zu lassen, führt uns so recht 
in die modernen Probleme des Wohnungswesens und derWohnungs- 
hygiene hinein, hier tauchen plötzlich Aufgaben und Schwierigkeiten auf, 
die uns zeigen, daß trotz aller vorher auf gezählten Errungenschaften die 
Wohnungsfrage, d. h. die Frage, wie man nun der gesamten, auch der 
ärmeren Bevölkerung gute, hygienisoh einwandfreie und zu ihrem Einkommen 
im richtigen Verhältnis stehende Wohnungen beschaffen kann, erst in den 
Anfängen ihrer Lösung steckt. Das ist aber andererseits das Moment, welches 
uns diese Frage so interessant und bedeutsam und der vereinten Anstren¬ 
gungen aller beteiligten Berufsklassen wert erscheinen läßt. Darum möchte 
ich die Kleinwohnungsfrage vom Standpunkte des Hygienikers hier etwas 
eingehender behandeln. 

b) Die Kleinwohnungsfrage. 

1. Einleitende Bemerkungen. 

Wenn auf einem Gebiete der Hygiene, so kollidieren gerade auf diesem 
die Wünsche des Hygienikers in höchstem Maße mit der leidigen Kosten¬ 
frage, der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Möglichkeiten. 
Und so kann nur der zu einer ruhigen und sachlichen Beurteilung der Klein¬ 
wohnungsfrage gelangen, der sich von Anfang an auf eine streng reale 
Grundlage stellt, alle utopischen Wünsche zurückdrängt und unter steter 
vorsichtiger Prüfung hygienische und wirtschaftliche Fragen gleich¬ 
zeitig nebeneinander abwägt und behandelt. Es muß wohl, wie ich be¬ 
reits früher an anderer Stelle l ) ausgeführt habe, bei näherer Beschäftigung 
mit diesen Fragen jeder zu der Erkenntnis kommen, daß jede Verbesserung 
der Wohnungen bis zu einem gewissen Grade eine Verteuerung derselben 
mit sich bringen wird, weil sie in der Regel eine Mehrausgabe bedingen und 
so die Ertragsmöglichkeit schmälern. Andererseits sollen aber die Wohnungen 
einen gewissen Mietpreis nicht überschreiten. Es kann sich also bei allen 
derartigen Maßnahmen immer nur um ein vorsichtiges Hin- und Herlavieren 
in der Nähe des Punktes handeln, wo nach der einen Richtung hin zwar die 
Wohnungen besser, größer und hygienischer, dafür aber auch teurer, nach 
der anderen Richtung hin dagegen kleiner und schlechter, dafür aber auch 
billiger werden. 

Leider lassen manche Wohnungs- und Sozialpolitiker diese Verhältnisse 
bei der Beurteilung der Kleinwohnungsfrage in volkreichen Städten, wo sich 
nun einmal die hohen Bodenwerte herausgebildet haben und als unabänder¬ 
licher Faktor in Rechnung zu setzen sind, völlig außer Acht, und aus der 
Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung derselben erklären sich in letzter 
Linie manche der scharfen Gegensätze, wie sie zurzeit in der Auf¬ 
fassung der Wohnungsfrage bestehen. 

l ) Gemünd, Bodenfrage und Bodenpolitik in ihrer Bedeutung für das Woh¬ 
nungswesen und die Hygiene der Städte, S. X. Berlin 1911. 
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Es ist gewiß leicht, ohne Berücksichtigung der wirtschaftlichen Möglich¬ 
keiten in Wort und Schrift die Klein Wohnungsfrage zu lösen, auf Versamm¬ 
lungen und Kongressen mit zündenden Worten die Vorzüge des behaglichen 
eigenen Heims, des Wohnens im frei in Gärten liegenden Einfamilienhause 
zu schildern, zu fordern: „baut dem kleinen Mann luftige, gesunde Ein¬ 
familienhäuser, und die Wohnungsfrage ist gelöst u , und der Erfolg des 
Abends und der Versammlung ist dem Redner sicher. Aber in der Wirklich¬ 
keit und im Leben, inmitten unserer Groß- und Millionenstädte liegen die 
Dinge leider meist ganz anders. 

Wesentlich günstiger und aussichtsreicher liegt das Wohnungsproblem 
natürlich in der Umgebung der Städte und den Stadterweiterungs¬ 
gebieten. Gerade die Erkenntnis, welch außerordentliche Schwierigkeiten 
sich der Verbesserung der Wohnungen in den Städten ohne nennenswerte 
Verteuerung derselben entgegenstellen, führt mit Notwendigkeit dazu, daß 
man heutzutage nur von der Dezentralisation der Städte, dem Hinaus¬ 
ziehen eines großen Teils der städtischen Bevölkerung auf das umliegende 
Land, in die Vororte, Villenkolonien und Gartenstädte eine erhebliche Besse¬ 
rung der Wohnverhältnisse der großstädtischen Bevölkerung erwarten kann. 
Hier liegen die wirtschaftlichen Verhältnisse viel günstiger, hier ist es 
möglich, durch sachgemäße Ausgestaltung der Bebauungspläne und 
Bauordnungen Ansiedelungsverhältnisse zu schaffen, welche den modernen 
hygienischen Anforderungen völlig entsprechen; hier kann man an die Größe, 
hygienische Ausgestaltung der Wohnungen und die Weiträumigkeit der 
ganzen Anlage naturgemäß ganz andere Anforderungen stellen, als inner¬ 
halb der bestehenden Stadtanlagen. Damit verbindet Bich die Hoffnung, daß 
es infolge einer systematischen Dezentralisation gelingen könne, ein weiteres 
monopolartiges Ansteigen der Bodenpreise im Innern der 
Städte zu verhüten, indem es durch dieselbe ermöglicht wird, solche 
Personen, welche nicht unbedingt in der Stadt wohnen müssen, aus der¬ 
selben herauszuziehen, so die Stadt zu entlasten, dort die Wohnungsnach- 
frage geringer zu machen und so auf die Wohnungs- und Bodenpreise 
zurückzuwirken. 

Das sind mit wenigen Worten gesagt, die beiden großen und durchaus 
verschiedenen Probleme auf dem Gebiet des Kleinwohnungswesens, 
die meines Erachtens nicht scharf genug voneinander getrennt werden 
können. Bei dem einen handelt es sich um die Frage, wie man die inner¬ 
halb der Städte gelegenen und meist bereits vorhandenen Wohnungen soweit 
verbessern und umgestalten könne, daß sie einigermaßen den hygienischen 
Anforderungen genügen. Da der Preis derselben ohnehin meist ein hoher 
ist, wird hier weitgehende Rücksichtnahme auf die wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse nötig, und es kann sich deshalb meist nur um die Durchsetzung 
der sogenannten gesundheitlichen Mindestforderungen handeln. 
Und Belbst da wird man bei bereits vorhandenen Wohnungen in älteren Ge¬ 
bäuden oft noch Nachsicht walten lassen müssen. Besser schon liegen die 
Verhältnisse bei Umbauten, Abbrüchen und an deren Stelle tretenden Neu¬ 
bauten. Aber auch da iBt natürlich weitgehende Rücksichtnahme auf die 
einmal festgelegten Gebäude- und Boden werte nötig, da jede erhebliche Er¬ 
tragsschmälerung eine Herabsetzung des betreffenden Gebäudewertes und 
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damit unter Umständen große und unverdiente Vermögensschädigung des 
betreffenden Besitzers zur Folge haben würde. 

Das andere Problem ist die Lösung der Eieinwohnungsfrage auf Neu¬ 
land, dem bisher unbebauten Boden in der Umgebung der Städte, 
den Vororten und Stadterweiterungsgebieten. Diese Aufgabe ist für den 
Wohnungspolitiker natürlich die weit dankbarere, deshalb auch weit an¬ 
ziehendere und verlockendere, sie bietet unendlich viel mehr Gelegenheit, die 
Forderungen der Hygiene in vollstem Einklang mit den wirtschaftlichen 
Möglichkeiten durchzusetzen, sie bietet durch die Verbindung mit neuzeit¬ 
lichen Bestrebungen im Städtebau, dem Bauordnungswesen, Verkehrswesen, 
der Bodenfrage und Bodenpolitik eine Fülle von Anregungen und 
Problemen, und so ist sie so recht der Tummelplatz der Wohnungs- und 
Bodenreformer geworden. Da alle diese Bestrebungen im wesentlichen 
darauf hinauslaufen, der Zusammenhäufung der Bevölkerung in den städti¬ 
schen Zentralen entgegenzuarbeiten, so bezeichnet man sie zweckmäßig als 
Dezentralisationsbestrebungen, und werde ich sie im folgenden in 
dieser Weise zusammenfassen. 

Viele unnütze Polemik und manche scharfen Gegensätze unter den 
Wohnungsreformern und Wohnungs Politikern hätten vermieden werden 
können, wenn diese Trennung der beiden grundverschiedenen Auf¬ 
gaben immer beachtet worden wäre. Nicht selten reden die Gegner völlig 
aneinander vorbei und stehen sich verständnislos gegenüber, weil der eine 
in seinen Ausführungen nur an die ersterwähnte, der andere nur an die 
letzterwähnte Seite der Kleinwohnungsfrage denkt. Wenn auch gewiß, 
namentlich an der Peripherie der Städte, wo bebautes und unbebautes Gebiet 
aneinandergrenzen, die Scheidung der beiden Aufgaben nicht so scharf ist 
und ein ganz allmählicher Übergang erfolgt, so will ich doch im folgenden 
im Interesse einer reinlichen Scheidung die beiden Seiten des Kleinwohnungs¬ 
problems völlig voneinander getrennt behandeln. 

2. Die Verbesserung und hygienische Gestaltung der Kleinwohnungen 
inmitten der Städte (in den alten Stadtteilen und der Innenstadt). 

Schon in den vorstehenden Ausführungen wies ich darauf hin, daß 
dieser Teil der Kleinwohnungsfrage der weniger befriedigende ist, derjenige, 
welcher deshalb dem Wohnungsreformer idealistischer Richtung am wenigsten 
dankbar erscheint und von ihm in den Hintergrund gerückt wird. Und 
doch ist er zurzeit bei weitem der wichtigste. Unsere Großstädte und 
Millionenstädte sind nun einmal gebaut, Millionen und Milliarden von Kapi¬ 
talien in ihren Grundstücken und Gebäuden angelegt, bereits leben fast 
60 Proz. der gesamten Bevölkerung des Deutschen Reiches in Städten, etwa 
20 Proz. in Großstädten, und diese Entwickelung geht sicherlich noch weiter. 
Es wäre auch töricht, verkennen zu wollen, daß das Geschäfts- und Erwerbs¬ 
leben, die vitalen Lebensbedingungen jedes größeren städtischen Gemein¬ 
wesens, nun einmal eine gewisse Konzentration der Bevölkerung auf 
ein räumlich relativ eng begrenztes Gebiet erfordern, wenn auch 
durch die Entwickelung des Verkehrs- und Nachrichtenwesens darin gegen 
früher weitgehende Änderungen denkbar sind und sich anbahnen. Zum 
Teil werden aber diese Faktoren dadurch wieder kompensiert und über- 
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kompensiert, daß einmal die modernen Städte einer weit größeren Menschen- 
zahl Aufnahme gewähren müssen als früher, andererseits eben infolge des 
oben erwähnten Konzentrationsbedürfnisses des Geschäftslebens überall mehr 
und mehr die Citybildung, die Ausbildung eines eigentlichen zentral ge¬ 
legenen, mehr oder weniger nur Geschäfts- und Erwerbszwecken dienenden 
GeschäftsTiertels, vor sich geht, in dessen Umgebung ein erheblicher 
Teil der dort erwerbstätigen Bevölkerung wohnen will und muß. Denn auch 
daran werden alle unsere wohnungshygieniscben und Dezentralisations- 
bestrebungen nichts ändern können, daß immer ein sehr erheblicher, sicher¬ 
lich bei weitem der größte Teil der städtischen Bevölkerung den 
Wunsch haben wird, möglichst nahe ihrer Arbeitsstätte zu wohnen. 
Solange sich jemand in harter Arbeit erst seine Existenzbedingungen er¬ 
kämpfen und das Brot für sich und seine Familie verdienen muß, solange es 
sich für ihn darum handelt, sich gegen eine in den Großstädten oft über¬ 
mächtige Konkurrenz durchzukämpfen und eine genügend gesicherte Posi¬ 
tion zu gewinnen, tritt für ihn das Streben nach ideellen Gütern nicht selten 
zurück. So kommt es Leuten dieser Lebenslage meist weniger auf das Wie 
als das Wo des Wohnens an; wenn ihnen auch draußen Einfamilienhäuser 
und Gärten für billiges Geld winken, so ziehen sie doch eine weit schlechtere 
Wohnung in nächster Nähe des Geschäfts oder der Arbeitsstätte vor, deren 
Annehmlichkeiten sie nicht erst mit langer Bahnfahrt erkaufen müssen, die 
sie vielmehr nach dem Geschäftsschluß mit möglichst geringem Zeitverlust 
erreichen können, um hier eventuell die rastlose Erwerbsarbeit fortzusetzen. 
Und andere wieder, das sind namentlich viele der jüngeren Angestellten und 
Beamten, wollen in der Umgebung der City wohnen, um nach Geschäfts¬ 
schiaß in möglichster Nähe der großstädtischen Vergnügungsetablissements, 
der Nachtlokale und Restaurants zu sein; sie wollen möglichst wenig vom 
Abend verlieren und morgens möglichst lange in den Federn bleiben können. 
Noch andere, das sind meist Angehörige der Arbeiterbevölkerung, wollen in 
der Stadt, in nächster Nähe des Geschäftsviertels wohnen, weil sie sich hier 
mehr Gelegenheit zum Nebenverdienst für sich, ihre Frauen und Kinder 
versprechen. 

Charakteristisch dafür ist folgende Notiz im 20. Jahresbericht der Gemein¬ 
nützigen Baugesellschaft für Aachen und Burtscheid: „Wir haben er¬ 
fahren müssen, daß Familien mit großer Kinderzahl, nachdem sie viele Jahre in 
unseren an der Stadtperipherie luftig gelegenen Häusern gewohnt haben, wieder 
nach den geliebten engen Straßen der alten Innenstadt in schlechtere und teuere 
Wohnungen zurückzogen. Für dieselbe Miete, die eine Familie bei uns für vier 
Zimmer erster Etage mit Balkonloge und freier Aussicht zahlte, bezog sie in der 
dichtest bewohnten Altstadt eine niedere Wohnung in dritter Etage und teilweise 
im Dachraum.“ Ähnliche Klagen kommen auch von anderen Baugesellschaften. 

Zu den bisher aufgezählten Personen kommen noch alle die, welche 
nicht der Wunsch nach redlicher Arbeit, sondern nach Zerstreuung und 
großstädtischen Vergnügungen, selbst Lastern, in die Städte führt, endlich 
all das Volk, das in die Städte strömt, um hier von den städtischen Wohl¬ 
fahrtseinrichtungen zu profitieren und vom Bettel, Diebstahl, Prostitution 
und sonstigen Verbrechen zu leben. Unter diesen hier nur in einigen 
Haupttypen angeführten Kategorien von Leuten, denen das Wohnen in 
nächster Nähe der City die Hauptsache und das Wie meist Nebensache ist, 
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befinden sich Leute des verschiedensten Einkommens und des verschiedensten 
Wohnbedürfnisses. Ihre Zahl, die mit der Größe der Stadt wächst, wird 
immer dafür sorgen, daß die Wohnungen in nächster Nähe der City, 
überhaupt in der Stadt die begehrtesten sein werden, daß sich stets 
ein gewisses Konzentrationsbedürfnis der Bevölkerung herausbildet, dem in 
etwa nachgegeben werden muß. Auch in der Wohnungsbeschaffung, so sehr 
man auch sonst die Dezentralisationsbestrebungen begünstigen mag. 

Diese psychologischen Momente, welche vielen Stadtbewohnern das 
Wohnen innerhalb der Stadt trotz verlockendster Wohngelegenheit in den 
Vororten und Außenbezirken immer als das Angenehmere erscheinen lassen, 
dürfen nicht verkannt und unterschätzt werden. Sie bilden einen charak¬ 
teristischen Zug eines großen Teiles unserer großstädtischen Bevölkerung, 
und zwar überwiegend des kleinen und mittleren Bürgerstandes, dem eigent¬ 
lich unsere ganzen Bestrebungen zur Verbesserung des Wohnungswesens 
gelten. Manchem echten Großstadtkinde würde sogar bei dauerndem Aufent¬ 
halt außerhalb der Großstadt etwas fehlen, es würde, so merkwürdig d&B 
auch klingt, an Heimweh nach der Großstadt kranken. In diesem Sinne 
stimme ich Baurat Diestel vollkommen zu, wenn er sagt 1 ): 

„Überdies gibt es eine Großstadtschönheit, die dem, der ihr verfallen ist, 
nicht durch Gärten und Wälder auf ge wogen werden kann. Diese Großstadtschön¬ 
heit von Paris, Wien, Cöln, London, Hamburg ist von gewaltiger Anziehungskraft 
gerade für diejenigen Bevölkerungskreise, denen Gartenstädte hauptsächlich zu¬ 
gedacht werden.“ 

Es liegt viel Wahres in diesen Worten. Wenn z. B. in irgend einem 
Vorstadttheater von der Bühne herabgesungen wird: „Du hast ja keine 
Ahnung, wie schön du bist Berlin u , und das Publikum begeistert mitsingt, 
so spricht sich darin weit mehr als die Freude an dem an sich herzlich 
unbedeutenden Liede aus; es gibt eben mit wenig Worten die Empfindung 
eines großen Teiles der großstädtischen Bevölkerung treffend wieder. Für 
viele Großstadtkinder ist eben die Großstadt mit all ihren Leiden und 
Freuden die Luft, in der allein sie leben können, das, was dem Landmann 
die heimatliche Scholle ist, ein weiterer Beweis für die Anpassungsfähigkeit 
des Menschen an seine Umgebung und Lebensbedingungen. Mit dieser 
Psychologie des Großstädters muß gerechnet werden, auch bei der 
Lösung der Wohnungsfrage. 

Meist findet man eine Vorliebe für das Landleben, den Wunsch, ein 
Einfamilienhaus außerhalb der Steinmauern der Großstadt zu besitzen, erst 
bei den im wirtschaftlichen Konkurrenzkampf Emporgekommenen, denen, 
die über die gröbste Sorge hinaus sind, vor allem den Gebildeten und den 
Angehörigen der oberen Gesellschaftsklassen. Es ist aber durchaus irrig, 
diese Liebe zur Natur ohne weiteres auch bei den anderen Stadtbewohnern 
vorauszusetzen. So müssen wir auch darin Diestel (a. a. 0.) recht geben, 
wenn er bemerkt, die Gartenstadtbewegung dichte innerlichste Beziehungen 
zur freien Natur einer Bevölkerungsschicht an, die sie notwendigerweise 
gar nicht besitzen kann, die vielmehr die Lebensauffassung der Gartenstadt¬ 
freunde bilde. Diese Annahme, alle Menschen müßten tief innerliches Ver- 

*) Kurt Diestel, Bauordnung und Wohnungshygiene; Techn. Gemeindeblatt, 
Jahrg. XIV, Nr. 18, S. 273. 
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ständnis für die Werte eines Gartenheims besitzen, sei demnach ein schöner, 
wenn auch psychologisch durchaus verständlicher Irrtum. 

Wer über diese Psychologie der großstädtischen Bevölkerung und über 
die Gründe der Konzentration derselben einmal nachgedacht hat, dem wird 
klar sein, daß größere Städte im Stil der Gartenstädte als selbständige 
Stadtindividuen, die in sich selbst alle Bedingungen für daB Erwerbsleben 
und Vergnügungsbedürfnis ihrer Bevölkerung bieten, nur in ganz wenigen 
Ausnahmefällen möglich sein werden, im allgemeinen aber nur als Anhängsel 
einer Großstadt bestehen können, indem sie einem mehr oder weniger ge¬ 
ringen Bruchteil der städtischen Bevölkerung Wohnung bieten, während 
derselbe seinen Erwerb zum überwiegenden Teil in der benachbarten Groß¬ 
stadt findet. 

So sehr es also auch manchem Wohnungshygieniker widerstrebt, müssen 
wir damit rechnen, daß immer ein sehr erheblicher Teil der städtischen 
Bevölkerung in den Miethäusern, selbst Mietkasernen der einmal aus¬ 
gebauten Städte wohnen will, nicht minder auch, daß selbst bei Neubauten 
in der unmittelbaren Umgebung auf dem bereits hochwertigen Boden das 
Etagenhaus die Regel und das Einfamilienhaus die Ausnahme sein 
wird. Erst weiter draußen auf bisher unerschlossenem Neuland können 
wir in hoffentlich immer steigendem Maße letztere Wohn form einführen und 
schließlich zur Alleinherrschaft bringen. 

Unter dieser Voraussetzung sollen hier also einige der wichtigeren 
Gesichtspunkte für die Verbesserung der innerhalb der Städte in 
städtischen Miethäusern gelegenen Kleinwohnungen festgelegt 
werden. Für dieselben ergeben sich, wie schon angedeutet, zwei scharfe 
Grenzen: Einmal darf die Wohnung der betreffenden Größenklasse (man 
rechnet zu den Kleinwohnungen wohl nur die Ein-, Zwei-, Drei- und Vier¬ 
zimmerwohnungen) einen gewissen, im allgemeinen sich nach der durchschnitt¬ 
lichen Lohnhöhe des betreffenden Ortes richtenden Preis nicht überschreiten, 
andererseits darf die Beschaffenheit und Ausstattung derselben nicht unter 
ein gewisses Mindestmaß herabgehen. Nicht weil man kein Verständnis 
für die Vorzüge einer besseren Ausgestaltung hat, sondern weil die Woh¬ 
nung nun auch tatsächlich den Bevölkerungsklassen, für die sie gedacht ist, 
erschwinglich gemacht werden soll. So ist es zu verstehen, wenn sich die 
Hygiene für solche Kleinwohnungen damit begnügen muß, ein mit den Fort¬ 
schritten unserer Kultur und Gesittung steigendes und unserem höheren 
sozialen Empfinden entsprechendes, andererseits aber auch im Interesse der 
Billigkeit äußerst vorsichtig zu bemessendes hygienisches Minimum 
festzulegen. Diese gesundheitlichen Mindestforderungen für 
städtische Kleinwohnungen sind schon so oft in derWohnungsliteratur 
behandelt worden, daß es hier genügen muß, wenn ich einige der bedeut¬ 
samsten ohne weiteren Kommentar susammenstelle. Aus demselben Grunde 
muß ich es mir versagen, alle die zu nennen, welche sich nun etwa für 
oder gegen die eine oder andere Forderung ausgesprochen haben, oder die 
bestehenden Meinungsverschiedenheiten näher zu erörtern. 

1. Kellerwohnungen sind nach Möglichkeit ganz zu verbieten. Da eine 
völlige Schließung sämtlicher Kellerwohnungen aber in vielen Städten zu einer 
unter Umständen hochgradigen Verschärfung der Kleinwohnungsnot führen würde, 
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so ist in solchen Fällen dafür Sorge zu tragen, daß nur hygienisch einwandfreie, 
vor allem trockene, genügend helle und lüftbare Kellerwohnungen bewohnt werden 
dürfen. Dies festzustellen ist Sache der Wohnungsinspektoren. 

2. Eine lichte Mindesthöhe der Wohnräume von 3m ist für Klein* 
Wohnungen als allgemeine Maßregel übertrieben. Eine Höhe von 2,70 m reicht 
meist aus, in günstigen Fällen (Räume in den oberen Stockwerken, namentlich in 
freier Umgebung:) kann man bis 2,50m heruntergehen; Keller- und Erdgeschoß¬ 
räume sollten eine größere Lichthöhe haben. 

3. Jeder Wohn- und Schlafraum muß ein direkt ins Freie führendes 
und zu öffnendes Fenster haben, dessen Glasfläche bei günstigen Lichtverhält- 
nissen mindestens 7.. der Fußbodenfläche beträgt; bei ungünstigen Lichtverhält¬ 
nissen (Erdgeschoß, ungünstiger Lichteinfallswinkel) ist das Verhältnis 1:8 bis 
1 : 9 anzustreben. 

4. Räume, die nicht zu Wohnzwecken hergerichtet sind, dürfen auch nicht 
vorübergehend zum Wohnen und Schlafen benutzt werden. 

5. Räume, in welchen Nahrungsmittel verarbeitet (Hausindustrie) oder 
für den Handel aufbewahrt werden, dürfen nicht als 8chlafräume benutzt werden. 

6. Jede Familienwohnung soll ihren besonderen Abschluß für sich 
haben. Zimmer für Einzelstehende dürfen innerhalb einer Familienwohnung liegen. 

7. Jede Familienwohnung soll einen eigenen Abort innerhalb des 
Etagenabschlusses haben. [Bei kleineren (I bis 2 Zimmer) Wohnungen ge¬ 
nügt ein gemeinsamer Abort auf dem zugehörigen Flur.] 

8. Jede Familien wohnung soll durch Gegenzug lüftbar sein. 

9. In jeder Küche oder Wohnküche soll ein Speiseschrank, womöglich in 
einer nach Norden oder Osten gerichteten Außenwand, mit LüftungsVorrichtung 
vorhanden sein. 

10. Jede Familienwohnung soll einen genügend großen Küchenbalkon 
haben l ). 

11. Bei jedem ständig benutzten Wohn- und Schlafraum darf der hygienische 
Lichteinfallswinkel höchstens 45° betragen. Damit ist zugleich ein Maßstab 
für die Bebauung und die Höhe und den Abstand des vis-ä-vis liegenden Ge¬ 
schosses gegeben. 

12. Wohnungen in Dachgeschossen sind nur dann zugelassen, wenn sich 
über denselben noch ein besonderer Bodenraum befindet. 

13. Jeder Schlaf rau in muß für jede Person mindestens 10 cbm freien (nicht 
durch Möbel ausgefüllten) Luftraum haben. Da zu den Schlafräumen in der 
Regel noch ein Wohnraum, zum mindesten die Küche oder Wohnküche hinzu¬ 
kommt, so wird dadurch der auf die einzelne Person innerhalb der ganzen Woh¬ 
nung entfallende Luftraum noch entsprechend vergrößert. Bekanntlich schrieb 
der Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Wohnungsverhältnisse vor, daß 
die Wohnräume und Schlaf räume insgesamt den Bewohnern so viel Raum bieten 
müssen, daß auf jede Ferson mindestens 10 cbm entfallen. 

14. Für einzelne Personen, unter Umständen auch für junge Ehepaare, genügt 
ein einziger Raum. Im übrigen ist bezüglich der Zahl der Räume anzustreben, 
daß für eine Familie mit kleinen Kindern mindestens zwei Räume, eine Wohn¬ 
küche und ein Schlaf raum vorhanden sind, bei Familien mit erwachsenen Kindern 
mindestens drei Räume, eine Wohnküche, ein Schlafraum für die Eltern und 
kleineren Kinder, ein Schlafraum für die größeren Kinder, wobei unter Umständen 
der eine Schlafraum für die männlichen, der andere für die weiblichen Familien¬ 
mitglieder bestimmt werden kann. 

Selbstverständlich ist die Bauordnung allein nicht imstande, die Durch¬ 
führung und Innehaltung dieser Forderungen zu erreichen. Es ist vielmehr 
Sache einer zweckentsprechend gehandhahten Wohnungsaufsicht 
und Wohnungspolizei, dafür zu sorgen, daß in den den baupolizeilichen 

l ) Siehe auch Gemünd, Hochsommerklima, Wohnuog und Säuglingssterb¬ 
lichkeit; Techn. Gemeindeblatt, Jahrg. XIV, Nr. 21. 
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Bestimmungen entsprechenden Wohnungen nicht durch fehlerhafte Be¬ 
nutzung Mißstände entstehen. Insbesondere ist es ihre Aufgabe, einer 
Überfüllung der Wohnungen entgegenzuarbeiten. 

Es braucht wohl kaum betont zu werden, daß sich eine strikte Durch¬ 
führung obiger Mindestforderungen nur bei Neubauten und einschneidenden 
Umbauten durchführen läßt; in bereits vorhandenen älteren Gebäuden in 
den alten Stadtteilen ist es Sache der Wohnungspolizei die Durchführung 
der Forderungen 1, 4, 5, 12, 13 unter allen Umständen zu bewirken, im 
übrigen aber je nach den Verhältnissen eine Abhilfe erheblicher Mißstände 
durchzusetzen. Ein allzu schroffes Vorgehen trägt aus bekannten Gründen 
hier meist nur zu einer Verschärfung der Kleinwohnungenot bei. 

Im übrigen sind die obigen Forderungen, soweit sie absolute Maße und 
Zahlen angeben, nur als Richtschnur für die entsprechenden Bestimmungen 
aufzufassen. Eine genaue Angabe derselben in Ortsstatuten und Erlassen 
hat bekanntlich leicht zur Folge, daß die als zulässig bezeichneten 
Maße von seiten des Bauunternehmertums als Normalmaße be¬ 
trachtet werden. Wenn möglich, ist es daher besser, auf solche Angaben 
zu verzichten und von Fall zu Fall eine Entscheidung über die Zulässigkeit 
zu treffen. Immerhin sind dafür, sowie als Anhaltspunkte für die Tätigkeit 
der Wohnungsinspektoren gewisse absolute Zahlenangaben von prinzipieller 
Bedeutung erforderlich. 

Wenn es mit der Zeit gelingen wird, diese Forderungen zur Durch¬ 
führung zu bringen, so werden wohl die schlimmsten und meist beklagten 
Übelstände, wie sie jetzt im Kleinwohnungswesen im Innern der Städte auf- 
treten, beseitigt. Die Außengelände und dortigen Neuanlagen schließen wir 
zunächst ganz von der Betrachtung aus. Diese Forderungen mögen vielen 
Wohnungsreformern noch recht dürftig erscheinen. Und doch kann sich 
ein weiterer Fortschritt hier auf dem nun einmal teueren städtischen 
Boden nur dadurch vollziehen, daß es mit der Zeit gelingen wird, das 
obigen Forderungen zugrunde liegende Minimum mit der Zeit, ent¬ 
sprechend dem weiteren Fortschritt der Kultur, der Hebung des nationalen 
Wohlstandes und der Besserung der Einkommenverhältnisse aller Volks¬ 
klassen, langsam und allmählich zu erhöhen, und auch in der Aus¬ 
stattung diese Kleinwohnungen immer mehr an den früher besprochenen 
wohmxngshygienischen Errungenschaften teilnehmen zu lassen. Das sind, 
mit wenigen Worten gesagt, die Aufgaben, auf welche in der Folgezeit 
zunächst hinzuarbeiten sein wird. 

Es läßt sich auch konstatieren, daß ein solches allmähliches Vorwärts¬ 
schreiten im Gange ist, und das will unter den tatsächlich außerordent¬ 
lich schwierigen Verhältnissen in den ausgebauten Städten viel heißen. So 
ist nach Pohle 1 ) sowohl in Deutschland wie in anderen Ländern zweifellos 
die Tendenz zu erkennen, daß ein Anwachsen der mittleren auf Kosten 
der kleineren Wohnungen stattfindet, und daß damit eine Abnahme der 
durchschnittlichen Wohndidite sowie insbesondere eine Verminderung der 
übervölkerten Wohnungen verbunden ist. Eine solche Besserung kann 
natürlich nur dadurch zustande kommen, daß sich die Einkommen verhält* 


l ) Pohle, Die Wohnungsfrage, I, Sammlung Göschen, S. 77. 
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nisse der unteren Volksklassen entsprechend gebessert haben und dieselben 
dadurch in den Stand gesetzt werden, mehr für die Wohnungen auszugeben. 
Diese Hebung der Einkommen Verhältnisse aller und gerade der 
unteren Volksklassen ist für deutsche Verhältnisse ja des öfteren ziffern¬ 
mäßig nachgewiesen worden. 

So ist z. B. gerade die Arbeiterbevölkerung zweifellos infolge der fort¬ 
gesetzten Lohnerhöhungen befähigt worden, erheblich mehr für ihre Lebens- 
bedürfnisse an sich und damit auch die Wohnung ausgeben zu können, 
und ob ist erfreulich, daß die erwähnten Untersuchungen Pohles den Nach¬ 
weis erbracht haben, daß sie diese Lohnsteigerung nicht etwa nur zur Be¬ 
streitung eines höheren Mietaufwandes für die gleichen Wohnungen benutzt 
haben, sondern zu einer tatsächlichen Besserung ihrer Wohn¬ 
verhältnisse. So müssen wir Pohle vollkommen zustimmen, wenn er 
(a. a. 0., S. 158) sagt: „Das Steigen des Mietaufwandes ist die Form, in der 
sich unter den gegenwärtigen Verhältnissen eine allgemeine Besserung der 
Wohnverhältnisse normalerweise hauptsächlich vollziehen muß. Wenn die 
Einkommenverhältnisse großer Bevölkerungsschichten sich heben, so daß sie 
die Wahl haben, für welche Bedürfnisse sie künftig mehr als bisher aus¬ 
geben wollen, so ist es doch wohl in zahllosen Fällen das Nächstliegende 
und auch vom Standpunkte der Wohnungsreformbewegung aus am meisten 
Erwünschte, wenn die Entscheidung zugunsten einer besseren Befriedigung 
des Wohnbedürfnisses fällt, also eine größere und sonst bessere, infolgedessen 
aber auch teurere Wohnung genommen wird.“ 

Dadurch kommen wir zu einem weiteren Punkt. Dieser zweifellos vor¬ 
handene Fortschritt ist eben dadurch ermöglicht worden, daß die betreffenden 
Volksklassen mehr für ihre Wohnung ausgeben können; die Wohnungen 
sind besser, aber auch teurer geworden. Und es dürfte wohl ohne 
weiteres einleuchten, daß jeder weitere Fortschritt auf diesem Gebiet immer 
wieder zu einem weiteren Anziehen der Wohnungspreise führen wird. 
Je mehr wir uns also dem einen Ideal nähern, der Bevölkerung im Innern 
der Städte gute und hygienisch einwandfreie Wohnungen zu verschaffen, 
um so mehr entfernen wir uns von der Erfüllung der zweiten Idealforderung, 
diese Wohnungen nun auch entsprechend billig zu gestalten. Gans ab¬ 
gesehen von dem auf die bessere hygienische Ausstattung entfallenden 
Kostenaufwand schon deshalb, weil Material und Arbeitslöhne, Straßenbau¬ 
kosten und wohl auch die Bodenpreise, wenn vielleicht auch nur entsprechend 
der Entwertung des Geldes, in den Städten stets steigende Tendenz haben 
werden. 

So können wir nur hoffen und anstreben, daß diese mit der zunehmenden 
Verbesserung der Wohnungen unausbleibliche Verteuerung derselben nur 
eine absolute sei, daß sie aber im Verhältnis zu der gleichfalls ein tretenden 
Einkommenssteigerung der betreffenden Volkskreise eine relative Verbilligung 
bedeute, mit anderen Worten, daß die Einkommen und Löhne schneller 
steigen als der Mietaufwand, daß der Arbeiter also später für einen 
kleineren Bruchteil seines Einkommens bessere Wohnungen erhält, als jetzt, 
wenn er sie auch absolut höher bezahlt. 

Nur so erscheint mir die so oft ausgesprochene Forderung, die städtischen 
Wohnungen nicht nur zu verbessern, sondern auch zu verbilligen, erfüllbar. 
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Und da tritt denn die weitere bedeutsame Frage auf, ist es denn wirklich nötig 
und wünschenswert, daß nun auch die Wohnungen innerhalb der Städte und 
namentlich der Großstädte billig, d. h. so billig seien, wie die in kleineren 
Orten, auf dem Lande und in den Vororten? Entspricht diese Forderung wirt¬ 
schaftlichen Gesetzen, der sozialen Gerechtigkeit und Billigkeit? Bei dieser 
bedingungslosen Forderung größtmöglicher Billigkeit, wie sie so 
oft von Wohnungspolitikern und Wohnungsreformern erhoben wird, scheint 
man doch allerlei Verhältnisse, wie sie sieh ganz von selbst im Wirtschafts¬ 
leben unseres Volkes entwickelt haben, zu übersehen und auszuschalten. 
Schon an anderer Stelle 1 ) habe ich versucht, darzulegen, daß man den 
höheren Preis der städtischen Wohnungen als eine Art Prämie 
auffassen müsse, die der Benutzer für die größeren Annehmlichkeiten, 
vor allem Gewinnmöglichkeiten zahlt, die ihm der Wohnsitz in der 
betreffenden Stadt und Straße gewährt. Der Vorzug einer solchen Lage ist 
für Geschäftslokalitäten ohne weiteres klar, aber damit indirekt auch für 
das Geschäftspersonal und die von diesen in ihrem Erwerb wieder abhängigen 
oder sonstwie mit dem geschäftlichen Leben verknüpften Erwerbskreise. 
Daraus folgt weiter, daß diejenigen, welche aus irgend einem Grunde nicht 
imstande sind, diese Vorzüge der Lage auszunutzen, auch nicht dorthin 
gehören; sie müssen diese Wohnungen verlassen und billigere aufsuchen. 
Das mag hart klingen, ist aber nicht nur bei der arbeitenden Klasse, sondern 
in allen Berufsarten so. Jedweder Berufszweig kann die höheren Lasten 
des städtischen Lebens und der dort zu zahlenden Mieten, sei es nun, daß 
er Wohn-, Geschäfts-, Bureau-, Ärzteräume usw. benötigt, nur bei ent¬ 
sprechender Ausnutzung der ihm dadurch gebotenen Erwerbsmöglichkeiten 
und Konjunkturen bestreiten, im anderen Falle müssen eben Stadtteile und 
Orte mit niedrigeren Preisen für die Wohnungen und sonstigen Bedürfnisse 
aufgesucht werden. So ist z. B. der Beamte, der seine Stellung niederlegt 
und sich mit kleiner Pension zur Buhe setzt, sehr oft genötigt, die teuere 
Stadtwohnung aufzugeben und sich für den Best seines Lebens in einen 
kleinen Landort mit billigeren Wohnverhältnissen zurückzuziehen; der Ge¬ 
schäftsmann in teurer Lage der Stadt, der aus irgend einem Grunde nicht 
recht vorwärts kommt, ist ebenfalls oft genötigt, den teuren Laden in der 
besten Lage aufzugeben, in weniger günstiger, dafür aber auch wesentlich 
billigerer Lage einen Laden zu mieten und hier von neuem anzufangen. 
Das gilt, sinngemäß übertragen, für viele andere Erwerbszweige in gleicher 
Weise. Das gilt insbesondere auch für die unteren Einkommensklassen, den 
Arbeiter- und Handwerkerstand. Wer sich einmal unter Berücksichtigung 
dieser Verhältnisse in der Großstadt umschaut, wird sich bald darüber klar 
werden, daß der städtische Arbeiter in vielen Fällen geradezu zur Elite 
der Arbeiterschaft gehört, daß es, wie Pohle zutreffend (a. a. 0., S. 31) be¬ 
merkt, nicht nur die kräftigsten, gewandtesten und intelligentesten Arbeiter 
sind, die in die Großstädte strömen, sondern daß sie auch weit schneller 
und intensiver arbeiten, als die vielfach noch im behaglichen Arbeitstempo 
der guten alten Zeit arbeitenden Gesellen und Handwerker der Kleinstadt. 
Das gilt genau ebenso für die Geschäftswelt, vielleicht noch mehr. Der 


l ) Gemünd, Bodenfrage und Bodenpolitik, a. a. 0., 8.233 ff. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



430 


Prof. Dr. Wilh. Gemünd, 


Digitized by 


außerordentlich scharfe Konkurrenzkampf in den Großstädten zwingt da 
zur stärksten Anspannung aller Kräfte. So erscheint es doch durchaus nicht 
ungerecht, wenn ich der Überzeugung Ausdruck verlieh, daß die höheren 
städtischen Mieten im allgemeinen nur von solchen Personen getragen werden 
können und sollen, welche nun nicht nur dank ihrer Arbeitsfähigkeit und 
Willigkeit, sondern auch ihrer Intelligenz und Geschicklichkeit in der Lage 
sind, die großen Vorteile, welche ihnen der Wohnsitz in der Stadt bzw. 
ihren besten Lagen einräumt, auszunutzen. Gelingt ihnen das, so sind sie 
dann auch in der Lage, die höheren Mieten der Geschäftslokale und Woh¬ 
nungen zu zahlen, im anderen Falle müssen sie Befähigteren weichen und 
Orte mit billigeren Mieten aufsuchen. In einer solchen Auffassung liegt 
meines Erachtens durchaus keine Ungerechtigkeit und Härte, zum mindesten 
nicht mehr, als in der Anerkennung der nun einmal bestehenden Tatsache, 
daß der Talentierte und Tüchtige im allgemeinen leichter und besser vor¬ 
wärts kommt und die besseren Plätze für sich beanspruchen kann, als der 
minder Befähigte und Träge. 

In diesem Sinne habe ich an anderer genannter Stelle versucht, nach¬ 
zuweisen, daß man sich mit den hohen städtischen Mieten abfinden und 
lieber eine Lösung der Wohnungsfrage in dem Sinne anstreben müsse, 
daß man das Stadtinnere mit seinen hohen Mieten den im wirtschaft¬ 
lichen Konkurrenzkampf Emporgekommenen und Leistungs¬ 
fähigeren überlassen soll, die dafür dann auch imstande sind, diese 
hohen Mieten zu zahlen, die Masse aber in die Außengelände und Vororte 
führe, wo es möglich ist, billige und gute Wohnungen zu beschaffen. 

Je mehr das gelingt, um so weniger brauchen uns die hohen städtischen 
Mieten zu schrecken. Sie schützen vielmehr den städtischen Qualitätsarbeiter 
und Gewerbetreibenden vor einer allzu großen Konkurrenz minder befähigter 
und tüchtiger Elemente. Wäre das Leben in der Großstadt, die Mieten so¬ 
wohl wie die sonstigen Lebensverhältnisse, wirklich so billig wie auf dem 
Lande und in kleineren Orten, wieviel Tausende mehr würden dann noch 
vom Lande in die Städte ziehen, um von den dortigen hohen Löhnen, Ge¬ 
winnmöglichkeiten und Annehmlichkeiten zu profitieren. Wieviel Tausende 
aber auch darunter, die weder nach ihrer Arbeitsfähigkeit noch Willigkeit 
den höheren Anforderungen, welche das städtische Leben an den Fleiß und 
die Arbeitskraft stellt, gewachsen sind. 

Das ist die andere Seite der Sache, die auch gewürdigt werden muß. 
Sie zeigt, daß der ungleichen Verteilung der Bevölkerung auf Stadt und 
Land, der ungleichen Höhe der Wohnungs- und Mietpreise hier und dort 
sehr einfache und selbstverständliche wirtschaftliche Gesetze zu¬ 
grunde liegen. Diese zu beseitigen ist unmöglich, und eine Wohnungsreform, 
welche versuchen würde, die aus denselben entspringenden Ungleichheiten 
auszumerzen, müßte immer scheitern. Eine Lösung des Wohnungsproblems 
kann nur in völliger Übereinstimmung mit diesen Gesetzen bewirkt werden. 

In diesem Sinne hielt ich mich berechtigt, den Gedanken auszusprechen 
(a. a. 0. S. 269), daß der höhere Preis städtischer Wohnungen auch sein 
Gutes habe, daß er unter normalen Verhältnissen die Zuwanderung vom 
Lande her in die Städte in Schranken halte, daß er geradezu eine 
natürliche Regulierung gegen ein übertrieben rasches Anwachsen der Städte 
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und ein noch stärkeres Abwandern vom Lande in die Städte sei, die nicht 
entbehrt werden und nicht künstlich ohne große Gefahren für unsere kulturelle 
Entwickelung beseitigt werden könne. 

Und andererseits scheint mir auch etwas Versöhnendes darin zu 
liegen, etwas, das unserem Gerechtigkeitsgefühl entspricht, welches ver¬ 
langt, daß derjenige, welcher ein ihm angenehmeres und vorteilhafteres Gut, 
in diesem Falle die Wohnung, besitzen will, dafür auch einen höheren Preis 
zahlen muß. Dabei ist dieses teurer bezahlte Gut, die Wohnung in der 
Stadt, nur in dem Sinne besser, daß sie dem Inhaber größere und erleichterte 
Erwerbsmöglichkeiten verschafft, dagegen gegenüber den wesentlich billigeren 
Wohnungen in den Dezentralisationsgebieten und Vororten an sich, d. h. 
nach Größe, hygienischer Ausstattung, Freilage usw. meist schlechter. So 
liegt dann doch weiter in diesem Satze, daß man die teuren Stadtwohnungen 
den im wirtschaftlichen Konkurrenzkampf Emporgekommenen überlassen soll, 
namentlich dann keine Härte, wenn gleichzeitig durch eine großzügige De¬ 
zentralisation in Verbindung mit einer entsprechenden Verkehrspolitik den 
Minderbemittelten das Aufsuchen billiger Wohnungen in den Außengebieten 
der Städte ermöglicht wird. (S. auch den Abschnitt über Dezentralisation.) 

Immerhin ist diese Anschauung, welche mit dem höheren Preis städtischer 
Wohnungen als unabänderlicher Tatsache rechnet, ihn unter obigen Voraus¬ 
setzungen als berechtigt und für eine entsprechende Verteilung der Be¬ 
völkerung auf Stadt und Land sogar bis zu einem gewissen Grade als nötig 
ansieht, derjenigen vieler Wohnungspolitiker diametral entgegengesetzt. 
So verdammt in der „Kommunalen Praxis“ ein ungenannter Referent meines 
Buches „Bodenfrage und Bodenpolitik“ diesen Gedanken mit folgenden 
Worten: „Wer in der Schwierigkeit, in der Großstadt gute, ausreichend große 
und billige Wohnungen zu erhalten, eine Regulierung der Bevölkerung auf 
Stadt und Land, ein Hemmnis gegen ein zu stürmisches Wachsen der Städte 
und eine noch stärkere Landflucht sieht, die nicht entbehrt werden könne, 
den trennt eine Welt von unserer eigenen Auffassung dieser Dinge.“ 

Trotz derartiger gegenteiliger Ansichten glaube ich an der von mir 
vertretenen Anschauung festhalten und in dem höheren Preis der städtischen 
Wohnungen nicht das größte Übel erblicken zu müssen. Ein größeres Übel 
wäre es zweifellos, wenn man im Interesse einer möglichsten Niederhaltung 
der Preise auf die wünschenswerte hygienische Verbesserung dieser 
Wohnungen Verzicht leisten wollte. Voraussetzung ist allerdings, daß 
neben den relativ teuren innenstädtischen Wohnungen eine genügende 
Zahl billiger und guter Wohnungen in den Vororten und Außen- 
geländen zur Verfügung steht, namentlich für die niederen Einkommen¬ 
klassen. 

Nun wird ja gewiß oft genug gesagt, es sei wirtschaftlich falsch, die 
minder bemittelten Klassen, auf die ja die besitzenden Klassen fortwährend 
angewiesen sind, in weit entlegene Vororte zusammenzudrängen, um so mehr, 
als der weite Weg einen unverhältnismäßigen Verbrauch an Arbeitskraft 
bedinge (Graf Posadowsky auf dem zweiten deutschen Wohnungskongreß 
zu Leipzig.) Es wohnen aber keineswegs nur die minder bemittelten Volks¬ 
klassen in den Vororten, sondern auch ein sehr erheblicher Bruchteil der 
höher bemittelten, und auch diese leiden unter dem weiten Weg oder der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



432 


Prof. Dr. Wilh. Gemünd, 


Digitized by 


weiten Fahrt zur Arbeitsstätte. Diese Trennung von Wohnstätte und 
Arbeitsstätte ist nun einmal eine notwendige Begleiterscheinung der An¬ 
häufung der Bevölkerung in den großen Städten und der sich dort voll¬ 
ziehenden Citybildung. Im übrigen scheinen sich auch hier in manchem 
bessere Verhältnisse anzubahnen. In dem Maße nämlich, wie auch die In¬ 
dustrie aus den Städten auswandert, entfällt für den Arbeiter mehr 
und mehr die Notwendigkeit, in der Stadt zu wohnen. Oft ist es allerdings 
heute noch sein freier Wille, er arbeitet in der Fabrik in einem Vororte und 
wohnt in der Altstadt, eine Erscheinung, die man umgekehrte Dezentrali¬ 
sation genannt hat. 

Übrigens sollen in der Innenstadt natürlich nicht nur Wohnungen für die 
oberen, sondern für alle Einkommenstufen vorhanden sein, also eine genügende 
Zahl sämtlicher Wohnungsgrößenklassen, auch der kleinsten bereit stehen, und 
ebenso in den Vororten. Nur mit dem Unterschiede, daß im allgemeinen 
die Wohnung der gleichen Größe und Ausstattung in den guten Lagen der 
Stadt einen entsprechend höheren Preis kostet wie draußen und demnach 
im allgemeinen von dem besser situierten Teil der auf die betreffenden 
Wohnungen reflektierenden Bevölkerungsklassen bezogen wird. Die von 
manchen Sozialpolitikern für so wichtig befundene Mischung der Bevölkerung 
aus Angehörigen der verschiedensten Berufs- und Gesellschaftsklassen kann 
deshalb doch überall erhalten bleiben. 

Wie schon erwähnt, fallen der Wohnungsaufsicht für die Besserung 
der Kleinwohnungen im Innern der Städte große Aufgaben zu, weil es sich 
dort meist um ältere, von den neueren Bauordnungen noch nicht beeinflußte 
Gebäude handelt und gerade da die Wohnungsaufsicht am nötigsten ist. Es 
muß hier genügen, darauf hinzu weisen, daß in richtiger Würdigung dieser 
Sachlage in den letzten Jahren in den verschiedensten Städten in syste¬ 
matischer Weise die Wohnungsinspektion organisiert wurde. Ihre Bedeutung 
wird am besten durch die Leitsätze dargelegt, in welche der um die Aus¬ 
bildung der Wohnungsaufsicht hochverdiente hessische Wohnungsinspektor 
Gretzschel die betreffenden Gesichtspunkte zusammengefaßt hat. Nach 
ihm soll die Wohnungsaufsicht 

1. zur Feststellung der tatsächlichen Wohnverhältnisse dienen; 

2. die Beseitigung von Mißständen in den vorhandenen Wohnungen 
anBtreben; 

3. dafür sorgen, daß nicht etwa durch die Art der Benutzung gute 
Wohnungen in schlechte verwandelt werden; 

4. das Verständnis für den Nutzen eines guten und ordnungsmäßigen 
Wohnens erwecken. 

Dem im vierten Leitsatz ausgesprochenen Gesichtspunkt kommt wohl 
eine ganz besondere Bedeutung zu; vielfach sind es leider nicht die Wohnungen, 
sondern die Bewohner, welche an dem Wohnungselend schuld sind. Soll 
übrigens eine Wohnungsaufsicht segensreich wirken,, so ist es vor allem zu 
vermeiden, daß durch zu schroffes und rücksichtsloses Vorgehen ein 
weitgehendes Mißtrauen der Vermieter sowohl wie der Mieter gegen diese 
„behördliche Aufsicht“ Platz greift. Es ist deshalb durchaus richtig, wenn des 
öfteren betont wurde, daß die Aufgabe der Wohnungsinspektion vor 
allem in einer sachverständigen Ermahnung und Belehrung der 
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betreffenden Bevölkerungskreise zu erblicken ist Erst wenn das nichts 
hilft, soll zu stärkeren Mitteln, Strafandrohung, eventuell Bestrafung ge¬ 
schritten werden. Stets muß man bedenken, daß der Wohnungsinspektion 
gerade da, wo sie am nötigsten ist, in den alten Stadtteilen, auch die engsten 
Grenzen gezogen sind. Wollte man hier rücksichtslos jede minderwertige 
Wohnung schließen, oder den Besitzer zu den hier oft sehr schwierig oder 
nur mit sehr großem Kostenaufwand möglichen Umänderungen zwingen, so 
würde bei dem fast überall herrschenden Mangel an Kleinwohnungen 
entweder eine abermalige Verminderung ihrer Zahl oder ein Ansteigen 
der betreffenden Mietpreise unvermeidlich sein. Es muß der Wohnungs¬ 
inspektor also von Fall zu Fall, je nach den besonderen Verhältnissen, seine 
Anordnungen treffen und sich mit einer gewissen Liebe in seine schwierige 
Aufgabe vertiefen können. Die Wahl geeigneter Persönlichkeiten ist 
also von größter Bedeutung und keineswegs leicht zu lösen. 

Auf die hochbedeutsamen Aufgaben und Leistungen, welche den ge¬ 
meinnützigen Baugesellschaften für die Beschaffung und Verbesserung 
der Kleinwohnungen zufallen, kann ich hier nur hinweisen. Es liegt ja im 
übrigen auch in der Natur der Sache, daß sie ihre Gebäude meist weniger 
im Inneren der Städte, als an der Peripherie derselben und in den Außen¬ 
bezirken aufführen, im Interesse eines billigen Bodenpreises. Am bedeut¬ 
samsten ist ihre Tätigkeit allerdings im Inneren der Städte, denn hier ist die 
Kleinwohnungsnot am schärfsten; und wenn hier, auf teurem städtischen 
Boden auch die gemeinnützigen Baugesellschaften keineswegs immer „billige“ 
Wohnungen hersteilen können, so gilt auch für diese eben der vorhin aus¬ 
gesprochene Gedanke, daß das Hauptgewicht hier zunächst auf die Qualität 
und hygienische Ausgestaltung und erst in zweiter Linie auf die Billigkeit 
zu legen ist. 

Daß schließlich durch weitgehende Maßnahmen zur Sanierung alter 
Stadtteile, eventuell durch Abbruch ganzer Straßenzüge und Stadt¬ 
teile viel zur Verbesserung der Wohnverhältnisse geschehen kann und unter 
Umständen, wenn ernstliche hygienische Interessen gefährdet sind, auch ge¬ 
schehen muß, ist selbstverständlich. Aber das sind schließlich doch nur 
gelegentlich vorkommende Dinge, die an dem ganzen Charakter der innerhalb 
der Städte gelegenen Wohnungen wenig ändern. Fasse ich im übrigen die 
Gedanken dieses Abschnittes über die Bestrebungen zur hygienischen Ver¬ 
besserung der Wohnungen im Inneren der Städte zusammen, so ergeben sich 
etwa folgende Sätze: 

1. Für die Verbesserung der städtischen Kleinwohnungen ist die Auf¬ 
stellung gesundheitlicher Mindestforderungen unerläßlich. Für ihre Durch¬ 
führung sorgt sowohl die Baupolizei als die Wohnungsaufsicht. 

2. Unnütze Härten sind dabei zu vermeiden. Eine Durchführung aller 
Mindestforderungen wird sich nur allmählich beim weiteren Ausbau der 
Städte erreichen lassen. 

3. Es ist danach zu trachten, das in diesen Forderungen ausgedrückte 
Minimum allmählich zu erhöhen, sobald in den neu erstellten Stadtteilen und 
Vororten genügende Wohnungen zur Verfügung stehen. 

4. Man darf sich nicht darüber täuschen, daß durch ein solches Vor¬ 
gehen die Wohnungen zwar besser, aber sicherlich nicht billiger, eher teurer 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912 . 28 
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werden. Diese Verteuerung kann aber dann ohne Schaden in Kauf genommen 
werden, wenn an der Peripherie und in den Vororten genügende Wohnungen 
gleicher Größe zu billigem Preis und bei entsprechenden Verkehrsbedingungen 
zur Verfügung stehen. 

6. Es muß also ein derartiges Vorgehen von entsprechenden Dezentrali¬ 
sationsbestrebungen (Erschließung der Außengelände, Schaffung geeigneter 
Verkehrs- und Ansiedelungsbedingungen daselbst) begleitet sein. 

6. Die sich unter solchen Voraussetzungen meist von selbst einstellende 
Verteilung der Bevölkerung in dem Sinne, daß im allgemeinen von den 
einzelnen erwerbstätigen Berufsklassen die wirtschaftlich leistungsfähigeren 
die teureren Wohnungen in der Stadt beziehen, die weniger leistungsfähigen 
dagegen die billigeren in den Außengeländen und Vororten, ist wirtschaftlich 
berechtigt und rationell. Nur sie gestattet, unbekümmert um die damit 
eintretende Verteuerung, eine allmähliche hygienische Ausgestaltung der 
innenstädtischen Wohnungen. 

7. Es ist andererseits Sache der Stadtverwaltungen und Behörden, 
solche Beamte oder Arbeiter, welche unbedingt auf Wohnungen höherer 
Preislage in bestimmten Stadtteilen angewiesen sind, durch höheren Gehalt 
und höhere Löhne dazu zu befähigen. Das kann gewiß auch in der Weise 
geschehen, daß die Stadt selbst hier Wohnungen baut, sie ihren Beamten zu 
billigerem Preis, als dem Stadtteil entspricht, vermietet, ihnen also den 
höheren Gehalt in Form eines Mieterlasses gewährt. Es erscheint aber auch 
in einem solchen Falle rationeller, diese Wohnungen zum reellen Preis zu 
berechnen und an Stelle des Mieterlasses den Gehalt zu erhöhen. 

(Schluß folgt in Heft 4.) 
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Gewerbehygiene der Lederfabrikation 

mit besonderer Berücksichtigung der badischen Industrie. 

Von 

Dr. med. Holtzmann, Großherzogi. Bad. GewerbeinBpektor in Karlsruhe i. B. 


I. Arbeiterzahlen in der Lederindustrie. 

In der gesamten Lederindustrie waren im Jahre 1910 im Deutschen 
Reiche beschäftigt: 


Bundesstaat 

Zahl 

der Betriebe 

Erwachsene 

männliche 

Arbeiter 

Erwachsene 

weibliche 

Arbeiter 

Jugendliche 

Arbeiter 

Zu¬ 

sammen 

Preußen. 

1404 

36 532 

5255 

2838 

44 625 

Bayern. 

315 

3 250 

593 

296 

4 139 

Württemberg. 

237 

8 '457 

285 

206 

3 948 

Sachsen. 

191 

4 322 

863 

302 

5 487 

Baden. 

91 

4 886 

184 

274 

5 344 

Hessen. 

182 

9 067 

2712 

1462 

13 241 

Elsaß-Lothringen .... 

88 

2 407 

153 

139 i 

2 779 

Hamburg. 

56 

2 733 

1283 

175 

4 191 

Kleinere Bundesstaaten . ( 

205 

6 691 

1138 

421 

i 

8 250 


Nahezu 100 000 Menschen also finden ihr Brot in der Industrie, auf 
deren hygienische Verhältnisse wir im folgenden näher eingehen wollen. 


II. Die einzelnen Stadien der Lederfabrikation 
und ihre gewerbehygienische Bedeutung. 

1. Die Rohmaterialien. 

Die Tierhäute, die zur Gerbung verwendet werden, stammen vorzugs¬ 
weise von Rindern, von Pferden, von Schafen und von Ziegen. Als Ursprungs¬ 
länder für Rinder- und Pferdefelle kommen in erster Linie die europäischen 
Länder in Frage, daneben liefert namentlich Südamerika reichlich Ware. 
Die aus überseeischen Ländern stammenden Rindshäute führen den Namen 
Wildhäute. Ziegenfelle stammen zum größten Teil aus China und Indien, 
Schaffelle aus südeuropäischen Ländern und Kleinasien. 

Die aus Deutschland stammenden Bindehäute werden, nachdem sie in 
den Schlachthäusern von den Kadavern möglichst mit stumpfer Gewalt 
(Hammer) abgetrennt wurden, zur Konservierung auf der Fleischseite mit 
denaturiertem Salz bestreut (grün gesalzene Häute) und in Ballen von 50 bis 
120 kg Gewicht zusammengeschnürt, versendet. Ausländische Häute werden 
bisweilen nach dem Salzen der Frachtersparnis halber der Eintrocknung 
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unterworfen (trocken gesalzene Häute). Kleinere Häute werden einfach durch 
Trocknung konserviert und zum Schutz gegen Motten mit Naphtalin be¬ 
streut, oder auch zur besseren Konservierung arseniziert (Arsenikkipse, indische 
Zebuhäute). Vergiftungen durch Zerstäuben von Arsenik sind nicht bekannt 
geworden. 

An den Häuten haften oft ganze Ballen von Mist, der an den Haaren 
antrocknet und beim Aufwerfen der Ballen Staubwolken entstehen läßt. 
Es ist dies wegen der Gefahr der Milzbrandinfektion durch Staub beim 
Verladen ausländischer Häute zu erwähnen, worüber weiter unten noch aus¬ 
führlicher abgehandelt werden wird. 

Die Häute, namentlich die Trockenhäute, bergen viel Ungeziefer. Im 
heißen Sommer kommt es vor, daß sie in Zersetzung übergehen und Schmeiß¬ 
fliegen anlocken, die ihrerseits Krankheitskeime übertragen können. Die 
Lagerräume für Häute sollten in möglichster Entfernung von Wohnhäusern 
und auch von Stallungen erstellt sein, sie müssen einen dichten abwasch¬ 
baren Fußboden haben und in angemessenen Zwischenräumen gereinigt 
werden. Auf die Lagerung von Häuten findet § 10 der Verordnung des 
Badischen Ministeriums des Innern vom 23. Dezember 1908 Anwendung 
(Gesundheitsverordnung). 

Gegenstände, die durch ihre Ausdünstung, durch Staubentwickelung und 
Verbreitung von Krankheitskeimen die Nachbarschaft erheblich belästigen oder 
die Gesundheit gefährden können, sowie solche Gegenstände, die durch ihre flüssigen 
oder festen Abgänge eine Verunreinigung des Bodens herbeiführen können, dürfen 
innerhalb der Ortschaften und in der Nähe von menschlichen Wohnungen in ver¬ 
kehrsreichen Straßen nicht frei gelagert werden. Die Lagerung solcher Gegen¬ 
stände im Freien außerhalb der Ortschaften oder in Lagerräumen bedarf der Ge¬ 
nehmigung des Bezirksrates. Lagerräume für solche Gegenstände müssen vom 
benachbarten Anwesen genügend weit entfernt liegen, mit dichten Umfassungs¬ 
wänden und undurchlässigem Boden versehen sein und eine hinreichende Lüftung 
ermöglichen. 

Wegen solcher Gefahren und Belästigungen für die Nachbarschaft sind 
die Gerbereien auch unter die Anlagen auf genommen, deren Einrichtung 
gemäß § 16 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich einer be¬ 
sonderen Genehmigung bedarf, die erst nach Prüfung aller Einwendungen 
erteilt wird. 

In Fabriken, die über gekühlte Lagerräume verfügen, fällt die Gefahr 
der Zersetzung der Rohware hinweg. 

2. Das Weichen der Häute. 

Aus dem Fellager kommen die Häute zunächst nach dem Sortierraum, 
wo sie nach Größe und Stärke ausgesucht werden, danach gelangen sie in 
die Weiche. Das Einweichen geschieht in reinem Wasser, meist in etwa 
8 cbm fassenden Weichkästen, woselbst die Häute eingehängt werden. Kleinere 
Gerbereien weichen wohl auch direkt im fließenden Wasser; aber auch da, wo 
Weichkästen in Gebrauch sind, gelangt das Wasser schließlich gleichfalls in den 
Flußlauf, ein Übelstand, der schon zu Milzbrandseuchen Anlaß gab (vgl. 
S. 18). In den Weichen bleiben die Häute drei bis vier Tage, schon hierbei 
löst sich ein Teil der Haare, die sich auf den Boden der Weichkästen nieder¬ 
setzen und beim Ablassen des Wassers durch Siebe auf gefangen werden. 
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Nach dem Weichen werden die Häute zunächst ausgestrichen, um noch 
anhaftende Verunreinigungen herauszudrücken; es geschieht dies in größeren 
Gerbereien auf sogenannten Streckmaschinen. Danach werden sie ztxm 
Lockern der Haare und der Epidermis in Kalkmilch eingelegt. Man nennt 
diesen Vorgang das Äschern. 

Beim Löschen des gebrannten Kalkes zur Herstellung der Äscher und 
beim Hantieren an den Äschern kommen durch Spritzer der Kalkflüssigkeit 
Verätzungen der Hornhaut und Bindehaut der Augen vor. Der die erste 
Hilfe im Betriebe leistende Werkmeister oder Arbeiter muß darauf eingeübt 
sein, eine gründliche Durchspülung des Konjunktivalsackes vornehmen zu 
können. Das schnelle, reichliche und längere Zeit fortgesetzte Ausspülen 
der Augen mit reinem Wasser in Form eines Strahles ist das einzige Mittel, 
von welchem man sich bei einer frischen Kalkverletzung Erfolg versprechen 
kann und welches daher von Laien und Ärzten in allen Fällen sofort zur 
Anwendung gebracht werden muß [A n d r e a e 1 )]. Trübungen der Hornhaut 
und Schrumpfung des Bindehautsackes sind sonst die Folge [Rosenthal 3 )]. 
Die Scheu der Anwendung von Wasser, hervorgerufen durch die Befürch¬ 
tung, durch Ablöschen noch ungelöschter Kalkpartikel eine Verbrennung 
hervorzurufen, ist, wie dies Andreae in seiner ausführlichen Arbeit dargetan 
hat, ganz ungerechtfertigt. Die Durchspülung an Ort und Stelle kann am 
besten mittels einer Gießkanne in mäßigem Strahl geschehen. Die Lider 
sind dabei von einem Helfer so weit wie möglich offen zu halten. 

Auch die Haut der Hände beim Arbeiten in den Kalkäschern leidet 
durch die ständige Durchfeuchtung und die Ätz Wirkung des Kalkes. Unter 
der Bezeichnung Stieglitz oder Taubengeschwulst wird ein Substanzverlust an 
der Haut der Finger beschrieben [Herxheimer 8 ), Dreyf uß 4 )], der sich speziell 
bei Kalkäscherarbeitern findet und durch die Ätzung mit Kalkteilchen hervor¬ 
gerufen wird. Die Erkrankung wird von den badischen Arbeitern als Äscher¬ 
krätze oder Kalklöcher bezeichnet. Der Sitz des Hautdefektes ist an der 
Fingerkuppe oder auch auf der Streckseite über dem letzten Fingergelenk. 
Am meisten werden die beim Enthaaren beschäftigten Arbeiter befallen, die 
mit den frisch aus dem Kalkäscher gehobenen Häuten hantieren. Alle Ar¬ 
beiter, deren Arbeit einer intensivere Berührung der Hände mit dem Kalk 
bedingt, schützen ihre Hände durch zur Verfügung gestellte Gummi- oder 
Lederhandschuhe, die den größten Teil des Unterarmes mit bedecken und 
am Ellbogen dicht an die Haut anschließen müssen, um ein Eindringen 
ätzender Flüssigkeit zu vermeiden. Tatsächlich sind auch die früher recht 
häufigen Ätzgeschwüre durch Kalk sehr viel seltener geworden. 

Wie bei allen Gewerbekrankheiten ist die persönliche Disposition eine 
sehr verschiedene, man findet alte Äscherarbeiter mit einer fast zarten Haut, 
die nie an Ausschlägen und Geschwüren gelitten haben. Für empfindlichere 
Individuen empfiehlt sich ein häufiges Einfetten der Haut. In manchen 
Fabriken steht Glyzerin unentgeltlich zur Verfügung; bisweilen auch Holzteer, 
der beim Eintauchen an den Fingerkuppen einen schützenden Überzug bildet. 

Meist geschieht das Äschern wie das Weichen in Gruben, in denen die 
Häute eine bis drei Wochen bleiben. Über die Konzentration der Äscher 
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lassen sich genaue Angaben nicht machen, man berechnet den Kalkzusatz 
nach der Anzahl der Felle. Die gebräuchlichen Kalkäscher sind etwa ein- 
bis zweiprozentig. 

Vielfach werden auch die Häute, anstatt daß sie in Kalkgruben einge¬ 
hängt werden, auf der Haarseite mit einer breiigen Kalklösung, der Schwefel¬ 
natrium zugesetzt ist, bestrichen (Schwöden der Häute). Solche Zusätze 
von Schwefelnatrium — etwa 1 kg auf 8 kg Kalk — oder von Schwefelarsen 
werden zwecks Beschleunigung der Haarlockerung auch den Äschern häufig 
beigegeben. Trotz der starken Giftigkeit des Schwefelarsens sind Ver¬ 
giftungen bei Gerbern bisher nicht bekannt geworden. Vorsicht bei der 
Bereitung der Äscher ist natürlich geboten. 

Die Haarlockerung nach dem Schwitzverfahren, wobei die Häute in 
Schwitzkammern bei bestimmtem Wärme- und Feuchtigkeitsgrad aufgehängt 
und der natürlichen Fäulnis überlassen werden, wird in badischen Fabriken 
wenig mehr geübt. In Frankreich soll es noch viel Anwendung finden. Die 
Geruchsbelästigung ist stark, das Betreten der Schwitzkammern vor ge¬ 
nügender Durchlüftung wegen der Ansammlung von Fäulnisgasen für die 
Arbeiter gefährlich. Vergiftungen scheinen jedoch, wie schon Hirt 6 ) 1873 
berichtet, relativ selten vorgekommen zu sein. 

4. Die Enthaarung. 

Nach dem Äschern werden die Häute nochmals in reinem Wasser aus¬ 
gespült, dann werden die gelockerten Haare auf Enthaarmaschinen oder auf 
Bäumen mit einem stumpfen Messer abgestrichen. 

Die Haare werden in angesäuertem Wasser gewaschen, in Trockenappa¬ 
raten bei einer Temperatur von 60 bis 90° getrocknet, entstaubt und an 
Filzfabriken verkauft. Die nach dem Anschwöden der Felle abgestrichenen 
Haare sind nicht mehr zu verwerten, sie werden als Dünger verkauft. 

Untersuchungen im Hygienischen Institut in Heidelberg haben gezeigt, 
daß an den 3 3 / 4 Stunden getrockneten Haaren noch entwickelungsfähige, 
vegetative und sporentragende Bakterien sich befanden. Den Haaren etwa 
noch anhaftende Milzbrandsporen werden also durch den Trockenprozeß 
nicht mit Sicherheit abgetötet. 

Nach dem Enthaaren werden die Häute beschnitten, Klauen, Köpfe und 
Hautstücke, die sich zum Gerben nicht eignen, werden abgetrennt und als 
Leimleder an Leimfabriken verkauft. 

5. Weitere Bearbeitung. 

Nach dem Enthaaren der Häute wird das subkutane Bindegewebe auf 
der Fleischseite durch besondere Entfleischmaschinen oder auf dem Schabe¬ 
baum mit scharfem, gebogenem Messer entfernt. Die Haut führt nun den 
Namen Blöße. 

Unter Scheren versteht man das Gleichmäßigmachen, Abhobeln der 
dickeren Kopf- und Halsteile der Felle; unter Glätten das Entfernen der 
Grundhaare und Schließen der Poren durch Bearbeiten mit Glättsteinen oder 
Glättmaschinen (rotierende Walzen mit eingesetzten Schiefersteinen). 
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Stärkere Häute werden auf Spaltmaschinen der Dicke nach gespalten. 
Der der Epidermis au gelegene Teil heißt der Narbenteil, der der Fleisch¬ 
seite zu gelegene Teil heißt der Spalt. Letzterer wird auf geringere und 
schwächere Ledersorten weiter verarbeitet, eine Oberseite, ein künstlicher 
Narben wird ihm aufgepreßt. 

6. Das Beizen. 

Zum Entfernen des Kalkes und gleichzeitigen Auflockern des Gewebes, 
um das Eindringen des Gerbstoffes zu erleichtern, kommen die Häute in die 
Beize. Hierzu werden Aufkochungen von Hunde- und Taubenkot verwendet. 
Diese Aufschwemmungen wirken durch ihren Gehalt an organischen Säuren 
entkalkend und durch die darin enthaltenen Enzyme und Bakterien auf¬ 
lockernd, gleichsam verdauend auf die Bindegewebsfasern der Haut. Es 
liegt auf der Hand, daß durch die Anwendung dieser Stoffe höchst unan¬ 
genehme Geruchsbelästigungen entstehen. Man sah sich daher nach Ersatz¬ 
stoffen um, deren es jetzt mehrere im Handel gibt. Namentlich wird ein 
Präparat namens Oropon verwendet (dargestellt von der Firma Rohm und 
Haas in Darmstadt). Es besteht aus etwa 60 Proz. Salmiak, 25 bis 30 Proz. 
Holzmehl und etwa 2 Proz. getrockneter Rinderbauchspeicheldrüse (Pankreas). 
Durch den enthaltenen Salmiak wird der Kalk in Chlorcalcium umgesetzt, 
die verdauende Wirkung wird durch die Pankreasenzyme ausgeübt. Die 
Verwendung des Präparates ist zwar appetitlicher als die des Kotes, aber 
in gewerbehygienischer Beziehung auch nicht einwandsfrei. Das Mittel 
staubt stark und reizt hierdurch die Schleimhäute. Andere Kunstbeizen 
sind Orodin von Becker-Frankfurt und Purgatol von Eberle-Stuttgart. 

Manche Gerbereien verwenden zum Beizen verdünnte Ameisen-Milch- 
oder Salzsäure, auch Kleienbeizen sind im Gebrauch. 

Das Beizen geschieht in Trögen, in denen ein Haspel läuft, oder in 
Walkfässern. Wenn die Häute danach nochmals ausgespült wurden, sind 
sie zum Gerben fertig. 

7. Das Gerben. 

Die Überführung der Rohhaut in Leder geschieht durch das Gerben. 
Der Gerbprozeß besteht darin, daß an die Bindegewebsfasern der Lederhaut 
(Corium, Cutis) ein Gerbstoff gelagert wird, der mit ihr innige chemische 
und physikalische.Verbindungen eingeht, die Fäulnis und Schrumpfung der 
Haut verhindert und sie widerstandsfähig gegen äußere Einflüsse macht. 

a) Lohgerbung. Die älteste Gerbmethode, die Lohgerbung, wird 
namentlich angewendet zur Herstellung von starken, harten, wasserdichten 
Ledersorten, von Sohlleder, Brandsohlleder (Vacheleder). Als Gerbmittel 
dient die grob gemahlene Rinde der Eiche und der Fichte. Daneben werden 
jetzt auch vielfach ausländische Rindenarten verwendet, besonders die aus 
Südafrika stammende Mimosarinde, ferner Quebrachoholz und die Frucht¬ 
becher kleinasiatischer Eicheln (Valonea), die Schoten einer amerikanischen 
Baumfrucbt (Dividivi), die getrockneten und gemahlenen Blätter eines 
süditalienischen Baumes (Sumach) u. a. m. 

Von besonderem gewerbehygienischen Interesse ist die Bereitung der 
Lohe in der Lohmühle, wobei reichlich Staub entweichen kann, der wegen 
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seines Gerbstoffgehaltes die Schleimhäute stark reizt. Namentlich ist der 
Staub der aus Südafrika stammenden Mimosarinde gefürchtet. Das Mahlen 
der Kinde geschieht in Schleudermühlen, die dicht ummantelt sind und keinen 
Staub entweichen lassen. Hingegen tritt reichlich Staub beim Absacken des 
Materiales auf, sofern nicht eine Absaugungseinrichtung das feine Staubmehl 
abzieht und nur die gröberen Teile, die sich der Atmungsluft nicht bei¬ 
mischen, in den Sack fallen läßt (eine solche Einrichtung besteht bei 
C. Freudenberg-Weinheim). 

Die Häute werden bei der Lohgerbung zum Vorgerben in die sogenannten 
Farben, verdünnte Lohbrühe, eingehängt, woselbst Bie etwa 10 Tage ver¬ 
bleiben. Dann werden sie mit Lohe bestreut, übereinander geschichtet, in 
die Gerbgruben eingelegt und mit etwas Lohbrühe befeuchtet, ln den Gerb¬ 
gruben werden die Häute mehrmals umgesetzt, dazwischen abgespült, aus¬ 
gepreßt und auf der Fleischseite abgespänt (gefalzt). Die Dauer des ganzen 
Gerbprozesses erstreckt sich von einem Vierteljahr bis zu einem Jahre. 

Zur Abkürzung des Ausgerbens werden die Häute in rotierenden Gerb¬ 
fässern mit konzentrierten Gerbextrakten aus Eichen- und Fichtenrinde und 
Quebrachoholz bewegt. 

Nach dem Färben werden die Leder ausgebreitet (gestoßen), wiederum 
angefeuchtet und eingefettet, d. h. mit Tran, Talg und Lederfett, sogenanntem 
Degras, ein mit Oxydationsmitteln behandelter Tran, auf der Fleischseite be¬ 
strichen oder in Walkfässern mit den Fetten durchwalkt. Die Bereitung 
dieser Fette ist mit unangenehmen, ja Ekel erregenden Gerüchen verbunden, 
weshalb auch die Gewerbeordnung für Degrasfabriken die besondere Ge¬ 
nehmigung nach § 16 vorsieht. 

b) Chromgerbung. Die in hygienischer Beziehung wichtigste Gerb¬ 
methode ist die Chromgerbung, namentlich soweit das sogenannte Zweibad¬ 
verfahren in Betracht kommt. Die Häute werden zuerst in eine Auflösung 
von Kalium- oder Natriumbichromat gebracht, der zur Freimachung der 
Chromsäure Salz- oder Schwefelsäure zugesetzt wird. Die Häute haben nach 
dem ersten Bad eine gelbe Färbung. Das zweite Bad besteht in einer Lösung 
von Antichlor (Natriumhyposulfit) und Salzsäure, wodurch die Chromsäure 
in eine Chromoxydverbindung reduziert wird, die sich auf der Faser nieder¬ 
schlägt. Die Häute nehmen hierdurch eine blaugrüne Farbe an. Frei¬ 
werdendes Schwefeldioxyd reizt dabei die Schleimhäute. 

Überschüssige Säure darf nicht im Leder verbleiben, da es sonst brüchig 
würde. Nach dem Zweibad verfahren gegerbte Häute werden daher nach 
der Gerbung nochmals in einer alkalischen Lösung (Boraxlösung) aus¬ 
gewaschen. 

Beim Einbadverfahren sucht man die Chromoxydverbindung direkt in 
die Haut einzubringen, indem man diese in eine Schwefel- oder salzsaure 
Chromoxydlösung einlegt, deren Säure mit Soda abgestumpft wird. Die 
basischen Chromoxydsalze zur Einbadgerbung kommen auch in fertiger 
Lösung unter allerlei Namen (Corin, Tannolin u. a.) in den Handel. 

Der Gerbprozeß beim Ein- und Zweibadverfahren dauert nur 6 bis 
24 Stunden. Das Gerben geschieht in Gerbfässern, oder die Häute werden 
in der Gerbbrühe gehaspelt. Chromleder fühlt sich weich an, ist biegsam 
und elastisch und reißt nicht leicht ein. 
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Die mit Säure versetzte Lösung von Kalium- oder Natriumbichromat, 
wie sie zum ersten Bad verwendet wird, wirkt stark ätzend. Bei Arbeitern, 
die mit der Herstellung des ersten Bades, dem Ein- und Ausbringen und 
dem Ausstrichen der Häute beschäftigt sind, entwickeln sich aus kleinen, 
zufällig vorhandenen Haut Verletzungen schwer heilende, tiefgreifende, glatt- 
randige Geschwüre, die ihren Sitz besonders an der Hand, am Unterarm und 
am Ellbogen haben, und an die sich öfter Hautausschläge in der Umgebung 
anschließen. Die unverletzte Haut wird von der Säure nicht angegriffen 
[Herrnanni 7 )]; für die genannten Arbeiter ist ein Schutz der Hand und des 
Unterarmes durch Gummihandschuhe ein unbedingtes Erfordernis. Leute 
mit Wunden und Geschwüren dürfen nicht beschäftigt werden. 

Kaliumdichromat löst sich schwer in kaltem Wasser. Das Wasser wird 
in einem Holzbottich durch direkte Zuleitung von Dampf erwärmt, wobei 
es geschehen kann, daß Chromatteilchen mechanisch mitgerissen werden 
und zerstäuben, die dann eingeatmet, zu Ätz wunden an der Schleimhaut 
des Rachens oder der Nase führen. So tiefe Verätzungen, daß sie eine 
Perforation des Nasenseptums herbeiführen, wie das bei der Herstellung von 
Chromaten oft vorkommt, werden in Gerbereien nicht beobachtet. Über¬ 
haupt ist die Zahl der von Chromerkrankungen befallenen Chromgerber bei 
weitem keine solch erschreckend große, wie dies für die Arbeiterschaft der 
Chromatfabriken von Burghardt 6 ) und Hermanni 7 ) angegeben wird 
(annähernd 100 Proz.). Immerhin scheint es in gewerbehygienischer Be¬ 
ziehung ratsamer zu sein, an Stelle des Kaliumbichromats das Natriumsalz 
zu verwenden, das sich im kalten Wasser leichter löst Daß Arbeiter, die 
mit heißen Chromatlösungen zu tun haben, mehr gefährdet sind, bestätigen 
auch Fischer 8 ) und Wutzdorff 9 ). 

Durch Aufnahme von Chrom Verbindungen in den Körper sollen Darm¬ 
und Nierenaffektionen verursacht werden, was von anderen bestritten wird 
[Fischer 8 ), Hermanni 7 )]. Auch dem Verfasser ist nichts derartiges bekannt 
geworden. Chronische Chromatvergiftungen sind nicht nachgewiesen worden 
[Kunkel 10 )]. Die Giftigkeit der Chromoxydverbindungen steht zwar fest 
(Kunkel), für gewerbliche Erkrankungen bleibt sie jedoch außer Betracht, 
da eine innerliche Aufnahme in zu einer Vergiftung notwendigen Menge 
nicht stattfinden kann. Es bleibt vielmehr festzuhalten, daß in Chrom¬ 
gerbereien Chromaterkrankungen lediglich bei den Arbeitern aufgetreten sind, 
die mit der Herstellung und Anwendung des ersten Bades für das Zweibad¬ 
verfahren betraut sind. Ein amerikanisches Verfahren, wonach die Reduktion 
der Chromsäure während des Gerbens in gleichem Fasse vorgenommen wird, 
stellt nur eine Modifikation des ZweibadverfahrenB dar und bringt ebenfalls 
die Gefahren der Chromsäureverätzung mit sich. Eine Fabrik Badens 
arbeitet nach diesem Verfahren. 

Die Heilung der Chromatgeschwüre erfordert keine spezifische Be¬ 
handlung. Die Geschwüre sind durch einen kunstgerecht angelegten, dicht 
abschließenden Verband zu schützen [Fischer 8 )]. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt hat ein Merkblatt für Arbeiter in 
Chromgerbereien herausgegeben, dessen Aushändigung an die Arbeiter 
dringend anzuraten ist. Es wird den Arbeitern vor allem empfohlen, sich 
vor Hautverletzungen zu hüten und, wenn solche doch einmal vorhanden 
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sind» diejenigen Arbeiten zu unterlassen, die sie mit den ätzenden Gerb¬ 
brühen in Berührung bringen. Um das Haften der Gerbbrühe an der Haut 
zu erschweren, wird den Arbeitern das Einfetten der Hände und Arme 
empfohlen. Die in den badischen Betrieben eingeführten Gummihandschuhe 
sind ein zwar teueres, aber sicheres Prophylaktikum. 

Eine große Gerberei hat angeordnet, daß die am Ghromsäurebad be¬ 
schäftigten Arbeiter nach jeder längeren Berührung mit der Gerbflüssigkeit 
ihre Hände in bereitBtehende Antichlorlösung ein tauchen, um so eine Reduk¬ 
tion der Säure auf der Haut vorzunehmen. 

Innere Chromerkrankungen sind dadurch sicher vermeidbar, daß die 
Chrom Verbindungen nicht in den Körper kommen; daher sollen alle mit 
chromhaltigen Lösungen beschäftigten Arbeiter die Arbeitsstätte nicht ver¬ 
lassen oder Speisen einnehmen, bevor sie die Arbeitskleider abgelegt und 
Hände und Unterarme gewaschen haben. 

Zur Vermeidung unnötiger Hantierungen mit dem gelösten Bichromat- 
salz empfiehlt es sich, die Gefäße mit den Lösungen auf ein erhöhtes Podest 
zu stellen, von dem herab sie in die darunter laufenden Gerbfässer abgelassen 
werden können. 

Die Benutzung des Bades ist den Chromatarbeitern dringend anzuraten; 
möglichst zu vermeiden ist ein großer Arbeiterwechsel und die damit ver¬ 
bundene Einstellung neuer mit den Hantierungen und Gefahren nicht ver¬ 
trauter Arbeiter (Fischer 8 ). 

c) Andere Gerbmethoden. Andere Gerbmethoden, wie das Gerben 
in Tran (Sämischgerberei) oder die Weißgerberei — Gerbung in einer 
Lösung von Alaun, Mehl, Eigelb und Salz — bieten gewerbehygienisch 
wenig Interesse. Zur Gerbung kommen hierbei nur kleine Felle (Schafe, 
Ziegen). 

8. Die Lederffirbung. 

Die Farbe wird entweder auf die Narbenseite des Leders aufgetragen 
(Streichverfahren), oder aber die Leder werden durchgefärbt, d. h. sie werden 
in Farblösungen bewegt, bis die Farbe die Fasern ganz durchdrungen und 
sich mit dem Gerbstoff innig verbunden hat (Tauchverfahren). 

Als Farben werden vorzugsweise Anilinfarben verwendet, die im Gegen¬ 
satz zu den Rohprodukten der Anilinfarbenfabrikation ungiftig sind. Die 
Schwarzfärbung ist für das Leder am gebräuchlichsten. Es werden hierzu 
entweder dunkle Anilinblähfarben verwendet, die nach dem Glanzstoßen auf 
dem Leder schwarz erscheinen, oder eisensalzhaltige Farben (essigsaures oder 
schwefelsaures Eisen), wobei vorher eine Grundierung mit vegetabilischen 
Farben (Blauholz) nötig , ist. Lohgare Leder werden auch wohl nur gewichst, 
d. h. es wird eine Mischung von Ruß und Fett aufgetragen. 

Zur Erzeugung von hellen Modefarben (sogenannten Naturfarben) auf 
lohgarem Leder werden die Stücke abwechselnd durch eine Bleiacetat- und 
Schwefelsäurelösung gezogen, wobei durch Ausfällung von weißem Bleisulfat 
als feines Pulver auf der Oberfläche eine helle Farbe entsteht. Das Ver¬ 
fahren ist wegen der Möglichkeit der Entstehung einer Bleivergiftung für 
die Arbeiter und auch für diejenigen, die das Leder nachher verwenden, 
nicht unbedenklich. 
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Das Aufstreichen von Urin auf die Felle, wie es in der Glacölederfärbung 
zur Bindung der Farben geschieht, ist mehr unappetitlich als hygienisch be¬ 
denklich. Neuerdings werden auch vielfach Ersatzflüssigkeiten, Lösungen 
von Ammoniak und Soda, hierzu verwendet. 

9. Das Zurichten des Leders. 

Die weiteren Zurichterarbeiten, das Einfetten des Leders, das Stollen 
zum Weichmachen, das Pantoffeln zur Hervorhebung des Natumarbens, das 
Glänzen und Bügeln haben gewerbehygienisch kein Interesse. Nur eine Art 
des weiteren Zurichtens des Glaceleders ist hierbei ausgenommen. Das Stollen, 
das sonst gewöhnlich durch Stollmaschinen geschieht, wird beim alaun¬ 
gegerbten Glaceleder mit Hand und Unterschenkel vorgenommen. Das Leder 
wird zum Stollen über einen Bock (Stollpfahl) gelegt, der ein mondförmiges 
Messer (Stollmond) trägt. Das Leder wird mit beiden Händen festgehalten 
und mit dem entblößten Unterschenkel über das scharfe Messer gezogen. 
Die Arbeit ist durch keine Maschine zu ersetzen, da man immer je nach Stärke 
und Sprödigkeit des Leders in der Kraft des Stollens ab- und zugeben muß. 

Das Stollerknie. Bei diesen Stollarbeitem tritt eine in der Literatur 
noch nicht beschriebene Gewerbekrankheit auf. Die Haut der Vorderseite 
des Unterschenkels (etwa 10 cm unterhalb des Kniegelenks) weist bei diesen 
Stollern eine handtellergroße Stelle auf, die von Haaren entblößt, blaurötlich 
verfärbt und gegenüber den umliegenden Hautpartien deutlich verdickt ist. 
An dieser Stelle, besonders an ihrem Rande, finden sich meist mehrere von 
Geschwüren herrührende Narben. Die Rötung und Verdickung wird durch 
die mit der Arbeit verbundene ständige mechanische Reizung hervorgerufen. 
Daneben kommt es bei fast allen diesen Arbeitern, besonders auch bei den 
frisch eingetretenen, im Laufe der Jahre zu furunkulösen Abszessen, die 
ihren Ausgang teilweise von Haarfollikeln nehmen, deren Haare bei der 
Arbeit herausgerissen wurden, teilweise aber auch tiefer im Zellgewebe 
wurzeln und breite Narben hinterlassen. Diese Abszedierungen können sich 
öfter wiederholen. Bei einzelnen Personen ist die Haut so empfindlich, daß 
sie die Stollarbeit aufgeben müssen. Daß die Haare bei der Arbeit auf der 
Haut reiben und das Auftreten von Abszessen begünstigen, ist leicht be¬ 
greiflich. Die jungen Stoller schneiden oder sengen sich daher die Haare 
ab. Später ist das nicht mehr nötig, da auf der beständig gescheuerten 
Hautpartie keine Haare mehr wachsen. 

Die Stollarbeit gilt als schwere Arbeit, besonders erfordert das Stollen 
von Glaceleder große Kraft, mehr als das Stollen des weichen, von der 
starren Epidermis befreiten sogenannten Mochaleders (vgl. unten). Die 
Hauterkrankungen sind daher bei den Glacelederstollern ausgesprochener 
als bei den Stollern von Mochaleder. Auch ist das Stollen von Lammleder 
schwerer als von Ziegenleder. Die Stollarbeit ist trotz der damit ver¬ 
bundenen Anstrengung gesucht, da sie wesentlich besser bezahlt wird als 
die Gerbarbeit. 

10. Das Schleifen des Leders. 

Zur Erzeugung der samtartigen Oberfläche des nichtglänzenden, weichen 
Mochaleders werden die Felle naoh Abschabung der Oberhaut auf etwa 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



444 


Dr. med. Holtzm&nn, 


Digitized by 


20 cm breiten Scheiben, auf die Schmirgel aufgetragen wird, anf der Narben- 
seite geschliffen. Hierbei entsteht ein feiner Staub, der durch eine an einen 
Aspirator angeschlossene Leitung von der Scheibe abzusaugen ist. Beim 
Auflegen des Leders mit der flachen Hand auf die rotierende Scheibe kommt 
es öfters vor, daß die Hand abgleitet und die Hornhaut an den Fingerspitzen, 
am Daumenballen und am unteren Ende des Unterarmes von der Scheibe 
abgeschliffen wird. Die Arbeiter schützen sich dagegen, indem sie die ge¬ 
fährdeten Stellen der Haut mit verdünntem Leim bestreichen und dann die 
Hand in ein Pulver von Mehl, Talkum und Schmirgel einlegen. An den 
bestrichenen Stellen bleibt dann ein schützender Überzug haften. 

In gleicher Weise, wie das Mochaleder, wird bisweilen auch Chromleder 
geschliffen, ebenfalls zur Erzeugung einer samtartigen Oberfläche bei Her¬ 
stellung eines Leders zu feinen Damenschuhen, Westen u. dgL Hier ist 
die Absaugung des Staubes schon im Hinblick auf die noch anhaftenden 
Chromsalze notwendig. Auch Lackleder wird vor Aufträgen des Glanzlacks 
mit Bimsstein abgeschliffen, wobei reichlich Staub entsteht. 


m. Milzbrand. 

Die Gefahr det* Übertragung von Milzbrand auf Menschen und Tiere 
durch die Gerbereien soll wegen des großen gewerbehygienischen Interesses 
hier im Zusammenhang besprochen werden. 

1. Art und Häufigkeit der Übertragung. 

Der Milzbrand ist eine unter dem Herdenvieh stark verbreitete Krank¬ 
heit, die rasch zum Tode führt. Am meisten dafür empfänglich sind Rinder, 
Schafe und Ziegen, weniger Pferde und Schweine. Der Erreger des Milz¬ 
brandes findet sich im Blute der erkrankten Tiere. Die Bakterien sind selbst 
wenig widerstandsfähig, sie haben aber die Fähigkeit, bei freiem Luftzutritt 
— also nicht innerhalb des unverletzten Tierkörpers — Dauerformen, so¬ 
genannte Sporen zu bilden, die sich chemischen und physikalischen Ein¬ 
flüssen gegenüber lange erhalten und in geeigneten Nährlösungen, z. B. im 
menschlichen Blute, noch nach Jahren wieder zu Bakterien auskeimen. Je 
unreinlicher nun beim Abhäuten eines an Milzbrand gefallenen Tieres vor¬ 
gegangen wird, um so mehr wird die Haut mit Blut besudelt, um so größer 
ist die Gefahr, daß Bakterien haften bleiben, Dauerformen bilden und auf 
den mit dem Verladen und Verarbeiten der Häute beschäftigten gewerblichen 
Arbeiter übertragen werden. 

Wie die folgende dem Verfasser von der Lederindustrie-Berufsgenossen- 
schaft freundlichst überlassene Statistik (s. S. 446 u. 447) zeigt, sind solche 
Erkrankungen von Menschen an Milzbrand bei Gerbern im Deutschen Reiche 
keine allzu große Seltenheit. 

Im Anschluß an diese Statistik sei zunächst bemerkt, daß gemäß Be¬ 
schluß des Bundesrates vom 1. Januar 1910 ab eine fortlaufende statistische 
Aufnahme der Erkrankungen und Todesfälle an Milzbrand beim Menschen 
stattfindet. Zur Ermöglichung dieser Statistik wurden auf Grund des § 5, 
Absatz 2 des Gesetzes, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten 
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vom 30. Juni 1900, die in den §§ 1 bis 4 dieses Gesetzes enthaltenen Vor¬ 
schriften über die Anzeigepflicht auf die Erkrankungen und Todesfälle von 
Milzbrand ausgedehnt (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 28. Sep¬ 
tember 1909). Die starke Zunahme der Milzbrandfälle im Jahre 1910 ist 
sicher zum Teil darauf zurückzuführen, daß infolge der nunmehr bestehenden 
Anzeigepflicht mehr Milzbrandfälle zur öffentlichen Kenntnis gelangten. 

2. Form der Erkrankung. 

Der Milzbrand beim Menschen tritt meist in der Form der sogenannten 
Pustula maligna auf. Im Beginn ist nur ein rotes Fleckchen oder Knötchen 
an der Haut zu sehen, woraus eine mit bläulichem Inhalt gefüllte Blase ent¬ 
steht, die eintrocknet und einen charakteristischen schwarzen Schorf bildet. 
Um die Pustel herum zeigt sich bisweilen ein Kranz kleinerer Bläschen. Die 
umgebende Haut ist oft in sehr hohem Grade ödematös und erisypelatös 
afflziert. Fieber kann ganz fehlen, schwere Fälle aber zeigen Temperaturen 
bis über 40°. Manche Patienten klagen über starke Kopfschmerzen, auch 
andere Störungen des Zentralnervensystems kommen gelegentlich zur Beob¬ 
achtung (vgl. den unten aufgeführten Fall aus dem Jahre 1908). 

Die zweite Form, unter der Milzbrand beim Menschen auftritt, der so¬ 
genannte Inhalations- oder Lungenmilzbrand, entsteht durch Einatmen milz¬ 
brandhaltigen Staubes und verläuft unter dem Bilde einer Lungenentzündung 
und bleibt wohl öfters unerkannt. Dem Verfasser ist seit 6 Jahren in Baden 
nur ein Fall von Lungenmilzbrand bekannt geworden. Auch hier war die 
Diagnose intra vitam nicht gestellt worden, erst bei der Sektion fiel dem 
Prosektor der anatomische Befund auf und veranlaßte ihn zur mikro¬ 
skopischen Untersuchung. 

Fälle von primärem Darmmilzbrand durch Verschlucken milzbrand¬ 
haltigen Staubes sind noch seltener. 

3. Sitz der Erkrankung. 

Der Sitz des Milzbrandkarbunkels ist meistens der Nacken, der Hals 
und das Sann. Am Nacken kommt bei Lagerarbeitern eine Infektion da¬ 
durch zustande, daß die Felle auf dem Rücken getragen werden und am 
Nacken scheuern. Am Hals und Kinn bilden die beim Rasieren entstehenden 
kleinen Hautverletzungen nicht selten die Eingangspforte für die Milzbrand¬ 
keime. Dem Verfasser wurde ein Fall von Milzbrand bekannt, der von einer 
Schnittwunde ausging, die sich ein Gerbereiarbeiter beim Rasieren zuzog, 
nachdem er sein Messer an seiner Hose abgezogen hatte. Auch durch Kratzen 
wird der Infektion leicht Eingang verschafft. An der starken haarlosen, mit 
wenig Unterhautbindegewebe versehenen Haut der Innenfläche der Hand 
findet der Milzbrandbazillus keine Angriffsstelle. Nächst Kopf und Hals 
werden vorzugsweise Unterarme und Handrücken befallen. 

4. Übertragung auf Arbeiter. 

In stärkerem Maße sind durch Milzbrand nur solche Arbeiter gefährdet, 
die mit den noch nicht geäscherten Rohhäuten umgehen, sie auf das Lager 
oder von dort in die Werkstatt schaffen und dann in die Weich- und 
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Äschergruben einlegen. Dies erhellt unmittelbar aus der oben gegebenen 
Statistik. 

Einige wenige Fälle von Milzbrand treten auch noch beim Reinigen der 
entkalkten Felle, beim Enthaaren, Entfleischen, Scheren und Glätten der 
Häute auf. Welche Werkstatte unter der Bezeichnung Walkraum in vor¬ 
stehender Statistik unter V. gemeint wird, ist nicht eindeutig. Gewalkt 
werden die Häute in den verschiedensten Stadien der Fabrikation. Getrocknete 
Häute, die schwer weich werden, wie Ziegenfelle, werden schon zum Zwecke 
des Weichens in Walkfässern bearbeitet. Ferner geschieht in Walkfässern 
das Auswaschen, das Beizen, schließlich das Gerben und Einfetten. Möglicher¬ 
weise haben also die im Walkraum beschäftigten Arbeiter, die sich infizierten, 
mit ungekalkten Häuten hantiert. 

Die ausweislich der Statistik ganz vereinzelt auf treten den Fälle von 
Milzbrand in anderen Werkstätten (Zurichterei, Loh Werkstatt) wollen nicht 
viel besagen. Wer mit der Feststellung des Ansteckungsherdes bei gewerb¬ 
lichen Milzbranderkrankungen betraut ist, weiß, daß sich solche Angaben 
eigentlich immer nur mit Wahrscheinlichkeit machen lassen. Die Möglichkeit, 
daß ein Gerber in der Kantine mit einem Äscherarbeiter zasammensaß und 
sich bei der Berührung seiner Kleidung infizierte, läßt sich nicht ganz aus- 
söhiießen. Solche indirekten Übertragungen kommen vor. Dem Verfasser 
ist der Fall bekannt, daß sich das Töchterchen des in der Fabrik wohnenden 
Heizers und Desinfektors einer Roßhaarspinnerei an der Arbeitsbluse ihres 
Vaters mit Milzbrand infizierte. Es ist zu bedenken, daß die Milzbrandkeime 
hauptsächlich durch Verunreinigung beim Abhäuten an die Fleischseite oder 
Haarseite des Felles gelangen und von hier beim Enthaaren und Entfleischen 
entfernt werden. In der Blöße, wie sie zum Gerben kommt, wird sehr selten 
mehr ein Keim haften. Für die Praxis kann die Blöße als ungefährlich gelten. 

Auch Infektionsgefahr durch inländische Häute ist gering. Für an 
Milzbrand eingegangene Rinder und Pferde wird eine Entschädigung bezahlt. 
Beim geringsten Verdacht wird daher der Amtstierarzt benachrichtigt, dem 
bei den typischen Erscheinungen die Sachlage nicht entgehen kann. Nach 
§ 34 des Viehseuchengesetzes vom 26. Juni 1909 müssen die Kadaver ge¬ 
fallener oder getöteter milzbrandkranker oder der Seuche verdächtiger Tiere 
sofort unschädlich beseitigt werden. Die Abhäutung ist verboten. Da eine 
Entschädigung nur für an Milzbrand gefallenes Großvieh, nicht auch für 
Kleinvieh gewährt wird, ist bei Häuten letzterer Tierarten bei Vertuschung 
des Falles eine verbotswidrige Verwertung eher zu befürchten. 

5. Milzbrand in badischen Gerbereien. 

Aus einer vom Verfasser geführten Statistik über Milzbrandfälle bei 
gewerblichen Arbeitern in Baden in den letzten Jahren sei folgendes hervor¬ 
gehoben : 

Von 4 Milzbrandfällen im Jahre 1908 betrafen 2 Gerbereiarbeiter. Ein 
Arbeiter war mit dem Auspacken roher, ausländischer Häute beschäftigt. 
Ein geringfügiges Geschwür an der linken Nasenseite soll schon einige Tage 
zuvor bestanden haben, ohne daß der Arbeiter dem Beachtung geschenkt 
hätte. Die Verschlimmerung setzte während der Arbeit rasch ein. Das 
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Gesicht schwoll stark an, um 4 Uhr nachmittags legte er die Arbeit nieder, 
am Abend traten heftige Krämpfe der Gesichts- und Rückenmuskeln ein, 
der Kranke wurde völlig verwirrt, tobte und starb, ohne das Bewußtsein 
wieder erlangt zu haben, den nächsten Morgen um 6 Uhr. Die Diagnose 
Milzbrand wurde bakteriologisch bestätigt. Der zweite Fall betraf einen am 
ÄBcher beschäftigten Arbeiter und verlief günstig. 

Im Jahre 1909 kamen in Baden 5 Fälle gewerblichen Milzbrandes zur 
Kenntnis des Verfassers, von denen zwei zum Tode führten. 4 Fälle be¬ 
trafen Gerbereiarbeiter, ein Fall ereignete sich in einem Mannheimer Lager¬ 
haus. Der betreffende Arbeiter war mit dem Umladen ausländischer Häute 
beschäftigt. Ein Arbeiter einer Schuhfabrik schnitt sich eines Sonntags¬ 
morgens mit dem Rasiermesser, daß er an der Hose abgezogen hatte, die er 
ein Vierteljahr zuvor, da er noch in der Gerbereiabteilung der Fabrik arbeitete, 
getragen hatte, und erkrankte schwer an Milzbrand. 

Das Jahr 1910 brachte die Anzeigepflicht für Milzbrand und damit ein 
Anwachsen der zur Kenntnis der Behörden kommenden Fälle auf 9, wovon 
drei auf Gerbereiarbeiter entfielen. Sie verliefen alle günstig. Ein Arbeiter 
erkannte die Ursache seiner Erkrankung selbst, er erklärte dem Arzt, er habe 
Milzbrand, das Geschwür sei gerade so, wie es auf dem in der Fabrik aus¬ 
hängenden Plakat der Berufsgenossenschaft (vgl. S. 17) abgebildet und be¬ 
schrieben sei. 

1911 kamen 10 Fälle gewerblichen Milzbrandes zur Kenntnis, wovon 
4 auf Gerbereien entfielen. 

Sämtliche Milzbrandfälle in badischen Gerbereien, bei denen sich die 
Infektionsquelle mit einiger Wahrscheinlichkeit noch nachweisen ließ, waren 
durch ausländische, indische und chinesische, Ziegenfelle verursacht und be¬ 
trafen Arbeiter, die mit den Häuten beschäftigt waren, bevor sie die Äscher 
durchlaufen hatten. 


6. Behandlung des Milzbrandes. 

Nach zahlreichen Veröffentlichungen in den letzten Jahren aus ver¬ 
schiedenen Universitätskliniken und Krankenhäusern — Schwarz 11 ), Leng¬ 
fellner 12 ), Wolff-Wiewiorowski 1S ), Becker 14 ), Rebentisch 16 ) — darf 
es jetzt wohl als feststehender Grundsatz gelten, daß Milzbrandkarbunkel ein 
noli me tangere bedeuten, d. h., daß von allen chirurgischen Eingriffen ab¬ 
zusehen und die Infektionsstelle mit einem einfachen, feuchten, antiseptischen 
Verbände zu schützen ist. Barlach 17 ) empfiehlt diese exspektative Be¬ 
handlung nur für leichtere Fälle. In schwereren Fällen, die mit aus¬ 
gedehntem Ödem, Erysipel und Schwellung der regionären Drüsen einher¬ 
gehen, rät er als einziger in neuerer Zeit zu energischen chirurgischen 
Eingriffen mit Messer und Thermokauter in Verbindung mit Injektionen von 
Jodtinktur. 

Stets sollte für strenge Bettruhe mit vollständiger Stillstellung des 
erkrankten Körperteiles gesorgt werden, wie dies am sichersten in einem 
Krankenhaus durcbgeführt werden kann. Mit Recht verlangt daher die Leder¬ 
industrie-Berufsgenossenschaft in § 69 ihrer Unfall Verhütungsvorschriften 
(Ausgabe 1910): „ Der Arbeitgeber hat darauf zu halten, daß jeder milzbrand¬ 
verdächtige Arbeiter sofort ärztliche Hilfe in Anspruch nimmt, und daß jeder 

ViertelIjahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 29 
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milzbranderkrankte Arbeiter in das von der Berufsgenossenschaft als zu¬ 
ständig bezeichnete Krankenhaus verbracht wird.“ 

Des weiteren ist es dringend zu empfehlen, in jedem nicht ganz leichten 
Milzbrandfall eine Einspritzung von Sober n heim schein oder Seiavoschein 
Milzbrandserum vorzunehmen. Diese Maßregel wird empfohlen von Läwen is ), 
Wilms 20 ), Kölsch 21 ), Becker 14 ) u. a., besonders auch von Mendez 22 ), der 
von 1073 Fällen, die mit einem von ihm hergestellten Serum behandelt wurden, 
berichtet. Sclavo 23 ) bezeichnet eine große Anzahl italienischer Autoren, die 
mit Serum gute Erfolge erzielt haben. Auch dem Verfasser sind Fälle be¬ 
kannt geworden, in denen die Serumeinspritzung von eklatanter Wirkung war, 
zuletzt im Februar 1912 bei einem Gerbereiarbeiter in Lahr. Der Patient 
wurde am Tage nach den ersten Erscheinungen ins Bezirkskrankenhaus auf¬ 
genommen. Der Fall ging von vornherein mit starkem ödem und schweren 
Allgemeinsymptomen einher; auf eine zweimalige Serumeinspritzung fiel die 
Temperatur rasch zur Norm und stieg nicht wieder an. Der Patient wurde 
geheilt. In der hier in Frage stehenden Gerberei wird Sobernheimsches 
Serum bereit gehalten und dem behandelnden Arzte, dem diese Einrichtung 
bekannt ist, zur Verfügung gestellt. Diese Maßregel scheint sehr empfehlens¬ 
wert. Das Serum wird in regelmäßigen Zwischenpausen ausgewechselt. Die 
Einverleibung erfolgt subkutan oder intravenös in ein oder mehrmaligen 
Dosen von je 10 ccm (dargestellt von einer Filiale der Firma Merk in 
Halle a. S.). 

Der von Wolff und Wiewiorowski 13 ) so gefürchteten Gefahr der 
Anaphylaxie (Serumkrankheit, Überempfindlichkeit gegen mehrmalige Ein¬ 
spritzungen von Serum der gleichen Tierart) kann wohl durch Befragen des 
Patienten, ob er schon mit Pferdeserum vorbehandelt ist, begegnet werden. 

In allerneuster Zeit sind unter dem Eindruck der Mitteilungen Ehrlichs 
auf der Karlsruher Naturforscherversammlung im September 1911, wonach 
Salvarsan sich auch bei bakteriellen Erkrankungen wirksam erwiesen hat, auch 
Versuche der Behandlung des Milzbrandes mit Salvarsan gemacht worden und 
haben gute Resultate gezeigt [Bettmann u. Laubenheimer 24 ), Schuster 25 ), 
Becker 15 )]. Bettmann und Laubenheimer in Heidelberg glauben nach 
intravenöser Einverleibung von 0,3 und 0,4 Salvarsan im Abstand von 
3 Tagen bei Milzbrandfällen deutliche Erfolge gesehen zu haben. Die Nach¬ 
prüfung durch Tierexperimente und im Reagenzglase bestätigte die abtötende 
Wirkung des Salvarsans gegenüber Milzbrandkeimen. Becker 15 ) hatte in 
einem Falle günstigen Erfolg, ein anderer starb 2 Tage nach der Injektion. 
Die Veröffentlichung weiterer Beobachtungen wäre dringend erwünscht. 

7. Prognose des Milzbrandes. 

Die Prognose des menschlichen Milzbrandes ist bei sofortiger zweck¬ 
entsprechender Behandlung nicht ungünstig. In einzelnen bösartigen Fällen 
verbreitet sich jedoch der Giftstoff rapid über den ganzen Körper, es ent¬ 
wickeln sich rasch bedrohliche Symptome und der Tod tritt ein, oft nachdem sich 
der Patient noch wenige Stunden zuvor subjektiv ganz wohl befanden hatte. 
Dieses Wohlbefinden täuscht manchmal über die Schwere der Erkrankung. 
Als gefährlich ist aber auch der anscheinend leichteste Milzbrandfall stets 
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zu behandeln. Als prognostisch ungünstig ist das Übertreten von Milz¬ 
brandbazillen ins Blut anzusehen [Becker 14 )]. 

Entgegen den Angaben Barlachs 18 ), daß er eine wiederholte Er¬ 
krankung bei ein und derselben Person nicht gesehen habe, kann Verfasser 
berichten, daß ein einmaliges Überstehen des Milzbrandes beim Menschen 
eine Immunität nicht hervorruft. Im Jahre 1911 erkrankte ein Arbeiter 
einer Lahrer Roßhaarspinnerei an Milzbrand, der nach Aussage des be¬ 
handelnden Arztes 10 Jahre vorher schon einmal eine typische Pustel hatte. 

8. Prophylaxe des Milzbrandes. 

Bei der Frage der Verhütung der Infektionen mit Milzbrand ist besonders 
der seitens des Gesetzgebers und der Berufsgenossenschaft gegebenen Vor¬ 
schriften zu gedenken. § 120 b der Gewerbeordnung für das Deutsche 
Reich schreibt vor: 

„In Anlagen, deren Betrieb es mit sich bringt, daß die Arbeiter sich 
umkleiden und nach der Arbeit sich reinigen, müssen ausreichende Ankleide- 
und Waschräume vorhanden sein. u 

Da diese Voraussetzung in den Gerbereien gegeben ist, so sind Wasch¬ 
einrichtungen hier gesetzlich geboten. Für Betriebe, in denen ausländische 
Häute in größerer Anzahl bearbeitet werden, können auch Baderäume an¬ 
geordnet werden (vgl. Schenkel, Kommentar zur Gewerbeordnung). 

Die persönliche Reinlichkeit ist ein außerordentlich wertvolles Ver¬ 
hütungsmittel. In einer Anzahl dem Verfasser bekannt gewordener Milz¬ 
brandfälle war besonders hervorgehoben, daß es sich um unsaubere, teilweise 
nicht ganz vollsinnige Leute gehandelt habe. 

Lagerräume für ausländische Häute sind mit einem gut abwaschbaren 
Boden zu versehen und wöchentlich feucht zu reinigen. Die Wände sind 
mindestens einmal jährlich zu kalken (1 Gewichtsteil Chlorkalk in 20 Ge¬ 
wichtsteilen Wasser, vgl. auch die S. 2 angeführte Badische Gesundheits¬ 
verordnung). Auch sollen Lagerräume nicht in unmittelbarer Nähe von 
Stallungen angelegt werden. Kehricht und wertloses Packmaterial sind zu 
verbrennen. Zur Verhütung der Staubgefahr sind Trockenhäute vor der 
Umlagerung mit Wasser zu besprengen. 

Die Unfallverhütungsvorschriften der Leder-Berufsgenossenschaft für 
Betriebsuntemehmer (Ausgabe 1910) enthalten in den §§ 63 bis 68 (Be¬ 
stimmungen für Anlagen zur Verarbeitung von rohen Schaf- und Ziegen¬ 
fellen, sowie von ausländischen Rohhäuten) wertvolle prophylaktische Winke. 
Neben den Vorschriften über die Einrichtung der Lagerräume wird bestimmt, 
daß zur Beförderung der Häute möglichst Wagen verwendet werden; wo das 
Tragen notwendig ist, Bind den Arbeitern Schutzkappen, die Kopf, Nacken 
und Schulterblätter decken, sowie Arbeitskittel von guter Beschaffenheit zur 
Verfügung zu stellen. Die Sättel müssen wöchentlich durch halbstündige 
Einwirkung strömenden Wasserdampfs oder durch einstündiges Kochen des¬ 
infiziert werden. Auch müssen Wascheinrichtungen mit Seife und Hand¬ 
tüchern, Einrichtungen zur Verwahrung der Säeidungsstücke, sowie ein 
Speiseraum eingerichtet sein. 

Weiter hat die Berufsgenossenschaft ein in sämtlichen Betriebsräumen 
auszuhängendes Plakat ausarbeiten lassen, das gute Abbildungen gibt und in 

29* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



452 


Dr. med. Holtzmann, 


anschaulicher Weise über die Gefahr des Milzbrandes und das Verhalten bei 
verdächtigen Pusteln belehrt. 

Arbeiter mit wunden Hautstellen dürfen Arbeiten nicht übernehmen, 
bei denen sie mit rohen Hauten in Berührung kommen, auch wenn diese die 
Kalkäscher schon durchlaufen haben (nachträglich in den berufsgenossen¬ 
schaftlichen Vorschriften auf Veranlassung des Reichsgesundheitsamtes ab¬ 
geändert; vorher hieß es: welche die Kalkäscher noch nicht durchlaufen 
haben). 

Die §§ 90 und 91 der Unfallverhütungsvorschriften für die Arbeitnehmer 
enthalten die entsprechenden Bestimmungen. Arbeiter dürfen erst dann 
den Speiseraum betreten oder den Betrieb verlassen, wenn sie die Arbeits¬ 
kleider abgelegt und Gesicht, Kopf- und Barthaare, Hals, Hände und Arme 
sorgfältig gewaschen haben. Das Einnehmen von Speisen ist nur außerhalb 
der Arbeitsräume gestattet. 

Spürt ein Arbeiter auf der Haut ein verdächtiges Jucken oder Brennen 
oder einen Schmerz, der von einem anfangs kleinen, bald größer werdenden 
dunklen Bläschen ausgeht, so hat er hiervon sofort der zuständigen Betriebs¬ 
stelle Anzeige zu machen und sich unverzüglich in ärztliche Behandlung zu 
begeben. 

Eine Gerberei Badens, die sich nicht am Wohnsitz eines Arztes befindet, 
gibt durch Anschlag ihren Arbeitern bekannt, daß sie die versäumte Zeit 
zur Aufsuchung des Arztes vergütet, eine prophylaktische Maßregel von 
hoher Bedeutung. 

Die UnfallverhütungsVorschriften der Lagerei-Berufsgenossenschaft (Aus¬ 
gabe 1905), in deren Betriebe, wie oben erwähnt, Milzbrandfälle durch aus¬ 
ländische Häute auch gelegentlich eingeschleppt werden, enthält in § 37 die 
Bestimmung: 

.Bei Arbeiten mit nassen und trockenen Häuten ist für genügende Wasch¬ 
gelegenheit Sorge zu tragen.* 

Die Gewerbeaufsichtsbehörden können auf Grund der allgemeinen Be¬ 
stimmungen der Gewerbeordnung auch weitergehende Anforderungen in den 
besprochenen Richtungen hin stellen (§ 120a der Gewerbeordnung besagt: 
Die Gewerbeunternehmer sind verpflichtet, die Arbeitsräume so einzurichten 
und den Betrieb so zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Gesundheit so weit geschützt sind, wie es die Natur des Betriebes gestattet.) 

9. Gefährdung durch Abwässer der Gerbereien. 

Für die Weiter Verschleppung der Keime sind die Abwässer, die bei der 
ersten Bearbeitung der Häute entstehen, am gefährlichsten. Hier ist be¬ 
sonders das Gutachten des Reichsgesundheitsrates über das Auftreten des 
Milzbrandes unter dem Rindvieh im Schmeiegebiet und über den Zusammen¬ 
hang dieses Auftretens mit der Verunreinigung des Schmeiebaches durch 
Abwässer von Gerbereien in der Stadt Ebingen, erstattet von Gärtner und 
Dammann 26 ), zu erwähnen. Es hatte sich gezeigt, daß unter dem Rindvieh 
der Ortschaften an der Schmeie unterhalb des gewerbreichen württembergischen 
Städtchens Ebingen, woselbst 18 Gerbereien sind, die meist Wildhäute ver¬ 
arbeiten, die Milzbrandsterblichkeit 21 mal so groß war, wie in anderen 
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Gegenden des Landes. Es ließ sich mit Bestimmtheit erweisen, daß die in 
den Bach gelangenden Abwässer der Gerbereien die Milzbrandkeime ver¬ 
schleppten, wodurch die Tiere infiziert wurden, wenn sie mit Bachwasser ge¬ 
tränkt wurden, oder auch wenn sie das Futter fraßen, das auf den mit 
Schmeiewasser berieselten Wiesen gewachsen war. Die gleiche Beobachtung 
wurde übrigens an zahlreichen anderen Orten gemacht, die unterhalb von 
Gerberstädten gelegen sind. Auch die badisohen Ortschaften an der Schütter 
unterhalb Lahr klagen über diese Gefährdung ihres Viehstandes (vgl. auch 
Jahresbericht der Badischen Fabrikinspektion für 1907, S. 95). 

Geschieht das Weichen im Flußlauf, oder gelangt das Weichwasser, wie 
es in Ebingen der Fall war, ohne weitere Klärung aus den Weichkasten in 
den Bach, bo ist die Infektionsgefahr leicht verständlich. Von seiten der 
Gerber wird nun stets behauptet, die Häute seien, nachdem sie den Kalk¬ 
äscher durchlaufen haben, nicht mehr infektionsfähig, es könne somit auch 
nur das Weichwasser für die Weiterübertragung durch Flußläufe in Betraoht 
kommen. Die Frage, ob die Kalkäscher imstande sind, Milzbrandsporen 
abzutöten, wurde im Hygienischen Institut in Jena, der Tierärztlichen Hoch¬ 
schule in Hannover und dem Kaiserl. Gesundheitsamt nachgeprüft. Die Ver¬ 
suche ergaben, daß durch die übliche Konzentration der Kalkäscher etwa 
90 Proz. aller Milzbrandsporen schon innerhalb dreier Tage abgetötet werden, 
daß jedoch erst nach zwei Monaten alle Sporen vernichtet waren, also erst 
nach einer Zeit, die weit über die übliche Äscherdauer von etwa 3 Wochen 
hinausgeht. Wenn also auch die meisten Milzbrandsporen im Äscher ab¬ 
getötet werden, so ist doch der Ätzkalk als ein sicheres Desinfektionsmittel 
nicht anzusehen. Demnach wäre mit einem nachträglichen Zusatz von Kalk 
zu den Weichwässern zwecks Desinfektion vor Einlaß in den Flußlauf ein 
brauchbares Resultat erst nach sehr langer Zeit zu erreichen, die Sammel¬ 
gruben für die Abwässer müßten so groß bemessen werden, daß sie die 
gesamten Abwässer von zwei Monaten aufnehmen. Zusetzen anderer Des¬ 
infektionsmittel zur Kalklösung, um die Desinfektionswirkung zu erhöhen, wie 
Formaldehyd, führten zu dem Ergebnis, daß erst ein zweipromilliger Zusatz 
der käuflichen 40 proz. Formaldehydlösung (Formalin) nach sechstägiger Ein¬ 
wirkung eine sichere Ahtötung aller Sporen gewährleistet. Ein solcher Zu¬ 
satz aber wäre mit einigen Kosten verknüpft (1 kg Formalin etwa 1,50 <M). 
Immerhin bleibt die Möglichkeit zu beachten, auf solche Weise die Gerberei¬ 
abwässer, insbesondere die Weichwässer zu desinfizieren. 

Des weiteren zeigte es sich aber, daß die Milzbrandsporen, wenn sie 
beschwert werden, also in Abwässern, in denen sich ein starker Niederschlag 
bildet, der geeignet ist die Sporen aufzunehmen, sich zu 99,9 Proz. zu Boden 
schlagen lassen. Ein solches Niederschlag erzeugendes Mittel (Alaun, Kalk) 
kann nötigenfalls hinzugesetzt werden, den meisten Gerbereiabwässerü wird es 
durch die Färberei und die Äschergruben schon von selbst zugeführt werden. 

Aus obigen Angaben folgt, daß nächst den Weichwässern die größte 
Gefahr der Verschleppung von Milzbrandkeimen durch die Äscher und Fließ¬ 
wässer gegeben ist. (In den letzteren werden die gekalkten und enthaarten 
Felle abgespült. Sie führen daher reichlich gelockerte Haare mit sich.) Die 
Äscher geben nur wenig Wasser ab, da die Äscherflüssigkeit nach Zusatz 
von etwas frischem Kalk mehrmals benutzt wird. Das Einweichen und 
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Fließen ausländischer Häute in öffentlichen Flußläufen, sowie das Einleiten un¬ 
gereinigter Abwässer aus der Wasserwerkstatt der Gerbereien wäre überhaupt 
zu Terbieten. Hingegen scheint ein Sammeln sämtlicher Abwässer in einer 
hinreichend großen Sammelgrube und langsames Absitzenlassen, eventuell 
unter Zusatz eines Niederschlag erzeugenden Mittels, wozu der gut aufgerührte 
Inhalt eines ausgebrauchten Äschers genommen werden kann, ein den An¬ 
forderungen der Praxis genügendes Resultat zu geben. Die Abwässer der 
Gerbereien in Weinheim werden in ähnlicher Weise behandelt, ohne daß bis¬ 
her Klagen der Unterwohner über Verseuchung durch Milzbrand laut ge¬ 
worden wären. 


10. Desinfektionsmöglichkeit der Häute. 

Die Frage, ob sich die rohen ausländischen Häute einer Desinfektion 
unterwerfen ließen, die imstande wäre, Milzbrandsporen abzutöten, ohne die 
Häute zu schädigen, wurde im Kaiserl. Gesundheitsamt von Xylander 27 ) 
nachgeprüft. Er fand, daß Milzbrandsporen an Rinderfellen durch ein sechs¬ 
tägiges Einlegen in lproz. Lösung des käuflichen 40proz. Formalins abgetötet 
werden und daß diese Wirkung durch Zusatz von Seife oder Weinsäure noch 
gesteigert werden kann. Es zeigte sich aber, daß Formaldehyd in solcher 
Konzentration die Felle zur weiteren Verarbeitung gänzlich unbrauchbar 
machte. Auch die anderen geprüften Desinfektionsmittel — Sublimat, 
Lysol, Lysoform, Rohkresol, Kresolseifenlösung, Septoform — hatten keine 
besseren Erfolge. Die Resultate verdienen aber dann beachtet zu werden, 
wenn es sich darum handelt, Weichwässer nach Herausnahme der Häute 
zwecks Einleitung in öffentliche Wasserläufe zu desinfizieren. 

Strömender Wasserdampf von 100° schädigt die Häute stark. Ein¬ 
gehende Versuche wurden über die Wirkung des Wasserdampf es bei gleich¬ 
zeitigem Verdampfen von Formaldehyd nach Esmarch gemacht, wobei noch, 
um eine größere Tiefenwirkung zu erzielen, ein Vakuum im Apparat erzeugt 
wurde. Es zeigte sich, daß Formalinwasserdampf von 70° imstande war, 
Fellstüokchen nach wenigen Minuten ohne Schädigung zu desinfizieren, je¬ 
doch nur dann, wenn die Fellstückchen durchfeuchtet waren. Die zur Des¬ 
infektion von trockenen, zusammengeschnürten Fellballen erforderliche Tiefen¬ 
wirkung, wie es für die Praxis wünschenswert wäre, war nicht zu erzielen. 

Auf einer theoretisch interessanten Erwägung beruht der Vorschlag zur 
Desinfektion von Häuten gegen Milzbrand von Brekle 28 ). Er beobachtete, 
daß bei einer Temperatur von 39 bis 40° auf dem Nährboden eine reichliche 
Auskeimung von Milzbrandsporen und gleichzeitig wiederum neue Sporen¬ 
bildung stattfindet, während bei einer Temperatur von 43 bis 44° C zwar 
die Sporen noch auskeimen, aber eine Neubildung nicht mehr zustande 
kommt. Er schlägt daher vor, die Felle in feuchtem Zustand auf genau 
43 bis 44° zu erwärmen und 48 Stunden auf dieser Temperatur zu erhalten. 
Danach sind alle Dauerformen ausgekeimt, die Bazillen in vegetativer Form 
lassen sich wie erwähnt, leicht, etwa durch Einhängen in Kalklösung, abtöten. 
Brekle nimmt dabei an, daß die Felle durch das Aufweichen in Wasser 
so viel Nährstoff an die umgebende Flüssigkeit abgeben, daß ein Auskeimen 
aller Sporen zustande kommt. Es bedarf wohl keiner weiteren Ausführung, 
daß dieser Vorschlag für die Praxis undurchführbar ist, schon deshalb, weil 
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eine geringe Temperatursohwankung von 3° statt des bloßen Auskeimens 
ohne Weiterentwickelung im Gegenteil eine Neubildung von Sporen begünstigt. 

Aus England wird von Seymour-Jones 2 ^) u. Ponder 80 ) vorgeschlagen: 
Die Häute werden 24 Stunden in eine Weiche, die 1 Proz. Ameisensäure 
und 0,02 Proz. Sublimat enthält, eingelegt und dann in gesättigte Sole getan. 
Schattenfroh 84 ) empfiehlt Einlegen der Häute auf 24 Stunden in eine Lösung 
von 2 Proz. Salzsäure und 8 bis 12 Proz. Kochsalz. Inwieweit die Häute bei 
diesen Verfahren in der Praxis geschädigt werden, ist noch nicht ausgeprobt. 
Zur Durchführung müßte man mit Bädern von etwa 2000 Litern rechnen, bei 
solchen Flüssigkeitsmengen käme das erforderliche Quantum Ameisensäure für 
ein Bad auf etwa 10t/Ä, Sublimat auf etwa 3,50«^, Salzsäure auf etwa 7 Jt. 

Becker-Frankfurt 81 ) gibt an, daß Senföl schon in 0,05proz. Lösung 
Milzbrandsporen nach fünf Minuten sicher abtötet, und empfiehlt dem¬ 
entsprechend sehr die Anwendung dieses Mittels. Diese Angabe beruht auf 
einem unter Umständen verhängnisvollen Irrtum. Senf öl in obiger Kon¬ 
zentration ist auch nach zweistündiger Einwirkung ganz außerstande Milz¬ 
brandsporen abzutöten, wie dies Verfasser bei einer Nachprüfung feststellen 
konnte. Der Versuch wurde in der von Laubenheimer 8a ) angegebenen An¬ 
ordnung ausgeführt. Die Sporen waren an Granaten angetrocknet, also dem 
Desinfektionsmittel viel leichter zugänglich, als die an Häuten anhaftenden 
Sporen. Auch Koch 88 ) gibt schon 1881 an, daß Senföllösung nicht einmal 
innerhalb 10 Tage imstande sei, Milzbrandsporen abzutöten. 

Von einer gesetzlichen Vorschrift zur Desinfektion aller ausländischen Roh¬ 
häute, analog den in Roßhaarspinnereien und Bürstenfabriken vorgeschriebenen 
Desinfektionen der Haare, muß für Gerbereien zurzeit noch abgesehen werden. 

IV. Allgemeine Gesundheitsverhältnisse 
der Lederarbeiter. 

Statistische Angaben über die Erkrankungen der Lederarbeiter und ihre 
Verteilung auf die einzelnen Werkstätten fehlen in der gewerbehygienischen 
Literatur vollständig, mit Ausnahme der Angaben von Fischer über die Er¬ 
krankung der Chromgerber. Durch gütige Überlassung der Kranken Journale 
und Krankenscheine der Betriebskrankenkassen der Firmen C. Freudenberg- 
Weinheim und Badische Lederwerke-Mühlburg, sowie Gebr. Krafft-Fahrnau 
wurde der Verfasser instand gesetzt, die folgenden Statistiken aufzustellen. 
Die erste Statistik zeigt die Verteilung der Erkrankungen auf die einzelnen 
Werkstätten in Prozenten, während die beiden anderen wegen des verhältnis¬ 
mäßig kleinen Zahlenmaterials die erhobenen Erkrankungsziffern direkt an¬ 
geben. Eine prozentuale Berechnung, soweit sie zum Vergleich erforderlich 
ist, folgt in den „ Erläuterungen tf . 

Tuberkulo8estati8tik der Lederfabrik C. Freudenberg-Weinheim. 

Es erkrankten an Tuberkulose von je 100 Arbeitern der 
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Statistik der Lederfabrik C. Freudenberg-Weinheim. 

(Prozentuale Berechnung.) 

Es entfielen auf je 100 Arbeiter der 
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1908 (insgesamt 1865 Arbeiter) 
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Statistik der Lederfabrik Gebr. Krafft-Fahrnau. 
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*) Zwei Milzbrandfälle. — •*) Ein Milzbrandfall. 
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Statistik der Glacelederfabrik badischer Lederwerke 

in Mühlburg. 
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1909 (insgesamt 244 Arbeiter) 


81 Gerber. 

14 

8 

6 

3 

1 10 

12 

7 

23 

64 Stoller. 

2 
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1 5 

1 

2 

5 

2 

4 

40 Färber. 

3 
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1 3 

4 



1910 (insgesamt 248 Arbeiter) 


88 Gerber. 

6 

3 

8 

5 

6 

5 

6 

9 

59 Stoller. 

6 

2 

2 

1 

2 

4 

5 

3 

48 Färber. 

3 

o 

3 

2 

4 

2 

3 

3 

21 Schleifer. 

— 

1 

2 

— 

1 

— 

2 

— 

34 Diverse. 

2 

1 

1 

2 

3 

1 i 

6 

5 

| 


1911 (insgesamt 258 Arbeiter) 


88 Gerber. 

7 

6 

8 i 

5 

10 

7 

14 

20 

57 Stoller. 

1 4 

6 

3 

— 

4 

3 

3 

6 

55 Färber. 

4 

3 

5 

8 

1 

2 

6 

8 

30 Schleifer. 

> 4 

1 

— 

1 

2 

— 

3 

4 

28 Diverse. 

1 1 

3 

— 

— 

2 

i 

5 

9 


Erläuterungen. 

Die Firma 0. Freudenberg in Weinheim, von der die ersten der vor¬ 
stehenden Statistiken stammen, befaßt sich mit der Herstellung von Schuh¬ 
oberleder aus Kalb- und Ziegenfellen und gerbt mit Lohe sowohl als mit 
Chrom nach dem Ein- und Zweibad verfahren. 

Unter den in der Wasserwerkstätte beschäftigten Arbeitern sind in 
diesen Statistiken alle Arbeiter zusammengefaßt, die mit Arbeiten bis zur 
fertigen Gerbung des Leders befaßt sind. In gewerbehygienischer Hinsicht 
scheinen diese Arbeiter den gleichen Schädigungen ausgesetzt. Sie arbeiten 
in Werkstätten mit beständig feuchtem Zementboden und schützen sich 
gegen die Nässe durch Tragen von Gummistiefeln und Holzschuhen, wobei 
sie oft noch Füße und Unterschenkel mit Sackleinwand umwickeln. Brust 
und Unterleib schützen sie mit Gummi- oder Lederschürzen, bei Arbeiten, 
die stark durchnässen, wie Ausstreichen und Enthaaren der Felle auf dem 
Schabebaum, binden sie um die Hüften ein- oder mehrere Lagen Sacklein¬ 
wand. 

Die speziell mit der Chromgerbung beschäftigten Arbeiter sind geson¬ 
dert aufgeführt, weil bei diesen die besondere Gefahr der Chromatgeschwüre 
hinzukommt. 

Die in der Zurichterei beschäftigten Arbeiter sind besonderen gewerb¬ 
lichen Schädlichkeiten überhaupt nicht ausgesetzt. 
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458 Dr. med. Holtzmann, 

In die Augen fallend ist zunächst das Überwiegen der Erkrankungen 
der Haut — Phlegmonen, Furunkel, Hautausschläge — bei Arbeitern der 
Wasserwerkstätten gegenüber den Zurichtern. Der Grund ist nicht schwer 
zu finden. Die beständige Durchfeuchtung der Hände und Unterarme ent¬ 
fernt die die Oberhaut normalerweise überziehende Fettschicht, das Produkt 
der Talgdrüsen, führt zu Rissigwerden der Haut und erleichtert das Ein¬ 
dringen von Infektionskeimen. Bei den Kalkarbeitern kommt noch die 
ätzende Wirkung des Kalkes hinzu, bei den Beizern die Reizung durch 
Säure bzw. Salmiak oder die Gefahr der in den Kotbeizen enthaltenen Bak- 
terienfiora. 

Die Chromgerber leiden viel an Hautausschlägen. Im Jahre 1909 fehlen 
solche zwar ganz, was bei der relativ geringen Arbeiterzahl (38) erklärlich 
ist, 1907 waren es 12 Proz. Im ganzen ergibt sich eine Belastung der 
Chromgerber mit etwa 10 Proz. Hautausschlägen gegenüber etwas über 
2 Proz. bei den Arbeitern der Wasserwerkstatt und 0,5 Proz. bei den Zu¬ 
richtern. Ob sie alle auf Einwirkung der Chromsäure zurückzuführen sind, 
läßt sich allerdings nicht direkt sagen, dazu sind die in den Kranken¬ 
scheinen eingetragenen Diagnosen zu ungenau, ein Übelstand, der sich wohl 
jedem schon unliebsam bemerkbar gemacht, der sich öfters mit der Arbeit 
des Ausziehens der Krankenregister befaßt. Als sicher darf aber ange¬ 
nommen werden, daß dies Überwiegen der Hautausschläge größtenteils auf 
Rechnung der Chromatverätzung zu setzen ist. Diese Angaben stimmen auch 
ziemlich zu denen Fischers 8 ), nach dessen Aufstellung auf 100 Chromat¬ 
gerber 8 Fälle von Hautleiden entfallen. 

Fassen wir die ersten vier Spalten — Lungenleiden, Influenza, rheu¬ 
matische Leiden, Hals- und Kehlkopfkrankheiten — einmal unter dem Namen 
Erkältungskrankheiten zusammen, so ergibt sich eine Belastung von 

1908 ... 34 Proz. der Wasserarbeiter gegen 19 Proz. der Zurichter 

1909 . . . 80 „ „ ff 27 „ n 

1910 . - • 29 „ , ii 24 n n 

Eine Mehrbelastung der Arbeiter der Wasserwerkstatt ist danach, wenn 
auch nicht in sehr hohem Grade, vorhanden. Ähnlich verhält es sich mit 
Magen- und Darmkrankheiten, die ja auch bis zu einem gewissen Grade als 
Erkältungskrankheiten auf gef aßt werden können. Hierbei tritt die Mehr- 
gefährdung der Wasserwerkstattarbeiter noch etwas deutlicher zutage. 

Die Unfallgefahr der Lederarbeiter ist verhältnismäßig sehr gering. 
Die Statistik zeigt, daß die unter „sonstige Werkstätten“ aufgeführten 
Arbeiter, Maschinisten, Heizer, Schlosser, Maurer und ähnliche in höherem 
Maße gefährdet sind. 

Die Tuberkulosestatistik (S. 455) konnte aus Gründen der Listenführung 
nicht für genau die gleichen Jahrgänge aufgenommen werden, wie die 
KrankenBtatistik. Tuberkulose ist eine in den Krankenscheinen so gut wie 
gar nicht vorkommende Diagnose. Es hängt dies damit zusammen, daß ent¬ 
weder die Feststellung der Krankheit zur Zeit der Ausfüllung des Kranken¬ 
scheines durch den Arzt noch nicht geschehen ist, oder damit, daß man 
dem Kranken die Natur seines Leidens verschweigen will. In der vor¬ 
stehenden Statistik sind daher nur diejenigen Fälle berücksichtigt, in denen 
seitens der Krankenkasse bzw. der Versicherungsanstalt ein Heilverfahren 
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in einer Lungenheilstätte eingeleitet wurde, was in jedem hierzu geeigneten 
Falle geschieht. 

Es zeigte sich auch hier die Wasserwerkstatt am stärksten belastet. 
Zum Vergleich sei eine aus dem Jahre 1908 und 1910 stammende, 
nach den gleichen Gesichtspunkten aufgestellte Tuberkulosestatistik einer 
Mannheimer Maschinenfabrik gegeben. 


Es entfielen auf 100 Personen in der 

Tuberkulosefalle 

1908 

1910 


Proz. 

Proz. 

Gießerei . 

1 2,0 

1,1 

Schreinerei. 

1.4 

0,8 

Montagewerkstatt. 

! 1.1 

1.2 

Kesselschmiede. 

1 1,2 

1,1 

Beamtenschaft .... •. 1 

1 1.» 

0,8 


Eine stärkere Belastung der Lederarbeiter mit Tuberkulose gegenüber 
anderen Arbeitern liegt danach nicht vor. 

Die Kranken Statistik der Glacelederfabrik Badische Lederwerke in 
Mühlburg beruht auf einem viel kleineren Zahlenmaterial und ist somit 
natürlich zufälligen Schwankungen stark unterworfen. Wenn wir, um solche 
Fehlerquellen so weit als möglich auszuschalten, die in vorstehender Statistik 
nicht prozentisch berechneten Zahlen der drei Jahrgänge zusammenfassen, 
so ergibt sich, daß an Erkältungskrankheiten (die vier ersten Rubriken zu¬ 
sammengenommen) 30 Proz. der Gerber, 19 Proz. der Stoller und 30 Proz. 
der Färber litten. Die Färber, die in feuchter Werkstatt arbeiten, werden 
danach durch Erkältungskrankeiten in gleichem Maße befallen, wie die unter 
denselben Bedingungen arbeitenden Gerber. 

An Magen- und Darmleiden erkrankten 10 Proz. der Gerber, 8 Proz. 
der Stoller, 6,4 Proz. der Färber. Hier prävalieren also wiederum die Gerber. 

An furunkulösen und phlegmonösen Entzündungen litten die Gerber 
zu 9 Proz., die Stoller zu 6,7 Proz., die Färber zu 2,8 Proz. Die Gerber 
sind aus den oben schon angeführten Gründen am stärksten gefährdet, in¬ 
des die Färber beim Aufträgen der Farben die Haut der Hände und Unter¬ 
arme nicht beständig durchfeuchten und auch nicht mit ätzenden Substanzen 
umgehen und dadurch als gering belastet erscheinen. Die bedeutend höhere 
Belastung der Stoller ist auf die oben beschriebene furunkulöse Entzündung 
des Stollerknies zurückzuführen. 

In der Gerberei von Gebr. Krafft in Fahrnau wird mit Lohe und 
Chrom (Einbadverfahren) gegerbt. In der Statistik sind hier die Gerber 
gesondert von den Arbeitern an den Weichen und Äschern aufgeführt. Eine 
Zusammenfassung der Zahlen der drei Jahrgänge ergibt folgendes Resultat. 
Es litten Arbeiter an: 


1 ' Wasserwerkstatt 

Gerberei 

| Zurichterei 

Proz. 

Ptoz. 

Proz. 

Erkältungskrankheiten .... 24 

, 10 

! 15 

Furunkel und Phlegmonen . . 10 

5 

1 5 
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Danach sind in bezug auf Erkältungskrankheiten und furunkulöse 
Entzündungen die eigentlichen Gerber weit weniger gefährdet, als die mit 
den vorbereitenden Arbeiten Beschäftigten (Weicher, Äscherarbeiter, Ent- 
haarer, Entfleischer, Glätter, Scherer, Beizer), was sich aus der Art der 
Arbeit leicht erklärt. 

Im ganzen betrachtet, bewegen sich die Erkrankungsziffern der Leder¬ 
industriearbeiter im Rahmen der für andere Arbeiterkategorien ermittelten 
Größen. Die Lederzurichter, die eine reinliche Arbeit in trockenen Arbeits¬ 
räumen verrichten, die arm an Staub und schädlichen Gasen sind, gleichen 
die stärkere gesundheitliche Gefährdung der Gerber wieder aus. Als be¬ 
sonders gefährlich kann die Arbeit bei der Lederfabrikation nicht gelten. 
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Über Fleischverderbnis in einer städtischen 

Kühlhalle. 


Von Dr. Prang, Assistent am Königl. Hygien. Institut in Beuthen, Oberschi. 

(Aus dem Königl. Hygien. Institut in Beuthen, Oberschlesien. 

Direktor: Pröf. v. Lingelsheim.) 


Im Frühjahr 1911 wurde von den Fleischern einer oberschlesischen 
Industriestadt wiederholt darüber geklagt, daß ein großer Teil des in den 
Kühlhallen des Städtischen Schlachthofes aufbewahrten Fleisches einen wider¬ 
lichen Geruch und Geschmack annehme. Diese üblen Eigenschaften sollten 
sich nicht gleich nach der Entnahme des Fleisches aus der Kühlhalle, sondern 
erst nach Stunden oder am nächsten Tage bemerkbar machen. Die Ursache 
der Fleischverderbnis glaubten die Fleischer auf den Farbenanstrich der 
Wände der Kühlhalle zurückführen zu müssen. Auf diese Klagen hin wurde 
von Mitgliedern des Magistrats unter Hinzuziehung des Direktors des 
Königlichen Hygienischen Instituts in Beuthen, Oberschlesien, eine Be¬ 
sichtigung der Kühlhallen und des darin aufgehobenen Fleisches vorgenommen. 
Die hierbei gemachten Wahrnehmungen machten es gleich wahrscheinlich, 
daß die oben erwähnten Übelstände durch Pilzwucherungen auf dem Fleische 
verursacht würden und nur durch eine bakteriologische Untersuchung weiter 
aufgeklärt werden könnten. Die hiermit in Zusammenhang stehende Fest¬ 
stellung wurden von dem Herrn Direktor des Königl. Hygienischen Instituts 
Prof. v. Lingelsheim mir übertragen und mir auch später die Veröffent¬ 
lichung der teilweise unter seiner Beteiligung vorgenommenen Unter¬ 
suchungen gestattet. Für dieses mir bewiesene Entgegenkommen spreche 
ich Herrn Prof. v. Lingelsheim meinen verbindlichsten Dank aus. 

Zur Kühlung des Fleisches in dem Schlachthofe dienen 3 Hallen, von 
denen die größte als eigentliche Kühlhalle, die beiden kleineren als Vorkühl¬ 
räume für Rinder- und Schweinefleisch benutzt werden. Die Kälteerzeugung 
geschieht durch Verdampfen von schwefliger Säure in einem Röhrensystem, 
das in ein großes mit Sole gefülltes Bassin eingebaut ist. Die Sole kühlt 
sich hierbei auf eine Temperatur von — 14° C ab und wird dann nach 
einem hochgelegenen Raume gepumpt, von dessen Decke sie in feinem 
Regen, herunterfällt. Hinter diesem Raume, durch einen jalousieartigen 
Bretterverschlag von ihm getrennt, befindet sich ein Ventilator. Dieser saugt 
einerseits durch ein Kanalsystem und den Kühlregen hindurch die Kühl¬ 
hallenluft an, andererseits drückt er die abgekühlte Luft durch ein zweites 
Kanalsystem wieder in die Kühlhalle hinein. Das erstere System besteht 
aus viereckigen Holzkanälen, die in einem Abstand von etwa 3 m voneinander 
entfernt die Kühlräume in erheblicher Höhe durchziehen. Sie sind bis auf 
zahlreiche oben an ihren Seitenflächen angebrachte Öffnungen, durch welche 
die Hallenluft in sie eintritt, dicht geschlossen. Sämtliche Kanäle führen in 
einen großen ebenfalls viereckigen, vollkommen geschlossenen Sammelkanal, 
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der in den Kühlregenraum mündet. Das Druckkanalsystem besteht ebenfalls 
aus einem großen viereckigen, ganz geschlossenen Hauptkanal, aus dem die 
gekühlte Luft in Zweigkanäle tritt. Diese verlaufen ihrerseits neben den 
Zuleitungskanälen in demselben Abstand und in gleicher Höhe wie jene; 
doch haben sie die Öffnungen, aus denen der Luftaustritt erfolgt, an ihrer 
unteren Fläche. Die Zweigkanäle des Druck- und Saugkanalsystems, welche 
nach den Vorkühlhallen hinführen, können durch Schiebebretter vollkommen 
abgeschlossen werden. In den großen Saugkanal, kurz vor seinem Eintritt 
in den Kühlregenraum mündet ein über Dach hinausgeführtes Rohr, das 
durch eine Klappe verschließbar ist. Durch dieses kann frische Außenluft 
den Kanälen zugeführt werden. 

Die Wände, Fußböden und Decken der Hallen sind von einwandfreier 
Beschaffenheit, die Lichtverhältnisse sehr günstig. An dem Farben an strich 
der Wände wird ein Geruch nicht wahrgenommen. Die aus den Kühlhallen 
ins Freie führenden Türen sind von dem Schlachthaus und den Viehställen 
genügend weit entfernt, so daß von diesen her üble Luft beim öffnen der 
Türen nicht eindringen kann. In der Kühlhalle hängt das Fleisch zwischen 
breiten Gängen in Magazinen. Diese sind gegeneinander und nach den 
Gängen zu durch eiserne Stabgitter abgegrenzt. In den Vorkühlhallen hängt 
das Fleisch frei im Raume. 

Der Betrieb in den Kühlhallen spielte sich nun in folgender Weise ab: 
Das in den Schlachthallen geschlachtete Vieh wurde in Hälften zerlegt 
und auf einer Hoch schienenbahn mit Rollvorrichtung in die Vorkühlhallen 
geschoben. Hier blieben die Kadaver, da Bestimmungen über die Dauer 
ihres Aufenthaltes daselbst nicht bestanden, nach dem Willen der Eigentümer 
längere oder kürzere Zeit, oft nur einige Stunden, in einzelnen Fällen etwa 
14 Tage lang hängen. Einige der Fleischer hielten nämlich in Unkenntnis 
über den eigentlichen Zweck der Vorküblhallen einen längeren Aufenhalt des 
Fleisches in ihnen für dienlich, während andere dagegen den bestehenden 
Übelständen am besten dadurch abzuhelfen glaubten, daß sie das Fleisch 
möglichst bald nach dem Einbringen nach der Kühlhalle weiter schafften. 

Das Fleisch erschien nun sowohl in den Vorkühlhallen wie auch in der 
Kühlhalle im großen und ganzen von guter Beschaffenheit. Es hatte ein 
frisches Aussehen und war, abgesehen von dem eigentlichen Fleischgeruch, 
im allgemeinen geruchlos. Bei eingehender Betrachtung wiesen aber einzelne 
Stücke Stellen auf, die feucht glänzten, ein graues Aussehen hatten und den 
charakteristischen unangenehmen Geruch verbreiteten, der zu den Klagen 
der Fleischer Veranlassung gegeben hatte. Diese Veränderungen waren 
teilweise nur in sehr geringem Grade vorhanden; die grauen Stellen oft nur 
stecknadelkopfgroß, gering an Zahl und von wenig hervortretendem Geruch. 
Bisweilen aber wurden auch Zeichen hochgradiger Verderbnis an dem 
Fleische wahrgenommen. Die veränderten Stellen waren zahlreich bis hand¬ 
tellergroß und der unangenehme Geruch sehr auffallend. 

Von diesen Stücken, die in höherem oder geringerem Grade die be¬ 
schriebenen Veränderungen zeigten, wurden nun Proben entnommen und 
mit ihnen Ausstriche auf Agarplatten gemacht. Dem Agar wurde sein 
durch das Fleischwasser bedingter natürlicher Säuregehalt gelassen, um ihn 
so in* seiner Zusammensetzung dem Fleisch ähnlicher und damit für die 
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Züchtung der vermuteten Erreger geeigneter zu gestalten. Ferner wurde 
die Züchtung nicht nur bei Bruttemperatur, sondern auch gleichzeitig bei 
Zimmer- und einer Eisschranktemperatur von 9° vorgenommen, da ich mit 
der Möglichkeit rechnete, daß wärmere Temperaturen das Wachstum von 
Pilzen hemmen könnten, die meiner Annahme nach bei der niedrigen Tem¬ 
peratur der Kühlhallen wucherten. Auf sämtlichen in beschriebener Weise 
beimpften und aufbewahrten Agarplatten kam nun bei Zimmer- und Eis¬ 
schranktemperatur ein üppiger Pilzrasen zur Entwickelung, der nach 

2 Tagen einen unangenehmen Geruch verbreitete, der dem am Kühlhallen¬ 
fleisch wahrgenommenen glich. Bei Bruttemperatur wurde ein Wachstum 
auch nach mehrtägiger Beobachtungszeit nicht wahrgenommen. Weitere 
Untersuchungen ergaben, daß der bewachsene Rasen vornehmlich von einer 
einzigen Bakterienart gebildet wurde. Diese wuchs in Reinkultur als grau¬ 
weißer, üppiger, saftig glänzender Rasen, der gleich am zweiten Tage in 
charakteristischer Weise unangenehm roch. Impfte man nun Fleischstücke, 
die frisch geschlachteten Tieren unter aseptischen Kautelen entnommen 
waren, mit der gewonnenen Bakterienart, so ließen auch diese bei 9° nach 

3 Tagen denselben Geruch erkennen und zeigten an vielen Stellen die 
Bildung eines grauweißen Pilzrasens. Wurde derselbe Versuch bei 0° in 
der Kühlhalle vorgenommen, so trat gleichfalls Rasenbildung und Geruch 
auf, doch wurden diese Vorgänge erst am 6. Tage nach der Impfung beob¬ 
achtet. Ungeimpftes Fleisch dagegen, das gleichfalls unter Ausschluß von 
Bakterien präpariert war, konnte in der Kühlhalle 14 Tage lang hängen 
bleiben, ohne irgend welchen Geruch anzunehmen. 

Durch diese Ermittelungen war sichergestellt, daß das Auftreten eines 
üblen Geruchs bei dem in der Kühlhalle aufbewahrten Fleische in den von 
mir untersuchten Fällen nicht darauf zurückzuführen war, daß das Fleisch 
etwa in der Kühlhalle vorhandene üble Gerüche annahm, sondern auf die 
Wucherung einer gewissen Bakterienart. 

Die genaueren Eigenschaften dieser Vorgefundenen Bakterienart waren 
folgende: Kurzes, oft in Diploform auftretendes, gramnegatives Stäbchen von 
ziemlich träger Beweglichkeit. Die Gelatine wird nicht verflüssigt, auf 
Agar kommen üppige grauweiße Kolonien zur Entwickelung. Die Bouillon 
wird gleichmäßig getrübt, Indolbildung ist nicht vorhanden. Bei der Stich¬ 
kultur findet das Wachstum fast nur im oberen Drittel des Stiches statt. 
In Zuckeragar tritt keine Gasbildung auf, Rothbergers Agar bleibt un¬ 
verändert. Die Lackmusmolke wird stark getrübt und blau gefärbt, Milch 
nicht zur Gerinnung gebracht. Auf der Kartoffel entwickelt sich ein saftiger, 
grauweißer Rasen, der im Gegensatz zur Agarkultur keinen Geruch ver¬ 
breitet. Gegen Schwankungen im Säuregehalt des Nährbodens besteht keine 
besondere Empfindlichkeit. Der Bazillus wächst auf alkalisiertem Agar 
ebensogut, wie auf saurem. Besonders bemerkenswert ist sein Verhalten 
gegen höhere und niedere Temperaturen. Wie bereits erwähnt, konnte er 
bei Bruttemperatur überhaupt nicht gezüchtet werden. Bei Zimmertemperatur 
ist sein Wachstum am üppigsten; am Tage nach der Impfung hat sich ein 
dicker Rasen gebildet, und am 2. Tage tritt der charakteristische Geruch 
deutlich hervor. Bei einer Temperatur von 4" 9° ist das Wachstum zwar 
etwas verlangsamt, die Bildung eines dicken Rasens und das Auftreten des 
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Geruchs verzögern sich aber nur um kaum je einen Tag. In der Kühlhalle 
selbst bei einer Temperatur von 0° ist am 4. Tage ein dünner geruohloser 
Rasen gewachsen; am 6. Tage aber wird dieser sehr üppig und verbreitet 
den unangenehmen Geruch. 

Um mir über die Verbreitung der beschriebenen Bakterienart ein Urteil 
zu bilden und um festzustellen, ob außer ihr noch andere Arten als Erreger 
der Fleischverderbnis in Betracht kamen, untersuchte ich wiederholt Fleisch¬ 
proben von Tierkörpern, die weit voneinander entfernt und in verschiedenen 
Räumen aufgehängt waren. Aus all diesen Proben konnte ich Bakterien¬ 
stämme herauszüchten, die in Reinkultur den charakteristischen Geruch 
verbreiteten. Bei der Prüfung ihrer genaueren Eigenschaften erwiesen sich 
diese bis auf 3 mit der beschriebenen Bakterienart als identisch. Diese 
3 Stämme aber, die unter sich gleich waren, unterschieden sich von ihr 
dadurch, daß die Stäbchen länger und ziemlich lebhaft beweglich waren und 
die 2 bis 3 Tage alten Kulturen einen grünlich schillernden Farbenton an- 
nahmen. Beide Vorgefundene Bakterienarten waren für Mäuse nicht pathogen. 
Nach Injektion von 0,5 ccm einer 48stündigen Bouillonkultur wurden bei 
den geimpften Tieren keine Krankheitszeichen beobachtet. Diese Tier¬ 
versuche stimmten übrigens damit überein, daß während der ganzen Zeit, in 
welcher über Übeln Geschmack des Fleisches geklagt wurde, niemals eine Er¬ 
krankung bekannt geworden war, die auf Fleischgenuß zurückgeführt wurde. 

Durch die bisherigen Feststellungen war sichergestellt, daß die ganzen 
Übelstände bei der Konservierung des Fleisches in den Kühlhallen auf die 
Wucherung einer bestimmten Bakterienart beziehungsweise in seltenen 
Fällen einer ihr nahe verwandten Art zurückzuführen seien. 

Zur Ermittelung des Weges, auf dem diese Bakterien auf das Fleisch 
gelangt sein konnten, waren nach Lage der Verhältnisse folgende drei Mög¬ 
lichkeiten in Betracht zu ziehen: 

1. Die Sole konnte die Bakterien beherbergen. Von dieser aus war 
dann bei der oben beschriebenen Beschaffenheit der Kühlanlage ein Über¬ 
gehen auf die Luft und von dieser auf das Kühlgut unvermeidlich. 

2. Die in der Kühlhalle stark zirkulierende Luft konnte auch, ohne 
vorher durch die Sole infiziert zu sein, Bakterien in erheblichem Grade an 
sich reißen und verschleppen. 

3. Die Fleischer, welche die Tierkörper nach den Hallen brachten und 
hier oft hin und her schoben, konnten den Infektionsstoff in großen Mengen 
an ihren Händen beherbergen. 

Zur Feststellung des Bakteriengehaltes der Sole wurde diese in Mengen 
von 0,1, 0,5, 1,0, 2,0 und 5,0 ccm in Bouillonröhrchen gebracht und hier 
bei Zimmertemperatur mehrere Tage lang beobachtet. In keinem der 
Röhrchen wurde Bakterienwachstum bemerkt. Diese Beobachtung, die die 
Keimfreiheit der Sole bewies, legte zugleich den Gedanken nahe, daß diese 
auch die Fähigkeit besaß, die Vorgefundenen Fleischbakterien abzutöten. 
Ich versetzte deshalb in mehreren Röhrchen 15 ccm Sole mit 1 ccm frischer 
Bouillonkultur dieser Bakterien. Nach 24 Stunden waren diese bereits 
abgetötet. 

Aus diesen Versuchen hatte sich ergeben, daß die Sole als Infektions¬ 
trägerin nicht in Betracht kam. 

Yierteljahr«schrift für Gesundheitspflege, 1912. gQ 
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Zur Ermittelung des Gehalts und der Beschaffenheit der Bakterien der 
Luft wurden in den Kühlhallen Agarplatten auf gestellt und mehrere Tage 
auf Kolonienwachstum beobachtet. Auf diesen Platten kamen außer ver¬ 
einzelten Schimmelkolonien nur spärlich Kolonien der auf dem Kühlhallen- 
fleisch Vorgefundenen Bakterienarten zur Beobachtung, und zwar bei Platten, 
die 2 Stunden der Kühlhallenluft ausgesetzt gewesen waren, nicht mehr als 
4 Kolonien dieser Bakterienarten, bei Platten, die 24 Stunden offen in den 
Kühlhallen gestanden hatten, nicht mehr als 20. Die Platten wurden zum 
Teil auf dem Fußboden, zum Teil in der Nähe der Decke aufgestellt» 
Demnach spielte die Luft bei der Verbreitung der Bakterien nur eine ganz 
untergeordnete Bolle. 

Die Untersuchung auf das Vorkommen der in Frage stehenden Bakterien¬ 
arten an den Händen der Fleischer wurde in folgender Weise vorgenommen: 
Es wurden mit einem fest gewickelten sterilen Tupfer beide Hände gründlich 
abgerieben; sodann das an den Tupfern haftende Material auf mehrere 
Agarplatten gestrichen. Nach 2 tägiger Beobachtungszeit bei Zimmertempe¬ 
ratur wurde der Keimgehalt dieser Platten bestimmt. In dieser Weise fanden 
bei 6 Fleischern Untersuchungen statt, von denen 3 kurz vorher Fleisch 
aus den Kühlhallen geholt hatten, 2 nur in dem Schlachthause tätig gewesen 
waren und einer am Untersuchungstage überhaupt nicht auf dem Schlacht¬ 
hofe zu tun gehabt hatte, sondern zuletzt am Tage vorher dort gewesen war. 
Auf sämtlichen in beschriebener Weise beimpften Platten kamen die in Frage 
stehenden Bakterien in ungeheurer Menge nahezu in Reinkultur zur Ent¬ 
wickelung. Demnach mußte es als feststehend angesehen werden, daß durch 
die Hände der Fleischer der Infektionsstoff in sehr großer Menge und im Ver¬ 
gleich zur Luftinfektion fast ausschließlich durch sie weiter verbreitet wurde. 

Durch die bisherigen Feststellungen war der Erreger der Fleisch¬ 
verderbnis, seine Eigenschaften und die Art seiner Weiter Verbreitung genau 
erkannt. Es hatten sich hieraus aber keine Handhaben zur Bekämpfung 
der bestehenden Übelstände ergeben. Denn weder bot eine Desinfektion der 
Kühlhallen bei der weit über sie hinaus gehenden Verbreitung der in Frage 
stehenden Bakterien Aussicht auf Erfolg, noch konnte bei deren großer Un¬ 
empfindlichkeit gegen niedere Temperaturen durch eine weitere Herabsetzung 
dieser in den Kühlhallen irgend etwas erreicht werden. Es mußte deshalb 
weiter auf verwendbare Mittel gesonnen werden, die auf das Verhalten der 
Bakterienarten Einfluß hatten. Hierbei war es nun naheliegend, die Mittel 
zunächst in Erwägung zu ziehen, die zur Konservierung des Fleisches in 
den Kühlhallen überhaupt zur Verfügung stehen. Bekanntlich bestehen 
diese im wesentlichen in der niedrigen Temperatur und der Austrocknung 
der Oberfläche des Kühlgutes. Der erste Faktor konnte im vorliegenden 
Falle, wie bereits erwähnt, nicht in Frage kommen. Es blieb deshalb fest¬ 
zustellen, ob eine stärkere und im gegebenen Falle durchführbare Aus¬ 
trocknung des Fleisches geeignet war, die Übelstände zu beseitigen. 

Weiter war dann zu ermitteln, ob die Luft der in Frage stehenden 
Kühlhallen in bezug auf ihre austrocknende Fähigkeit den Anforderungen 
entsprach, die man an Kühlhallenluft im allgemeinen zu stellen pflegt. 

Die Erkundung dieser Verhältnisse erforderte aber sehr umfangreiche 
Feststellungen. Bevor ich mich daher einer solchen Aufgabe unterzog, 
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erschien es mir geboten, mich zunächst darüber zu vergewissern, ob über¬ 
haupt eine stärkere Austrocknung der Fleischoberfläche durch Luft geeignet 
war, die geklagten Übelstände nicht in Erscheinung treten zu lassen. 

Bekanntlich ist die austrocknende Fähigkeit der Luft davon abhängig, 
wieviel Wasser ein Raumteil von ihr bis zur vollen Sättigung in sich auf¬ 
nehmen kann. Weiter sei daran erinnert, daß diese als Sättigungsdefizit 
bezeichnete Größe durch die relative Feuchtigkeit und die Temperatur be¬ 
stimmt wird. Ich suchte also durch Feststellung dieser Faktoren in ver¬ 
schiedenen Räumen des Schlachthofes eine Luft zu ermitteln, die bei hoher 
Temperatur eine geringe relative Feuchtigkeit hatte und somit stark aus¬ 
trocknende Eigenschaften besaß. Eine solche fand ich in der Maschinen¬ 
halle vor, in der bei einer Temperatur von 25° eine relative Feuchtigkeit 
von 60 Proz. vorhanden war. Diese Luft mußte Fleisch in erheblich höherem 
Grade austrocknen, als es in den Kühlhallen überhaupt möglich war. Es 
konnte daher mit Sicherheit angenommen werden, daß eine Steigerung der 
Austrocknung des Fleisches in den Kühlhallen als Mittel zur Bekämpfung 
der bestehenden Übelstände überhaupt nicht in Frage kam, wenn die un- 
gemein stärker austrocknende Luft der Maschinenhalle schon ohne Einfluß 
auf die Bildung übelriechender Zersetzungsprodukte durch die in Frage 
stehenden Bakterien blieb. 

Bemerkt sei an dieser Stelle, daß der Gedanke, die mangelhafte Aus¬ 
trocknung als Quelle des ganzen Übels anzusehen, viel für sich hatte. Ist 
doch dem Bakteriologen durchaus geläufig, welche hohe Bedeutung der 
Wassergehalt der Nährböden für das Wachstum der Bakterien hat. Lafar 1 ) 
berichtet in seinem Handbuch der technischen Mykologie darüber, daß Wolf 
durch Versuche festgestellt hat, bis zu welchem Wassergehalt Bakterien auf 
verschiedenen Nährböden wachsen können. „Bei einem Wassergehalt von 
50 Proz. gedeihen Spaltpilze noch auf den gewöhnlichen Unterlagen; mit 
der Abnahme des Wassergehalts nimmt die Stärke des Wachstums ab; bei 
40 Proz. Wasser im Durchschnitt hört jedes Wachstum auf.“ Die große 
Bedeutung des Wassergehalts eines Nährbodens zusammen mit der Fest¬ 
stellung, daß die Vorgefundene Bakteriehart in Stichkulturen nur an der 
Oberfläche der Nährböden wuchs und wegen dieser Eigenschaft dem Elinfluß 
der Austrocknung besonders ausgesetzt war, ließ es als sehr wahrscheinlich 
erscheinen, daß letztere als Mittel zur Beseitigung der Übelstände sehr 
geeignet sein müsse. 

Auf Grund dieser Erwägungen stellte ich folgenden Versuch an: Fleisch, 
das unter Abschluß von Bakterien präpariert und dann mit der in Frage 
stehenden Bakterienart beimpft war, wurde 6 Stunden lang in der Maschinen¬ 
halle zum Trocknen aufgehängt und dann 3 Wochen in der Kühlhalle beob¬ 
achtet. In dieser Zeit wurden an ihm keine Zeichen von Verderbnis bemerkt. 
Auf seiner Oberfläche hatte sich ein trockenes Häutchen gebildet, das an¬ 
scheinend für die Entwickelung von Bakterien keine günstigen Bedingungen 
bot. Weiter wurde gleichzeitig ein ebenso präpariertes und beimpftes Stück 
sogleich in die Kühlhalle gebracht, ohne vorher einem Austrocknungsprozeß 
unterworfen zu werden. Auf diesem Fleisch bildete sich gegensätzlich nach 
8 Tagen ein üppiger Oberflächenrasen, der einen muffigen widerlichen Geruch 
verbreitete. 
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Dieser Versuch hatte bewiesen, daß durch Austrocknung der Oberfläche 
des Fleisches die Übelstände beseitigt werden konnten, welche durch die in 
Frage stehenden Bakterienarten hervorgerufen wurden. Es war demnach 
eine unerläßliche Forderung, die Wasseraufnahmefähigkeit der Luft in den 
Kühlhallen zu erkunden, insbesondere Temperatur und relative Feuchtigkeit 
zu bestimmen. Ferner mußte geprüft werden, ob die Vorgefundenen Ver¬ 
hältnisse den Anforderungen entsprachen, die man an Kühlhallenluft zu 
stellen pflegt 

Zur Ermittelung der Temperatur standen mir außer mehreren gewöhn¬ 
lichen Thermometern zwei Maximum-Minimumthermometer, zur Bestimmung 
der relativen Feuchtigkeit zwei Koppesche Haarhygrometer zur Verfügung; 
von den letzteren war eines mit Begistriervorrichtung versehen. Weiter 
war ein Psychrometer in Form von zwei Schleuderthermometern vorhanden. 
Sämtliche Apparate waren zum Zweck der Bestimmung des Sättigungen 
deflzits in den Kühlhallen von der Firma Fuess, Steglitz, beschafft worden. 
Zur genauen Bestimmung der Temperatur wurden die Maxima und Minima 
alle 24 Stunden notiert und diese Aufzeichnungen laufend längere Zeit fort¬ 
gesetzt. Die Thermometer hingen hierbei etwa in Kopfhöhe in der Mitte 
der Räume. Hierdurch wurde eine plötzliche Erhöhung der Temperatur der 
sie umgebenden Luftschichten vermieden, der die Luft in der Nähe der 
Türen beim Öffnen derselben ausgesetzt war. Die relative Feuchtigkeit 
wurde laufend mit dem Haarhygrometer mit Registriervorrichtung bestimmt, 
von dessen Zuverlässigkeit ich mich durch wiederholt vorgenommene psychro- 
metrische Kontrollbestimmungen überzeugt hatte. Dieses Hygrometer war 
in der Kühlhalle in Kopf höhe in einem der Magazine auf gehängt, in den 
Vorkühlhallen mußte ob aus äußeren Gründen etwas höher, etwa 0,5 m über 
Kopfhöhe gleichfalls frei schwebend angebracht werden. 

Die Resultate der laufend fortgesetzten Temperaturmessungen enthält 
Tabelle 1; in Tabelle 2 sind die mit dem mit Registriervorrichtung versehenen 
Haarhygrometer gemachten Bestimmungen der relativen Feuchtigkeit zu¬ 
sammengestellt. Tabelle 3 enthält einmalige orientierende Bestimmungen 
mit einfachem Thermometer und Qaarhygrometer. Die in den Tabellen auf¬ 
geführten Bestimmungen müssen nun zeitlich und sinngemäß in zwei Gruppen 
getrennt werden. Einmal in solche, die zu einer Zeit vorgenommen wurden, 
während welcher die bei Beginn der Ermittelungen bestehenden Verhältnisse in 
den Kühlhallen fortdauerten; sodann in solche, die angestellt wurden, nach¬ 
dem bereits Maßnahmen getroffen waren, die eine Steigerung des Sättigungs¬ 
defizits bezweckten. Die vor dem 20. Juli gemachten Bestimmungen gehören 
in die erste, die an und nach diesem Tage vorgenommenen in die zweite 
Gruppe. 

Bei der Ermittelung der Zahlen, welche die im Durchschnitt vorhandene 
Temperatur und relative Feuchtigkeit ausdrücken sollten, wurden folgende 
Erwägungen angestellt. Bei den Temperaturmessungen im allgemeinen hatte 
sich gezeigt, daß plötzliche kurzdauernde Schwankungen nach oben und 
unten nicht vorkamen. Es konnten deshalb die innerhalb 24 Stunden 
beobachteten Maxima- und Minima als brauchbare Resultate für eine Durch¬ 
schnittsberechnung angesehen werden. Bei den Temperaturmessungen in 
der Kühlhalle waren die Resultate auch an den einzelnen Beobachtungstagen 
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Tab. 2. Mittlere relative Feuchtigkeit in Prozenten der absoluten 

ausgedrückt. 


' 1 

Datum | 

In der Zeit von 

Während 
24 Stdn. 

Während 

sämtlicher 

Beobach- 

tungstmge 

I 

1 

12-2:2-4 4-6|e-8 

8-1010-12 12-2!2-4 

4-6 

6-8 8-10jl0-12| 


In der Kühlhalle: 


12. 

Juli 

i 73 

71 

73 

74 

70 

69 

71 

70 

86 

80 

77 

75 

74,0 


13. 

» 

73 

72 

78 

79 

74 

73 

73 

72 

78 

80 

77 

75 

75,3 


14. 

n 

74 

73 

74 

74 

73 

75 

73 

77 

00 

86 

82 

77 

76,9 


15. 

n 

74 

74 

74 

73 

72 

74 

77 

80 

85 

83 

77 

74 

76,4 


16. 

n 

71 

69 

71 

72 

75 

80 

78 

72 

69 

67 

65 

64 | 

71,0 


17. 

n 

64 

64 

66 

66 

70 

80 

82 

75 

71 

73 

71 

70 

70,9 


18. 

ff 

71 

77 

76 

77 

69 

71 

83 

84 

80 

00 

79 

76 

77,2 







In der Rinder- 

V orkühlhalle 

: 


24. 

Juli 

, i 

— 

— 

— 

— 

— 

68 

61 

69 

67 

65 

| 64 

65,6 

1 

25. 

n 

72 

75 

66 

79 

75 

73 

79 

76 

67 

81 

75 

72 

74,1 


26. 

n 

79 

80 

69 

76 

88 

77 

78 

76 

70 

81 

76 

73 | 

76,9 


27. 


69 ] 

67 

64 

74 

68 

64 

73 

72 

65 

73 

75 

67 

69,2 


28. 

n j 

» , 

69 

66 

63 

66 

65 

60 

64 

65 

63 

73 

77 

77 ' 

67,3 


29. 

. ! 

70 

69 

65 

73 

75 

73 

69 

71 

61 

65 

72 

73 : 

69,6 


30. 

„ ! 

62 

59 

56 | 56 

57 

56 

56 

63 

73 

78 

81 

1 7 - ! 

64,0 J 


In der Schweine-Vorkühlhalle: 


1. August 

77 

61 

53 j 47 | 46 

46 

66 

, 86 

73 

72 

79 

71 

64,7 

\ 

2. . 

68 

! 64 

61 ; 57 | 53 

49 

65 

1 84 

81 

76 

78 

77 

67,7 

1 

i 

3- . 

76 

! 75 

73 68 ' 63 

61 

66 

72 

62 

60 

59 

56 

65,9 

I 

4- . 

| 56 

I 55 

52 | 47 1 46 

46 

62 

84 

85 

80 

79 

82 

| 64,5 

) 


nahezu die gleichen gewesen. Man konnte hier das Mittel aus der Gesamt¬ 
heit der gefundenen Resultate als eine Zahl ansehen, die die tatsächlichen Ver¬ 
hältnisse richtig erkennen ließ. Die Resultate der Messungen in der Rinder- 
vorkühlhalle waren dagegen wesentlich andere. Hier stieg die Temperatur 
am 5. Beobachtungstage an dem bereits erwähnten 20. Juli erheblich an und 
hielt sich bis zum 11. Tage annähernd auf gleicher Höhe, um am 12. Tage 
nochmals anzusteigen und in dieser Höhe bis zum Schluß der Untersuchungen 
bestehen zu bleiben. Bei solchen Verhältnissen konnte eine Durchschnitts¬ 
zahl nicht im ganzen berechnet werden. Man mußte vielmehr 3 mittlere 
Zahlen bestimmen, wollte man die tatsächlichen Verhältnisse richtig aus- 
drücken. Die Resultate der fortlaufend vorgenommenen Temperatur¬ 
bestimmung in der Schweinevorkühlhalle wichen an den einzelnen Beob¬ 
achtungstagen nur wenig voneinander ab. Man konnte deshalb in gleicher 
Weise wie in der Kühlhalle die Durchschnittszahl im ganzen berechnen. 

Bei der Bestimmung der relativen Feuchtigkeit hatte sich gegensätzlich 
zu der Temperaturmessung gezeigt, daß plötzliche, mit großer Unregel¬ 
mäßigkeit auftretende starke Schwankungen nach oben und unten vorkamen. 
Aus diesem Grunde war es nicht angängig, die Maxima und Minima während 
eines Zeitraumes von 24 Stunden, wie es bei den Temperaturbestimmungen 
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geschehen war, als Grundlage für die Ermittelung einer Durchschnittszahl 
zu benutzen. Als solche mußten vielmehr die Maxima und Minima einer 
viel kürzeren Zeit dienen, denn nur so konnte die Berechnung von Zufällig¬ 
keiten unabhängig gemacht werden. Es wurden deshalb als Grundlage für 
die Berechnung der mittleren relativen Feuchtigkeit die Maxima und Minima 
eines Zeitraumes von 2 Stunden benutzt, die aus der vom Registrierapparat 
gezeichneten Tabelle erkennbar waren. Das hieraus berechnete Mittel, also 
die mittlere relative Feuchtigkeit innerhalb zweier Stunden ist in Tabelle 2 
wiedergegeben, die auch den Tages- und Gesamtdurchschnitt erkennen läßt. 
Die aus dem Zweistundenmittel für den Tag berechneten Durchschnittszahlen 
sind bei den einzelnen Kühlhallen unter sich ziemlich gleich. Es konnte 
deshalb durch Angabe je einer Durchschnittszahl die mittlere relative 
Feuchtigkeit richtig ausgedrückt werden. 

Wie nun aus Tabelle 1 und 2 ersichtlich, betrug die relative Feuchtig¬ 
keit in der Kühlhalle 74,6 Proz. bei einer mittleren Temperatur von —0,1°. 
Feldmann 2 ) verlangt für Kühlräume eine ständige Temperatur von -f 2 
bis 5° und einen Feuchtigkeitsgehalt von 75 bis 80 Proz. Ostertag 8 ) 
stellt die Aufbewahrung des Fleisches bei 3 bis 5° über Null in Räumen, 
deren Luft einen mittleren Feuchtigkeitsgehalt von 70 bis 75 Proz. auf weist, 
als das allein Rationelle hin. Bei einem Vergleich der Vorgefundenen 
Resultate mit den Zahlen von Feldmann und Ostertag zeigt sich, daß 
die relative Feuchtigkeit den von den genannten Autoren gestellten An¬ 
forderungen zwar entspricht, die Temperatur dagegen um gut 3° zu niedrig 
ist. Bedenkt man nun, daß mit einer Zunahme der Temperatur bei gleich¬ 
bleibender relativer Feuchtigkeit auch ein Steigen der Wasseraufnahme¬ 
fähigkeit der Luft verbunden ist, so ergibt sich, daß die Luft in der Kühl¬ 
balle weniger aufnahmefähig für Wasser ist, als sie eigentlich sein sollte. 
Allerdings ist die Zunahme der Wasseraufnahmefähigkeit der Luft beim 
Erwärmen von 0 auf 3° nicht erheblich. Die größtmögliche Menge von 
Wasserdampf, die eine Luft von 0° in einem Kubikmeter auf nehmen kann, 
beträgt 4,99, die einer Luft von 3° 6,09. Bei gleichbleibender relativer 
Feuchtigkeit von 75 Proz. würde eine Luft von + 3° 4,5 g, eine Luft von 
0° nur 3,7 g Wasser im Kubikmeter enthalten, und im ersteren Falle noch 
1,5, im letzteren noch 1,2 g in sich auf nehmen können. Die Differenz der 
Aufnahmefähigkeit würde demnach nur 0,3 g betragen. Das Sättigungs¬ 
defizit der Kühlhallenluft ist demnach nur wenig geringer, als es nach den 
von Feldmann und Ostertag zu stellenden Anforderungen sein müßte. 

In der Rindervorkühlhalle betrug, solange die zu Beginn der Er¬ 
mittelungen bestehenden Verhältnisse fortdauerten, nach fortlaufend gemachten 
Bestimmungen die Temperatur 3,7°. Nach den in Tabelle 3 aufgeführten 
einmaligen Bestimmungen ergab sich eine Temperatur von 2,7° und eine 
relative Feuchtigkeit von 74 Proz. Als Durchschnitt konnte demnach eine 
Temperatur von 3,1° und eine relative Feuchtigkeit von 74 Proz. angesehen 
werden. In der Schweinevorkühlhalle waren fortlaufende Untersuchungen 
nicht vorgenommen worden, nach den orientierenden Bestimmungen in 
Tabelle 3 betrug die Temperatur 2,6° und die relative Feuchtigkeit 70,7 Proz. 
Leider konnte ich in der mir zur Verfügung stehenden Literatur zum Ver¬ 
gleich mit den Vorgefundenen Zahlen keine, auch nicht einmal ungefähre 
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Tab. 3. Orientierende Bestimmungen von Temperatur und 
relativer Feuchtigkeit in 


Datum 

der Kinder-Vorküblhalle | 

der Sch weine-Vorkühlhalle 

i i 

| Temperatur 

Relative 

Feuchtigkeit 

Proz. 

Temperatur 

Relative 

Feuchtigkeit 

Proz. 

12. Juli. 

+ 2,5 

72 I 

+ 2,5 

76 

14. Juli. 

+ 2,5 

70 

+ 2,5 

68 

17. Juli. 

-j- 3,0 

82 

~t“ 3|0 

68 

Im Durchschnitt. 

i 

+ 2,7 

74,7 

+ 2,6 

i 

70,7 


Angaben über Temperatur- und Feuchtigkeitsverhältnisse, wie sie für Vor¬ 
kühlhallen am zweckmäßigsten sind, finden. Verglichen mit den Zahlen, 
die Feldmann und Ostertag für Temperatur und relative Feuchtigkeit in 
den Kühlhallen angegeben haben, war das Sättigungsdefizit in den Vorkühl¬ 
hallen nicht höher, als es für Kühlhallen gefordert wird. Es betrug in der 
Rindervorkühlhalle 1,6 g und in der Schweinevorkühlhalle 1,7 g auf 1 cbm 
Luft berechnet. An die Vorkühlhallen werden jedoch in bezug auf Wasser¬ 
aufnahmefähigkeit erheblich höhere Anforderungen gestellt, als an Kühl¬ 
hallen. Denn in ersteren handelt es sich darum, die Oberfläche des Fleisches 
der vor kurzem geschlachteten Tiere, der noch reichlich Feuchtigkeit anhaftet, 
zu trocknen. Für die Kühlhalle dagegen kommt nur Fleisch in Betracht, 
das bereits bis zu einem gewissen Grade an seiner Oberfläche getrocknet 
ist. Es war demnach das Sättigungsdefizit auch in der Vorkühlhalle, und 
zwar hier recht erheblich geringer, als es zweckmäßig für die Konservierung 
von Fleisch sein müßte. 

Durch die physikalischen Untersuchungen waren somit Mängel in der 
Beschaffenheit der Luft der Kühlhallen festgestellt worden. Es kam nun 
weiter darauf an, zu entscheiden, ob den in der Kühlhalle aufgedeckten 
Fehlern oder den in den Vorkühlhallen Vorgefundenen die Hauptschuld für 
die Fleisch Verderbnis beizumessen war. Diese Frage ließ sich nun durch 
genaue Beobachtung der in den Kühlhallen aufgehängten Fleischstücke gut 
entscheiden. Schon zu Beginn dieser Arbeit habe ich eine eingehende 
Schilderung der Beschaffenheit des Kühlgutes in den Kühlhallen im all¬ 
gemeinen vorausgeschickt. Es wurde nun im besonderen noch weiter beob¬ 
achtet, daß die eben erwähnten Veränderungen nicht nur dann auftreten, 
wenn das Fleisch gar nicht oder nur kurze Zeit in den Vorkühlballen verweilt 
hatte, sondern daß sie sich auch dann bemerkbar machten, wenn dieses 
längere Zeit in den Vorkühlhallen blieb. Überhaupt war die Oberfläche des 
Fleisches, auch wenn es bereits längere Zeit in der Vorkühlhalle gehangen 
hatte, größtenteils nicht gehörig abgetrocknet. Es reichte also auch eine 
längere Einwirkung einer Luft, die ungefähr den Anforderungen genügte, die 
Feldmann und Ostertag an Kühlhallenluft stellen, keineswegs aus, die 
geschilderten Übelstände nicht in Erscheinung treten zu lassen. Eine 
Steigerung des Sättigungsdefizits der Kühlhallenluft bis zu der geforderten 
Höhe mußte deshalb auf die Bildung der übelriechenden Zersetzungsprodukte 
auf dem Fleisch ohne Einfluß bleiben. Es konnte mithin die Ursache der 
Fleischverderbnis wenigstens nicht in der Hauptsache auf einem Fehler in 
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der Kühlhalle selbst beruhen. Dagegen wurde festgestellt, daß in der Vor¬ 
kühlhalle die ihr zufallende Aufgabe der Austrocknung der Fleischoberfläche 
keineswegs erfüllt wurde. Es war nun die Frage zu entscheiden, ob sich 
durch Steigerung des Sättigungsdefizits der Luft in den Vorkühlhallen eine 
Beseitigung der Übelstände erzielen ließ. Voraussetzung war hierbei, daß 
diese Steigerung nur bis zu einem Grade vorgenommen wurde, bei dem 
gleichzeitig eine gehörige Abkühlung der noch warmen Tierkörper möglich 
war. Für die Steigerung des Sättigungsdefizits kam nun vornehmlich natur¬ 
gemäß eine Erhöhung der Temperatur in Frage. Eine Temperaturerhöhung 
konnte jedoch nicht dadurch vorgenommen werden, daß man die Druck¬ 
kanäle, welche die gekühlte Luft zuleiteten, und die Saugkanäle, welche die 
wärmere Luft abführten, durch die oben erwähnten Schieber ganz oder teil¬ 
weise verschloß; denn hiernach würde zwar eine Erhöhung der Temperatur, 
gleichzeitig aber auch eine Einschränkung bzw. Aufhebung der Luftzirkulation 
eingetreten sein. Auf eine solche mußte aber unter allen Umständen Bedacht 
genommen werden, denn sie bewirkte einmal, daß die mit Feuchtigkeit stark 
beladene Luft beim Abkühlen im Kühlregen Wasser abgeben konnte und 
somit bei ihrer Wiedererwärmung wasseraufnahmefähiger wurde. Sodann 
verhütete sie auch, daß sich, wie es bei einer Stagnation der Luft geschehen 
wäre, um die feuchten Tierkörper herum mit Wasserdampf gesättigte Luft¬ 
zonen bildeten. Aus diesen Erwägungen heraus wurde davon abgesehen, 
durch Beschränkung der Luftzirkulation eine Erhöhung der Temperatur zu 
erzielen. Eine solche wurde vielmehr dadurch zu erreichen gesucht, daß 
man durch das bereits erwähnte, in den großen Saugkanal führende Rohr 
häufiger als bisher frische sommerwarme Außenluft eintreten ließ. Diese 
Maßnahme konnte bis zu einer Erhöhung der Temperatur der Luft in dem 
Kanalsystem um 3° unbedenklich vorgenommen werden, da eine solche in 
diesem Umfange auch für die Kühlhalle selbst wünschenswert war. Eine 
weitere Temperaturerhöhung wurde noch durch gelegentliches öffnen der 
Türen angestrebt. Diese Maßnahmen führten, wie aus Tabelle 1 ersichtlich, 
in der Rindervorkühlhalle zu einer Temperatursteigerung auf 5,8° und später 
auf *7,1° im Durchschnitt, in der Schweinevorkühlhalle zu einer solchen auf 
7,3°. Die relative Feuchtigkeit betrug zu gleicher Zeit nach Tabelle 2 in 
der Rindervorkühlhalle 69,5 Proz. In der Schweinevorkühlhalle war sie 
noch niedriger und erreichte nur eine Höhe von 65,7 Proz. Das Sättigungs¬ 
defizit in der Rindervorkühlhalle betrug demnach für 1 cbm Luft berechnet 
2,35 g, in der Schweinevorkühlhalle 2,7 g. Vor der gesteigerten Zuleitung von 
Außenluft hatte, wie bereits erwähnt, das Sättigungsdefizit in der Rinder¬ 
vorkühlhalle nur 1,6 g und in der Schweinevorkühlhalle 1,7 g betragen. Es 
war somit eine Steigerung der Wasseraufnahmefähigkeit in 1 cbm Luft um 
fast die Hälfte des ursprünglichen Wertes erfolgt. 

Der Einfluß der jetzt erheblich stärker austrocknenden Luft machte 
sich deutlich an der größeren Trockenheit der aufgehängten Rinder- und 
Schweinehälften bemerkbar. Auch wurde an ihnen der üble Geruch und 
Pilzrasenbildung nur in sehr seltenen Fällen und in ganz geringem Grade 
beobachtet, und sie blieben auch nach ihrer Überführung in die Kühlhalle 
selbst von Zersetzungserscheinungen wochenlang frei, wofern sie nur vorher 
wenigstens 2 Tage lang der Luft der Vorkühlhallen ausgesetzt gewesen waren. 
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Indes zeigten bei längerer Beobachtung nicht alle Fleischstücke dieses 
gute Aussehen, sondern es wurden gelegentlich auch solche angetroffen, die 
noch Spuren von Geruch und Rasenbildung wahrnehmen ließen. Außerdem 
war in sehr ausgesprochener Weise bereits früher, als noch die ursprüng¬ 
lichen FeuchtigkeitsVerhältnisse in den Vorkühlh&llen bestanden, ein ver¬ 
schiedenartiges Verhalten der einzelnen Fleischstücke beobachtet worden. 
Damals war aufgefallen, daß einzelne Rinderhälften einen viel höheren Grad 
von Trockenheit an ihrer Oberfläche aufwiesen und im Gegensatz zu anderen 
keine feuchten Stellen erkennen ließen. An diesen Stücken waren auch 
niemals irgend welche Zersetzungserscheinungen erkennbar gewesen. Diese 
Beobachtungen legten den Gedanken nahe, daß bei der Austrocknung des 
Fleisches noch Vorgänge mitsprachen, die sich außerhalb der Vorkühlhallen 
abspielten. In dieser Richtung hin angestellte Nachfragen ergaben, daß der 
Aufenthalt der einzelnen Tierkadaver in der Schlachthalle ein verschieden 
langer war. Es durfte nur um 12 Uhr mittags und 6 Uhr nachmittags 
Fleisch in die Vorkühlhallen eingebracht werden. Da nun fast ausschließlich 
nur am Vormittage geschlachtet wurde, kam der größte Teil des Fleisches 
bereits um 12 Uhr mittags in die Vorkühlhallen. Nur ein kleiner Teil, der 
bis zu dieser Zeit zum Einbringen noch nicht fertig gemacht oder bei dem 
die tierärztliche Untersuchung noch nicht vorgenommen war, blieb bis 6 Uhr 
nachmittags hängen. Nach den bisher in bezug auf die Austrocknung der 
Fleischoberfläche gemachten Beobachtungen war von vornherein anzunehmen, 
daß ein längerer oder kürzerer Aufenthalt des Fleisches in der Schlachthalle 
mit einer Temperatur von etwa 22° der Grund für die früher sehr erheb¬ 
liche und in geringem Grade auch jetzt noch vorhandene verschiedenartige 
Beschaffenheit des Kühlgutes in den Vorkühlhallen gewesen war. Zum 
sicheren Beweis dieser Annahme aber mußte noch genau festgestellt werden, 
welchen Einfluß ein etwa 6 stündiger Aufenthalt des Fleisches in der Schl&cht- 
halle auf das Wachstum der in Frage stehenden Bakterienart ausübte. 
Ferner mußte ermittelt werden, ob auch nach der Steigerung des Sättigungs¬ 
defizits in den Vorkühlhallen in bezug auf das Wachstum dieser Bakterien 
noch ein Unterschied bestand zwischen Fleisch, das bald nach der Schlachtung 
in die Vorkühlhallen gebracht war, und solchem, das zuvor schon etwa 
6 Stunden in der Schlachthalle aufgehängt gewesen war. 

Es wurden deshalb vier große Fleischstücke, die unter aseptischen 
Kautelen einem frisch geschlachteten Rinde entnommen waren, mit der in 
Frage stehenden Bakterienart beimpft und zwei von ihnen in der Schlachthalle 
selbst, eins in der Rindervorkühlhalle und eins in der Kühlhalle aufgehängt. 
Nach 6stündigem Verweilen der in der Schlachthalle aufgehängten Stücke 
wurde eins von ihnen in die Rindervorkühlhalle, das andere in die Kühlhalle 
gebracht. Die in ersterer befindlichen Stücke wurden hier noch weiter zwei 
Tage lang aufgehoben und dann gleichfalls nach der Kühlhalle geschafft, 
wo sämtliche Stücke zwei Wochen lang beobachtet wurden. Es zeigte sich 
hierbei, daß das gleich nach der Kühlhalle gebrachte Stück nach 8 Tagen 
stark roch und an seiner Oberfläche üppige grau-weiße Rasenbildungen 
erkennen ließ. Von den anderen 3 Stücken zeigte das zunächst der Schlacht¬ 
hallenluft und dann der Rindervorhallenluft ausgesetzte eine sehr starke 
Austrocknung seiner Oberfläche und gar keine erkennbaren Zeichen von 
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Bakterienwachstum. Die beiden übrigen Stücke waren in bezug auf ihren 
recht erheblichen Auatrocknungsgrad gleichwertig, auch verbreiteten sie 
beide keinen Geruch und ließen nur ganz geringe, aber deutlich erkennbare 
Spuren von Rasenbildung wahrnehmen. 

Aus diesem Versuch hatte sich somit einerseits ergeben, daß ein etwa 
ßstündiger Aufenthalt von Fleisch eines eben geschlachteten Tieres in der 
sonnenwarmen Schlachthalle ebenso wie ein zweitägiges Verweilen desselben 
in den Vorkühlhallen eine erhebliche Austrocknung der Oberfläche und eine 
starke Hemmung des Wachstums der den üblen Geruch und Geschmack 
bildenden Bakterienart zur Folge hatte. Andererseits aber war auch hierbei 
hervorgetreten, daß die austrocknende Wirkung der Schlachthallenluft wie 
auch der Vorkühlhallenluft in der angegebenen Zeit für sich allein zu einer 
Wachstumsheimnung genannter Bakterienart, wie sie im vorliegenden Falle 
erforderlich war, nicht ganz ausreichte. Eine solche wurde erst dadurch 
erzielt, daß die Austrocknung des Fleisches erst in der Schlachthalle und 
dann in der Vorkühlhalle vor sich ging. Somit war. erwiesen, daß die kurze 
Dauer des Aufenthalts des Fleisches in der Schlachthalle als Ursache der 
Fleischverderbnis eine sehr wesentliche Rolle spielte. 

Infolge dieser Feststellungen wurde veranlaßt, daß die Tierkadaver 
wenigstens 6 Stunden lang nach der Schlachtung der Tiere in den Schlacht¬ 
hallen hängen blieben. So durfte Fleisch von Tieren, die am Vormittag 
geschlachtet waren, erst nachmittags um 6 Uhr und, wenn die Schlachtung 
am Nachmittag stattgefunden hatte, erst am nächsten Vormittag um 12 Uhr 
in die Vorkühlhalle eingebracht werden. Diese Betriebsänderung im Verein 
mit den bereits erwähnten in den Vor kühlhallen getroffenen Maßnahmen 
hatte den Erfolg, daß die Oberfläche des Fleisches nunmehr trocken blieb 
und auch innerhalb mehrerer Wochen nicht die geringsten Spuren von 
Bakterienwucherung erkennen ließ. 

Weiter hatte noch ein anderer, den Hallenbetrieb betreffender Umstand 
zu der Zeit, als noch die ursprünglichen FeuchtigkeitsVerhältnisse in den 
Vorkühlhallen bestanden, zur Steigerung der bestehenden Übelstände nicht 
unwesentlich beigetragen. Wie bereits erwähnt, blieben die Tierkörper 
häufiger etwa 14 Tage lang in den Vorkühlhallen hängen. Hier boten sie, 
da sie an ihrer Oberfläche für gewöhnlich nicht gehörig getrocknet waren 
und Wucherungen der in Frage stehenden Bakterienart zeigten, einen sehr 
ergiebigen und bequem zugänglichen Infektionsherd für das frische Fleisch. 
Denn sie wurden, um den neu eingebrachten Stücken Platz zu machen, von 
den Fleischern häufig angefaßt und konnten so ihre Bakterien leicht ab¬ 
geben. Dieser Infektionsherd war auch nach Erhöhung des Sättigungs¬ 
defizits in den Vorkühlhallen immer noch von Bedeutung gewesen, da, wie 
bereits erwähnt, auch danach noch nicht alle Tierkörper einen Trockenheits¬ 
grad auf wiesen, der eine Wucherung der in Frage stehenden Bakterienart 
nicht mehr zuließ. Er kam dagegen als solcher nicht mehr in Betracht, 
sobald das Fleisch in den Schlachthallen in der geschilderten Weise gehörig 
vorgetrocknet war. 

Nach diesen Feststellungen erschien es mir noch von Bedeutung, die 
Frage zu entscheiden, ob die beschriebene Bakterienart ein seltener Gast 
der Kühlhallen sei oder ob ihr und ähnlichen Arten eine allgemeine Ver- 
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breitung zukäme. Naeb Feldmann scheint letzteres der Fall zu sein, denn 
er berichtet, daß in sehr feuchten, mit Eis gekühlten Hallen sich „die 
Fleischstücke nach wenigen Tagen mit einem feuchten, schmierigen Überzüge 
überziehen, der fast ganz aus Pilzrasen besteht“. Ostertag dagegen erwähnt 
von Mikroorganismen, die auf Fleisch bei niederer Temperatur wachsen, 
nur die Aromabakterien. Diese unterscheiden sich von der Vorgefundenen 
Art aber wesentlich durch tropfenförmiges Kolonienwachstum und frucht¬ 
artigen Geruch. Sonst fand ich in der recht umfangreichen, mir zur Ver¬ 
fügung stehenden Literatur keine diesbezüglichen Angaben, so daß ich auf 
eigene Untersuchungen angewiesen war. Ich beschaffte mir deshalb mehrere 
Fleischproben aus der Kühlhalle eines anderen städtischen Schlaohthofes und 
untersuchte die auf ihnen wuchernden Bakterienarten. Hierbei konnte ich 
feststellen, daß fast auf sämtlichen Fleischproben die oben beschriebene 
Bakterienart vorhanden war. Hiernach ist es durchaus nicht unwahr¬ 
scheinlich, daß ihr eine allgemeine Verbreitung in den Kühlhallen zukommt. 
Es ist deshalb auch die beschriebene Fleischverderbnis nicht als ein Ereignis 
von außergewöhnlicher Ursache anzusehen. Vielmehr muß angenommen 
werden, daß auch andere Schlachthöfe von ähnlichen Übelständen betroffen 
werden können, falls gewisse, den geschilderten ähnliche Umstände im Kühl¬ 
hallenbetriebe eintreten. Es kann deshalb nicht dringend genug empfohlen 
werden, bei der Konservierung des Fleisches in Kühlhallen der Austrocknung 
die allergrößte Aufmerksamkeit zu schenken. Leider ist nun mit einer 
rationellen Austrocknung der Oberfläche des Fleisches eine nicht unerheb¬ 
liche Gewichtsabnahme verbunden. Nach Versuchen, die ich in dieser 
Richtung hin anstellte, nahmen Rinderhälften, die wenig über 100 kg wogen, 
an Gewicht 5 kg ab, wenn sie vor ihrem Einbringen in die Kühlhalle zuerst 
in der Schlachthalle und dann in der Vorkühlhalle gehörig ausgetrocknet 
wurden. Kamen dagegen Rinderhälften von gleichem Gewicht bald nach 
der Schlachtung der Tiere gleich in die Kühlhalle, so betrug der Gewichts¬ 
verlust nicht mehr als 3 kg. Die Fleischer werden nun größtenteils darauf 
bedacht sein, eine Gewichtsabnahme, die für sie eine Verringerung ihres 
Verdienstes bedeutet, tunlichst zu vermeiden, und werden deshalb auch Maß¬ 
nahmen, die eine stärkere Austrocknung der Fleischoberfläche bezwecken, 
nicht unterstützen. Es fällt deshalb den Kommunen und Gemeinden, die 
über öffentliche Schlachthäuser verfügen, die Aufgabe zu, durch genaue Vor¬ 
schriften und gewissenhafte Kontrolle derselben für gehörige Austrocknung 
des Fleisches im Kühlhallenbetriebe zu sorgen. 

Schlußsätze. 

1. Gewisse Bakterienarten vermögen auch bei der niederen Temperatur 
der Kühlhallen auf Fleisch unter Bildung übelriechender und schmeckender 
Zersetzungsprodukte üppig zu wuchern. 

2. Diese Bakterien scheinen in den Kühlhallen der Schlachthöfe häufiger 
vorzukommen. Ihre Übertragung auf die Fleischstücke erfolgt vorwiegend 
durch die Hände der Fleischer. 

3. Die von den Bakterien hervorgerufenen Übelstände können bei einer 
gehörigen Austrocknung der Oberfläche des Fleisches vermieden werden. 
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4. Die Anstrocknung in der Eühlhalle selbst ist unzureichend, selbst 
wenn die austrooknende Fähigkeit der Luft derselben den an sie im all¬ 
gemeinen zu stellenden Anforderungen genügt. 

5. Ein vorheriger zweitägiger Aufenthalt des Fleisches frisch geschlach¬ 
teter Tiere in einem Vorkühlraum, dessen Temperatur -(- 7° bei einer 
relativen Feuchtigkeit von etwa 70 Proz. beträgt, bietet dagegen bei weiterer 
Aufbewahrung in der Kühlhalle einen zwar erheblichen, aber nicht absolut 
sicheren Schutz gegen Zersetzungserscheinungen des Fleisches durch die in 
Frage stehenden Bakterienarten. 

6. Ein etwa 6stündiges Verweilen in einem sommerwarmen Schlacht- 
raum, dessen Temperatur etwa 20° beträgt, schützt das Fleisch in gleichem 
Grade. 

7. Das Zusammenwirken der in angegebener Weise erfolgten Aus¬ 
trocknung in der Schlachthalle und der Vorkühlhalle reicht aus, um Zer- 
setzungserscheinungen von dem Fleisch selbst dann fern zu halten, wenn 
es künstlich sehr stark mit den den üblen Geruch und Geschmack bildenden 
Bakterienarten beimpft ist. 

8. Bei der erforderlichen Austrocknung der Oberfläche des Fleisches 
tritt eine nicht unerhebliche Gewichtsabnahme ein, die von den Fleischern 
gern umgangen wird. 
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Geschichte der Sterblichkeit und der öffentlichen 
Gesundheitspflege in Frankfurt a. M. 

Von Dr. med. W. Hanauer, praktischer Arzt in Frankfurt a. M. 


11. Die Krankenhäuser. 


(Schluß.) 


a. Das Heiliggeisthospital. 

Zu Beginn des 17. Jahrhunderts wird über Mißstände, die durch die 
Pfleger veranlaßt wurden, geklagt. Es wird diesen vorgeworfen, daß sie 
die Einkünfte des Spitals von Jahr zu Jahr verringerten, so daß es fast 
gar nichts mehr im Vorrat hätte. Sie werden weiter beschuldigt, daß sie 
öfters im Jahre stattliche Banketts und Gastereien darin gehalten, auch wenn 
man einen feisten Ochsen oder ein Schwein geschlachtet, mußte man in ihre 
Häuser fast jedesmal das Beste schicken. Auch waren die Betten für die 
Kranken, die von wohltätigen Leuten gestiftet, abhanden gekommen, so daß 
die armen Leute auf Stroh auf der Erde liegen und, nachdem sie vom Un¬ 
geziefer jämmerlich zerfressen, elend sterben und verderben mußten. Durch 
die neue Stadtverfassung wurden 1618 diese Mißbräuche abgestellt 1 ), so 
daß die Zustände sich wirklich besserten. August Lersner der Jüngere be¬ 
richtet vom Jahre 1632, in welchem Jahre sich 750 Kranke zu gleicher 
Zeit im Hospital und Lazarett befanden, daß eine solche gute Ordnung 
im Spital herrschte, daß die Genesenen es nicht genug rühmen konnten. 

1725 empfahl eine Kaiserliche Kommission den Neubau eines Spitals 
als sehr dringend. In demselben Jahr erließ der Rat eine Hospitalordnung, 
welche bestimmte, daß künftig nur notleidende, arme, kranke, fremde durch¬ 
reisende Personen ohne Unterschied der Konfession aufgenommen werden 
sollten. Für arme kranke Bürger zahlte dem Hospital für die Aufnahme 
der Almosenkasten, für Beisassen der Rat wöchentlich einen Gulden. An¬ 
steckende Krankheiten sind von der Aufnahme ausgeschlossen. Der Hospital- 
Medicus und Chirurgus erhalten eine besondere Instruktion, dem ersteren 
wird unter anderem Sparsamkeit im Verschreiben vün Arzneien empfohlen. 
Er hat die Rechnungen der Chirurgen zu prüfen. Der Chirurg gehört noch 
der niederen Klasse der Chirurgen an, da er auch das Rasieren der Kranken 
zu besorgen hat. Eine schwere Kur darf er nicht vornehmen, außer, nach¬ 
dem er mit dem Medico die Sache wohl überlegt und bei Amt angezeigt hat; 
Munaloperationen muß er vorher dem Pflegamt anzeigen und darf sie nur 
mit Genehmigung des Internisten vornehmen. Auch hat er das Vorkommen 
ansteckender Krankheiten anzuzeigen und die Kranken zu separieren. Daß 
das A^t der Pfleger des Hospitals außer der Ehre auch manche Unannehm¬ 
lichkeiten mit sich brachte, entnehmen wir einer Beschwerde, welche die 
Pfleger um die Mitte des 18. Jahrhunderts beim Rate vorbrachten. Sie be¬ 
klagten sich darüber, daß seit einiger Zeit von boshaften Leuten Kranke, 

l ) Stricker, Geschichte der Heilkunde in der Stadt Frankfurt a. M. 1847, 
8 . 130. 


Go igle 


Original from 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 



Geschichte d. Sterblichkeit u. d. Öffentl. Gesondheitspfl. in Frankfurt a. M. 479 

ja öfters dem Tode ganz nahe Personen, nächtlicherweise vor ihre Türen 
gelegt, wodurch viel Ärgernis gegeben und die kranken Menschen unver¬ 
schuldeterweise in die äußerste Lebensgefahr gebracht wurden. Der Kat 
verordnete darauf am 24. Februar 1750, daß kranke Personen nicht anders 
als auf gehörige Weise dem Hospital übergeben werden dürfen. 

Über die hygienischen Verhältnisse der Spitäler in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts liegen ihehrere Urteile vor. Behrends 
rühmt die gute Ordnung und Verpflegung im Spital, sowie die vorzügliche 
Ventilation der Krankenzimmer. Die Exhalationen worden gleich von der 
streichenden Luft fortgerissen. Weniger günstig spricht sich Gehrken 
aus, er hält die Lage des Spitals für die Kranken wegen der Nähe der 
Schlachthäuser und der Metzgerschirnen für ungesund. Daß auch die 
Verwaltung des Spitals mehr dieser Ansicht zuneigte, geht wohl daraus 
hervor, daß am Ende des 18. Jahrhunderts der Gedanke auftauchte, das 
Krankenhaus in eine freie abgelegene Gegend, nämlich auf das Klapperfeld 
zu verlegen. 

b. Das Leprahospital. 

Der Gutleuthof blieb als Spital für Aussätzige bis zur Reformation 
bestehen. Er wurde 1631 durch Beschluß des Rates aufgehoben, weil er 
sich schon lange nicht mehr durch die Einkünfte seiner Fonds unterhalten 
konnte, vielmehr seine Pfleglinge genötigt gewesen waren, den größeren Teil 
ihrer Lebensmittel sich durch Betteln zu verschaffen. Alle Liegenschaften 
und Einkünfte des Gutleutspitals wurden dem allgemeinen Alraosenkasten 
übergeben und von diesem für die Zwecke der Armenpflege überhaupt 
verwendet. Im Jahre 1664 gebrauchte man das Gebäude noch einmal 
vorübergehend als Spital zur Verpflegung der vielen Kranken, die sich unter 
den aus dem ungarischen Feldzug zurückgekehrten Söldnern befanden. 

c. Das Pe9thospital. 

1570 wurde an Stelle des 1442 errichteten Pesthauses, das sich als zu 
klein erwies, ein neues Hospital auf einer neuen und damals unbebauten 
Gegend am Klapperfeld errichtet und ein Arzt für dasselbe bestellt. So oft 
die Pest herrschte, wurde es eröffnet, in pestfreien Zeiten diente es auch 
anderen Zwecken, unter anderen wurde es auch zur Aufnahme von Blattern¬ 
kranken benutzt. Später räumte man es den aus England eingewanderten 
Protestanten ein, bis sich diese selbst ein eigenes Hospital erbaut hatten. 
Letztere schenkten dieses dem Rat bei ihrer Heimkehr nach England, so daß 
man jetzt auf dem Klapperfeld zwei Spitäler batte, von denen das eine das 
englische Haus genannt wurde. Die Verwaltung beider Häuser wurde später 
dem Heiliggeisthospital übertragen. Im Jahre 1668 wurde das Pestilenz¬ 
haus, welches man damals wegen der zuletzt öfters stattgefundenen Auf¬ 
nahme kranker Soldaten auch das Lazaretthaus nannte, niedergerissen und 
ein Neubau an seiner Stelle errichtet. Aus diesem ist dann, wie wir ge¬ 
sehen, das Armen-, Waisen- und Arbeitshaus eingerichtet worden. 

d. Das Irrenhaus. 

Die Irrenhäuser, von denen im 16. Jahrhundert oft die Rede ist, hatten 
mit Geisteskranken nichts zu tun, man bezeichnete damit vielmehr Gefäng- 
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nisse, die zur Einsperrung von Betrügern und Bettlern dienten. Eine 
Irrenanstalt, die mit dem Namen Tollhaus bezeichnet war, bestand in 
Frankfurt erst seit 1649. 1687 brannte es ab und 1706 wird es als nun¬ 

mehr in der Tollgasse, später Kastenhospitalgasse, liegend von Lersner 
erwähnt. Dieses Haus war aber 1728 so baufällig geworden, daß man 
durch eine Kollekte die Mittel zu einem Neubau zu erhalten suchte. Diese 
ergab aber nur die Summe von 728 Gulden, so daß an einen Neubau zu¬ 
nächst nicht gedacht werden konnte. 1738 brach im Tollhaus wiederum 
Feuer aus, wobei sieben Irren im Qualm erstickten, da der Bürgermeister 
verboten hatte, es zu öffnen. 

Im Jahre 1776 wurde ein Teil des Tollhauses neu auf gebaut und bei 
dieser Gelegenheit die Anstalt erweitert. Das neue Gebäude wurde in 
14 Stuben für einzelne Personen eingeteilt, wobei die sieben untersten der¬ 
gestalt verwahrt wurden, daß man auch wirklich Rasende darinnen logieren 
konnte, ohne Gefahr, daß sie ausbrechen würden. Das alte Völker sehe Haus 
wurde zum Gebrauch der bloß Blödsinnigen zurecht gemacht. Es befanden 
sich 30 bis 40 Personen zu gleicher Zeit im Hause. Die Zustände im Toll¬ 
hause waren sehr unerquickliche. Die Kranken befanden sich in sehr engen 
und ungesunden Behältern. Aus Mangel an Platz konnten viele Kranke 
überhaupt nicht aufgenommen werden, mußten vielmehr außer dem Hause 
bei Armenknechten und dergleichen Leuten untergebracht werden. Ver¬ 
mögende Leute gaben ihre Angehörigen überhaupt nicht hinein, sondern 
brachten sie in auswärtigen Anstalten unter. 

1783 wurde ein neues Haus erbaut, wozu die Stadt 20 000 fl. beisteuerte. 
Das Mobiliar wurde mit Hilfe einer Subskription verschafft, die 5000 fl. brachte. 
Zur Versorgung der im Hause befindlichen Personen war ein Hausmeister und 
seine Frau, ein Wächter und seine Frau bestimmt. Das Essen wurde nach 
Vorschrift der Ärzte von einem Traiteur auf Kosten des Kastenamtes ge¬ 
liefert; die Blödsinnigen wurden mit leichteren, ihren Fähigkeiten ent¬ 
sprechenden Arbeiten beschäftigt. Ein Arzt besuchte das Spital wöchentlich 
dreimal, wenn nötig auch täglich; außerdem ist noch ein Chirurg angestellt. 
Das Haus war so eingerichtet, daß man auch Personen gegen Entgelt an¬ 
nehmen und verpflegen konnte, auch bessere Kost als die gewöhnliche 
konnte gewährt werden. 


e. Das Bürgerliospital. 

Da das Heiliggeisthospital nur für Fremde bestimmt war, so machte 
sich im 18. Jahrhundert das Bedürfnis immer mehr geltend, auch für ein¬ 
heimische ärmere Personen ein Krankenhaus zu besitzen. Diesem Bedürfnis 
trug der Physikus und Hof rat Dr. Senkenberg Rechnung, indem er den 
vierten Teil seines Vermögens zu einem Bürgerhospital stiftete, das damit 
einen Teil der Senkenberg sehen Stiftung zum Besten der Arzneikunde 
bildete. Am 21. März 1779 wurde das Spital feierlich eingeweiht, nachdem 
ein Hospital Vorstand, Arzt und Chirurg bestellt worden waren. Bereits 
1780 wurden 54 Personen im Spital verpflegt. Das Spital konnte aber nur 
durch reichliche Schenkungen erhalten werden, die ihm von seiten der 
Bürger Frankfurts zuflossen. Unter den Wohltätern ist in erster Linie 
der Bankier Simon Moriz v. Bethmann zu nennen, der dem Spital zu 
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Lebzeiten 33 000 fl. schenkte und ihm testamentarisch außerdem noch 
50000 fl. vermachte. Das Spitalgebäude selbst wurde, wie wir in der Be¬ 
schreibung Gehrkens lesen, sehr solide und schön gebaut, auch die innere 
Einrichtung ist für die Hospitaliten und Kranken wegen seiner Räumlich¬ 
keit, gesunden Luft und guten Ordnung vortrefflich. Eine Abteilung des 
Stiftes bildete die Pfründneranstalt. In dieselbe wurden zuerst sogenannte 
eingekaufte Pfründner aufgenommen. 

In das Ende des 18. Jahrhunderts fallen noch die Anfänge zweier 
weiterer Krankenhäuser: des Spitals für Unreine und des Militärkranken¬ 
hauses. 1790 waren die Krätzekranken einem Bettelvogt in Pflege gegeben, 
1791 wurden die Krätzekranken und Syphilitischen einem Schneider am 
Hödelshof übergeben, bei beiden waren sie schlecht aufgehoben. 

, Was die Pflege der kranken Soldaten anlangt, so wurden dieselben 
früher im Heiliggeisthospital aufgenommen. Zu Ende des 18. Jahrhunderts 
wurde auf dem Klapperfeld ein Militärlazarett errichtet. 

Da die Juden in die allgemeinen Spitäler nicht aufgenommen wurden, 
so waren sie gezwungen, selbst ein Hospital zu unterhalten. Das Fremden¬ 
hospital der israelitischen Gemeinde befand sich am südlichen Ende der 
Judengasse und diente zur Aufnahme und Pflege Fremder und Dienstboten. 

12. öffentlicher Kinderschutz. 

In der Behandlung der unehelichen Kinder brachte die Reformation 
einen Umschwung. Während ihre soziale Stellung am Ende des Mittel¬ 
alters eine nicht ungünstige war, sie nicht viel Anstoß erregten, ja sogar 
in die Familie ihres Vaters aufgenommen und mit den ehelichen Kindern 
zusammen erzogen wurden, begann man von jetzt ab die uneheliche Abkunft 
als etwas Schmähliches anzusehen, die unehelichen Kinder durften nicht 
mehr in die Zünfte aufgenommen werden und auch nicht mehr mit An¬ 
gehörigen der Zünfte verheiratet werden 1 ). 

Die Schreckensjahre des 30jährigen Krieges, in welchen das Los der 
bei fremden Leuten untergebrachten Waisenkinder ein besonders trauriges 
war, veranlaßte einige Menschenfreunde, den Plan der Errichtung eines 
Waisenhauses ins Auge zu fassen. Wir haben gesehen, daß diese Anstalt 
aber erst 1679 eröffnet wurde und zugleich Arbeite- und Armenhaus war. 
Daß eine Anstalt, in welcher Kinder mit Straßenbettlern und anderen lieder¬ 
lichen Elementen zusammen erzogen wurden, nicht viel für die eigentliche 
Waisenpflege und die Erziehung der Kinder leisten konnte, liegt auf der Hand. 

Der Hauptzweck der Anstalt war, die Kinder zum Beten, zu harter Arbeit 
und zur Erzielung von Gewinn anzuhalten. Die Kinder wurden schlecht 
genährt, hart gestraft, kamen wenig an die Luft, ansteckende Krankheiten, 
namentlich krätzeartige, welche durch die Arbeit des Wollzupfens ständig 
unter den Kindern verbreitet waren, nahmen sie hart mit 2 ). 

Neben den eigentlichen Waisen wurden in das Waisenhaus auch Find¬ 
linge aufgenommen. Was diese anlangt, so nahm am Ende des 17. Jahr- 

1 ) Hanauer, Die Säuglingssterblichkeit in Frankfurt. Ergebnisse der Säug¬ 
lingsfürsorge, Heft 7. Leipzig und Wien 1911, 8.5. 

f ) Schaffer, Geschichte des Frankfurter Waisenhauses, Bl. 42, 8,3. 

Viertaljahnschrift für Gesundheitspflege, 1912. 31 
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hundert8 das Aussetzen der Kinder in Frankfurt derart überhand, daß der 
Bat am 29. August 1695 ein Mandat dagegen erlassen mußte, das den 
Eltern die Strafen der peinlichen Halsgerichtsordnung androhte. 

Die unehelichen Kinder und deren Mütter waren im 18. Jahrhundert 
einer gerichtlichen Behörde, dem Konsistorium, unterstellt. Ihm oblag unter 
anderem die Feststellung der Vaterschaft der unehelichen Kinder und die 
Beaufsichtigung des Kostkinderwesens. Von den Geburtshelfern, Hebammen 
und Landamtmännern mußten die unehelichen Kinder dem Konsistorium 
angezeigt werden. In der Hebammenordnung von 1758 wurde den Heb¬ 
ammen vorgeschrieben, sich auch der unehelichen Schwangeren mit allem 
Ernste anzunehmen, sie durften sie jedoch nicht in ihr Haus zur Entbindung 
aufnehmen. Um die Sorge für fremde uneheliche Kinder los zu sein, dekre¬ 
tierte 1775 das Konsistorium, daß gefallene Mädchen, die nicht von Frank¬ 
furt sind, mit ihren Kindern fortzuschaffen seien. 

Die Beaufsichtigung des Kostkinderwesens durch das Konsistorium 
erstreckte sich sowohl auf eheliche wie uneheliche Kinder. Niemand durfte 
ohne Erlaubnis des Konsistoriums Kostkinder annehmen. Bei dieser Beauf¬ 
sichtigung handelt es sich aber weniger darum, ungeeignete Kostmütter aus¬ 
zuschließen, als um fiskalische Gesichtspunkte. Es kam nämlich häufig vor, 
daß Mädchen, nachdem sie ihre Kinder untergebracht hatten, sich heimlich 
auf und davon machten, so daß die Kostkinder den milden Stiftungen zur 
Last fielen. Kostmütter durften daher keine Kinder annehmen, ohne vor¬ 
her genügende Sicherheit wegen des Pflegegeldes erhalten zu haben. Immer¬ 
hin achtete man darauf, daß die Kinder von den Kostmüttern nicht ver¬ 
nachlässigt wurden, denn 1795 wurde eine Witwe wegen grober Vernach¬ 
lässigung der Kostkinder mit Pranger und drei Wochen Zuchthaus bestraft, 
und dieser Fall gab Veranlassung zur besseren Aufsicht über die unehelichen 
Kinder, wobei Sanitätsamt und Konsistorium zusammenwirkten. 

Die Zahl der unehelichen Kinder war gering. Es kamen in den Jahren 
1635 bis 1640 auf 1000 eheliche Geburten nur 9,3 uneheliche, am Ende 
des 17. Jahrhunderts 13, um die Mitte des 18. Jahrhunderts etwa 54, am 
Ausgange 120. Die geringe Zahl der unehelichen Geburten mag einerseits 
von der ungenauen Registrierung, andererseits davon herrühren, daß viele 
uneheliche Mütter zur Entbindung die Nachbarorte auf suchten und auch 
dort ihre Kinder in Pflege gaben. 

Was die Ernährung der Kinder anlangt, so scheint die Ernährung 
an der Mutterbrust in früheren Jahrhunderten die Regel, im 18. Jahr¬ 
hundert bereits recht selten geworden zu sein. Der Arzt Burggrave be¬ 
merkt in seiner Topographie: „Wenige Mütter können ihre Kinder selbst 
stillen“, worauf Dr. Senkenberg bemerkt, sie könnten wohl, wenn sie nur 
wollen. Dr. Behrends gibt ihnen recht eindringliche Ermahnungen, ihre 
Kinder selbst zu stillen, indem er darauf hinweist, daß das Selbststillen 
meist aus Bequemlichkeit unterlassen wird, er schildert die gesundheitlichen 
Nachteile, die für die Frauen und die Kinder entstehen, in recht krassen 
Farben. Auf die Saugammen ist er recht schlecht zu sprechen. „Diese 
oft mit Grind und Franzosen Angefochtenen jagen den Kindern das tödliche 
Gift in den Leib. Wenn den Müttern drei Säuglinge starben, so starben 
den Ammen fünf.“ 
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Der Gefährdung, welcher die Säuglinge durch ungesunde, hauptsächlich 
venerische Ammen ausgesetzt waren, veranlaßte 1764 das Sanitätsamt, ein 
Edikt zu erlassen, daß Saugammen nicht in den Dienst genommen werden 
dürfen, außer wenn sie ein Gesundheitszeugnis seitens des beim 
Sanitätsamte bestellten Chirurgen aufwiesen; derselbe mußte ihre Milch, 
sowie ihre Gesundheit untersuchen, auch durfte eine Saugamme nicht mehr 
in die „Wöchentlichen Nachrichten“ gesetzt werden, wenn sie nicht dem 
Verleger ihren Gesundheitsschein vorlegen konnte. Die Instruktion des 
Chirurgen gibt an, welche Krankheiten eine Amme zum Dienst untauglich 
machen. 

13. Schulhygiene. 

Von einer Hygiene des Schulhauses konnte in früheren Jahrhunderten 
schon deswegen kaum die Rede sein, weil die Schulen nicht in eigens dazu 
erbauten Häusern untergebracht wurden, vielmehr in solchen, die vorher 
irgend einem anderen Zweck gedient hatten, oder in gemieteten Räumlich¬ 
keiten. In Frankfurt befand sich das der Reformation seine Entstehung 
verdankende Gymnasium im Barfflßerkloster, die übrigen Schulen befanden 
sich in der Wohnung des Schulmeisters. Charakteristisch für die damaligen 
Verhältnisse in dieser Hinsicht war es, daß seit 1630 die Münze und das 
Schmelzwerk in dem Gymnasialgebäude in der Nähe von Sexta und Quinta 
sich befand. Der Rektor Hirtzwig 1 ) bat die Scholarchen oft um Ab¬ 
stellung dieser Störung. Vor Klopfen und Pochen in der Münze konnten 
Bich manchmal der Präzeptor und die Schüler nicht hören. Der starke 
Rauch und Dampf war der Gesundheit sowohl der Lehrer wie der Schüler 
nachteilig. Die Kinder wurden oft plötzlich ohnmächtig und krank. Man 
mußte verschiedene Male die Klassen schließen, und viele Eltern wurden 
dadurch abgeschreckt, ihre Kinder in die Schule zu schicken 1 ). Erst 1626 
wurde dieser Übelstand abgestellt und die Münze aus dem Gymnasium ver¬ 
legt. Aber auch sonst waren die hygienischen Verhältnisse im Gymnasium 
nichts weniger als einwandfrei, die Räumlichkeiten waren unzureichend. 
1555 klagt der Rektor, daß es ihm an Gemächern mangele, da er die Menge 
von Jungen habe. Kein Wunder, daß die Klassen überfüllt waren, zählte 
doch 1674 die Sexta 100 Schüler, und schon damals wurde vorgeschlagen, 
sie in zwei Teile zu teilen. 

Nicht besser wie im Gymnasium sah es in den Volksschulen aus, den 
sogenannten deutschen Schulen, die durchweg Privatschulen waren. Charak¬ 
teristisch war, daß Jacob Medenbach, ein Schuhmacher, der erste deutsche 
Schulmeister in Frankfurt a. M., im Jahre 1543 um die Erlaubnis bat, es 
solle ihm die rote Badstube eingeräumt werden, damit er darin Schule halten 
könne. Immerhin wurde dieses Bad behördlich besichtigt und gefunden, 
daß es zu einer Schule wohl tauglich sei. 

Auch noch am Ende des 18. Jahrhunderts sprechen die Schulen allen 
hygienischen Anforderungen Hohn. Die Schule bestand nur aus einer 
Stube, die nur hinreichend Raum bot, wenn der Lehrer wenig Schüler 

_s- 

l ) Yömel, Das Frankfurter Gymnasium unter dem Rektor Hirtzwig. 
Programm des Frankfurter Gymnasiums 1829, 8.22. 

# ) Purmann, Historische Nachricht vom Ursprung und Fortgang des Gym¬ 
nasiums zu Frankfurt 1779, 8.18. 
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hatte oder wenn, wie es oft geschah, eine große Anzahl fehlte 1 ). Es gab 
Schulen, die 100 und 150 Schüler aufwiesen 2 ). Eine Klasseneinteilung gab 
es nicht, es wurden vielmehr alle zu gleicher Zeit unterrichtet. Wie es mit 
der Luftbeschaffenheit in diesen engen, heißen, überfüllten Schulzimmem 
beschaffen war, läßt sich leicht ausdenken. Die Schulen lagen zudem noch 
in den Hinterhäusern der engen Gassen. Finger 8 ) beschreibt die Schul¬ 
stube Büchners, eines tüchtigen Schulmannes des 18. Jahrhunderts. Sie 
lag in einer engen Gasse, der Graubengasse, und hatte einen Flächen¬ 
gehalt von 400 Quadratschuh. Wenn man 10 Quadratschuh auf ein Kind 
rechnet, so hätten 40 Sander Platz gehabt, es kamen aber wohl manchmal 
200 Kinder dahin. So blieb für jedes ein Raum von etwa 2 Quadratschuh. 
Die Schulstube hatte vier Fenster nach Westen, drei nach Osten, von jenen 
sah man über ein Höfchen wider eine Mauer, von diesen gleichfalls über ein 
Höfchen wider das Vorderhaus. Den ganzen Winter schien keine Sonne 
in das Zimmer 8 ). Kein Wunder, daß bei der von Hufnagel vorgenommenen 
Schulvisitation am Ende des 18. Jahrhunderts viele ungesund aussehende, dick¬ 
bäuchige und unreinliche Kinder, namentlich in der Fischergasse und in der 
Rittergasse gefunden wurden. Nach der Schulordnung vom 23. April 1765 
waren übrigens die Schulmeister gehalten, die Kinder beizeiten an Reinlich¬ 
keit zu gewöhnen, wie sie auch angewiesen waren, die Schulstube und das 
Mobiliar sauber und reinlich zu halten. Daß es übrigens mit der Sauber¬ 
keit der Schulen nicht sonderlich gut bestellt gewesen war, mag man daraus 
ermessen, daß die Schulkinder, namentlich die ärmeren, selbst die Schul¬ 
räume säubern mußten, wie es auch Sache der Schüler war, die Kosten für 
die Heizung und Beleuchtung der Schulräume selbst zu bestreiten. 

Was die Hygiene des Unterrichts 4 ) anlangt, so war Beginn und Dauer 
des Schulbesuches in das Belieben der Eltern gestellt. Er dauerte vom 
4. bis 12. Lebensjahr. Die Kinder mußten früh die Schule verlassen, weil 
sie früh zum Erwerb und zu häuslichen Arbeiten herangezogen wurden. 
Der Unterricht begann sehr früh. In Gymnasien begann der Unterricht 
in Prima und Sekunda im 16. Jahrhundert im Sommer bereits um 6 Uhr, 
im Winter allerdings erst um 8 Uhr, in den unteren Klassen um 7 bzw. 
6 Uhr. Später wurde der Unterrichtsbeginn immer mehr später gelegt. 
Nach der Schulordnung von 1765 begann der Unterricht in Gymnasien erst 
um 8 Uhr und dauerte vormittags drei Stunden, nachmittags zwei Stunden, 
Mittwoch und Samstag waren die Mittage frei. In den Vorschulen dauerte 
der Unterricht von 7 bis 10 Uhr, vormittags und nachmittags von 1 bis 
4 Uhr, am Mittwoch und Samstag war der Nachmittagsunterricht abgekürzt. 
Vom 1. Juli ab war nachmittags eine Stunde weggefallen. Mit Ferien war 
man nicht allzu üppig; solche gab es eigentlich nur während der Messe drei 
Wochen, aber weniger wegen der Schüler als der Lehrer, die, wenigstens 

1 ) Ei8eien, Geschichte des deutschen Schulwesens in Frankfurt a. M. bis zur 
Gründung der Musterschule. Festschrift zur Errichtung des neues Gebäudes der 
Musterschule 1880, 8.12. 

*) Meidiger, Frankfurts gemeinnützige Anstalten 1845, 8.301. 

*) Finger, Johann Georg Büchner, Französischer und deutscher Schul-, 
Schreib- und Rechenmeister zu Frankfurt a. M. 1855, 8.15. 

4 ) Helfenstein, Die Entwickelung des Schulwesens und seine kulturhisto¬ 
rische Bedeutung, 8. 19. Frankfurt 1858. 
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soweit die Yolksschollehrer in Betracht kamen, in der Messe als Meßhelfer 
und Makler tätig waren, um sich einen Nebenverdienst zu verschaffen. Da¬ 
neben gab es zur Herbstzeit und zu Fastnacht je drei freie Tage. Ferien 
beim Gymnasium findet Kriegk erst 1585 erwähnt, sie umfaßten damals 
die nächsten drei Wochen nach dem jährlichen Examen. 

Hinsichtlich der Schulzucht ist zu erwähnen, daß körperliche Strafen 
mit der Rute oder dem Stocke in ausgedehntem Maße zur Anwendung kamen. 
Die Rute spielte eine so große Rolle im Schulleben, daß ein besonderer Aus¬ 
flug arrangiert wurde, um im Walde die nötige Zahl zu holen. Die Kinder 
mußten sich die Rute selbst schneiden, im übrigen verlief das Fest, das 
unserem heutigen Maifest entspricht, aufs schönste mit Vorträgen, Gesang 
und Bewirtung der Schüler. Eine Klage über Mißbrauch der Züchtigung 
aus dem 16. und 17. Jahrhundert hat Eiselen nicht in den Akten gefunden, 
„man vertrug eben viel“. 

Allerdings berichtet Lersner, daß 1640 allen Scholarchen in Gymnasien 
nahegelegt wird, Moderation im Castigieren zu haben. Nach der Schulord¬ 
nung von 1765, wo sich bereits die philanthropischen Anschauungen geltend 
machten, war der Stock als Züchtigungsmittel verboten, nicht aber die Rute 
und der schmiegsamere Farrenschwanz. Der Stock scheint ein Vorrecht 
des Gymnasiums gewesen zu sein. Bei den Primanern und Sekundanern 
durfte nicht die Rute, sondern nur der Bakel gebraucht werden. Übrigens 
wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß nur im äußersten Notfälle von 
den körperlichen Zuchtmitteln Gebrauch gemacht werden durfte; es war 
zu verhüten, daß nicht jemand an seinen Gliedmaßen Schaden nehmen, auch 
war das Alter und die Konstitution eines jeden Schülers in Betracht zu ziehen. 

Von der Pflege der Leibesübungen ist nirgends die Rede, wenn man 
von den spärlichen Schulausflügen absieht; außerhalb der Schule aber ergab 
sich die Jugend um so eifriger den Spielen. Lersner berichtet: „die Jugend 
an sich hat fast alle Monat eine absonderliche Gewohnheit, als da ist das 
Klicker schießen, Drachenfliegen, Baden, Schlittschuhlaufen u. dgl.“ 

Eine gewisse sozialhygienische Fürsorge erstreckte sich auf die ärmeren 
Schüler. An sie wurden Speise und Wein verteilt, welche gutherzige Leute 
gespendet hatten, worin die Anfänge unserer modernen Schulspeisungen zu 
erblicken sind. Im übrigen waren die armen Schüler des Gymnasiums ge¬ 
halten, durch Singen in der Kirche, bei Hochzeiten und Beerdigungen sich 
ihren Unterhalt zu erwerben, indem sie dabei Gaben und Almosen ein¬ 
sammelten. Allerdings war dieses Herumziehen auf den Straßen nicht be¬ 
sonders geeignet, erzieherisch zu wirken. Mußte doch durch öftere Vor¬ 
schriften den armen Schülern eingeschärft werden, sie sollten Wirtschaften 
und Hurenwinkel vermeiden, keinem sei es erlaubt, einen Dolch in der Schule 
zu tragen. 

14. Medizinal- und Sanitätspolizei, 
a. Medizinalgesetzgebung. 

Die älteste Medizinal Verfassung von Frankfurt wurde durch Kaiser 
Karl V. auf dem Reichstage zu Augsburg 1548 bestätigt. Sie wurde im 
folgenden Jahr gedruckt unter dem Titel: „Reformation oder erneute 
Ordnung der heiligen Reichsstadt Frankfurt a. M., die Pflege der Gesundheit 
betreffend, welche den medicis, Apothekern, Materialisten und sonstigen An- 
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gehörigen daselbst, auch sonst jedermänniglich zur Nachachtung gegeben 
werden, beneben dem Tax und Wert der Arzneien, welche in den Apotheken 
allda zu finden.“ 

Eine neue trat in Kraft unter Kaiser Rudolf II. Sie wurde 1577 ge¬ 
druckt und zerfiel in 10 Kapitel. Kap. 1 handelte vom Seelenheil; Kap. 2 
vom leiblichen Wohl und mannigfacher Verunreinigung der Städte (von der 
Reinhaltung der Luft, des Wassers, des Bodens, der Straßen); Kap. 3 von 
der Apotheken Visitation; Kap. 4 von botanischen Ausflügen zum Unterricht 
der Apotheker; Kap. 5 von der Verwaltung der Anatomie zum Unterricht der 
Barbiere und Wundärzte; Kap. 6 bis 8 von den Spitälern; Kap. 9 von der Auf¬ 
sicht über denVerkauf der Lebensmittel; Kap. 10 endlich von den Kurpfuschern. 

Diese Medizinal Verfassung war in Kraft bis zum Jahre 1668. Am 
14. September dieses Jahres wurde ein neues Medizinalgesetz, eine neue 
Reformation erlassen 1 ); diese zerfiel in 11 Titel: 1. Von den Ärzten; 2. von 
den Physikern; 3. von den Apothekern; 4. von den Materialisten; 5. von 
den Krämern; 6. von den Zuckerbäckern; 7. von den bösen Bezahlern; 8. von 
den Alchymisten, Paracelsisten und Laboranten; 9. von den Barbieren und 
gemeinen Wundärzten, 10. von den Okulisten, Bruch- und Steinschneidern; 
11. von den Kurpfuschern. — 1729 sollte durch eine kaiserliche Kommission 
diese Medizinalverfassung verbessert werden. Zu diesem Zwecke machten 
die Physiker dem Kaiser folgende Vorschläge: 1. Genauere Festsetzung der 
Apothekertaxe. 2. Errichtung eines Medizinalkollegiums. 3. Errichtung 
einer Anatomie. 4. Bessere Bezahlung der Hebammen. 5. Errichtung eines 
gemeinsamen Laboratoriums für die Apotheker. 

b. Das Sanitätsamt. 

Die oberste Sanitätsbehörde war das SaDitätsamt, es wurde von den 
beiden Bürgermeistern und den vier Stadtphysikern versehen. 

Dieses Amt sollte alles in der Stadt und deren Gebiet, was zur Leibes¬ 
gesundheit ersprießlich ist, mit Fleiß erwägen, die Notdurft der Gebühr an¬ 
bringen und anordnen, die Apotheken, so oft es nötig, unvermuteter Sache 
visitieren, auch untüchtige Personen und Arzneien abschaffen. 

c. Die Physiker. 

Während es im Ausgang des Mittelalters zwei Physiker gab, kamen 
von 1579 an drei vor, doch nicht regelmäßig, seit 1667 kommt zu den 
drei Ordinariis ein Extraordinarius, der zugleich Pestarzt war. Da letztere 
Stelle wegen ihrer Gefährlichkeit weniger gesucht war, so wurden diejenigen, 
die ein medizinisches Stipendium genossen hatten, verpflichtet, die Annahme 
des Amtes, wenn die Wahl auf sie fiel, nicht abzulehnen. Die Physiker 
waren vielfach von auswärts berufen und von Behörden empfohlen, es wurde 
dann wegen der Anstellungsbedingungen und dem Gehalte mit ihnen ver¬ 
handelt. 1500 wurde Johann v. Sost als Stadtarzt auf vier Jahre gegen 
einen Gehalt an Geld und Steuervergünstigung angestellt. 1506 wurde Philipp 
Wisse von Blasius Holzhausen für einen Gehalt von 60 fl. angestellt. 1575 
wurde Erasmus Hock probeweise auf ein Jahr als Physikus bestellt. Nach 
der Medizinalordnung von 1668 mußten die Physiker das Bürgerrecht be- 

*) Beyerbach, 1. c., 7. Teil, S. 1379. 
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sitzen, sie waren vereidigt, sie sollten alles, was zur Leibesgesundheit er¬ 
sprießlich ist, mit Fleiß erwägen, die Apotheken besichtigen und die Zu¬ 
sammensetzung der Arzneien prüfen, ebenso die wilden Arzneien, die während 
der Messen hierher kamen, kontrollieren und die Aussätzigen besichtigen. 
Ohne Erlaubnis durfte keiner über Nacht die Stadt verlassen, ebenso mußten 
sie bei Epidemien bei der Stadt fußhalten und nicht ausweichen. Doch in 
den Häusern bei allen Kranken und Infizierten während dieser Zeit persön¬ 
lich zu erscheinen, sollten die zwei ältesten Physiker nicht verpflichtet sein. 
Der erste Physikus erhielt den Titel physicus primarius. Von den Physikern 
wurden die Zeugnisse der sich niederlassenden Ärzte geprüft und letztere 
wurden von ihnen auf die Medizinalordnung verpflichtet, sie examierten die 
Chirurgen, Geburtshelfer und Hebammen, endlich batten sie Gutachten in 
gerichtlich-medizinischen Fällen abzugeben. 

Der Gehalt der Physiker war bis in das 19. Jahrhundert sehr gering; 
neben einem geringen festen Gehalt — 1630 60 fl. — und 10 Malter Korn 
und der Befreiung von den Einzugsabgaben für die Lebensmittel (die Renten¬ 
freiheit), waren sie nur auf Sporteln und auf die Bezüge der Privatpraxis 
angewiesen. Sehr oft kamen die Physiker um Erhöhung ihres Gehaltes ein, 
ihre Lage verschlechterte sich aber noch, als 1760 durch ein Schöffendekret 
die Physiker, welche bisher aus der Rechneikasse für ihre staatsärztlichen 
Verrichtungen bezahlt worden waren, in Hinsicht ihrer Anforderungen wegen 
gerichtlicher Leichenöffnungen an die Privatleute gewiesen wurden. 

Eine beamtete Stellung nahm auch der Stadtaccoucheur ein. Zur 
Schaffung dieser Stellung hatte die Geburt Goethes Veranlassung gegeben. 
Er erzählt darüber selbst in „Wahrheit und Dichtung“: Durch Ungeschick¬ 
lichkeit der Hebamme kam ich für tot auf die Welt und nur durch vielfache 
Bemühungen kam ich dahin, daß ich das Licht erblickte. Dieser Umstand, 
welcher die Meinigen in große Angst versetzt hatte, gereichte doch meinen 
Mitbürgern zum Vorteil, indem mein Großvater, der Schultheiß Johan n Wolf¬ 
gang Textor, Anlaß nahm, daß ein Geburtshelfer angestellt, der Hebammen¬ 
unterricht eingeführt und erneuert wurde, welches dann manchem der 
Nachgeborenen mag zu gut gekommen sein.“ Der Stadtgeburtshelfer und 
Hebammenlehrer erhielt als solcher einen Gehalt von 300 fl. In der Heb¬ 
ammenordnung von 1758 unterstanden seiner Aufsicht die Hebammen und 
deren Schülerinnen, die sogenannten Beilaiferinnen. Der Accoucheur konnte 
aus der Zahl der Ärzte oder Wundärzte gewählt werden und er war vereidigt. 

Von reichen Leuten durfte er sich für seine Bemühungen angemessen 
honorieren lassen, von weniger Bemittelten für eine Geburt nicht mehr als 
drei Taler nehmen. Den Armen mußte er unentgeltlich beistehen. Der 
Hebamme mußte er bei schwierigen Entbindungen zur Hand gehen und sie 
namentlich bei unehelich Gebärenden unterweisen und Unterrichtsstunden 
für sie abhalten, ebenso junge Ärzte und Chirurgen in der Geburtshilfe 
unterweisen; uneheliche Geburten mußte er dem Konsistorium anzeigen. 
Ohne Erlaubnis des Bürgermeisters durfte er nicht verreisen. 

d. Die Ärzte. 

Die Ausübung der Heilkunde geschah im alten Frankfurt durch drei 
Kategörien von Heilbeflissenen, durch die eigentlichen wissenschaftlich ge- 
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bildeten Ärzte, die Internisten, dann durch die Barbiere, Wundärzte und 
Chirurgen, endlich durch die Augenärzte, Bruch- und Steinschneider. 

Was die Arzte anlangt, so besaß die Stadt stets mehrere tüchtige 
Ärzte, welche indes, wie der berühmte Botaniker Lonicer, Pistorius und der 
Judenarzt Moses, fast ohne Ausnahme Fremde waren, indem sich bis in das 
16. Jahrhundert nur höchst selten ein Eingeborener der Heilkunde widmete 1 ). 
1574 gab es nach Stricker 2 ) nur einen christlichen Arzt, den Physiker 
Lonicerus, 1630 waren 10 Ärzte vorhanden. 1646 baten die Physiker, 
fremde Ärzte nicht mehr aufzunehmen, da die Zahl der Ärzte bereits so an¬ 
gewachsen sei, daß die Kranken in hiesiger Stadt nicht allein zur Genüge, 
sondern sogar überflüssig besorgt werden könnten, ja manchem es an einem 
zureichenden Stück Brot fehle, wenn er nicht aus Eigenem zuzusetzen hätte. 
1667 gab es 12 Ärzte, 1729 13, 1746 23, 1756 19, die Physiker einge¬ 
rechnet, 1771 nach Behrends einige 20. 

Da viele Frankfurter Ärzte von auswärts stammten, so gingen sie auch 
oft wieder weg, wenn sie auswärts bessere Existenzbedingungen fanden oder 
eine Berufung als Leibarzt oder an eine Hochschule erhielten; nicht wenige 
Frankfurter Ärzte haben in früheren Jahrhunderten einen unsteten Lebens¬ 
wandel geführt. 

Neben den christlichen Ärzten praktizierten jüdische Ärzte, die sich 
meist wegen ihrer Tüchtigkeit eines großen Zuspruches erfreuten, so wurden 
dem Judenarzt Moses auf Befehl des Rates zu jeder Stunde der Nacht die 
Pforten geöffnet, weil benachbarte Grafen, besonders die zu Hanau, oft schnell 
seines Rates bedurften. Da die christlichen Ärzte sich von jüdischen benach¬ 
teiligt glaubten, so tobte von ihrer Seite ein heftiger Konkurrenzkampf gegen 
sie, sie beschuldigten sie unter anderem des unerlaubten Verkaufes von 
Arzneien. Infolge dieser Klagen wurde 1579 beschlossen, eine Prüfungs¬ 
behörde für die Judenärzte einzusetzen. 1746 wurde die Zahl der Juden¬ 
ärzte auf drei festgesetzt, eine Ordnung, die trotz des Protestes des Vor¬ 
standes der jüdischen Gemeinde bis zur Errichtung des Großherzogtums 
Frankfurt fortbestand. 

Die erste Taxordnung für Ärzte erschien 1584. Nach dieser Taxe soll 
bei einem Konsilium mehrerer Ärzte jeder einen Goldgulden erhalten, für den 
ersten Gang soll der Kranke einen halben Gulden, für die folgenden halb so 
viel bezahlen. Wenn die Krankheit langwierig ist, so soll der Kranke jede 
Woche einen Gulden geben, wofür der Arzt, so oft er nötig ist, kommen 
muß. Für das Urinbeschauen soll er einen Batzen erhalten, für einen 
Nachtbesuch wurde ein Gulden gerechnet, bei ansteckenden Krankheiten 
kam die doppelte Taxe in Ansatz, ebenso mußten die Fremden statt eines 
Guldens einen Thaler bezahlen. 

In der Medizinalordnung von 1668 befaßt sich der erste Titel mit den 
Rechten und Pflichten der Ärzte, auf welche sie bei ihrer Niederlassung ver¬ 
eidigt wurden. Darin war ihnen bereits die Pflicht zur Verschwiegenheit 
auferlegt, es war ihnen verboten, bei ihren Verschreibungen einen Apotheker 
zu bevorzugen, selbst durften sie nicht Medikamente abgeben. Über die 

1 ) Lange, Geschichte der freien Stadt Frankfurt a. M. 1837, S. 245. 

*) Stricker, Mitteilungen über die Lehensumstände von Frankfurter Ärzten; 
Mitteilungen des Vereins für Geschichte zu Frankfurt a. M., 4. Bd., 8.159.’ 
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Taxe durften sie nicht fordern, doch war es ihnen unverwehrt anzunehmen, 
wenn ihnen Wohlhabende ein Mehreres präsentieren würden. Die Taxe war 
unverändert diejenige des Jahres 1584. 

Daß man bei der Zulassung der Ärzte auf deren Abstammung Wert legte, 
beweist der Umstand, daß, als 1766 ein Scharfrichterssohn, Dr. J. H. Hof f m ann, 
seine Niederlassung bewirken wollte, dies auf Betreiben der Physiker zuerst 
abgelehnt wurde und später erst nach langen Verhandlungen gewährt wurde. 

Um die Ärzte für die öffentliche Gesundheitspflege zu interessieren, be¬ 
stimmte Senckenberg in seinem Hauptstiftungsbrief, daß die Ärzte alle 
Monate wenigstens einmal znsammenkommen sollten, um gemeinsam zu 
überlegen, was zur besseren Ausübung der Gesundheitspflege und zur Ver¬ 
sorgung der armen Kranken erforderlich sein müßte. 

1791 erging ein Staatsbeschluß, daß alle Ärzte, die sich in Frankfurt 
niederließen, zuerst dort geprüft werden müßten, trotz des Widerspruches 
der Physiker, daß dies ein Eingriff in die Rechte der Universitäten und der • 
Ärzte sei. 

e. Die Wundärzte. 

Die Wundärzte oder Chirurgen zählten zum niederen Heilpersonal, ver¬ 
richteten sie doch zugleich das Barbierhandw^rk und bildeten, wie alle Hand¬ 
werker, eine Innung. Schon seit Ausgang des Mittelalters, 1497, wurde ein 
Wundarzt als Stadtwundarzt angenommen. Ullrich Seiff aus Göppingen, 
der erste Stadtwundarzt, verpflichtete sich gegen 30 fl. Gehalt und ein 
Visiererkleid der Stadt auf ein Jahr zu dienen. Überhaupt berief zuweilen 
der Rat, ohne jenes Zunftbannes zu achten, wenn es an tüchtigen Wund¬ 
ärzten gebrach, solche aus dem Auslande nach Frankfurt. 

Nach der Medizinalordnung von 1668 war es keinem Barbier erlaubt, 
das Handwerk zu betreiben und Becken auszuhängen, ehe er sein Meisterstück 
gemacht habe. Neben der niederen Chirurgie durften die Barbiere Wunden, 
Verletzungen, Geschwülste und Geschlechtskrankheiten behandeln, innere 
Kuren waren ihnen jedoch verboten. Wenn die Schäden sehr groß sind, 
sollen sie die Mediziner zu Rate ziehen, ohne deren Anordnung dürfen sie 
auch keine Abführkuren vornehmen. In schweren Fällen muß der vom Rat 
ihnen beigeordnete Arzt von ihren Geschworenen zugezogen werden. Aus 
der Taxordnung der Barbiere ist zu ersehen, daß sie auch große Operationen 
vornehmen durften, wie Amputation des Unterschenkels, wofür sie 24 fl. zu 
beanspruchen hatten, wenn der Patient aber stirbt, die Hälfte; für die Be¬ 
handlung armer Bevölkerung hatten sie 18 fl. zu beanspruchen, für einen 
Armbruch 12 fl., 1773 und 1774 wurde die Taxe ergänzt. 

1747 wurde beschlossen, daß es bei der Zahl von 20 Barbierstuben be¬ 
lassen werden solle. 

Die Okulisten, Bruch- und Steinschneider waren Spezialisten unter den 
Chirurgen, sie durften nur die Operationen ihrer Spezialität ausführen, sonstiger 
innerer und äußerer Kuren mußten sie sich enthalten, in bedenklichen Fällen 
mußten sie erst den Rat der Ärzte einholen. Nach ihrer Taxe hatten sie für 
Steinschneiden 30 fl., wenn der Patient stirbt, die Hälfte, für die Stein¬ 
operation 10 fl. zu beanspruchen. Sie waren Mitglieder der Chirurgenzunft. 
Neben den ansässigen kamen besonders während der Meßzeit viele aus¬ 
wärtige Steinoperateure nach Frankfurt, um hier ihre Kunst auszuüben. 
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f. Die Apotheker. 

Eine neue zweite Apothekerordnung nebst Taxe wurde 1500 erlassen, 
seitdem wurden alle neuen Apotheker auf diese Ordnung vereidigt. In dieser 
Zeit gab es viele Streitigkeiten zwischen Ärzten und Apothekern, die Apo¬ 
theker klagten über Boykottierung seitens der Ärzte und Selbstdispensieren 
derselben. Den Apothekern wurde dagegen vorgeworfen, daß sie Kranke 
behandelten. 1564 und 1585 wurden neue Apothekerordnungen erlassen. 
Die Apotheker wollten diese jedoch nicht anerkennen, weil die Preise zu 
niedrig waren: sie klagten außerdem über Eingriffe der Krämer und Handels¬ 
leute in ihre Nahrung. Die Apotheker verlangten 1590 eine Wegnahme 
der Sachen, welche die Krämer außer der Messe verkaufen dürfen, wogegen 
die Krämer als über einen anmaßenden Eingriff in ihre Rechte sich be¬ 
schwerten, indem sie zugleich behaupteten, ihre Waren seien besser und 
wohlfeiler als in den Apotheken. 

Was die Ausbildung der Apotheker anlangt, so besuchten • sie das 
Gymnasium und lernten daun in der Apotheke; der Universitätsbesuch 
scheint im 17. Jahrhundert bei den Apothekern nur in den seltensten Fällen 
in Frage gekommen zu sein l ). 

Die Zahl der in der Apotheke verwandten Materialien war ungeheuer 
groß — weist doch die Apothekertaxe von 1721 155 gedruckte Quartseiten 
auf —, besonders viele Kräuter wurden verwendet und auch tierische Stoffe, 
Präparate vom menschlichen Körper, zu denen Henkersknechte das Roh¬ 
material lieferten, Bestandteile ausgegrabener Mumien und ähnliche Dinge 
wurden viel genannt, die Zeugnis ablegen von dem Aberglauben und Mysti¬ 
zismus, in dem die Heilkunde des 17. Jahrhunderts noch steckte. Die ein¬ 
zelnen Arzneien waren meist aus vielen Bestandteilen zusammengesetzt, so ent¬ 
hielt derTheriak deren 64 und wurde dem entsprechend gegen fast alle Krank¬ 
heiten angewandt. Er war ursprünglich ein Gegengift gegen Schlangenbiß 
und enthielt deshalb auch Kügelchen von Fleisch von Giftschlangen. 

Um 1500 gab es zwei Apotheken in Frankfurt, die Johannisapotheke am 
Markt, die später Hirschapotheke genannt und auf die Zeil verlegt wurde, 
demnach die älteste Apotheke Frankfurts ist, und die Schwanenapotheke, 
deren Besitzer 1502 den Eid leistete. 1544 kommen vier Apotheken vor. 
1595 gab es fünf Apotheken, unter welchen sich auch die Hofapotheke 
befindet Diese Zahl war offenbar für die damalige Zeit zu groß, 1603 
gingen zwei Apotheken ein, eine davon wurde von den anderen Apotheken 
gemeinschaftlich gekauft; es wurde beschlossen, keine neue zu errichten; 
20 Jahre lang blieb es bei drei Apotheken. 

Gar oft wurde der Rat aber wegen Errichtung von neuen Apotheken 
bestürmt von Leuten, die mit kaiserlichen Privilegien kamen. Wurde das 
Begehren von seiten des Rates abgelehnt mit Rücksicht auf die ansässigen 
Apotheker, die wegen beeinträchtigter Nahrung klagten, so kam es oft zu 
langwierigen Prozessen und Verhandlungen zwischen Kaiser und Senat. So 
wurde 1629 lediglich durch kaiserliche Intervention die Erlaubnis zur 
Errichtung einer vierten Apotheke, der Engelapotheke, gegeben gegen Er- 

*) Nathusius-Neinstädt, Geschichte der Engelapotheke in Frankfurt a. M. 
1905, 8. 7. 
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legnng von 100 Talern an das Hospital. 1637 wurde die Einhornapotheke 
konzessioniert, wogegen sich die neue Apotheke verpflichtete, Hospital und 
Almosenkas8en zwei Jahre lang unentgeltlich mit Arzneien zu versehen. Als 
1675 ein Apotheker um die Errichtung einer neuen Apotheke einkam und 
sich erbot, 500 Gulden dem Hospital zu verehren, erboten sich die übrigen 
Apotheker, wenn keine neue errichtet würde, ein jeder für 100 Gulden Medi¬ 
kamente jährlich dem Almosenkasten oder dem Hospital zu liefern, was ihnen 
auch gewährt wurde. 1691 verstanden es die Apotheker wiederum, die Er¬ 
richtung einer neuen Apotheke gegen Zahlung von 5000 Reichstalern ab¬ 
zuwenden. 1713 erlangten die Apotheker die Bestätigung eines kaiserlichen 
Privilegs, daß 40 Jahre lang, vom Jahre 1691 gerechnet, keine sechste Apo¬ 
theke mehr errichtet werden solle. Erst ausgangs des 18. Jahrhunderts wurde 
wieder eine neue Apotheke konzessioniert, die Adlerapotheke, 1783, deren 
Besitzer die Verpflichtung übernahm, allen Kranken, Versorgten und Ge¬ 
fangenen um die Hälfte, allen Unteroffizieren und Soldaten die Arzneien 
umsonst zu liefern. 1798 wurde unter denselben Bedingungen die Apo¬ 
theke in der Fahrgasse konzessioniert. 

Die Apothekertaxen oder -Ordnungen spielen in der Geschiohte des 
Apothenkenwesens eine große Rolle, da sie einmal den Fortschritten der 
Wissenschaften entsprechend neue Arzneistoffe aufnehmen und alte aus- 
scheiden mußten, dann aber auch auf Wunsch der Apotheker häufig in bezug auf 
Preise eine Veränderung, d. h. Erhöhung, erfuhren. In der Regel waren die 
Apotheker mit der Preisfestsetzung nicht zufrieden, und es bedurfte langer 
Kämpfe, bis sie sich bereit erklärten, eine Taxe zu beschwören. So wurde 
1602 nach langen Kämpfen eine Apothekerordnung beschworen. Man war 
übereingekommen, jedesmal nach der Messe die Taxordnung festzusetzen; 
schon auf der Frühjahrsmesse 1603 weigerten sich jedoch die Apotheker, die 
Taxe zu beschwören, und sie verstanden sich erst dazu, als der Senat in 
Aussicht stellte, er worde sich anderwärts nach guten Apothekern Um¬ 
sehen. 1616 mußte mit der Errichtung einer eigenen Ratsapotheke gedroht 
werden. 

In der Medizinalordnung von 1668 wurde den Apothekern auferlegt, 
nur beste Materialien einzukaufen, zur rechten Zeit einzusammeln und sauber 
aufzubewahren. Vornehme Arzneien durften sie nicht präparieren ohne 
vorherige Anzeige bei einem dazu bestellten Arzt; Gifte und sonstige an¬ 
greifende Arzneien durften nicht an Gesinde und verdächtige Personen ab¬ 
gegeben werden, mit Ärzten dürfen sie nicht geheime Vereinbarungen 
treffen. Den „bösen Bezahlern“ sollen die Apotheker nicht gehalten sein, 
ferner Arznei zu bereiten, bis jene bezahlt haben, außer in dringenden 
Fällen. Besondere Sorge ward den sogenannten Frankfurter Pillen, einem 
Abführmittel, und dem Theriac zugewendet. 1626 wurde den Apothekern be¬ 
fohlen , den Ärzten die Zusammensetzung dieser Pillen anzugeben, welche 
sie seither geheimgehalten hatten. Es wird ferner dekretiert, daß die Apo¬ 
theker die rechte Komposition dem Rat versiegelt verwahrlich hinterlegen 
sollen. Als der Rat wahrnahm, daß die Pillen verfälscht wurden, gebietet 
er, daß sie nur in den Apotheken angefertigt und verkauft werden dürfen. 
Was den Theriac anlangt, so ist es verboten, denselben zu vermischen oder 
fremden einzuführen und zu verkaufen. 
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Die Vorgesetzte Behörde der Apotheker waren die Physiker, welche 
nicht nur einzeln gelegentlich die Apotheken besichtigen mußten, sondern 
auch einmal amtliche Visitationen mit zwei Ratsgliedern Vornahmen und 
dabei alle untauglichen Stoffe zu entfernen hatten. Bei den Composita 
mußte der Physiker außerdem die Bestandteile prüfen und das Unnütze ver¬ 
werfen, bei Theriac, Mithridat und anderen sonstigen Arzneien mußten sogar 
sämtliche Physiker erscheinen. 

Bis 1735 wurde bei der Apothekervisitation nach der Herbstmesse den 
Physikern eine Mahlzeit gegeben. Erst 1746 verstanden sich die Apotheker 
nach langen Verhandlungen* dazu, jedem regierenden Bürgermeister und jedem 
Physikus für die Untersuchung zwei Speziesdukaten zu reichen. Während 
der Visitation selbst wurde Kaffee, Tee, süßer Wein, Konfekte, Zucker¬ 
brezeln herumgereicht. 1761 wurde die Untersuchung vom Morgen auf 
den Nachmittag verlegt, dasselbe gereicht, doch dem Apotheker freigestellt, 
statt des süßen Weines Rheinwein zu spendieren. 

Noch ein Wort über die Apothekergehilfen. Sie hießen Gesellen und 
wurden wie die Apotheker vereidigt. 1565 baten sie um Erlassung des 
Eides, da sie nicht mit den Handwerksburschen in eine Linie gestellt werden 
wollten. Früher war ihnen das Degentragen gestattet und als ihnen dies 
wie auch den Handwerksgesellen 1700 verboten wurde, reichten die Gehilfen 
eine Beschwerde dagegen ein, ihr Gesuch wurde jedoch abgeschlagen. 

g. Die Materialisten. 

Diese entsprachen unseren heutigen Drogisten, es war ihnen nur der 
Handel mit freigegebenen Arzneien erlaubt, dagegen der Verkauf der Com¬ 
posita verboten, außer wenn sie nachwiesen, daß dieselben rechtmäßig 
verfertigt und Ärzte ihrer Zubereitung beigewohnt hatten. Theriac und 
Mithridat sowie gewisse andere Arzneien durften sie nicht unter bestimmten 
Quantitäten verkaufen. Verdorbene und verfälschte Waren durften sie nicht 
verkaufen. Zwischen Apotheker und Materialisten gab es beständig Streitig¬ 
keiten und Beschwerden bei den Behörden. Die Apotheker klagten über 
Übergriffe der Drogisten und verbotenen Verkauf von Geheimmitteln. 
1641 wurde ein Materialist wegen Verfälschung einiger Mittel, z. B. der 
Frankfurter Pillen, der Hirschkreuzlein, der Herzknochen der Hirsche, wofür 
er Ochsenknochen gegeben hatte, zur Konfiskation des dritten Teiles seines 
Vermögens, Verbrennung der gefälschten Materialien und zur Schwörung 
der Urfehde verurteilt. 

Zu den Medizinalpersonen gehörten schließlich auch noch die Krämer 
und Zuckerbäcker, allerdings nur insofern, indem auch sie unbefugter Weise 
Arzneimittel verkauften. Dies wird ihnen verboten, die Zuckerbäcker viel¬ 
mehr angehalten, ihren Zucker nicht mit Kraftmehl zu verfälschen; ver¬ 
wendet er Zucker zu geringem Konfekt, so soll er dies dem Publikum 
anzeigen. 

h. Die Hebammen. 

Eine Hebammenordnung wurde 1573 erlassen. Diese enthält neben 
den Bestimmungen über Auswahl der Hebammen, ihren Prüfungen und Ver¬ 
halten bei der Geburt noch sehr viele Vorschriften mehr religiöser Natur, 
über Gebete, die sie zu verrichten haben und Trostsprüche für die zu Ent- 
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bindenden. Die Prüfungen wurden vor den verordneten Matronen abgelegt, 
geschworenen Frauen, welche die Hebammen überwachen sollten und zu 
rechter Zeit das Herbeirufen eines Arztes bewirkten, aber nicht selbst ein- 
greifen sollen. Ein angestellter Geburtshelfer wird jetzt noch nicht erwähnt, 
nur wenn das Kind tot zur Welt kommt oder bei Wochenschwäche sollen sich 
die Hebammen bei den Ärzten Rats erholen. Ein besonderer Wundarzt ist 
bestellt, um bei Verstorbenen den Kaiserschnitt zu machen. Der Gehalt der 
sechs ältesten Hebammen betrug 6 fl. und 6 Malter Korn jährlich, Arme 
mußten sie dafür umsonst entbinden. 1703, 1758, 1764 wurden neue 
Hebammenordnungen erlassen. 

In der Verordnung von 1758 wurden an die aufzunehmenden Heb¬ 
ammen folgende Anforderungen gestellt [Kap. 3, § 1] x ): 

Diejenigen, welche zu Ammen angenommen werden sollen, sollen einen 
ehrbaren gottesfürchtigen Lebenswandel führen, gesunden Leibes sein und 
besonders zu ihrer Arbeit taugliche Hände haben, gute Sitten und Gebärden 
haben, nüchtern, verschwiegen, sanftmütig, gewissenhaft und beherzt, auch 
fröhlichen Gemütes sein, sich des unnötigen Schwätzens, Fluchens, Schwö- 
rens, leichtfertiger Reden und Gebärden, aller abergläubischen Reden und 
Handlungen enthalten; sie sollen selbst in der Ehe gewesen oder noch sein, 
selbst Kinder geboren und von den Accoucheur sowohl als an den anderen 
Ammen, was in allen Stücken dieses Berufes zu wissen nötig ist, gelernt 
haben, auch Schreibens und Lesens kundig Bein. Bei unehelichen Geburten 
müssen sie den Namen des Vaters erforschen und diesen dem Konsistorium 
anzeigen. In ihre Häuser dürfen sie unehelich Schwangere nicht aufnehmen. 
Nach der Geburt muß jede entbundene Frau 14 Tage mindestens jeden 
zweiten Tag besucht werden, bei Krankheiten im Wochenbett sollen sie auf 
Zuziehung des Hausarztes drängen. Wenn eine Hebamme abgeht, wird eine 
neue aus der Zahl der Beiläuferinnen gewählt, und zwar diejenige, welche 
eine Prüfung vor den Physikern am besten bestanden hat. Darauf wird 
sie als Hebamme vereidigt. Die Beiläuferinnen sind Hebammenschülerinnen, 
welche von den Hebammen zur Entbindung mitgenommen und von ihr und 
dem Accoucheur unterrichtet werden; sie darf auch später die Hebamme in 
Verhinderungsfällen vertreten, bei Geburten sowohl wie beim Tragen der 
Kinder zur Taufe. Bei letzterer werden die Hebammen und ihre Schüle¬ 
rinnen ermahnt, nicht zu viel zu trinken, damit das Kind nicht durch 
Druck, Fallenlassen und üblen Geruch beschädigt werde. 

Die Hebammen werden ermahnt, ihre Tätigkeit mit Geduld und Vor¬ 
sicht zu üben. Wird durch ihr Verschulden, durch Übereilung und Nach¬ 
lässigkeit den Frauen Schaden zugefügt, so sind sie gehalten, die Heilungs¬ 
kosten zu tragen, werden auch von Amts wegen ihres Amtes entsetzt. Bei 
schweren Geburten soll die Hebamme noch eine andere Hebamme oder einen 
Arzt zuziehen. Bei schwangeren Verstorbenen müssen sie auf die sofortige 
Hinzuziehung eines Airztes dringen, damit dieser den Kaiserschnitt vornehme, 
was ihnen durch eine Verordnung vom 13. Juni noch besonders einge¬ 
schärft wird. 

ImAusgang des 18. Jahrhunderts gab es in Frankfurt zehn Hebammen. 


l ) Beyerbach, L c., 8.14 bis 61. 
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i. Kurpfuscherei und Geheimmittelwesen. 

Hier hat man zu unterscheiden zwischen Kurpfuscherei und Geheim¬ 
mittelwesen außer den Messen und in den Messen; erstere war verboten, 
letztere unter gewissen Einschränkungen erlaubt. Beide standen in üppigster 
Blüte. Mit den Kurpfuschern beschäftigt sich die Medizinalordnung von 1668. 
Der 11. Titel handelt „Von allerhand betrüglichen und geldsüchtigen Winkel¬ 
ärzten als da sind: Empiriker oder Versuchsärzte, Aufklauber, gewissens- 
und berufsvergessene Kirchen- und Schuldiener, verdorbene Apotheker, 
Krämer, Faktoren, Makler und faule Handwerker, eigennützige Weibsbilder, 
Krankenwärter, Zahnbrecher, Landstreicher, Historier, Wurzelträger, Nach¬ 
rufer, Schwarzkünstler, Juden und dergleichen.“ Es wird als Motiv für 
deren Tätigkeit die Gewinnsucht und Faulheit angenommen, und ihnen bei 
Strafe von 10 fl. verboten, weder heimlich noch öffentlich Arznei zu geben. 
Aus besonderen Ursachen wird ihnen jedoch gestattet, ihre angemaßte Kunst 
auf eine gewisse Zeit zu üben. Die ehrbaren und gutmütigen Frauen, die 
den Bedürftigen gesottene Getränke und gebranntes Wasser geben, sind in 
diesem Verbot nicht inbegriffen. 

Zu den Kurpfuschern sind aber die Alchymisten, Paracelsisten und 
Laboranten zuzurechnen. Die rechte Kunst der Alchymie, sagt die Medi¬ 
zinalordnung, ist eine vortreffliche Gabe Gottes, daher dürfen diese Arznei¬ 
mittel in den Apotheken von den derselben Verständigen gebraucht werden. 
Verboten ist es aber, wenn die genannten Paracelsisten schlechte Ware zu 
Hause selbst präparieren und dem Publikum zu teuren Preisen aufhängen« 

Sehr schlecht ist Behrends auf die Kurpfuscher zu sprechen. Er be¬ 
dauert, daß die gute Verfassung des Staates hinsichtlich der Gesundheits¬ 
pflege es nicht hindern könne, daß sich zu den Ärzten, Wundärzten und 
Apothekern ein „erschrecklicher Schwanz von Würgengeln heimlieh an- 
hänge. „Der Schade, den die Empirie anrichtet, ist größer als durch die 
Pest. Nicht genug, daß die Empiriker tausend schädliche Arzneien austeilten 
und die alten Weiber, verdorbene Einwohner, Bauern und Schnurbärte, 
Kranke bei uns besuchen, treiben sie noch, wenn es möglich ist, Sympathien 
und Teufeleien.“ 

1761 erlassen die Apotheker eine öffentliche Warnung gegen die in der 
Zeitung angepriesenen Geheimmittel, die mit prahlerischen und verführeri¬ 
schen Titeln angeboten wurden, durch deren Gebrauch die Leichtgläubigen 
an Vermögen und Gesundheit Schaden nehmen ] ). 

Als der Verkauf fremder Arzneien in ungeheurem Maße überhand 
nahm, erließ der Rat 1780 ein Verbot gegen den wilden Arzneihandel. Zu¬ 
gelassen war nur der Verkauf und die Ankündigung der mit Privilegien 
versehenen Arzneien, doch mußten die Verkäufer zuvor ihre Privilegien vor¬ 
legen und die Arzneien den Apothekern in Kommission geben. 

Wenn auch außerhalb der Messezeiten die Kurpfuscherei und die Ge¬ 
heimmittel noch einigermaßen im Zaum zu halten waren, so schossen sie 
während der Messe gar üppig ins Kraut. Da kamen Marktschreier, Quack¬ 
salber, Zahn- und Augenärzte und andere medizinische Wundermänner und 
Wunderfrauen. Der Hanswurst mußte die Zuhörer herbeilocken, worauf 

*) Belli-Go ntard, Leben in Frankfurt a. M., 4. Bd.,> 8.185, 1850. 
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der Doktor selbst die Bühne betrat und seine Euren unter freiem Himmel 
verrichtete. Diejenigen, die etwas mehr auf Würde hielten, übten die Kuren 
in ihrer Wohnung aus. So kündigte der privilegierte kaiserliche Operateur 
Eindieb 1759 an, daß er niemals auf öffentlichem Marktplatze oder Stellagen 
ausrufe, auch keinen Menschen mit Medizin herumschickt zu verkaufen, 
sondern wer sich seines Rates bedienen wolle, beliebe sich in Beinern Quartier 
anzumelden. 

Nach der Medizinalordnung durften die Pfuscher in den Messen ihre 
Waren, sofern sie nicht verboten waren, feilhalten. Wenn sie aber mit 
Betrug umgingen oder verbotene Sachen oder Theriac und Gifte feil¬ 
hielten, sollten ihnen die Waren genommen und sie ernstlich gestraft werden. 
Die Prüfung ihrer Waren erfolgte durch die Apotheker. 

15. Die Bekämpfung der Seuchen, 
a. Die Pest. 

Von diesen kam im 16. und 17. Jahrhundert fast ausschließlich die 
Pest in Betracht. 1502 wurde wegen der Pest eine Prozession abgehalten. 
1547 wurden, als die Pest wiederum wütete, die von den Ärzten verord- 
neten Verhaltungsmaßregeln von den Kanzeln publiziert. 1547 wurde der 
Krempel-, d. i. der Gerümpelmarkt, eine Zeitlang abgesperrt. 1563 ließ der 
Rat ankündigen, daß kein Mensch innerhalb vier Wochen auf die Zunft¬ 
stuben gehen solle. In demselben Jahre verfaßten die Physiker Vorschriften, 
wie man sich bei den Sterbensläuften zu verhalten habe. Man solle sich 
des Schweigens und Trinkens von gebranntem Wein enthalten. Die Woh¬ 
nungen sind rein zu halten und zu räuchern, die Straßen täglich zu reinigen. 
Die Angehörigen der Kranken sollen sich nicht in die Kirche drängen und 
unter das Volk mengen, sondern man solle für sie einen eigenen Gottes¬ 
dienst einrichten. Die Tänze in Sachsenhausen und vor der Stadt Bollen 
abgestellt werden. Für das Gesinde und die Armen soll ein besonderes 
Krankenhaus eingerichtet werden. 1575 wurden der herrschenden Pest 
wegen die Schulen geschlossen. 1583 erließ der Physikus Strupp ein rat¬ 
sames Bedenken für das Verhalten bei der Pest. Die Ratschläge bestanden 
jedoch fast ausschließlich in der Empfehlung einer Menge Arzneien: pur¬ 
gierende Pillen, Nußlatwerge, außerdem solle man an einen Bisamapfel 
riechen und das Gesicht mit Essig waschen. Hauspräservative sind nach 
ihm frische Butter, Suppe ohne Wein und Gewürz. Endlich empfiehlt er 
ein gottseliges Leben und starkes Gebet als geistliche Arznei. 1585 wurde 
der Verkauf des Branntweins ausgeschlossen, weil die Barbiere anzeigten, 
daß bei den jetzigen Sterbensläuften der Branntwein sehr schädlich sei. 
1597 wurde wiederum der Verkauf auf dem Krempelmarkte, sowie der Ver¬ 
kauf des Branntweins verboten, sowie eine Badstube geschlossen. 1604 
wütete die Seuche derart, daß, um den erzürnten Himmel zu versöhnen, 
Musik und Tanz verboten wurde, und den Bürgern untersagt wurde, Fremde 
aufzunehmen. „Denn der gerechte Gott u , sagt die Verordnung, „hat uns 
um unserer Sünden und ärgerlichen Lebens willen an jetzt nicht unschuldig, 
sondern ganz verdient mit der abscheulichen Seuche und Plage der Pestilenz 
ziemlich heimgesucht. Auch ist nicht zu hoffen, sie möge nachlassen, es 
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sei denn, daß wirkliche Besserung an uns gespürt werde. u 1605 wurde ver¬ 
boten, den Urin auf den Straßen auszuschütten und wurde geboten, die 
Straßen sauber zu halten, auch wurde das Saitenspiel verboten. Als 1623 
eine ansteckende Seuche ausbrach und diese nach Ansicht der Physiker 
unter anderem dadurch hervorgerufen wurde, daß die Bürger in der Stadt 
Schweine hielten und diese einen üblen Geruch verbreiteten, wurde befohlen, 
die Schweine innerhalb acht Tagen aus der Stadt abzuschaffen. 

1636 zur Zeit des 30 jährigen Krieges wütete die Pest in Verbindung 
mit dem grenzenlosen Elend und der Hungersnot in greulicher Weise. Die 
Physiker ersuchten den Rat, eine Verfügung zu erlassen, daß zur Verhütung 
künftig zu besorgender Infektionen die Gassen sauber und rein gehalten, 
die Bettler, die ihre Lagerhütten aufschlugen, abgeschafft und das Kersel 
und Unfläterei an gewisse Orte ausgetragen werden möge. Übrigens litt 
die Pflege der Kranken durch das Versagen der Ärzte und Wundärzte not: 
1634 erklärten diese, daß sie die Pestkranken nicht besuchen könnten, weil 
sie sonst von anderen Kranken gemieden würden. Die Barbiere versagten 
im Jahre 1635 zum Teil ihre Beihilfe, und da auch die Pfarrer sich wei¬ 
gerten, die Pestkranken zu besuchen, so wurde ein besonderer Pastor pesti- 
lentiarius angestellt. 

Die letzte Pestepidemie wütete 1666 bis 1667. 1666 wurden scharfe 

Anordnungen gegen die Weiterverbreitung der Pest getroffen; Bewohner 
von Häusern, in denen Pestkranke lagen, durften öffentliche Märkte, Kirchen 
und Schulen nicht besuchen. Die Häuser der erkrankten Armen wurden 
geschlossen und sie vom Spital und Almosenkasten verpflegt und unter¬ 
halten. An den Toren wurde eine Scharfe Kontrolle geübt und niemand 
hereingelassen, der nicht nachweisen konnte, daß er von einem seuchenfreien 
Orte kam. Bettelvolk wurde nicht hereingelassen und aus der Stadt ge¬ 
schafft, kein Verstorbener durfte über zwei Tage unbegraben liegen bleiben, 
den Barbieren wurde die Anzeigepflicht über die Erkrankten auf erlegt, das 
Vorsingen der Kinder wurde verboten, die große Zahl der Gäste bei Hoch¬ 
zeiten und Kindtaufen wurde beschränkt, um 9 Uhr wurden die Bier- und 
Weinhäuser geschlossen. Der Pastor pestilentiarius durfte andere Personen 
nicht zur Beichte zulassen. 

1667 wurde verboten, Kleider oder Hausrat an der Pest Gestorbener 
weder selbst zu gebrauchen, noch zu verkaufen, ehe es vor der Stadt mit 
Strohfeuer brustilieret, gewaschen und an die offene Luft gehängt worden. 

Die Pest von den Toren Frankfurts fernzuhalten, war der Rat für die 
Folge bemüht, indem er strenge Anordnungen erließ und Vorsichtsmaßregeln 
ergriff, wenn die Pest vorerst auch nur in noch entfernteren Gegenden aus¬ 
gebrochen war. 

Als 1668 die Pest in Thüringen, Schlesien und Österreich grassierte, 
wurde in der Herbstmesse fleißig acht gegeben, daß niemand aus den infi¬ 
zierten Orten in die Stadt gelassen wurde. Keiner wurde ohne Paß ein¬ 
gelassen, es durfte niemand beherbergt werden, der nicht mit einem Einlaß¬ 
zettel versehen war; Spiele waren verboten, die Waren, die aus Sachsen 
kamen, mußten auf dem Riedhof in Quarantäne gelegt werden. Fremde, 
die keinen Paß hatten, mußten auf dem Römer einen Eid schwören, daß sie 
nicht aus einem infizierten Orte kamen. 
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Als 1711 die Pest in Polen ausbrach, wurde seitens des Rates die Ver¬ 
fügung erlassen, daß alle ankommenden Reisenden an den Toren durch 
dazu bestellte Examinatoren geprüft und niemand ohne Gesundheitsbrief 
und Legitimation in die Stadt eingelassen werden dürfe. 

1753 wurden wegen der Pest in Polen die aus dortiger Gegend kom¬ 
menden Personen, ebensowenig Güter, vor allem Pelzwaaren, Wolle, Federn 
und dergleichen ohne authentische Gesundheitsbriefe zugelassen. 

1770 wird verordnet, daß, als in Posen wieder die Pest grassierte, 
Menschen und Waren auch mit Pässen nicht eingelassen werden sollten, 
aus anderen Gegenden ankommende Personen nur dann, wenn sie mit Ge¬ 
sundheitsattesten versehen waren. Dies galt auch für andere Waren, besonders 
den giftfangenden: Häuten, Baumwolle, Bettgeräten, Lumpen, Menschen- 
und Tierhaaren; Deserteurs, Landstreioher und Betteljuden werden in die 
Stadt nur eingelassen, wenn sie sich gehörig legitimieren können. 

b. Syphilis und Prostitution. 

Als prophylaktisches Mittel gegen die Syphilis wurde einerseits Iso¬ 
lierung der Erkrankten vorgeschrieben, andererseits hielt man dem Geist 
der Zeit entsprechend Prozessionen ab. Die Prostitution war bereits im 
Mittelalter in Frankfurt a. M. reglementiert. Die Frauenhäuser waren kon¬ 
zessioniert, teils städtische Einrichtungen, teils im Besitz Privater. Eigen¬ 
tümer waren jedoch nicht allein die Stadt, sondern auch geistliche Stifter, 
z. B. das Leonhardsstift, an welches Grundzinsen von den Frauenhäusern 
bezahlt wurden. Neben der geduldeten ansässigen gab es auch eine geheime 
und eine fluktuierende Prostitution, die namentlich zu Messezeiten, bei Kaiser- 
krönungen usw. in Frankfurt zusammenströmte; es gefiel dieser augenschein¬ 
lich in Frankfurt so gut, daß es schwer war, nach Beendigung der Messe sie 
wieder aus der Stadt fortzuschaffen. 

Die Reglementierung der Prostitution bestand nun darin, daß 
den Insassinnen der Frauenhäuser die Erlaubnis zum Betrieb ihres Gewerbes, 
das Alleinrecht auf dasselbe, auch obrigkeitlicher Schutz bei Ausübung des¬ 
selben gewährt wurde. Als Gegenleistung hatten sie an den Stöcker oder Scharf¬ 
richter, dem die Aufsicht über die Dirnen übertragen wurde, eine Abgabe 
zu entrichten. Der Stöcker hatte dafür jährlich 3 fl. an den Bürgermeister 
zu entrichten und den Mietpreis an die zwei Frauenhäuser zu bezahlen. Die 
Dirnen waren übrigens in jener Zeit durch ihren Beruf in keiner Weise 
geächtet, dafür spricht der Umstand, daß sie bei Festlichkeiten des Rates 
zugezogen und sich an öffentlichen Tänzen beteiligen durften. Wie es schien, 
war die Prostitution in zweckmäßiger Weise, den damaligen Zeitverhält¬ 
nissen entsprechend, reglementiert. Sie war streng lokalisiert und abge¬ 
grenzt, das Bürgertum erhielt sich rein, von einer moralischen Infektion war 
nirgends die Rede. 

Die Reformation brachte auch hier einschneidende Änderungen; mit 
den sich verfeinernden sittlichen Anschauungen erhob sich ein ztinehmender 
Widerspruch gegen die Duldung der Prostitution und der Frauenhäuser. 
So wurde diese 1570 aufgehoben. Von da bis zum Jahre 1812 war die 
Prostitution nicht geduldet, sie existierte offiziell nicht, brauchte daher auch 
nicht reglementiert zu werden. 

• Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912 . 32 
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Der Weisheit letzter Schluß war nunmehr die Bestrafung der Prosti¬ 
tution. Welche Folgen dieses System hatte, zeigt sich am deutlichsten in 
der Mitte und am Ende des 18. Jahrhunderts in der gewaltigen Zunahme 
der Geschlechtskrankheiten und der moralischen Verwilderung und Ver¬ 
seuchung des Bürgertums. Die Grenze zwischen Prostitution und anstän¬ 
diger Einwohnerschaft war vielfache verwischt, dazu kam die andere unaus¬ 
bleibliche Begleiterscheinung dieser klassischen Blütezeit der Winkelprosti¬ 
tution, nämlich die aufs schamloseste betriebene Kuppelei 1 ). 

c. Der Kriegstyphus. 

Am Ausgange des 18. Jahrhunderts wurde Frankfurt durch den Kriegs¬ 
typhus infolge Überfüllung der Lazarette und auch der Bürgerhäuser mit 
kranken Soldaten heimgesucht. 1793 verlangte daher das Physikat, daß 
die Kriegslazarette aus der Stadt verlegt wurden. Das Sanitätsamt forderte 
außerdem zur Bekämpfung der Seuche und Verhütung* der Weiterver¬ 
breitung die Reinigung und Spülung der Antauchen, die Reinigung der 
Straßengossen und Kehrung der Straßen, das Fortschaffen des Kehrichts, 
das Wegschaffen der bei den Ringmauern hingeschütteten Unreinlichkeiten, 
die Wegschaffung aller Miststätten von den Straßen, das Verbot des Aus¬ 
schüttens der Nachtstühle in die Kehrselkästen, sowie die Verbesserung der 
Gerätschaften zum Wegfahren des Unrates. Die Leichen sollen nach vor¬ 
gängiger Besichtigung innerhalb 12 bis 24 Stunden in einem acht Schuh 
tiefen Grabe beerdigt werden. Gefallenes Vieh ist sofort aus der Stadt zu 
schaffen und tief einzuscharren. Auch wird es für wünschenswert gehalten, 
wenn noch ein Begräbnisplatz für die katholische Gemeinde eingerichtet 
würde. Besuche in den öffentlichen Krankenhäusern, namentlich in den 
Lazaretten sollen vermieden werden. Aber außerdem wurde dem Publikum 
in einer gedruckten Ansprache empfohlen: das Reinigen und Lüften der 
Zimmer, Essigräucherungen, Reinhaltung der Kleider und Betten, öfterer 
Wechsel derselben, fleißiges Baden, mäßiges Leben, öfterer Genuß frischen 
Gemüses, besonders des mit Essig angemachten Salates. Man solle den 
Körper nicht ermüden und schwächen, sich vor Erkältungen hüten, sich 
nicht fürchten, den Besuch von Kranken vermeiden. Man soll sogleich bei 
den ersten Krankheitszeichen zum Arzte schicken 2 ). 

d. Die Bekämpfung der Tollwut. 

Verordnungen, welche die Prophylaxe der Tollwut betrafen, wurden 
im 18. Jahrhundert öfters erlassen. Sie bezogen sich auf das Halten zu 
großer und zu gefährlicher Hunde. Almosenempfänger sollten überhaupt 
keinen halten und der Stöcker in der heißen Zeit alle mit keinem Zeichen 
versehene totschlagen, ebenso müssen tolle Hunde weggeschafft werden. 


l ) Hanauer, Geschichte der Prostitution in Frankfurt a. M. Festsohr. zum 
1. Kongreß der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
Frankfurt a. M. 1903. 

*) Willbrand t, Die Kriegslazarette von 1792 bis 1815 und der Kriegstyphus 
zu Frankfurt a. M. Archiv für Frankfurts Geschichte der Kunst. N. F. Bd. 11. 
8. 32. 1884. 
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Die Physiker gaben aufklärende Schriften und Verhaltungsmaßregeln heraus 
und hatten Mittel zu prüfen, die gegen den Biß toller Hunde angepriesen 
wurden. 

Aus dem Jahre 1784 stammt die Krankengeschichte eines Gebissenen 
vom Physikus Behrends. Aus Furcht vor Ansteckung wird keine Leichen¬ 
öffnung gemacht, wie bei einem Pestfall soll das Zimmer neu geweißt und 
angestriohen, Kalk in den Sarg geworfen und die Kleider des Verstorbenen 
verbrannt werden. 

16. Erste Hilfeleistung bei plötzlichen Unglücksfällen. 

Über die Rettungsanstalten für Verunglückte im 18. Jahrhundert finden 
sich bei Stricker interessante Mitteilungen. Danach war man im 18 Jahr¬ 
hundert noch von merkwürdigen Vorurteilen befangen. So unterblieb die 
Rettung von im Main Ertrunkenen häufig deswegen, weil man glaubte, daß 
die Herausziehung aus dem Wasser der Ehre desjenigen, welcher Hand dazu 
anlegte, nachteilig wäre; auch weil öfters zu viel Zeit darauf verwandt 
wurde, bis man einen solchen Unfall gehörigen Ortes angemeldet und die 
nötigen Verhaltungsbefehle eingeholt hatte. So kommt 1778 eine Klage 
gegen die Wache am Allerheiligentor vor, sie habe die Rettung eines ertrun¬ 
kenen Jungen verhindert, weil sie die Leute, die ihn trugen, am Tore auf¬ 
gehalten. Darauf ward angeordnet, daß solche Leute sogleich mit einem 
Manne von der Torwache ins Hospital oder zum nächsten Chirurgen geleitet 
werden; auch sollen Bahren an allen Toren vorrätig gehalten werden. 

1774 wurde beantragt, im Heiliggeisthospital ein Zimmer für den 
Rettungsapparat einzurichten, das Hospital lehnte jedoch dies wegen Platz¬ 
mangels ab; 1781 erklärten sich die Chirurgen bereit, Zimmer und Geräte 
bereit zu stellen. 

1781 wird das Baden im Main beaufsichtigt und das Fischerhandwerk 
über die gefährlichen Stellen darin vernommen, auch für jeden geretteten 
Ertrinkenden 15 fl. Belohnung zugesichert, doch sieht man davon ab, die 
gefährlichen Plätze zu bezeichnen, damit sie niemand zu Selbstmord benutze. 

1738 wird eine Anweisung von den Physikern an das Publikum er¬ 
lassen, wie Ertrunkene zu behandeln seien. 
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Der Milchzucker. 

Von Dr. Hugo K&hl, Nahrungsmittelchemiker in KieL 
(Chemisch-biologische Studie.) 


Über die Entstehung des Milchzuckers sind die verschiedensten An¬ 
sichten geäußert, mit Bestimmtheit wissen wir nur, daß der Ort der Ent¬ 
stehung die Milchdrüse ist. 

Wir wollen nicht auf die zum Teil sehr vagen Annahmen eingehen, 
sondern nur hervorheben, daß eine Reihe von Beobachtungen dafür spricht, 
daß die Milchdrüse zur Milchzuckerbildung aus Glucose allein befähigt ist. 

Seiner Konstitution nach ist der Milchzucker eine Verbindung des 
Traubenzuckers und der Galaktose von nachstehender Konstitutionsformel: 


CH* OH 
HCOH 
OHCH 
HCOH 
HCOH 
CH—O— 
(d-Glucose) 


CHO 

HCOH 

HCH 

OHCH 

HCOH 

CH 

(d-Galaktose) 


Gewonnen wird der Milchzucker bekanntlich aus Molken, die 4,30 bis 
5,90 Proz. dieses Kohlehydrats enthalten. Die Fabrikation zerfällt in zwei 
Hauptphasen, nämlich: 

1. Konzentration der Molken auf ein bestimmtes Volumen, sowie Ge¬ 
winnung des Milchzuckers daraus, und zwar des Rohmilchzuckers. 

2. Reinigung des Rohmilchzuckers. 

Die Zusammensetzung des letzteren unterliegt großen Schwankungen, 
wie Untersuchungen von Dr. A. Burr und F. Berberich, die sich auf Roh¬ 
milchzuckerproben der Fabrik Germania (Mölln) beziehen, dartun. Der 
Durchschnitt ist aus 15 Analysen gezogen (Tabelle 1). 


Tabelle 1. 



Feuchtigkeit 

Trockenmasse 

Milchzucker 

Gesamtasche 

Eiweiß 

Fett 

Säure, ber. 
auf 

Milchsäure 

Andere 

Bestandteile 

Mittel. 

, 

1,07 

98,93 

92,50 

1,66 

2,07 

0,52 

0,40 

1,81 

Maximum . . 

. . 

2,33 

99,82 

95,29 

2,21 

2,95 

0,80 

0,59 

5,09 

Minimum . . 

■ • 

0,18 

97,67 

89,25 

1,19 

1,32 

0,25 

0,09 

0,03 


Beachtung verdient der Gehalt an Eiweißstoffen in erster Linie, sodann 
der an Mineralstoffen, wie wir später sehen werden. Die aus dem Rohmilch¬ 
zucker gewonnene Raffinade, der Milchzucker des Handels, ist nun keines¬ 
wegs ein chemisch reines Produkt, dieses kann man selbst von der besten 
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Ware nicht behaupten. Um eine zahlenmäßige Illustration zu geben, führe 
ich in Tabelle 2 zunächst Analysenresultate Ton Burr und Berberich 9 ) an, 
sodann meine eigenen. 


Tabelle 2. 



Gesamtasche 

Stickstoff* 

subst&nz 

Analysiert von Dr. Burr und F. Berherich 

Mittel . . 0,08 

0,00 

Milchzuckerraffinade der Fabrik Germania 

Maximum 0,13 


(Mölln). 

Minimum 0,05 


Milchzuckerraffinade aus zehn verschiedenen 

Mittel . . 0,107 

0,030 

Fabriken. 

Maximum 0,250 

0,060 


Minimum 0,025 

0,00 



Gesamtasche 

Eisen 

kolorimetrisch 

bestimmt 

Stickstoff¬ 

substanz 

Milchzuckerraffinade, analysiert vom Ver¬ 
fasser 

0,30 

0,17 

0,0004 

0,0008 

0,031 

0,026 


Der Gehalt an Stickstoff bzw. Stickstoffsubstanz verbunden mit dem 
Gehalt an Mineralstoffen ist keineswegs, wie wir im bakteriologischen Teile 
nachweisen werden, unbedenklich. Da es sich um einen Fabrikationsfehler 
handelt, der vermieden werden kann, so hätte das Deutsche Arzneibuch in 
seiner neuen Ausgabe die Anforderungen höher schrauben dürfen, um so 
mehr, weil der Milchzucker in der Säuglingsernährung eine so hervorragende 
Bolle spielt. 

Die Zusammensetzung der Beinmilchzuckerasche — sagt Burr 3 ) — ist 
einerseits abhängig von der Art und Menge der etwa zur Fabrikation ver¬ 
wendeten Chemikalien, andererseits von der Beschaffenheit des zum Baffi- 
nieren des Bohmilchzuokers benutzten Wassers. Destilliertes Wasser werden 
hierzu wohl wenige verwenden können, das Brunnen- bzw. Leitungswasser 
enthält aber, je nach der Beschaffenheit der Erdschichten, aus denen es 
stammt, mehr oder weniger gelöste anorganische Bestandteile. Hierzu sei 
bemerkt: Wenn man schlechte Handelsware in Wasser 1:1 löst, die Lösung 
filtriert, so erhält man bei Anwendung von destilliertem Wasser einen vor¬ 
züglichen Milchzucker. Vgl. Tabelle 3. 

Aus der Tabelle geht klar hervor, daß der Gehalt an Stickstoffsubstanz 
sich auf 0, der Gehalt an Mineralstoffen auf ein Minimum reduzieren läßt. 

Die oben erwähnte große hygienische Bedeutung des Milchzuckers stellt 
an die Fabrikanten aber die gebieterische Forderung, das Fabrikat nicht 
nach der Quantität der Ausbeute allein, sondern nach der Qualität in erster 
Linie zu beurteilen. 

Sehr richtig und beachtenswert ist die Bemerkung der schon öfter ge¬ 
nannten Autoren 4 ): „Dem Stickstoffgehalt der Milchzuckerraffinade sollte 
unseres Erachtens mehr Aufmerksamkeit geschenkt und solche Präparate 
zum Gebrauch für pharmazeutische Zwecke und für Kinderernährung 
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Tabelle 3. 


j 

Gesamtasche 

Proz. 

Eisen 

kolorimetrisch 

bestimmt 

Proz. 

Stlckstoff- 

substsnz 

Pro*. 

1. Milchzucker des Handels. 

0,30 

0,0004 

0,03 

a) Dieselbe Ware in destilliertem 
Wasser 1 • 1 gelöst, die Lösung fil¬ 
triert, kristallisiert. 

0,045 

0,0012 

0 

b) Dieselbe Ware in destilliertem 
Wasser gelöst, unfiitriert, kristalli¬ 
siert . 

i 

1 0,10 

0,0008 

0,0022 

2. Milchzucker des Handels. 

0,17 

0,0008 

0,026 

a) Dieselbe Ware in destilliertem i 
Wasser 1:1 gelöst, die Lösung fil¬ 
triert, kristallisiert. 

i 

! 

0,020 

1 

1 0,0012 

0 

b) Dieselbe Ware in destilliertem 
Wasser gelöst, unfiitriert, kristalli¬ 
siert . 

I 

'1 

| 0,08 

0,0008 

Spuren 


beanstandet werden, die Stickstoff in wesentlicher Menge enthalten, welche die 
damit versetzte Milch so verändern können, daß sie von Säuglingen nicht 
ohne schwere Schädigung des Wohlbefindens genossen werden kann.“ Diese 
Äußerung führt uns zu der bakteriologischen Untersuchung des Milchzuckers, 
der unser größtes Interesse gilt. Über die gebräuchlichsten chemischen 
Prüfungsverfahren, welche dem Nachweis der Verfälschung bzw. der Reinheit 
gelten, berichteten ausführlich Dr. Burr und F. Berberich 6 ), so daß nichts 
zu sagen übrig bleibt. 

Die bakteriologische Untersuchung, die natürlich von hygienischen 
Gesichtspunkten geleitet wurde, bezweckte die Beantwortung nachfolgender 
Fragen: 

1. Ist der Milchzucker des Handels reich an Bakterien? 

2. Steht der Keimgehalt im engen Zusammenhang mit der qualitativen 
und quantitativen Zusammensetzung des Handelsproduktes ? 

3. Welche Bakterienarten herrschen vor? 

Schon 1900 isolierten Uhl und Hensold 6 ) aus zwei, verschiedenen 
Sterilisieranstalten entstammenden Proben Kindermilch, die nach kurzer Zeit 
bitter wurden, eine Stäbchenbakterie mit außerordentlich widerstandsfähigen 
Sporen. Aus der Milch wurde das Kasein flockig abgeschieden, um allmäh¬ 
lich wieder peptonisiert in Lösung zu gehen. In einem Falle konnte der 
verwendete käufliche Milchzucker als Infektionsquelle ermittelt werden: 1 g 
desselben enthielt 72 200 Keime. Diese Zahl ist in keinem Falle von mir 
gefunden worden; ich habe sechs verschiedene Handelsprodukte nach dieser 
Richtung geprüft. Zwei Proben wurden mir von Dr. Burr zur Verfügung 
gestellt, während vier weitere in Geschäften käuflich erworben waren. Das 
Maximum betrug 57 300 Keime, das Minimum dagegen 26 400. Die reinsten, 
selbst dargestellten Kristallisationsprodukte enthielten 900 bzw. 1100 Keime 
pro Gramm Milchzucker. Die Untersuchung, deren Resultate Tabelle 4 
wiedergibt, wurde in der Weise ausgeführt, daß der Milchzucker in jedem 
Falle 1:50 in sterilem Wasser gelöst wurde und 0,5 ccm dieser Lösung 
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dann zur Impfung der Bouillonagarnährböden Verwendung fanden. Die 
Kulturen wurden 36 Stunden bei 37° C belassen. 


Tabelle 4. 


Keimzahl 

Zeitdauer des 
Wachstums 
Stunden 

Temperatur 

o C 

1. 57 300 

36 

37 

2. 48 700 

36 

37 

3. 26 400 

36 

37 

4. 30 800 

36 

37 

5. 34 600 

36 

37 

6. 48 200 

36 

37 


Auf Grund dieser Untersuchungen glaube ich feststellen zu dürfen, daß 
der Keimgehalt des Milchzuckers recht bedeutend ist. Die Säuglingsmilch 
wird durch Abkochen oder Pasteurisieren keimarm gemacht, wie wir nachher 
sehen. Man setzt ihr 1 bis 2 Proz. Milchzucker zu, sind die Bakterien des¬ 
selben sporenbildend, so überstellen sie das Pasteurisieren, d. h. mit anderen 
Worten, man bringt einige tausend Keime in die Milch wieder hinein, wo 
sie natürlich vorzügliche Lebensbedingungen finden. Diese Tatsache erklärt 
auch leicht die vielen üblen Nebenerscheinungen, welche der an sich leicht 
verdauliche und als Bestandteil der Muttermilch entschieden dem Säugling 
auch bekömmliche Milchzucker verursacht. 

Die zweite Frage betrifft den Qualitätszucker. £in etwas hoher Aschen¬ 
gehalt ist an sich belanglos; wir sahen, daß er sich auf das zum Raffinieren 
verwendete Lösungswasser zurückführen läßt. Sobald er natürlich eine Höhe 
erreicht, die mit Sicherheit vermuten läßt, daß Kalk oder Gips zugesetzt 
wurden, liegt eine Fälschung vor. Wenn wir von dieser Möglichkeit absehen, 
so müssen wir doch die Forderung stellen, daß die Gesamtasche gering ist. 
Noch wichtiger ist der Gehalt an Stickstoffsubstanzen. Diese entstammen 
ebenfalls den an Bakterien reichen Molken; sie bilden in diesen die Stickstoff¬ 
quelle für die Spaltpilze und behalten natürlich in dem Milchzucker diese 
Eigenschaft bei. Infolgedessen sind die Milchzucker, welche reich an Mineral¬ 
bestandteilen und Stickstoffsubstanz sind, auch reich an Molkenbakterien. 
Seltsamerweise berührt die Ausgabe 5 des Deutschen Arzneibuches diese 
Frage gar nicht; eine Prüfung auf stickstoffhaltige Bestandteile ist nicht vor¬ 
gesehen. Tabelle 5 gibt den Keimgehalt sechs verschiedener Waren an: die 
höchste Keimzahl fällt zusammen mit dem höchsten Gehalt an Stickstoff¬ 
substanz und Mineralbestandteilen, die geringste — 26400 — mit dem 
niedrigsten Gehalt an den zuletzt genannten Stoffen. 

Bevor wir uns der Beantwortung der dritten Frage zuwenden, müssen 
wir kurz auf den Stoff eingehen, dem der Milchzucker entstammt und dem 
er zur Ernährung der Säuglinge wieder einverleibt wird. Die Milch ist in¬ 
folge der durchaus nicht sterilen Gewinnung reich an Spaltpilzen. In ganz 
frisch gemolkener Milch fand Freudenreich 7 ) bereits 10000 bis 20000 
Bakterien pro Kubikzentimeter, Knopf 7 ) in München sogar 60000 bis 
100000. Burri 7 ) fand in frisch gemolkener Milch im Mittel 20 600 Keime; 
die geringste beobachtete Keimzahl betrug 3650, die höchste 85 980. Freuden - 
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reich 7 ) fand, daß eine Milch, welche kurz nach dem Melken 9000 Bakterien 
pro Kubikzentimeter enthielt, bei 15° auf bewahrt 

Tabelle 5. 

1 Stunde später 31 750 Bakterien pro Kubikzentimeter 

2 Stunden „ 36 250 * „ „ 

4 „ . 40 000 

7 , « eo 000 

Ö n n 120 000 

25 „ 5 000 000 

enthielt. 

Diese Zahlen weisen mehr als Worte darauf hin, daß die Forderung 
nach einer einwandfrei gewonnenen Säuglingsmilch berechtigt ist. Durch 
Pasteurisieren wird der Keimgehalt der Milch außerordentlich verringert, so 
daß er praktisch gleich Null zu setzen ist. Bitter 7 ) nahm Zählungen vor 
und nach dem Pasteurisieren vor, er kam zu folgendem Ergebnis: 

Tabelle 6. 


Vor der Pasteurisierung 102 600 Keime pro Kubikzentimeter 

>i n 

ft 

251 600 

» 

ft 

ft 

« » 

ft 

25 000 

a 

ft 

* 

ft ft 

ft 

37 500 

n 

» 

ft 

n ft 

ft 

94 000 

» 

» 

n 

Nach * 

* 

2 — 4 


ft 

ft 

n » 

ft 

30—40 

» 

» 

ft 

n » 


3—5 



n 

ft ft 

ft 

2—5 

n 

i» 

ff 


Wie verhält sich jetzt die Keimzahl, wenn wir Milchzucker der Milch 
zusetzen und dann pasteurisieren? Diese Frage muß von mir nachfolgend 
beantwortet werden. Zuvor wollen wir noch ganz kurz die Molken erwähnen, 
die bei der Verarbeitung der Milch auf Käse als Nebenerzeugnis erhaltene 
Flüssigkeit, welche aus der gewonnenen Käsemasse abläuft oder ausgepreßt 
wird. Die Zusammensetzung der Molken variiert etwas, sie richtet sich wohl 
in erster Linie nach der Gewinnungsart des Käses. Molken von Backsteinkäse 
hatte z. B. nach Vieth 8 ) folgende Zusammensetzung: Wasser 93,14, Trocken¬ 
masse 6,86, Fett 0,10, fettfreie Trockenmasse 6,76, Eiweißstoffe 0,88, Milch¬ 
zucker 5,20, Milchsäure 9,11, Asche 0,54. Diese Analyse sagt uns, daß die 
Molken einen vorzüglichen Nährboden bilden für die verschiedensten Bak¬ 
terien, daß wir uns mithin nicht zu wundern brauchen, daß ein ungenügend 
raffinierter Milchzucker außerordentlich keimhaltig ist. 

Von großer Wichtigkeit ist es natürlich, zu wissen, welche Bakterien¬ 
arten vorherrschen. Ich verfuhr zur experimentellen Beantwortung dieser 
Frage in folgender Weise: 

Mit 10ccm Milch beschickte, mit Wattebausch verschlossene Reagenz¬ 
gläser wurden drei Tage nacheinander im Dampfschrank zur Sterilisation 
1 / 2 Stunde erhitzt. Darauf versetzte ich jede als Versuchsnährboden dienende 
Milchprobe mit 0,2 g Milchzucker und beließ die Reagenzgläser dann im 
Brutschrank bei 37°. Zur Untersuchung gelangten sechs Handelsproben und 
die beiden schon erwähnten, von mir durch Umkristallisation erhaltenen 
Milchzucker. Die Prüfung begann am 1. November. Am 4. November waren 
die durch Umkristallisation der Raffinade erhaltenen Produkte ohne Ein¬ 
wirkung. Da auch nach Verlauf von 14 Tagen noch keine äußerlich wahr- 
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nehmbare Veränderung der Milch eingetreten war, so konnte ich diese beiden 
Zucker als normal bezeichnen. Von den Handelswaren hatten am 4. November 
zwei die Milch zum Gerinnen gebracht, der Kftsestoff war feinflockig aus- 
geschieden, und es hatte sich Serum abgeschieden. Im Laufe der nächsten 
Tage konnte ich beobachten, daß langsam eine Peptonisierung einsetzte, d. h. 
eine Wiederauflösung des ausgeschiedenen Käsestoffes. Die äußere Erschei¬ 
nung deutete darauf hin, daß in dem untersuchten Zucker Milchsäure¬ 
bakterien und peptonisierende Bakterien zugegen waren. Von den vier 
anderen Proben waren drei am folgenden Tage, also am 5. November, ge¬ 
ronnen, die Peptonisierung setzte am 7. langsam ein. Der Milchzucker 6 
war in bakteriologischer und hygienischer Beziehung am beachtenswertesten. 
Am 5. November begann gleichzeitig die Absoheidung und Wiederauflösung 
des Kaseins. Am 7. November war die Peptonisierung so weit vorgeschritten, 
daß fast der gesamte Käsestoff gelöst war, es befanden sich nur am Boden 
noch einige Flocken, während die überstehende Schicht eine fast klare, 
sirupartige, gelbe Flüssigkeit bildete. 

Es handelte sich jetzt darum, experimentell festzustellen, ob diese pep- 
tonisierenden Bakterien Sporenbildner waren. 

Der soeben kurz skizzierte Versuch wurde daher in der Abänderung 
wiederholt, daß die mit den Untersuchungsobjekten versetzten Milchproben 
20 Minuten auf 75° im Wasserbade erhitzt wurden. Durch dieses dem 
Pasteurisieren analoge Verfahren wurden alle Bakterien, d.h. nicht Sporen 
bildenden Spaltpilze beseitigt, und nur die Bazillen kamen zur Wirkung im 
nachfolgenden Brutversuch, weil ihre Sporen das Erhitzen vertragen. Es 
zeigte sich im Verlauf der Erscheinungen keine merkliche Abweichung von 
den zuerst erhaltenen Resultaten. 

Diese Milcbprobe, wie ich sie kurz nennen möchte, dürfte sich sehr 
empfehlen bei der Beurteilung eines Qualitätsmilchzuckers. Es ist, wie schon 
bemerkt wurde, seltsam, daß das Deutsche Arzneibuch gar nicht auf den 
Gehalt an Stickstoffsubstanzen und bakteriologischen Verunreinigungen ein¬ 
geht, obwohl jeder Eiinderarzt die üblen Wirkungen des an sich so wertvollen 
Nährmittels kennt und aus diesem Grunde meistens vor der Verwendung warnt. 

Auf meine weiteren Untersuchungen, denen ein praktisches Interesse 
wohl nicht mehr zukommt, sei nur kurz hingewiesen. Durch Impfen in 
Plattenkulturen von den Kulturen obiger Versuche, durch wiederholtes Über¬ 
impfen auf neue Nährböden habe ich die verschiedene Sporen bildenden 
Arten zu trennen versucht. Als peptonisierende Bakterien erwiesen sich mit 
Sicherheit drei durch verschiedene Wuchsformen auf Agar ausgezeichnete 
Arten, die ich tabellarisch kurz zuBammenstelle: 


Tabelle 7. 


Wuchsform der Kolonien 

Zellform 

Beweglichkeit im Hänge* 
tropfen 

1. Farnartig ausgewachsen 

Kurzstäbchen 

Lebhaft beweglich 

2. Gelber, erhabener, glatt- 

T» 

Beweglich 

randiger Belag, rund 

3. Bläulich weiß, ellipsoid, 

Plumpe Kurzstäbchen, 

n 

glattrandig 

Trommelschlägerform 
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Dr. Hugo Kühl, 


Die Zahl der Arten ist hiermit durchaus nicht erschöpft. Mir lag aber 
die Aufgabe einer weiteren Trennung, die in das milchwirtschaftliche Gebiet 
gehört, zu weit ab vom Ziel. Zweck dieser Arbeit ist es, nachzuweisen, daß 
der Milchzucker des Handels oft den Anforderungen der Hygiene nicht 
genügt, daß die Ursache der Minderwertigkeit sich auf eine Unachtsamkeit 
in der Raffinerie zurückführen läßt. 

Es lag mir daran, festzustellen, wie weit die Flora der Milch, welche ja 
das Ausgangsmaterial zur Gewinnung des Milchzuckers bildet, bei der Fabri¬ 
kation desselben erhalten bleibt bzw. sich im Milchzucker nachweisen läßt. 

Besonderer Nährböden bedurfte es nicht zur Gewinnung von Roh¬ 
kulturen, da der Mineral- und Eiweißstoffe enthaltende Milchzucker ein vor¬ 
zügliches Substrat darstellt. Ich verfuhr zunächst in folgender Weise: In 
sorgfältig sterilisierte Petrischalen brachte ich steril etwa 10 g der zu unter¬ 
suchenden Proben und durchfeuchtete den Nährboden und Kultur gleich¬ 
zeitig darstellenden Zucker mit der hinreichenden Menge sterilisierten destil¬ 
lierten Wassers. Die so gewonnenen Rohkulturen wurden in feuchter 
Kammer bei Zimmertemperatur aufbewahrt. 

Zuerst wurde ein grauer Anflug bemerkt, diesem trat auf einigen Platten 
bald ein grüner zur Seite, später entwickelten sich orangefarbige bis schoko¬ 
ladenfarbige Kolonien. Die Platten boten nicht dasselbe Bild. Der Milch¬ 
zucker einiger Fabriken war fast gänzlich frei von Schimmelsporen, die von 
mir umkristallisierten Zucker enthielten überhaupt keine Pilzsporen; jeden¬ 
falls gelangte im Laufe von drei Wochen keine Flora zum Wachstum. Die 
schlechtesten Milchzucker in mykologischer Beziehung entstammten nord¬ 
deutschen Firmen. 

Die Trennung der auf einzelnen Platten gewachsenen Schimmelkolonien 
geschah unter Darbietung verschiedener Nährböden und durch Kultur bei 
verschiedener Temperatur. Diese steigerte ich bis zur Blutwärme, als Nähr¬ 
boden wurden Milchzucker, Traubenzucker, Würzgelatine sowie Kartoffel¬ 
scheiben und sterilisiertes Pflaumendekokt benutzt. 

Schon in der Milchzuckerrobkultur deutlich erkennbar war Mucor race- 
mosus Fresenius durch seine verzweigten Sporangienträger und die aus¬ 
geprägte Chlamydosporenbildung. Die Sporangien besaßen eine dunkelbraune 
Farbe, waren sehr klein, die Sporangienträger zart. Die Kolumella war 
eiförmig. Beachtenswert war, daß der Mucor auf günstigem Nährboden, 
Gelatine und Kartoffel, mehr bräunlichgelbe bis orangefarbige Sporangien 
bildete. Es ist ein interessanter Beleg dafür, daß die Farbe eines Pilzes 
wesentlich von den ihm gebotenen Lebensbedingungen abhängt. Mucor 
racemosus befindet sich nicht selten in Molkerei- und Käsereiprodukten, 
somit ist es leicht erklärlich, daß seine Sporen aus den Molken in den Milch¬ 
zucker gelangen, zumal dessen Raffinierung, wie wir früher betonten, oft zu 
wünschen übrig läßt. 

Die grünen Kolonien stammten von Penicillium- und Aspergillusarten. 
Ob diese den Molken entstammten oder durch nachträgliche Infektion in 
den Milchzucker gelangten, ließ sich nicht feststellen. Penicillium glaucum 
ist in Milchprodukten nicht selten; in seinem Wachstum ist es dadurch 
charakterisiert, daß die anfangs weißlichen und dichten, zum Unterschied 
von Mucor nicht wolligen Mycellager nach etwa drei Tagen eine grüne Farbe 
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annehmen infolge der Abschnürung von Conidien, die sich nach einiger Zeit, 
nach etwa 10 bis 14 Tagen, auf Milchzucker bläulichgrün verfärben. Die 
jungen Conidienrasen des Aspergillus waren anfangs hellgrün, durchliefen 
dann eine ganze Farbenskala und bildeten nach einigen Wochen rostbraune 
Rasen. 

Als echter Milchschimmel wurde Oidium lactis gefunden. Da er ein 
gewöhnlicher Bewohner des Mistes ist, gelangt er durch diesen natürlich sehr 
oft in die Milch, zumal deren Gewinnung, wenn wir von einigen Muster¬ 
betrieben absehen, oft recht zu wünschen übrig läßt. Morphologisch ist be¬ 
kanntlich die Gattung Oidium durch die Formen charakterisiert, welche ein 
radiär ausstrahlendes Mycel besitzen, dessen Hyphen namentlich an der 
Oberfläche in zahllose kleine rechteckige Abschnitte, Oidien, zerfallen, welche 
wieder zu einem neuen Mycel auswachsen können. . Auf dem Milchzucker 
hob sich die Oidiumdecke infolge ihrer weißlichen Farbe nur wenig ab, so 
daß sie den Charakter des Gesamtbildes der Rohkultur kaum beeinflußte. 
Auf Gelatine wuchs der Pilz vorzüglich aus, desgleichen auf Kartoffelscheiben. 
Physiologisch interessant ist die Beobachtung von Freudenreich und 
Teichert, daß Oidium lactis peptonisierende Eigenschaften besitzt und, ob¬ 
wohl er enzymarm ist, sich durch eine nicht unbedeutende Gärtätigkeit aus¬ 
zeichnet, welche eine starke .Gasentwickelung zur Folge hat. Hierbei wird 
nur wenig Alkohol gebildet nach den Forschungsergebnissen von Hansen 
und Weidenbaum, während Lang und Freudenreich schon nach zehn 
Tagen 0,55 Volumproz. fanden. Ich habe der quantitativen Seite kein Inter¬ 
esse zugewandt, weil mich nur das Vorkommen der Pilze von hygienischen 
Gesichtspunkten aus interessierte. 

Wenn ich das Ergebnis kurz zusammenfasse, so komme ich zu dem 
Schluß, daß die widerstandsfähigen Pilze der Milchflora sich noch im Milch¬ 
zucker finden in Form von Sporen. Dieses muß doch als ein Zeichen dafür 
angesehen werden, daß die Fabrikation und vornehmlich die Raffinierung 
noch sehr zu wünschen.übrig lassen, denn die aus an sich schlechter Ware 
erhaltenen, au9 destilliertem Wasser umkristallisierten Zucker waren frei von 
jeglicher Pilzflora, wie eingangs erwähnt wurde. 

Ich möchte meine Arbeit schließen mit den Worten eines milchwirtschaft¬ 
lichen Chemikers 9 ): „Es ist bedauerlich, daß für die Herstellung von Kinder¬ 
milch für die Säuglinge jede Qualität Milchzucker abgegeben werden darf. 
Die Verunreinigungen bakterieller Natur sind mitunter recht gefährlicher Art.“ 

Literatur. 

l ) bis 5 ) Dr. Burr und F. Berber ich: Untersuchungen von Milchzucker und 
Nebenprodukten der Milchzuckerfabrikation. Chemikerztg. 1911, Nr. 82, 8.751. 
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7 ) Zitierte Autoren nach Freudenreich: Die Bakteriologie in der Milch* 
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C. The sing: Experimentelle Biologie II. (Sammlung: Aus Natur 
und Geistes weit.) Leipzig, B. G. Teubner, 1911. 

Wunder, merkwürdiger als die der alten Märchen baut uns die neue 
Wissenschaft der experimentellen Biologie auf. Tiere mit zwei Köpfen, 
andere mit sechs Beinen oder mit zwei Vorderenden erscheinen vor unseren 
Augen. Wir werden mit Geschöpfen bekannt, die, um dem Feinde zu ent¬ 
gehen, ein Glied fahren lassen, mit anderen, die, ohne daß man weiß warum 
und wozu, in der Gefangenschaft ein Glied nach dem anderen und schließlich 
ihren Hinterleib auffressen, Tatsachen, welche man bruchstückweise wußte, die 
aber jetzt erst wirklich dem Verständnis entgegengebracht werden. Dabei fällt 
aber auch Licht auf andere wissenschaftliche Probleme, besonders die Ab¬ 
stammung, da vielfach atavistische Merkmale bei der Regeneration zum Vor¬ 
schein kommen. Die Kapitel des Werkchens sind überschrieben: Regeneration; 
Selbstverstümmelung; die Faktoren der Regeneration; die Entstehung des 
Regenerationsvermögens; Transplantation. In jedem einzelnen findet man 
eine Fülle von Tatsachen, die noch vor wenigen Jahren völlig unbekannt 
waren, und dabei stehen wir noch im Anfänge der neuen Wissenschaft. 
Jeder, der Liebe zur Natur empfindet, wird in seinen Mußestunden gerne das 
vorzüglich geschriebene Büchlein zur Hand nehmen. Daß seine Kenntnis 
aber auch für den Hygieniker von Bedeutung ist, sieht man daraus, daß 
experimentell die Vererbungsgesetze am besten studiert werden können; und 
daß von hieraus eine Brücke zur neu entstandenen Wissenschaft der Rassen¬ 
hygiene führt, zeigt sich das neueste Buch über letztere an, in das zahlreiche 
auch in Thesings Werk angeführte Beobachtungen übergegangen sind. 

(Kiss kalt-Berlin.) 


Lehrbuch, der Bakteriologie, mit besonderer Berücksichtigung der 
Untersuchungsmethoden, Diagnostik und Immunitätslehre. Von Prof. 
Dr. Ludwig Heim. Vierte vollständig umgearbeitete Auflage mit 
184 Abbildungen im Text und 13 mikrophotographischen Tafeln. 
Stuttgart, Ferd. Enke, 1911. Preis 13,60^. 

Die Vorzüge, die vor fünf Jahren an dieser Stelle bei der Besprechung 
des Buches hervorgehoben wurden, kommen auch der neuen vierten Auflage 
zu. Vergleicht man sie mit ihrer Vorgängerin, so sieht man schnell, daß es tat¬ 
sächlich eine umgearbeitete Auflage ist, nicht nur die alte Auflage mit einigen 
Zusätzen, wie es sonst manchmal üblich ist. Geht man sie aber genauer 
durch, so sieht man, daß die Umarbeitung so weit gegangen ist, daß auf 
vielen Seiten fast kein Satz mehr in seiner früheren Form stehen gelassen 
wurde; und auch wo man an der alten Fassung der Abschnitte nichts aus¬ 
zusetzen gehabt hätte, findet man die neue doch klarer und prägnanter. 
Das Buch beginnt jetzt mit dem Kapitel „Einrichtung von Arbeitsstätten“, 
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wodurch im folgenden Wiederholungen gespart werden konnten. Ihm folgt 
das Kapitel über bakteriologische Technik, das Ton jeher einen Glanzpunkt 
des Werkes bildete, namentlich auch durch die instruktiven Abbildungen, die 
den nichts vergessen lassen, der sich danach richtet. Auch der folgende 
Teil über Form und Lebenseigenschaften der Bakterien hat eine starke Um¬ 
arbeitung erfahren, der über Immunität unter Unterstützung von Weic har dt 
Im dritten Abschnitt über bakteriologische Diagnostik werden die einzelnen 
Bakterien sowie die Protozoen abgehandelt, und zwar nach Fundorten: zunächst 
die aus dem Menschen gezüchteten, und zwar aus Blut, Haut, Zentralnerven¬ 
system, Auge, Ohr, Nase, Mund, Rachen, Lungen, Verdauungs-, Harn- und Ge¬ 
schlechtsorganen, dann die aus der Umgebung des Menschen, Milch, Wasser, 
Boden, Luft. Diese Einteilung ist für die Praxis wohl ebensogut wie die sonst 
übliche nach Form und Lebenseigenschaften der Mikroorganismen. Überall ist 
viel Literatur angegeben, so daß das Buch gleichzeitig ein vorzügliches Nach¬ 
schlagewerk ist, und ebenso werden die wichtigsten geschichtlichen Angaben 
mitgeteilt. In den Text sind neue Photographien aufgenommen worden, die 
trotz des gewöhnlichen Druckpapieres sehr gut ausgefallen sind. Vielfach sind 
weniger wichtige Abschnitte in Petit gedruckt zwecks größerer Übersichtlich¬ 
keit Dadurch, ferner durch Weglassen einzelner Überschriften und anderes 
ist es erreicht worden, daß auch diese Auflage weniger umfangreich ist als 
ihre Vorgängerin. Trotzdem wird man nichts vermissen; im Gegenteil ist die 
Brauchbarkeit erhöht und der Verfasser bat erreicht, was er sich als Ziel 
vorsetzte: „Ein Lehrbuch soll die augenblicklichen Kenntnisse zusammenfassen, 
es soll alles, was seither geleistet wurde, berücksichtigen und dabei den 
modernsten Auffassungen Rechnung tragen, damit man sich nach den ver¬ 
schiedensten Richtungen hin Rat erholen kann und die Möglichkeit hat, ein 
wenig entlastet von dem bisher mitgeführten Schwall sich müheloser auf 
die Suche nach neuen Pfaden und weiteren Zielen zu begeben. u 

(Kisskalt-Berlin.) 


Die experimentelle Bakteriologie und die Infektions- 
, krankheiten mit besonderer Berücksichtigung der 
Immunität8lehre. Ein Lehrbuch für Studierende, Ärzte und 
Medizinalbeamte von Prof. Dr. W. Kolle und Dr. H. Hetsch. 
Dritte erweiterte Auflage. Mit 98 mehrfarbigen Tafeln, 180Abb. 
im Text und 10 Kartenskizzen. Berlin und Wien, Urban und 
Schwarzenberg, 1911. Preis ungeb. 30 dt, geb. 34 Jft. 

Das vorliegende Werk ist das umfangreichste der gewöhnlich benutzten 
Lehrbücher der Bakteriologie; umfangreicher als die übrigen nicht infolge 
größerer Anhäufung desselben Stoffes, sondern durch Hinzunahme anderer 
in den meisten ähnlichen Werken zu wenig berücksichtigter Gebiete. Während 
andere nur von den Bakterien und ihrer direkten Einwirkung auf den Menschen 
und das Tier handeln, ist hier noch die Epidemiologie hereingenommen, und 
zahlreiche farbige Abbildungen bringen die klinischen Erscheinungen. Als 
Beispiel sei der Abschnitt über die Cholera besprochen. Er beginnt mit 
der Geschichte der Pandemien, die durch eine Landkarte illustriert sind. Es 
folgt die Morphologie und Biologie des Erregers, seine Kultur, Differential- 
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diagnose, Widerstandsfähigkeit mit 7 farbigen und 8 schwarzen Abbildungen; 
dann eine Besprechung der Infektion und der Krankheit des Menschen, die 
durch 2 farbige Abbildungen (Angesicht eines Cholerakranken; Faltenbildung 
der Haut bei Cholera) erläutert ist, hierauf die pathologische Anatomie mit 
& farbigen Abbildungen (Choleradarm von außen; auf geschnitten, erstes, 
zweites, drittes Stadium; Choleraniere); dann die bakteriologische Diagnose 
mit genauer Erklärung des Vorgehens dabei und Berücksichtigung besonderer 
Schwierigkeiten. Die Epidemiologie nimmt, wie erwähnt, einen großen Raum 
in Anspruch; es wird die Bedeutung der Dauerausscheider und Bazillenträger 
charakterisiert, dann die Einschleppung aus dem Orient besprochen und die 
Kontakt- und Trinkwasserepidemien unter Beigabe mehrerer Tafeln. Dann 
folgen die gesetzlichen Maßnahmen und überhaupt die moderne Bekämpfung, 
mit einer Karte der Stromüberwachungsstellen 1905, sowie ihrer Erfolge, 
die an zwei vergleichenden Karten der preußisch-russischen Grenze dar¬ 
gestellt sind. Den Schluß bilden Schutzimpfung, Serumtherapie und Literatur. 

Durch eine solche Darstellungsweise gewinnt die Bakteriologie das 
Interesse nicht nur des Forschers im Laboratorium, sondern auch des Arztes 
und des Studierenden, die dadurch erst die engen Zusammenhänge mit der 
Praxis herausfühlen. Daß die Methodik und die Schilderung der Eigen¬ 
schaften der Bakterien nicht zu kurz kommen, dafür bürgen die Namen der 
Verfasser. Alle gebrachten Tatsachen sind selbstverständlich absolut zuver¬ 
lässig; auf zweifelhafte Fragen von geringerer Bedeutung wird nur so weit 
eingegangen, wie es in einem Lehrbuch unerläßlich ist, und auch von Autoren¬ 
namen und Literatur wird nicht so viel gebracht, daß es verwirrend wirken 
könnte. — Die Ausstattung ist ganz vorzüglich, besonders was farbige 
Tafeln anbelangt; bei Lepra z. B. werden Abbildungen von Gesicht und 
Hand, sowie vier farbige Bakterienbilder vorgeführt; bei Syphilis zwei 
schwarze und vier farbige Bilder der Mikroorganismen und sechs farbige 
von Krankheitserscheinungen an Versuchstieren bzw. am Menschen. Nur 
könnte vielleicht die etwas unklare Tafel mit Trichinen erneuert und auch 
der Amöbendysenterie eine andere histologische Tafel beigegeben werden. 

Daß das Werk in seiner vorliegenden dritten Auflage entsprechend 
ergänzt worden ist, ist selbstverständlich. Es kamen neu dazu die Kapitel 
Überempfindlichkeit (Anaphylaxie), Trichinosis und Filariosis; zahlreiche 
andere sind weitgehend umgearbeitet worden, ebenso wurden die Abbildungen 
vermehrt. Somit kann man annehmen, daß sich die außerordentliche Be¬ 
liebtheit, deren sich das Buch erfreut, in Zukunft noch steigern wird. 

(Kisskalt-Berlin.) 


Die menschlichen Genußmittel. Ihre Herkunft, Verbreitung, 
Geschichte, Bestandteile, Anwendung und Wirkung. Von Prof. Dr. 
G. Hartwig. Mit 24 Tafeln in Autotypie sowie zahlreichen Ab¬ 
bildungen im Text. Leipzig, Chr. Herrn. Taucbnitz, 1911. 

Wer sich mit dem Studium der Genußmittel eingehend befassen wollte, 
war bisher auf das bereits 1856 erschienene Buch Bibras angewiesen oder 
er mußte sich die Angaben aus einzelnen Monographien zusammensuchen, 
von denen leicht eine oder die andere dem Suchenden entgehen konnte. 
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Besonders über einzelne wenig verbreitete Genußmittel war es oft schwierig, 
Angaben zu erhalten. Und doch bieten gerade diese großes Interesse, weil 
sie zeigen, wie der Mensch auf jeder Kulturstufe und in jedem Klima nach 
Anregung strebt, trotz der ganz offenkundigen Vergiftungserscheinungen, 
die manche hervorrufen. Unter den Kulturvölkern zeigen die großen Summen, 
die dafür ausgegeben werden, die hohe Wertschätzung an und den Hygie¬ 
niker, Physiologen und Pharmakologen interessieren die günstigen und un¬ 
günstigen Wirkungen auf den einzelnen und das Volksganze. 

Alle diese Punkte finden in dem vorliegenden, fast 900 Seiten starken 
Werke Berücksichtigung. Mit großer Sorgfalt hat der durch seine Studien 
auf demselben Gebiete rübmlichst bekannte Verfasser das Material gesammelt, 
und eine vorzügliche Darstellung, durch äußerst zahlreiche Abbildungen und 
Karten erläutert, macht das Studium des Buches leicht und die Lektüre und 
das Blättern darin zu einem wahren Genuß. 

Geistvolle Bemerkungen über die Bedeutung der Genußmittel für den 
Menschen leiten das Buch ein. Als charakteristisch für sie wird die An¬ 
regung angesehen, die sie erst nach der Aufnahme den Menschen gewähren. 
Ob man die Abgrenzung gegenüber den Gewürzen, Nahrungsmitteln und 
Arzneimitteln für völlig richtig hält, mag dahingestellt sein; man weiß nicht 
recht, wo man Zichorie oder kohlensaure Wässer nach der Definition des Ver¬ 
fassers unterbringen soll. Das Streben oder, wie man manchmal sagt, das 
Bedürfnis der meisten Völker danach läßt fragen, ob es Stämme gibt, die 
der Natur solche nicht entnehmen; und in der Tat finden sich solche, bei 
denen der Sinn dafür noch nicht entwickelt ist, wie vielleicht die Wedda, 
die Senoi und Samang. Im allgemeinen hat man aber unabhängig in den 
verschiedensten Teilen der Erde Genußmittel gleicher Wirkung aufgefunden, 
und auch die gleiche Verwertung, wie daB Rauchen in der Alten (Haschisch) 
und der Neuen Welt. 

Schon im Altertum berichten die Schriftsteller von Genußmitteln, die 
geraucht werden, besonders vom Hanf. Als weiterer Beweis für das Alter 
dieser Sitte könnten Tongeräte aus Urnenfeldern dienen, die vielleicht Pfeifen 
sind, und wieder unabhängig davon haben die Polynesier Rauchrohre er¬ 
funden. — Bei der Besprechung des Tabaks werden zunächst die Arten, 
Varietäten und Hybriden besprochen und Abbildungen der Pflanzen gegeben. 
Dann folgt die Geschichte des Tabaks. Wir werden nach Mexiko und 
Mittelamerika geführt, wo die Spanier zuerst die Sitte auf fanden, hören, daß 
schon die Eingeborenen den Tabak nicht nur rauchten, sondern auch kauten 
und schnupften, und sehen alte mexikanische Darstellungen. Auch in Nord¬ 
amerika geben zahlreiche aufgefundene Pfeifen und Berichte davon Kunde. 
Nun folgt eine Karte, die die Wanderung des Tabaks über die Erde dar¬ 
stellt. In Europa wurde er zunächst nur als Heilmittel verwendet, aber 
bald lernte man ihn auch als Genußmittel kennen, und die zahlreichen ge¬ 
sammelten Mitteilungen aus dem 16. und 17. Jahrhundert zeigen seine Ein¬ 
bürgerung trotz des heftigen Widerstandes von seiten der Regierung und 
der Geistlichkeit. Wir folgen dem Tabak weiter nach Afrika, sehen die 
Bilder der Pfeifen zahlreicher Negerstämme, begleiten ihn nach der Türkei, 
Persien, Philippinen, Japan, wo er früh eingeführt wurde und sehr verbreitet 
ist, auch unter den Frauen, nach China, Sibirien, Australien. Das nächste 
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Kapitel bringt das Wichtigste über seine Yegetationsbedingungen und Pro¬ 
duktion. Den meisten und besten bringt immer noch sein Heimatland 
Amerika hervor; Europa jährlich etwa 246 Millionen Kilo, woran sich fast 
alle Länder einschließlich Rußland und der Schweiz beteiligen. Weiterhin 
wird die Kultur besprochen, die Feinde tierischer und pflanzlicher Art, die 
Düngung, die Behandlung speziell durch Fermentierung und die schließliche 
Zusammensetzung. Den Schluß des Abschnittes bildet eine Darstellung der 
Wirkung vom physiologischen und toxikologischen Standpunkte aus, schließlich 
seine Bekämpfung in der modernen Welt. 

Der Abschnitt über Tabak hat eine Länge von 115 Seiten; mit der¬ 
selben Ausführlichkeit und in derselben Anordnung sind die übrigen Genuß¬ 
mittel behandelt, aus deren Darstellung hier aber nur einiges herausgegriffen 
werden kann. 

Das Opium gewinnt seit einiger Zeit auch für Europa mehr Bedeutung; 
der geheimnisvolle Schleier, der für viele darüber liegt, lockt erst recht 
an, so daß manche Staaten die schützenden Gesetze verschärfen mußten. 
Besonders China ist von dem Übel heimgesucht, und die Schilderung der 
Opiumkriege zeigt, wie viel Schuld Europa daran trägt. Eine Anzahl Ab¬ 
bildungen von vornehmen und proletarischen Opiumkneipen aus China, Java, 
San Francisco und von den verfallenen Physiognomien der Opiumraucher 
illustriert die Darstellung im Texte von der Technik des Rauchens und 
der Wirkung des Opiumgenusses. Eine ähnliche Rolle spielt in anderen 
Gegenden der Haschisch. Namen wie Paricä, Niopo, Cohobba wie Peyotl 
werden die meisten noch nicht gehört haben; sie beweisen, wie eifrig die 
Menschheit auf der Suche nach Rauch- und Schnupfmitteln ist; und um¬ 
gekehrt zeigt die eingehende Schilderung des Fliegenschwammes, daß eine 
Pflanze weit verbreitet sein kann, ohne daß ihre exzitierenden oder narkotischen 
Wirkungen benutzt werden; daß man sie nur dort sucht, wo man keine 
anderen Genußmittel findet. Sogar der Urin wird wieder getrunken, damit 
ja nichts von dem ausgeschiedenen Stoffe verloren geht. 

Besonders eingehend sind dann Kaffee und ähnliche Stoffe besprochen, 
entsprechend ihrer großen Verbreitung und der dafür gemachten Ausgaben; 
von Kaffee allein werden in Deutschland pro Kopf der Bevölkerung 2,3 kg 
jährlich konsumiert. Bei den vielfachen Versuchen, sie auch in Deutschland 
einzuführen, werden die Angaben über die Kolanuß besonderes Interesse 
erwecken. Guaranä, Tee, Mate, Gassine, Kath, Koka, Kawakawa beweisen, 
daß die Menschheit in dem Suchen nach solchen Genußmitteln ebenso eifrig 
gewesen ist, wie nach alkoholischen und rauchbaren. Der Betelbissen zeigt 
eine eigentümliche Verbreitung und eine Rolle im Volksleben wie wenige 
andere. 

Daß der Alkohol eine besonders eingehende Besprechung findet, ist 
selbstverständlich. Die Darstellung beginnt mit seiner Chemie und der all¬ 
gemeinen Theorie seiner Entstehung. Tierische Produkte werden verwendet 
in der Milch und im Honig; wir lernen die Vorschriften zur Bereitung des 
Metes kennen. Noch bevor die Bienenzucht begann, wurde er gewonnen; 
zahlreiche Verse aus der Edda beweisen uns seine Beliebtheit, und noch im 
Mittelalter wird er hoch geschätzt, bis ihn schließlich das besser gewordene 
Bier verdrängte, wenigstens aus Deutschland. Aus Pflanzen wird der Palmen- 
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wein hergestellt, in Mexiko vertritt ihn der Pulque aus dem Safte der Agare, 
zahlreiche andere Getränke folgen, bis schließlich die Darstellung von Be¬ 
reitung und Konsum von Wein und Bier die pi&ce de räsistance des Ab¬ 
schnittes bildet. 

Nur eine kurze Inhaltsangabe, nur das Skelett des reiohen Werkes 
konnte im vorigen wiedergegeben werden. Märchen und Sagen, die sich an 
die einzelnen Genußmittel anknüpfen, ethnologische Schilderungen unter¬ 
brechen die wissenschaftliche Darlegung. Wer sich für die Völkerpsycho¬ 
logie interessiert, wird viele verwandte Züge herausfinden und manchmal 
staunen, wie verschieden das Streben nach ihnen ist, wie ein Volk ablehnt, 
was dem anderen zum sehnsüchtigen Wunsche geworden ist. Dem, der nur 
wissenschaftliche Daten sucht, wird die geschickte Zusammenstellung der 
Errungenschaften der verschiedenen Fächer die Arbeit erleichtern, ebenso 
wie die reichlichen Literaturangaben und das ausführliche Inhaltsverzeichnis. 
Die prächtige Ausstattung, die vorzüglich ausgefallenen zahlreichen Bilder 
werden beiden Arten von Lesern höchst willkommen sein. Alles in allem 
kann man sagen, daß uns hier ein so umfassendes und vorzügliches Sammel¬ 
werk vorliegt, wie wenige Wissenschaften und über denselben Gegenstand 
keine Nation ein gleiches besitzen. (Kisskalt-Berlin.) 


Lehrbuch der pathogenen Mikroorganismen. Die patho¬ 
genen Bakterien. Für Studierende und Ärzte von Prof. Dr. Paul 
v. Baumgarten. Mit 85 zum Teil farbigen Abbildungen und 1 Stein¬ 
drucktafel. Leipzig, S. Hirzel. 955 Seiten. Preis geheftet 24 
gebunden 26,50 Jfl. 

Vor etwa zwanzig Jahren war Baumgartens „Pathologische Myko¬ 
logie“ eines der besten Lehrbücher, das die bakteriologische Literatur auf¬ 
wies; und noch vor nicht langer Zeit konnte man sich mit Vorteil über viele 
Spezialfragen daraus Rat erholen. Trotzdem wird sich im ersten Augenblick 
mancher gefragt haben, ob es richtig war, eine neue Auflage unter ver¬ 
ändertem Titel herauszugeben und unseren zahlreichen guten bakterio¬ 
logischen Lehrbüchern ein neues anzufügen. Daß dies aber der Fall war, 
geht, abgesehen von der Berechtigung, die jedes gut geschriebene Lehrbuch 
an sich hat, aus mehreren Besonderheiten des Werkes hervor. 

Zunächst hat der Verfasser schon von Anfang an an dem großen Ge¬ 
bäude mitgearbeitet, zu dem die Bakteriologie seitdem herangewachsen ist. 
Wir finden daher auch die ältere Literatur, die sonst leider manchmal etwas 
stiefmütterlich behandelt wird, voll berücksichtigt; wir finden ferner manche 
Kapitel, die anderswo stark zurücktreten, weil sie weniger modern sind als 
andere, in einem Umfange, der ihrem wahren Werte entspricht, bearbeitet. 
Ferner ist der Verfasser Pathologe. Er behandelt nicht wie der Botaniker 
die Bakterien als Wesen, die um ihrer selbst willen das größte Interesse 
haben; er stellt nicht wie der Epidemiologe die Wirkungen in den Vorder¬ 
grund, die sie auf eine große Gemeinschaft von Menschen ausüben, sondern 
er behandelt vor allem ihre Beziehungen zum einzelnen Menschen und zu 
den Organen desselben. Dadurch wird das Werk aber auch besonders 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1919. 33 
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wertvoll für Forscher, die auf anderen Gebieten arbeiten. Bei der Tuber¬ 
kulose z. B. ist die Histogenese des Tuberkels, deren Erforschung ja fast 
ausschließlich das Verdienst des Verfassers ist, auf mehreren Seiten ab¬ 
gehandelt und durch farbige Abbildungen illustriert; beim Typhus wird die 
Anatomie des Prozesses eingehend aus den Eigenschaften der Bazillen 
erklärt usw. Gerade in unserer Zeit, in der Reagenzglas- und massive 
Tierversuche so sehr überwiegen, wäre ein eingehenderes Befassen mit dieser 
Forschungsmethode zu wünschen. — Die Einteilung des speziellen Teiles 
entspricht dieser Auffassung; sie geschieht nach der Art der Einwirkung 
der Mikroorganismen auf den Körper. Zuerst werden die Blutparasiten 
abgehandelt, und zwar die obligaten, nämlich die meisten Spirochaeten, dann 
die fakultativen Gewebsparasiten, wie hämorrhagische Septikämie und Pest. 
Dann folgen die Gewebsparasiten, zunächst die obligaten, die eingeteilt 
werden in toxische und infektiöse, dann die fakultativen Blutparasiten. 
Typhus, Tuberkulose, Rotz, Lepra, Bac. rhinoscleromatis und Spirochaete 
framboesiae bilden z. B. eine Gruppe. In manchen Abschnitten, wie Tuber¬ 
kulose, Immunität usw., werden wohl viele Fachleute mit dem Verfasser 
nicht einerlei Meinung sein; doch würde es zu weit führen, hier die Gründe, 
die gegen seine Ansicht sprechen, nochmals anzuführen, und jedenfalls ist 
es interessant, seine Ansichten durch das ganze Werk durchgeführt zu sehen. 
— Neben der Pathologie tritt auch die Biologie der Bakterien nicht zurück; 
auf 92 Seiten werden Morphologie, Stoffwechsel, Gärwirkung, Fäulnis¬ 
erregung, Farbstoffbildung usw. besprochen. Auch die Methodik ist ein¬ 
gehend geschildert, ebenso die Desinfektion. Am Schlüsse jedes Kapitels 
befindet sich ein Literaturverzeichnis, das nicht nur sehr reichhaltig ist, 
sondern auch so genau, wie man es vielen anderen Werken wünschen 
möchte. Ebenso sind die Register mit großer Sorgfalt zusammengestellt, so 
daß das anregende Werk sicher viele Freunde finden wird. 

(Kissk alt-Berlin.) 


Prof. Dr. Gemünd (Dozent an der Technischen Hochschule zu Aachen): 
Bodenfrage und Bodenpolitik in ihrer Bedeutung für das 
Wohnungswesen und die Hygiene der Städte. Eine Untersuchung 
über die wirtschaftlichen Voraussetzungen der Städtehygiene für 
Architekten, Ingenieure, Verwaltungsbeamte, Hygieniker und alle 
Interessenten der städtischen Wohnungsfrage. Berlin, Julius Springer, 
1911. 301 S., broschiert geb. 

Eine „Untersuchung 44 läßt vielleicht erwarten, daß Verfasser in seinem 
breit angelegten Werke statistische und sonstige Grundlagen in großem 
Umfange beibringt, wie sie ja in überreichem Maße vorhanden sind. Sie 
fehlen auch nicht ganz, aber das Wesentliche ist eine eingehende Erörterung 
aller der vielen Gesichtspunkte und Bestrebungen, welche auf diesem Gebiete 
die Öffentlichkeit in so lebhafter Weise beschäftigen. Unter den bekannten 
Wohnungspolitikem ist es Pohle, mit dem Verfasser in seiner Gesamt¬ 
anschauung noch am meisten übereinstimmt, während er zu Mangoldt 
und insbesondere zu Eberstadt sehr im Gegensätze steht. Aber seine 
Polemik ist überall eine milde, wie überhaupt der ganze Ton seiner 
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Schreibart ein ruhiger, „akademischer* 4 genannt werden kann. Man wird 
den Auseinandersetzungen des Verfassers durchweg mit Interesse folgen, 
auch wo man sie nicht billigen kann. Z. B. wenn er sehr kühl über den 
sogenannten „unverdienten u Bodenwertzuwachs denkt, weil die Gewinne der 
einzelnen mit der Zeit wieder ausgegeben werden und der Allgemeinheit zu¬ 
gute kommen. Daß man mit Schwarzmalerei und mit dem Huf nach Reform 
auf dem Gebiete des Wohnungswesens nicht viel weiter gekommen ist, lehrt 
die Wirkung oder Nichtwirkung der mit so vielem Bemühen erreichten 
Zuwachssteuer; — sie wird dem Reiche und den Gemeinden freilich manche 
Einnahmen zuführen, aber ob sie zu einer Minderung des „Bodenwuchers“ 
und zu einer Verbilligung der Mieten führen wird, ist so gut wie dem Grafen 
Posadowsky schon sehr vielen längst zweifelhaft erschienen. Die Steuer 
soll noch erfunden werden, die nicht auf die Konsumenten abwälzbar ist! 
In dieser Hinsicht wird man der Skepsis des Verfassers beipflichten können. 
Er sieht den Urgrund der Wohnungsnot in dem übermäßigen Anwachsen 
der Großstädte und legt deshalb den Hauptwert auf ihre Dezentralisation, 
d. h. auf die Begünstigung ihrer immer weiteren Ausbreitung in die Peripherie, 
wozu natürlich nur eine geschickte Verkehrspolitik führen kann. Unser 
Volk lebt zu mehr als der Hälfte in Städten, zum fünften Teile sogar bereits 
in Großstädten, — dieser Andrang ist nur möglich, wenn die meisten 
in ihrer Wohn weise sich allerlei Einschränkungen gefallen lassen, wobei 
allerdings hinzuzufügen ist, daß die Wohnverhältnisse auf dem Lande 
oft noch viel schlechter sind. Das Verlangen nach Erwerb treibt die 
Menschen in die Städte, — die städtische Wohnungsnot schafft wieder den 
Gegendruck, und sie, sowie die Sehnsucht naoh der Natur begünstigt wiederum 
den Rückzug aufs Land oder wenigstens in die freiere Peripherie der Städte. 
Nur bei Förderung reichlicher Außensiedelung kann man das Innere der 
Städte entlasten und kann dann hier weitergehende Baubeschränkungen durch¬ 
setzen. Im übrigen soll man dabei von städtischer Regie nicht allzuviel er¬ 
warten und die private Betätigung nicht stören und mißgünstig ansehen, 
denn sie arbeitet wohl billiger und besser. — Betreffs Groß-Berlins steht 
Verfasser auf dem Standpunkte, nur in der Ein ge meindun g eine Lösung 
der Schwierigkeiten zu sehen, und er hält den gegenwärtig eingeführten 
Zweckzwangsverband nur für eine Etappe zu jenem Ziel. Wie weit sich 
durch eine gute Verkehrspolitik die Dezentralisation der Städte treiben läßt, will 
Verfasser an dem Beispiele Belgiens zeigen, aber daß in Brüssel, Lüttich usw. 
weniger Wohnungselend vorhanden ist, als anderwärts, wird er nicht 
erweisen können. (Landsberger -Charlottenburg.) 


Diö Reinhaltung der Ruhr. Von Dr.-Ing. Im hoff, bearbeitet im 
Aufträge des Herrn Regierungspräsidenten von Bake in Arnsberg. 
40 Seiten mit 3 großen Plänen. W. C. Haarfeld, 1910. Preis 3 e Ai. 
Mit Flußverunreinigungen schlimmer Art und mit Schwierigkeiten in der 
Unschädlichmachung und Beseitigung städtischer und industrieller Abwässer 
hat unter allen Kulturländern zuerst England zu kämpfen gehabt, das Land 
der kurzen wasserarmen Flüsse und der gewaltigen Industrien. 

33* 
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Auf den ersten Blick sollte es scheinen, daß die dort gesammelten reichen 
Erfahrungen und die auf solchen begründeten Maßnahmen für alle Länder, 
in denen ähnliche Schwierigkeiten auftauchen, vorbildlich sein müßten. Allein 
bei seinem — grundsätzlich durchaus nachahmenswerten — Vorgehen, über 
die örtlichen Behörden hinweg Aufsichtsämter für ganze Flußgebiete zu 
schaffen, ist England selbst auf halbem Wege stehen geblieben. Es beschränkte 
diese Behörden mehr oder weniger allein auf technisch untersuchende und be¬ 
gutachtende Tätigkeit und stattete sie nicht mit entsprechenden ausübenden 
Gewalten aus, die für einheitliche und grundlegende Besserungen erforderlich 
sind. Auch ließ man die Ämter außer organischem Zusammenhang mit den 
Strombauverwaltungen und ging auf diese Weise um eine Menge rechtlicher 
und verwaltungstechnischer Schwierigkeiten einfach herum. So ist es ge¬ 
kommen, daß die tatsächlichen Leistungen der englischen Flußaufsichtsämter 
bisher keine besonders großen gewesen sind. In Deutschland wäre mit solchen 
Behörden, selbst bei wesentlichen Änderungen ihrer Organisation und Be¬ 
fugnisse, schon deshalb nicht weit zu kommen, weil hier der beneidenswerte 
Zustand Englands fehlt, daß alle Flüsse im eigenen Lande entspringen und 
ausmünden. 

Bei uns in Deutschland kommt außer dem Einflüsse derjenigen Länder, 
in denen der Ursprung deutscher Flüsse liegt, zu der Fülle der Schwierig¬ 
keiten örtlicher Regelung und gerechten Ausgleiches einander entgegen¬ 
stehender Interessen von Städten, Industrie und Landwirtschaft noch die 
Buntscheckigkeit der wasserrechtlichen Bestimmungen in den zahlreichen 
Bundesstaaten hinzu. Schon der Umstand, daß beispielsweise der größte 
deutsche Bundesstaat Preußen bezüglich der meisten seiner Flüsse nur Unter¬ 
lieger ist und keinerlei Gewalt über deren Oberlauf hat, läßt deutlich genug 
erkennen, wie außerordentlich schwierig die bis jetzt immer noch hinaus¬ 
geschobene Lösung der Aufgabe dereinst sein wird, die Verhältnisse der 
deutschen Flüsse durch ein einheitliches Reichs-Wassergesefz zu regeln. 

Weitschauende deutsche Männer hatten deshalb schon seit geraumer 
Zeit erkannt, daß weder auf dem von den Engländern beschrittenen Wege, 
noch mit Hilfe eines einheitlichen Wassergesetzes für das Reich eine genügende 
Zusammenfassung der widerstreitenden Interessen und eine Gemeinsamkeit 
in dem Verhalten der Anlieger in einer Mehrzahl von Flußgebieten auf eine 
und dieselbe Weise zu erreichen sei. Von dem Grundsätze möglichster 
Individualisierung nach lokalen Bedingungen ausgehend, glaubten jene Männer 
die beste Lösung der Abwasserfrage in der Genossenschaftsbildung auf gesetz¬ 
licher Grundlage unter Zusammenfassung sämtlicher Interessenten jedes ein¬ 
zelnen der in Frage kommenden Flußgebiete erblicken zu sollen, zumal wenn 
dabei, wie an kleineren Verbänden bereits genügend erprobt, Vorflutregelung 
und Abwasserreinigung gemeinsam betrieben würde. Dieser Gedanke wurde 
dadurch in die Tat umgesetzt, daß sich auf Anregung des Regierungspräsi¬ 
denten Winzer in Arnsberg im Dezember 1899 eine Kommission aus den 
Vertretern der Stadt- und Landkreise des Emscher-Bezirkes unter dem Vor¬ 
sitze des Oberbürgermeisters Zweigert in Essen zum Zwecke der Aufstellung 
eines Entwässerungsprojektes für das Emschergebiet bildete. Die Stadt- und 
Landkreise verpflichteten sich, die durch die Vorarbeiten entstehenden Kosten 
zu tragen. 
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Der Tag, an dem diese Kommission ihre erste Sitzung hielt, ist für die 
Geschichte der Fluß Verunreinigung und ihrer Verhütung wohl der hervor¬ 
ragendste Gedenktag, der für lange Zeit zu verzeichnen sein wird. An 
diesem Tage hat sich ein Systemwechsel von so grundlegender und weit- 
tragender Bedeutung vollzogen, daß man von einer umwälzenden und bahn¬ 
brechenden Neuerung sprechen muß. Die für die Emschergenossenschaft 
erforderliche Gesetzesunterlage ist am 14. Juli 1904 geschaffen worden. Das 
Riesenwerk der Emscherregulierung, das im Herbst 1907 bei der Einmündung 
der Emscher in den Rhein begonnen wurde, ist inzwischen so weit gefördert 
worden, daß seine Vollendung im Laufe von 1912 zu erwarten steht. Die 
verwaltungstechnische Lösung der Frage hat sich glänzend bewährt, und 
die Wirkungen der bis jetzt unter der Leitung des hochverdienten Bau¬ 
direktors der Emschergenossenschaft, Kgl. Baurat Middeldorf, ausgeführten 
Bauten J ) sind hervorragend günstige. Es ist damit ein Werk geschaffen 
worden, dessen Bedeutung als Vorbild für die Interessenten anderer Fluß¬ 
gebiete heute bereits kaum hoch genug angeschlagen werden kann. Und 
für jeden, der an der WeiterentWickelung der Abwasserbeseitigungsfragen 
Anteil nimmt, muß es eine Freude sein, aus der eingangs bezeichneten 
Im hoff sehen Schrift zu entnehmen, wie kraftvoll und zielbewußt man die 
an der Emseber gesammelten Erfahrungen nun auch bei der Ruhr in Taten 
umsetzen will. Dabei muß aber von vornherein sehr scharf hervorgehoben 
werden, daß es sich nicht um die Verwendung eines vorliegenden Schemas 
handelt, das mit einigen Änderungen einfach auf die Ruhr übertragen 
werden soll. 

Wie überall jeder Fluß seine bestimmten individuellen, nur ihm zu¬ 
kommenden Eigentümlichkeiten hat, so sind auch Emscher und Ruhr grund¬ 
verschieden. Erstere hat seit Jahrhunderten unter dem Mangel ausreichender 
Vorflut gelitten und muß so gewaltige Verunreinigungen «auf nehmen, daß sie 
vollkommen zu einem Abwasserfluß geworden ist (ähnlich der Wupper). Es 
handelte sich bei ihr daher um Beseitigung alt eingewurzelter hochgradiger 
Mißstände und um die Aufgabe, sie geeignet zu machen, um möglichst schnell 
und gut das ihr zufließende Abwasser nach einem größeren Vorfluter hin¬ 
leiten zu können. Ganz anders die Ruhr! Sie ist weder in bezug auf Vorflut 
noch auf Verschmutzung so übel bestellt wie die Emscher, was am besten 
dadurch illustriert wird, daß jährlich etwa 300 Millionen cbm Ruhrwasser zu 
WasserleitungBzwecken verbraucht werden. Bei diesem Flusse komint es 
daher in der Hauptsache auf verhütende Maßnahmen an, die drohenden 
Übelständen Vorbeugen sollen, wenngleich nicht geleugnet werden kann, daß 
die dortigen Abwasserfragen schon jetzt von Tag zu Tag sich derart schwierig 
gestalten, daß ein£ gewisse Eile not tut. 

In der vorliegenden Schrift, „Die Reinhaltung der Ruhr", hat der 
bekannte Verfasser Dr.-Ing. Imhoff im Aufträge des Regierungspräsidenten 
von Bake in Arnsberg weit ausgreifende Vorschläge für die künftige Be¬ 
handlung der Ruhr gemacht. Die Begründung der leitenden Gedanken ist 
in außerordentlich klarer und übersichtlicher W r eise geschehen und bekommt 


*) Näheres 9. Middeldorf, Die Emschergenossenschaft in Essen-Ruhr 1910, 
Auszug daraus in: Salomon, Abwässerlexikon, I. Ergänzungsband. 1911. 
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besonderes Leben durch das ganz vortreffliche Kartenmaterial, das der Schrift 
beigegeben ist. 

Im einzelnen seien folgende Angaben hervorgehoben: Das Gebiet der un¬ 
gefähr von Osten nach Westen fließenden Ruhr umfaßt 4500qkm mit 1080000 
Einwohnern (NB. das Emschergebiet hat 2 000000 Einwohner auf nur 824 qkm 
Fläche). Politisch gehört das Ruhrgebiet in der Hauptsache zum Regierungs¬ 
bezirk Arnsberg (mit 839 000 Einwohnern). Nur die kurze, schmale, aber 
volkreiche Mündungsstrecke gehört zum Regierungsbezirk Düsseldorf (mit 
241 000 Einwohnern). 

Das für Abwasserfragen wichtigste mittlere Niederwasser der Ruhr, d. h. 
die Niederwassermenge, die jährlich wiederkehrt und längere Zeit anzuhalten 
pflegt und für die Kraft der Selbstreinigung des Flusses maßgebend ist, beträgt 
an der Mündung 18,4 cbm/sec oder 4,1 l/sec/qkm. Während die Ruhr in 
dem östlichen schwach bevölkerten Teile nur wenig verunreinigt wird, setzt 
die Verschmutzung im westlichen Teile plötzlich sehr heftig ein. 

Als den schlimmsten Teil der Verunreinigungen sieht Im hoff den 
Schlamm an (städtischen Abwasserschlamm, Kohlenschlamm aus den Berg¬ 
werken, Eisenschlamm aus den Fabriken), zumal in Anbetracht der vielen 
Stauwehre. Die Vermehrung des Schlammes in der Ruhr zu hindern und 
ihn planmäßig zu beseitigen, das muß die Hauptaufgabe der zu gründenden 
Ruhrgenossenschaft sein. Nur so können die quälenden Schwierigkeiten 
beseitigt werden, die einerseits die Aufsichtsbehörden dazu drängen, bei 
Städten, welche kanalisieren wollen, sehr hohe Anforderungen an die Behand¬ 
lung der Abwässer zu stellen (was gleichbedeutend mit Hinausschiebung der 
überall so nötigen Schwemmkanalisation ist), Schwierigkeiten, die andererseits 
Kommunen, Wasserkraftbesitzer, Fabrikanten usw. in die Zwangslage ver¬ 
setzen, den Schlamm den Unterliegern zuweisen zu müssen und sich das 
Leben durch endlose Prozesse schwer zu machen. Imhoff sagt: „Die 
Schwierigkeiten sind sofort beseitigt, wenn alle Beteiligten zusammengefaßt 
werden. Es wird ein Entwurf für die Reinigung und Ableitung des Wassers 
aufgestellt, und die Kosten für den Bau und den Betrieb der Anlagen werden 
nach dem Interesse auf die Beteiligten verteilt/ 

Der in Betracht kommende Schlamm wird von sehr verschiedener Be¬ 
schaffenheit sein, je naöhdem es sich um mehr häusliches oder mehr gewerb¬ 
liches Abwasser handelt. Er wird im ersteren Falle stets stark fäulnisfähig, 
im letzteren oft überhaupt nicht fäulnisfähig sein (Metallindustrie). Hieraus 
werden sich bei der Spezialbearbeitung der Kläranlagen sehr vielgestaltige 
Aufgaben für die Abwässerbehandlung ergeben. Da die mechanischen Abfang¬ 
oder Abfi8cheinrichtuogen und Sandfänge, weil für die vorliegenden Zwecke 
unzureichend, ebenso wegfallen müssen, wie mangels geeigneten Geländes 
die Bodenflltration und Bodenberieselung, so werden in der Hauptsache 
mechanische Absitzanlagen für die Ruhr in Frage kommen, überall mit ein- 
schaltbaren Desinfektionseinrichtungen und hier und da mit nachgeschalteten 
biologischen Reinigungsanlagen. 

Eine besondere Stellung ist den Fabrik-Kläranlagen zugewiesen. Im hoff 
will sie da, wo nicht mit geeigneten Klärverfahren eine Wiedergewinnung 
wertvoller Stoffe erreicht werden kann, möglichst ganz zu vermeiden suchen 
und zu diesem Zweck die Hauptmasse des gewerblichen Schlammes in 
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Schlämmt eichen znrückhalten. Er hat an den mit vielen Teichen besetzten 
Nebenbächen der Ruhr, wo die kleine Metallindustrie zu Hause ist, die Be¬ 
obachtung gemacht, daß die Wasseraufstauteiche überall als natürliche Klär¬ 
anlagen wirken, weil sich in ihnen der häusliche und gewerbliche Schlamm 
der Oberlieger schnell niederschlägt. Ebensolche Teiche größerer Abmessungen 
sollen auch von der Genossenschaft eingerichtet werden, nur mit dem kleinen 
Unterschiede gegen den bisherigen Gebrauch, daß der Schlamm zu geeigneter 
Zeit ausgefahren, getrocknet und auf Land gebracht werden soll, während 
bislang die Teichinhaber bei geeignetem Regen die Schützen zogen und den 
Schlamm dem nächstunteren Nachbar, dieser dem folgenden und so fort zu¬ 
fließen ließen. Gelegentlich soll auch bei vorhandenem Hochwassermelde¬ 
dienst das Ausspülen der Teiche durch das Hochwasser in Frage kommen 
dürfen. 

Eine besondere Beachtung bei der Reinhaltung der Ruhr erfordern die 
— nach Imhoffs Aufzählung— 87 Trinkwasserwerke mit rund 275 Millionen 
cbm Wasserbedarf. Sie entnehmen der Ruhr bei Niederwasser 8,9 cbm/sec und 
schwächen dadurch deren abwasserverdauende Kraft erheblich ab. Diesem 
Übelstande wird in demnächst noch steigendem Maße durch den Ruhrtal¬ 
sperren-Verein begegnet, welcher „das Niederwasser der Ruhr während der 
ganzen Dauer einer regenarmen Zeit um 3,4 cbm zu vermehren imstande ist u . 

Umgekehrt werden die Wasserwerke durch die zunehmende Ver¬ 
schmutzung des Ruhrwassers in ihren Interessen geschädigt. Auch für sie 
ist der Schlamm des Flusses das Bedenklichste, weil durch ihn die Poren 
des Flußbettes verstopft werden und dadurch die Ergiebigkeit der Wasser¬ 
entnahme behindert wird. Die genaueren Ausführungen hierüber, sowie 
über die sonstige Beeinträchtigung des Trinkwassers bei Schwankungen der 
Wasserstände in der Ruhr sind in der Schrift selbst nachzulesen. 

Sehr energisch tritt Im hoff der Annahme entgegen, als ob die Klär¬ 
anlagen und die ganze Reinhaltung der Ruhr nur für die Wasserwerke nötig 
wären. Er sagt: „Im Gegenteil, die planmäßige Reinhaltung der Ruhr wäre 
auch nötig, wenn die Wasserwerke überhaupt nicht da wären. Sie ist nötig, 
um zu erreichen, daß die Städte und die gewerblichen Anlagen des Gebietes 
von den Schwierigkeiten befreit werden, die sie jetzt mit ihrem Abwasser 
haben. tf 

Auf Seite 30 und 31 gibt Verfasser den wesentlichen Inhalt eines Sonder¬ 
gesetzes an, das der erhofften Genossenschaft die Unterlage bieten müßte, 
und zählt in neun Punkten die Vorteile der Genossenschaftsgründung auf. 

Die Kosten berechnen sich folgendermaßen: Es werden für 750 000 Ein¬ 
wohner 70 Absitzanlagen angenommen, während 330 000 Einwohner (in 
Landgemeinden ganz geringen Umfanges) nicht in Kläranlagen gefaßt werden. 

1. Die 70 Kläranlagen kosten. 3 000 000 Jk 

2. biologische Anlagen als Ergänzung zu 1. kosten . 1 200 000 „ 

3. Schlammteiche. 400 000 * 

4 600 000 jH, 

Zu diesen Kosten kämen noch 4 Millionen Mark hinzu, wenn biologische 
Körper nicht nur für 200 000Einwohner ausgeführt, sondern an sämtliche 
Absitzanlagen angeschlossen würden. Die jährlichen Kosten mit Zins und 
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Tilgung würden im ersteren Falle 550 000*^, im letzteren 1 350 000 t 4L be¬ 
tragen. 

Die im Buchhandel erschienene und durch den Verlag von C. W. Haar¬ 
feld in Essen-Ruhr zum Preise von 3 zu beziehende Schrift ist außer¬ 
ordentlich interessant, lehrreich und lesenswert. (Salomon.) 


Ein Beitrag zur Pathogenese der Tuberkulose. Bearbeitet 
auf Grund ortsanalytischer Untersuchung von Dr. K. Dörner. Verlag 
von Curt Kabitzsch, Würzburg. 

In dem Bezirk Lindolsheim bei Karlsruhe hat Dörner im Wege der 
„Ortsanalyse“ die Verbreitung der Tuberkulose studiert. Die dortige Be¬ 
völkerung, die bei ihrer Abgeschlossenheit, ihrer gleichen Beschäftigung, 
ihrer gleichmäßigen Wohlhabenheit, demselben Klima ausgesetzt, unter gleichen 
Ernährungs- und Arbeitsbedingungen lebt, ist in der Tat zur Erhebung 
einer einwandfreien Ortsanalyse besonders geeignet. Die Untersuchungen 
setzten etwa 1852 ein, weil Dörner nur von Ärzten gestellte Diagnosen für 
seine Arbeit verwerten wollte, was früher nicht gut anging. Beginnend mit 
der Frage: „Infektion oder Heredität tf geht Verfasser zur Wohnungsfrage über, 
beleuchtet dabei die Lage, die Dichtigkeit, die Zahl der Bewohner der 
Wohn- und Schlafräume, die Keller- und Küchenverhältnisse (Wohnküche) 
und weist mit Recht darauf hin, daß in dicht bewohnten Wohnungen die 
immer von neuem stattfindende Infektion erst die Tuberkulose manifest 
macht. Wie weit die Lage, die Bodenbeschaffenheit des Ortes, die Wasser¬ 
verhältnisse, das Klima, die Ernährungs- und Beschäftigungsbedingungen auf 
die Verbreitung der Tuberkulose einwirken, wird einer eingehenden Prüfung 
unterzogen. Es dürfte kein Punkt in dem sozialen Leben der dortigen Be¬ 
wohner bei der Bearbeitung unberücksichtigt gelassen sein. Die Resultate 
dieser Untersuchung, die vielfach mit denen anderer Autoren verglichen 
werden, sind für den weiteren Kampf gegen die Verbreitung der Tuberkulose 
von großem Wert. Die Dörner sehe Arbeit wird für alle zuständigen Stellen 
sicher von Interesse sein. (R. Klokow-Beelitz-Heilstätten.) 


E. Dickhoff, Dr. phil., Stadt- und Kreisschulinspektor in Berlin: Die 

Reformbestrebungen auf dem Gebiete der Schulhygiene, 
der Erziehung und des ersten Jugendunterrichts. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1911. 8°. 125 S. 1,80 Jt. 

In einer Zeit, wo „Reformbestrebungen“ auf dem Gebiete des gesamten 
11 Schulwesens in Hülle und Fülle meist sehr geräuschvoll auf den Markt ge¬ 
worfen werden, in einer Zeit, in welcher die meisten „Reformer“ sich so un¬ 
endlich wild gebärden, als ob unsere Jugend von heute aus lauter Degene¬ 
rierten bestände, tut es unendlich wohl, eine Stimme zu vernehmen, die in 
ruhiger und sachlicher Erwägung aller Für und Wider die ganze Frage 
eingehend erörtert. 

Jeder — ich sage absichtlich nicht jeder Lehrer oder jeder Arzt — 
jeder, der sich für das Jugendwohl und die Jugenderziehung irgendwie 
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interessiert, wird die Schrift Dick hoff s mit Nutzen, aber auch mit Vergnügen 
studieren. Dickhoff ist im allgemeinen ein warm fühlender Freund der 
modernen Reformbestrebungen, aber er ist kein gedankenloser Stürmer und 
Dränger, der, wie sehr viele Reform-Mephistos, den Glaubenssatz verficht: 
„Denn alles, was besteht, ist wert, daß es zugrunde geht.“ In einem logisch 
wohlgegliederten Aufbau stellt er die Vorwürfe zusammen, die gegen die 
heutige Volksschule erhoben werden und die dahin gehen, daß 1. die Volks¬ 
schule den physiologischen Bedingungen der Anfänger nicht gerecht wird, 
indem sie den natürlichen Instinkten, dem Lebensgefühl und dem spontanen 
Tätigkeitsdrange nicht genügende Aufmerksamkeit zuwendet; 2. fehlt es ihr 
an psychologischem Verständnis für die aus dem natürlichen Lebens- und 
Schaffensdrang sich ergebenden geistigen Prädispositionen der Schulpflichtigen. 
Der Wert sinnlicher Beobachtung, eigenen Erlebens, selbständigen Schaffens, 
als hervorragende Antriebe zur Willensbildung, wird nicht genug gewürdigt; 
3. mangelt es an didaktischem Geschick bei der Auswahl der für die Inzipienten 
geeigneten Lehrstoffe; 4. vermißt man den intuitiven Sinn für die Konzen¬ 
tration der Stoffgebiete; 5. gebricht es ihr an sozial-pädagogischem Verständ¬ 
nis, das einmal schultechnisch gleiche Erziehungs- und Bildungmaßnahmen 
für alle Kinder des Volkes vorsehen muß, sodann aber sich zu bestreben hat, 
durch Aussonderung des Schülermaterials nach vorhandenen Kapazitäten ein 
abgestuftes Schulklassensystem zu errichten. 

Dickhoff zergliedert nun diese Vorwürfe und die zu ihrer Begründung 
vorgebrachten Überlegungen und gibt dann seiner eigenen Meinung Ausdruck. 
Das geschieht in so überzeugungstreuer Weise, daß man den Widerspruch, 
den man wohl gegen manche Anschauung des Verfassers vorzubringen hätte, 
mit Rücksicht auf das vortreffliche Ganze nicht gar zu streng anmerken muß. 

Sehr zutreffend und überaus beachtenswert sind die Schlußbetrachtungen 
des Verfassers, namentlich aber die scharfe Hervorhebung der oft über¬ 
sehenen Tatsache, daß bei den modernen Reformbestrebungen „neben dem 
Erfolgreichen auch mancherlei Mißstände“ sich jetzt schon aufweisen lassen. 
Ebenso wird jeder Unbefangene Dickhoff vollkommen beistimmen, wenn er 
sagt: „Hüten wir uns, daß die moderne Lebensgemeinschaft unter dem Schul¬ 
dach nicht dem Ich des Kindes zur absoluten Souveränität verhilft und den 
Erzieher depossediert u , und ebenso recht hat er, wenn er, für die Körper¬ 
pflege eintretend, die Einschränkung fordert, daß „das Betonen des turne¬ 
rischen oder sportlichen Betriebes, das sich hier und da in der Veranstaltung 
von Wettkämpfen und gymnastischen Fehden der Schuljugend unliebsam 
vordrängt, nicht zu einer Veräußerlichung des Schulbetriebes führen darf. 
Turnerische Maßnahmen bieten der Geistesarbeit ein Gegengewicht, dürfen 
sie aber nicht überwuchern. 4 

Die prächtige zeitgemäße Arbeit Dickhoffs sei hiermit aufs wärmste 
empfohlen. (Altschul - Prag.) 


Prof.Dr. Friedrich von Müller: Welche MittelSChulVOrhildung 
ist für das Studium der Medizin wünschenswert? Schriften 

des Deutschen Ausschusses für den mathematischen und naturwissen¬ 
schaftlichen Unterricht, Heft 8. Leipzig, B. G. Teubner. 8°. 13 S. 
0,50 <Jt. 
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Der „Deutsche Ausschuß für den mathematischen und naturwissenschaft¬ 
lichen Unterricht betont in einer Note, daß er die Ausführungen des Vortrags 
(die angezeigte Schrift ist die Wiedergabe eines solchen) für sehr beachtens¬ 
wert hält, „ohne sich in allen Einzelheiten damit zu identifizieren tt . Das ist 
eine zutreffende Kritik in wenigen Worten, der man im allgemeinen bei¬ 
stimmen kann. 

von Müller stellt auf Grund seiner privaten Erfahrungen an seinem 
speziellen Studentenmaterial alB Hauptforderung hin, daß ein höherer Grad 
mathematischer Kenntnisse vorausgesetzt werden soll, also eine Bekanntschaft 
mit den wichtigsten Sätzen der höheren Mathematik; das ist nötig für das 
Studium der Physik, wie sie die Mediziner im späteren Leben brauchen, 
ebenso notwendig, wie für die Chemie und Physiologie. Es müsse daher 
eine Reform des physikalischen und mathematischen Unterrichts an Mittel¬ 
schulen verlangt werden, oder aber es müssen die mathematischen Fächer an 
der Universität in geeigneten Vorlesungen und Übungen nachgeholt werden. 

Gewiß wäre es für den Mediziner, der wissenschaftlich arbeiten will, ein 
großer Vorteil, wenn er höhere Mathematik verstünde; aber es bleibt doch 
eine offene Streitfrage, ob man nicht auch ohne höhere Mathematik ein tüch¬ 
tiger Arzt werden kann. Jedenfalls wäre es überaus wünschenswert, dem 
jungen Mediziner an der Universität die Möglichkeit zu bieten, sich in 
höherer Mathematik ausbilden zu können, ein obligatorischer Zwang scheint 
mir aber nicht berechtigt. 

Die Anregungen von Müllers sind aber auch sonst höchst beachtens¬ 
wert und es wäre nur zu begrüßen, wenn diesbezügliche praktische Versuche 
gewagt würden. (Altschul-Prag.) 


Geh. Medizinalrat Dr. G. Leubuscher: Übör Notwendigkeit der 
Ausbildung der Lehrer in Gesundheitspflege. Schriften 
des Deutschen Ausschusses für den mathematischen und naturwissen¬ 
schaftlichen Unterricht. Heft 7. Leipzig, B. G. Teubner. 8°. 14 S. 
0,50 Jt. 

Man sollte eigentlich meinen, daß über die Notwendigkeit der Aus¬ 
bildung der Lehrer in Gesundheitspflege ein Zweifel überhaupt nicht möglich 
ist; aber schon die stereotype Bemerkung des „Ausschusses*“, daß er sich 
nicht mit „allen Einzelheiten identifiziert u (siehe die Besprechung der Schrift 
von Müllers), beweist die Notwendigkeit, über diese „Notwendigkeit“ doch 
noch zu sprechen. 

Daß Leubuscher seine Aufgabe, von dieser „Notwendigkeit“ die Leser 
zu überzeugen, vortrefflich gelöst hat, ist bei einem so erfahrenen und sach¬ 
verständigen Manne selbstverständlich; erbeweist, welchen Nutzen hygienische 
Kenntnisse der Lehrer für diese selbst, aber namentlich für die Schulhygiene 
haben, und findet auch nicht den geringsten Grund, den hygienisch vor¬ 
gebildeten Lehrer auch mit dem hygienischen Unterricht zu betrauen. Das 
scheint mir aber eine Frage für sich zu sein, auf die hier einzugehen zu 
weit führen würde. (Altschul-Prag.) 
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Prof. Dr. med. F. A. Schmidt: Einwirkungen und Erfolge der 
Leibesübungen bei der Jugend. Übersicht der für die 
verschiedenen Altersstufen der Jugend zweckmäßigsten 
Leibesübungen. Zwei Übersichtstabellen auf einer Wand¬ 
tafel. Leipzig, B.G.Teubner. Format 80: 80 cm. Auf Papier 2,80 
auf Papyrolin mit Ösen 3,20 Jft, mit Stäben 8,60«^. 

Wenn es sich nicht um eine große Wandtafel handeln würde, könnte 
man die überaus praktische Zusammenstellung, die uns Schmidt geliefert 
hat, „die Leibespflege in der Westentasche“ nennen. Viel Sachkenntnis und 
auch viel praktischer Sinn gibt sich in der geschickt gemachten tabellari¬ 
schen Übersicht kund: man kann tatsächlich „mit einem Blick“ sich über 
alle Fragen der Körperpflege orientieren. 

In der ersten Tabelle sind die Übungsarten, deren (physiologischer) 
Charakter und die einzelnen Formen jeder Übungsart rubriziert und dann 
die Einwirkungen der einzelnen Übungen auf Lunge und Atmung, Herz, 
Blutkreislauf, Stoffwechsel, Nervensystem und Muskeln in Schlagworten an¬ 
gegeben. Die günstigen Einwirkungen der Leibesübungen sind rot, die unter 
gewissen Bedingungen ungünstigen in fetten schwarzen Lettern gedruckt. In 
der letzten Kolonne ist der „dauernde Gewinn in körperlichem und ästhe¬ 
tischem Sinne“ und dann der „moralische Gewinn“ der richtig betriebenen 
Leibeserziehungen der Jugend summarisch zusammengefaßt. 

Die zweite Tabelle (auf derselben Tafel) gibt eine zweckmäßige und 
durch eine sehr einfache graphische Dar Stellung leicht überblickbare Über¬ 
sicht der für die verschiedenen Altersstufen, vom 6. bis zum 20. Lebensjahre, 
empfehlenswerten Leibesübungen, wobei auf den physiologischen Charakter 
und das vorwiegende Übungsbedürfnis jeder Altersgruppe (6 bis 9, 9 bis 12, 
12 bis 15, 15 bis 17, 17 bis 20 Jahre) entsprechend Bedacht genommen ist. 

Bei einer so anerkannten Autorität, wie es Schmidt auf dem Gebiete 
der Körperpflege ist, ist es selbstverständlich, daß alle Angaben trotz der 
Knappheit der Ausdrucks weise das Richtige treffen, und man muß nur staunen, 
welche Fülle von Belehrung auf einen verhältnismäßig engen Raum zusammen 
gedrängt erscheint. (Altschul -Prag.) 


Doz. Dr. med. J. Kaup: Sozialhygienische Vorscliläge zur Er¬ 
tüchtigung unserer Jugendlichen. Berlin, Karl Heymann, 
1911. 8°. 66 S. 0,40 tM. 

Man muß der kleinen, aber dennoch gründlichen Studie Kaups größt¬ 
möglichste Verbreitung wünschen. 

Mit Benutzung der wichtigsten statistischen Daten und der einschlägigen 
Fachliteratur bringt der Verfasser sehr beachtenswerte Vorschläge vor für 
die Ertüchtigung der Jugend im nachschulpflichtigen Alter. Daß er dabei 
allenthalben auf die weibliche Jugend besondere Rücksicht nimmt, ist ein 
Vorzug seiner Darlegungen und ein hoch zu bewertendes Verdienst. Er be¬ 
spricht vollkommen zutreffend die Maßnahmen der hier in Frage kommenden 
„Jugendfürsorge“, schlägt mit Recht einen ärztlichen Untersuchungs-, Über- 
wachungs- uüd Belehrungsdienst vor, geht des näheren auf die Frage der 
Berufswahl ein und erörtert die Einrichtungen, die zur Erholung und 
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Ertüchtigung der Jugendlichen empfehlenswert und in anderen Ländern 
(Amerika, Skandinavien, England) bereits in Übung sind und sich bewährt 
haben. 

In dem Kapitel: „Beurteilung der Aufwendungen für die Jugendlichen 
vom nationalbiologischen Standpunkte tf legt er überzeugend dar, daß die 
hierzu nötigen Auslagen Kapitalsanlagen sind, die sich reichlich verzinsen. 

(Alts chul-Prag.) 


Zander, R.: Die Leibesübungen und ihre Bedeutung für die 
Gesundheit. 3. Aufl. Mit 19 Abbildungen im Text und auf Tafeln. 
Aus Natur- und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich-gemein¬ 
verständlicher Darstellungen. 13. Bändchen. Leipzig, B. G. Teubner, 
1911. 

Bei dem lebhaften Interesse für Leibesübungen, das sich gegenwärtig 
bei uns wie bei allen Kulturvölkern geltend macht, erscheint die vorliegende 
Schrift, die das Thema in gemeinverständlicher, dem gegenwärtigen Stande 
der Wissenschaft entsprechender Werne behandelt, besonders zeitgemäß. 
Wenn wir den Körper gesund und frisch erhalten wollen, sind Leibesübungen 
nötig; sie schaden nur,"wenn sie im Übermaß betrieben werden. Von diesem 
Gesichtspunkte aus ist das Buch geschrieben. 

Gegenüber den vorangegangenen hat die vorliegende dritte Auflage 
mannigfache Zusätze, Umgestaltungen und Erweiterungen erfahren, bei im 
wesentlichen gleicher Einteilung. 

Nach einer kurzen Einleitung gibt der Verfasser eine Übersicht über 
die Entwickelung der Leibesübungen bei den Hellenen und in der Neuzeit, 
um im Anschluß daran den Nutzen der Leibesübungen in sozialer, ethischer 
und hygienischer Hinsicht zu besprechen. Ein zweiter Abschnitt behandelt 
das Wesen der Leibesübungen und die Wirkung der Leibesübungen auf die 
einzelnen Organe des Körpers und auf den ganzen Körper, im speziellen 
wird der Einfluß der Leibesübungen auf die Muskulatur, die Wechsel¬ 
beziehungen zwischen Muskel- und Nervensystem, der Einfluß der Leibes¬ 
übungen auf das Skelettsystem, auf den Stoffwechsel, die Zirkulation, die 
Atmung und den gesamten Stoffwechsel erörtert und im Anschluß daran die 
Wahl der Leibesübungen mit Rücksicht auf die Individualität und die ver¬ 
schiedenen Lebensalter besprochen. Ein besonderer Abschnitt behandelt die 
Leibesübungen der Frauen und ein letzter Abschnitt den sportlichen Betrieb 
der Leibesübungen, speziell Wettkämpfe, Trainieren und Übertreibungen des 
Wettsports. 

Eine Reihe gelungener Abbildungen tragen zum Verständnis der Aus¬ 
führungen wesentlich bei. (E. R.) 


Fischer, R.: Die industrielle Herstellung und Verwendung 
der Chromverbindungen, die dabei entstehenden Gesundheits¬ 
gefahren für die Arbeiter und die Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung. 
117 S. 8°. Mit 28 Tab. und 9 Fig. Schriften des Instituts für Ge¬ 
werbehygiene in Frankfurt a. M. Berlin, Polytechnische Buchhandlung 
von A. Seydel, 1911. Preis 6 geb. 7 vtl. 
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Der Verfasser behandelt in der vorliegenden Arbeit 1. die Technologie 
der Chromindustrien, 2. die durch Chromverbindungen verursachten Krank¬ 
heitserscheinungen an der Hand der bisher bekannt gewordenen Ver¬ 
öffentlichungen, 3. neue Erhebungen über die GesundheitsVerhält¬ 
nisse der mit Chromaten beschäftigten Arbeiter und 4. Maßnahmen zum 
Schutze der gewerblichen Arbeiter gegen die Einwirkung der Chromate. 

Da ohne gründliche Kenntnis der Arbeitsweise und Betriebseinrichtungen 
praktische Vorschläge zum Schutze der Arbeiter nioht gemacht werden können, 
gibt der Verfasser zunächst eine eingehende Darstellung der Technologie der 
Herstellung der Alkalichromate und der Chromsäuren, des Chroms und der 
Chrom Verbindungen und deren Verwendung, soweit nicht Fabrikations¬ 
prozesse in Frage kommen, deren Veröffentlichung, wie namentlich bei der 
elektrolytischen Chromatgewinnung, nicht angängig erschien. 

In dem zweiten Teil, der uns über Art, Umfang und Ursachen der 
Chromerkrankungen Aufschluß gibt, sind die Beobachtungen der Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten und der für diese Frage besonders interessierten Ärzte 
verwertet worden. Darüber hinausgehend waren neue Erhebungen über die 
Gesundheitsverhältnisse der mit Chromaten beschäftigten Arbeiter notwendig, 
um die bezüglich der Schwere der Chromgefabr immer wieder laut werdenden 
Stimmen richtig würdigen zu können. 

Die Maßnahmen zum Schutze der gewerblichen Arbeiter gegen die Ein¬ 
wirkung der Chromate sind teils allgemeiner, teils besonderer Art. Unter den 
allgemeinen Maßnahmen versteht der Verfasser diejenigen, die in chemischen 
Fabriken allgemein gefordert werden müssen. Da die Entstehung und Be¬ 
seitigung der staub- und dampfförmigen Abgänge hierbei eine Hauptrolle 
spielt, nahm der Verfasser Anlaß, die theoretischen und praktischen Grund¬ 
lagen von Staubabsaugungsanlagen eingehender hervorzuheben, zumal gegen 
diese Grundsätze noch vielfach verstoßen wird. 

Als wichtigste Schlußfolgerungen aus dem reichen Inhalt der verdienst¬ 
vollen Arbeit erwähne ich folgende: 

Von den zahlreichen Chromverbindungen wirken nur die Chromsäure 
und ihre Alkalisalze schädigend auf die gewerblichen Arbeiter. 

Die Chromgeschwüre, die nur selten eine Unterbrechung der Arbeit be¬ 
dingen, entstehen durch Eindringen von Chromsäure oder Alkalichromaten 
in schadhafte Hautstellen (Wunden, Risse u. dgl.). 

Durchlöcherungen der Nasenscheidewand wurden bei 70Proz. der Chro¬ 
matarbeiter beobachtet. Sie entstehen fast immer schmerzlos und verursachen 
keinerlei Beschwerden. 

Geringer als die Zahl der Chromgeschwüre ist die Zahl der sonstigen 
Hautleiden und Ekzeme. Nur vereinzelt waren diese Erkrankungen von 
größerer Schwere und längerer Dauer. 

Die Zahl der Verbrennungen und der durch Chromate hervor gebrachten 
chromatischen Augenentzündungen hat sich im Laufe der Jahre wesentlich 
verringert. 

Wirkliche Vergiftungserscheinungen, speziell Nierenentzündungen, sind 
aus Anlaß der Beschäftigung mit Chromat nicht festgestellt. 

Die Erkrankungen der Verdauungs- und Atmungsorgane zeigten keine 
erhöhten Durchschnittszahlen bei den Chromatarbeitern. 
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Am ungünstigsten schienen die Gesundheitsverhältnisse bei denjenigen 
Arbeitern za liegen, die mit warmen oder- heißen Chrom&tlösungen zu tun 
hatten. 

Durch die elektrolytische Chromgewinnung scheinen die charakteristi¬ 
schen äußeren Chromatwirkungen leichter vermeidbar zu sein. 

In der Chromgerberei wurden hauptsächlich Chromgeschwüre beobachtet, 
die den Gesundheitszustand der hier beschäftigten Arbeiter nicht erheblich 
beeinträchtigten. In den übrigen Industrien, welche Chromate gebrauchen, 
sind diejenigen Personen der Chromatwirkung am meisten ausgesetzt, welche 
die Chromatlösung zu bereiten haben. (E. R.) 


Die jugendlichen Arbeiter in Deutschland. Schriften der 
Gesellschaft für soziale Reform, Heft 5 und 6 des IV. Bandes, der 
ganzen Reihe, 38. und 39. Heft. V. Verhandlungen der fünften 
Generalversammlung der Gesellschaft für soziale Reform am 11. u. 
12. Mai 1911 in Berlin. Jena, Gustav Fischer, 1911. 

Der vorliegende Band der Schriften der Gesellschaft für soziale Reform 
behandelt die jugendlichen Arbeiter in Deutschland im Anschluß an ein 
Referat v. Grubers auf der fünften Generalversammlung der Gesellschaft 
für soziale Reform „Der Berufsschutz der Jugendlichen“. 

Einleitend nimmt v. Gruber Bezug auf die vorbereitenden verdienstvollen 
Schriften von Kaup (Bd. IV der Schriften der Gesellschaft, und Concordia 
1910, Nr. 7 bis 9), dessen Schlußfolgerungen er sich in seinem wie immer 
außerordentlich anregenden Referat im wesentlichen anschließt. Wenn auch die 
Meinungen über die Ergebnisse der Heeresergänzung noch auseinandergehen, 
daß der Rückgang der Tauglichkeitsziffern uns zu energischen rassenhygie¬ 
nischen Maßnahmen anspornen muß, unterliegt keinem Zweifel, und das gleiche 
gilt von der körperlichen Minderwertigkeit der Einjahrig-Freiwilligen, von 
dem Ansteigen der Tuberkulosesterblichkeit speziell vom 14. Lebensjahre ab, 
also von dem Zeitpunkte, wo berufliche Schädlichkeiten ein wirken, und von 
der Zunahme der Morbidität und Mortalität des weiblichen Geschlechtes im 
allgemeinen. Als solche Maßnahmen kommen ein weiterer Ausbau des Schul- 
arztsystems, ärztliche Beratung bei der Berufswahl und weiterhin eine ständige 
ärztliche Kontrolle der gewerblichen Jugend in Frage. Vor allem muß die 
gesetzliche Fürsorge für die jugendlichen Erwerbstätigen, die heute dem 
Jugendlichen nur bis zum 16. Lebensjahr zuteil wird, mindestens bis zum 
18. Lebensjahr ausgedehnt werden, und es muß die Nachtarbeit der Jugend¬ 
lichen gänzlich verboten werden. Auch darin stimmt v. Gruber Kaup 
bei, daß er den Einschluß des Fortbildungsunterrichtes in die Maximalarbeits¬ 
zeit von 10 Stunden fordert und ebenso, wenn er verlangt, daß der männ¬ 
lichen erwerbstätigen Bevölkerung Gelegenheit zu ausgiebiger körperlicher 
Bewegung und Erholung und daß der erwerbstätigen männlichen Jugend 
ebenso wie allen Schülern ein Spielnachmittag im Freien gewährt wird. Daß 
über diesen Maßnahmen nicht die Wohnungsfürsorge und die Frage einer 
ausreichenden zweckmäßigen Ernährung der Jugendlichen vergessen werden 
darf, bedarf keiner Ausführung. Unter Umständen wird hier die Schaffung 
alkoholfreier Speiseanstalten in Frage kommen. 
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Das Wichtigste bleibt hier wie auf allen Gebieten der persönlichen 
Hygiene die Pflege des psychischen Faktors, die Förderung der Selbstzucht, 
der Lust und Liebe zur Arbeit und der Pflege der wirtschaftlichen und ethi¬ 
schen Grundlagen des gesamten Volkslebens, der Familie und des Familien¬ 
sinns. Je mehr wir in der Ehe eine der allerwichtigsten hygienischen Schutz¬ 
einrichtungen für Mann und Frau erkennen, je mehr wir dahin wirken, daß 
die besseren Varianten sich reichlicher vermehren als die minderwertigen, 
daß die schlechten Varianten gänzlich von der Fortpflanzung ausgeschlossen 
werden, um so eher wird es uns gelingen, eine Verbesserung der durch¬ 
schnittlichen angeborenen Beschaffenheit der Generationen herbeizuführen 
als des eigentlichen Zieles aller Sozialreform, Die Sicherung des gesunden 
Gedeihens des Nachwuchses, der Kinder wie der Erwachsenen, im Schoße 
der Familie selbst muß gegenüber den mannigfachen sogenannten sozialen 
und Wohlfahrtsbestrebungen das oberste soziale Ziel bleiben. 

Im Schlußwort betonte v. Gr über, wie er es an anderer Stelle schon 
früher getan, daß die Frauenarbeit, wenn sie gegenwärtig vielfach noch eine 
Notwendigkeit ist, doch nur eine Notstandsarbeit bedeutet. Die ganze 
Frauenberufsarbeit ist nichts wert, wenn infolge der Schädigung des weib¬ 
lichen Körpers eine Frau aus gutem Stamme wieder minderqualifizierte Kinder 
gebärt. Aber es muß, wenn die Frau der Familie zurückgegeben wird, ein 
gerechter Ausgleich geschaffen werden, daß einerseits diejenigen, die sich 
willkürlich, obwohl sie durchaus zur Fortpflanzung fähig wären, diesen 
Pflichten entziehen, stärker herangezogen werden bei der Besteuerung usw., 
und daß andererseits diejenigen, welche die Pflicht, Nachkommen, und zwar 
gutqualifizierte, zu erzeugen auf sich genommen haben, von der Allgemein¬ 
heit unterstützt werden. 

In der Diskussion betonte Kaup unter Hinweis auf die Zunahme der 
Invalidenrentner, daß eine vorbeugende Gesundheitspolitik keine Verringe¬ 
rung, sondern nur eine Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit bedeutet. Der 
Effekt der Bemühungen, den Arbeiter nicht vorzeitg invalide werden zu lassen, 
ihn länger dem Betriebe, der Familie zu erhalten, ist, in wirtschaftlichen 
Werten ausgedrückt, weit größer als die Kapitalien, die wir für einen erhöhten 
Schutz der Jugend anlegen müssen. (E. R..) 

Granier, R: Lehrbuch für Heilgehilfen und Masseure, 
Krankenpfleger und Bademeister. Im amtlichen Aufträge 
verfaßt. 7. Auflage, bearbeitet von Oberstabsarzt a. D. Dr. Hüttig, 
Kgl. Kreisarzt. Berlin, Richard Schoetz, 1911. 

Die vorliegende 7. Auflage des bekannten Granierschen Lehrbuchs, 
die von dem Kreisarzt Hüttig bearbeitet wurde, hat in beiden Teilen einige 
durch die Erfahrungen der Wissenschaft und Praxis gebotenen Änderungen 
erfahren. Im übrigen ist die Einteilung des Stoffes dieselbe geblieben. Die 
Brauchbarkeit des seit Jahren bewährten, im amtlichen Aufträge verfaßten 
Lehrbuchs wird durch eine Reihe vorzüglich ausgeführter Abbildungen und 
eine tadellose Ausstattung erhöht, so daß es den beteiligten Kreisen wieder¬ 
um aufs wärmste empfohlen werden darf. (E. R) 
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Epidemische Krankheiten in Japan und Endemische Krank¬ 
heiten in. Japan. 

Unter diesem Titel sind von dem Kaiserlichen Japanischen Institut für 
Infektionskrankheiten in Tokio im Jahre 1911 zwei kleine Schriften in 
deutscher Sprache, in erster Linie für die Hygieneausstellung in Dresden 
bestimmt, herausgegeben, die uns einen Überblick über die Ausbreitung 
dieser Krankheiten in Japan geben. 

Entsprechend den klimatischen Verhältnissen des Inselreiches kommen 
die verschiedensten epidemischen und endemischen Krankheiten vor. Unter 
den akuten Infektionskrankheiten treten gelegentlich Cholera und Pest epi¬ 
demisch auf, aber die Keime wurden von dem Auslande eingeschleppt. Die 
übrigen Infektionskrankheiten kommen in den verschiedensten Gegenden in 
Japan vor. 

In Japan ist die Anzeigepflicht für folgende Krankheiten obligatorisch: 
Cholera, Pest, Unterleibstyphus, Pocken, Fleckfieber, Dysenterie, Diphtherie 
und Scharlach. Über diese acht Krankheiten liegt daher eine zuverlässige 
Statistik vor. Die Bekämpfung der Infektionskrankheiten in Japan wird 
nach den Bestimmungen des im Jahre 1897 veröffentlichten und im Jahre 
1907 verbesserten Gesetzes über die Prophylaxe der Infektionskrankheiten, 
dem im Jahre 1899 veröffentlichten Hafenquarantänegesetz und den damit 
verbundenen Anordnungen ausgeführt. Unter Umständen können die Be* 
Stimmungen dieser Gesetze auch auf andere als die oben genannten Krank¬ 
heiten ausgedehnt werden. Die Kosten tragen die betreffenden Ortschaften, 
doch wird von der Provinzialbehörde ein Zuschuß geleistet. Sind Stadt und 
Land gleichmäßig betroffen, wie bei der Pest, so werden die Kosten der 
prophylaktischen Maßnahmen vom Staat übernommen. 

Als Schutzmaßnahmen kommen neben der Anzeigepflicht hauptsächlich 
die Absonderung und Desinfektion in Frage, in Epidemiezeiten ergänzt durch 
die Leichenschau, die Beobachtung der Gesunden und Haus-bei-Hausbesuche. 
Auch durch hygienische Vorträge mit Lichtbildern hat man das Volk über 
Art und Verbreitung der Infektionskrankheiten aufzuklären gesucht. Hin¬ 
sichtlich des Aussatzes wurde im Jahre 1907 ein besonderes Gesetz erlassen, 
das bestimmt, daß die Leprakranken in die besonderen Lepraasyle, deren 
zurzeit 5 bestehen, zu überführen sind. 

Bei den verschiedenen Pesteinschleppungen gelang es den Maßnahmen 
der Regierung, die Krankheit auf ihren Herd zu beschränken und zum 
Erlöschen zu bringen. Wie bei der Pest stammte auch bei der Cholera 
der Keim immer aus dem Auslande. Als ein ausgezeichnetes Schutzmittel 
hat sich hier die Anlage guter Wasserleitungen bewährt. 

Sehr verbreitet ist von alters her der Unterleibstyphus in Japan. Erst 
in den letzten Jahrzehnten machte sich ein Rückgang bemerklich. Gleich¬ 
wohl betrug die Krankenziffer im Jahre 1909 noch 4,04 auf je 10 000 Lebende 
und die Zahl der Sterbefälle 4,6 auf je 1000 Todesfälle. Nach den im 
Institut für Infektionskrankheiten in Tokio ausgeführten Untersuchungen 
hörte die Ausscheidung der Typhusbazillen in den leichteren Fällen nach 
erfolgter Genesung alsbald auf, während sie bei den schwereren Fällen länger 
andauerte. Am häufigsten erfolgte die Verbreitung durch Kontakt, während 
die Verbreitung durch Wasser zu den großen Seltenheiten gehört. Be- 
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Ziehungen des Typhus zur Bodenbeschaffenheit sind niemals beobachtet 
worden. 

Die Pocken wurden nach Japan im Jahre 585 aus Korea eingeschleppt 
und haben sich über das ganze Inselreich verbreitet. In einem Zeitraum 
von mehr als 1000 Jahren traten 65 heftige Epidemien auf; allgemein war 
der Glaube, daß jeder die Krankheit einmal im Leben überstehen müsse. 
Fünf Kaiser von Japan starben an den Pocken, darunter auch der Vater 
des gegenwärtigen Kaisers. Die Impfung wurde im Jahre 1848 in Japan 
eingeführt, jedoch nur in beschränktem Umfange. Erst später wurde die 
allgemeine Durchführung angeordnet. Die Ausbreitung war dort am größten, 
wo die Impfung mangelhaft durchgeführt wurde; daher die Ausbreitung in 
den großen Städten, wo die große Zahl der Ungeimpften sich namentlich 
aus den Zugewanderten und der ärmeren Bevölkerung, die der Impfung 
entzogen bleiben, rekrutiert. 

Bei der Tuberkulose besteht bisher keine Anzeigepflicht. Aus den 
Berichten der Lebensversicherungsgesellschaften ergibt sich, daß ein Viertel 
oder ein Fünftel aller Verstorbenen im Alter von über 15 Jahren an Tuber¬ 
kulose eingeht. Die Tuberkulose zeigt eine entschiedene Neigung, sich 
weiter auszubreiten; namentlich betonen die Kinderärzte, daß die Tuber¬ 
kulose im Kindesalter, wie die Untersuchungen mittels der Pirquetschen 
Reaktion ergaben, zugenommen hat. * 

Die Zahl der Geschlechtskranken im japanischen Heere betrug im Jahre 
1909 11,69 auf je 1000 Soldaten, darunter 2,04 Syphilitische. Unter je 
1000 wegen Krankheit ausgemusterten Soldaten waren 37,24 syphilitisch. 

In den fünf Leprosorien waren im Jahre 1911 etwa 1200 Aussatz¬ 
kranke auf Staatskosten untergebracht. Außer diesen öffentlichen Lepro- 
serien gibt es noch eine Anzahl Privatanstalten, in denen eine unentgelt¬ 
liche Verpflegung der Aussätzigen stattfindet. 

Sehr sorgfältig ist die Bekämpfung des Trachoms, das zurzeit in Japan 
nur in einzelnen Regierungsbezirken anzeigepflichtig ist, geregelt. In den 
meisten Bezirken sind beamtete Ärzte ernannt, die den Gesundheitszustand 
der Dienstwilligen, der Schulkinder, sowie der Fabrikarbeiter zu überwachen, 
die Behandlung zu leiten oder auszuführen haben, und die außerdem als 
hygienischer Beirat für die Polizei, die Behörden, die Schulen usw. funk¬ 
tionieren. In jedem Bezirk findet ein Trachomkursus unter Leitung eines 
UniversitätsprofessorB statt. Mit besonderer Sorgfalt wird das Trachom der 
Schulkinder durch die Schulärzte bekämpft, ln einigen Orten sind besondere 
Heilanstalten zur Behandlung des Trachoms eingerichtet; daneben werden 
Merkblätter verbreitet, Vorträge gehalten usw. 

Erhebliche Erfolge sind auch bereits bei der Bekämpfung der Malaria 
erzielt worden. Neuerdings hat man begonnen, in Formosa eine systema¬ 
tische Chininbehandlung mit günstigem Erfolge allgemein durchzuführen. 

Aus vorstehendem ergibt sich, daß die Behörden in Japan an der Hand 
der bakteriologischen und epidemiologischen Forschungen den Kampf gegen 
die ansteckenden Krankheiten in den letzten Jahrzehnten mit wachsendem 
Erfolge auf genommen haben. (E. R.) 


Vierteljahrsachrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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L. Teleky: Die gewerbliche Quecksilbervergiftung. Dar- 
gestellt auf Grund von Untersuchungen in Österreich. Schriften des 
Instituts für Gewerbehygiene zu Frankfurt a. M. Mit 14 Abbildungen 
und 17 Tabellen im Text. Berlin, Polytechnische Buchhandlung 
A. Seydel, 1912. Preis 6,80 «/Ä. 

Der Verfasser gibt in der vorliegenden Arbeit auf Grund eigener Unter¬ 
suchungen und der aus anderen Ländern vorliegenden Erfahrungen eine 
Darstellung der im Quecksilber erzeugenden und Quecksilber verarbeitenden 
Betrieben bestehenden gesundheitlichen Gefahren für die hier beschäftigten 
Arbeiter, zugleich mit einer Geschichte der gewerblichen Quecksilberver¬ 
giftung. 

Nach einer Schilderung der klinischen Erscheinungen der Quecksilber¬ 
vergiftung und des Vorkommens der Quecksilbervergiftung in den ver¬ 
schiedenen Gewerben gibt Teleky eine eingehende Darstellung der Queck¬ 
silbergewinnung in Idria, wo die bergbauliche Gewinnung des Quecksilbers, 
zunächst in primitivster Form, schon seit dem Jahre 1580 in staatlicher 
Regie betrieben wurde. In den folgenden Abschnitten bespricht der Ver¬ 
fasser an der Hand eigener reicher Erfahrungen die Hasenhaarschneiderei 
und Huterzeugung, die Spiegelerzeugung, das Feuer vergolden, die Gewinnung 
von Gold und Silber, die Erzeugung von Glühlampen und Röntgenlampen, 
die Barometer- und Thermometererzeugung, die Erzeugung elektrischer 
Elemente unter steter Berücksichtigung der in anderen Ländern gemachten 
Erfahrungen. 

Was speziell die Hutfabrikation betrifft, so wird der größte Teil des in 
Österreich verarbeiteten Haares aus dem Auslande bezogen, während das 
Blasen, Fachen und Filzen in einigen Großbetrieben erfolgt. Am meisten 
gefährdet sind hier die Filzerinnen, wie auch die Erfahrungen in Deutsch¬ 
land bestätigen. Wahrscheinlich spielen hier Quecksilberdämpfe eine be¬ 
sondere Rolle. Außer sorgfältigster Beseitigung des Staubes und der Dämpfe 
und den Maßnahmen des persönlichen Arbeiterschutzes ist vor allem eine 
häufige ärztliche Untersuchung der in der Beizerei, in der Hasenhaar¬ 
schneiderei, Blaserei und Filzerei und der mit der Haarmanipulation be¬ 
schäftigten Arbeiter erforderlich, um solche Arbeiter, welche die ersten Zeichen 
einer Erkrankung bieten, rechtzeitig von der gefährlichen Arbeit ausschließen 
zu können. Je sparsamer die Beize angewandt wird, je geringer ihr Gehalt 
an Quecksilber, um so besser für die Arbeiter. Die Annahme aber, daß sich 
durch fortschreitende Verbesserung der Betriebshygiene, speziell durch Ein¬ 
führung der Maschinenarbeit in der Filzerei oder durch Arbeitswechsel der 
Merkurialismus ganz vermeiden lassen wird, erscheint nicht berechtigt. Um 
so dringender ist deshalb die Forderung, auf die Einführung unschädlicher 
Beizen Bedacht zu nehmen. Die hierauf bezüglichen Ausführungen des Ver¬ 
fassers sind deshalb für den Gewerbehygieniker von besonderem Interesse. 
Wir ersehen hieraus, daß die hierauf gerichteten Versuche bis in den Beginn 
des vorigen Jahrhunderts zurückreichen, und daß speziell in Paris schon 
lange vor dem neuerdings bekannt gewordenen Verfahren von Lussigny 
die Einführung quecksilberfreier Beizen wiederholt versucht worden ist. 
Nachdem inzwischen die Beize Lussigny-Jourde in Rußland, speziell im 
Moskauer und Podoler Kreise sich bewährt und deren Fabrikate von den 
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größten Moskauer und Petersburger Firmen mit Erfolg eingeführt sind, und 
naehdem neuerdings auch bei uns eine quecksilberfreie Beize in der Fabrik 
Bortfeld in Blihmrod (Oberhessen) mit gutem Erfolge erprobt worden ist, 
steht zu hoffen, daß diese Frage nicht eher zur Ruhe kommen wird, als bis 
das Quecksilber aus dem Hutmachergewerbe verschwunden ist. Voraus¬ 
setzung ist dabei, daß die hauptsächlichsten Exportländer für geschnittenes 
Haar — Deutschland, Belgien und Frankreich — gemeinsam in dieser 
Sache Vorgehen. 

Ein gewerbehygienisches Interesse beanspruchen ferner die von Teleky 
erwähnten Affektionen der Hände bei der Kesselarbeit und bei der Mani¬ 
pulation mit der Seife und namentlich die gewaltigen Schwielenbildungen 
an der Palmarseite bei den Walkern, den Anformern und Plattierern. 

Hinsichtlich der übrigen in Frage kommenden Betriebsarten erscheint 
ein Verbot des Feuervergoldens um so dringender angezeigt, als es durch 
gleichwertige oder fast gleichwertige Verfahren ersetzt werden kann. Ebenso 
wird in der Glühlampenfabrikation der Ersatz der Quecksilberpumpen aller 
Systeme durch die Maschinenölpumpe anzustreben sein, während bei der 
Barometer- und Thermometererzeugung, die überwiegend in der Heimindustrie 
betrieben wird, auf die Bereitstellung geeigneter Arbeitstische, glatten fugen¬ 
losen Fußbodens, Abzugs Vorrichtungen, Trennung von Wohn- und Arbeits¬ 
räumen usw. besonderer Wert zu legen ist. 

Wie sehr ein zielbewußtes gewerbehygienisches Vorgehen dazu angetan 
ist y die Technik zum Verlassen gesundheitsschädlicher Betriebsformen und 
Einführung neuer Arbeitsmethoden anzuregen, beweist der außerordentliche 
Rückgang der Quecksilberspiegelbelegung in den letzten Dezennien des vorigen 
Jahrhunderts. 

Es steht zu hoffen, daß die Ausführungen des Verfassers dazu beitragen 
werden, die Verwendung des Quecksilbers in der Industrie immer mehr ein¬ 
zuschränken und da, wo ein Ersatz zurzeit noch nicht möglich ist, die mit 
Verwendung des Quecksilbers verbundenen Gefahren so weit herabzusetzen, 
wie dies nach dem gegenwärtigen Stande der Technik und Hygiene über¬ 
haupt erreichbar ist. (E. R.) 


Bücherei der Gesundheitspflege. Säuglingspflege. Von Prof. Dr. 
J. Trumpp. Zweite vollständig umgearbeitete Auflage. Mit einer 
Tafel und 39 Abbildungen. Stuttgart, Ernst Heinrich Moritz. VII u. 
143 S. Klein 8°. 

Das kleine, jetzt in zweiter Auflage erschienene Büchlein zeichnet 
sich durch Klarheit und durch überall das Leben der nicht in Fürsorge¬ 
stellen, Säuglingsheimen und Findelhäusem auf erzogenen Säuglinge be¬ 
rücksichtigende Vorschriften aus. Verfasser hat, wie er in der Vorrede 
zur zweiten Auflage freimütig eingesteht, seine Kenntnisse durch die 
Säuglingspflege seiner eigenen drei Kinder wesentlich vervollkommnet und 
danach seine früheren Vorschriften geändert. Wer mit dem praktischen 
Leben, mit den Verhältnissen in den Häusern des gebildeten Mittelstandes, 
der kleinen Leute in dauernde und innige Berührung kommt, gewinnt ein 
ganz anderes Urteil über die Ausführbarkeit der ärztlichen Wünsche und 
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Anordnungen, wie der Kliniker, Krankenhausarzt und der Arzt, der nur 
in den H&usern der Wohlhabenden und Reichen seinen Beruf ausübt und 
dadurch unbeschränkt in seinen Vorschriften ist, keine Rücksichten auf die 
erforderlichen Geldmittel, auf Bedienung usw. zu nehmen hat. 

Trum pp hat bei der Abfassung der zweiten Auflage auf solche Ver¬ 
hältnisse gebührende Rücksicht genommen und gibt jungen Müttern ohne 
Erfahrung in jeder Beziehung gute Lehren über die Ernährung des Säug¬ 
lings, seine körperliche Pflege, Erziehung, Kleidung usw. 

Die Ausstattung des Buches in Papier und Druck ist gut. 

Das Buch wird jungen Müttern eine willkommene Gabe sein. (M. P.) 


Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamtes). Bd.36 bis 39. Berlin, Julius Springer, 1910. Aus¬ 
gegeben im Oktober 1910. 

Bd. XXXVI. Das erste Heft enthält Untersuchungen über die Be¬ 
schälseuche von Prof. Dr. Zwick und Oberveterinär Dr. Fischer und einen 
Aufsatz über das Veterinärwesen in Großbritannien nach Berichten des 
Veterinärs des landwirtschaftlichen Sachverständigen bei der Kaiserlichen 
Botschaft in London, bearbeitet vom Regierungsrat Wehrle. 

Im zweiten Heft schreibt Lindemann über Versuche zur Klärung der 
Frage, worauf die Wirkung der Diphtherieimmunsera beruhe, über Versuche 
mit diesen über Tropine und Opsonine, wie der Immunsera und kommt zu 
keinem einwandfreien Ergebnis, spricht nur* die Ansicht aus, daß für eine 
antiinfektiöse Wirkung des Serums bisher nur die phagozytären Antistoffe 
in Betracht kommen würden. 

Die Abhandlung von Titze und Weichei: „Beitrag zur Erforschung 
der Bradsot der Schafe u gelangt in der Zusammenfassung S. 196 zu den 
negativen Ergebnissen, daß die Ätiologie der Krankheit durch die Unter* 
Buchungen nicht geklärt ist, daß sich daher die Krankheit bis zur Zeit nur 
auf Grund ihres Verlaufes und des anatomischen Befundes feststellen lasse, 
daß direkte Übertragung der Krankheit von Tier zu Tier nicht beobachtet 
sei, daß keinerlei Anhaltspunkte für die Einwirkung allgemeiner Schädlich¬ 
keiten die Entstehung der Krankheit unterstützten. 

Die Untersuchungen über das Rattenvertilgungsmittel „Liverpoolvirus“ 
von Dr. Steffenhagen führen auch zu keinem praktischen Ergebnis, denn 
„die Wirksamkeit des Liverpoolvirus in der Praxis entzieht sich aber einer 
genauen Beurteilung“. 

Von demselben Dr. Steffenhagen und dem Dr. Andrejew folgen 
Untersuchungen über die Haltbarkeit von Mikroorganismen und Immun¬ 
körpern in Blutegeln und Berichte über die Ergebnisse der acht biologi¬ 
schen Untersuchungen des Oberrheins von Lauterborn auf der Strecke 
Basel—Mainz und von Marsson auf der Strecke Mainz—Koblenz. 

Im dritten Hefte findet sich „über die Bestimmung von Salpeter in 
Fleisch“ eine praktisch wichtige Arbeit, in welcher nachgewiesen wird, daß 
von den jetzt üblichen drei Verfahren nur die volumetrische Bestimmung des 
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Salpeters pls Stickoxyd nach der Schlosing-Wagnerschen Methode, und 
zwar zweckmäßig in der von Stüber angegebenen Ausführung zur Anwen¬ 
dung kommen dürfe. Die Überführung der Nitrate in Ammoniak und die Be¬ 
stimmung des Salpeters mittels Nitron lieferten keine zuverlässigen Ergebnisse. 

Haller hat sehr sorgfältige und umfangreiche Versuche über die ent- 
wickelungshemmenden und keimtötenden Eigenschaften der freien schwefligen 
Säure, der schwefligsauren Salze und einiger komplexer Verbindungen der 
schwefligen Säure angestellt, deren Ergebnisse in einem Referat wieder¬ 
zugeben nicht angängig ist. 

Dr. Ungermann glaubt aus seinen Versuchen über die Ursachen der 
natürlichen Pneumokokkenimmunität schließen zu dürfen, „daß die normale 
Pneumokokkenresistenz wenigstens in den von ihm untersuchten Fällen auf 
der phagozytären Kraft des frischen Normalserums beruhe, und daß das 
Serum zur Entfaltung dieser Kraft in vitro mitunter der homologen Leuko- 
cyten bedürfe u . 

Untersuchungen an den Sekreten und Exkreten des Verdauungstraktus mit 
Hilfe der biologischen Methode von Dr. Heinrich Citron, über die Seychellen¬ 
zimtrinde von Dr. Julius Meyer, über die sogenannte Pseudowut von 
Dr.Zwick, und Versuche über Abtötung von Typhusbazillen im Organis¬ 
mus, Anwendung von Halogensubstitutionsprodukten der Methanreihe von 
Dr. rer. nat. E. Haller und von Dr. med. W. Rimpau schließen das Heft. 

Das vierte Schlußheft enthält zwei Arbeiten von H. Dold über die 
bakterizide Wirkung der Blutes, Plasmas und Serums auf Pneumokokken 
und ihre Bedeutung für die Immunität und über neuere Methoden der Fär¬ 
bung des Tuberkelbazillus mit besonderer Berücksichtigung ihrer differential¬ 
diagnostischen Bedeutung. 

Über das hämolytische Verhalten von Cholera- und El Tor-Stämmen 
hat Dr. med. Baelthiein, über die Brauchbarkeit „gewachsener Tonerde 11 
zur Reinigung bakteriell verschmutzter Wässer Dr. A. Müller Unter¬ 
suchungen gemacht. 

Eine sehr umfangreiche, eingehende und sorgfältige Arbeit schließt mit 
den experimentellen Untersuchungen über Rattensarkom von Uhlenuth, 
Händel und Steffenhagen den XXXVI. Bd. 

Der in Bd. XXXVII veröffentlichte Bericht über die unter finanzieller 
Beihilfe des Deutschen Reiches während der Jahre 1905 bis 1909 in Batavia 
und Breslau ausgeführten Arbeiten zur Erforschung der Syphilis, erstattet 
von Dr. A. Neisser, ordentl. Professor an der Universität Breslau, ist bereits 
im XLIII. Bd., S. 708 der Vierteljahrsschrift besprochen. 

Bd. XXXVIII ist noch nicht vollständig erschienen; Besprechung 
bleibt daher Vorbehalten. 

Bd. XXXIX ist mit den Ergebnissen der Weinuntersuchungen, 
Statistik und Säurerückgang gefüllt. (M. P.) 


Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamtes). 38. Bd. 1. Heft mit 1 Tafel. Berlin, Julius Springer, 
1911. 
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Gutachten des Reichsgesundheitsrates y betreffend die Versalzung des 
Wassers von Wipper und Unstrut durch Endlaugen aus Ghlorkaliumfabriken. 
Berichterstatter Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Be c kur ts-Braun schweig. Mit¬ 
berichterstatter Prof. Dr. Orth-Berlin und Regierungsrat Prof. Dr. Spitta- 
Berlin. 

Das 125 Quartseiten füllende Gutachten geht auf Einzelheiten des Kali¬ 
bergbaues, Verarbeitung der Rohsalze, örtliche Verhältnisse der Flüsse, 
frühere Gutachten usw. ein, stellt daraufhin eine so hochgradige Ver¬ 
salzung der genannten Flüsse und der Helme fest, daß weitere als die bis¬ 
herigen Maßregeln ergriffen werden müssen, um die dauernde Versalzung 
von Wipper- und Unstrutwasser zu verhüten. Folgende Vorschläge wurden 
gemacht: 

1. Einrichtung zweckmäßiger Verteilungsvorrichtungen und Ablaufs¬ 
regler für die Endlaugen. 

2. Schaffung von Aufhaltebecken von genügender Größe für die End¬ 
laugen der einzelnen Fabriken. 

3. Einrichtung einer zentralen Untersuchungs- und Überwachungsstelle 
für das Flußgebiet der Wipper, Helme und Unstrut, soweit Chlorkalium¬ 
fabriken in Frage kommen. 

4. Dauernde Verständigung zwischen den Kaliwerken und der Über¬ 
wachungsstelle zwecks Regelung des jeweilig zulässigen Endlaugenabflusses 
nach Ort, Zeit und Menge. 

5. Ergänzung der zurzeit üblichen zeitweiligen Kontrolle der chemischen 
Zusammensetzung des Wassers der Vorflut durch eine dauernde Kontrolle 
mittels selbstregistrierender Apparate (z. B. eines Apparates zur selbsttätigen 
Registrierung des elektrischen Leitvermögens des Flußwassers). 

6. Dauernde Kontrolle der Flußwasserstände (z. B. von selbstregistrieren- 
den Pegeln und dergleichen). 

Die örtlichen Verhältnisse werden durch eine sehr gute Karte ver¬ 
anschaulicht. 

Regierungsrat Dr. med. vet. Dr. Titze und Dr. rer. nat. W. Wedemann: 
Beitrag zur Frage, ob das dem tierischen Körper einverleibte Kupfer mit 
der Milch ausgeschieden wird. 

Diese Untersuchungen, deren Notwendigkeit nach den von B ran dl 
und anderweit gewonnenen Ergebnissen nicht erhellt, haben keinen bedenk¬ 
lichen Kupferübergang in die Milch festgestellt. 

Heft 2 enthält eine Anzahl kleinerer Arbeiten, wie: Über einige neuere 
Desinfektionsmittel von Einecker. Beiträge zum Nachweis des Benzon in 
Nahrungs- und Genußmitteln von Polenske. Über die Erzeugung von 
Gänsefettlebern durch Verfütterung von Spießglanz vom Tierarzt Poppe. 
Wirkung des Antiformins auf Bakterien, Toxine verschiedener Herkunft, 
rote Blutkörperchen und Serumeiweiß von Gildemeister. Über die Wir¬ 
kung von Desinfektionsmitteln in gefüllten Abortgruben und die Dauer der 
Lebensfähigkeit von Typhusbazillen in Abortgruben. 

Die in vier Abschnitten mitgeteilten Versuche führten zu dem für das 
praktische Leben sehr wichtigen Ergebnis, daß Kalkmilch aus frisch gebranntem 
Kalk hergestellt im Vergleich zu Chlorkalkmilch und Saprol das beste und 
billigste Desinfektionsmittel für Abortgruben ist. Der vierte Teil desGruben- 
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Inhaltes an Kalkmilch reicht bei gutem Verrühren auch in dickbreiigen 
Fäkalien aus, um Typhus- und Colibakterien nach zwei bis drei Stunden 
abzutöten. 

Bei bloßem Aufgießen ist eine Konzentration von mindestens 1 zu 3 
anzuwenden. 

Es folgen noch Beiträge zur Frage der Schnelldiagnose der Tuberkel¬ 
bazillen nebst Untersuchungen über säurefeste Stäbchen im Wasser 1 von 
Schern und Dold, Untersuchungen über den Zusammenhang von Heil wert 
und Antitoxingehalt des Diphtherieserums von Neufeld und Hantl. Bei¬ 
träge zur Kenntnis der Pneumoniekokken-Infektion von Lindemann und 
eine Arbeit von Auerbach und Pick über die Alkalität wässeriger Lösungen 
kohlensaurer Salze. 

Heft 3. Beiträge zur Kenntnis der Tuberkulose-Überempfindlichkeit 
von Neufeld und Dold. Ein praktisches Ergebnis haben die angestellten 
Versuche nicht gehabt, nur zu theoretischen Erörterungen geführt, welche 
für die Menschen nicht von Bedeutung sind, da Einspritzungen von tuber¬ 
kulöser Ovojonemulsion in die menschliche Bauchhöhle nicht zur Anwendung 
kommen. 

Über das Vorkommen von Arsen in Speisegelatine hat Dr. Otto Köpke 
das wichtige Ergebnis ermittelt, daß die untersuchten 12 Proben Gelatine 
„durchweg Arsen, wenn auch zum Teil in unwägbaren, aber doch immerhin 
analytisch deutlich nachweisbaren Spuren a enthielten. 

Die Abhängigkeit des Verlaufes der Sauerstoffzehrung in natürlichen 
Wässern und künstlichen Nährlösungen vom Bakterienwachstum von Dr. 
A. Müller. Eine sehr fleißige Arbeit, die an Ort und Stelle nachgelesen 
werden muß, da herausgerissene Sätze leicht zu Mißverständnissen führen 
können. 

Zur Frage des Vorkommens von Bakterien im Fleische normaler Schlacht¬ 
tiere und zur Technik der bakteriologischen Fleischbeschau bei Notschlach¬ 
tungen kommen die Verfasser Zwick und Weichei auf Grund ihrer Unter¬ 
suchungen zu folgenden Schlußsätzen: 

1. Unter 77 Organ- und Muskelproben geschlachteter Rinder und 
Schweine, von denen jede nach fünf verschiedenen Verfahren untersucht 
wurde, erwiesen sich bei einer alsbald nach der Schlachtung vorgenommenen 
bakteriologischen Untersuchung in fünf Fällen die Probe von der Leber, in 
einem Fall die Probe von der Nackenmuskulatur bakterienhaltig. Es ist 
jedoch nicht anzunehmen, daß die gefundenen Bakterien (Bact. coli com¬ 
mune, Staphylococcus aureus) in die Organe während des Lebens der 
Schlachttiere eingedrungen sind. 

2. Das von Conradi für die bakteriologische Fleischbeschau vor¬ 
geschlagene Verfahren ist für die Bedürfnisse der Praxis nicht geeignet. 

Das dafür von den Verfassern vorgeschlagene Verfahren ist im Original 
nachzulesen. 

Kurt Schern hat „über die Wirkung von Serum und Leberextrakten 
auf Trypanosomen u interessante Versuche gemacht, welche sich mit der 
Beobachtung befassen, daß unbeweglich gewordene Dourinetrypanosomen, 
welche sich im Rattenblut gemischt mit Natriumzitratlösung oder in physio¬ 
logischer Kochsalzlösung befanden, ihre ehemalige Beweglichkeit wieder- 
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erlangten, sobald etwas frisches Blut oder Serum von einer anderen normalen 
Ratte oder vom Pferd hinzugegeben wurde. Verfasser sagt am Schlüsse: 

„ Nach allen diesen Versuchsergebnissen läßt sich zusammenfassend sagen, 
daß die lebensverlängernden Stoffe während der Trypanosomeninfektion 
allmählich abnehmen, so daß sie am Ende der Krankheit im Serum über¬ 
haupt nicht mehr, in der Leber nur noch in geringem Maße nachweisbar sind. u 

Dr. med. et vet. Titze hat das durch Endlaugen aus Chlorkaliumfabriken 
verunreinigte Wasser auf seine Gesundheitaschädlichkeit als Tränkwasser 
für Haustiere geprüft und bei Tränkung von Gänsen mit solchem Wasser 
gefunden, daß bei einer unvermittelten Konzentration der Laugen über 500° 
Gesundheitsstörungen in Gestalt einer schweren, akut verlaufenden Darm¬ 
entzündung hervorgerufen wurden, die aber bei allmählicher Steigerung des 
Endlaugengehaltes bis zu einer Verhärtung von 600° ausbleiben können. 

Es folgen noch Arbeiten vom Rimpau über bakteriologische Befunde 
bei Untersuchungen darmkranker Kinder, ein Nachtrag von Kuhn zur Arbeit 
„Über bakteriologische Beobachtungen u bei Irren-Ruhr besonders über die 
Erscheinung der Paragglutination, und von Polenske „Über den Nachweis 
von Kokosnußfett in Butter und Schweineschmalz a . 

Heft 4 ist bis dahin nicht erschienen; nach dem zur Verfügung stehen¬ 
den Inhaltsverzeichnis wird es die folgenden Arbeiten bringen: Über Bau 
und Vermehrung von Babesia canis im Blute des Hundes von Professor 
Dr. A.Schuberg, Regierungsrat, und Dr.E.Reichenow, wissenschaftl.Hilfs¬ 
arbeiter im Kaiserl. Gesundheitsamte (hierzu Tafel II). Beitrag zur Frage 
der Giftigkeit der Rhodanalkalisalze von Dr. med. Fr. Franz, ständigem 
Mitarbeiter im Kaiserl. Gesundheitsamte. Untersuchungen über die Wirkung 
brandsporenhaltigen Futters auf die Gesundheit der Haustiere von Professor 
Dr.Zwick, Regierungsrat, Dr. Fischer, Königl.Sächs.Stabsveterinär, früher 
kommandiert zum Kaiserl. Gesundheitsamte, und Winkler, Königl. Sächs. 
Stabsveterinär, kommandiert zum Kaiserl. Gesundheitsamte. Züchtung von 
Tuberkelbazillen aus Sputum mit Hilfe der Uhlenhuthschen Antiformin¬ 
methode unter Verwendung von Eiernährböden von Dr. Schoenburg, Königl. 
Sächs. Oberarzt, kommandiert zum Kaiserl. Gesundheitsamte. Das Veterinär- 
wesen einschließlich einiger verwandter Gebiete in Belgien nach Berichten 
des landwirtschaftlichen Sachverständigen Dr. Frost, früher beim Kaiser¬ 
lichen Konsulat in Brüssel, und nach anderen Quellen bearbeitet durch 
Regierungsrat Wehrle, Mitglied des Kaiserl. Gesundheitsamtes. Über den 
Gehalt des Wurstfettes der Dauerwurst an freier Säure von Dr. Ed. Polenskef, 
Technischem Rat, vormaligem ständigen Mitarbeiter im Kaiserl. Gesundheits¬ 
amte. Über ein Verfahren zur Unterscheidung von sterilisiertem und von 
nicht sterilisiertem Knochenmehl von Dr. Ed. Polenskef, Technischem Rat, 
vormaligem ständigen Mitarbeiter im Kaiserl. Gesundheitsamte. Freies Alkali 
in Mineralwässern vonDr. Friedrich Auerbach, Regierungsrat im Kaiserl. 
Gesundheitsamte. (M. P.) 


Dr. Hartwig Klut: Untersuchung des Wassers an Ort und 
Stelle. Zweite verbesserte und vermehrte Auflage. Mit 30 Text¬ 
figuren. Berlin, Julius Springer, 1911. V u. 1B0S. 
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Im Jahre 1908 ersohien diese Anweisung in kürzerer Fassung als ein 
Teil des pharmazeutischen Kalenders und dann in der vorliegenden Fassung 
in erster Auflage, der schon nach drei Jahren jetzt die zweite Auflage folgt. 

Der Verfasser weist in der Einleitung darauf hin, daß die Entnahme 
der Wasserproben an Ort und Stelle vorwiegend möglichst durch den zu¬ 
gezogenen Sachverständigen stattfinden soll, verkennt nicht die Schwierig¬ 
keiten, die durch Entfernung beim Transport entstehen. Die Entnahme 
der Proben nach den verschiedenen Ursprungsstellen, die erforderlichen 
Gerätschaften, die gebotenen Vorsichtsmaßregeln werden bezeichnet. Es 
folgen die Prüfungen an Ort und Stelle der Temperatur, der Farbe, des Ge¬ 
schmackes, des Geruches, der Eigenschaften, die während des Transportes 
der entnommenen Probe leicht Veränderungen erleiden können. 

Die empfohlenen Prüfungsmethoden in chemischer, mikroskopischer, 
bakteriologischer und biologischer Beziehung sind kurz, klar und unter 
Beifügung von Abbildungen der wichtigeren Gerätschaften beschrieben. Das 
ganze Büchlein zeichnet sich durch Klarheit und Übersichtlichkeit seines 
Inhaltes aus und verdient seinen bisher schon erreichten guten Ruf. 

Druck, Papier und Ausstattung sind gut. (M. P.) 


Dr. v. Vogl: Turnen und Jugendspiele in der körperlichen 
Erziehung der schulentlassenen Jugend. München, J. F. 
Lehmann, 1911. 

Der verdienstvolle Vorkämpfer für die Erziehung zur Wehrhaftigkeit, 
der bayerische Generalstabsarzt Dr. Anton v. Vogl, weist in dieser Arbeit 
aufs neue darauf hin, wie bitter not unserem Volke eine körperliche Ertüchti¬ 
gung tut. Ausgehend von einer schätzenswerten Arbeit von Schröer und 
Ziegler (bei Teubner, Berlin 1909), welche Übungen, Spiele und Wettkämpfe 
für die reifere männliche Jugend vorschlagen, führt v. Vogl aus, daß solche 
freiwillige Übungen immer nur einen Notsteg zwischen Schule und Militär 
bilden können, und daß nur obligatorisches Turnen, bestehend aus dem deut¬ 
schen Schulturnen mit Jugendspielen, auch nach der Schulentlassung die 
anzustrebende Hebung der Gesamtjugend auf eine höhere Stufe der Kraft 
und Gewandtheit gewährleiste. Verfasser-weist auf den Unterschied in der 
Wehrfähigkeit zwischen Stadt und Land hin — sie steht in den Städten 
durchschnittlich um 10 bis 15 Proz. tiefer als auf dem Lande —, ein Unter¬ 
schied, der heute trotz aller hygienischer Maßnahmen der Städte so groß ist 
wie vor 50 Jahren. Zudem sind die alB wehrfähig eingestellten Leute vom 
Lande auch wehrtüchtiger wie die städtischen Wehrfähigen. 

Auf die Wehrfähigkeit haben einen wesentlichen Einfluß alkoholistische 
oder syphilitische Väter; die Wehrunfähigkeit ist häufig der Ausdruck einer 
minderwertigen Konstitution, außerdem sind es eine Reihe von Krankheiten 
(Gelenkrheumatismus, Scharlach, Influenza, in erster Linie aber die Tuberku¬ 
lose), welche die Zahl der Wehrfähigen herabmindern. Die Abnahme der 
Wehrfähigkeit muß durch hygienische Maßnahmen bekämpft werden, zugleich 
— aber erst in zweiter Linie — wird hierbei auch die Wshrtüchtigkeit ge¬ 
hoben, welche ihrerseits in erster Linie durch eine richtige Körpererziehung 
günstig beeinflußt wird. 
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v. Yogi bezeichnet tägliche körperliche Übungen von mindestens einer 
Stunde als eine unerbittliche Forderung an die körperliche Jagenderziehung, 
welche schon in früher Kindheit einsetzen soll und fortgesetzt werden muß 
bis zur Reife. Damit stellt sich Verfasser auf eine auch schon in diesen 
Blättern aufgestellte grundsätzliche Forderung, die so lange wiederholt 
werden muß, bis sie in den Lehrplänen aller unserer Schulen zum Ausdruck 
kommt. (K. Frickhinger-Nürnberg.) 


XI. Jahresbericht über den schulärztlichen Überwachungs¬ 
dienst an den städtischen Volksschulen, Hilfsschulen, 
Mittelschulen und höheren Schulen zu Breslau für 
das Schuljahr 1909/10* Herausgegeben von Stadtarzt Dr. 
Oebbecke. Breslau, Qraß, Barth u. Comp. 

Die mannigfachen interessanten Details des Berichtes lassen erkennen, 
daß der wohlorganisierte schulärztliche Dienst in Breslau sowohl an den 
Mittelschulen wie an den Volksschulen auf einer hohen Stufe steht. Wenn 
in dem auf das Berichtsjahr folgenden Jahr der schulärztliche Dienst in zwei 
weiteren Gymnasien eingerichtet sein wird, dann werden in Breslau sämt¬ 
liche städtische Schulen bis auf zwei Gymnasien, deren Direktoren noch eine 
abwartende Stellung einnehmen, dem schulärztlichen Dienst angeschlossen sein. 

Zum Schluß bringt der Bericht das Referat zum Abdruck, welches 
Stadtarzt Dr. Oebbecke auf dem III. Internationalen Kongreß für Schul¬ 
hygiene in Paris (2. bis 7. August 1910) über die Frage der Anstellung 
yon Schulspezialärzten erstattet. Der Verfasser kommt zu dem Schluß, daß 
der schulärztliche Überwachungsdienst vom Behandlungsdienst zu trennen 
sei. Der erstere werde durch den amtlichen Schularzt (Verwaltungsschul- 
arzt) ausgeübt, bei dem schulärztlichen Behandlungsdienst handelt es sich 
in erster Linie um Abnormitäten, um herabgesetzte Funktionen der ver¬ 
schiedensten, für die Schulfähigkeit wichtigen Organe (Augen, Ohren, Sprach¬ 
störungen, abnorme Geistestätigkeit), die Behandlung falle deshalb ganz von 
selbst den Spezialärzten mit der Beschränkung auf ambulante Behandlung 
zu. In den größeren Städten erfolge die Einzelbehandlung der Schüler im 
Aufträge der Schule am besten durch Polikliniken. Die Überweisung in 
die geeignete ärztliche Spezialbehandlung habe durch den Verwaltungsschul¬ 
arzt zu erfolgen. Zur Ergänzung der schulpoliklinischen Behandlung wird 
eine häusliche Überwachung des behandelten Schulkindes durch die Schul¬ 
fürsorgeschwester empfohlen. Spezialärztliche Massenuntersuchungen in der 
Schule sollen nur stattfinden, wenn es sich um die Beantwortung bestimmt 
formulierter Spezialfragen im allgemeinen Interesse der Schulhygiene handelt. 

(K. Frickhinger-Nürnberg.) 


Veröffentlichungen der Robert Koch-Stiftung zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose. Herausgegeben vom Vorstand 
der Stiftung. Heft 3. Leipzig, Gg. Thieme, 1911. 68 S. 

Das Heft enthält drei Arbeiten, die erste und zweite aus dem Institut 
für Infektionskrankheiten und der Infektionsabteilung des Rudolf Virchow- 
Krankenhauses in Berlin, die dritte aus der letzteren allein: 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



539 


Kritiken and Besprechungen. 

1. Über die Behandlung der Tuberkulose mit Koohs albumose- 
freiem Tuberkulin. Von Prof. Dr. G. Jochmann und Stabsarzt 
Dr. B. Möllers. 

Die von R. Koch noch selbst angebahnten Bestrebungen, ein zur Be¬ 
handlung der Tuberkulose gut geeignetes, von Nebenwirkungen möglichst 
freies Tuberkulinpräparat zu finden, führten zur Herstellung eines Tuber¬ 
kulins, bei dessen Bereitung durch Wahl einer eiweißfreien Nährflüssigkeit 
der Übergang von nicht spezifischen Eiweißstoffen aus dem Nährboden, auf 
welche die unangenehmen Nebenwirkungen früherer Präparate bezogen 
werden müssen, ausgeschaltet war. Auch wurdeu bei der Herstellung im 
Gegensatz zu früher höhere Hitzegrade vermieden. 

Das so gewonnene, nun von den Höchster Farbwerken nach genauen 
Vorschriften hergestellte Tuberkulin A. F. enthält demnach nur mehr 
geringe und nur spezifische Eiweißstoffe, welche von den Tuberkel¬ 
bazillen während des Wachstums gebildet und an die Kulturfiüssigkeit ab¬ 
gegeben werden. 

Die sorgfältige experimentelle und klinische Prüfung des Tuberkulin A. F. 
ergab, daß dasselbe alle Eigenschaften eines spezifischen Tuberkulins besitzt, 
jedoch gegenüber dem Alttuberkulin ein viel milderes Präparat mit ganz 
geringen Nebenerscheinungen darstellt, welches zur subkutanen Tuberkulin¬ 
probe wie zu milder Behandlung sich sehr gut eignet. 

2. Über die stomachale Anwendung von Tuberkulinpräpa¬ 
raten. Von Stabsarzt Dr. B. Möllers und Assistenzarzt Dr. W. Heine¬ 
mann.. 

Die seit langem versuchten und vielfach empfohlenen Anwendungen der 
Tuberkulinpräparate auf dem Wege innerer Verabreichung, um die Wirkungen 
der Einspritzungen zu mildern oder auszuschalten, veranlaßten die Autoren 
zur Prüfung folgender Fragen: a) Ist es möglich, das Tuberkulin in eine 
derartige Form bzw. Hülle zu bringen, daß es den Magen ungehindert 
passiert, im Darm aber durch Auflösung seiner Schutzhüllen zur Wirkung 
gelangt? b) Welchen Einfluß haben die Verdauungssäfte des Magens und 
Darmes auf die spezifisch wirksame Substanz? Es wurden verschiedene im 
Handel befindliche und eigens für den Zweck hergestellte Präparate nach 
allen Richtungen hin sorgfältig untersucht. 

Die Verfasser erwiesen, daß die erstere Forderung erfüllbar ist, daß 
dagegen die Verdauungssäfte auch des Darmes die spezifisch wirksamen Sub¬ 
stanzen des Tuberkulins stark schädigen. Die Wirkung wird abgeschwächt; 
die Resorption ist mangelhaft und unsicher. 

Die innere Verabreichung von Tuberkulinpräparaten durch den Mund 
ist daher weder zu diagnostischen noch zu Behandlungszwecken geeignet 
und kein brauchbarer Ersatz für die Behandlung mit Einspritzungen. 

3. Versuche mit Ghinosol und Formaldehyd bei Tuberkulose. 
Von Dr. Kurt Blühdorn. 

John Mc Elroy-Belfast hatte im Lancet (November 1910) über „beste 
Erfolge w bei (drei!) Fällen von Lungentuberkulose berichtet, welche mit 
intravenösen Injektionen von Chinosol in Verbindung mit Formaldebyd be¬ 
handelt wurden. 
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Der Verfasser prüfte zunächst die beiden Mittel einzeln und zusammen 
in ihrer Desinfektionswirkung, Giftigkeit und Anwendung im Tierversuch. 
Auch wurden bei zwei vorgeschrittenen Kranken klinische Versuche nach 
den Angaben von Mc Elroy angestellt. 

Die Versuche ergaben, daß die beiden Desinfizienten weder auf den 
Ausbruch noch auf den Verlauf einer tuberkulösen Infektion irgend welchen 
Einfluß auszuüben vermögen. (A. Frankenburger-Nürnberg.) 


Die Festbaltung der Irren im Bett als prophylaktisches 
Mittel, um die Weiterverbreitung der Cholera in Irren¬ 
häusern ZU verhindern. Von Prof. Canalis-Genua. Verlag 
von G. B. Marsano, 1911. 

Bei einer Cholera-Epidemie in einer größeren italienischen Irrenanstalt 
mit über 1200 Kranken, die sich im Sommer 1911 ereignete und insgesamt 
86 Fälle, darunter die bei weitem größte Zahl (77) bei unruhigen, unsauberen 
weiblichen Kranken, umfaßte und durch Kontaktinfektion zustande gekommen 
war, wurde das Weiter Umsichgreifen der Epidemie neben den Absonderungs¬ 
und Desinfektionsinaßnabmen vor allem dadurch verhindert und das Er¬ 
löschen der Epidemie dadurch erreicht, daß die sämtlichen Insassen der 
weiblichen unruhigen Abteilung im Bett, zum Teil unter Fixation der Hände, 
festgehalten wurden. Es wurde auf diese Weise verhindert, daß die Kranken 
mit den unsauberen Händen den Mund berührten; dadurch wurde eine 
Quelle der Infektion, die für die unreinen weiblichen Geisteskranken eine 
große Rolle spielt, verstopft. Diese Methode wird für ähnliche Fälle zur 
Nachahmung empfohlen. (Solbrig -Königsberg.) 


Bemerkungen über die Cholera-Epidemie von 1911 in Sam- 
pierdarena und Pegli. Von Dott. Pier Luigi Fiorani-Genua. 
Verlag von G. B. Marsano, Genua. 

Die beiden Cholera-Epidemien betrafen zwei Gemeinden mit zusammen 
über 50 000 Einwohnern, unter denen zusammen 113 Cholerafälle (mit 
74 Todesfällen) vorkamen. Die Sterblichkeit war demnach eine recht hohe; 
sie war aber bei den im Krankenhaus Behandelten erheblich geringer als 
bei den zu Haus Verpflegten. Auffallend war auch bei dieser Epidemie die 
besonders große Zahl der Frauen (71 gegenüber 42 Männern) und unter 
diesen 50 im Haushalt beschäftigte weibliche Personen. Als Quelle der In¬ 
fektion wurden in dem einen Ort die Wäscherinnen und Wäscheträger er¬ 
mittelt. Eine gründliche Desinfektion der zu waschenden Wäsche erzielte 
jedenfalls ein Auf hören der Cholerafälle bis auf vereinzelte, auf andere Ur¬ 
sachen zurückzuführende Erkrankungen. Auch in dem zweiten Ort spielte 
die Wäsche insofern eine Rolle, als das Waschen in einem verschmutzten 
Bach, in den allerhand Abwässer hineingelangten, stattfand. Der Erfolg der 
alsbald durchgeführten Desinfektion des Bachlaufes mit Kalkmilch, die 
während der ganzen Dauer der Epidemie fortgesetzt wurde, war hier nicht 
so deutlich, da noch mehrere Krankheitsfälle, namentlich von einer Kranken, 
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die aus Furcht vor den Krankenhäusern sich verborgen gehalten hatte, sich 
anschlossen. Bazillenträger wurden in beiden Epidemien in größerer Zahl 
gefunden (etwa 100); vier von ihnen erkrankten selbst noch. Unter den 
Bazillenträgern überwogen die Frauen. Bei den wiederholten Untersuchungen 
wechselten positiver und negativer Bazillen befand; in einzelnen Fällen war 
nach mehrfachem negativen Befunde der anfänglich positive Befund noch 
nach drei Monaten zu erheben. In einzelnen Fällen gelang der Nachweis 
der Infektion durch gesunde Bazillenträger ganz deutlich. 

(S o 1 b r i g - Königsberg.) 


Die städtische Abwässerbeseitigung in Deutschland. Wörter¬ 
buchartig angeordnete Nachrichten und Beschreibungen städtischer 
Kanalisations und Kläranlagen in deutschen Wohnplätzen (Abwässer- 
Lexikon). Vom Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Hermann Salomon. 
Erster Ergänzungsband. Jena, Gustav Fischer, 1911. 

Nachdem Salomons Abwässerlexikon vor 3Vs Jahren abgeschlossen 
wurde (vgl. die Besprechung Bd. 40, S. 556 dieser Zeitschrift), erscheint 
nun zum ersten Male ein Ergänzungsband. Schon sein respektabler Um¬ 
fang von 589 Seiten läßt erkennen,'daß in der jüngstverflossenen Zeit zahl¬ 
reiche Fortschritte zu verzeichnen sind. Die Anordnung ist durchlaufend 
alphabetisch; und zwar wurde bei sämtlichen in den früheren Bänden be¬ 
handelten Städten angefragt, ob seit 1907 Änderungen zu verzeichnen sind. 
Oft sind die Auskünfte selbstverständlich kurz; vielfach aber liegen, wo 
neue Anlagen vorgenommen wurden, ausführliche Schilderungen vor, die mit 
zahlreichen Plänen und Abbildungen versehen sind. So erfahren wir, daß 
Bautzen, die Stadt der mehrhundertjährigen Rieselfelder, nun auch zum 
Oxydationsverfahren übergegangen ist. Die Beliebtheit der Emscherbrunnen 
zeigt sich in mehreren Beschreibungen, so in den von Elberfeld-Barmen 
und der Emscher-Genossenschaft, die allein mit 16 Illustrationen versehen 
ist. Von anderen neuen Einrichtungen haben die Separatorscheibe und die 
Schlammzentrifuge Eingang gefunden. Von ausführlichen Artikeln seien 
noch die über Köpenick, Remscheid, Schöneberg und Wilmersdorf erwähnt; 
doch sind auch die kleineren Orte nicht vernachlässigt. Im Anhänge sind 
wiederum die Orte mit Trennsystem, Mischsystem, biologischer Reinigung, 
Emscherbrunnen usw. nach dem gegenwärtigen Stande zusammengestellt, 
ferner Notizen über Frosteinfluß auf biologische Anlagen sowie über Regen- 
wasseraufhaltebecken gegeben und die Zeittafel bis 1910 ergänzt. 

Als besonders wertvolle Beigabe enthält der Band schließlich noch vier 
Karten von Deutschland über die Orte, die ganz oder teilweise, bzw. nach 
dem Trennsystem kanalisiert sind, ferner über die mit mechanischer und 
biologischer Reinigung und mit Emscher- und Kremerbrunnen. Sowohl für 
den, der die ganze Frage systematisch studieren, als auch für den, der ge¬ 
legentlich einer Reise die eine oder andere Anlage besichtigen will, ist damit 
ein wertvolles Hilfsmittel zur schnellen Information gegeben. 

(Kisskalt-Berlin.) 
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Prof. Dr. Leo Langtein: Wie ist die Bevölkerung über Säug¬ 
lingspflege und Säuglingsernährung zu belehren? Ein 

Wegweiser für Ärzte, Behörden und Fürsorgeorgane. (Nach einem 
auf dem HI. internationalen Kongreß für Säuglingsschutz im Sep¬ 
tember 1911 erstatteten Referate.) 

Es sind besonders vier Punkte, auf die der Verfasser genauer eingeht: 
1. die Unterweisung durch Merkblätter; 2. die Unterweisung durch Be¬ 
lehrungsschriften; 3. die durch Unterrichtskurse; 4. den Unterricht über 
Säuglingspflege in der Schule. 

Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß der wichtigste dieser 
Faktoren der letzte ist. Keines der anderen Mittel kann annähernd eine 
solche Wirkung entfalten, als der über mehrere Jahre hin sich erstreckende 
Einfluß der Schule. Die Unterweisung durch Merkblätter oder Belehrungs¬ 
schriften wird immer nur einem kleineren Teil der Mütter Nutzen bringen, 
und wer kann von der Lektüre eines Merkblattes eine dauernde tiefere 
Wirkung erwarten? Für den Unterricht in der Schule scheint besonders 
ein Umstand wichtig zu sein. Die Lehre über Kinderfürsorge sollte nicht 
als getrennter Gegenstand behandelt werden, sondern einen Teil eines all¬ 
gemeinen Kursus über persönliche und häusliche Hygiene bilden. Darüber kann 
man nicht im Zweifel sein: wenn den Frauen von früh auf Interesse und Ver¬ 
ständnis für gesundheitliche Fragen eingeimpft wird, wird niemand so großen 
Nutzen davon haben, als die folgende Generation. (Liefmann-Berlin.) 


Das Kaiserin Auguste Viktoria-Haus zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reiche. Berlin, 

Julius Springer, 1911. 

Es ist die gleiche Idee, der auch die neueren Bestrebungen, für wichtige 
Wissenschaftszweige eigene Forschungsinstitute zu gründen, entsprungen 
sind, der auch das Kaiserin Auguste Viktoria-Haus seine Entstehung ver¬ 
dankt. So bildet es gewissermaßen einen Vorläufer der zu erwartenden 
neuen Gründungen. Die Ziele und Zwecke, die man mit dieser Schöpfung 
verfolgt hat, sind bekannt. Das Kaiserin Auguste Viktoria-Haus umfaßt zwei 
Organisationen, die eine ist das Amt für Säuglingsfürsorge, die andere das für 
klinische, wissenschaftliche Erforschung der Lebensbedingungen der Kinder im 
frühesten Alter. Die Stiftung verfolgt also den Zweck, nicht nur die Wissen¬ 
schaft vom Kinde tunlichst zu fördern, sondern auch den wissenschaftlichen 
Errungenschaften in der Praxis, bei den Maßnahmen der Behörden, wie denen 
des einzelnen zur Anwendung zu verhelfen. Die Einrichtungen des Hauses ge¬ 
statten, die Kinder von den ersten Lebenstagen an zu beobachten, ja, durch die 
Einrichtung einer geburtshilflichen Abteilung wird es sogar ermöglicht, die 
Zeit der Schwangerschaft und ihre Einwirkungen auf Mutter und Kind zu 
studieren. Treffliche Laboratorien stehen den wissenschaftlichen Forschungen 
zur Verfügung. Eine Milchküche ermöglicht die Ausbildung des Personals 
in den Fragen der Gewinnung und Behandlung der künstlichen Nahrung. 

Das Fürsorgeamt verfolgt alle Fortschritte auf dem Gebiete der Säug¬ 
lingsfürsorge und hat die Aufgabe, Private und Behörden in diesen Fragen 
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sachgemäß zu beraten. Die Fürsorgestelle, die im Hause untergebracht ist, 
ermöglicht es, aus eigene^ praktischer Arbeit Anregungen zu gewinnen. 

Das Kaiserin Auguste Viktoria-Haus gibt eine eigene Zeitschrift heraus 
und hat bereits eine größere Anzahl höchst wertvoller Publikationen ver¬ 
öffentlicht. Ein jeder, der die schönen Einrichtungen des Hauses aus eigener 
Anschauung kennt und die rege Tätigkeit dort verfolgt, wird in dieser 
Gründung eine mächtige Förderung des Bestrebens, dem ersten Kindesalter 
Schutz und Hilfe zu gewähren, erblicken. (Liefmann-Berlin.) 


Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und 
Medizinalstatistik, sowie alle Zweige des sozialen Ver¬ 
sicherungswesens. Zehnter Band: Bericht über das Jahr 1910. 
Herausgegeben von Dr. med. A. Grotjahn und Dr. phil. F. Kriegel. 
Jena, Gustav Fischer, 1911. 

Referent hatte bereits im Vorjahre Gelegenheit, den letzten Band des 
Jahresberichtes an dieser Stelle zu besprechen. Mit gewohnter Pünktlich¬ 
keit reiht sich der 10. Band seinen Vorgängern würdig an: Die bekannten 
Herausgeber im Verein mit einer Reihe bewährter Mitarbeiter haben wiederum 
ein treffliches Werk geschaffen. Besonders anerkennenswert ist, daß eine 
große Anzahl von Referaten sich nicht nur der Länge nach, sondern auch 
inhaltlich weit über gleiche Referate in ähnlichen Jahresberichten hebt. Die 
Bibliographie ist mit musterhaftem Fleiße zusammengetragen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Jahrbuch 1910 für Volks- und Jugendspiele. In Gemeinschaft 
mit E. von Schenckendorff und Prof. Dr. F. A. Schmidt 
herausgegeben von Hofrat Prof. H. Reydt. 20. Jahrgang. Leipzig, 
B. G. Teubner. Gr. 8°. 384 S. Preis kartoniert 3 dl. 

Das Jahrbuch ist auch in diesem Jahre wieder reich an lehrreichen 
Originalabhandlungen und bringt die erfreuliche Erscheinung von guten 
Fortschritten der Spielbewegung. 

Die seit Jahren bewährte Inhaltseinteilung in I. Allgemeine Abhand¬ 
lungen, II. Aus dem Geistesleben, III. Aus der Tätigkeit des Zentralaus¬ 
schusses, IV. Spiele und verwandte Leibesübungen, V. Aus einzelnen Gauen 
und Ländern, VL Spielkurse und VII. Mitteilungen vom Zentralausschuß 
ist beibehalten und läßt an den entsprechenden Stellen das gute Weiter¬ 
arbeiten erkennen. 

An größeren und wichtigeren Abhandlungen sind im Jahrbuche ge¬ 
bracht: von Schenckendorff (Görlitz): Denkschrift über nationale Er¬ 
ziehung durch Leibesübungen. Kortegarn (Berlin): Die Jugendpflege¬ 
bestrebungen und^ das Heer. Dr. Schwiening (Berlin): Was lehrt die 
Rekrutierungsstatistik hinsichtlich der körperlichen Ausbildung unserer 
Jugend? Dominicus (Berlin-Schöneberg): Fürsorge für die schulentlassene 
Jugend. Schäfer (Rochlitz i. S.): Geländespiele. Prof, du Bois-Reymond 
(Berlin): Vom Rudern. Jäger (Leipzig): Die Bedeutung des Wintersportes 
für die Gesundheit unseres Volkes, und anderes mehr. 
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Die Aastattung des Jahrbuches ist die bekannt gute; treffliche Abbil¬ 
dungen erhöhen die Aufmerksamkeit des Lesers. 

Möge der Verein ferner mit seinen bekannten Bestrebungen viele 
Freunde und Gönner finden! (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die hygienischen Verhältnisse der Insel Formosa. Im 

Aufträge des Generalgouvernements Formosa herausgegeben von 
Dr. T. Takaki. Dresden, C. C. Meinhold & Söhne, 1911. 

Die kleine Schrift verdankt ihre Entstehung der Anregung, gegeben 
durch die Internationale Hygieneausstellung Dresden 1911. Es soll dadurch 
auch weiteren Kreisen eine zutreffende Vorstellung von den gesundheitlichen 
Verhältnissen der Inselgruppe bei der Übernahme durch die Japaner und 
jetzt ermöglicht werden. Eine streng wissenschaftliche Darstellung war nicht 
beabsichtigt; einzelne charakteristische Einrichtungen wurden besonders 
berücksichtigt. Der Inhalt ergibt die Besprechung so ziemlich aller 
allgemeinen hygienischen Fragen, wie Organisation der öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege, Hospitäler, Wasserversorgung, Kanalisation, Nahrungsmittel¬ 
kontrolle, Bekämpfung ansteckender Erkrankungen usw., sowie einer Reihe 
die dortigen Verhältnisse besonders berücksichtigender Fragen, wie Opium, 
Giftschlangen, Mineralquellen usw. 

Es ist ein Vergnügen, die zielbewußte Tätigkeit der Japaner auf dem 
hygienischen Gebiete und die bereits erzielten Erfolge in dem Buche studieren 
zu können. Man glaubt deutschen Geist und deutsche Gründlichkeit zu 
beobachten. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die Milch und ihre Produkte. Von Dr. Adolf Reitz. Mit 
16 Abbildungen im Text. Leipzig, B. G. Teubner, 1911. 104 S. 

geb. 1,25 Jt. 

In dem vorliegenden Büchlein, dem 362. Bändchen „Aus Natur und 
GeisteBwelt; Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher Darstellungen u # 
schildert Verfasser in gedrängter und alles Wissenswerte doch erschöpfender 
Form die Milch und die daraus hergestellten Produkte. Es werden 
nicht nur die Eigenschaften der Milch, ihre Untersuchungsmethoden, Bak¬ 
teriengehalt und Konservierung eingehend behandelt, sondern auch die 
hygienisch so überaus wichtigen Fragen der Milchversorgung der Städte 
und des Milchhandels unter Heranziehung der neuesten Statistik besprochen. 
Die Herstellung der verschiedenen Produkte aus der Milch, wie Butter, Käse, 
Margarine, kondensierte Milch, Milchpulver, Kumys, Kefir, Yoghurt, sowie 
Säuglingsmilch wird in großen Zügen geschildert und dabei besonders die 
wirtschaftliche Bedeutung von Butter, Käse und Margarine gewürdigt. Das 
Büchlein wird in seiner wissenschaftlich-gründlichen Darstellungsweise von 
jedem der Milchkunde ferner Stehenden, der sich auf diesem Gebiete etwas 
unterrichten will, mit Vorteil gebraucht werden können. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 
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HauSSOllWamm-ForSOhungen. In amtlichem Aufträge herausgegeben 
von Professor Dr. A. Mo eil er, Oberforstmeister, Direktor der Forst¬ 
akademie und der mit ihr verbundenen Hauptstation des Forstlichen 
Versuchswesens zu Eberswalde. Viertes Heft, mit 19 Abbildungen im 
Text und Fünftes Heft. Jena, Gustav Fischer, 1911. 

Die beiden Hefte bilden die weitere Folge der erstmalig 1907 erschienenen 
Ergebnisse der Hausschwammforschungen und enthalten die der 4. und 
5. Sitzung der Beratungskommission für Forschungen auf dem Gebiete der 
Hausschwammfrage vorgelegten Arbeiten. Das vierte Heft enthält außer 
dem Berichte über diese beiden Sitzungen folgende Abhandlungen: 1. Die 
bisher bekannten Mittel zur Verhütung von Pilzschäden an Bauhölzern vor 
dem Einbau von Kgl. Baurat Brüstlein. Es werden die verschiedenen 
Mittel zur Verhütung einer Pilzinfektion des Holzes nebst deutschem Reichs¬ 
patent angeführt, die Anstrich- und Tränkungsmittel, das Imprägnieren. 
Von den zu letzterem benutzten Mitteln ist das Teeröl das gebräuchlichste. 
Die verschiedenen Imprägnierungsverfahren werden ausführlich beschrieben; 
die Ausbildung derselben ist zurzeit noch nicht abgeschlossen. — 2. Die 
Sicherung des Holzwerkes der Neubauten gegen Pilzbildung von Professor 
H. Chr. Nussbaum. Gefordert wird möglichst rasche Entziehung des 
Gebälkes vor Einflüssen der Witterung, vollständige Austrocknung desselben 
im eingedeckten Rohbau und Sicherstellung der Trockenerhaltung innerhalb 
der fertigen bewohnten Gebäude. Dies ist hauptsächlich zu erzielen durch 
Schutz der Außenwände gegen übermäßige Aufnahme von Feuchtigkeit durch 
Schlagregen und Freilassung eines Drittels- der Durchzugsbalken wie bei der 
mittelalterlichen Bauweise. — 3. Die Bedeutung der Kondenswasserbildung 
für die Zerstörung der Balkenköpfe in Außenwänden durch Holz zerstörende 
Pilze von Dr.-Ing. R. Niemann, Königsberg L Pr. Für die KondenBwasser- 
bildung in Decken und Mauern kommen in erster Linie diejenigen Faktoren 
in Betracht, die eine lebhafte Luftbewegung durch die Decke verursachen. 
Über die Feuchtigkeitswanderung innerhalb einer Holzbalkendecke, den 
Umfang der Kondenswasserbildung an den Balkenköpfen in Außenwänden, 
sowie den Trocknungsvorgang werden Berechnungen angestellt. Zur Ver¬ 
hinderung der Kondenswasserbildung an den Balkenköpfen, welche weniger 
durch den echten Hausschwamm, als vielmehr durch den Polyporus vaporarius 
verursacht wird, wird eine thermische Isolierung an der Stirnfläche der 
Balken empfohlen. 

Das fünfte Heft: Die Hausschwammfrage vom juristischen Standpunkte 
von Prof. Dr. Karl Dickel, zweiter Beitrag, bildet die Folge des früher 
erschienenen zweiten Heftes. Nach einer zur Aufklärung der prozeßrecht¬ 
lichen Lage vorausgeschickten allgemeinen Erörterung über die Revision 
eines Urteils und deren Grenzen werden die neuesten Reichsgerichtsentschei¬ 
dungen eingehend besprochen und kritisch beleuchtet. — Die Hefte bilden 
eine wünschenswerte Bereicherung der Literatur über den Hausschwamm 
und werden den an dieser Frage beteiligten Sachverständigen willkommen 
sein. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Vierteljabrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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1. Le fer et le manganöse dans les eaux souterraines. La d6- 

ferrisation et la dömanganisation, par le Dr. Henri Schwers. 
Rapport presentö au second Congr&s International d’Hygiöne. Bruxelles 
1910. Extrait du Journal de Pharm&cie d’Anvers 1910. Separat 
Yom Verfasser. 

2. L’importanoe aotuelle de la döferrisation et de la dö- 

manganlsation des eaux potables et industrielles, par 
le Dr. Henri Schwere. (Institut de l’Universitd de Liöge.) Extr. 
de la Technique Sanitaire. Separat vom Verfasser. 

3. Recherohes sur les eaux souterraines ferrugineuses et 

manganösiföres en Belgique, leur fröquence, leur varia- 
bilitö, leur Utilisation (1908—1909), par le Dr. Henri Sch wer s. 
Extrait du Bulletin de l’Academie royale de mädecine de Belgique, 
Bruxelles, Hayez, imprimeur des Acadömies royales de Belgique, 1910. 
Separat vom Verfasser. 

In der erstgenannten Arbeit, einem auf dem II. Internationalen Hygiene¬ 
kongreß in Brüssel erstatteten Referate, werden in großen Umrissen die 
Nachteile eisenhaltigen Wassers und die Vorzüge einer Enteisenung desselben 
geschildert, sowie die Zahl und Art derartiger Anlagen in Deutschland, den 
Niederlanden und Belgien angeführt. Die Entfernung des Mangans durch 
die Enteisenungsanlage oder durch Filtration mit Zeolith, Zufügung von 
Fällung8mitteln findet kurze Erwähnung. 

Auf Grund persönlicher Erkundigungen gibt die zweite Arbeit eine 
Zusammenstellung der Enteisenungsanlagen in Deutschland in bezug auf 
Menge des enteisenten Wassers und der Einwohnerzahl der Städte, welche 
solches Wasser benutzen. Ferner ist statistisch die Art der Wasserversorgung 
der deutschen Städte — mit gering eisen- und manganhaltigem Wasser, 
eisen- und manganfreiem Grund- und Quellwasser, gereinigtem Oberflächen¬ 
wasser — unter Angabe der Einwohnerzahlen zusammengestellt. Unter 
Hinweis auf die fortschreitend zunehmenden Enteisenungs- und Ent¬ 
manganungsanlagen in Deutschland fordert Verfasser die weitere Verbreitung 
solcher Anlagen in Belgien, welches zum Teil mit ungenügend reinem Wasser 
versehen ist. 

In der dritten Abhandlung wird nach Zusammenstellen des Vorkommens 
von eisen- und manganhaltigem Wasser und eisenhaltiger, natürlicher Ab¬ 
lagerungen (Ocker) in den verschiedenen geologischen Formationen das 
Ergebnis ausgedehnter Untersuchungen mitgeteilt über eisen- und mangan- 
haltige8 Wasser in Belgien. Dieselben erstrecken sich nicht nur auf All¬ 
gemeines, wie Schwankungen des Eisengehaltes eines Wassers, Analysen des 
ausgeschiedenen Schlammes u. a. m., sondern auch auf spezielle Angaben, 
wie das Wasser verschiedener Orte und Gegenden durch Enteisenung und 
Entmanganung brauchbar gemacht werden kann. Auf die niedergelegteu 
einzelnen Beobachtungen, welche für Wasserfachmänner von besonderem 
Interesse sein dürften, kann hier nur hingewiesen werden. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 
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Die Krankenfürsorge auf der Dresdener Hygieneausstellung. 

Von Sanitätsrat Dr. Eugen Hofmokl, Direktor der k. k. Kranken¬ 
anstalt Rudolf Stiftung in Wien. Wien und Leipzig, Wilhelm Brau¬ 
müller, 1911* 

Der wesentliche Zweck der kleinen, flüssig geschriebenen und gut zu¬ 
sammengestellten Arbeit, welche jetzt als Separatabdruck aus der Wiener 
klinischen Wochenschrift erschienen ist, war, einen Vergleich zu ziehen 
zwischen den im Deutschen Reiche erzielten Erfolgen und den heimischen, 
österreichischen Verhältnissen. Jeder Besucher der Ausstellung wird mit 
Freuden ihm Bekanntes wieder vorfinden; jeder österreichische Leser wird 
die Vergleiche, die nicht immer zu ungunsten Österreichs ausfallen, als 
besondere Anregung zur Weiterausbauung der heimischen Krankenfürsorge 
empfinden; auch wir deutschen Leser können darin manche recht gute An¬ 
regung erholen — kurz für jeden Leser viel Interessantes in der Kranken¬ 
fürsorge. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Anforderungen an Krankenbausbauten in ärztlioh-admini- 
Stratlver Beziehung. Vortrag, gehalten in der Versammlung der 
Fachgruppe für Gesundheitstechnik des österr. Ingenieur- und Archi¬ 
tektenvereins am 8. Februar 1911 von Sanitfttsrat Dr. Eugen Hof¬ 
mokl, Direktor der k. k. Krankenanstalt „ Rudolf Stiftung“ in Wien. 
Sonderabdruck aus der Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- 
und Architektenvereins, Jahrgang 1911. Wien, R. Spies u. Co., 1911. 

Wie im vorstehenden Referat, so sucht Hofmokl auch hier erzieherisch 
und ausbauend für Krankenfürsorge und Krankenhäuser zu wirken. Im 
besonderen gibt uns Hofmokl eine Reihe von Anträgen auf Abänderung 
der niederösterreichischen Vorschrift aus dem Jahre 1881 betreffend den 
Bau von Krankenhäusern; der Vortrag ist iip wesentlichen eine Begrün¬ 
dung dieser Anträge. Daß die deutschen Krankenhäuser wiederholt als 
Muster oder Beispiele für österreichische Verhältnisse herangezogen werden, 
kann uns Reichsdeutsche mit Freude erfüllen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Lupus (fressende Flechte). Eine gemeinfaßliche Belehrung von Dr. 
Hugo Wolff, k. k. Oberbezirksarzt in Dux. Sonderabdruck aus der 
Duxer Zeitung 1911, Nr. 98. 

Wolff will mit seinem auf klärenden Aufsatz in breite Bevölkerungs¬ 
schichten die Erkenntnis bringen, daß Lupus heilbar ist. Er bespricht zu 
diesem Zwecke in gut faßlicherWeise die Behandlung (chirurgisch, mit Licht 
und mit Radium) und empfiehlt die möglichst baldige Verbringung der Eiranken 
in eine LupusheimStätte. Zur Erkennung des Lupus sollen nicht nur Ärzte, 
sond&rn auch Lehrer herangezogen werden. Nach Beschreibung der Er¬ 
krankung mahnt Wolff nochmals, die Kranken frühzeitig in Behandlung zu 
geben, um so eher sei auch die Genesung zu gewärtigen und desto weniger 
bleiben Verstümmelungen. Es wird keine sogenannten „verzweifelte Fälle“ 
mehr geben. Der Lupus wird geheilt werden wie eine andere Hautkrankheit. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 

- 35* 
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Zur Sohulreinigungsfrage. Hamburger Versuche von Prof. Dr. 
H. Trautmann und Dr. R. Hanne. Deutscher Verlag für Volks- 
wohlfahrt, Q. m. b. H. Berlin W. 30. / 

Verfasser unterzogen sich der dankenswerten Aufgabe, zur Lösung der 
noch immer im Flusse befindlichen Frage umfangreiche Versuche nach den 
vier zurzeit vorhandenen Verfahren über die Reinigung der Klassenräume 
anzustellen: und zwar a) in der bislang üblichen Weise sogenannten Ham¬ 
burger Reinigungsverfahren; b) bei Anwendung des sogenannten Kopen- 
hagener Reinigungsverfahrens; c) bei Anwendung staubbindenden Öles; 
d) bei Anwendung eines Vakuumentstäubers. Hierbei wurden berücksichtigt: 
die Beschaffenheit des auf den Schulspielplätzen zur Verwendung gelangenden 
Kiesmaterials und die dadurch entstehenden Staubmengen in den Schul¬ 
räumen, ferner die Bodenfrage. 

Auf Grund zahlreicher im Schriftchen in ihrer Ausführung beschriebener 
Versuche kommen die Verfasser zu dem — auch wohl erwarteten — Resul¬ 
tate, daß an erste Stelle das Saugverfahren zu setzen ist. Hierbei gelingt 
es, den Schulstaub am gründlichsten von der Gesamtoberfläche zu beseitigen, 
und dieses Verfahren ist auch am bequemsten zur Reinigung der Wände, 
sowie eines Teiles der Mobilien, Unterrichtsgegenstände usw. zu verwenden. 
Die Entfernung des Schulstaubes erfolgt mit geringster Aufwirbelung. 
Gröbere Schmutzstoffe (Papier, Brotreste usw.) sind jedoch mit der Hand 
aufzunehmen. Für den reinigenden Beamten werden durch das Saugver¬ 
fahren sehr zweckmäßige, hygienische Verhältnisse geschaffen. Die Innen¬ 
fläche der Bänke und der Fußboden sind zeitweise feucht aufzuwischen. 

Nach dem Saugverfahren folgen in ihrer Wirkamkeit das Bindeölver¬ 
fahren, zuletzt die beiden anderen genannten Systeme, wobei auf die zu¬ 
nehmende Abnahme der Wirksamkeit des Öles aufmerksam gemacht wird. 

Die Kosten der einzelnen Verfahren sind bei der Kopenhagener Reini¬ 
gung am höchsten, bei den drei anderen Systemen nahezu gleich. 

Von Interesse sind noch folgende Schlußsätze: Die vier geprüften Reini¬ 
gungsverfahren sind für eine größere oder geringere Staubaufwirbelung 
während des normalen Schulverkehrs in den Klassen nahezu ohne 
Einfluß. Sie sind deshalb von diesem Gesichtspunkte aus so gut wie 
gleichartig. 

Ob das eine oder andere der geprüften Reinigungsverfahren gewählt wird, 
ist für die Schüler von geringerer Bedeutung als für die reinigenden Beamten. 

Vom hygienischen Standpunkte aus würde das Saugluftverfahren, darauf 
das Bindeöl verfahren, beide unter Umständen mit kleinen Verbesserungen, 
dem Kopenhagener und Hamburger Verfahren vorzuziehen sein. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Zehn Minuten-Turnen (Atmung und Haltung). Eine Handreichung 
für das tägliche Turnen in Knaben- und Mädchenschulen, wie im 
Hause. Von Karl Möller, städtischer Turninspektor in Altona. 
Mit 85 Textbildern und zwei Übungstabellen mit 53 Figuren. Zweite 
Auflage. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1912. 
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In weniger als in einem Jahre eine zweite Auflage, das bürgt wohl am 
besten für die Güte des Büchleins. Möller behandelt sein Thema in zwei 
Teilen: Nach einem einleitenden Kapitel über die Aufgaben des täglichen 
Turnens wird besprochen: Unwillkürliche Atmungssteigerung bei Schnellig- 
keits- und Dauerübungen, Berechtigung willkürlicher Atmungsübungen, 
richtiges Atmen, Entfaltung des Brustkorbes, Ausrichtung der Wirbelsäule, 
Bekämpfung des Rund- und Hohlrückens, hierauf die Einrichtung und 
Durchführung des täglichen Turnens in der Schule. Im zweiten Teile 
erläutert Möller die Übungen als Tiefatem-, Gleichgewicht-, BruBt-, Rücken-, 
Bauchflankenübung, ferner Sprung, Gang, Lauf und die beruhigende Atmung. 

Eine Reibe wohlgetroffener Textbilder, sowie zwei Übungstabellen mit 
53 verschiedenen Figuren erläutern in guterWeise die besprochenen Übungen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Leitfaden für Desinfektoren und Krankenpflegepersonal. 

Von Dr. med. Robert Hilgermann, Kreisarzt und Vorsteher des 
Königl. Medizinaluntersuchungsamtes zu Koblenz. Jena, Gustav 
Fischer, 1912. 

Der Verfasser wollte für Desinfektoren und Krankenpflegepersonal ein 
Nachschlagebuch schaffen, an der Hand dessen sie die im Desinfektionswesen 
erworbenen Kenntnisse ergänzen und sich über zweifelhafte Fragen der 
Praxis orientieren können. 

Durch die ausführliche Berücksichtigung, welche die fortlaufende Des¬ 
infektion erfahren hat, soll der Leitfaden auch besonders Krankenpflegerinnen 
und Krankenpflegern nützlich sein. 

Verfasser bespricht mit großer Genauigkeit die einzelnen Teile des 
Desinfektionswesens, die Desinfektionsmittel, die fortlaufende Desinfektion, 
das Verhalten bei Bekämpfung der Tuberkulose und bei den verschiedenen 
Bazillenträgern. Es folgt die Schrank-, Schluß-, Scheuer-, Formalin- und 
Wasserdampfdesinfektion, ferner die von Droschken, Krankenwagen, Kranken¬ 
tragen, Brunnen, Schiffen und Flößen, die Ausrüstung des Desinfektors, 
schließlich die Entnahme und Versendung von UntersuchungsmateriaL 

Die genauen Ausführungen in den einzelnen Materien werden den Per¬ 
sonen, für welche das Büchlein bestimmt ist, eine gute und große Fund¬ 
grube bieten. Verbesserungsbedürftige Punkte, auf welche der Verfasser 
Belbst aufmerksam gemacht sein will, finden sich wenige, so bei dem Ver¬ 
halten der Typhus- und Ruhrbazillenträger, die sich nach dem üblichen 
Waschen mit Spiritus (?) sorgfältig desinfizieren sollen, oder auch mit Eau 
de Cologne. Ich möchte bezweifeln, daß dies langt; dieselbe Frage kehrt bei 
der Bekämpfung der Tuberkulose wieder. 

Einige andere Punkte bedürfen noch einer prinzipiellen Lösung, z. B. 
halte ich die Einwirkung des Formalins auf polierte und fournierte Möbel 
für nicht ganz schadlos, in meiner Tätigkeit als Amtsarzt sind mir Klagen 
über Aufrauhung zugegangen. Einen einwandfreien Grund — die Formalin¬ 
menge soll richtig gewesen sein — konnte ich noch nicht ermitteln. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 
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Bernardino Ramazzini, der Vater der Gewerbehygiene (1033 
—1714), sein Leben und seine Werke vonDr. Franz Koelsch, 
K. Landesgewerbearzt im K. b. Staatsministerium d. K. Hauses und 
des Äußeren in München. Mit einem Bildnis. Stuttgart, Ferdinand 
Enke, 1912. 

Von dem wohl allseits bekannten unsterblichen Verdienste Ramazzinis, 
das Fundament zu der Gewerbehygiene gelegt zu haben, angeregt, gibt uns 
Koelsch ein Lebensbild dieses Mannes. Er zeigt uns seine wissenschaft¬ 
liche Bedeutung unter seinen Zeitgenossen und gewährt uns einen Einblick 
in die reiche literarische Produktion des Autors. Ein genaueres Referat des 
Autors über Ramazzinis „Standardwerk der Gewerbehygiene u schließt die 
verdienstvolle und interessante, zum Lesen empfehlenswerte Schrift. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Gesundheitspflege im täglichen Leben. Von Professor Dr. 
E. Grawitz. Zweite verbesserte und vermehrte Auflage (7. bis 
12. Tausend). Stuttgart, Ernst Heinrich Moritz. Broschiert 1,50 Jt, 
gebunden 2 

Das vorliegende Buch, der dritte Band der bekannten Stuttgarter 
„Bibliothek der Gesundheitspflege“, verdient das eigentliche, für alle be¬ 
stimmte Vademekum der Gesundheitspflege im täglichen Leben genannt zu 
werden. Es ist das letzte Werk des vor kurzem gestorbenen Gelehrten, der 
auf dem Gebiete der Volksaufklärung in hervorragendem Maße tätig war. 
Das Buch behandelt alle Fragen der persönlichen Gesundheitspflege in der 
Wohnung, beim Aufenthalt im Freien, bei der Ernährung, Körperpflege, 
Leibesübungen, Sport usw. in einer überaus leichtverständlichen, klaren und 
anregenden Weise. Trotz guter Ausstattung ist das Werk sehr billig, es 
kann jedem zur Anschaffung sehr empfohlen werden. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Desinfektion. Von Dr. M. Christian, Oberarzt, komm, zum Kgl. 
Institut für Infektionskrankheiten in Berlin. Mit 18 Abbildungen. 
(Sammlung Göschen Nr. 546). Leipzig, G. J. Göschen sehe Verlags¬ 
handlung. Preis in Leinwand gebunden 0,80 iM. 

Christian wendet sich vor allem an die gebildeten Leser, um mehr 
Verständnis für die inneren Vorgänge bei der Desinfektion zu schaffen und 
damit eine weitere Ausbreitung für dieselbe zu erreichen. Interessenten 
sind durch das Lesen der Schrift in den Stand gesetzt, desinfektorische 
Maßnahmen zu beurteilen und gegebenenfalls auf ihre Zweckmäßigkeit zu 
kontrollieren. Als Nach schlage büchlein dürfte die Schrift Desinfektoren, 
Desinfektions- und Aufsichtsbeamten, schließlich Lehrern an Desinfektoren- 
schulen, auch als Einführung in das Gebiet der Desinfektion Dienste leisten. 

Die Einteilung der Schrift bringt uns nach einer Einleitung die physi¬ 
kalische und die chemische Desinfektion, schließlich die Kombinationen der 
verschiedenen Desinfektionsarten. Einige gute Abbildungen erhöhen den 
Wert des Büchleins. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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Jahresbericht über die Ergebnisse der Tuberkulose- 
forschling 1010. Von Chefarzt Dr. F. Köhler. Abdruck aus 
dem Klinischen Jahrbuch. 25. Band. Jena, Gustav Fischer. 

In nachahmenswerter Kürze führt uns Köhler die Resultate vor, die 
1910 die Forschungen auf dem Gebiete der Tuberkulose gezeitigt haben. 
Im ersten Abschnitt finden wir die Lehrbücher, die geschichtlichen und 
literatnrhistorischen Werke besprochen. Das zweite Kapitel handelt von 
der Ausbreitung der Tuberkulose, inwieweit ihr durch hygienische Maß¬ 
nahmen in Schule und Haus gesteuert werden kann; wir finden die Ver¬ 
breitung der Seuche in den verschiedenen Gegenden Deutschlands, die Ver¬ 
hältnisse zwischen Stadt und Land und die Mortalitätsziffern der einzelnen 
Lebensalter verzeichnet. In dem „Ätiologie“ überschriebenen Abschnitt 
hat Köhler besonders über die Arbeiten referiert, die von der Tiertuberku¬ 
lose und den Traumen als Ursache für die menschliche Erkrankung handeln. 

Es folgt die Pathologie: die Resultate serologischer und bakteriologi¬ 
scher Untersuchungen, neue Beobachtungen bei tuberkulösen Erkrankungen 
der anderen Organe, außer der Lunge, werden mit geteilt, dabei kurz das 
Problem der kongenitalen Übertragung gestreift. Als neue Errungen schäften 
auf dem Gebiete der Diagnostik werden angeführt: die Rigidität der 
Muskeln am Halse, die Wirbelsäulenperkussion zur Erkennung von Bronchial¬ 
drüsentuberkulose der Kinder, der erhöhte Blutdruck als Vorbote von Lungen¬ 
blutungen. Auch der Röntgendiagnostik wird Erwähnung getan. Am meisten 
hat man sich wohl mit der spezifischen Diagnostik beschäftigt. Sehr viel 
wird über den Wert der Ophthalmo-, der Cutan- und Subcutanreaktion ge¬ 
stritten, wobei auffallen muß, daß die Forscher doch zu recht divergierenden 
Resultaten gekommen sind; das gleiche gilt auch für einen Teil der sero¬ 
logischen Versuche. Auch das Gift der Kobraschlange soll diagnostisch für 
Tuberkulose zu verwenden sein. 

Einige Arbeiten über den Wert verschiedener chemischer Hilfsmittel zur 
Diagnose sind ebenfalls erschienen. 

Wie die verschiedenen Autoren die Tuberkulose prophylaktisch 
und therapeutisch zu bekämpfen vorschlagen, schildert uns Köhler im 
letzten Abschnitte seines Werkes, und zwar ist es dankenswert, daß die 
wichtigen, weniger zugänglichen Arbeiten ausführlicher behandelt sind. Den 
größten Raum in der Literatur nimmt natürlich die Behandlung mit den ver¬ 
schiedenen Tuberkulinen ein, auch an das kostbare J. K. werden wir erinnert. 
Einzelne Autoren sind mit ihren chemischen Mitteln zufrieden. Über die 
Erfolge mit der Kuhn sehen Saugmaske, mit Röntgen- und chirurgischer 
Behandlung liegen ebenfalls mehrere Arbeiten vor. 

Köhler wollte uns mit seinem Werke eine zusammenfassende Dar¬ 
stellung der wichtigsten Erscheinungen auf dem Gebiete der Tuberkulose 
geben. Dieses ist ihm vollauf gelungen. Das Buch wird sicher eine schon 
von vielen empfundene Lücke ausfüllen: es ist ein vorzügliches Repetitorium 
für den mit der Literatur Vertrauten, und der Fernerstehende wird sich bei 
der geschickten Disposition und der klaren prägnanten Darstellung Köhlers 
das für ihn Wissenswerte leicht heraussuchen können. 

(R. Klokow-Beelitz Heilstätten.) 
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1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamt©. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 38. Bd. 4. (Schluß-) Heft. (IV. u. S. 415 bis 
565, m. 1 färb. Tafel.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1912. 6,40*&. Die Abnehmer 
der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten 
zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Mit besonderer Unterstützung des Instituts für 
Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der Deutschen Kolonial- 
Gesellschaft (Umschlag: Unter Mitwirkung des Instituts für Schiffs- und 
Tropenhygiene in Hamburg und mit besonderer Unterstützung der Deutschen 
Kolonial-Gesellschaft) herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 16. Bd. Jahrg. 
1912. Beihefte. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 2. Beiheft. Scherschmidt, 
Arth.: Über das Verhalten der Leukozyten im Blute Malariakranker lange 
Zeit nach dem Fieberabfall. (53 S.) 1912. 2 M] Subskr.-Pr. 1.60.— 3. Beiheft. 
Wal bäum, Dr. H.: Tropenärztliche Erfahrungen aus dem Innern Südamerikas 
(bolivianisches Acregebiet). (25 S.) 1912. 1 Subskr.-Pr. 0,80 M- 

Bayer, Prof. Dr. Heinrich: Über Vererbung und Rassenhygiene. Ein allgemein 
orientierender Vortrag. (50 S. m. 2 [1 farbigen] Abbildungen und 5 farbigen 
Tafeln.) Lex.-8. Jena, G. Fischer, 1912. 2 jHs. 

Fischer, Prof. Dir. Dr. Bernh.: Kurzgefaßte Anleitung zu den wichtigeren 
hygienischen Untersuchungen. Für Studierende und Ärzte, besonders an 
Untersuchungsämtern tätigen, auch Kreisarztkandidaten und Kreisärzte. 
2. umgearb. u. vervollständigte Aufl. (IX S., 257 Bl. u. S. 258 bis 270.) 8°. 
Berliü, A. Hirschwald, 1912. Geb. in Leinw. 5,60 Jfe. 

Gesundheitswesen, Das, des Preußischen Staates im Jahre 1910. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Minister des Innern bearbeitet in der Medizinalabteilung 
des Ministeriums. (XII, 510 u. 48 S.) Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1912. Bar 
14,50 M. 

Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Aufl. Herausgegeben von Prof. Dr. 
Th. Weyl. Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 3. Lfg., 3. Bd., 2. Abt., Weyl, 
Prof. Dr. Th.: Gebrauchsgegenstände mit besonderer Rücksicht auf die 
Gesetzgebung des Deutschen Reiches und Österreichs. (113 S. m. 1 Abb.) 
1912. 4,50 Subskr.-Pr. bar 3,60.#. — 4. Lfg., 5.Bd., 1. Abt., Diesener, 

Frz.: Einrichtung, Verwaltung und Betrieb der Krankenhäuser. (195 S. m. 
22 Abb.) 1912. 8,75 geb. bar 10 Jfa\ Subskr.-Pr. geb. bar 7 Jl. 

Kermorgant, Dr. A.: Hygiene coloniale (Encycl. scient. des aide-memoire), 6 fig., 
in-8°. Masson et Cie. Br. 2,50 fr.; cart 3 fr. 

Koch, Rob.: Gesammelte Werke. Unter Mitwirkung von Proff. Drs. Geh. Ob.- 
Med.-R. G. Gaffky u. Gen.-Ob.-Arzt a. D. E. Pfuhl herausgegeben von Geh. 
San.-R. Prof. Dr. J. Schwalbe. 1. Bd. u. 2. Bd. 2 Tie. (XIV, 706 S. u. IV, 
V, 1216 S. mit Bildnis, 194 Abb. und 44 zum Teil farbigen Tafeln.) Lex.-8°. 
Leipzig, G. Thieme, 1912. 80 geb. in Leinw. 88 Jk. 
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Lukis, C. P., and Bl&ckham, E. J.: Tropical Hygiene for Anglo-lndians and 
Indians. 8yo. Thacker. net 4/6. 

Pacaut, Dr. Maurice: Manuel d’hygiene theorique et appliquöe, 114 fig., in-12. 
Belin freres. 3,60 fr. 

R&uber, Reg,- u. Med.-R. Dr. H,: Zusammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen, 
Erlasse und Verfügungen für das Medizinal wesen in Preußen. 2. verm. u. 
verb. Aufl. 1. Nachtrag. Ergänzungen und Veränderungen in den Jahren 
1910 und 1911. (3 gummierte BL) 43 X 28 bzw. 43 X 70 cm. Leipzig, 

F. Leineweber, 1912. Gebrochen in 8° 1 jH. 

Seemanns Grundriß für das Staatsexamen. kl.-8°. Berlin, S. Seemann. — Abel, 
Dr. Frz.: Grundriß der Hygiene. (IV, 154 S.) 1912. Geb. in Leinw. 8 Jh\ 

u. durchsch. 3,60 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Minister des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 2. Heft. 
Jochmann, dirig. Arzt Prof. Dr. G.: Über Immunotherapie beim Scharlach. 
(27 S.) 1912. 0,80^. — 3. Heft. Bruno, Dr. J.: Die Mutterschaftsversiche¬ 
rung und ihre Bedeutung für die Säuglingsfürsorge. — Engels, Kreisarzt Dr.: 
Die soziale Fürsorgetätigkeit im Stadt- und Landkreise Saarbrücken. (Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose, der Säuglingssterblichkeit und des Alkoholmiß- 
brauehs.) (47 S.) 1912. 1,30 X 

Vierteljahrssohrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätswesen. 
Unter Mitwirkung der königl. wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen im Ministerium des Innern herausgegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-R. 
R. Abel und Geh. Me<L-R. Prof. F. Strassmann. 3. Folge. 43. Bd. Jahrg. 
1912. 2. Suppl.-Heft. (VII, 387 S. m. 9 Abb. u. 7 Tafeln u. 2 S. Erklärungen.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald. 12 JL. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. Leipzig, Veit & Cie. 70. Bd. 
2. u. 3. Heft. 14,60 Ji. 71. Bd. l.Heft. 6 Jt. 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Dresden für 1910. 12. Jahrg. Verwaltungs¬ 
statistischer Anhang für die Jahre 1908, 1909 und 1910. Herausgegeben vom 
statistischen Amte der Stadt. VIII, 226 S. u. IV, 64 S.) Lex.-8°. Dresden, 

v. Zahn & Jaensch, 1912. Geb. in Halbleinw. nn 1 jH. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Königreich Bayern. Herausgegeben vom stati¬ 
stischen Landesamt. 11. Jahrg. 1911. (XXIV, 420 u. 86 S. m. 1 TafeL) gr.-8°. 
München, J. Lindauer, 1911. Geb. 1,50 J&. 

Jahrbuch, Statistisches, für Elsaß-Lothringen. Herausgegeben vom statistischen 
Landesamt für Elsaß-Lothringen. 5. Jahrg. 1911. (XVI, 316 S. mit 4 farbigen 
[1 Doppel-] Tafeln.) gr.-8°. Straßburg, Straßburger Druckerei und Verlags¬ 
anstalt, 1912. nn 1 Jk. 

Jahresberichte, Die, der königl. bayerischen Gewerbeaufsichtsbeamten, dann der 
königl. bayerischen Bergbehörden für das Jahr 1911. Mit einem Anhang betr. 
Erhebungen über die Arbeite- und Gesundheitsverhältnisse in den Zement¬ 
fabriken. Im Aufträge des königl. Staatsministeriums des königl. Hauses und 
des Äußern veröffentlicht. (XXFV, 351 S. u. VII, 74 S. mit 1 Tafel.) gr.-8°. 
München, Th. Ackermann, 1912. 6,60 

Mitteilungen, Medizinal-statistische, aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentl. des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 14. Bd. 8. (Schluß-) Heft. 
(III und S. 225 bis 300 mit 3 farbigen Karten.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 
1912. 3 JC. Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheits¬ 
amtes erhalten die Mitteilungen zu einem um 20Proz. ermäßigten Preise. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



554 


Neu erschienene Schriften. 


Monatsbericht, Statistischer, der Stadt Mönchen. Bearbeitet im städt. stat. Amt. 
Jahrg. 1912. 12 Nummern. (Januar, 17 S.) Lex.-8°. München, J. Landauer. 
Bar 4 Jt\ einzelne Nummern 0,40 J6. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Bonne, Dr. Geo.: Die Zustände in der Unterelbe und ihren Nebenflüssen im 
Jahre 1911. [Aus: „Verhandl. d. intern. Ver. zur Reinhaltung der Flüsse, des 
Bodens und der Luft".] (111 S.) gr.-8°. Hamburg, Gebr. Lüdeking, 1912. 
1,50 A 

Swetz, Baurat Ing. Alex.: Die Wasserversorgung Wiens. Vortrag. [Aus: „Zeit¬ 
schrift d. Ver. d. Gas- und Wasserfachmänner in Österreich-Ungarn“] (30 S. 
mit 14 Figuren u. 1 eingedruckten Kartenskizze.) Lex.-8°. Wien, Lehmann 
& Wentzel, 1911. Bar 1,20 Ji. 

4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Baukunst, Münchener städtische, aus den letzten Jahrzehnten. Mit Benutzung 
d. Bildersammlung d. Stadtbauamtes herausgegeben. 32,5 X 25,5 cm. München, 
G. D. W. Callwey. Jede Lieferung 2 Jt. 1. (I. Bildung u. Erziehung.) Schul¬ 
häuser. (15 Tafeln mit 8 S. Text.) 1912. — 2. (II. Üffentl. Gesundheitspflege.) 
Krankenhaus, Das städtische, in München-Schwabing. 14 Tafeln mit 10 S. 
Text. 1912. 

Bauordnung für das platte Land, für die Landgemeinden und Gutsbezirke des 
Reg.-Bez. Schleswig vom 10. April 1910. Nebst Sachregister und Anhang, 
enthaltend den Wortlaut der in dieser Bauordnung angeführten wichtigeren 
Stellen aus anderen Gesetzen und Verfügungen. Neue, durch die erschienenen 
Nachträge ergänzte Auflage. (155 S.) kl.-8°. Garding, H. Lühr & Dircks, 
1912. Geb. in Halbleinw. 1,20 jk. 

Bauordnung für den Reg.-Bez. Trier vom 1. Februar 1912. Amtl. Ausgabe. Mit 
einem Anhang, enthaltend baupolizeil. u. bautechn. Vorschriften für besondere 
Fälle. (VII, 199 S.) gr.-8°. Trier, F. Lintz, 1912. 1,60 Ji; geb. 2,10 it. 

Baupflegegesetz in Hamburg vom 3. April 1912. (12 S.) 16°. Hamburg, Boysen 
& Maasch, 1912. 0,20 JL. 

Baupolizeiverordnung für die zum Landespolizeibezirk Berlin gehörigen, außer¬ 
halb der Ringbahn belegenen Teile von Charlottenburg, Deutsch-Wilmersdorf, 
Schöneberg, Neukölln, Lichtenberg, Boxhagen-Rummelsburg und Stralau vom 
26. März 1912. (96 S.) kl.-8°. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1912. 1 Jt. 

Baupolizeiverordnung für die Landgemeinden und Gutsbezirke des Reg.-Bez. 
Hildesheim vom 2. Januar 1912 nebst einigen anderen baupolizeil. Vorschriften. 
(VI, 92 S.) 8\ Hildesheim, A. Lax, 1912. Geb. in Halbleinw. nn 1,30 JL 

Baupolizeiverordnung für die Vororte von Berlin vom 30. Januar 1912. 1. Nach¬ 
trag. Polizeiverordnung vom 27. März 1912. Veröffentlicht im Amtsblatt der 
königl. Regierung zu Potsdam u. der Stadt Berlin, Stück 13, 1912 vom 29. März 
1912. (12 S.) kl.-8°. Berlin, Polytechn. Buchhandlung A. Seydel, 1912. 0,30 Jk. 

Baupolizeiverordnung, Neue, für die Vororte von Berlin vom 30. Januar 1912. 
Mit einem alphabetischen Sach- u. Ortsregister und als Anhang: Die Polizei¬ 
verordnung vom 20. Januar 1912 betr. Arbeiterfürsorge auf Bauten. (192 S.) 
kl.-8°. Berlin, Polytechn. Buchhandlung A. Seydel, 1912. Geb. in Halblein¬ 
wand 2,50,46. 

Flugschriften der Zentralstelle für Volkswohlfahrt. gr.-8°. Berlin, C. Heymann. 
6. Heft. Altenrath, Dr. J.: Bauberatung u. Baupolizei. Eine Konferenz des 
Ausschusses für Bauberatung. Mit einem Vorwort vom Landesbaurat Prof. 
Th. Goecke. (24 S.) 1912. 0,30.46. 
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Häffner, Reg.-R. Landt.-Abg. W.: Württembergische Bauordnung vom 28. Juli 
1910, nebst den Vollzugsbestimmungen und anderen mit dem Bauwesen zu¬ 
sammenhängenden Gesetzen und allgemeinen Vorschriften. Erläutert. Mit 
Zeichnungen von Architekt Max Müller. 3 Bd. kl.-8°. Tübingen, A. u. 
S. Weil Geb. in Leinw. 11,40»#. l.Bd. Gesetz mit Erläuterungen. 2. Aufl. 
(VIII, 326 S.) 1912. Geb. in Leinw. 3,70 •#. — 2. Bd. Vollzugsverfügung. 
Verfügung über Feuerungseinrichtungen, Verfügung betr. den Schutz der Bau¬ 
arbeiter usw. (S. 309 bis 460.) 1911. Geb. in Leinw. 2,20.#. — 3. Bd. 33 Bei¬ 
lagen u. Gesamtregister. (V, 436 S.) 1911. Geb. in Leinw. 5,50 «#. 

Klein, A.: Baupolizei für die Städte des Reg.-Bez. Breslau. Baupolizeiverordnung 
für die Städte des Reg-Bez. Breslau vom 20. Februar bis 1. April 1912 nebst 
den sie ergänzenden gesetzt. Bestimmungen. Mit ausführl. Sachreg. (122 S.) 
8 f . Groß-Strehlitz, A. Wilpert, 1912. Geb. in Leinw. 2.#. 

Kossmann, Dr.-Ing. Walt.: Arbeiterwohnhaustypen (Einfamilienhäuser). Ein 
Beitrag zum Arbeiterwohnungswesen. (151 S. mit 18 Abb.) Lex.-8°. Dresden, 
G. Kühtmann, 1912. 8*#. 

Rößler, Reg.-Sekr. A.: Die Baupolizeiverordnung für die Vororte von Berlin vom 
30. Januar 1912. Für den Handgebrauch mit ausführl. Sachreg. herausgegeben. 
3. Aufl. (167 S.) kl.-8 # . Berlin, A. W. Hayns Erben, 1912. Geb. in Halbleinw. 
2,50.#. 

Viemann, Architekt Frdr.: Einfamilienhäuser. Freistehende, angebaute und ein¬ 
gebaute. Entworfen u. herausgegeben. 2. Aufl. (8 S. mit 36 zum Teil farbigen 
Tafeln.) Lex.-8°. Halle, L. Hofstetter, 1911. 6.#. 

5. Schulhygiene. 

Jahrbuch der schweizerischen Gesellschaft für Schulgesundheitspflege. — Ann. 
suisses d’hygiene scolaire. Red.: Sekr. Dr. F. Zollinger. 12. Jahrg. 1911. 
Anh.: Jahrb. f. Jugendfürsorge. (III, 566 u. 115 S.) gr.-8°. Zürich, Zürcher 
& Furrer, 1912. 8,#. 

Mathö, L.: L’enseignement de l’hygiene sexuelle ä l’ecole, 2. edit., rev., in-18, 
cart. Vigot freres. 2,25 fr. 


6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Boethke, Reg.-Baumstr. a. D.: Der Neubau der 3. Landes-Heil- u. Pflegeanstalt 
des Bez.-Verband. Wiesbaden zu Herborn a. d. Dill. Architekten: Schmieden 
& Boethke, Berlin. [Aus: „Zeitschr. f. Krankenanstalten“.] (68 S. m. Abb.) 
8°. Leipzig, F. Leineweber, 1912. 2.#. 

Cantlie, James: British Red Cross Society. First Aid Manuel. No. 1. With 
123 Illustr. 12 mo, pp. XVI, 219. Cassell. net 1/. 

Feßler, Prof. Dr. J.: Erster Unterricht in der Krankenpflege (f. Haus u. Beruf). 
In Frage u. Antwort bearb. 3. verm. Aufl. (IV, 140 S.) 8°. München, Verlag 
der ärztl. Rundschau, 1912. 1,25 .#. 

Fieissig, Apotheker Dr. Paul: Medikamentenlehre für Krankenpfleger. Eigen¬ 
schaften und Darreichungsweise der wichtigsten Arzneimittel. Ein Lehr- und 
Nachschlagebuch f. Krankenpfleger, Krankenschwestern, Sanitätsmannschaften 
u. Hebammen. Mit einem Vorwort von Prof. Dr. R. Staehelin. (XII, 166 S.) 
8°. Wien, Urban & Schwarzenberg, 1912. Geb. in Halbleinw. 2,50 .#. 

Jicinaky, Dr. Ladislav: Anleitung zur ersten Hilfeleistung in Gruben und 
Hütten. 2. Aufl. (VIII, 224 S. mit 87 Abb.) 8°. Mähr.-Ostrau, R. Papau- 
schek, 1912. Geb. in Halbleinw. 2,50 .#. 
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7. Militär- und Schiffshygiene. 

Publikationen, Militärärztliche. Wien, J. Safär. Nr. 141. Wallenstorf er, 
Maj. Norb., und Regts.- u. Chefarzt Dr. Marian Szarewski: Der Sanitäts¬ 
dienst im Gebirgskriege. Auf Grund der einschlägigen Vorschriften zusammen- 
gestellt. Mit Skizzen, Tabellen und Formularien im Texte und einem Kärtchen 
als Beilage. (III, 110 S.) 8°. 1912. 3,60 jHh 

Simple Calculations for Sanitary Officials and Students. 8vo, sd. Sanitary Pub¬ 
lishing Co. net 1/. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militärsanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des königl. preußischen Kriegsministeriums. gr.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald. 52. Heft. Arbeiten aus den hygienisch-chemischen 
Untersuchungsstellen. Zusammengestellt in der Medizinalabteilung des königl 
preußischen Kriegsministeriums. V. Teil. (V, 109 S. mit 5 Abb.) 1912. 3 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Behring, E. v.: Diphtheriebekämpfung. [Aus: „Behrings Einführung in die 
Lehre von der Bekämpfung der Infektionskrankheiten.“] (29 S. mit Figuren 
u. 1 Tab.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1912. 1 J6. 

Behring, E. v.: Einführung in die Lehre von der Bekämpfung der Infektions¬ 
krankheiten. (VII, 500 S. mit Abb., 1 farbigen Tafel u. Tab.,) Lex.-8°. Berlin, 
A. Hirschwald, 1912. 15 Jl. 

Beiträge zur Klinik der Tuberkulose und spezifischen Tuberkuloseforschung. 
Unter Mitwirkung von Drs. Doz. H. Arnsperger, Proff. Asch off, Exz. 
Wirkl. Geb.-R. v. Behring u. a. herausgegeben von Dir. Dr. Ludolph Brauer. 
Lex.-8°. Würzburg, C. Kabitzsch. 3. Suppl.-Bd. Verh. der Vereinigung der 
Lungenheilanstaltsärzte auf der 6. Versammlung zu Düsseldorf am 3. u. 4. Sept. 
1911 unter Red. des Schriftführers Dr. 0. Pischinger. (VII, 81 S.) 1912. 3 Mt. 

Bongert, Ober-Tierarzt Laboratoriumleiter J.: Bakteriologische Diagnostik mit 
besonderer Berücksichtigung der experimentell-ätiologischen Forschung, Immu¬ 
nitätslehre u. der Schutzimpfungen für Tierärzte u. Studierende der Veterinär¬ 
medizin. 3., verm. u. verb. Aufl. Mit 26 Abb. u. 1 Farbendrucktafel im Text 
sowie 20 Autotypietafeln, enthaltend 111 vom Verf. hergestellte Photogramme. 
(XVIII, 478 S. mit 20 Blatt Erklärungen.) gr.-8°. Leipzig, 0. Nemnich, 
1912. Geb. in Leinw. 12 M». 

Burnet, Etienne: Microbes and Toxins. Illust. Cr. 8vo, pp. 331. Heinemann, 
net 5/. 

Coreil, F. et Deville, V.: Traite de desinfection, präf. de A. Chassevant, 146 fig., 
in 8°. J. Rousset. 16 fr. 

Handbuch der pathogenen Mikroorganismen. Herausgegeben von Ko Ile und 
Wassermann. 2. Aufl., 4. u. 5. Lieferung. Jena, Fischer. Je 5 Jk* 

Hilgermann, Kreisarzt Medizinaluntersuchungsamts-Vorst. Dr. Rob.: Leitfaden 
für Desinfektoren und Krankenpflegerpersonal. (75 S.) 8°. Jena, G. Fischer, 
1912. 1,20 geb. n 1,70 Jk. 

Kollo, W. et Hetsch, H.: La bacteriologie experimentale appliquöe ä l’ötude 
des maladies infectieuses, 2. edit. rev et ann. par H. Carriere. T. II, 120 fig., 
48 pl. en couleurs, in-8. 0. Doin et fils. Les 2 vol. 40 fr. 

Kühnemann, Ob.-Stabsarzt a. D. Dr. Geo.: Taschenbuch der speziellen bakterio- 
serologischen Diagnostik. (VIII, 132 S.) kl.-8°. Berlin, J. Springer, 1912. 
Geb. in Leinw. 2,80 J&. 

Leitfäden der praktischen Medizin. Herausgegeben von Prof. Dr. Ph. Bocken- 
heimer. gr.-8°. Leipzig, Dr. W. Klinkhardt. 5. Bd. Citron, Assist. Dr. Jul.: 
Klinische Bakteriologie und Protozoenkunde. (VII, 172 S. mit 65 Abb. und 
7 färb. Tafeln.) 1912. 6,40 Jk\ geb. 7,20«Ä; Subskr.-Pr. bar 5,80 Jt; geb. 6,50>6. 
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Nietner, Prof. Dr., u. Lorents, Frdr.: Tuberkulose-Wandtafel des deutschen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose zu Berlin. Erläuterungen 
und Hinweise für den unterrichtlichen Gebrauch von Lehrern. (16 S. mit 
1 farbigen Tafel.) gr.-8°. Charlottenburg, P. J. Müller, 1912. 0,50 Jt. 

Orth, J.: Über Rinder- und Menschentuberkulose. Eine historisch-kritische Be¬ 
trachtung. [Aus: „Sitzungsber. d. preuß. Akad. d. Wiss. a ] (S. 155 bis 179.) 
Lex.-8°. Berlin, G. Reimer, 1912. Bar 1 Jt. 

Soheurlen, Ob.-Med.-R. Dr.: Leitfaden der praktischen Desinfektion zum Gebrauch 
für Desinfektoren, Krankenpfleger und Krankenpflegerinnen. (V, 66 S. mit 
1 Abb.) kl.-8°. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1912. 0,80 .ü; geh. n 0,90 Jt- 

Sergent, Drs. Edmond et Etienne: Moustiques et maladies infectieuses, guide 
practique pour l’etude des moustiques, pref. du Dr. E. Roux, 2. edit. rev. - 
(EncycL scient. des aide-mömoire), 43 fig., in-8°. Masson et Cie. Br. 2,50 fr.; 
cart. 3 fr. 

Vorschrift über die Verhütung und Bekämpfung der Infektionskrankheiten im 
k. u. k. Heere. (N—25.) (Vn, 206 S. mit 1 Tafel.) kl.-8®. Wien, Hof- u. 
Staatsdruckerei, 1911. 1 Jt. 

Tuberoulosis. Monatsschrift der internationalen Vereinigung gegen die Tuber¬ 
kulose. — Bulletin mensuel de l’association internationale contre la tuberculose. 

— Monthly publication of the international antituberculosis association. Leon 
Bourgeois, Präsident der Vereinigung. Bernh. Fraenkel, Präsident der 
Verwaltungskommission. Generalsekr.: Ghold. Pannwitz. Vol. 11. 12Nrn. 
(Nr. 1: 48 S.) gr.-8°. Berlin-Schöneberg, G. E. Nagel, 1912. Bar 6^; einzelne 
Nummern OßO Jt. 

Tuberkuloaearbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte. Lex.-8°. Berlin, 

J. Springer. 11. Heft. (III, 199 S.) 1912. 7,40 Jt. — 12. Heft. (III, 264 S.) 
1912. 9,40 Jt. — 13. Heft. Deutsche Heilstätten für Lungenkranke. Geschichtl. 
u. statistische Mitteilungen V. Berichterstatter: Reg.-R. Dr. Hamei. (III, 
124 S.) 1912. 4,40 Jt. — Für Abonnenten der n Veröffentlichungen des KaiserL 
Gesundheitsamtes“ mit 20 Proz. Preisermäßigung. 

VeröffentUchungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Minister des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 4. Heft. Lewe- 
renz, Kreisarzt Dr.: Entstehung, Ausbreitung und Bekämpfung der Typhus¬ 
epidemie in Schneidemühl im Sommer 1911. — Rommel u. Herrmann, 
Stabsärzte Drs.: Klinische Beobachtungen aus der Schneidemühler Typhus¬ 
epidemie im Sommer 1911. (43 S.) 1912. 1,25 Jt, 

9. Hygiene des Kindes. 

Bericht über den 3. intern. Kongreß für Säuglingsschutz (gouttes de lait) Berlin, 

11. bis 15. Sept. 1911. Herausgegeben von der Kongreßleitung. Red. vom 
Generalsekr. Prof. Dr. Arth. Keller. (VIII, 1256 S. mit 3 Tafeln u. 1 Tabelle.) 
Lex.-8°. Berlin, G. Stilke, 1912. Bar 12 Jt. , 

Burgess, Mild red M.: The Care of Infants and Young Children in Health. 
2nd Ed. Cr. 8vo, sd., pp. 90. H. K. Lewis, net 1/. 

Coüötoux, Dr. Rene: Regime de l’enfant. in-18. 0. Doin et Als. 1 fr. 

Fischer, L.: Diseases of Infancy and Childhood, their Dietetic, Hygienic and 
Medical Treatment. 4th Ed. 8vo. S. Phillips, net 27/6. 

Goldman, Bergarzt Dr. Hugo: Bewahre dein Kind vor Erkrankung! Ein Rat¬ 
geber für jede Familie. Nach prakt. Erfahrungen zusammengestellt. 2. (Titel-) 
Aufl.. (148 S.) 8°. Berlin, S. Mode, (1904) 1912. 1,50 Jt. 

Hengrioh, Karl: Wie fördere ich die Jugendpflege und wie helfe ich selber mit? 

2. verm. Aufl. (85 S.) gr.-8°. Langensalza, J. Beltz, 1912. 1.50 geb. 2 Jt. 
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Jeominek, Landes-Erziehungshaus-Dir. Christian: Die sexuelle Jugendsünde, 
ihre Gefahr und Abwehr. Ein Kindererziehungsbeitrag für Eltern, Lehrer 
und weitere Kreise. (In tschech. Sprache.) (33 S.) 8° Langensalza, Schul¬ 
buchhandlung, 1912. 0,76 Ji. 

Sabouraud, Dr.: Hygiene du cuir ohevelu dans l’enfance et l’adolesoence. 25 x 16. 
H. V uibert. 0,60 fr. 

Skalla, Gymn.-Prof. Dr. Loth.: Über Gesundheitspflege der Schüler im Eltern¬ 
hause. Über sexuelle Aufklärung. 2 Vorträge, gehalten vom Schulärzte der 
beiden Anstalten S. (30 S.) gr.-8°. Wien, C. Gerolds Sohn, 1912. 0,60 Jt. 

10. Variola und Vaccination. 

Cowderoy, J. T.: Pocket Notes and Remembrancer for Sanitary Inspectors and 
all engaged in Public Health Work. 4th Ed. Revised and Enlarged. 12 mo, 
pp. 136. Sanitary Publ. Co. net 2/. 

11. Geschlechtskrankheiten. 

Abhandlungen, Würzburger, aus dem Gesamtgebiet der praktischen Medizin. 
Herausgegeben von Proff. Drs. Joh.Müller u.Otto Seifert. XII.Bd. Lex.-8°. 
Würzburg, C. Kabitzsch. Jedes Heft 0,85 Jt; für den Band von 12 Heften 
7,50 jH. 5. Orlowski, Dr.: Eindrücke und Erfahrungen über Syphilisverlauf 
und Behandlung. (13 S.) 1912. 

Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. Neue Aufl. gr.-8®. Leipzig, J. A. Barth. 4. Heft. Kopp, Prof. Dr. 
Carl: Das Geschlechtliche in der Jugenderziehung. Vortrag. 3. unveränderte 
Aufl. (32 S.) 1912. 0,30 J(>. — 8. Heft. Heidenhain, San.-R. Dr. A.: Sexuelle 
Belehrung der aus der Volksschule entlassenen Mädchen. Vortrag. 3. Aufl. 
(16 S. m. 1 Taf.) 1912. 0,30 Ji. — 13. Heft. Uhl, Hofrat Dr. Carl: Überdas 
Geschlechtsleben und seine Gefahren. Ein Vortrag. 2. Aufl. (14 S.) 1912. 0,20 M. 

Mulzer, P.: The Therapy of Syphilis, its Development and Present Position. Cr. 
8vo. Rebman. net 6/. 

Pinkus, Priv.-Doz. Dr. Fel.: Die Verhütung der Geschlechtskrankheiten. (179 S.) 
8°. Freiburg i. B., Speyer & Kaerner, 1912. 3 Jt. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Bibliothek der gesamten Technik, kl.-8°. Leipzig, Dr* M. Jänecke. 155. Bd. 
Fe eg, Ob.-Ing. Otto: Unfallverhütung u. Fabrikshygiene. Mit einer Einleitung 
von Dr.M.Holitscher. (VII, 304S.m. 97Figuren.) 1912. Geb.inLeinw. öJt. 

Erhebung über die Kinderarbeit in Österreich im Jahre 1908. (K. k. arbeits¬ 
statistisches Amt im Handelsministerium.) II. TI. Textl. Darstellung. 1. Heft. 
(XLI, 75 S.) 32 v 24,5 cm. Wien, A. Holder, 1911. 1,80 Ji. 

Gewerbeordnung für das Deutsche Reich nach dem heutigen Stande der Gesetz¬ 
gebung. Mit einem Anhang, enthaltend das Kinderschutzgesetz vom 30. März 
1903, das Stellenvermittlergesetz vom 2. Juni 1910, das Hausarbeitsgesetz vom 
20. Dez. 1911 und das Gewerbegerichtsgesetz in der Fassung vom 29. Sept. 1901. 
Textausgabe mit alphabet. Sachregister. 3. Aufl. (VI, 276 S.) kl.-8°. Berlin, 
F. Vahlen, 1912. Geb. in Leinw. 1,20 Jt. 

Heim, Dr. F.: Recherches sur l’hygiene du travail industriel. Assainissement des 
industries. Prophylaxie des maladies professionnelles, fig. et pl., in-8°. Dunod 
et Pinat. 7,50 fr. 

Poerechke, Gewerbeassessor Dr.: Der Gesundheitsschutz in den Metallbeizereien 
(Metallbrennen). [Aus: „Mitteilg. d. Instituts f. Gewerbehygiene zu Frank¬ 
furt a. M. w ] (27 S. m. Abb.) 8°. Berlin, A. Seydel, 1912. Bar 1 Ji (Partiepreise). 
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13. Nahrungsmittel. 

F&ure, Mme Ch.: La cuisine hygienique, introd. du Dr. Guillermin (Bibi. La- 
rousse. Serie des connaissances pratiques), in-8°. Libr. Larousse. Br. 1,50 fr.; 
rel. 1,96 fr. 

Cathomas, Dr. J. B.: Wie ernährt man sich zweckmäßig und billig? Ein Beitrag 
zur Lösung der Teuerungsfrage. Anhang: Eine Sammlung billiger und nahr¬ 
hafter Kochrezepte.. 2. bedeutend vermehrte u. verbesserte Aufl. (38 u. X S.) 
gr.-8°. Zürich (Hotwandstr. 50), Verbandsbuchhandlung, 1912. Bar 0,60 Jt. 

Löhner, Dr. Vikt.: Wie nähre ich mich sparsam und vernünftig? Eine diätet. 
Studie und eine Antwort auf die Fleischfrage. Dem verständigen Laien zu¬ 
gedacht. (77 S.) kl.-8°. Wels, J. Haas, 1911. 1,25 .A. 

Marcuse, Dr. Julian: Volksernährung. (22 S.) Berlin, Buchhandlung Vorwärts, 
1912. 0,50 jH,. 

Münz, Badearzt Dr. P.: Die Ernährung des gesunden und kranken Magens. (V, 
125 S.) gr.-8°. Nürnberg, Heerdegen-Barbeck, 1912. 1,80«#. 

Schall, Herrn., u. Aug. Heisler, Drs.: Nahrungsmittel tabeile zur Aufstellung 
und Berechnung von Diät Verordnungen für Krankenhaus, Sanatorium und 
Praxis. 3. vermehrte Aufl. (56 8.) Lex.-8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. 
Geb. in Halbleinw. 2,70 A 

14. Alkoholismus. 

Abstinent, Der. Organ des Arbeiter - Abstinentenbundes in Österreich. Unter 
Mitarbeit von Vikt. Adler, Heinr. Beer, Jul. Deutsch usw. herausgegeben 
Dr. Rieh. Fröhlich. Red.: Dr. Siegm. Popper. ll.Jahrg. 1912. 12Nrn. 
(Nr. 1: 16 S.) 32 X 24cm. Wien, Wiener Volksbuchhandlung. Bar 1,50 Jt; 
einzelne Nummern 0,10 Jt. 

Jahrbuch für Alkoholgegner 1912. Herausgegeben von Max Warming. 7. Jahrg. 
(240 S.) kl.-8°. Hamburg, Deutschlands Großloge II. Bisher unter dem Titel: 
Taschenkalender für den Alkoholgegner. Geb. in Leinw. 1 M>. 

15. Populäre Hygiene. Verschiedenes. 

Anweisung und Ratschläge für Führer und Obmänner des Ausschusses für 
Ferienwanderungen der Ortsgruppe Dresden vom Deutschen Verein f. Volks¬ 
hygiene, zugleich 3. Jahresbericht, Mitgliederverzeichnis und Kassenbericht. 
(34 S. mitAbb.) 8°. Dresden, A.Huhle, 1912. 0,30 Jt. 

Büoherei der Gesundheitspflege. (Neue Aufl.) kl.-8 Ä . Stuttgart, E. H. Moritz. 
3. Bd. Grawitz, Prof. Dr. E.: Gesundheitspflege im täglichen Leben. 2. ver¬ 
besserte und vermehrte Aufl. (7. bis 11. Tausend). (XII, 136 S. mit Bildnis.) 
1912. 1,50*#; geb. in Leinw. 2 jH. 

Johnes Trichinenschauer. Leitfaden für den Unterricht in der Trichinenschau 
und für die mit der Kontrolle und Nachprüfung der Trichinenschauer beauf¬ 
tragten Veterinärbeamten. 11. Aufl., neu bearbeitet von Ob.-Med.-R. Landes¬ 
tierarzt Prof. Dr. Rieh. Edelmann. Mit 119 Textabbildungen und einem 
Anhang: Gesetzliche Bestimmungen über Trichinenschau usw. (XI, 155 S.) 
8°. Berlin, P. Parey, 1912. Geb. in Leinw. 3,75 

Knopf, Dr. H. E.: Der Weg zur Gesundheit. Ein ärztl. Hausbuch für Gesunde 
und Kranke beiderlei Geschlechts. Mit vielen Hundert Abbildungen und 
24 farbigen Tafeln. (XVI, 917 S.) gr.-8°. Ulm, J. Ebner, 1912. Geb. in 
Leinw. 11 jH. 

Koelsch, Landesgewerbearzt Dr. Frz.: Bernardino Ramazzini, der Vater der 
Gewerbehygiene (1633—1714). Sein Leben u. seine Werke. (35 S. m. 1 Bildnis.) 
Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1912. 1,40 M. 
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Meaohnikow, Krankenhausdir. Leo: Wie erreicht man ein hohes Alter? Die 
lebensgefährlichen Krankheiten, ihre Ursachen, Vorboten (Warnungs-) und 
Erkennungszeichen sowie genaue Anleitung zu ihrer Verhütung. Nach neuesten 
Forschungsergebnissen. Anhang (sensationell): Eine neue Art der Behandlung 
tuberkulöser Erkrankungen (ohne Berufsstörung). — Aufsehen erregende Heil¬ 
berichte. (116 S.) 8°. Spandau 1912. (Leipzig, W. Dietrich.) 1,60.#. 
Murray, J.: How to Live in Tropical Africa. A Guide to Tropical Hygiene and 
Sanitation. 2ndEd. Edited by L. Weinthal. 12mo, pp. 814. African World, 
Ltd. net 3/6. 

Schmidt, San.-R. Prof. Dr. F. A.: Haltungsübungen und Haltungsfehler in ihren 
anatomischen und hygienischen Grundlagen. Die stat. Skoliose und ihre Fest¬ 
stellung. [Aus: „Körper und Geist.“] (24 S. mit 10 Abb.) Lex.-8°. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1912. 0,60 *#. 

Sperling, leit. Arzt San.-R. Dr.: Hygienische Morgentoilette. Gymnastik und 
Selbstmassage für Gesunde und Kranke, mit einer Übungstafel in 20 Bildern. 
(20 S.) 8°. München, Verlag der ärztlichen Rundschau, 1912. 1 Jt. 
Veröffentlichungen des Gesundheitsamtes Basel-Stadt. 8°. Basel, Wepf, Schwabe 
<fc Co. Nr. 1. Wie wohnt man gesund? Ratschläge, unter spezieller Berück¬ 
sichtigung der Baseler Verhältnisse herausgegeben vom Gesundheitsamt Basel- 
Stadt. (27 S.) 1911. 0,20 *#. — Nr. 3. Über billige und ausreichende Ernährung. 
(16 S.) 1912. 0,10.#. — Nr. 2 bildet: Verhaltungsvorschriften f. Impflinge. 
Veröffentlichungen des deutschen Vereins für Volkshygiene. Im Aufträge 
des Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von San.-R. Dr. 
K. Beerwald. (Neue Aufl.) 8°. München, R. Oldenbourg. (Partiepreise.) 
3. Heft. Feßler, Prof. Dr. Jul.: Nothilfe bei Verletzungen und Unglücksfällen. 
3. neubearb. u. verm. Aufl. (16. bis 25. Tausend.) (101 S. mit 27 Figuren.) 1912. 

O. 30 Jt. — 13. Heft. Schloßmann, Dir. Prof. Dr. Arth.: Die Pflege des Kindes 
in den zwei ersten Lebensjahren. 5. neu durchgesehene Auflage (51. bis 
65. Tausend.) (V, 42 S. mit Abb.) 1912. 0,30.#. 

Weigl, Dr. J.: Gesundheitspflege für die Jugend. 2. Aufl. (16. bis 20. Tausend.) 

(62 S.) kl.-8°. München, Ph. L. Jung, 1912. 0,30.#. 

Zeitfragen, Hygienische. Herausgegeben von Dr. Wilh. Stekel. gr.-8°. Wien, 

P. Knepler. Je 1 Jt. — Nr.8. Buxbaum,Ass.Dr.B.: Abhärtung. (48S.) 1912. 
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Die sozialhygienischen Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1911. 

Von Dr. med. Alfons Fischer, Karlsruhe i. B. 


(Schluß.) 

III. Die sosialhygienisohen Zustände bei einzelnen 
Personengruppen. 

Die besondere Lage, in der sich einzelne Personengruppen, namentlich 
bestimmte Altersklassen befinden, wirkt auf die hygienischen Zustände dieser 
Bevölkerungsschichten in hohem Maße ein, so daß wir, wie in den voran¬ 
gegangenen Jahren, auch jetzt diesen Beziehungen einen eigenen Abschnitt 
in unseren Erörterungen widmen wollen. 

Fangen wir bei der jüngsten Altersklasse an, und betrachten wir zu¬ 
nächst die Verhältnisse der Säuglinge. Hier wollen wir jedoch aus der Fülle 
des Materials nur eine Mitteilung herausgreifen, nämlich eine sich auf 
Bayern beziehende Statistik 86 ) über die Säuglingssterblichkeit nach 
Krankheitsformen. 


Tabelle 21. 


Regierungsbezirk 

Im 1. Lebensjahr starben Kinder infolge der Hauptkinderkrankheiten 

Angeborene 

Lebensschwäche 

und 

1 Bildungsfehler 

1 

Magen- und 
Darmkatarrh 

! 

Brechdurchfall 

Zusammen 

im 

ganzen 

1 

d. überb. 
gestorb. 
Säugl. 
Proz. 

im 

ganzen 

d. ttberh. 
goRtorb. 
Säugl. 

Proz. 

im 

ganzen 

d. tlberh. 
gestorb. 
ääugl. 
Proz. 

im 

ganzen 

d. ttberh. 
gestorb. 
SäugL 
Pros. 

Oberbayern . . . 

2 726 

29,0 

2 657 

28,2 

803 

1 

8,5 

6 186 

65,7 

hiervon München . 

584 

25,5 

834 

36,3 

66 

2,4 

1 474 

64,2 

Niederbayem . . 

2 253 

29,7 

2 173 

28,6 

519 

6,8 

4 945 

65,1 

Pfalz. 

975 

23,4 

886 

21,3 

490 

11,8 

2 351 

56,5 

Oberpfalz.... 

1 380 

25,6 

1 759 

32,7 

520 

9,7 

3 659 

68,0 

Oberfranken . . 

966 

31,3 

489 

15,9 

260 

8,4 

1 715 

55,6 

Mittelfranken . . 

1 274 

24,0 

1 286 

24,2 

611 

11,5 

3 171 

59,7 

hiervon Nürnberg . 

804 

18,4 

498 

80,1 

181 

11,0 

963 

59,5 

Unterfranken . . 

866 

25,9 

617 

18,5 

252 

7,5 

1 735 

51,9 

Schwaben . . . 

1 668 

30,5 

1 313 

24,0 

686 

12,5 

3 667 

67,0 

Königreich 1910 

12108 

27,7 

11180 

25,5 

, 4141 

9,5 

27 429 

62,7 

1909 

12837 

26,7 

12 163 

25,3 

4 959 

10,3 

29 959 

62,3 

1908 

13 185 

26,8 

12 816 

26,0 

5 311 

10,8 

31 312 

, 63,6 

1907 

12 807 

25,8 

13 279 

26,8 

! 5 769 

11,7 

; 31 855 

64,3 

1906 

13 208 

25,6 

13 361 

25,9 

6 040 

11,7 

32 609 

i! 

, 63,2 


Vierteljfthrsschrift für Gesundheitspflege, 1912 . 3g 
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Man erkennt aus der Tabelle 21, daß im Königreich Bayern im Jahre 
1910 nicht weniger als 62,7 Proz. aller gestorbenen Säuglinge an angeborener 
Lebensschwäche, an Magen-Darmkatarrh oder an Brechdurchfall verschieden 
sind. Es handelt sich also hierbei um Erkrankungen, die zum größten Teil 
aus den sozialen Mißständen resultieren und zu vermeiden gewesen wären. 
Denn es ist zu erwarten, daß bei gehöriger Ernährung und Schonung der 
Schwangeren nicht ein so großer Prozentsatz von Kindern an angeborener 
Lebensschwäche zugrunde gegangen wäre; ebenso wäre die Sterblichkeit 
an Magen-Darmkatarrh und Brechdurchfall nicht so hoch gewesen, wenn für 
eine weitere Verbreitung der Stilltätigkeit, für Beschaffung einwandfreier 
Säuglingsmilch zu erschwinglichen Preisen, für Behandlung der erkrankten 
Säuglinge im erforderlichen Umfange Sorge getragen worden wäre. Die 
vorliegenden Ziffern zeigen, daß gerade in Bayern, wo die Kindermortalität 
besonders groß ist, noch sehr viel auf dem Gebiete der Mutter- und 
Säuglingsfürsorge zu geschehen hat. — Bemerkenswert sind an der Tabelle 21 
auch die großen Unterschiede zwischen den Ergebnissen in Unterfranken 
und in der Oberpfalz; aber auch zwischen der Mortalität in Nürnberg und 
der in München ist die Differenz beträchtlich. 

Zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit sind in zahlreichen Städten 
Säuglingsfürsorgestellen eingerichtet worden. Einen sehr großen 
Tätigkeitsumfang haben diese Institute in Berlin genommen, worüber ein 
im Aufträge der Waisendeputation der Stadt Berlin erstatteter Bericht 86 ) 
Auskunft gibt. Ein übersichtliches Bild von der Wirksamkeit dieser Fürsorge¬ 
stellen bietet zunächst die in unserer Tabelle 22 enthaltene Statistik. 

Man erkennt aus der Tabelle 22, daß sich während des Jahrfünfts 
1905 bis 1909 die Zahl der Zugänge sehr stark vermehrt hat, so daß im 
Jahre 1909 bereits fast ein Drittel der Berliner Säuglinge die Fürsorge 
dieser Institute genossen hat. Man ersieht weiter, daß der Prozentsatz der 
als Brustkinder Aufgenommenen wesentlich gestiegen ist, und daß die Zahl * 
der Konsultationen sich verdreifacht hat. 

Zu diesen statistischen Angaben sind aber noch einige Ergänzungen 
nötig, die der Bericht enthält. Es heißt dort, daß im Laufe der Zeit die 
Mütter sich immer mehr dazu veranlaßt sehen, frühzeitig die Fürsorge¬ 
stellen aufzusuchen; während im Jahre 1905 von den Aufgenommenen nur 
18,4 Proz. im ersten Lebensmonat standen, kam im letzten Berichtsjahr nahezu 
die Hälfte aller Neuaufgenommenen bereits im ersten Lebensmonat in die 
Fürsorgestellen. Dagegen fehlt es noch daran, daß die Kinder lange genug 
in der Obhut dieser Institute bleiben. Die Ziffer der alljährlich erteilten 
Konsultationen ist zwar, wie gesagt, gestiegen, aber die auf jedes Kind ent¬ 
fallende Anzahl der Beratungen hat nicht zugenommen. Es kommen zwar 
durchschnittlich acht bis neun Konsultationen alljährlich auf ein Kind, jedoch 
die Zahl derjenigen Kinder, die nach der ersten Vorstellung fortbleiben oder 
nur so kurze Zeit in der Beobachtung der Fürsorgestellen stehen, daß eine 
Einwirkung unmöglich wird, sei nicht klein. 

In exakter Weise sei der Erfolg der Fürsorgestellen nicht zu veran¬ 
schaulichen. 

„Bei der starken Fluktuation der Berliner Arbeiterbevölkerung läßt sich das 
Schicksal auch der genügend lange beobachteten Säuglinge nach ihrer Entlassung 
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häufig nicht mehr verfolgen. 
Es ist daher auch unmöglich, 
die Sterblichkeit der in Für¬ 
sorge gewesenen Säuglinge 
exakt festzustellen .... Aber 
selbst wenn die Sterblichkeit 
der Fürsorgesäuglinge genau 
bekannt wäre, ließe sie sich 
nicht ohne weiteres verglei¬ 
chen mit der gesamten Sterb¬ 
lichkeit des Ortes oder Bezirks; 
denn in die Fürsorgestellen 
kommen die Säuglinge doch 
zumeist in einem Alter, das 
jenseits der ersten 
Lebenswochen mit ihrer 
großen Sterblichkeit liegt, 
kommen also als gesiebtes 
Material in unsere Obhut.“ 

Die Fürsorgestellen er¬ 
blicken aber einen Beweis 
für den Erfolg ihrer Tätig¬ 
keit darin, daß sich unter 
den Neuaufgenommenen 
das Zahlenverhältnis von 
Brust- und Flaschenkindern 
von Jahr zu Jahr zugunsten 
der Brustkinder verschoben 
hat. Man könne aus dieser 
Zunahme zwar nicht ohne 
weiteres darauf schließen, 
daß die Stilltätigkeit unter 
den Berliner Müttern im 
allgemeinen wieder an Aus¬ 
dehnung gewonnen hat, da 
entsprechende Feststellun¬ 
gen fehlen; aber einen ge¬ 
wissen Anstieg der Still¬ 
frequenz könne man aus 
den (in der Tabelle 22 
enthaltenen) Zahlen wohl 
folgern. „Schließlich dürfen 
wir noch u , so heißt es am 
Ende des Berichts, „die 
tägliche ärztliche Erfahrung 
in die Wagschale legen; 
wir alle haben täglich den 
bestimmten Eindruck, daß 
viele von den Kindern, die 
unter unserer beständigen 
sorgfältigen Beobachtung 
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5G4 Dr. med. Alfons Fischer. 

sich von den Folgen der früheren unüberwachten Pflege langsam erholen 
und gedeihen, wohl zugrunde gegangen wären, wenn ihnen die Säuglings- 
fiirsorgestellen nicht ihre rettende Hand dargeboten hätten.“ 

Des weiteren interessieren den Sozialhygieniker die sanitären Ver¬ 
hältnisse der Ziehkinder. Bekanntlich ist das nach dem System des 
Leipziger Arztes Taube geschaffene Ziehkindersystem mustergültig. Es 
sei daher hier einiges aus den Erfahrungen des Leipziger Ziehkinderamtes 37 ), 
worüber sich im Jahresbericht über das Medizinal wesen im Königreich 
Sachsen Mitteilungen finden, angeführt. Es heißt dort: 

„Der erste Beamte des Ziehkinderamtes hatte 1008 Termine abzuwarten. 
Von 2076 Vätern außerehelicher Kinder wurden durch das Ziehkinderamt 
316 736 Unterhaltungskosten eingezogen. Der Bestand an unehelichen Kindern 
betrug am Ende des Berichtsjahres 8320, vou denen 525, d. h. 6,31 Proz. starben. 
Die Sterblichkeit aller Kinder im Alter bis zum ersten Jahr belief sich bei den 
ehelichen auf 15,01 Proz., bei den unehelichen auf 25,48 Proz., so daß bei jenen gegen 
das Jahr 1908 eine Abnahme um 0,97 Proz., bei diesen eine Zunahme um 0,59 Proz. 
stattgefunden hat. Von den 8320 am Ende des Jahres in den Kartenregistern 
geführten Kindern standen 6596 unter gesetzlicher Vormundschaft. Die einmal 
wöchentlich stattfindende Kontrolle der Ziehkinder fand in der früher ge¬ 
schilderten Weise statt; es beteiligten sich an ihr der leitende Arzt, 3 Assistenz¬ 
ärzte, 28 Aufsichtsdamen, 5 ßteilvertreterinnen und mehrere Beamte des Zieh¬ 
kinder- und des Waisenamtes. Vorgestellt wurden im Berichtsjahre 4608 Kinder, 
pro Kon trolltag also etwa 90. Eine Behandlung der erkrankten Ziehkinder 
durch die Ziehkinderärzte findet in Leipzig nicht statt." 

Wenden wir uns nun der Hygiene der Schulkinder zu. Hier sind 
für uns zunächst diejenigen Darlegungen von Wert, die sich mit den Fragen 
des Beginnes und der Verteilung des Unterrichts befassen. 

Über die hygienischen Vorzüge und Nachteile des frühen Schulbeginnes 38 ) 
(es handelt sich um die Frage, ob der Unterricht um 7 oder 8 Uhr an¬ 
fangen soll), hat sich der Dresdner Stadtbezirksarzt in einem Gutachten 
geäußert; da die hierbei behandelten Probleme wohl in vielen Städten zur 
Erörterung gelangen dürften, sollen seine inhaltreichen Darlegungen an 
dieser Stelle wörtlich wiedergegeben werden: 

„I. Der wesentliche Vorteil des früheren Schulbeginnes im Sommer liegt ge¬ 
sundheitlich hauptsächlich darin, daß der Unterricht eine Stunde früher in der 
kühleren Morgenzeit stattflndet und dafür eine Stunde in der heißen Mittags¬ 
zeit in Wegfall kommt. Es ist dies gewiß ein nicht zu gering anzuschlagender 
Vorteil, dem aber doch bei unseren klimatischen Verhältnissen nicht allzuviel Ge¬ 
wicht beigegelegt werden kann. Mitte Juli bis Mitte August, wo in unseren 
Breiten im allgemeinen die höchsten Temperaturen zu erwarten stehen, finden 
die großen Schulferien statt, so daß die heißeste Zeit für die Frage nicht in Be¬ 
tracht kommt. Nach einer Zusammenstellung im Jahre 1904 ist in den letzten 
Jahren in den Volksschulen an durchschnittlich 5,6 Tagen der Unterricht wegen 
großer Hitze ausgefallen, d. h. an diesen Tagen war das Thermometer früh 
10 Uhr über 20° Röaumur im Schatten gestiegen. Die Zahl von Schultagen 
des Sommerhalbjahres, die als wirklich heiß zu bezeichnen ist, ist also eine 
verhältnismäßig kleine, und der Vorteil, daß an solchen Tagen die heißen Mittags¬ 
stunden in Wegfall kommen würden, ist nicht allzuhoch anzuschlagen, um so 
mehr, als man sich schlimmstenfalls damit helfen könnte, an ganz außergewöhnlich 
heißen Tagen auch einmal den Vormittagsunterricht eine Stunde eher zu schließen. 
Noch weniger ausschlaggebend erscheint aber der Vorteil des Wegfalls der Mittags¬ 
stunde, wenn man bedenkt, daß in den höheren Schulen doch auch Nachmittags¬ 
unterricht stattfindet. Es muß als ein Widerspruch bezeichnet werden, daß aus 
Gesundheitsrücksichten der Schulbeginn frühzeitiger angesetzt wird, um die 
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kühleren Morgenstunden auszunutzen, andererseits aber der Unterricht in den 
heißen Nachmittagsstunden beibehalten wird. Der Ausfall des Nachmittags¬ 
unterrichts wegen großer Hitze kann nur als ein Notbehelf betrachtet werden, 
der außerdem, wie die erwähnte Zusammenstellung gezeigt hat, nur verhältnis¬ 
mäßig selten vorkommt, und an diesen wenigen besonders heißen Tagen könnte 
dann wohl ebensogut die letzte Stunde des Vormittagsunterrichts ausfallen. 

II. Der Nachteil des zeitigen Schulbeginnes liegt vor allem in der zu ge¬ 
ringen Schlafdauer der Schüler. Wenn das tägliche Schlafbedürfnis auch bei 
gleichaltrigen Personen verschieden ist, so haben sich doch durchschnittliche 
Werte ermitteln lassen, die als hinreichend angesehen werden können. Für Er¬ 
wachsene darf man 7 bis 8 Stunden Schlaf ansetzen. Daraus folgt schon, daß 
die noch in der Entwickelung begriffene Jugend mehr brauchen wird. In der 
Tat hat Axel Key für 7- bis 9jährige 11 Stunden, für 12- bis 13jährige 

10 Stunden und für 17- bis 18jährige 8 l / t Stunden als nötige Schlafdauer fest- 
gestellt. Winter und Sommer können für die Länge der Schlafzeit keinen Unter¬ 
schied bedingen. 

Für unsere Schüler der höheren Lehranstalten kommt im allgemeinen das 
10. bis 20. Lebensjahr in Betracht, man wird also eine Schlafdauer von 9 bis 

11 Stunden zu fordern haben. Rechnet man durchschnittlich zum Anziehen, 
Frühstück und Schulweg etwa eine Stunde, so müssen bei einem Schulbeginn um 
7 Uhr die Schüler schon um 6 Uhr aufstehen. Um die erwähnte Schlafdauer zu 
erreichen, müßten die jüngeren Schüler um 7 Uhr, die älteren um 9 Uhr zu Bett 
gehen. Daß dies im allgemeinen nicht geschieht, ist eine feststehende Tatsache. 
Auf dem Lande und in kleinen Städten ist vielleicht ein früheres Schlafengehen 
die Regel, aber nicht in der Großstadt, insbesondere nicht bei den Ständen, die 
ihre Kinder höhere Schulen besuchen lassen. Während der Arbeiter, der zeitiger 
mit seiner Arbeit auf hört, durchschnittlich früher zur Ruhe geht, da er auch 
zeitiger wieder mit Arbeiten anfängt, sind die Angehörigen höherer Stände meist 
durch ihren Beruf bis 7 bzw. 8 Uhr in Anspruch genommen, so daß die Zeit des 
Abendessens weiter hinausgeschoben wird. Auch wollen die Eltern, deren Kinder 
am Tage in der Schule sind, und die auch selbst durch ihren Beruf von Hause 
ferngehalten werden, gewöhnlich abends noch eine Zeitlang mit ihren Kindern 
zusammen sein, und es ist deshalb ein längeres Auf bleiben der älteren Kinder in 
einer Großstadt als die Regel anzusehen. Dazu kommt noch, daß die Schüler 
höherer Lehranstalten des Abends oft noch zu arbeiten pflegen, da ihnen — be¬ 
sonders an den Tagen, wo Nachmittagsunterricht stattfindet — eine andere Zeit 
für Hausarbeiten kaum bleibt. Man wird deshalb nicht fehlgehen, wenn man an¬ 
nimmt, daß die jüngeren 8chüler etwa um 9 Uhr, ältere nicht vor 10 Uhr schlafen 
gehen. Hierbei spielt die Jahreszeit keine Rolle. Es ist im Gegenteil darauf 
hinzuweiseu, daß im Sommer vielfach noch weniger als im Winter das Haus 
sich seiner Pflicht, für einen ausreichend langen Schlaf der Kinder zu sorgen, be¬ 
wußt wird, zumal die heißeren Abende ein späteres Zubettgehen geradezu fordern 
und die kühlen Morgen den Schlaf besonders wohltätig erscheinen lassen. Sollen 
die Schüler schon um 6 Uhr wieder aufstehen, so ist die Zeit, die dem Gehirn 
eine vollkommene Ruhe von aller psychischen Tätigkeit gewährt, eine zu kurze. 
Es gibt aber kein Organ im Körper, welches so unausgesetzt tätig ist, wie das 
Gehirn in wachem Zustande; denn auch wenn wir unsere Gedanken nicht direkt 
auf einen Gegenstand richten, wechselt unwillkürlich eine Vorstellung die andere 
ab. Daß ein solches Organ, noch dazu in der Jugend, wo es sich in der Ent¬ 
wickelung befindet und wo es die täglich neuen Eindrücke des Schulunterrichts 
verarbeiten muß, eine genügende Zeit zur Erholung braucht, um den gesunkenen 
Vorrat der Nährstoffe zu ergänzen und die angehäufte Meuge der Stoffwechsel¬ 
produkte auszuscheiden, liegt auf der Hand. Hierzu dient der Schlaf, und es muß 
im Interesse unserer Jugend und, um sie gegenüber den Anforderungen unseres 
heutigen Lebens zu stärken und zu kräftigen, vor allem eine genügende Schlaf¬ 
dauer gefordert werden.“ 

Hierzu ist nun zu bemerken, daß im Schulausschuß sich alle Rektoren 
mit einer einzigen Ausnahme gegen die allgemeine Einführung des Achtuhr- 
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Unterrichts im Sommer aussprachen und empfahlen, die neue Einrichtung 
zunächst nur für die jüngeren Schüler einzuführen. Der Schulausschuß 
faßte dann einen Beschluß in diesem Sinne. 

An dieser Stelle sei auch eine Angabe erwähnt, die einer auf der 
Dresdner Hygieneausstellung dargebotenen, graphischen Darstellung des 
Städtischen Schulmuseums zu Hannover 89 ) entnommen ist und sich mit 
dem Nachmittagsunterricht befaßt. Seit dem Jahre 1900 ist dort der 
Nachmittagsunterricht während des Sommerhalbjahres möglichst beseitigt 
worden. Im Jahre 1904 erklärten sich die Eltern von 16 100 Schulkindern 
bei einer Abstimmung für die Ausdehnung des ungeteilten Unterrichts auf 
das Winterhalbjahr; die Eltern von 700 Kindern waren dagegen. Seit dem 
Jahre 1906 ist diese Einrichtung auch für das Winterhalbjahr getroffen 
worden. 

Bemerkenswerte Angaben finden wir in den amtlichen Publikationen 
des Jahres 1911 auch über die Tätigkeit der Schulärzte. In fast allen 
größeren deutschen Städten hat man ja im Laufe der letzten Jahre Schul¬ 
ärzte angestellt. Aber nach den vorliegenden Mitteilungen muß man im 
Zweifel darüber sein, ob das bisherige System einen nennenswerten, bzw. 
den angestrebten Erfolg erzielt hat. Aus Sachsen 40 ) wird nämlich z. B. 
berichtet, daß „alle bisherigen Maßnahmen, Zuspruch der Lehrer, wieder¬ 
holte Nachfrage der Schulärzte in vielen Fällen an der Indolenz der Eltern 
scheitern “. Und dieB war, meiner Meinung nach, zu erwarten. Es hat 
gar keinen Zweck, die unbemittelten Eltern kranker Schulkinder dazu immer 
wieder zu ermahnen, diese in eine spezialärztliche Behandlung zu geben; 
dazu fehlt es ihnen eben an den pekuniären Mitteln. 

„Die Gesamtzahl der in Überwachung zu nehmenden Kinder“, so heißt es 
im sächsischen Medizinalbericht, „beträgt in allen Klassen etwa 20 Proz. aller 
Schüler, also bei einem Bestand einer Schule von 1500 Kindern etwa 300. Hierzu 
sind auch die sog. Schulinvaliden zu rechnen, Kinder mit angeborener Hüft¬ 
gelenkluxation, Blindheit auf einem Auge, Epilepsie, Herzfehler usw. Alle diese 
Kinder in dauernde Fürsorge zu nehmen, soweit es nicht durch die Hausärzte be¬ 
sorgt wird, liegt außerordentlich im Interesse der Schule, und es dürfte kaum 
einen Punkt der Schulhygiene geben, in denen die Forderungen der Lehrerschaft 
mit denen der Schulärzte bo vollkommen übereinstimmen, wie in diesem. Die 
Lehrerschaft, die noch jetzt vielfach dem Institute der Schulärzte zum mindesten 
gleichgültig gegenüber steht, würde sich sofort mehr dafür erwärmen, sobald 
dieser Punkt in Angriff genommen wird.“ 

Bekanntlich ist man in Luzern 41 ) schon vor mehreren Jahren dazu 
übergegangen, den von der Stadtverwaltung besoldeten Schulärzten auch 
die Behandlung der Schulkinder zu übertragen. Die Schulärzte im 
Nebenamte können diese Leistungen naturgemäß nicht übernehmen. Die 
Anstellung von Schulärzten im Hauptamte ist aber auch im Interesse der 
Einheitlichkeit der von den Schulärzten einzufordernden Begutachtung der 
schulhygienischen Probleme notwendig. Denn „die schulärztlichen Berichte 
lassen“, wie es im „Gesundheitswesen des Preußischen Staates“ 42 ) heißt, 
„oft wesentliche Unterschiede in der Beurteilung des Gesundheitszustandes 
der Schulkinder erkennen und sind daher für eine allgemeine objektive 
Verwertung nicht geeignet. Eine einheitliche Beurteilung der den Schul¬ 
ärzten vorbehaltenen Fragen dürfte wohl nur durch Schulärzte im Haupt¬ 
amte zu erreichen sein.“ 
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So wird man wohl in Zukunft mehr als bisher, im Interesse sowohl der 
Schulhygiene im allgemeinen als auch der Fürsorge für die kranken Schul* 
kinder im besonderen zur Anstellung von Schulärzten im Hauptamte schreiten 
und diesen auch erforderlichenfalls die Behandlung übergeben müssen. Be¬ 
merkt sei hierbei noch, daß man bereits den ersten Anfang zu einer tat¬ 
sächlichen Hilfeleistung der kranken Schulkinder gemacht hat. „Zur Kon¬ 
trolle darüber, daß die ärztlichen Anordnungen auch befolgt werden, sind“, 
wie berichtet wird, „in Charlottenburg 2 Schulschwestern 43 ) angestellt, 
welche unter der ärmeren Bevölkerung sehr segensreich wirken. In Cassel 
ist die Anstellung von Schulschwestern angeregt worden, welche dafür 
sorgen sollen, daß die von den Schulärzten empfohlene ärztliche Behandlung 
durchgeführt wird.“ 

Aus den Tafeln, welche das schon erwähnte städtische Schulmuseum 
in Hannover auf der Dresdner Hygieneausstellung dargeboten hat, seien 
hier noch einige Angaben angeführt, die uns über die hygienischen Zu¬ 
stände der Schulkinder wertvolle Aufschlüsse erteilen. So erfährt man 
über die Veränderung in der durchschnittlichen Schülerfrequenz 44 ) 
für die einzelne Klasse folgendes: „Die Schülerzahl ist von 15 600 im Jahre 
1890 auf 24000 im Jahre 1900 und auf 31800 im Jahre 1910 gestiegen, 
dementsprechend auch die Zahl der Schulklassen von 252 auf 429 bzw. 599. 
Der Durchschnittsbesuch der Klassen ist von 62 im Jahre 1890 auf 56 im 
Jahre 1900 und auf 53 im Jahre 1910 heruntergegangen.“ Man sieht also, 
daß hier eine nicht unbeträchtliche Verbesserung in den schulhygienischen 
Verhältnissen festzustellen ist. 

Beachtenswert sind auch die Angaben des genannten städtischen Schul¬ 
museums über die Ferienreisen 45 ) und die Beteiligung an dem Schwimm¬ 
unterricht 46 ). „Die Zahl der Volksschulkinder, die in den Sommerferien 
auf Kosten ihrer Eltern oder Verwandten verreisen, meist auf das Land, 
ist von 5000 im Jahre 1895 (= 25Proz. aller Volksschulkinder) auf 7600 
(= 28 Proz.) im Jahre 1905 und auf 10200 (= 32 Proz.) im Jahre 1910 
gestiegen.“ Es ist erfreulich zu sehen, daß das Verständnis für die Be¬ 
deutung eines Landaufhaltes immer mehr zunimmt, und daß auch immer 
mehr Eltern von Schulkindern in der Lage sind, diesen eine solche Er¬ 
holung zu bieten. Bemerkt sei hierbei noch, daß in die Ferienkolonien 45 ) 
seit 1881 rund 8200 Volksschulkinder aus Hannover und Linden entsandt 
worden sind; die Mittel dafür wurden durch private Wohltätigkeit und 
einen städtischen Zuschuß aufgebracht. — Über die Beteiligung am Schwimm¬ 
unterricht heißt es: „An dem seit 1902 eingeführten Schwimmunterricht 
nahmen teil im Jahre 1902 300 Knaben, 1906 1000 Knaben, 1910 830 Knaben 
und 700 Mädchen. Von diesen haben das Schwimmen erlernt 1902 80 Knaben, 
1906 630 Knaben, 1910 550 Knaben und 450 Mädchen.“ Und weiter 
wird über die Anregung zu sportlicher Betätigung unter den Schulkindern 
folgendes berichtet: „Die Stadt veranstaltet für diejenigen Volksschul¬ 
kinder, die in den Sommerferien nicht verreisen, Ferien-Turnspiele und 
-Ausflüge. Die Spiele Anden wöchentlich an drei Nachmittagen auf Schul¬ 
höfen oder städtischen Spielplätzen unter Leitung von Lehrern statt. 
Im Jahre 1908 beteiligten sich an jedem Spieltage durchschnitttlich 1100 
Kinder.“ 
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An die Darlegungen über die gesundheitlichen Verhältnisse der Kinder 
seien nun die der Mütter angereiht: 

Hier sind zunächst aus den amtlichen Publikationen die Beobachtungen 
zu erwähnen, die über die Wirkung der neuen Mutterschutzbestim mungen 
gewonnen wurden. Seit dem 1. Januar 1910 ist die Gewerbenovelle in der 
ihr am 28. Dezember 1908 gegebenen Gestalt in Kraft. Unter den neuen 
Anordnungen befaßt sich eine mit der Arbeitsenthaltung der Schwangeren 
und Wöchnerinnen. Früher hat die Schonungsfrist für die Entbundenen 
seohs Wochen gewährt, nach den neuen Bestimmungen soll sie auf acht Wochen 
ausgedehnt werden, von denen sechs auf die Zeit nach der Niederkunft ent¬ 
fallen müssen. An die preußischen Gewerbeaufsichtsbeamten war die Auf¬ 
gabe 46 ) gerichtet worden, darüber zu berichten, wie diese Anordnung in der 
Praxis gewirkt hat. 

Nach den Angaben des Gewerbeaufsichtsbeamten von Merseburg ist 
es schwer, die Befolgung der in Rede stehenden Bestimmung zu über¬ 
wachen. Denn der Zeitpunkt der Entbindung sei nicht so genau vorher 
zu bestimmen, daß die Arbeiterinnen frühzeitig genug zum Austritt aus der 
Arbeit veranlaßt werden könnten, da die Arbeiterinnen und besonders die 
unverheirateten geneigt sind, möglichst bis zum letzten Augenblick in der 
Arbeit zu bleiben, um zu verdienen und für die lange Zeit der Nicht¬ 
beschäftigung etwas zurückzulegen. 

Ein weiterer Mißstand ergibt sich daraus, daß nach dem vorläufig noch 
gültigen Krankenversicherungsgesetz das Wochengeld nur für die Dauer von 
sechs Wochen geboten wird, während, wie gesagt, die gesetzlich angeordnete 
Arbeitsenthaltung acht Wochen währen soll. Daß dieser Widerspruch zur 
Umgehung des Gesetzes führen muß, war vorauszusehen. Es berichtet 
daher auch der Gewerbeaufsichtsbeamte von Liegnitz, daß, da bei Inne¬ 
haltung der Vorschriften die Wöchnerinnen einen erheblichen Lohnausfall 
erleiden, anzunehmen sei, daß die allgemeine Beachtung der Anordnungen 
erst dann erzielt werden wird, wenn das Krankenkassengesetz eine ent¬ 
sprechende Änderung erfahren hat. Über die Art, wie das Gesetz, nament¬ 
lich von den unehelichen Wöchnerinnen, umgangen wird, macht der Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamte von Merseburg eine Mitteilung; hiernach kehren die 
Unverheirateten nach der Niederkunft gewöhnlich nicht zu ihrer alten Be¬ 
schäftigung zurück, sondern suchen sich eine neue Arbeitsstätte, wo nichts 
von ihrer Niederkunft bekannt ist. 

Einen interessanten Einblick in die hygienischen Verhältnisse der 
jungen Mütter erhalten wir, wenn wir eine auf das Königreich Preußen 
sich beziehende Statistik 47 ) betrachten, die über die Anzahl der ohne Hilfe 
von Hebammen erfolgten Entbindungen Auskunft erteilt. 

Die Tabelle 23 zeigt uns, wie unzulänglich manche Regierungsbezirke 
mit Hebammen versorgt sind. Es ist fast unglaublich, daß, wie im Regierungs¬ 
bezirk Allenstein, 40,1 Proz. der Mütter ohne Hebammen entbunden wurden; 
aber auch in mehreren anderen Bezirken, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, 
Landespolizeibezirk Berlin, Köslin, Bromberg sind die entsprechenden Ziffern 
sehr hoch. 

Aus diesen Angaben ist zu folgern, daß ein sehr großer Prozentsatz von 
Frauen zumeist wohl aus pekuniären Gründen nicht in der Lage ist, sich die 
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Tabelle 23. Übersicht über die Tätigkeit der Hebammen 
im Jahre 1909 nach Regierungsbezirken. 


Regierungsbezirk 

j Zahl der 

1 Hebammen 

! 

Zahl der standesamtlich gemeldeten Entbindungen 
im ganzen 1 ohne Hebamme j Proz. von 3 

1 

2 

3 

4 

5 

Königsberg. 

443 

28 407 

2 367 

i 

8,3 

Gumbinnen. 

332 

19 070 

2 595 

13,6 

Allenstein. 

207 

18 438 

■ 7 385 

40,1 

Danzig. 1 

346 

27 922 

4 745 

17,0 

Marienwerder. 

482 

36 723 

7 005 

19,1 

Berlin, Landespolizeibez. 

1 047 

68 203 

10 130 

14,8 

Potsdam. 

793 

47 835 

1 098 

3,5 

Frankfurt. 

721 

33 873 . 

1 291 

3,8 

Stettin. 

428 

25 823 

1 944 

7,5 

Köslin. 

308 

20 201 

2 581 

12,8 

Stralsund. 

138 

7 225 

296 

4.1 

Posen. 

1 469 

50 179 

11 899 

21,7 

Bromberg. 

299 

29 923 

1 7 838 

26.2 

Breslau. 

927 

60 049 

4312 

i 7,2 

Liegnitz. 

593 | 

36 107 

746 

2,1 

Oppeln. 

1 048 | 

87 526 

11 986 

13,5 

Magdeburg. 

699 

35 784 

1 568 

4,4 

Merseburg . 1 

796 

42 085 

1 635 

3,9 

Erfurt. 

348 

16111 

1 003 

6,2 

Schleswig . 

805 

46 273 

2 318 

5,0 

Hannover . 

529 

19 608 

1 471 

7,5 

Hildesheim . 

499 

16 004 

790 

4,9 

Lüneburg. 1 

334 

14 927 

700 

4,7 

Stade. 1 

280 

13 423 | 

246 

1,8 

Osnabrück. l 

241 | 

12319 

442 

3,6 

Aurich . j 

147 | 

8 214 

538 

6,6 

Münster . 

579 

39 577 

3 368 

8,5 

Minden . 

485 

22 837 

935 

4,1 

Arnsberg . 

1 452 

91 036 

9 023 

9,9 

Cassel . 

1 876 

29 769 

812 

2,7 

Wiesbaden . 

! 913 | 

32 402 

2 806 

3.7 

Coblenz . 

545 

22 197 

1 508 

6,8 

Düsseldorf . . . . • . . 

1 465 

111 855 

8 418 

7,5 

Cöln . 

522 

39 508 

5 978 

15,1 

Trier . 

| 628 

35 252 

760 

2,2 

Aachen. 

| 345 

21 513 

1 554 

7,2 

Sigmaringen. 

94 

2 215 

50 

2,3 

Zusammen. . . 

I 21 163 

1 270 413 j 

124 741 

9,8 


Hilfe einer Hebamme zu beschaffen. Da muß dann eben die Nachbarin oder 
sonst eine den Anforderungen der Asepsis nicht gewachsene Person Beistand 
leisten. Die hieraus entstehenden Folgen für die Vermeidung einer Wochenbett¬ 
infektion sind leicht im voraus abzuschätzen. Und die Statistik beweist, daß 
diese Befürchtungen nur zu sehr gerechtfertigt sind. Denn was lehrt uns 
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Von 10000 Entbundenen starben im Kindbett in den Regierungsbezirken 


1909 


1908 


1907 

Berlin, Stadtkreis . 

66,39 

Berlin, Stadtkreis. 

60,06 

Berlin, Stadtkreis. 

59,30 

Bromberg . . 

. . 

57,15 ; 

Berlin, L.-Pol.-Bez. 

49,37 

Berlin, L.-Pol.-Bez. 

53,02 

Berlin, L.-Pol.- 

Bez. 

54,98 

Danzig. 

43,17 

Danzig. 

51,21 

Allenstein . . 


50,98 

Allenstein .... 

42,38 

Marienwerder . . 

39,45 

Danzig.... 


46,30 

Marien wer der . . 

40,34 

Allenstein .... 

37,52 

Stralsund . . 


41,52 

Sigmaringen. . . 

40,00 

Liegnitz. 

37,26 

Gumbinnen. . 


40,90 

Gumbinnen . . . 

39,31 

Lüneburg .... 

36,12 

Potsdam . . . 


39,51 

Liegnitz. 

39,30 

Stralsund .... 

35,57 

Liegnitz . . . 


36,83 

Osnabrück.... 

37,79 

Minden. 

33,87 

Aurich.... 


36,52 

Hannover .... 

36,19 

Gumbinnen . . . 

33,26 

Sigmaringen . 


36,12 

Köslin. 

35,87 

Königsberg . . . 

32,43 

Marienwerder 


35,13 

Stralsund .... 

35,68 

Bromberg .... 

32,13 

Köslin .... 


34,65 

Posen . 

34,60 

Sigmaringen . . . 

31,70 

Stettin .... 


34,08 

Merseburg. . . . 

34,23 

Potsdam .... 

31,67 

Königsberg . . 


33,09 

Bromberg .... 

33,73 

Hildesheim . . . 

30,95 

Coblenz . . . 


32,89 

Magdeburg . . . 

31,69 

Frankfurt .... 

30,76 

Frankfurt . . 


31,29 

Frankfurt .... 

31,01 

Posen. 

30,74 

Trier . . . . 


30,92 

Staat . . . 

30,20 

Cassel . 

30,44 

Staat . 


30,80 

Potsdam .... 

30,07 

Breslau . 

Stettin . 

30,38 

29,59 

Hannover . . 


30,60 

Stettin . 

30,04 

Osnabrück. . . . 

29,50 

Schleswig . . 


30,47 

Breslau . 

29,80 

Staat . . . 

Cassel . . . . 


30,23 

Cassel . 

29,11 

29,42 

Osnabrück . . 


30,03 

| Erfurt . 

28,26 

I Aachen . ' 

28,76 

Erfurt . . . . 


| 29,79 

Hildesheim . . . 

28,05 

Magdeburg . . . j 

28,61 

Breslau . . . 


S 28,64 

Coblenz . 

27,84 | 

Erfurt. 

28,26 

Hilde9heim . . 


28,12 

Oppeln. 

27,63 

Aurich. 

27,97 

Wiesbaden . . 


' 27,47 

j Münster . 

27,38 

| Köslin.1 

27,87 

Magdeburg . . 


26,83 

; Minden . 

27,37 

| Oppeln . 

27,03 

Merseburg . . 


25,90 

j Trier . 

26,46 | 

1 Hannover . . . . 

26,80 

Oppeln .... 


25,71 

Schleswig . . . . 

23,88 

i Merseburg . . . . 

25,99 

Minden . . . 


25,40 

Aachen . 

23,46 

Coblenz .. 

24,60 

Münster . . . 


25,01 

! Düsseldorf. . . . 

23,33 

Schleswig . . . . 

23,72 

Lüneburg . . 


24,79 

Cöln . 

23,32 

Trier . 

23,53 

Aachen . . . 


24,64 

Stade . 

23,12 

! Cöln . 

22,90 

Stade . . . . 


23,09 

Aurich . 

22,90 ! 

! Münster . 

22,57 

Cöln . 


22,02 

[ Königsberg . . . 

22,57 | 

Arnsberg .... 

20,47 

Arnsberg . . . 


21,91 

I Lüneburg .... 

22,47 ! 

Düsseldorf. . . . 

20,76 

Düsseldorf . . 


20,47 

I Wiesbaden . . . 

22,07 

Stade . 

19,90 

Posen . . . . 


20,13 

i 

| Arnsberg .... 

21,82 1 

i : 

Wiesbaden . . . 

i 

19,14 


die in der Tabelle 24 enthaltene Zusammenstellung 48 ) der in Preußen ge¬ 
zählten W ochenbettsterbefälle ? 

Wenn wir die Tabellen 23 und 24 vergleichen, so sehen wir, daß (von 
wenigen Ausnahmen abgesehen) diejenigen Regierungsbezirke, in denen zahl¬ 
reiche Entbindungen ohne Hebammen stattgefunden haben, die höchsten 
Ziffern der Wochenbettsterblichkeit aufweisen. Man ist also wohl berechtigt, 
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zwischen der mangelhaften Versorgung mit Hebammen und der großen 
Kindbettmortalität einen Zusammenhang, anzunehmen. 

Wir wollen uns nun noch mit einer anderen Personengruppe, nämlich 
den Fabrikarbeitern befassen. Aus der Fälle des Materiales seien jedoch 
nur einige besondere Maßnahmen, die in deren Interesse getroffen wurden, 
herausgegriffen. 

Das „Reichsarbeitsblatt“ berichtet im Anschluß an eine Publikation der 
„Zentralstelle für Volkswohlfahrt“ über die von den Betriebsunternebmern 
geschaffenen Fabrik wohlf ahrtseinrichtungen 49 ). Es wurden 235 
Fabriken befragt, und das hierbei gewonnene Resultat ist in einer Zusammen* 
Stellung, die unsere Tabelle 25 darstellt, angegeben. 

Man entnimmt der Tabelle 25, daß ja ohne Zweifel manche treffliche 
Maßnahme, die der Gesundheitspflege der Fabrikarbeiter dient, von den 
Unternehmern geschaffen wurde. Allein diese Einrichtungen werden von 
den Arbeitern oft mit nur wenig Sympathie betrachtet; ihnen ist gewöhnlich 
eine Lohnaufbesserung weit lieber als die Vorteile, die ihnen die Wohlfahrts¬ 
einrichtungen bieten sollen. 

Zu den Maßnahmen jedoch, auf die die Arbeiter großen Wert legen, 
gehört die Bewilligung eines Erholungsurlaubs; hierüber gibt das 
„Reichsarbeitsblatt“ an der Hand einer Publikation des Verbandes der 
Deutschen Buchdrucker eine ausführlichere Darstellung, der wir zunächst die 
in unserer Tabelle 26 enthaltene Übersicht entnehmen. 

Die Tabelle 26 hat, wie das „Reichsarbeitsblatt“ mit Recht betont, den 
Mangel, daß keine Beziehungen zwischen der Dauer der Karenzzeit und der 
Länge der Ferien zu erkennen sind, und daß Angaben über die Fortzahlung 
des Lohnes fehlen. Trotzdem ist die Übersicht sehr lehrreich, namentlich 
wenn man sie mit den entsprechenden Angaben der Tabelle 25 vergleicht. 
Die letztere zeigte, daß nur 49 von den 235 befragten Fabriken, d. h. 20,9 Proz. 
ihren Arbeitern einen jährlichen Urlaub zubilligen; aus der Tabelle 26 ersieht 
man, daß diese an sich geringe Zahl noch höher zu sein scheint, als im 
allgemeinen der Wirklichkeit entsprechen dürfte; denn gemäß der vom 
„Reichsarbeitsblatt“ zitierten Nachweisung des Buchdruckerverbandes ge¬ 
währten nur 23,7 Proz. der gesamten Druckereien eine Erholungsfrist, ob¬ 
wohl in diesem Gewerbe die Möglichkeit hierzu in vielerlei Hinsicht weit 
größer ist, als in anderen Betriebsarten. 

Bemerkenswert an der Tabelle 26 sind die erheblichen Unterschiede in 
den einzelnen Gauen; in Berlin wird von 38,2 Proz. der Druckereien Urlaub 
genehmigt, in Mecklenburg-Lübeck nur in 12,8 Proz. Von den 61081 ins¬ 
gesamt beschäftigten Gehilfen haben 34,9 Proz. Ferien erhalten; diese im 
Vergleich zu der für die Betriebe geltende Verhältniszahl große Relativziffer 
beweist, daß in den Druckereien mit vielen Arbeitern häufiger Urlaub gewährt 
wird als in solchen mit weniger Angestellten. 

Wie das „Reichsarbeitsblatt“ weiter mitteilt, wird in einem Bericht des 
Zentralverbandes der deutschen Industriellen als Ergebnis einer Umfrage 
dargelegt, daß die Firtnen fast ohne Ausnahme mit der Urlaubsbewilligung 
bisher gute Erfahrungen gemacht haben, und daß die Einführung eines 
regelmäßigen Jahresurlaubes unter Lohnfortzahlung sich als ein Mittel zu 
erweisen scheint, „die Seßhaftmachung der Arbeiter zu erleichtern, ihren 
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Tabelle 25. 


Art der Wohlfahrtseinrichtung 

3 

«S 

§ 

i 

1" 

Industrie der 
Steine und 
Erden 

Metall¬ 

verarbeitung 

1 ® 

B 

» CO 

3 3 
§*2 

ü > 

X > 

c8 » 

Chemische 

Industrie 

Textilindustrie 

Papier-, Leder- 
und Holz¬ 
industrie 

Industrie der 
Nahrungs- u. 
Genußmittel 

Sonstige 

Industrie¬ 

gruppen 

! i 

3 

30 

| 

I Zahl d. Betriebe m. Wohifabrtseinrichtungen nebcnbezeichu 

i. Art 

1 

i 2 

3 

1 < ! 

5 

«J 

7 1 

8 ! 

9 

10 

1 11 

Arbeiterausschüsse. 

l 

jl2 

i 6 

6 

24 

15 

21 

9 

13 

10 

! 116 

Sozialsekretäre, Fabrikpflegerinnen . . 

1 


— 

5 

I i 

— 

1 

l 

1 

9 

Spareinrichtung. 

6 

7 

6 

17 

1 11 

! 29 

6 

13 

7 

102 

davon mit Zwang für Jugendliche . 

— 

1 

2 

2 

1 

1 

— 

1 

— 

8 

Vorschußkassen. 

4 

1 

— 

6 

4 

3 

2 

— 

2 

| 22 

Gewerbliche Rechtsauskunftsstellen . j 

2 

— 

2 

1 

1 

— 

1 

1 

1 

9 

Konsumanstalten. 

3 

2 

1 

11 

! 4 

1 7 

4 

l 

— 

i 33 

Pensionskassen.j 

>22 

4 

10 

19 

16 

! 14 

10 

10 

7 

112 

Unterstützungskassen. 

Krankenkassen 

22 

9 

6 

22 

13 

19 

7 

11 

17 

; 128 

! 

davon Familienkrankenkassen . . . 1 

j 

— 

1 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

1 

davon mit Familienbehandlung . . j 

1 8 

2 

8 

12 

13 

16 

8 

6 

7 

1 80 

Dienstaltersprämien. 

— 

3 

2 

2 

6 

! 2 

— 

1 | 

1 

17 

Gewinnbeteiligung.1 

1 

1 | 

1 

1 

1 — | 

2 

2 

— ! 

— 

i 8 

Mietwohnungen... 

14 

11 

7 | 

16 

12 

1 24 

9 

2 

4 

99 

Förderung des Eigenhausbaues . . . 

2 

2 

1 

7 

2 

I 3 

— 

1 

— 

18 

Ledigen- (auch Alters-) Heime . . . . j 

10 

7 

6 

5 

7 

14 

3 

1 

— 

53 

davon für weibliche Personen . . . 

4 

4 

1 

1 

1 

8 

1 

— 

— 

20 

Kindergärten und Bewahranstalten . 

7 

3 

3 

2 

3 

13 

3 

2 

1 

37 

Handfertigkeit«- u. Gartenbau unterricht 

1 

2 

1 

— 

1 

o 

— 

2 

1 

10 

Turn-, Spiel- und Sportvereinigungen . 

, 1 

1 

2 

3 ! 

1 4 

4 

3 

1 

3 

22 

Fortbildungsschulen. 

6 

1 

2 

6 1 

1 

3 

2 

— 

— 

20 

Lehrlingswerkstätten ..' 

1 

_ 1 

i 

6 ! 

2 

— 

— 

— 

| — 

9 

Werksbibliotheken. 

5 

4 

8 

10 

11 

8 

3 

4 

5 

58 

Lesehallen. 

! 2 

2 

2 

1 

1 

2 

— 

— 

| — 

10 

Bildungsvereine. 

. — 

2 

— 

3 

2 

2 

— 

— , 

i 1 

10 

Unterhaltungsabende. 

3 

3 

6 

2 

7 

1 2 

1 
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1 

1 25 
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1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

! 3 
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1 

— 

1 

1 
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— 

— 

0 

Kindererholungsstätten u. Ferienkolon. 
Wald- und sonstige Erholungsstätten 

3 

— 

1 

5 

3 

1 

2 
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1 

21 

für Erwachsene. 

1 

— 

2 

4 1 

i 5 

2 

— 

2 

2 , 

18 

Erholungsurlaub.. 

— 

2 

3 

7 

14 

4 

2 

11 1 

6 

49 

Mäßigkeitsbestrebungen.' 

' 3 

— 1 

! 5 

3 

| 2 

| 1 

— 

1 

2 

17 

Haushaltungs-, Näh- u. Flickunterricht 

; 7 

2 

1 5 

4 

8 

16 

1 

2 

o j 

47 

Kantinen., 

3 

5 

6 

14 

19 

17 

o 

8 1 

5 

79 

Milch-, Kaflee-, Tee-u. Erfrischungshall, j 

6 

— 

! 6 

8 

1 M 

8 | 

2 

4 

3 

43 

F abrikbäder u. sonst. Badegelegenheiten 

1 9 

6 

10 

24 

17 | 

18 ' 

8 1 

10 

5 
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Krankenhäuser. 

' 3 

1 

2 

2 

3 

1 j 

1 | 

I 

— 

13 

Rekonvaleszentenhäuser. 

Gesamtzahl d. Betriebe, üb. deren Wohl¬ 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

— 

— I 

1 

— 

4 

fahrtseinrichtungen Angaben voll. . 

41 

l 

13 

15 

44 

27 

i l 

39 

12 

1 
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i 

21 
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Tabelle 26. Nachweisung über die Gewährung von Ferien in Buchdruckereien. 
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häufigen Stellenwechsel zu beschränken und die Heranziehung eines Stammes 
von älteren, bewährten Arbeitern zu ermöglichen“. 

Man sieht also auch an dem Beispiel der Feriengewährung, wie es oben 
bei der Erörterung des Ersatzes der Handarbeit durch Maschinenarbeit dar¬ 
gelegt wurde, daß es sehr wohl Einrichtungen gibt, welche die Arbeitgeber 
im Interesse ihrer Betriebe und deren Rentabilität einführen, welche aber 
zugleich geeignet sind, die Arbeitergesundheit in hohem Maße zu fördern. 

Zum Schluß seien hier noch einige in den amtlichen Publikationen ent¬ 
haltene Mitteilungen über die sanitären Zustände unter den Gefangenen 
wiedergegeben. 

Es ist ja naturgemäß, daß die Insassen von Zuchthäusern und Gefäng¬ 
nissen teils infolge der seelischen Einwirkungen, teils infolge der veränderten 
Lebensbedingungen in ihrem Ernährungszustände oft beeinträchtigt werden, 
und daß hieraus die Anlagen zu Krankheiten verschiedener Art resultieren. 

Eine Zusammenstellung 50 ) in dem sächsischen Medizinalbericht gibt uns 
nun Auskunft darüber, wie viele von den Gefangenen der sächsischen Straf¬ 
anstalten eine Gewichtszunahme, wieviele eine Abnahme während ihrer 
Internierung aufwieBen. 


Tabelle 27. 

Übersicht über den Bestand an Detinierten und die gesund¬ 
heitlichen Verhältnisse in den Straf- und Korrektionsanstalten 

im Jahre 1909. 


Strafanstalten 


Korrektionsanst&lten 


für Männer 


für ij für Weiber für für j für 

niänn- '- Männer Männer Weiber 

lie he 1 | -u. rnänn-- — 
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ii 5 * 
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* 

S 


Jugend¬ 
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3 i 
(4 Ä 

-II Ä*ä 


2 H f A* 

*3 i Bautzen [ 

Ö sj 


gl 

•3 Jo 
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f| ; 
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o 
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liehe i 
I Jugend¬ 
liche | 

Sachsen- 
I bürg 1 


^ " -C : 1 

Gesamtkopfzahl (Anfangsbe- 



i I 





stand und Zugang) .... 

1812 

12F3 

1450 1184 

3 7 

204 

532 

j 613 

Todesfälle. 

16 

6 

3 4 

1 

1 

3 


Prozent der Gesamtkopfzahl . 

Von je 100 Abgängen zeigten 

0,88 

0,47 

0,2 0,34 

0,3 

0,5 

0,6 

j — 

Gewichtszunahme. 

5M5.24 

48,48 

62,73 62,99 

53,60 

54,70 

61,26 

i 4°>24 

Gewichtsabnahme. 

Gleiches Gewicht wie beim 

1 46,82 

1 41,60 

! 

27,78 35,12 
! 9,49 1 1,89 j 

34,70 

43,50 

36,82 j 

' 53,84 

Zugang.1 

1 

j 16,94 

9,92 

1 1 i 

j 11,80 

6,80 

1 

11,92 1 

1 

5,92 


405 


11,4 

45,6 


100 


56,75 

44,25 


43,0 — 


Die Tabelle 27 lehrt, daß noch nicht 1 Proz. der Gefangenen gestorben 
ist. Von den Entlassenen zeigte fast die Hälfte sowohl der männlichen 
als auch der weiblichen Zuchthäusler eine Gewichtsabnahme; weniger schlimm 
steht es zumeist bei den Insassen der Gefängnisse; dagegen beobachtet man 
wieder bei einem sehr hohen Prozentsatz der in den Korrektionsanstalten inter¬ 
nierten männlichen und weiblichen Personen Gewichtsverluste. Bemerkens¬ 
wert ist aber auch die in verhältnismäßig häufigen Fällen festgestellte 
Gewichtszunahme, namentlich bei den männlichen Insassen der Gefängnisse. 
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Daß an der Gewichtsabnahme zum großen Teile die wohl immer noch 
mangelhafte Verpflegung die Schuld trägt, unterliegt keinem Zweifel. Vom 
Standpunkt der Sozialhygiene aus sind in dieser Hinsicht Verbesserungen zu 
fordern, namentlich mit RQcksicht darauf, daß die Gefangenen bei ihrer Ent¬ 
lassung sich in einem erwerbsfähigen Zustande befinden sollen, um wieder 
in die Schichten der werteerzeugenden Glieder der Gesellschaft eingereiht 
werden zu können. Es ist daher erfreulich, daß, wie aus Preußen 51 ) berichtet 
wird, eine neue Kostordnung für die Gefangenen eingeführt wurde; wie gut 
sich diese neue Verpflegung bewährt habe, lasse sich daran erkennen, daß 
„die Zahl derjenigen Personen, welohe sich lediglich krank melden, um eine 
Kostveränderung zu erzielen, seitdem auffällig zurückgegangen ist“. 

Über die bei den Gefangenen beobachteten Krankheitsfälle bietet 
wiederum der sächsische Medizinalbericht eine ausführliche Übersicht ß2 ). 
Aus dieser geben wir die wichtigsten Mitteilungen in unserer Tabelle 28 wieder. 

Aus der Tabelle 28 ersieht man, daß die Erkältungs- und Ernährungs¬ 
krankheiten bei den Gefangenen eine große Holle spielen. Ganz besonders 
auffallend ist aber das häufige Vorkommen von Geisteskrankheiten, Epilepsie 
und anderen Krankheiten des Nervensystems. Diese Feststellung ist doch 
wieder ein deutlicher Fingerzeig dafür, daß man die Menschen, die sich 
Verbrechen und Vergehen zuschulden kommen lassen, nicht immer und nicht 
ohne weiteres als Sünder betrachten darf, daß man vielmehr oft genug 
soziale Missetaten als Symptome von physischen Erkrankungen ansehen muß, 
und daß man dementsprechend die Behandlung bzw. die prophylaktischen 
Maßnahmen zu gestalten hat. 

IV. Allgemeine sozialhygienisolie Maßnahmen. 

Gelegentlich der Erörterung der einzelnen Zweige des Gesundheitswesens 
und der sozialhygienischen Zustände bei einzelnen Personengruppen haben 
wir bereits manche besonderen Maßnahmen erwähnt, die der Hygiene be¬ 
stimmter Kreise oder auf bestimmten Gebieten dienen sollen; jetzt seien noch 
solche Einrichtungen besprochen, die allgemeiner Art sind. 

Mit Rücksicht auf den Raum muß hier jedoch eine Beschränkung ein- 
treten; nur die Angaben über die Ausdehnung des Sports sollen ihrer 
Eigenart wegen erörtert werden, und dann soll die bedeutungsvollste Maß¬ 
nahme, die es in Deutschland auf dem Gebiete der Sozialhygiene gibt, die 
Sozialversicherung, hinsichtlich ihrer neuen Gestalt eingehender be¬ 
sprochen werden. 

Statistische Mitteilungen über die sportliche Betätigung liegen ja wohl 
seitens einzelner Vereine seit langer Zeit vor. Nun aber bietet das „Stati¬ 
stische Jahrbuch für das Königreich Bayern“ eine Reihe von Zusammen¬ 
stellungen 63 ), die sich auf den ganzen Staat beziehen und daher eine besondere 
Beachtung verdienen. Naturgemäß werden wir hier nur von solchen Sport¬ 
arten zu reden haben, die für die Gesundheitspflege breiter Volksschichten 
in Frage kommen. 

Zunächst finden wir Angaben über die Beteiligung an dem Bergsport. 
Es liegen freilich immer nur Mitteilungen über die Zahl der den betreffenden 
sportlichen Vereinigungen angehörenden Mitglieder vor; immerhin bieten 
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diese Ziffern einen Anhalt dafür, in welchem Umfange die in Rede stehenden 
Betätigungen verbreitet sind. 

Nach dem Bayerischen Statistischen Jahrbuch hatte der Deutsche und 
österreichische Alpenverein im Jahre 1910 89804, im Jahre 1909 86 231, im 
Jahre 1908 82221 Mitglieder. Man sieht also, daß die Frequenz steigt. 
Ein starkes Viertel unter den Mitgliedern stellten die bayerischen Sektionen 
dieses Vereins; die Ziffern lauteten: 1911 23203, 1910 22640, 1909 21698. 
München allein stellte im Jahre 1911 4724, Nürnberg 1717 Mitglieder. 

Über die gesundheitlichen Vorteile des Bergsports braucht nichts mehr 
gesagt zu werden; Voraussetzung hierbei ist nur, daß er nicht zur Tollkühn¬ 
heit au8artet. Solche Übertreibungen mit ihren schädlichen Folgen kommen 
freilich vor; statistisch lassen sie sich aber nicht erfassen. Nur über die 
tödlichen Unfälle in den Alpen liegen zahlenmäßige Angaben vor. 


Tabelle 29. Tödliche Unfälle in den Alpen. 


|l Gesamtzahl 1 

l . 1 ..... 1 

Davon Bayern 


Jahr I 

i 

1 

aer alpinen 
tödlichen 
Unfälle 

1 

hierunter 

Münchener 

Davon durch 

1906 

98 

-*) 

— 

i 

1907 

85 

-*) 

11 


1908 

104 

-*) 

— 


1909 

143 

16 

10 

Lawine 3, Absturz von Fels und Eis 12, Stein¬ 
schlag 1. 

1910 

100 

1 


10 

Absturz von Fels und Eis 9, Erschöpfung 3, 
j Absturz von gefror. Basen 1, Unermittelt 1. 


*) Bayern unbekannt. 

Wie die Tabelle 29 zeigt, sind die zum Tode führenden Unglücksfälle 
in den Alpen der Zahl nach erfreulicherweise nicht gar so groß; immerhin 
sollte aber stets mit Nachdruck vor waghalsigen Exkursionen gewarnt 
werden, um den an sich herrlichen, Körper und Geist erfrischenden Berg¬ 
sport, der in den letzten Jahren mit Recht immer mehr Freunde gewinnt, 
nicht in Mißkredit zu bringen. 

Während früher die Bergwanderungen gewöhnlich nur in den wärmeren 
Monaten unternommen wurden, hat sich in der jüngsten Zeit auch der 
Wintersport, namentlich in Gestalt des Ski- und Rodelsports, stark 
entfaltet. Einen Überblick über den gegenwärtigen Stand der Beteiligung am 
Skisport seitens der bayerischen Vereine gibt folgende Statistik (Tabelle 30). 

Berg- und Skisport sind allerdings Betätigungen, die zumeist mit nicht 
geringem Aufwand an Geldmitteln verbunden sind und daher nur von einem 
verhältnismäßig begrenzten Volksteil ausgeübt werden können, wenngleich 
man auch beobachten kann, daß sich jetzt schon viele Arbeiter, namentlich aus 
den Reihen der Arbeiterabstinenten, hieran beteiligen, und daß es bereits in 
mehreren Städten Arbeitervereine unter dem Namen „Verein der Natur¬ 
freunde“ gibt, die dem Wandersport huldigen und auch bereits Unterkunfts¬ 
hütten auf Bergen errichtet haben. 

Vierteljahrsachrift für Gesundheitspflege, 1912. 37 
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Tabelle 30, Bayerische Skivereine 1909 bis 1910. 





1909 bis 1910 



Bezeichnung des Vereins 

| Mit- 

| Skikurse j 

Ski¬ 



II glieder 

(Teilnehmer) | 

hütten 




Berchtesgaden, Skiklub.i 

95 

1 (53) 

— 

Immenstadt. 

76 

1 (70) ! 

1 

Kempten 

.1 

177 

1 (24) j 

— 

Lindenberg i. Schw. 

20 

_ 

— 


Akademischer Skiklub. 1 

97 

— 

— 


Alpiner Skiklub. 

152 

1 (179) 

— 


Klub Alpiner Skiläufer. 

53 

— 

— 

München 

Skiabteilung des Turnvereins von 1860 . . 

52 

2 (18, 14) 1 

— 

8kiläufervereinigung. 

| 35 

3 (50, 70, 60) 

— 


Skisportabteilung des Sportklubs. 

, 56 

1 (100) 

— 


Schneeschuhriege des Männerturnvereins . 

72 

i 

1 (70) 

— 


Sohneeschuhverein.j 

90 

1 (69, 40) 

1 

Nürnberg,Wintersportvereinigung der Sektion Nürnberg 

163 

1 (27) 


Oberstaufen. 

6t 

1 (54) 

— 

Oberstdorf 


85 

— 

— 

Partenkirchen, Rodel- und Skiklub. 

176 

1 (170) 

— 

Sonthofen 

i. Alg., Skiabteilung des Wintersport Vereins 

22 

1 (40) 

— 

Schliersee, 

Skiklub.-. 

80 

— 

— 

Tegernsee, Skiabteilung des Wintersportvereins . . . | 

26 

_1 (60)_ 

1 


Zusammen . . . 

| 1588 

| 17 (1168) 

1 2 


Deutscher Touringklub, Sitz München. 



[] Toio 

1909 

1908 

Wintersport treibende Mitglieder*). 

| 1400 

1000 

800 


*) Vorwiegend, jedoch nicht ausschließlich Bayern. 


Weniger kostspielig ist ohne Zweifel der viel ältere Tumsport. Über 
seine Ausdehnung in Bayern unterrichtet uns folgende Statistik: 


Tabelle 31. a) Turnvereine, Mitglieder und Turner des Kreises XII 
(Bayern ohne Pfalz) der „Deutschen Turnerschaft“. 


Jahr 

« | 
u 

« o 
> 

Vereine 

! 

Mitglieder 

Praktische 

Turner 

Vorturner 

Zöglinge 

Turne¬ 

rinnen 

Turnende 

K naben 

Turnende 

Mädchen 

1908 

1909 

, 615 

1 638 

1 683 ' 

[ 703 ! 

81 320 ' 32 283 ! 

$1410 31904 

j 2 799 

1 2924 

10 607 i 3 059 j 9 459 

11503 3 767 1 8389 

2710 

2686 




b) Mitglieder und praktische Turner der größeren Städte 1909. 


München Nürnberg Augsburg ij Würzburg 

Männliche Praktische Männliche Praktische Männliche Praktische , Männliche Praktische 
Mitglieder Turner Mitglieder Turner Mitglieder Turner i Mitglieder Turner 

9 020 | 4 3.'S7 ,5 821 | 2 520 , 2 116 j 846 2 067 ! 738 
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Sehr volkstümlich ist dann auch der Fußballsport. Die 78 bayerischen 
Fußballvereine hatten insgesamt im Jahre 1&10 7456 Mitglieder; die meisten, 
nämlich 27, Vereine bat der Pfalzgau, die zusammen 2443 Mitglieder be¬ 
sitzen, dann kommt der Gau Mittelfranken mit 23 Vereinen und 2386 Mit¬ 
gliedern, der Gau Oberbayern mit 12 Vereinen und 1232 Mitgliedern, während 
der Ostmaingau in 9 Vereinen nur 911 und der Donaugau in 7 Vereinen 
nur 484 Mitglieder aufweisen. 

Ebenfalls sehr populär ist der Radfahrsport. Das Radfahren ist ja 
außerordentlich verbreitet, dient aber offenbar mehr praktischen als sportlichen 
Zwecken. Wenigstens deutet hierauf die relativ geringe Anzahl der Mit¬ 
glieder hin, welche die bayerischen Gaue des deutschen Radfahrbundes be¬ 
sitzen; die Mitgliederanzahl im Jahre 1909/10 belief sich auf 2935. Diese 
geringe Benutzung des Rades zu sportlicher Betätigung ist nur zu bedauern; 
denn das Fahrrad ist ein billiges und dabei treffliches Verkehrsmittel, um 
den Großstädter schnell aus dem Häusermeer in den Wald zu befördern. 
Es ist aber wohl möglich, daß das Rad tatsächlich zu solchen Zwecken viel¬ 
fach, jedoch von solchen Personen verwandt wird, die sich zur Organisation 
nicht veranlaßt fühlen. — Wo es sich um die Erreichung bestimmter Pläne 
handelt, die nur durch gemeinsames Wirken verwirklicht werden können, 
da sieht man auch, daß sich die Radfahrer zusammenschließen; so wies im 
Jahre 1910 der Verband zur Wahrung der Interessen bayerischer Rad- und 
Motorfahrer 8019 Mitglieder auf. 

Einen exklusiveren Charakter als die zuletzt genannten Arten sportlicher 
Betätigung zeigt dagegen der Lawn-Tennis-Sport, der zwar in England 
vielfach auch von den weniger bemittelten Volksschichten, bei uns aber 
wohl zumeist von den Begüterten betrieben wird. Auch die Lawn- Tennis- 
Spieler scheinen im allgemeinen wenig Bedürfnis nach einer Organisation 
zu empfinden. Denn obwohl dieser Sport namentlich bei der Jugend sehr 
verbreitet ist, weisen die bayerischen Lawn-Tennis-Vereine nur 1312 Mit¬ 
glieder auf, darunter etwa 300 weibliche. 

Zu den für die Gesundheitspflege geeignetsten Sportarten gehört der 
Rudersport. Über die Entfaltung der bayerischen Rudervereine im Jahre 
1910 gibt die folgende Übersicht Auskunft (Tabelle 32). 

Man entnimmt der Tabelle 32, daß die Mitgliederzahl der Rudervereine 
in ständigem Wachsen begriffen ist. Erfreulich ist, daß sich an diesem 
schönen und gesunden Sport auch die akademische Jugend und sogar schon 
Schüler der Gymnasien beteiligen. 

Nunmehr wenden wir uns zu der umfassendsten und nach so vielen 
Richtungen hin bedeutungsvollsten Einrichtung auf dem Gebiete der Sozial¬ 
hygiene, zur 

Reichsversicherungsordnung. 

Eine eingehendere Beschäftigung mit diesem großen Werk ist für den 
Sozialhygieniker aus zwei Gründen erforderlich: einmal ist das Gesetz an 
sich eine äußerst wichtige Maßnahme, zu welcher der Sozialhygieniker Stellung 
nehmen muß; dann aber wurde seitens der Reichsregierung im Zusammen¬ 
hang mit der Gesetzesvorlage eine große Reihe von Schriften, die auch für die 
Sozialhygiene als Wissenschaft überaus wertvoll sind, veröffentlicht. Zudem 

37* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



580 


Dr. mecL Alfons Fischer, 


Tabelle 32. Bayerische Rudervereine 1910. 


Sitz 

des Vereins 

1 

Name des Vereins 

| 

u 

Q* 


Davon 

V 

Zahl der 
Boote 

Zahl dei 
Mitglie 

aus¬ 

übende 

unter¬ 

stütz. 

C 

v ti 

a.s 

Aschaffenburg . 

Ruderklub Aschaffenburg .... 

58 

32 

25 

1 

13 

Bamberg . . . 

Ruderklub Bamberg. 

154 

67 

83 

4 

23 

n ... 

Ruderverein Bamberg. 

87 

36 

50 

1 

19 

Deggendorf . . 

Deggendorfer Ruderverein 1876 . . 

128 

28 

96 

4 

16 

Frankenthal 

Frankenthaler Ruderverein 1895 . 

145 

46 

98 

1 

7 

Ingolstadt . . . 

Offiziersruderklub Ingolstadt . . . 

77 

40 

35 

2 

11 

r» ... 

Donauruderklub . 

35 

17 

16 

2 

11 

Kitzingen . . . 

Kitzinger Ruder verein. 1897 . . . . 

90 

30 

58 

2 

13 

Lindau i. B. . . 

Ruderklub Lindau . 

51 

23 

28 


6 

Ludwigsh.a. Rh. 

Ludwigshafener Ruderklub .... 

I 428 

106 

320 

2 

19 

Marktbreit . . 

Ruder verein Marktbreit 1909 . . . 

41 

15 

26 

— 

3 

Miltenberg . . 

Miltenberger Ruderklub. 

— 

— 

— 

— 

9 

München . . . 

Münchener Ruderklub. 

202 

122 

74 

6 

39 

n ... 

Münchener Rudergesellschaft . . . 

30 

16 

14 

— 

16 

* ... 

Münchener Ruder verein „Bayern“ . 

82 

39 

43 

— 

7 

Nürnberg . . . 

Ruderverein Nürnberg. 

i 202 

123 

78 

1 

25 

Passau .... 

Passauer Ruderverein. 

134 

46 

83 

5 

27 

Regensburg . . 

Regensburger Ruderklub. 

171 

50 

119 

2 

19 

r> • • 

Regensburger Ruderverein .... 

75 

42 

33 

— 

12 

n • • 

Tourenruderklub 1901. 

36 

25 

10 

1 

10 

Bchwandorf . . 

Ruderklub Schwandorf. 

31 

16 

14 

1 

6 

Bchweinfurt 

Schweinfurt.Ruderklub „Franken“ . 

191 

38 

152 

1 

15 

Speyer a. Rh. . 1 

Rudergesellschaft Speyer. 

166 

59 

107 

i 

9 

Straubing . . . 

Straubinger Ruderklub. 

i 74 

30 

42 

2 

16 

Ulm (Neu-Ulm) 

Ulmer Ruderklub „Donau“ .... 

117 

51 

62 

4 

! 48 

Winzer .... 

Ruderverein Winzer. 

30 

6 

22 

2 

8 

Würzburg. . . 

Würzburger Ruderverein von 1875 . 

338 

86 

247 

5 

26 

i» * * * i 

Akademischer Ruderklub Würzburg | 

160 

30 

129 

1 

15 

. . ,i 

Würzburger Rudergesellschaft 1905 i 

i 96 

41 

55 

— !; 

1 15 

Zus.: 1910 . . . 

i 

29 Vereine . 

3429 

' 1260 

2119 

50 j 

463 

1909 . . . 

26 . 

3086 

1138 

1901 

47 1 

| 406 

1908. . . 

26 , .i 

13006 

1095 

1862 

49 i 

■ 416 

1907. . . 

24 „ .| 

| 2832 

1 1002 

1783 

47 j; 

382 

Rudervereine an höheren Lehranstalten (Mitgliederstand 1910 

) 

Aschaffenburg . 

Kgl. Gymnasium. 

34 


1909: 


Passau .... 

Kgl. Gymnasium .. 

12 

4 Vereine mit 78 Mitgl. 

Regensburg . . 

Kgl. Neues Gymnasium . 

16 


1908: 


Straubing . . . 1 

Kgl. Gymnasium . 

16 

4 Vereine mit 78 Mitgl. 

| 

Mitgliederzahl der 4 Vereine . . . 

78 


hat das Reichsversicherungsamt auf der Dresdener Ausstellung ein ungemein 
reiches Material über die bisherigen Ergebnisse der deutschen Sozialversiche- 
rung geboten, so daß alle diese Faktoren zusammen einen außergewöhnlich 
umfangreichen Stoff darstellen, der nun nach Möglichkeit erörtert werden solL 
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Die Reichs Versicherungsordnung wurde am 30. Mai 1911 vom deutschen 
Reichstag verabschiedet. Sie umfaßt sechs Bücher, deren zweites der 
Krankenversicherung, deren drittes der Unfallversicherung und 
deren viertes der Hinterbliebenen Versicherung gewidmet sind. 

Es kann nun nicht meine Aufgabe sein, diese Gesetze hier ausführlich 
zu schildern; ich will vielmehr nur darlegen, welche sozialhygienischen 
Änderungen das neue Gesetz zeitigen wird. 

Die Reichsversicherungsordnung stellt schon äußerlich eine Umgestaltung 
gegenüber der bisherigen Sozialversicherungsgesetzgebung dar, indem sie die 
bisher getrennten Zweige in einem Gesetz zusammenfaßt und diesen als 
eine Neuerung die Hinterbliebenenversicherung angliedert. Leider ist aber 
die vielfach geforderte innere Verschmelzung der Versicherungsgesetze, die 
namentlich durch die Vereinfachung des Verwaltungsapparates viele Vorteile 
gebracht hätte, nicht erfolgt. Erhebliche Änderungen hat vor allem die 
Krankenversicherung, aber auch die Invalidenversicherung erfahren, während 
die Unfallversicherung mit geringen Ausnahmen unangetastet blieb. 

Wir wollen nun betrachten, welche für die Sozialhygiene wichtigen 
Neueningen die Reichs Versicherungsordnung auf dem Gebiete der Kranken¬ 
versicherung bietet. 

Die Krankenversicherung ist bekanntlich der älteste Teil der Sozial¬ 
versicherung; sie wurde im Jahre 1883 geschaffen und hat inzwischen schon 
wiederholt Novellierungen erfahren. Die bedeutendsten Neuerungen brachte 
das Gesetz vom Jahre 1903, und zwar vor allem den zeitlichen Anschluß der 
Krankenversicherung an die Invalidenversicherung durch Ausdehnung der 
Krankenfürsorge von 13 auf 26 Wochen, nach deren Verlauf die Invaliden¬ 
rente einsetzt, sodann die Einbeziehung der Geschlechtskranken in die Kranken¬ 
versicherung und schließlich die Gewährung von Wöchnerinnengeld durch 
sechs (statt durch nur vier) Wochen. 

Aber immer noch erwies sich die Krankenversicherung als in vielerlei Hin¬ 
sicht unzulänglich. Namentlich wurde die Ausdehnung der Versicherungspflicht 
auf weitere umfangreiche Personenkreise nachdrücklich gefordert. So treten 
nun auf Grund des neuen Gesetzes zu den bisherigen versicherungspflichtigen 
Gruppen neu hinzu: 1. die landwirtschaftlichen Arbeiter, 2. die Dienstboten, 
3. die unständig Beschäftigten, 4. das Wandergewerbe und 5. die Heimarbeiter. 

Außerdem wurde der Kreis der Versicherungspflichtigen nicht un¬ 
wesentlich dadurch ausgedehnt, daß die Einkommensgrenze für die Ver¬ 
sicherungspflicht (von bisher 2000 Jft) auf 2500 %AL verlegt wurde. 

Über die gewaltige Anzahl von Personen, die der Krankenversicherung 
neu unterstellt werden, gibt die dem Gesetzentwurf beigeftigte „Be¬ 
gründung“ 6i ) schätzungsmäßig Auskunft, wobei jedoch nur die Versicherungs¬ 
pflichtigen, deren Einkommen unter 2000^ liegt, berücksichtigt sind. Hier¬ 
nach würde die Zahl der neu zu versichernden Personen zu veranschlagen sein: 


1. In der Landwirtschaft auf. 2 986 000 

2. Für Dienstboten auf. 1 105 000 

3. Für unständig Beschäftigte auf. 356 000 

4. Für das Wandergewerbe auf. 40 000 

5. Für das Hausgewerbe auf. 295 000 

6. Für im übrigen auf. 259 000 


Zusammen . . . 5 041 000 
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Wenn alle in der Wirtschaft des Haushaltungsvorstandes tätigen 
Familienangehörigen der Landwirtschaftsbetriebe mit Ausnahme der noch 
nicht 14 Jahre alten Kinder als versicherungspflichtig angesehen werden, 
wird die genannte Zahl noch um 1811 700 vergrößert. Die Reichsver- 
sioherungsordnung unterwirft also rund 7 000 000 Menschen mehr als bisher 
der Vers ich erungspflicht. Das ist ein gewaltiger Fortschritt; und schon 
allein wegen dieser enormen Er Weiterung des Versichertenkreises 
ist, das neue Reformwerk als eine sozialhygienische Tat ersten 
Ranges zu betrachten. Da die deutschen Krankenkassen im letzten Be¬ 
richtsjahre (1909) eine durchschnittliche Mitgliederzahl von 12 519 785 Per¬ 
sonen auf wiesen, so nimmt man an, daß die Krankenversicherung auf 
Grund der Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung etwa 20 Millionen 
versicherungspflichtige Menschen umfassen wird. Das neue Gesetz wird 
also etwa ein Drittel der gesamten deutschen Bevölkerung dem Krankenver¬ 
sicherungszwang unterwerfen, während dies bisher nur bei etwa 20Proz. 
der Fall war; bemerkt sei hierbei, daß auch die englische Krankenver¬ 
sicherungsbill etwa 33Proz. der englischen Bevölkerung versicherungspflichtig 
machen soll. 

Auch der Umfang der Krankenkassenleistungen wurde zum Teil 
nicht unerheblich erweitert So soll der durchschnittliche Tagesverdienst 
bis auf 5 (nach dem bisherigen Gesetz 4 <M) festgesetzt werden, und der 
Grundlohn darf auf Grund der Kassensatzung die Höchstgrenze von 6J ' 
(bisher 5 Jt) erreichen. Diese Bestimmung vfird in vielen Fällen zu einer 
Erhöhung des täglichen Krankengeldes führen. Einen Fortschritt bedeutet 
es sodann, daß bei der Krankenpflege auch Krankenkost gewährt werden 
kann. In betreff der ärztlichen Behandlung wird jetzt ausdrücklich ange¬ 
ordnet, daß hierunter nur die eines approbierten Arztes zu verstehen ist; 
allerdings dürfen zur Behandlung von Zahnkrankheiten in Gegenden, wo es 
an Zahnärzten fehlt, auch Zahntechniker zugelassen werden. Neu ist ferner 
die Bestimmung, daß dort, wo es mehrere geeignete Krankenhäuser gibt, 
die bereit sind, die Krankenhauspflege zu gleichen Bedingungen zu über¬ 
nehmen, der Kranke die Auswahl unter ihnen haben soll, was gewiß nur 
zu billigen ist. 

Bedenken wird man jedoch vom sozialhygienischen Standpunkt aus gegen 
mehrere neue Anordnungen hegen, mit denen die Gesetzgeber meinten, der 
Simulation entgegenwirken zu können. Es wurde nämlich bestimmt, daß, 
wenn ein Versicherter gleichzeitig aus einer anderen Versicherung Kranken¬ 
geld empfängt, das gesamte Krankengeld des betreffenden Kassenmitgliedes 
seinen durchschnittlichen Tagesverdienst nicht übersteigen darf. Um dies zu 
erreichen, kann in Zukunft die Kasse ihre Mitglieder verpflichten, im Falle 
der Erkrankung Mitteilung darüber zu machen, ob sie gleichzeitig aus einer 
anderen Krankenversicherung Bezüge erhalten. So soll verhütet werden, 
daß jemand im Falle der Erwerbsunfähigkeit mehr einnimmt als in gesunden 
Tagen, und daß daraus ein Anreiz, Arbeitsunfähigkeit zu simulieren, resultiert. 

Nun wird aber der Sozialhygieniker es nur gutheißen können, wenn ein 
Arbeiter sich außer in der Krankenkasse, der er angehören muß, noch in 
einer oder mehreren Hilfskassen versichert. Denn vom Krankengeld, welches 
in der Regel nur in der halben Höhe des Grundlohnes gewährt wird, kann 
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der Arbeiter nicht leben; gilt dies schon für gesunde Tage, so noch mehr 
in einem Krankheitsfälle, wenn der Arzt vielleicht eine besonders kräftige, 
aber kostspielige Kost angeordüet hat. Es sollte mithin, selbst wenn der 
kranke Arbeiter auf Grund seiner fürsorglichen Maßnahme etwas mehr be¬ 
zieht, als seinem Tagesverdienst entsprechen würde, keine Kürzung eintreten, 
zumal die in Rede stehende Bestimmung die Simulation schwerlich verhüten 
wird; denn wer so charakterlos ist, bewußt eine Krankheit vorzutäuschen, 
wird sich auch nicht scheuen, falsche Angaben in betreff seiner Bezüge zu 
machen. — Ebensowenig ist die Anordnung zu billigen, wonach in Zukunft 
das Krankengeld nur dann vom ersten Tage der Erkrankung an gewährt 
werden darf, wenn diese länger als eine Woche gedauert hat. Hierdurch 
wird die Simulation nicht nur nicht unterbunden, sondern geradezu heraus¬ 
gefordert. Wenn nämlich die Erwerbsbehinderung nur drei oder vier Tage 
währt, wird mancher Versicherte, um das Krankengeld schon für die ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit zu erhalten, sein „Leiden“ auf eine ganze 
Woche ausdehnen, während er ohne jene Bestimmung schon am vierten oder 
fünften Tage zu arbeiten wieder angefangen hätte. Die bei der französischen 
Unfallversicherung gewonnenen Erfahrungen hätten die deutschen Gesetz¬ 
geber daran hindern müssen, eine so verfehlte Anordnung in das Gesetz 
aufzunehmen. Nach der französischen Unfallgesetzesnovelle 55 ) vom Jahre 
1905 erhalten nämlich die verletzten Arbeiter eine Entschädigung erst dann, 
wenn die Erwerbsbehinderung mindestens 10 Tage angehalten hat, während 
früher die Karenzzeit auf fünf Tage fixiert war. Seitdem nun die Novelle 
in Kraft ist, sind die Ausgaben der Unfallversicherung ganz bedeutend ge¬ 
stiegen; ziemlich allgemein führt man in Frankreich diese Erscheinung auf 
die Erweiterung der Karenzzeit zurück. 

Sehr zweckdienlich sind aber die neuen Bestimmungen der Reichsver¬ 
sicherungsordnung, die sich mit dem Verhältnis der Krankenkasse zu den 
Trunksüchtigen befassen. Diese hatten bisher keinen Anspruch auf 
Leistungen der Kasse r sofern es sich um eine durch Trunksucht hervor¬ 
gerufene Erkrankung handelte. In Zukunft sollen die Krankenkassen auch 
den Alkoholikern ihre Fürsorge unter gewissen Kautelen zuteil werden 
lassen. Den Trunksüchtigen können statt des Krankengeldes ganz oder 
teilweise Sachleistungen gewährt werden. Auf Antrag eines beteiligten 
Armenverbandes oder der Gemeindebehörde des Wohnortes, in dem sich der 
Trinker aufhält, muß dies geschehen. Die Sachleistungen bietet dann die 
Gemeinde, wofür auf sie der Anspruch auf Barleistungen im Werte (Jer 
Sachbezüge übergebt. Statt der Sachleistungen kann auch Aufnahme in 
eine Trinkerheilanstalt gewährt werden. 

Bedeutungsvolle Neuerungen bringt die Reichsversicherungsordnung 
auch auf dem Gebiete der Wochenhilfe. Wir haben oben dargelegt, daß 
auf Grund der Gewerbeordnungsnovelle vom 28. Dezember 1909 die Zeit, 
während welcher die Wöchnerin von der Erwerbsarbeit ferngehalten werden 
muß, auf acht Wochen ausgedehnt wurde, was jedoch insofern zu Härten 
führte, als diese Arbeiterinnen gemäß dem bisherigen Gesetz nur sechs 
Wochen hindurch die Woebenbettunterstützung erhielten. Das neue Gesetz 
bringt nun die erforderliche Übereinstimmung mit der Gewerbeordnung, 
indem es vorschreibt, daß das Wochengeld für acht Wochen gezahlt 
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werden muß, von denen mindestens sechs in die Zeit nach der Niederkunft 
entfallen sollen. — Ferner bringt die Reichsversicherungsordnung eine ganz 
besonders wertvolle Verbesserung infolge der sehr starken Erweiterung des 
Versichertenkreise's; namentlich die Ausdehnung der Versicherungspflicht auf 
Dienstboten, Heimarbeiterinnen und die landwirtschaftlichen Arbeiterinnen 
wird sehr segensreich wirken. Den großen Fortschritt erkennt man unter 
anderem auch, wenn man daran denkt, daß, wie ich in einer früheren in 
dieser Zeitschrift erschienenen Arbeit 56 ) dargelegt habe, die württem- 
oergische Regierung und Kammer noch im Jahre 1908 einen Antrag, nach 
welchem auch den Dienstboten eine Wöchnerinnenunterstützüng zugebilligt 
werden sollte, ablehnten. 

Ferner ist im Interesse des Ausbaues der Wöchnerinnenfürsorge er¬ 
freulich, daß, worauf wir noch zu sprechen kommen, durch die Reichsver- 
Bicherungsordnung die Gemeindeversicherungen beseitigt werden. Diese 
gewähren ihren Mitgliedern nämlich überhaupt keine Wochenhilfe, was um 
so mißlicher ist, als im letzten Berichtsjahr den Gemeindeversicherungen 67 ) 
etwa 570000 weibliche Mitglieder gegenüber 1 Million männlicher Ver¬ 
sicherter angehörten, so daß hier der Prozentsatz der weiblichen Personen 
57, bei den Wöchnerinnengeld zahlenden Ortskrankenkassen aber nur 47, 
bei den Betriebskrankenkassen sogar nur 26 beträgt. 

Über die im Jahre 1909 von den deutschen Krankenkassen dar¬ 
gebotenen Unterstützungen an Wöchnerinnen und Schwängern (die Unter¬ 
stützung an letztere ist fakultativ; in welchem Umfange sie gewährt wurden, 
ist nicht bekannt, da getrennte Angaben über den Aufwand der jeweiligen 
Art der Beihilfe fehlen) gibt die folgende Tabelle 68 ) Auskunft. 



Tabelle 33. 




j 

fl ' fco 

® g fl 

Auf ein Auf 

'weibliches 1 Mitglied 

Kassenart 

i Durchschnittliche 

4,81 

ml 

| Mitglied i überhaupt 
' kam Aufwand 

Zahl der Mitglieder 

I für Schwangeren* u. 


1 

\ tZ ü fl 

£ CO P 

I Wöchnerinnen* 
Unterstützung 


‘ weibliche j überhaupt 

Ji 

1 M | M 


Ortskrankenkassen. 

2 080 097 

6 504 585 

4 187 322 

2,01 

0,64 

Betriebskrankenkassen .... 

654 433 

3 159 169 

1 848 956 

2,83 

0,59 

Baukrankenkassen. 

710 

19 188 

795 

1,12 

0,04 

Innungskrankenkassen .... 

47 081 

288 776 

39 139 

0,83 

0,14 

Eingeschriebene Hilfskassen . . 

82 480 

890 519 

24 229 

0,29 

0,03 

Landesrechtliche Hilfskassen 

6 736 

37 906 

461 

0,07 

0,01 


Wie aus der Tabelle 33 hervorgeht, kommen hinsichtlich der Wochen¬ 
hilfe nur die Orts- und Betriebskrankenkassen in Betracht, da die von den 
anderen Kassenarten gezahlten Beträge nicht nennenswert sind. Hingewiesen 
sei auch darauf, daß die Betriebskrankenkassen es sind, welche die höchsten 
Unterstützungen pro weibliches Mitglied aufweisen. Wie groß die Beträge 
sind, die der einzelnen Wöchnerin zufließen, ist aus der Reichsstatistik nicht 
zu ersehen, da die Höhe der Entbindungsfrequenz nicht mitgeteilt wird. 
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Durch die Reichsversicherungsordnung wird nun noch eine andere 
K&88enart, die Landkrankenkassen, eingeführt. Diese müssen ebenfalls 
Wochenhilfe bieten. Allein, sie brauchen denjenigen ihrer Mitglieder, die 
nicht durch die Gewerbeordnung im Falle der Niederkunft von der Arbeit 
ferngehalten werden, die Wöchnerinnenunterstützung nur vier Wochen lang 
zu zahlen; dadurch sind namentlich die in der Landwirtschaft beschäftigten 
Arbeiterinnen und die Dienstboten stark beeinträchtigt, denn sie sind nicht 
weniger als die gewerblichen Arbeiterinnen eines ausgiebigen Schutzes nach 
der Entbindung bedürftig. 

Gegen diese einschränkende Bestimmung wurde mit Recht sehr viel 
Widerspruch erhoben. Desgleichen wandte man sich dagegen, daß nach 
dem Willen der Regierung und der Reichstagsmehrheit vom Gesetz eine 
Reihe wichtiger Leistungen nur als fakultativ gestaltet wurde, die für 
obligatorisch hätten erklärt werden sollen; hierzu gehört die Gewährung 
der freien Hebammendienste und der ärztlichen Geburtshilfe, der Hilfe und 
Wartung durch Hauspflegerinnen, von Schwangerengeld bei Arbeitsunfähig¬ 
keit durch Schwangerschaft, von Stillgeld für Wöchnerinnen, solange sie 
ihre Neugeborenen stillen, ferner die Zubilligung von allen den Versicherten 
zustehenden Leistungen auch an die versicherungsfreien Ehefrauen von 
Kassenmitgliedern. Immerhin ist es erfreulich, daß wenigstens in Gestalt 
einer fakultativen Bestimmung zum ersten Male in einem deutschen Gesetz 
auf die Bedeutung des Stillens hingewiesen wurde. 

Ganz besonders bedauerlich ist es aber, daß in dem neuen Gesetz die 
Höhe des Wochengeldes nicht verbessert wurde; dieses wird nach wie vor 
\m Umfange des Krankengeldes, d. h. gewöhnlich des halben Tagelohnes 
gewährt, was naturgemäß viel zu niedrig ist, um den hygienischen Anforde¬ 
rungen während des Wochenbettes, wo die Ausgaben ganz besonders steigen, 
zu genügen. 

Die Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung auf dem Gebiete 
der Wochenhilfe sind mithin in mancher Hinsicht als unzulänglich zu be¬ 
zeichnen, und man wird mit allem Nachdruck auf den weiteren Ausbau 
der Mutterschafts Versicherung hinwirken müssen, sowohl im Interesse der 
jungen Mütter, als auch der kommenden Generation, auf deren Schultern 
das Wohl des Staates ruhen wird. Man wird den deutschen Gesetzgebern 
vor Augen halten müssen, was in anderen Staaten ß9 ) auf dem Gebiete der 
Wöchnerinnenfürsorge geleistet oder geplant wird, daß nämlich in Österreich 
beabsichtigt wird, den vollen Taglohn als Wöchnerinnengeld zu gewähren, 
daß in Ungarn die Familienversicherung obligatorisch ist, daß man 
nach dem neuen englischen Krankenversicherungsgesetz auch den ver¬ 
sicherungsfreien Ehefrauen der Arbeiter 30 Schilling als Wochenbett¬ 
unterstützung bietet, und daß nach dem eben verabschiedeten schweize¬ 
rischen Krankenversicherungsgesetz der versicherten Wöchnerin ein Still¬ 
geld von 20 Franken gezahlt werden soll, wenn sie über die ersten sechs 
auf die Niederkunft folgenden Wochen hinaus ihr Kind stillt. 

Bald in diesem, bald in jenem Staat hat man die eine oder andere 
Forderung, welche die Hygieniker und Sozialreformer auf dem Gebiete der 
Mutterschaftsversicherung stellen, erfüllt. Freilich sind in keinem Staate 
alle Wünsche zugleich befriedigt worden. Wenn man alles, was 
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Deutschland auf dem Gebiete der staatlichen Wöchnerinnenfürsorge leistet 
und insbesondere nach dem Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung 
leisten wird, mit den entsprecheuden Darbietungen der ausländischen 
Staaten vergleicht, so steht das Deutsche Reich immer noch an erster Stelle; 
aber andererseits ist man auch in Deutschland von dem Ideal einer ge¬ 
nügenden Mutterschafts Versicherung noch weit entfernt. 

Ebenso ist der Mangel einer obligatorischen Familienversicherung 
eine sehr empfindliche Lücke, die auch die Reichsversicherungsordnung noch 
offen läßt. Im gesundheitlichen Interesse der nach Millionen zahlenden 
versicherungsfreien Ehefrauen von Arbeitern und Angestellten sowie der 
zahlreichen Kinder muß man die obligatorische Familien Versicherung auf 
Grund eines VersicherungsZwanges nachdrücklich fordern; nur so wäre 
für eine geordnete ärztliche Behandlung dieser gewaltigen Volksmassen 
gesorgt Denn so wenig der Durchschnittsarbeiter in der Lage ist, von 
seinem Lohn Ersparnisse zurückzulegen, um im Falle seiner eigenen Er¬ 
krankung ohne eine Versicherung die Kosten zu decken, so wenig vermag er 
die Ausgaben für den Arzt, die Medikamente oder Krankenhausbehandlung 
zu bestreiten, wenn seine Frau oder seine Kinder erkranken. 

Bezüglich der Träger der Krankenversicherung bringt die 
ReichBversicherungsordnung einige neue Bestimmungen, denen eine 
hohe sozialhygienische Bedeutung innewohnt. Bisher gab es, wie schon aus 
der Tabelle 33 zu ersehen war, außer den Knappschaftskassen folgende Kassen¬ 
arten: Orts-, Betriebs-, Bau-, Innungskrankenkassen, Gemeindeversicherungen 
und Hilfskassen. Diese Kassenarten 60 ) umfaßten im Jahre 1909 zusammen 
nicht weniger als 23 279 Kassengebilde; die einzelnen Arten zeigten jedoch 
einen sehr verschiedenen Mitgliederstand. Denn von je 100 Versicherten 
gehörten Ende 1909 an: den Ortskrankenkassen 51,8, den Betriebskranken- 
kassen 25,7, den Gemeindeversicherungen 12,6, den eingeschriebenen Hilfs¬ 
kassen 7,3, den Innungskrankenkassen 2,2, den landesrechtlichen Hilfs¬ 
krankenkassen 0,3, den Baukrankenkassen 0,1. Man sieht, daß den Kern der 
Krankenversicherung die Ortskrankenkassen darstellen, daß aber auch den 
Betriebskrankenkassen wegen ihres Umfanges eine große Bedeutung innewohnt. 

Die einzelnen Kassengebilde weisen nun ebenfalls sehr starke Differenzen 
hinsichtlich der Zahl ihrer Mitglieder auf. Nach der „Begründung“ 6I ) zum 
Entwurf der Reichsversicherungsordnung besaßen „von je 100 aller Kassen¬ 
arten einschließlich der Gemeindeversicherungen 44,6 weniger als 100 und 
92,1 weniger als 1000 Mitglieder. Nur 1,1 Proz. dieser Kasseneinrichtungen 
zählten mehr als 5000 Mitglieder. Daß diese außerordentliche Zersplitterung 
einen Übelstand, und zwar vielleicht den zurzeit lästigsten Übelstand 
unseres Krankenkassenwesens bedeutet, wird allseitig anerkannt, so ver¬ 
schieden sich auch im einzelnen die Wünsche und Vorschläge über Art und 
Maß der Abhilfe gestalten. Unter der übermäßigen Zersplitterung leidet 
einmal die notwendige Übersichtlichkeit des ganzen Aufbaues der Arbeiter¬ 
versicherung; e8 leidet ferner darunter die Leistungsfähigkeit der 
Kassen. Krankenkassen mit einer zu geringen Mitgliederzahl sind im 
allgemeinen in ihrem Bestände nicht genügend gesichert. w 

Die Leistungen der einzelnen Kassenarten ersieht man aus folgender 
Statistik 62 ): 
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Aus der Tabelle 34 entnimmt man, daß, abgesehen von den hinsichtlich 
des Umfanges eine untergeordnete Rolle spielenden Baukrankenkassen, die 
Betriebskrankenkassen, deren hohe Leistungen auf dem Gebiete der'Wochen¬ 
hilfe wir schon betont haben, durchschnittlich für jeden Versicherten am 
meisten auch an Erankheitskosten aufwenden, daß dann zunächst die Orts¬ 
krankenkassen folgen, während die Gemeindeversicherungen an der untersten 
Stelle stehen. 

Die Tabelle 35 zeigt, daß im Einklang mit den Angaben in der Tabelle 34 
der Mehrempfang der Arbeitnehmer (abgesehen von den Baukrankenkassen) 
am größten bei den Betriebskrankenkassen, am kleinsten bei den Gemeinde¬ 
versicherungen ist; bei den Hilfskassen, bei denen, im Gegensatz zu den 
anderen Kassenarten, die Arbeiter allein die Kosten aufzubringen haben, 
ergibt sich natürlich nicht nur kein Mehrempfang, sondern sogar eine Mehr¬ 
leistung der Versicherten. 

Trotz der von mir gekennzeichneten Vorzüge der Betriebskrankenkassen 
ist ihre Beseitigung von den Arbeitervertretern im Reichstag nachdrücklich 
gefordert worden. Diese führten an, daß die Unternehmer nur solche 
Personen in den Betrieb einstellen und somit in die Betriebskrankenkassen 
aufnehmen, welche bei der zuvor ausgeführten ärztlichen Untersuchung aU 
gesund befunden wurden. Während die Arbeitgeber aber diese Unter¬ 
suchungen damit begründen, daß ihre Betriebe an die Arbeiter besonders 
große Anforderungen an Körperkraft stellen — es handelt sich vielfach um 
Betriebe der Schwerindustrie — behaupten die Arbeiter, daß diese Auswahl 
im Interesse der Betriebskrankenkassen erfolge. Da nun die Ortskranken¬ 
kassen eine solche Auslese nicht vornehmen dürfen, sondern alle Versiche- 
rungspflichtigen, also auch die von den Betriebsunternehmern zurück¬ 
gewiesenen, aufnehmen müssen, so seien, nach der Meinung der Betriebs¬ 
krankenkassengegner, die Ortskrankenkassen geschädigt; nur dadurch, daß 
die Betriebskrankenkassen ein ausgesuchtes und daher gesundheitlich viel 
besseres Material unter ihren Mitgliedern besitzen, sei es ihnen möglich, 
den Kranken mehr zu bieten, als dies seitens der Ortskrankenkassen ge¬ 
schehen kann. 

Die Auffassung der Betriebskrankenkassengegner ist aber, wie ich 
bereits in einer früheren Arbeit 64 ) dargelegt habe, falsch. 

Es kamen nämlich von 1885 bis 1909 durchschnittlich auf je 100 Mitglieder 
bei den Gemeindekrankenversicherungen 26,6, bei den Ortskrankenkassen 37,1, bei 
den Betriebskrankenkassen 43,7, bei den Innungskrankenkassen 35,2, bei allen 
Krankenkassen 37,2 Erkrankungsfälle; es entfielen auf je 100 Mitglieder bei den 
Gemeindeversicherungen 455,5, bei den Ortskrankenkassen 680,0, bei den Betriebs¬ 
krankenkassen 720,0, bei den Innungskrankenkassen 5*5,5, bei allen Krankenkassen 
660,4 Krankheit«tage. Die Betriebskrankenkassen haben also prozentualiter nicht 
nur nicht weniger, sondern mehr Krankheitsfälle und Krankheit«tage aufzuweisen 
als die anderen Kassenarten. Das kann entweder darauf beruhen, daß es den 
Betriebskrankenkassen nicht gelungen ist, ein gesünderes Arbeitermaterial aus¬ 
zulesen, oder darauf, daß die Tätigkeit in diesen Betrieben die Gesundheit mehr 
schädigt als die Arbeit in sonstigen Unternehmungen, oder endlich darauf, daß 
wegen des von den Betriebskrankenkassen gewährten höheren Krankengeldes die 
Versicherten «ich eher und für längere Zeit als sonst vom Kassenarzt erwerbe 
unfähig erklären lassen. Wenn nun auch der letztere Faktor vielleicht mitwirkt, 
ausschlaggebend dürfte er jedoch wohl nicht sein. Unter keinen Umständen aber 
läßt sich beweisen, daß die Ortskrankenkassen durch die von den Betriebskranken* 
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kassen veranlagte „Auslese" geschädigt werden; denn die Mitglieder der Betriebs- 
krankenkassen stellen im Durchschnitt schlechtere ßisiken dar als die Versicherten 
der Ortskrankenkassen, so daß diesen an der Mitgliedschaft von jenen nichts ge¬ 
legen zu sein braucht. Die Leistungsfähigkeit der Ortskrankenkassen wird also 
durch das Bestehen der Betriebskrankenkassen zum mindesten nicht beeinträchtigt; 
die Betriebskrankenkassen selbst bieten aber, wie wir gesehen haben, in jeder 
Hinsicht bedeutend mehr als die anderen Kassen. 

Vom Standpunkte der Sozialhygiene aus wird man es daher nur gutheißen 
können, daß die Betriebskrankenkassen erhalten bleiben, wie es umgekehrt 
erfreulich ist, daß die Gemeinde Versicherungen beseitigt werden. In den 
Mittelpunkt der Krankenversicherung rückt die Reichsversicherungsordnung 
die Ortskrankenkassen, auf die in jeder Hinsicht Rücksicht genommen 
werden soll. Als neue Kassenart führt das Gesetz die Landkranken¬ 
kassen ein. 

Die Minderwertigkeit dieser Kassen hinsiohtlich der für sie vor¬ 
geschriebenen Leistungen auf dem Gebiete der Wöchnerinnenfürsorge haben 
wir schon erkannt. Es kommt aber noch hinzu, daß auch in betreff der 
Verwaltung der Landkrankenkassen von dem üblichen System abgewichen 
werden soll, was ebensowenig dem Vorteil der Kassenmitglieder dienen wird. 
Vom Standpunkte der Sozialhygiene aus wäre daher zu wünschen gewesen, 
daß die Gesetzgeber auf die Landkrankenkassen verzichtet hätten. Er¬ 
freulicherweise kann wenigstens in den Einzelstaaten durch die Landesgesetz¬ 
gebung bestimmt werden, daß von der Errichtung von Landkrankenkassen 
abzusehen ist. In der Tat sind bereits in den süddeutschen Staaten 65 ), in 
Baden, Württemberg, Hessen, Elsaß-Lothringen Verhandlungen im Gange, 
um mit Hilfe der Landesgesetzgebung die Landkrankenkassen von diesen 
Staatsgebieten fernzuhalten. 

Um die einzelnen Kassen leistungsfähiger zu gestalten, wird in der 
Reichsversicherungsordnung eine gegenüber den bisherigen Anforderungen 
höhere Mitgliederzahl beansprucht, wenn die Genehmigung zur Errichtung 
einer Krankenkasse erteilt werden soll. Während man sich bisher gegen¬ 
über einer Innungs- oder Betriebskrankenkasse mit einem Mitgliederstande 
von 50 Versicherten begnügt hat, müssen es nun deren 150 sein. Nur für 
die Betriebskrankenkassen der landwirtschaftlichen oder Binnenschiffahrts¬ 
betriebe werden jedoch schon 50 Versicherungspflichtige für genügend er¬ 
achtet; es ist dies eine bedauerliche Durchbrechung des sehr zu billigenden 
Prinzips, das auf die Beseitigung der kleinen Kassen gerichtet ist. 

Während die Änderungen in betreff der Innungs- und der Knappschafts- 
kassen hier zu besonderen Erörterungen weniger Anlaß geben, mögen nun 
noch einige Bemerkungen über die Ersatzkassen angereiht werden. Durch 
das in Anlehnung an die Reichsversicherungsordnung verabschiedete Gesetz 
betreffend die Aufhebung der Hilfskassen sind die eingeschriebenen Hilfs¬ 
kassen in Zukunft als Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit anzusehen. 
Hierdurch will man die berechtigten Ansprüche der Mitglieder schützen und 
dem Unwesen der „Schwindelkassen“ Vorbeugen. Soweit die freien Hilfs¬ 
kassen zur Versicherung von Personen dienen, die nicht versicherungs¬ 
pflichtig sind, und soweit sie als bloße Zuschußkassen benutzt werden, be¬ 
faßt sich die Reichs Versicherungsordnung mit ihnen nicht, sondern nur 
insofern, als sie dazu verwendet werden, der Versicherungspflicht zu genügen. 
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Die deutschen Hilfskrankenkassen, die etwa 8 Proz. aller Versicherungs- 
Pflichtigen zu ihren Mitgliedern zählten, waren bisher ähnlich organisiert, 
wie ihre englischen Vorbilder, die Friendly societies; d. h. ihre Mitglieder 
tragen alle Kosten selbst, da die Arbeitgeber keine Beiträge zahlen; dafür 
sind aber die Versicherten hier — im Gegensatz zu den anderen Kassen¬ 
arten — die alleinigen Herren dieser Organisationen. 

Die Hilfskassen 66 ) haben nun Licht-, aber auch Schattenseiten gezeigt. 
Es beteiligten sich an ihnen vorzugsweise Handlungsgehilfen, Privat¬ 
angestellte usw., gute Risiken, die gegen geringere Beiträge höhere Leistungen 
erhalten als bei den Zwangskassen; ferner Arbeiter, die häufig den Bestim¬ 
mungsort wechseln und dadurch ständigen Schwankungen der Beiträge und 
Leistungen ausgesetzt sind. Für diese und andere Gruppen innerhalb der 
Versicherungspflichtigen ist also diese Kassenart ein Bedürfnis. Außerdem 
dienten sie vielen Arbeitern, wie erwähnt, als Zuschußkassen. 

Eine Schattenseite stellt zunächst die Gefahr dar, daß durch die Auslese 
der guten Risiken die Ortskrankenkassen beeinträchtigt werden können. 
Ferner war es ein Übelstand, daß die Hilfskrankenkassen ihren Mitgliedern 
nur die Leistungen der Gemeindeversicherungen, also die allerniedrigsten, 
zu gewähren brauchten, während ihnen hinsichtlich der Beiträge keine 
Grenzen gezogen waren. Ganz besonders aber war zu beanstanden, daß 
nicht selten, in gewissen Bezirken sogar häufig, die Arbeitgeber nur solche 
Arbeiter ein stellen, die Mitglieder von freien Hilfskrankenkassen sind, bei 
denen also die Unternehmer keine Beiträge zu entrichten haben. 

Die Reichsversicherungsordnung gestattet nun keine Neugründungen 
mehr, läßt aber die bereits vorhandenen Hilfskassen unter gewissen Kautelen 
fortbestehen. Hierzu gehört, daß jede Ersatzkasse dauernd mindestens 
1000 Mitglieder auf weisen muß, und daß nur in Ausnahmefällen diese Zahl 
bis auf 250 herabgesetzt werden soll Ferner dürfen die Hilfskassen keinem 
Versicherungspflichtigen wegen seines Alters oder Gesundheitszustandes den 
Beitritt versagen (was bisher oft vorgekommen sein soll!), wohl aber können 
sie diejenigen, die sich zum Beitritt melden, ärztlich untersuchen lassen und 
den Beitritt Erkrankter zurückweisen, sowie die Beiträge, nicht aber die 
Leistungen, nach dem Gesundheitszustände oder nach dem Lebensalter der 
Versicherten abstufen. Die Arbeitgeber derjenigen Versicherungspflichtigen, 
die Ersatzkassen angehören, haben den auf sie entfallenden Beitragsteil an 
die zuständige Krankenkasse zu zahlen. Die Arbeiter Versicherung, als eine 
öffentlich rechtliche Einrichtung, hat eben nicht nur dem persönlichen Besten 
des einzelnen Versicherten, sondern auch der allgemeinen Wohlfahrt zu 
dienen; der Unternehmer leistet zwar seine Beiträge je nach der Zahl seiner 
Arbeiter, jedoch nicht in dem Sinne, daß diese Beitragsanteile gerade diesen 
selben Personen zugute kommen müßten. 

Zu den wichtigsten, aber am schwierigsten zu lösenden Problemen in 
der Sozialversicherung, namentlich aber in der Krankenversicherung gehört 
die Ärztefrage. Man kann hierüber nur dann ein Urteil gewinnen, wenn 
man einerseits über die Zunahme der Ärzte seit Beginn der Sozialversicherung 
und andererseits über den Bevölkerungszuwachs während dieser Zeit orientiert 
ist, und wenn man die Verteilung der Ärzte von einst und jetzt berück¬ 
sichtigt. Um hiervon ein Bild zu entwerfen, hat die „Begründung 44 des 
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Gesetzentwurfes für die Reichsversicherungsordnung eine lehrreiche Zu¬ 
sammenstellung 67 ), die hier in unserer Tabelle 36 wiedergegeben sei. 

Ohne die opferwillige Mitwirkung der Ärzte wäre die Krankenversicherung 
nicht durchführbar gewesen, und wo es, wie in den ländlichen Bezirken, an 
einer genügenden Zahl von Ärzten fehlte, da scheute man sich bis jetzt, die 
Krankenversicherung einzuführen. Als im Jahre 1883 das erste Kranken¬ 
versicherungsgesetz geschaffen wurde, entfielen, wie die Tabelle 36 zeigt, 
auf 46 000 000 Einwohner in Deutschland 15 100 Ärzte; im Jahre 1906 
kamen auf 61 000 000 Einwohner 31 346 Ärzte. Vom Jahre 1883 bis 1906 
liegt mithin bei der deutschen Bevölkerung eine Zunahme von 32,95 Proz., 
bei den Ärzten aber von 107,59 Proz. vor. Im Jahre 1883 kamen auf 
100 qkm 2,79, im Jahre 1906 dagegen 5,80 Ärzte. 

Als die Krankenversicherung in Kraft trat, war der Är^testand in wirt¬ 
schaftlich guter Lage. In der Zeit, in der das Krankenkassenwesen immer 
mehr um sich griff, trat hierin ein erheblicher Wandel ein, so daß vielfach 
die Verschlechterung in den wirtschaftlichen Verhältnissen der Ärzte auf die 
Krankenversicherung zurückgeführt wird. Dazu kommt, daß an vielen Orten 
die Krankenkassen ein Monopol für nur wenige Ärzte sind, so daß ins¬ 
besondere die jüngeren Ärzte auf diese der Ziffer nach gewaltige Klientel 
verzichten müssen. Daraus ergaben sich, namentlich in Anbetracht der 
großen Zahl der Ärzte, Unterbietungen und andere mißliche Erscheinungen. 
Um die wirtschaftlichen Interessen der Ärzte zu wahren, entstanden nun 
bekanntlich große Ärzteorganisationen, die insbesondere ihre Aufgabe darin 
erblicken, die freie Ärztewahl bei den Krankenkassen durchzusetzen. 

Vom Standpunkte der Hygiene aus ist die freie Ärztewahl ohne Zweifel 
das Ideal einer ärztlichen Versorgung der Kranken; bei diesem System kann 
der Patient sich den Arzt seines Vertrauens frei wählen, was sicherlich von 
hoher Bedeutung für die Wiederherstellung und Genesung ist. Indessen, 
dem Verlangen der Ärzteorganisationen bereiteten die Krankenkassen aller 
Arten energischen Widerstand. Mit mehr oder weniger Recht führten sie 
an, daß das System der freien Ärztewahl die Simulation begünstige, zu 
teuer und nicht überall durchführbar sei. Einer der für die Kassenverwal¬ 
tungen maßgebendsten Gründe für die freie Ärztewahl liegt aber gewiß 
darin, daß sie fürchten, bei diesem System völlig allen Ansprüchen der Ärzte 
ausgeliefert zu sein. Werden alle Ärzte zur Behandlung der Kassenpatienten 
zugelassen, dann sind die Kassen im Nachteil; denn sie müssen nach dem 
Gesetz für ärztliche Hilfe sorgen, aber die Ärzte sind nicht verpflichtet, 
Hilfe zu leisten, wofern ihre Honoraransprüche nicht bewilligt werden. Um¬ 
gekehrt ist die Sachlage, wenn die Kassen die Behandlung ihrer Mitglieder 
nur einem verhältnismäßig kleinen Teile der Ärzte zu übertragen brauchen; 
dann sind die Ärzte von den vielfach beobachteten Machtgelüsten der 
Kassenverwaltungen abhängig, was nicht nur zum wirtschaftlichen, sondern 
auch zum sittlichen Verfall des einst so hochgeachteten Ärztestandes führen 
und zum Nachteil für die medizinische Wissenschaft und für die hygienischen 
Zustände ausschlagen muß. 

Man sieht, wie schwer das Ärzteproblem in der Krankenversicherung 
zu lösen ist. Der Gesetzgeber muß die Wünsche der Ärzteschaft, auf die 
er bei der Durchführung der Sozialversicherung angewiesen ist, berück- 
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Tabelle 86. 
Die mit einem Stern versehenen 


Staaten und Landesteile 

1883 

1906 j 


Flächen¬ 
inhalt 
in qm 

Bevölke¬ 

rungszahl 

Zahl der 

Arzte 

Flächen¬ 
inhalt 
in qm 

Bevölke¬ 

rungszahl 

Zahl der || 
Ärzte 

1 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

1 t 

Provinz Ostpreußen. 

36 977 

1 948 400 

359 

36 990 

2 034 069 

714 | 


„ Westpreußen .... 

25 503 

1 400 200 

267 

25 521 

1 653 245 

533 

1 

Stadt Berlin. 

60 

1 219 800 

1 043 

63 

2 060 735 

2 655 1 


Provinz Brandenburg .... 

39 839 

2 306 100 

580 

39 836 

3 574 251 

2 334 


„ Pommern. 

30 107 

1 515 900 

389 

30 116 

1 692 206 

671 

1 

„ Posen. 

28 954 

1 706 300 

299 

28 966 

1 999 226 

616 


„ Schlesien. 

40 291 

4 061 600 

1018 

40 313 

4 980 114 

1 952 


„ Sachsen. 

25 244 

2 370 400 

705 

25 252 

2 997 406 

1 335 

| 

„ Schleswig-Holstein . 

18 841 

1 133 000 

358 

19 002") 

1 517 527 

799 I 


„ Hannover. 

38 424 

2 140 800 

858 

38 510 

2 780 212 

1 418 


„ Westfalen. 

20 199 

2 120 100 

666 

20 209 

3 677 536 

1 427 


„ Hessen-Nassau . . . 

15 691 

1 570 400 

752 

15 694 

2 090 528 

1 484 


„ Bheinland. 

26 980 

4 206 000 

1 422 

26 994 

6 521 046 

3 085 


Hohenzollern. 

1 142 

67 300 

25 

1 142 

68 497 

29 

i 

Preußen zusammen . . 

348 252 

27 766 300 

8 741 

348 608 

37 646 598 

19 052 


Bayern. 

75 863 

5 354 000 

1 906 

75 864 

6 570 955 

3 406 


Sachsen. 

14 993 

3 077 600 

999 

14 993 

4 550 580 

2 257 


Württemberg. 

19 504 

1 983 300 

590 

19 517 

2 317 402 

1045 


Baden. 

15 081 

1 585 900 

574 

15 081 

2 028 949 

1 227 ■, 

Hessen. 

7 880 

946 800 

389 

7 682 

1 220 202 

753 

i 

Mecklenburg-Schwerin. . . . 

13 304 

575 100 

196 

13 127 

627 033 

321 

:i 

Sachsen-Weimar. 

3 593 

312 000 

158 

3 615 

391 080 

216 ij 

Mecklenburg-Strelitz .... 

2 930 

99 300 

41 

2 930 

103 704 

39 

ii 

Oldenburg. 

6 420 

338 900 

117 

6 427 

443 118 

164 Kf 

Braunschweig. 

3 690 

360 000 

145 

3 672 

488 705 

, 273 1 

Sachsen-Meiningen. 

2 468 

211 000 

61 

2 468 

271 266 

105 | 

Sachsen-Altenburg. 

1 324 

158 500 

44 

1 324 

208 269 

79 

Sachsen-Koburg-Gotha. . . . 

1 968 

196 900 

62 

1 958 

243 955 

133 

Anhalt. 

2 347 

240 600 

89 

2 294 

330 109 

149 

Schwarzburg-Sondershausen . 

862 

72 400 

23 

862 

85 659 

34 i 

Schwarzburg-Rudolstadt . . . 

940 

82 100 

29 

941 

97 356 

43 

Waldeck. 

1 121 

56 400 

25 

1 121 

59 260 1 

41 ! | 

Reuß älterer Linie. 

316 j 

53 400 

10 

316 

70 776 

19 

Reuß jüngerer Linie .... 

826 

106 000 

25 

826 

145 181 

61 

Schaumburg-Lippe. 

340 

36 200 

16 

340 

45 196 

20 

Lippe . 

1222 

121 900 

37 

1 215 

146 465 

54 

Lübeck. 

298 

65 600 

31 

298 

107 144 

69 

Bremen. 

255 

161 100 

76 

257 

267 305 

191 

Hamburg. 

| 409 

486 700 

261 

415 

885 382 

692 

Elsaß-Lothringen. 

14 508 

1 565 900 

455 

14 507 

1 825 010 

903 

Deutsches Reich . . 

540 519 

46 013 900 

15 100 

i 

540 658 

61 176 659 

j31346 , 


*) Mit Helgoland. 
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Ärztestatistik. 

Zahlen bedeuten eine Abnahme. 


Es kamen auf 
einen Arzt 
qkm 

Auf 100 qkm 
wohnen 
Ärzte 

1 

Es kamen auf 
einen Arzt 
Einwohner 

Auf je 10000 
Einwohner 
kamen Ärzte 

Bevölkerungs- 

zunahme 

1883—1906 

Zunahme der 
Ärzte von 
1883—1906 

1883 

1906 

| 1883 

1906 

1883 

1906 

| 1883 

1906 

■ absolute 

proz. 

absolute 

proz. 

8 

9 

i 10 

11 

i 12 

13 

1 14 

15 

16 

17 

18 

19 

103,00 

51,81 

0,96 

1,93 

5427 

2849 

1,84 

3,51 

85 669 

4,40 

355 

98,89 

95,52 

47,88 

1,07 

2,09 

1 5244 

3102 

1,91 

3,22 

253 045 

18,07 

266 

99,63 

0,06 

0,02 

— 

— 

1170 

776 

8,55 

12,88 

840 935 

68,94 

1 612 

154,55 

68,69 

17,07 

1,48 

5,86 

3976 

1531 

2,52 

6,53 

1 268 151 

54,99 

1 754 

302,41 

77,40 

44,88 

1,33 

2,28 

3897 

2522 

2,57 

3,97 

176 306 

11,63 

282 

72,49 

96,84 

47,02 

1,07 

2,13 

5707 

3246 

1,75 

3,08 

292 926 

17,17 

317 

106,02 

39,58 

20,65 

2,57 

4,84 

3990 

2551 

2,51 

3,92 

! 918 514 

22,61 

934 

91,75 

35,81 

18,92 

2,82 

5,29 

3362 

2245 

2,97 

4,45 

627 006 

26,45 

630 

89,36 

52,63 

23,78 

2,02 

4,21 

3164 

1899 

3,16 

5,27 

384 527 

33,94 

441 

123,18 

44,78 

27,16 

2,30 

3,68 

2495 

1961 

4,01 

5,10 

639 412 

29,87 

560 

65,27 

30,33 

14,16 

3,33 

7,06 

3183 

2577 

3,14 

3,88 

1 557 436 

73,46 

761 

114,26 

20,87 

10,58 

4,95 

9,46 

2088 

1409 

8,64 

7,10 

520 128 

33,12 

. 732 

97,34 

18,97 

8,75 

5,42 

11,43 

2958 

2114 

3,38 

4,73 

| 2 315 046 

55,04 

1 1 663 

116,95 

45,68 

39,38 

i 2,19 

2,54 

2692 

2362 

3,71 

4,23 

1 197 

1,78 

4 

16,00 

! 39,84 

18,30 

2,51 

5,47 

3177 

1976 

3,15 

5,06 

9 880 298 

35,58 

10311 

117,96 

. 39,80 

22,27 

2,51 

4,49 

2809 

1929 

3,56 

5,18 

1 216 955 

22,73 

1 500 

78,70 

1 15,01 

6,64 

6,61 

15,05 

3081 

2016 

3,25 

4,96 

1 472 980 

47,86 

1 258 

125,93 

, 33,06 

18,68 

3,02 

5,35 

3362 

2218 

2,97 

4,51 

334 102 

16,85 

455 

77,12 

26,27 

12,29 

3,80 

8,14 

2763 

1654 

3,62 

6,05 

443 049 

27,94 

653 

113,76 

19,74 

10,20 

5,07 

9,80 

2434 

1620 

4,11 

6,17 

273 402 

28,88 

364 

93,57 

67,88 

40,89 

1,47 

2,45 

2934 

1953 

3,41 

5,12 

1 51 933 

9,03 

125 

63,78 

22,74 

16,74 

4,40 

5,98 

1975 

1811 

5,06 

5,52 

79 080 

25,35 

58 

36,71 

71,46 

75,13 

1,39 

1,33 

2422 

2659 

4,13 

3,76 

4 404 

4,44 

— 2* 

— 4,88* 

, 54,87 

39,19 

1,82 

2,55 

2897 

2702 

3,45 

3,70 

104 218 

30,75 

47 

40,17 

1 25,45 

13,45 

3,93 

7,43 

2483 

1790 

4,03 

5,59 

128 705 

35,75 

128 

88,28 

| 40,46 

23,50 

2,47 

4,25 

3459 

2583 

2,89 

3,87 

60 266 

28,56 

44 

72,13 

30,09 

16,76 

3,32 

5,97 

3602 

2636 

2,78 

3,79 

49 769 

31,40 

35 

79,55 

1 31,74 

14,72 

3,14 

6,79 

3176 

1834 

3,15 

5,45, 

47 055 

23,90 

71 

114,52 

; 26,37 

15,40 

3,77 

6,49 

2703 

2215 

3,70 

4,51 

89 509 

37,20 

60 

67,42 

37,48 

25,35 

2,78 

3,94 

3148 

2519 

3,18 

3,97 

13 259 

18,31 

11 

47,83 

32,41 

21,88 

3,20 | 

1 4,57 

2831 

2264 

3,53 

4,42 

15 256 

18,58 

14 

48,28 

| 44,84 

27,34 

2,23 

3,66 

2256 

1445 

4,43 

6,92 

2 8601 

4,87 

16 

64,00 

! 31,60 

16,63 

3,16 

6,01 

5340 

3725 

1,87 

2,68 

17 376 

32,54 

9 

90,00 

33,04 

13,54 

3,02 

7,41 

4240 

2380 

2,36 

4,20 

39 181 

38,96 

36 

144,00 

' 21,25 

17,00 

5,00 

5,88 

2263 

2260 

4,42 

4,43 

8 996 

24,85 

4 

25,00 

33,03 

22,50 

3,11 

4,44 

3295 

2712 

3,04 

3,69 

24 565 l 

20,15 

17 

45,95 

9,61 

4,32 

— 

23,15 

2116 

1553 | 

4,73 

6,44 

41 544 | 

63,33 

38 

122,58 

3,36 

1,35 

’ — 

74,31 

2120 

1399 

4,72 

7,15 

106 205 

65,92 

115 

151,32 

: 1,57 

0,60 

— 

169,15 

1865 

1279 | 

5,36 

7,82 ; 

398 682 

81,92 

431 

165,13 

! 31,89 

16,07 

3,13 ! 

6,22 

3442 

2021 | 

2,91 

4,95 

259 110 1 

16,55 

448 1 

98,46 

i 35,80 

li 

17,25 | 

2,79 

5,80 

3047 

1952 

3,28 | 

5,12 i 

i 

15 162 759 

32,95 

16 246 

107,59 
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sichtigen; er darf aber andererseits von den Krankenkassen, die er geschaffen 
hat, nicht verlangen, daß diese für ärztliche Hilfe unter allen Umständen, 
d. h. auch dann, wenn die Ärzte der Kasse gegenüber streiken, sorgen. 

Die Sachlage, wie sie durch das gegenwärtige Gesetz erzeugt wurde, 
erschien für die Dauer unhaltbar; man wollte durch die Gesetzgebung einer¬ 
seits, den Wünschen der Ärzte entsprechend und in Rücksicht auf die hygie¬ 
nischen Vorzüge der freien Ärztewahl, dieses System anbahnen helfen, 
andererseits wollte man den Krankenkassen eine Verpflichtung, zu deren 
Erfüllung sie unter gewissen Verhältnissen außerstande sind, ersparen. So 
kam man auf einen Ausweg, der aber wohl nur als ein Provisorium zu 
betrachten ist. 

Nach der Reichs Versicherungsordnung werden die Beziehungen zwischen 
Krankenkassen und Ärzten durch schriftlichen Vertrag geregelt. Soweit es 
die Kasse nicht unerheblich mehr belastet, soll sie ihren Mitgliedern die 
Auswahl zwischen mindestens zwei Ärzten freilassen. Wenn der Versicherte 
die Mehrkosten selbst übernimmt, steht ihm die Auswahl unter den von der 
Kasse bestellten Ärzten frei. Wird bei einer Krankenkasse die ärztliche 
Versorgung dadurch ernstlich gefährdet, daß die Kasse keinen Vertrag zu 
angemessenen Bedingungen mit einer ausreichenden Zahl von Ärzten schließen 
kann, oder daß die Ärzte den Vertrag nicht einhalten, so ermächtigt die 
Aufsichtsbehörde die Kasse auf ihren Antrag widerruflich, statt der Kranken¬ 
pflege oder sonst erforderlichen ärztlichen Behandlung eine bare Leistung 
bis zu zwei Dritteln des Durchschnittsbetrages ihres gesetzlichen Kranken¬ 
geldes zu gewähren. 

Auf diese Weise sind die Krankenkassen von den Ärzteorganisationen 
zum großen Teil unabhängig geworden. Diese Bestimmungen haben daher, 
wie zu erwarten war, den schärfsten Unwillen der im Leipziger Verbände 
organisierten Ärzteschaft erregt. Der 38. deutsche Ärztetag 68 ) in Stuttgart, 
auf welchem 341 Bundesvereine mit 23 625 Mitgliedern von 383 Delegierten 
aus allen Teilen Deutschlands vertreten waren, stellte auch bereits öffent¬ 
lich fest, 

„daß Reichstag und Bundesrat beim Erlaß der Rreichsversicherungsordnuug 
von den ebenso sehr im Interesse des ärztlichen Standes und Berufes gelegenen, 
seit langen Jahren immer wieder übereinstimmend und einmütig erhobenen Grund- 
forderungen der Ärzteschaft auch nicht eine erfüllt, dagegen die für den Ärzte- 
Btand verderbliehe Erhöhung der Versicherungsgrenze angenommen haben .... 
Der Ärztetag gibt deshalb seine Hoffnung auf die Gesetzgebung auf und weist 
die Ärzte an, nur durch die Mittel der Selbsthilfe den ärztlichen Stand und Beruf 
freizuhalten und so die Gesundheitspflege vor Gefahren zu schützen.“ 

Und weiter wurden vom Ärztetage die Bedingungen fixiert, unter 
welchen die örtlichen Vertragskommissionen mit den Kassen Verträge ab¬ 
schließen dürfen. Hierbei wird insbesondere festgesetzt, daß die Kassen¬ 
mitglieder, die über 2000t 4t Gesamteinkommen haben, nur nach der Art 
und den ortsüblichen Honorarsätzen der Privatpraxis behandelt werden 
dürfen. Dies wird natürlich zu den heftigsten Kämpfen führen; das Organ 
der Ortskrankenkassen prophezeit bereits „den Kampf auf der ganzen Linie“, 
und das Organ des Leipziger Verbandes bemerkt hierzu: „Wir zweifeln gar 
nicht daran.“ 
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Dieser Entwickelung der Ärztefrage muß man vom Standpunkte der 
Sozialhygiene aus mit Besorgnis entgegensehen. Denn nur bei ruhigen und 
steten Verhältnissen in der Krankenfiirsorge ist die Gewähr geboten, daß 
der Segen der Sozialversicherung ungeschmälert in die Erscheinung tritt. 

Auf dem Gebiete der Unfallversicherung nehmen die durch das 
neue Gesetz bewirkten, sachlichen Umgestaltungen, wie schon erwähnt 
wurde, bei weitem nicht den Umfang ein, wie bei der Krankenversicherung. 

Der Kreis der Versicherten wird noch wesentlich erweitert. Im Jahre 
1909 wurden 6150053 versicherte Betriebe und 23 767 000 versicherte 
Personen festgestellt. . Zu diesen tritt nun noch eine Anzahl von Gewerbe¬ 
arten, die bisher nicht versicherungspflichtig waren, neu hinzu. Ferner 
wird die Obergrenze für die Versicherungspflicht von 3000 auf 5000 t/Ä 
erhöht. 

Von besonders hoher Bedeutung für die soziale Hygiene ist es, daß 
durch die Reichsversicherungsordnung der Bundesrat veranlaßt wird, die 
Unfallversicherung auf bestimmte gewerbliche Berufskrankheiten aus¬ 
zudehnen. Bisher kam für diejenigen, die infolge solcher Erkrankungen 
erwerbsunfähig blieben, nur die Invalidenversicherung in Betracht; bei dieser 
sind jedoch die Entschädigungsverhältnisse für den Versicherten wesentlich 
ungünstiger als bei der Unfallversicherung. Da nun viele von den Berufs¬ 
krankheiten tatsächlich nichts anderes als die Folgen einer Summe von 
Betriebsunfällen darstellen, so hat man gefordert, daß sie nach englischem 
Vorbilde 69 ) wie Unfälle im herkömmlichen Sinne vom Gesetz behandelt 
werden sollen, was nun auch erfreulicherweise geschehen ist. 

Wichtig ist von den neuen Bestimmungen dann vor allem diejenige, 
nach welcher das Recht der Berufsgenossenschaften durch technische Auf¬ 
sichtsbeamte die Befolgung der UnfallverhütungsVorschriften in den 
Betrieben zu überwachen, in die Pflicht umgewandelt wird, so daß jetzt 
solche Aufsichtsbeamte in der vom Reichsversicherungsamt als erforderlich 
bezeichneten Zahl angestellt werden müssen. 

Neu ist schließlich die für die Versicherten wertvolle Anordnung, daß 
von den Ober Versicherungsämtern in Unfallversicherungsangelegenheiten 
solche Ärzte, die in einem Vertragsverhältnis zu den Trägern der Unfall¬ 
versicherung stehen oder von ihnen regelmäßig als Gutachter in Anspruch 
genommen werden, nicht zugezogen werden dürfen. Häufig stellten nämlich 
die Berufsgenossenschaften als Vertrauensärzte diejenigen Ärzte an, die vor 
dem Schiedsgericht als Sachverständige funktionieren; daß die im Solde der 
Versieh er ungs träger stehenden Sachverständigen bei dem besten Willen doch 
nicht mehr ganz objektiv sein können, war zu erwarten und wurde auch oft 
festgestellt. 

Die neue Bestimmung ist daher zu begrüßen. Denn, wie aus der 
Tabelle 37, die eine dem Bericht der Reichstagskommission für die Reichs¬ 
versicherungsordnung beigefügte Statistik wiedergibt, zu ersehen ist, ging 
die Zahl der für die Versicherten günstigen Schiedagerichtsurteile von Jahr 
zu Jahr zurück; dies trifft für die landwirtschaftlichen Unfallversicherungs¬ 
sachen so zu wie für die gewerblichen. Insgesamt wurden im letzten Be¬ 
richtsjahre (1909) nur 17,8 Proz. der von sämtlichen Schiedsgerichten 70 ) in 
Deutschland zu bearbeitenden Streitsachen zugunsten der Versicherten ent- 
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Tabelle 37. Die zu bearbeitenden Btreitsaohen der Schiedsgerichte 


J ahr 

Zahl 

der 

zu bearbeitenden 

Streitsachen 

Davon sind 


überhaupt 

\ 

^ durch rechts¬ 
kräftigen Bescheid 
des 

Vorsitzenden 
: (§§ 8 und 31 

1 Sch.-G.-O.) 

u n d 

durch 

Zurücknahme 

der 

Berufung 
(des Antrags) 

im ganzen 

v. H. 

im ganzen 

v. H. 

, 

im ganzen 

v. H. 

im ganzen 

V. H. 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 



Insgesam t. 








1909 . 

. . . 

130 923 

100,00 

115 277 

88,05 

488 

0,42 

3900 

3,38 


1908 . 


120 848 

100,00 

105 724 

87,49 

458 

0,43 

3554 

3,36 


1907 . 


104 947 

100,00 

90 827 

86,55 

484 

0,53 

3351 

3,69 


1906 . 


101 958 

100,00 

89 063 

87,35 

449 

0,50 

3417 

3,84 


1905 . 


95 833 

100,00 

81 631 

85,17 

501 

0,61 

3421 

4,19 


1904 . 


89 217 

100,00 

75 769 

84,93 

446 

i 

0,59 

4272 

5,64 i 

1903 . 


83 551 

100,00 

70 522 

84,41 

437 

0,62 

4219 

5,99 

1902 . 

. 

76 127 

100,00 

63 507 

83,42 

! 374 

0,59 

3878 

6,11 

1901 . 


66 091 

100,00 

54 000 

81,71 

389 

0,72 

3099 

5,74 



Gewerbliche Unfall Versicherungssachen, 




1909 . 

. 

! 88 225 

67,39 

77 289 

87,60 

343 

0,44 

2670 

3,45 

1908 . 


79 380 

65,69 

69 111 

87,06 

309 

0,45 

2429 

3,51 

1907 . 


67 999 

64,79 

58 531 

86,08 

319 

0,54 

2272 

3,88 

1906 . 


| 65 682 

64,42 

56 846 

86,55 

303 

0,53 

2305 

4,06 

1905 . 


60 751 

63,39 

| 51 509 

84,79 

313 

0,61 

2301 

4,47 


1904 . 


55 546 

62,26 

46 946 

84,52 

289 

0,61 

2850 

6,07 


1903 . 


52 367 

62,68 

43 984 

1 

83,99 

262 

0,60 

2793 

6,35 

1902 . 


48 209 

63,33 

] 39 947 

82,86 

228 

0,57 

2617 

6,55 | 

1901 . 

i 

. . . ! 

41 553 

62,87 

33 761 

81,25 

279 

0,83 

2140 

6,34 



Landwirtschaftliche Unfallvers 

icherungssache 

n. 


1909 . 

. . . | 

42 698 

32,61 | 

37 988 

88,97 

145 

0,38 

1230 

3,24 

1908 . 


41 468 

34,31 | 

36 613 

88,29 

149 

0,41 

1125 

3,07 

1907 . 


36 948 

35,21 | 

32 296 

87,41 

165 

0,51 

1079 

3,34 

1906 . 


36 276 

35,58 | 

32217 

88,81 

146 

0,45 

1112 

3,45 | 

1905 . 


35 082 

36,61 

30 122 

85,86 

188 

0,62 

1120 

3,72 j 

1904 . 


33 671 

37,74 

28 823 

85,60 

157 

0,54 

1422 

4,94 

1903 . 


31 184 

37,32 

26 538 

85,10 

175 

0,66 

1426 

5,37 


1902 . 

. . . | 

27 918 

36,67 

23 560 

84,39 

146 

0,61 

1261 

5,35 


1901 . 


; 24 538 

37,13 

20 239 

82,48 

110 

0,54 

959 

4,74 | 
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in Unfall Versicherungssachen und die Art ihrer Erledigung. 


erledigt 

zwar 



durch Entscheidung 

des Schiedsgerichts 


durch 

Anerkenntnis 

durch 

Vergleich 

zugunsten des 
Kenten¬ 
bewerbers 

zugunsten des 
Versicherungs¬ 
trägers 

auf andere 

Weise 

j im ganzen v. H. 

im ganzen | v. H. 

im ganzen v. H. 

im ganzen | v. H. 

im ganzen j v. H. 

i 10 | 11 

12 | 13 

14 i 15 

16 | 17 

18 j 10 


2207 

1,92 

3311 

2,87 

20 517 

17,80 

83 781 

72,68 

1073 

0,93 

2101 

1,99 

3112 

2,94 

19 325 

18,28 

76 034 

71,92 

1140 

1,08 

1679 

1,85 

2805 

3,09 

18 595 

20,47 

62 782 

69,12 

1131 

1,25 

1543 

1,73 1 

2610 

2,93 

1 ; 

18 152 

20,38 

61 673 

69,25 

1219 

1,37 

1519 

1,86 

2393 

2,93 

16 545 

20,27 

56 068 

68,69 

1184 

! 

1,45 

1126 

1,49 

1879 

2,48 

17 113 

22,58 

50 032 

66,03 

901 j 

1,19 

1103 

1,56 

2153 

3,05 

16 503 

23,40 

45 186 

64,07 

921 

1,31 

1067 

1,68 

1870 

2,94 

15 255 

24,02 

40 183 

63,27 

880 

! 1,39 

1013 

1,87 

1478 

2,74 

13 228 

24,50 

33 806 

62,60 

987 

1,83 

1404 

1,82 

2810 

3,64 

14 073 

18,21 

55 332 

71,59 

657 

0,85 

1270 

1,84 

2622 

3,79 

13014 

i 

18,83 

48 761 

70,56 

706 

1,02 

1013 

1,73 

2883 

4,07 

12 397 

21,18 

39 465 

67,43 

682 

1,17 

967 

1,70 

2200 

3,87 

11 899 

20,93 

38 447 

67,63 

725 

1,28 

817 

1,58 

2009 j 

3,90 

10 842 

21,05 

24 521 

67,02 

706 

1,37 

632 

1,35 

1456 

3,10 

11 248 

23,96 

29 904 

63,70 

567 

1,21 

682 

1,55 

1679 

3,82 

10711 

24,35 

27 311 

62,09 

546 

1,24 

641 

1,60 

1469 

3,68 

9 906 

24,80 

24 489 

61,30 

597 

1,50 

649 

1,92 

1207 

3,57 

8 585 

25,43 

20 236 

59,94 

665 

1,97 

803 

2,11 

501 

1,32 

6 444 

16,96 

28 449 

74,89 

416 

1 1,10 

831 

2,27 

490 

1,34 

6 311 

17,24 

27 273 

74,49 

434 

i 1,18 

666 

2,06 

422 

1,31 

6 198 

19,19 

23 317 

72,20 

449 

1,39 

576 

1,79 

410 

1,27 

6 253 

19,41 

23 226 

72,09 

494 

1,54 

702 

2,33 

384 

1,28 

5 703 

18,93 

21 547 

71,53 

478 

1,59 

494 

1,71 

423 

1,47 

5 865 

20,35 

20 128 

69,83 

334 

1,16 

421 

1,59 

474 

1,79 

5 792 

21,83 

17 875 

67,35 

375 

1,41 

426 

1,81 

401 

1,70 

5 319 

22,71 

15 694 

66,61 

283 

1,20 

364 

1,80 

271 

1 1,34 

4 643 

22,94 

13 570 

67,05 | 

322 

1,59 
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schieden. Dies erscheint als eine verblüffend niedrige Zahl, insbesondere, 
wenn man weiß, daß in manchen Gegenden, so bei manchen badischen 71 ) 
und bayerischen 72 ) Schiedsgerichten, die entsprechenden Ziffern sich über 
die doppelte Höhe erheben, und daß in England 73 ) während des letzten Be¬ 
richtsjahres (1909) von 3087 Entscheidungen in Unfallangelegenheiten 2427 
zugunsten der Rentenbewerber lauteten. 

Die Gründe für die aus der Tabelle 37 zu ersehenden mißlichen Ergeb¬ 
nisse sind verschiedener Art, was hier nicht weiter ausgeführt werden soll. 
Einer der Gründe ist die von manchen Berufsgenossenscbaften zuweilen an¬ 
gewandte Methode, auf die ärztlichen Sachverständigen mittelbar oder 
unmittelbar einzuwirken. Wenn dies Verfahren nunmehr unterbunden wird, 
wenn überhaupt alles geschieht, was dazu dient, dem Verletzten zu seinem 
Recht zu verhelfen, so kann dies auch vom sozialhygienischen Standpunkt aus 
nur als erfreulich bezeichnet werden. Denn wenn ein Unfallverletzter nicht 
gehörig entschädigt wird, so muß er sich entsprechend seiner Erwerbs¬ 
behinderung stärker anstrengen, um am Lohn keine Einbuße zu erleiden; 
dadurch schädigt er sich aber an seiner Gesundheit. Unser Unfallversiche¬ 
rungsgesetz an sich ist zweifellos sehr zweckmäßig; ob muß aber verhütet 
werden, daß in der Verwaltungspraxis der Segen dieser Maßnahme nicht 
beeinträchtigt wird. 

Wir wollen uns nunmehr dem dritten Zweige der Sozialversicherung, der 
Invalidenversicherung, zuwenden. Auch dieser Teil wurde in nicht uner¬ 
heblichem Maße durch die Reichsversicherungsordnung verändert; er bildet das 
vierte Buch des neuen Gesetzes und führt nun im Einklang mit seinem jetzigen 
Inhalt den Namen Invaliden- und Hinterbliebenen Versicherung. 

Gerade durch die Anfügung der Witwen- und Waisenversicherung 
wurde die bedeutsamste Neuerung in diesem Teile gezeitigt. Die Hinter¬ 
bliebenenversicherung stellt die Erfüllung eines vom Reichstage gelegentlich 
der Verhandlungen über das Zolltarifgesetz vom Jahre 1902 geäußerten 
Verlangens 74 ) dar; damals versprach die Reichsregierung, daß die Über¬ 
schüsse, die sich aus den neuen Getreide- und Viehzöllen ergeben würden, 
für die Deckung der durch die Hinterbliebenenversicherung dem Reiche er¬ 
wachsenden Kosten verwandt werden sollen. Die Verbindung der Invaliden- 
mit der Hinterbliebenenversicberung ist jedoch nicht nur äußerlich; dies er¬ 
kennt man schon daran, daß der Kreis der Versicherungspflichtigen für diese 
beiden Teile des Versicherungswesens völlig gleich gestaltet worden ist, 
wodurch es möglich wurde, manche Bestimmung, von denen noch zu reden 
sein wird, aus dem Invalidenversicherungsgesetz zu eliminieren. 

Bisher waren schon über 15 Millionen Personen dem Zwang, sich gegen 
Invalidität zu versichern, unterworfen; einige Personengruppen treten auf 
Grund der Reichsversicherungsordnung nun noch zu diesen neu hinzu. 

Leider hat man aber, im Gegensatz zu der Krankenversicherung, die 
Einkommensgrenze für die Versicherungspflicht hier nicht binausgeschoben. 
Ebenso unterließ man es, aus Furcht vor zu großer finanzieller Belastung 
für das Reich, die Hausgewerbetreibenden dem Invalidengesetz zu unter¬ 
stellen. Gerade bei den Heimarbeitern, die sich ja vielfach in sehr mißlichen 
wirtschaftlichen Verhältnissen befinden, wäre eine solche Fürsorge gegenüber 
der Invalidität und der Not des Alters besonders angebracht. 
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Der Kommissar 7Ö ) des Bundesrates legte jedoch in der Kommission des 
Reichstages dar, daß die Zahl der durchschnittlich jährlich neu zu be¬ 
willigenden Invalidenrenten auf je 1000 Hausgewerbetreibende 16 betragen 
würde, während im Gesamtdurchschnitt aller Versicherten auf je 1000 Ver¬ 
sicherte 7,3 Invalidenrenten entfallen. Ebenso verhalte es sich hinsichtlich 
der Altersrenten; bei den Heimarbeitern betrage die Zahl der 70 und mehr 
Jahre alten Erwerbstätigen auf je 1000 Personen 41, im Gesamtdurchschnitt 
aller Versicherten aber nur 14,2. Mit diesen Darlegungen sollte gezeigt 
werden, daß die Invalidenversicherung der Heimarbeiter für das Reich, das 
zu jeder Rente einen Beitrag leistet, zu kostspielig sein würde. Es wurde 
aber mit Recht erwidert, daß gerade diese Ziffern beweisen, wie nötig eine 
solche Versicherung für die Heimarbeiter wäre. Ein entsprechender Antrag 
fand jedoch keine Mehrheit. 

So ist es bei der bisherigen Bestimmung geblieben, wonach der Bundesrat 
allgemein oder in einzelnen Bezirken die Versicherungspflicht für gewisse 
Berufszweige auf kleine selbständige Gewerbetreibende und auf Haus¬ 
gewerbetreibende (diese ohne Rücksicht auf die Zahl ihrer hausgewerblioh 
Beschäftigten) erstrecken kann. Der Bundesrat hat von dieser Befugnis bis 
jetzt nur hinsichtlich der Hausgewerbetreibenden der Tabakfabrikation und» 
bezüglich eines großen Teiles der Hausgewerbetreibenden der Textilindustrie 
Gebrauch gemacht. 

Infolge der Aufnahme der Hinterbliebenenversicherung in das vierte 
Buch der Reichsversicherungsordnung mußten naturgemäß die Bestimmungen 
über den Gegenstand der Versicherung neu gestaltet werden. Es werden 
jetzt gewährt: Invaliden- und Altersrenten, sowie Renten, Witwengeld und 
Waisenaussteuer für Hinterbliebene. 

Die Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tode ihres Mannes, jedoch 
nur, wenn sie dauernd invalid ist. Diese einschränkende Bestimmung 
hat große Enttäuschung ausgelöst, da vielfach angenommen wurde, daß die 
Witwe eines Versicherten, auch ohne invalid zu sein, eine Unterstützung 
empfangen würde. 

Die Waisenrente wird nach dem Tode des versicherten Vaters seinen 
ehelichen Kindern unter 15 Jahren, und nach dem Tode einer Versicherten 
ihren vaterlosen Kindern unter 15 Jahren gewährt. Als vaterlos bezeichnet 
das Gesetz auch die unehelichen Kinder. 

Nach dem Tode der versicherten Ehefrau eines erwerbsunfähigen 
Ehemannes, die den Lebensunterhalt ihrer Familie ganz oder überwiegend 
aus ihrem Arbeitsverdienst bestritten hat, steht den ehelichen Kindern unter 
15 Jahren eine Waisenrente und dem Manne eine Witwerrente zu, solange 
sie bedürftig sind. 

Die neugeschaffenen Renten werden ebenso wie die Invaliden- und Alters¬ 
renten teils aus einer Leistung des Versicherungsträgers, teils aus einem 
vom Reiche zu gewährenden, gesetzlich bestimmten Zuschuß bestehen. Dieser 
beträgt jährlich für jede Witwen- oder Witwerrente 50, für jede Waisen¬ 
rente 25 </#, ferner einmalig 50 Jft für jedes Witwengeld und 16 2 /s für 
jede Waisenaussteuer. Der Anteil der Versicherungsträger richtet sich nach 
den gezahlten Beiträgen. 
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Eine wertvolle Neuerung bringt das Gesetz in Gestalt der Kinder¬ 
zuschußrente für invalide Versicherte. Bisher erhielten die Invaliden nur 
für sich selbst eine Rente. Die Reichsversicherungsordnung bestimmt nun 
aber, daß, wenn der Empfänger einer Invalidenrente Kinder unter 15 Jahren 
hat, diese Rente für jedes Kind um ein Zehntel, bis zum höchstens andert¬ 
halbfachen Betrage erhöht werden soll. Zu dieser Anordnung, die erst auf 
Grund der Beratungen in der Kommission in das Gesetz aufgenommen 
wurde, erklärte die Reichsregierung ihre Einwilligung, um so einen Aus¬ 
gleich dafür zu schaffen, daß die Gewährung der freien Hebammendienste 
durch die Krankenkassen, wie oben dargelegt wurde, nur zu den fakul¬ 
tativen Leistungen gehören soll. 

Wichtig ist ferner, daß die in dem bisherigen Gesetz vorhandenen 
Bestimmungen über die Erstattung von Beiträgen in das neue Gesetz nicht 
aufgenommen wurden. Nach den jetzt noch geltenden Anordnungen wird 
die Hälfte der geleisteten Beiträge weiblichen Personen zurückgezahlt, wenn 
sie eine Ehe eingehen, bevor ihnen eine Rente zugebilligt wurde, sofern vor 
der Eingehung der Ehe für mindestens 200 Wochen Beiträge entrichtet 
worden sind. Es ist vom sozialhygienischen Standpunkte aus nur zu begrüßen, 
«daß man diese Bestimmung gestrichen hat. Denn durch diese Beitrags¬ 
erstattung sehen sich jetzt noch viele Arbeiterinnen und Dienstmädchen 
gelegentlich ihrer Verehelichung veranlaßt, von dem Rechte der Weiterver- 
versicherung, die ihnen große Vorteile bietet, Abstand zu nehmen, trotzdem 
die ihnen einmalig zufließende Summe verhältnismäßig nur gering ist. Durch 
Fortsetzung der Versicherung behalten sie aber als Ehefrauen die Anwart¬ 
schaft nicht nur auf eine Rente, sondern auch, wenn es nötig ist, auf 
Gewährung eines Heilverfahrens zur Verhütung der Invalidität. Erwähnt 
sei hier noch, daß in der Reichs Versicherungsordnung jene bisher vorhanden 
gewesene Bestimmung fortfällt, wonach, wenn eine männliche Person, für 
welche mindestens 200 Wochen hindurch Beiträge entrichtet worden sind, stirbt, 
ohne daß ihr eine Rente zugebilligt wurde, ihren Hinterbliebenen die Hälfte 
der für den Verstorbenen gezahlten Beiträge zurückerstattet wird. Diese Ein¬ 
richtung wurde durch die Einführung der Hinterbliebenen Versicherung unnötig. 

Es wurde soeben schon von der Gewährung eines Heilverfahrens 
zur Verhütung der Invalidität gesprochen. Gerade diese Maßnahme 
erfreut sich wie keine zweite in der gesamten Sozialversicherung der Sym¬ 
pathie auf allen Seiten. In gewissem Sinne wird infolge der Reichsversiche¬ 
rungsordnung das Heilverfahren noch an Ausdehnung gewinnen, weil in 
Zukunft die Versicherungsanstalten berechtigt sein werden, ein Heilverfahren 
bei solchen Witwen von Versicherten einzuleiten, bei denen infolge einer 
Erkrankung Invalidität droht Diesen Ausbau der Prophylaxe wird der 
Sozialhygieniker naturgemäß willkommen heißen. 

Es wurde jedoch bedauerlicherweise in die Reichsversicherungsordnung 
eine neue Bestimmung aufgenommen, nach welcher die Verwendung von 
Mitteln für prophylaktische Zwecke seitens der Landesversicherungsanstalten 
der Genehmigung des Reichs Versicherungsamtes bedarf. Die Reichsregierung 
und die Reichstagsmehrheit waren der Ansicht, daß mehrere Landesversiche- 
rungsanstalten hinsichtlich der Aufwendungen für Heilverfahren zu weit 
gegangen seien, und sie fürchteten, daß hierdurch die Leistungsfähigkeit der 
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Versicherungsträger für die Erfüllung der ihr obliegenden gesetzlichen Ver¬ 
pflichtung (d. h. Rentengewährung) gefährdet sei. In der Kommission des 
Reichstages war sogar die Bestimmung schon beschlossen worden, daß die 
Ausgaben für Heilverfahren sieben Prozent der Beitragseinnahmen nur mit 
Genehmigung des Reichsversicherungsamtes überschreiten dürfen; man hat 
dann aber auf diese zahlenmäßige Fixierung wieder verzichtet. 

Sehr wichtig für den Sozialhygieniker ist dann auch, was von seiten 
der Reichsregierung über den Erfolg des Heilverfahrens mitgeteilt wurde. 
Es wurde betont, daß, wenn auch der humanitäre Erfolg des Heilverfahrens 
als hervorragend bezeichnet werden muß, ein gleiches Urteil über den 
finanziellen Erfolg nicht gefällt werden kann. Das Heilverfahren habe 
trotz der großen Aufwendungen nicht zu einer Einschränkung der Renten¬ 
zahlungen geführt, wie sich schon daraus ergäbe, daß auch seit dem Jahre 
1899 die Zahl der jährlich neu bewilligten Renten noch immer zugenommen 
habe, und zwar in stärkerem Maße als die Bevölkerungsziffer. 

Zu der zuletzt besprochenen Bestimmung der Reichsversicherungs- 
ordnung, sowie zu diesen Darlegungen der Reichsregierung müssen wir hier 
einige Bemerkungen anfügen. 

Um ein Urteil darüber zu gewinnen, ob es gerechtfertigt war, jene neue 
Anordnung zur Beschränkung des Heilverfahrens in das Gesetz aufzunehmen, 
müssen wir uns zunächst ein Bild von dem Vermögen der Versicherungs¬ 
anstalten, ihren Einnahmen, den allgemeinen Ausgaben, den besonderen 
Ausgaben für prophylaktische Zwecke, sowie den Ergebnissen des Heilver¬ 
fahrens beschaffen. Das Vermögen 77 ) der gesamten Invalidenversicherung 
belief sich im Jahre 1909 auf 1574111380 <M\ es ist stetig gewachsen. 

Über die Einnahmen und Ausgaben unterrichtet folgende Statistik 78 ): 


Tabelle 38. 


| 189 t bis 1909 

1909 

Einnahmen: 



Überhaupt. 

3 650 507 545 

‘<£93 893 978 Jk 

Beiträge der Arbeitgeber. 

1 271 149 898 , 

94 219 236 „ 

Beiträge der Versicherten. 

1 271 149 899 , 

94 219 236 „ 

Reichszuschuß. 

587 227 014 „ 

51 500 690 „ 

Zinsen usw. 

520 980 733 , 

53 954 816 „ 

Ausgaben: 



Überhaupt. 

2 076 396 165 „ 

209393213 „ 

Gesamtverwaltung. 

204 789 509 „ 

20 363 715 „ 

Kranken fürsorge. 

137 583 493 „ 

20 730 027 g 

Andere Entschädigungen. 

1 734 023 163 , 

168 299 471 n 

Entschädigungen überhaupt. 

1 871 606 656 „ 

189 029 498 „ 

Invalidenrenten. 

1 186 007 474 „ 

139257351 , 

Krankenrenten. 

25 860 870 „ 

3 458 812 B 

Altersrenten. 

423 518 087 „ 

15549500 „ 

Beitragserstattungen bei Heirat. 

66 850 980 „ 

5 813 686 „ 

* » Unfall. 

438 155 „ 

51 791 „ 

n * Tod . 

28 449 961 „ 

• 3 554 956 „ 

Heilverfahren. 

131 469 593 „ 

19346187 „ 

Außerordentliche Leistungen ... 

6 113 900 , 

1 383 840 „ 

Invalidenhauspflege.• . . . . | 

2 897 636 Ä 

613 375 „ 


Aus der Tabelle 37 ersieht man, daß für Heilverfahren im letzten 
Berichtsjahre 19 Millionen Mark, also noch nicht der zehnte Teil aller Aus- 


Di gitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






















602 


Dr. med. Alfons Fischer, 


gaben, aufgewendet wurden. Man wird mithin, namentlich auch in Anbetracht 
des riesigen Vermögens, von einem übertriebenen Aufwand für Zwecke der 
Invaliditätsverhütung schwerlich sprechen können; freilich muß zugegeben 
werden, daß diese Ausgaben in den letzten Jahren erheblich gestiegen sind. 

Aber im Hinblick auf die Erfolge, welche mit dem Heilverfahren sowohl 
bei Lungentuberkulose als auch bei anderen Krankheiten erzielt wurden, 
wird man diese Aufwendungen nicht scheuen dürfen. Um ein Bild von 
diesen Erfolgen zu gewinnen, betrachte man die Tabelle 39 79 ). 


Tabelle 39. Erfolge der Heilbehandlung von Lungentuberkulose und 
anderen Krankheiten bei Männern und Frauen 1900 bis 1909. 


Lungentuberkulose 

1900 

1901 

1902 

1903 | 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

I 

Männer.. 

Frauen . | 

! I 

8442 

12652 

10821 

3 844 

12187 

4802 

14937' 

5211 

16957 

6520 

19085 

7536, 

! 21959 
! 9063 

22258 

9816 

26437^ 29277 
12288,12955 


Von 100 Behandelten 
erlangten — behielten 
Erwerbsfähigkeit 

Männer 

1900 

1901 

1902 

1903 ' 

1904 | 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

am Ende des 





1 

1 






Behandlungsjahres 

66 

70 

72 

73 

1 73 

76 

77 

77 

77 

79 

1. Jahres nach der Beh. 

48 

53 

57 

59 

! 61 

63 

65 

65 

66 

— 

9 

n » » » 

40 

45 

48 

5t 

53 

54 

55 

55 

— 

— 

n n * n 

35 

38 

44 

46 

1 48 

48 

49 

— 

— 

— 

3 n n n 

30 

32 

40 

43 

i 44 

44 

— 

— 

— 1 

— 


Von 100 Behandelten 
erlangten — behielten 
Erwerbsfähigkeit 





Frauen 





1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

am Ende des 

Behandlongsjahres 

67 

72 

76 

77 

76 

78 

81 

80 

81 

80 

1. Jahres nach der Beh. 

52 

60 

62 

64 

66 

67 

70 

69 

72 

— 

2* n » » * 

46 

51 

54 

57 

59 

60 

63 

62 

— 

| 

Q 

n n n n 

40 

45 

50 

53 

56 

55 

58 

— 

— 1 


4» v n n r> 

35 

39 

47 

50 

51 

52 

— 

— 

— j 

| — 


Andere Krankheiten l 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 | 

1907 

1908 

1909 

Männer .....*! 
Frauen . | 

1 

8755 

5276 

9176 

6009 

9837 

6196 

11868 

7761 

12182 

8426 

i i i i 

13098 14354 1 15702.17172 

9224 10212; 11035| 12240 

19942 

14058 


Von 100 Behandelten 
erlangten — behielten 
Erwerbsfahigkeit j 

Männer 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

i 1907 

1908 

1909 

am Ende des 

j 





j 





Behandlungsj ahrea 

! 62 

65 j 

64 

69 

69 

74 

75 

78 

77 1 

| 79 

1. Jahres nach der Beh. 

48 

j 53 

52 i 

55 

59 

63 

65 

67 

67 

— 

o 1 

i» n » n 

1 42 

47 

46 

52 

53 

1 58 | 

58 

61 

— 

— 

Q 1 

j) n n n | 

39 

43 

| 44 

48 

51 

1 54 

54 

— 

— 

— 

4. 

n » d n 

35 

| 38 

41 

46 

48 

1 51 | 

| — 

— 

_ i 

! — 
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Von 100 Behandelten 
erlangten — behielten 
Erwerbsfähigkeit 

1 




Frauen 





| 1900 

1901 

1902 , 

, 1903 

1904 

1905 

1906 

1907 | 

1908 

1909 

am Ende des 

Behandlungsjahres 

66 

67 

70 

72 

74 

77 

77 

79 

78 

81 

1. Jahres nach der Beh. 

51 

56 

58 

61 

64 

67 

68 

70 

70 

— 

rt V n » 

45 

51 

52 

57 

59 

62 ; 

62 

65 

— 

— 

n 1» » J» 

43 

47 

49 

54 

56 

58 | 

| 59 

— 

— 

— 

» » » i» 

39 

43 

47 

52 

54 

56 

[ — 

— 


— 


Aus der Tabelle 39 ersieht man, daß die Erfolge, namentlich auch die 
Dauererfolge, bei Männern und Frauen, bei Tuberkulösen und anderen 
Kranken von Jahr zu Jahr häufiger geworden sind. 

Man hat nun freilich gegen die Bedeutung insbesondere der Heilstätten 
den Einwand erhoben, daß hier vorzugsweise solche Kranke behandelt werden, 
die sich noch im Anfangsstadium (Stadium I) der Erkrankung befinden, mit¬ 
hin auch ohne eine so kostspielige Behandlung häufig erwerbsfähig werden, 
und daß hierauf der in Rede stehende Erfolg beruhe. Um über die Berech¬ 
tigung solcher Ein wände ein Urteil zu gewinnen, wollen wir die in der 
Tabelle 40 80 ) enthaltenen Angaben prüfen. 

Im Jahre 1909 abgeschlossene Heilbehandlungsfälle: 


Tabelle 40. Die wegen Lungentuberkulose behandelten Personen nach 

dem Krankheitsgrade. 



| Männer und Frauen 
| insgesamt 


Man 

n e r 


i 

! 

Frauen 


Stadium *) 

0 

I 

II 

111 

' 0 

I 

n 1 

III 

' 0 

| I 

1 n 1 

Lil 

In Heilbehandlung 
genommen ’. . . 


17841 

12560 

4744 


12015 9161 

3590 


5826 

3399 

1154 

Ergebnis am Schluß 
der Behandlung: 
Gebessert. 

897 

18628 

8215 

1389 

539 

12 600 

6302 

1126 

358 

6028 

1913 

263 

Nicht gebessert . . 

271 

1229 

1978 

2782 

24 

872 

1286 

2017 

i 3 

357 

692 

765 


*) Stadium 0: Merkmale "der Stadien I bis III nach der Behandlung nicht 
nachweisbar. Stadium I: Leichte teilweise Erkrankung eines Lungenlappens. 
Stadium II: Leichte Erkrankung eines ganzen oder schwere Erkrankung eines 
halben Lungenlappens. Stadium III: Erkrankung über Stadium II mit Höhlen¬ 
bildung in den Lungen. 

Die Tabelle 40 zeigt uns, daß tatsächlich nicht nur bei Tuberkulösen 
im Anfangsstadium, sondern auch bei solchen Kranken, die sich bereits im 
Stadium II oder HI befanden, oft gute Erfolge erzielt wurden. 

Nun soll zwar nicht verschwiegen werden, daß seitens mancher Ver¬ 
sicherungsträger 81 ) das Heilverfahren unnötigerweise zuweilen sehr kost¬ 
spielig, ja sogar luxuriös gestaltet wurde. Es ist vorgekommen, daß in 
einigen Lungenbeilanstalten pro Tag und Kopf fast 10 t/# verausgabt wurden; 
es wird berichtet, daß man in einer Heilstätte eine Kegelbahn für 18000 Jft 
gebaut und zur Erheiterung der Kranken vier Orchestrions, ein jedes im 
Preise von 12000 «/#, auf gestellt hat. Das geht natürlich zu weit. Allein 
diese Vorkommnisse dürfen keineswegs verallgemeinert werden. 
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ZuBainmenfassend können wir also sagen, daß in Anbetracht der bei 
dem Heilverfahren erzielten Erfolge und der im allgemeinen nicht zu hohen 
Ausgaben für prophylaktische Zwecke die in Rede stehende Bestimmung, 
die geeignet ist, eine Beschränkung solcher Maßnahmen herbeizuführen, vom 
Standpunkt der Sozialhygiene aus zu bedauern ist. 

Wie steht es nun mit den oben erwähnten Darlegungen der Reichs¬ 
regierung, wonach die Zahl der gewährten Invalidenrenten stärker gestiegen 
ist als die Bevölkerungsziffer? 

Prüft man, in welchem Umfange während der Zeit von 1895 bis 1905 
die Zahl der deutschen Einwohner und die Zahl der Invalidenrentner 
gestiegen ist, so ergibt sich, daß die Bevölkerung 82 ) um 24,3 Proz., die Zahl 
der Rentenempfänger 88 ) aber um 60,8 Proz. zugenommen hat; letztere 
erhöhte sich von 86127 auf 134560. 

Nun erscheint mir allerdings die Bezugnahme der Rentenempfänger 
zur Gesamtbevölkerung nicht gerechtfertigt zu sein. Zutreffender ist es, 
die Ziffer der Versicherten mit derjenigen der Rentenempfänger zu ver¬ 
gleichen. Nach der amtlichen Statistik wurden bei der Berufszählung im 
Jahre 1895 11,81, im Jahre 1907 dagegen 14,61 Millionen Versicherte fest- 
gestellt; die Zunahme belief sich also auf 32,4 Proz. Die Zahl der Invaliden¬ 
rentner stieg aber in der Zeit von 1895 bis 1907 um 56,3 Proz. Wir 
sehen also, daß die Zunahme bei den Invalidenrentnern verhält¬ 
nismäßig weit größer ist, als die Vermehrung der Versicherten. 
Und hierbei ist noch zu bemerken, daß man seit dem Jahre 1903 viel eng¬ 
herziger bei der Gewährung von Invalidenrenten verfährt als ehedem, und 
daß, ähnlich wie bei der Unfallversicherung, beim Kampf um die Invaliden¬ 
rente von Jahr zu Jahr weniger für die Bewerber günstige Schiedsgerichts¬ 
urteile gefällt werden. 

Die zur Erörterung stehende Bemerkung der Reichsregierung ist also 
ohne Zweifel richtig. Was aber ist hieraus zu schließen? Die zuletzt an¬ 
geführten Feststellungen geben zu der Befürchtung Anlaß, daß jetzt ver¬ 
hältnismäßig mehr Personen unter denVersicherten invalid werden als ehedem. 
Es ist ja schon mehrfach von uns darauf hingewiesen worden, um wieviel 
rascher der Kräfte verbrauch in der Arbeiterbevölkerung sich vollzieht, als 
in der Gesamtbevölkerung. Die Ergebnisse bezüglich der Zunahme der 
Invalidenrentner können hierfür als ein neuer Beleg erscheinen. Und hiermit 
würde auch die Tatsache im Einklang stehen, daß die Ziffer der Alters¬ 
rentner immer kleiner wird. Aus der Tabelle 38 ging schon hervor, daß 
im letzten Berichtsjahre für die Altersrenten, ein kleinerer Aufwand als 
für das Heilverfahren nötig war; es ist also gerechtfertigt, daß man aus 
dem ehemaligen Namen „Invaliditäts- und Alters Versicherungsgesetz“ das 
Wort „Alters“ gestrichen hat. Es zeigt sich aber, daß im Jahre 1910 
nur noch 11612 Altersrenten gegen 30144 im Jahre 1895 gewährt wurden. 
Und wenn auch diese Abnahme zum Teil darauf zurückzuführen sein mag, 
daß jetzt frühzeitiger Invalidenrenten bezogen werden, so verursachen alle 
diese Erscheinungen zusammen doch sehr ernste Bedenken. Sicherlich muß 
aus diesen Erfahrungen der Schluß gezogen werden, daß nicht eine Ein¬ 
schränkung, sondern vielmehr ein weiterer Ausbau der prophylaktischen 
Maßnahmen erforderlich ist. 
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V. Zusammenfassung. 

Überblicken wir nun noch kurz unsere gesamten Darlegungen. 

Wir haben zunächst auf Grund der bei der letzten Volkszählung ge¬ 
wonnenen Resultate die Bevölkerungszusammensetzung in Deutschland er¬ 
örtert Hierbei betonten wir, daß aus dem zwar sinkenden, aber doch immer 
noch erheblichen Frauenüberschuß auf eine verhältnismäßig schlechte physi¬ 
sche Beschaffenheit der männlichen Bevölkerung in ihrem Durchschnitt ge¬ 
schlossen werden muß. Erfreulich sind dagegen die amtlichen Mitteilungen 
über die Verlängerung der mittleren Lebensdauer; allein, eine übertrieben 
große Bedeutung darf dieser Errungenschaft nicht beigemessen werden, weil 
sie zum großen Teil auf einer Verminderung der Säuglingssterblichkeit, diese 
aber wiederum auf dem bereits bedenkenerregenden Geburtenrückgang 
beruht. Dazu kommt, daß die im allgemeinen zwar feststellbaren Ver¬ 
ringerungen der Mortalitätsziffern kein Beweis dafür sind, daß die Sterblich¬ 
keitsverhältnisse sich in der Gesamtheit der Bevölkerung gebessert haben. 
Die erörterten Ergebnisse der bremischen Untersuchungen zeigen sogar, daß 
die Mortalität in den ärmsten Volkskreisen während der letzten Jahre zu¬ 
genommen hat. 

Die Feststellungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes bezüglich der 
Fragen der Fleischnot und der Unterernährung liefern uns zwar wertvolles 
Material, aber die Antwort kann bestenfalls nur lauten: Non liquet. Die 
Schlußfolgerungen, welche das genannte Amt zieht, sind nicht haltbar, und 
sie müssen, namentlich im Hinblick auf die Einführung von Verbesserungs¬ 
maßnahmen im Nahrungswesen, entschieden beanstandet werden. Eher ist 
man, auf Grund der Untersuchungen der badischen Fabrikinspektion, be¬ 
rechtigt anzunehmen, daß in der Arbeiterbevölkerung weniger als die für 
erforderlich erachtete Menge Fleisch konsumiert wird, und daß die Arbeiter¬ 
familien jetzt, infolge der Fleischteuerung, zweifellos weniger Fleisch kaufen, 
als vor 20 Jahren. 

Auch im Wohnungswesen haben wir wieder von Mißständen berichten 
müssen. Vor allem ist die fortschreitende Großstadtbildung wenig erfreulich. 
Die Siedelungsmaßnahmen, wie sie insbesondere von den preußischen An¬ 
siedelungskommissionen durchgeführt werden, wären vom hygienischen 
Standpunkte aus gewiß zu begrüßen; allein, in Anbetracht der enormen 
Summen, die für diese Einrichtung notwendig sind, ist es doch zweifelhaft, 
ob der Wert der Ansiedelungen den hohen Aufwendungen entspricht, und 
ob man nicht das riesige Kapital im Sinne der Volksgesundheitspflege frucht¬ 
bringender hätte anlegen können. 

Mit Freude konnten wir den Berichten der preußischen Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten entnehmen, daß man damit angefangen hat, gesundheits¬ 
schädliche Arbeiten in Fabrikbetrieben statt von Menschen durch Maschinen 
verrichten zu lassen. Einen Fortschritt erblickten wir auch darin, daß 
manche Unternehmer ihren Arbeitern alljährlich einen Erholungsurlaub ge¬ 
währen. Der Ersatz der Handarbeit durch Maschinenarbeit, sowie die Be¬ 
willigung von Ferien haben zwar noch nicht die wünschenswerte Ausdehnung 
genommen; aber die Erfahrungen mit diesen beiden Maßnahmen haben be¬ 
wiesen, daß sie nicht nur der Gesundheit der Arbeiter dienen, sondern zu- 
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gleich im Interesse der Unternehmer gelegen sind; darum darf man wohl 
für die Zukunft eine erhebliche Erweiterung dieser Einrichtungen erwarten. 

Erfolge wurden ferner auf dem Gebiete der Kinderfürsorge errungen. 
Namentlich die Resultate der Berliner Säuglingsfürsorgestellen und des 
Leipziger Ziehkinderamtes sind sehr beachtenswert. Aber auch die Ver¬ 
hältnisse der Schulkinder haben sich erheblich gebessert. Dagegen be¬ 
gegneten wir argen Mißständen auf dem Gebiete der Mütterfürsorge. Es 
ist tieftraurig, daß, wie wir gesehen haben, eine so große Anzahl von Frauen in 
Preußen niederkommt, ohne den Beistand einer Hebamme genießen zu können. 

Aber dieser und andere unhygienische Zustände werden beseitigt oder 
doch gemildert werden, wenn das große Reformwerk, die Reichsversicherungs¬ 
ordnung, in allen ihren Teilen in Wirksamkeit getreten sein wird. Zwar 
haben wir auch an diesem Gesetze manche Unschönheit gefunden, gar 
manches hätten wir anders gestaltet gewünscht. Insbesondere hätte man 
gegenüber den im Interesse der Krankheitsterhütung erhobenen Forde¬ 
rungen die finanziellen Bedenken etwas mehr in den Hintergrund treten 
lassen dürfen, da ja amtlicherseits, wie wir dargelegt haben, nicht nur der 
sanitäre, sondern auch der volkswirtschaftliche Wert der Sozialversicherung 
demonstriert worden ist. Jedoch, selbst in der vorliegenden Form bringt 
das neue Gesetz in sozialhygienischer Hinsicht so bedeutende Vorteile, daß 
man das Werk ohne Zweifel zu den größten Taten auf dem Gebiete der 
Gesundheitspflege rechnen muß. 
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Selektion und Hygiene 1 )* 

Von Dr. med. W. Oettinger, Privatdozent f. Hygiene a. d. Universität Breslau. 


Die gesamte geistige Entwickelung in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts stand unter dem Einfluß der Darwinschen Selektionslehre. 
Schien sie doch das uralte Sehnen der Menschen zu erfüllen, die überall in der 
Natur wahrzunehmende Zweckmäßigkeit auf mechanische Ursachen zurück¬ 
zuführen und so verständlich zu machen. Daß die Natur in unerschöpflicher 
Fülle eine unübersehbar große Zahl von Keimen aller Art ausstreut, von 
denen nur verhältnismäßig wenige zur Entwickelung gelangen können; daß 
alle diese Keime voneinander verschieden sind, und daß mithin die einen 
der Umwelt besser angepaßt sein müssen als die anderen; daß schließlich 
diese bessere Anpassung in der Regel auch den Nachkommen eigen sein 
dürfte: Überproduktion also, Variabilität und Vererbung, diese drei 
Grundtatsachen des Darwinismus lagen ja klar vor aller Augen. Nichts 
schien leichter, als ihre Verknüpfung zur Lehre vom Kampf ums Dasein und 
vom Überleben des Passendsten in diesem Kampfe. Je schärfer der Kampf, 
je schonungsloser die Auslese, je geringer die Aussicht der weniger gut an¬ 
gepaßten Varianten, am Leben zu bleiben und Nachkommen zu erzeugen, um 
so sicherer und größer mußte der Erfolg sein. Wenn aber andererseits der 
Kampf nachließ, wenn eine Schädlichkeit zu wirken aufhörte, die vorher 
alles ausgerottet hatte, was ihr nicht gewachsen gewesen war, so war wieder 
die Möglichkeit gegeben, daß gute und schlechte Varianten wahllos sich 
mischten. Und diese Panmixie, die auch den schlechten gestattete, ihre 
minderwertigen Eigenschaften zu vererben, mußte sie nicht eine allmähliche 
Entartung zur Folge haben? 

Und zu derselben Zeit, da dieser Gedankengang allgemein zur Geltung 
kam, da entwickelte sich eine Wissenschaft, die nichts anderes erstrebte, 
als von den Menschen die Schädlichkeiten der Außenwelt fernzuhalten. Und 
als Robert Koch uns die Erreger der Infektionskrankheiten kennen 
lehrte, die Erreger der Seuchen, die früher die Menschheit dezimiert haben, 
als daher die Bekämpfung dieser Seuchen zum Hauptbestandteil der neuen 
Wissenschaft der Hygiene wurde, da übte auch sie sehr bald einen be¬ 
deutenden Einfluß auf das gesamte Leben des einzelnen wie des Volkes aus. 

Welch eigentümlicher Widerspruch! Auf der einen Seite die Über¬ 
zeugung, daß aller Fortschritt, ja selbst die Erhaltung der augenblicklichen 
Entwickelungshöhe auf schonungsloser Auslese beruht; daß — wenn anders 
die Gefahr der Degeneration vermieden werden soll — nur diejenigen zu 
weiterem Leben und zur Fortpflanzung gelangen dürfen, die im Feuer der 
Gefahren geläutert sind, die sich im schärfsten Kampfe als lebensfähig 
erwiesen haben: auf der anderen Seite das eifrige Bemühen, den Kampf zu 
mildern, ja ganz aufzuheben. Je erfolgreicher dieses Bemühen war, je mehr 

*) Nach einem im Januar 1911 in Breslau gehaltenen Vortrag. 
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es der Hygiene gelang, die Menschen vor den äußeren Gefahren zu schützen, 
denen früher so viele erlegen waren und die nur eine kleine, ausgewählte 
Schar hatte überwinden können, um so mehr war offenbar die Panmixie 
zu fürchten, mit allen ihren Folgen. Denn nun konnten sich Schwächliche, 
weniger Lebensfähige miteinander und mit Starken, Lebenskräftigen paaren, 
und eine verzärtelte, schwächliche, den schädlichen Einflüssen der Außen¬ 
welt weniger gewachsene Nachkommenschaft mußte die Folge sein. 

Der Gedanke an diese Gefahr liegt so nahe, daß es nicht überraschen 
kann, wenn sehr bald Stimmen laut wurden, die vor ihr warnten. Als einer 
der ersten ließ Herbert Spencer seinen Mahnruf erschallen. Im zweiten 
Bande seiner „Einleitung in das Studium der Soziologie l ) u sprach er die 
Befürchtung aus, daß die physische Qualität einer Gesellschaft durch die künst¬ 
liche Bewahrung ihrer schwächsten Glieder herabgesetzt werde. Durch die 
Verminderung der Schädlichkeiten würde eine Anzahl schwächerer Individuen 
am Leben erhalten, die sonst unterlegen wären. Durch die Fortpflanzung 
schwächerer Individuen und durch ihre Vermischung mit den stärkeren, die 
sonst allein überlebt hätten, würde die durchschnittliche Qualität verschlechtert. 
Unzählige Male ist diese Behauptung seitdem wiederholt worden, in wissen¬ 
schaftlichen Werken und in populären Darstellungen, in Fachzeitschriften 
und in der Tagespresse. Zwar hat vor einigen Jahren Kossmann 2 ) in 
einer Polemik gegen Grub er bestritten, daß Anhänger der Selektionslehre 
solche Behauptungen aufgestellt hätten. Aber er irrte darin zweifellos. 
Aus der Fülle der Belege, die hierfür in Schriften von Haycraft 3 ), Plötz 4 * ), 
Pearson 6 ), Ammon 6 ), Reibmayr 7 ) und vielen anderen zur Verfügung 
stehen, sei nur eine Bemerkung von Pelmann 8 ) herausgegriffen, der im 
Zentralblatt für öffentliche Gesundheitspflege u. a. schrieb: „So bedeutet fast 
jede Verbesserung der öffentlichen, hygienischen Verhältnisse einen Vorteil 
für die Schwächlichen, und wenn die wahrscheinliche Lebensdauer für den 
modernen Menschen, wie uns mit Stolz entgegengehalten wird, eine größere 
geworden ist, so bedeutet das in Wirklichkeit nichts anderes, als daß dies 
auf Kosten der Durchschnittsstärke der Konstitution oder der angeborenen 
Gesundheit der Rasse geschieht. Denn heute lebt eine größere Zahl schwäch¬ 
licher und kränklicher Individuen unter uns, leidet eine größere Zahl von 
ersteren an tuberkulösen, skrofulösen und anderen Anlagen als in früherer 
Zeit, und diese und andere Anlagen gehen auf unsere Kinder über. 44 Bis 

l ) Herbert Spencer, The study of sociology. Deutsche Ausgabe unter dem 
Titel „Einl. i. d. 8t, d. S. Ä Herausg. von Marq uard sen. Leipzig, o. J. 

*) Kossniann, Hygiene und Zuchtwahl. Münch, med. Wochenschr. 1903, 
Nr. 45, 8.1970. 

3 ) Haycraft, Natürliche Auslese und Rassen Verbesserung. Übers, von Ku- 
rella. Leipzig 1895. 

4 ) Plötz, Die Tüchtigkeit unserer Rasse und der Schutz der Schwachen. 
Berlin 1895. 

*) Pearson, Über Zweck und Bedeutung einer nationalen Rassenhygiene für 
den Staat. Leipzig-Berlin 1908. 

ö ) Ammon, Die natürliche Auslese beim Menschen. Jena 1898. 

7 ) Reibmayr, Die Entwickelungsgeschichte des Talentes und Genies, Bd. 1. 
München 1908. 

B ) Pelmann, Rassenverbesserung uud natürliche Auslese. Zentralbl. f. öffentl. 
Ges., Bd. 15, S. 190. 

Vierteljahrflachrift für Oo^undheitspfle^e, 1912. 39 
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in die neueste Zeit liest man solche Behauptungen in weit verbreiteten 
Schriften. So sagt der Münchener Arzt Schallmayer 1 ) in seinem Buch 
über „Vererbung und Auslese im Wettkampf der Völker“, das vor einigen 
Jahren den ersten Preis in dem bekannten Jenenser Preisausschreiben „Natur 
und Staat“ erhielt: „Indem es uns also gelingt, Blattern-, Cholera- und 
Typhusepidemien und Ähnliches zu verhindern, vermindern wir die Schärfe 
der natürlichen Auslese, und der Erfolg ist eine schwächere Durchschnitts¬ 
qualität der kommenden Generationen... 

Solche Behauptungen erregten natürlich heftigen Widerspruch, und 
bald nahmen die Hygieniker den Kampf auf. Da suchte man eine Lösung 
der Streitfrage durch die Hilfsmittel der Statistik herbeizuführen. 

Man versuchte feptzustellen, ob die hygienischen Maßnahmen bereits zu 
einer statistisch nachweisbaren Verschlechterung der Gesamtkonstitution des 
Volkes geführt hätten. Eine Gruppe von Schädlichkeiten vor allem gibt es, von 
der eine kräftige Auslese zu erwarten wäre: es sind diejenigen, die die Sterb¬ 
lichkeit der Säuglinge so erschreckend hoch treiben. Die Säuglingsmortalität 
ist so groß, daß wir ihren Ursachen in der Tat ganz allgemeine Verbreitung 
zuzuschreiben geneigt sind. Die Auslese ist so scharf — überleben doch in 
manchen Gegenden kaum zwei Drittel aller Neugeborenen das erste Lebens¬ 
jahr —, daß von vornherein die Annahme gerechtfertigt erscheint, daß diese 
Überlebenden eine besonders auserlesene Schar widerstandsfähiger Menschen 
bilden müssen. Wenn es also gelingt, in irgend einem Gebiete durch hygie¬ 
nische Maßnahmen von einer großen Zahl von Neugeborenen die Gefahren 
fern zu halten die ihr Leben bedrohten, so müßte die durchschnittliche 
Konstitutionskraft der überlebenden Kinder dieses Gebietes auf ein tieferes 
Niveau sinken; und diese durchschnittlich schwächere Konstitution müßte 
in dem späteren Schicksal der Überlebenden und in dem Gesundheits¬ 
zustand der älteren Bewohner dieses Gebietes zu einem statistisch bemerk¬ 
baren Ausdruck kommen. 

Nachdem Oesterlen 3 ) bereits im Jahre 1874 behauptet hatte, daß die 
Sterblichkeit im späteren Kindesalter besonders klein sei in den Ländern, die 
die größte Säuglingssterblichkeit aufzuweisen hätten, prüfte Rahts 3 ) die Frage 
an der Hand größeren statistischen Materials. Er verglich die Säuglings¬ 
sterblichkeit in den einzelnen Staaten und Staatsgebieten des Deutschen 
Reiches mit der Sterblichkeit der höheren Altersklassen, namentlich mit der 
Tuberkulosesterblichkeit in denselben Distrikten, wobei er in der Tat einen 
deutlichen Zusammenhang festzustellen glaubte. „Offenbar sind da, wo viele 
Kinder, namentlich Säuglinge, dem Leben erhalten bleiben, die Erwachsenen 
dem Tode deshalb mehr ausgesetzt, weil sie gewissen Krankheiten gegen¬ 
über weniger widerstandsfähig sind als da, wo bereits unter den Kindern 
der ersten Lebensjahre der Tod eine reiche Auslese gehalten hat. Aus den 
vorliegenden Ausweisen über die Ursachen der Sterbefälle ergibt sich nun, 
daß die Tuberkulose diejenige Krankheit ist, welcher vor allen anderen ver- 

*) Schallmauer, Vererbung und Auslese im Wettkampf der Völker. Jena 1904. 

*) Oester len, Handbuch der med. Statistik. 2. Aufl. Tübingen 1874. Zit. 
nach Prinzing. 

8 ) Rahts, Mediz.-statistische Untersuchungen a. d. Kaiserl. Gesundheitsamt, 
Bd.4, 1897. 
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hältnismäßig wenig Erwachsene in Gebieten mit hoher Kindersterblichkeit 
erliegen." Elben 1 ) wählte als Kriterium der Konstitutionskraft der Über¬ 
lebenden nicht die Tuberkulosesterblichkeit der höheren Altersklassen, sondern 
den Grad der Militärtauglichkeit. Er beschränkte sich auf Württemberg und 
kam zu demselben Resultate wie Rahts. „Fast durchgehends entspricht eine 
hohe Kindersterblichkeit einem hohen Grade der Tüchtigkeit der gemusterten 
Mannschaften, und umgekehrt. Die Erklärung dieser Tatsachen wird darin 
zu finden sein, daß bei großer Kindersterblichkeit der übrig bleibende Nach¬ 
wuchs um so lebensfähiger und kräftiger ist, d. h. daß die Kindersterblich¬ 
keit eine natürliche Auslese im Sinne der Darwinschen Lehre darstellt." 

Fast alle späteren Autoren jedoch, die wie Prinzing 2 * ), Gruber 8 ) 
und Hahn 4 ) ein außerordentlich großes statistisches Material benutzten, 
kamen — und ebenso Koppe 5 ), der ein kleines Material besonders eingehend 
verarbeitete — zum entgegengesetzten Resultate. Prinzing und Gruber 
zogen sogar in eingehender Kritik aus den Zahlen von Rahts und Elben 
ganz abweichende Schlüsse. Es darf aber nicht verschwiegen werden, daß 
in neuester Zeit wieder Meissner 6 ) aus der Rekrutierungsstatistik den 
Schluß ableitet, daß in einer hohen Säuglingssterblichkeit ein Faktor „der 
natürlichen Zuchtwahl oder Auslese" zu sehen sei. Wo die Mortalität der 
Säuglinge besonders hoch sei, da sei auch die Prozentzahl der Militär¬ 
tauglichen besonders groß und umgekehrt. Und auch Alsberg 7 ) führt die 
günstigen Tauglichkeitsziffern Rußlands auf die Auslese durch seine hohe 
Säuglingssterblichkeit zurück, die nur kräftige Kinder am Leben lasse. Eine 
ausführliche Kritik all dieser Statistiken und des ihnen zugrunde liegenden 
Gedankenganges — auf beiden Seiten dürften die Prinzipien der Selektions- 
lehre nicht immer richtig angewendet worden sein — würde zu weit führen. 
Nur der Hinweis sei mir gestattet, daß auch, wenn und gerade wenn dieser 
Gedankengang richtig wäre, die Statistik keine Entscheidung bringen könnte: 
denn eine niedere Säuglingssterblichkeit kann einmal eine Folge gemilderter 
und allzu milder Auslese sein, andererseits aber auch bei schärfster Auslese 
auf einem Überwiegen besonders guter Konstitutionen beruhen. Das Ergebnis 
müßte im Sinne der Selektionslehre gerade entgegengesetzt sein. 

Fast könnte es überflüssig erscheinen, diese Fragen ausführlich zu erörtern. 
Auch die fanatischsten Anhänger der Selektionslehre haben niemals daraus 
die praktische Konsequenz zu ziehen gewagt, daß man die hygienischen Maß¬ 
nahmen unterlassen müsse, die eine Verminderung der Säuglingssterblichkeit 


l ) Elben, Württemberg. Jahrbücher f. Landeskunde u. Statistik, 1901 (Jahrg. 
1900). Zit. nach Prinzing. 

*) Prinzing, Die angebliche Wirkung hoher Kindersterblichkeit im Sinne 
Darwinscher Auslese. Zentral bl. f. öffentl. Ges., Bd. 22, 8.111. 

s ) Gruber, Führt die Hygiene zur Entartung der Kasse' Münch, med. 
Wochenschr. 1903, Kr. 40, 41. Sep.-Abdr. Stuttgart 1904. 

4 ) Hahn, Über die Beziehungen zwischen Säuglingssterblichkeit, Säuglings¬ 
ernährung und Militärtauglichkeit. Münch, med. Wochenschr. 1908, Nr. 11. 

5 ) Koppe, Säuglingsmortalität und Auslese im Darwinschen Sinne. Münch, 
med. Wochenschr. 1905, Nr. 32. 

# ) Meissner, Die Militärtauglichkeit in Norddeutschland im Lichte der so¬ 
zialen Biologie und Hygiene. Kim. Jahrbuch 1910, Bd. 22. 

7 ) Alsberg, Militäruntauglichkeit und Großstadteinfluß. Leipzig 1909. 

39* 
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oder eine Prophylaxe der Seuchen bezweckten. Prinzing kann daher seine 
Ausführungen mit den Worten schließen: „In der Praxis haben die Ärzte 
auch niemals die Konsequenzen der Theorie von der selektorischen Wirkung 
hoher Kindersterblichkeit gezogen, vielmehr stets energisch für ihre Ver¬ 
minderung gewirkt.“ Aber dieser Satz ist nur halb richtig: das Verlangen 
nach einer Beseitigung hygienischer Maßnahmen ist nur die eine mögliche 
Konsequenz aus der Behauptung, daß die Hygiene einer natürlichen Auslese 
entgegenwirke. Es gibt noch eine zweite, und diese ist in der Tat gezogen 
worden, und die darauf begründeten Forderungen dringen in erschreckendem 
Maße vor. Sie gehen dahin, an die Stelle der angeblich verhinderten 
natürlichen Auslese eine künstliche, durch menschliche Gesetze, Satzungen 
und Sitten geregelte Auslese treten zu lassen. Die Bestrebungen nach Ein¬ 
führung einer künstlichen Zuchtwahl beim Menschen sind keineswegs neu. 
Bereits vor vielen Jahren schrieb der Engländer Haycraft 1 ) in seinem 
Buche „Natürliche Auslese und Rassen Verbesserung“: Die Mikroorganismen 
sind viel mehr Freunde als Feinde unserer Rasse, und wenn wir ernsthaft 
daran gehen, ihren selektiven Einfluß, d. h. die Beseitigung der Schwachen 
und die Erhaltung der Starken aufzuheben, müssen wir einen neuen, ebenso 
mächtigen Faktor der Auslese einführen, oder die Rasse muß ihrer Ver¬ 
schlechterung entgegengehen. Da die Auslese der Hauptfaktor der Rassen¬ 
veränderung ist, müssen wir die Auslese durch die Mikroben ersetzen durch 
bewußte und planmäßige Zuchtwahl.“ In neuerer Zeit nun ist die Agitation, 
die zugunsten dieser Anschauung entfaltet wird, zu beängstigender Höhe 
gestiegen. Zahlreiche Zeitschriften dienen der Propaganda dieser Idee, deren 
wertvollste das Archiv für Rassen- und Gesellschaftsbiologie und -Hygiene 
ist. Eine so weit verbreitete Organisation wie der Monistenbund hat sie 
sich zu eigen gemacht, in Flugschriften 2 ) verbreitet und zu Anträgen und 
Petitionen an die gesetzgebenden Körperschaften verdichtet. In England 
wurden der Rassenhygiene oder Eugenie, wie sie dort genannt wurde, Lehr¬ 
stühle errichtet. Die Vertreter der wissenschaftlichen Hygiene standen 
dieser Bewegung lange Zeit fremd gegenüber und mußten sich deswegen 
schwere Angriffe gefallen lassen. Aber in der neuesten Zeit haben sich auch 
Lehrer der Hygiene an deutschen Hochschulen, dem Beispiele Hüppes folgend, 
der neuen Lehre zugewandt. Die vor mehr als Jahresfrist begründete Gesell¬ 
schaft für Rassenhygiene steht unter der Leitung Grubers in München. 
Selbst in den neueren Lehrbüchern der Hygiene wird auf die Rassenhygiene 
hingewiesen. 

Das ist zu bedauern, denn die lange geübte Zurückhaltung wahr wolil- 
begründet. Eine eingehende Durchsicht der eugenischen Literatur läßt die 
wissenschaftlichen Grundlagen aller Bestrebungen nach Einführung einer 
künstlichen Zuchtwahl beim Menschen als recht zweifelhaft erscheinen 8 ). Nur 


l ) Haycraft, Natürliche Auslese und Rassen Verbesserung. Übers, v. Kure 11a. 

*) Schallmayer, Vererbung und Auslese. Flugschrift d. Monistenbundes, 
Heft 5, 1907. 

8 ) Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei ausdrücklich hervorgehoben, daß 
ich hier unter der Bezeichnung „Rassenhygiene“ nur diejenigen Bestrebungen zu¬ 
sammenfasse, die darauf abzielen, beim Menschen eine künstliche Auslese in 
irgend einer Form vorzunehmen. Häufig wird sie auch auf Bestrebungen an- 
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andeutungsweise kann natürlich im Rahmen dieses Vortrages auf einige 
Bedenken hingewiesen werden. Über die Möglichkeit einer künstlichen 
Zuchtwahl spricht sich Schallmayer wie folgt aus: „Es ist nicht daran zu 
zweifeln, daß sich durch zweckmäßige Leitung der menschlichen Zuchtwahl 
ein sittlich, geistig und körperlich *) mehr und mehr befriedigendes Geschlecht 
erzielen ließe. u Und an einer anderen Stelle: „Es läßt sieh also sehr wohl 
annehmen, daß durch eine sachkundig geleitete Zuchtwahl die natürlichen 
Anlagen und Triebe der Menschen sich schon in absehbaren Zeiten in der 
gewünschten Richtung wesentlich steigern ließen. Wir können das aus den 
Resultaten der Tierzucht schließen.“ 

Schon hier müssen Bedenken einsetzen: Besteht nicht zwischen dem 
Handeln der Tierzüchter und den Bestrebungen der Rassenhygieniker ein 
wesentlicher Unterschied? Der Tierzüchter greift eine einzige, ganz be¬ 
stimmte, genau definierte Eigenschaft heraus, auf deren Steigerung durch 
Zuchtwahl er hinarbeitet; und das ist auch durchaus erforderlich, wie sich 
aus den Grundgedanken der Selektionslehre ohne weiteres ergibt. „Man 
kann z. B. das Schaf züchten auf Fleisch oder auf Wolle. Will man 
ersteres, so wird sorgfältig darüber gewacht, daß nur solche Tiere einer 
Herde sich miteinander paaren, die zu stärkerem Fleischansatz hinneigen, 
ohne Rücksicht auf die Wolle. Kommt es dagegen auf Wollproduktion 
an, so veranlaßt man die Paarung von Schafen mit besonders langer Wolle; 
auch kann auf feine Wolle gezüchtet werden, im Gegensatz zu vieler Wolle, 
deren Qualität minderwertig ist. Es ist dem Züchter immer nur möglich, 
die Vervollkommnung in einer Richtung zu bewirken; er kann nicht zugleich 
auf Wolle und auf Fleisch züchten. Ein solcher Versuch würde zu gar 
nichts führen, sondern voraussichtlich den Wert der Rasse herabdrücken“ 2 ). 

Bei den Rassenhygienikern aber herrscht über die zu züchtende Eigen¬ 
schaft die größte Verwirrung. Die meisten begnügen sich mit ganz allgemeinen 
Redewendungen, wie minderwertig, vollwertig, schwächlich u. dgl. Schall¬ 
mayer selbst hat die Steigerung von sittlichen, geistigen und körper¬ 
lichen Eigenschaften als Ziel bezeichnet, ohne aber eine bestimmte Anlage 
herauszugreifen. Schließlich entscheidet er sich 1 — und mit ihm wohl die 
Mehrzahl der Eugeniker — für die Züchtung ethischer Vorzüge; andere 
wieder betonen mehr die intellektuellen Fähigkeiten; zur Begründung ist 
aber meist von den Gefahren und der Verbreitung körperlicher Entartung 
die Rede gewesen. Die Unmöglichkeit, irgend eine bestimmte Eigenschaft 
als selektionswürdig herauszugreifen, muß bereits erhebliche Zweifel ver¬ 
anlassen. Nun könnte eingewendet werden, daß diese Überlegung nur für solche 

gewendet, deren Zweck ein Kampf gegen die „direkten Keimschädigungen“ ist, 
insbesondere gegen die durch Syphilis und Alkoholismus hervorgerufenen. Selbst¬ 
verständlich halte ich diese Bestrebungen für durchaus begründet und begrüßens¬ 
wert. Da sie aber — in Zielen und Wegen — mit den Aufgaben der Hygiene 
identisch sind, so besteht kein Anlaß, sie unter einem besonderen Namen abzu¬ 
trennen. Neu — und von den Aufgaben der Hygiene prinzipiell verschieden 
ist nur das Streben nach Einführung einer künstlichen Zuchtwahl; daher halte 
ich mich für berechtigt, die Bezeichnung Rassenhygiene darauf allein zu beschränken. 

l ) Bei Schallmayer steht „künstlerisch“, was wohl ein Druckfehler und 
durch „körperlich“ zu ersetzen ist. 

*) Reinke, Die Welt alsjTat. 5. Aufl. Berlin 1908. 
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Maßnahmen gelten würde, die eine positive Auslese besonders günstiger 
Keimvarianten bezweckten. Solche Maßnahmen werden aber auch von den 
Anhängern der Eugenie ernsthaft kaum befürwortet. Sie würde aber nicht 
— oder wenigstens nicht in vollem Umfange — gelten für die Bestrebungen, 
die nur eine negative Auslese, eine Verhinderung der Fortpflanzung 
minderwertiger Varianten, zum Ziele haben. Ohne auf die Berechtigung 
dieses Einwandes hier näher einzugehen, will ich im folgenden nur die 
negative Auslese berücksichtigen. Die hierzu vorgeschlagenen Maßregeln 
sind wiederum ihrem Grade nach verschieden. Die Tötung der Minder¬ 
wertigen wird im allgemeinen verworfen: „Die bewußte oder künstliche 
Auslese“, schreibt Schallmayer, „hätte sich beim Menschen selbstverständ¬ 
lich nicht der Vernichtung von Individuen zu bedienen, welche den für die 
Auslese jeweilig maßgebenden Anforderungen nicht genügen, sondern würde 
in ihrer bloßen Fernhaltung von der Fortpflanzung zu bestehen haben, 
d. h. in der Versagung der Ehe durch Sitte oder Gesetz.“ Auch hier drängen 
sich uns Bedenken auf, die uns schließlich zu einer Ablehnung führen werden. 
Von dem Mechanismus der Vererbung wissen wir bereits viel, so viel, daß 
wir sagen können: es fehlen für den Versuch einer Beeinflussung dieses un¬ 
endlich feinen Mechanismus alle Voraussetzungen. Wir kennen die Tat¬ 
sachen der Reduktionsteilung und der Amphimixis, und wir wissen, 
daß sie eine unübersehbar große Zahl von Kombinationsmöglichkeiten für 
die elterlichen Keimanlagen schaffen. Wir wissen, daß derselbe elterliche 
Organismus Keimzellen mit ganz verschiedenen Anlagen hervorbringen 
kann, darunter solche, die — infolge der Reduktionsteilungen — die bei 
der elterlichen Ontogenese leitend gewesenen, dominierenden Anlagen nur in 
der Minorität oder selbst gar nicht enthalten. Über die Beeinflussung der 
Keimanlagen durch die Amphimixis, durch die Kombination mit denen einer 
anderen Keimzelle, können wir im Einzelfall nichts vorherwissen. Die Neu¬ 
kombination der einzelnen Bestandteile der Vererbungssubstanzen kann das 
Auftreten neuer Eigenschaften am Sprößling zur Folge haben; aus der Kom¬ 
bination zweier gesunder und vollwertiger Anlagen können krankhafte, aus 
der Kombination minderwertiger können, wenn auch nicht gesunde, so doch 
wertvolle Bildungen hervor gehen. 

Welche Kombination von Keimanlagen aus der unendlichen Zahl der 
möglichen im vorliegenden Einzelfall eintreten werde, darüber kann niemand 
auch nur Vermutungen hegen. Die Tötung von minderwertigen Individuen 
mag der verteidigen wollen, der das individuelle Leben gering einschätzt 
gegenüber dem Interesse der Gesamtheit. Ein Gemeinwesen wie das der 
Spartaner, das planmäßig eine Eigenschaft hochzüchten wollte, handelte 
zweckmäßig, wenn es die als ungünstig erkannten Varianten vernichtete. 
Der modernen Rassenhygiene erscheint das zu grausam, und sie verlangt 
daher nur — wenigstens in einigen ihrer Vertreter — (gemeinsam mit 
dem Bund deutscher Frauenvereine!), daß bei der bevorstehenden Neu¬ 
regelung der strafrechtlichen Bestimmungen die Vernichtung der noch un¬ 
geborenen Leibesfrucht zugelassen und sogar angeordnet wird, wenn „nach 
ärztlichem Ermessen zu erwarten steht, daß das Kind geistig oder körperlich 
schwer belastet ins Leben treten wird“. Dagegen kann nicht entschieden 
genug Stellung genommen werden. Denn was unser Handeln dadurch an 
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Milde — vielleicht — gewinnen würde, würde es an Sicherheit und 
Zweckmäßigkeit notwendig einbüßen. Nicht schlechte Varianten sollen 
mehr vernichtet werden, sondern solche, von denen der Verdacht besteht, 
daß sie vielleicht schlecht sein könnten. Und das gilt ganz allgemein. Je 
weiter in bezug auf das Entwickelungsstadium wir die Vernichtung des Keimes 
zurückBchieben, um so mehr verliert sie an Sicherheit, um so geringer ist 
die Möglichkeit, Fehlgriffe zu vermeiden. Es gilt daher auch von der Ver¬ 
hinderung der Fortpflanzung, die bei uns durch Sitte oder Gesetz er¬ 
reicht werden soll, und die bereits in einigen nordamerikanischen Staaten 
durch operative Sterilisierung erzwungen wird J ). Daß ein gesetzliches Vor¬ 
gehen in diesem Sinne der wissenschaftlichen Grundlagen völlig entbehren 
würde, dürfte allseitig zugegeben werden 2 ). Die meisten Eugeniker wollen 
sich wohl auch mit einer „Schärfung des Gewissens“, einem freiwilligen Ver¬ 
zicht auf Fortpflanzung begnügen. Leider müßte die weitere Ausbreitung 
solcher Ideen lediglich eine Minusselektion, eine Vernichtung besonders 
wertvoller Keimanlagen zur Folge haben, was ich hier nur andeuten kann. 
Jedenfalls aber würde auch durch die Verhinderung der Fortpflanzung auf 
Grund eines bloßen Verdachtes menschliches Leben vernichtet werden. 
Niemals aber kann die Vernichtung von Leben, dessen Bedeutung für die 
Entwickelung der Menschheit wir im Einzelfall gar nicht abzuschätzen ver¬ 
mögen, niemals kann die Vernichtung menschlichen Lebens Ziel und Aufgabe 
hygienischer Bestrebungen sein. Unklug nannte einst Friedrich Hebbel 
die Polizei, die die Embryonen würgen wollte, weil sich Räuber und Mörder 
daraus entwickeln könnten. 

Die wissenschaftliche Hygiene hat daher alle Veranlassung, den Bestre¬ 
bungen der Rassenhygiene entgegenzutreten. Den Schein einer Berechtigung, 
ich möchte sagen ihre einzige Entschuldigung, konnten diese nur durch 
die Behauptung gewinnen, daß die Hygiene dem Wirken der natürlichen 
Auslese entgegenarbeite. Wenn man das — mit Gr über — bestreitet, 
so ist offenbar der Forderung, das angeblich Verlorene durch eine künstliche 
Auslese zu ersetzen, der Boden entzogen. Wie es sich damit verhält, haben 
wir vorhin unentschieden gelassen. Jetzt sind wir gezwungen, das Ver¬ 
hältnis zwischen Hygiene und Selektion noch näher zu betrachten. Eine 
Beziehung besteht in der Tat, aber ganz anders, als die Gegner der Hygiene 
und die Anhänger der Rassenhygiene vermeinen. Es läßt sich nämlich 
leicht zeigen, daß die Hygiene, weit davon entfernt, eine natürliche Aus¬ 
lese zu hindern, sie vielmehr erst ermöglicht, daß sie die Vorbedingung 
ist, ohne deren erfolgreiches Wirken eine natürliche Auslese der Bestorga¬ 
nisierten gar nicht stattfinden könnte. 

Schon Darwin hatte darauf aufmerksam gemacht, daß nicht in allen 
Fällen der Sieg im Kampf ums Dasein den Besten, d. h. den Bestangepaßten 
gehöre, daß vielmehr auch zufällige Vorteile gelegentlich eine Rolle spielen. 
Aber die ganze Tragweite dieses Einwandes hat uns erst der scharfsinnige 


l ) Literatur u. a. bei Graeter, Dementia praecox mit Alkoholismus chronicus, 
S. 189 ff. Leipzig 1909. 

# ) Eheverbote für ansteckungsfähige Geschlechtskranke haben natürlich 
mit dieser Frage nichts zu tun. 
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Gegner der Selektionslehre, der Baseler Professor der Psychiatrie Gustav 
Wolff a ), kennen gelehrt. 

Wolff weist darauf hin, daß fast alle Beispiele, die die Selektionslehre 
anführt, um den Sieg des Passendsten im .Kampf ums Dasein zu erweisen, 
gar nicht in der Natur wirklich beobachtet sind, sondern nur theoretischen 
Konstruktionen ihr Dasein verdanken. Und er weist nach, daß bei allen 
Selektionsprozessen, die wir in der Natur wirklich beobachten können, 
keineswegs die Zufälligkeit der Ausrüstung, der individuellen Eigenschaften, 
sondern die Zufälligkeit der Lage, nicht der Vorteil der Organisation, 
sondern der Vorteil der Situation den Ausschlag gibt, — gerade wie bei 
einem Eisenbahnunglück nicht diejenigen am besten wegkommen, die die 
festesten Knochen haben, sondern diejenigen, die zufällig die günstigsten 
Plätze einnehmen. 

Wenn schon im Naturleben die Organisationsvorteile an Bedeutung zu¬ 
rücktreten, so ist unbestreitbar, daß die menschliche Kultur, je länger je mehr, 
so zahlreiche und so große Situationsunterschiede herausgebildet hat, 
daß vor ihnen die etwaigen Unterschiede in der Organisation vollständig 
verschwinden müssen — so vollständig verschwinden müssen, daß beim 
Fortbestehen jener Situationsunterschiede von einer Auslese des Besseren gar 
keine Rede sein könnte. Hier nun greift die Hygiene ein. Alle Maß¬ 
nahmen der Hygiene bezwecken nichts anderes als die Ausschaltung von 
Situationsnachteilen, die wahllos gut und schlecht Organisierte schädigen 
und dahinraffen. Einige Beispiele mögen das erläutern. 

In einigen Wochen — so beginnt Wolff eine poetische Schilderung — 
werden die schmelzenden Liebeslieder der Frösche uns ins Freie locken, und 
ihren mächtigen Willen zum Leben werden wir zum Ausdruck kommen sehen 
in Gestalt massenhafter schwarz punktierter Gallertklümpchen, die den 
Wasserspiegel unserer Tümpel zieren. Jeder dieser schwarzen Punkte will 
ein Frosch werden, alle können es, alle können es sicher gleich gut. Aber 
nur eine ganz verschwindende Anzahl, eine kleine Auslese erreicht diesen 
Gipfel des Daseins. Der Tümpel trocknet aus, sein Spiegel sinkt, und die¬ 
jenigen Gallertklumpen, die zufällig an seichteren Stellen schwimmen, geraten 
aufs Trockene und ihrer Entwickelung ist ein Ende bereitet. Waren diese 
Eier minderwertig? Würden weniger gut organisierte Fröschlein aus ihnen 
hervorgegangen sein als aus jenen, die ein Zufall ins Nasse gerettet hat? 
Zu einer solchen Annahme berechtigt uns keine Erfahrung. 

Die gleiche Erwägung nun gilt für die Menschenkinder, die alljährlich 
geboren werden, und von denen nur eine kleine Auslese die Gefahren des 
ersten Lebensjahres übersteht. Die Güte der Organisation könnte nur dann 
ausschlaggebend sein, wenn alle gleichmäßig derselben Schädlichkeit aus- 
gesetzt wären. Das ist keineswegs der Fall. Wenn wir den Ursachen der 
hohen Säuglingssterblichkeit nachgehen 2 ), so finden wir zunächst, daß Bie 


l ) Wolff, Der gegenwärtige Stand des Darwinismus. Leipzig 1896. Ferner 
„Beiträge zur Kritik der Darwinschen Lehre“. Leipzig 1898. „Mechanismus 
und Vitalismus“, Leipzig 1905 und „Die Begründung der Abstammungslehre“, 
München 1907. 

*) Die Darstellung folgt im wesentlichen der Arbeit von Willim, Zeitschr. 
f. Hygiene 1908, Bd. 62. 
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aufs engste zusammenhängt mit der Höhe der Lufttemperatur. Die er¬ 
schreckende Höhe der Säuglingsmortalität beruht hauptsächlich auf der 
Steigerung, die die Zahl der Todesfälle an Verdauungsstörungen im Hoch¬ 
sommer erfährt. In kühleren Sommern ist die Mortalität wesentlich geringer 
als in heißeren; Länder und Städte mit kühlerem Klima werden viel weniger 
heimgesucht. Je weiter nördlich wir kommen, desto geringer wird die 
Steigerung der Säuglingstodesfälle im Sommer, desto niedriger bleibt damit 
auch die Gesamtsäuglingssterblichkeit. Man kann sogar ganz genau die 
Grenzlinie ziehen, nördlich von der ein Ansteigen der Sommersterblichkeit 
fehlt; und zwar ergibt sich, daß der heißeste Monat eine Mitteltemperatur 
von 16° haben muß, um noch einen deutlichen Ausschlag der Sterblichkeit 
hervortreten zu lassen. Offenbar handelt es sich hier um einen ganz aus¬ 
gesprochenen Situationsunterschied; nichts spricht dafür, daß in jenen 
Ländern, daß in kühleren Jahren besser organisierte Kinder geboren werden. 
Aber das geht noch weiter. Bei näheren Untersuchungen hat sich ergeben, 
daß es keineswegs bloß Unterschiede der Lufttemperatur, also klimatische 
Differenzen sind, die diesen maßgebenden Einfluß ausüben. Von dem Klima 
des Landes und der Stadt müssen wir noch das Wohnungsklima unterscheiden. 
Daß die Höhe der Wohnungstemperatur für die Säuglingssterblichkeit von 
hoher Bedeutung sein müßte, hat schon im Jahre 1878 Flügge 1 ) in einer 
Arbeit über das Wohnungsklima im Hochsommer als Vermutung geäußert. 
Später hat besonders Meinert diese Ansicht verfochten. Vor einigen Jahren 
hat Willim im Breslauer Hygienischen Institute Untersuchungen angestellt 
über die Wohnungstemperatur im Hochsommer, gemessen in einer normalen 
Wohnung des vierten Stockwerkes eines durchschnittlichen Hauses. Er hat 
die täglichen Schwankungen dieser Wohnungstemperaturen in Kurven auf¬ 
gezeichnet und mit den täglichen Schwankungen der Magendarmtodesfälle 
der Säuglinge verglichen. Es zeigte sich, daß die beiden Kurven genau 
Zusammengehen. Nicht nur der Gesamtverlauf harmoniert, sondern jeder 
einzelnen stärker ausgeprägten Temperaturschwankung entspricht eine sinn¬ 
gemäße Hebung oder Senkung der Mortalitätskurve. Von Mitte Mai ab 
vollzieht sich kein Temperaturanstieg der Wohnung, ohne in einer sofort 
eintretenden Steigerung der Mortalitätskurve entsprechenden Ausdruck zu 
finden. 

Nun ist die Wohnungstemperatur wesentlich höher als die gleichzeitig 
gemessene durchschnittliche Lufttemperatur, und auch im Verlauf zeigt sie 
eiuige Abweichungen. Daraus folgt, daß sich auch in demselben Lande, 
in demselben Jahre keineswegs alle Kinder in derselben Situation be¬ 
finden, daß vielmehr die verschiedensten zufälligen Momente von Bedeutung 
sind. Die Wohnungstemperatur wird — wie von Flügge in den erwähnten 
Untersuchungen festgestellt — entscheidend beeinflußt von der Temperatur 
der Wände. Diese nehmen nicht die Temperatur der Luft an, sondern sie 
sind in sehr vielen Fällen noch einer besonderen Wärmequelle ausgesetzt, 
die dann in ganz überwiegendem Maße ihre Temperatur bestimmt, nämlich 
der direkten Bestrahlung durch die Sonne. Diese wiederum hängt ab von 
der Lage des Hauses, seiner Orientierung nach Himmelsrichtungen, der 


l ) Flügge, Beitr. z. Hygiene. Leipzig 1878. 
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Breite der Straße, aber auch von dem Material der Mauern, ihrem Luft¬ 
gehalt, der größeren oder geringeren Rauhigkeit, der Farbe ihrer Ober¬ 
fläche. 

Die Temperaturen der Wände sind nun außerdem noch verschieden nach 
der Etagenhöhe — ein Situationsunterschied im wahrsten Sinne des 
Wortes. Das Haus wird durch die Bestrahlung des Daches auch von oben 
her beträchtlich erwärmt. Die Zimmerdecke im obersten Stockwerk erhitzt 
sich demgemäß auf einen sehr hohen Grad und erteilt auch der Zimmerluft 
eine wesentlich höhere Temperatur. Im Gegensatz dazu sind die kalten 
Kellerwände imstande, eine merkliche Abkühlung zu bewirken. Dazwischen 
gruppieren sich die übrigen Stockwerke. Daneben kommen noch in ganz 
verschiedenem Maße die inneren Wärmequellen des Hauses zur Geltung. 
Die Küchenkamine liefern namentlich wieder in die höheren Stockwerke eine 
bedeutende Wärmemenge, ferner kommt die Zahl und die Beschäftigung 
der Bewohner in Frage. Alle diese Situationsunterschiede sind für 
die Höhe der Säuglingssterblichkeit von entscheidender Bedeutung. In den 
im Sommer gleichmäßig kühl temperierten Kellerwohnungen herrscht 
eine prozentual geringe Säuglingssterblichkeit — obwohl doch gerade hier 
die soziale Lage häufig die denkbar ungünstigste ist. 

Damit ist ein zweiter Situationsunterschied von großer Wichtigkeit 
genannt, auf dessen Bedeutung W. Prausnitz l ) besonders nachdrücklich 
aufmerksam gemacht hat — die soziale Lage der Eltern. Bei einiger Wohl¬ 
habenheit fehlt die Sommerakme der Darmerkrankungen völlig; nur in 
der ärmeren Bevölkerung zeigt sich die enorme Steigerung. Für Graz hat 
Prausnitz nachgewiesen, daß in den letzten 20 Jahren kein einziges Kind 
wohlhabender Eltern an Magendarmerkrankungen gestorben ist. Die Zahlen 
für Breslau hat Willim zusammengestellt. Es ergab sich, wenn man vier 
Wohlhabenheitsklassen unterscheidet, daß in Klasse I kein einziger, in 
Klasse II 5 Säuglinge gestorben sind, anstatt 184, wie der Kinderzahl ent¬ 
sprochen hätte. Die unterste, IV. Klasse hatte eine Mortalität von 923, 
während nach der Kinderzahl 687 zu erwarten gewesen wäre. Aber auch 
die Säuglinge der sozial am ungünstigsten gestellten Schicht unterliegen 
keineswegs alle der gleichen Gefährdung. Nur den künstlich oder vielmehr 
widernatürlich mit Tiermilch aufgezogenen ist die Wohnungshitze verderb¬ 
lich. Die Brustkinder werden von ihr durchaus nicht anders beeinflußt als 
die Kinder der Reichen, für die wieder die Art der Ernährung belanglos ist. 
Hier könnte man am ehesten an einen Vorteil der Organisation denken, 
der auch Selektionswürdig wäre: nur solche Kinder werden hingerafft, deren 
Mütter an Stillfähigkeit oder Stillwillen hinter denen der anderen zurück¬ 
stehen, so daß die Vererbung dieses körperlichen oder ethischen Defektes 
verhindert würde. Aber auch das trifft nicht zu. Die übereinstimmenden 
Erfahrungen der Kinder- und Frauenärzte haben gezeigt, daß ungenügende 
Stillfähigkeit nur zum kleinsten Teile Ursache des Nichtstillens ist 3 ). Die 
mangelnde Neigung zum Stillen dürfte in erster Linie in den begüterten 


*) Prausnitz, Physiologische und sozialhygienische Studien über Säuglings- 
ernahrung und Säuglingssterblichkeit. München 1902. 

*) Ausführliche Literatur z. B. bei Hunziker, Med. Klin. 1910, Nr. 8. 
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Kreisen eine Rolle spielen, wie auch die Feststellungen von Böckh 1 ) be¬ 
weisen. Gerade in diesen Kreisen sind die Kinder aber gar nicht durch die 
künstliche Ernährung besonders gefährdet. In den ärmeren Schichten da¬ 
gegen handelt es sich doch fast immer um eine durch den Zwang zum 
Erwerb bedingte tatsächliche Unmöglichkeit, dieser Pflicht zu genügen. 
Dazu kommt noch die Unkenntnis weitester Kreise der Mütter über die 
Bedeutung der natürlichen Ernährung, eine Unkenntnis, aus der ihnen uni 
so weniger Vorwurf erwächst, als ja die Irrlehre von der Gleichwertigkeit 
künstlicher Aufzucht jahre-, ja jahrzehntelang auch von Ärzten verbreitet 
wurde. 

Lediglich als Situationsunterschied wirkt das verschiedene Alter 
der Kinder: die Jüngsten sind, worauf Gruber 2 ) mehrfach hingewiesen 
hat, am meisten gefährdet. Je älter die Säuglinge sind, wenn die Schädigung 
durch hohe Sommertemperaturen sie trifft, um so leichter vermögen sie zu 
widerstehen. Die im Herbst und Winter geborenen Kinder sind daher 
erheblich weniger gefährdet, als die im Frühling und Sommer geborenen. 
Die günstigen Geburtsmonate erfahren eine Verschiebung, je nachdem die 
hohe Temperatur bereits im Mai oder im Juli oder erst im September einsetzt. 

Wir sehen, 9elektionswürdige Organisationsvorteile kommen in keinem 
Stadium in Betracht. Nicht die Güte und Kraft ihrer Organisation 
entscheidet über das Schicksal der Kinder, sondern der Zufall ihrer 
Situation. Hier hat nun die Hygiene einzugreifen. Ihre Aufgabe ist es, 
die S i tu ations nach teile auszuschalten. Damit ist nicht gesagt, daß sie 
danach zu streben hat, alle Situationsunterschiede auszugleichen. Oft 
werden solche Forderungen erhoben. Wie von der Tuberkulose und manchen 
anderen Seuchen sagt man wohl auch von der Säuglingssterblichkeit, es sei 
eine Wohnungskrankheit, deren wirksame Bekämpfung erst dann möglich 
sein werde, wenn alle Schichten der Bevölkerung gleichmäßig zweckmäßige 
Wohnungen haben werden; daß eine Reform unserer Bodenpolitik und der 
gesamten WohnungsVerhältnisse unerläßliche Vorbedingung des Erfolges 
sei. Nichts kann falscher sein. Ein solche Verquickung sozialpolitischer 
und hygienischer Forderungen bürdete der Hygiene eine Last auf, der sie 
erliegen müßte. Der Ausgleich von Situationsunterschieden mag das 
Ziel sozialer Reformbestrebungen bleiben. Für die Hygiene genügt es, das 
spezifisch schädigende Moment der verschiedenen Situationen, den 
Situations nach teil, zu erkennen und gegen diesen vorzugehen. Im vor¬ 
liegenden Falle wäre es Aufgabe der hygienischen Forschung, festzustellen, 
worin eigentlich das Schädigende der hohen Wohnungstemperaturen im 
Sommer liegt. Bekanntlich wird diese Frage gerade in neuerer Zeit wieder 
sehr lebhaft diskutiert, und zwei Ansichten stehen sich vorläufig noch 
ziemlich schroff gegenüber. Die einen vertreten die Ansicht, daß es sich 
um eine direkte Einwirkung der hohen Temperaturen auf die Säuglinge 
selbst handele, um eine durch die Erschwerung der Wärmeabgabe in den 


l ) Böckh, Bericht über die Berliner Volkszählungen 1885, Heft 2, S. 67ff. 
Berlin 1891. Siehe auch Seutemann, Kindersterblichkeit sozialer Bevölkerung*- 
gruppen. Tübingen 1894. 

*) Gruber, Führt die Hygiene zur Entartung der Russe' Stuttgart 1904. 
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überhitzten Wohnungen hervorgerufene Wftrmestauung 1 ). Dagegen hat 
Willim 2 * ) zwar geltend gemacht, daß für das Zustandekommen einer 
Wärmestauung der Feuchtigkeitsgehalt der Luft von ausschlaggebender 
Bedeutung ist, daß aber die Kurve der Säuglingssterblichkeit keinerlei Ab¬ 
hängigkeit von den Schwankungen der Luftfeuchtigkeit erkennen läßt; aber 
Rietschel 8 ) hat — wohl mit Recht — darauf hingewiesen, daß auch für 
den Einfluß der Luftfeuchtigkeit nicht die Außenluft, sondern die 
Wobnungsluft in Betracht käme, deren Schwankungen von jener unab- 
hängig sein könnten. Klose 4 ) jedoch hat dem Willim sehen Einwande 
Rechnung getragen, indem er für die Schädigung der Kinder ein Zusammen¬ 
wirken von hoher Temperatur und Lufttrockenheit verantwortlich macht« 
Andererseits halten viele noch an der Annahme fest, daß die Wohnungshitze 
nur indirekt schädlioh wirkt, indem sie Veränderungen und Zersetzungen 
der Säuglingsnahrung, insbesondere der Kuhmilch zur Folge hat. Wieder 
andere schuldigen in erster Linie die infolge des vermehrten Durstes ge¬ 
steigerte Nahrungsquantität an. Es würde zu weit führen, hier auf das 
Für und Wider der Theorien einzugehen: offenbar reicht das uns bekannte 
Tatsachenmaterial zu einer sicheren Beantwortung der Streitfrage noch 
nicht aus. Die hygienische Forschung hat hier noch eine große Aufgabe 
zu lösen. Sollte es sich erweisen, daß die Veränderungen der Milch wenn 
auch nicht die alleinige Ursache der tödlichen Erkrankungen sind, so doch 
eine in allen Fällen zu ihrem Zustandekommen notwendig mitwirkende, so 
brauchte keineswegs eine durchgreifende Änderung des Wohnungsklimas, 
d. h. eine Lösung der Boden- und Wohnungsprobleme, abgewartet zu werden. 
Es würde genügen, dort, wo zur künstlichen Ernährung gegriffen werden 
muß, die Beschaffung einwandfreier Milch und vor allem ihre Kühllialtung 
zu ermöglichen und damit ihre Zersetzung in den überhitzten Wohnungen 
zu verhüten. Auch gegen die Überhitzung der Wohnungen selbst und für 
die Erleichterung der Wärmeabgabe läßt sich — auch ohne Lösung sozialer 
Probleme — mit kleinen Mitteln einiges ausrichten. Vor allem aber muß 
offenbar die natürlicbe Ernährungsweise nach Möglichkeit gefördert werden 
durch Belehrung, Stillprämien und andere Wohlfahrtseinrichtungen. Wenn 
diese Bestrebungen erfolgreich sind, dann sind die schädigenden Momente 
ausgeschaltet, die in der ungünstigen Situation eines Teiles der Kinder 
gegeben sind. Damit ist die Aufgabe der Hygiene erschöpft. Auch dann wird 
noch eine gewisse Anzahl von Säuglingen sterben, weil sie vermöge ihrer 
ungünstigen Organisation nicht lebensfähig sind. Den Tod dieser Kinder 
zu verhindern, diese Säuglingsmortalität zu bekämpfen, wird nicht Aufgabe 
der Hygiene sein. 

Dasjenige Gebiet der Hygiene, das praktisch und theoretisch die größte 
Bedeutung erlangt hat, ist die Seuchenprophylaxe und Seuchen- 


l ) Ygl. z. B. Finkeistein, Deutsche med. Wochen sehr. 1909, Nr. 32; Käthe, 
Sommerklima und Wohnung usw., Klin. Jabrb., Bd. 25; Lief mann und Linde¬ 
mann, Der Einfluß der Hitze usw. Braunschweig 1911. 

*) Willim, a. a. 0. 

a ) Rietschel, Die Sommersterblichkeit der Säuglinge. Ergebnisse d. inn. 
Medizin, Bd. 6. 

4 ) Klose, Über den Sommertod der Säuglinge. Monatsschr. f. Kinderheilk. 
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bek&mpfung. Daß es sich hierbei um die Ausschaltung von Situations¬ 
nachteilen handelt, bedarf kaum der Begründung. Es kommt ja nicht 
darauf au, daß hier auch geringfügige Differenzen in der Disposition 
(also Organisations vor teile) eine Rolle spielen können: wesentlich ist 
nur, daß diese geringfügigen Differenzen verschwindend sind gegenüber 
den ungeheuren Unterschieden in der Exposition, also den Situations¬ 
nachteilen. 

Die „Lage 1 * der Menschen gegenüber den Infektionsquellen ist so 
wechselnd, die Infektionswege, die von der Quelle zur Eintrittspforte 
der Infektion im menschlichen Organismus führen, sind so vielfach ver¬ 
schlungen, daß die hierdurch gegebenen Differenzen durchaus in den Vorder¬ 
grund treten. Der Ansteckung mit Cholera, Pest, Typhus, Ruhr usw. ist 
sicherlich ein so kleiner Teil der Menschen ausgesetzt, daß wir ihr Eintreten 
als exquisiten Situationsnachteil bezeichnen können. Hier ist ein Einwand 
möglich: Bei Epidemien z. B. ist wenigstens innerhalb eines kleineren 
Kreises, etwa in einer Schulklasse oder bei den Benutzern derselben Wasser¬ 
versorgungsanlage, die Exposition gleichmäßiger; viele von den Personen aber, 
die Krankheitserreger aufnehmen, bleiben von der Krankheit verschont, 
so daß also hier wenigstens eine Auslese stattfindet. Aber auch darin dürfen 
wir keineswegs ohne Einschränkung die Wirkung eines Organisations¬ 
vorteiles erblicken. Die Virulenz der von den einzelnen Personen auf¬ 
genommenen Bakterien kann großen Schwankungen unterliegen, sie kann in 
vielen Fällen auch durch äußere Einflüsse herabgesetzt sein. Die Zahl der 
Bakterien, deren ausschlaggebende Bedeutung für den Verlauf von Infek¬ 
tionen immer mehr erkannt wird, zeigt natürlich die größten Unterschiede. 
Überdies kann gerade die Infektion mit solchen weniger virulenten Keimen 
oder mit einer zu geringen Zahl von Mikroben, die selbst der von Hause 
aus ziemlich stark disponierte Organismus überwinden kann, den Körper 
wesentlich verändern: Es kann eine Immunität Zurückbleiben, die ihn auch 
vor einer etwa folgenden Infektion mit hoch virulentem Material oder mit 
einer massenhaften Aussaat von Keimen schützt. Wenn selbst bei irgend 
einer Krankheit der Satz richtig wäre, daß sich jeder Mensch einmal infiziert, 
so ist doch nicht gesagt, daß sich jeder beim ersten Male mit derselben 
Menge gleich virulenter Keime infiziert Von zwei Individuen, von denen 
der eine eine sehr geringe Disposition, der andere eine sehr starke hat 
kann doch der letztere dieselbe Infektion überstehen, der der erstere unter¬ 
liegt, — nur weil er vorher Gelegenheit hatte, sich mit weniger virulentem 
Material zu infizieren. 

Nur bei einer Art von Krankheitserregern könnte man von vornherein 
annehmen, daß die Situationsnachteile in den Hintergrund treten, weil sich 
ihnen gegenüber alle Menschen in der gleichen Situation befinden: bei den 
Krankheiten, deren Erreger ubiquitär verbreitet sind und sich bei allen 
Menschen häufig oder immer auf Haut oder Schleimhäuten befinden. Aber 
auch hier, also bei Eitererregern, Pneumokokken usw., spielen Situations¬ 
nachteile eine entscheidende Rolle. Denn die Disposition des einzelnen 
Menschen ist zeitlichen Schwankungen unterworfen, und zwar ist sie ab¬ 
hängig — gerade den ubiquitären Bakterien gegenüber — von äußeren 
Einflüssen: in erster Linie von Verletzungen, ferner von Überanstrengungen, 
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Entbehrungen und besonders häufig von den Einwirkungen, die wir unter 
der Bezeichnung Erkältung zusammenfassen. Das Zusammentreffen einer 
solchen äußeren Einwirkung, die dem Erreger erst die Eintrittspforte öffnet, 
mit einem virulenten Erreger gerade an der Stelle dieser Eintrittspforte 
wird lediglich als Situationsnachteil aufzufassen sein. 

Was von allen Infektionskrankheiten gilt, gilt auch von der Tuber¬ 
kulose. Die weit verbreitete Auffassung, daß der Tuberkelbazillus ubi¬ 
quitär verbreitet sei, daß daher alle Menschen der Infektion in gleichem 
Maße ausgesetzt seien, ist, besonders durch die Untersuchungen von 
Flügge und Cornet, als unhaltbar erwiesen worden. Die Anhänger jener 
Lehre berufen sich merkwürdigerweise auf die statistischen Nachweise 
von Nägeli, Burkhardt u. a. Aus diesen gehe hervor, daß fast alle 
Menschen im Verlaufe ihres Lebens Tuberkelbazillen aufnehmen; da nun die 
allgemeine Statistik lehrt, daß nur etwa ] / 7 aller Menschen an Tuberkulose 
zugrunde geht, so soll damit bewiesen sein, daß die zum Zustandekommen 
tuberkulöser Erkrankung notwendige besondere Disposition den meisten 
Menschen fehlt, so daß die Bekämpfung der Tuberkulose zweckmäßiger¬ 
weise in einer Bekämpfung dieser besonderen Disposition zu bestehen hätte. 
In der Tat beweisen die erwähnten Statistiken gerade das Gegenteil, wie 
Flügge 1 ) hervorgehoben hat. Der Irrtum beruht auf einer unberechtigten 
Vermengung zweier verschiedener Statistiken mit ganz verschiedenem 
Material. Die Angabe, daß nur J / 7 aller Menschen an Tuberkulose stirbt, 
bezieht sich auf alle Menschen, einschließlich der Säuglinge, von denen nur 
ein sehr geringer Prozentsatz an Tuberkulose zugrunde geht, und die daher, 
infolge ihres großen Anteiles an der Gesamtsterblichkeit der Bevölkerung, 
den prozentualen Anteil der übrigen Krankheiten stark herabsetzen. Die 
Zahlen von Nägeli, Burkhardt usw. beziehen sich dagegen auf ein aus¬ 
gesuchtes Material von Erwachsenen, und nur bei diesen darf man offenbar 
die Zahl der Disponierten mit der der Infizierten vergleichen. Die patho¬ 
logischen Befunde nun, die Burkhardt z. B. an seinem Material erhoben 
hat, beweisen, daß mindestens die Hälfte, wahrscheinlich 2 / s aller Infizierten 
zur tuberkulösen Erkrankung disponiert waren. Ein solches ungünstiges 
Verhältnis der Disponierten zu den Nichtdisponierten findet sich nicht bei 
vielen Infektionskrankheiten. Bei der Genickstarre z. B. dürfen wir auf 
jeden Erkrankten die 10- bis 20 fache Zahl von Menschen rechnen, die zwar 
den Erreger in ihren Körper aufnehmen, ohne jedoch zu erkranken. Ebenso 
kommt beim Typhus, bei der Cholera, bei der Diphtherie auf jeden Erkrankten, 
also Disponierten, eine große Anzahl gesunder Bazillenträger, also Nicht¬ 
disponierter. Daß auch bei der Tuberkulose die Disposition der Menschen 
verschieden ist, ist selbstverständlich und braucht nicht diskutiert zu werden. 
Aber die quantitative Abschätzung zeigt, daß die Disposition viel gleich¬ 
mäßiger verbreitet ist, und daß daher Differenzen in der Disposition eine viel 
geringere Rolle spielen, als bei den meisten anderen Infektionskrankheiten. 

Daß gerade bei der Infektion mit Tuberkelbazillen die Zahl der 
infizierenden Keime von der größten Bedeutung ist, haben schon frühere 


1 ) Flügge, Die Ubiquität des Tuberkelbazillus und die Disposition zur 
Phthise. Deutsche med. Wochenschr. 1903. 
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Versuche von Preyss und Gebhardt gezeigt. Durch die Arbeiten 
Flügges 1 ) und seiner Schüler wurde ihre ausschlaggebende Bedeutung für 
alle natürlichen Infektionswege, insbesondere für die Inhalation, festgestellt. 
Dieselben Arbeiten zeigten die ungeheuren Unterschiede in der Bedeutung 
der verschiedenen Eintrittspforten der Infektion: zur wirksamen Infektion 
vom Darme aus bedarf es nach den Ergebnissen von Findel der Einführung 
millionenfach größerer Mengen als zur Infektion durch Einatmung. Aber 
auch die Häufigkeit der Infektionen spielt eine sehr große Rolle: Bei 50- 
bis lOOfacher Wiederholung genügen, wie Reichenbach feststellte, sehr 
viel kleinere Mengen, deren Gesamtzahl weit zurückbleibt hinter der für 
die einmalige Infektion notwendigen Dosis. Daß die Beschaffenheit der 
Bazillen und ihre Beeinflussung durch die Außenwelt nicht vernachlässigt 
werden darf, ergaben unter anderem die Versuche von Köhlisch. Bei der 
Infektion durch Einatmung bedarf es erheblich größerer Bakterien mengen 
zum Zustandekommen der Infektion, wenn die Tuberkelbazillen in Staub¬ 
form angetrocknet sind, als wenn sie eingehüllt in feinste Sc hie im- 
tröpfohen zur Aufnahme kommen. Während von den eingeatmeten bazillen¬ 
haltigen Tröpfchen durchschnittlich 33 Proz. bis zu den feinsten Bronchien 
gelangen, wird von dem bazillenhaltigen Staube alles bis auf 2 bis 7 Proz. 
in den Eingängen zum Respirationstraktus zurückgehalten. Aber auch die 
in die Lunge vorgedrungenen Tuberkelbazillen entfalten in Staubform eine 
erheblich geringere schädigende Wirkung als in Tröpfchenform. 

Von großer Bedeutung dürfte ferner gerade bei der Tuberkulose die 
Umstimmung des Organismus durch eine erstmalige, nicht zur Erkrankung 
führende Infektion sein, ein Umstand, auf dessen Wichtigkeit besonders 
die Untersuchungen von Römer 2 ) nachdrücklich hinweisen. 

Die Infektionschancen sind mithin für alle Menschen äußerst ver¬ 
schieden. Es ist lediglich eine Frage der Situation, ob und wie oft und 
auf welchem Infektionswege der einzelne die zur Infektion ausreichende, und 
zwar gerade die für den vorliegenden Infektionsweg ausreichende Zahl von 
infektionstüchtigen Erregern aufnimmt. Gegenüber den ungeheuren Unter¬ 
schieden in der Exposition verschwinden die Differenzen in der Disposi¬ 
tion, die so klein sind, daß wir von dem Wesen der Disposition nichts 
wissen und ihr Vorhandensein im Einzelfalle nur nach erfolgter Infektion 
aus der Reaktion des Organismus nachträglich erschließen können. 

Ich hin auf diese Frage etwas näher eingegangen, weil gerade die Aus¬ 
rottung der Disposition für Tuberkulose als das wichtigste prakti¬ 
sche Ziel der Rassenhygiene bezeichnet wird. Wohl alle, die eine Aus¬ 
schließung der sogenannten schlechten Keim Varianten erstreben, wollen 
davon auch die zur Tuberkulose disponierten Menschen betroffen wissen. 
Ja allen denen, die meinen, daß die Bekämpfung der Tuberkulose in erster 
Linie in einer Bekämpfung der tuberkulösen Disposition zu bestehen habe, 
bleibt kaum ein anderer Weg. Schallmayer erklärt ausdrücklich — und 

l ) Die Verbreitungaweise und Bekämpfung der Tuberkulose auf Grund experi¬ 
menteller Untersuchungen im Hygienischen Institut der Universität Breslau 1897/1908. 
Herausgegeben von C. Flügge, Leipzig 1908. 

*) Vgl. u. a. Römer u. Joseph, Experimentelle Tuberkulosestudien. Beitr- 
z. Klin. d. Tuberk. 1910, Bd. 17. 
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nach dem Stande unseres Wissens mit Recht —, daß eine Bekämpfung der 
Disposition beim einzelnen Menschen, eine Befreiung der Disponierten von 
ihrer Disposition, „eine biologische Unmöglichkeit 1 * sei. Der Kampf gegen 
die Disposition, so fährt er fort, könne daher lediglich ein Kampf gegen 
die Vererbung der Disposition sein und in der Verhinderung der 
Fortpflanzung der Disponierten bestehen. Demgegenüber ist entschieden 
zu betonen, daß die einzige Aufgabe der Hygiene darin besteht, für alle 
Menschen eine Gleichheit der Lage gegenüber den Tuberkelbazillen ganz 
ebenso wie gegen Choleravibrionen und Meningokokken herzustellen. Die 
Gleichheit der Lage kann nur darin bestehen, daß die Infektionsmöglich¬ 
keiten ganz ausgeschaltet werden. 

Die Verbreitungsweise der Krankheitserreger, ihre Eintrittspforten und 
Infektionswege zu studieren, ist daher die Aufgabe der hygienischen 
Forschung. Hier stehen wir noch mitten in der Arbeit: Immer neue Tat¬ 
sachen tauchen auf, die unsere Anschauungen modifizieren. Die Bedeutung 
der Bazillenträger z. B. für die Verbreitung der Seuchen ist erst in neuerer 
Zeit voll erkannt worden, was zu einer wesentlichen Umgestaltung unserer 
prophylaktischen Maßnahmen führen mußte. 

Diese Beziehungen zwischen der Selektionslehre und der Hygiene halte 
ich für so wichtig und für so allgemein gültig, daß ich keinen Anstand 
nehme, sie zu einer neuen Begriffsbestimmung der Hygiene zu ver¬ 
werten. Bekanntlich konnte eine allseitig befriedigende Begriffsbestimmung 
trotz zahlreicher Versuche bisher nicht gegeben werden. Häufig wird die 
Definition von Flügge acceptiert. Danach ist die Hygiene derjenige Teil 
der medizinischen Wissenschaft, der sich mit der gewohnheitsmäßigen Um¬ 
gebung des Menschen beschäftigt und diejenigen Momente darin zu ent¬ 
decken sucht, die häufiger und in erheblicherem Grade Störungen im Orga¬ 
nismus zu veranlassen oder die Leistungsfähigkeit herabzusetzen imstande 
sind. Ich würde statt dessen folgende Begriffsbestimmung vorschlagen: Die 
Hygiene hat die Aufgabe, die einer natürlichen Auslese im 
Kampfe ums Dasein entgegenstehenden Situationsnachteile aus- 
zuschalten, um dadurch die Wirksamkeit von Organisations- 
vorteilen zu ermöglichen. 

Bisher haben wir die Gültigkeit dieser Erklärung für zwei der wich¬ 
tigsten Teilgebiete der Hygiene, die Säuglingspflege und die Seuchen¬ 
bekämpfung, festgestellt. Eine eingehende Untersuchung würde zeigen, daß 
auch die Hygiene der Wohnung, der Kleidung, der Ernährung usw. von dem¬ 
selben Gesichtspunkte aus betrachtet werden kann. Nur ein großes und 
wichtiges Gebiet möchte ich noch in aller Kürze erwähnen, die Schul¬ 
hygiene. Daß hier in bezug auf Beleuchtung, Wärmeregulierung, Venti¬ 
lation usw., ferner in der Prophylaxe der Infektionskrankheiten zahlreiche 
Situationsunterschiede auszugleichen sind, bedarf keines Beweises. Aber 
die Bekämpfung von Situationsnachteilen war in unserer Definition der Hygiene 
nicht Selbstzweck: sie sollte ihrerseits wieder die Wirkung von Organisa¬ 
tionsvorteilen ermöglichen. Und wenn es so die Aufgabe der Hygiene 
ist, Organisationsvorteile wirken zu lassen, so widersprechen ihren Auf¬ 
gaben und ihrem Wesen alle Bestrebungen, die dazu geeignet sind, Orga¬ 
nisationsunterschiede zu verwischen. Die verschiedene geistige 
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Begabung der Kinder ist ein ausgesprochener Organisationsunter¬ 
schied. Richtet die Schule ihre Anforderungen nach den Leistungen und 
Fähigkeiten der schwächer Begabten, so schädigt sie die Auslese und wirkt 
daher unhygienisch. Nicht die Frage der Überbürdung, sondern die 
Frage der Auslese ist es, die im Mittelpunkte der schulhygienischen Reform¬ 
bestrebungen stehen müßte 1 ). 

Bekanntlich ist in unseren höheren Schulen die Spannung zwischen der 
Leistungsfähigkeit der Begabteren und den Durchschnittsanforderungen so 
groß geworden, daß neuerdings Bestrebungen aufgetaucht sind, Sonder¬ 
klassen und Sonderschulen für besonders begabte Schüler einzurichten. Ich 
würde die Frage zur Diskussion stellen, ob es nicht — anstatt dieses päda¬ 
gogisch wie hygienisoh in gleichem Maße bedenklichen Auswegs — richtiger 
wäre, die Spannung dadurch zu verringern, daß die durchschnittlichen 
Anforderungen erhöht und verschärft werden, um so eine wirksame Auslese 
zu ermöglichen. Die diesen Anforderungen vermöge ihrer Organisation nicht 
gewachsenen Schüler müßten natürlich aus der für sie ungünstigen Situation 
entfernt und einer für sie geeigneten Ausbildung zugeführt werden. Die 
volle Wirksamkeit würde diese Maßnahme allerdings erst haben, wenn 
andererseits alle Bildungsmittel allen dafür geeigneten Kindern ohne Rück¬ 
sicht auf soziale Lage und sonstige Situationsnachteile zugänglich gemacht 
werden könnten. Diese Forderung der sozialen Reform, die auch Koss- 
mann 2 ) in seinem geistreichen Buche über Züchtungspolitik als Forderung 
der Rassenhygiene entwickelt und begründet, wird die Hygiene zu unter¬ 
stützen haben. 

Ein Einwand könnte gegen unsere Definition erhoben werden. Sind 
wir denn überhaupt berechtigt, dem Prinzip der Selektion eine so große 
Bedeutung zuzuschreiben, die Ermöglichung der natürlichen Auslese als 
unser Ziel hinzustellen, da wir doch wissen, daß in der Begründung der 
Deszendenzlehre die Selektionshypothese einen großen Teil ihrer früheren 
Bedeutung verloren hat? Wohl nur wenige Forscher erblicken noch in der 
natürlichen Auslese einen Faktor der Artenentstehung, der Entwickelung 
immer höherer Formen, und niemand mehr vertritt ernstlich die Auffassung, 
daß die Entstehung und Entwickelung der organischen Zweckmäßigkeit durch 
natürliche Auslese erklärt werden könne. Trotzdem behält die natürliche 
Auslese im Kampfe ums Dasein für uns die größte Bedeutung. Wir müssen 
uns nur entschließen, dem Begriffe des Kampfes ums Dasein den über¬ 
tragenen Sinn wieder zu nehmen, den Darwin ihm gab. Sicher ist im 
Leben der menschlichen Kultur dieser Kampf wirksam, der dazu führen 
soll, daß der rechte Mann an den rechten Platz kommt. Und ebenso sicher 
ist, daß von der Schärfe des Kampfes und von der Gerechtigkeit 
seines Ausgangs die Kulturentwickelung wesentlich abhängt. Daran mit¬ 
zuwirken ist die Aufgabe der Hygiene, und wir kommen so zu demselben 
Ergebnis, dem Prof. Martin Hahn vor einigen Jahren in einem Vortrage 
über „die gemeinsamen Grundlagen der modernen hygienischen Bestrebungen 14 
dahin Ausdruck gab: „Wir können die Hygiene nur als einen Teil der 


*) Vgl. auch Barthe, Blätter f. Yolksgesundheitspflejre 1907, 7. Jahrg., S. 216. 
*) Kossmann, Züchtungspolitik. Schmargendorf 1905. 

Vierteljahreschrift für Gesundheitspflege, 1912. 4 Q 
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kulturellen Bestrebungen betrachten, die, im großen und ganzen genommen, 
mir alle auf ein Ziel zu gehen scheinen: nämlich jedem einzelnen die 
Erreichung jenes Platzes in der Gemeinschaft der Menschen zu sichern, 
der ihm nach Maßgabe seiner körperlichen und geistigen Fähigkeiten zu¬ 
kommt.“ 

Je mehr und je vollkommener die Hygiene dieser ihrer Aufgabe gerecht 
wird, um so sicherer kann sie aller Versuche entraten, das große Walten 
der Natur durch die kleinlichen Maßnahmen menschlicher Zuchtwahl zu 
verderben. 
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Neuere Bestrebungen 

au? dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene 

Von Prof. Dr. Willi. Gemünd, Aachen. 


(Schluß.) 

Die wohnungshygienischen Bestrebungen in den Außengebieten der Städte. 
(Städtische Dezentralisation.) 

Die bisher behandelten Aufgaben der Wohnungshygiene bezogen sich 
einmal nur auf Wohnungen in den bereits ausgebauten Stadtteilen und auch 
da hauptsächlich nur auf Kleinwohnungen. Dabei habe ich hauptsächlich 
diejenigen Forderungen behandelt, welche sich mit dem einzelnen Haus und 
der einzelnen Wohnung an sich ohne Rücksicht auf seine Stellung zu den 
Nachbargebäuden und dem Platz, den ihm der Bebauungsplan angewiesen 
hat, befassen. 

Nun erwachsen der Wohnungshygiene aber, abgesehen von der Berück¬ 
sichtigung dieser Momente, noch weitere bedeutsame Aufgaben. 

Auch wenn alle vorher behandelten Forderungen erfüllt sind, hängen die 
hygienischen Qualitäten einer Wohnung in hohem Maße von der Beziehung 
des betreffenden Hauses zu den Nachbargebäuden, der Lage, die 
ihm durch den Bebauungsplan angewiesen ist, dem Charakter und der 
Siedelungsweise seiner näheren und weiteren Umgebung ab. Es ist Aufgabe 
des Bebauungsplanes, diese Fragen io gesundheitlich bester Weise im Rahmen 
der wirtschaftlichen Möglichkeiten zu lösen. Deshalb bildet die Berück¬ 
sichtigung gesundheitlicher Forderungen im Bebauungsplan eine 
weitere bedeutsame Aufgabe der Wohnungshygiene. Nun gilt das gewiß 
auch für die innenstädtischen Wohnverhältnisse, aber hier ist man leider meist 
nachträglich nicht mehr in der Lage, die früheren Fehler auf diesem Gebiete 
wieder gut zu machen. Um so bedeutungsvoller aber sind diese Fragen in 
den noch neu zu errichtenden Stadtteilen, den Stadterweiterungsgebieten 
und Außengeländen. Deshalb sollen sie auch in diesem Abschnitt behandelt 
werden, mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß vieles von dem hier zu Er¬ 
wähnenden ebensogut für die Innenstädte zutrifft. 

Eine weitere sehr bedeutsame Frage für die Wohnungshygiene ist ferner 
die städtische Bodenfrage. Wir sahen ja, daß der Zwang zu gesund¬ 
heitlichen Mindestforderungen im Inneren der Städte vor allem durch die 
dortigen hohen Bodenwerte bedingt ist, und daß deshalb im Inneren der 
Städte wenig mehr zu bessern ist. Um so wichtiger ist auch diese Frage 
in den Außengeländen, wo wir es noch mit verhältnismäßig niederen Boden¬ 
werten zu tun haben. Und so sagte ich schon an anderer Stelle, daß diese 
Außengelände, dieses bisher unbebaute Neuland in der Umgebung der Städte, 
geradezu der Tummelplatz der wohnungsreformerischen Bestrebungen sei. 
Hier gilt es zu zeigen, daß man aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt 
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hat, hier lassen sich noch Stadtanlagen schaffen, die in jeder Weise dem 
hygienischen Empfinden entsprechen, und durch die man auch in etwas 
kompensierend auf manche Verhältnisse der Altstädte zurückwirken kann. 

Auf diesem bisher unbebauten Außengelände erwächst für den 
modernen Städtebau eine Fülle neder und in diesem Sinne noch 
nie dagewesener Probleme von einer unglaublichen Vielseitigkeit. 
Ästhetische, soziale, wirtschaftliche, verkehrstechnische Fragen sind hier aufs 
engste miteinander verknüpft, und über allem stehen die wirtschaft¬ 
lichen Fragen, wie es etwa auf Grund von Bebauungsplan und Bauordnung 
möglich ist, die Bodenpreise zu beeinflussen, niederzuhalten oder doch ein 
übertriebenes Anwachsen zu verhüten. Diese städtische Bodenpolitik; 
die Frage, wie durch die genannten und andere städtebauliche Maßnahmen 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Bodens zu beeinflussen sind, steht heute 
im Mittelpunkt der wohnungshygienischen Bestrebungen. Und gerade auf 
diesem bedeutungsvollen Gebiete, wo sichere Anhaltspunkte in der Ver¬ 
gangenheit fehlen, wo es sich vielfach geradezu um Ansiedelungsexperimente 
handelt, deren Erfolg unbestimmt und nicht mit Gewißheit vorauszusehen 
ist, gehen deshalb die Ansichten noch außerordentlich weit auseinander. 
Bei der Beurteilung der innen städtischen Verhältnisse zwingt die Wucht 
der Tatsachen auch den extremsten Idealisten zu einer ruhigen, nüchternen 
Auffassung der wohnungshygienischen Bestrebungen und ihres erreichbaren 
Erfolges. Alle diese Hemmungen fallen für viele auf den Außengeländen 
fort, und der Phantasie ist ein weiter Spielraum gelassen. 

So spielen hier das Gefühlsmoment und die subjektiven Anschauungen 
bei den wohnungshygienischen Bestrebungen eine sehr große Rolle. So er¬ 
klärt sich die teilweise scharfe Gegnerschaft der Autoren. 

Wenn ich nun im folgenden versuche, eine kurze Darstellung der Be¬ 
strebungen zu einer gesundheitlich einwandfreien Bebauung der Außen¬ 
gelände inklusive der damit zusammenhängenden Bodenpolitik zu geben, 
so kann es nicht meine Aufgabe sein, allen diesen verschiedenen Meinungen 
gerecht zu werden. Ich werde mich vielmehr darauf beschränken, nur die 
Bestrebungen eingehender zu begründen und zu vertreten, die dem von mir 
angenommenen Standpunkt entsprechen, und glaube damit der Sache mehr 
zu nützen, als mit einer farblosen und ermüdenden Schilderung aller vorge¬ 
schlagenen Reformen. Zum mindesten fordert eine derartige bestimmte 
Stellungnahme den Leser zu einer kritischen Würdigung des Vorgebrachten 
und damit zu einem selbständigen, je nachdem zustimmenden oder ablehnenden 
Urteil heraus. 

a) Die städtischen Bodenwerte. 

Als bedeutsamster Unterschied der Außengelände und Dezentralisations¬ 
gebiete gegenüber dem Stadtinneren erscheint für alle Fragen der Wohnungs¬ 
beschaffung die Verschiedenheit der Boden werte. Diese stehen in dem 
noch unbebauten und bisher nur landwirtschaftlich ausgenutzten Gelände 
meist erheblich niedriger und ermöglichen so eine weiträumige und hygienische 
Siedelungsweise. Andererseits liegt die Befürchtung nahe, daß bei ent¬ 
sprechendem Ausbau auch hier die Bodenpreise sehr rasch emporschnellen; 
es wird deshalb mit Recht die Forderung erhoben, daß sich mit der Bebauung 
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der Außengelände bodenpolitische Maßnahmen, welche vor allem eine 
Niederhaltung der Bodenpreise erzielen sollen, verbinden müssen. Der¬ 
artige Maßnahmen lassen sich nach ihrer Tragweite und Wirkung nur dann 
mit einiger Sicherheit beurteilen, wenn man versucht, sich über die Ursache 
der Bodenwertbildung in den Städten ein zutreffendes Bild zu ver¬ 
schaffen, und dann vorsichtig prüft, wie weit bodenpolitische Maßnahmen 
diese Ursache beeinflussen können. 

So wäre zunächst kurz die Ursache der Wertsteigerung, welche im 
allgemeinen der Boden in den Städten gegenüber dem ländlichen aufweist, zu 
behandeln. Gerade über diesen Punkt gehen die Anschauungen außer¬ 
ordentlich weit auseinander, und doch bildet er gleichsam das Fundament 
aller boden- und selbst wohnungspolitischen Maßnahmen. 

Im wesentlichen wird die Erklärung nach zwei verschiedenen 
Richtungen hin versucht, und danach gestalten sich auch die Reform Vor¬ 
schläge. Die Vertreter der einen Richtung fassen die Wertsteigerung 
des städtischen Bodens als etwas durchaus Natürliches und Selbst¬ 
verständliches auf, als eine Erscheinung, die aufs innigste mit der gedeih¬ 
lichen Entwickelung unserer Städte und ihrem Größenwachstum verknüpft 
ist. Es ist das die Theorie der natürlichen Wertbildung des städ¬ 
tischen Bodens, wie sie vor allem durch A. Weber, A. Voigt, L. Pohle 
begründet und vertreten wird. Die Vertreter der anderen Richtung geben 
zu, daß eine solche natürliche Wertsteigerung des städtischen Bodens vor¬ 
handen sei, glauben aber, daß dieselbe an sich keineswegs genüge, die hohen 
städtischen Bodenwerte zu erklären. Sie behaupten vielmehr, daß durch 
allerlei besondere Verhältnisse, welche mit dem Handel mit Grundstücken 
verknüpft sind, insbesondere durch die Machenschaften interessierter Kreise, 
der „Bodenspekulation“, fehlerhafte Verwaltungsmaßnahmen usw. die 
städtischen Bodenwerte weit über ihren reellen Wert gesteigert werden, 
deshalb nicht mehr ein natürliches, sondern ein künstliches Produkt dar- 
steilen. Diese beiden grundverschiedenen und zu völlig verschiedenen Maß¬ 
nahmen gegen die aus den hohen Bodenwerten sich ergebenden Verhältnisse 
führenden Richtungen müssen kurz besprochen werden. 

Die Theorie der natürlichen Wertbildung geht von der An¬ 
schauung aus, daß mit dem rapiden Größenwachstum und der enormen wirt¬ 
schaftlichen Entwickelung unserer Städte notwendig eine Wertsteigerung des 
städtischen Bodens verbunden sein müsse. Kurz und treffend hat Pohle 
auf dem Frankfurter Wohnungskongreß (s. Kongreßbericht, S. 171) diesen 
Standpunkt, wie folgt, präzisiert: „In einer Stadt, deren Einwohnerzahl fort¬ 
während wächst und in der daher vor allem im Stadtinneren die Besiede¬ 
lungsdichtigkeit zunimmt, ist das Anwachsen der Bodenwerte eine durchaus 
natürliche und notwendige Erscheinung, zu deren Erklärung es in keiner 
Weise des Heranziehens der Bodenspekulation bedarf. Bewirkt wird die 
Steigerung der Bodenwerte durch die Konkurrenz, die sich die anwachsende 
Menschenzahl um den Besitz des Bodens macht.“ 

Es läßt sich auch tatsächlich in vollster Übereinstimmung mit dieser 
Anschauung nachweisen, daß die Bodenwerte überall mit dem geschäft¬ 
lichen Leben, dem Aufschwung, den eine Stadt oder ein Stadtteil genommen 
hat, also den Erwerbsmöglichkeiten oder sonstigen Vorteilen, welche die 
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Ansiedelung in dem betreffenden Stadtteil dem Wohnungssuchenden bietet, 
parallel gehen. Am besten läßt sich das in den zentralen Stadtteilen, den 
Geschäfts vierteln, studieren. Man sieht, daß hier immer der höchste 
Ertrag, welcher durch Vermieten der Geschäfts- und sonstigen Lokalitäten 
aus einem Gebäude herausgewirtschaftet werden kann, ausschlaggebend ist 
für dessen Wert, und damit auch den des Grundstückes. Dieser Ertrag 
wird bei ein und demselben bebauten Grundstück aber um so höher, je mehr 
sich der wirtschaftliche Aufschwung des betreffenden Stadtteils heraus¬ 
bildet, und je größer demnach die Erwerbsmöglichkeiten werden. Infolge¬ 
dessen macht sich dann hier alsbald eine größere Nachfrage nach Woh¬ 
nungen und Geschäftslokalen bemerkbar. Es wollen dann eben immer mehr 
Menschen hier wohnen, arbeiten und Geld verdienen. So ist selbstverständ¬ 
lich der Ertrag aus einem bebauten Grundstück im Inneren einer Großstadt, 
mögen die Räume nun als Geschäftslokal, Restaurant, Kinotheater usw. ver¬ 
mietet sein, weit höher, als wenn dasselbe Gebäude in der Vorstadt oder in 
einem kleineren Vorort läge. Der Geschäftsinhaber rechnet entsprechend 
dem größeren Menschenstrom, der täglich hier vorüber eilt und zum Teil 
sein Geschäft besucht, auf größeren Umsatz und Verdienst und zahlt ent¬ 
sprechend höhere Mieten. Diesem höheren Mietertrag entspricht dann auch 
ein höherer Wert des bebauten Grundstücks und nach Abzug des Gebäude¬ 
wertes des Bodens. So erklärt sich in ungezwungenster Weise die außer¬ 
ordentliche Steigerung der Bodenwerte in den besten Geschäftslagen großer 
Städte, man denke nur an die enormen Preise, wie sie z. B. für Grundstücke 
an der Leipziger- oder Friedrichstraße in Berlin gezahlt werden. Und doch 
kann man ihre Werthöhe nur als eine vollkommen reelle bezeichnen, 
da sie ohne weiteres durch Einrichtung und Vermietung geeigneter Ge¬ 
schäftslokale zu entsprechender Verzinsung gebracht werden kann. Das ist 
dann doch ein durch die Gewinnmöglichkeiten und den tatsächlichen Ertrag 
vollauf gerechtfertigter und demnach durchaus natürlicher Wert, wenn der 
Zustand an sich auch nicht erwünscht ist und eine Grenze haben muß. 

Bei weiterer Überlegung muß man sich sagen, daß diese hohen 
Bodenwerte auf die umliegenden Stadtteile einwirken. Einmal 
liegt die Möglichkeit vor, daß mit der Zeit das Geschäftsviertel sich aus¬ 
dehnt und auch die umliegenden Stadtteile und Straßen in sich aufnimmt. 
Andererseits gibt es, wie ich bereits oben ausführte, auch heute trotz aller 
Verkehrserleichterungen noch eine Reihe von Leuten, welche die Wohnungen 
innerhalb der Stadt und in nächster Nähe ihrer in der City liegenden 
Arbeitsstätte höher schätzen, als eine vielleicht bessere Wohnung weit draußen, 
die deshalb auch gern einen höheren Preis dafür zahlen, um so höher, je 
näher sie der City liegt. Beide Momente drücken sich demnach in den 
Bodenwerten der umliegenden Stadtteile aus, wenn sie zunächst auch noch 
nicht so hoch sind wie im Geschäftsviertel selbst. Ähnliche Überlegungen 
lassen sich sinngemäß für die noch weiter entlegenen Stadtbezirke anstellen, 
und so nehmen die Bodenwerte im allgemeinen mit zunehmender Entfernung 
vom Geschäftsviertel nach außen hin ab. Lokale Besonderheiten, günstige 
Verkehrsbedingungen, sekundäre kleinere Geschäftsviertel und Geschäfts¬ 
straßen, besondere landschaftliche Vorzüge und ähnliche Momente bringen 
natürlich weitgehende Unregelmäßigkeiten in diese Gestaltung der Boden- 
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werte. Dieselben vermögen aber nichts daran zu ändern, daß im großen 
und ganzen die Boden werte von ihrem höchsten Punkte, den besten Lagen 
der City, sich langsam und allmählich # nach außen hin abstufen, bis sie weit 
außerhalb der Städte, da, wo in absehbarer Zeit die Möglichkeit einer Be¬ 
bauung ausgeschlossen ist, die niedere, lediglich dem landwirtschaftlichen 
Nutzungswert entsprechende Höhe erreichen. Näher der Stadt, da, wo nach 
mehr oder weniger langer Zeit die Bebauung wahrscheinlich ist, stehen die 
Preise der Grundstücke natürlich wesentlich höher, als dem landwirtschaft¬ 
lichen Wert entspricht, weil der Besitzer dann bereits mit dem Wert des 
Grundstücks nach seiner Bebauung rechnet. 

Je mehr man sich in diese Verhältnisse hineindenkt, um so mehr kommt 
man zu der Überzeugung, daß diese natürliche Wertsteigerung voll¬ 
auf zur Erklärung der hohen städtischen Bodenwerte und ihrer 
lokalen Verschiedenheit in den einzelnen Städten und Stadtteilen 
genügt, und weiterhin, daß die städtische Grundrente vom Stadtinneren, 
dem Orte ihrer höchsten Erhebung, ihren Ursprung nimmt, demnach von 
* innen nach außen kommt, nicht umgekehrt, wie vielfach behauptet wurde. 

Dieser Anschauung von der natürlichen Wertbildung des städtischen 
Bodens, die in letzter Zeit immer mehr Anhänger gewinnt, steht die früher 
fast allein herrschende und auch heute noch die meisten Anhänger zählende 
Richtung gegenüber, welche in den hohen städtischen Boden werten 
ein künstliches, weit über den reellen Wert emporgetriebenes 
Produkt erblickt. Und zwar betrachten die meisten diese unnatürliche 
Werthöhe im wesentlichen als die Folge spekulativer Machenschaften 
von seiten der jeweiligen Besitzer. Sie glauben, daß der Terrainbesitzer, 
alias Bodenspekulant, imstande sei, innerhalb sehr weiter Grenzen will¬ 
kürlich die Bodenpreise in von ihm gewünschtem Sinne zu beeinflussen, d. h. 
eben höher zu treiben, als ihrem reellen, durch den mutmaßlichen Ertrag 
bestimmten Wert entspricht. Bezüglich der Mittel, auf Grund deren die 
Bodenspekulanten imstande seien, diese Preissteigerungen zu bewirken, gehen 
die Ansichten wieder weit auseinander. Von denen abgesehen, die naiv 
genug sind, zu denken, daß dazu schon der Wunsch und Wille des 
Spekulanten genüge, glauben die meisten, daß die Spekulation zu der 
ihnen zugesprochenen Preisdiktatur gewisse Hilfsmittel nötig habe. Als 
solche betrachten einige die Aussperrung des baureifen Landes von 
der Bebauung, andere glauben, daß die Besitzer des städtischen Bodens 
oder vielmehr des jeweils zunächst an der Stadtperipherie zur Bebauung ge¬ 
langenden Bodens eine gewisse Monopolstellung innehaben. Es könnten 
nämlich aus allerlei Gründen zunächst nur ihre Grundstücke für die Be¬ 
bauung in Betracht kommen, und es sei demnach das Land in der weiteren 
Umgebung nur in sehr beschränktem Maße als Konkurrenz aufzufassen. 
Es is das die Lehre vom Bodenmonopol und schmalen Rand, die in 
der Wohnungsliteratur eine große Rolle gespielt hat und noch spielt 

Es ist bedeutsam und für die Beurteilung bodenpolitischer Maß¬ 
nahmen, namentlich insofern sie sich mit einer Eindämmung der Spekulation 
befassen sollen, äußerst wichtig, daß sich über das Wesen der Spekulation 
und ihre Folgen für die Bodenpreisbildung in neuerer Zeit eine recht 
weitgehende Änderung der Anschauungen vollzogen hat. Früher war man 
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vielfach der Meinung, die Spekulation sei in gewissem Sinne das Primäre, 
sie schaffe sekundär durch den Wunsch und Willen zum Gewinn die Preis¬ 
steigerung. Immer mehr bricht sich aber gegenwärtig dank der Arbeiten 
Webers, Pohles, Voigts und anderer auch in weiteren und früher anders 
denkenden Kreisen die Erkenntnis Bahn, daß das Verhältnis ein umgekehrtes 
ist. Da, wo eine Wertsteigerung irgend welcher Güter sicher zu erwarten 
ist, gesellt sich die Spekulation als Folge und Begleiterscheinung dieser 
günstigen Konjunktur hinzu und sucht von ihr zu profitieren. Aber sie 
ruft nicht die Wertsteigerung hervor. Das vermag die Spekulation im Boden 
ebensowenig wie die in anderen Gütern. Beim Boden erhellt das schon 
daraus, daß eine Wertsteigerung desselben nur da vorhanden ist, wo tat¬ 
sächlich die durch ihn gebotenen Ertrpgsmöglichkeiten in Gestalt der Mieten 
seinen reellen Wert schon jetzt gesteigert haben oder doch voraussichtlich 
später steigern werden. Die Spekulation folgt dieser Wertsteigerung und 
sucht sich ihrer zu bemächtigen, überall da, aber auch nur da, wo aus irgend 
welchen Gründen eine derartige Wertsteigerung mit einiger Sicherheit oder 
genügender Wahrscheinlichkeit erwartet werden kann. 

Nun läßt sich gewiß nicht bestreiten, daß die Spekulation sich in 
diesen Erwartungen auf den späteren höheren Ertrag der betreffenden 
Grundstücke erheblich täuschen kann, namentlich dann, wenn ein förm¬ 
liches Spekulationsfieber weiteste Kreise ergreift und so einer den anderen 
überbietet, daß die so über ihren reellen Wert künstlich gesteigerten 
Preise oft jahrelang durchgehalten werden, wenigstens von kapitalkräftigen 
Spekulanten, in der Hoffnung, daß die erwartete Wertsteigerung und 
günstige Konjunktur sich später doch vielleicht einstelle. Aber es kann gar 
nicht ausbleiben, daß dann schließlich doch der Rückschlag, der Krach 
auf dem Terrainmarkt, kommt. Dieser schleudert dann die Grundstücks¬ 
preise auf ihre reelle, durch die tatsächlich vorhandenen Ertragsmöglich¬ 
keiten gegebene Höhe zurück, nicht selten sogar darunter. So sehr auch 
derartige Auswüchse der Spekulation zu beklagen sind, und so große 
wirtschaftliche Schäden sie für die beteiligten Kreise nach sich ziehen, so 
wenig ist man doch berechtigt, auf Grund derselben nun die Bodenspekulation 
überhaupt, also das „gesunde“ Terraingeschäft, zu verdammen. Nicht die 
Terrain Unternehmung an sich lahm zu legen, muß das Ziel der städtischen 
Verwaltungen sein, sondern lediglich den zweifellos vorhandenen Auswüchsen 
der Spekulation entgegenzuarbeiten. 

Nun ist allerdings denkbar, daß durch allerlei günstige Momente die¬ 
jenigen Grundstückbesitzer, welche gerade im Besitz der zunächst für die 
Stadterweiterung in Betracht kommenden Grundstücke sind, dadurch eine 
Art wirtschaftlicher Übermacht, eine Monopolstellung gewinnen und so 
willkürlich innerhalb gewisser Grenzen die Preise diktieren können. Das 
wäre z. B. der Fall, wenn die Konkurrenz der weiter draußen liegenden 
Grundstücke durch allerlei fehlerhafte Verwaltungsmaßnahmen, wie z. B. 
ungenügende Erschließung der Außengelände, Mangel anbaufähiger Straßen, 
allzu strenges Bauverbot, weitgehende Baubeschränkungen, ausgeschaltet wäre. 
Es läßt sich wohl nicht bestreiten, daß solche Verhältnisse in einzelnen 
schlecht verwalteten Städten früher ab und zu vorgekommen sein mögen. 
Für die Mehrzahl unserer heutigen Städte und die heutigen Verhältnisse 
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trifft diese Voraussetzung aber Bicher nicht mehr zu oder läßt sich zum 
mindesten leicht beseitigen. Wenn früher tatsächlich die Erweiterung der 
Städte sich im engsten Anschluß an das bereits bebaute Terrain und mehr 
oder weniger konzentrisch vollzog, so lag das meist nicht an einem Ring 
der Bodenspekulanten und fehlerhaften Verwaltungsmaßnahmen, 
sondern an ganz besonderen Verhältnissen der früheren städtischen 
Entwickelung. Ich habe schon an anderer Stelle darauf hingewiesen, daß 
die gedrängte, zentralisierte Stadtanlage früherer Zeiten einmal dem Wunsche 
und der Neigung der vom Lande in die aufblübenden Städte einströmenden 
Bevölkerungsmassen entsprach, die eben möglichst nahe dem Zentrum der¬ 
selben, dem Geschäfts viertel, wohnen wollten, andererseits dem damaligen 
Fehlen eines geeigneten Lokal Verkehrs, wodurch ganz von selbst die An- 
, siedelung größerer Menschenmassen in den Außengeländen und entlegenen 
Vororten unmöglich gemacht wurde. Diese beiden Momente, das Fehlen 
geeigneter Verkehrsmittel und der Wunsch der städtischen Bevölkerung selbst, 
in der Stadt zu wohnen, haben damals eine bevorzugte Lage der an der 
Peripherie der Stadt gelegenen Grundstücke geschaffen, nicht die 
Willkür und der Ring, die „Umklammerung“ der Spekulanten. Diese 
räumliche Zusammendrängung schuf insbesondere ein Monopol des bereits 
bebauten städtischen Innenbodens, insbesondere der besseren Lagen, 
da gleichwertiger oder einigermaßen entsprechender Ersatz in den Außen¬ 
geländen nicht vorhanden war. 

Es erscheint mir außerordentlich wichtig und bedeutsam für die moderne 
städtische Entwickelung und die Beurteilung der Rolle, welche die Boden¬ 
spekulation dabei spielt, daß sich in diesen Verhältnissen einige grund¬ 
legende Änderungen vollzogen haben, daß sich geradezu ein Umschwung 
vorbereitet. Ich habe schon früher darauf hingewiesen, daß gegenüber den 
räumlich eng zusammengedrängten, im engsten Anschluß an das bereits 
bebaute Stadtgebiet sich konzentrisch erweiternden Stadtanlagen älterer Zeit 
bei den modernen Stadtanlagen das Streben nach einer gewissen Weit¬ 
räumigkeit und Auseinanderziehung der einzelnen Stadtteile vorherrscht, 
kurz das, was wir mit anderen Worten die Dezentralisation der Städte 
nennen. Zwei Faktoren sind die hauptsächlichen Ursachen dieser Um¬ 
änderung. Einmal das bei einem immer größer werdenden Bruchteil der 
Bevölkerung sich äußernde Verlangen, dem Häusermeere dor Stadt 
zu entfliehen und sich außerhalb desselben anzusiedeln, ein Streben, das 
allerdings erst begünstigt und hervorgerufen, andererseits auch ermöglicht 
wurde durch den zweiten Faktor, die weitgehende Entwickelung des 
Lokalverkehrs (Trambahnen, Motorwagen, Vorort- und Untergrundbahnen, 
elektrische Schnellbahnen). Das hat zu einer in manchen Städten bereits 
jetzt sehr weitgehenden Ansiedelung auf den Außengeländen, in 
Wald-, Villen- und Arbeiterkolonien, Gartenstädten und größeren und 
' kleineren Vororten geführt. So liegt denn die moderne Stadt keineswegs 
mehr als räumlich scharf abgegrenztes und baulich eng zusammenhängendes 
Gebilde inmitten einer fast völlig unbebauten Umgebung, dieselbe löst sich 
vielmehr an der Peripherie ganz allmählich auf, erstreckt sich überall in Ge¬ 
stalt kleinerer und größerer Häusergruppen, Vororte und Siedelungen ent¬ 
lang den großen Verkehrsstraßen und Verkehrslinien in die unbebaute Um- 
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gebung hinein und zieht durch die Eisenbahnen, die in ihr zusammenlaufen, 
selbst weit entlegene Orte in ihren Wohnbereich. 

Es scheint mir viel zu wenig beachtet zu werden, daß dadurch bezüg¬ 
lich der natürlichen Wertsteigerung des Bodens ganz andere Ver¬ 
hältnisse als früher geschaffen werden. Was die besten Lagen der 
City und das Geschäftsviertel anlangt, so läßt sich nicht verkennen, 
daß ihr Wert steigt, in dem Maße, als durch die Entwickelung der Verkehrs¬ 
mittel auch entlegene Orte in den Verkehrsbereich der städtischen Zentrale 
einbezogen werden und dadurch der Bevölkerung derselben die Möglichkeit 
gegeben wird, die City zu besuchen, um dort Einkäufe zu machen; dadurch 
steigen auch die Erwerbsmöglichkeiten der dortigen Geschäfte, und das muß 
mit der Zeit zu einer Höherbewertung der dort gelegenen Grundstücke 
führen. Eine solche Wertsteigerung der besten Lagen einer Großstadt be¬ 
deutet aber keinerlei Nachteil, im Gegenteil durch die mit derselben zu¬ 
sammenhängende Entwickelung des wirtschaftlichen und kommerziellen Auf¬ 
schwungs, die Zunahme der steuerlichen Leistungen und Abgaben der Ge¬ 
schäftsinhaber nur Vorteile für die betreffende Stadt, während Wohn- und 
hygienische Interessen in diesen Bich immer mehr zu reinen Geschäfts¬ 
vierteln herausbildenden Lagen kaum in Frage kommen. 

Ganz anders ist die Wirkung auf den Wohnboden. Je unregel 
mäßiger und weitverzweigter die Stadtanlage sich in die Umgebung hinein¬ 
erstreckt, je mehr durch die Verkehrsmittel auch weit entlegene Gelände als 
Wohnbezirke in Frage kommen, um so größere und ausgedehntere Terrains 
stehen für die Stadterweiterung zur Verfügung. All das umliegende und 
zwischenliegende Terrain kommt als dereinstiger städtischer Baugrupd in 
Betracht und macht dem im Inneren der Stadt gelegenen bereits bebauten 
eine wenn auch der Lage nach nicht absolut, so doch in Anbetracht des 
Preisunterschieds relativ gleichwertige Konkurrenz. Das muß mit der Zeit 
dazu führen, daß das einzelne im Inneren der Stadt gelegene für Wohn¬ 
zwecke in Frage kommende Grundstück nur bis zu einer gewissen Höhe im 
Werte steigen kann, eben wegen der Konkurrenz der Außengelände, und so 
wirkt jede weitgehende Dezentralisation in nachdrücklichster 
Weise einer übertriebenen Wertsteigerung des städtischen In¬ 
nenbodens entgegen. Dadurch werden die zunächst aus hygienischen 
Gründen entspringenden Dezentralisationsbestrebungen zugleich boden- 
politische Bestrebungen von weittragender Bedeutung. Diese Seite der 
Sache darf nicht unterschätzt werden. 

Nicht minder bedeutsam ist der Einfluß der Dezentralisation auf 
die Terrainspekulation. War dieselbe früher, wenn auoh nicht durch 
eine absichtlich hervorgerufene Ringbildung, so doch durch die räumlich 
zusammenhängende Stadtanlage begünstigt, konnte sie dadurch vielleicht 
infolge der geringen Auswahl des der Nachfrage nach Bauland zur Ver¬ 
fügung stehenden Terrains in mancher Hinsicht übertriebene Forderungen 
stellen, so liegt bei weitgehender, durch die heutigen Verhältnisse ermög¬ 
lichter Dezentralisation die Sache wesentlich anders. Entsprechend den 
obigen Ausführungen steht dann der Nachfrage nach Bauland in all den 
Dezentralisationsorten und ihrer Umgebung ein ungeheuer viel größeres 
Angebot gegenüber, welches von den Terrainbesitzern als Konkurrenz mit 
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in Betracht gezogen werden muH. Als Wohngelegenheit kommen, wenn 
auch nicht für alle, so doch für einen großen Teil der Bevölkerung all diese 
erschlossenen Gebiete, die durch den Lokal- oder Fernverkehr in den Ver¬ 
kehrsbereich der Stadt einbezogenen Orte in Frage. Einem allzu hohen 
Ansteigen der Mieten kann sich also dieser Teil der städtischen Bevölkerung 
durch Ansiedelung daselbst entziehen, wenn auch nur unter Trennung der 
Arbeitsstätte und Wohnstätte. Jede neue Tramb&hnlinie und Vorortver¬ 
bindung, jede neue Villen- und Arbeiterkolonie, Gartenstadt usw. wirft 
neue Baustellen und Wohngelegenheiten auf den Markt und vergrößert das 
Angebot, welches der Nachfrage nach Wohnungen gegenübersteht. Unter 
diesen Umständen kann von einer wirtschaftlichen Übermacht einzelner 
Grundstücksbesitzer in den Außengebieten keine Rede mehr sein, bei dem so 
entstehenden und unbehinderten Wettbewerb regelt lediglich das Verhältnis 
von Angebot und Nachfrage die Preise. Nicht allein die Werthöhe, welche 
das Angebot fordert, ist entscheidend, sondern ebenso sehr diejenige, welche 
die Nachfrage zu zahlen gewillt ist, welche ihr das betreffende Grundstück 
tatsächlich wert ist. Erscheint ihr der geforderte Preis zu hoch, so steht 
ihr genügende Auswahl anderer Grundstücke niederen Preises, wenn auch 
in geringerer Lage, zur Verfügung. Diese große Konkurrenz, die Ge¬ 
fahr, daß das Geschäft sich wegen zu hoher Forderungen zerschlägt, zwingt 
die Grundstücksbesitzer von selbst, sich mit mäßigeren Gewinnen zu be¬ 
gnügen, diese lieber sicher zu stellen, als unbestimmt lange auf höhere 
Preise zu warten. Dazu kommen dann noch die hohen Abgaben und 
Steuern, auch auf brach liegendes Land, die ebenfalls ein längeres Zurück¬ 
halten des Baulandes erschweren. Aus diesen Gründen erscheint mir für 
die Zukunft bei weiterer Ausgestaltung der Dezentralisationsbestrebungen, 
die mit der weiteren Entwickelung des Lokalverkehrs ganz von selbst 
kommen müssen, ein nachteiliger Einfluß der Terrainspekulation im Sinne 
einer über den reellen Wert hinausgehenden, dauernden Preissteigerung 
ausgeschlossen, zum mindesten leicht ausschaltbar. Zeitweilige Preis¬ 
steigerungen werden allerdings immer Vorkommen, schaden aber weiter 
nichts. Es wird dann immer mehr möglich sein, die spekulativen Preis¬ 
treibereien und gelegentlich vorkommenden Überspekulationen als Aus¬ 
wüchse des an und für sich gesunden und nötigen Grundstück- 
handels zu betrachten, die zwar zu bedauern sind, der Allgemeinheit aber 
weiter keinen Schaden zufügen. Im übrigen ist man dann durchaus be¬ 
rechtigt, auch die Bodenspekulation als eine gesunde und wirtschaftsfördernde 
Handelsspekulation anzusehen, die allerdings auf „Spekulation a , d. h. 
mit Gewinnabsicht arbeitet, im übrigen aber bedeutsame Aufgaben für 
die Volkswirtschaft und den Städtebau erfüllt. Denn überall, wo die 
Städteerweiterung bisher in der Hauptsache ein privates Geschäft gewesen 
ist, und das war bei uns doch bisher so ziemlich überall der Fall, hat die 
privateTerrainunternehmungdie Auf Schließung des städtischen T errains, 
die Überführung von Ackerland in Bauland besorgt. Dabei wurde sie aller¬ 
dings je nach dem mehr oder weniger durch öffentliche Faktoren beeinflußt, 
durchaus nicht immer gefördert, sehr oft gehemmt. Solange der Wunsch 
mancher Wohnungsreformer, die Stadterweiterung möge immer mehr, 
womöglich ausschließlich, ein öffentlich-rechtliches Geschäft werden, 
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noch nicht in Erfüllung gegangen ist, maß man diese Tätigkeit und dieses 
Verdienst der privaten Terrainunternehmung anerkennen. Dazu gehören 
aber nicht nur die Terraingesellschaften, sondern auch die privaten Terrain¬ 
unternehmer, die man gemeinhin als „Bodenspekulanten charakterisiert. 

Dabei darf nicht verkannt werden, auch das muß einmal betont werden, 
weil es meist viel zu wenig gewürdigt wird, daß diese Terrainunternehmung 
sehr oft mit großen Schwierigkeiten, hohem Risiko und nicht selten keines¬ 
wegs hohem Gewinn verbunden ist, daß vielmehr die erzielten Gewinne im 
Verhältnis zur angewandten Mühe und dem großen Risiko in durchaus rich¬ 
tigem Verhältnis stehen und deshalb als verdient bezeichnet werden müssen. 
Im übrigen ist die gesunde Terrainunternehmung für die Allge¬ 
meinheit nicht nur nützlich, sondern auch nötig und unentbehr¬ 
lich. Es ist deshalb ein grundsätzlicher Fehler jeder Verwaltungs- und 
Bodenpolitik, diese Tätigkeit durch allerlei Maßnahmen zu hindern und lahm 
zu legen. In letzter Linie wird das immer zu einem Mangel an bau¬ 
reifem Land, damit zu einer Erschwerung der Wohnungsproduktion 
und dadurch zu einer Verschärfung der Wohnungsnot führen. Gerade 
auch das private Bauunternehmertum, welches die weit überwiegende Mehr¬ 
zahl der städtischen Wohnungen beschafft hat und noch beschafft, hat das 
größte Interesse an einem gesunden Terraingeschäft und an einem genügen¬ 
den Angebot fertiger Baustellen jeder Preislage. Je weitere Kreise man 
im Verlauf der Dezentralisationsbestrebungen für das Terraingeschäft zu 
interessieren vermag, je größere Geländeflächen dadurch erschlossen und 
in baureifes Land überführt werden, um so mehr sorgt die Konkurrenz 
der Terrainbesitzer untereinander und das große Angebot bau¬ 
reifen Landes dafür, daß die Auswüchse der Spekulation auf ein Minimum 
reduziert werden. In diesem Sinne ist es zu verstehen, wenn so oft, auch 
im Verein für öffentliche Gesundheitspflege betont wurde, daß Förderung, 
nicht Hemmung der privaten Unternehmung im Baugewerbe (dazu 
gehört auch die Terrainunternehmung) zu den wichtigsten Verwaltungsmaß¬ 
nahmen der Städte gehören. Aber meist blieb es bei diesen Worten. In 
den Geist der städtischen Verwaltungen und beratenden Körperschaften sind 
diese Anschauungen nicht gedrungen. Allzu tief wurzelt da das Mißtrauen 
gegen den Spekulanten, speziell dem Bodenspekulanten, und so war man 
immer gern bereit, in wohlmeinendster Absicht dem Grundstückgescbäft neue 
Lasten und Steuern aufzuhalsen. Diese sollten, wie man sich dachte, die un¬ 
gesunde Spekulation zurückdämmen und dadurch dem Wohnungswesen nutzen. 
In Wirklichkeit hat man aber diese dadurch keineswegs zu beseitigen vermocht, 
dagegen auch die Tätigkeit der gesunden und nötigen Handelsspekulation 
im Terrain- und Baugeschäft lahm gelegt. Die Folge war, daß sich viele 
von diesen Unternehmungsformen, die ihnen nunmehr zu unrentabel er¬ 
schienen, ganz zurückzogen und vielerorts eine höchst mangelhafte 
Wohnungsproduktion einsetzte. Es wurde deshalb höchste Zeit, daß Bich 
in den Anschauungen maßgebender Kreise einmal wieder gesundere An¬ 
schauungen über das Wesen der Terrain- und Bauunternehmung heraus¬ 
bildeten und die Angst vor der „Bodenspekulation“, die in den letzten 
Jahrzehnten die städtischen Verwaltungen beherrschte, in die Rumpelkammer 
wanderte. 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN, 



Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene. 637 

Eine solche Umänderung der Anschauungen ist allerdings nur möglich, 
wenn man sich mit der Tatsache der Wertsteigerung des städtischen Bodens 
an sich ahfindet. Es ist nun einmal durchaus natürlich und berechtigt, daß 
städtischer Boden, der dem Besitzer ganz andere Vorteile, Erwerbsmöglich- 
keiten und Annehmlichkeiten bietet, als lediglich landwirtschaftlich ausnutz¬ 
barer, entsprechend höher im Preise steht. Dafür ist der Terrainunternehmer 
und Bodenspekulant nicht anzuschuldigen, und auch bei seiner Ausschaltung 
würden die Verhältnisse genau dieselben sein. Diese Tatsache entspricht 
aber auch so absolut und völlig dem elementarsten wirtschaftlichen Grund¬ 
sätze, daß nun einmal das bessere und seltenere Gut höher bezahlt wird als 
das schlechtere und reichlicher vorhandene. Das gilt für den städtischen 
Wohnboden und die Vorzüge seiner Lage genau ebenso wie für jedes andere 
Gut. Mit diesem Gesetz muß man sich wohl oder übel abfinden, und so 
bleibt nichts anderes übrig, als die besseren und teueren Lagen der Stadt 
für solche Gebäude zu reservieren ,* welche einen diesem höheren Werte ent¬ 
sprechenden Ertrag liefern können, die billigeren und minder guten Lagen 
entsprechend für weniger ertragsfähige Baulichkeiten zu benutzen. 

Wer sich daraufhin die Entwickelung unserer Städte anschaut, wird 
finden, daß sich die Durchführung dieses wirtschaftlichen Prinzips im großen 
und ganzen völlig von selbst vollzieht; man denke einerseits nur an die 
besten Lagen der City, andererseits an die Kleinwohnungsviertel an der 
Peripherie und in den Vororten. Eine derartige Verteilung der Bevöl¬ 
kerung einer Stadt nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähig¬ 
keit Hand in Hand mit den skizzierten Dezentralisationsbestrebungen er¬ 
scheint mir durchaus im Sinne einer Lösung der Wohnungsfrage, fast möchte 
ich sagen, die einzig durchführbare Lösung derselben. Diese sich anbahnende 
Verteilung muß man demnach zu fördern, nicht zu hindern suchen. Dabei 
ist diese Forderung nicht so zu verstehen, daß nun auf dem teueren Boden 
nur Herrschaftswohnungen, auf dem billigeren Boden nur ärmste Klein¬ 
wohnungen zu schaffen wären, es sollen vielmehr überall in den verschieden¬ 
sten Lagen Wohnungen der verschiedensten Größenklassen und Ausstattung 
vorhanden sein, nur eben in der Lage entsprechender verschiedener Preislage. 
Dadurch wird es dem Teil der Stadtbevölkerung, welcher nach seinem sozialen 
Milieu, Familienstande usw. auf eine bestimmte Wohnungsgrößenklasse reflek¬ 
tiert, ermöglicht, je nach Neigung und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ent¬ 
weder teure Wohnung in den besseren Lagen oder die billigeren, oft noch 
dazu hygienisch besseren in den billigeren Lagen zu mieten. Es ist dabei durch¬ 
aus nicht wünschenswert, wenn z.B. eine Familie, die nach ihrem sozialen 
Milieu, Kinderzahl usw. eine Vier-Zimmerwohnung benötigt und auch in den 
Außenbezirken zu entsprechendem Preis in guter Ausstattung mieten könnte, 
nun doch, um nur in der geliebten Innenstadt wohnen zu können, hier eine 
Wohnung geringerer Größenklasse, also z.B. eine Zwei-Zimmerwohnung be¬ 
zieht, eventuell dafür noch einen höheren Preis zahlt. Das führt natürlich 
zu Überfüllung und sonstigen Mißständen. Hier einzuschreiten und regu¬ 
lierend auf eine entsprechende Verteilung zu wirken, ist Sache der Wohnungs¬ 
aufsicht. Dieses Amt wird ihr um so leichter, je mehr durch die Dezentrali¬ 
sation für genügendes Angebot billigerer Wohnungen in den verschiedensten 
Teilen der Peripherie und der Außengelände gesorgt ist. Auf keinen Fall aber 
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darf man einen derartigen Fall selbstverschuldeten Wohnungselends als durch 
mangelhafte Wohnungsfürsorge der betreffenden Stadt verursacht auf fassen. 

b) Berücksichtigung wohnungshygienischer Forderungen im Bebauungs¬ 
plan, speziell in Hinsioht auf die Außengelände. 

Wir haben im vorstehenden mehrfach die Dezentralisationsbestrebungen 
erwähnt, nicht minder das aus der Erkenntnis der Mängel, welche die frühere 
gedrängte, innenstädtische Besiedelung mit sich brachte, hervorgegangene 
Bestreben, die neuen Stadtteile und Außengelände hygienischer und weit¬ 
räumiger zu gestalten. Dieses Bestreben kann nur dann von Erfolg gekrönt 
sein, wenn man für einen allen modernen Forderungen genügenden Be¬ 
bauungsplan, Hand in Hand mit einer entsprechenden Bauordnung, 
Sorge trägt. Je weniger man nachträglich imstande ist, in den alten Stadt¬ 
teilen die Mängel eines verpfuschten Bebauungsplanes wieder gut zu machen, 
um so mehr Wert* ist darauf zu legen,* daß die Bebauung der Stadt¬ 
erweiterungsgebiete allen berechtigten Forderungen der Gegen¬ 
wart und Zukunft entspricht. Wenn dadurch auch die Fehler der 
alten Stadtteile nicht wieder gut gemacht werden können, so lassen sie sich 
wenigstens zum Teil kompensieren, z. ß. durch Schaffung geeigneter Freiflächen 
als Ersatz für den Mangel der Innenstädte an solchen. Rehhorst (Cöln) hat 
auf der 36. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege in seinem Referat: „Die Ergebnisse der Städtebauausstellungen im 
Jahre 1910 für die öffentliche Gesundheitspflege“ in den Leitsätzen die 
wichtigsten Gesichtspunkte, die bei Aufstellung eines Bebauungsplanes und 
einer Bauordnung für die Stadterweiterungsgebiele in hygienischer Be¬ 
ziehung zu berücksichtigen sind, behandelt, Im folgenden will ich deshalb 
unter Hinweis auf dieses Referat nur noch einige Punkte hervorheben, die 
in engster Beziehung zu dem in den vorhergehenden Ausführungen behan¬ 
delten Dezentralisationsproblem stehen. 

Bei einer systematischen Erschließung der Außengelände zu 
Siedelungszwecken darf nie vergessen werden, daß der größere Teil der 
dort sich ansiedelnden Bevölkerung daselbst nur seine Wohnstätte, dagegen 
in der städtischen Zentrale, der City, seine Arbeitsstätte hat. Daraus folgt, 
daß alle Dezentralisationsbestrebungen nur dann Erfolg haben können, wenn 
es gelingt, den draußen Wohnenden durch möglichst günstige und 
schnelle Verkehrsverbindungen diese Trennung von Wohnstätte und 
Arbeitsstätte erträglich zu machen. Es ist deshalb der Bebauungsplan 
der Außengelände im engsten Anschluß an die Verkehrslinien 
(Vorortbahnen, Untergrundbahn, elektrische Trambahn) auszubilden. Viel¬ 
fach wird überhaupt die Existenzfähigkeit einer Siedelungskolonie in den 
Außengeländen nur davon abhängen, ob es gelingt, eine entsprechende Ver¬ 
kehrsverbindung zu schaffen. So haben denn auch in England die großen 
Eisenbahngesellschaften des öfteren im Anschluß an ihre Haltestellen selbst 
eine Erschließung und Bebauung der anliegenden Gelände vorgenommen. 

In einem sehr beachtenswerten Aufsatz hat Wattmann 1 ) eine Reihe 
wichtiger Gesichtspunkte für die Berücksichtigung der Verkehrs- 

l ) Wattmann, Straßenbahnen und Bebauungspläne. Technisches Gemeinde¬ 
blatt, Jahrg. XIV, Nr. 8, S. 110 ff. 
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linien im Bebauungsplan der Außengelände behandelt. Unter Hin¬ 
weis auf diesen Artikel seien einige wichtige Punkte bervorgehoben. Hoch- 
undUntergrundbahnen können sich infolge ihrer hohen Herstellungskosten 
nur bei ganz starkem Verkehr rentieren und erscheinen deshalb in mittleren 
Großstädten ausgeschlossen, desgleichen ein System radial ausstrahlender 
Stadt- (Voll-) Bahnen. Es bleibt deshalb für Provinzialstädte als einzige 
wirtschaftliche Möglichkeit die Anlage und Ausgestaltung von Straßen¬ 
bahnen, d. h. Niveaubahnen. Es muß deshalb schon bei Aufstellung des 
Bebauungsplanes die Trace künftiger Straßenbahnen genau festgelegt und 
in der Gesamtanlage des Planes, sowie in der Ausgestaltung der Straßen¬ 
querprofile darauf genügend Rücksicht genommen werden. Solche Bahn- 
straßen müssen möglichst geradlinig oder doch nur sanft geschwungen ver¬ 
laufen, einmal wegen des mit jeder Abweichung von der Geraden verbun¬ 
denen Zeitverlustes, andererseits, weil die Befahrung stärkerer Kurven nur 
mit verminderter Geschwindigkeit erfolgen kann. 

Wenn möglich, ist zur Verringerung der Betriebsgefahr diesen Bahnen 
ein besonderer Teil der Straßen zuzuweisen, der nicht beliebig von 
Fuhrwerken befahren und von Fußgängern betreten werden darf. 

Im Bebauungsplan ist auf die künftigen Haltestellen der Straßen, 
bahn weitgehende Rücksicht zu nehmen und im Hinblick hierauf das Netz 
der die „Bahnstraße“ kreuzenden und in sie einmündenden Straßen auszu- 
gestalten. Jede Haltestelle ist als ein sekundärer Verkehrsknotenpunkt 
&ufzufa88en, nach dessen ungefährer Richtung hin die angrenzenden Straßen 
verlaufen sollen. Hier sollen im allgemeinen die Straßenkreuzungen liegen* 
dagegen sind solche außerhalb der Haltestellen im Interesse der Betriebs¬ 
sicherheit möglichst ganz zu vermeiden. 

So ist die Verkehrspolitik einer Stadt gewissermaßen die Grund¬ 
lage und unerläßliche Voraussetzung, auf welcher sich die Dezentrali¬ 
sation aufbauen muß. Alle Expansionsbestrebungen der städtischen Be¬ 
völkerung, ihr Wunsch nach einer Rückkehr zur Natur und ländlichen 
Siedelungsweise, der starke Gegendruck, den bei vielen gegenwärtig die 
Steinwüste der Großstadt erzeugt, bleiben erfolglos oder führen nur zu ganz 
kleinen Anläufen, solange nicht eine großzügige, in engster Anleh¬ 
nung an einen generellen Bebauungsplan sich vollziehende Ver¬ 
kehr spolitik dem Menschenstrom Gelegenheit gibt, sich in # den Außen¬ 
gebieten anzusiedeln. Damit ist keineswegs gesagt, daß die Stadtverwaltungen 
und Gemeindeverwaltungen nun selbst den Bau und Betrieb dieser Verkehrs¬ 
gelegenheiten in die Hand nehmen müssen. Das wäre eine Aufgabe, unter 
deren finanzieller und verwaltungstechnischer Belastung die Gemeinden zu¬ 
sammenbrechen würden. Aber sie müssen, und dazu ist eine Zusammen¬ 
fassung des ganzen Gebietes unter eine einheitliche Verwaltung nötig, die 
großen Richtlinien dieser Verkehrspolitik im Anschluß an die 
bestehenden Verkehrsgelegenheiten und in Rücksicht auf den 
generellen Bebauungsplan festlegen, müssen ein Programm entwerfen, 
wie etwa die Verkehrsverhältnisse zwischen den einzelnen Vororten und der 
städtischen Zentrale im einzelnen zu gestalten sind. Ob sie dann die für 
notwendig befundenen Verkehrsgelegenheiten selbst schaffen, ob die Staats- 
eisenbahnen oder elektrische Trambahnen und Schnellbahnen einen Teil 
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davon übernehmen, ob in weitgehender Weise private Gesellschaften zu 
dieser Aufgabe herangezogen werden, ist zunächst ziemlich gleichgültig. 
Besteht wirklich ein starkes Bedürfnis nach einer Verkehrsverbindung, so 
ist im allgemeinen die freie Konkurrenz verschiedener Verkehrsmöglichkeiten 
auch hier das beste Mittel zur Entwickelung zweckmäßiger, billiger und dem 
Publikum denkbar weit entgegenkommender Einrichtungen. 

Dabei müssen allerdings die Verwaltungen verlangen, daß die Verkehrs- 
Verbindungen sich dem Rahmen des generellen Verkehrsplanes so weit wie 
möglich einfügen, des weiteren, daß bei der Handhabung desselben nicht 
nur kaufmännische und spekulative, sondern auch gemeinnützige 
Interessen gewahrt werden. In dem Sinne habe ich an anderer Stelle 1 ) 
bereits darauf hingewiesen, daß es wünschenswert sei, daß eine Stadt sich 
durch besondere Abmachungen einen weitgehenden und maßgebenden 
Einfluß auf die betreffenden Unternehmungen sichere, z.B. bezüg¬ 
lich der Aufstellung der Fahrpläne, der Höhe des Fahrpreises, der Aus¬ 
führung weiterer Linien im Falle eines nachgewiesenen Bedürfnisses. Das 
könne am einfachsten in der Weise geschehen, daß die betreffende Stadt mit 
der Zeit möglichst viele Aktien des betreffenden Unternehmens auf¬ 
kaufe. Dadurch gewinne sie einmal eine recht gute Verzinsung und anderer¬ 
seits eine entsprechende Stimmenzahl, falls sie mit der Zeit die Mehrheit der 
Aktien in ihren Besitz bringt, sogar die Stimmenmehrheit in der General¬ 
versammlung des betreffenden Unternehmens. Dadurch erlangt sie dann 
einen ausschlaggebenden Einfluß auf die Leitung des Unter¬ 
nehmens. In ähnlicherWeise hat kürzlich auch Ministerialdirektor Freund 
in einem Vortrage in der Akademie für kommunale Verwaltung in Düssel¬ 
dorf (W/S 1911/12) einem Zusammenwirken von Kommunen und Privat¬ 
industrie oder Privatkapital das Wort geredet, insbesondere ebenfalls darauf 
hlngewiesen, wie wichtig es sei, daß eine Kommune als Aktienbesitzerin Sitz 
und Stimme im Aufsichtsrat und Vorstand bekomme, um die Beschlüsse 
dieser beiden Organe der Aktiengesellschaft kontrollieren und gegen die 
Beschlüsse derselben Einspruch erheben zu können, wenn sie dem öffent¬ 
lichen Wohl zuwiderlaufen. 

Im übrigen ergeben sich aus der Notwendigkeit, die Dezentralisations¬ 
gebiete mit der städtischen Zentrale in häufige und schnelle Verkehrs Verbin¬ 
dung zu setzen, noch weitere wichtige Gesichtspunkte, die ebenfalls weit¬ 
gehend im Bebauungsplan berücksichtigt werden müssen. Da auch elektrische 
Straßenbahnen (von Untergrundbahnen und Hochbahnen ganz abgesehen) 
sich nur bei entsprechend starkem Verkehr rentieren und eine genügend 
häufige Verbindung herstellen können, so kann es sich bei der Erschließung 
der Außengelände absolut nicht darum handeln, das ganze Außengelände 
gleichmäßig zur Bebauung heranzuziehen. Der naheliegende Gedanke, 
man müsse die jetzige gedrängte Stadtanlage an der Peripherie immer mehr 
auseinanderziehen und auflösen, immer mehr nur Landhausviertel und 
in einen Kranz von Gärten eingebettete Einfamilienhäuser zulassen, bis 
schließlich die Gärten und Parks immer größer, der überbaute Teil immer 
kleiner werde und sich so allmählich der Übergang ins unbebaute Land 


l ) Bodenfrage und Bodenpolitik, 1911, a. a. 0., S. 218. 
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vollziehe, erweist sich bei einiger Überlegung als praktisch unausführbar. 
Eine solche Dezentralisation läßt sich höchstens bei ganz kleinen Orten 
durchführen. Bei größeren Städten macht sich aber alsbald eine Reihe von 
Schwierigkeiten bemerkbar. So würden unter anderem bei einer derartigen 
Siedelungsweise die Kosten der Straßenzüge, selbst bei bescheidensten 
Ansprüchen, ins Ungemessene steigen. Nun will aber die städtische Bevölke¬ 
rung, die von der Dezentralisation Gebrauch machen will, gewiß gern die 
Vorteile des Landlebens genießen, andererseits aber auch den Komfort, den 
sie in der Stadt kennen und schätzen gelernt hat, nicht vermissen, zum Teil 
wenigstens mit auf das Land hinausnehmen. Das sind Wasserleitung, Spül¬ 
klosetts, Kanalisation (da Spülklosetts in Verbindung mit Abortgruben meist 
erhebliche Mißstände im Gefolge haben), Gas, Elektrizität und vor allem auch 
Telephon. Daß eine Versorgung aller der in oben erwähntem Sinne isoliert 
und weit voneinander liegenden Gebäude mit diesen Leitungen und Rohr¬ 
systemen so gut wie ausgeschlossen ist, wird sich jeder sagen, der von den 
Kosteü solcher Straßenzüge eine Ahnung hat. Wollte man sie trotzdem 
durchführen, so wäre das eine solche enorme Belastung der betreffenden Be¬ 
triebe, daß sie unbedingt auf die Konsumenten abgewälzt werden müßte. 
Dadurch würde dann wieder der ganze Erfolg der Dezentralisation, die doch 
in erster Linie, abgesehen von der Verbesserung der Wohnungen, auch eine 
Verbilligung des Wohnens herbeiführen soll, wieder illusorisch gemacht 
werden. 

Vor allem aber würden die Verkehrsmittel, die nach obigem die un¬ 
erläßliche Voraussetzung jedweder weitgehenden Besiedelung im Außen¬ 
gelände sind, bei einer derart weit auseinander gezogenen Siedelungsweise 
viel zu unrentabel, oder der Betrieb ließe sich nur in größeren Zeitintervallen 
durchführen,, was auch wieder schwerwiegende Nachteile hat. 

So macht sich gerade durch den engen Zusammenhang mit dem Ver¬ 
kehrsproblem auch in den Dezentralisationsgebieten das Bedürfnis nach einem 
gewissen Zusammendrängen der Siedelungen an einzelnen Stellen, 
im allgemeinen den Verkehrsknotenpunkten, Haltestellen der Vorort¬ 
bahnen usw., bemerkbar; es werden sich auch hier immer wieder Gruppen von 
Siedelungen, Villenkolonien, kleinere und größere Orte heraus¬ 
bilden. Derartige Orte können sich im allgemeinen nur im Anschluß an 
entsprechend günstige, entweder bereits bestehende oder neu zu schaffende 
Verkehrsverbindungen entwickeln und werden meist aus bereits vorhandenen 
Dörfern und Vororten hervorgehen. Andererseits ist es aber gewiß auch 
möglich, derartige Siedelungen willkürlich im freien, bisher unbebauten Ge¬ 
lände ohne jeden Anschluß an bestehende Orte anzulegen, wenn gleichzeitig 
entsprechend günstige Verkehrs Verbindungen geschaffen werden, überhaupt 
das der städtischen Bevölkerung neu erschlossene Gelände durch den Be¬ 
bauungsplan genügend bevorzugt wird (s. die englischen Beispiele). Die 
Zusammendrängung der Wohnstätten an solche Dezentralisationsknoten¬ 
punkte hat große Vorteile gegenüber der völlig gleichmäßigen Verteilung 
über das ganze Gebiet. Die Entfernung zwischen den einzelnen Gebäuden 
und den End- und Haltepunkten der Verkehrslinien wird geringer, die 
räumliche Zusammendrängung ermöglicht Wasserleitung, Gas, Elektrizität, 
Telephon, eventuell Kanalisation, gestattet bessere Straßenanlagen einschließ- 

Vierteljahraeehrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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lieb Beleuchtung, Säuberung und Bewohnung. Mit der Zeit läßt sich auch 
die Errichtung von Schulen, Postfilialen, Bankfilialen, Zablkassen uew. durch¬ 
führen, vor allem wird auch die Beschaffung der wichtigsten Nahrungsmittel 
und Konsumartikel sehr erleichtert, weil die städtischen Lieferanten nicht 
so weite Wege zu fahren brauchen, da sie ihre Kunden näher beisammen 
haben. Von einer gewissen Größe dieser Siedelungsgruppen ab lohnt sich 
auch die Gründung selbständiger Läden für die mannigfachen täglichen Be¬ 
dürfnisse, z. B. von Filialen der großen Geschäfte in der städtischen Zentrale. 
Auf diese Weise läßt sich mit anderen Worten bei einer derartigen Siedelungs¬ 
weise im Dezentralisationsgebiet ein großer Teil der Vorteile erreichen, die 
nun einmal mit einer Konzentration der Bevölkerung auf ein relativ be¬ 
schränktes Gebiet verbunden sind, ohne die Nachteile davon allzusehr in 
Kauf nehmen zu müssen. 

So ist es denn die Aufgabe eines die Außengelände erschließen¬ 
den Bebauungsplans, in weitschauender Weise diejenigen Bezirke und 
Stellen der Außengelände herauszugreifen, welche am geeignetsten erscheinen, 
in obigem Sinne eine Ansiedelung eines Teiles der städtischen Bevölkerung 
zu ermöglichen und vor allem dabei für die Anlage oder den weiteren Aus¬ 
bau billiger, genügend schneller und häufiger Verkehrs Verbindungen mit der 
städtischen Zentrale Sorge zu tragen. Erst wenn diese in ihren Hauptzügen 
festgelegt und die Haltestellen bestimmt sind, kann die weitere Festlegung 
des Bebauungsplans im engsten Anschluß an diese Verkehrs- 
fragen erfolgen. 

Eine solche großzügige, das ganze Gebiet einheitlich erfassende An- 
siedelungs- und Verkehrspolitik ist nur dann möglich, wenn das ganze Gebiet 
möglichst unter eine Verwaltung gebracht und derselben auch ein maß¬ 
gebender Einfluß auf die Terraingesellschaften und Verkehrsgesellschaften 
ermöglicht wird. 

Das erstere wird im allgemeinen nur durch eine entsprechende Ein- 
gemeindungs- und Zweckverbandbildungspolitik sich ermög¬ 
lichen lassen, das letztere in der bereits oben angedeuteten Weise, daß die 
Kommunen sich in weitgehendsterWeise mit privatem Kapital und privaten 
Unternehmern assoziieren. 

Selbstverständlich muß dann durch detaillierte Bebauungspläne 
und Bauordnungen für das ganze Dezentralisationsgebiet und die ein¬ 
zelnen Orte dafür gesorgt werden, daß sich ihre bauliche Entwickelung nach 
modernen hygienischen Grundsätzen im Sinne der abgestuften 
Bauordnung und genügender Weiträumigkeit vollzieht; dadurch werden sich 
am sichersten Mißstände, wie sie sich in den alten Städten und Stadtteilen 
ergeben, vermeiden lassen. 

Auch hier in den Dezentralisationsgebieten wird allerdings nicht aus¬ 
schließlich die offene Bebauung und das freiliegende Einfamilien¬ 
haus Anwendung finden können. Das oben besprochene, auch hier in etwas 
größeren Siedelungsgruppen sich unabwendbar ergebende Konzentrations¬ 
bedürfnis der Bevölkerung wird auch hier zur Entwickelung kleinerer Ge¬ 
schäftsviertel im Zentrum solcher Orte führen. Es wird sich auch mit 
keinem Mittel verhindern lassen, daß hier in diesen „besseren Lagen“ die 
Bodenpreise ansteigen, und eine stärkere bauliche Ausnutzung nötig machen. 
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So wird auch hier in diesen sekundären Geschäftsvierteln in etwas 
die geschlossene Bauweise und das Mehrfamilienhaus vorherrschen, schon 
deshalb, weil das Erwerbs- und Geschäftsleben in diesen Orten selbst ge¬ 
wisse, häufig ihren Wohnsitz wechselnde und wenig seßhafte Erwerbskreise, 
die unbedingt auf Mietwohnungen angewiesen sind, mit sich bringt. Ab¬ 
gesehen von dieser Konzession ist aber unbedingt daran festzuhalten, daß 
die Besiedelung der Dezentralisationsgebiete in erster Linie den 
Zweck verfolgt, der übertriebenen Bevölkerungsdichte und all- 
zugrößen Bebauungsintensität der städtischen Zentrale durch 
möglichst weiträumige Bebauung der Außengelände entgegen¬ 
zuwirken. Auf welche Weise sich eine solche Weiträumigkeit in hygie¬ 
nischem Sinne erzielen läßt, ist so oft in den diesbezüglichen Verhandlungen 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege betont worden, daß 
ausführliche Angaben darüber hier fortbleiben können. So will ich nur im 
Interesse der Vollständigkeit und in Rücksicht auf solche Leser, welche 
diesen Fragen bisher ferngestanden haben, einige wichtige Gesichtspunkte, 
wie sie in den letzten Jahren immer mehr Anerkennung bei den Wohnungs¬ 
hygienikern gefunden haben, hervorheben. 

Es ist irrig, zu glauben, die wünschenswerte Weiträumigkeit der 
Bebauung sei nur bei offener Bebauung und frei in Gärten liegenden 
Einfamilienhäusern möglich. Auch die geschlossene Bauweise (Reihen¬ 
hausbau und Gruppenbau) kann genügend weiträumig sein, wenn dafür ge¬ 
sorgt wird, daß die Freiflächen im Inneren der Baublöcke genügend 
groß sind. Speziell für Kleinwohnungen und Einfamilienhäuser hat der 
Reihenhausbau manche Vorteile (geringere Baukosten, bessere Wärmeökonomie, 
Freihalten des Blockinneren vom Straßenlärm und Straßenstaub). Es ist 
deshalb auch in den Dezentralisationsorten für genügende Bereitstellung von 
für diese Bauweise geeigneten Bauparzellen entsprechender Breite und Tiefe 
zu sorgen, keinesfalls allein das freiliegende Einfamilienhaus anzustreben. 
Dagegen ist die völlige Freihaltumg, genügende Größe und, soweit 
irgend möglich, gartenmäßige Anlage des Blockinneren unter allen 
Umständen durchzuführen, Hinterhäuser und Seitenflügel sind hier absolut 
zu verbieten. Es würde ferner dem Gedanken und Zweck der Dezentralisa¬ 
tion direkt widersprechen, wollte man in den Außengeländen den Bau von 
Massenmiethäusern gestatten, dagegen ist das Mehrfamilienhaus, etwa bis 
zur Höchstzahl von vier Familien, unbedingt ans wirtschaftlichen Gründen 
zuzulassen. Eine Beschränkung der Gebäude nach der Höhe ist natürlich 
ebenfalls nötig. In letzterer Zeit ist in der Wohnungsliteratur mehrfach der 
Gedanke vertreten worden, bei der Abstufung der Bauordnung nicht, wie es 
bisher meist oder ausschließlich geschah, von der höchst zulässigen Grund¬ 
ausnutzung auf dem teuersten Boden im Inneren der Städte auszugehen und 
in zunehmendem Maße nach außen hin durch Baubeschränkungen eine Ab¬ 
stufung und allmählichen Übergang zur weniger starken Grundausnutzung 
zu erzielen, sondern im Gegenteil als Grundlage der baupolizeilichen 
Bestimmungen die Bebauung der Außengebiete aufzufassen und 
in zunehmendem Maße nach dem Inneren der Städte hin Bauerleichterungen 
zu gewähren. In diesem Sinne wäre eine Norm für die in den Außen¬ 
geländen zulässige Bebauung festzusetzen. Es empfiehlt sich vielleicht, diese 
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ao festzulegen, daß ein Obergeschoß zuzulassen ist und die volle Ausnutzung 
des Dachgeschosses erlaubt wird in Anbetracht dessen, daß die Dachform 
dem ländlichen Wohnhaus am meisten seinen Charakter verleiht. Diese Er¬ 
laubnis wäre allerdings nur dann zu erteilen, wenn die im Dachgeschoß be¬ 
findlichen Räume von entsprechender Wand- und Deckenfläche umgeben sind 
und den hygienischen Anforderungen voll Genüge leisten. 

Eine ähnliche Verfügung findet sich z. B. in einer 1911 erlassenen Ver¬ 
ordnung des Potsdamer Regierungspräsidenten, welche für die Bebauung des 
Berliner Vorortgebietes von höchster Bedeutung ist. Dieselbe schafft eine 
neue Bauklasse, die nur zwei bewohnbare Geschosse, abgesehen von einer 
geringfügigen Ausnutzung des Dachgeschosses, vorsieht und für all die weiten 
Gebiete in der Umgebung Berlins gültig ist, die in baulicher Hinsicht als 
Neuland anzusprechen sind. 

Natürlich sind auch innerhalb der Dezentralisationsgebiete von dieser 
allgemein gültigen Norm Bauerleichterungen zu gewähren, z. B. f wie 
oben erwähnt wurde, überall da, wo sich innerhalb einer größeren Siedelung 
oder eines Vorortes inmitten desselben ein kleines, sekundäres Geschäftsviertel 
herausgebildet hat und dergleichen mehr. Es wäre töricht, der sich dann 
meist bald einstellenden stärkeren Nachfrage nach Wohnungen und nament¬ 
lich Geschäftslokalen in diesen Zentren und in ihrer unmittelbaren Umgebung 
nicht entsprechend entgegen zu kommen. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit ist es ferner, daß man durch allerlei 
Begünstigungen den Kleinwohnungsbau in diesen Außengeländen 
möglichst zu fördern sucht. Einmal durch entsprechende Parzellierung, 
wodurch für Kleinwohnungsbauten geeignete Baublöcke geschaffen werden, 
andererseits durch Bauerleichterungen, wovon im nächsten Abschnitt unter 
Bauordnung noch die Rede sein soll. 

Ebenso bedeutsam ist endlich noch folgender Punkt. Die Dezentralisa¬ 
tion der Städte soll ein Gegengewicht bilden gegenüber der übertriebenen 
Bebauungsintensität der älteren Stadtteile. Meist fehlt es in denselben an 
genügenden Freiflächen, als da sind: Parks,* Gartenplätze, Spielplätze, 
Promenaden, Anlagen und dergleichen, oder dieselben’ sind doch nach Zahl 
und Größe ungenügend für die stets wachsende Bevölkerung. Diesem 
Mangel boII die Dezentralisation entgegenwirken. Es Bind deshalb in 
den Außengeländen möglichst große Geländeflächen als Frei¬ 
flächen ein für allemal von jeder Bebauung auszuschließen, mög¬ 
lichst nahe an die Stadt heranzuführen und mit den dort etwa 
schon vorhandenen durch Promenaden und Parkstreifen in Ver¬ 
bindung zu setzen. Das Zweckverbandsgesetz für Berlin hat deshalb als 
eine Hauptaufgabe des Zweckverbandes auch die Erwerbung und Erhaltung 
größerer, von der Bebauung frei zu haltender Flächen (Wälder, Parks, 
Wiesen, Schmuck-, Spiel-, Sportplätze) bezeichnet. Mächtige Anregung hat 
diesem Gedanken auch die allgemeine Städtebauausstellung in Berlin 1910 
gegeben, auf welcher die diesbezüglichen amerikanischen und englischen 
Vorbilder sehr befruchtend gewirkt und, wie auch Rehhorst (a. a. 0.) er¬ 
wähnt, gezeigt haben, daß wir in Deutschland bisher bei der Aufstellung der 
Bebauungspläne noch nicht hinreichend für die Durchdringung unserer 
Städte mit Frei- und Grünflächen gesorgt haben. Eine besondere Bedeutung 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Stadtehygiene. 645 

gewinnt dieses Bestreben noch durch die neuerdings bei uns immer mehr 
betonte Jugendfürsorge, das Bestreben, der Schul- und schulentlassenen 
Jugend durch Sport und Spiel zu einer Kräftigung und gedeihlichen Ent¬ 
wickelung ihres Körpers und Geistes zu verhelfen, die aber auch bei Er¬ 
wachsenen immer mehr erwachende Freude an der Natur und der Pflege 
irgend welcher Leibesübungen und Sportarten. 

Das wären einige der wichtigsten Gesichtspunkte, welche bei Aufstellung 
des Bebauungsplanes für die Auflengelände berücksichtigt werden müssen. 
Es erwachsen den Stadtverwaltungen dabei auflerordentlich bedeutsame und 
schwerwiegende Aufgaben, die auf den verschiedensten Gebieten liegen und 
durch das einheitliche Zusammenarbeiten der verschiedensten Kräfte be¬ 
friedigend gelöst werden können. Von der Fülle dieser Aufgaben sollen im 
folgenden noch zwei, welche für die hygienische Ausgestaltung der Wohn¬ 
verhältnisse in den Außenbezirken von größter Bedeutung sind, kurz be¬ 
handelt werden. Das ist das Bauordnungswesen und die städtische Boden¬ 
politik. 


o) Die Bedeutung der Bauordnung 
für die Gestaltung der Wohnverhältnisse in den Außengeländen. 

Auch bezüglich dieser Frage kann es sich nicht darum handeln, das 
ganze, in der Wohnungsliteratur schon öfters dargestellte Gebiet nach allen 
Seiten hin zu erörtern, vielmehr sollen auch hier nur einige der bedeut¬ 
samsten Punkte, namentlich soweit sie mit dem hier vor allem behandelten 
Dezentralisationsproblem Zusammenhängen, hervorgehoben werden. 

Die Gestaltung der jetzigen Bauordnungen führt sich im wesent¬ 
lichen auf die Anregungen zurück, wie Bie in zahlreichen Versammlungen 
im Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege gegeben werden. Es 
verdient hervorgehoben zu werden, daß die gegenwärtig mehr und mehr zur 
Einführung gelangende Staffelbauordnung völlig mit der im vorher¬ 
gehenden behandelten Theorie der natürlichen Wertsteigerung des städtischen 
Bodens im Einklang steht und sich geradezu auf sie aufbaut. Ursprünglich 
waren die baupolizeilichen Bestimmungen für den ganzen Stadtbezirk gleich, 
ein Zustand, wie er auch jetzt noch in kleineren Orten sich vielfach findet. 
In solchen geht das auch am ehesten noch an. Hier ist die Verschiedenheit 
der wirtschaftlichen Verhältnisse und dementsprechend auch der Bodenwerte 
in den einzelnen Stadtteilen nooh keineswegs so ausgesprochen, wie in den 
großen, rasch wachsenden Städten, immerhin macht sich hier zum mindesten 
eine gesonderte Behandlung der Außengelände und der Innenstadt nötig. Je 
größer aber ein Ort wird, je rascher er wächst, um so mehr machen sich in 
den einzelnen Stadtteilen immer größere Verschiedenheiten bemerkbar, um 
so mehr ergibt sich das Bedürfnis, auch in der Bauordnung und im Be¬ 
bauungsplan diese einzelnen wirtschaftlich und sozial verschiedenen Stadt¬ 
teile gesondert zu behandeln. 

Würde man in solchen Fällen die Bauordnungsvorschriften einheitlich 
gestalten, also für das ganze Stadtgebiet dieselben Bestimmungen erlassen, 
so müßten sie natürlich auf den Verhältnissen der meist dicht besiedelten 
älteren Stadtteile der Innenstadt fußen. Sie lassen dann aber auch in den 
neueren Stadtteilen und Außengebieten genau die gleiche Gebäudehöhe, 
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Stockwerkzahl usw. zu wie dort. Eine solch starke Grundausnutzung wird in 
den älteren Stadtteilen durch die hohen Bodenwerte gewiß nötig gemacht, ist 
draußen in den Außenbezirken, wo die Bodenwerte meist aber noch erheb¬ 
lich niederer stehen, keineswegs erforderlich. Man kann und soll vielmehr 
hier die im hygienischen Sinne unbedingt wünschenswerte Weiträumigkeit 
erzielen, ohne gegen berechtigte wirtschaftliche Interessen zu stoßen, und 
demnach eine weitgehende Beschränkung der baulichen Ausnutzbarkeit der 
Grundstücke auferlegen. 

Dieser Gedankengang, wie er seit Jahrzehnten im Deutschen Verein 
für öffentliche Gesundheitspflege entwickelt wurde, führte nach und 
nach zur sogenannten Zonenbauordnung in dem Sinne, daß man die 
Stadt in eine Reihe von Zonen einteilte, welche die innerste Zone, das Ge¬ 
schäftsviertel, in der ungefähren Gestalt konzentrischer Ringe umlagerten, 
bis schließlich die äußerste Zone das noch unbebaute Gebiet außerhalb der 
Städte darstellte. Für jede dieser Zonen schrieb man besondere Bestimmungen 
vor; so gestattete man z. B. in der Innenzone fünf oder sechs Geschosse, in 
der nächsten Zone vier Geschosse, in der folgenden drei Geschosse, wobei 
teilweise schon die offene Bauweise vorgeschrieben wurde, schließlich in der 
Außenzone nur mehr zwei Geschosse und überall offene Bauweise. 

Diese Zonenbauordnung in ihrer ursprünglichen Gestalt war 
offenbar zu schematisch gehalten, und so ergaben sich nach ihrer Ein¬ 
führung auch mancherlei Mißstände. Vor allem deshalb, weil sich die Ab¬ 
stufung der Bodenwerte, auf die sie sich gründete, im großen und ganzen 
gewiß allmählich und konzentrisch nach außen hin vollzieht, im einzelnen 
aber große lokale Verschiedenheiten und Abweichungen erkennen läßt, je 
nach dem besonderen Charakter und den besonderen Eigentümlichkeiten der 
Lage und Einwohnerschaft der einzelnen Stadtteile. Unter anderem breiten 
sich auch unsere modernen Städte keineswegs nur zirkulär, sondern vielfach 
geradezu radiär, entlang den großen Verkehrs- und Landstraßen aus. Infolge¬ 
dessen sind dann wirtschaftlich und topographisch, nach den sozialen Ver¬ 
hältnissen der Bewohner zusammengehörende, gleichartige Stadtgebiete 
durchaus nicht immer konzentrisch gelagert, sondern stellen oft mehr oder 
weniger breite, radiär gerichtete Gebiete dar, die nicht selten den großen 
Geschäftsstraßen folgen. Würde man durch eine solche Stadt rücksichtslos 
Ringzonen legen, so würde man dadurch derartige zusammengehörige Ge¬ 
biete in zwei, selbst drei Bauordnungsklassen auseinanderreißen, was den 
tatsächlichen Bodenwerten und ihrer Ertragsmöglichkeit absolut nicht ent¬ 
spräche und deshalb eine große Härte und Ungerechtigkeit für einzelne 
Grundbesitzer mit sich brächte. 

So ist man denn immer mehr dazu gekommen, unter den Zonen 
nicht mehr im ursprünglich geometrischen Sinne Ringflächen, 
sondern Gelände- und Ortsteile unregelmäßiger Gestalt zu ver¬ 
stehen, deren Gestalt und Grenzen sich streng nach den wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnissen und Bodenwerten, nicht minder dem Zweck und 
der Benutzungsweise der einzelnen Stadtteile richten, also danach, ob es sich 
um Geschäfts- oder Industrieviertel, um Wohn-, Villen- oder Kleinhaus viertel 
handelt. Schließlich hat man dann das Wort Zonenbauordnung überhaupt 
fallen lassen und durch abgestufte oder Staffelbauordnung ersetzt 
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Die Festlegung dieser Baustaffeln muß sich natürlich im engsten An¬ 
schluß an die Dispositionen des Bebauungsplanes vollziehen, denselben ge¬ 
wissermaßen ergänzen und dafür Sorge tragen, daß sich die Bebauung der 
Stadterweiterungsgebiete auch tatsächlich in dem von dem Planentwerfer 
beabsichtigten Sinne vollzieht. 

So wird es mit der Zeit wohl gelingen, die Begellosigkeit und 
Systemlosigkeit der älteren Stadtanlagen, bei denen Geschäfts-, 
Industrie- und Wohngebäude oft regellos durcheinandergewürfelt sind und 
ein ungestörtes, behagliches Wohnen in vielen Straßen nahezu unmöglich ist, 
mehr und mehr auszumerzen und bei Neuanlagen ganz zu vermeiden. 

Es muß in Zukunft die Hauptaufgabe des Bebauungsplanes und der 
Bauordnung sein, eine solche Sonderung der Stadt in einzelne Teile, 
insbesondere Geschäfts-, Industrie- und Wohnviertel zu begünstigen, und es 
besteht darüber auch eine erfreuliche Einmütigkeit der Autoren. Dazu ist 
eine weitgehende Abstufung der baupolizeilichen Bestimmungen 
nicht nur nach Ortsteilen, d. h. den verschiedenen Stadtgebieten, sondern 
auch nach Straßen (sogenannten Straßenklassen) nötig, indem für Ge¬ 
schäftsstraßen, Fabrikstraßen, Wohnstraßen gesonderte Bestimmungen ge¬ 
troffen werden. Im allgemeinen wird man für die Geschäftsstraßen der 
Innenstadt, speziell der City, die weitgehendste Grundausnutzung ge¬ 
statten. Hier ist weitgehendste Berücksichtigung des Erwerbslebens nötig, 
während die hygienischen Interessen sehr zurücktreten. Es verdient aber 
hervorgehoben zu werden, daß auch in den sekundären Geschäftsvierteln, 
wie sie sich in manchen peripheren Stadtteilen und in größeren Vororten 
und Siedelungen im Dezentralisationsgebiet herausbilden, eine ähnliche Be¬ 
rücksichtigung nötig ist und demnach gegenüber den strengen baupolizei¬ 
lichen Bestimmungen, wie sie für die Außengelände bestehen, oft weitgehende 
Erleichterungen gewährt werden müssen, ein Umstand, der jetzt meist noch 
nicht genügende Berücksichtigung findet. 

Vom hygienischen Standpunkt interessiert natürlich am meisten die 
Behandlung der Wohnviertel und Wohnstraßen. Unter letzteren 
werden wieder vielfach solche mit geschlossener Bebauung (je nachdem für 
Einfamilienhäuser, bessere Etagen Wohnungen und Kleinwohnungen) und mit 
offener Bebauung unterschieden. Im übrigen sind hier die Festsetzung ge¬ 
eigneter Baublocktiefen, je nach der Größengattung der zu errichtenden 
Wohngebäude,, um das Freihalten des Blockinneren von Hinter- und Seiten¬ 
gebäuden zu erzwingen, das Freihalten des Blockinneren und die Gestaltung 
desselben zu einem großen zusammenhängenden Luftraum, eventuell Innen¬ 
park, die wichtigsten Gesichtspunkte. Wenn solche Wohnstraßen natürlich 
auch einzelne kleinere Läden und Geschäftslokale enthalten dürfen, so sind 
doch eigentliche Geschäfts- und Gewerbebetriebe, die zur Entwickelung 
lästiger Geräusche und Gerüche Veranlassung geben können, absolut fern¬ 
zuhalten. Entsprechend der Lage und Bestimmung dieser Wohnviertel, 
abseits des großen Verkehrs ein ruhiges, behagliches Wohnen zu 
ermöglichen, dürfen die Wohnstraßen nicht dem Durchgangsverkehr dienen, 
höchstens Seitenstraßen größerer Verkehrs- und Geschäftsstraßen darstellen, 
und es können deshalb auch die Anforderungen an Breite und Befestigung 
derselben entsprechend geringer sein. Den nötigen Abstand der beider- 
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seifigen Gebäudefronten gewährleisten am einfachsten und billigsten die in 
verschiedener Weise, eventuell nur als Rasenstreifen auszubildenden Vorgarten- 

Gerade bezüglich der Wohnviertel gilt übrigens der Satz, daß die ein¬ 
zelnen Stadtteile nicht scharf voneinander abgegrenzt sind; im Gegenteil 
werden sehr häufig gerade Geschäftsviertel und Wohnviertel sich durch¬ 
dringen müssen. Wo eine große Verkehrsstraße einen Stadtteil und darin 
gelegene stille Wohnviertel durchsetzt, pflegt sie sich nicht selten als Ge¬ 
schäftsstraße auszubilden; eine ähnliche Entwickelung nehmen unter Um¬ 
ständen auch die auf sie einmündenden Seitenstraßen, wenigstens in ihrem 
AnfangsteiL Hebt sich die Gegend, wird das Bedürfnis nach einer weiteren 
Ausdehnung des Geschäftslebens in diesen ursprünglichen Wohnstraßen 
stärker, so wäre es verfehlt, starr an den einmal getroffenen Bestimmungen 
der betreffenden Straßengattung festzuhalten, indem weitgehende Rücksicht 
auf das Erwerbsleben immer geboten ist. Nach und nach müssen also hier 
die den Geschäftsstraßen gewährten Bauerleichterungen zur Anwendung* 
kommen. So ergibt sich, daß die Staffelung der Bauordnung, Soll sie 
segensreich wirken und nicht zu Härten führen, nicht etwas Starres und 
ein für allemal Festliegendes sein darf, sondern daß sie in etwas dem 
Entwickelungsgange, den die Stadt und ihre Teile nehmen, sich anschmiegen 
und folgen muß. Auf keinen Fall darf sie die industrielle und kommerzielle 
Entwickelung der Stadt hindern und lahm legen, denn diese ist die unerläß¬ 
liche Voraussetzung einer gedeihlichen Weiterentwickelung derselben, nur 
diese befähigt die Stadt zur Erfüllung der großen sozialen und hygienischen 
Aufgaben unserer Zeit. Diese mit der Zeit immer wieder nötig werdende 
Abänderung der Baustaffeln und zugehörigen baupolizeilichen Bestim¬ 
mungen dürfte eine recht schwierige und verantwortungsvolle Auf¬ 
gabe sein, die den Stadtverwaltungen noch manche Schwierigkeiten bereiten 
dürfte, um so mehr, als dazu genaueste Kenntnis der lokalen Verhältnisse 
und ein weiter, auch die zukünftige Entwickelung berücksichtigender Blick 
erforderlich sind. Ein derartiges Anschmiegen und Anpassen gesetzlicher 
Normen an eine im Fluß und in steter Änderung begriffene Entwickelung 
widerspricht dem ganzen bureaukratischen Charakter jedweder Verwaltung 
und ist gewiß mit einer rigorosen Durchführung einmal getroffener und den 
untergeordneten Instanzen zur Durchführung übergebener Bestimmungen 
schwer vereinbar. In diesem Sinne scheint mir in einer zu weit gebenden 
Staffelung (manche Städte unterscheiden zwölf und mehr Bauklassen) eine 
nicht zu unterschätzende Schwierigkeit, um nicht zu sagen Gefahr, zu liegen, 
die nämlich, daß eine nicht glücklich zusammengesetzte, oder mit anderen 
Arbeiten überlastete Verwaltung zäh an den einmal getroffenen Bestimmungen 
festhält, auch wenn die Weiterentwickelung der Stadt längst eine Abänderung 
und Neugestaltung nötig machte. Hier scheinen mir auch die Grenzen für 
eine noch weiter gehende Behandlung der Bauordnung im Sinne der Ab¬ 
stufung zu liegen. 

Diese wenigen Gesichtspunkte, die ich hier aus dem oft behandelten 
Gebiet hervorgehoben habe, gelten natürlich in sinngemäßer Anwendung für 
Innenstadt und Außenstadt in gleicher Weise, wenn natürlich auch ihre 
Durchführung in den neu zu schaffenden Stadtteilen eine viel weitgehendere 
sein kann. Im übrigen soll hier nur noch ein lediglich die Außengelände 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene. 649 

betreffender Punkt kurz behandelt werden. Da hier als Äquivalent gegen 
die immer verhältnismäßig teueren innenstädtischen Kleinwohnungen ganz 
besonderer Wert auf die Beschaffung einer entsprechenden Zahl 
guter und billiger Kleinwohnungen zu legen ist, so muß hier in jeder 
Weise durch Bauerleichterungen der Bau von Kleinwohnungen begünstigt 
werden. Selbstverständlich unterscheiden sich im übrigen die hier auf bil¬ 
ligem Boden und Neuland an den Bau und die Ausstattung der Klein¬ 
wohnungen zu stellenden Anforderungen wesentlich von den diesbezüglichen, 
früher behandelten gesundheitlichen Mindestforderungen für innenstädtische 
Kleinwohnungen auf hochwertigem Boden. Da auch dieses Thema oft genug • 
in der Literatur behandelt wurde, stelle ich im folgenden nur einige der 
wesentlichsten Punkte zusammen, ohne daß es auch hier möglich wäre, alle 
die zu nennen, welche ähnliche Vorschläge gemacht haben oder gegenteiliger 
Ansicht sind. 

Es müssen im Bebauungsplan besondere Geländeteile für den Bau 
von Kleinwohnungen bestimmt werden, wie sich das am zweckmäßigsten 
durch eine entsprechende Parzellierung, wodurch Baublöcke von für 
Kleinwohnungsbauten geeigneter Gestalt geschaffen werden, erreichen läßt. 
Ebenso wichtig ist es, in diesem Gelände möglichst an Straßenland und 
Straßenbaukosten zu sparen, da die Straßenbaukosten sehr erheblich zur 
Verteuerung des Baulandes beitragen 1 ). Schmale Wohnstraßen, unter 
Umständen auch Fußpfade, genügen hier, um die einzelnen Baulichkeiten 
mit den nächsten größeren Straßenzügen in Verbindung zu setzen. Der 
entsprechende Abstand der Baufluchtlinien ist durch Vorgärten 
zu erreichen. Unter den heutigen Verhältnissen bedeutet das kommunale 
Bauverbot, d. h. das Verbot des Baues an „nicht anbaufertigen*, d. h. den 
baupolizeilichen Anforderungen des betreffenden Ortes in irgend einerWeise 
nicht entsprechenden Straßen, eine außerordentliche Erschwerung der Be¬ 
siedelung der Außengelände. In Preußen beruhen die betreffenden orts¬ 
statutarischen Vorschriften auf § 12, Absatz 1 des Preußischen Fluchtlinien¬ 
gesetzes 2 ) vom 2. Juli 1875, welches lautet: 

„Durch Ortsstatut kann festgesetzt werden, daß an Straßen und Straßenteilen, 
welche noch nicht gemäß den baupolizeilichen Bestimmungen des Ortes für den 
öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggestellt sind, Wohngebäude, die nach 
diesen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen/ 

Es wird also von der Fassung dieser jeweiligen ortsstatutarischen Vor¬ 
schriften abhängen, ob man die Bebauung der Außengelände nahezu ganz 
verhindern kann.* Es ist deshalb Stübben 8 ) vollkommen zuzustimmen, 
wenn er fordert: 

„Die baupolizeilichen Maßnahmen für anbaufertige Straßen sollen das wirt¬ 
schaftlich und technisch gebotene Maß nicht überschreiten*, 

und ferner: 


l ) Siehe darüber die Denkschrift des Oberbürgermeisters von Aachen über 
die Bau- und Bodenpolitik der Stadt Aachen. 

*) S. auch A. Katz, Ortsstatutarische Bauverbote in Preußen. Städtebauliche 
Vorträge, Bd. IV, H^IV. 

ö ) Stübben, Förderung des Baues von Kleinhäusern durch Bebauungsplan 
und Bauordnung, Centralblatt für allg. Gesundheitspflege, 29. Jahrg., 5. u. 6. Heft. 
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„Das kommunale Bau verbot ist gegenüber Kleinansiedelungen nur ausnahms¬ 
weise und vorsichtig anzuwenden, die Zahlung der Straßenkostenbeiträge ist durch 
Katenbewilligung oder auf andere Weise (Oblastenbuch) zu erleichtern.* 

In ähnlichem Sinne habe auch ich an anderer Stelle (Bodenfrage und 
Bodenpolitik, S. 193) dem Gedanken Ausdruck verliehen, man müsse die 
Ansiedelung auf Grundstücken außerhalb des zusammenhängend 
bebauten Terrains möglichst erleichtern. Da es sich hier in der 
Regel noch um ganz ländliche Verhältnisse und um isoliert liegende Ein¬ 
familienhäuser handelt, müßten und könnten bezüglich der Bauvorschriften, 
des Verbotes des Anbaues an unfertigen, noch nicht entwässerten Straßen 
die denkbar größten Erleichterungen gewährt werden, ohne daß man dadurch 
ernstlich hygienische Mängel in Kauf zu nehmen brauchte. Wenn z. B. 
jemand in der Umgebung eines kleinen VororteB draußen im freien Felde 
ein kleines Landhaus (oder ein Elleinhaus) bauen will, so kann man sich* 
vollständig damit zufrieden geben, wenn er einen bescheidenen Privatweg f 
der eben seinem Verkehrsbedürfnis genügt, zum nächsten öffentlichen Weg 
hersteilen läßt. Erst recht kann man unter solchen Verhältnissen nicht den 
Anschluß an Kanalisation, Wasserleitung, Müllabfuhr verlangen, sondern 
sich bei sachgemäßer Ausführung mit den auf dem Lande üblichen Methoden, 
namentlich Abortgruben, Kompostierung des Mülls und einwandfreien Kessel¬ 
brunnen zufrieden geben. Sollten bezüglich der Grundwasserbeschaffung 
oder seiner Qualität Bedenken vorliegen, so ließe sich noch am ehesten mit 
relativ geringen Kosten die Wasserleitung hinausführen. Sollte dieses Ge¬ 
biet später dichter besiedelt und damit eine bessere Beseitigung der Abfall¬ 
stoffe wünschenswert werden, so steht es ja jederzeit frei, die betreffenden 
Einrichtungen zu vervollständigen. Solange es sich aber um ländliche und 
zerstreut liegende Siedelungen, handelt, wird durch eine weitgehende Er¬ 
leichterung des Anbaues in den Außengeländen erheblich mehr für das 
Wohnungswesen und damit die hygienischen Verhältnisse der Bevölkerung 
gewonnen, als durch Festhalten an diesen strengen, zunächst doch im Hin¬ 
blick auf die städtische Siedelungsweise geschaffenen Einrichtungen zur Be¬ 
seitigung der Schmutz- und Abfallstoffe. Auf diesem Gebiete erscheinen 
noch wesentliche Änderungen nötig. 

Auch für Kleinhausbauten in den Außengeländen gilt der schon mehr¬ 
mals ausgesprochene Satz, daß nicht unbedingt an der Forderung der offenen 
Bauweise und des freiliegenden Einfamilienhauses festzuhalten ist, sondern 
daß unter Umständen die geschlossene Bauweise, sei es nun Reihenbau oder 
Gruppenbau, selbstverständlich bei entsprechender Weiträumigkeit und Frei¬ 
haltung des Hinterterrains, die schon erwähnten wirtschaftlichen und auch 
hygienischen Vorzüge hat. 

Endlich ist oft genug betont worden, unter anderem auch auf dem 
Leipziger Wohnungskongreß (Juni 1911), daß beim Bau von Klein¬ 
wohnungen erhebliche Bauerleichterungen gegenüber dem großen 
Haus und der Mietkaserne gewährt werden können und müssen, welche 
zur Verringerung der Baukosten beitragen, ln Betracht kommen unter 
anderem: Zulassung von Fach werkbau, Verzicht auf massive Decken, geringere 
Mauerstärken, geringere Anforderungen an die Bauart, an die Breite und 
Steigung der Treppen, geringere Flurbreiten. Die Brandmauern brauchen 
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nicht über Dach geführt zu werden, und die Trockenfristen kann man kürzer 
bemessen als für das Großhaus. Ebenso sind geringere Geschoßhöhen, das 
Zurücktreten hinter die Baulinie, überhaupt volle Konstruktionsfreiheit, so¬ 
weit sie nicht zu direkt nachlässiger und gesundheitswidriger Ausführung 
führt, zu gewähren. In neuerer Zeit sind auch an verschiedenen Orten 
Bauberatungsstellen, die in all diesen Fragen unentgeltlich sachver¬ 
ständigen Rat erteilen, eingerichtet worden. Sollten dennoch diese Bau¬ 
erleichterungen zu nachlässiger Bauweise benutzt werden, so kann dagegen 
sowohl die Baupolizei (bei der Gebrauchabnahme) als die Wohnungsinspektion 
einschreiten und Mißbräuche verhüten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß durch solche und ähnliche 
Bauerleichterungen, die dem Kleinhaus gewährt werden, in Verbindung mit 
einer entsprechenden Geländeaufschließungspolitik und Bodenparzellierung 
wieder ein genügender Anreiz zum Bau von Kleinhäusern für private 
Unternehmer und Genossenschaften gegeben würde. Dabei sind diese 
Bauerleichternngen durchaus nicht als Privileg und Bevorzugung, sondern 
als eine gerechte Würdigung der durchaus anderen Größen- und Nutzungs- 
Verhältnisse des Kleinhauses gegenüber dem Großhaus aufzufassen. 

Je mehr solche für den Kleinwohnungsbau geeignete Gelände nicht nur 
an einigen wenigen Stellen, sondern an den verschiedensten Punkten der 
Peripherie, der näheren und weiteren Umgebung und in entsprechender Lage 
zu den Verkehrsbedingungen bereit gestellt werden, um so weniger braucht 
man spekulative Preissteigerungen dieser Terrains zu fürchten, um 
so mehr kann man auf besondere Maßnahmen, welche eine Preissteigerung 
solcher Grundstücke ein für allemal ausschließen sollen (Erbbau, Wieder- 
kaufsrecht usw.), Verzicht leisten. Diese Rechtsformen, welche im allgemeinen 
dem größeren Teile der städtischen Einwohnerschaft wenig sympathisch sind 
und auch tatsächlich wenig geeignet für sie erscheinen, würden sicherlich 
manche vom Bau eines Eigenhauses abhalten. Es bleibt sich auch ziemlich 
einerlei, ob diese Kleinansiedelungsgelände auf städtischem Grundbesitz oder 
von privaten Terraingesellschaften bereit gestellt werden, da bei genügendem 
oder besser sehr reichlichem Angebot die große Konkurrenz von selbst für 
eine Niederhaltung und Gleichmäßigkeit der Grundstückpreise sorgt. Damit 
komme ieh zur sogenannten städtischen Bodenpolitik, der gleichfalls 
bei der Erschließung der Außengelände und der hygienischen Gestaltung der 
Wohnverhältnisse daselbst außerordentlich bedeutsame Aufgaben zufallen. 
Ihr soll der letzte Abschnitt gewidmet sein. 

d) Die städtische Bodenpolitik. 

Den meisten wohnungshygienischen Bestrebungen haftet als gemein¬ 
sames Merkmal die Tatsache an, daß sie zwar eine mehr oder weniger weit¬ 
gehende Verbesserung der Wohnungen in hygienischer Beziehung bewirken, 
im allgemeinen aber keine Verbilligung, sondern eher eine Verteuerung der 
Wohnungen herbeiführen. Das gilt namentlich für alle durch baupolizeiliche 
Beschränkungen bewirkten Wohnungsverbesserungen, mögen sie nun darin 
bestehen, daß sie die einzelne Wohnung heller, geräumiger, luftiger machen, 
oder darin, daß sie, allgemein gesagt, die Besiedelungsdichte herabsetzen. 
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Das alles läuft doch darauf hinaus, die bauliche Ausnutzbarkeit des Bodens 
zu beschränken, wodurch der auf den einzelnen Anwohner entfallende Anteil 
der Bodenfläche vergrößert wird. Nun ist ja gewiß richtig, daß der Erlaß 
baupolizeilicher, die Ausnutzung des Bodens beschränkender 
Bestimmungen die Folge haben kann, den Bodenpreis niedriger zu halten, 
als wenn eine stärkere Ausnutzung ermöglicht wird, aber es ist durchaus 
irrig zu glauben, daß sich das in einer Verbilligung der Mieten ausdrücken 
würde. Gewiß ist der absolute Bodenpreis niedriger, aber der relative, 
d. h. der auf die Einheit des Wohnraumes oder der Wohnfläche (oder den 
einzelnen Bewohner) entfallende Anteil kann ebenso hoch, eventuell noch höher 
sein, und nur das kommt für die Mieten in Betracht. Dieser Nachteil bau¬ 
polizeilicher Bestimmungen ist auch schon des öfteren betont worden 
(A. Voigt). So sehr sich also auch durch Baubeschränkungen und Bau¬ 
ordnung die Wohnungen in hygienischer Beziehung verbessern lassen, so 
wenig gelingt es im allgemeinen, dieselben dadurch nennenswert zu ver¬ 
billigen. In der Regel werden sie verteuert werden. 

Immer wieder ist es der hohe Bodenpreis, der in den Städten eine 
weitgehende Verbilligung der Wohnungen verhindert. Da an den Bau¬ 
materialien, der Ausstattung der Wohnungen, den Arbeitslöhnen nichts 
gespart werden kann, das alles eher steigende Tendenz hat, so ist es natür¬ 
lich, daß man immer wieder darüber nachdenkt, wie man zu einer Verbilli¬ 
gung der städtischen Bodenpreise gelangen könne. Alle Maßnahmen, 
welche also das Ziel haben, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Bodens zu 
beeinflussen, meist mit der ausgesprochenen Tendenz, ihn zu verbilligen, 
bezeichnet man als Bodenpolitik, je nachdem als private, kommunale oder 
städtische Bodenpolitik. 

Von vornherein muß man sich sagen, daß es keiner nach wirtschaft¬ 
lichen Grundsätzen betriebenen Bodenpolitik je gelingen kann, den reellen, 
dem tatsächlich erzielbaren Ertrag entsprechenden Bodenwert herabzusetzen. 
Soweit wir also im Sinne der natürlichen Werttheorie die höheren städtischen 
Bodenwerte als natürlich und berechtigt anerkennen müssen, wird auch 
keine Bodenpolitik imstande sein, dieselben allgemein und dauernd unter 
diese nun einmal gegebene Werthöhe herabzusetzen. Etwas anderes wäre 
es natürlich mit einer sich zu dieser natürlichen Werthöhe hinzuaddierenden, 
durch spekulative Machenschaften, fehlerhafte Verwaltungsmaßnahmen usw. 
hervorgerufenen künstlichen Wertsteigerung. Eine solche zu verhindern, 
müßte unter allen Umständen Ziel jedweder vernünftigen Bodenpolitik sein. 
Nun habe ich Bchon an früherer Stelle betont, daß unter den heutigen Ver¬ 
hältnissen, insbesondere bei genügender Pflege der Dezentralisations¬ 
bestrebungen, also entsprechender Erschließung und Bebauungsmöglichkeit 
der Außengelände einschließlich der entsprechenden Regelung der Verkehrs¬ 
frage, die meisten, vielleicht alle die Momente, welche man für die Ent¬ 
stehung einer solch künstlichen Wertsteigerung verantwortlich gemacht hat, 
hinfällig werden. Insbesondere erscheint ein etwaiges Monopol einzelner 
Grundbesitzer, spekulatives Zurückbalten von Bauland usw. infolge der großen 
Konkurrenz unter dem Angebot ausgeschlossen. Wir haben weiterhin kon¬ 
statiert, daß durch weitgehende Dezentralisationsbestrebungen sogar der 
natürlichen Wertsteigerung des städtischen Bodens entgegengearbeitet 
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werden kann, insofern, als dadurch an Stelle der früheren, übertrieben dicht 
besiedelten und relativ eng begrenzten städtischen Boden- und Wohnfläche 
eine schier unermeßliche Fülle von Bauland tritt. Insofern gehört eine 
nachdrückliche Pflege der Dezentralisationsbestrebungen mit all 
den mehrfach genannten Mitteln sicherlich zu den wichtigsten und 
folgenschwersten Aufgaben städtischer Bodenpolitik. Je inehr 
und je ausgiebiger man diese pflegt, um so wirksamer gestalten sich auch 
weitere bodenpolitiscbe Maßnahmen. 

Als solche soll hier nur noch der Erwerb städtischen Grund und Bodens 
durch die Gemeinden und seine Verwertung, also die Bodenankaufs- und 
Bodenverwertungspolitik, behandelt werden. 

Es besteht eine seltene Übereinstimmung unter den sonst so wieder¬ 
streitenden Ansichten der Wohnungspolitiker darüber, daß es eine der wich¬ 
tigsten Aufgaben der Städte sei, möglichst beträchtliche Teile der 
städtischen Bodenfläohe, vor allem in den Außengeländen, in ihren 
Besitz zu bringen. So gibt es denn auch eine ganze Zahl von Städten, 
die bereits große Teile ihrer ßodenfläche, bis zu 50 Proz. und mehr, erworben 
haben. Der wichtigste Grund für eine derartige Bodenankaufspolitik 
liegt wohl darin, daß die Gemeinden für alle möglichen Zwecke selbst Boden 
benötigen, z. B.- für öffentliche Bauten, wie Schulen, Krankenhäuser, 
Friedhöfe, je nachdem Elektrizitäts-, Gas-, Wasserwerke, zur Anlage von 
öffentlichen Plätzen und Freiflächen, also Promenaden, Parks, Spiel¬ 
plätzen, Sportplätzen, Wald- und Wiesengürteln. Es ist ja eines der erfreu¬ 
lichsten Ergebnisse der letzten Städtebauausstellungen, daß die Er¬ 
kenntnis von der Notwendigkeit solcher Freiflächen nicht nur in der weiteren 
Umgebung, sondern auch unmittelbar an der Peripherie und so viel als 
möglich auch innerhalb der Städte sich immer mehr Geltung und allgemeine 
Anerkennung verschafft. Insbesondere legt man heute mit großem Recht 
ganz besonderen Wert auf die Beschaffung geeigneter Spiel- und Tummel¬ 
plätze für die Schul- und schulentlassene Jugend. Naturgemäß kann eine 
Stadt diese Aufgaben um so leichter erfüllen, einen je größeren Teil des 
Geländes sie selbst besitzt, je unbeschränkter sie also in der Wahl von 
Grundstücken für die angegebenen Bedarfsfälle ist und je früher und billiger 
sie die betreffenden Grundstücke erworben hat. Um so freigebiger kann sie 
dann über die Terrains zu den erwähnten Zwecken verfügen. 

Schließlich sind die großen und weittragenden Aufgaben, welche die 
Pflege der Dezentralisation den Städten auferlegt, vor allem die Durch¬ 
führung eines geeigneten, die Außengeläi\de erschließenden Bebauungs¬ 
planes, eine entsprechende Bodenparzellierung, die Planung geeigneter 
Verkehrsstraßen und Verkehrslinien, mag die Stadt sie nun selbst 
betreiben oder privaten Gesellschaften überlassen, nur dann in wirksamer, 
den Interessen der Gesamtbevölkerung dienlichster Weise möglich, wenn die 
Stadt einen möglichst großen Teil der Bodenfläche in eigenem Besitz hat, 
über den sie ohne irgendwelche Rücksichtnahme auf entgegenstehende private 
Interessen frei verfügen kann. Im anderen Falle werden die Kosten für 
den Erwerb des benötigten Straßen- und Platzlandes ungebührlich hoch und 
bringen je nachdem eine nicht unerhebliche Schwächung der städtischen 
Finanzkraft mit sich. 
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Ein weiterer bedeutsamer Vorteil liegt darin, daß auf diese Weise die 
Gemeinde an dem Wertzuwachs des betreffenden Gel&ndes partizi¬ 
piert, ohne daß es besonderer Wertzuwachssteuern bedürfte, die ja doch* 
mag man im übrigen über sie denken wie man will, eine lähmende und wohl 
auch verteuernde Wirkung auf den Grundstücksmarkt ausüben. Allerdings 
tut sie das nur unter einer Voraussetzung, daß sie nämlich einen Teil des 
erworbenen Terrains, soweit sie dieselben selbst nicht mehr benötigt, auch 
wieder mit entsprechendem Gewinn verkauft. Wenn eine Stadt aber 
ängstlich an ihrem Besitz festhält, nur ankauft und nicht verkauft, die 
Grundstücke größtenteils brach liegen und ertragslos im städtischen Besitz, 
verbleiben läßt, steht dieser Wertzuwachs nur auf dem Papier; erst wenn er 
wenigstens teilweise realisiert wird, hat die Allgemeinheit einen finanziellen 
Erfolg davon. Die übrigen Vorteile des kommunalen Grundbesitzes werden 
dadurch ja nicht berührt. 

Da über diesen Punkt des Verkaufs städtischer Grundstücke die 
Meinungen sehr weit auseinandergehen, möchte ich zu dieser Frage etwas 
eingehender Stellung nehmen ] ). 

Die in der Praxis meist für richtig befundenen und demnach auch meist 
geübte Bodenverwertungspolitik ist die, daß die Stadtverwaltung den Boden 
möglichst billig unter Ausnutzung jeder nur denkbaren günstigen Gelegenheit 
zu kaufen sucht und ihn, soweit sie ihn nicht selbst benötigt, als baureifes 
Land oder schon vorher mit entsprechendem Gewinn zu verkaufen sucht» 
Viele Städte haben dabei ein gutes Geschäft gemacht, und so ist es erklär¬ 
lich, daß heute, wieWiedfeldt sagt, diese Art der Bodenverwertungs¬ 
politik die normale Form der Verwertung städtischen BodenB ist* 
die von Königsberg bis Metz, von der Kieler Föhrde bis zum Bodensee geübt 
wird 3 ). Sie profitiert auf diese Weise an dem inzwischen eingetretenen 
Wertzuwachs, und zwar in um so höherem Maße, je größer ihr Grundbesitz 
an sich ist und vor je längerer Zeit er, womöglich zum landwirtschaftlichen 
Nutzungswert, erworben wurde. Das ist z. B. auch einer der Gedanken, der 
früher die radikalste Richtung der Bodenreform veranlaßte, zu verlangen* 
daß womöglich der ganze städtische Grund und Boden in Gemeindebesitz 
gebracht werden solle. Allerdings befürwortet die Bodenreform keineswegs 
den Verkauf von städtischem Grund und Boden, vertritt vielmehr den Stand¬ 
punkt, daß es erster Grundsatz einer kommunalen Bodenpolitik sein müsse* 
ohne zwingenden Grund diesen Besitz nicht zu veräußern, zum mindesten 
aber in einer Form, die jede spekulative Benutzung des Bodens 
dauernd ausschließe. Die Mehrzahl der Gemeinden war aber bisher der 
Meinung, daß es in der Praxis nicht genüge, nur zu kaufen und den erzielten 
Wertzuwachs lediglich auf dem Papier stehen zu lassen, sondern suchte ihn 
durch entsprechende Verkäufe zu realisieren. Sie verfuhren also genau so, 
wie jeder private Terrainbesitzer verfährt. Es ist deshalb vielfach betont 
worden, ein solches Verfahren sei nicht richtig. 

*) Die nachfolgenden Ausführungen folgen größtenteils meinen Darlegungen 
über dieses Thema in meiner „Bodenfrage und Bodenpolitik“, S. 236 ff. 

*) Wiedföldt., Städtische Bodenpolitik, die Verwertung kommunalen Grund¬ 
besitzes. Generalversammlungsbericht des Rheinischen Vereins zur Förderung des 
Arbeiterwohnungswesens 1906. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene. 655 

„Wenn die Gemeinden Grund und Boden kaufen und einfach wieder, wie 
jeder Private, verkaufen, dann gewinnen sie freilich viel Geld, genau wie der 
Bauspekulant, aber sie wirken dann direkt mit an der Verteuerung des Grund und 
Bodens, und es ist kein Segen dabei und ist ganz genau dasselbe, wie wenn die 
Spekulanten verkaufen. Will also die Gemeinde sich von den Spekulanten unter¬ 
scheiden und will sie gemeinnützig sein, dann muß sie mit dem Verkauf städtischen 
Bodens außerordentlich vorsichtig sein.“ (Ad ick es auf der 25. Versammlung des 
Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege zu Trier 1900.) 

Andere sind viel weiter gegangen und haben gesagt, die Gemeinden 
dürften unter keinen Umständen verkaufen. Es solle also der Gemeinde¬ 
besitz möglichst vergrößert werden, nie aber ein Verkauf desselben stattfinden. 

Natürlich ist es auch hier die Furcht vor der Spekulation, die zu diesen 
Ansichten führt. Man fürchtet eben, daß das verkaufte Terrain wieder der 
Spekulation und damit weiteren Preistreibereien ausgeliefert werde. Wir 
haben in früheren Abschnitten gesehen, daß im allgemeinen dieser Glaube 
an die Macht der Spekulation und ihre Fähigkeit, nach Gutdünken 
die Bodenwerte zu steigern, einer der vielen Irrtümer ist, die heute 
noch die Anschauungen in der Wohnungsfrage beherrschen. Sicherlich 
kommen gelegentliche Übertreibungen der Spekulation vor, dieselbe ist aber 
im allgemeinen nicht in der Lage, nachhaltig und dauernd die Boden- 
werte über ihren reellen Wert emporzuheben, vielmehr wird die Wertsteige¬ 
rung durch ganz andere Ursachen, welche außerhalb der Machtsphäre 
der Spekulation liegen, hervorgerufen. Des weiteren haben wir gesehen, 
daß es eine der bedeutsamsten Aufgaben einer städtischen Verwaltung sein 
muß, durch eine möglichst weitgehende Vermehrung des Angebots 
an Bauland jedwede Monopolstellung einzelner Grundbesitzer nach Mög¬ 
lichkeit auszuschalten und so durch Schaffung einer großen Konkurrenz 
unter den Terrainbesitzern auch für den Boden das Gesetz zur Geltung zu 
bringen, daß sich die Preise durch das Verhältnis von Nachfrage und An¬ 
gebot ganz von selbst regulieren und eine dem reellen Wert entsprechende 
Höhe annehmen. Je mehr das gelingt, um so mehr lassen sich die Aus¬ 
wüchse der Spekulation ausschalten und kommt ihre rein wirtschaftsfördernde 
Wirkung zur Geltung. 

Unter dieser Voraussetzung, deren Schaffung eben Aufgabe der Dezen- 
traliBationsbestrebungen und der städtischen Bodenpolitik sein muß, braucht 
man auch bezüglich des Verkaufs von städtischem Grund und Boden nicht 
mehr so ängstlich zu sein. Wenn auch dadurch wieder einige Grundstücke 
der „Spekulation“ ausgeliefert werden, so kommen diese neben dem übrigen 
noch in kommunalem Besitz verbleibenden Terrain kaum in Betracht, können 
höchstens das Angebot an Bauland vermehren. So braucht man nicht zu 
fürchten, daß die Spekulation in den Stand gesetzt sei, die Preise dieser 
Stücke ungebührlich über ihren reellen Wert zu steigern. 

Ich glaube, daß mit Verallgemeinerung und Weiterentwickelung der 
Dezentralisationsbestrebungen in an früherer Stelle erörtertem Sinne immer 
mehr alle die Faktoren schwinden werden, die man mit Recht oder Unrecht 
für eine wirtschaftliche Übermacht und Monopolstellung der 
Grundbesitzer angeführt hat. Sie sind neben der ungeheuren Entwicke¬ 
lung des Lokal- und Fernverkehrs der beste und sicherste Dämpfer aller 
spekulativen Machenschaften und Übertreibungen. Gerade bei den großen 
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Aufgaben der Dezentralisation kann die Tätigkeit der privaten Terrain-, 
Bau- und Verkehrsgesellschaften nicht entbehrt werden, dieselben haben 
vielmehr immer die Hauptarbeit zu leisten. „Spekulativ“, d. h. auf Gewinn 
gerichtet, wird allerdings diese Tätigkeit immer bleiben, niemand kann aber 
darin an sich einen Nachteil erblicken, da dieses Streben nach Gewinn auch 
die Triebfeder jeder anderen Unternehmertätigkeit ist. Nur die Auswüchse 
soll man vermeiden, und das wird sich in obigem Sinne mit der Zeit sicher 
erreichen lassen. 

Von diesem Gesichtspunkt betrachtet liegt dann aber auch absolut kein 
Grund vor, warum die Stadtverwaltungen selbst sich bei ihrer Bodenpolitik 
nicht auch vom gleichen Streben nach Gewinn, oder besser gesagt, von 
kaufmännischen Gesichtspunkten leiten lassen sollen, da doch nach 
obigem unter den angegebenen Voraussetzungen eine nachhaltige Wirkung 
der Spekulation, insbesondere spekulative Preistreibereien ausgeschlossen 
sind. Ein städtischer Betrieb, der nach kaufmännischen Gesichtspunkten 
betrieben wird und auf völlig wirtschaftlicher Grundlage beruht, 
braucht noch keineswegs gegen die Interessen der Allgemeinheit gerichtet 
zu sein. Auch eine von solchen Gesichtspunkten beeinflußte Bodenpolitik 
kann und soll gemeinnützig sein. So ist unter anderem dem Gemeinwohl 
schon dadurch gedient, daß bei einer derartigen kaufmännisch betriebenen 
Bodenverwertungspolitik die Gemeinden sich einen erheblichen Anteil am 
Wertzuwachs sichern, ihn nicht nur auf dem Papier stehen lassen, sondern 
auch tatsächlich realisieren und der Allgemeinheit nutzbar machen. Diese 
Einnahmen können dann unter anderem zur Verbesserung und Verschönerung 
der Stadterweiterungsanlagen, insofern z. B. ein besonderer Grundstücksfonds 
besteht, benutzt werden. 

Es sind aber auch rein praktische Erwägungen, die mit der Zeit 
eine solche Bodenverwertungspolitik unbedingt nötig machen. Die Gemeinden 
können z. B. meist nicht vorher übersehen, wann und wieviel Boden sie ein¬ 
mal brauchen werden. Da sie denselben ferner möglichst frühzeitig 
kaufen müssen, um ihn unter Umständen noch zum landwirtschaftlichen 
Nutzungswert zu erhalten, so ergibt sich, daß sie im allgemeinen auf Vorrat 
kaufen müssdn. So wird es leicht dazu kommen, daß sie von ihrem mit der 
Zeit immer größer werdenden Besitz nur einen relativ geringen Teil selbst 
für die früher genannten Zwecke benötigen. Was sollen sie dann mit den 
übrigen Grundstücken, für welche sie keine Verwertung haben, anfangen? 
Sie können doch diese Terrains nicht unbenutzt und in ihrem Kapitalwert 
unverzinst liegen lassen. Gewöhnlich, das geschieht namentlich seitens der 
Boden- und Wohnungsreformer, wird gesagt, man solle dieselben zwar der 
Bebauung zuführen, aber in einer Form, daß die Stadt dauernd einen 
Einfluß auf sie und ihre Preisgestaltung behält. Als solche Formen 
der Veräußerung werden dann meistens von den Bodenreformern das Erb¬ 
baurecht, eine Art Verpachtung des Bodens auf lange Fristen, und das 
Wiederkaufsrecht in Vorschlag gebracht. 

Es fehlt mir hier an Raum, auf diese Rechtsformen näher einzugehen; 
ich verweise deshalb auf meine diesbezüglichen Ausführungen an mehrfach 
genannter Stelle und kann hier nur die dortigen Ausführungen, die mit dem 
Urteil vieler anderer maßgebender Autoren übereinstimmen, dahin zusammen- 
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fassen, daß unter den in Deutschland herrschenden Verhältnissen diese 
Rechtsformen nur in sehr beschränktem Maße zur Anwendung gelangen 
können und grundlegende Änderungen in der Boden Verwertungspolitik 
von ihnen nicht zu erwarten sein werden. 

Was soll also, von diesen vereinzelten Fällen abgesehen, mit dem un¬ 
bebauten, schon jetzt vielerorts recht umfangreichen städtischen Grundbesitz 
geschehen, sofern die Stadt selbst ihn nicht zu genannten Zwecken benötigt? 
Man sieht, es bleibt aus rein praktischen Gründen nichts anderes übrig, als 
denselben einfach zu verkaufen, sobald er baureif geworden ist. Es läge 
ja allerdings noch die weitere Möglichkeit vor, daß die Stadt selbst den 
Boden behält, ihn selbst bebaut und die erstellten Häuser und 
Wohnungen vermietet. Aber auch das ist eine Form der städtischen 
BodenVerwertungspolitik, die gewiß in einzelnen Fällen geübt werden 
kann, im allgemeinen aber aus einer Reihe von hier nicht näher zu erörternden 
Gründen für den gesamten städtischen Besitz nicht in Frage kommen kann. 
Man sieht, es bleibt nach sorgfältiger Prüfung der verschiedenen Möglich¬ 
keiten nichts anderes übrig, als das überbleibende Terrain mit entsprechendem 
Gewinn, wie er der inzwischen eingetretenen natürlichen WertBteigefung ent¬ 
spricht, zu veräußern. Und wir können annehmen, daß unter der Voraus¬ 
setzung einer weitgehenden Dezentralisation und Verkehrspolitik und dadurch 
gegebenen Sicherung gegen spekulative Ausschreitungen auch kein Schaden 
für die Allgemeinheit darin zu erblicken sein wird. 

So will ich andererseits die Vorteile einer derartigen Bodenver¬ 
wertungspolitik kurz zusammenfassen: 

1. Die Stadt sichert sich einen erheblichen Anteil am Wertzuwachs 
des städtischen Geländes, und zwar in einer Form, die für die übrigen 
Grundbesitzer viel weniger hart und störend wirkt, wie eine hochgeschraubte 
W ertzuwachs8teuer. 

2. Die erzielten Einnahmen, die zweckmäßig einem besonderen 
Grundstücksfonds zugeschrieben werden, können zu einer Verbesserung 
und Verschönerung der Stadterweiterungsanlagen, Schaffung von Freiflächen, 
Verkehrsgelegenheiten und sonstigen der Allgemeinheit dienlichen 
Anlagen benutzt werden. 

3. Die Stadt hat jederzeit billig erworbenen Boden in genügender 
Auswahl für ihren eigenen Bedarf für öffentliche Bauten, städtische 
Industriewerke, Friedhöfe usw. zur Verfügung und kann demnach bei der 
Auswahl der Plätze für solche Bauten in weitgehendster Weise auch den 
ästhetischen Interessen Rechnung tragen. 

4. Die Stadt kann bei ausgedehntem Grundbesitz insbesondere in viel 
billigerer und deshalb meist ausgedehnterer Weise als sonst große Frei¬ 
flächen, Spielplätze, Parks, Promenaden usw. in den Stadterweiterungs- 
gehieten schaffen. 

5. Die Stadt hat gegebenenfalls Terrains zur Verfügung, welche sie 
gemeinnützigen Baugesellschaften gegen mäßiges Entgelt, eventuell 
zum Selbstkostenpreis, überlassen kann, oder auf welchen sie selbst in 
besonderen Fällen für die städtischen Arbeiter und Beamten Wohnungen 
errichten kann. 

Vierteljahratchrift für Gesundheitspflege, 1912. 42 
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Das alles sind recht erhebliche Vorteile für die städtische 
Einwohnerschaft und das allgemeine Wohl, die es durchaus recht¬ 
fertigen, eine solche Bodenpolitik der Städte als gemeinnützig zu bezeichnen 
selbst wenn sie, „wie jeder Spekulant 4 , an- und verkaufen. Stübben 1 ) hat 
in einer Besprechung meines Buches „Bodenfrage und Bodenpolitik 4 zu 
dieser von mir vertretenen Form der Verwertung des städtischen Grund¬ 
besitzes bemerkt, es sei bedauerlich, daß die Aufgaben, die ich in bezug auf 
die kommunale Bodenpolitik den Gemeinden zuweise, sich nicht wesentlich 
von dem Verfahren der privaten Bodengesellschaften unterscheiden. Ich 
glaube, diesen Ein wand als nicht stichhaltig zurückweisen zu können, da 
bei der Tätigkeit privater Bodengesellschaften wohl kaum die unter 1 bis & 
aufgezählten Vorteile für die Allgemeinheit und die Stadtanlagen heraus¬ 
springen. Meiner Meinung nach fordert man gewiß mit Recht, daß eine 
städtische Bodenpolitik gemeinnützig sei, aber man sucht den gemein¬ 
nützigen Charakter derselben vielfach nicht ganz im richtigen Sinne. Viele 
glauben, dadurch, daß eine Stadt sich bei der Verwertung ihres Grundbesitzes 
vom Streben nach Gewinn und kaufmännischen Gesichtspunkten leiten lasse, 
sei eo ipso ihre Bodenpolitik das Gegenteil von gemeinnützig. Und doch 
braucht das keineswegs der Fall zu sein. Arbeiten denn nicht auch private 
Unternehmungen, z. B. Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke, Verkehrsgesell- 
scbaften, sehr oft in durchaus gemeinnütziger Weise? Dienen nicht auch 
sie vielfach in sehr willkommener Weise den Interessen ihrer Konsumenten 
und erzielen dabei doch entsprechende Gewinne? Warum soll es bei städti¬ 
schen Betrieben anders sein? Wäre es nicht richtiger, hier den gemein¬ 
nützigen Charakter vor allem in den Leistungen, dem, was für die 
Allgemeinheit geschaffen wird, zu suchen? Wenn also eine Stadt durch die 
oben skizzierte Bodenpolitik in die Lage gesetzt ist, in den Stadterweite¬ 
rungsgebieten eine Bebauung zu erzielen, die in weitgehendster 
Weise den gesundheitlichen, sozialen und ästhetischen Inter¬ 
essen entspricht, wenn sie dadurch außerdem noch zu einer nicht un¬ 
beträchtlichen Bereicherung der städtischen Finanzen und ent¬ 
sprechender Schonung der Steuerkraft ihrer Einwohner gelangt, so 
verdient eine solche Bodenpolitik doch sicher das Prädikat „gemeinnützig 4 
weit mehr, als eine solche, bei der die Stadt aus Angst vor der Spekulation 
jedweden Verkauf ihrer Grundstücke unterläßt, so mit der Zeit enorme 
Kapitalien oft jahrzehntelang unverzinst liegen läßt und außerdem den 
Grundstücksmarkt durch die Zurückhaltung und Ausschließung dieser 
Ländereien immer mehr lahm legt. 

So war es mit eine Genugtuung, vor kurzem in der Frankfurter Zeitung 
(vom Freitag, den 5. Januar 1912, Nr. 4) einen Bericht über die Versamm¬ 
lung der Frankfurter Stadtverordneten zu finden, in welcher der Stadt¬ 
verordnete Dr. Heilbrunn folgende Sätze, die eine volle Bestätigung meiner 
Anschauungen bedeuten, vorbrachte: 

„Der wunde Punkt ist die Spezialkasse für Grundbesitz. Dieselbe hatte 1912 
846 000 M Einnahmen, denen 3 Millionen Ausgaben gegenüberstehen; das Defizit 
von 2 Millionen muß aus Anleihen bestritten werden. Diese Schuldenwirtschaft 


l ) Zentralblatt der Bauverwaltung, Jahrg. 32, Nr. 5, S. 28. 
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auf Separatkonto wird immer unhaltbarer, weil sie die Wirklichkeit verschleiert!“... 
„Ein Mitglied der Stadtkämmerei hat kürzlich in einem sehr interessanten Vor¬ 
träge gesagt, der Endzweck der städtischen Grundstückspolitik müsse sein, zu 
verkaufen und anzukaufen und die Bautätigkeit in Fluß zu halten; 
das spekulative Zuwarten sei gefährlich, denn die Zinsen fressen den Gewinn.“... 
„Man kann dieser Behörde (der Stadtkämmerei) den Vorwurf nicht ersparen, daß 
sie zu wenig nach kaufmännischen Grundsätzen arbeitet.“. .. „Die Folge all dieser 
Verhältnisse ist, daß der Verkauf des städtischen Grundbesitzes sich sehr 
schleppend vollzieht, und daß eine Stagnation auf dem Grundstücks¬ 
markt eingetreten ist, die ihre Rückwirkung auf die Steuereinnahmen ausübt.“ 

„Abhilfe kann natürlich nicht mit einem Male geschaffen werden. Wir 
können nicht große Terrains auf den Markt werfen und Gelände um jeden 
Preis verkaufen. Aber wir müssen einen neuen Weg einschlagen, auf dem sich 
die finanzpolitischen mit den sozialpolitischen Bestrebungen treffen. In der 
Theorie hatte man von der kommunalen Grundstückspolitik alle möglichen Wunder 
erwartet. Man glaubte, die Spekulation vernichten und der Gemeinde die Preis¬ 
diktatur auf dem Grundstücksmarkt sichern und damit die Wohnungsfrage 
lösen zu können. In der Praxis ist gerade das Gegenteil eingetreten. Es ist 
eine Stagnation auf dem Grundstücksroarkt erfolgt, und die Preise sind höher als 
je. So kommt es, daß wir auf der einen Seite im Überfluß an Grundbesitz 
ersticken, während wir auf der anderen Seite in Wohnungsnot verdursten.“ 

Das sind sehr treffende Ausführungen, die sich voll und ganz mit 
meinen schon früher (a. a. 0.) vertretenen Anschauungen decken. 

Im übrigen erscheint es nötig, darauf hinzu weisen, daß selbst bei noch 
so weitgehendem Erwerb städtischen Bodens durch die Gemeinden dem 
privaten Unternehmertum immer hochbedeutsame Aufgaben bei 
der Erschließung und Verwertung der städtischen Terrains zufallen. Gerade 
im Interesse eines genügend großen Angebots an baureifem Land und 
Wohngelegenheiten erscheint es wichtig, in weitgehender Weise Terrain- 
und Baugenossenschaften, also privates Kapital, für die Erschließung der 
Außengelände zu interessieren. Dazu ist allerdings erforderlich, daß die 
Stadtverwaltungen denselben möglichst entgegenkommen, vor allem nicht 
durch allzu hohe Lasten und Steuern den wirtschaftlichen Erfolg solcher 
Unternehmungen in Frage stellen. 

Bei einem solchen Vorgehen würden sich sicherlich in der Umgebung 
unserer Städte zahlreiche private Unternehmungen in diesem Sinne betätigen 
und ihnen auch genügendes Kapital zur Verfügung gestellt werden. Ich 
habe an anderer Stelle (a.a. 0., S. 225) auch den Vorschlag gemacht, man 
solle daran denken, derartige Unternehmungen, soweit sie die Erschließung 
der Außenterrains, ihre Bebauung und die Schaffung entsprechender Ver¬ 
kehrslinien gleichzeitig in die Hand nehmen, die man also als Terrain- 
und Verkehrsgenossenschaften bezeichnen könnte, als gemeinnützige 
aufzufassen; von diesem Gesichtspunkte aus solle man ihnen, ähnlich wie 
den gemeinnützigen Baugesellschaften, die Kapitalbeschaffung mög¬ 
lichst erleichtern, indem man ihnen den billigen Kredit der Städte nutzbar 
mache, natürlich auf vollkommen wirtschaftlicher Grundlage. Als Gegen¬ 
leistung könne man dann vielleicht verlangen, daß Dividenden nur bis zu 
einer gewissen Höhe verteilt und der Rest des Gewinnes für die Unter¬ 
nehmung verwendet werde. Die Stadt könne auch daran denken, sich bei 
solchen Terrain- und Verkehrsgenossenschaften durch besondere Abmachungen, 
Ankauf der Aktien usw. einen Anteil am Gewinn und einen entsprechenden 
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Einfluß in der Generalversammlung zu sichern. Auf diese Weise beteilige 
sich die Allgemeinheit auch am Gewinn der betreffenden Unternehmungen, 
ohne daß man die lähmende Wirkung, welche allzu hohe Wertzuwachs- und 
andere Steuern auf solche Unternehmungen ausüben, in Kauf nehmen müsse. 

Einem solchen Zusammenarbeiten von Kommune und Privat¬ 
kapital hat neuerdings auch Ministerialdirektor Freund in seinem Vortrag 
in der neugegründeten Düsseldorfer Akademie für kommunale Verwaltung 
(W/S 1911/12) das Wort geredet. Er zeigte am Beispiel des rheinisch- 
westfälischen Elektrizitätswerkes, wie wichtig es sei, daß bei derartigen 
großen, das Allgemeinwohl direkt berührenden Aktiengesellschaften die 
Kommune sich in den Besitz einer möglichst großen Zahl von Aktien setze. 
Sobald dieselbe sogar die Mehrheit gewinne, sei das Privatkapital desinter¬ 
essiert und könne die Kommune in der Generalversammlung über die Zukunft 
des Unternehmens bestimmen. Er wies auch auf die Möglichkeit eines 
gemischten Unternehmens hin, derart, daß Kommune und Privatkapital 
organisch miteinander arbeiten, so daß die Kommune als Aktienbesitzerin 
durch den Gesellschaftsvertrag zunächst einmal einen Sitz im Aufsichtsrat 
und Vorstand bekomme, um die Beschlüsse auoh dieser beiden Organe der 
Aktiengesellschaft kontrollieren zu können, und daß sie ferner das Recht 
erhalte, gegen die Beschlüsse eines dieser beiden Organe oder des letzten 
Organs, der Generalversammlung, Einspruch zu erheben, wenn sie gegen das 
öffentliche Wohl laufen. Auch er befürwortet (in Übereinstimmung mit 
meinen obigen Ausführungen), daß als Gegenleistung die Kommune oder die 
Stadt die Befriedigung des Kredits erleichtere, des weiteren, daß die hier 
angedeutete Verbindung von Kaufmann und Kommunalbeamten besonders 
im Interesse einer gesunden Bodenpolitik bei Terraingesellschaften 
durchgeführt werden solle. 

In ähnlicher Weise ist dann auch kürzlich unter der Firma: Nieder¬ 
rheinische Licht- und Kraftwerke, A.-G. zu Rheydt, eine derartige gemischte 
wirtschaftliche Gesellschaft, welche eine Verschmelzung der städtischen 
Elektrizitätsversorgungsanlagen in Rheydt mit den Gasversorgungsanlagen 
der Deutschen Kontinentalgasgesellschaft vollzogen hat, begründet worden 
nach den von Freund empfohlenen Grundsätzen. 

Auch der Berliner Verkehrspolitiker, Ingenieur Petersen, hat kürzlich 
(Januar 1912) in einem Vortrage über die städtebaulichen Aufgaben des 
Zweckverbandes Groß-Berlin ähnliche Forderungen aufgestellt und die 
Gründung einer Groß-Berliner Bodenbank befürwortet, die in Form 
einer Aktiengesellschaft, aber namentlich mit Hilfe von öffentlichem Kapital, 
den An- und Verkauf von Wohngelände besorge, aus dem Gesichtspunkte 
heraus, eine angemessene Preisregulierung zu schaffen und den Betrag der 
Wertsteigerung dahin zu benutzen, daß sie entsprechende Freiflächen in 
ihren Besitz bringe. 

Eine Reihe weiterer bodenpolitischer Vorschläge, wie sie mehr den An¬ 
schauungen der Bodenreformer entsprechen, soll hier nicht weiter be¬ 
handelt werden. Die Bodenreform ging ursprünglich von dem Gedanken 
aus, daß die Wertsteigerung des städtischen Bodens im wesentlichen das 
Produkt spekulativer Machenschaften und Preistreibereien sei, also durch 
den privaten Besitz des Grund und Bodens begünstigt und hervor- 
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gerufen werde. Sie glaubte deshalb, durch die Forderung einer völligen 
Kommunalisierung des Bodens all diese Schwierigkeiten beseitigen zu 
können. Nach den von mir im vorstehenden begründeten Anschauungen 
über die natürliche Wertsteigerung des städtischen Bodens, die wohl vor¬ 
handene, aber nur eine sekundäre Rolle spielende Bodenspekulation beruht 
diese Auffassung auf irriger Grundlage. Auch wenn das Privateigen¬ 
tum am Grundbesitz ausgeschaltet und durch eine völlige Kom¬ 
munalisierung ersetzt würde, bliebe der Wert des Bodens ziem¬ 
lich derselbe, nur der Besitzer, nicht der Besitz ändert sich. 
So kann ich mir denn, entsprechend dem anfangs vertretenen Grundsätze, 
hier nur diejenigen wohnungspolitischen Maßnahmen zu behandeln, die 
meiner Auffassung nach berechtigt sind, eine weitere Besprechung dieser 
bodenreformerischen Vorschläge, die ins Uferlose gehen würde, ersparen 
und verweise deshalb auf meine anderweitigen Ausführungen (a. a.0.). 

Die vorstehenden Darlegungen greifen aus dem ungeheueren Gebiet 
wohnungs- und städtehygienischer Bestrebungen nur einige wenige, aller¬ 
dings meiner Auffassung nach bedeutsamste Fragen heraus. Ich weiß, daß 
meine Forderungen und Besserungsvorschläge vielen Boden- und Wohnungs¬ 
reformern viel zu wenig weitgehend erscheinen, und doch kann ich bei ge¬ 
wissenhafter Prüfung aller Verhältnisse keinen Weg sehen, der uns schneller 
und besser zu einer Verbesserung der Wohnverhältnisse unserer Städte 
führen könnte. Nach wie vor bin ich der Meinung, daß es wenig Zweck 
hat, aus philanthropischen Erwägungen heraus Forderungen zu erheben, 
die der großen Masse des Volkes absolut fern liegen und unverständlich 
sind, und die bei weiterer Durchführung doch an den wirtschaftlichen Un¬ 
möglichkeiten alsbald scheitern würden. Wie jede andere Sozialpolitik 
kann auch die Wohnungspolitik nur auf vollkommen wirtschaftlicher Grund¬ 
lage und unter Wahrung und Anerkennung der allgemein gültigen wirt¬ 
schaftlichen Gesetze mit dauerndem Erfolg durchgeführt werden. Wer das 
vergißt, mag es sehr gut meinen mit dem Wohl unseres Volkes, aber er 
wird nie etwas erreichen, und seine hochgespannten Erwartungen werden 
stets enttäuscht werden. 
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und Nationalparke in den Vereinigten Staaten. 

Von Dr. Ernst Schultze. 


Das riesige Anwachsen unserer Großstädte, die Ausschließung des Stadt¬ 
menschen von den Freuden der Natur, das dringende Problem der Volks¬ 
gesundheit haben in den letzten Jahren in Deutschland eine Parkbewe¬ 
gung geschaffen, die den Versuch macht, wenigstens die ärgsten Sünden 
der letzten drei Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts zu tilgen. Manche deutsche 
Stadt hat ihre schon bebauten Teile mit einem Wald- und Wiesengürtel 
umgeben. Essen hat für Waldankäufe 2 Mill. Mark verwendet. Düsseldorf 
hat im Jahre 1895 etwa 65 ha Wald angekauft. Hannover, Kiel, Cöln, 
Annaberg und manche andere Städte, vor allem aber Charlottenburg haben 
größere Waldflächen von der staatlichen Forst Verwaltung angekauft, um sie 
als Volksparke für ihre Bewohner nutzbar zu machen. Bremen hat durch 
die Hochherzigkeit reicher Bürger einen Volkspark aus dem Nichts ge¬ 
schaffen. ln Hamburg berät man wenigstens über die Schaffung eines Volks¬ 
parkes, für den der Grund und Boden schon seit Jahren unbenutzt daliegt. 
Ja, die Bewegung greift weit über einzelne Städte hinaus. Im Jahre 1910 
begann eine geschickte Agitation für die Schaffung von Naturschutzparken 
in Deutschland, die an einigen Stellen schnell zu schönen Zielen geführt hat. 

Alle diese Bestrebungen lenken den Blick auch auf die Erfahrungen 
des Auslandes. Merkwürdig genug: wir können zuweilen in solchen Dingen 
nicht so sehr von den älteren Kulturvölkern lernen, obwohl deren Verhält¬ 
nisse den unseren viel ähnlicher sind, als von manchen jüngeren Nationen, 
namentlich von den Nordamerikanern. Vielleicht ist dies darin begründet, 
daß diese frischeren Völker die Einengung des großstädtischen Lebens, die 
in schnell zunehmendem Maße auch ihnen zuteil wird, lebhafter empfinden 
als wir älteren Völker, bei denen die Entwickelung nicht mit so ungeheurer 
Plötzlichkeit eingesetzt hat, so schnell, sie auch an sich verlaufen ist. Jeden¬ 
falls ist in den Vereinigten Staaten in der Parkfrage nach mancherlei Rich¬ 
tungen Vorbildliches geschaffen worden. Nicht als ob die Verhältnisse aller 
Großstädte dort in dieser Beziehung nichts mehr zu wünschen übrig ließen 
— im Gegenteil, viele sind noch weit zurück. Aber was dort in den letzten 
Jahren, ja zum Teil schon während mehrerer Jahrzehnte geschaffen worden 
ist, muß uns hohe Bewunderung vor dem Reformwillen des nordamerikani¬ 
schen Volkes, vor seiner Entschlossenheit und seinem Geschick in der Durch- 
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führung und vor dem weit vorausschanenden Blick abnötigen, der diese 
Bewegung beseelt hat. 

Denn sicher konnte nur ein weiter und klarer Blick etwa der Stadt¬ 
verwaltung New Yorks schon vor mehr als einem halben Jahrhundert die 
Überzeugung einflößen, daß ein großer Park für die Zukunft der Stadt von 
günstigster und folgenschwerster Bedeutung sein würde. Von einer Bewe¬ 
gung zur Anlage von Parks konnte damals weder in Nordamerika noch 
irgendwo in Europa gesprochen werden. Zudem war die Stadt New York 
durch ihr riesenhaftes Wachstum, das damals infolge der unablässigen Ein¬ 
wandererströme einsetzte, die sich nun ins Land ergossen, in vielen anderen 
Beziehungen vor so große Aufgaben gestellt, daß man ihr kaum einen ernst¬ 
haften Vorwurf hätte machen können, wenn sie die Parkfrage übersehen hätte. 
Um so rühmenswerter ist es, daß man schon im Jahre 1857 begann, den großen 
Zentralpark anzulegen, der sich südnördlich von der 59. bis zur 110. Straße, 
also 51 Straßenblocks weit, und ostwestlich von der 5. Avenue im Osten bis 
zur 8. Avenue im Westen erstreckt, eine Fläche von etwa 340 ha umfassend. 
Er ist also größer als der Berliner Tiergarten. Landschaftlich wie dieser 
mit großem Geschmack ausgestattet, besitzt er vor ihm einen erheblichen 
Vorzug: er ist von dem städtischen Verkehr ganz freigehalten. Dieser 
ist vielmehr gezwungen, trotz des fast übertriebenen Wertes, den der Ameri¬ 
kaner jeder Zeitersparnis beimißt, einen Umweg um den Park herum zu 
machen oder sich an den vier Stellen, an denen er den Park schneidet, doch 
wenigstens auf versenkten Straßen darunter durchführen zu lassen. 

Der Park kostete damals 21 Mill. Mark — eine in der damaligen Zeit für 
solche Zwecke unerhört große Summe. Später hat man für die Landflächen 
dreier Parke in Süd-New York (insgesamt für 4 ha gegenüber den 840 ha 
des Zentralparkes) die Summe von 22 Mill. ausgeben müssen — gewiß be¬ 
zeichnend dafür, daß es in späterer Zeit ganz unmöglich gewesen wäre, auch 
bei äußerster Anspannung der Finanzkräfte der Stadt einen Zentralpark von 
der Größe des nun vorhandenen zu schaffen. 

Allein bis zum Jahre 1889 hat New York für seinen Zentralpark ins¬ 
gesamt 72 Mill. Mark aufgewendet, seither bezahlt es für seine Instandhaltung 
jährlich etwa 2 MilL Mark. Philadelphia hat für seinen Fairmountpark 
48 Mill. Mark ausgegeben und wandte jährlich für dessen Unterhaltung etwa 
1 MilL Mark auf. Brooklyn ließ sich seinen Prospektpark 40Mill.Mark 
kosten, und Detroit, Cleveland, San Francisco und viele andere Städte 
blieben mit der Schaffung großer und schöner Parkanlagen nicht zurück. 

Indessen reicht die Grundlage mancher amerikanischer Parke in eine 
noch viel frühere Zeit als die des New Yorker Zentralparkes zurück. Schon 
in der frühesten Kolonisationszeit der jetzigen Neuengland- 
Staaten besaß man Verständnis dafür, daß jede Gemeinde einen „Common“, 
einen öffentlichen Bürgerplatz mit Rasenflächen und Baumgruppen, besitzen 
müßte. Die damals gegründeten Städte haben ihn zum Teil bis in die 
Gegenwart erhalten. Die überstürzte wirtschaftliche Entwickelung des 
19. Jahrhunderts aber hat die Fürsorge für die öffentliche Gesundheit durch 
die Pflege städtischer Lungen jahrzehntelang in Vergessenheit geraten lassen. 

Jetzt ist man indessen darauf aufmerksam gemacht worden, welchen 
ungeheuren Schaden diese Nichtachtung nach sich ziehen kann. Die Tuber- 
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kulose, diese schreckliche Wohnungskrankheit der modernen Kulturvölker, 
breitet sich auch in den Staaten Nordamerikas aus. Der scharfe Wett¬ 
bewerb auf allen Wirtschaftsgebieten droht Hunderttausenden und Millionen 
die körperliche Gesundheit und damit auch die Zufriedenheit und das seelische 
Gleichgewicht zu untergraben. Jetzt hat man nun die Gefahr in ihrem vollen 
Umfange erkannt. Und sofort hat man sich mit der unwiderstehlichen Tatkraft, 
die wir an den Nordamerikanern bewundern müssen, in den Kampf für ihre 
Beseitigung gestürzt. Gerade in einigen der trostlosesten Städte, wie z. B. 
in Chicago, ist die Bewegung besonders stark empor gewachsen. Chicago 
hat innerhalb dreier Jahre unter Aufwendung von 24 Mill. und unter Be¬ 
willigung weiterer 56 Mill. Mark eine ganze Anzahl von Volksparken ins Leben 
gerufen, die in verschiedenen Stadtteilen liegen und die nicht nur in Rasen¬ 
flächen und Baumgruppen, sondern auch in völlig frei zugänglichen Turn¬ 
hallen, Spielplätzen für Kinder und Erwachsene, Parkbibliotheken und Lese¬ 
hallen, Klubhäusern mit Versammlungs- und Tanzsälen, Freikonzerten usw. 
ganz Hervorragendes, ja Vorbildliches geschaffen haben *). 

Auch in anderen Städten und Staaten der Union ist eine kräftige Be¬ 
wegung für die Schaffung und Ausgestaltung von Volksparken entstanden. 
Insbesondere ragen dabei die Staaten Massachusetts und New York 
hervor. Der erstere gilt — mit vollem Recht — als einer der Einzelstaaten, 
die in kultureller Beziehung besonders weiten Blick und in der Ausführung 
von Reformplänen großes Geschick bewiesen haben. Fast alle seine Ge¬ 
meinden — auch diejenigen, die weniger als 1000 Einwohner zählen und 
sich über ein verhältnismäßig ausgedehntes Gebiet erstrecken — unterhalten 
heute öffentliche Bibliotheken, meist mit Lesehallen verbunden und mit ganz 
wenigen Ausnahmen in eigenen Gebäuden untergebracht. Ebenso besitzt 
der größte Teil der Gemeinden dieses Staates mit mehr als 20000 Einwoh¬ 
nern auch einen Volkspark. 

Genau dieselbe Entwickelung, die sich auf dem Gebiete des Volks- 
bibliothekswesens abspielt, hat sich hier wiederholt: die vermehrte Tat¬ 
kraft der Gemeinden hat eine beträchtliche Zahl gemeinnütziger 
Schenkungen hervorgerufen, die nun ihrerseits wieder auf die Tätigkeit 
und den Eifer der Gemeinden anspornend zurückwirken 2 ). Im Jahre 1891 
bildete sich in Massachusetts ein Ausschuß, um der Förderung der Volks¬ 
parke und der Erhaltung der Naturschönheiten zu dienen. Er führt den 
Namen „The Trustees of Public Reservations u und besitzt großen Einfluß. 
Die parlamentarischen Körperschaften des Staates Massachusetts haben ihm 
die Vollmacht erteilt, alle Ländereien, die dem Ausschuß geschenkt werden, 
zu verwalten und sie dem Publikum zu freier Benutzung offen zu halten. 
Nur hat man Vorsorge getroffen, dem Ausschuß seinen gemeinnützigen 
Charakter auf die Dauer zu wahren, indem man bestimmte, daß er keinerlei 
Dividende zahlen darf. Andererseits ist gesetzlich festgelegt, daß die ihm 


l ) Näheres darüber ist in meiner kleinen Schrift „Amerikanische Volks¬ 
parke“ mitgeteilt. Leipzig, Felix Dietrich, 1909. 

a ) Über die gemeinnützigen Schenkungen auf dem Gebiete des Volkabiblio- 
thekswesens in Massachusetts und über die Förderung, die dieses dadurch erfahren 
hat, s. mein Buch „Freie öffentliche Bibliotheken (Volksbibliotheken und Lese¬ 
hallen)“, 8. 51 f. 
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geschenkten oder von ihm erworbenen Ländereien sowie sein gesamter 
übriger Besitz steuerfrei bleiben sollen, außer wenn ein Teil der Ländereien 
länger als zwei Jahre hindurch für das Publikum geschlossen bleiben sollte. 


Man muß im allgemeinen in der Parkgeschichte der Vereinigten 
Staaten drei verschiedene neben- und durcheinanderlaufende 
Strömungen unterscheiden. 

Die erste richtete sich auf die Schaffung von „Commons“ oder 
Gemeindeangern hauptsächlich vielleicht, weil man solche in England 
gewohnt gewesen war. Wenn diese Gemeindeanger ursprünglich auch nicht 
auB Rücksicht auf die Gesundheit der Allgemeinheit angelegt sein mochten, 
so haben sich doch z. B. durch den Common der Stadt Boston in dieser Be¬ 
ziehung ungemein wohltätige Folgen ergeben. 

Der zweite Anstoß ging gegen Ende des 18. Jahrhunderts und im 
ganzen Verlaufe des 19. Jahrhunderts von dem Gedanken aus, daß eine 
Großstadt hier und da in ihrem Häusermeer einen Schmuckplatz, eine grüne 
Fläche, eine repräsentative Gartenanlage schaffen müsse. Am stärksten 
ausgebildet findet sich dieses System in dem Grundplane für die Bundes¬ 
hauptstadt Washington. Dieser geht auf den Franzosen L’Enfant zurück, 
der im Aufträge der amerikanischen Regierung einen großzügigen Plan entwarf. 
Washington weicht infolgedessen in der Anlage seines Grundrisses und in der 
Durchbildung seiner Straßen wesentlich von fast allen anderen amerikanischen 
Städten ab. Gegenüber der trostlosen Nüchternheit, der schachbrettartigen 
Geradlinigkeit seiner meisten Schwesterstädte, insbesondere aller Stadtgebilde, 
die nach dem Jahre 1850 entstanden sind, zeigt Washington eine Anzahl 
von Diagonalstraßen, die auf das als Mittelpunkt gedachte Kapitol zulaufen. 
Die Schnittpunkte sind meist durch große Rasenflächen gekennzeichnet, um 
die der Verkehr herumläuft, die er also nicht durchschneidet; häufig haben 
Denkmäler der Kriegshelden der Vereinigten Staaten auf ihnen Platz gefunden. 

Der dritte Antrieb in der Parkbewegung ging endlich von sozialen 
Gründen aus. Am deutlichsten läßt sich dies in der Geschichte der Städte 
Boston und Chicago verfolgen. Auch in Baltimore, in St. Louis, in Phila¬ 
delphia, in Detroit, in Cleveland und anderen Städten sind große moderne 
Volksparke geschaffen worden. Am besten durchgebildet ist dieses moderne 
Parksystem, das dem Wunsche der Förderung des öffentlichen Gesundheits¬ 
wesens entsprungen ist, in Groß-Boston, das man als die Stadt der Außen¬ 
parke bezeichnen kann, und in Chicago, das man als die Stadt der Innen¬ 
parke bezeichnen müßte. Der verständnisvolle kulturelle Geist, von dem 
insbesondere die Chicagoer Parkanlagen mit ihren mannigfachen sozialen 
Wohlfahrtseinrichtungen geschaffen wurden, ist geradezu vorbildlich. Roose- 
velt hat nicht zu viel gesagt, wenn er die Schaffung dieses Parksystems als 
„eine der größten bürgerlichen Taten, die je eine amerikanische Stadt voll¬ 
bracht hat tt , bezeichnete; er hätte mit ebenso gutem Rechte sagen können: 
„die je eine Stadt auf der ganzen Welt vollbracht hat“. 

Innerhalb weniger Jahre hat die Stadtverwaltung Chicagos über die 
verschiedensten Teile der Stadt Dutzende von Parken verstreut, deren Größe 
zwischen 2 l / a und 30 ha schwankt. Man hat Bäume gepflanzt und kleine 
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Teiche angelegt, man hat Rasenflächen mit Blumenbeeten, Stauden und 
Sträuchern hervorgezaubert, und man hat diese Wirksamkeit nicht auf die 
neueren Stadtteile beschränkt, sondern ist damit bis in die trostlosesten 
Teile Chicagos vorgedrungen: bis in das Herz des Fleischpackerviertels 
(Packingtown), bis an die Werkstätten der Pullmanngesellschaft und an die 
Stahlwerke heran. Bis in die abscheulichsten Fabrikviertel mit ihrem den 
ganzen Himmel überspannenden Ruß und Qualm hinein hat man dieses Ver- 
schönerungswerk betrieben. Dabei ist man so vorsichtig gewesen, nicht 
Bäume und Sträucher zu verwenden, die irgendwoher eingeführt wurden, 
sondern nur solche Pflanzen zu nehmen, die an die rußige Luft Chicagos 
schon gewöhnt waren. 

Was der Tätigkeit des Chicagoer Parkausschusses aber eine ganz be¬ 
sondere Bedeutung verleiht, ist der Umstand, daß man sich nicht damit 
begnügt hat, unter Aufwendung riesiger Summen Parke zu schaffen, in denen 
wie üblich Rasenflächen und Baumgruppen, Teiche, Kinderspielplätze und 
Bänke vorhanden sind, sondern daß man in ungemein weitsichtiger Weise 
versucht hat, diese Parke in den Dienst der verschiedensten gemeinnützigen 
Zwecke zu stellen und dadurch jeden einzelnen von ihnen zu einer Art 
Volksheim zu machen, wie wir es hier und da in Deutschland (nament¬ 
lich in Hamburg und in Dresden, leider aber meist ohne Parke) besitzen. 

Natürlich ist die erste und Hauptaufgabe der Parke auch in Süd- 
Chicago die, den Massen des umwohnenden Volkes Erholung zu gewähren. 
Die Grasflächen sind nicht durch Gitter eingezäunt, es ist auch nicht poli¬ 
zeilich verboten, sie zu betreten. Jedermann kann darauf einhergehen, die 
Kinder können darauf herumspringen und tanzen, so viel sie wollen, oder 
sich auf dem Rasen wälzen und nach Herzenslust spielen. Die großen Sand¬ 
spielplätze sind mit sogenanntem Torpedosande bedeckt, der auch an beson¬ 
ders windigen Tagen nicht als Staub auf wirbelt; in Chicago, das mit Recht 
den Namen der „windigen Stadt“ führt, ist dies von besonderer Bedeutung. 
Für diejenigen, die sich nicht auf dem Grase lagern, sondern auf Bänken 
sitzen wollen, sind solche in reichlicher Menge vorhanden. Auch für die 
Spiele der Erwachsenen ist gesorgt: so sind z. B. Tennisplätze vorhanden, 
die unentgeltlich von jedermann benutzt werden können. Ferner gibt es 
Plätze für alle möglichen Ballspiele, Teiche zum Rudern und zum Schlittschuh¬ 
laufen, Abhänge zum Schlittenfahren im Winter, Musikpavillons, Schwimm¬ 
bäder, Turnhallen, Speisehäuser, Volksbibliotheken und Lesehallen, Klub¬ 
zimmer, Vortrags- und Vereinssäle, und was der schönen Dinge mehr sind. 


Die begeisterte Anerkennung, die das Chicagoer Parksystem allenthalben 
in der Welt fand, die günstigen Folgen, die es in hygienischer und sozialer 
Beziehung entwickelte x ), und die gleichartigen Erfahrungen, die man mit den 
Parken der anderen Großstädte machte, haben dazu beigetragen, daß auch 
die Frage der Nationalparke letzthin schnell gefördert wurde. Schon 
seit Jahrzehnten haben die Vereinigten Staaten mit der Schwierigkeit zu 

l ) Siehe darüber meinen Aufsatz „Die Einwirkung von Volksparken auf die 
Kriminalität der Jugend“ im Archiv für Kriminalanthropologie und Kriminalistik, 
1909, Bd. 34, S. 32 bis 44. 
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kämpfen, daß Spekulanten bestrebt sind, den schönsten Teil des noch ver¬ 
fügbaren Landes in die Hände zu bekommen, ohne ihn zu Ackerbauzwecken 
zu benutzen. 

Ein Bericht, den Carl Schurz als Minister des Inneren 1876/77 ver¬ 
öffentlichte, lenkte zum erstenmal die Aufmerksamkeit der öffentlichen Mei¬ 
nung auf diesen Übelstand. Von den vorhandenen Waldungen am Oberen 
See und am oberen Mississippi sowie von den Waldungen der Vereinigten 
Staaten am Stillen Ozean und in den Territorien der Felsengebirge waren 
Tausende von Quadratkilometern unter dem Heimstättengesetz an Privat¬ 
leute vergeben worden, ohne daß diese die leisesten Anstalten machten, die 
so erworbenen oder vielmehr geschenkten Landflächen für den Ackerbau zu 
benutzen. Sie gingen vielmehr größtenteils darauf aus, die Wälder aus¬ 
zubeuten, also innerhalb kürzester Frist zu zerstören, ohne für Wiederauf¬ 
forstung Sorge zu tragen. Der Bericht schlug daher vor, daß bestimmte 
Schutzmaßregeln getroffen würden. Denn es sei doch zwecklos, daß man in 
den waldlosen Stadtgebieten jedem Antragsteller eine Anzahl von Acres zu¬ 
weise, um Eschen oder andere wertlose Bäume darauf zu pflanzen, während 
man die besten Forsten an Pseudoansiedler („Bogus-IIomesteaders“) ver¬ 
schleudere, die in Wirklichkeit nichts anderes seien als Spekulanten. 

An anderen Stellen ging die Entwaldung des Landes und die Zer¬ 
störung seiner landschaftlichen Schönheiten vor sich, ohne daß die Bundes¬ 
regierung irgendwelche Maßregeln dagegen zu treffen vermochte. Die pracht¬ 
voll bewaldeten Ufer des Hudson, den man häufig mit dem Rhein verglichen 
hat, sind ihrer Waldungen größtenteils entkleidet worden. Um die Niagara¬ 
fälle herum entstand ein Industrieviertel, das sich vielfach dicht bis an das 
Wasser drängte, ohne daß dafür eine Notwendigkeit vorlag. Die Wälder 
sind vielfach durch die Unvorsichtigkeit von Ansiedlern und Ausflüglern 
oder durch das Funkensprühen der Lokomotiven in Brand gesetzt worden. 
Kurzum, allenthalben bot sich ein Bild der Zerstörung, das jedem Natur¬ 
freunde ins Herz schneiden mußte. 

So entstand denn zunächst für die schönsten Gebietsteile der Ver¬ 
einigten Staaten die Frage, ob sich irgendwelche Mittel finden lassen würden, 
um ihre landschaftlichen Reize und ihre naturgeschichtlichen Merkwürdig¬ 
keiten auch für die Zukunft zu bewahren. 

Außer den Niagarafällen weisen die Vereinigten Staaten drei große 
Naturwunder auf: den gigantischen Colorado-Canon, diese eigenartige, des 
Baumwuchses fast entbehrende, in allen Farben schillernde Riesenschlucht 
— den wundervollen Yellowstone-Park (9200 qkm groß) mit seinen Sinter¬ 
terrassen, seinen Geisern, seinen prächtigen Wäldern — und den köstlichen 
Yosemite-Park (4000 qkm groß) im Staate Kalifornien. 

Die Niagarafälle bilden heute mit ihrer nächsten Umgebung eine Reser¬ 
vation des Staates New York, und die drei anderen genannten Naturwunder 
sind von den Vereinigten Staaten zu Nationalparken erklärt worden. 
Der erste dieser Nationalparke, die sämtlich durch besondere Gesetze des 
Bundeskongresses in Washington ins Leben gerufen wurden, wurde 1872 
geschaffen, indem man das Geisergebiet des Yellowstone samt seiner Um¬ 
gebung in einer Ausdehnung von etwa 9200 qkm zum Nationalpark erklärte. 
Schon im Jahre 1864 hatte man das Yosemitetal dem Staate Kalifornien 
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als Staatspark geschenkt, 1890 erklärte der Bundeskongreß die prachtvolle 
Gebirgslandschaft, die das Yosemitetal umgibt, zum Nationalpark der Ver¬ 
einigten Staaten. 1905 gab alsdann Kalifornien selbst das Tal an die Ver¬ 
einigten Staaten zurück, so daß es heute glücklicherweise einen Teil des 
großen Yosemite-Nationalparkes bildet. Der letzte Nationalpark, der yon 
der Bundesregierung geschaffen wurde, ist der von Mesa Verde im südwest¬ 
lichen Colorado — eine ausgedehnte berühmte Ruinenstätte aus der Vor¬ 
geschichte der Pueblo-Indianer. 

Ein weiterer Nationalpark soll in Minnesota geschaffen werden. Dem 
Kongreß ist bereits im Jahre 1909 ein Gesetzentwurf vorgelegt worden, 
durch den ein Gebiet von etwa 2000 qkm als „Glacier National Park tt 
den Nationalparken hinzugefügt werden soll. Man will dieses Gebiet, das 
durch großen Wildreichtum ausgezeichnet ist und dadurch die Augen der 
Jagdliebhaber auf sich gezogen hat, in seinem gegenwärtigen Zustande er¬ 
halten. 250 Seen und 26 Gletscher sind hier zu finden. Man bezeichnet 
den Park als die schönste Gletscherlandschaft in Nordamerika; vielleicht 
nicht ganz mit Recht, denn der prachtvollen Gletscherwelt der kanadischen 
Felsengebirge wird sie doch vielleicht nicht gleichkommen. Der Glacier 
National Park liegt zwischen der kanadischen Grenze und einer Strecke der 
Great Northern-Bahn, die ihrerseits wohl gern bereit sein würde, eine Zweig¬ 
linie dorthin zu bauen. 

Den „Mount Rainier-Park“ zum unveräußerlichen Nationaleigentum 
zu machen, ist bereits vor mehr als einem Vierteljahrhundert von James 
Bryce, dem jetzigen britischen Gesandten in Washington, zusammen mit 
dem deutschen Geologen Prof. Zittel in einem Bericht an die Bundesregie¬ 
rung vorgeschlagen worden. 

Im Jahre 1905 erließ der Kongreß ein Gesetz, das den Titel führt „for 
the Protection of American Antiquities“. Es überträgt dem Präsidenten die 
große Machtvollkommenheit, aus den öffentlichen Ländereien (Public Domains) 
alle diejenigen „geschichtlichen Stätten oder geschichtlichen oder vorgeschicht¬ 
lichen Gebäude oder anderen Gegenstände geschichtlichen oder wissenschaft¬ 
lichen Interesses“ zu nationalen Denkmälern (national monuments) 
zu erklären, die er dafür als geeignet betrachtet. 

Endlich wird noch eine dritte Art von Nationalparken in den Ver¬ 
einigten Staaten unterschieden: es sind Schlachtfeldparke oder Militär¬ 
parke (National Battlefield Parks oder National Military Parks), die im 
wesentlichen historisches Interesse bieten. Sie sind zur Erinnerung an 
Schlachten geschaffen worden, die für die Geschichte der Vereinigten Staaten 
von Bedeutung waren. Insbesondere handelte es sich um Schlachtfelder des 
großen Bürgerkrieges 1861 bis 1865. 

Die Schlachtfeldparke unterscheiden sich von den anderen beiden Arten 
der Nationalparke einmal dadurch, daß sie im wesentlichen historischem 
Interesse und nicht Gründen der Schönheit ihre Entstehung verdanken; 
ferner sind sie sämtlich von dem Reichsschatzamt infolge besonderer Be¬ 
willigungen käuflich erworben worden, während die beiden anderen Arten 
von Nationalparken (mit nur zwei Ausnahmen) von den Ländereien, die der 
Domänenverwaltung der Bundesregierung gehören, abgezweigt wurden, tat¬ 
sächlich also Barauslagen nicht erforderten. Die beiden erwähnten Aus- 
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nahmen waren die Ankäufe der Nationalparke von Platt und von Sully’s 
Hill in den Staaten Oklahoma bzw. Norddakota, die den dortigen Indianer- 
etämmen abgekauft werden mußten. Im übrigen kostete die Beschaffung 
der eigentlichen Nationalparke der Regierung nichts, und ebensowenig die 
Beschaffung der nationalen Denkmalparke, von denen übrigens zwei der 
Regierung geschenkt wurden. 

Die eigentlichen Nationalparke umfassen heute die stattliche 
Fläche von insgesamt 3 624 472,85 Acres (1 Acre = 0,4 ha). Die Ge¬ 
samtfläche der „National Monuments“ stellt sich dagegen auf 1496783,35 
Acres und die der nationalen Militärparke auf 13 532,69 Acres. Ins¬ 
gesamt wird also von den Nationalparken eine Fläche von 5134788,89 
Acres bedeckt. Diese Fläche entspricht zwar nur etwa 0,2 Proz. des Ge¬ 
samtflächeninhaltes des Festlandgebietes der Vereinigten Staaten (ohne 
Alaska), indessen ist ein besserer Maßstab etwa durch einen Vergleich mit 
dem Staate Massachusetts zu finden, der 8,315 englische Geviertmeilen be¬ 
deckt (21286,40 qkm). Die Gesamtfläche der Nationalparke der Bundes¬ 
regierung würde etwa 96 Proz. dieser Fläche gleichkommen. 

Es ist interessant, daß alle 12 eigentlichen Nationalparke ebenso wie 
die sämtlichen 22 National Monuments westlich vom Mississippi liegen 
und sich hier auf 13 der 24 Einzelstaaten verteilen, die in dieser westlichen 
Hälfte gezählt werden. Die Militärparke dagegen, die im wesentlichen aus 
vier berühmten Schlachtfeldern des Bürgerkrieges bestehen — alle anderen 
Parke dieser Art können hier infolge ihrer Kleinheit unberücksichtigt 
bleiben — liegen sämtlich in den Staaten des Ostens, insbesondere des 
Südostens. 

Eine genaue Aufzählung der heute bestehenden Nationalparke 
der Vereinigten Staaten ist kürzlich von Allen Chamberlain in der ameri¬ 
kanischen Zeitschrift „The Outlook“ gegeben worden. Ich setze diese 
Tabelle hierher: 


Nationalparke. 


Name 

Staat 

Acres 

Yellowstone. 

Wyoming 

2 142 720,00 

Hot Springs. 

Arkansas 

911,63 

Sequoia. 

California 

161 597,00 

Yosemite. 

» 

719 622,00 

General Grant. 

n 

2 536,00 

Gasa Grande. 

Arizona 

480,00 

Mount Eainier. 

Washington 

207 360,00 

Crater Lake. 

i Oregon 

159 360,00 

Platt. 

Oklahoma 

848,22 

Wind Cave. 

Süddakota 

10 522,00 

Sully’s Hill. 

Norddakota 

780,00 

Mesa Verde. 

Colorado 

43 376,00 

Ein 5 engl. Meilen breiter Streifen ; 

i 


um den Park von Mesa Verde 

i " 

175 860,00 

Zusammen . . . 

3 624 472,85 
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Name i 

Staat 

Acres 

Devil’s Tower.j 

Wyoming 

1 152,91 

Petrifted Forest. 

Arizona 

60 776,02 

Montezuma Castle. 

1» 

160,02 

El Morro. 

New Mexico 

160,00 

Chaco Canon. 

» 

20 629,40 

Lassen Peak.1 

California 

1 280,00 

Cinder Cone . 

* 

5 120,00 

Gila Cliff Dwellings. 

New Mexico 

160,00 

Tonto.. . . . 

Arizona 

640,00 

Muir Woods. 

California 

295,00 

Grand Canon . 

Arizona 

806 400,00 

Pinnacles. 

California 

2 080,00 

Jewel Cave. 

Öüddakota 

1 280,00 

Natural Bridges.' 

Utah 

2 740,00 

Lewis & Clarke Cavern .... 

Montana 

160,00 

Tumacacorri. 

Arizona 

10,00 

Wheeler. 

Colorado 

300,00 

Mount Olympus. 

Washington 

576 000,00 

Navajo. 

Arizona 

600,00 

Oregon Caves. 

Oregon 

480,00 

Mukuntuweap. 

Utah 

15 360,00 

Shoshone Cavern. 

Wyoming 

840,00 

Gran Quivera. 

New' Mexico 

160,00 


Zusammen . . . 

| 1 496 783,35 

Nationalmilitär parke. 


Name 

Staat 

Acres 

Chickamauga and Chattanooga . 

Georgia 

6 876,95 

Shiloh. 

Tennessee 

8 325,05 

Gettysburg.i 

Pennsylvania 

2 047,80 

Vicksburg. 

Mississippi 

1 282,89 

Zusammen . . . 

13 532,69 


In diese Tabelle sind nicht einbegriffen die Nationalparke von 
Einzelsta&ten. Der wichtigste unter ihnen ist wohl die Reservation des 
Staates New York an den Niagarafällen. Der Staat hat hier während der 
letzten 20 Jahre erfolgreich dahin gestrebt, die Fälle vor dem Yandalismos 
zu bewahren, der die landschaftliche Schönheit ihrer Ufer -zu zerstören 
drohte. Man hat die ursprüngliche Romantik der Szenerie wieder herzu¬ 
stellen gesucht, indem man diese „staatliche Reservation“ schuf) deren schön 
gepflegte Fuß- und Fahrwege heute jedermann frei zugängig sind, während 
die Besitzer, denen der Staat die einzelnen Stücke vor etwa 20 Jahren ab¬ 
kaufte, unverschämte Eintrittsgelder erhoben hatten. 

Auf die Parke der Einzelstaaten will ich hier nicht eingehen. Bemer¬ 
kenswert ist insbesondere der von Mr. Letchworth unter gewissen Bedin- 
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gungen dem Staate New York geschenkte, nun als „Gien Iris“ bekannte 
Park *). Auch sonst hat der Staat New York wertvolle Parkschenkungen 
erhalten. Bald nach dem Tode des Eisenbahnkönigs Harriman schenkte 
seine Witwe dem Staate 10000 Acres für einen Park am Hudson, zugleich 
mit einer Summe von 1 Mill. Dollars, um den Park darauf anlegen zu 
können. Um das Parkgelände bis an die Küste des Hudson ausdehnen zu 
können, haben des weiteren 16 Millionäre insgesamt 1625 000 Dollars ge¬ 
schenkt; etwa 50000 Dollars rührten z. B. von Pierpont Morgan und von 
Rockefeller her. Übrigens war diese Schenkung an die Bedingung ge¬ 
knüpft, daß das Staatsgefängnis, welches in der Nähe von Highland Lake 
gebaut werden sollte, an eine andere Stelle des Staates verlegt würde, und 
ferner, daß der Nachbarstaat New Jersey, in welchem ein Teil des Parkes 
liegen würde, sich seinerseits bereit erklärte, einen Teil der Kosten zu tragen. 
New Jersey hatte gemeinschaftlich mit New York schon früher die unter 
dem Namen „Pallisadenpark“ bekannte Reservation geschaffen. 

Als die Gouverneure einer großen Anzahl von Einzelstaaten im Jahre 
1907 auf Veranlassung des Präsidenten Roosevelt in Washington zusammen¬ 
traten, um die Frage der Binnenschiffahrt, insbesondere der Wiedernutzbar¬ 
machung des Mississippi zu beraten, wurde zugleich auch eine Anzahl von 
Fragen angeschnitten, die die Erhaltung der natürlichen Reichtümer und 
Hilfsquellen des Landes im allgemeinen betrafen. In weiterer Verfolgung 
dieses Gedankens wurde ein „Ausschuß für die Erhaltung der natür¬ 
lichen Hilf squellen des Landes (National Conservation Commission)“ ein¬ 
gesetzt, der vom 13. bis 15. Mai 1908 im Weißen Hause in Washington 
einzelne Gegenstände, die besonders wichtig erschienen, verhandelte. Die 
Berichte, die über diese Verhandlungen erschienen sind, haben äußerst 
wertvolles Material zutage gefördert und sind geeignet, der öffentlichen 
Meinung in Nordamerika die Augen über die unsinnige Verschwendung zu 
öffnen, die bisher mit den Schätzen und Kräften der Natur getrieben wurde, 
sowie über das Endziel, zu dem diese Verschwendung schließlich führen muß. 

Die Konferenz der Gouverneure hatte in einer Resolution zum Ausdruck 
gebracht, „daß die Schönheit unseres Landes erhalten und vermehrt werden 
sollte“. Die National Conservation Commission hat in ihrem Berichte an 
den Präsidenten diese Forderung auf genommen, und zwar in noch bestimm¬ 
terer Form, indem sie empfahl, daß „in öffentlichen Ländereien Naturschön¬ 
heiten oder die Naturwunder, die größeren Wert durch ihre Erhaltung als 
durch ihre landwirtschaftliche Benutzung haben würden, zum Besten des 
Volkes erhalten werden sollten“. 


Die Nationalparke, die Nationaldenkmäler und die Nationalmilitärparke 
unterstehen drei verschiedenen Regierungsämtern: dem Reichsamt 
des Inneren, dem Landwirtschaftsministerium und dem Kriegsministerium. 
In einigen Fällen liegen die Dinge so, daß sämtliche drei Ministerien an der 
Verwaltung eines Parkes beteiligt sind. Wenn bisher größere Meinungs¬ 
verschiedenheiten unter diesen drei Amtsstellen sich noch nicht ergeben 

l ) Siehe Näheres in meiner Schrift „Amerikanische Volksparke“. 
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haben oder nicht an die Öffentlichkeit gelangt sind, so kann dies kaum als 
Beweis dafür gelten, daß diese Einteilung und Anordnung praktisch seL 
Vielmehr wäre es zweifellos sparsamer und verwaltungstechnisch weit prak¬ 
tischer, wenn alle Nationalparke unter einer einzigen Oberleitung ständen; 
höchstens die Militärparke könnte man ausnehmen und dem Kriegsministe¬ 
rium dauernd unterstellt lassen. In der Amtszeit des Präsidenten Roose- 
velt ist auf dessen Veranlassung bereits einmal durch den Staatssekretär 
des Inneren empfohlen worden, die meisten Nationalparke und sämtliche 
Nationaldenkmäler ganz und gar unter die Obhut und Verwaltung des Land¬ 
wirtschaftsministeriums zu stellen. Indessen ist der Kongreß auf diesen 
Vorschlag bisher nicht eingegangen. 

Auch im übrigen hat er mancherlei Fragen, die sich auf die Verwaltung 
und Instandhaltung der Nationalparke bezogen, noch nicht genügende Auf¬ 
merksamkeit zugewandt. So hat er z. B. für die Naturdenkmäler noch 
keinerlei Bewilligungen ausgesprochen, obwohl darunter so prächtige Natur¬ 
schönheiten sind wie der große Colorado - Canon oder der „Versteinerte 
Wald“ in Arizona. 

Diese übertriebene Sparsamkeit hat mancherlei Schäden im Gefolge 
gehabt. Man kennt die Leidenschaft des Amerikaners, sich von einem 
interessanten Besuch Andenken mitzubringen. Geht man doch darin so 
weit, daß selbst das Eigentum fremder Kriegsschiffe, die die Häfen der Ver¬ 
einigten Staaten anlaufen, nicht sicher ist; und wenn nun gar ein fremder 
Prinz oder ein besonders populärer höherer Seeoffizier eine solche Flotte 
befehligt, so kann er mit einiger Wahrscheinlichkeit darauf rechnen, daß 
bei dem Festmahl, das er der Gesellschaft der Hafenstadt gibt, sämtliche 
Teelöffel als Andenken mitgenommen werden, ohne daß sich die Amerikaner 
irgend etwas dabei denken; ja, daß man ihm selbst die Knöpfe von der 
Jacke schneidet, um nur ein Andenken mitzubringen. Wie werden sich 
solche Besucher den Naturdenkmälern gegenüber verhalten? Sicherlich 
nicht besonders sorgfältig. Was nicht niet- und nagelfest ist, wird mit¬ 
genommen. Es wäre daher dringend erforderlich, durch die Anstellung von 
Beamten dafür zu sorgen, daß wenigstens die unersetzbarsten Teile 
der Naturdenkmäler vor Vandalismus bewahrt werden. Augen¬ 
blicklich sind sie gegen diese Gefahr erst ganz unzureichend geschützt. Zehn 
der Naturdenkmalparke sind von den Nationalforsten abgezweigt worden 
und stehen deshalb noch heute unter der Verwaltung des Forstamtes (Forest 
Service), einer Unterabteilung des Landwirtschaftsministeriums in Washington. 
Die Beamten des Forstamtes, die in den angrenzenden Forsten zu tun haben, 
suchen den Naturdenkmalparken nach Möglichkeit Aufmerksamkeit und 
Schutz angedeihen zu lassen. Es scheint eine dringende Aufgabe der Bundes¬ 
regierung zu sein, die Bewilligung entsprechender Summen durchzusetzen, 
um für diese Naturdenkmalparke einen Stab eigener Beamten zu schaffen. 

Auch die eigentlichen Nationalparke sind nicht genügend gegen Van¬ 
dalismus und gegen andere Beschädigungen geschützt Sie werden zwar 
ab und zu von Kavalleriepatrouillen durchzogen, und scharfe Gesetze suchen 
ihre prachtvollen Wälder und ihre übrigen Naturschönheiten vor Verwüstung 
zu schützen. Indessen beschränken sich die Kavalleriepatrouillen auf vier 
der großen Nationalparke, während die übrigen nicht ähnlich beaufsichtigt 
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werden. Der Staatssekretär des Inneren ist durch den Kongreß ermächtigt 
worden, das Kriegsministerium in solchen Fällen um die Entsendung von 
Kavallerie zu bitten. Weshalb er von dieser Entsendung nur für den Yellow¬ 
stonepark, für den Yosemitepark, für den General Grant-Park und den 
Sequoiapark Gebrauch macht, vermag ich nicht zu sagen. 

Ähnliche Unvollkommenheiten treten in den Gesetzen, die die 
Parke betreffen, zutage. Von den 12 Nationalparken sind nur 7 durch das 
Gesetz dahin geschützt, daß ausdrücklich ihre Erhaltung in ihren natür¬ 
lichen Verhältnissen festgelegt ist Am schärfsten lauten die Gesetze in 
dieser Beziehung für den Yellowstonepark. Für die anderen Parke hat sich 
dagegen wiederholt herausgestellt, daß die Beamten, die sie gern vor jeder 
Zerstörung ihrer Natur Schönheiten schützen möchten, sich durch die Un¬ 
zulänglichkeiten der betreffenden Gesetze gehindert sehen. Für etwa sechs 
der Nationalparke sind z. B. Regeln und Bestimmungen erlassen worden :— 
doch hat man versäumt, Strafen für ihre Überschreitungen gesetzlich fest¬ 
zulegen, so daß sie tatsächlich vielfach ohne Schutz sind. Kann man doch 
in solchen Fällen nur auf die Gesetze des Staates zurückgreifen, in denen 
der betreffende Park liegt. Die Gesetze der Einzelstaaten sind aber für 
solche Zwecke vielfach unzureichend. Dies gilt z. ß. für den Yosemitepark. 


Der Bundeskongreß bestimmte im Jahre 1901, daß für die öffentlichen 
Ländereien durch die Regierungsämter, denen sie im einzelnen Falle unter¬ 
stehen, die Anlage von Telegraphenlinien, Wasserleitungen und ähnlichen 
Anlagen vergeben werden könnten unter der Bedingung, daß sie widerrufen 
werden können und daß sie nicht im Widerspruch mit den öffentlichen 
Interessen stehen. Die drei Nationalparke, die im Staate Kalifornien liegen, 
wurden ausdrücklich in diese Bestimmung mit einbegriffen. Die Folge war, 
daß die Stadt San Francisco kürzlich den Versuch machte, sich im Yosemite- 
parke einen der schönsten Teile, das Hetch-Hetchytal, zur Anlage eines 
Wasserreservoirs für eine Erweiterung ihrer Wasserleitung auszusuchen. 
Völlig unbegreiflicherweise erteilte der damalige Staatssekretär des Reichs¬ 
amtes des Inneren, Mr. Garfield, am 11. Mai 1908 der Stadt die Erlaubnis, 
im nördlichen Teile des Parkes ein großes Wasserreservoir anzulegen. Er 
bedachte dabei offenbar nicht, daß die ganze nördliche Hälfte des ParkeB 
dadurch tatsächlich dem Publikum entzogen wird, daß ferner zwei oder 
drei der großen Lagerflächen im Park vom Publikum nicht mehr benutzt 
werden könnten (namentlich die Tuolumne-Meadows und das wundervolle 
Hetch-Hetchytal), und daß der Hauptweg, der in den nördlichen Teil des 
Parkes hinaufführt, zum Teil ungangbar werden würde. 

Alles das müßte vielleicht in Kauf genommen werden, wenn es der 
Stadt San Francisco nicht möglich wäre, ihr Trinkwasser auch aus anderen 
Gegenden zu beziehen. Der tägliche Verbrauch beträgt im Durchschnitt 
32 Mill. Gallonen; nach der Ansicht der ersten Sachverständigen (der drei 
Ingenieure Heuer, Grusky und Davidson) würde die Wasserleitungs¬ 
gesellschaft durch Heranziehung anderer Flüsse imstande sein, ihre tägliche 
Leistungsfähigkeit auf 109 Mill. Gallonen zu erhöhen. Das würde aber mehr 
kosten, als wenn die Stadt in dem Hetch-Hetchytale ein Reservoir anlegen 
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läßt, und sie hat deshalb vorgezogen, den letzteren Plan za verfolgen, bei 
dem sie auf so merkwürdig wenig Widerstand gestoßen ist. 

Eine der führenden amerikanischen Zeitschriften bemerkte dazu sehr 
richtig: „Es mag sein, daß die Stadt San Francisco ihr Wasser billiger 
aus dem Hetch-Hetchytale erhalten kann als aus anderen Quellen, aber wir 
behaupten, daß der Yosemite-Nationalpark, obwohl er ohne weiteres geopfert 
werden könnte, wenn es sich um die Rettung des Lebens und der Gesund¬ 
heit der Bürger von San Francisco handelte, nicht geopfert werden sollte, 
um ihre Dollars zu retten.“ 

Jn den weitesten Kreisen ganz Nordamerikas hat sich daher eine leb¬ 
hafte Protestbewegung gegen das Vorgehen der Stadt San Francisco 
bzw. gegen die Genehmigung ihres Wunsches durch den Staatssekretär des 
Inneren erhoben, und der Nachfolger des Staatssekretärs Garfield, Mr. Bal¬ 
lin ger, der in der Zwischenzeit übrigens schon wieder einem anderen Platz 
gemacht hat, hat versucht, die bereits erteilte Genehmigung wenigstens zupi 
Teil rückgängig zu machen, nachdem er sich durch den Augenschein von 
der Berechtigung der Protestbewegung hatte überzeugen müssen. Er gab 
daher dem Geologischen Amte (Geological Survey), das eine Abteilung des 
Reichsamtes des Inneren darstellt, den Auftrag, festzustellen, ob die Stadt 
San Francisco tatsächlich ihr Wasser nur aus dem Hetoh-Hetchytal beziehen 
könne. Gleichzeitig legte er der Stadt die Verpflichtung auf, zu beweisen, 
weshalb sie die erbetene Erlaubnis erhalten müßte. 

Diese nachträglichen Maßnahmen hätten sich vermeiden lassen, wenn 
rechtzeitig dafür gesorgt worden wäre, die Verhältnisse zu untersuchen. Die 
lebhafte Protestbewegung, die in diesem Falle entstand, wird der Bundes¬ 
regierung gezeigt haben, daß sie mit aller Schärfe für die Erhaltung der 
Naturschönheiten in den Nationalparken sorgen könnte und sorgen sollte» 
Vor 20 Jahren wäre die Anlage einer solchen Wasserleitung von der öffent¬ 
lichen Meinung wahrscheinlich wenig beachtet worden. Das allgemeine 
Interesse, das in der Zwischenzeit für die Parkfrage erwacht ist, macht es 
heute jedoch unmöglich, daß eine solche Entscheidung getroffen werden 
kann, ohne daß das größte Aufsehen entsteht. 

Da die meisten Nationalparke viel zu groß Bind, als daß man sie in 
einer Tagestour kennen lernen könnte, so hat sich die Notwendigkeit er¬ 
geben, die Erlaubnis zur Anlage von Gasthäusern oder Lagern zu geben, 
in denen die Besucher übernachten können. Für den Yellowstonepark ist 
diese Erlaubnis stets mit jener äußersten Vorsicht erteilt worden, wie sie im 
Wesen der Sache liegt. Für die übrigen Parke ist man leider nicht mit 
gleicher Vorsicht vorgegangen — zum Teil schon deshalb nicht, weil nicht 
die gleichen vorsichtigen Gesetzesbestimmungen vorhanden sind. Auch für 
den Yellowstonepark lag einmal die Gefahr nahe, daß einer Gesellschaft eine 
Anzahl von Plätzen in einem Umfange von insgesamt 4400 Acres abgegeben 
wurde, die nicht als Gesamtfläche, sondern in verschiedenen einzelnen Teilen 
vergeben werden sollten und die so schlau ausgesucht waren, daß die Ge¬ 
sellschaft alsdann die hauptsächlichsten Naturschönheiten, insbesondere die 
prächtigsten Aussichtspunkte des Parkes, in Händen gehabt hätte. Der 
stellvertretende Staatssekretär des Inneren war drauf und dran, die Wünsche 
der Gesellschaft zu erfüllen, und nur der energischen Agitation begeisterter 
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Naturfreunde, die rechtzeitig davon erfahren hatten und die die Augen offen 
hielten, gelang es, die Anträge der Gesellschaft zu hintertreiben. Ferner 
setzten sie auf Grund dieser Gefahr, der man nur eben entgangen war, 
durch, daß der Kongreß ein Spezialgesetz erließ, welches die Flächen, die 
überhaupt in Pacht gegeben werden dürfen, im Yellowstonepark in ganz 
bestimmter Weise begrenzte und zugleich die Zerstörung oder Beeinträchti¬ 
gung der Naturschönheiten des Parkes verbietet. 

Für andere Parke besteht eine gleich kluge Gesetzgebung noch nicht. 
So hat man z. B. weder für den Mount Rainierpark noch für den Grater 
Lakepark irgend welche .Höchstbeträge der Flächen, die an HotelgeBell- 
schaften verpachtet werden dürfen, festgesetzt. Für den Wind Cavepark 
ist sogar ausdrücklich gesetzlich bestimmt, daß die Höhle, das größte Natur¬ 
wunder dieses Parkes, verpachtet werden darf. 

Merkwürdig genug ist es, daß in den Nationalparken eine Fläche von 
insgesamt 78 000 Acres, die sich auf sieben dieser Parke verteilen, an 
Privatleute vergeben worden ist. So bestehen z. B. im Yosemitepark 
Privatansprüche (claims) auf eine Fläche von mehr als 2 Proz. seiner Ge¬ 
samtfläche; noch dazu beziehen sich diese Ansprüche auf die prachtvollsten 
Waldungen des ganzen Parkes. Das Reichsamt des Inneren hat dem Kon¬ 
greß wiederholt empfohlen, daß diese Ansprüche durch Kaufverträge be¬ 
seitigt werden sollten — der Kongreß hat jedoch auf solche Anträge niemals 
reagiert. Einmal droht infolgedessen die Gefahr, daß der schönste Teil des 
Waldes im Yosemitepark eines schönen Tages heruntergeschlagen wird. 
Außerdem wird die zweckmäßige Verwaltung des ganzen Parkes durch diese 
Einsprengung privater Gebietsteile schwierig und unzweckmäßig gestaltet. 

In zwei anderen Parken wieder haben Privatleute Bergwerksland er¬ 
worben, und weitere Bergwerksclaims sind erhoben worden. In dem Mount 
Rainierpark sind nicht weniger als 178 solcher claims auf Bergwerksland in 
der Schwebe. 

Für die Verpachtung von Landflächen und für Bergwerks- 
konzessionen nimmt dasReicbsamt des Inneren für die Nationalparke ins¬ 
gesamt eine Summe von 65 345,06 Dollars (im Rechnungsjahr 1909) ein. 
Dagegen gab es im gleichen Jahre 191 450 Dollars für alle Parke insgesamt 
aus — gewiß keine hohe Summe. Zudem wurden 115 000 Dollars, also der 
größte.Teil dieser Summe, für den Bau von Straßen im Yellowstonepark 
und im Mount Rainierpark verwendet. Dieser Betrag war vom Kongreß 
besonders bewilligt worden. Die Ausgabe erfolgte jedoch nicht durch den 
Staatssekretär des Inneren, ja nicht einmal unter seiner Oberleitung, son¬ 
dern durch das Kriegsministerium, da diesem die Ingenieure unterstehen, 
denen die Arbeit übertragen wurde. Die Gewohnheit, Ingenieurarbeiten der 
Regierung unter allen Umständen dem Kriegsministerium zu unterstellen, 
* hat sich schon seit langem eingebürgert. 

Es berührt sehr merkwürdig, daß die Einnahmen aus den Pacht¬ 
verträgen der Nationalparke so überaus gering sind. Man wird sich 
nicht ganz der Mutmaßung entziehen können, daß auch hier die politische 
Korruption ihre Hand im Spiele hat, die im staatlichen Leben der Ver¬ 
einigten Staaten eine so verderbliche Rolle spielt. Als die Frage, weshalb 
diese Erträge so ungemein niedrig seien, während der Amtszeit Mr. Bal- 
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lingers aufgeworfen wurde, erklärte er, eine Untersuchung darüber ver¬ 
anlassen zu wollen. Sicherlich würden sich erheblich höhere Summen aus den 
Pachtverträgen ziehen lassen. So reichen z. B. die Einnahmen in Hot Springe 
im Staate Arkansas völlig dazu aus, den Park zu unterhalten. Andererseits 
gibt es vier Nationalparke, aus denen die Regierung nicht einen Cent bezieht. 

Größere Einnahmen wird- sie sich auch deshalb verschaffen müssen, 
weil die Frage der Aufschließung dieser Parke für den Touristen¬ 
verkehr immer dringender wird. Als das Yellowstonegebiet 1872 zum 
Nationalpark erklärt wurde, konnte kaum daran gedacht werden, daß er 
starken Besuch finden würde. War doch die erste Überlandbahn, die den 
Atlantischen mit dem Stillen Ozean verbindet, erst drei Jahre zuvor (1869) 
eröffnet worden. Die Bevölkerung der Staaten westlich vom Mississippi 
war damals noch überaus schwach. In der Zwischenzeit hat sie um Millionen 
von Köpfen zugenommen. Neben die erste Überlandbahn sind vier weitere 
getreten; der Nationalwohlstand ist erheblich gewachsen, die Reiselust und 
andererseits auch das Erholungsbedürfnis sind unvergleichlich größer als 
vor vier Jahrzehnten. 

Dennoch fehlt es in vielen der Nationalparke der Vereinigten Staaten 
noch an genügenden Straßen — ja vielfach sind nicht einmal genügende 
Zufahrtswege vorhanden. Wer etwa den Crater Lakepark besuchen will, 
wird nicht einmal von den Eisenbahnagenten erfahren können, wie man am 
besten an ihn herankommt Der Yellowstonepark, der große Coloradocanon, 
der Yosemitepark und andere sind durch Zweigbahnen erreichbar. Einst¬ 
weilen gehört dazu aber noch recht viel Zeit. Auch muß dafür Sorge getragen 
werden, daß man ihn auf guten Straßen durchziehen kann. 

Die Nationalparke sind größtenteils geschaffen worden, weil man die 
vorhandenen Naturschönheiten nicht zerstören lassen wollte. Heute werden 
sie jedoch mehr und mehr unter dem Gesichtspunkte betrachtet, der zur 
Schaffung der städtischen Volksparke führte: auch sie sollen der Erholungs¬ 
möglichkeit für möglichst breite Volksmassen dienen. 

Gewiß haben sich die Zugangsmögfichkeiten und die Wegeverhält¬ 
nisse der Nationalparke im Laufe der Zeit wesentlich gebessert. Als der 
Yellowstonepark 1872 zum Nationaleigentum erklärt worden war, gab es 
innerhalb eines Umkreises von 500 engl. Meilen (800 km) noch keine Eisen¬ 
bahn. Wer ihn besuchen wollte, war daher zur Ausrüstung einer Art 
Forschungsexpedition gezwungen. Nachdem dann die Eisenbahn an den 
Park herangeführt worden war, nahm die Zahl der Besucher von Jahr zu 
Jahr zu. Vor 15 Jahren wurden etwa 5500 Besucher gezählt, vor zehn 
Jahren etwa 9000, im Jahre 1908 bereits 32 545. Ähnliches gilt vom 
Yosemitepark. Früher brauchte man zwei Tage, um ihn von der Eisenbahn 
aus zu erreichen. Im letzten Jahre vor Eröffnung der Eisenbahn strömten 
5400 Besucher dorthin. Nachdem nun vor wenigen Jahren eine Bahn eröffnet * 
worden ist, die den Besucher bis auf eine Entfernung von etwa 23 km heran¬ 
bringt, betrug die Zahl der Besucher im Jahre 1908 13 000. 

Auch der Mount Rainierpark im Staate Montana, einer der jüngsten 
und größten Nationalparke, berühmt durch seine prachtvollen Gletscher und 
Bergspitzen, wird nun, nachdem die Regierung eine gute Straße bis zur 
Schneegrenze geführt hat, von schnell wachsenden Zahlen von Touristen 
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besucht. Die Straße ist mit geringer Steigung und mit großem Geschick 
so angelegt, daß man prachtvolle Ausblicke auf die gewaltige Bergwelt 
erhält. Wo sie endigt, ist gleichzeitig für gute Unterbringung der Touristen 
Sorge getragen. 

Aber es bleibt noch viel zu tun übrig. Im Yosemitepark z. B. kann 
der Tourist eigentlich nur im Yosemitetal selbst Unterkommen, während er 
in allen anderen Teilen des Parkes vielfach gar kein Unterkommen finden 
kann. Zunächst will man wohl zu einer Erschließung des Hetch-Hetchy- 
tales schreiten, indem man die Straße, die in das Yosemitetal führt, um 
9 engl. Meilen verlängert. Ferner geht man mit dem Gedanken um, die 
berühmten Tuolumne Meadows dem Publikum besser zugängig zu machen, 
indem man die alte Tiogastraße repariert und ausbaut. Dann wird auch 
die Eröffnung von Hotels oder Lagern nicht auf sich warten lassen. 

Allem Anscheine nach wird die Erschließung der Nationalparke der 
Vereinigten Staaten in dem oben angedeuteten Sinne innerhalb der nächsten 
Jahre in größerem Umfange erfolgen. Die Parkgeschichte Nordamerikas 
wird damit abermals in eine neue Epoche treten: auf die Ära der nur 
als Naturschönheiten bewahrten Nationalparke wird unter dem lebendigen 
Einfluß des Segens, den die städtischen Volksparke gestiftet haben, die 
Epoche der Nutzbarmachung der großen Nationalparke ebenfalls für die 
weitesten Kreise der Bevölkerung, nicht nur für ein paar wohlhabende 
Natur sch wärmer, folgen. 
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Über die Körperbesohaffenheit der zum einjährig-frei¬ 
willigen Dienst berechtigten Wehrpflichtigen Deutsch- 

landS. Von Stabsarzt Dr. Heinr. Schwiening, unter Mitwirkung 
von Oberstabsarzt Dr. Nicolai. Veröffentlichungen aus* dem Ge¬ 
biete des Militärsanitätswesens; Heft 40. Herausgegeben von der 
Medizinalabteilung des KgL Preußischen Kriegsministeriums Berlin 
1909, 

Zur Beantwortung der Frage, wie unsere höheren Schulen die körperliche 
Entwickelung der Schüler beeinflussen, liefert das auf amtliche Veranlassung 
herausgegebene, in der Aufschrift genannte Buch sehr wertvolle Unterlagen. 
Zugrunde gelegt sind der Arbeit die den Militärersatzbehörden eigens für 
dieselbe aufgegebenen umfassenden Erhebungen. 

Wir möchten aus dem sehr wertvollen Buche, das schon vor längerer 
Zeit erschienen ist und dessen reicher Inhalt bereits in umfassender Weise 
bekannt geworden sein dürfte, vorzugsweise hier nur die Mitteilungen be¬ 
rühren, die als Grundlage für die Beantwortung der vorgenannten, die Be¬ 
einflussung der körperlichen Entwickelung der Schüler unserer höheren 
Schulen durch die Schule betreffenden Frage dienen können. 

Die Tauglichkeitsziffer für die zum einjährigen Dienst Berechtigten 
stellt sich nach den Schwieningschen Feststellungen auf rund 65Proz. 
und ist an sich nicht ungünstig. Sie ist höher, als man früher gemeinhin, 
geschätzt hat. Die Ziffer betrug für „sämtliche 11 Wehrpflichtige des Reiches 
z. B. im Jahre 1907 54,9 Proz. Für einen Vergleich der Ziffern ist zu be¬ 
rücksichtigen, daß an die Körperbeschaffenheit der zum einjährigen Dienst 
Berechtigten für die Einstellung die zulässig geringsten Anforderungen 
gestellt werden können und jedenfalls geringere Anforderungen gestellt 
werden, als an die Körperbeschaffenheit der sonstigen Wehrpflichtigen. 

Ungünstig läßt der Umstand die Körperbeschaffenheit der zum ein¬ 
jährigen Dienst Berechtigten erscheinen, daß die Hauptursache der Untaug¬ 
lichkeit bei ihnen Organerkrankungen sind, während bei den sonstigen 
Wehrpflichtigen mehr äußere Fehler und Gebrechen Grund der Nichtein¬ 
stellung sind. 

Bei den zum einjährigen Dienst Berechtigten nimmt die Tauglichkeit 
beständig ab, je länger der Schulbesuch bei ihnen gedauert hat. 

Schwiening sagt am Schlüsse seiner Darlegungen, „daß ihm bezüglich 
der weiteren gesundheitlichen Entwickelung der Gesellschaftsschichten, aus 
denen die zum einjährigen Dienst Berechtigten stammen, doch manche Be¬ 
denken aufsteigen“. 
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Solche Bedenken werden in erheblich stärkerem Maße durch die Be¬ 
trachtung der Ergebnisse der Erhebungen hervorgerufen, welche insbesondere 
die Beschaffenheit der Augen der zum einjährigen Dienst Berechtigten be¬ 
trifft. 44,1 Proz. dieser jungen Leute sind mit Fehlern des Sehvermögens, 
33,5 Proz. mit Kurzsichtigkeit behaftet. 

Nicolai, der diesen Teil der Arbeit verfaßt hat, führt an, daß nach 
Feststellungen in einer bedeutenden Anzahl von höheren Schulen die Pro¬ 
zentsätze der Kurzsichtigen, wenn man die Schüler in sechs Altersklassen 
scheidet, z.B. für Gymnasien, sich wie folgt ergeben: 

VI V IV III II I 

12,5 18,2 28,7 31 41,3 58,8 

Dies traurige Bild der Augen Verderbnis, welches im wesentlichen die 
Schule hervorgebracht habe, zeige sich nicht bei den deutschen Volks- und 
Mittelschulen, auch nicht bei den englischen, französischen usw. höheren 
Schulen. Nicolai meint, daß dies schwere Übel nicht allein die körperliche 
Leistungsfähigkeit der Jugend unserer bevorzugteren Volksschichten und 
ihre Tauglichkeit zum Waffendienst mindere, sondern auch ihre staatsbürger¬ 
liche Eignung herabsetze. Mit guten Augen vertiefe man die Beobachtung, 
erweitere den Gesichtskreis und schärfe die Gabe einer vernünftigen Beur¬ 
teilung der Dinge. 

Wir möchten noch hinzufügen, daß man in gewisser Weise berechtigt 
ist, die Beschaffenheit der Augen als Maßstab für die sonstige körperliche 
Gesundheit des Mannes der besseren Stände anzunehmen, wenn dieser Maß¬ 
stab in zahlreichen Einzelfällen auch nicht zutreffen wird. 

Die in der besprochenen Arbeit enthaltenen Mitteilungen, namentlich 
die Feststellungen über die Beschaffenheit der Augen der zum einjährigen 
Dienst Berechtigten und der Schüler der höheren Schulen regen doch die 
Frage an, ob wir mit den für unsere höheren Schulen maßgebenden Erziehungs¬ 
grundsätzen durchweg auf dem rechten Wege sind. Mißstände dürften aber 
nur diesen behördlich festgesetzten Grundsätzen, nicht aber Schulleitern und 
Lehrern zur Last zu legen sein. 

Es ist nicht ausreichend, daß die Schüler der höheren Schulen zu einer 
körperlichen Tüchtigkeit erzogen werden, welche der der Volks- usw. Schüler 
gleichkommt, sondern es ist für den Bestand des Volkes notwendig, daß den 
aus den höheren Schulen hervorgehenden jungen Männern eine die Gesundheit 
der anderen überragende körperliche Festigkeit und Gesundheit anerzogen 
wird, was mit Rücksicht auf ihre bevorzugten gesundheitlichen Verhältnisse 
in Schule und Elternhaus auch natürlich und erreichbar erscheint. 

Eine körperliche Überlegenheit der gesellschaftlich bevorzugten Volks¬ 
schichten ist in den wahren Blütezeiten der Völker immer vorhanden ge¬ 
wesen. Wenn sie fehlte, war der Volkskörper krank. Unseres Erachtens 
dürften das neuerliche Fehlen dieser körperlichen Überlegenheit bei unseren 
Gebildeten und der Mangel einer mit ihr verbundenen gesunden Entschluß¬ 
kraft die Hauptursache des gewaltigen Schwindens des Ansehens der Ge¬ 
bildeten, sowie des Zurückgehens ihres Einflusses auf das Volk und die 
Hauptursache der für unser Volk dadurch entstandenen Gefahren sein. 

Auf die Frage, wie man eine bessere körperliche Ausbildung unserer Jugend 
sichern und die vorbesprochenen Mißstände beseitigen kann, wird sich als 
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Antwort zunächst die Forderung ergeben, daß in den höheren Schulen die 
bisher schon vielfach betätigte Pflege des Turnens, der Spiele im Freien und 
eines vernünftigen Sportes erweitert wird, sowie, daß gemäß dem Verlangen 
unserer großen Hygienevereine auch für die höheren Schulen durchweg 
Schulärzte bestellt werden. 

Wie insbesondere die bei den Schülern der höheren Schulen festgestellte 
übermäßig verbreitete Augenverderbnis zu bekämpfen ist, darüber glauben 
wir uns nicht des näheren äußern zu sollen, da die Meinungen darüber kaum 
sehr geteilt sein dürften. Unerläßlich erscheint uns die Einführung regel¬ 
mäßiger statistischer Erhebungen, aus denen die Augenbeschaffenheit der 
Schüler jeder Schule gesondert und die etwa Massenweise steigende Augen¬ 
verschlechterung zu ersehen sind. 

Für die Erhaltung der allgemeinen Volksgesundheit hält Prof. Sering- 
Berlin Arbeiterschutzgesetze, städtische Wohnungsgesetze und die sonstigen 
Gesundheitseinrichtungen nicht mehr für ausreichend; es müsse dem länd¬ 
lichen Boden eine genügend zahlreiche Bewohnerschaft wieder zugeführt und 
erhalten werden *). 

Diese Seringsche Ansicht dürften viele unserer Hygieniker und Vater¬ 
landsfreunde in den letzten Jahren zu der ihrigen gemacht haben. Wir 
nennen nur Prof. Max v. Gruber in München und Prof. Oldenberg in 
Greifswald. Man wird unseres Dafürhaltens nicht umhin können, die Er¬ 
füllung der Seringsehen Forderung, daß unserem ländlichen Boden eine 
genügend zahlreiche Bewohnerschaft wieder zugeführt und erhalten werde, 
zu einer Haupt- und besonderen Aufgabe auch unserer öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege zu machen. Eine dahin gerichtete nachhaltige Tätigkeit der 
Träger der öffentlichen Gesundheitspflege würde die Gesundheit des „ganzen“ 
Volkes in denkbar wirksamer Weise fördern. 

Wir möchten in Anknüpfung an den Ser ing sehen Gedanken bemerken, 
daß für die Erhaltung der körperlichen Tüchtigkeit, insbesondere der An¬ 
gehörigen der gebildeten Stände, die vorher geforderte vermehrte Pflege der 
Körperübungen auf unseren höheren Schulen und die sonstigen Gesundheits¬ 
bestrebungen in Schule und Haus auch nicht mehr allein ausreichen und daß 
neben die bewußte Hygiene die sicherer wirkende unwillkürliche Hygiene, 
die in der Zugehörigkeit zu einem gesundheitsfördernden Beruf liegt, treten 
muß. Es muß ein starker Bruchteil der Angehörigen dieser Stände einen 
werktätigen oder einen geeigneten, die Gesundheit fördernden, sonst erwerbs¬ 
tätigen Beruf einschließlich des ländlichen wählen. Daß die Berufswahl mehr 
in dieser Richtung stattfinde als bisher, dazu können die höheren Schulen 
manches beitragen. Es würde der Zuzug zu den ja hochwichtigen Beamten- 
und Gelehrtenberufen, deren Ansehen vielfach durch Überfüllung bedroht ist, 
dadurch nicht in unzulässiger Weise geschmälert werden. 

_ (Oehmcke - Berlin-Lichterfelde.) 

l ) Rede, gehalten von Bering im Deutschen Landwirtschaftsrat, im Fe¬ 
bruar 1910. 
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Das Gesundheitswesen des preußisohen Staates im Jahre 
1009. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des Inneren 
bearbeitet in der Medizinalabteilung des Ministeriums. Berlin, 
Richard Schoetz, Wilhelmsträße Nr. 10, 1911. XII und 482 S. An¬ 
hang (Tabellen) 48 S. Preis brosch. 13,50 JC. 

Der Bericht stammt sachlich noch aus der Zeit der Zugehörigkeit der 
Medizinalabteilung zu dem Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten, ist aber nach der endlich logisch erfolgten An¬ 
gliederung der Medizinalabteilung an das Ministerium des Inneren im Auf¬ 
träge des Herrn Ministers des Inneren erstattet. 

In dem Vorwort wird darauf hingewiesen, daß der Gesundheitsbericht 
für das Jahr 1909 von den Vorberichten in der Anordnung deB Stoffes nicht 
unwesentlich ab weicht entsprechend der Einteilung, welche durch die neue 
Dienstanweisung vom 1. September 1909 für die kreisärztlichen Jahresberichte 
vorgeschrieben ist. (Vgl. Dienstanweisung §117, Formular. Anhang, Formu¬ 
lar XI, S. 97. Ref.) 

Nach dem Bericht ist die Zahl der Geburten weiter gesunken, und zwar 
gegen das Vorjahr um 0,99 Lebendgeborene auf 1000 Einwohner; da aber 
ungeachtet dieser Verminderung der Geburten, bei welchen die Totgeburten 
nicht mitgezählt sind, demgemäß der Verminderungskoeffizient also größer 
ausfällt, die Vermehrung der Einwohner gleichwohl größer als in den früheren 
Jahren, mit Ausnahme von 1906, dank der dauernden Abnahme der Sterb¬ 
lichkeit gewesen ist, kann ich der Klage über die Abnahme der Geburten 
in dem „leider“ des Vorwurfes nicht beistimmen, weil durch eine noch 
größere Vermehrung der Bevölkerung bei dem immer steigenden Preise der 
Lebensführung, besonders der Volksernährung, eine Zunahme des Proletariats, 
damit eine Mehrung der Unsittlichkeit, der Verbrechen eintreten wird und muß. 

Der Abschnitt über die Infektionskrankheiten nimmt mit Recht den 
größten Raum, 215 Seiten von dem Gesamtumfang ein. Von der Bekämpfung 
der übertragbaren Krankheiten und den damit erzielten Erfolgen hängt der 
Volksgesundheitsstand in erster Linie ab. 

Die gemeingefährlichen Krankheiten, welche in Preußen Boden zu ge¬ 
winnen pflegen, Cholera, Pocken, Fleckfieber, haben im Jahre 1909 keine 
Verbreitung gefunden. Von den übertragbaren Krankheiten ist die Zahl der 
Scharlach- und Diphtherie-Erkrankungen gewachsen. Die übrigen Krank¬ 
heiten, Belbst die Genickstarre, sind zurückgegangen; auch die Sterbefälle an 
Tuberkulose werden geringer. 

Hygienische Verbesserungen wurden von der Gemeinde unter dem 
Drucke nahender Infektionskrankheiten auf Anregung durch die Kreisärzte 
leichter durchgesetzt als in normalen Zeiten, so Schließung schlechter Brunnen, 
Regelung der Beseitigung der Abfälle und dergleichen mehr. 

Die Überwachung des Verkehrs mit Nahrungsmitteln hat durch Er¬ 
richtung weiterer öffentlicher Untersuchungsanstalten erfreuliche Fortschritte 
gemacht; die Sauberkeit bei der Herstellung einzelner Nahrungsmittel, be¬ 
sonders von Wurst, bei der Behandlung von Milch in einzelnen Fällen, von 
Speiseeis ließ zu wünschen übrig. Zu beklagen ist, daß den ländlichen 
Kreisen durch die großen Sammelmolkereien oft die gute Milch zur hohen 
Verwertung in den Städten entzogen wird. 
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Das Schlachten von Hunden und Verwertung des Fleisches als Nahrungs¬ 
mittel für den Menschen hat in der Provinz Schlesien besonders im Bezirk 
Breslau zugenommen. 

Die Mäßigkeitsbewegung macht Fortschritte, besonders durch die 
erfolgreiche Tätigkeit der Mäßigkeitsvereine, unter dem der Guttempler¬ 
orden in erster Reihe steht; ihm gehörten in Preußen 1909 schon über 
30000 Mitglieder an. Hervorgehoben wird am Schlüsse dieses Abschnittes 
die Zunahme des Zigarettenrauchens, dessen Gesundheitsschädlichkeit im 
allgemeinen, wie besonders für die Jugend. 

Auf die Ausdehnung der Säuglingsfürsorge in den einzelnen Provinzen 
(Abschnitt V), auf das wachsende Verständnis für diese hygienische Tätig¬ 
keit und deren segensreiche Erfolge sei hingewiesen, die sich schon durch 
Verminderung der Kindersterblichkeit in dem Alter bis zu einem Jahre deut¬ 
lich zeigt (S. 9 des Berichtes). 

Übrigens wird auf den Bericht selbst verwiesen, dessen Ausstattung 
immer die gleiche ist. (M. P.) 


Dr. Erich Koch aus Mühlhausen in Thüringen: Die Städtische 
Wasserleitung und Abwässerbeseitigung, volkswirtschaft¬ 
lich wie finanzpolitisch beleuchtet. Jena, Gustav Fischer, 1911. 
Die Abhandlung bildet zugleich das zweite Heft des zehnten 
Bandes der „Abhandlung des staatswissenschaftlichen Semi¬ 
nars zu Jena“. Herausgegeben von Prof. Dr. Pierstorff. gr. 8°. 
IX u. 122 S. Preis 3,50 *M. 

Nach einem kurzen geschichtlichen Rückblick in der Einleitung wird die 
Entwickelung der Wasserversorgung und der Abwässerbeseitigung voji 
den ersten Anfängen im Altertums bis zur jetzigen Vollkommenheit unter 
Hinweis auf Englands, insbesondere Londons Vorbild geschildert; am Schluß 
dieses Kapitels befinden sich Angaben über die Kosten der Abfuhr. 

Dann werden die juristischen Grundlagen bei der Wasserversorgung 
und die staatlichen Eingriffe, die technisch - ökonomischen Grundlagen der 
Wasserleitung, die Rentabilität der Wasserwerke, Kapitalbeschaffung, die 
rechtlichen Grundlagen der Kanalisation im Zusammenhänge mit der Selbst¬ 
reinigung der Flüsse besprochen. 

Ich weise besonders auf das 3. Kapitel „über die juristischen Grund¬ 
lagen bei der Wasserversorgung und die staatlichen Eingriffe“ hin, in welohem 
man die gesetzlichen Vorschriften über die Errichtung solcher Anlagen und 
die Begründung des staatlichen Aufsichtsrechtes findet. 

Im 7. Kapitel werden dieselben Punkte für die Kanalisation im Zu¬ 
sammenhänge mit der Selbstreinigung der Flüsse besprochen; diese beiden 
Kapitel sind mit dem 10. und 11. Kapitel über die Bildung von Wasser- 
Genossenschaften (Hessen, Rheinisch-Westfälischer Industriebezirk) in den 
Gebieten der Großindustrie und die Wasserentziehung durch den Bergbau 
sowie über die Finanzierung der Unternehmen in gemeindlicher wie privater 
Richtung besonders lesenswert. 

Die Ausstattung des Buches ist gut. (M. P.) 
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Rambousek, J.: Gewerbliche Vergiftungen, deren Vor¬ 
kommen , Erscheinungen, Behandlung, Verhütung, 
Leipzig, Veit u. Co., 1911. 

Der Verfasser war sich bei der Abfassung seiner Arbeit über gewerb¬ 
liche Vergiftungen, die vor allem praktischen Zwecken dienen sollte, der 
Schwierigkeiten bewußt, die sich ihrer Durchführung entgegenstellten. Vor 
allem war es gegenüber einer Bearbeitung der Vergiftungen vom rein toxiko¬ 
logischen Standpunkt aus notwendig, das technische Moment in den Vorder¬ 
grund treten zu lassen. Dem Verfasser ist es gelungen, diese Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Einteilung und Bearbeitung des Stoffes zu überwinden. In 
dem ersten Teil wird das Vorkommen der gewerblichen Vergiftungen in den 
einzelnen Industrien und Gewerbezweigen besprochen; hier nimmt den größten 
Teil die chemische Industrie ein, an die sich ein Abschnitt über das Vor¬ 
kommen von Vergiftungen bei der Gewinnung und Verwertung der Metalle 
und weiterhin in den sonstigen Industriezweigen (Bearbeitung der Steine 
und Erden, tierischer Produkte, Nahrungs- und Genußmittel, Textilindustrie, 
Holzbearbeitung) anschließt Zahlreiche zur Darstellung gebrachte Einzel¬ 
fälle bieten mannigfache Anregung und Belehrung. Der zweite Teil bringt 
eine Darstellung der Krankheitserscheinungen der gewerblichen Vergiftungen, 
und zwar zunächst der gewerblichen Vergiftungen im allgemeinen und sodann 
im einzelnen, während der dritte Teil die Schutzmaßnahmen, die hygienischen 
Vorkehrungen zur Verhütung der gewerblichen Vergiftungen behandelt. 

Wenn so die einzelnen Vergiftungsformen oft an drei verschiedenen 
Stellen besprochen werden, so wird dieser scheinbare Nachteil durch die bei 
der Anordnung des Stoffes sich ergebende Übersichtlichkeit der Gesamt¬ 
darstellung aufgewogen. Da eine und dieselbe Vergiftungsform in den 
mannigfachsten Industrie- und Gewerbezweigen Vorkommen kann, mußte die 
wissenschaftliche Pathologie der Vergiftungen gesondert von dem Vorkommen 
der einzelnen Vergiftungen behandelt werden, und ebenso empfahl sich eine 
gesonderte Darstellung der hygienischen Maßnahmen, um auf diese Weise 
häufige, den Überblick erschwerende Wiederholungen zu vermeiden. 

Eine Durchsicht der einzelnen Abschnitte ergibt, daß der Verfasser 
sowohl in technischer wie in pharmakologischer, pathologischer und prophy¬ 
laktischer Hinsicht alles für den Fabrikarzt, den Hygieniker und Mediziüal- 
beamten wie den Gewerbeaufsichtsbeamten Wissenswerte in übersichtlicher 
Weise zur Darstellung gebracht hat. Unstreitig wird das vorliegende Werk 
seinen Zweck durchaus erfüllen und auf diesem so besonders wichtigen Gebiete 
der Gewerbehygiene eine sichere Grundlage für ein weiteres Fortarbeiten ab¬ 
geben. Je weiter die auf diesem Gebiet so besonders dringende Aufklärung 
in die Kreise der Arbeitgeber und Arbeitnehmer hineingetragen wird, um so 
erfolgreicher wird sich die Prophylaxe gestalten. (E. R.) 


Hensgen: Leitfaden für Desinfektoren. Dritte vermehrte und 
veränderte Auflage. Berlin, Richard Schoetz, 1911. Preis 2 t 4L 
Die neue Auflage des bekannten Leitfadens für Desinfektoren von 
Hensgen, welche hauptsächlich um die Besprechung der Formalindesinfektion 
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ohne Apparat und der Seuchengesetzgebung nebst den Ausführungsbestim¬ 
mungen der letzten Jahre vermehrt ist, bietet eine klare und übersichtliche 
Darstellung des jetzigen Standes des Desinfektions Wesens. Wegen seines 
reichen upd leicht verständlichen Inhalts kann das Buch für Unterrichts¬ 
zwecke und zum Nachschlagen bestens empfohlen werden. (E. R.) 


v. Vogl: Die Armee, die schulentlassene Jugend und der 
Staat. München, J. F. Lehmann, 1911. 

Der durch seine Veröffentlichungen über Diensttauglichkeit, Säuglings¬ 
sterblichkeit, Turnen und Jugendspiele usw. bekannte Verfasser bespricht in 
der vorliegenden Schrift Mittel und Wege zur Ertüchtigung unserer Jugend. 
Zu dem Zweck wird in einem ersten Abschnitt die nachträgliche Entlassung 
aus der Armee wegen Dienstunbrauchbarkeit, in einem zweiten die freiwillige 
oder verbindliche Betätigung der körperlichen Übungen besprochen, während 
in einem Schlußabschnitt auf eine Kundgebung deB Prinzregenten, betreffend 
die Kräftigung der studierenden Jugend an Mittelschulen, Bezug genommen 
wurde. 

In der Zeitperiode von 1904/05 bis 1908/09 wurden in Bayern jährlich 
durchschnittlich 3168 Mann = 4,8 Proz. K.-St. nachträglich als unbrauchbar 
entlassen, davon rund 1668 ohne Versorgung, rund 1500 mit Versorgung 
als halb oder ganz invalide. Um die Armee den stetig steigenden An¬ 
forderungen der Zukunft an Wehrkraft, Wehrfähigkeit und Wehrtüchtigkeit 
gewachsen zu erhalten, ist außer einer großzügigen Bekämpfung der Säuglings¬ 
sterblichkeit eine methodische körperliche Erziehung der Jugend erstes Er¬ 
fordernis. Eine körperliche Erziehung in Form von obligatem Turnen und 
Jugendspiel mit ihrem Schwerpunkt in der Zeit zwischen Schule und Wehr¬ 
pflichtantritt bildet zurzeit den einzig richtigen Weg zur Ertüchtigung und 
Kräftigung unserer Jugend. * (E. R.) 


Löb, w.: Einführung in die Biochemie in elementarer Dar¬ 
stellung. Mit 12 Figuren im Text. Sammlung wissenschaftlich¬ 
gemeinverständlicher Darstellungen. Aus Natur und Geisteswelt. 
325. Bd. Leipzig, B. G. Teubner, 1911. 

In diesen aus Volkshochschulvorträgen entstandenen Ausführungen gibt 
Verfasser in knapper, aber gemeinverständlich klarer Art einen Überblick 
über die chemische Tätigkeit der Zelle bei ihrem Entstehen, Wachsen und 
Vergehen. Dabei mußten, um innerhalb eines knapp bemessenen Raumes 
die Grundzüge der biochemischen Gedankenwelt darstellen zu können, die 
elementarsten Kenntnisse in der Chemie vorausgesetzt werden. Nach Er¬ 
läuterung der grundlegenden Begriffe Ferment, Katalyse, Enzym, Diffusion, 
osmotischer Druck, Assimilation, Dissimilation werden die Vorgänge der 
Dissimilation in dem pflanzlichen und tierischen Organismus behandelt. 
Dabei mußte vielfach auf das Spezielle zugunsten des Allgemeinen verzichtet 
werden. Nur die Grundlinien, die großen Probleme der Biochemie, die 
chemische Tätigkeit der Zelle in den Assimilations - und Dissimilations- 
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Vorgängen sind ansgezogen. Zum Schluß bespricht Verfasser die Biochemie 
des Blutes und der Leber, sowie den Stoffwechsel und die Energieleistung. 

Auch dieser Band wird wie der frühere desselben Verfassers „Einführung 
in die chemische Wissenschaft a seinen Zweck erfüllen, indem er dem Laien 
eine gedrängte, aber anregende Übersicht auf dem vorliegenden Gebiete dar¬ 
bietet. (E. R.) 


Praushitz: Grundzüge der Hygiene, unter Berücksichtigung 
der Gesetzgebung des Deutschen Reiches und öster- 
reichS. Für Studierende an Universitäten und technischen Hoch¬ 
schulen, Ärzte, Architekten, Ingenieure und Yerwaltungsbeamte. 
Neunte erweiterte und vermehrte Auflage. Bearbeitet von Prof. 
P. Th. Müller und Prof. W. Prausnitz. Mit 278 Abbildungen. 
München, J. F. Lehmann, 1912. Preis geh. 9 t^, geb. 10t/Ä. 

Die neunte Auflage der bekannten Grundzüge der Hygiene von Prausnitz 
ist von Prausnitz in Gemeinschaft mit Prof. P. Th. Müller bearbeitet. 

Der Vorzug der früheren Auflagen, das ganze Gebiet der wissenschaft¬ 
lichen und praktischen Hygiene unter gleichmäßiger Berücksichtigung der 
einzelnen Teile desselben in möglichster Kürze zur Darstellung zu bringen, 
ist auch der neuen Auflage erhalten geblieben. Alle Kapitel haben, den 
Fortschritten der Wissenschaft und Technik entsprechend, zum Teil nicht 
unwesentliche Erweiterungen erfahren. Ein kurzer Abschnitt über Rassen¬ 
hygiene wurde zugefügt. 

Besonderer Wert ist auch diesmal auf die Herstellung instruktiver Ab¬ 
bildungen gelegt, die an Zahl vermehrt und zum Teil durch neue ersetzt 
wurden. 

Die wichtigsten der im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege in 
Deutschland und Österreich erlassenen Gesetze und Verordnungen sind auch 
in der vorliegenden Auflage aufgeführt und durch besonderen Druck kennt¬ 
lich gemacht. Bei der Zusammenstellung der sozialpolitischen Gesetze 
Deutschlands wurden die Verfasser von Mugdan, bei der Zusammenstellung 
der österreichischen gewerbegesetzlichen Verordnungen von Haimel unter¬ 
stützt. 

Die „Grundzüge der Hygiene“ werden wie bisher auch in der neuen Auf¬ 
lage von den in Frage kommenden Kreisen gern und mit Erfolg zu Rate 
gezogen werden und dazu beitragen, das Verständnis für die wissenschaftliche 
und praktische Hygiene fördern zu helfen. (E. R.) 


London, E. S., Leiter der pathologischen Abteilung am Kaiserl. Institut 
für experimentelle Medizin zu St. Petersburg: Das Radium ill der 
Biologie und Medizin. Leipzig, Akadem. Verlagsgesellschaft, 
1911. 199 S. 20 Abb. 

Verfasser bezeichnet sein Werk selbst nicht als ein Lehr- oder Hand¬ 
buch, sondern als eine bloße Zusammenfassung des vorhandenen Materials 
über das Radium und seine Wirkungen auf die Lebewesen. Von diesem 
Standpunkte betrachtet ist das Buch schätzenswert als ein Sammelreferat 
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über die bisher erschienenen Arbeiten, die sich auf die Radiumwirkung be¬ 
ziehen und die im Anhänge auf nicht weniger als 20 Seiten aufgeführt sind. 
Auf kritische Erörterungen verzichtet London fast ganz. Der Inhalt i 9 t 
übersichtlich geordnet, indem erst kurz die physikalischen und chemischen 
Eigenschaften, dann die physiologischen Wirkungen des Radiums abgehandelt 
werden. Einen breiten Raum nimmt die Besprechung der therapeutischen 
Anwendung des Radiums ein, wobei auch die wichtigsten radioaktiven 
Heilmittel aufgezählt sind. Berücksichtigt ist die Literatur bis Mitte des 
Jahres 1910. (R. Abel-Berlin.) 

König, J.: Neuere Erfahrungen über die Behandlung und 
Beseitigung der gewerblichen Abwässer. Berlin, J.Springer, 
1911. 52 S. 

Abdruck des in Bd. 43, Heft 1, S. 113 dieser Zeitschrift veröffentlichten 
Vortrages von König auf der Versammlung des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege zu Elberfeld 1910. (R. Abel-Berlin.) 

Goldscheid: Höherentwickelung und Menschenökonomie. 
Leipzig, Dr. Werner Klinkhardt. Preis geh. 12, geb. 13 c/#. 

In dem vorliegenden Werke wird der Versuch gemacht, der Soziologie 
eine naturwissenschaftliche Begründung zu geben. Verfasser orientiert sich 
zunächst an den Entwickelungsbedingungen des Organischen überhaupt und 
unterzieht alle Grundbegriffe der Biologie: Mechanismus, Kausalität, Teleologie, 
Entwickelung, Variabilität, Anpassung, Kampf, Nützlichkeit, Differenzierung, 
Selektion, Vererbung, Fruchtbarkeit einer eingehenden Analyse. 

Auf Grund seiner Untersuchungen gelangt er zu der Überzeugung, daß 
nicht Übervölkerung, sondern Untervölkerung die Kulturgesellschaft bedroht, 
und daß deshalb die Menschenökonomie, „die Lehre vom organischen Kapital, 
von jenem Teil des nationalen Besitzes, den die Bevölkerung selbst darstellt, 
von den organischen Produktivkräften, von dem wichtigsten Naturschatz, 
über den ein Land verfügt tf , für jedes Kulturvolk das größte aktuelle Interesse 
besitze. 

Die Festsetzung des sozialen Zieles der Menschenökonomie dürfe aber 
nicht der Parteileidenschaft überlassen werden, und deshalb müsse man in 
bezug auf biologische, psychologische, ökonomische und soziologische Probleme 
der exakten Wissenschaft zur Herrschaft verhelfen. Zum Ausbau dieser 
Wissenschaft will das vorliegende Werk einiges beitragen. 

(Feder schmidt-Nürnberg.) 

Dr. med. Paul Sittler: Grundlinien einer gesunden Lebens¬ 
weise. (Briefe an einen gebildeten Laien.) Würzburg, A. Stüber. 
Preis 1,30 JL 

Dem vorliegenden Büchlein sind unter den gebildeten Laien recht viele 
Leser zu wünschen, da es wie wenige geeignet ist, vernünftige Vorstellungen 
über eine richtige Ernährung des Säuglings, des älteren Kindes und des 
Erwachsenen zu verbreiten. 
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Für eine solche auf den Forschungen der neuesten Zeit fußende 
populär - wissenschaftliche Arbeit müssen auch wir Ärzte dem Verfasser 
dankbar sein, da die Lektüre desselben dem Laien das Verständnis ärztlicher 
Anordnungen, welche auf die Ernährung Bezug nehmen, bedeutend erleichtert. 

(Feder schmidt-Nürnberg.) 


Dr. Wilhelm Hanauer: Die soziale Hygiene des Jugendalters. 
Kurzgefaßtes Handbuch für Ärzte, Verwaltungsbeamte und Sozial¬ 
politiken Berlin 1911. Preis 6 Jft. 

Mit großem Geschick hat sich der Autor der Aufgabe unterzogen, über 
die soziale Hygiene des Jugendalters ein Handbuch zu publizieren, das Ärzte, 
Verwaltungsbeamte und Sozialpolitiker zugleich beraten soll. 

Auf nur 248 Seiten zusammengedrängt findet sich eine Fülle wissen¬ 
schaftlichen Tatsachenmateriales über Fürsorge des Jugendalters. 

Dank seiner präzisen Kürze war es dem Verfasser möglich* alles Wesent¬ 
liche zu berücksichtigen. 

Von großem Wert sind die vielen statistischen Belege und die vielen 
Hinweise auf die einschlägige Literatur. Dem Buche sind im Interesse des 
Ausbaues der sozialen Hygiene des Jugendalters recht zahlreiche Leser zu 
wünschen. (Federschmidt - Nürnberg.) 


Die VorsoliPiften zur Sicherung gesundheitsgemäßer Trink- 
und Nutzwasserversorgung. Für den praktischen Gebrauch 
zusammengestellt und bearbeitet von Dr. Rudolf Abel, Geheimer 
Obermedizinalrat, Leiter der KgL Versuchs- und Prüfungsanstalt 
für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung zu Berlin. Berlin, 
Richard Schötz, 1911. 133 S. Preis brosch. 2,40 t/Ä, geb. 3c/Ä. 

Diese von berufenster Feder abgefaßte Schrift gibt eine äußerst wert¬ 
volle Zusammenstellung der Vorschriften, die zur Sicherung einer gesund¬ 
heitsgemäßen Trink- und Brauchwasserversorgung erlassen worden sind. 

Das Werkchen behandelt in erster Linie die für Preußen geltenden all¬ 
gemeinen Bestimmungen, jedoch findet sich in demselben auch eine Reihe grund¬ 
legender Bestimmungen aufgeführt, die für das ganze Reich Gültigkeit haben. 

Daraus seien als besonders wertvoll hervorgehoben die Abschnitte, die die 
allgemeinen Anordnungen des Reichsseuchengesetzes über die Wasserversor¬ 
gung, die Anleitung des Bundesrates vom 16. Juni 1906 für Einrichtung, 
Betrieb und Überwachung öffentlicher Wasserversorgungsanlagen, die Grund¬ 
sätze für die Filtration von Oberflächenwasser und die Ausführung der 
bakteriologischen Wasseruntersuchung behandeln. 

Die übrigen Abschnitte befassen sich zumeist mit Vorschriften, welche 
im Königreich Preußen erlassen worden sind, bei der Gemeinnützigkeit der 
darin getroffenen Anordnungen haben jedoch auch diese Abschnitte prak¬ 
tisches Interesse für die Allgemeinheit. 

Ein gut bearbeitetes Sachregister erleichtert die Benutzung des Buches. 

Die große öffentliche sanitäre Bedeutung, welche dem Inhalte vorliegender 
Schrift zukommt, wird ihr zweifellos einen großen Leserkreis gewinnen. 

(Dr. Spaet-Fürth.) 
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Die Zustande in der Unterelbe und ihren Nebenflüssejn im 
Jahre 1911. Von Dr. med. Georg Bone-Klein-Flottbeck. Separat¬ 
abdruck aus dem 29. Heft der Versammlungen des Internationalen 
Vereins zur Reinhaltung der Flüsse, des Bodens und der Luft. Ham¬ 
burg. Kommissionsverlag von Gebrüder Lüdeking. 

Der durch seine stark polemisch gehaltene Schrift: „Deutsche Flüsse 
oder deutsche Kloaken“, wenigstens durch ein Referat von Dr. Merkel 
den Lesern dieser Zeitschrift bekannte Verfasser bespricht in ähnlichem 
Tone die Verunreinigung der Unterelbe und ihrer Nebenflüsse. Zum 
Beweise für seine Anschauung, daß die Zufuhr der städtischen AbWässer 
zunächst der Fischzucht große Schädigungen bringe, führt er eine Reihe 
verschiedener Äußerungen der Fischer und sonstiger Personen in der Presse 
— teilweise eine Zeitungspolemik — an, ferner einige Mitteilungen aus 
„Westdeutscher Fischereikongreß in Wiesbaden“ (1911). Auf diesem 
wird vom Fischereidirektor Lübbert-Hamburg die Behauptung von einer 
Vernichtung des Fischbestandes in der Unterelbe durch die städtischen Ab¬ 
wässer als den Tatsachen nicht entsprechend erklärt. Nach einer Preß- 
äußerung von Schiernenz-Friedrichshagen, Direktor des kgl. Instituts für 
Binnenfischerei, findet zwar keine empfindliche, aber immerhin eine gewisse 
Schädigung der Fische und ihrer Nährtiere durch die Abwässer von Hamburg- 
Altona statt, durch welche eben bei heißem Trockenwetter die von der Natur 
schon an sich geschaffenen schlechten Verhältnisse noch weiter verschlechtert 
werden. Festzustellen bliebe nach D. Schiemenz freilich noch, inwieweit 
für diese Verschlechterung die eigene Verschmutzung der Häfen durch den 
starken Schiffsverkehr in Frage kommt. 

Im zweiten Teile der Abhandlung wird über die Verseuchung der 
Nebenflüsse der Unterelbe gehandelt und dort vor allem das Abwasser 
der Gerbereien als Ursache der Verschmutzung angeführt. Der dritte Ab- 
sohnitt handelt von den drohenden Gefahren einer weiteren Ver¬ 
salzung der Unterelbe durch die Abwässer der Kalkindustrie. 

In seinem Schlußworte tritt Verfasser für die Forderung ein, daß, 
wenn überhaupt Abwässer den Flußläufen zugeleitet werden, dies nur in 
genügend gereinigtem Zustande geschehen soll. 

Es ist kein Zweifel, daß die Bestrebungen des Verfassers bis zu einem 
gewissen Grade voll berechtigt sind, andererseits darf aber doch nicht unaus¬ 
gesprochen bleiben, daß seine Ausführungen öfters übers Ziel hinaus schießen, 
so ist z. B. die am Schlüsse des Schriftchens enthaltene Behauptung, die 
bayerische Regierung habe offiziell festgestellt, daß die Isar durch die 
Münchener Schwemmkanalisation auf das schlimmste verseucht und ver¬ 
pestet sei, in dieser Form unzutreffend. (Spaet-Fürth.) 


Parerga zum Elektrolytkreislauf. Von Georg Hirth. Verfasser 
von: „Der elektrochemische Betrieb der Organismen“. München, Verlag 
der „Jugend“, 1912. 76 S. Preis 1 <M. 

Verfasser behandelt: 1. Zellenlähmung und Zellentod infolge von 
Störungen des Elektrolytkreislaufes und 2. Dynamik zur Hygiene des Elek¬ 
trolytkreislaufes. 
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Er ist der Anschauung, daß lange vor der Ausbildung des Eiweiß- und 
Sauerstoffblutes die „Salzlösung als strömende Flüssigkeit“ orga¬ 
nisiert gewesen sei und daß erst im Laufe der Entwickelungsgeschichte die 
ernährenden, auf bauenden und die fermentativen Bestandteile die elektro- 
genetischen überwuchert und bis zur Unkenntlichkeit verdunkelt haben. 

Diese Salzlösung bilde die Lebensbedingung der Organe und es gebe 
keine der lebenden Zellen unseres Organismus, die nicht durch Entziehung 
der ihr zukommenden Salzlösung gelähmt und getötet würde; bei einer 
großen Masse lebenswichtigster Gebilde, zu denen namentlich die Nerven- 
und Muskelzellen gehören, genüge zum Untergange schon die Herabsetzung 
der Geschwindigkeit, mit der die elektrolytische Flüssigkeit ihre Ionen ein¬ 
wirken läßt. 

Von diesem Standpunkte ausgehend, beurteilt der Verfasser die Ent¬ 
stehung der verschiedenen Krankheiten und die Wirkungsweise der an¬ 
gewandten Mittel; er führt z. B. die Gefahren der Sommerdiarrhöe nicht 
sowohl auf Wasser- als auf Elektrolytverluste zurück, durch welche Gehirn¬ 
lähmung mit allen Folgen herbeigeführt wird, und die Wirkung der Kochsalz¬ 
infusionen sieht er in der elektrisierenden belebenden Wirkung, welche die 
Salzlösung bei ihrer Berührung mit den nicht nur dafür empfänglichen, 
sondern geradezu danach hungernden und durstenden Zellen und Geweben 
des Organismus ausübt. 

Es ist hier nicht der Platz, auf eine nähere Kritik des Werkchens ein¬ 
zugehen; daß er mit seinen Anschauungen den gewünschten Anklang nicht 
findet, weiß der Verfasser selbst und gibt dieser seiner Überzeugung auch 
klagend Ausdruck unter Äußerung der Besorgnis, daß „mit seinen Augen auch 
die Pforte sich schließen werde, durch welche der elektrolytische Kreislauf 
seinen Einzug in die Klinik der Zukunft zu halten bereit ist“. 

(Spa et-Fürth.) 


Das Fleischbesoliaugesetz nebst preußischem Ausführungsgesetz und 
Ausführungsbestimmungen sowie dem preußischen Schlachthausgesetz, 
zusammengestellt und mit Anmerkungen versehen von Dr.Schroeter, 
Ministerialdirektor, und Dr. Hellich, Geh. Regiestangsrat und Vor¬ 
tragendem Rat im preußischen Ministerium für Landwirtschaft, Do¬ 
mänen und Forsten. Dritte Auflage. Berlin, Richard Schötz, 1911. 
Preis geb. 7,80 

Das Reichsgesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 
3. Juni 1900 ist einst nur nach harten Kämpfen zustande gekommen, da es 
galt, den widersprechendsten Interessen gerecht zu werden. Es umfaßt nur 
30 Paragraphen, stellt also lediglich allgemeine Grundsätze auf, die durch 
eine Reihe von Bundesratsbestimmungen und kaiserliche Verordnungen er¬ 
gänzt werden mußten. Auch diese genügten noch nicht. Verschiedene 
Bundesstaaten, wie vor allem Preußen, haben dazu noch besondere Gesetze 
und Ausfübrungsbestimmungen erlassen, bzw. — wie Sachsen und Baden, 
die bereits in der Fleiscbbeschaugesetzgebung weit vorgeschritten waren — 
ihre eigenen, früher erlassenen Gesetze dem Reichsgesetz anpassen müssen. 
Trotzdem diese mittlerweile sehr umfangreich geworden, waren stellte sich 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 44 
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doch, als das Gesetz drei Jahre später — so viel Zeit nahmen allein die sehr 
energisch betriebenen Vorbereitungen in Anspruch — in Kraft trat, heraus, 
daß noch viele Lücken zu ergänzen waren. Namentlich in Preußen sind zu 
diesem Zwecke eine Menge Ministerialverfügungen erlassen worden. Sich 
hier durchzufinden, ist nicht allzu leicht. Deshalb wurde in allen beteiligten 
Kreisen einer Neuauflage des schon seit Jahren vergriffenen, mittlerweile auch 
unvollständigen Kommentars von Schroeter mit Sehnsucht entgegengesehen. 
Da der Verfasser unterdessen das Fleischbeschaudezernat an Herrn Geheimrat 
Hell ich abgegeben hat, so lag es nahe, mit diesem die Neubearbeitung vor¬ 
zunehmen. Ihr spätes Erscheinen hat daB Gute, daß alle neueren Ausführungs- 
bestimmungen, die jetzt wohl so ziemlich zum Abschluß gekommen sein 
dürften, verwertet werden konnten; ebenso eine Reihe von Gerichtsentschei¬ 
dungen, die neben den durch die Praxis herausgebildeten Auslegungsgrund¬ 
sätzen in den Erläuterungen verarbeitet sind. Dadurch ist das Werk aller¬ 
dings sehr umfangreich geworden, obwohl manches unterdessen entbehrlich 
Gewordene der zweiten Auflage weggelassen wurde. 

Die Einteilung des Stoffes ist dieselbe geblieben. Neu hinzugekommen 
sind als Abschnitt III die Bestimmungen über die Fleischbeschau- und 
Schlachtungsstatistik, und als Anhang der Text des preußischen Schlachthaus¬ 
gesetzes mit Anmerkungen zu den für die Fleischbeschau in Betracht 
kommenden Bestimmungen. 

Die schon in der vorigen Auflage vorgenommene Kennzeichnung der 
Bundesratsbestimmungen über die Untersuchung ausländischen Fleisches 
durch roten Schnitt ist nun auch auf die preußischen Vorschriften gleichen 
Inhalts ausgedehnt worden, was die Benutzung wesentlich erleichtert. Dem 
Texte ist eine Zusammenstellung der im Buche bearbeiteten Gesetze, Ver¬ 
ordnungen U8w. nach der Zeitfolge vorausgeschickt, ferner trägt in der 
neuen Auflage jede Seite am Kopf die Nummer und Bezeichnung der auf 
ihr abgedruckten oder erläuterten Bestimmungen. Das Sachregister ist 
bedeutend vermehrt und sorgfältig durchgesehen. So ist das Werk ein aus¬ 
gezeichnetes Hilfsmittel zur Orientierung in der ganzen Fleischbeschaugesetz- 
gebung geworden, wertvoll durch die äußerst sorgfältig durchgearbeiteten 
Erläuterungen, aber auch dadurch, daß in ihnen die Ansichten der für 
Preußen maßgebenden Stellen niedergelegt sind. (Dr. Bündle.) 


Prof. Dr. F. A. Schmidt und Fr. Schroeder, städtischerTurninspektor 
in Bonn: Orthopädisches Schulturnen, Haltungsfehlerund 
leichte Rückgrats Verkrümmungen im Schulalter, deren Ver¬ 
hütung und Bekämpfung durch geeignete Übungen. Mit 
48 Übungsbildern in Photogravüre und Abbildungen im Text. Leipzig, 
B. G. Teubner. 8°. 80 S. Preis geb. 4 Jt . 

Orthopädisches Schulturnen! „Von der Parteien Haß und Gunst ent¬ 
stellt, schwankt sein Charakterbild in der Geschichte“ — der Orthopädie. 
Die Schulärzte loben, die Orthopäden von Fach tadeln es und wollen es nicht 
gelten lassen. Dieser Widerstreit der Meinungen und hauptsächlich der Wider¬ 
stand der Orthopäden ist kaum zu begreifen. Keinem Menschen wird es einfallen, 
bei ausgebildeten Rückgratsverkrümmungen den Orthopäden beiseite schieben 
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und ihn durch den Turnlehrer ersetzen zu wollen, und alle mit „Haltungs¬ 
fehlern und leichten Rückgratsverkrümmungen“ behafteten Schüler den 
Orthopäden zu überweisen, ist praktisch und auch finanziell absolut un¬ 
durchführbar. Daß auch das orthopädische Schulturnen unter ärztliche 
Aufsicht gestellt werden muß, ist von keiner Seite angefochten worden. 
Wozu also der Streit? 

Das orthopädische Schulturnen ist nicht so sehr zur Behandlung von 
ausgebildeten RückgTatsverkrümmungen, sondern nur zu deren Verhütung 
eingeführt worden und hat sich nach dieser Richtung vollkommen bewährt. 

Bei Verfassung des angezeigten Büchleins haben sich zwei Fachautori¬ 
täten, ein Arzt und ein Turnlehrer, glücklich zusammengefunden und haben 
einen Leitfaden für das orthopädische Schulturnen zusammengestellt, der 
uneingeschränktes Lob verdient. Schmidt hat in seiner gewohnten klaren 
Darstellungsweise mit vollendeter Sachkenntnis die physiologischen und 
pathologischen Grundlagen für das orthopädische Schulturnen klargelegt. Er 
läßt nicht den geringsten Zweifel darüber aufkommen, daß nur „Rücken¬ 
schwächlinge“ und Kinder mit beginnender Rückgratsverkrümmung für das 
orthopädische Schulturnen in Frage kommen können, während die aus¬ 
gebildeten Verkrümmungen der ärztlichen Behandlung zugeführt werden 
müssen. Er weist aber überzeugend nach, daß überlange Sitzhaltung und 
Schwächung der Rückenmuskulatur, wie sie das Schulleben notwendig mit 
sich bringt — namentlich bei Rückenschwächlingen — durch geeignete 
Übungen wieder ausgeglichen werden müssen, wenn sie eben nicht zu 
bleibenden Verkrümmungen führen sollen. Die Verbindung dieser Übungen 
mit Atemübungen, wie sie Schmidt verlangt, erhöht deren Wert und macht 
sie dadurch nicht nur orthopädischen, sondern auch allgemein hygienischen 
Zwecken dienstbar. 

Nach dem von Schmidt verordneten Rezept gibt Schroeder im 
zweiten Teil des Buches eine ganz vortreffliche Zusammenstellung der für 
die „Geradrichtung der Wirbelsäule und Erzielung guter Haltung“ empfehlens¬ 
werten Übungen, 

Die Beschreibung der auszuführenden Übungen ist klar und leicht 
verständlich, besonders wenn man die in einem Beihefte angefügten, geradezu 
künstlerisch ausgeführten Photogravüren zur Hand nimmt, wie es die Anlage 
der Schroederschen Arbeit erfordert, da der Text „an der Hand der bei¬ 
gegebenen Übungsbilder“ die einzelnen (48) Übungsformen (Freiübungen 
und Übungen an der Sprossenwand) erläutert. Dadurch, daß bei jeder der¬ 
selben die Fehler angegeben sind, welche oft dabei gemacht werden und 
vermieden werden sollen, wird die gebotene Anleitung vervollständigt und 
doppelt wertvoll. 

Das glänzend ausgestattete Büchlein kann besten Gewissens angelegent¬ 
lich empfohlen werden. (Altschul-Prag.) 


Prof. Dr. Hans Neumayer: Nase, Rachen und Kehlkopf. Die 
Hygiene der oberen Luftwege im gesunden und kranken Zustande. 
Zweite verbesserte Auflage. Stuttgart, Ernst Heinrich Moritz, 1912. 
142 S. 1,80 t AL (Geb. 2,25 Jt.) 
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Eins der bewährten Bändchen der „Bücherei der Gesundheitspflege a . 
Die Popularisierung der Hygiene kann sich nicht darauf beschränken, über 
die Maßnahmen für die Allgemeinheit zu orientieren und allgemeine Winke 
über Wohnung, Ernährung, Lebensführung zu geben, sondern sie hat auch 
die Bedingungen zu lehren, unter denen unsere Organe in normaler Weise 
funktionieren können, und wie man sie zu schützen, zu üben und zu schonen 
hat. Dieser Aufgabe entspricht das vorliegende Werkchen in zweckmäßiger 
Weise; es bleibt nicht an der Oberfläche und verlangt von seinem Leser 
eine ruhige, aufmerksame Vertiefung in den Stoff, aber die Darstellung ist 
durchaus schlicht und verständlich. Nur ein kleiner Teil des Buches ist 
der Anatomie und Physiologie der besprochenen Organe gewidmet, der weit¬ 
aus größte vielmehr ihren Schädigungen und Erkrankungen, und gerade 
hier ist mit sorgsamem Takte ein Zuviel an Belehrung vermieden und überall 
mit Ernst auf die Notwendigkeit der ärztlichen Hilfe im rechten Moment hin¬ 
gewiesen. Ein Schlußkapitel handelt von der Berücksichtigung der oberen 
Luftwege bei Berufswahl und Sport. (Landsberger-Charlottenburg.) 


Medioi 6 Ispettorato del lavoro. (Ärzte und Gewerbeaufsicht.) 

Von Prof. Luigi Carozzi. Mailand 1911. 

Die vorliegende Arbeit verdankt ihr Entstehen dem auf dem I. Inter¬ 
nationalen Unfallkongreß in Mailand 1908 einmütig gefaßten Beschluß, über 
die in den verschiedenen Ländern vorhandenen Einrichtungen hinsichtlich 
des ärztlichen Dienstes bei der Aufsicht in Gewerbebetrieben eine Übersicht 
zu gewinnen. Daß Verfasser, als ständiger Sekretär der auf jenem Kongreß 
gebildeten internationalen Kommission zum Studium der Gewerbekrankheiten, 
seine Aufgabe in hervorragender Weise gelöst hat — diesen Eindruck muß 
der Leser sicher erhalten. 

1. Teil. Vorläufer der modernen Gewerbeinspektoren waren die Beamten 
der Korporationen. Anfänglich waren es nicht hygienische Gesichtspunkte, 
die zu einer gewissen Einschränkung der Arbeitszeit (Nachtarbeit) führten, 
sondern praktische, um der Überproduktion entgegenzuarbeiten. — Die über¬ 
handnehmende Einführung der Maschinen in allen Betrieben änderte die 
Leistungen der Arbeiter, änderte die Löhne und auch das Verhältnis des 
Meisters zu seinen* Arbeitsgenossen. Die spezialistische Arbeitsteilung bildete 
sich; es sammelte sich der Reichtum auf der einen Seite, auf der anderen 
Seite schlossen sich die Arbeiter zusammen. Anfang des 19. Jahrhunderts 
fing man an (England an der Spitze) zu der Einsicht zu kommen, daß ein 
Arbeiterschutz auf gesetzlichem Wege notwendig durchgeführt werden müsse; 
zu einem Abschluß gesetzgeberischer Maßnahmen auf diesem Gebiet kam es 
aber erst am Ende des vorigen Jahrhunderts, das den enormen Aufschwung 
der Industrie brachte. In neuester Zeit ist nun allgemein anerkannt, daß 
alle gesetzlichen Maßnahmen nur dann Zweck haben, wenn sie durch besonders 
vorgebildete Beamte (Gewerbeaufsichtsbeamte) ständig überwacht werden. 
In den meisten europäischen Staaten sind heute Gewerbeinspektoren angestellt, 
ihr Dienst und ihre Vorbildung ist eine sehr verschiedene. 

In Preußen ist ein technisches Studium und eine gewisse juristische 
Ausbildung nebst den allgemeinen Examina Vorbedingung; Frankreich ver- 
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langt mündliche praktische Prüfung in der Hygiene und angewandten 
Mechanik; in England wird eine gute Allgemeinbildung und die Ablegung 
einer Prüfung in der Gewerbehygiene und der sozialen Gesetzgebung gefordert; 
in Italien und Belgien werden außer Ingenieuren auch Ärzte als Aufsichts¬ 
beamte zugelassen. Die Funktionen dieser Beamten weichen in den ver¬ 
schiedenen Ländern mehr oder weniger voneinander ab, sind aber nach 
Ansicht des Verfassers in Ungarn in umfangreichster Weise geregelt. 

2. Teil. Die Beteiligung der Ärzte an der Gewerbeaufsicht ist eine von 
vielen Seiten aufgestellte Forderung. Ein Umblick in die Verhältnisse der 
einzelnen Staaten lehrt folgendes: 

In Österreich ist durch die kürzlich geschaffene Stelle eines hygienischen 
Beirats im Arbeits- und Handelsministerium ein wesentlicher Schritt vorwärts 
getan. 

In Belgien findet die Beteiligung der Ärzte in großem Umfange sowohl 
in der Zentralinstanz als in den Lokalinstanzen statt. 

In Bulgarien ist eine Beteiligung der Ärzte bei der Überwachung der 
Gewerbebetriebe vorgesehen. 

In Dänemark existiert zwar nicht eine besondere Gewerbeaufsicht, 
doch steht den Gesundheitsbehörden das Recht einer ärztlichen Beratung 
in gewissen Fällen zu. 

In Frankreich können unter den 128 Gewerbeinspektoren auch Ärzte 
sein; besondere Fabrikärzte, die von den industriellen Werken gewählt werden, 
sind tätig, und in neuester Zeit ist ein Arzt als hygienischer Beirat vom 
Staat ernannt. 

In Deutschland ist eine eigentliche ärztliche Gewerbeaufsicht fast in 
allen Staaten außer Preußen vorhanden (z. B. Landesgewerbeärzte in Elsaß- 
Lothringen, Bayern, Baden). 

In England findet eine weitgehende Beteiligung der Ärzte bei der 
Gewerbeaufsicht statt. 

Italien besitzt eine Beteiligung der beamteten Kommunalärzte an der 
Durchführung der Gewerbeaufsicht unter Kontrolle durch den Provinzialarzt. 

Norwegen ermangelt einer Spezialgesetzgebung, sieht jedoch in den 
kommunalen Kommissionen zur Überwachung einschlägiger Gegenstände 
eine ärztliche Mithilfe vor. 

Holland hat eine gesetzlich geregelte Gewerbeaufsicht unter Leitung 
eines beamteten Arztes (medical adviseur) neben einem Elektrotechniker. 

In Rußland beschränkt sich die ärztliche Beteiligung bei ziemlich starrer 
polizeilicher Aufsicht meist auf die Betriebsunfälle, und die Fabrikärzte haben 
in Abhängigkeit von der Fabrikleitung wenig zu bedeuten. 

Spanien ermangelt noch ziemlich einer praktischen Arbeit, da die vor¬ 
gesehenen lokalen Kommissionen meist nur auf dem Papiere stehen und 
eine Anzeige der Unfallverletzungen noch nicht vorgeschrieben ist. 

In Schweden ist in der Korporation, die die Überwachung der Gewerbe¬ 
betriebe handhabt, auch ein Arzt tätig. 

Die Schweiz hat in den einzelnen Kantons verschiedene Regelung, aber 
die Ärzte nehmen namentlich in leitender Stelle an der Überwachung teil. 
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In Ungarn findet bisher nur eine begutachtende, gewerbehygienische 
Tätigkeit eines einzigen Arztes statt, doch wird die Schaffung einer ärztlichen 
Gewerbeaufsicht geplant. 

In den Vereinigten Staaten hat bisher nur New York einen Arzt 
als Gewerbeinspektor mit ziemlich weitgehenden Vollmachten. 

In Australien ist der Anfang mit Anstellung eines ärztlichen Gewerbe¬ 
inspektors und einer ärztlichen Gewerbeinspektorin gemacht. 

Der 3. Teil der Arbeit befaßt sich mit kritischen Bemerkungen und 
Vorschlägen, wie die Gewerbeaufsicht zweckmäßig fruchtbringend zu gestalten 
ist. An der Hand der Erfahrungen in den einzelnen Ländern und nach den 
Erfahrungen namhafter Sachverständiger auf diesem Gebiet (Sommerfeld, 
Roth, Bach, Brouardel u. a.) kommt Verfasser zu dem nur gut zu heißenden 
Ergebnis, daß die ärztliche Beteiligung in der Gewerbeaufsicht nicht nur 
notwendig ist, sondern an erster Stelle stehen muß. Mögen die technischen 
Beamten sehr wohl in der Lage sein, für die Verhütungen von Unfällen die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, mögen sie auch schwere gewerbliche 
Vergiftungen feststellen können — für die Prophylaxe der Gewerbekrank¬ 
heiten können sie wenig oder nichts beitragen, da dazu die frühzeitige Er¬ 
kennung der Krankheit erforderlich ist, und dies ausschließlich eine ärztliche 
Aufgabe ist. — Während man eifrig bemüht ist, die Krankheiten in ihrem 
Endstadium in den Krankenhäusern zu studieren, fehlt es bisher meist noch 
an einem Studium der Krankheitsursachen, wie dies nur bei einer geregelten 
ärztlichen Fabrikaufsicht möglich ist. Die Mitwirkung der Ärzte bei der 
Gewerbeaufsicht kann in zweierlei Weise erfolgen: 1\ indem die Ärzte den 
technischen Gewerbeaufsichtsbeamten analoge Rechte haben (so in Belgien, 
Baden, Bayern, England u. a.), 2. indem die Ärzte mehr als hygienische Be¬ 
rater, sei es als besonders ernannte oder im Einzelfall hinzugezogene, fun¬ 
gieren (Österreich, Holland, bzw. Preußen, Frankreich, Schweiz u. a.). 

Es kann keinem Zweifel* unterliegen, daß heutzutage der praktische 
Arzt (Kassenarzt) nicht mehr imstande ist, in dem zu einer eigenen Spezial¬ 
wissenschaft gewordenen großen Gebiet der Gewerbehygiene in einem solchen 
Grade, wie es für den Arbeitsschutz nötig ist, wirksame Mithilfe zu leisten. 
Auch die besonderen Fabrikärzte, wie sie hier und da zur Überwachung 
ungesunder Fabrikbetriebe vorhanden sind, reichen für die Stellung, wie sie 
zu einer wirksamen Gewerbeaufsicht nötig sind, nicht aus. Auch den be¬ 
amteten Ärzten — Verfasser scheint nur die italienischen Verhältnisse im 
Auge zu haben — wird die gehörige Vertrautheit mit den einschlägigen 
Kenntnissen abgesprochen, wozu die bereits vorhandene Überlastung mit den 
sonstigen Dienstgeschäften kommt. So kommt Verfasser zu der auch von 
anderer Seite wiederholt aufgestellten Forderung, daß unabhängige beamtete 
Gewerbeärzte anzustellen sind, nötigenfalls mit einem Laboratorium u. dgl. 
Der Gewerbearzt soll den technischen Gewerbeinspektor nicht überflüssig 
machen, sondern Hand in Hand mit ihm arbeiten, jedoch selbständig die 
ärztliche Überwachung der Arbeiter in Fabrikbetrieben usw. ausüben. 

(Solbrig - Königsberg.) 
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Veröffentlichungen des österreichischen Zentralkomitees 
zur Bekämpfung der Tuberkulose. Heft l. Herausgegeben 

von Dr. H. v. Schrötter und Dr. Ludwig Teleky. Wien 1911, 

Alfred Holder. 

I. Verhandlungen der konstituierenden Versammlung des 
österreichischen Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuber* 
kulose. Wien, 13. Mai 1911. 

1. Eröffnungsrede des Vorsitzenden Dr. H. Graf Larisch: Mitteilung 
über die nach dem Muster anderer Länder erfolgte Konstituierung des 
Zentralkomitees. 

Nach den Wahlen des Vorstandes wurde eine Resolution Weichsel- 
baum-Jaksch angenommen: „DieRegierungwirdaufgefordert, dafür 
zu sorgen, daß möglichst bald gesetzliche Bestimmungen über 
die Bekämpfung der Tuberkulose erlassen werden.“ 

2. Die Tuberkulose in den öffentlichen Krankenanstalten. 
Berichterstatter Prof. Dr. Maximilian Sternberg-Wien fordert: 

A. Strenge Sonderung der Tuberkulösen von den nichttuberkulösen 
Kranken; 

B. weitere Ausgestaltung der Einrichtungen der öffentlichen Kranken¬ 
anstalten in prophylaktischer und kurativer Hinsicht. 

In prophylaktischer Hinsicht wird verlangt Ausdehnung der Prophylaxe 
auf das Pflegepersonal, technische Dienerpersonal und die Hilfsärzte durch 
Verbesserung der Unterkunftsräume, Schaffung eines vollen Ruhetages in 
der Woche für das Pflegepersonal, entsprechende Diensteinteilung und ge¬ 
eignete Erholungszimmer, Verbesserung der hygienischen Verhältnisse der 
Werkstätten, Laboratorien, Untersuchungsräume, geeignete Badeeinrich¬ 
tungen. 

In kurativer Hinsicht werden als wünschenswert erklärt: 

a) Trennung der Schwerkranken von heilbaren Fällen. 

b) Verbesserung der Einrichtungen der Krankensäle durch Auswahl 
in bezug auf sonnige Lage, Vergrößerung der Fenster, Versorgung 
mit Waschtischen mit fließendem kalten und warmen Wasser, 
elektrische Beleuchtung. 

c) Schaffung ausreichender Baderäume und Einrichtungen zur Hydro¬ 
therapie. 

d) Einwandfreie Reinigung der Eß- und Trinkgeräte. 

e) Einrichtungen für reichlichen Luftgenuß durch Erbauung von 
Veranden, Baikonen, Liegehallen, Schonung und Verbesserung der 
gärtnerischen Anlagen, Einführung einer warmen Winterkleidung. 

f) Ausgestaltung der Spitalsambulatorien zur Weiterbehandlung der 
entlassenen gebesserten Fälle, insbesondere zur entsprechenden 
Durchführung der im Spitale begonnenen Tuberkulintherapie, 
durch Vermehrung der bezahlten Hilfsärzte. 

Aus der lebhaften Erörterung verdient die von Hofrat Prof. Dr. 
Maix n er-Prag gegebene Anregung Erwähnung, bei der Auswahl der leitenden 
Ärzte der Provinzspitäler nicht nur auf chirurgische Ausbildung, sondern 
auch auf gut ausgebildete Internisten Wert zu legen. 
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3. Der Gesetzentwurf betreffend die Sozialversicherung. 
Berichterstatter Dr. Ernst Löwenstein-Wien fordert in einem sehr aus* 
führlichen Referate besonders zum Zwecke der Tuberkulosebekämpfung eine 
obligatorische Angehörigenversicherung, den Erlaß von Bestimmungen für 
ein möglichst umfassendes und frühzeitig ersetzendes Heilverfahren seitens 
der Invalidenversicherung, ferner inniges Zusammenarbeiten von Kranken- 
und Invalidenversicherung, Berechtigung zur Antragstellung auf Heilverfahren 
nicht nur für den Kranken selbst, sondern auch für die zuständige Kranken¬ 
kasse, schließlich Unterbringung der Schwertuberkulösen in geschlossenen 
Anstalten für möglichst lange Zeit. 

4. Über Tuberkulosemuseen. Berichterstatter Dr. Adolf Taussig- 
Prag gibt Vorschläge für Errichtung eines Zentralmuseums in Wien und 
weiterer Museen in den einzelnen Kronländem. 

ü. Verhandlungen des ersten österreichischen Tuberkulose- 
tages. Wien, 14. Mai 1911. 

1. Die Verhandlungen leitete Dr. H. Graf Larisch durch Mitteilungen 
über die Gründung des österreichischen Zentralkomitees zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose und über den Stand der Tuberkulose¬ 
bekämpfung in Österreich ein. 

Es bestehen sechs Heilanstalten (Volksheilstätten) für Lungen¬ 
kranke, eine Anstalt für chirurgische Tuberkulose, eine Lupusheilstätte. 

Lungenkranke Kinder werden in Alland und in einem eigenen ent¬ 
sprechend eingerichteten Pavillon des Franz Josef-Spitales in Wien auf¬ 
genommen; außerdem dienen für Kinderbehandlung acht Seehospize und 
fünf andere Anstalten. 

An Hilfsstellen (Fürsorgestellen) bestanden 31 in 21 Städten (10 
in Wien). 

Eine Erholungsstätte für Erwachsene hat der Zweigverein Prag 
des Deutschen Landeshilfsvereins für Böhmen geschaffen. 

Von der Tuberkulosebekämpfung nahestehenden Einrichtungen werden 
11 Rekonveleszentenheime für Erwachsene, drei Tageserholungsstätten für 
Kinder und etwa 30 Ferienkolonien aufgeführt. 

2. Tuberkulose und Kindheit. Berichterstatter Privatdozent Dr. 
Franz Hamburger-Wien gibt in 15 begründeten Leitsätzen ein Bild des 
derzeitigen wissenschaftlichen Standes der Lehre der Kindertuberkulose. 

Bezüglich der Prophylaxe fordert er: 

a) Expositionsprophylaxe. 

b) Dispositionsprophylaxe. 

3. Über Tuberkulinwirkung und die Spezifität der Tuber¬ 
kulinreaktion: Direktor Dr. J. Sorgo-Alland. 

Tuberkulin und Organismus: Privatdozent Dr. J. Bartel-Wien. 

Zur Hämodiagnose der Tuberkulose: Assistent Dr. Chr. Hynek- 
Prag. 

Sämtliche Vorträge behandeln nur rein fach wissenschaftliche medizinische 
Fragen. 

4. Die Tuberkulosebekämpfung in öffentlichen Kranken¬ 
anstalten: Prof. Dr. M. Sternberg-Wien. 

(Siehe Verhandlungen des Zentralkomitees.) 
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6. Zar Organisation der Tuberkulosebekämpfung. 

a) Schilderung der Organisation zur Tuberkulosebekämpfung in 
Mähren durch Primarius Dr. W. Mag er-Brünn. 

b) Die Tuberkulosebekämpfung auf dem Lande: Bericht¬ 
erstatter Oberbezirksarzt Dr. Beisinger-Prag schildert die Orga¬ 
nisation von Hilfsstellen (Fürsorgestellen) auf dem Lande. 

c) Chefarzt Dr. A. Czech und Chefarzt Dozent Dr. A. Schiff-Wien 
berichten über die Maßnahmen verschiedener großer Kranken¬ 
kassen in Wien zur Tuberkulosebekämpfung durch Kranken¬ 
kassen. (Fürsorgestellen, Rekonvaleszentenheime, Gewährung von 
Landaufenthalt, Behandlung in Heilstätten und Kurorten, auf¬ 
klärende Vorträge, Tuberkulinbehandlung, Tageserholungsstätten.) 

(A. Frankenburger-Nürnberg.) 


W. Schumburg: Die Tuberkulose. Aus Natur und Geisteswelt, 
Sammlung wissenschaftL-gemeinverständlicher Darlegungen. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1912. Zweite Auflage. 

Das Büchlein hat nach dem Vorwort zur ersten Auflage die Aufgabe, in 
einer zwischen den ausführlichen wissenschaftlichen Werken über die Tuber¬ 
kulose und den meist kurz gehaltenen populären Schriften die Mitte haltenden 
Bearbeitung dem gebildeten Laien ein Bild des Wesens der Tuberkulose und 
eine wissenschaftliche Begründung der Tuberkulosebekämpfung und ihrer 
Maßnahmen zu geben, ln gemeinverständlicher Darstellung werden in sechs 
Hauptabschnitten Wesen, Verbreitung, Ursache, Infektion, Verhütung, Heilung 
der Tuberkulose in fast allen Einzelheiten meist kurz besprochen, ohne daß 
die Deutlichkeit und Vollständigkeit darunter leidet. Ja, es scheint mir, 
als ob in den Abschnitten über Wesen, Verbreitung, Ursache und Infektion 
noch manche Einzelheiten und besonders manche statistische Daten entbehrt 
werden könnten, ebenso die (doch nicht vollständige) Aufzählung verschiedener 
Tuberkulinarten. Dagegen hätten die modernsten Tuberkulosebekämpfungs¬ 
maßnahmen, wie Fürsorgestellen, Walderholungsstätten, Waldschulen, vielleicht 
noch etwas ausführlichere Beschreibung und Würdigung verdient. 

Trotz dieser und anderer kleiner Beanstandungen, welche erhoben 
werden können, muß aber anerkannt werden, daß der Verfasser seine Auf¬ 
gabe im allgemeinen sehr glücklich und gut gelöst hat. Insbesondere der 
Abschnitt über die Verhütung der Tuberkulose ist nicht nur der räumlich 
größte, sondern am besten gelungene und bietet einen mehrfach über das 
durch den Zweck unbedingt gebotene Maß hinausgehenden kurzen Abriß 
einer allgemeinen Gesundheitslehre. 

Dem Wunsche des Verfassers, daß das Büchlein in dem gemeinsamen 
Kampfe gegen die Tuberkulose recht viele Streiter werben möge, schließt 
sich der Referent an und wünscht dem Büchlein den wohlverdienten recht 
großen Leserkreis. (A. Frankenburger-Nürnberg.) 
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Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalver¬ 
walt ung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des 
Inneren herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
1. Bd., 1. Heft: Ursachen und Bekämpfung des Kindbettfiebers von 
Dr. E. Radtke und Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Winter, Königsberg i. Pr.; 
Säuglingssterblichkeit und Säuglingsfürsorge in Pommern von Prof. 
Dr. Erich Peiper, Greifswald. Berlin, Richard Schoetz, 1912. 

In den neu erscheinenden Veröffentlichungen sollen wichtige Fragen 
des Gesundheitswesens erörtert und eine Sammelstelle geschaffen werden für 
alles, was auf dem Gebiete der Medizinalverwaltung wissenschaftlich und 
praktisch gearbeitet wird; sie werden für die Behörden, Kommunalverwal¬ 
tungen und die freiwilligen Organisationen der gesundheitlichen Fürsorge, 
sowie für alle an dem öffentlichen Gesundheitswesen beteiligten Kreise von 
Bedeutung sein. 

Die beamteten Ärzte werden die Veröffentlichungen von dem Herrn 
Minister zur weiteren Ausbildung und Anregung dienstlich überwiesen 
erhalten. 

Die Frage, ob es nötig war, besondere Veröffentlichungen hierzu heraus- 
zugeben — ich erinnere nur an die beiden Vierteljahrszeitschriften (gericht¬ 
liche Medizin und öffentliches Sanitätswesen, sowie öffentliche Gesundheits¬ 
pflege) —, mag dahingestellt bleiben. 

Wertvoll ist jedenfalls, den Amtsärzten besonders empfehlenswerte 
Arbeiten gratis zu geben. 

Was den Inhalt der beiden Arbeiten selbst anlangt, so kommen bei der 
ersten die Verfasser im wesentlichen zu den gleichen auch anderwärts ge¬ 
fundenen Ursachen der vielen Fälle an Kindbettfieber: die häufigste Gefahr 
ist die Untersuchung seitens der Hebammen. Eine Reihe von Infektionen 
ist wahrscheinlich den Ärzten zur Last zu legen. 

Die Maßregeln zur Bekämpfung des Kindbettfiebers haben sich gegen 
die Fehler der Ärzte, die Infektion seitens der Hebammen und gegen das 
falsche Verhalten des Publikums zu richten. 

Peiper führt uns zunächst seine Ermittelungen über die Säuglings¬ 
sterblichkeit in Pommern vor. Als besonders erwähnenswert erscheint hier¬ 
aus die Mitteilung, daß trotz verschiedener Vorschriften, welche zum Schutze 
der unehelichen Kinder erlassen wurden, eine Zunahme der Sterblichkeit 
derselben zu verzeichnen ist. Der anderwärts bereits beobachteten Tatsache 
von dem enormen Geburtenrückgang und der Abnahme der Stillhäufigkeit 
(nicht der Stillfähigkeit) begegnen wir auch hier. Im übrigen sehen wir 
als Gründe: schlechte WobnungsVerhältnisse, Unsauberkeit, Unkenntnis 
und Aberglauben in der Kinderpflege, geringe Wertschätzung des Nach¬ 
wuchses u. a. m. 

Das wichtigste Mittel im Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit sind 
die Fürsorgestellen mit ärztlicher Beratung; die Hauptaufgabe der Fürsorge¬ 
stellen besteht vor allem darin, für die weiteste Verbreitung der natürlichen 
Ernährung der Säuglinge Sorge zu tragen, die Mütter über die Wichtigkeit 
des Selbst Stillens zu belehren, sie durch Beratung und sogenannte Beihilfen 
zur Brusternährung und zu einer möglichst langen Stilldauer zu veranlassen; 
auch die Verteilung von Merkblättern ist zu empfehlen. 
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Die pekuniäre Lage der Hebammen ist zu bessern. Ihre Mithilfe bei 
der Durchführung der natürlichen Ernährung und der Verlängerung der 
Stilldauer ist zu belohnen. 

Die Milchhygiene ist behördlich zu beaufsichtigen, ebenso das Halte¬ 
kinderwesen. 

Die Schwangeren-, Wöchnerinnen- und Säuglingsheime für hilfsbedürftige 
Mütter Bind zu Unterrichtsanstalten für die Ausbildung von Hebammen, 
Hebammenschülerinnen, Pflegeschülerinnen, Landpflegerinnen und von jungen 
Mädchen aller Stände in der Säuglingspflege auszubauen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Hygiene des Weibes, Gesundheitslehre für alle Lebens¬ 
alter, den Müttern und Erzieherinnen gewidmet von Prof. Dr. med. 
Ernst Fraenkel, Breslau. Zweite, neu bearbeitete und vermehrte 
Auflage mit 25 Abbildungen im Text. Berlin W 30, Oskar Coblentz, 
1912. 

In acht Vorlesungen, welche in Breslau vor Frauen gehalten wurden, 
bringt uns Fraenkel die wissenschaftlich begründeten Kenntnisse des ge¬ 
samten Frauenlebens. Die Absicht der Vorträge war die Beseitigung mannig¬ 
faltiger, tief eingewurzelter Irrtümer und Mißbräuche, die sich durch Tradi¬ 
tion und blinden Autoritätsglauben bis auf den heutigen Tag erhalten haben. 

Auf der Basis der Anatomie und Physiologie errichtet Fraenkel das 
Gebäude einer naturgemäßen, rationellen Gesundheitspflege des Weibes. Das 
Buch dürfte sich nicht allein zur Verbreitung unter gebildeten Frauen eignen, 
es kann vor allem Vereinen für öffentliche Gesundheitspflege und ihren 
Vorständen die Anregung geben, ähnliche Lehrvorträge durch Ärzte und 
speziell Frauenärzte veranstalten zu lassen, wobei letztere treffliche An¬ 
haltungspunkte in dem Buche finden werden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Internationales Arbeitsamt. Liste der gewerblichen Gifte 

und anderer gesundheitsschädlicher Stoffe, die in der Industrie Ver¬ 
wendung finden. Nach den Beschlüssen des Komitees der Inter¬ 
nationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz entworfen 
von Prof. Dr. Th. Sommerfeld und Gewerberat Dr. R. Fischer. 
Redigiert durch den ständigen hygienischen Beirat der Internationalen 
Vereinigung. Jena, Gustav Fischer, 1912. Preis 1 Jft. 1,25 Fr. 

Die Giftliste soll allen denjenigen, die sich mit den gewerblichen Ver¬ 
giftungen, ihrem Zustandekommen und ihrer Bekämpfung beschäftigen oder 
zu tun haben, ein Hilfsmittel sein. Zu diesem Zwecke sindwon einer Kom¬ 
mission neben den einzelnen Substanzen die wichtigsten Industriezweige, bei 
welchen eine Vergiftung in Frage kommt, die Art des Eintritts des Gift¬ 
stoffes in den Körper, die Vergiftungserscheinungen und die beim Eintritt 
einer Vergiftung zu ergreifenden Maßnahmen, soweit dies zu ermöglichen 
war, zusammengestellt. Die Gifte sind alphabetisch geordnet. Eine Reihe 
von Leitsätzen aus der Feder Gewerberat Dr. Fischers (Berlin) über die 
Stellungnahme der Betriebsleitungen und der Ärzte zu dieser Frage bildet 
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den Abschluß zu dieser Arbeit. Auf 30 Seiten wird in ihr der gegenwärtige 
Stand des gewerbeärztlichen Wissensbestandes über Vergiftungen kurz zu¬ 
sammengestellt und die Grundlage für weitere sachkundige Bestrebungen 
zur Bekämpfung der industriellen Vergiftungen in allen Ländern geschaffen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Auf¬ 
träge seiner Exzellenz des Herrn Ministers des Inneren herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des Ministeriums. I. Band, 3. Heft. Die 

Mutterschaftsversicherung und ihre Bedeutung für 
die Säuglingsfürsorge. Von Dr. J. Bruno-Heidelberg. Die 
soziale Fürsorgetätigkeit im Stadt- und Landkreise 
Saarbrücken (Bekämpfung der Tuberkulose, der Säug¬ 
lingssterblichkeit und des Alkoholmißbrauches). Von 

Kreisarzt Dr. E n g e 1 s - Saarbrücken. Berlin, Richard Schoetz, 1912. 

Heidelberg war nach Karlsruhe die zweite Stadt in Deutschland, in 
welcher nach dem Vorbilde der französischen Mutualites maternelles im 
Jahre 1909 eine Mutterschaftsversicherung ins Leben gerufen wurde. Es 
erschien daher von Interesse, diese Versicherung, ihr Gedeihen und ihre 
Leistungen zu schildern, um so mehr als daselbst mit relativ geringen 
Mitteln die zum Schutze der Mütter und Säuglinge nötigen Maßnahmen zum 
ersten Male mit Erfolg in die Praxis umgesetzt worden sind und sich als 
durchaus wirksam erwiesen haben. 

Dies Ziel sucht die Gesellschaft besonders durch folgende Mittel zu 
erreichen: 

a) Durch Propaganda jeder Art (öffentliche Versammlungen, Veröffent¬ 
lichungen in Zeitschriften und der Tagespresse, aufklärende Drucksachen, 
Flug- und Merkblätter) zur Einführung entsprechender gesetzlicher Vor¬ 
schriften. 

b) Durch die Gründung von Mutterschaftskassen, die vorwiegend auf 
Selbsthilfe beruhen sollen. Von Interesse ist noch, mitzuteilen, daß Bruno 
uns in der gleichen Arbeit auch eine kurze Übersicht über die Mutterschutz- 
bestrebungen des Auslandes gibt. Allen Interessenten — und wer will heute 
nicht mitarbeiten an der Erziehung und Ertüchtigung unseres deutschen 
Volkes — kann das Studium des Schriftchens aufs wärmste empfohlen werden. 

Engel8-Saarbrücken beschreibt uns in einer kleinen Arbeit die Grün¬ 
dung, die Art des Betriebes und die Erfolge der Fürsorgetätigkeit im Stadt- 
und Landkreise Saarbrücken auf dem Gebiete der Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose, der Säuglingssterblichkeit und des Alkoholmißbrauches. 

Als Hauptfaktoren, mit denen die Tuberkulosebekämpfung zu inszenieren 
und zu organisieren ist, bezeichnet uns Engels die suchende Tätigkeit der 
Fürsorgeschwester, die krankheitsfeststellende Tätigkeit des Fürsorgearztes 
und die ausführende Tätigkeit der Zentrale mit dem Kreisarzt als Ver¬ 
trauensarzt; Engels 1 Grundsatz bei der Organisation in seinen beiden Kreisen 
war: Jeder Arzt bekommt eine Fürsorgeatelle, ihm zur Seite steht eine Für- 
sorgeschwester. Die Fürsorgesprechstunden werden von allen Ärzten des 
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Bezirks in den gewohnten Sprechstundenräumen abgehalten. Die sonstige 
Bekämpfung der Tuberkulose ist die allerorts übliche. Zur Fürsorge für die 
Säuglinge rief Engels eine Mütterberatungsstelle ins Leben zunächst in der 
Stadt Saarbrücken, dann in einer anderen größeren Ortschaft. Die Orga¬ 
nisation wird nunmehr weiter ausgebaut. Zur Bekämpfung des Alkohol¬ 
mißbrauchs wurde ein Bezirksverein zum Kampfe gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke in Angliederung an den großen interkonfessionellen Ber¬ 
liner Verein ins Leben gerufen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Jahrbuch 1912 für Volks- und Jugendspiele. In Gemeinschaft 
mit den Vorsitzenden des Zentralausschusses zur Förderung der 
Volks- und Jugendspiele in Deutschland Dr. E. von Schencken- 
dorff und Prof. Dr. med. F. A. Schmidt herausgegeben von Geh. 
Hofrat Professor H. Raydt. 21. Jahrg. 1912. Leipzig und Berlin, 
B. G. Teubner, 1912. 

Referent hat seit einer Reihe von Jahren die Freude, über das Jahrbuch 
zu berichten, ich sage die Freude, denn es erhält sich dasselbe auf seiner 
erreichten Höhe und bringt alljährlich gute Aufsätze und Anregungen auf 
dem Gebiete der Volks- und Jugendspiele. 

Außer den alljährlichen Berichten über Spiele und verwandte Leibes¬ 
übungen aus einzelnen Gauen und Ländern, über Spielkurse vom Zentral¬ 
ausschuß sind dem diesjährigen Jahrgang besonders folgende bemerkens¬ 
werte Abhandlungen beigegeben: Hueppe-Prag, Ertüchtigung des weiblichen 
Geschlechtes; Ne über-Heidelberg, Der Wandel der Anforderungen des 
Krieges in den letzten 50 Jahren und dessen Rückwirkung auf die Leibes¬ 
übungen; von der Goltz-Berlin, Jungdeutschland; Zuntz-Berlin, Zur 
Physiologie der Spiele und Leibesübungen; Goetz-Leipzig, Die heutige 
deutsche Frauenturnkleidung. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Jugendpflege auf dem Lande. Vortrag, gehalten auf der 16. Haupt¬ 
versammlung des Deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und 
Heimatspflege von Pfarrer Pietryga aus Schreibersdorf, Kreis Neu¬ 
stadt 0. S. Herausg. vom Deutschen Verein für ländliche Wohlfahrts¬ 
und Heimatpflege. Berlin, Deutsche Landbuchhdlg. G. m.b. H., 1912. 

Referent hält in seiner Eigenschaft als Bezirksarzt eines Landkreises 
seit vier Jahren Vorträge aus dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege 
in einzelnen Ortschaften des Bezirkes. Der erste Grund war, die hohe 
Sterblichkeit an Tuberkulose, sowie die hohe Kindersterblichkeit einzudämmen. 
Der Besuch der Vorträge war in der ersten Zeit kein ermutigender, gähnende 
Leere war zuerst überall in den Vortragsräumen. Es hat sich aber geändert. 
Die Bauern kommen nunmehr selbst, sie bitten um Fortsetzung der Vorträge, 
worauf jetzt Referent allgemeinere Fragen gesundheitlicher Natur zur Be¬ 
sprechung bringt. 

Dieselben Erfahrungen, zuerst Indolenz, dann freudiges Mitarbeiten 
bringt uns Pietryga, der sich in erster Linie an die Jugend auf dem 
Lande wendet, sich besonders der 14-, 15- und 16 jährigen jungen Leute 
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annimmt und ihnen Unterhaltung und Anregung gibt. Die Sehnsucht nach 
Weiterbildung und Belehrung liegt in unserem deutschen Volke; es heißt 
diese Sehnsucht auf suchen, sie gegebenenfalls auch wecken und sie zur Er¬ 
tüchtigung der Jugend, ja unseres Volkes stillen und befriedigen. 

Pietryga gründete in seiner kleinen Ortschaft ein Dorfkasino: er mietete 
eine größere Bauernstube und stattete sie mit kleinen Tischen und Bänken 
aus; die Wände werden mit Anschauungsbildern, Karten, Reklamebildern von 
Maschinen und Geräten, Lehrtafeln in wechselnder Folge geschmückt. Auf 
den Tischen liegen Zeitungen, Zeitschriften, Broschüren, Bilder, AnsichtBkarten- 
albums usw. Eine kleine Volksbibliothek darf nicht fehlen, ebenso sind Unter¬ 
haltungsspiele, später einzelne Musikinstrumente anzuschaffen. Ein Brief¬ 
kasten ist als Fragekasten bestimmt. In diesem Raume haben die verschiedenen 
Abteilungen: Jungen vom 14. bis 18. Jahre, Jünglinge und Männer, Mädchen 
vom 14. bis 25. Jahre abwechselnd nachmittags von 3 bis 5 Uhr, abends die 
Burschen über 18 Jahre und die Männer ihre besonderen Versammlungen. 

Pietryga schildert uns genau in seinem Schriftchen, wie die einzelnen 
Gruppen in den Versammlungen beschäftigt werden. 

Die Erfolge, welche Verfasser des Schriftchens in einer nunmehr 10 jährigen 
Kasinotätigkeit auf dem Gebiete nicht allein der Jugendpflege, sondern 
auch der sittlichen und geistigen Hebung der ganzen Ortschaft erreicht hat, 
müssen als ganz besonders hervorragende nach jeder Hinsicht anerkannt 
werden. Die Arbeit an der Jugend und am Wohle des Volkes ist auch heute 
noch eine dankbare und zeigt uns, daß auf dem Lande mit geringen Mitteln 
noch viel Gutes für die Jugend und das Volk überhaupt geschaffen werden kann. 

Referent steht nicht an, das Schriftchen und damit die Tätigkeit des 
Verfassers als eine ganz vorzügliche zu bezeichnen und die Nachahmung 
auf das dringendste zu empfehlen. 

Referent glaubt dem Verfasser den besten Dank für seine Anregungen 
dadurch zu geben, daß er in einer Versammlung sämtlicher Geistlicher und 
Lehrer seines Bezirkes durch einen Vortrag die Jugendpflege auf dem Lande 
nach Pietrygas Muster organisieren wird. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Zehnter Jahresbericht über den schulärztlichen Über¬ 
wachungsdienst an den städtischen Volksschulen, 
Hilfsschulen, Mittelschulen, höheren Mädchen- und 
Knabenschulen zu Breslau für das Schuljahr 1010/11. 

Herausgegeben vom Stadtarzt Dr. Oebbeke. (NB.! Preis ist nicht an¬ 
gegeben. Die Schrift wurde vom Verfasser zur Besprechung überreicht.) 

Der vorliegende Bericht enthält manches in schulhygienischer Hinsicht 
Bemerkenswerte. Was die Schulbankfrage anlangt, so sind in Breslau für 
die jüngeren Jahrgänge Zweisitzer ohne beweglichen Teil mit Nulldistanz, 
für die älteren Jahrgänge Zweisitzer mit verschieblicher Tischplatte zur Ein¬ 
stellung von Null- oder Plusdistanz im Gebrauch (Breslauer Modell). In den 
höheren Mädchenschulen wird ein besonderes Stuhl-Tischsystem benutzt. 

Als Pissoirs sind vielfach freistehende runde Ölpissoirs mit Einteilung in 
Sektoren und vertikalem Abfluß vorhanden, da die Anlage der Pissoirs an 
den Wänden der großen Verdunstungsfläche wegen üble Gerüche zur Folge hat. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fru-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



703 


Kritiken and Besprechungen. 

In den mitgeteilten Berichten der einzelnen Schulärzte finden sich 
manche interessante Bemerkungen. 

Im Elisabeth-Gymnasium wurde die Garderobe der Schüler aus den 
Klassenzimmern in die Korridore verlegt, welche Neuerung seitens der Lehrer 
und Schüler als große Wohltat empfunden wurde. 

In den höheren Mädchenschulen wurden die Korridore mit Trinkbrunnen 
ausgestattet, deren Wasserstrahlen direkt nach oben gerichtet sind. 

Der Schularzt des Bezirkes 8 teilt mit, daß von 1988 Kindern bei 223 
geschwächtes Sehvermögen konstatiert wurde. In wie vielen Fällen es sich 
um Myopie, Hypermetropie, Hornhauttrübungen usw. handelte, ist leider 
nicht mitgeteilt. Armen Kindern wurden die nötigen Brillen auf Kosten 
der Schulverwaltung geliefert. 

Der Schularzt des 18. Bezirkes klagt über die im Sommer unerträgliche 
Wärme in den nach Südosten orientierten Schulzimmern. 

Im Schularztbezirke 6 wurde bei 7,7 Proz. der Schulkinder Rückgrats¬ 
verkrümmung beobachtet. 

In bezug auf weitere Details muß auf den Bericht selbst verwiesen 
werden. (F ederschmidt-Nürnberg.) 


Scüulgesundheitspflege, ihre Organisation und Durch¬ 
führung. Ein Leitfaden für Ärzte, Lehrer und Verwaltungsbeamte 
von Dr. Wilhelm v. Drigalski, Universitätsprofessor, Stadtarzt 
der Stadt Halle a. S. Ladenpreis geheftet 8« JC, gebunden 9,20 JH. 

L Teil. Grundlagen und Einrichtungen des schulärztlichen Dienstes. 
In der Einleitung weist Verfasser darauf hin, wie der Ruf nach Schulärzten 
immer lauter und lauter wurde im Hinblick auf die im Schulbetriebe beob¬ 
achteten hygienischen Mißstände. „Man konnte nicht länger übersehen, daß 
die Schüler vielfach augenscheinlich unter dem Einfluß der Schule körperlich 
und oft genug auch geistig abfielen, daß bestimmte Organe (Augen usw.) 
bedenklich litten, daß übertragbare Krankheiten des öfteren offensichtlich 
durch die Schule verbreitet wurden.“ 

Sodann gibt Verfasser allgemeine Gesichtspunkte für die Ordnung des 
schulärztlichen Dienstes, auf die Aufgabe des Schularztes im allgemeinen 
hinweisend und die Stellung des Schularztes in der Verwaltung, wie sie in 
Halle sich eingebürgert. Dabei spricht er die Überzeugung aus, daß der 
Schularzt im Hauptamte grundsätzlich vorzuziehen ist, „da er eine ge¬ 
schlossene Tätigkeit entfalten, die in Betracht kommenden Verhältnisse 
(ökonomische, soziale, epidemiologische) ganz anders übersehen und Konflikte 
mit den Kollegen leichter vermeiden kann, als der nebenamtlich in kleinerem 
Kreise tätige“. 

Den Schluß des ersten Teiles der Arbeit bildet ein Abdruck der in 
Preußen in bezug auf Schulhygiene erlassenen gesetzlichen Bestimmungen, 
Verfügungen und Dienstanweisungen. 

Den Inhalt des zweiten Teiles bilden „die für die Schule wichtigen Ein¬ 
wirkungen und Krankheitszustände“. 

In bezug auf die Orientierung der Schulzimmer gibt Autor der West¬ 
lage den Vorzug, da bei dieser Orientierung der Unterricht durch direkten 
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Lichteinfall nicht gestört wird und die Sonnenstrahlen nach Schulschluß ihre 
desinfizierende Wirkung ausüben können. 

Als Maximum des Beleuchtung eines Schülerplatzes fordert er nach 
H. Cohn ein Maß von 50 Quadraten, gemessen mit dem Weber sehen 
Raumwinkelmesser. 

Die Schulbankfrage hält v. Drigalski wie viele andere Autoren noch 
nicht für völlig gelöst; „Peters-Halle empfiehlt bereits wieder für die 
Größen 1 — 3 die Nulldistanz; 4—5 eine Plusdistanz von 1cm; für die 
Größen 6 — 7 eine von 2cm, da die Bank sonst zu einengend wirke. Mit 
der Einhaltung der Nulldistanz wird man indessen meines Erachtens niemals 
schaden u . 

ln bezug auf die Schulluft betont Verfasser die zuerst von Rubner 
festgestellte Tatsache, daß man in Schulzimmern nur mit der Möglichkeit 
zu großer Feuchtigkeit der Luft, niemals aber mit zu großer Trockenheit zu 
rechnen habe, daß es deshalb widersinnig sei, die ohnehin schon an Wasser¬ 
dampf zu reiche Schulluft noch künstlich mit solchem zu beschicken. 

Sein Urteil über die neuerdings in Schulen vielfach eingeführten Trink¬ 
springbrunnen ist wenig günstig in hygienischer Hinsicht: „Über den natür¬ 
lich nicht stark springenden kleinen Wasserstrahl beugt sich das Kind, so 
daß sein Mund senkrecht über der Düsenöffnung steht. Wer es appetitlich 
findet, aus einer solchen, die vielleicht aus Dutzenden von Mündern beträuft 
worden ist, zu trinken, mag es tun. tf 

In der ausführlichsten Weise bespricht Verfasser die Tuberkulose im 
schulpflichtigen Kindesalter. Auf Grund eigener Erfahrung und auf Grund 
der Erfahrung anderer Autoren spricht er die Überzeugung aus, daß mindestens 
50 Proz. aller Kinder bereits infiziert in die Schule eintreten; es handelt 
sich hier fast ausschließlich um eine tuberkulöse Erkrankung der Drüsen, 
welche im Laufe der Jahre fast stets spontan ausheilt. Verfasser weist 
außerdem auf die große Schwierigkeit hin, welche die physikalische Fest¬ 
stellung der Lungentuberkulose bei Kindern darbietet. 

Die Technik der spezifischen Untersuchungsmethoden mit Tuberkulin, 
nämlich der R. Kochschen Tuberkulinprobe und der v. Pirquet sehen 
Gutanprobe, wird ausführlich besprochen. 

Sehr bemerkenswert ist das Kapitel „Pubertät“, in welchem namentlich 
das in neuester Zeit vielfach diskutierte Für und Wider geschlechtlicher 
Aufklärung im schulpflichtigen Alter in klarerWeise besprochen wird. Ver¬ 
fasser nimmt in dieser Hinsicht einen ablehnenden Standpunkt ein und 
unseres Erachtens mit Recht. 

Der dritte Teil des Buches handelt von der Handhabung des schulärzt¬ 
lichen Dienstes: der Besichtigung der baulichen und technischen Anlagen, 
der Untersuchung der Schüler, der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 
Im vierten Teile finden sich lesenswerte Abhandlungen über Stotterkurse, 
Hörklassen, Förderklassen, Waldschulen, Schülerhorte usw. 

Das vorliegende Werk legt Zeugnis ab von einer ungemein gründlichen 
Sachkenntnis des Verfassers, Amtsärzte werden sich desselben mit Nutzen 
bedienen, und Schulärzten wird es die Handhabung des schulärztlichen Dienstes 
bedeutend erleichtern. (Federschmidt-Nürnberg.) 
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Beiträge zur Hygiene des Bettfedernhandels, 

Von Dr. med. Steinhaus, L Stadtassistenzarzt in Dortmund. 


A. Einleitung. 

In Bd. 68 der Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten 1911, 
Heft 2 hat Schablowski aus dem Breslauer Hygienischen Institut eine 
Arbeit über „Bettfedern-Reinigungsanstalten als Verbreiter von Kontagien u 
veröffentlicht. 

Die Arbeit veranlaßt mich, Versuche zu publizieren, die ich in den 
Jahren 1907 bis 1909 in einer hiesigen Bettfedern-Reinigungsanstalt ange¬ 
stellt habe zwecks Prüfung der Frage, ob die von dem Besitzer behauptete 
Desinfektion der Bettfedern nach dem von ihm eingeschlagenen Verfahren 
erreicht werde. 

Ich bin um so mehr veranlaßt, die Versuche zu veröffentlichen, als sie 
zunächst zu einem wesentlich anderen Ergebnis führten wie die von Scha¬ 
blowski angestellten, als ferner sich eine Reihe meines Erachtens wichtiger 
hygieniseher Gesichtspunkte bei der Bearbeituog der Frage ergab, die 
meines Wissens noch nicht erörtert worden sind. 

Schablowski kam zu dem Ergebnis, daß das bislang in der Praxis des 
Federviehzüchters geübte Verfahren: 

1. Einweichen der Federn 18 bis 20 Stunden in kaltem Wasser, 

2. Erhitzen in kalter Seifenlauge, der etwas Salmiakgeist oder Terpentinöl 
zu Desinfektionszwecken zugesetzt wird, 

3. Spülen in lauwarmem, dann in kaltem Wasser, 

4. Trocknen in dünner Schicht unter Einwirkung des Sonnenlichtes und 
der Zugluft, 

5. Nachträgliches Desinfizieren durch zwölfstündige Einwirkung von 
Schwefeldämpfen 

keinerlei Desinfektionswirkung verbürge. 

Auch durch das in den Reinigungsanstalten durchweg geübte Verfahren: 

1. Entstauben der Ware, 

2. Dämpfen in einem Dampf-Luftgemisch (50 bis 60°) 1 bis 2 Minuten, 

3. Trocknen in auf 60 bis 80° vorgewärmter Luft, 

4. Zusatz von Karbolsäure oder Terpentin zu dem verdampfenden Wasser 
wurde keinerlei Desinfektion der Federn erreicht. 

Mit Hilfe des strömenden Wasserdampfes gelang es Schablowski, 
Federn, die in Jutesäcken verpackt waren, und zwar gereinigte Ware, in 
2 l j i Stunden ohne Schädigung des Materials zu desinfizieren. Trockene 
Hitze von 80° gebrauchte zwei Tage, um Pakete von 40 ccm Inhalt zu des¬ 
infizieren. 

Verwendet man strömenden Dampf bei der Rohware, so brennen die 
Federn ein und sind dann nicht mehr zu reinigen. 

VierteljahrsBchrift für Gesundheitspflege, 1912. 45 
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Beide Verfahren sind praktisch undurchführbar, weil zu viel Zeit und 
Material verloren geht, so daß die so behandelten Federn zu teuer würden. 

Schablowski meint, daß man von gesetzlichen Bestimmungen absehen 
könne, da die Verschleppung ansteckender Krankheiten durch Federn zu den 
Seltenheiten gehöre und eine sichere Desinfektion der Federn zu einer Be¬ 
lästigung des Handels führe; er glaubt ferner, daß bei begründetem Verdacht, 
daß die Federn infiziert sind, Einweichen in Sublimat oder Formalinlösung 
mit nachfolgendem Dämpfen und Trocknen genüge. Versuchsprotokolle über 
dieses Verfahren sind nicht mitgeteilt. 

Als ich im Jahre 1907 begann, mich mit der Frage der Bettfedern¬ 
reinigung praktisch zu beschäftigen, legte ich mir verschiedene Fragen vor: 

1. Ist eine Desinfektion von Bettfedern, und zwar von roher und ge¬ 
brauchter Ware überhaupt erreichbar? 

2. Ist eine Desinfektion der Bettfedem überhaupt erforderlich? 

3. Ist die Gewerbehygiene bei dem Betriebe der Bettfedernreinigungs¬ 
anstalten interessiert? 

5. Ist eine Reinigung und Desinfektion von gebrauchten Bettfedern im 
allgemeinen gesundheitlichen Interesse gelegen? 

B. Ergebnisse der Versuche. 

Die Versuche wurden in einer hiesigen Bettfedern - Reinigungsanstalt 
vorgenommen. Die Anlage ist im einzelnen folgendermaßen eingerichtet: 

Die Federn — und zwar sowohl rohe chinesische und russische in ge¬ 
preßten Ballen importierte wie gebrauchte Ware — werden zunächst auf 
einer Vorlage mechanisch von dem gröberen Schmutz — Steinen, Kielen usw. 
— gereinigt, dann von einem Exhaustor in eine rotierende Trommel gesogen, 
in der sie von dem weiteren feineren Schmutz, der durch die Sieböffnungen 
austritt und sich unten sammelt, befreit werden. Von diesem Trommelsieb 
gelangen sie durch Exhaustorwirkung mechanisch gereinigt in ein größeres 
Behältnis (großer viereckiger mit Glasscheiben ausgekleideter Kasten). Früher 
gelangten sie von hier aus in den Desinfektionskessel, indem dessen Füllung 
mit der Hand besorgt wurde. Jetzt werden sie mittels eines zweiten Ex¬ 
haustors in das Innere des Dampfkessels hineingeworfen. Die Entstaubung 
dauert 10 Minuten. 

In diesem Kessel werden die Federn 10 Minuten lang strömendem 
Dampf bei 2,5 Atm. und 137° Temperatur ausgesetzt; sie werden dabei 
völlig durchnäßt. 

Nach Ablassen des Dampfes werden die Federn dann noch 10 Minuten 
dem Einfluß trockener Hitze ausgesetzt und dann mittels eines Exhaustors 
in einen großen Raum geschleudert, in dem sie sich am Boden ablagern; 
von hier aus werden sie dann auf das Lager in für die einzelnen Sorten 
bestimmte Behältnisse gebracht. 

Bei dem ersten Versuch wurde chinesische Rohware (1 Pfund) in Bast¬ 
verpackung verwandt. In den Federn fanden sich sehr viel Verunreini¬ 
gungen: Steine, Federkiele, Futterreste, Haut von den Gliedmaßen der Tiere. 
Die Entstaubung währte 10 Minuten. Es gingen 160 g verloren = 32 Proz. 
Nach der Reinigung wurden die Federn in der eben geschilderten Weise dem 
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strömenden Dampf ausgesetzt, und zwar 10 Minuten bei 2,5 Atm. und 137°; 
dann wirkte trockene Wärme 10 Minuten lang auf sie ein. 

Es erfolgte danach sterile Entnahme von Federn aus dem Kessel auf 
große Agar- und Gelatineplatten. Die Federn wurden über die ganzen 
Platten verteilt, die 48 Stunden im Brutschrank verblieben. Sämtliche 
Platten waren mit Kolonien dicht übersät. Eine Desinfektion der Federn 
war somit nach dem geschilderten Verfahren nicht erfolgt. Dasselbe Resultat 
hatte ein zweiter unter den gleichen Bedingungen angestellter Versuch. 

An dem Dampfkessel ist vorn ein Behältnis angebracht zur Aufnahme 
von Desinfektionsflüssigkeit. Durch besondere Ventile ist es möglich, daa 
Desinfektionsmittel langsam unter ständiger Kontrolle dem Dampf im Kessel 
beizumengen. 

Zu den weiteren Versuchen wurde Formalin verwandt. Der Inhalt des 
Kessels mißt 1 cbm. 

Bei dem nächsten Versuch wurden 20g Formalin = 8g Formaldehyd 
in den Apparat eingelassen. Die Versuchsbedingungen blieben sonst die 
gleichen: 10 Minuten strömender Dampf bei 2,5 Atm. und 137°, 10 Minuten 
trockene Hitze. Die Platten waren nicht steril. 

Es wurde bei den weiteren Versuchen die Formalinmenge gesteigert: 

4. Versuch: 32,5 g Formalin = 16 g Formaldehyd, 

5. „ 56,0 g „ = 22,5 g „ 

6. „ 75,0 g „ = 30,0 g „ 

Ich ging bei der Beimengung so vor, daß die Formalinmenge mit Wasser 
auf 1 Liter aufgefüllt und langsam in 10 bzw. 15 Minuten in das Innere 
des Kessels gelassen wurde. 

Es ergab sich, daß diese Formalinmengen nicht ausreichten, um die 
Federn zu sterilisieren. 

Von der Annahme ausgehend, daß die Einwirkung des Dampfes eine 
zu kurze sei, wurden die Versuche dann so variiert, daß die Einwirkungs¬ 
dauer auf 20 Minuten erhöht wurde. Auch diese Zeit genügte zur Sterili¬ 
sierung der Federn nicht. 

Bei den weiteren Versuchen wurden die Formalinmengen bei Einwir¬ 
kungsdauer des strömenden Dampfes von 20 Minuten gesteigert. 

Es ergab sich dabei (Versuche 9 und 10), daß bei Verwendung von 
180 g Formalin = 72 g Formaldehyd die mit Federn beschickten Platten 
noch nicht steril blieben. 

Erst bei Verwendung von 100 g Formaldehyd = 250 g Formalin und 
20 Minuten Dampfeinwirkung gelang die Sterilisation der Federn (Versuch 
11 und 12). 

Während zu den ersten 12 Versuchen nur chinesische Originalrohware 
benutzt wurde, kamen bei den weiteren Versuchen deutsche Federn (Roh¬ 
ware) zur Verwendung. Die allgemeine Versuchsanordnung blieb dieselbe: 

1. Versuche ohne Beimengung von Formaldehyd, 

2. Versuche mit Beimengung von Formaldehyd, 

3. Variation der Versuche bezüglich der Dauer der Einwirkung des 
Dampfes. 

45* 
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Auch die deutsche Rohware ist im hohen Grade verunreinigt. Bei Ent¬ 
leerung der Säcke fanden sich Brotkrumen, eingetrockneter Tierkot, Steine, 
Getreidekörner, Schmetterlinge, Würmer. 

Die Versuche ohne Verwendung von Formalin ergaben, daß die Federn 
nicht sterilisiert wurden. 

Es wurde dann gleich wie bei der ersten Versuchsreihe die Menge 
Formaldehyd gesteigert: 


4. Vers ach: 20,0 g 

Formalin 

= 

8,0 g Formaldehyd, 

6. „ 

32,5 g 

r> 

— 

15,0 g 

Tf 

6- 

66,0 g 

V 

= 

22,5 g 

V 

7. „ 

75,0 g 

V 

= 

30,0 g 

n 

8. n 

125,0 g 

n 

= 

50,0 g 

V 

9. „ 

180,0 g 

V 

= 

72,0 g 

Vf 

10. 

187,5 g 


= 

75,0 g 

V 

11. 

250,0 g 

n 

= 

100,0 g 

n 


Die Versuche 4 bis 9 führten zu einem negativen Ergebnis. Auf den 
beschickten Platten wuchsen mehr oder minder zahlreiche Kolonien aus. 
Erst bei Versuch 10 und 11 blieben die Platten steril. 

Die Einwirkungsdauer des Dampfes betrug bei allen Versuchen gleich¬ 
mäßig 10 Minuten. Die Versuche hatten demnach ergeben, daß die deutsche 
Ware gegenüber der chinesischen sich leichter desinfizieren läßt. 

Wenn ich das Ergebnis dieser beiden Versuchsreihen zusammenfasse, 
so laßt sich folgendes feststellen: 

1. Strömender Wasser dampf desinfiziert in einer den Federn nicht schäd¬ 
lichen Zeitdauer Bettfedern nicht. Dieses Ergebnis deckt sich mit den 
Resultaten Schablowskis. 

2. Die allmähliche Zuführung von Formaldehyd zu strömendem Wasser¬ 
dampf desinfiziert die Federn sicher, und zwar 

a) chinesische Rohware bei 20 Minuten Dampfeinwirkung (bei 137° und 
2,5 Atm. Druck) und 100g Formalaldehyd pro Kubikmeter Rauminhalt; 

b) deutsche weiße Ware bei 10 Minuten Dampfein Wirkung und minde¬ 
stens 75 g Formaldehyd pro Kubikmeter. 

Die zur Desinfektion erforderlichen Formalinmengen sind also ziemlich 
große. 

Es ergab sich bei den Versuchen weiterhin in praktischer Beziehung, daß 

1. die Federn nicht geschädigt werden, 

2. die Federn durch die Verwendung des Formaldehyds den ihnen an¬ 
haftenden Fäulnisgeruch völlig, und zwar dauernd verlieren. 

Im Gegensatz zu Schablowski haben meine Versuche zu dem Resultat 
geführt, daß nach dem geschilderten Verfahren in nicht zu langer Zeit (30 
bis 40 Minuten) eine Desinfektion von rohen Bettfedern möglich ist, aller¬ 
dings nur von der Originalpackung entnommenen. Von dieser Zeit fallen 

a) bei der deutschen Ware 

10 Minuten auf die mechanische Reinigung, 

10 Minuten auf die Desinfektion mittels Formalin-Dampfgemisch, 
10 Minuten auf die Einwirkung trockener Hitze; 
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b) bei chinesischer Ware 

10 Minuten auf die mechanische Reinigung, 

20 Minuten auf die Desinfektion mittels Formalin-Dampfgemisch, 
10 Minuten auf die Einwirkung trockener Hitze. 

Der Reinigungsanstalt werden nun in großer Zahl Kopfkissen und Ober¬ 
betten zur Reinigung und Nachfüllung zugesandt. Die Untersuchung des 
Inhaltes der Betteile ergab, daß die Federn teilweise stark in Fäulnis über¬ 
gegangen waren. Ferner fanden sich Würmer, Motten und andere Ver¬ 
unreinigungen in den Betten. 

Der Reinigungs- und Desinfektionsprozeß war bei den Versuchen der 
gleiche, wie er oben beschrieben worden ist. Da zumeist deutsche Federn 
verwandt waren, deckte sich das Ergebnis der dritten Versuchsreihe mit ge¬ 
brauchten deutschen Federn völlig mit dem der zweiten Reihe: 10 Minuten 
mechanische Reinigung, 10 Minuten Einwirkung von strömendem Dampf hei 
2,5 Atm. und 137° + 75 g Formaldehyd, 10 Minuten Einwirkung trockener 
Hitze. 


C. Notwendigkeit der Desinfektion von Federn. 

1. Die Erfahrungen in Breslau aus dem Jahre 1906 lehren, daß durch 
ausländische Rohware Variola verschleppt werden kann. Durch die epide¬ 
miologische Feststellung ist ermittelt worden, daß Personal einer Breslauer 
Bettfedern-Reinigungsanstalt an Variola erkrankt ist und die Krankheit in 
die Umgebung verschleppt hat. Als Infektionsquelle kam nur russische Roh¬ 
ware in Betracht. 

2. Das Reichsseuchengesetz bestimmt in § 15: „Die Landesbehörden 
sind befugt, für Ortschaften und Bezirke, die von einer gemeingefährlichen 
Krankheit befallen oder bedroht sind, 1. hinsichtlich der gewerbsmäßigen 
Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung, sowie hinsichtlich des 
Vertriebes von Gegenständen, die geeignet sind, die Krankheiten zu ver¬ 
breiten, eine gesundheitspolizeiliche Überwachung und die zur Verhütung 
der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln anzuordnen.“ 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß zu den unter § 15 fallenden Maß¬ 
nahmen auch das Verbot der Annahme bestimmter Gegenstände aus ver¬ 
seuchten Häusern — gebrauchte Wäsche, Kissen und andere Betteile von 
erkrankten Personen — zur Behandlung und Bearbeitung fällt bzw. die 
Vorschrift, ihre Bearbeitung von einer vorherigen Desinfektion abhängig zu 
machen. 

Zu den Anweisungen für die Desinfektion bei Pest heißt es unter Ziffer 4: 
„Kleidungsstücke, die nicht gewaschen werden können, Matratzen, Teppiche 
und alles, was sich zur Dampfdesinfektion eignet, sind in Dampfapparaten 
zu desinfizieren.“ 

Bei den Vorschriften betr. Ausführung der Desinfektion bei Cholera 
bestimmt Ziffer 9: „Wo eine genügende Desinfektion in der bisher ange¬ 
gebenen Weise nicht ausführbar ist, z. B. bei Matratzen und Federbetten 
in Ermangelung eines Dampfapparates usw., sind die zu desinfizierenden 
Gegenstände mindestens sechs Tage lang außer Gebrauch zu setzen und an 
einem warmen, trockenen, vor Regen geschützten, aber womöglich dem 
Sonnenlicht ausgesetzten Orte gründlich zu reinigen.“ 
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In diesef Bestimmung sind also Federbetten namentlich angeführt. Ihre 
gewöhnliche Desinfektion soll in Dampfapparaten erfolgen. 

3. Das preußische Landesgesetz betr. die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 28. August 1905 hat bekanntlich die Begriffe der gewerbs¬ 
mäßigen Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung, sowie des Ver¬ 
triebes von Gegenständen, die geeignet sind, eine Krankheit zu verbreiten 
aus dem Reichsseuchengesetz übernommen. 

In Anlage 5 zu den Ausführungsbestimmungen des Gesetzes: Des¬ 
infektionsanweisung heißt es unter II, Ziffer 10 wörtlich: „Kleidungsstücke, 
die nicht gewaschen werden können, Federbetten, wollene Decken, Ma¬ 
tratzen ohne Holzrahmen, Bettvorleger, Gardinen, Teppiche, Tischdecken u. dgl., 
sind in Dampfapparaten oder mit Formaldehyd zu desinfizierend 

Es deckt sich diese Bestimmung also in ihrer generellen Fassung mit 
der erwähnten des Reichsseuchengesetzes, nur mit der Abweichung, daß 
Federbetten auch mit Formaldehyd desinfiziert werden können. 

4. Um festzustellen, ob Krankheitserreger in Betten eindringen und an 
den Federn haften bleiben, habe ich einige vorläufig orientierende Versuche 
angestellt. Zu denselben wurden zunächst Stücke von den gebräuchlichsten 
Barchent- und Bettleinenstoffen gewählt, die nach vorheriger Desinfektion 
in strömendem Dampf auf großen Agarplatten ausgebreitet wurden, und 
zwar übereinander. Auf die Stoffe ließ ich dann einige Tropfen einer Auf¬ 
schwemmung von Typhus-, Coli- und Dysenteriebazillen in Kochsalzlösung, 
die im Kubikzentimeter einige hundert Bakterien enthielten, auffallen. Die 
Platten verblieben 24 Stunden im Brutschrank. Es ergab sich, daß Kolonien 
der beregten Bakterien auf dem Nährboden zur Entwickelung gekommen waren. 

Ich ließ mir dann kleine Kissen aus Barchentstoffen hersteilen, die noch 
mit einem Leinenbezug versehen wurden. Die Kissen wurden dann mit 
Federn gefüllt und samt ihrem Inhalt desinfiziert. Es erfolgte dann die 
Verimpfung von Bakterienaufschwemmungen in der gleichen Weise auf die 
Oberfläche der geschlossenen Kissen. Nach Verlauf einiger Tage wurden die 
Federn mit sterilen Instrumenten den Kissen entnommen und auf Bouillon 
übertragen. Es gelang bei allen Versuchen der Nachweis von Typhus-, 
Coli- und Dysenteriebazillen in den Federn durch ihr Wachstum in der bei 
37° gehaltenen Bouillon. 

Ich glaube, daß durch diese Vorversuche bewiesen ist, daß Krankheits¬ 
erreger durch die gebräuchlichen Bettbezüge in das Innere der Betten hinein¬ 
gelangen können. Diese Tatsache scheint mir zunächst für die Hygiene der 
Bettfedern-Reinigungsanstalten von Bedeutung zu sein. 

Schablowski wies schon in seiner Arbeit darauf hin, daß Betten zur 
Reinigung aus Häusern, in denen ansteckende Krankheiten geherrscht haben, 
in die Reinigungsanstalten kommen. 

Versuche nach der Richtung hin, wie lange die Erreger des Typhus 
und der Dysenterie in den Federn innerhalb der Kissen lebensfähig bleiben, 
habe ich noch nicht anstellen können. Sie dürften aber nachzuholen sein. 

Es ist wohl nach dem Ergebnis der bislang vorliegenden Arbeiten sicher 
anzunehmen, daß die Erreger von Infektionskrankheiten, falls sie in Kissen 
eingedrungen sind, in strömendem*Wasserdampf nach dem gewöhnlichen 
Verfahren abgetötet werden. 
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Die bei den oben geschilderten Versuchen zu Kolonien ausgewachsenen 
Keime waren durchweg Sporenbildner (Fäulniserreger). Ihr Abtötung ge¬ 
lingt nach dem gewöhnlichen Desinfektions verfahren nicht. 

Aus diesen Betrachtungen möchte ich folgende Schlüsse ziehen: 

1. Eine Desinfektion der Federbetten ist sowohl im Reichsgesetz yom 
Jahre 1900, betr. die Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten, wie 
im preußischen Gesetz yom Jahre 1905, betr. die Bekämpfung der übertrag¬ 
baren Krankheiten yorgeschrieben. 

2. Eine Desinfektion der Federbetten (Abtötung der Bporenbildenden 
Fäulniserreger) in strömendem Dampf allein gelingt nicht; nach dem Er¬ 
gebnis meiner Versuche gehört zu ihrer Desinfektion eine Bearbeitung in 
einem überhitzten Dampf-Formaldehydgemisch bei Überdruck von 2,5 Atm. 
innerhalb einer Zeit, die den Federn nicht schädlich wird. 

3. Krankheitserreger können in das Innere der Betten an die Federn 
herangelangen. 

4. Diese Tatsache und die Beobachtung von Variolafällen durch Infektion 
vermittelst importierter roher Bettfedern lassen es angezeigt erscheinen, zu¬ 
nächst zum Schutze der in den Reinigungsanstalten beschäftigten Personen 
besondere Maßnahmen zu treffen. 

D. Notwendigkeit ge werbe- hygienischer Maßnahmen. 

Bei der Bearbeitung der Bettfedern, und zwar sowohl der importierten 
ausländischen und inländischen Rohware wie auch der gebrauchten, aus 
Haushaltungen den Reinigungsanstalten zugeführten Federbetten tritt eine 
reichliche Staubentwickelnng in die Erscheinung. 

Gegen dieselbe müssen die Arbeiter und Arbeiterinnen in den Anstalten 
geschützt werden. Den besten Schutz werden Respiratoren gewähren, die 
in der hiesigen Anstalt des Herrn Kaufmann Rosenthal auch von dem Per¬ 
sonal getragen werden. Es erscheint ferner geboten, den sich entwickelnden 
Staub durch Exhaustoren absaugen zu lassen. 

Nach den Erfahrungen in Breslau und nach dem Ergebnis meiner vor¬ 
läufigen Versuche muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß infektions- 
tüchtiges Material zur Bearbeitung kommt, durch das Infektionskrankheiten 
auf das Personal übertragen werden können. Es erscheint darum notwendig, 
Bestimmungen dahin zu treffen, daß das in Bettfedern-Reinigungsanstalten 
beschäftigte Personal den ganzen Körper deckende waschbare Kleidung vor 
dem Betreten der Arbeitsräume anlegt. Unerläßlich erscheint es dabei, 
auch die Hände und Unterarme mit wasch- und desinfizierbarem Material 
zu bekleiden. 

Für ausreichende Waschgelegenheit muß Sorge getragen und die Mög¬ 
lichkeit gewährleistet werden, daß die Wände mit desinfizierenden Flüssig¬ 
keiten gewaschen werden können. Auch erscheinen Badeeinrichtungen, ent¬ 
weder eine Brausebad- oder eine Wannenanlage, notwendig. 

Wie mir der hiesige Kgl. Gewerberat auf Anfrage mitgeteilt hat, be¬ 
stehen Bestimmungen des Bundesrates bzw. eine Bekanntmachung des 
Reichskanzlers, die die Beschäftigung von Arbeitern in Bettfedern-Hand- 
lungen, -Reinigungsanstalten und -Fabriken regeln, bislang noch nicht. 
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Es ist nur im § 4 des Gesetzes zum Schutze der Kinder in gewerblichen 
Betrieben bestimmt, daß Kinder in Bettfedern-Reinigungsanstalten nicht be¬ 
schäftigt werden dürfen. 

Soweit die Beschäftigung von erwachsenen Arbeitern in Frage kommt, 
vermag der Gewerbeaufsichtsbeamte die bezüglich der Entstaubung zu 
stellenden Anforderungen gemäß § 120 a der Reichsgewerbeordnung im 
Einzelfalle festzusetzen. 

Der § 120 a bestimmt in Absatz 1 und 2: „Die Gewerbeunternehmer sind 
verpflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maschinen und Gerät¬ 
schaften so einzurichten und zu unterhalten und den Betrieb so zu regeln, 
daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit geschützt sind, 
wie es die Natur des Betriebes gestattet. 

„Insbesondere ist für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum und 
Luftwechsel, Beseitigung des bei dem Betriebe entstehenden 
Staubes, der dabei entwickelten Dünste und Gase, sowie der dabei ent¬ 
stehenden Abfälle Sorge zu tragend 

Besonderes Augenmerk wird auch auf die Beseitigung der Abfälle zu 
richten sein, die, wie ich oben ausgeführt habe, in großen Mengen bei der 
Bearbeitung der Federn entstehen. 

Fyfe hat (vgl. weiter unten) durch Versuche festgestellt, daß bei der 
Reinigung von Betten Abwässer entstehen, die reicher an Ammoniak sind 
als die städtischen Sielwässer (Glasgow, Bristol). 

Daraus geht hervor, daß der Frage der Abwässerbeseitigung aus Bett- 
federn-Fabriken und -Reinigungsanstalten, wenn diese an ein Sielnetz nicht 
angeschlossen sind und die chemische oder biologische Reinigung der Wässer 
nicht gewährleistet ist, von seiten der Hygieniker besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden sein wird, da die Abwässer geeignet sind, gegebenenfalls den 
Vorfluter zu verunreinigen. 

Es erscheint nach meinen Erfahrungen somit geboten, folgende generelle 
gewerbehygienische Maßnahmen für die Bettfedern-Reinigungsanstalten zu 
erlassen: 

1. Besondere Entstaubungsanlagen sind vorzusehen. 

2. Das Personal muß durch Respiratoren vor Staubeinatmung geschützt 
werden. 

3. Das Personal muß den ganzen Körper deckende waschbare Kleidung 
tragen. 

4. Für Wascheinrichtungen und Badegelegenheit ist Sorge zu tragen. 

5. Für die Beseitigung der Abfälle und Abwässer sind gegebenenfalls 
besondere Vorschriften zu erlassen. 

Die Forderungen zu 1 bis 4 sind an der Anstalt, die mir zu meinen 
Versuchen zur Verfügung stand, dank der privaten Initiative des Unter¬ 
nehmers durchgeführt. 

E. Allgemein-hygienische Qesichtspunkte bei der Bettfedernreinigung. 

Bezüglich der Frage, ob eine Desinfektion von Federbetten, die aus 
Häusern stammen, in denen ansteckende Krankheiten vorgekommen sind, 
erforderlich ist, verweise ich auf die reichs- bzw. landesgesetzlichen Bestim- 
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mnngen. Bisher erfolgt die gesetzlich vorgeschriebene Desinfektion doch 
durchweg in der Weise, daß die Betten, ihrer Überzüge entkleidet, bei der 
generellen Wohnungsdesinfektion den Formaldehyd-Wasserdämpfen aus- 
gesetzt werden. Diese Formaldehyddesinfektion ist aber eine Oberflächen- 
desinfektion. Es ist anzunehmen, daß die an den Bezögen haftenden Krank¬ 
heitserreger abgetötet werden. Ob aber die z.B. bei Typhus und Cholera 
eingedrungenen Erreger auf diesem Wege abgetötet werden, bedarf wohl 
noch der experimentellen Prüfung. 

Wie lange sich die Erreger, an den Federn haftend, in den Kissen 
und Betten lebensfähig erhalten, yermag ich nach den bisherigen Versuchen 
noch nicht zu beurteilen, daß aber durch Bearbeitung yon Federn aus so 
infizierten Betten Infektionskrankheiten übertragen werden können, erscheint 
a priori nicht ausgeschlossen. 

Daß durch an der Rohware haftende Krankheitserreger die Allgemein¬ 
heit gefährdet ist, beweist die Breslauer Erfahrung. 

Die Beobachtungen an Betten, die aus Häusern in die Anstalten ge¬ 
liefert werden, in denen ansteckende Krankheiten nicht aufgetreten sind, 
haben den Gedanken nahegelegt, ob nicht generell in gewissen Zeitabständen 
eine Desinfektion des Inhaltes der Betten — zum mindesten aus öffentlichen 
Betrieben, Krankenhäusern, Hotels usw. — aus allgemein sanitären Gesichts* 
punkten heraus geboten erscheint. 

Wer einmal den Inhalt yon Kissen gesehen hat, die nach langjährigem 
Gebrauche zum Zwecke der „Auffüllung“ in die Bettfedern - Reinigungs¬ 
anstalten gelangen, wird unbedingt diesen Standpunkt yertreten. Die er¬ 
heblichen Fäulnis Vorgänge, die sich in den Kissen und Betten an den Federn 
abspielen, müssen yon Nachteil auf das allgemeine Wohlbefinden des Menschen 
sein. Wodurch? wird Gegenstand weiterer experimenteller Untersuchungen 
sein müssen. 

Ich weise an dieser Stelle nur darauf hin, daß nach dem Ergebnis 
der Versuche yon Fyfe (Lancet 1907, vgl. oben) das Waschwasser von 
Wollflockenbetten mehr Ammoniak enthielt als das Sielwasser der Städte 
Glasgow und Bristol, daß ein großer Teil der städtischen Bevölkerung mit¬ 
hin auf einem Schmutz schläft, der mehr Fäulnissubstanzen als das Abwasser 
enthält. 

Es ist ferner von Interesse, daß der Verband reisender Kaufleute in 
Deutschland energisch an der Bekämpfung und Unterdrückung erheblich 
empfundener Mißstände arbeitet, die die unsachgemäße Behandlung der 
Betten, die „oft einen geradezu widerlichen Geruch ausströmen und dadurch 
anzeigen, daß sie der Herd unendlicher (?) Bazillen und Infektionen sind“, 
in den Gasthöfen mit sich bringt. 

Schließlich ist von Bedeutung, daß die Pfandleihanstalten von dieser 
Frage praktisch berührt werden, da ihnen zahlreich Betten zum Versatz über¬ 
geben werden, die nicht zur Einlösung gelangen. 

Daraus geht zur Genüge hervor, daß die Allgemeinheit an einer von 
hygienischen Gesichtspunkten geleiteten Behandlung der Bettfedern auch 
aus allgemein sanitären Gründen interessiert ist. 

Auf diese Frage, die mir des Interesses des Hygienikers wert erscheint, 
gedenke ich an Hand weiterer Versuchsreihen zurückzukommen. 
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P. Schlußfolgerungen. 

Die vorstehend erörterten Fragen möchte ich in folgenden Schlußsätzen 
zusammenfassen: 

1. Es gelingt die Desinfektion von Bettfedem mittels eines Formalin- 
Wasserdampfgemisches nach vorheriger mechanischer Reinigung bei 2,5 Atm. 
Überdruck und einer Temperatur des Dampfes von 137°. 

2. Die Notwendigkeit der Desinfektion von Bettfedern muß anerkannt 
werden 

a) zum Schutze des in den Bettfedern-Reinigungsanstalten tätigen 
Personals; 

b) zum Schutze der Allgemeinheit, um die Verschleppung von an¬ 
steckenden Krankheiten zu vermeiden; 

c) aus allgemeinen sanitären Gesichtspunkten. 

3. Vorversuche haben gelehrt, daß Infektionserreger in Kissen ein- 
dringen und an den Federn haften können. 

4. Für das Personal der Bettfedern-Reinigungsanstalten sind auf dem 
Verwaltungswege einheitliche gewerbepolizeiliche Anordnungen zu erlassen. 

5. Bezüglich der hygienischen Einrichtungen der Bettfedern-Reinigungs- 
anstalten sind generelle Forderungen zu stellen und zu erlassen. 
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Die Tuberkulose in Fürth und ihre Bekämpfung, 

Yon Dr. Franz Spaet, Königlicher Bezirksarzt in Fürth l ). 

(Mit drei Tafeln.) 


Die große Verbreitung der Tuberkulose mit ihren oft außerordentlich 
schlimmen wirtschaftlichen Folgen gab auch in Bayern Anlaß zu einem Zu¬ 
sammenschluß aller Kräfte, die nach Beruf und Neigung in Bekämpfung 
derartiger Volksübel sich betätigen, sie führte zur Gründung des „Baye¬ 
rischen Landesverbandes zur Bekämpfung der Tuberkulose u . 

Als ein wesentlicher Faktor in dessen Tätigkeit darf zweifellos die Ab¬ 
haltung alljährlicher Mitgliederversammlungen bezeichnet werden, die ab¬ 
wechselnd in den bedeutenderen Städten des Landes tagen, um überall das 
Interesse für die von ihm vertretene Sache rege zu erhalten. Es ist nahe¬ 
liegend, daß auf diesen Versammlungen nach Lage der Dinge auch die lokale 
Verbreitung der Tuberkulose an dem jeweiligen Versammlungsorte und ihre 
Bekämpfung zu einem Gegenstände der Tagesordnung gemacht wird. So 
erging auch an mich seitens der Vorstandschaft des Landesverbandes die 
Einladung, auf seiner ersten Mitgliederversammlung zu Fürth einen Vortrag 
zu halten über die „Verbreitung der Tuberkulose in Fürth und ihre 
Bekämpfung“. 

Diese Aufgabe traf mich zwar keineswegs unvorbereitet, da ich, als 
Schüler Pettenkofers, von jeher in meinem jeweiligen ärztlichen Wirkungs¬ 
kreis mit der Erforschung der lokalen Verbreitung der übertragbaren Krank¬ 
heiten mich beschäftigte, so natürlich auch seit meinem Amtsantritt in Fürth 
mit dem numerischen Auftreten und der örtlichen Ausbreitung der Tuber¬ 
kulose in dieser Stadt. Immerhin wird man aber bei der Bearbeitung eines 
derartigen Themas mancherlei Bedenken begegnen, so vor allem dem Be¬ 
denken, ob es gelingen wird, die an sich etwas spröde Materie geistig so zu 
beleben, daß man damit auch die Aufmerksamkeit der Zuhörer oder Leser 
zu fesseln vermag und nicht dem Fluche verfällt, durch Wiederholung alter, 
längst bekannter, zum Teil bis zum Überdruß erörterter Tatsachen zu 
ermüden. Namentlich wird man im Zweifel darüber sich befinden, inwieweit 
man Tatsachen vorzubringen vermag, die auf Beachtung von Fachleuten 
Anspruch machen können, und so muß ich auch hier von vornherein darauf 
hinweisen, daß ich nicht über ungewöhnliche, in flotter Kriegführung gegen 
die Tuberkulose errungene Siege zu berichten vermag; ein veni, vidi, vici 
gibt es ja in diesem Kampfe überhaupt nicht, und so sind gerade wir hier 
in Fürth, und zwar mehr noch als anderwärts, gezwungen, einen recht lang¬ 
dauernden und beschwerlichen Kleinkrieg gegen einen sehr hartnäckigen 
Gegner zu führen. Indes gerade diese Schwierigkeit mag manch Belehrendes 

l ) Im Auszuge vorgetragen auf der ersten Mitgliederversammlung des 
„Bayerischen Landesverbandes zur Bekämpfung der Tuberkulose“ 
1912 in Fürth i. B. 
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und der trotz der. bestehenden Hindernisse erreichte, wenn auch noch 
bescheidene Erfolg manch Ermunterndes im Kampfe gegen die Tuberkulose 
haben, wie andererseits der Umstand Interesse bieten dürfte, daß es sich um 
eine Industriestadt mit überwiegender Arbeiterbevölkerung handelt, aus deren 
Reihen ja, wie wir wissen, die Tuberkulose vornehmlich ihre Opfer zu 
holen pflegt. 

In nachstehendem sei nun zunächst einiges über die Höhe der Tuber- 
kulosesterblichkeit in Fürth mitgeteilt, unter Hinweis auf eine Tafel und 
zwei Stadtpläne, welche Herr Stadtbaurat Zizler nach meinen Auf Zeich¬ 
nungen anfertigen zu lassen die Güte hatte. 

Tuberkulosesterblichkeit in den Jahren 1881 bis 1911. 

Auf 10 000 Einwohner treffen Todesfälle an Tuberkulose: 


1881 . 



. 58 

1892 . 

... 41 

1902 . . . 

32 

1882 . 



. 46 

1893 . 

... 46 

1903 . . . 

29 

1888 . 



. 55 

1894 . 

... 45 

1904 . . . 

32 

1884 . 



. 49 

1895 . 

... 38 

1905 . . . 

33 

1885 . 



. 54 

1896 . 

... 38 

1906 . . . 

30 

1886 . 



. 56 

1897 . 

... 38 

1907 . . . 

26 

1887 . 



/ 49 

1898 . 

... 33 

1908 . . . 

26 

1888 . 



. 61 

j 1899 . 

... 30 

1909 . . . 

26 

1889 . 



. 49 

1900 . 

... 31 

1910 . . . 

24 

1890 . 



. 53 

1901 . 

... 31 

1911 . . . 

21 

1891 . 

. 


. 47 






Auf der beigegebenen Tabelle ist der Gang der Tuberkulosesterblichkeit 
ziffernmäßig dargestellt und auf der Tafel A graphisch aufgetragen auf 30 Jahre 
zurück — bis zum Jahre 1881. Ich habe diese Aufzeichnungen deshalb 
so weit zurückgemacht, um zu zeigen, wie außerordentlich verbreitet die 
Tuberkulose dahier früher andauernd war. 

Fürth hatte in den Jahren von 1871 bis 1880 eine Tuberkulosesterb¬ 
lichkeit zwischen 49 bis 53 auf 10000 Einwohner, während der Durchschnitt 
im Königreich 30 auf 10000 Einwohner nicht überschritt. Auch von 1881 
ab bewegte sich die Tuberkulosesterblichkeit zwischen 50 und 46, in einein 
Jahre betrug sie sogar 61, also nahezu das Doppelte der durchschnittlichen 
Sterbeziffer im ganzen Königreich. 

Wenn man diese Ziffern betrachtet, kann man wirklich sagen: der 
„Bayerische Landesverband zur Bekämpfung der Tuberkulose“ hat sich mit 
seiner ersten Mitgliederversammlung gleich in die Höhle des Löwen begeben. 

Diese Zahlen sind so ungewöhnlich hoch, daß ich anfänglich versucht 
war anzunehmen, es könnte sich um Irrtümer in der Aufzeichnung der 
Todesursache handeln. Eine solche Annahme ist jedoch nicht begründet, 
denn diese Höhe der Tuberkulosesterbeziffer blieb seitens der maßgebenden 
ärztlichen Kreise keineswegs unbeachtet. Kein geringerer als der nunmehr 
verstorbene Medizinalreferent im Ministerium des Innern, G. R. von Ker- 
schensteiner, hat sich in seiner damaligen Stellung als Kreismedizinalrat 
an der Regierung von Mittelfranken eingehend mit dieser Angelegenheit 
beschäftigt. Ich besitze ein Schriftchen aus dem Jahre 1874, in dem 
Kerschensteiner unter dem Titel: „Die Fürther Industrie in ihrem 
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Die Tuberkulose in Fürth uud ihre Bekämpfung. 

Einflüsse auf die Gesundheit der Arbeiter“ unter anderem auch die 
Tuberkulosefrage behandelt. Kerschensteiner sagt: „Die Krankheit, 
welche in Fürth wegen ihres häufigen Vorkommens die Aufmerksamkeit der 
Behörden in Anspruch nimmt, ist die Lungenschwindsucht“. In den 
44 Jahren von 1816 bis 1859 starben in Fürth durchschnittlich jährlich 
im ganzen 514 Personen, darunter waren es durchschnittlich 23 bis 37 Proz. 
Tuberkulosefälle. Er führt dann auf Grund vorhandener Aufzeichnungen 
an, daß in den Jahren 1&16 bis 1821 noch über 70 auf 10000 Einwohner 
an Lungenschwindsucht gestorben sind. Dann trat unter leichten Schwan¬ 
kungen eine allmähliche Abminderung ein, so daß im Dezennium 1850 bis 

1860 dagegen nur ungefähr 50 auf 10000 der Gesamtbevölkerung daran 
starben. Da damals im Durchschnitt in Mittelfranken die neunte Leiche 
eine tuberkulöse war, so überschreitet die Fürther Ziffer mit 5 l / 2 den Durch¬ 
schnitt sehr bedeutend. 

Vor Kerschensteiner haben sich der Königliche Gerichtsarzt Dr. 
Adolf Mair und der Krankenhausarzt Dr. Fronmüller sen. im Jahre 

1861 in eingehenden Abhandlungen in dem „Ärztlichen Intelligenz¬ 
blatt“ (nunmehr „Münchener Medizinische Wochenschrift“) mit der Ver¬ 
breitung der Tuberkulose in Fürth beschäftigt. 

Ersterer, Dr. Mair 1 ), schreibt, daß die Häufigkeit der Tuberkulose in 
Fürth sprichwörtlich geworden und eine tuberkulöse Lunge mit dem Aus¬ 
druck „Fürther Lunge“ bezeichnet werde. Er ist nun den verschiedenen 
Umständen nachgegangen, die von Einfluß auf die ungewöhnliche Höhe der 
Tuberkulosesterblichkeit sein können; so untersuchte er vor allem den Ein¬ 
fluß der Arbeit oder Beschäftigung, der Ernährungsverhältnisse, 
des Klimas, der Staubatmosphäre, ganz besonders aber beschäftigte er 
sich mit der Luftbeschaffenheit. Er hat Untersuchungen der einzelnen 
Straßen und deren Wohnungen auf ihre Lage und Lüftbarkeit angestellt, und 
umfangreiche Zusammenstellungen über den Kohlensäuregehalt gemacht. Er 
kommt dabei zu dem Schlüsse, daß die Kohlensäureanhäufung in den Woh¬ 
nungen, und somit auch in den Lungen, die hauptsächlichste Rolle in der 
Ätiologie der Lungentuberkulose spiele; dadurch werde eine verminderte 
Sauerstoffabsorption bedingt, Kohlenstoff abgelagert und so ein Zustand her¬ 
vorgerufen, welcher der Tuberkulose in physiologischer und pathologischer 
Beziehung nicht allein gleiche, sondern der eben die Grundbedingung dieser 
Eirankheit selbst sei; denn wenn auch das Wesen der Tuberkulose im all¬ 
gemeinen nicht festgestellt sei, so ergebe doch die Analyse des Lungen¬ 
tuberkels, der nach Scherer in 100 Teilen 53,88 Kohlenstoff, 17,23 Stick¬ 
stoff, 21,76 Sauerstoff und 7,11 Wasser enthalte, daß er vorherrschend aus 
Kohlenstoff bestehe. 

Die eigentliche Ursache der Entstehung der Lungentuberkulose sei also 
eine Art chronische Kohlensäurevergiftung, und die Tatsache, daß die Luft 
in den Straßen und Wohnungen zu Fürth reich an Kohlensäure sei infolge 
der geringen Sorgfalt für Reinlichkeit, höchst ungenügender Vorsorge für 
Beseitigung der Abfälle, der Furcht vor Ventilation, des geschmälerten 
Lichteinflusses durch unproportioniertes Verhältnis der Häuserhöhe zur 

l ) Die Lungentuberkulose in Fürth und ihre Begründung durch verdorbene Luft. 
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Straßenbreite, wegen Zusammenlebens der Menschen in diesen schlecht 
belichteten und gelüfteten Räumen, erkläre die starke Verbreitung der 
Tuberkulose in Fürth. 

Diese Beobachtungen Mairs weisen schon auf den Einfluß der Woh¬ 
nungsverhältnisse auf die Verbreitung der Tuberkulose hin, wenn sie auch 
in der Erklärung noch fehl gehen. 

Anders stellt sich Dr. Fronmüller die Ursache der Tuberkulosever¬ 
breitung in Fürth vor. Er bespricht diese Frage in einer eingehenden 
Abhandlung über die „Ätiologie der Tuberkulose u , und weist zunächst 
ziffernmäßig nach, daß die Fürther Kinder, d. h. die in Fürth geborenen, 
sechsmal so häufig von der Lungentuberkulose ergriffen werden, als die aus¬ 
wärts geborenen, die zugewanderten. Er weist dann die vorhin erwähnte 
Annahme Mairs bezüglich des Einflusses der Luftbesch&ffenheit auf die 
Entstehung der Tuberkulose als unzutreffend zurück und erklärt, daß er die 
eigentliche Ursache im Boden suche und an die Möglichkeit der Veranlassung 
durch den in den Trinkwässern zu stark enthaltenen salzsauren 
Kalk glaube. 

Das Fürther Brunnenwasser enthalte fast doppelt soviel Kalk als jenes 
der benachbarten Städte, und zwar komme dort der Kalk in der leichter lös¬ 
lichen Form des salzsauren Kalkes (Chlorcalcium) vor, im Gegensatz zum 
TrinkwaBser anderer Städte, in welchem er in der schwerer löslichen Form 
des schwefelsauren Kalkes — Gips — enthalten sei. 

Da nun einerseits die Lungentuberkulose in Fürth, namentlich unter 
der eingeborenen Bevölkerung, einheimisch sei, andererseits als eine hervor¬ 
stechende Anomalie im Unterhalt der Fürther Bevölkerung das übermäßige 
Vorkommen des salzsauren Kalkes in den Brunnenwässern anzusehen sei, so 
legte Dr. Fronmüller sich die Frage vor, ob nicht diese beiden Tatsachen 
in einer besonderen Beziehung zueinander stehen, ob somit der tägliche 
überreiche Genuß des leicht löslichen salzsauren Kalkes nicht 
eine Hauptursache der endemischen Lungenphthise sei. 

Er bekennt sich denn auch ausdrücklich zu dieser Anschauung und weist 
darauf hin, daß diese Annahme durchaus nichts Neues sei. In der Literatur, 
namentlich der französischen, waren damals auch eine Reihe von Mitteilungen 
enthalten, daß die Tuberkulose häufig in Ortschaften mit vorwiegend kalk¬ 
haltigem Boden vorkomme. Als weitere Stütze seiner Anschauung bezeichnet 
er die Tatsache, daß die Tuberkelbildung sozusagen meist auf Kalkablage¬ 
rung beruhe, d. h. der chemische Gehalt der Tuberkeln vorzüglich aus 
Kalksalzen bestehe; er meint damit jedenfalls die alten, ein geschrumpften und 
abgekapselten tuberkulösen Herde, die sogenannten verkreideten Tuberkeln. 

Er erklärt es als seine Pflicht, die Behörde und die Ärzte auf diese 
ätiologische Bedeutung des Trinkwassers hinzuweisen. 

Daß mit dieser ätiologischen Auffassung im Kampfe gegen die Tuber¬ 
kulose nichts zu erzielen war, ist für uns natürlich völlig klar; man wird 
aber diesen Irrtum verzeihen, wenn man bedenkt, daß man zu jener Zeit 
— 1861 — über das eigentliche Wesen dieser Krankheit noch gänzlich im 
unklaren war. 

Weit fortgeschrittener und zutreffender sind die Anschauungen Ker- 
schensteiners in der erwähnten Arbeit aus dem Jahre 1874. Er äußert, 
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jedenfalls schon unter dem Einfluß der Lehren seines Freundes Petten- 
kofer, daß die Häufigkeit der Lungenschwindsucht und der allgemeinen 
Körperschwäche unter der Fabrikbevölkerung zu Fürth meist entspringe aus 
hygienischen Mißständen in den Wohnungen der Heimarbeiter und in den 
kleinen Werkstätten, welche eine größere Anzahl von Fabrikarbeitern 
beherbergen als die großen Etablissements, sowie aus den Lebensverhält¬ 
nissen genannter Arbeiterkategorien, und er sagt, er getraue sich zu 
behaupten, daß, wenn es gelingen sollte, die Wohnungen und Lebensverhält¬ 
nisse der Heimarbeiter und der in den kleinen Werkstätten Arbeitenden zu 
verbessern, man der Schwindsucht den Boden unter den Füßen weg¬ 
ziehen würde. 

Die von Kerschensteiner ausgesprochene Erwartung hat sich, wie 
man aus der Tafel A ersehen kann, zum Teil wenigstens erfüllt. Während 
in den Jahren 1881 bis 1895 die Tuberkuloseziffer noch immer auf der 
ungewöhnlichen Höhe zwischen 40 bis 60 Todesfällen auf 10000 Ein¬ 
wohner sich hält, kommt im Jahre 1896 ein starker Abfall von 45,6 auf 
38,5. Ein weiterer bemerkenswerter Abfall ist in Fürth zu verzeichnen 
im Jahre 1899; in diesem Jahre ging die Tuberkulosesterbeziffer zum 
erstenmal unter 30 Todesfälle auf 10000 Einwohner herunter, und näherte 
sich damit etwas dem Durchschnitt im Königreich. Auf dieser Höhe blieb 
dann die Sterblichkeit mit geringen Schwankungen zwischen 29,2 und 32,8 
bis zum Jahre 1906; im Jahre 1907 fand ein weiterer Bückgang statt 
auf 26,0, und im Jahre 1911 ein solcher auf 20,0, so daß sie jetzt über dem 
allgemeinen Durchschnitt des Königreichs nur mehr um ein ganz geringes 
erhöht ist, während die Differenz vor 30 Jahren noch eine ganz außerordent¬ 
liche war, die Zahl 20 überschreitend. 

Da aber beim Antritt meiner amtsärztlichen Tätigkeit in Fürth im 
Jahre 1904 die Tuberkulosesterbeziffer immer noch eine sehr hohe und den 
Durchschnitt im Königreich merklich überschreitende war, habe ich die 
Forschung nach der Ursache dieser Erscheinung neuerdings aufgenommen. 

Die Tuberkulose stand ja damals bereits, nachdem die anderen Krank¬ 
heiten, die, wie z. B. der Typhus, die Aufmerksamkeit der Ärzte und Hygie¬ 
niker bisher in besonderem Maße in Anspruch genommen hatten, ganz 
wesentlich zurückgegangen waren, im Vordergrund des öffentlichen Interesses. 

In Verfolgung meines Zieles versuchte ich zunächst, da früher derartige 
Aufzeichnungen nicht gemacht wurden, die numerische Ausbreitung der 
Tuberkulosesterbefälle in den einzelnen Stadtbezirken festzustellen, um damit 
Sicherheit darüber zu gewinnen, ob die hohe Tuberkulosesterblichkeit über 
die ganze Stadt sich ausbreite, oder ob bei der Verschiedenheit der hygie¬ 
nischen Verhältnisse in den einzelnen Stadtbezirken auch die Tuberkulose- 
sterbeziffer eine verschiedene sei. 

Schon im ersten Jahre dieser Feststellung zeigte sich, daß letztere An¬ 
nahme voll berechtigt ist. Da aber die Einwohnerzahl der einzelnen Bezirke 
doch zu niedrig ist, um aus einmaliger Zählung bindende Schlüsse ziehen 
zu können, so habe ich die Zusammenstellung auch in den folgenden Jahren 
bis jetzt fortgesetzt und damit ein wertvolles, nunmehr statistisch beweis¬ 
kräftiges Material gewonnen. Das Ergebnis dieser mehrjährigen Feststellungen 
ist umstehend aufgeführt. 
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Tuberkulosesterblichkeit in den einzelnen Stadtbezirken 1 ). 


Bezirke 

Auf 1000 Einwohner treffen 
Tuberkulosesterbefalle 
im Durchschnitt von 

Bezirke 

Auf 1000 Einwohner treffen 
Tuberkulosesterbe falle 
im Durchschnitt von 


1904—1906 

1908—1911 

1904—1906 

1908—1911 

I 

3,7 

2,4 

xm 

1,6 

0,3 

II 

3,1 

3,0 

XIV 

2,0 

2,2 

in 

3,4 

2,1 

XY 

3,0 

2,4 

IV 

3,8 

2,0 

XVI 

2,1 

1,7 

V 

3,6 

2,6 

XVII 

2,4 

0,7 

VI | 

3,1 

2,4 

XVIII 

3,3 

1,6 

VII | 

4.3 

2,5 

XIX 

3,0 

1,7 

VIII 

2,0 

1,0 

XX 

3,4 

2,1 

IX 

1.7 

2,6 

XXI 

2,7 

1,2 

x 

, 3,0 

2,6 

XXII 

2,9 

1,5 

XI 1 

| 3,1 

1,0 

XXIII 

1,8 

2,0 

XII I 

| 2,1 

0,8 

XXIV 

2,4 

1,4 


Auf den Stadtplänen (Tafel B und G) ist dieses Ergebnis ferner noch 
farbig aufgetragen und kann daraus die Verschiedenheit der Tuberkulose- 
Bterblichkeit in den einzelnen Stadtbezirken deutlich ersehen werden. Auf 
dem einen Plane ist die mehrjährige durchschnittliche Sterbeziffer in den 
Jahren 1904 bis 1906, im anderen jene von 1907 bis 1911 eingetragen. 

Die gelbe Färbung zeigt eine Sterblichkeit von 10 bis 20 auf 10000 
Einwohner, die rote eine solche von 21 bis 30, die blaue jene yon 31 bis 40 
und die schwarze eine Sterblichkeit yon 40 bis 50 auf 10000 Einwohner. 

Auf dem zweiten Plane sieht man auch noch eine grüne Farbe, welche 
die Tuberkulosesterblichkeit unter 10 auf 10 000 Einwohner anzeigt, auf 
welche Ziffer in zwei Stadtbezirken die Sterblichkeit heruntergegangen ist 

Die höchste Sterblichkeit, die nicht nur den Durchschnitt im König¬ 
reich, sondern auch jenen in der Stadt Fürth selbst wesentlich übersteigt, 
ist auf den VII. in der Altstadt gegen die Rednitz zu gelegenen Stadtbezirk 
beschränkt. Die Sterbeziffer 31 bis 40 ist vertreten in den ebenfalls im 
älteren Stadtteil gelegenen Bezirken. Sie findet sich dann noch im XX. 
Dieser Bezirk selbst ist räumlich zwar ziemlich ausgedehnt, aber, namentlich 
war dies zur fraglichen Zeit der Fall, noch wenig bebaut. Die Wohnquartiere 
sind auf einige Straßen beschränkt und sind dort hauptsächlich die in der 
Glasindustrie beschäftigten Arbeiter in Wohnung. 

Diese blaue Farbe — 20 bis 30 Sterbefälle auf 10000 — findet sich 
auch noch im XVIII. und XIX. Bezirk. Diese zwei Bezirke sind aber nur 
durch einige Straßenzüge so ungünstig beeinflußt. Auf dem zweiten Plane 
mit der Durchschnittssterblichkeit von 1908 bis 1911 beträgt dort die Tuber¬ 
kulosesterblichkeit nur mehr 10 bis 20 auf 10000 (gelbe Farbe). 

Die rot gefärbten Bezirke mit mittlerer Sterblichkeit gehören zum 
größeren Teil dem inneren Stadtbezirk an und enthalten bessere, meist aber 
auch kostspieligere Wohnungen. 

l ) Siehe die beiden Stadtpläne. 
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Die geringste Sterblichkeit finden wir endlich im XIII. und XVIL Bezirk, 
der hauptsächlich von den besseren Gesellschaftsschichten bewohnt wird. 

Über die hygienischen Verhältnisse dieser verschiedenen Stadtbezirke, 
soweit sie damals schon bewohnt waren, möchte ich am liebsten Kerschen- 
steiner sprechen lassen. Er äußert sich wie folgt: 

„Keinem Besucher Fürths wird es entgangen sein, daß diese Stadt in 
zwei in jeder Beziehung toto coelo verschiedene Teile sich gliedert: in das 
alte und in das neue Fürth.* Diese beiden Partien ein und derselben Stadt 
sind in der Tat so verschiedenartig nach Lage, Bauart, Einteilung, Bewohner, 
Sitte, Leben, gesellschaftlichen Zuständen, finanziellen Verhältnissen usw., 
daß man sagen darf: derjenige kennt Fürth nicht, der nur den einen oder 
den anderen Teil gesehen hat. u 

Kerschenstein er bezeichnet dann das neue Fürth als den gesünderen 
Teil und fährt fort: 

„Ganz anders verhält es sich mit dem alten Teile der Stadt. Hier sind 
Unreinlichkeit, schmutzige Höfe und Abtritte, kleine Winkel, dumpfe und 
feuchte, niedrige und schmutzige Wohnungen die Begel. Unter vielem 
anderem überzeugte ich mich an noch zu nennenden Örtlichkeiten selbst von 
den äußerst mißlichen Zuständen in bezug auf Reinlichkeit und Salubrität. 
So der ganze Abhang der Bergstraße, Staudengasse, Löwen platz, Mark¬ 
grafengasse usw. Hier ist überall dichte, sich unreinlich führende Arbeiter¬ 
bevölkerung, allermeist Heimarbeiter. Am schlimmsten ist es mit den 
Abtrittsverhältnissen bestellt, welche an manchen Plätzen jedem Gefühl von 
Anstand und Reinlichkeit, gar nicht von Salubrität zu sprechen, Hohn sprechen.“ 

All diese von Kerschensteiner benannten Straßen liegen am ab¬ 
schüssigen Teile der Altstadt, zumeist im VII. Bezirk; sie weisen wie früher 
die meisten Typhusfälle, so jetzt noch immer die meisten Tuberkulosesterbe¬ 
fälle auf. 

Außer den von Kerschensteiner hervorgehobenen sanitären Miß¬ 
ständen, die sich ja im Laufe der Zeit allmählich schon besserten, die aber 
immerhin bis zu einem gewissen Grade dort mehr als anderwärts in der 
Stadt auch jetzt noch fortbestehen, ist ein weiteres, die Verbreitung der 
Tuberkulose begünstigendes Moment durch die neueren Erhebungen für jene 
Stadtbezirke noch feBtgestellt worden: nämlich die Wohnungsdichtigkeit. 

Ein Vergleich der Tuberkulosesterblichkeit in den einzelnen Bezirken 
mit der von Dr. Dennig in einer Denkschrift über die Ergebnisse der 
Wohnungserhebung in der Stadt Fürth besprochenen Stärke der Belegung 
der Wohnungen ergibt, daß jene Bezirke, in welchen das zu fordernde 
Mindestraummaß — 10 cbm für den Kopf und 20 cbm für Wohn- und 
Schlafraum für den Kopf — entweder überhaupt nicht erreicht oder doch nur 
wenig überschritten ist, die höhere Tuberkulosesterblichkeit haben. Zu diesen 
gehören all die hier schwarz oder blau aufgetragenen Bezirke, und ich 
möchte hier ganz besonders nochmals auf den bereits erwähnten XX. Bezirk 
hinweisen, der zwar im neuen Stadtteil liegt, der aber für einen Mietwohner 
nur 20,63 cbm Gesamt Wohnfläche bietet. 

Im allgemeinen ergibt der Vergleich der Tuberkulösesterblichkeit mit 
der Wohnungsdichte, daß jene Bezirke, in welchen der in der Gesamtwohnung 
auf den Kopf treffende Luftraum 27 cbm nicht übertrifft, mit Ausnahme 
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von nur zwei Bezirken — XXIII und XXIV, welche beide teilweise noch 
eine Landwirtschaft treibende Bevölkerung haben —, eine höhere als die 
Durchschnittssterblichkeit der Stadt aufweisen, während jene Bezirke, welche 
dieses Gesamtluftmaß von 27 cbm überschreiten, unter der Durchschnitts¬ 
sterblichkeit sich bewegen, wobei jene Stadtbezirke, welche die geringste 
Tuberkuloseziffer hier von jeher haben, nämlich der XIIL und XVII. Bezirk, 
für den Mieter einen Luftraum von 58 bzw. 79 cbm bieten. 

Mit dieser Feststellung ist eine Tatsache bewiesen, die auch andere 
Tuberkuloseforscher, wie Hofrat Dr. May in München, Hofrat Dr. Franken¬ 
berger in Nürnberg u. a., auf Grund ihrer Beobachtungen erhärteten, näm¬ 
lich: daß die Häufigkeit der Tuberkulose steigt mit der Wohnungs¬ 
dichtigkeit. 

Aus den erwähnten Wohnungserhebungen dahier geht dann auch noch 
weiter hervor, daß in den meisten Bezirken der Altstadt, namentlich im II. bis VII., 
auch die Belichtung der Räume eine ungünstige ist. Die Gesamtzahl der 
fensterlosen, also ganz dunkeln, und der ungenügend belichteten Räume 
beträgt dort nach Dr. Dennig 13,07 Proz. aller Räume. Auch hinsichtlich 
der Trockenheit der Wohnungen ergaben sich dort die meisten Beanstan¬ 
dungen, insofern 8,12 Proz. als feucht bezeichnet sind. 

Diese Erscheinungen haben zu der Auffassung geführt, daß die Tuber¬ 
kulose als eine Wohnungskrankheit anzusprechen sei. Gegen diese Auf¬ 
fassung wurde zwar in der Wissenschaft mitunter Stellung genommen, so 
namentlich von Löffler; von diesem bekanntlich deshalb, weil er als die 
eigentliche Quelle der Tuberkuloseverbreitung die sogenannte Tröpfchen¬ 
infektion betrachtet, das ist die Übertragung der Tuberkelbazillen unmittel¬ 
bar von Mensch zu Mensch mittels der beim Sprechen, Räuspern, Husten 
und Niesen verspritzten feinsten Tröpfchen, welche Tuberkelbazillen ent¬ 
halten. Aber wenn man auch auf diesen Standpunkt sich stellt, so gibt dies 
durchaus keinen Anlaß, die Bezeichnung Wohnungskrankheit als unzutreffend 
zu erklären. Denn auch diese Art der Infektion wird wesentlich erleichtert 
werden in Wohnungen, die ein geringes Raummaß haben, so daß die Be¬ 
wohner dicht aufeinander gedrängt sind, und so wird auch bei dieser Art 
der Tuberkuloseübertragung die Wohnungsdichtigkeit eine große Rolle spielen. 

Im übrigen wird man kaum zugestehen können, daß die Tröpfchen¬ 
infektion die einzige Übertragungsart ist; man wird vielmehr auch die 
sogenannte Staubinhalation als Infektionsquelle anerkennen müssen. 

In neuester Zeit erst hat sich die wissenschaftliche Deputation 
für das Medizinalwesen in Preußen in einem Gutachten über die An¬ 
bringung von Spuckverboten in Eisenbahnwagen auf die Untersuchungen 
Prausnitzs und Petris hin, wonach die Tuberkelbazillen an den Decken, 
Wänden, in Möbeln der Eisenbahnwagen sich längere Zeit infektionsfähig 
erhalten haben, ausgesprochen und als notwendig erklärt, auch der Infektion 
durch Staubinhalation gebührende Beachtung zu schenken. 

Da nun erfahrungsgemäß die Tuberkelbazillen unter dem Einfluß des 
Lichtes, namentlich des Sonnenlichtes, alsbald wieder zugrunde gehen, vor 
Licht geschützt an feuchten Stellen dagegen sehr lange lebens- und infek¬ 
tionsfähig bleiben, so ist es erklärlich, daß dunkele, dumpfe Räume leichter 
Infektionsherde bilden als helle, sonnige Wohnungen, und auf diese Weise 
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erklärt sich dann der ungünstige Einfluß schlechter Wohnungen in den 
erwähnten Stadtbezirken auf die Verbreitung der Tuberkulose. 

Eine Wohnung aber kann nicht nur an sich schlecht sein, sie kann 
auch erst schlecht werden durch die Art der Benutzung. So kann z. B. eine 
sonst vollkommen ausreichende Wohnung nicht gegen Tuberkuloseübertragung 
schützen, wenn die Bewohner, wie es ja häufig bei ärmeren Leuten vorkommt, 
sich zur Ersparung von Heizmaterial in einem engen Raume zusammen¬ 
pferchen oder gar, wenn beim Mangel einer genügenden Bettenzahl Gesunde 
und Kranke in einem Bette zusammen liegen. 

Auch durch Mangel an Reinlichkeit kann eine Wohnung zum Infek¬ 
tionsherde werden; wenn z. B. die Kranken rücksichtslos ihren Auswurf auf 
den Boden spucken. Hier kommt dann leicht die sogenannte Schmier¬ 
infektion bei den Kindern zustande, welche beim üblichen Rutschen und 
Spielen auf dem unreinen Boden, wie Prof. Dieudonne bereits im Jahre 
1901 nachgewiesen hat, ihre Finger mit Tuberkelbazillen beladen und dann 
diese direkt oder indirekt in den Mund bringen, und so zunächst tuber¬ 
kulöse Drüseninfektion verursachen. 

All diese schlimmen Faktoren hinsichtlich der Begünstigung der Tuber¬ 
kuloseverbreitung sind nun in den Wohnungen der erwähnten Stadtbezirke 
mehr oder minder gegeben, und erklären so recht wohl die hohe dort vor¬ 
handene Tuberkulosesterblichkeit. Man bezeichnet deshalb mit Recht die 
Tuberkulose als eine Wohnungskrankheit. 

Ein weiterer Faktor, der von Einfluß auf die Tuberkulosesterblichkeit 
sein kann, ist bekanntlich die Berufsart. 

Ich habe bereits im Jahre 1905 aus dem Krankenmaterial der hiesigen 
Allgemeinen Ortskrankenkasse, das sie auf meine Anregung in anerkennens¬ 
werter Weise für die Bayerische Landesgewerbeausstellung in Nürnberg 1906 
zusammenstellte, Aufschlüsse über die Verbreitung der Tuberkulose in den 
verschiedenen Berufsarten zu gewinnen versucht. 

Soweit die von mir für die Ausstellung vorgenommene wissenschaftliche 
Verarbeitung dieses Materials Schlüsse zuließ, waren es die in der hiesigen 
Glasindustrie beschäftigten Arbeiter, namentlich die Glasschleifer, welche die 
relativ höchste Erkrankungsziffer an Tuberkulose aufwiesen. 

Die Ortskrankenkasse hat mir nun neuerdings in entgegenkommendster 
Weise die Sterbefälle an Tuberkulose vom Jahre 1906 bis 1911 zusammen¬ 
gestellt. 

Nach dem Ergebnisse dieser Zusammenstellung beträgt die Gesamt¬ 
sterbeziffer an Tuberkulose unter den Kassenmitgliedern 36 auf 10000, 
und zwar bei den Männern 40, bei den Frauen 36. Im Königreich starben 
im Alter von 15 bis 60 Jahren 33,7 auf 10000 Personen dieses Alters. 
Das Verhältnis der Tuberkulosesterbefälle zur Gesamtsterblichkeit beträgt 
42,25 Proz. 

Das Ergebnis der Zusammenstellung hinsichtlich einzelner Berufsgruppen 
ist folgendes: Von je 1000 Mitgliedern der betreffenden Berufsgruppe 
starben bei: 

Bauhandwerk: männliche 7,6, weibliche 0,0, zusammen 7,6. 

Glasindustrie: männliche 6,0, weibliche 2,7, zusammen 4,7. 

Handelsgewerbe: männliche 3,1, weibliche 2,5, zusammen 2,5. 
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Holz facharbeiten: m&nnliche 3,6, weibliche 2,5, zusammen 3,5. 

Konfektion: männliche 1,4, weibliche 3,1, zusammen 2,7. 

Metallarbeiter: männliche 3,3, weibliche 3,3, zusammen 3,3. 

Nahrungs- und Genußmittel: männliche 1,0, weibliche 0,0, zu¬ 
sammen 0,7. 

Textilarbeiter: männliche 0,0, weibliche 2,3, zusammen 1,8. 

Papierbranche: männliche 1,4, weibliche 2,0, zusammen 1,8. 

Sonstige Arbeiter: männliche 5,4, weibliche 5,2, zusammen 5,3. 

Unter den einzelnen Berufsarten haben demnach die höchste Tuber¬ 
kulosesterbeziffer die Bauhandwerker, nämlich 7,6 Promille. An zweiter Stelle 
kommen die in der Industrie beschäftigten männlichen Arbeiter mit 6 Pro¬ 
mille; die Arbeiterinnen dieser Industrie haben nur eine Sterblichkeit von 
27 Promille. Dann kommen die Holzfach- und Metallarbeiter mit 36 bzw. 
33 Promille. Niedrigere Ziffern finden sich bei den Angehörigen der Textil¬ 
industrie und der Papierbranche mit 18 Promille; bei diesen sind die weib¬ 
lichen Personen mehr belastet als die männlichen. 

Bei den „sonstigen Arbeitern“ erhöht sich die Sterbeziffer hauptsäch¬ 
lich dadurch, daß hier viele Personen, die sich nach Ablauf ihrer Unter¬ 
stützungsfrist selbst versicherten und dann als Selbstversicherte starben, 
mit berechnet sind. 

Nachstehend sei eine Zusammenstellung über die Tuberkulosesterblich¬ 
keit bei ausgewählten Berufsarten angefügt, die der bayerische Landes¬ 
gewerbearzt Dr. Kölsch in seiner Abhandlung „Arbeit und Tuber¬ 
kulose“ l ) („Die Tuberkulosesterblichkeit der erwerbsfähigen Bevölkerung 
Bayerns im Jahre 1908 vom sozialhygienischen Standpunkt aus“) auf Grund 
des Ergebnisses der amtlichen Leichenschauscheine des ganzen Königreiches 
fertigte. 


Berufe 

Tuber¬ 

kulose- 

Auf 1000 
Lebende 
der 

Beruf sart 



Im Alter von 




lalle 

15-19 

20-29 

30-39 

40-49 50-59 

60-69 

Kaufleute .... 

177 

2,97 | 

0,29 

1,04 

0,73 

0,46 

0,26 

0,19 

Landwirtschaft . . 

1221 

1,82 

0,13 

0,24 

0,27 

0,31 

0,46 

0,41 

Maurer. 

247 

10,23 

0,29 

1,74 

2,53 

1,82 

2,53 

1,32 

Schneider .... 

161 

j 4,94 | 

0,52 

1,41 

1,38 

0,65 

0,40 

0,58 

ßchreiner .... 

168 

13,37 ; 

0,48 

3,82 

4,14 

2,23 

1,19 

1,51 

Schuster. 

169 

j 3,63 

0,32 

0,90 

0,73 

0,73 

0,65 

0,30 

Steinhauer usw. . 

275 

1 26,85 

0,68 

4,20 

7,52 

7,62 

4,78 

2,05 

Tagelöhner usw. . 

625 

| 83,10 

1,60 

11,17 

17,68 

17,15 

21,29 

14,23 

Tüncher und Maler 

109 

7,28 

0,33 

2,34 

1,74 

1,60 

0,80 

6,47 

Zimmerer .... 

93 

!' 5,20 j 

0,17 

1 0,67 

1,34 | 

1,12 

0,84 

1,06 


Ein Vergleich dieser Zahlen mit den bei der hiesigen Ortskrankenkasse 
gewonnenen ist allerdings ohne weiteres nicht möglich, weil von letzterer 
verschiedene mehr oder minder zusammengehörige Berufsarten in größeren 

l ) Archiv für soziale Hygiene. September 1910. 
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Gruppen zusammengezogen sind, so daß in den meisten dieser die Sterbe¬ 
ziffern etwas geringer erscheinen; so sind z. B. in der Gruppe der Bau- 
handwerker alle Berufe aufgenommen, die mit dem Baugewerbe irgendwie 
in Verbindung stehen, wie Maurer, Steinhauer, Maler und Tüncher usw. Die 
Tuberkulosesterbeziffer beträgt hier im Durchschnitt der Jahre 1906 bis 1911 
7,6 Promille; nach Kölsch bei den Maurern 10,23, bei den Steinhauern 
26,85, bei den Malern und Tünchern 7,28, bei den Zimmerern 5,20. 
Bei den Holzfacharbeitern beträgt die Tuberkulosesterblichkeit hier 3,5 
auf 1000 Lebende; nach Kölschs Zusammenstellung bei den Schreinern 
aber 13,37, bei den Holzarbeitern (den Sägern, Abrichtern, Fräsern, Holz¬ 
schnitzern usw.) 10,06. Für die Papierbranche ist bei der hiesigen Orts¬ 
krankenkasse eine Tuberkulosesterblichkeit von 1,8 Promille, und zwar beim 
männlichen Geschlecht von 1,4, beim weiblichen von 2,0Promille berechnet; 
Kölsch fand bei den Buchbindern im Jahre 1908 eine solche von 
3,62Promille, bei den Papierarbeiterinnen eine solche von 3,16Promille. 

Wo dagegen auch hier für einzelne Berufsarten gesondert die Sterbe¬ 
ziffer berechnet ist, stimmen die beiderlei Zahlen ziemlich überein, bo z. B. 
bei den Kaufleuten, welche hier mit 2,5 Promille, bei Kölsch mit 2,97 Pro¬ 
mille aufgeführt sind. 

Was die Ursache der spezifischen Berufsschädigung anbelangt, 
so wird man im allgemeinen wohl in erster Linie den schädigenden Einfluß 
der Staubeinatmung, namentlich die Einatmung gewisser Staubarten, vor 
allem des mineralischen Staubes, so z. B. des an Kieselsäurekristallen reichen 
Sandsteinstaubes oder des Hartsteinstaubes (Granit, Basalt usw.), die, als 
scharfkantig, eine Verletzung der Schleimhaut der Atmungsorgane herbei¬ 
führen und somit dem Eindringen der Tuberkelbazillen die Wege ebnen 
werden, berücksichtigen müssen. Von anderen Einflüssen sind die Schädi¬ 
gungen ins Auge zu fassen, die eine Erkrankung der Atmungsorgane ver¬ 
ursachen können, wie Gelegenheit zu Erkältungskrankheiten, die bei manchen 
Berufsarten in besonderem Maße gegeben ist. Auch hierdurch wird die 
Widerstandsunfähigkeit der Luftwege gegen die Einwirkung der Tuberkulose¬ 
erreger herbeigeführt und somit die Entstehung und Ausbreitung einer 
tuberkulösen Lungenerkrankung begünstigt. 

Indes sind es nicht einzig allein die unmittelbaren Berufsschädigungen, 
die hei Begünstigung der Tuberkuloseentstehung den Ausschlag geben, 
sondern es wirkt hier noch eine Reihe anderer Faktoren, wie Körperkonsti¬ 
tution des Arbeiters, ererbte Anlagen, Ernährung, Lebensgewohnheiten, 
Wohnung usw. mit. 

So kann man in manchen Berufsarten eine höhere Tuberkulosesterblich¬ 
keit z. B. aus dem Grunde Anden, weil dort eine größere Anzahl schwäch¬ 
licher, von Haus aus kränklicher Individuen ihr Unterkommen sucht. Ferner 
werden Individuen, die infolge schlechter Erwerbsverhältnisse oder auch aus 
Unverstand schlecht und unzweckmäßig sich ernähren, infolge Rückganges 
der Körperkraft und der natürlichen Widerstandskraft leichter der Tuber- 
kuloseansteckung zum Opfer fallen als jene, welche eine gesundheitsgemäße 
Lebensweise führen, und ganz besonders wird es der Alkohol sein, der in 
manchen Berufsarten, hier z. B. von den Metallschlägern, auch von den 
Glasarbeitern, Maurern usw. in größeren, über das zuträgliche Maß hinaus- 
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gehenden Mengen genossen wird, während die Nahrungszufuhr hinter dem 
Alkoholgenuß in bedenklicher Weise zurücksteht. 

Diese Alkoholschädigung ist in der erwähnten Arbeit Kölschs näher 
erörtert; sie spielt zweifellos auch hier in Fürth eine nicht zu unterschätzende 
Rolle bei Begünstigung der Tuberkuloseerzeugung. 

Als eine weitere Quelle der Tuberkuloseübertragung hätte ich noch kurz 
der Nahrungsmittel zu gedenken, darunter namentlich der Milch. Ich 
hatte Veranlassung, mich mit dieser Frage einmal etwas eingehender zu 
beschäftigen, als an mich im Jahre 1908 die Einladung erging, auf der 
Wanderversammlung des Bundes der bayerischen Landwirte einen Vortrag 
zu halten über den Einfluß der Milch auf die Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten, dann aus dem weiteren Anlaß, als hier einige Fälle zur 
Meldung gelangten, in welchen Personen ungekochte Milch von Kühen 
genossen hatten, deren Euter bei der Schlachtung als tuberkulös befunden 
worden war. 

Das Ergebnis der Untersuchung fraglicher Personen auf Tuberkulose 
war ein negatives; noch im Vorjahr habe ich den Auswurf einer Frau, die 
am ehesten verdächtig auf Tuberkulose war, wieder auf Wunsch dem Reichs- 
gesundheitsamt eingesandt, und die Meerschweinchenimpfung ergab wieder 
ein negatives Resultat. 

Der Milch kann demnach bei der Verbreitung der Tuberkulose in Fürth 
keine besondere Rolle zugesprochen werden, was natürlich die Notwendigkeit 
einer ergiebigen Kontrolle der Milch durchaus nicht ausschließt. 

Das wäre das Wesentlichste, was ich über die Verbreitung der Tuber¬ 
kulose in Fürth und deren Ursachen zu berichten hätte; ich möchte mir nun 
einige Ausführungen über die Bekämpfung dieser Krankheit gestatten. 

Die Frage der Notwendigkeit einer Bekämpfung der Tuberkulose ist 
schon so vielfach und eingehend erörtert worden, daß ich hierüber nicht 
viele Worte zu verlieren brauche. Diese Notwendigkeit drängt sich auf 
sowohl aus wirtschaftlichen als auch humanitären Gründen. Fürth hatte in 
letzter Zeit eine ungefähre jährliche Tuberkulosesterbeziffer von 160 bis 
170 Fällen. Berechnet man daraus nach der üblichen Art, daß auf einen 
Todesfall etwa fünf Krankheitsfälle treffen, die Erkrankungsziffer, so haben 
wir ungefähr 900 Tuberkulöse in Fürth anzunehmen. Die Höhe des aus 
dieser Sterbeziffer sich berechnenden Gesamt Verlustes, verursacht durch Ver¬ 
dienstentgang und Auslagen für Heilverfahren, Krankengeld, Krankenpflege 
und Sterbekosten, wird nach der gewöhnlichen Schätzung für Fürth jährlich 
etwa 120000 bis 130 000 Jt betragen. 

Eine wie große Summe nicht nur ideeller, sondern auch materieller 
Güter wird also auf diese Weise vernichtet. 

Welche Erregung würde sich der Bevölkerung bemächtigen, wenn eine 
andere übertragbare Krankheit, z. B. Typhus, auch nur in einer annähernd 
so großen Zahl in der Stadt verbreitet wäre? 

Der Grund, warum der Verbreitung der Tuberkulose gegenüber bis¬ 
her eine gewisse Gleichgültigkeit seitens der Bevölkerung herrschte, liegt 
zweifellos in einer Art Angewöhnung an den Zustand und in der von 
früher her übernommenen Annahme, daß es um ein unabweisbares Übel 
sich handle. 
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Seit jedoch durch R. Kochs Entdeckung des Tuberkelbazillns fest¬ 
gestellt ist, daß die Tuberkulose zu den übertragbaren, somit zu den ver¬ 
meidbaren Krankheiten gehört, ist eine solche Stellungnahme der Tuberkulose 
gegenüber völlig haltlos geworden. 

Es mag ja noch immer skeptische Gemüter geben, welche an einen großen 
Erfolg der gegen die Tuberkulose angewandten Kampfmittel nicht glauben, 
und den Rückgang dieser Krankheit als etwas Zufälliges oder in der Perio¬ 
dizität der übertragbaren Krankheiten liegendes betrachten wollen. So mag 
vielleicht die Tatsache, daß auch hier in Fürth die Tuberkulosesterblichkeit 
vor Anwendung der spezifischen, jetzt in Schwung befindlichen Bekämpfungs¬ 
mittel zurückging, zu dieser Deutung Anlaß geben, z. B. namentlich der plötz¬ 
liche Sprung, den die Sterbeziffer im Jahre 1896 von 45,0 auf 38,7 machte. 

Es wäre jedoch sicher irrig, anzunehmen, daß dieser Rückgang ohne 
jegliche Ursache von außen ganz von selbst erfolgt sei. So wenig der 
Typhusbazillus seine Virulenz verloren hat und so wenig die Typhuserkran¬ 
kungen ohne Assanierung der Städte mittels systematischer Kanalisation 
und Verbesserung der Trinkwasserversorgung zurückgegangen wären, ebenso¬ 
wenig hätten wir ein Sinken der Tuberkulosesterbeziffer zu verzeichnen, 
wenn nicht irgendwelche Faktoren an dem Zurückdrängen dieser Krankheit 
mitgewirkt hätten. 

Hier in Fürth mag in früherer Zeit zum Teil die Ursache .der Verringe¬ 
rung der Tuberkulosesterblichkeit allerdings in der Vermehrung der Bevölke¬ 
rung auf dem Wege der Zuwanderung liegen. Wie bereits hervorgehoben, 
waren es früher hauptsächlich die eingeborenen Fürther, die der Tuberkulose 
zum Opfer fielen, während die Tuberkulosesterblichkeit bei den auswärts 
Geborenen eine geringere war. Wenn nun durch stete Zuwanderung solcher 
widerstandsfähigerer Elemente das bessere Menschenmaterial im Vergleich 
zum eingeborenen immer weiter sich vermehrte, so mußte dies wohl im Rück¬ 
gang der Tuberkulosesterblichkeit allmählich immer mehr zum Ausdruck 
kommen. 

Das wesentlichste hier in Betracht kommende Moment ist aber zweifellos 
zu suchen in der Verbesserung der allgemeinen und persönlichen hygienischen 
Verhältnisse und in der allmählichen Hebung der ganzen Lebensführung der 
Bevölkerung. Bezüglich des Einflusses der Wohnungen auf die Tuberkulose¬ 
verbreitung in Fürth hat dann vor allem günstig gewirkt die Ausdehnung 
der Stadt, unter Bildung ganz neuer Wohnviertel mit geräumigerer Bauart 
der Häuser und breiteren Straßenzügen, und dadurch bedingter besserer 
Belichtung, Schaffung heller und luftiger Arbeitsräume in den Fabriken, 
Beseitigung von alten schlechten, kleinen Werkstätten, Verminderung der 
Heimarbeit, die namentlich Kerschensteiner in besonderem Maße der 
Tuberkuloseverbreitung beschuldigt, ferner Erhöhung der Reinlichkeit durch 
Erleichterung des Wasserbezuges infolge Einführung der Wasserleitung in 
die Wohnungen usw. 

Außerdem fällt in die Zeitperiode von 1881 bis 1896 die Einführung 
der Krankenversicherung (1884) und der Invalidenversicherung (1890), 
Einrichtungen, die ohne Zweifel eine Besserung in der Versorgung der 
Kranken gebracht und somit auch einen günstigen Einfluß auf die Herab¬ 
setzung der Tuberkulosesterbeziffer ausgeübt haben. 
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Als ein besonderes Ereignis in diesem Zeitabschnitt muß dann noch 
herrorgehoben werden die Entdeckung des Tuberkelbazillus im Jahre 1882 
und die damit herbeigefübrte Verbesserung unserer Kenntnisse über Natur 
und Wesen dieser Krankheit. Allerdings hat diese Umwälzung auf wissen¬ 
schaftlichem Gebiete keineswegs in einer raschen Änderung des Verhältnisses 
der Tuberkulosesterblichkeit Ausdruck gefunden. Es ist dies übrigens sehr 
wohl begreiflich, denn einmal verschaffen sich derartige Errungenschaften 
der Wissenschaft nur ganz allmählich Eingang bei der Allgemeinheit — wir 
finden selbst in den Generalberichten der Sanitätswesenverwaltung im König¬ 
reich Bayern erst sieben Jahre nach Entdeckung des Tuberkelbazillus, im 
Jahre 1889, die Tuberkulose unter die übertragbaren Krankheiten auf¬ 
genommen —, andererseits kann sich auch die Wirkung der Bekämpfungs¬ 
mittel der Tuberkulose nicht sofort, sondern nur nach und nach in der 
Herabsetzung der Tuberkulosesterblichkeit bemerkbar machen. 

Diese Wirkung wird nämlich zur Geltung kommen entweder dadurch, 
daß bei besserer Versorgung der Kranken die Mortalität der Krankheit 
herabgedrückt, das Leben der Kranken somit verlängert wird und die Sterbe¬ 
fälle dann auf eine größere Reihe von Jahren verteilt werden, oder auch noch 
dadurch, daß eB gelingt, die Infektionsmöglichkeiten einzuschränken, so daß 
hierdurch die Zahl der Erkrankungen und damit auch jene der Sterbefälle 
heruntergeht. 

Der Eintritt all dieser Wirkungen läßt sich aber zeitlich nicht bestimmt 
umgrenzen; man kann nicht sicher bestimmen, wie lange im Einzelfall das 
Leben verlängert wird und wann dies dann in der Sterbeziffer sich kenntlich 
macht, ebensowenig wann letztere die Herabsetzung der Infektionsmöglich¬ 
keiten ausdrückt. Denn bei der chronisch verlaufenden Tuberkulose sind ja 
Infektion und allenfallsiger tödlicher Ausgang zeitlich niemals so enge zu¬ 
sammengerückt wie bei den akuten Infektionskrankheiten, z. B. bei Typhus, 
so daß bei der Tuberkulose ein Rückgang der Infektionen niemals so rasch 
auch im Rückgang der Todesfälle sich zeigt, als dies bei den letzteren der 
Fall ist. 

Berücksichtigt man also, daß diese Wirkungen nicht in einem eng¬ 
begrenzten Zeiträume auftreten können, so wird man die allmähliche, unter 
teilweisen Schwankungen erfolgende Abnahme der Tuberkulosesterblichkeit 
wohl begreiflich finden und kein Bedenken tragen, in dieser Abnahme auch 
den Einfluß der Bekämpfungsmittel anzuerkennen, die nun ihrerseits hin¬ 
wieder, wie wir gehört haben, allgemein hygienischer Natur oder speziell 
gegen die Tuberkulose gerichtet sein können. 

Solche spezielle BekämpfungBmittel sind in Fürth vor dem Jahre 1903 
nicht oder wenigstens nicht allgemein und systematisch zur Anwendung 
gelangt. Das erste solche Kampfmittel war die Gründung einer Heilstätte 
im Fürther Stadtwalde für weibliche Lungenkranke im Jahre 1903. 

Es ist nun schon wiederholt die Frage aufgeworfen worden, ob denn 
diese Lungenheilstätten auch die Erwartungen erfüllen, die man an sie 
stellte. Die Beantwortung dieser Frage richtet sich ganz natürlich danach, 
was man eben für Erwartungen an sie knüpft. Erwartet man nur das, 
was sie eigentlich zu leisten haben, nämlich bei gewissen Formen von tuber¬ 
kulösen Erkrankungen Heilung oder doch wesentliche Besserung zu bringen 
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und die Kranken zu einem zweckentsprechenden Verhalten und zu einer * 
gesundheitsgemäßen Lebensführung zu erziehen, so wird die Frage mit 
Recht bejaht werden können. Verlangt man aber mehr, namentlich eine 
sofortige wesentliche Einschränkung der Verbreitung der Tuberkulose, so 
wird ein besonderer Erfolg kaum zu erwarten sein; denn daß die Lungen¬ 
heilstätten in der Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit eine aus¬ 
schlaggebende Rolle schwerlich spielen können, läßt sich schon daraus ent¬ 
nehmen, daß die Zahl der Lungenheilstätten im Vergleich zur Verbreitung 
der tuberkulösen Erkrankungen doch noch eine recht kleine und darum 
unzulängliche ist. Dazu kommt noch, daß immer nur gewisse Formen der 
Tuberkulose dort Aufnahme finden und gerade jene Fälle, welche die größte 
Gefahr hinsichtlich der Übertragung der Krankheit bedingen, von der Auf¬ 
nahme ausgeschlossen sind. 

Immerhin wird man der Heilstättenbehandlung einen gewissen Nutzen 
auch für die Allgemeinheit zuerkennen müssen; denn einmal wird eine Reihe 
von Fällen, die ohne geeignete Behandlung sich verschlechtern würden, 
durch die Lungenheilstätten sich bessern; es werden also manche Fälle, die 
sonst zu einer offenen und somit zu einer übertragbaren Tuberkulose 
würden, als weitere Infektionsquellen ausgeschlossen. Dann kann aber auch 
der erzieherische Wert des Aufenthaltes in den Lungenheilstätten sehr hoch 
angeschlagen werden, insofern die Kranken dort lernen, sich so zu verhalten, 
daß auch bei allenfallsiger Verschlimmerung ihres Zustandes sie keine Gefahr 
für ihre Umgebung mehr bilden. 

Eine unbedingt notwendige Ergänzung der Lungenheilstätten, die ja, 
wie erwähnt, nur einzelne Formen der Lungentuberkulose aufnehmen, bilden 
nun die Lungenfürsorgestellen. 

Solche sind in Deutschland zuerst im Jahre 1901 an Stelle der in 
Frankreich bestehenden sogenannten Dispensaires eingeführt worden. 

Der außerordentlich günstige Eindruck, den ich gelegentlich des Tuber¬ 
kulosekongresses in Paris im Jahre 1905 .von diesen Einrichtungen dort- 
selbst bekam, veranlaßte mich, auch hier beim Stadtmagistrat die Errichtung 
einer Lungenfürsorgestelle anzuregen. Äußerer Umstände halber konnte 
aber erst im Jahre 1909 diese Einrichtung als gemeindliches Unternehmen 
geschaffen werden. 

Hierher gehört auch die Tuberkulinbehandlung der Lungenkranken 
durch die hiesigen Ärzte, welche alle,, soweit sie allgemeine Praxis ausüben, 
an einem von Dr. Ziller, dem leitenden Arzte der Lungenheilstätte, ab¬ 
gehaltenen Unterweisungskursus in dieser Behandlungsmethode teilnahmen. 

Als Unterstützungsmittel dieser speziellen Bestrebungen darf ich noch 
anführen die Walderholungsstätte, welche im örtlichen Anschluß an 
die Lungenheilstätte im Jahre 1908 errichtet wurde, sowie deren neueste 
im Jahre 1911 von Dr. Ziller betätigte Einrichtung, der sogenannten 
Nigbt-camps, der nach amerikanischem Muster errichteten Nachtlager im 
Freien, die bereits in einer norddeutschen Walderholungsstätte mit Erfolg 
angewendet werden. Mit dieser Einrichtung haben nach Dr. Zillers Bericht 
die Kurmethoden der Walderholungsstätten eine wesentliche Bereicherung 
erfahren, und wurde damit auch hier ein voller Erfolg erzielt. Der damit 
geschaffene Vorteil liegt vor allem in der Ausnutzung der Walderholungs- 
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* statte bei Tag and Nacht. Zur Aufnahme gelangten in erster Linie Kranke, 
bei denen neben leichter geschlossener Tuberkulose noch Komplikationen, 
wie Neurasthenie, Unterernährung usw., Vorlagen. 

Die Nachfrage nach dieser Einrichtung war seitens der Kranken sehr 
groß. Alle rühmen übereinstimmend die wohltuende Ruhe im Walde, die 
angenehme, erfrischende, auch in der Gluthitze des Sommers 1911 nie ganz 
versagende Luftzirkulation, die auf die Atmungsorgane so wohltätige Wirkung 
der Waldluft. Als große Annehmlichkeit wurde empfunden, daß die stramm 
angespannten Hängematten trotzdem einen hohen Grad von Elastizität 
besitzen und jeder Bewegung des Körpers besser nachgeben als die Roß¬ 
haarmatratzen. 

Die Dauer der Nachtkur belief sich auf die Zeit vom 22. Mai bis 
2. September. 

Der ursprünglich ins Auge gefaßte Zweck der Nachkuren, diese nämlich 
für erholungsbedürftige Frauen und Mädchen, welche tagsüber der Arbeit 
nachgehen und sich aus irgend einem Grunde nicht krank melden können 
und wollen, vor allem zu reservieren, ist jedoch nicht erreicht worden; denn 
keine einzige derartige Kranke wurde eingewiesen, obwohl alles darauf vor¬ 
bereitet war, um den billigen Anforderungen bezüglich warmen Abendessens, 
Frühstücks, Beförderung von und zu der Stadt in jeder Weise gerecht 
zu werden. 

In loserem Zusammenhang mit den Mitteln zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose steht die im Jahre 1911 aus privaten Mitteln — unter Unterstützung 
seitens der hiesigen Stadtgemeinde hinsichtlich der Durchführung des Be¬ 
triebes — errichtete Wald- und Ferienkolonie in Cadolzburg mit Tag- 
und Nachtbetrieb für Kinder der Fürther Volksschulen, welche dort in der 
Zeit von April bis November Aufnahme finden. 

Sie schließt zwar tuberkulöse und tuberkuloseverdächtige Kinder von 
der Aufnahme aus und nimmt nur sonst schwächliche und blutarme Kinder 
auf; da aber gerade diese der Tuberkuloseansteckung am ehesten zum Opfer 
fallen, andererseits sicherlich unter diesen blutarmen Kindern solche mit 
latenter Tuberkuloseinfektion sich finden, so dient auch diese Einrichtung 
wenigstens mittelbar zur Tuberkulosebekämpfung. 

Ebenso kann bis zu einem gewissen Grade auch das Institut der Schul¬ 
poliklinik und Schulzahnklinik hierher gerechnet werden, weil dort 
kranke Kinder der unentgeltlichen ärztlichen Behandlung zugeführt werden 
können, deren sie sonst vielleicht überhaupt nicht teilhaftig würden. 

Eine besondere Erwähnung verdient zweifellos auch die Tätigkeit auf dem 
Gebiete des Wohnungswesens. Ich will hier nur auf zwei Unternehmungen 
hinweisen: einmal auf die Gründung „der gemeinnützigen Bau¬ 
genossenschaft“, welche mit einem Gründungskapital von 100000 jft y ver- 
zinsbar mit 3 Proz., ins Leben gerufen wurde und auf einem Gesamtbauplatz 
von 30 400 Quadratfuß einen Häuserkomplex mit insgesamt 62 dreizimme- 
rigen, teils zweizimmerigen Wohnungen nebst Wohnküche aufgeführt hat. 
Dann die Baugenossenschaft „Eigenheim“ zur Herstellung von 
Ein- und Zweifamilien Wohnhäusern, welche eine Kolonie von Klein¬ 
wohnungen oder Einfamiliendopjtelhäusern in der nordwestlichen Peripherie 
der Stadt geschaffen hat. 
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In diese letztere Genossenschaft können beitreten Arbeiter, niedere 
Bedienstete und Beamte, die dem ln validen Versicherungsgesetz unterliegen. 
Jeder Genosse kann das Häuschen erwerben; um jedoch Spekulationen 
hintanzuhalten, ist der Wiederverkauf nur zu dem Werte der amtlichen 
Schätzung bei der Hypothekenbestellung und dem vom etwaigen Mehrwert 
durch Verbesserungen gestattet. 

Die Wohnfläche jedes Häuschens beträgt 85 qm, die Miete kommt auf 
etwa 370 bis 420 Jfc einschließlich Wasserzins. Die Kosten eines Häus¬ 
chens sind inklusive Grund und Boden auf 7000 geschätzt. Diese Klein¬ 
wohnungskolonie, „Eigenes Heim u benannt, ist eine außerordentliche erfreu¬ 
liche Erscheinung auf dem Gebiete des Wohnungswesens. 

Eine äußerst wichtige Einrichtung auf dem Gebiete des Wohnungs¬ 
wesens bildet die Wohnungsinspektion (in der zurzeit zwei Beamte und 
ein Hilfsbeamter beschäftigt sind); sie ist besonders auf die Verbesserung 
der Verhältnisse in den Wohnungen der Altstadt bedacht und es sind durch 
ihre Tätigkeit die groben Mißstände, die von Kerschensteiner z. B. hinsicht¬ 
lich der Aborte besonders rügte, nunmehr fast gänzlich beseitigt. Allerdings 
kostet es in den Sitzungen der Wohnungskommissionen ab und zu einen 
schweren Kampf; in den meisten Fällen gelingt es aber doch, wenn auch 
unter dem Widerstreben der Hausbesitzer oder ihrer Vertreter, die Anträge 
auf Beseitigung wenigstens der schlimmsten Mißstände durchzudrücken. 

Was den Wohnungsmarkt anbelangt, so sind die Verhältnisse eben¬ 
falls bessere geworden; die Zahl der leerstehenden Wohnungen hat sich von 
0,6 auf 2,38 Proz. erhöht, nähert sich also schon der als normal an¬ 
genommenen Verhältniszahl von 3 Proz. der Gesamtwohnungen. Damit ist 
auch die Belegung derWohnräume eine etwas günstigere geworden und hat 
sich, soweit neuere Erhebungen seitens der Wohnungsinspektion vorliegen, 
der auf einen Bewohner entfallende Luftraum etwas vergrößert. 

Eine wertvolle Arbeit bei der Bekämpfung der Tuberkulose bildet endlich 
auch die Aufklärung der Bevölkerung. Auf diesem Gebiete war früher der 
Volksbildungsverein tätig. In neuerer Zeit hat diese Tätigkeit der im Jahre 
1909 gegründete Verein für Gesundheitspflege übernommen, welcher 
ebenfalls alljährlich öffentliche Vorträge arrangiert. Außerdem sind Unter¬ 
richtskurse auf dem Gebiete des Gesundheitswesens, namentlich über Schutz¬ 
maßregeln gegen übertragbare Krankheiten, für Frauen aus den Arbeiter¬ 
ständen eingeführt worden und um das Verständnis für eine zweckmäßige 
Ernährung 'zu heben, wirtschaftliche Kochkurse, bei welchen den Frauen 
auch ärztlicherseits theoretische Unterweisungen über Nährwert und Nähr¬ 
geldwert der einzelnen Nahrungsmittel erteilt werden. 

Da der Alkoholismus die Disposition zu Tuberkulose mächtig fördert, 
so wird auch die Bekämpfung des Mißbrauches geistiger Getränke mittelbar 
als Kampfmittel gegen die Tuberkulose angesprochen werden können, und 
ich darf daher hier noch die vom Verein für Gesundheitspflege ins Leben 
gerufene „Trinkerfürsorgestelle“, sowie die Errichtung von Schank¬ 
stätten von Kaffee und Milch in der Nähe von Fabriken, welche den 
Arbeitern gegen mäßiges Entgelt warmes Frühstück verabreichen, um damit 
dem so viel verbreiteten gefährlichen Schnapsgenuß in den ersten Morgen¬ 
stunden entgegenzuwirken, erwähnen. 
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Soviel über die Organisation unseres Kampfes gegen die Tuberkulose, 
lob möchte hierzu nur einige kurze Mitteilungen machen über die T&tigkeit 
der Lungenheilstätte, der Walderholungsstätte und der Fürsorgestelle für 
Lungenkranke aus den Berichten, die mir in dankenswerter Weise von 
den dort tätigen Kollegen Ziller, dem Leiter der Lungenheilstätte, und 
Dr. Stark, der mit Dr. Dreyfuß an der Fürsorgestelle tätig ist, über¬ 
mittelt wurden. 

Die Lungenheilstätte in Fürth wurde Ende des Jahres 1903 bezogen; 
sie hat seit dieser Zeit bis zum Ende des Jahres 1911 im ganzen 2093 
Lungenkranke beherbergt mit wechselndem Erfolg. Es wurden entlassen 
bis zum Ende des Jahre 1910: 

a) Nach dem Allgemeinzustand: 

gebessert. 1269 = 70,3 Proz. 

ungebessert. 364 = 20,7 „ 

verschlechtert. 11 = 0,06 „ 

b) Nach der Erwerbsfähigkeit; 

voll erwerbsfähig.1291 = 71,9 Proz. 

teilweise. 269 = 14,9 „ 

nicht arbeitsfähig. 104 = 0,5 „ 

Die Gesamtzahl der Verpflegtage beträgt 173 047; hierfür wurden be¬ 
zahlt im ganzen 531360 dt. Es wurde also in diesem Zeitraum über eine 
halbe Million Mark für die Behandlung weiblicher Lungenkranker in einer 
Lungenheilstätte aufgewendet. 

Unter diesen Kranken waren aus Fürth 660 mit insgesamt 56100 
Verpflegungstagen, und bezahlt wurden hierfür 168 300 dt^ so daß auf eine 
Kranke etwa 255 bis 300 dt an Behandlungskosten treffen. 

ln der Walderholungsstätte unter der Leitung des Frauenvereins 
vom Roten Kreuz wurden seit der Betriebseröffnung im Jahre 1908 auf¬ 
genommen 600 Personen, darunter 230 männliche und 370 weibliche. 

Unter diesen befanden sich 268 Tuberkulose, in deren Aufnahme ich 
einen Hauptwert der Erholungsstätte erblicken möchte. Die Zahl der Ver¬ 
pflegstage betrug 16 200, was einen Kostenaufwand von 17 000 dt aus¬ 
macht. Für einen Kranken betragen demnach die Kosten der Aufnahme 
in die Walderholungsstätte ungefähr 28 dt bei einer durchschnittlichen 
Aufenthaltsdauer von 27 Tagen. Der ungefähre mittlere Erfolg war eine 
Gewichtszunahme von 2,5 kg, der höchste 9 kg. * 

In den seit 1911 eingeführten Night-camp s wurden im ersten Betriebs¬ 
jahr 27 Patienten verpflegt. 

In der Lungenfürsorgestelle wurden in der Zeit vom November 
1909 bis Ende Dezember 1911 1370 Personen, darunter 519 Männer, 
582 Frauen und 269 Kinder beraten. 

Der Aufwand beträgt in dieser Zeit im ganzen etwa 15000 dt , so 
daß auf einen beratenen Kranken ungefähr \\<dt treffen. Die verausgabten 
Mittel wurden außer zum Betriebe verwendet zur Unterstützung mit Nah¬ 
rung, zur Beschaffung von Betten, Bettüchern, Spucknäpfen, Desinfektions¬ 
mitteln usw. für die Kranken, wie es eben in den Lungenfürsorgestellen 
üblich ist. 
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Ein Hauptteil der Arbeit der Fürsorgestelle ruht auf den Schultern der 
Pflegeschwestern; von der Art ihrer Tätigkeit hängt im wesentlichen der 
Erfolg der ganzen Einrichtung ab. 

In Frankreich haben sich bekanntlich Angehörige des Arbeiterstandes 
in den Dienst der dortigen Dispensaires gestellt, welche die Werber für diese 
Einrichtung unter ihren Berufsgenossen machen und zum Teil die Tätigkeit 
unserer Pflegeschwestern ausüben, insofern sie die Kranken in ihren Woh¬ 
nungen besuchen und Feststellungen über deren häusliche Verhältnisse usw. 
machen und diese dem Dispensair mitteilen. 

Ich habe versucht, eine ähnliche Werbetätigkeit für die Bestrebungen 
der Fürsorgestelle hier einzuführen durch Schaffung einer besonderen Ab¬ 
teilung zur Bekämpfung der Tuberkulose im hiesigen Verein für Gesund¬ 
heitspflege. Ich halte für unsere Verhältnisse es für angezeigt, unter der 
Bevölkerung eine energische Werbetätigkeit für die Fürsorgestelle zu be¬ 
treiben, denn die Zahl jener, welche deren Tätigkeit von selbst in Anspruch 
nehmen, ist doch immer noch eine verhältnismäßig geringe; sie beträgt im 
ganzen etwa 26Proz. der Gesamtzahl der Beratenen. 

An Geldmitteln stehen für diese Zwecke zur Verfügung zunächst für 
die Lungenheilstätte ein Kapital von 116789 dt aus der Wohltätigkeits¬ 
stiftung der Aussteueranstalt und eine Privatstiftung von 100 242 dt, zu¬ 
sammen 217 031 dt. Die Renten aus diesem Kapital, jährlich 7607 tsind 
zur Ermöglichung und Sicherung des Betriebes der Heilstätte bestimmt. 

Zur Ermöglichung der Aufnahme von bedürftigen, in Fürth beheimateten 
Personen stehen Privatstiftungen in der Höhe von 90 316 dt mit einem 
Rentenbetrag von jährlich 3549 dt zur Verfügung; dann kommen noch aus 
den Mehreinnahmen der Lungenheilstätte jährlich 3500 dt, sowie ein 
gemeindlicher Zuschuß von jährlich 2000 dt , im ganzen also 9049 dt, so 
daß jährlich mindestens 30 bedürftige Personen aus Fürth unentgeltliche 
Aufnahme in der Lungenheilstätte finden können. Im ganzen genossen seit 
dem Jahre 1903 aus diesen Mitteln 196 Personen Freiplätze. 

Die Gesamthöhe der für die Lungenheilstätte gemachten Stiftungen 
beträgt demnach 307 347 dt. 

Für die Walderholungsstätte besteht eine private Stiftung von 
17 743 dt; aus gemeindlichen (dem Wohlfahrtsfond) Mitteln werden jährlich 
beigesteuert 2000 dt (teils zum Betriebe der Walderholungsstätte, teils zur 
Gewährung von Freiplätzen). Im ganzen stehen somit jährlich aus diesen 
Zuwendungen 2632 dt zur Verfügung. 

Für die Lungenfürsorgestelle wird von der Stadt bisher ein jähr¬ 
licher Zuschuß von etwa 4000 dt zur Verfügung gestellt, aus den Mehr¬ 
einnahmen der Lungenheilstätte 1000 dt; dazu kommt noch ein Beitrag 
seitens der Versicherungsanstalt „Mittelfranken K im letzten Jahre in der 
Höhe von 3000 dt, so daß etwa 8000 dt zum Betriebe usw. der Fürsorge¬ 
stelle verfügbar sind. 

Diese Zahlen legen ein beredtes Zeugnis ab von dem hochherzigen 
Wohltätigkeitssinn hiesiger Bürger und dem sozial-hygienischen Verständnisse 
der Stadtverwaltung, namentlich ihres Oberhauptes, das ja doch als die 
eigentliche Seele all dieser Unternehmungen anerkannt werden muß. Denn 
ärztlicherseits kann wohl die Anregung zu den verschiedenen Einrichtungen 
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gegeben werden, damit ist aber noch lange nicht die wichtige und weit 
schwierigere Frage zur Beschaffung der hierzu erforderlichen Mittel gelöst. 

Soll ich nun zum Schlüsse noch die Frage beantworten, ob der hier 
eingeleitete Kampf gegen die Tuberkulose auch Aussicht auf weiteren und 
zwar fortschreitenden Erfolg verspricht, so getraue ich mir diese Frage 
unbedingt zu bejahen. Freilich wird es noch ernste Arbeit kosten, aber 
wie man sieht, hat die Verbesserung der hygienischen Verhältnisse, der all* 
gemeinen wie der persönlichen, die Hebung des Verständnisses der Bevölke¬ 
rung für das eigentliche Wesen dieser Krankheit und für die Schutzmaßregeln 
gegen sie bis jetzt schon ein wesentliches Heruntergehen der Tuberkulose¬ 
sterblichkeit zu erzielen vermocht. 

Die Aufzeichnungen aus dem Jahre 1908 bis 1911 weisen deutlich 
nach, daß nicht nur die allgemeine Tuberkulosesterblichkeit eine geringere 
geworden ist, sondern daß auch die Verhältnisse in den einzelnen Stadt¬ 
bezirken merklich sich gebessert haben: die schwarze Farbe ist aus dem 
Stadtplan geschwunden, und auch die blaue fast gänzlich; nur im II. Bezirk 
hält sich die Sterbeziffer noch über 30 auf 10000 Einwohner, zeigt jedoch 
bezüglich der einzelnen Zahlen auch schon einigen Rückgang, wenn auch im 
allgemeinen die Altstadt noch nachhinkt. 

Hierher, auf diese Stadtbezirke, hat daher vor allem die Fürsorgetätig¬ 
keit ihr Augenmerk zu richten. Hier, in der Altstadt, müssen überhaupt 
auch die allgemeinen Assanierungsarbeiten, vor allem die systematische 
Kanalisation, zur Säuberung des seit Jahrhunderten verunreinigten Unter¬ 
grundes in erster Linie eingreifen. 

Schon Kerschensteiner hat auf diese Notwendigkeit hingewiesen; er 
sagt: „Nicht das neue Fürth ist es, welches auf die Körperentwickelung der 
Bewohner ungünstig einwirkt, sondern das alte, in hygienischen Mißständen 
ergraute Fürth ist das frühe Grab seiner Bewohner; hier muß die bessernde 
Hand angelegt werden. 

Sind einmal die Höfe, Gäßchen, Gossen und Abtritte rein, so ist gar 
nicht zu zweifeln, daß sich die Reinlichkeit auch bald auf jene Räume aus¬ 
dehnen wird, auf welche polizeiliche Anordnungen sich nicht auszudehnen 
vermögen: auf das Innere der Wohnräume.“ 

Soweit Kerschensteiner. 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß durch weitere hygienische 
Maßnahmen die Verhältnisse auch in der Altstadt, mehr noch als es jetzt 
schon der Fall ist, sich bessern werden, und es ist dies um so sicherer zu 
erwarten, wenn der erst aufgenommene spezifische Kampf gegen die Tuber¬ 
kulose zielbewußt im Sinne der von Robert Koch aufgestellten Grundsätze, 
die sich ja auch bei Bekämpfung anderer übertragbarer Krankheiten in 
vollstem Maße bewährt haben, fortgesetzt wird. Wir können für die Zu¬ 
kunft auch weit mehr noch als bisher auf Erfolge rechnen, weil uns die 
M.-B. vom 9. Mai 1911, die übertragbaren Krankheiten betreffend, eine 
zuverlässigere Handhabe zur Durchführung der Bekämpfungsmaßnahmen 
gegeben hat. So namentlich durch Festsetzung der Anzeigepflicht für 
Tuberkulose bei Todesfällen und Wohnungswechsel, und die dort erteilte 
Ermächtigung, diese Anzeigepflicht noch darüber hinaus auszudehnen, von 
welcher Ermächtigung hier auch Gebrauch gemacht wurde. 
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Hierdurch erlangt die Behörde weit ausgedehntere Kenntnis von den 
vorhandenen Tuberkulosefällen, und sie ist damit auch mehr in die Lage 
versetzt, die notwendigen Vorkebrungsmaßnahmen, namentlich die Durch¬ 
führung einer geeigneten Desinfektion, anzuordnen und durch den amtlichen 
Desinfektor sachgemäß betätigen zu lassen. Eines hat sich allerdings auf 
diesem Gebiete als besonders wünschenswert erwiesen, nämlich, daß die Ärzte 
diese Anzeigepflicht auch recht lückenlos erfüllen möchten. 

Helfen alle Faktoren in Erfüllung der ihnen zustehenden Aufgaben 
zusammen, so wird es zweifellos gelingen, die Tuberkulose wenn auch nicht 
ganz auszurotten, so doch so herunterzu drücken, daß die Tuberkulosesterb¬ 
lichkeit auch in den ungünstigeren Stadtteilen keine höhere mehr sein wird, 
als wie jetzt in deren besten Bezirken. 
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Vor 50 Jahren erschien ein Buch, betitelt „Die Ätiologie, der Begriff 
und die Prophylaxe des Kindbettfiebers“, von Semmelweiß. Man sollte 
glauben, daß diese Arbeit, die zum ersten Male in eingehendster Begründung 
Licht brachte in das Wesen des Wochenbettfiebers, der furchtbaren Seuche, 
der man bis dahin machtlos gegenüber stand, die auch zum ersten Male 
Anleitungen zur Verhütung dieser Geißel der Menschheit gab, man sollte 
glauben, daß dieses Buch mit jubelnder Begeisterung von der ganzen medi¬ 
zinischen Welt aufgenommen wurde, aber was geschah? Dieses Buch wurde 
gelesen und man ging darüber zur Tagesordnung über, soweit nicht direkt 
gegen die Lehre von Semmelweiß Widerspruch erhoben wurde. Der 
Kampf, den Semmelweiß schon vorher um die Wahrheit geführt hatte, 
für die er in seinem Buche ein gewaltiges Beweismaterial zusammenbrachte, 
er blieb auch weiterhin aussichtslos. 

Wohl keines Meuschen Schicksal war tragischer, als das Leben Semmel¬ 
weiß, der den Stein der Weisen gefunden hatte, ihn der Welt zum Ge¬ 
schenk anbot, die diesen Stein aber als wertlos beiseite warf. Wenn wir 
uns zuerst mit dem Leben dieses Märtyrers der Wahrheit beschäftigen, so 
steht dies im engsten Zusammenhang mit unserem Thema, denn Semmel¬ 
weiß war der erste und gewaltigste Kämpfer in dem Kampf gegen das 
W ochenbettfieber. 

ig natz Philipp Semmelweiß wurde geboren zu Ofen-Pest am 1. Juli 
1818 und starb am 13. August 1865 in Wien. Nachdem er einige Semester 
Jurisprudenz studiert hatte, wandte er sich, angeregt durch anatomische 
Vorlesungen, der Medizin zu, — machte im Jahre 1844 sein Staatsexamen 
und trat dann als geburtshilflicher Assistent in die Frauenklinik zu Wien 
ein. In dieser Klinik fanden jährlich 2000 bis 3000 Geburten statt; diese 
Klinik aber war, wie Wyder sagt, eine wahre Mördergrube; denn unzählige 
Frauen, die gesund dort eintraten, um in der schweren Stunde der Nieder¬ 
kunft sachgemäße Hilfe zu haben, starben an dem unbarmherzig wütenden 
Kindbettfieber. Die Zahl der Todesfälle stieg dort in einzelnen Monaten 
bis zu 40 Proz., d. h. es starben von 100 Frauen, die in der Klinik Auf¬ 
nahme fanden, 40. Im Durchschnitt betrug die Sterblichkeit 10 Proz., als 
Semmelweiß dortselbst Assistenzarzt war. 

Man nahm das furchtbare Wüten des Kindbettfiebers als Gottesgeißel 
hin, ohne dagegen ankämpfen zu können. Man hielt es als ein Naturgesetz, 

l ) Nach einem Vortrag, gehalten im Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
in Nürnberg 1911. 
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daß ein Teil der Frauen, die einem Kinde das Leben schenken, daran zu¬ 
grunde gehen muß. Alle möglichen Gründe führte man ins Feld, die man 
als Ursachen dieser Erkrankung aussprach; sogar der Priester, der im 
feierlichen Gewände unter Glockengeläute von einem Wochenbettszimmer 
ins andere eilte, um den todkranken Wöchnerinnen die Sterbesakramente 
zu reichen, entging nicht der Beschuldigung, durch den Eindruck, den das 
Glöckchen auf gesunde Wöchnerinnen hervorrief, das Fieber zu verursachen. 
Da trat Semmel weiß auf den Plan, dem, wie er sagte, der Ton des Glöck¬ 
chens eine peinigende Mahnung war (wenn der Priester an seiner Türe 
vorbeiging), dieser unbekannten Ursache nach allen, Kräften nachzuspüren, 
jedoch auch er fand sie nicht trotz aller Untersuchungen, und in tiefster 
Niedergeschlagenheit mußte er die Nutzlosigkeit seiner ärztlichen Tätigkeit 
erkennen. Da wies ihn ein grausames Schicksal den Weg zur rechten Er¬ 
kenntnis. Im März 1847 starb der Professor der gerichtlichen Medizin, 
Kolletschka, ein Freund von Semmelweiß, an Blutvergiftung, die er 
sich durch eine Finger Verletzung bei der Sektion einer Leiche zugezogen 
hatte. Die Untersuchung des toten Freundes ergab ein überraschende 
'Ähnlichkeit mit dem Sektionsresultate bei den an Wochenbettfieber Ver¬ 
storbenen. Dieser Gedanke verfolgte Semmel weiß Tag und Nacht, bis er 
schließlich zu der Schlußfolgerung kam, daß Wochenbettfieber nichts anderes 
sei, als eine Blutvergiftung, hervorgerufen durch Leichengift. 

So erklärte sich auch die furchtbare Sterblichkeitsziffer auf seiner Ab¬ 
teilung, welche zu Unterrichtszwecken für Ärzte und Studenten diente, die 
nach Sektionen zum Kreißbett traten und die Frauen untersuchten. Als 
nun Semmelweiß die Neuerung einführte, daß sich die Ärzte vor jeder 
Untersuchung mit Chlorwasser waschen müßten, wenn sie vom Leichenhause 
kamen, da sank die Sterblichkeit mit einem Schlag von 12Proz. auf 2Proz. 
herunter. Es mußte aber noch ein zweites Unglück kommen, um Semmel¬ 
weiß das Wesen des Wochenbettfiebers erkennen zu lassen. 

Im Herbste des gleichen Jahres wurde auf der Abteilung von Semmel¬ 
weiß eine an Unterleibskrebs leidende Frau aufgenommen, und sie bekam 
das Bett Nr. 1. Diese Frau wurde zuerst untersucht und nach einer ein¬ 
fachen Händereinigung mit Seife auch die übrigen Kreißenden, welche in 
diesem Raume lagen. Die Folge davon war, daß von 12 gleichzeitig mit 
der Kranken Untersuchten 11 am Kindbettfieber starben. Diese Beobach¬ 
tung führte Semmel weiß zu der Erkenntnis, daß nicht nur durch Leichen¬ 
gift verunreinigte Hände das Kindbettfieber erzeugten, sondern auch von 
einem lebenden Organismus auf den anderen das Kindbettfieber übertragen 
werden kann. Er führte deshalb für jede einzelne Untersuchung die Des¬ 
infektion der Hände durch und erzielte durch diese einfache Maßregel ein für 
die damalige Zeit geradezu glänzendes Resultat. In der Folgezeit baute er 
seine Lehre weiter aus, die darin gipfelt, daß der Stoff, welcher das Kindbett¬ 
fieber hervorruft, in der Mehrzahl der Fälle den Individuen von außen bei¬ 
gebracht wird, „die Infektion von außen“, wie er sie nennt, und das seien 
die Fälle, welche verhütet werden können. Dann aber gäbe es auch Fälle, 
welche den Krankheitsstoff in ihrem Inneren schon vor der Geburt be¬ 
herbergen, das sind die Fälle von Selbstinfektion, welche nicht verhütet 
werden können. 

Vierte]jahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 47 
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Welch genialen Scharfblick Semmelweiß besessen hat, können Sie 
daraus ersehen, daß diese fundamentalen Sätze noch heute vollständig za 
Recht bestehen, wenn Sie für das Wort „Stoff“ Bakterium sagen, ein da¬ 
mals noch wenig bekannter Begriff in der Medizin. 

Semmelweiß kämpfte nun 10 Jahre lang für die Anerkennung seiner 
Lehre, welche fast bei allen Geburtshelfern auf Widerstand stieß. 

Schließlich aber hält er in seinem großen Werke, das 1861 erschien, 
fürchterliche Abrechnung mit seinen Gegnern. In dem leidenschaftlichen 
Ausbruche des Hasses und der persönlichen Verunglimpfung seiner Gegner 
sind schon die deutlichen Spuren des Wahnsinns zu erkennen, welche all¬ 
mählich den erleuchteten Geist gefangen nahmen. Ist es nicht psychologisch 
verständlich, daß Semmelweiß wahnsinnig wurde, da er die feste Über¬ 
zeugung von der unumstößlichen Wahrheit seiner Lehre hatte, und doch 
Zusehen mußte, wie jährlich Tausende von Frauen durch das Kindbett¬ 
fieber dahingerafft wurden, nur deshalb, weil man seine Lehren nicht be¬ 
herzigte? 

Sein größter Gegner war der berühmteste Gynäkologe der damaligen 
Zeit, Scansoni, der in Würzburg die geburtshilfliche Klinik leitete. Über 
diesen schreibt er: „Es wird eine Zeit kommen, wo Scanzoni bereuen 
wird, daß es ihm nicht möglich ist, das Faktum aus dem Gedächtnisse der 
Menschen zu verwischen, daß er der erste war, welcher sich meiner Lehre 
widersetzte.“ Und er sagt weiter: „Das Stöhnen der an Kindbettfieber 
sterbenden Wöchnerinnen wird erzeugt durch seine Schüler und Schülerinnen, 
die er, Scanzoni nämlich, als kollossale Ignoranten über die Entstehung 
und Verhütung des Kindbettfiebers ins praktische Leben gesendet hat.“ 
Schließlich erklärt er in einem offenen Briefe an Scanzoni: „Ich erkläre 
Sie vor Gott und der Welt für einen Mörder und die Geschichte des Kind¬ 
bettfiebers wird gegen Sie nicht gerecht sein, wenn selbe Sie nicht für das 
Verdienst der erste gewesen zu sein, der sich meiner lebensrettenden Lehre 
widersetzte, als medizinischen Nero verewigen wird.“ 

Der Kampf verzehrte rasch die geistigen Kräfte Semmel weiß 1 . Im 
Jahre 1865 wurde der Unglückliche als unheilbar wahnsinnig nach Wien 
überführt und bald darauf starb er — das ist die Ironie des Schicksals — 
an Blutvergiftung, an derselben Krankheit, deren Erforschung sein ganzes 
Leben gegolten hat. 

Semmelweiß ist tot. Er starb für seine Lehre, die er der Welt zu¬ 
rückließ und die schließlich doch, wie jede Wahrheit, sich Bahn brach. 
Freilich dauerte es noch bis in die 70er Jahre hinein, bis man sich von der 
Wahrheit der Semmelweißschen Lehre überzeugte; erst die Lehre der 
Desinfektion, welche durch Lord Lister die ungeahnte praktische Bedeutung 
für die Medizin erlangte, und die Entdeckungen der noch jungen Wissen¬ 
schaft der Bakteriologie, welche uns den Stoff, von dem Semmelweiß 
sprach, die Bakterien kennen lehrte, führte dazu, daß die Theorien von 
Semmelweiß allmählich in die Praxis umgesetzt wurden. Die zahllosen 
Arbeiten über das Wochenbettfieber und deren Bekämpfung, sie nahmen 
ihren Ausgang von Semmelweiß, und wir verdanken es der Erkenntnis 
dieses Mannes, daß heute dieser Kampf auf der ganzen Linie auf genommen 
ist, und mit so großem Erfolge geführt wird. 
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Einige vergleichende Zahlen sollen Ihnen beweisen, wie die Sterblichkeits¬ 
ziffern des Kindbettfiebers seit der Einführung der Antisepsis gesunken sind. 

In der Zeit vor der Semmelweißschen Entdeckung, beispielsweise im 
Jahre 1842, starben an der geburtshilflichen Klinik zu Wien von 3267 
Frauen, welche dort entbunden wurden, 531, d. i. 16Proz., davon der größte 
Teil natürlich wegen Kindbettfieber. An derselben Klinik wurden 1900 bis 
1904 16 564 Frauen entbunden, davon starben überhaupt 0,6 Proz. Die 
Sterblichkeit an Kindbettfieber betrug 0,22 Proz. und von diesen 0,22 Proz. 
fallen der Anstalt nur 0,04 Proz. zur Last, d. h. von 10000 Frauen, bei 
welchen die ganze Leitung der Geburt in der Klinik vorgenommen wurde, 
starben vier Frauen an Wochenbettfieber. Welch ein gewaltiger Unterschied 
gegenüber der Zeit, in der Semmelweiß tätig war! 

In der Würzburger Klinik ist im letzten Jahrzehnt eine Serie von 
5000 Geburten zu verzeichnen gewesen, ohne einen in der Anstalt verur¬ 
sachten Todesfall von Kindbettfieber, wo vor 60 Jahren die Sterblichkeits¬ 
ziffer noch mehrere Prozent betrug. 

Aber nicht nur in den Anstalten mit ihren modernen, ausgezeichneten 
hygienischen Einrichtungen ist die Sterblichkeitsziffer des Wochenbettfiebers 
so erheblich gesunken, auch in der Praxis haben sich die ZuBtände gegen 
früher in ungeahnter Weise verändert. 

So wurde in Sachsen im Jahre 1872 die Kindbettfiebersterblichkeit auf 
3 Proz. berechnet; sie fiel im Jahre 1895 bis 1903 auf 0,15 Proz., hat sich 
also ums Zwanzigfache verbessert; auch in unserem engeren Vaterlands 
beträgt die Zahl der Kindbettfiebertodesfälle nur nooh 0,16 Proz. aller 
Geburten. Im Jahre 1908 starben in Bayern von 332 397 Frauen, welche 
niederkamen, 383 an Kindbettfieber, d. i. 0,16 Proz. In Nürnberg betrug 
die Sterblichkeit an Wochenbettfieber im Jahre 1909 nur 0,14 Proz. aller 
Geburten. 

Bei Betrachtung der Sterblichkeitsziffer des Kindbettfiebers fällt auf, 
daß die Zahl derselben in den letzten 15 Jahren mit kleinen Schwankungen 
ziemlich die gleiche geblieben ist. Es scheint, als ob der Kampf gegen das 
Wochenbettfieber auf einen toten Punkt angelangt sei, trotzdem die meisten 
Fälle nicht Selbstinfektionen, also verhütbare Fälle sind. Es klingt zwar 
sehr beruhigend, daß wir in den Kulturländern nur noch etwa 0,2 Proz. 
Kindbettfiebertodesfälle zu verzeichnen haben und doch sprechen auch diese 
geringen Zahlen eine sehr eindringliche Sprache; denn 0,2 Proz. bedeutet 
so viel, daß durchschnittlich von je 500 Frauen welche niederkommen, auch 
heute noch eine Frau an Kindbettfieber stirbt. Es sterben in Deutschland 
jährlich noch über 4000 Frauen an Kindbettfieber, also beispielsweise mehr 
wie an Typhus, deshalb muß der Kampf gegen das Wochenbettfieber mit aller 
Energie weitergekämpft werden, um die Zahl der Todesfälle im Wochenbett 
herabzusetzen. An diesem Kampfe nehmen nicht nur die Ärzte und Heb¬ 
ammen Teil, sondern auch der Staat und die Gemeinde. An diesem 
Kampfe sollte sich aber auch das Publikum beteiligen, um einen 
vollen Sieg zu erringen und e? ist deshalb erforderlich, daß das 
Publikum über die Methoden belehrt werde, welche uns zur Ver¬ 
hütung des Wochenbettfiebers zur Verfügung stehen, damit es 
diesem Kampfe nicht verständnislos gegenüber stehe oder gar, 
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wie aus Unkenntnis es noch häufig genug der Fall ist, den 
erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung des Kindbettfiebers 
Widerstand leistet. 

Vergegenwärtigen Sie sich noch einmal die Definition des Wochenbett¬ 
fiebers, so wissen Sie, daß die Ursache der Erkrankung in kleinsten Krank¬ 
heitskeimen liegt, die in den meisten Fällen von außen her in die Wunden, 
die durch die Geburt gesetzt werden, eindringen und so zu einer Blutver¬ 
giftung führen. Wunden entstehen bei jeder Geburt, und die Wochenbetts¬ 
fieberkeime können sich überall befinden. Es ist also die Möglichkeit einer 
Wochenbettsfiebererkrankung bei jeder Geburt gegeben, es ist aber auch bei 
jeder Geburt die Möglichkeit gegeben, diese Keime von der gebärenden Frau 
fernzuhalten, und wenn wir gelernt haben, diese Keime fernzuhalten, so 
können wir mit großer Sicherheit die Infektion von außen verhüten. 

Die Gesundheitspolisei wacht darüber, daß kein Woohenbettsfieber von 
einer Person auf eine zweite übertragen werden kann; so muß z. B. eine 
Hebamme, wenn sie eine an Fieber erkrankte Wöchnerin besucht hat, ihren 
Beruf unterbrechen und darf ihn erst nach einer gründlichen Desinfektion 
ihres Körpers, ihrer Kleider und Instrumente, mit Erlaubnis der Behörde 
wieder auf nehmen. Jeder Fieberfall im Wochenbett ist der Behörde zu 
melden, auch wenn es sich nicht um das eigentliche Wochenbettfieber 
handelt. Diese Bestimmung, die zur Verhütung einer Verschleppung des 
Wochenbettfiebers getroffen ist, legt den Hebammen große Opfer auf an 
Zeit, an Geld und an Prestige, es ist daher der Wunsch gerechtfertigt, daß 
der Staat, der diese Berufsverhinderung im Interesse der Allgemeinheit ver¬ 
langt, die Hebammen für diesen Verlust entschädigt, was in ausreichender 
Weise bisher nicht geschieht. Diese Berufsenthaltung soll ja nicht als Strafe 
aufgefaßt werden, sondern geschieht ja nur aus dem Grunde, daß keine 
Verschleppung der Erkrankung stattfinden kann. Das Auftreten eines 
Wochenbettfiebers wird in kritikloser Weise oft genug vom Publikum der 
Hebamme oder dem behandelnden Arzt zur Last gelegt, ohne zu bedenken, 
wie mannigfaltig die Infektionsmöglichkeiten sind, abgesehen davon, daß es 
ja auch, wie schon Semmelweiß es wußte, Fälle von Wochenbettfieber gibt, 
die nicht durch eine Infektion von außen entstehen, bei denen also niemand 
ein Verschulden trifft. 

Daß jeder Fieberfall, auch eine leichte Erkrankung im Wochenbett, der 
Behörde zu melden ist, daß die Hebamme gesetzlich verpflichtet ist, einen 
Arzt zur Behandlung zuzuziehen, hat seinen Grund darin, daß je eher ärzt¬ 
licher Rat beim beginnenden Fieber eingeholt wird, um so leichter es auch 
gelingt, die gefürchtete Krankheit im Keime zu ersticken. 

Die Hauptforderung bei jeder Geburt ist und bleibt, daß alle Gegen¬ 
stände, die mit der gebärenden Frau in innige Berührung während des Ge¬ 
burtsaktes und im Wochenbett kommen, keimfrei sind. Als solche kommen 
in Betracht: Verbandstoffe, Watte, Unterlagen, Instrumente und die Hände 
der Hebamme und Ärzte. 

Die nötigen Verbandstoffe beziehen wir in absolut reinem Zustande aus 
der Apotheke und es geht aus dem Gesagten als selbstverständlich hervor, 
daß wir keine Watte bei der Geburt verwenden, die etwa schon lange herum¬ 
gelegen hat, weil sie ja durch das lange Offenliegen nicht mehr keimfrei ist. 
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Sehr einfach ist es für den Arzt, seine Instrumente zu desinfizieren. Das 
kochende Wasser hat nämlich die Eigenschaft, alle Keime in kürzester Zeit ab¬ 
zutöten; wir werden also, wenn überhaupt bei einer Geburt Instrumente nötig 
werden, dieselben vor dem Gebrauch 10 Minuten lang in kochendem Wasser 
liegen lassen. Am schwierigsten aber ist es, unsere Hände zu desinfizieren; 
denn leider lassen sich unsere Hände nicht auskochen. Hier müssen wir 
zu anderen Mitteln greifen, um die Desinfektion vollständig zu gestalten. 
Wenn eine Hand noch so rein und sauber aussieht, im medizinischen Sinne 
rein ist sie noch lange nicht. Die Methoden, die Hände wirklich zu des¬ 
infizieren, sind so kompliziert, daß ich Ihnen nicht die genaueren Details 
angeben kann. Nur zur oberflächlichen Orientierung will ich Ihnen mit- 
teilen, daß die Hände zum Zwecke der Desinfektion 10 Minuten lang mit 
heißem Wasser und Seife gebürstet werden müssen, hierauf werden dieselben 
noch einige Minuten in einer Giftlösung abgerieben, wozu wir eine Lysol¬ 
oder Sublimatlösung benützen, endlich aber werden die Hände noch mit 
Spiritus abgewaschen; erst dann sind sie mit großer Wahrscheinlichkeit 
keimfrei. Eine Sicherheit haben wir auch dann nicht, so daß in der letzten 
Zeit für die Hebamme in Bayern die Vorschrift gegeben wurde, bei einer 
inneren Untersuchung, also bei direkter Berührung mit der gebärenden 
Frau, den untersuchenden Finger auszukochen, natürlich nicht im wahren 
Sinne des Wortes. Über den desinfizierten Finger wird nämlich ein in 
strömendem, heißen Wasserdampf sterilisierter Gummifingerling vor jeder 
inneren Untersuchung gezogen. 

Die Gegenstände, welche zur Desinfektion der Hände nötig sind, befinden 
sich alle in einem sogenannten Hebammenkästchen, welches in Bayern seit 
einem Jahre probeweise für jede Geburt zu gebrauchen ist [Demonstration] J ). 

Sie dürfen aber nicht glauben, daß man mit dem Besitze eines solchen 
Kästchens sich auch schon desinfizieren kann, dazu ist große Übung, 
Gewissenhaftigkeit und Sorgfalt erforderlich; man muß erst eine lange 
Lernzeit hinter sich haben, um die Desinfektion der Hände zu beherrschen. 
Sie werden sich nicht mehr wundern, wenn einer inneren Untersuchung 
bei einer Geburt, die vielleicht den Bruchteil einer Minute in Anspruch 
nimmt, eine Vorbereitung, nämlich die Desinfektion unserer Hände, von 
20 Minuten Dauer vorhergeht und Sie werden die Hebamme nicht ver¬ 
schwenderisch nennen, die recht viel warmes Wasser bereit hält. Sie tut 
es ja nur im Interesse ihrer Schutzbefohlenen; denn durch jede innere 
Untersuchung können bei nicht gehöriger Desinfektion Krankheitskeime in 
das Innere hinein verschleppt und ein Wochenbettsfieber dadurch verursacht 
werden. Sie werden deshalb auch verstehen, warum wir mit inneren 
Untersuchungen während der Geburt so zurückhaltend wie möglich sind, 
weil wir die Überzeugung haben, je weniger untersucht wird, desto 
geringer ist die Gefahr einer Wochenbettsfiebererkrankung. 

In der Dienstanweisung für die Hebammen des Königreiches Bayern 
ist deshalb der Paragraph, der die innere Untersuchung behandelt, um¬ 
gewandelt worden. Der § 15 lautete bisher: „Die innere Untersuchung 

') Ein Hebammenkästchen enthält 1 sterile Handbürste, 1 sterilen Gummi¬ 
fingerhandschuh, Seife, 2 Faketchen Watte, 1 Gläschen Alkohol und sterile Nabel¬ 
bändchen. 
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muß zum zweiten- und letztenmal nach dem Blasensprung vorgenommen 
werden. u 

„Jede erneute innere Untersuchung erhöht die Gefahr der Kindbett¬ 
fiebererkrankung. “ 

Dieser Paragraph lautet jetzt: „Die innere Untersuchung darf die Heb¬ 
amme wegen Gefahr der Übertragung des Kindbettfiebers nur ausnahms¬ 
weise nach dem Blasensprung dann wiederholen, wenn der weitere Verlauf 
der Geburt den Eintritt von Regelwidrigkeiten besorgen läßt...“ 

Von ärztlicher Seite aber geht man daran, die innere Untersuchung 
durch Hebammen noch weiter einzuschränken. Da diese allein schon als 
Gelegenheitsursache für die Entstehung des Kindbettfiebers in manchen Fällen 
gelten kann, so wird (u. a. Winter) die Forderung aufgestellt, den Heb¬ 
ammen sollte die innere Untersuchung überhaupt verboten werden, und die¬ 
selbe nur im Notfall zur Sicherung der Diagnose bei ganz bestimmten 
Komplikationen erlaubt sein. Wenn diese Forderung in der allgemeinen 
Praxis durchführbar wäre, so würde ganz gewiß eine Verminderung der 
Wochenbettsfiebererkrankung eintreten; Winter läßt es dahingestellt, ob 
diese ohne Schaden für die Geburtsleitung generell durchführbar ist. 

Daß es möglich ist — eine sorgfältige und gründliche Ausbildung der 
Hebammen vorausgesetzt — die Mehrzahl aller Geburten ohne jede innere 
Untersuchung zu einem guten Ende zu führen, dafür kann ich den Beweis 
erbringen. Im Wöchnerinnenheim des Vereins „Frauenwohl 
Nürnberg“ werden die Frauen von Hebammen entbunden, nur bei regel¬ 
widrigen Geburten und Störungen ärztliche Hilfe in Anspruch genommen. 
Die innere Untersuchung wird möglichst unterlassen, nur wenn die Beob¬ 
achtung und die äußere Untersuchung allein für die Diagnose nicht zum 
Ziele führt, oder bei bestimmten Komplikationen wird auf spezielle ärztliche 
Erlaubnis hin von den Hebammen eine innere Untersuchung vorgenommen. 

Unter dieser Einschränkung sind von den 763 Frauen, welche im 
Jahre 1911 in der Anstalt entbunden wurden, 561 überhaupt nicht innerlich 
untersucht worden. Es war also möglich, bei 74Proz. aller entbundenen 
Frauen die Entbindung ohne jegliche Berührung der inneren 
Geschlechtsteile vorzunehmen. In den übrigen 193 Geburten (26Pros.), 
bei welchen eine innere Untersuchung vorgenommen worden war, sind alle 
diejenigen Fälle mit inbegriffen, die operativ entbunden werden mußten. 
Von den nicht Untersuchten erkrankte eine Wöchnerin an schwerem Wochen¬ 
bettfieber, das aber in Heilung ausging; der Verlauf dieser Erkrankung, 
der Umstand, daß diese Frau vor, während und nach der Entbindung inner¬ 
lich nicht berührt war, läßt mit Sicherheit den Schluß zu, daß es sich hierbei 
um einen Fall von Selbstinfektion handelte. Von den übrigen innerlich 
nicht untersuchten Frauen hatten im ganzen noch 11 leichte, ein bis drei 
Tage dauernde Temperatursteigerung (2 Proz.), welche meist nicht durch 
das Wochenbett bedingt waren (viermal Brustdrüsenentzündung, zweimal 
Lungentuberkulose, einmal Darmkatarrh). 

Von 193 innerlich Untersuchten fieberten leicht ein bis vier Tage lang 
10 Frauen (5 Proz.); auch hier ist die Ursache der Temperatursteigerung, 
die nur kurz andauerte, größtenteils auf hinzugetretene oder bereits vor¬ 
handen gewesene Erkrankungen und nicht etwa auf die Entbindung oder 
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das Wochenbett zurückzuführen, obwohl hierbei viele operative Entbindungen 
in Betracht koilimen (dreimal Fieber bei der Aufnahme, zweimal Darm¬ 
katarrh, einmal Bronchialkatarrh, zweimal Brustdrüsenentzündung). 

Diese ausgezeichneten Resultate (kein Todesfall an Wochenbettfieber» 
eine schwere, aber in Heilung übergegangene Wochenbettsfiebererkrankung, 
die nicht der Geburtsleitung zur Last fällt) sind nicht zum geringsten Teil 
der planmäßigen Durchführung der möglichst eingeschränkten inneren 
Untersuchung zu verdanken. Es ist deshalb ganz sicher die Annahme be¬ 
rechtigt, daß die Wochenbettserkrankungen abnehmen, wenn die Mehrzahl 
der von den Hebammen in der allgemeinen Praxis noch immer vorgenommenen 
unnötigen Untersuchungen unterlassen wird. 

In dieser Beziehung wird aus Unkeni^tnis vom Publikum noch 
viel gesündigt. Man kann es ja psychologisch verstehen, wenn eine Frau, 
die schon stundenlang die ärgsten Weheschmerzen ausgehalten hat, die Heb¬ 
amme drängt, duroh wiederholte innere Untersuchung festzustellen, ob denn 
das herbeigesehnte Ende der Endbindung noch nicht bald gekommen ist. 
Eine gewissenhafte Hebamme wird sich aber, ihrer Verantwortung voll be¬ 
wußt, dadurch nicht beirren lassen, sondern nur dann eine innere Unter¬ 
suchung vornehmen, wenn sie wirklioh im Interesse der Beobachtung der 
Geburt liegt, selbst auf die Gefahr hin, sich den Unwillen der Schutzbe¬ 
fohlenen zuzuziehen. Nicht diejenige Hebamme ist tüchtig, die oft innerlich 
untersucht, sondern diejenigen Hebammen sind die besten, die verstehen, 
ohne viel innere Untersuchungen den Verlauf einer Geburt zu beobachten 
und zu einem guten Ende zu führen. Einer geübten Hebamme gelingt es 
oft genug, sich nur durch die äußere Betastung zu orientieren und damit 
der gebärenden Frau im Interesse der Verhütung eines Kindbettfiebers einen 
großen Dienst zu leisten. Das Publikum dränge also nicht die Heb¬ 
amme zum unüberlegten Handeln, sondern verlasse sich ganz auf die 
Maßnahmen, die die Hebamme für nötig hält. 

Ebenso wie mit den inneren Untersuchungen, verhält es sich mit der 
operativen Beendigung der Geburt durch den Arzt. Wie oft muß man als 
Geburtshelfer vom Publikum hören, wenn er eine Beendigung der Geburt 
durch einen operativen Eingriff bei einer normalen Entbindung verweigert, 
man sei herzlos, daß die Frau von ihren Schmerzen nicht erlöst werde. Eine 
Zangenentbindung sei doch so einfach und man könne dadurch einer Frau 
manche Stunde der ärgsten Schmerzen ersparen. Sie überlegen sich aber nicht, 
daß gewiß eine operative Beendigung der Geburt oft sehr einfach ist und 
ohne Schaden für Mutter und Kind vorgenommen werden kann, daß aber eine 
operative Beendigung eine andere Gefahr in sich birgt; denn durch die 
vielen Manipulationen auch bei einem leichten geburtshilflichen Eingriff 
können viel leichter Keime in das Innere der Frau verschleppt werden 
und ein Wochenbettsfieber verursachen, als wenn die Frau während der 
Geburt nicht berührt wurde. Man überlasse also dem Arzt, zu bestimmen, 
ob ein Eingriff wirklich nötig ist oder nicht; hält dieser die Beendigung der 
Geburt für angezeigt, dann werden sie sich nicht dagegen sträuben; denn der 
Arzt wird nur dann eingreifen, wenn ein Leben, das des Kindes oder der 
Mutter, in Gefahr ist, und durch seine sorgfältige Desinfektion wird er das 
Auftreten eines Wochenbettfiebers zu verhindern wissen. 
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Endlich möchte ich noch auf einen Punkt hinweisen, in dem das Publi* 
kum mittätig sein kann in dem Kampfe gegen das Wochenbettfieber, wobei 
Hebammen und Ärzte gar oft auf Widerstand stoßen, d. i. die Herrichtung 
des Wochenbettes im eigentlichen Sinne des Wortes. Es ist nach dem Ge¬ 
sagten wohl ohne weiteres verständlich, daß die Leibwäsche der Wöchnerin 
und die Bettwäsche immer frisch gewaschen sein soll und wegen der nicht 
zu vermeidenden Verunreinigung während der Geburt in dem Wochenbett 
möglichst oft gewechselt werden muß. Wie oft aber sehen Hebammen, daß 
nicht nur in sozial schlecht gestellten Kreisen alte schmutzige Wäsche her- 
vorgesuoht wird, die als Bettunterlagen benutzt werden soll, da es, wie 
man häufig zu hören bekommt, für frische Wäsche doch zu schade wäre. 
Wie energisch muß sich mapohmal die Hebamme dagegen wehren, daß keine 
ungewaschene Wäsche genommen wird; sie muß sich sagen lassen, daß 
sie mit den Wäschestücken nicht so verschwenderisch umgehen solL Sie 
werden jetzt verstehen, wenn ich Ihnen sage, diejenige Hebamme ist die 
beste, die gewissenhafteste, die bei einer Geburt und im Wochenbett zum 
Entsetzen der Hausfrau recht viel frische Wäsche verschwendet; denn das 
geschieht ja nur im eigensten Interesse der gebärenden Frau zur Verhütung 
des Kindbettfiebers. Denn an Wäsche, die nicht frisch gewaschen ist, haften 
unzählige Keime, unter denen sich auch die Keime des Wochenbettfiebers 
befinden können. In sozial besser gestellten Kreisen ist es ja eine Kleinig¬ 
keit, genügend frische Wäsche zur Hand zu haben; aber auch bei den sozial 
schlecht Gestellten müßte es die erste und oberste Pflicht sein, schon wochen¬ 
lang vor dem Zeitpunkt der Entbindung genügend frische Leib- und Bett¬ 
wäsche bereitzuhalten. Woher soll aber der Arbeiter daB Geld dazu 
nehmen? Nun, im Durchschnitt verdient der deutsche Arbeiter im Jahre 
1600 oft. Von diesen 1600 oft gibt er den zehnten Teil seines Einkommens, 
160 1 4L, für den Alkohol aus. Ein Bruchteil dieser Summe würde genügen, 
um alles herbeizuschaffen, was bei einer Entbindung nötig ist. Der Arbeiter, 
der weiß, daß seine Frau in einigen Wochen niederkommen wird, der soll 
am Biere sparen und für dieses Geld Wäsche kaufen, die nötig sein wird, 
damit seine Frau vor schwerer Krankheit behütet bleibt. Es ist ein nicht 
gering anzuschlagendes Verdienst der Arbeiterpresse, daß sie in den letzten 
Jahren den Kampf gegen den Alkoholmißbrauch führt. Dieser Kampf 
gegen den Alkohol soll uns eine willkommene Waffe im Kampf 
gegen das Wochenbettfieber sein. Man sieht gewöhnlich in den Familien 
gar nichts vorbereitet für die Geburt und das Wochenbett, wo der Mann dem 
Trunk ergeben ist und den letzten Pfennig versäuft. Aber auch in solchen 
Fällen braucht in Ermangelung der notwendigsten Wäsche daB Wochenbett¬ 
fieber nicht seinen Elinzug zu halten. 

Die Stadt Nürnberg hat eine ausgezeichnete Elinrichtung in dieser 
Hinsicht getroffen, die nur leider noch viel zu wenig bekannt ist und 
deshalb noch zu wenig in Anspruch genommen wird. Auf verschiedenen 
Polizeiwachen dahier liegen sogenannte Entbindungskoffer bereit, die jeder¬ 
zeit abgeholt werden können. In diesem Koffer befindet sich im keim¬ 
freien Zustande all die Wäsche für die Mutter und für das Kind, die bei 
einer Geburt benötigt wird. Dem Benützer erwachsen hieraus gar keine 
Kosten, die Wäschestücke werden nach dem Gebrauch gewaschen wieder 
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abgeliefert» und die Stadt besorgt dann die neuerliche Desinfektion des 
Koffers x ). 

95 Proz. aller Geburten in Bayern werden unter der alleinigen Assistenz 
der Hebamme, ohne Hinzuziehung des Arztes zu Ende geführt. Sie können 
daraus ersehen, welch große Dienste die Hebammen für die Volks Wohlfahrt 
übernommen haben, welche große Verantwortung aber auch diesem Stande 
in bezug auf die Gesundheit des Volkes zufällt. Es ist deshalb ganz 
besonders im Interesse der Kindbettfieberbekämpfung eine un¬ 
bedingte Pflicht, daß der Staat mehr als bisher sich um die 
soziale und wirtschaftliche Hebung der Hebammen kümmert 
Dem HebammenBtand werden vom Staat immer neue Pflichten aufgelegt, 
ohne daß sich der Staat dafür erkenntlich zeigt Sie wissen, daß die 
Hebammenreform im Reichstage scheiterte, aber die Forderungen im Interesse 
der Hebammen werden immer und immer wieder erhoben werden. Die 
Hebammenfrage ist eine Finanzfrage, deren Lösung dem Staate obliegt. 
Die Vorbildung der Hebamme muß eine bessere sein, als bisher, die Aus¬ 
bildungszeit für ihren Beraf muß eine längere werden (in Bayern werden 
die Hebammen fünf Monate ausgebildet, in Preußen neuerdings sechs 
Monate, eine Zeit, die absolut ungenügend ist), Fortbildungswiederholungs- 
kurse müssen eingerichtet werden, an denen jede Hebamme von Zeit zu 
Zeit teilzunehmen hat, nicht, wie es bisher manchmal gehandhabt wurde, 
aus Strafe, sondern als notwendige Forderung im Interesse des Hebammen¬ 
berufs und noch mehr im Interesse der Wöchnerinnen. Für diese Zeit 
müssen die Hebammen vom Staate für den Verdienstentgang voll entschädigt 
werden. Die Dienste, die die Hebammen durch ihren verantwortungsvollen 
Beruf der Menschheit leisten, sie sind zu kostbar, als daß sich der Staat 
diesen Forderungen auf die Dauer entziehen kann. Die Hebung des Heb¬ 
ammenstandes, die Hebammenreform wird aber dem Kampfe 
gegen das Wochenbettfieber den größten Nutzen bringen. 

Ein mächtiger Faktor in der Bekämpfung des Wochenbettfiebers 
scheint mir die Mutterschutzbewegung zu sein, welche sich die Fürsorge 
für hilfsbedürftige Mütter zum Ziele gesetzt hat. 

Diese Fürsorge soll in Raterteilung vor und nach der Entbindung 
bestehen, in Gewährung von freier ärztlicher Hilfe und Hebammenbeistand, 
in Unterstützung und Erhaltung von Wöchnerinnenheimen, Entbindungs¬ 
anstalten und Mütterheimen und in Gründung von Mutterschaftsversiche¬ 
rungen. Bedenken Sie, daß es heute in Deutschland über S Millionen weibliche 
Arbeiterinnen gibt, von denen gegen 4 Millionen verheiratet sind. Diese 
Frauen können sich nicht schonen, wenn sie in anderen Umständen sind, sie 
haben neben der Arbeit auch noch die Mutterpflichten zu erfüllen. Bisher 
gab es keine strenge gesetzliche Handhabe, daß diesen arbeitenden Frauen 
vor, während und nach der Entbindung die nötige soziale Hilfe gewährt 
wurde. Wie sich manche Kassen den eigentlich selbstverständlichen Pflichten, 

1 ) Der Entbindungskoffer enthält: Für das Kind: 2 Hemdchen, 2 Jäckchen, 
2 farbige Windeln, 5 m Baumwolltuch für 9 Windeln, 1 Guttaperchaeinlage 90:45, 
2 Nabelbinden, 2 grüne Wickelbänder. Für die Mutter: 1 einfache Decke, 
2 weiße Bettücher, 2 Moltoneinlagen, 2 Frauenhemden, 3 Handtücher, 1 Gummi¬ 
einlage 90:90. 
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gerade in dieser Zeit, den Frauen mit Krankengeld beizustehen, entziehen, 
sehen sie an der Gemeindekrankenkasse zu Nürnberg. Sie stellt sich auf 
den Standpunkt, Schwangerschaft und Geburt ist keine Krankheit, sie habe 
deshalb auch keine Verpflichtung, Krankengeld zu gewähren, außer, wenn in 
dieser Zeit eine Krankheit, z. B. ein Wochenbettfieber dazu tritt. Das ist 
eine Vogelstrauß-Politik; gar manche Wochenbettserkrankung würde ver¬ 
hütet werden, wenn den Frauen in den letzten Wochen vor der Geburt und 
im Wochenbett, als Ersatz für den Verdien stentgang durch die Arbeits¬ 
unfähigkeit Krankengeld gegeben würde zu einer Zeit, in der die Frau be¬ 
sonders kräftig sich nähren soll. Die neue Reichsversicherungsordnung 
bringt in dieser Beziehung eine bedeutende Verbesserung gegen früher, indem 
sie die Kassen zwingt, wenigstens 2 Wochen vor der Entbindung und 
6 Wochen lang nach derselben neben freier ärztlicher Behandlung die Hälfte 
deB ortsüblichen Arbeitslohnes zu geben. Damit ist viel gewonnen und 
die Zahl der Wochenbettserkrankungen und damit auch des Wochenbett¬ 
fiebers wird ganz gewiß dadurch verringert werden, weil jede arbeitende 
Frau sich eher als es bis jetzt geschah, für das Wochenbett in der richtigen 
Weise vorbereiten kann. Der Bund für Mutterschutz arbeitet dahin, daß 
schon 6 Wochen vor der Entbindung und 6 Wochen lang nach derselben 
die Kassen neben der freien ärztlichen und Hebammenhilfe die volle Höhe 
des durchschnittlichen weiblichen Arbeitslohnes gewähren. Er verlangt 
weiter, daß der Staat hierbei sozial durch finanziellen Zuschuß eingreift, da 
die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber allein diese Lasten nicht tragen 
können. Durch diese Mutterschaftsversicherungen soll jede Frau, auch die 
Tausende von Heimarbeiterinnen, welche der Krankenversicherung nicht 
unterstehen, diesen Anspruch auf gesetzliche Hilfe haben. Es handelt sich 
hier nicht um Utopien, sondern um eine Mutterschafts Versicherung, deren 
Kosten genauestens berechnet sind und deren Aufbringung durch die Hilfe 
des Staates in den Grenzen der Möglichkeit liegen würde. 

Daß die Einrichtung einer allgemeinen Mutterschaftsversicherung in 
dem Kampfe gegen das Wochenbettßeber eine große Rolle spielen würde, 
erhellt ohne weiteres. Ich brauche bloß daran zu erinnern, daß z.B. noch 
heute in Deutschland (man sollte es nicht für möglich halten) viele Tausende 
von Frauen ohne jede sachgemäße Hilfe entbunden werden. In Preußen 
allein sind es über 80000 Frauen in einem Jahre, die bei der Entbindung 
nicht einmal Hebammenhilfe in Anspruch nehmen. Hierbei kommen besonders 
die östlichen Provinzen des Reiches in Betracht. Um Allenstein herum ver¬ 
laufen 42 Proz. der Geburten, im Umkreis von Posen 27 Proz., von Marien¬ 
werder 20 Proz. ohne jede Hilfeleistung einer Hebamme oder eines Arztes. 
Wie steht es in diesen Kreisen mit der Zahl der Kindbettfiebertodesfälle? 
Professor Winter berichtet in einem Vortrage über die Verbreitung des 
Kindbettfiebers in Deutschland, daß in Ost- und Westpreußen die Zahl 
der Todesfälle wegen Kindbettfieber höher ist als im übrigen Reiche und 
viele dieser Todesfälle, welche wegen mangels an richtiger Hilfe die 
vorher ganz gesunden Frauen betreffen, könnten durch die Einführung der 
Mutterschaftsversicherung verhütet werden, welche die unentgeltliche Heb¬ 
ammenhilfe gewährt, oder die Aufnahme in eine Entbindungsanstalt über¬ 
nimmt. 
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Die Zahl der Wöchnerinnenheime würde durch eine Mutterschafts¬ 
versicherung wachsen und damit w&re eine neue Waffe gegeij das Wochen¬ 
bettfieber geschmiedet; denn die Entbindungsanstalten sind nicht wie früher 
die Brutstätten des Kindbettfiebers, sondern sie bieten durch ihre hygienischen 
Einrichtungen, durch die sorgfältige Pflege der Wöchnerinnen, durch die 
sachgemäße Hilfe bei der Geburt, den größtmöglichsten Schutz gegen das 
Auftreten einer Wochenbettserkrankung. Die strengen Forderungen der 
Antisepsis können im Privathause, besonders bei lange dauernden schwierigen 
Geburten, bei welchen eventuell große operative Eingriffe nötig sind, nicht 
so erfüllt werden, wie in einer Anstalt, die nur diesem Zwecke dient. Das 
zeigen auch die Erfolge, die gerade die Wöchnerinnenheime heute in bezug 
auf die Bekämpfung des Wochenbettfiebers aufzuweisen haben. Die Zahl 
der Kindbettfiebererkrankungen ist in den Anstalten eine weit niedrigere, als 
in der Praxis draußen. Wieviel man hier erreichen kann, ersehen Sie auch 
z. B. aus den Berichten des vom Verein Frauenwohl gegründeten Wöchnerinnen¬ 
heims zu Nürnberg, obwohl es nur mit beschränkten finanziellen Mitteln 
arbeitet. Die Erfolge aber in bezug auf Verhütung des Kindbettfiebers sind 
trotzdem ausgezeichnet; bei den letzten 1000 Geburten ist nicht ein Todesfall 
an Kindbettfieber zu verzeichnen, welcher der Anstalt zur Last fiele. Der 
Wert dieser Anstalten erhellt ganz besonders daraus, daß operative Ent¬ 
bindungen, die in der Praxis draußen die Hauptrolle bei der Entstehung 
von Infektionen spielen (Winter berechnet, daß 4 / 5 aller Wochenbettsfieber¬ 
erkrankungen auf operativ Entbundene entfallen), in Entbindungsanstalten 
für die Entstehung von Wochenbettsfieber wenig oder gar nicht in Betracht 
kommen. Auch hier bietet der ärztliche Bericht des Wöchnerinnenheims 
Nürnberg einen treffenden Beweis. Von allen operativ Entbundenen des 
Jahres 1911 fieberte nur eine Patientin, welche eine Zangenentbindung durch¬ 
machte, vier Tage lang, eine zweite Patientin, welche wegen hochgradiger 
Beckenverengerung, durch Wendung und Extraktion entbunden worden war, 
einen Tag. Alle anderen machten ein ganz ungestörtes Wochenbett durch, 
die Zahl der operativ Entbundenen war ganz beträchtlich, insbesondere be¬ 
findet sich darunter eine Reihe von Patientinnen, die von Ärzten behufs 
operativer Beendigung der Geburt in die Anstatt geschickt worden waren. 
Eine Zusammenstellung der größeren ärztlichen Eingriffe ergibt folgendes: 


28 mal Zangenentbind ungen 
11 „ Wendung, Extraktion 
3 „ innere Wendung 
3 „ Perforation 
6 * Extraktionen 
5 „ Manualhilfe 


■2 mal vaginale Kaiserschnitte 

2 „ transperitoneale Kaiserschnitte 
8 „ Nachgeburtslösung 

4 „ Entfernungen von 

Nachgeburtsresten 

3 „ künstlicher Blasensprung 


Die Wichtigkeit solcher Wöchnerinnenheime, besonders für Großstädte 
ist anerkannt, die von Jahr zu Jahr steigende Inanspruchnahme dieser An¬ 
stalten, beweist die Notwendigkeit solcher Einrichtungen. Wenn auch deshalb 
ansehnliche Zuschüsse von seiten des Staates und der Stadtverwaltung ge¬ 
leistet werden, so ist zum weiteren Ausbau solcher Anstalten eine viel reichere 
Hilfe erforderlich. Die weitere Ausgestaltung bereits bestehender Anstalten 
und die Gründung neuer Heime (wir haben in Bayern erst drei Wöchnerinnen¬ 
heime) ist im Interesse der Kindbettfieberbekämpfung nur zu begrüßen. 
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Mehr und mehr bricht sich unter den Ärzten die Überzeugung Bahn, 
daß besonders bei Geburten mit abnormem Verlauf, die Anstaltsbehandlung 
die größte Sicherheit gegen das Auftreten eines Kindbettfiebers biete, und ea 
wird vielleicht die Zeit kommen, wo es als selbstverständlich gelten wird, 
größere geburtshilfliche Operationen möglichst in eigens dazu errichteten 
geburtshilflichen Anstalten vorzunehmen, ebenso wie ja heute schon große 
Operationen überhaupt nicht im Hause, sondern in der Klinik oder im 
Krankenhause ausgeführt werden. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die erzieherische Wirkung der Wöchne¬ 
rinnenheime auf die Frauen, welche dort einmal Aufnahme gefunden haben. 
Die Mütter werden die peinlichste Reinlichkeit nicht vergessen, die sie umgab, 
sie werden das, was sie in der Anstalt gesehen haben, draußen wieder 
erzählen und andere Frauen von der Notwendigkeit der Beobachtung der 
größten Sauberkeit überzeugen, wenn sie zu Hause entbunden werden. 

Die Wöchnerinnenheime sind aber nicht nur für die Frauen geschaffen, 
die zu Hause nicht die hygienischen Bedingungen finden, um ohne Sorge das 
Wochenbett abzuhalten, sondern sie sollen auch den vielen unverehelichten 
Müttern Unterkunft bieten, von denen ein großer Teil in den letzten Wochen 
vor der Niederkunft bei der Geburt selbst und im Wochenbett ganz besonders 
gefährdet ist. Viele haben in diesen schweren Stunden kein Heim; sie wissen 
nicht, wo sie der Niederkunft entgegengehen sollen. Noch immer kann man 
Zeitungsberichte aus den Großstädten, besonders aus Berlin lesen, daß 
Mädchen auf der Straße von der Niederkunft überrascht wurden, da sie 
nirgends Unterkommen fanden. Berlin hat zahlreiche Entbindungsanstalten, 
die dem öffentlichen Wohle dienen, aber doch noch viel zu wenig für die 
große Zahl der Hilfesuchenden. In Großstädten sind 20 Proz. aller Geburten 
unehelich, in Nürnberg waren es beispielsweise 1909 18,7 Proz., in Deutsch¬ 
land werden jährlich 180000 Kinder unehelich geboren. Von den Müttern 
dieser Kinder befinden sich gar viele in der Zeit der Entbindung unter den 
ungünstigsten Lebensbedingungen, der Kampf ums Dasein ist für diese Armen 
durch ihre Erwerbsbeschränktheit doppelt schwer, so daß sie in bitterste Not 
geraten. Man mag über die uneheliche Geburt vom Standpunkt der Moral 
denken, wie man mag, das oberste Gesetz der Moral gebietet, wo Not ist, 
helfend einzugreifen und zwar kann dies eben geschehen durch Vermehrung 
der Wöchnerinnenheime und durch den weiteren Ausbau der bereits be¬ 
stehenden Anstalten. Ich will hier nicht darauf eingehen, darzutun, von 
welch ungeheurer Tragweite ein solcher Mutterschutz für die Säuglings¬ 
fürsorge und die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit ist. Gerade Deutsch¬ 
land hätte es nötig, hier voranzugehen; denn unser Vaterland spielt die 
traurige Rolle, mit an der Spitze der europäischen Länder zu stehen, welche 
die höchste Säuglingssterblichkeit aufweisen und in Deutschland selbst ist es 
wiederum Bayern, welches hier an erster Stelle steht. Die Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit steht zurzeit im Vordergründe des Interesses; man hat 
aber über den Säugling fast die Mutter vergessen, erst allmählich denkt man 
daran, daß Mutterschutz vor allem auch Kinderschutz ist; denn wo durch ein 
tödliches Wochenbettfieber das Kind seines natürlichen Schutzes, seiner natür¬ 
lichen Nährquelle beraubt ist, ist auch das Kind meist verloren. Der Kampf 
gegen das Wochenbettfieber wird deshalb auch von den Organen unterstützt 
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werden, welche der S&uglingsfürsorge ihr Hauptaugenmerk zuwenden. Den 
Mutterschutz haben aber gerade die unehelichen Mütter am nötigsten. Auch 
in dieser Beziehung ist in Nürnberg bereits viel Gutes geschaffen worden, 
die Stadt hat eine Summe von 1000 <M jährlich ausgesetzt, damit allein¬ 
stehende Mütter in den letzten Wochen vor der Entbindung unterstützt 
werden können. Zur Entbindung selbst werden sie vom Magistrat dem 
Wöchnerinnenheim deB Vereins Frauen wohl zugewiesen, wo sie unentgeltlich 
aufgenommen werden und unter den besten hygienischen Bedingungen ihr 
Wochenbett halten können. Solche Ausgaben sind für das Nationalvermögen 
nicht verloren, im Gegenteil, das für eine gute Sozialpolitik verwandte Geld 
bringt reichlich Zinsen und Zinseszinsen, denn jedes neue und erhaltene 
Menschenleben bedeutet ja, rein wirtschaftlich genommen für den Staat, 
einen Wertzuwachs. „Nicht religiöse und nicht ethische Motive, nicht Mit¬ 
leid oder Nächstenliebe, sondern nüchterne, wirtschaftliche Erwägung“ 
(Potthoff) müssen zu dem Resultate führen, daß eine Sozialpolitik, die mit 
Geldmitteln nicht geizt, ihre reichen Früchte tragen wird. 

Ich komme zum Schluß meiner Ausführungen. 

In der Geschichte des Kindbettfiebers wird die anfängliche Ablehnung 
der Entdeckungen Ignatz Semmelweiß’ ein dunkles Blatt bleiben; heute 
hat aber die medizinische Wissenschaft durch den im Sinne des genialen 
Verstorbenen geführten Kampf gegen das Wochenbettfieber diesen schwarzen 
Fleck rein gewaschen und mit Genugtuung kann sie zurückblicken auf die 
großartigen Erfolge in diesem planvollen Kampfe. Viel ist erreicht worden; 
es wurde aber auch gezeigt, daß noch viel mehr erreicht werden kann, erst 
dann wird der Kampf gegen das Wochenbettfieber beendet sein, wenn die 
Zeit gekommen ist, die Semmelweiß erträumte, aber nicht mehr erlebte, 
in der das Kindbettfieber eine medizinische Seltenheit geworden ist, wo, um 
mit den Worten des Unsterblichen zu reden, in und außerhalb der Gebär*- 
häuser in der ganzen Welt nur noch Fälle von Selbstinfektion, also un¬ 
verschuldete Wochenbettfieberfälle, Vorkommen werden. 
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Beitrag zur Ätiologie des Typhus. 

Von Dr. Voigt, Kreisarzt in Templin. 


In der zweiten Hälfte des Monats August 1911 wurde der Kreis 
Templin bzw. ein engbegrenzter Bezirk desselben von einer Typbusepidemie 
betroffen, welche nicht nur wegen der Zahl der Erkrankungen, sondern yor 
allem hinsichtlich der Art der Entstehung und der Ausbreitung ein be¬ 
sonderes Interesse wohl darbieten dürfte. 

Im ganzen sind im Jahre 1911 im Kreise Templin 274 Erkrankungs¬ 
und 23 Todesfälle an Typhus bzw. Paratyphus amtlich gemeldet worden, 
während die Zall der Erkrankungsfälle 1909 im ganzen 26 und 1910 nur 
13 Fälle betragen hatte. 

Etwa 18 Fälle yon 274 haben mit der Epidemie sicher in keinem Zu¬ 
sammenhang gestanden, nicht einmal in einem zeitlichen, während es bei 
etwa 24 weiteren Fällen zweifelhaft sein kann, ob sie in ursächlichem Zu¬ 
sammenhang mit der eigentlichen Epidemie gestanden haben oder ob es sich 
um selbständige Erkrankungsherde gehandelt hat, die ihren Ausgang yon 
Erkrankungen einzelner ausländischer Schnitter genommen haben, wie sie 
alljährlich auf einzelnen Gütern zur Beobachtung kommen. 

Aber selbst nach Abzug dieser 42 Erkrankungen ist die Zahl der zur 
eigentlichen Epidemie gehörenden Erkrankungen immerhin noch eine recht 
hohe; sie beträgt etwa 230* 

Dieselbe trat zuerst Mitte August explosionsartig in die Erscheinung. 
In der Woche yom 20. bis 26. August wurden 85 Erkrankungsfälle gemeldet, 
in der nächsten Woche 69 mit 6 Todesfällen, dann 28 mit 5 Todesfällen, 
18 mit 2 Todesfällen, 14 mit 1 Todesfall, 16 mit 2 Todesfällen, 19 mit 
4 Todesfällen. In der Woche vom 8. bis 14. Oktober wurden nur 6, dann 4, 
dann 3 und später nur noch einzelne Fälle, nicht über 3 in der Woche, ge¬ 
meldet. 

Die ersten Meldungen erstreckten sich alle auf die Stadt Ly., wo in 
früheren Jahren wiederholt gehäufte Fälle von Typhuserkrankungen vor¬ 
gekommen sind, und wo bis zur Einführung einer zentralen Wasserleitung 
im Jahre 1907 sogar alljährlich regelmäßig mehr oder weniger zahlreiche 
Erkrankungen aufzutreten pflegten. Da die so zahlreich und plötzlich auf¬ 
tretenden Erkrankungen innerhalb weniger Tage sich ereignet hatten, so 
mußte von Anfang an an eine Masseninfektion durch irgend ein Genußmittel 
gedacht werden, welches weiten Kreisen zugänglich gewesen war. 

Die Bevölkerung der Stadt Ly. war geneigt, die Wasserleitung als die 
Infektionsquelle anzusehen, zumal eine trübe Beschaffenheit des Wassers 
vorher beobachtet war, während die Ärzte zuerst an der Annahme festhalten 
zu sollen glaubten, daß das Baden in den Ly.schen Seen für das Auftreten 
der MaBsenerkrankungen verantwortlich zu machen sei. Trotzdem ich von 
vornherein eine Infektion durch das Leitungswasser ausschließen zu müssen 
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glaubte, wurde doch sofort eine bakteriologische Untersuchung des Leitungs¬ 
wassers veranlaßt. 

Die Ermittelungen wurden systematisch in der Weise durchgeführt, daß 
eine Liste aufgestellt wurde, und daß bei jedem Kranken genaue Angaben 
darüber erhoben und eingetragen wurden, woher seine hauptsächlichsten 
Nahrungs- und Genußmittel bezogen waren. 

Hierbei ergab sich, daß verhältnismäßig viel Patienten bzw. deren An¬ 
gehörige Backwaren aus der Bäckerei von E. und andere wieder in größerer 
Zahl Milch vom Brauereibesitzer Kr. bezogen hatten; für viele traf dies 
jedoch nicht zu. 

Diese Feststellung erschien deshalb von einiger Wichtigkeit, weil sowohl 
im Hause von E. als auch in demjenigen von Kr. TyphuBerkrankungen vor¬ 
gekommen waren, und zwar mit die ersten Erkrankungen am Ort. 

Als jedoch schon in den nächsten Tagen ebenfalls Massenerkrankungen 
aus den Ortschaften Z., Br. Hpf., dann wieder aus den weiter entfernten 
Ortschaften Tbf., Ros. und Hb. gemeldet wurden, da wurde es klar, daß 
weder das Leitungswasser in L., noch das Baden in den Seen, noch die 
Bäckerei von E., noch auch die Milch für dieses explosionsartige Auftreten 
der Typhuserkrankungen in 7 verschiedenen Ortschaften verantwortlich ge¬ 
macht werden konnte. 

Wenn man die Massenerkrankungen in 7 Ortschaften nicht lediglich 
einem Zufall zuschreiben wollte, dann blieb gar nichts anderes übrig als 
die Annahme, daß ein Genußmittel als Ursache in Frage kommen mußte, 
welches der überwiegenden Mehrzahl aller Patienten in diesen 7 Ortschaften 
zugänglich gewesen und von diesen tatsächlich genossen war. 

Bei meinen weiteren Nochforschungen nach diesem Genußmittel kam 
mir ein Zufall zu Hilfe; vielleicht wäre anderenfalls die Auffindung desselben 
gar nicht oder nur sehr viel später möglich gewesen. 

Es erkrankte nämlich ein in völliger Einsamkeit wohnender Wald Wärter 
in S. bei R., der angeblich seit Wochen mit keinem Menschen in näherer 
Berührung gewesen war und sein einsames Haus nicht verlassen hatte; kurz 
darauf auch seine Tochter und sein Sohn. 

Als ich diesen Mann nach allen Richtungen ausfragte, ob er nicht 
irgendwelche Beziehungen zu den Einwohnern der Stadt Ly. gehabt habe, 
wo ja die ersten Fälle aufgetreten waren, trat er endlioh nach langem Hin- 
und Herreden mit der Angabe hervor, daß er von dem auf dem Lande 
herumfahrenden Kutscher des Brauereibesitzers Kr. Braunbier, sogenanntes 
Füllbier, bezogen, mit Wasser verdünnt auf Flaschen gezogen und in den. 
heißen Tagen sehr bald nach dem Umfüllen in größerer Menge getrunken habe. 

Dies war die einzige Verbindung und Beziehung zur Stadt Ly., die 
überhaupt in Frage kam. 

Die behandelnden Ärzte wurden von mir sofort benachrichtigt, und am 
nächsten Tage begab ich mich sogleich nach Ly. und Umgegend, am darauf¬ 
folgenden Tage nach Hb., R. und Th. 

Es ergab sich nun die überraschende Tatsache, daß ausnahmslos in den 
Familien, wo Typhuserkrankungen vorgekommen waren, Braunbier aus der 
Kr.schen Brauerei in Ly. bezogen und in jenen heißen Tagen in größerer 
Menge getrunken war. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



752 


Dr. Voigt, 


Digitized by 


Die weiteren Ermittelungen ergaben nun, daß zwei verschiedene Kutscher, 
Sch. und B., die Ortschaften mit Bier versorgt hatten in der Weise, daß sie 
aus einem größeren Faß jedesmal durch einen Hahn Bier in andere Haus¬ 
gefäße hatten ablaufen lassen. 

Der Kutscher B. hatte die Gegend von Th., Hb., R., der Kutscher Sch. 
die Gegend von B., Z., Hpf., F. i. M. befahren. 

Die Einwohner von Ly. hatten das Bier zum Teil direkt aus der 
Brauerei bezogen. 

Ich stellte nun ferner fest, daß in der Familie des Bierkutschers Sch. 
sich vier Schlafburschen befanden, unter diesen ein gewisser K., und daß 
dieser bereits seit vier Wochen etwa wegen Darmkatarrh wiederholt in 
ärztlicher Behandlung gestanden hatte. Dieser K. ist später im Kreiskranken¬ 
hause Templin an Typhus gestorben. Außer K. sind dann noch zwei andere 
Schlafburschen und die Tochter von Sch. an Typhus erkrankt; der Bierfahrer 
Sch. ist gesund geblieben. Die Schlafburschen hatten dauernd in engster 
Berührung zur Familie Sch. gestanden und waren auch innerhalb derselben 
verpflegt worden. 

Unter diesen Umstanden lag zunächst die Vermutung nahe, daß Sek, 
wenn er auch nicht selbst erkrankt war, durch die nahe Berührung mit K, 
der sicherlich schon wochenlang — wenn auch nur leicht — an Typhus er¬ 
krankt gewesen war, die Typhuskeime durch seine Kleidung oder Hände ver¬ 
schleppt und, daß er beim Bedienen des Abflußhahnes das Braunbier auf 
diese Weise infiziert habe. 

Dem widersprach jedoch einmal die Erwägung, daß auf diese Weise die 
große Zahl der Erkrankungen doch kaum zu erklären sein würde, sodann 
aber der Umstand, daß die Ortschaften Thf., Ros., Hb. ubw. das Braunbier 
ja durch den Kutscher B. bezogen hatten, andere Personen direkt aus der 
Brauerei. 

Es blieb daher nur die Annahme übrig, daß die Infektion des Braun¬ 
bieres bereits in der Brauerei erfolgt sein mußte. 

Hierzu kam, daß auch der Knecht Krm. von Kr. an Typhus erkrankt 
in das Kreiskrankenhaus ein geliefert wurde, wo ich wiederholt Gelegenheit 
hatte, ihn eingehend auszufragen. 

Dieser Knecht gab nun an, daß er bereits vier Wochen lang an Kopf-, 
Genickschmerzen und an Verdauungsstörungen gelitten hatte, sicher schon 
Anfang August. 

Er machte aber auf mein Befragen die weitere wichtige Angabe — die 
später bestätigt wurde — daß er sowohl wie der Bierkutscher Sch., da die 
übrigen Personen bei dem riesigen Konsum in den heißen Tagen — Ende 
Juli bis Anfang August — die Arbeit in der Brauerei nicht schaffen konnten, 
häufiger, nicht beim Brauen selbst, wohl aber bei der weiteren Behandlung 
des Bieres, nachdem es fertig gebraut war, auf dem Kühlschiff durch Um¬ 
rühren und Abfließenlassen, Füllen der Fässer usw. mitgeholfen habe. 

Aus all diesen Gründen bin ich zu der Überzeugung gelangt, daß ein 
bestimmtes Gebräu von Braunbier, nachdem es fertiggestellt war, ent¬ 
weder auf dem Kühlschiff oder beim Einfüllen in ein großes Faß oder bei 
einer anderen Gelegenheit durch Typhuskeime infiziert worden ist, sei es, daß 
diese Keime durch Sch. in die Brauerei verschleppt sind, der täglich mit 
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dem zuerst leicht erkrankten K. in nächste Berührung kam, sei es, daß die 
Keime von dem Knecht Krm. herrührten, der ebenfalls schon Anfang August 
leicht erkrankt gewesen ist. 

Selbstverständlich ist auch noch ein anderer Zusammenhang möglich; 
immerhin muß an der Annahme bestimmt festgehalten werden, daß ein be¬ 
stimmtes, fertiggestelltes Gebräu durch Typhuskeime infiziert ist, das dann 
durch die Bierkutscher B. und Sch. in die einzelnen Dörfer transportiert ist, 
und von dem Personen aus Ly. auch direkt aus der Brauerei bezogen haben. 

Es liegt natürlich außerhalb des Bereiches der Möglichkeit in einem 
solchen Falle den absolut schlüssigen und sozusagen mathematischen 
Beweis dafür zu liefern, daß die explosionsartig aufgetretene Epidemie auf diese 
Weise wirklich zustande gekommen und verursacht ist, schon deshalb, weil 
dasjenige Bier, welches vermutlich infiziert war, beim Ausbruch der Epidemie 
längst verbraucht gewesen ist, und weil die Typhusbazillen, die etwa in das 
Bier gelangt waren, nur kurze Zeit, etwa einige Tage, sich in demselben 
lebensfähig erhalten und somit bei einer nachträglichen Untersuchung des 
noch vorhandenen Bieres nicht mehr feBtgestellt werden konnten. 

Deshalb ist es auch belanglos, daß in dem Braunbier einer Flasche, die 
in der kritischen Zeit mit dem fraglichen Bier gefüllt sein sollte, und die 
von einer an Typhus erkrankten Frau dem Arzt Dr. B. zur Verfügung ge¬ 
stellt wurde, bei der bakteriologischen Untersuchung keine Typhusbazillen 
mehr gefunden sind. 

Jedenfalls muß daran festgehalten werden, daß das aus der Brauerei 
Kr. in Ly. stammende Braunbier das einzige gemeinsame Genußmittel ge¬ 
wesen ist, welches von den zuerst und gleichzeitig erkrankten, zahlreichen 
Personen in der Stadt Ly. und in den Ortschaften Br., Z., Hpf. einerseits 
und in den Orten Th., Ros., Hb. andererseits fast ausnahmslos in der 
kritischen Zeit tatsächlich genossen ist; ferner steht fest, daß Gelegenheit 
zur Infektion des Braunbieres in der Brauerei mit Typhusbazillen ohne Frage 
gegeben war. 

Wenn man also das explosionsartige Auftreten der gleichzeitigen Massen¬ 
erkrankungen in den verschiedenen Orten des Kreises nicht einem wunder¬ 
baren Zufall zuschreiben will, ebenso den Umstand, daß fast alle diese Per¬ 
sonen ein und dasselbe Genußmittel verbraucht hatten, dann dürfte kaum 
etwas anderes übrig bleiben, als einen ursächlichen Zusammenhang anzu¬ 
nehmen; ein Beweis im juristischen Sinne ist nicht zu erbringen. 

Daß für die Infektion durch jenes Braunbier nur ein Teil der Fälle 
dieser Epidemie, allerdings der bei weitem größte, in Frage kommt, und daß 
später zahlreiche Kontaktinfektionen zustande gekommen sind, ja daß viel¬ 
leicht auch durch andere Nahrungsmittel, z. B. Backwaren von E. in der 
Stadt Ly. oder durch Milch vom Brauereibesitzer Kr. in einigen Fällen die 
Typhuskeime verschleppt sein können, kann und soll natürlich nicht be¬ 
stritten werden. 

Besonderes Interesse bieten die Kontaktinfektionen, die in den späteren 
Wochen durch die Arbeiterkaseme auf dem Gute Hfd. vermittelt sind. 

Dort befanden sich im vorigen Sommer mehr als 70 Handwerker, be¬ 
sonders Maurer und Zimmerleute. Die Maurer schliefen in einem besonderen 
Raum, die Zimmerleute in einem anderen. 

Viertejjehrtschriit für Gesundheitspflege, 1912. 4 g 
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Die Männer, welche zum großen Teil aus Th., Hb., Ros. und anderen 
Orten aus der Umgebung stammten, pflegten Sonnabends mit dem Fahrrad 
nach Hause zu fahren, um Montags wieder zur Arbeit zu kommen. In der 
Woche schliefen sie in einem sehr engen und schlecht gelüfteten, recht 
schmutzigen Raum auf einem gemeinsamen Strohlager, so daß sie unterein¬ 
ander in engste Berührung kamen. Dieser Schlafraum diente zugleich als 
Speiseraum und zur Aufbewahrung der Kleidungsstücke und der Speisen» 
Diese Kaserne ist auf meinen Antrag geschlossen, nachdem sich heraus¬ 
gestellt hatte, daß mehrfach Maurerhandwerker, die dort gearbeitet und ge¬ 
wohnt hatten, an Typhus erkrankt waren. Ein größerer Teil der dort zu¬ 
sammenströmenden Männer stammte nicht nur aus den von Typhus befallenen 
Ortschaften, sondern direkt aus Typhusfamilien. 

Auf diese Weise ist die Krankheit nachweislich verschleppt worden nach 
P., W., L., ja auch in solche Familien nach Ros., Hb., Th., in denen vorher 
noch keine Erkrankungen vorgekommen waren. 

Es ist ferner zu bemerken, daß auch in mecklenburgischen Ortschaften, 
in welche ebenfalls in der in Frage kommenden Zeit viel Braunbier aus der¬ 
selben Brauerei in Ly. eingeführt worden ist, zahlreiche Typhuserkrankungen 
zu derselben Zeit explosionsartig aufgetreten sind. Der liebenswürdigen Aus¬ 
kunft des Arztes Rat Dr. B. in F. verdanke ich die Mitteilung, daß mindestens 
30 Erkrankungen nach seiner festen Überzeugung lediglich auf den Genuß 
dieses Braunbieres zurückzuführen gewesen sind, und daß die Infektionen 
durch dieses Braunbier geradezu mit der Sicherheit eines Experimentes nach¬ 
zuweisen gewesen seien. 

ln bakteriologischer Hinsicht ist zu bemerken, daß wohl infolge hoch¬ 
gradiger Überlastung des Medizinaluntersuchungsamtes zunächst eine Unter¬ 
suchung des Materials auf Paratyphusbazillen nicht stattgefunden hat. 
Später ist in mehreren, wohl sogar in zahlreicheren Fällen, die sicher mit 
der von Ly. ausgehenden Epidemie in Zusammenhang gestanden haben, die 
Vidalreaktion auf Paratyphus positiv ausgefallen, ja es sind sogar Para¬ 
typhusbazillen vereinzelt nachgewiesen. In einigen Fällen war die Vidal¬ 
reaktion sowohl für Typhus wie für Paratyphus positiv gewesen. 

Es muß unter diesen Umständen dahingestellt bleiben, ob es sich bei 
dem epidemischen Auftreten jener Krankheit um Typhus oder Paratyphus 
oder um ein gleichzeitiges Auftreten von Typhus und Paratyphus gehandelt 
hat; wenn man an der Annahme festhält, daß die Erkrankungen zum Be¬ 
ginn der Epidemie durch infiziertes Braunbier aus der Brauerei Kr. hervor¬ 
gerufen sind, dann würde man sich das gleichzeitige Vorkommen von Typhus 
und Paratyphus allerdings nur dadurch erklären können, daß von den beiden 
in Frage kommenden Personen — der Bierkutscher Sch., bei dem K. wohnte, 
und der Knecht von Kr. — der eine Typhuskeime und der andere Para¬ 
typhuskeime in die Brauerei verschleppt bzw. auf das Braunbier über¬ 
tragen hat. 

Es wird jedoch nicht möglich sein, hierüber nachträglich eine Auf¬ 
klärung herbeizuführen. 

Was den klinischen Verlauf anbetrifft, so ist auch während dieser aus¬ 
gedehnten Epidemie wieder die Beobachtung gemacht worden, daß der Ver¬ 
lauf insbesondere hinsichtlich der Schwere des ganzen Krankheitsbildes ein 
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sehr verschiedenartiger sein kann. Viele Fälle sind sehr schwer y andere 
wieder auffallend leicht verlaufen, manche sogar so leicht, daß sie zu 
anderen Zeiten gar nicht zu einer ärztlichen Behandlung Anlaß geboten hätten 
und zu einer Feststellung überhaupt nicht gelangt wären. 

Die Mortalität war eine verhältnismäßig geringe. 

Selbst wenn man die zur eigentlichen Epidemie zu zählenden Fälle auf 
200 etwa reduzieren will, so würde die Sterblichkeit doch nicht mehr als 
10 Proz. betragen haben. 

Als eine immerhin bemerkenswerte Erscheinung ist es zu betrachten, 
daß auf die ersten 4 bis 6 Wochen der Epidemie etwa 19 Todesfälle ent¬ 
fielen, auf die ersten zwei Wochen davon 11 * 

Was die sanitätspolizeilichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Epidemie 
anbetrifft, so ist es selbstverständlich, daß es bei so plötzlich auf tretenden 
MasBenerkrankungen absolut ausgeschlossen war, die Absonderung der 
Kranken — von Krankheitsverdächtigen gar nicht zu reden — von Anfang 
an wirksam durchzuführen. In keiner einzigen Ortschaft, die Stadt Ly. ein¬ 
geschlossen, ist ein Krankenhaus vorhanden. Die Krankenhäuser in den 
benachbarten Orten waren bald überfüllt, so daß die Überführung in Kranken¬ 
häuser nicht mehr in Frage kommen konnte. 

Sobald es irgend möglich war, wurde zunächst in der Stadt Ly. eine 
Baracke aufgestellt, später in dem Orte Br. eine Baracke, die jedoch nicht 
belegt werden konnte, da dort die Erkrankten meist in das Krankenhaus in 
F. überführt waren und da weitere Erkrankungen nur noch ganz ver¬ 
einzelt auftraten. Später wurden drei Baracken mit je 12 Betten in dem 
Dorfe Hb. auf gestellt. 

Daß unter diesen Umständen zahlreiche Kontaktinfektionen vorgekommen 
sind, ist ohne weiteres verständlich, wenn man zugleich berücksichtigt, daß 
nicht nur die Wohnungsverhältnisse in den befallenen Ortschaften für eine 
wirltsame Absonderung unzureichend waren, sondern daß es auch gerade im 
Anfang an geeignetem Pflegepersonal fehlte. 

Daß es auch zunächst viele Mühe gemacht hat und nur teilweise ge¬ 
lungen ist, die Abneigung der Bevölkerung vor Unterbringung in den Baracken 
zu überwinden, ist nur natürlich. 

Erwähnt sei noch der Umstand, daß sich in den Baracken in Hb. kurz 
hintereinander drei Schwestern bei der Krankenpflege infiziert haben. Es 
liegt mir fern, hieraus eine Schlußfolgerung zu ziehen; ich erwähne nur die 
Tatsache, da auch Kreisarzt Dr. Lewerenz-Kolmar in seiner Arbeit über 
die Typhusepidemie in Schneidemühl im Jahre 1911 Mitteilung davon ge¬ 
macht hat, daß sich dort nicht weniger als 10 Schwestern bei der Pflege 
Typhuskranker infiziert haben. 

Zwei Gesichtspunkte nötigten noch zu besonderer Aufmerksamkeit bzw. 
zur Anwendung besonderer Maßnahmen, um einer Weiterverbreitung der 
Massenerkrankungen vorzubeugen. 

Eine unserer wichtigsten Sorgen war es, zu verhüten, daß die Typhus¬ 
erkrankungen auf die Kinderheilstätten in Ly. Übergriffen, wo im Sommer 
mehrere hundert Kinder untergebracht waren. Die Gefahr erschien anfangs 
nicht so ganz fernliegend, da die Kinderheilstätten bis zum Ausbruch der 
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Massenerkrankungen die Backwaren aus der Bäckerei E. bezogen hatten, 
wo mit die ersten Erkrankungen vorgekommen waren. 

Da der Besitzer der Bäckerei sich nicht entschließen konnte, sein an 
Typhus erkranktes Kind in ein Krankenhaus zu überführen, so wurde der 
Bezug der Backwaren von E. auf etwa sechs Wochen ohne weiteres sofort 
abgebrochen; eine Schließung der Bäckerei erschien nicht angängig, da das 
Kind in der elterlichen Wohnung ausreichend abgesondert war. Trotzdem 
erschien jene Maßnahme im Hinblick auf die Große der Gefahr geboten. 

Tatsächlich ist es zu keiner Erkrankung in den Kinderheilstätten ge¬ 
kommen. 

Der zweite Gesichtspunkt, der besondere Beachtung erforderte, ergab 
sich aus dem Umstande, daß im Kreise Templin im September das Kaiser¬ 
manöver stattfand, und daß gerade die am meisten befallenen Ortschaften 
Hb. Th. und Ros. mitten im Manövergelände belegen waren. 

Nachdem eine militärärztliche Kommission an einer Reise durch die 
vom Typhus befallenen Ortschaften teilgenommen hatte, wurden diese von 
der Belegung ausgeschlossen, und den Soldaten wurde durchweg das Trinken 
von Braunbier untersagt. 

Ob und in welchem Umfange bei den am Manöver beteiligten Truppen 
später TyphuBerkrankungen vorgekommen sind, deren Entstehung auf In¬ 
fektionen im hiesigen Kreise zurückzuführen gewesen wären, habe ich nicht 
erfahren. 

Ich habe bereits an anderer Stelle dankbar anerkannt, wie wertvoll mir 
bei der Bekämpfung der Epidemie die aufopferungsvolle und wirksame Unter¬ 
stützung seitens der behandelnden Ärzte gewesen ist, ohne deren tätige Mit¬ 
wirkung die Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen unmöglich ge¬ 
wesen wäre. 

Wie wichtig es aber ist, daß gerade die behandelnden Ärzte die Durch¬ 
führung der angeordneten Desinfektionsmaßnahmen selbst beaufsichtigen und 
bis ins einzelne überwachen — von einer Überwachung durch Desinfektoren 
konnte bei derartig zahlreichen Erkrankungen in sieben Ortschaften keine 
Rede sein —, bewies mir recht drastisch ein Fall, der eines fast komischen 
Anstriches nicht entbehrt. 

Eine brave, aber etwas schwerhörige Bauersfrau hatte sofort beim ersten 
Besuch des Arztes von diesem den Auftrag erhalten, alle Abgänge gewissen¬ 
haft mit „Kalkmilch* 4 zu desinfizieren. Zufällig kam ich am nächsten Tage 
in dieses Haus, um mich von der Absonderung und Befolgung der Desinfektions¬ 
maßnahmen zu überzeugen. Bei meinem Eintreten in das Krankenzimmer 
fiel mein Blick sofort auf eine große Schüssel mit Milch, die auf dem Tisch 
stand. Als ich der Frau, welche die Pflege der erkrankten Tochter über¬ 
nommen hatte, sagte, daß das Krankenzimmer ja recht geräumig und ge¬ 
eignet sei, daß ich ihr aber doch dringend raten müßte, dasselbe nicht gerade 
zur Aufbewahrung von Milch zu benutzen, antwortete sie etwaB erstaunt 
und verlegen — sie war überzeugt, alle Anordnungen genau befolgt zu 
haben —, der Arzt habe ja doch gerade angeordnet, daß der Stuhlgang mit 
„kalter Milch“ desinfiziert werden solle. 

Wenn ich vorher der tätigen Mitwirkung der Ärzte Erwähnung getan 
habe, so ist es mir auch ein Bedürfnis, dankbar die Unterstützung anzu- 
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erkennen, die mir bei den Ermittelungen und der Durchführung der Be¬ 
kämpfungsmalinahmen der zum kommissarischen Ereisassistenzarzt ernannte 
Stabsarzt Dr. Pannwitz gewährt hat, ebenso die Unterstützung seitens der 
in Frage kommenden Behörden und auch der Gesundheitskommission. 

Zum Schluß möchte ich bemerken, daß mir zu der Zeit, als ich zu 
der festen Überzeugung kam, daß als Infektionsquelle für die Typhus¬ 
epidemie nur das Braunbier in Frage kommen könne, die Veröffentlichung 
von Professor Lentz im Klinischen Jahrbuch, Bd. XI, Heft 2, noch nicht 
bekannt war. 

Aus demselben habe ich erfahren, daß Lentz yor etwa 10 Jahren im 
Aufträge des Ministeriums Untersuchungen angestellt hat über die Lebens¬ 
fähigkeit von Typhusbazillen in Braunbier; dieselben wurden damals ver¬ 
anlaßt durch eine kleine Typhusepidemie in Frankfurt a. 0., bei welcher der 
Verdacht vorlag, daß die Erkrankungen auf den Genuß von Braunbier zurück¬ 
zuführen seien, welches durch Typhuskeime verunreinigt war. 

Die Versuche, welche in der hygienisch-chemischen Untersuchungs- 
Station des Garnisonlazaretts zu Frankfurt a. 0. unter Zugrundelegung einer 
Zeitdauer von vier Tagen angestellt waren, hatten ein negatives Er¬ 
gebnis gehabt; die im Institut für Infektionskrankheiten angestellten Ver¬ 
suche waren unter Berücksichtigung des Umstandes, daß für den Konsum 
von sogenanntem Braunbier wesentlich kürzere Zeiten in Frage zu kommen 
pflegen, und unter möglichster Nachahmung der natürlichen Verhältnisse 
darauf gerichtet, zu entscheiden, wie lange überhaupt Typhusbazillen in dem 
Bier und seinen Verdünnungen sich lebensfähig erhalten. 

Lentz stellte durch seine Versuche fest, daß der Nachweis von Typhus¬ 
bazillen im unverdünnten Biere nach l f 2 bis l 1 /* Stunden nach der Einsaat 
— je nach dem Säuregrad des Bieres — möglich war, daß es jedoch schon 
zw^i Stunden nach der Impfung des Bieres nicht mehr gelang, die Typhus¬ 
bazillen aus demselben zu züchten. 

Aus der Verdünnung 1:1 dagegen konnten die Bazillen bei den beiden 
ersten Bierproben noch bis zu 21 Stunden, bei der dritten Probe bis zu 
2 X 24 Stunden, darüber hinaus nicht mehr nachgewiesen werden. 

Aus den übrigen Verdünnungen gelang der Nachweis der Typhus¬ 
bazillen regelmäßig bis zu 2 X 24 Stunden nach der Impfung, darüber hin¬ 
aus jedoch auffallenderweise nicht mehr. 

Die auffällige Erscheinung, daß Typhusbazillen selbst in Bierver¬ 
dünnungen von 1 : 9 nicht länger als 2 X 24 Stunden nachzuweisen waren, 
führt Lentz darauf zurück, daß in den Verdünnungen des Bieres noch 
ununterbrochen eine starke Gärung vor sich geht, welche fortwährend zu 
einer Neubildung von Säure führt, und daß die unablässig in statu nascendi 
auf die Typhusbazillen einwirkenden geringen Säuremengen diese derart 
schädigten, daß sie sich nach mehr als 2 X 24 Stunden nicht mehr aus dem 
Biere und seinen Verdünnungen züchten lassen. 

Am Schlüsse seiner Veröffentlichung kommt Lentz zu dem Ergebnis, 
daß die Versuche mit dem unverdünnten Biere gezeigt hätten, daß dasselbe 
an sich nicht als die eigentliche Infektionsquelle anzusehen sei, daß 
diese vielmehr das zur Verdünnung des Bieres bzw. zum Spülen der Flaschen 
verwandte Wasser darstelle. 
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Indem er so das unverdünnte Braunbier sozusagen als Infektions¬ 
quelle ausschließt, räumt er ihm lediglich die Bedeutung eines Vermittlers 
ein, durch den der Typhusbazillus mit dem infizierten Wasser in den Ver¬ 
dauungskanal des Menschen gelangt. 

Wenn diese im Laboratorium gewonnenen Ergebnisse mit den tatsäch¬ 
lichen Verhältnissen des Lebens in Wirklichkeit übereinstimmen, dann wäre 
es ausgeschlossen, daß die vorher beschriebene Typhusepidemie, welche fast 
gleichzeitig in etwa acht verschiedenen Ortschaften explosionsartig auf¬ 
getreten ist, durch eine Infektion des Braunbieres mit Typhuskeimen hervor¬ 
gerufen ist; dann würde allerdings nur die andere Möglichkeit in Frage 
kommen können, daß lediglich durch ein blindes Walten des Schicksals, 
lediglich durch einen Zufall, innerhalb weniger Tage in sieben Ortschaften 
eines Kreises, wo vorher kein Typhus herrschte, Massenerkrankungen auf¬ 
getreten sind, durch einen Zufall, der um so merkwürdiger erscheinen muß, 
als sozusagen ausnahmslos die von Typhus befallenen Familien ein Genuß- 
mittel bezogen batten, das andererseits wieder als einziges gemeinsames 
Nahrungs- oder Genußmittel in Frage gekommen sein kann. 

Hierzu kommt, daß zu einer Infektion dieses gemeinsamen Genußmittels 
mit Typhuskeimen, wie vorher auseinandergesetzt ist, ohne Frage in der 
Brauerei Kr. Gelegenheit geboten war. 

Ich habe auch oben ausgeführt, aus welchen Gründen nicht anzunehmen 
ist, daß die Infektion des Braunbieres erst bei der Abgabe an die einzelnen 
Kunden, beim Ablassen des Bieres durch den Abflußhahn eines Fasses, 
etwa durch die mit Typhuskeimen behafteten .Finger des einen Bier¬ 
kutschers, stattgefunden hat, und aus welchen Gründen sich die Annahme 
aufdrängt, daß ein bestimmtes Gebräu in der Brauerei selbst infiziert 
worden ist. 

Von dem Zeitpunkt der stattgehabten Infektion des Bieres in der 
Brauerei bis zu dem Zeitpunkt der Abgabe an die Kunden in den ver¬ 
schiedensten Ortschaften, die zum Teil von der Stadt Ly. einige Meilen ent¬ 
fernt sind, können aber unmöglich nur einige Stunden vergangen sein. Für 
diesen Zeitabschnitt kommen mindestens bis zu 10 Stunden oder noch mehr 
in Frage. 

Wenn wir es aber als eine allgemein gültige Tatsache ansehen mußten, 
daß im unverdünnten Braunbier die Typhuskeime nur l / % bis 1 1 ' a Stunden 
lebensfähig sich erhalten, so müßte das unverdünnte Braunbier als 
Infektionsquelle für unsere Epidemie ausgeschaltet werden. Um aber das 
durch die Versuche von Lentz festgestellte Ergebnis als allgemein verbindlich 
anzuerkennen, müßte meines Erachtens eine genaue Begrenzung des Begriffes 
„Braunbier“ vorausgehen. 

Es ist einleuchtend, daß einerseits die Lebensfähigkeit der Typhuskeime 
nicht lediglich von dem Säuregrad des Braunbieres, sondern auch von der 
ganzen Zusammensetzung des Nährbodens abhängig sein wird, und daß 
andererseits auch der Grad und die Schnelligkeit des Eintrittes der Säure¬ 
entwickelung abhängig sein muß von der Konzentration und der ganzen 
Zusammensetzung des den Nährboden bildenden Braunbieres. 

Ob diese überall oder auch nur zu allen Jahreszeiten innerhalb der¬ 
selben Brauereien die gleiche sein wird, dürfte mit Recht zu bezweifeln sein. 
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Die Angaben, die mir in den befallenen Familien über das Mischungs¬ 
verhältnis mit Wasser gemacht wurden, wären recht schwankend und lassen 
einen Rückschluß auf den Grad der „ Starke“, der Konzentration nicht zu. 

Einzelne gaben an, das Braunbier mit gleichen Teilen oder im Verhältnis 
von 1 :2 gemischt zu haben, andere wollten eine noch größere Verdünnung 
hergestellt haben. Die meisten erklärten, in jenen heißen Tagen das so ver¬ 
dünnte Bier bereits ein bis zwei Tage nach der Anstellung getrunken zu 
haben. 

Durch Erkundigungen in der Brauerei habe ich erfahren, daß der 
Konsum des sogenannten Braunbieres in der in Frage kommenden Zeit ein 
derartig großer gewesen sei, daß die Brauerei der Nachfrage zeitweise nicht 
mehr genügen konnte, und daß auch Arbeiter zur Herstellung, Kühlung und 
Umfüllung des Bieres mit herangezogen werden mußten, die sonst nichts 
damit zu tun hatten. 

Daß in solchen Zeiten und unter solchen Ausnahmezuständen die sonst 
vielleicht geübte Sauberkeit und Gewissenhaftigkeit etwas vernachlässigt sein 
mag, ist einigermaßen erklärlich; ob diese besonderen Umstände auch auf 
die Zusammensetzung des Bieres von Einfluß gewesen sind, entzieht sich 
meiner Kenntnis. 

Wenn ich zum Schluß noch einmal kurz die Erfahrungen der Typhus¬ 
epidemie von 1911 im Kreise Templin zusammenfasse, so darf folgendes als 
festgestellt angesehen werden. 

In der Woche vom 20.—26. August 1911 wurden 85 Typhuserkrankungs¬ 
fälle amtlich gemeldet, in der darauffolgenden 69 ; in der Stadt Ly. kamen 
die ersten, zugleich zahlreichen Fälle vor; sie war auch später an der Zahl 
stark beteiligt. Die Krankheit kam fast gleichzeitig zum Ausbruch in der 
Stadt Ly. und in sechs verschiedenen ländlichen Ortschaften des Kreises 
Templin, die alle mindestens 10 und bis zu 20km etwa von der Stadt Ly. 
entfernt liegen, davon drei in westlicher Richtung, die anderen drei in 
nordöstlicher Richtung von Ly. 

Die Nachforschungen ergaben, daß in den befallenen Familien fast ohne 
jede Ausnahme Braunbier aus der Brauerei Kr. in Ly. bezogen und bald 
darauf mit Wasser verdünnt getrunken war; und dies ist mit voller Be¬ 
stimmtheit das einzige für alle Ortschaften gemeinsame Genußmittel ge¬ 
wesen, das überhaupt in Frage kommen konnte. 

In der Brauerei sind Typhuserkrankungen vorgekommen, und zwar mit 
die ersten in der Stadt; eine Möglichkeit der Infektion war vor allem ge¬ 
geben durch einen Bierkutscher, der wochenlang mit einem typhuskranken 
Schlafburschen in engster Berührung gewesen war. 

Das Braunbier wurde von der Einwohnerschaft von Ly. zum großen 
Teil direkt aus der Brauerei geholt; die drei westlich gelegenen Dörfer hatten 
das Bier durch einen anderen Bierkutscher bezogen als die drei anderen 
Ortschaften. 

Hieraus ergibt sich, daß die Infektion des Braunbieres, wenn dies als 
Quelle der Infektion für die Massenerkrankungen in Frage kommt, bereits 
in der Brauerei stattgefunden haben muß. Eine Infektion durch das zum 
Verdünnen des Bieres oder zum Spülen der Füllflaschen benutzte Wasser ist 
in diesem Falle undenkbar. 
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Wenn bei diesen Massenerkrankungen nicht ein Walten des reinen Zu¬ 
falles angenommen werden soll, w*enn vielmehr eine Masseninfektion durch 
ein gemeinsames Genußmittel in Frage kommt, dann kann nur ein be¬ 
stimmtes, in der Brauerei nach der Fertigstellung infiziertes Gebräu ver¬ 
antwortlich gemacht werden. 

Unter diesen Umständen würde es aber unmöglich sein, der Schluß¬ 
folgerung allgemeingültige Bedeutung beizulegen, welche Lentz aus seinen 
Versuchen im Institut für Infektionskrankheiten gezogen hat, daß nämlich 
in unverdünntem Braunbier Typhuskeime nicht länger als 1 l / % Stunden sich 
lebensfähig erhalten, da in den entlegenen Dörfern das Braunbier meist erst 
6 bis 10 Stunden, nachdem es in der Brauerei auf Fässer gefüllt war, zur 
Verausgabung und Verdünnung gelangt ist, jedenfalls wesentlich längere 
Zeit später als 1 bis 2 Stunden nach der Infektion. 

Da diese Frage, ob den Typhuskeimen in dem sogenannten unverdünnten 
Braunbier eine längere Lebensfähigkeit zuzusprechen ist, als man nach den 
bisherigen Untersuchungsergebnissen annehmen konnte, von der größten Be¬ 
deutung sein kann für die Weiterverbreitung der Typhuskrankheit und unter 
Umständen auch für die zur Bekämpfung erforderlich erscheinenden Maß¬ 
nahmen, und da solche Maßnahmen von einschneidendster Bedeutung und 
großer finanzieller Tragweite sein können, so würde es sehr wünschenswert 
sein, daß die in Frage kommenden Untersuchungsanstalten noch einmal zu 
einer eingehenden und gründlichen Nachprüfung sich entschließen würden. 
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Wie stellt sich der Schularzt zur modernen 
Wanderhewegung *) ? 

Von Dr. med. Moritz Fürst, Schularzt in Hamburg. 


Die allerschönsten Erinnerungen aus der Schulzeit knüpfen an die 
Schulausflüge an, die wir unternehmen durften. „Wenn frohe Jugend und 
schöne Natur Zusammenkommen, so freuen sie sich wechselseitig.“ Das ist 
eine Erfahrung, die nicht nur Heinrich Heine bei Gelegenheit seinerHarz- 
reise gemacht hat. Deshalb freuen wir uns auch jetzt noch, wenn unsere 
Kinder mit ihren Lehrern und Klassengenossen ihre Schulfahrten unter¬ 
nehmen, und wenn sie heimkommen voll voö den Erlebnissen und Genüssen 
der Schulwanderung, dann genießen wir Alten nicht nur die Freude unserer 
Kinder, sondern aus längst vergangenen Tagen tauchen Bilder auf von 
schönen Landschaften, schweigenden Wäldern und blauen Seen, an die uns 
Lehrer geführt haben, die längst aus diesem Leben geschieden sind, und 
deren wir gerade deshalb dankbar gedenken, weil sie bei Gelegenheit der 
Schulwanderungen uns ganz besonders nahe getreten sind. 

Also auch der Schularzt tritt der Frage der Schulwanderungen nicht 
ganz unbefangen entgegen. Schon vom subjektiven Standpunkte aus geht 
er mH Sympathie an die Beurteilung einer Bewegung, die erst in neuerer 
Zeit eine konsequente Methode zur Geltung bringt. 

Als Schularzt lernt man Lehrer und Lehrerinnen erst voll werten. 
Auch die Differenzierung der Lehrpersonen in qualitativer Beziehung fällt 
nicht schwer, wenn man jahrelang mit der Lehrerschaft gemeinsam die 
Schuljugend beobachten konnte. Es muß ausgesprochen werden, daß ich 
als die besten Gehilfen bei meiner schulärztlichen Tätigkeit die Lehrer und 
Lehrerinnen kennen gelernt habe, die mit ihren Kindern am häufigsten Aus¬ 
flüge unternehmen. Sie haben für die gesundheitliche Förderung der 
Schuljugend das beste Verständnis, sie machen uns am besten auf die 
körperlichen und geistigen Fehler der Schulkinder aufmerksam, denn sie 
haben die wirkliche Natur ihrer Schutzbefohlenen gerade auf der Wander¬ 
schaft am besten erkannt, sie wissen, wo den Kindern der Schuh drückt, 
sie wissen aus genauer Kenntnis meist auch der häuslichen Verhältnisse am 
ehesten, wie den gefundenen Schäden beizukommen ist. 

Also wieder ein Motiv für den Schularzt, sich recht sehr für die 
Förderung der Schulwanderungen zu begeistern. 

Professor Dr. F. A. Schmidt in Bonn, einer der verdientesten Förderer 
der Schulhygiene, hat in dem bekannten „Buch vom Kinde“, das Adele 
Schreiber bei B. G. Teubner in Leipzig herausgegeben hat, folgendes in 
unserer Angelegenheit geäußert: „Der gesundheitliche Wert häufiger 

l ) Vortrag, gehalten in einer Führerversammlung der „Pädagogischen Ver¬ 
einigung von 1905“ am 5. Juli 1912 im Curiohaus zu Hamburg. 
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Wanderungen — hier sei insbesondere der täglichen, mit einem Wald¬ 
spaziergang verbundenen Ferienspiele gedacht! — ist für das Kind als ein 
recht hoher einzuschätzen. Stundenlang ist namentlich der Atemumfang 
um das Mehr- ja Vielfache gegenüber der Atmung beim Liegen und Sitzen 
gesteigert. Ebenso ist die Herztätigkeit vermehrt, wird aber durch die 
vertiefte Atmung, welche das Blut aus der unteren Körperhälfte energischer 
zum Herzen hinansaugt, wirksam unterstützt. Die gar nicht unbeträcht¬ 
liche Arbeitsleistung der Beinmuskeln, welche mit einer Wanderung ver¬ 
bunden ist, geht mit entsprechender Mehrung der Stoff Umsetzungen im 
Körper einher. Insbesondere wird durch die Einatmung reiner Land- und 
Waldluft und unter dem Einfluß des Lichtes dabei die Blutbildung kräftig 
angeregt. So bedeutet also das Wandern eine ebenso wirksame Übung der 
Atmungs- und Kreislaufsorgane wie eine Belebung des Gesamtstoffwechsels. 

„Auf eines sei hier noch hingewiesen. Das Auge des Kindes wird in 
der Schule durch die Naharbeit beim Lesen und Schreiben stark angestrengt, 
häufig, wie die große Zahl der im Schulalter kurzsichtig Gewordenen zeigt, 
überanstrengt. Das Sehen in die Ferne bewirkt demgegenüber eine überaus 
heilsame Entspannung der Akkommodationsmuskeln des Auges, bedeutet aber 
zugleich eine nützliche Übung. Solche Übung im Sehen kann späterhin noch 
erweitert werden durch Übung im Abschätzen von Entfernungen. tt — Mein 
Kollege Professor Schmidt findet in der oben zitierten Schrift auch schöne 
Worte über den ethischen und charakterbildenden Wert der Schulwande¬ 
rungen. Die müssen aber weggelassen werden. 

Will man nun noch weiter rein objektiv sich über den Nutzen von 
Wanderungen überhaupt und speziell vom medizinischen Standpunkte be¬ 
lehren, so gibt eine Verhandlung, die am 19. Juni 1911 in der Kommission 
für Arbeiterhygiene und Statistik des Münchener Ärztevereins für freie Arzt¬ 
wahl stattgefunden hat, Gelegenheit dazu. Dr. Dörnberger, ein bekannter 
Münchener Kinderarzt und Schulhygieniker, berichtete dort (nach der 
Münchener medizinischen Wochenschrift Nr. 26) folgendes: „Auch an den 
Volksschulen schenkt man dem gesundheitlichen Nutzen der Schülerwande¬ 
rungen steigende Aufmerksamkeit; rühmlich hervorzuheben sind die Be¬ 
strebungen des Vereins Wehrkraft, der Pfadfinder und der Wandervögel 
Positive Nachweise über die Erfolge fehlen in München bisher noch. In 
Dresden sind durch Dr. Deppe, in Berlin durch Dr. Röder und den Schul¬ 
mann Wienecke bedeutende Längen- und Gewichtszunahmen und Ver¬ 
besserung des Lungenvolumens festgestellt. Größere Wanderungen sollen 
nach Wienecke nicht zwischen Schul- oder Arbeitstage fallen. Kürzere 
Wanderungen steigern jedoch auch die geistige Arbeitsfähigkeit. Der volle 
Erfolg zeigt sich erst nach einiger Zeit. Ärmere gewannen mehr als die 
Bessergestellten; Mädchen, die viel kränkelten, schwach und appetitlos waren, 
zeigten Hebung des Appetites, frisches Aussehen, ferner auch Kräftigung 
der Brüste, also Förderung der Pubertätsentwickelung; schwächliche Knaben 
Verbesserung ihrer gesamten Muskulatur, nicht einzelner Muskelgruppen. 
Herzerweiterung, über deren Vorkommen aus London berichtet wird, konnte 
nicht festgestellt werden. Natürlich muß der Führer auf Blutarme und 
Schwächliche Rücksicht nehmen, muß auf geeignete Kleidung sehen und 
Hilfe bei Unfällen leisten können. Bei der Ernährung soll der Alkohol gar 
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keine, Fleisch nur eine geringe Rolle spielen. Erkrankungen sind bei mehr¬ 
tägigen Wanderungen äußerst selten vorgekommen. Choreatische, epilep¬ 
tische, Herz- und Lungenkranke müssen natürlich ausgeschlossen werden. 
Auch für Schwächliche ist langsames Training geboten. Ermüdung im 
Anfang schadet nichts, Erschöpfung darf nicht vorkommen. u 

In dieser Auslassung Dörnbergs haben wir eine durchaus objektive 
Würdigung der Schüler Wanderungen. Diese Darstellung sollte bei uns in 
Hamburg Veranlassung geben, daß die Befürworter der Schülerwanderungen 
auf pädagogischer und ärztlicher Seite zusammentreten, um den Einfluß der 
Wanderung systematisch in bezug auf alle gesundheitlichen Verhältnisse 
ganz objektiv zu studieren. Ich glaube, wir würden zu sehr interessanten 
Resultaten kommen*). 

Bedauerlich ist es, daß im allgemeinen die Schulärzte bei den Wande¬ 
rungen nicht mitgenommen werden können. Sie würden selbst bei diesen 
schönen Gelegenheiten viel lernen und könnten sich auch vielfach recht nütz¬ 
lich erweisen. Solange wir aber nebenamtliche Schulärzte haben, wird es auch 
noch schwer möglich sein, daß diese wenigstens hin und wieder sich an den 
Schülerwanderungen beteiligen. Denn diese nebenamtlichen Schulärzte üben 
im Hauptberufe ärztliche Praxis, die sie nicht im Stiche lassen dürfen, da 
sie aus dem Ertrage der Praxis leben müssen. Wenn der Schularzt erst — 
hoffentlich recht bald — als ein vorzeitliches fossiles soziales Hilfsmittel nur 
noch historisches Interesse bat und dem Jugendwohlfahrtsarzt (natürlich 
im Hauptamte) Platz gemacht hat, dann muß er mit Wonne seine Schul¬ 
kinder hinaus begleiten, wenn sie zu fröhlicher Wanderfahrt den Stab 
ergriffen haben; dann wird er fern vom Schulstaub und von den öden 
statistischen Berichten die erfolgreichsten schulärztlichen Beobachtungen im 
Freien anstellen. So wird es ja einmal kommen, aber es kann doch noch 
eine Zeitlang dauern. Wir müssen uns also einrichten, auch als neben¬ 
amtliche Schulhygieniker der Bewegung der Schülerwanderungen zu nützen, 
soweit das unsere jetzt gar so schwachen Kräfte gestatten. Wie kann das 
nun geschehen? Wir müssen, wo sich nur Gelegenheit bietet, auf den 
Nutzen der Bewegung in freier Luft hinweisen. Sehen wir in einer Schule, 
daß die Mitglieder des Kollegiums sich mit Begeisterung der Sache annehmen, 
so gilt es, die Begeisterung noch weiter anzufachen; stößt man auf seß¬ 
haftere Lehrpersonen, die die große Verantwortlichkeit, die nun einmal bei 
solchen Ausflügen zu übernehmen ist, nicht gern tragen wollen, so muß 
man sich Mühe geben, die Bedenken auszureden und Vorschläge zu machen, 
die die drohenden Gefahren auf ein Minimum beschränken. Auch bei Ge- 


*) Eine übersichtliche Arbeit: Zur hygienischen und klinischen Würdigung 
des Wanderns, hat Dr. Leo Zuntz in Berlin verfaßt (Heft 278 der Sammlung: 
Berliner Klinik. Fischers medizinische Buchhandlung, H. Kornfeld). Die Unter¬ 
suchungen, die Verfasser angestellt hat, betreffen den Stoffwechsel beim Gehen 
und Marschieren und haben zum erstenmal exakte zahlenmäßige Aufschlüsse 
über die Einwirkung längerer Fußtouren auf den Stoffwechsel, den Sauerstoff¬ 
verbrauch usw. gegeben. Speziell interessieren uns die angeführten klinischen 
Beobachtungen von H. Röder an Schulkindern, die eine nachhaltige Förderung 
des wachsenden Organismus auch schon durch kürzere Ferienwanderungen zahlen¬ 
mäßig erweisen. Das Körpergewicht stieg nach diesen Wanderungen auffallend 
schnell. 
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legenheit der Elternabende wird man gern ein kräftiges Wörtlein reden, um 
die Eltern an den Wanderungen zu interessieren, so daß sie sich nicht 
weigern, ihren Kindern die Möglichkeit zu gewähren, mit teilzunehmen an 
den schönsten, gesundesten und bildendsten Vergnügungen des Schullebens. 
Auch in den Sprechstunden wird man nach dieser Richtung hin arbeiten 
können — beiläufig, wenn die Eltern zu den Sprechstunden erscheinen, 
wozu sie bei uns in Hamburg meist gar nicht zu bewegen sind. Wenn man 
kann, soll man auch das „Portemonnaie der Besitzenden“ aus der Klientel 
zugunsten der Schulkinder besteuern, die aus den Mitteln ihrer Eltern 
nicht die paar Groschen bekommen können, die zur Teilnahme nun einmal 
notwendig Bind. 

Wie nun die Schülerwanderungen vom ärztlichen Standpunkte aus am 
besten vorbereitet und ausgeführt werden, das hat ein Hamburger Arzt 
Dr. Lackemann in dem von mir und E. Pfeiffer (Hamburg 1907, 
Leopold Voß) herausgegebenen „Schulhygienischen Taschenbuch“ ganz 
ausgezeichnet dargestellt. Er ist auch wohl in dieser Beziehung einer der 
besten Sachkenner, denn er hat seit vielen Jahren große und kleine Schüler¬ 
wanderungen als Arzt begleitet. Von seinen praktischen Ratschlägen will 
ich hier einige Sätze, die mir besonders wichtig erscheinen, anführen: 

„Nach Feststellung der Teilnehmerzahl empfiehlt es sich für den Leiter 
der Veranstaltung, nicht nur sich selbst gegen Haftpflicht zu versichern, 
sondern auch für sich, das begleitende Lehrpersonal und die Schüler eine 
Unfallversicherung abzuschließen. 

Als Reisekleidung für Knaben eignet sich ein nicht zu dünner Sommer¬ 
anzug, von dem beim Tragen der bekannten Sporthemden mit umgelegtem 
Kragen sogar die Weste noch fortbleiben kann. Dann muß aber die Jacke 
ganz geschlossen werden können, um bei erhitztem Körper auf Berghöhen 
oder bei Zugluft eine zu schnelle Abkühlung zu vermeiden. Wollenes 
Unterzeug ist den meisten Sündern zur besseren Verdunstung des Schweißes 
unentbehrlich. Als Kopfbedeckung dienen dünne Lodenhüte oder ganz 
leichte Tuchmützen (mit oder ohne Schirm). Das Fußzeug muß bequem 
und gut ausgetreten sein, am besten sind mit starken Doppelsohlen ver¬ 
sehene Schnürstiefel, die auch in durchfeuchtetem Zustande und bei leicht 
geschwollenen Füßen leicht anzuziehen sind. Als Strümpfe empfehlen sich 
weiche wollene, da baumwollene Strümpfe und auch die leichten dünnen 
Strumpfsocken oft zu Blasenbildungen und Wundlaufen an den Füßen Ver¬ 
anlassung geben. Für mehrtägige Touren ist die Mitnahme von mindestens 
einem Paar Reservestrümpfe nötig. Zu deren Transport und der des übrigen 
Reisegepäcks dient am besten ein wasserdichter Rucksack, in dessen Tiefe 
sich leicht noch ein Reservehemd, leichte Hausschuhe, sowie die anderen 
AusrÜ8tungsgegenstände unterbringen lassen, als z. B. Seife, Kamm, Zahn¬ 
bürste, SalizylvaBeline oder -lanolin gegen Wundlaufen an den Füßen und 
gegen «Wolf». Im Rucksaok oder außen an demselben läßt sich noch ein 
leichtes Plaid zum Schutze gegen ungünstige Witterung unterbringen. 

Im allgemeinen gilt das eben Ausgeführte auch für die Reisekleidung 
der Mädchen; auch hier müssen wir auf größte Leichtigkeit und Bequem¬ 
lichkeit Bedacht nehmen (wollenes Unterzeug, leichtes wollenes Kleid, dünner 
Regenmantel). 
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Die Marschgeschwindigkeit und die Weite der Schritte darf keine zu 
große sein, besonders nicht beim Besteigen von Bergen, damit das Herz 
nicht überanstrengt werde. Ebenso soll auch beim Abstieg nicht zu schnell 
gegangen werden, um Verstauchungen der Fußgelenke und Überanstrengung 
der Muskeln und Sehnen des Beines zu vermeiden. 

Am leichtesten wandert es sich naturgemäß in den Morgenstunden; die 
Hauptleistung des Tages muß daher auf diese Zeit verlegt werden. Eine 
Unterbrechung der Morgenwanderung bildet die Frühstückspause an geeig¬ 
neter Stelle (im Walde oder an einer Quelle). Sind die jungen Wanderer 
nicht zu sehr erhitzt, so wird ihnen auch ein Trunk kalten klaren Quell¬ 
wassers nichts schaden. Jedoch ist auf dem Marsche das Trinken aus jeder 
sich darbietenden Quelle durchaus zu verbieten. 

Wird in einem Wirtshause eingekehrt, so sorge man dafür, daß den 
Schülern möglichst keine alkoholischen Getränke verabfolgt werden, sondern 
Milch. Limonade oder irgendein Kohlensäuerling. 

Die Hauptmahlzeit des Tages wird am besten auf die ersten Nach- 
mittagsstunden verlegt, und es sollte damit möglichst eine mehrstündige 
Ruhepause verbunden sein. Das Mittagessen muß möglichst ein warmes 
sein und durch eine Vorspeise eingeleitet werden, schon um das überflüssige 
Trinken während des Essens zu vermeiden. 

Die Marschleistung für den Nachmittag darf keine sehr ausgedehnte 
sein, damit der Einzug ins Quartier so rechtzeitig am Abend erfolgt, daß 
die Schüler nicht mit vollem Magen zu Bett gehen müssen, sondern sich 
etwa noch durch ein nicht anstrengendes Spiel Bewegung machen können. 
Dann geht es früh zu Bett und früh wird wieder aufgestanden, doch so, daß 
die Kinder eines mindestens siebenstündigen Schlafes teilhaftig werden. 

Die Schüler sollen sich während der ganzen Tour auch mit ihren 
kleineren Leiden immer bei dem Leiter der Schulreise oder, wenn ein Arzt 
mitgeht, bei diesem Rat holen. Kleine Verletzungen und Quetschungen, 
leichte Verstauchungen, schlechtes Allgemeinbefinden durch Erkältungs¬ 
ursachen oder Verdauungsstörungen usw. lassen sich gewöhnlich durch 
rechtzeitiges Eingreifen leicht beseitigen. Zu diesem Zwecke ist auch die 
Mitnahme einer kleinen Reiseapotheke angebracht. Unter der Verwaltung 
eines Lehrers stehend, möge diese etwa folgendes enthalten: Brausepulver, 
Hoffmannstropfen (Anregungsmittel gegen Ohnmächten und Schlappwerden), 
verdünnte Salzsäure (bei verdorbenem Magen), Rizinusöl (gegen Durchfall 
und gegen Verstopfung), Choleratropfen (vorsichtig zu verwenden bei Kindern 
gegen hartnäckigen Durchfall), kristallisierte Zitronensäure (in wässeriger 
Lösung zur Stillung von Nasenbluten), Salmiakgeist (gegen Insektenstiche), 
Alaun oder Borax (gelöst, zum Gurgeln bei Mandelentzündung). Als Ver¬ 
bandzeug diene ferner: Mull zum Verband von offenen Wunden und zur 
Nasentamponade bei Nasenbluten, Verbandwatte und einige Mullbinden, 
endlich für kleine Hautverletzungen etwas Leukoplast od. dgl. 

Ein mitgehender Arzt wird sich außerdem am besten eine kleine 
kompendiöse Reiseapotheke aus komprimierten Tabletten zusammenstellen 
{z. B. aus den „Tabloids“ von Burroughs Wellcome & Co.), die neben einem 
kleinen Instrumentarium ihn in den Stand setzen werden, für jeden vor¬ 
kommenden Fall gerüstet zu sein. u 
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Wenn die Schulwanderungen gut vorbereitet werden, so sind Unfälle 
und Mißgeschicke wohl in größerem Umfange zu vermeiden, ganz besonders 
dann, wenn die körperlichen Übungen wie Turnen und Schwimmen die Be¬ 
deutung im Unterrichtsplane finden, den wir Schulärzte verlangen müssen» 
Der Ausbau dieses Planes im Sinne der modernen Hygiene würde sich viel 
leichter erzielen lassen, wenn man auch den Schulärzten Sitz und Stimme 
bei solchen Schulkonferenzen geben würde, in denen Fragen zur Verhandlung 
kommen, die den Schulhygieniker interessieren. Auch müßte die Möglichkeit 
gegeben sein, daß der Schularzt Anweisung geben könnte, für die Klassen, 
in denen er viele schwächliche Schüler gefunden hat, öfter Freitage zur Aus¬ 
führung von Schulwanderungen zu verordnen. 

Vor Übertreibungen der Wanderungen möchte ich aber dringend 
warnen. Diese kommen entschieden vor und entfremden auch verständige 
Eltern der an sich höchst nützlichen Bewegung. Wenn die Kinder an jedem 
Sonn- und Feiertag der Familie entzogen werden, um Wanderungen anzu¬ 
treten, so leidet zunächst das Familienleben ganz bedeutend. Denn gerade 
diese Tage sind dazu da, auch den sonst durch seine Tätigkeit verhinderten 
Familienvater mit den Seinigen zusammen leben zu lassen. Das wird aber 
verhindert, wenn die Kinder in ihrer oft geradezu fanatischen Wander¬ 
leidenschaft jeden nicht durch die Schule ausgefüllten Tag ihrem Wander¬ 
verein widmen und vom Familienleben überhaupt nichts mehr wissen wollen. 
Solche Fälle sind uns bekannt, sie müssen gerade von den Leitern der 
Bewegung unter allen Umständen verhindert werden. 

Noch eine praktische Bemerkung! Die Wanderungen müssen so geleitet 
werden, daß die Lehren der modernen Hygiene nicht zu kurz kommen. Die 
Ruhestätten müssen so gewählt werden, daß sie an der Ausbreitung infektiöser 
Krankheiten nicht schuldig werden. Die gesundheitliche Beaufsichtigung der 
Wanderherbergen muß eine strenge sein. Wenn nicht in Scheunen oder auf 
Stroh geschlafen wird, so müssen die Bettbezüge in jedem Fall frisch gewaschen 
sein. Das muß auch in den sogenannten Beidehäusern der Wandervereine so 
gemacht werden, wenn auch das Lager nur eine einzige Nacht von den Wan¬ 
derern benutzt worden ist und keine sichtbare Spur von Beschmutzung zeigt. 
Bei Nichtbeachtung dieser elementarsten Reinlichkeitsvorschriften können 
fatale Zwischenfälle eintreten, die unserer Bewegung außerordentlich schädlich 
sein könnten. Daß diese Maßnahmen die Sache sehr verteuern, weiß ich. Aber 
Hygiene kostet immer Geld. Lieber weniger leisten, stets aber nur das Beste! 

Noch manche Gesichtspunkte allgemeinerer Natur ließen sich vielleicht 
an dieser Stelle anführen, die eine Förderung des Ausflugs- und Wander¬ 
wesens auf unseren Schulen (höheren und niederen) bewirken könnten. Mir 
hat man hier aber nur das Wort gegeben, vom Standpunkte des Arztes die 
wichtige Frage zu beleuchten; deshalb sollen viele Wünsche, die ich als 
Mensch und Staatsbürger habe, hier unausgesprochen bleiben. Zusammen- 
fassend aber will ich mit dem Bekenntnis schließen, daß ich häufige und 
rationelle Fußwanderungen unserer Schulkinder jeder Stufe und jeder 
Herkunft für eins der allerbesten Mittel halte, ihre körperliche und geistige 
Gesundheit wie ihre Leistungsfähigkeit zu steigern daß also diejenigen, die 
das Schulwanderwesen fördern, sich in hohem Maße um das Wohl des 
Staates verdient machen. 
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Die hygienische Bedeutung der IY. Milchwirtschaft¬ 
lichen ProYinzialausstellung zu Kiel. 

Von Dr. Kühl, Kiel. 


Bei der Eröffnung der IV. Milchwirtschaftlichen ProYinzialausstellung 
wurde die wirtschaftliche und hygienische Bedeutung dieser Ausstellung 
hervorgehoben; der um die öffentliche Gesundheitspflege in unseren Groß« 
Städten verdiente Oberbürgermeister Dr. Fuss von Kiel faßte beide Gesichts¬ 
punkte zusammen, wenn er mit beredten Worten darauf hinwies, daß wirt¬ 
schaftlicher und hygienischer Fortschritt Hand in Hand gehen, daß sie 
voneinander unzertrennbar sind. Es ist aus diesem Grunde wohl angebracht, 
die milchwirtschaftliche Ausstellung vom hygienischen Gesichtspunkte aus 
zu betrachten, ich möchte sogar glauben, daß wir so den sichersten Beob¬ 
achtungspunkt für die wirtschaftliche Bedeutung gewinnen. 

Der bekannte Düsseldorfer Hygieniker Schlossmann sagte in einem 
Vortrage: Die Milchkontrolle soll weder eine chemische Manipulation, noch 
eine rein bakteriologische oder biologische Untersuchung darstellen. Sie 
gehört daher weder auschließlich in das Arbeitsgebiet des Chemikers, noch 
in das des Bakteriologen, viel weniger in das des Schutzmannes. Hiermit 
stimmt das Urteil des Oberbürgermeisters Dr. Fuss überein, welcher bei 
der Eröffnung darauf hin wies, daß nicht Gesetze, nicht die Kontrolle die 
deutsche Milchwirtschaft fördern, sondern allein die Verbreitung der Er¬ 
kenntnis unter den Produzenten, daß nur der hygienische Fortschritt sie 
auch wirtschaftlich fördert. 

Die Selbstkontrolle der Milch von seiten der Produzenten und Inter¬ 
essenten hat sich zu erstrecken: 

1. auf die Anlage, Besetzung und Haltung des Stalles; 

2. auf die Auswahl der Milchtiere und die Feststellung ihres Gesund¬ 
heitszustandes ; 

3. auf die Fütterung und Haltung der Milchtiere; 

4. auf die Reinlichkeit beim Melken, bei der Weiterbehandlung und 
Verarbeitung der Milch. 

Den ersten Punkt berührte die Ausstellung nur wenig, dagegen den 
zweiten. Die Abteilung Va umfaßte die Ausstellung typischer Milchtiere 
aus Schleswig-Holstein, und zwar in folgenden Gruppierungen: 

A. Verband „Rote Schleswig©! 4 *. 

Der Verband umfaßt die Zuchtbezirke Angeln und Nord Schleswig. 

a) Zuchtbezirk Angeln. 

Angler Milchkuh. Das Zuchtziel ist gerichtet auf die Erhaltung und Ver¬ 
vollkommnung der reinblütigen Angler Rasse, insbesondere auf hohe Milchleistung 
bei kräftiger, allgemeiner Körper Verfassung und mittlerem Gewicht. 
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B. Verband der schleswigschen Shorthoruzüchterrereine. 

Der Verband umfaßt die Kreise Eiderstedt, Husum, Tondern, Hadersleben, 
Apenrade, Sonderburff, Flensburg und Schleswig. 

Shorthornmilchkuh. Das Zuchtziel ist gerichtet auf Mastfähigkeit und 
Milchergiebigkeit. 

C. Verband „Schwarzbunte Holsteiner“. 

Der Verband erstreckt sich über das ganze frühere Herzogtum Schleswig, 

a) Zuchtbezirk Dithmarschen. 

Dithmarscher Milchkuh. Das Zuchtziel ist ein Bind von roter oder 
rotbunter Farbe, mit hellem Flotzmaul, welches neben hoher Milchergiebigkeit in 
seiner Körperform die Garantie für die Produktion guter, schnellwüchsiger und 
voll fleischiger Schlachttiere bietet. 

b) Zuchtbezirk für die Elb- und Wilstermarsch. 

Der Zuchtbezirk erstreckt sich über die Kreise Steinburg und Pinneberg. 

Milchkuh für die Elb- und Wilstermarsch. Das Zuchtziel ist die 
Heranzüchtung des rotbunten, holsteinischen Bindviehes, welches Milchergiebigkeit 
mit Mastfähigkeit und entsprechender Körperform vereinigt. 

c) Zuchtbezirk für die „Breitenburger“. 

Der Zuchtbezirk erstreckt sich über die Kreise Steinburg, Stormam, Sege- 
berg, Bordesholm, Plön, Oldenburg und Lauenburg. 

Breitenburger Milchkuh. Das Zuehtziel ist hohe Milchergiebigkeit, ver¬ 
bunden mit möglichster Körperschönheit und genügender Mastfäbigkeit. 

d) Zuchtbezirk für die holsteinische Geest. 

Der Zuchtbezirk erstreckt sich über die Kreise Bendsburg, Eckernfönle, 
Plön, Oldenburg, Lauenburg und Pinneberg. 

Milchkuh der holsteinischen Geest. Zuchtziel: Die Heranzüchtung 
des rotbunten, holsteinischen Bindviehes, welches Milchergiebigkeit und Mastfähig* 
keit und entsprechende Körperform vereinigt. 

Daß sich in Schleswig-Holstein die Erkenntnis Bahn gebrochen hat, 
nur gesundes Milchvieh gehört in den Stall, dürfte daraus hervorgehen, daß 
das der Landwirtschaftskammer angegliederte Institut für Tierseuchen sehr 
in Anspruch genommen wird. Dieses Institut wirkte auf der Ausstellung 
durch eine wertvolle Präparatensammlung aufklärend, welche die durch die 
Maul- und Klauenseuche, Tuberkulose, Euterkrankheiten, Pseudotuber¬ 
kulose usw. bedingten Veränderungen der Organe zeigte. Besonders wert¬ 
voll für die Landleute war eine kleine, die Tuberkulosetilgung behandelnde 
Sonderabteilung, welche folgende Punkte anging: 

Entnahme der Proben von tuberkulösen Bindern und die dazu nötigen 
Instrumente. 

Versand der Proben (Kasten) mit sterilen Flaschen für die Aufnahme 
der Ausscheidungen aus den erkrankten Organen; Formulare. 

Verarbeitung der Proben. 

Auf die Fütterung und Haltung der Milchtiere ging die Ausstellung 
nur wenig ein. Eine Firma hatte eine sehr praktische Vorrichtung für 
Einzelfütterung ausgestellt. Da das System als solches schon von früheren 
landwirtschaftlichen Ausstellungen her bekannt ist, können wir auf eine 
Beschreibung verzichten. Der Einfluß der verschiedenen Fütterung auf die 
Beschaffenheit der Milch war leider nicht berührt, ebenfalls fand der Einfluß 
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der Körperpflege der Milchtiere keine Berücksichtigung. Wie wichtig aber 
die Körperpflege ist, zeigen Versuche von Backhaus 1 ), welcher fand, daß 
die Milch der geputzten Kuh 20 600, die der ungeputzten Kuh aber 170000 
Keime pro Kubikzentimeter enthielt. Meines Erachtens hätte auf die Be¬ 
deutung der Fütterung, der Streu und der Haltung des Milchviehes durch 
bildliche und graphische Darstellungen genügend hingewiesen werden müssen. 

Weitgehende Beachtung fand der vierte Punkt unserer Disposition, 
man kann wohl sagen, daß er in hygienischer und wirtschaftlicher Beziehung 
den Kern der Ausstellung bildete. Die neue Zeit, die moderne Milchwirt¬ 
schaft tritt uns mit allen ihren Errungenschaften entgegen, das leitende 
Prinzip ist: „Kürzester und hygienisch einwandfreiester Weg vom Euter der 
Milchkuh in die Milchkanne des Konsumenten.** In einem Pavillon sind 
acht Milchkühe untergebracht: 1 Angler Milchkuh, 1 Shorthornmilchkuh, 
1 Dithmarscher Milchkuh, 1 Milchkuh der Elb- und Wilstermarsch, 1 Breiten¬ 
burger Milchkuh, 1 Milchkuh der holsteinischen Geest und 2 schwarzbunte 
holsteinische Milchkühe. Gemolken wurden die Tiere mit Melkmaschinen, 
so daß die Interessenten Gelegenheit haben, sich von der Wirkung dieser 
modernsten Einrichtung der praktischen Landwirtschaft zu überzeugen. Be¬ 
sondere Beachtung verdient das sehr einfache und zuverlässige System der 
„The Max u , die nur einen Pulsator für gleichzeitiges Melken je zweier Kühe 
erfordert. Auch die Bana- und Revalomaschine verdienten hygienisches 
Interesse. Letztere wird elektrisch angetrieben und ist auf dem Prinzip 
des Kälbersaugens auf gebaut, sie saugt und fügt dem periodisch unter¬ 
brochenen Saugen abwechselnd auch einen Druck gegen das Euter hinzu. 
Da sich die Anschaffung von Melkmaschinen zur Gewinnung einer keimarmen 
Milch nur für große landwirtschaftliche Betriebe lohnt, ist auch dem Hand¬ 
melken weitgehend Rücksicht getragen. Es waren sehr praktische, mit 
Filtriervorrichtung versehene Melkeimer von einer Firma ausgestellt. Zu 
tadeln war nur, daß die Melkkannen zu viel Lot auf wiesen, mithin zum 
Rosten neigen. Meines Erachtens hätten sie in Falzarbeit hergestellt werden 
müssen. Die Firma Radbruch (Lübeck) stellte sehr empfehlenswerte Watte- 
milchfllter aus. Der Filtertrichter ist aus einem Stück Stahlblech nahtlos 
hergestellt und dreimal im Vollbade verzinnt, die Eingußöffnung ist so ge¬ 
formt, daß beim Eingießen keine Milch überspritzen kann. Die Filter 
passen auf die gebräuchlichen Milchkannen. Auch die hygienischen Milch¬ 
filter für den Haushalt wollen wir nicht unerwähnt lassen, da sie die Haus¬ 
frau instand setzen, die Sauberkeit der im Haushalt verbrauchten Milch 
zu prüfen. Der hygienische Milchfilter besteht aus einem zylindrischen Be¬ 
hälter aus extra starkem geschliffenen Kristallglas und einer nahtlosen, aus 
einem Stück gefertigten Siebkapsel, in welche eine Wattescheibe hinein¬ 
gelegt wird. 

Wenn wir jetzt weiter gehen, müssen wir auch der Milchkanne unser 
Interesse zuwenden, und da fallen besonders die aus einer Stahlblechscheibe 
gezogenen nahtlosen Kannen auf, weil sie widerstandsfähig und dem Rosten 
nicht so stark ausgesetzt sind wie die alten Weißblechkannen. Der Rost 
ist ein arges Übel in einer Molkerei, er zerstört alle verzinnten Geräte und 


l ) Backhaus, Molkereiztg. (Berlin) Nr. 14, 1898. 
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beeinflußt die Butterqualität sehr ungünstig. Es ist daher die Rostschutz- 
anordnung der Milchversandkanne Perfekt der Aktiengesellschaft Burmeister 
undVeins, Exportkompagnie Kopenhagen, als ein wirtschaftlicher und indu¬ 
strieller Fortschritt anzusehen. Die Erfindung besteht darin, daß eine kleine 
Platte aus einer Stahl gegenüber besonders elektropositiven Legierung in 
einer Vertiefung auf der inneren Seite des Kannenbodens angelötet wird. 
Dadurch, daß die Milch gleichzeitig mit Stahl und Zinn in Berührung ist, 
diese Metalle aber ebenfalls metallisch verbunden sind, wird ein galvano¬ 
elektrisches Element mit den Metallen, Stahl und Zinn einerseits und der 
Milch andererseits, gebildet. Die Stromricbtung in diesem Elemente bewirkt 
die Rostbildung. Die Rostschutzplatte im Boden der Kanne erzeugt nun 
einen elektrischen Strom entgegengesetzter Richtung, welcher die Wirkung 
des zuerst genannten Stromes aufhebt. 

An dieser Stelle müssen wir auch die von der Maschinenfabrik Bevor 
u. Voigt (Düsseldorf) ausgestellte neue Milchkannen-Waschmaschine er¬ 
wähnen, welche von der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft mit Recht 
für Großbetriebe empfohlen ist. Es kann ja die Milch noch so sauber ge¬ 
wonnen und behandelt werden, alle Mühe ist nutzlos, wenn die Milchkannen 
nicht absolut sauber sind. Die erwähnten Kannenwaschmaschinen sind für 
Heiß- und Kaltwasseranschluß mit oder ohne Sodazusatz eingerichtet, arbeiten 
sehr rasch und gründlich. Die Kanne liegt auf Gummirollen, es wird die 
gelenkig gelagerte Innenbürste eingeführt und darauf die Außenbürste 
niedergeklappt. Diese Bewegung veranlaßt gleichzeitig daB Einwirken des 
Kraftantriebes und das öffnen eines Ventils, wodurch den Bürsten heißes 
Wasser, gegebenenfalls mit Sodazusatz, zugeführt wird. 

Wirtschaftlich, aber wenig hygienisch interessant ist der Milchkannen- 
abtropf- und Transportwagen für Molkereien, den dieselbe Firma vorführte. 
Der Wagen ist mit einer nach der Mitte zu vertieften und dort mit einer 
Ausflußöffnung versehenen Plattform ausgerüstet, auf welcher sich eine An¬ 
zahl von Stangen zum Aufhängen der umgekehrten entleerten Kannen be¬ 
findet. Diese Stangen sind mit elastischen Kopfstücken versehen, auf 
welche die umgekippten Kannen gestülpt werden, wodurch selbst bei 
schnellem Daraufwerfen der Kannen jede Beschädigung vermieden wird. Die 
aus den Kannen ausfließenden Milchreste tropfen auf die Plattform und 
fließen dann durch die trichterförmige Öffnung derselben in den darunter 
befindlichen Sammelbehälter. Dieser ist mittels eines Hebels drehbar an¬ 
gebracht, so daß er mit einem Handgriff nach außen geschwungen und dann 
entleert werden kann. Die so gesammelte Milch beträgt bei einem Umsatz 
von 10000 Litern etwa 40 bis 50 Liter nach Angabe. Es liegt also ent¬ 
schieden ein wirtschaftlicher Vorteil vor. In hygienischer Beziehung aber 
kann diese Restmilch nicht der ursprünglichen Kannenmilch gleichwertig 
sein, es erscheint mir ein Verkauf derselben als vollwertige Frischmilch 
nicht statthaft. 

Die außerordentliche Bedeutung der Milch als Nahrungsmittel, das alle 
Nährstoffe in physiologisch wertvoller Form enthält, läßt es natürlich er¬ 
scheinen, daß das Bestreben vieler Hygieniker und Milchproduzenten seit 
langer Zeit dahin geht, eine saubere, keimarme, unverfälschte Milch dem 
Konsumenten zu liefern. Die IV. Milchwirtschaftliche Provinzialausstellung 
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zeigte den Besuchern, wie dieses möglich ist. Das Rudorf sehe Kontroll- 
Sanitätsmilchwirtschaftsgut Glinde bei Hamburg hatte, von dem leitenden 
Prinzip ausgehend — kürzester und hygienisoh einwandfreiester Weg der 
Milch vom Euter in die Flasche und diese direkt von der Produktionsstelle 
in die Hände des Konsumenten —, rohe Milch in Flaschen ausgestellt, sowie 
aseptisch gewonnene Milch als Dauermilch für Reisen nach Amerika und 
für Versand nach anderen Wohnplätzen. Die Kuchlergesellschaft für hygie¬ 
nische Milchversorgung m. b. H. (München) stellte einen hygienischen Patent- 
Kuchler-Pferdewagen-Handwagen und Kühlschrank aus. 

Für die Versorgung der Städte, namentlich der Großstädte, mit Milch 
sind die Küchle r sehen Patent-Milchausschank wagen und Kühlschränke das 
Ideal; es wäre wünschenswert, daß sie überall, wie in München, für den 
Straßenhandel obligatorisch würden. Die Milohwagen für den Straßen¬ 
verkauf mit ihren offenen, Staub und Schmutz zugängigen Kannen miß- 
kreditieren die Milch doch, abgesehen davon, daß man niemals eine gleich¬ 
mäßige gute Ware erhält. Bei der ruhigen Fahrt auf dem glatten Pflaster 
und beim Stehen im Laden tritt nämlich eine Entmischung, eine teilweise 
Entrahmung der Milch ein, so daß aus der gleichen Kanne der eine Kunde 
die Rahmschicht, der andere die entrahmte Milch bekommt. Ein weiterer 
Übelstand ist es, daß man im Sommer eine warme, im Winter eine eiskalte 
Milch erhält. Den Einfluß der Temperatur auf den Bakteriengehalt der 
Milch zeigen Arbeiten von H. W. Gönn 1 ) in Amerika. Aus seinen Ver¬ 
suchen schließt dieser Autor, daß nach 24 Stunden bei 10° die Zahl der 
Bakterien fünfmal größer ist als im Anfang, bei 21° dagegen 750mal größer. 
Im Sommer steigt die Temperatur oft über 21° C, und es ist durchaus nicht 
in hygienischer Beziehung gleichgültig, daß bei höherer Temperatur die 
gasbildenden Vertreter der Aerogenes- und Coligruppe die Oberhand ge¬ 
winnen. 

Diese geschilderten Übelstände sind ausgeschlossen beim Kuchlerschen 
System. Die Milch kommt, wie sie in der Molkerei in die Bassins gefüllt 
wird, in das Gefäß des Konsumenten. Durch zweckmäßige Kühlung im 
Sommer ist die Temperatur stets gleichmäßig auf 11° C gehalten, im 
Winter sinkt die Temperatur infolge der vorzüglichen Bauart des Wagens, 
des gewählten Baumaterials, das eine Isoliermasse darstellt, nicht unter 13°C. 

Die Einzelheiten der Einrichtung, welche auch eine peinliche Durch¬ 
mischung der Milch in ebenso einfacher als genial durchdachter Weise er¬ 
möglicht, kann ich nicht näher behandeln, meistens dürften sie auch bekannt 
sein. In hygienischer Beziehung ist durch Kuchler etwas wirklich Großes 
geschaffen, weil selbst Kinder ungefährdet Rohmilch trinken können, falls 
die Milch von an sich einwandfreien Milchtieren stammte. 

Auf den schon öfter erwähnten Bakteriengehalt der Milch wurde in 
sehr lehrreicher Weise durch die Versuchsstation und Lehranstalt für 
Molkerei wesen in Kiel hingewiesen. Das Institut stellte in Kulturen und in 
beleuchteten photographischen Aufnahmen (Diapositiven) Milchsäuerungs- 
bakterien, Fäulnisbakterien, Krankheitserreger, Bukett- und Farbstoff¬ 
bildner ubw. aus. 


l ) Storrs Agricultural Experiment Station; Storrs Conn. Bull. Nr. 26, 1903. 
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Nachdem wir die Gewinnung der Milch und ihre Weiterbehandlung 
würdigten, soweit die milchwirtschaftliche Ausstellung in Betracht kommt, 
müssen wir der Verarbeitung der Milch noch unsere Aufmerksamkeit 
schenken. Wir berühren hier den Hauptpunkt der milchwirtschaftlichen 
Ausstellung und disponieren, um über die Gesamtleistung der milchwirt¬ 
schaftlichen Ausstellung einen kleinen Überblick zu gewinnen, wohl am 
zweckmäßigsten, wenn wir zunächst der molkereitechnischen Maschinen 
gedenken, sodann hinweisen auf die in der Molkereipraxis verwendeten 
Beinkulturen und endlich auf die Molkereiprodukte, sowie auf das Ver¬ 
packungsmaterial im Handel mit Molkereiprodukten. In Betracht kommt 
hier namentlich das Pergamentpapier, dessen Güte recht oft zu wünschen 
übrig läßt, wie ich selber schon feststellen konnte, vornehmlich aber durch 
umfangreiche Untersuchungen von Dr. Burr bewiesen ist. Ausgestellt hatte 
die Firma Carl Mann (Hildesheim), und zwar eine vorzügliche Qualität. Es 
ist deshalb von großer Bedeutung, weil stark zuckerhaltiges Pergamentpapier 
oft die Ursache des Verschimmelns der Butter ist. 

Lenken wir jetzt zunächst unser Augenmerk auf die molkereitechnischen 
Maschinen, so erfüllt es mit wahrer Freude, zu sehen, wie große und kleine 
Firmen darin wetteifern, das Beste zu schaffen. Es ist natürlich ganz un¬ 
möglich, näher einzugehen auf die vielseitigen Darbietungen. Beginnen wir 
mit der Anwendung der künstlichen Kälte in milchwirtschaftlichen Betrieben, 
so müssen wir der Astra-Eis- und Kühlmaschinen der Bergedorfer Eisen¬ 
werke gedenken, die überhaupt durch ihre molkereitechnischen Maschinen 
hervortreten. Die fortgeschrittenen Ansichten über den gesundheitlichen 
Wert des Natureises, das Streben, den verfeinerten Ansprüchen gerecht zu 
werden, bedingte in kurzer Zeit die Unentbehrlichkeit der Kühlmaschinen 
in den Molkereien. Zur Kühlung der Verkaufsmilch auf beliebige Grade 
über 0, zur Kühlung des zum Buttern und zum Verkauf bestimmten Rahms 
auf -|- 6 bis 8° G, zur Herstellung und Erhaltung einer gleichmäßigen Raum¬ 
temperatur von etwa -f- 4° C, zur Herstellung von Wasser- und Milcheis 
wird in weitgehender Weise die Kühlmaschine herangezogen. 

Auch zur Regulierung der Reifungstemperatur des Rahms leistet die 
künstliche Kälte wertvolle Dienste, weit besser und billiger, als die Natureis¬ 
kühlung dies vermag. Die Kühlmaschine hat zweifellos viel dazu beigetragen, 
daß der praktische Milchwirt nicht mehr von Zufälligkeiten abhängig ist, 
die Kühlmaschine hat ihm eine große Sorge abgenommen, nach den Thermo¬ 
meterangaben kann er seine Maßnahmen treffen, worin er von keinem Witte¬ 
rungsumschlag mehr gestört wird. 

Bei der Butterherstellung und Butteraufbewahrung ist die Kühlmaschine 
unentbehrlich geworden, in erster Linie als Hilfsmittel bei dem wichtigen 
Vorgang der Butterbereitung, und zur Herstellung einer tiefen, von Krank¬ 
heitskeimen freien Raumluft, in welcher die Butter oder Milch bis zum wei¬ 
teren Versand gelagert wird. 

Auch in Käsereien gewinnt die Küblmaschine immer mehr an Be¬ 
deutung. Hier dient sie zur Regelung der Temperatur in den Käsereifungs- 
und Lagerräumen. 

Separatoren waren von allen vertretenen Firmen ausgestellt. Besondere 
Beachtung verdienen die Separatoren der Hollerschen Carlshütte bei Rends- 
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bürg, der M&otteseparator der Firma Jules Melotte (Achen), der Alfa-Laval- 
separator der Alfa-Lavalseparator-G. m. b. H. (Berlin NW 50), welche schon 
früher durch verschiedene große Preise ausgezeichnet wurden. Vorwärmer, 
Pasteure, Rückkühlwärmer, sowie Rückkühlerhitzer stellen vornehmlich 
Jepsen (Flensburg) und Hildebrand (Dresden) aus. Reich vertreten mit 
molkereitechnischen Maschinen neuester Konstruktion war auch die Firma 
Ahlborn (Hildesheim). Über die neuesten Buttermaschinen und Rahmreifer 
informierten besonders das Bergedorfer Eisenwerk und die Firma Jepsen 
(Flensburg). ' 

Wenn wir die von verschiedenen Instituten ausgestellten Reinkulturen 
für Rahmsäuerung, Joghurtdarstellung usw. übergehen, erübrigt es noch, 
über die ausgestellten milchwirtschaftlichen Produkte selbst einiges zu sagen. 
Man geht sicher nicht fehl, wenn man das Algäu und die Provinz Schleswig- 
Holstein als die wichtigsten Milchdistrikte Deutschlands bezeichnet. Die 
Leistungen in der Nordmark, welche in der IV. Milchwirtschaftlichen Pro¬ 
vinzialausstellung zutage treten, besitzen daher weit mehr als lokale Bedeu¬ 
tung, sie zeigen, was in Anbetracht der Stellung der Milch und Milchprodukte 
als Nahrungsmittel geschafft worden ist in den letzten Jahren, und das ist 
wahrlich nicht wenig. 

Die Ausstellung war mit 631 Butterproben beschickt, die alle von guter 
Qualität waren. Nach dem Gutachten der aus den verschiedensten Landes¬ 
teilen berufenen sachverständigen Preisrichter war das Ergebnis der Prüfung 
so ausgezeichnet, wie bei keiner anderen milchwirtschaftlichen Ausstellung 
Deutschlands. Sogar die in Schleswig-Holstein im allgemeinen nicht übliche 
ungesalzene Butter war vorzüglich. Nicht allein bilden die fetten Weiden 
unseres Landes die Ursache, sondern die Tatsache, daß die Erkenntnis sich 
unter unseren Landleuten immer mehr Eingang verschafft, daß Hygiene 
und Milchwirtschaft unzertrennbar sind. Schleswig-Holstein ist, wie der 
Geschäftsführer der Landwirtschaftskammer ausführte, das klassische Land 
der Butterbereitung. 

Weniger stark, aber immerhin weit mehr als früher war die Abteilung 
für Käse beschickt. Auch hier ist, zumal von der Milchzentrale e. G. m.b. H. 
zu Lütjenburg, Vorzügliches geleistet, so daß wir die Hoffnung aussprechen 
können, daß auch die Käserei in Schleswig-Holstein eine Heimat findet. 
Noch ist das Ausland (Dänemark, Holland, Frankreich, Schweiz) uns weit 
überlegen, und es bedarf intensiver Arbeit, um das Fahrzeug flott zu machen. 
Glück zu! 

Die Zahl der müchwirtschaftlichen Produkte ist hiermit nicht erschöpft. 
Die Milchzuckerfabrik Germania (Mölln) hatte Milchzucker in Dosen von 
recht guter Handelsqualität ausgestellt, die Molkerei Neuenkirchen in 
Holstein unter anderen Milchkonserven, Vollmilch-, Magermilch- und Molken¬ 
pulver von vorzüglicher Beschaffenheit. Über die Gu-Lamilch der Gustav 
Lahusenschen Exportmeierei (Adl. Gut Grabau in Holstein) vermag ich mir 
erst nach gründlichen Untersuchungen ein Urteil zu bilden. 

Überblicken wir das Gesamtbild der Ausstellung, so können wir trotz 
der Lücken sagen, daß sie einen großen wirtschaftlichen und hygienischen 
Erfolg darstellt. 
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Bericht über die XII. Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege. 

Von Schularzt Dr. Steinhardt, Nürnberg. 


Der Deutsche Verein für Schulgesundheitspflege tagte zu¬ 
sammen mit der Vereinigung der Schulärzte Deutschlands in der 
Pfingstwoche in Berlin. Von den gehaltenen Vorträgen seien hier folgende 
besonders erwähnt: 

Ministerialdirektor Dr. Kirchner (Berlin): Tuberkulose und Schule. 
In den letztvergangenen Jahrzehnten, seitdem die Gesundheitspflege einen 
großartigen Aufschwung genommen hat, ist die allgemeine Sterblichkeit in 
Preußen von 29 Promille im Jahre 1886 auf 16 Promille im Jahre 1910 
zurückgegangen. Diese kolossale Abnahme ist hauptsächlich auf die erfolg¬ 
reiche Bekämpfung der Infektionskrankheiten zurückzuführen, wie sie durch 
Koch, Pasteur und ihre Schüler gelehrt wurde; beispielsweise starben 
früher in Preußen jährlich 60000 Menschen an Diphtherie, seit Behrings 
Entdeckung des Heilserums nur noch 8000 bis 9000. Auch die Sterblich¬ 
keit an Tuberkulose weist ein stetes Sinken von 32 auf 10 000 Einwohner 
im Jahre 1875 auf 15 im Jahre 1911 auf; doch bedeutet diese relativ be¬ 
deutende Abnahme in absoluten Zahlen ausgedrückt immer noch, daß in 
Preußen jährlich 60000 Menschen an Tuberkulose sterben. Statistische 
Untersuchungen, die Vortragender früher über die Teilnahme der verschie¬ 
denen Altersklassen angestellt hat, ergaben, daß sich die Abnahme an Tuber¬ 
kulose nur auf die Männer erstreckte, welche die Segnungen unserer 
sozialen Gesetzgebung genießen; bei Weibern und Kindern dagegen war 
keine Änderung zu konstatieren, erst in allerneuester Zeit ist auch bei ihnen 
eine Besserung zu erkennen.. Am geringsten ist die absolute Tuberkulose- 
Sterblichkeit im Alter von 5 bis 10 und 10 bis 15 Jahren, relativ starben 
unter 10000 Schulkindern 4 bis 6 an Tuberkulose; doch ist die Morbidität 
eine ungeheuer viel größere: 52 bis 61 Proz. der untersuchten Kinder er¬ 
gaben positive Pirquet sehe Reaktion. Nun ist aber die Tuberkulose keines¬ 
wegs ubiquitär und wahllos über die ganze Menschheit verbreitet, sondern 
sie beschränkt sich auf gewisse Familien und Häuser, und ihre Übertragung 
findet fast ausschließlich von Mensch zu Mensch beim Husten, Sprechen, 
Niesen, Räuspern usw. statt, die Quelle der Tuberkulose ist fast ausschließ¬ 
lich der kranke Mensch, und so reagieren auch nur diejenigen Schulkinder 
positiv, die aus tuberkulösen Familien und Wohnungen stammen. Die Schule 
selbst hat mit der Verbreitung der Tuberkulose sehr wenig zu tun, diese ist 
keine Schulkrankheit; zwar können erkrankte Lehrer und Kameraden andere 
Schüler anstecken, doch ist die Zahl der Kinder mit offener Tuberkulose 
klein, und die latenten Fälle rühren nicht von der Schule, sondern von Haus 
und Familie her. Zur Bekämpfung der Tuberkulose kann die Schule viel 
beitragen: Lehrern und Kindern mit offener Tuberkulose muß der Schul- 
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besuch, das Betreten der Schullokalitäten verboten sein. Alle Schulrekruten 
müssen schulärztlich auf körperliche und geistige Schulreife untersucht, die 
schwächlich befundenen zurückgestellt werden; genau geführte Personal¬ 
bogen haben die Schüler durch die ganze Schulzeit hindurch zu begleiten 
und ev. wiederholte Untersuchungen zu veranlassen, bei Verdächtigen ist 
unter Mitwirkung der Lehrer und Zustimmung der Eltern die Pirquetsche 
Reaktion vorzunehmen, nach deren positivem Ausfall die Kinder an Sonder¬ 
klassen zu überweisen sind. Gute Erfolge werden auch erzielt durch die 
Verbringung solcher Kinder in Waldschulen, für tuberkulöse Lehrer sollten 
besondere Heilstätten errichtet werden. Weitere Forderungen sind Sauber¬ 
keit in der Schule, jedes Schulzimmer sollte einmal täglich ausgefegt und 
mindestens dreimal jährlich gründlich gereinigt werden; im Schulhause 
selbst soll sich keine Familienwohnung befinden (Schuldiener), mindestens 
sind getrennte Eingänge für die Wohnungen zu verlangen. Schulbäder, 
Schülerspeisungen, Verabfolgung warmen Frühstücks an Bedürftige, Zahn¬ 
pflege, Ferienkolonien, Seehospize sind weitere wichtige Faktoren. Auch 
Belehrungen der Schüler über hygienische Fragen und über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten sind bedeutungsvoll, da die in der Schule empfan¬ 
genen Lehren nach Hause und an Eltern und Geschwister weitergegeben 
werden. „Die Schule hat keine Schuld an der Verbreitung der Tuberkulose, 
kann sie aber möglicherweise zur Verschlimmerung bringen; sie ist einer der 
tatkräftigsten und erfolgreichsten Mitkämpfer gegen die Tuberkulose.“ 

Über Heizung und Lüftung von Schulen erstattete Prof. Dr. med. 
Reichenbach (Göttingen) ein eingehendes Referat, das in folgenden Leit¬ 
sätzen gipfelte: 

A. Ventilation. Aufgabe der Ventilation ist es, die in geschlossenen 
Bäumen durch den Aufenthalt von Menschen entstehenden unverraeidliehen Ver¬ 
änderungen der Luft durch Zuführung von Außenluft so weit zu beseitigen, daß 
keine Belästigung oder Geaundheitsschädigung der Insassen stattfindet. 

Als solche Veränderungen können in Betracht kommen: 

1. Die Verminderung des Sauerstoffs und Erhöhung des Kohlensäuregehaltes. 
Diese Veränderung ist hygienisch belanglos. 

2. Die Erhöhung des Gebaltes an Wasserdampf. Diese kann durch Er¬ 
schwerung der Wärmeabgabe schädlich werden, ihre Beseitigung durch die Ven¬ 
tilation ist deshalb erforderlich. 

3. Die Produktion von Riechstoffen. Belästigung oder Schädigung durch 
diese Stoffe sind nur durch Vermittelung der Geruchsnerven möglich; daß ihnen 
außerdem noch eine giftige Wirkung zukomme, ist durch nichts bewiesen. Sie 
brauchen also durch die Ventilation nur so weit entfernt zu werden, wie ihr Geruch 
empfunden wird. Daß außer diesen Riechstoffen noch andere geruchlose, giftige 
oder durch sonstige physiologische Wirkung nachweisbare Produkte mit der Atmung 
ausgeschieden werden, ist nicht bewiesen und auch höchst unwahrscheinlich. 

4. Die Erhöhung der Temperatur. Diese ist es, welche durch Wärmestauung 
die Erscheinungen hervorruft, die gewöhnlich den chemischen Bestandteilen der 
„verdorbenen Luft“ zugeschrieben werden. 

Bei der Festsetzung des Ventilationsbedarfes ist also vor allem darauf Rück¬ 
sicht zu nehmen, daß die Lufttemperatur das zulässige Maximum von 20° nicht 
überschreitet. Die auf diese Weise gefundene Ventilationsgröße ist verschieden je 
nach den sonstigen Entwärmungsbedingungen des Raumes. Sie kann viel höher 
sein, als die nach dem üblichen Kohlensäuremaßstab berechnete, kann aber auch, 
wenn die Außentemperatur niodriger ist und durch Heizung wenig oder gar keine 
Wärme zugeführt wird, erheblich hinter dieser Zurückbleiben, oder sogar Null 
werden. Um in diesem Falle Wasserdampf als auch Riechstoffe genügend mit zu 
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beseitigen, empfiehlt es sich, einen bestimmten Minimalbetrag an Luftzufuhr — für 
den Erwachsenen etwa 15 cbm, für Kinder entsprechend weniger — festzuzetzen 
und im übrigen die Ventilation nach der Außentemperatur zu regeln. 

Für Schulen ist die Unterstützung der Ventilation durch Öffnen von Fenstern 
und Türen während der Pausen zu empfehlen. Eine besondere Ventilationsanlage 
kann dadurch aber nur in den seltensten Fällen überflüssig gemacht werden. 

B. Heizung. Bei der ausschlaggebenden Bedeutung, welche die Temperatur 
für das Wohlbefinden der Schüler hat, ist die prompte Regulierbarkeit der Heizung 
die wichtigste hygienische Forderung. Ihr entsprechen am besten die Zentral¬ 
heizungen und unter diesen die Luftheizung. Da aber diese aus anderen Gründen 
für Schulen nicht empfehlenswert ist, und auch Dampf- und Wasserheizung sich 
genügend regulierbar hersteilen lassen, kommen diese in erster Linie in Betracht. 

Die Anbringung selbsttätiger Regulierungsvorrichtungen ist zu empfehlen. 

Von Einzelheizungen sind gute eiserne Dauerbrandöfen, womöglich mit Mantel 
und Frischluftzuführung, anwendbar. Kachelöfen sind in der Regel für Schulen 
nicht zu empfehlen. 

In bezug auf die Austrocknung der Luft besteht kein wesentlicher Unter¬ 
schied zwischen den verschiedenen Heizungssystemen. Die gewöhnlich der trockenen 
Luft zugeschriebenen Erscheinungen sind meistens auf die Versengung des Staubes 
zurückzuführen. Zur Verhütung dieser Staub versengung soll die Oberflächen¬ 
temperatur der Heizvorrichtung nicht über 70° betragen, und die Heiz Vorrichtung 
soll dauernd warm sein. Diesen Bedingungen entspricht am besten die Warmwasser¬ 
heizung. Die Dampfheizung ist nicht als Dauerheizung in diesem Binne anzusehen. 

Ein weiterer Vorzug der niedrigen Oberflächentemperatur liegt in der ge¬ 
ringeren Wärmestrahlung. 

Ein Vorzug der Dauerheizung ist die höhere Wandtemperatur und die da¬ 
durch hervorgerufene größere Behaglichkeit. Die Lufttemperatur muß aber in 
diesem Falle ein bis zwei Grad niedriger sein, als bei intermittierender Heizung. 

Um eine möglichst gleichmäßige Temperaturverteilung im Raume zu erzielen, 
müssen die Heizkörper unter die Fensternischen gestellt werden. Es ist ein großer 
Vorzug der Zentralheizung, daß sie diese Stellung ermöglicht. 

Gegen die Heizung durch Gasöfen sind bei guter Ausführung keine hygie¬ 
nischen Bedenken zu erheben. 

Der Korreferent, Prof. Dr. techn. Brabee (Charlottenburg), stellte fol¬ 
gende Leitsätze auf: 

Für die Erwärmung der Klassenräume größerer Öchulgebäude ist in erster 
Linie Warmwasserheizung zu empfehlen. Aula, Turnsaal, Treppenhäuser, Korridors 
und Nebenräume werden zweckmäßig mit Niederdruckdampfheizung versehen. 
Schuldiener- und Heizerwohnungen erhalten am besten Ofenheizung. Für jeden 
einzelnen Fall bleibt aber die Wahl des Heizsystems von der Größe der Anlage, 
der Art der Benutzung der Räume, den örtlichen Verhältnissen und wirtschaft¬ 
lichen Überlegungen abhängig. 

Als Heizflächen sind glatte Radiatoren und für besondere Fälle glatte Rohr¬ 
schlangen zu wählen. Die Heizkörper sollen keine Verkleidung erhalten. Werden 
solche dennoch angewendet, so dürfen sie die Wärmeabgabe der Heizflächen nicht 
beeinträchtigen und müssen deren gründliche Reinigung leicht ermöglichen. 

Die Heizkörper sind womöglich unterhalb der Fenster anzuordnen. Ob bei 
Verwendung von Doppelfenstern und Überdruck lüftung von diesem Grundsatz ab¬ 
gegangen werden kann, erscheint fraglich. 

Die Anwendung selbsttätiger Wärmeregler wird empfohlen. 

Kleinere, insbesondere Landschulen erhalten am besten Ofenheizung, und 
zwar derart, daß mit der Erwärmung der Räume auch gleichzeitig deren Lüftung 
verbunden wird. 

Bei Entwurf der Lüftungseinrichtungen und insbesondere der Heizkammern 
ist besonders Wert auf die Wirtschaftlichkeit der Anordnungen zu legen. 

Die Ventilatoren sind so zu wählen, daß sie im normalen Betriebe mit dem 
Höchstwert des Wirkungsgrades arbeiten. 
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Es wäre zu wünschen, daß eingehende Versuche über die Wirkung künstlich 
ozonisierter Luft, insbesondere über den Einfluß der günstigsten Dosierung vor¬ 
genommen werden würden. 

Die einwandfreie, von Zufälligkeiten unabhängige Lüftung der Klassenräume 
erscheint vom Standpunkt der Schulgesundheitspflege so außerordentlich wichtig, 
daß der Erlaß gesetzlicher Vorschriften anzustreben ist. 

Durch Verbindung von Kraft- und Heizbetrieben lassen sich auch für ßchulen 
ausschlaggebende wirtschaftliche Vorteile erzielen. 

In der Diskussion, die nicht völlige Übereinstimmung mit den vor¬ 
stehenden Thesen ergab, trat Obermedizinalrat Tjaden (Bremen) unter 
lebhafter Zustimmung der Versammlung sehr warm für Lüftung durch ein¬ 
faches öffnen der Fenster ein, selbst wenn sie nicht ganz ausreichen sollte, 
und zwar hauptsächlich aus erzieherischen Gründen, um die Kinder auch für 
später ans Fensteröffnen zu gewöhnen. Auch Stadtarzt v. Drigalski (Halle) 
beurteilt die großartigen, teuren Ventilationseinrichtungen, die nicht immer 
segensreich wirken, zurückhaltend. Baurat Herzberg (Berlin) drückt seine 
Verwunderung darüber aus, daß es in den Schulen noch keine Entstaubungs¬ 
anlagen gibt, und empfiehlt sie an Stelle der Besenreinigung; die Kosten könnten 
durch Einsparungen bei den teuren Ventilationsanlagen gedeckt werden. 

Über Bekämpfung der Masern durch die Schule führte Schularzt 
Dr. Poelchau (Charlottenburg) folgendes aus: Die Masern gehen stets 
während der Ferien zurück, im Gegensatz zu Scharlach und Diphtherie, auf 
deren Massenverbreitung der Schulschluß keinen Einfluß ausübt. Die Masern¬ 
infektion findet meistens in der Schule selbst statt, nicht in der Familie, 
nicht auf dem Spielplatz, was dadurch bewiesen wird, daß Kinder aus der 
gleichen Umgebung, aber aus Parallelklassen, häufig nicht erkranken. Von 
den üblichen Maßnahmen erfolgt die Schließung der betreffenden Klasse 
meistens zu spät; auch die tägliche Nachschau und sofortige Ausschließung 
erkrankter Kinder genügt nicht. Vortragender empfiehlt, nur die noch nicht 
Durchmaserten aus der Schule zu entfernen, da nur sie gefährdet sind; sie 
sollen nach dem Vorbilde von Eberst.aller (Graz), falls eine Woche nach 
dem ersten Fall noch mehrere Kinder erkrankten, 8 bis 10 Tage von der 
Schule ausgeschlossen bleiben. Wer in dieser Zeit nicht befallen wird, darf 
die Schule wieder besuchen, die Erkrankten müssen 4 Wochen, die noch 
nicht durchmaserten Geschwister 14 Tage wegbleiben. 

In der anschließenden Diskussion wurde von mehreren Rednern die 
Bedeutung der Masern, namentlich im Zusammenhang mit der Entstehung 
von Tuberkulose und Herzerkrankungen für ernster bewertet, als gewöhnlich 
geschieht; doch wies Kirchner auf Grund der Statistik darauf hin, daß 
trotz und bei der hohen absoluten Sterblichkeit an Masern das Lebens¬ 
alter eine große Rolle spielt und sie, gleich dem Keuchhusten, im schul¬ 
pflichtigen Alter als besondere Todesursache nicht in Betracht kommen. 

Über Diphtherie-Epidemien in Schulen und Diphtherie-Schutz 
der Schulkinder sprachen mehrere Redner. 

Prof. Dr. Petruschky (Danzig): Bazillenträger bilden eine stete Ge¬ 
fahr für Schulkinder, da sie jahrelang fortpflanzungsfähige Keime bei sich 
beherbergen und gelegentlich übertragen können. Deshalb ist die bakterio¬ 
logische Untersuchung bzw. völlige Keimfreiheit aller an Diphtherie erkrankt 
gewesenen Schulkinder zu fordern, auch der leichtesten Fälle und sogar der 
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wegen „Halsentzündung“ weggebliebenen Kinder, ehe sie die Schule wieder 
besuchen dürfen. Die Untersuchungen sind von den Untersuchungsanstalten 
vorzunehmen, denen der vom Arzt oder Schularzt ausgeführte Halsabstrich 
zu übersenden ist. Aus Krankenhäusern sollen Diphtherie-Rekpnvaleszenten 
erst nach negativem Ausfall einer nötigenfalls mehrmaligen bakteriologischen 
Untersuchung entlassen werden. Bei Klassenepidemien empfiehlt sich auch 
die Entfernung sämtlicher hustender Kinder, da sie häufig Bazillen be¬ 
herbergen und ausscheiden, eine Maßnahme, von der Vortragender recht 
befriedigende Erfolge gesehen hat. Die Entkeimung der an sich eigentlich 
seltenen Dauerkeimträger erfolgt mehr weniger rasch; Vortragendem haben 
sich Versuche mittels durchweg unschädlicher Injektionen oder Inunktionen 
aufgeschwemmter abgetöteter Bakterienkulturen, auch zur aktiven Immuni¬ 
sierung gefährdeter Kinder, als nützlich erwiesen. 

Schularzt Dr. Schultz (Berlin) will ebenfalls die Einschleppung durch 
Infektionsträger vermieden sehen und kommt auf Grund der bei der letzten 
großen Diphtherie-Epidemie in Berlin gewonnenen Erfahrungen zu ähnlichen 
Forderungen wie der Vorredner. 

Schularzt Dr. Bernhard (Berlin) tritt für mildere Handhabung der 
gesetzlichen Vorschriften ein, da auch außerhalb der Schule direkte Über¬ 
tragungsmöglichkeiten gegeben sind: in den Wohnungen, durch gemeinsames 
Spielen, Besuche und sonstigen Verkehr, durch Trinkbecher und Ähnliches, 
und weist auf die praktischen Schwierigkeiten bei der Fernhaltung der an 
sich doch gesunden Bazillenträger hin. 

In der Diskussion berichtete Frau Dr. Stölzner von einer Diphtherie- 
Epidemie, die nach erfolglosem Schulschluß erst dann günstig beeinflußt 
wurde, als auf Keimträger untersucht und diese ausgeschlossen worden 
waren; in die Untersuchung waren auch Lehrer und Schuldiener einbezogen, 
ein Lehrer als Bazillenträger herausgefunden. Während einer Epidemie ist 
es vielleicht empfehlenswert, befallene Klassen zu Diphtherieklassen zu¬ 
sammenzulegen. 

Drigalski (Halle) weist den Ein wand, daß die Bazillenträger, wenn 
sie aus der Schule ausgeschlossen sind, für die übrige Bevölkerung gefährlich 
werden könnten, nach den bisherigen Erfahrungen zurück. 

Wollenstein und Borchardt (Berlin) verlangen ähnliche Schutz¬ 
maßnahmen wie in dem freien Amerika, wo mit drakonischer Strenge an 
den Wohnungen von Diphtherie- oder Scharlachkranken Warnungstafeln 
angebracht werden. 

Kirchner (Berlin) führt die gesetzlichen Bestimmungen an, nach 
welchen diphtheriekranke Kinder abgesondert bleiben müssen, bis sie „ge¬ 
nesen “ sind. Aber wann ist dies der Fall? Nach Ablauf der klinischen 
oder der bakteriologischen Erscheinungen? Er wünscht möglichst ausgiebige 
Benutzung der vom Staat eingerichteten Untersuchungsanstalten, denn nur 
durch energische Prophylaxeuntersuchung der Erkrankten und Immunisie- 
rung der gesunden Haus- und Familiengenossen und ausgiebige therapeu¬ 
tische Anwendung des glänzend wirkenden Behringschen Heilserums ist es 
möglich, die Diphtheriemorbidität und -mortalität erfolgreich zu bekämpfen. 

Einige andere Vorträge betrafen schulärztliche Untersuchungsmethoden 
und -ergebnisse und Ähnliches. 
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am Anfang des 20. Jahrhunderts. 

Gesammelt und herausgegeben von Prof. Dr. 3L Kisskalt, 

III. Vereinigte Staaten. (I. Teil.) 

Von Prof. Boger Gk Perkins. 

Western Beserve University, Cleveland (Ohio). 


Einer Darstellung des gegenwärtigen Standes der Gesundheitspflege in 
den Vereinigten Staaten müssen einige allgemeine Betrachtungen voraus¬ 
geschickt werden, die sorgfältig zu beachten sind, damit die folgenden Tat¬ 
sachen auch richtig verstanden und gewürdigt werden. 

Jeder Leser nimmt von vornherein die Zustände seines eigenen Landes, 
mit denen er am meisten vertraut ist, zur Grundlage der Beurteilung, wie 
gut oder schlecht die eines anderen Landes sind; und nur eine kurze Dar¬ 
legung der allgemeinen Verhältnisse in Amerika kann ihn vor einem un¬ 
richtigen Urteil bewahren. 

Der Europäer hat z. B. stets die Zustände in der Alten Welt vor Augen 
mit ihrer dichten Bevölkerung, ihren relativ kurzen Entfernungen, ihren 
zentralisierten Regierungen, und gewöhnlich denkt er nicht daran, daß in 
den Vereinigten Staaten die Entfernungen zwischen den Gemeinwesen so 
groß und letztere selbst so klein sind, daß in einem Gebiete größer als das 
Deutsche Reich vielleicht eine Bevölkerung von weniger als 50000 Menschen 
lebt. Selbst in den dichter bevölkerten Staaten sind die Verwaltungsbezirke 
weit größer als die entsprechenden in Europa, so daß die Frage der Kontrolle 
der hygienischen Zustände in den dünner bevölkerten Distrikten weit kom¬ 
plizierter ist als auf der anderen Seite des Ozeans. 

Außerdem sind die großen klimatischen und geologischen Unterschiede 
in den Vereinigten Staaten zu berücksichtigen. In denen an der Nordgrenze 
sind vielleicht fünf oder sechs Monate frei von Schnee, während in denen 
am Golf von Mexiko das Klima subtropisch und Schnee und Frost fast un¬ 
bekannt sind. In einigen Teilen ist die Regenmenge nicht größer als in 
Wüsten, in anderen fallen tropische Regen. Daraus ergibt sich, daß eine 
so große Verschiedenheit der örtlichen Bedingungen, speziell mit Rücksicht 
auf das Tier- und Pflanzenleben, notwendigerweise einen Einfluß haben muß 
auf die Arten und Methoden der sanitären Maßnahmen. 

Gehen wir von den natürlichen zu den von Menschen geschaffenen Be¬ 
dingungen über, so haben wir ebenfalls eine Menge Umstände, die einen 
außerordentlichen Einfluß auf die Verwaltung ausüben, nicht nur auf die 
Medizinalverwaltung, sondern auch auf die gesamte. Zur richtigen Würdi¬ 
gung ist ein kurzer Rückblick auf die Geschichte der Vereinigten Staaten 
erforderlich. Als die ursprünglichen 13 Staaten sich von England trennten, 
war ihr Verband mehr eine Föderation als eine Union mit einer alles kon- 
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trollierenden Zentralgewslt. Zwar wurde eine oberste Behörde geschaffen, 
aber jeder Staat reservierte sich selbst viele Rechte und verweigerte jeden 
Eingriff in diese. Dies ging so weit, daß es zum Bürgerkrieg in der Mitte 
des verflossenen Jahrhunderts führte. Zwar hat die Solidarität der Regierung* 
seit jener Zeit ständig zugenommen, aber die Lehre von den Staatenrechten 
ist noch äußerst wichtig und es ist auch unwahrscheinlich, daß mit einigen 
unten zu erörternden Ausnahmen die Bundesbehörden jemals die Aufsicht 
über die inneren Angelegenheiten der Staaten in bezug auf die öffentliche 
Gesundheitspflege erhalten werden. Die anderen Beziehungen zwischen 
Bundes- und Staatsgewalt können hier selbstverständlich nicht besprochen 
werden. 

Innerhalb der Staaten ist der Grundsatz der Selbstverwaltung ebenfalls 
in verschiedenem Umfange durchgeführt, so daß in vielen Staaten die größeren 
Städte in allen ihren Anordnungen vom Staate unabhängig sind, außer den 
unten erörterten. Daraus ergibt sich, daß die Gesetzgebung in den ver¬ 
schiedenen Staaten und selbst in den verschiedenen Gemeinwesen eines Staates 
in weitem Maße schwanken kann, und dies ist auch wirklich der FalL 

Speziell für die Gesundheitspflege hat die Bundesgewalt Vollmacht in 
Dingen, welche mehr als einen Staat oder Territorium angehen, und die 
Staatsgewalt hat Vollmacht in Dingen, die für mehr als eine Gemeinde wesentlich 
sind. Was besonders die Bundesgewalt anbetrifft, so kommen alle Fragen, 
die den Verkehr der Staaten untereinander, den „Interstate Commerce“ be¬ 
treffen, unter die „Interstate Commerce Commission“ und unterstehen ihrer 
Aufsicht. Daraus ergibt sich, daß Bestimmungen getroffen werden können, 
die den Übertritt von die Gesundheit gefährdenden Personen und Sachen von 
einem Staat in den anderen verhindern. 

In der gleichen Weise kann der Staat eingreifen, wenn die Untätigkeit 
oder auch die Tätigkeit einer Gemeinde zur Gefahr wird, selbst wenn er 
sonst kein Recht dazu hat. 

Wie später ausgeführt wird, kann diese Intervention entweder auf Er¬ 
suchen der betreffenden niederen Behörde oder gegen ihren Willen geschehen. 
Gewöhnlich ist das erstere der Fall. 

Wegen der Verwickelungen, die von Zeit zu Zeit entstanden sind, 
werden jetzt Versuche gemacht, die Einheitlichkeit der verschiedenen Gesetze, 
soweit es mit Rücksicht auf die lokalen Bedingungen möglich ist, zu ver¬ 
mehren und es ist wahrscheinlich, daß innerhalb weniger Jahre das Niveau 
der weniger fortgeschrittenen Staaten auf das der älteren und wohlhabenderen 
gehoben sein wird. Die Lage hat einige Ähnlichkeit mit der in Deutschland, 
wo die Bundesstaaten in vieler Beziehung dem Reiche nicht untergeordnet 
sind; unterscheiden sich aber vornehmlich darin, daß man in Deutschland 
von einem mächtigen Bundesstaat, Preußen, sprechen kann, während in 
den Vereinigten Staaten keiner mehr Stimmen in öffentlichen Angelegenheiten 
hat als ein anderer, außer insoweit, als die Zahl der Einwohner maßgebend 
ist für die Zahl seiner Vertreter im Bundesparlament. 

Es soll im folgenden der Versuch gemacht werden zuerst die Befugnisse 
des Nationaldepartements in bezug auf die öffentliche Gesundheitspflege 
darzustellen, dann die Vollmachten der kleineren Unterabteilungen; in beiden 
sollen am richtigen Platze die hygienischen Bestrebungen und Einrichtungen 
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eingefügt werden, die größere Bedeutung haben, aber in ihrer Organisation 
und Verwaltung unoffiziell oder halboffiziell sind. 

I. Die Bundesregierung in ihren Beziehungen zur öffentlichen 
Gesundheitspflege. 

In der Regierung der Vereinigten Staaten sind sieben Departements, 
deren jedes einem Staatssekretär untersteht; und diese sieben Sekretäre 
bilden zusammen mit dem Attorney General (Bundesanwalt) das Kabinett. 

Zwar haben bei der gegenwärtigen Regierungsverfassung in Wirklichkeit 
alle diese Departements einige Beziehungen zu den verschiedenen Fragen 
der öffentlichen Gesundheitspflege, doch sind diese bei einigen wesentlich 
enger als bei den anderen; und manche besondere Untersuchungen und 
andere Gegenstände werden von mehreren gleichzeitig und von verschiedenen 
Seiten angegriffen. 

Die Departements sind: Staats-, Inneres-, Kriegs-, Marine-, Agrikultur-, 
Handels- und Arbeitsdepartement. 

Jedes Departement ist weiter in „Bureaus“ eingeteilt und in solche 
Unterabteilungen, die sich als notwendig erwiesen haben. Einige jetzige 
Departements haben angefangen als Bureaus und Divisions älterer Departe¬ 
ment, und steigen im Rang entsprechend ihrer sich immer mehr vermehrenden 
Bedeutung. 

ln diesen ständigen Departements, die durch Gesetz festgelegt sind, 
kann die Exekutivgewalt Kommissionen mit besonderen Funktionen ernennen, 
welche den Departements nicht unterstellt sind, obwohl die Dienste mehr 
als eines derselben von ihnen in Anspruch genommen werden. Solche sind 
die Isthmian Canal Commission, die den Panamakanal unter sich hat, und 
die Philippinenkommission. 

Weiterhin kann der gesetzgebende Körper Kommissionen zur Unter¬ 
suchung der wichtigen Probleme ernennen; diese Kommissionen haben nur 
Forschungstätigkeit und keine Vollmacht. 

Gesetze, die notwendig sind zur Organisation, Entwickelung, Ausdehnung 
und Finanzierung dieser verschiedenen Faktoren der Bundesregierung müssen 
durch Beschlüsse des Kongresses festgelegt sein, der sich zusammensetzt 
aus Senatoren und Abgeordneten der verschiedenen Staaten. 

II. Departements. 

Da die Staatssekretäre die hauptsächlichsten Ratgeber des Präsidenten 
sind, ist es üblich, daß sie alle oder fast alle bei einem Regierungswechsel 
zurücktreten; daher sind sie nicht imstande, alle Einzelheiten ihrer Ressorts 
zu überblicken, mindestens am Anfang. Dauernder ist die Stellung der 
Vorstände der „Bureaus“; sie können nicht ohne weiteres aus ihren Stellungen 
^entfernt werden. 

In der ursprünglichen Verfassung waren keine Verordnungen über 
Hygiene als Sache der Zentralbehörde getroffen; mit der Entwickelung des 
Landes und der Entwickelung der Bedürfnisse in dieser Hinsicht haben sich 
^entsprechende Maßnahmen entwickelt, doch nicht nach einem bestimmten 
Plan. Daher sind die Vertretungen für die öffentliche Gesundheitspflege 
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zersplittert unter den verschiedenen Departements, so daß jedes Departement 
gesondert betrachtet werden muß, wobei das Diagramm als Schlüssel ihrer 
gegenseitigen Beziehungen dienen soll. 

Mit Ausnahme des Staatsdepartements hat jedes Departement Beziehungen 
zur öffentlichen Gesundheitspflege, und diese sollen der Reihe nach besprochen 
werden, wobei mit dem begonnen werden soll, das den größten Einfluß und 
das größte Ansehen hat, dem Schatzamt* 

In diesem sind viele Gebiete nationaler Betätigung vereint, und be¬ 
sonders werden solche ihm untergeordnet, die sonst keinen Platz fanden. 
So wird der Gesundheits- und Marinespitaldienst, der die hauptsächliche 
Tätigkeit der Bundesregierung auf diesem Gebiete ist, in den Bureaus des 
Schatzamtes gefunden, ein wohl ziemlich unerwarteter Platz. 

Gesundheits- und Marinespitaldienst. 

Der Marinespitaldienst wurde 1798 organisiert und trug diesen Namen, 
bis durch das Gesetz vom 1. Juli 1902 *) ein Gesundheitsdienst geschaffen 
wurde, seit welcher Zeit die Vereinigung der beiden den Namen „United 
States Public Health and Marine Hospital Service“ führt. 

Es ist gegenwärtig ein Bureau des Schatzamtes und hat dieselben Be¬ 
ziehungen zur Regierung wie der Armee- und Marinesanitätsdienst. An 
seiner Spitze steht ein Surgeon General, dessen Stab aus mehreren Graden 
besteht: der niedrigste ist der eines Assistant Surgeon, der aus den jungen 
Ärzten nach Ablegung eines Examens gebildet wird. Nach einer gewissen 
Zeit können sie zu einem zweiten Examen auserlesen werden und werden 
nach demselben „Passed Assistant Surgeons“. — Nach einer weiteren Periode 
haben sie wieder Gelegenheit ein Examen zu machen, das sie zum Range 
eines „Surgeon“ hebt. Mit Ausnahme derer, die die Stellungen eines „Sur¬ 
geon General“ oder „Assistant Surgeon General“ erhalten, verbleiben sie in 
dieser Stellung. 

Der Dienst wurde ursprünglich geschaffen zur Fürsorge für die Matrosen 
der Handelsmarine der Vereinigten Staaten in den verschiedenen Häfen, ent¬ 
lang den Flüssen und an den Ufern der großen Seen' und der Ozeane, für 
Leute, welche durch ihren Beruf keine bestimmte Heimat hatten und es so¬ 
mit schwierig fanden, Krankenhausbehandlung in den verschiedenen Orten 
zu erhalten, wo sie krank wurden. Er entwickelte sich schnell entlang der 
Quarantänelinie, einerseits um Infektionskrankheiten von den Vereinigten 
Staaten fernzuhalten, andererseits um ihre Verbreitung in den einzelnen 
Staaten zu verhindern. Die Ausdehnung nahm immer mehr zu, bis das Bureau 
jetzt so wichtig geworden ist, daß man sich bemüht, alles was die Gesund¬ 
heitspflege in der Bundesregierung umfaßt, mit Ausnahme von Armee und 
Marine, zusammenzufassen und ein neues Departement mit einem Staats¬ 
sekretär im Kabinett zu errichten. 

Die Wirksamkeit dieses Bureaus und seine Abteilungen können ersehen 
werden aus einer Veröffentlichung des Surgeon General s ) anläßlich der 
Versammlung der American Public Health Association 1910. 

Seit langem glaubt man, daß man durch Überwachung der gefährlichsten 
Punkte außerhalb der Vereinigten Staaten die Zahl der ansteckenden Krank¬ 
heiten, die eingeschleppt oder an der Küste abgefangen werden, stark ver- 
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mindern kann; und dementsprechend wurde eine große Zahl Mitglieder des 
Dienstes zeitweilig in wichtige ausländische Häfen abgeschickt, besonders in 
solche, aus denen Einwanderer kamen; so nach Jokohama, Kobe, Nagasaki, 
Shanghai, Amoy, Hongkong; nach Libau in Rußland; Kalkutta in Indien; 
Neapel; Santiago in Chile; Callao in Peru; Guayaquil in Ecuador; Rio de 
Janeiro in Brasilien; Havanna und anderen Häfen in Kuba und Mexiko. 
Diese Beamten waren dem Krankendienst beigegeben. Außer an diesen 
Plätzen, wo Beamte ständig in Tätigkeit sind, gibt es auch zeitweilige 
Beorderungen nach Orten, wo nicht stets ein Bedürfnis vorhanden ist; 
so ist mit den Obsthäfen Mittelamerikas nur in der Obstsaison, dagegen in 
den übrigen Zeiten des Jahres wenig Verbindung. Die Pflichten dieser 
Beamten erfordern die Kenntnisse der ansteckenden Krankheiten in den 
Städten und ihrer Umgebung und das Ausstellen von Gesundheitsscheinen 
für alle Schiffe, die nach den Vereinigten Staaten abfahren. Es ist klar, 
daß dies eine ziemlich eingehende Kenntnis der Fracht und der Passagiere 
voraussetzt und eine genaue Besichtigung der letzteren nötig macht, nament¬ 
lich solcher dritter Klasse, ebenso die Zurückhaltung aller oder eines Teiles, 
wenn es nötig erscheint. 

Man muß dabei im Auge behalten, daß die Bestimmungen über Ge- 
8undheit8scheine zu allen Zeiten und für sämtliche ausländische Häfen gültig 
sind, und daß die Beamten des Dienstes nur in solchen Häfen tätig sind, 
woher besondere Gefahren drohen. Dadurch vermeidet man die Bekannt¬ 
machung der Quarantäne gegen einen fremden Hafen, da man nichts nötig 
hat, als den Gesundheitsschein zu verweigern und schon dadurch einen großen 
Teil der Einschleppungsgefahr vermeidet. Entsprechend der Wichtigkeit 
des Platzes und anderer Umstände sind zwei Grade von Beamten abgescbickt. 
In den wichtigsten Häfen sind regulär angestellte Beamte des Dienstes 
angestellt, wie oben erwähnt; in anderen Orten „Acting Assistant Sur- 
geons u , die aus den Reihen der nicht benutzten Ärzte genommen werden 
und zur Verfügung des Schatzsekretärs stehen. Auf diese Weise kann das 
Personal jederzeit vermehrt und vermindert werden ohne daß andere Posten 
dadurch beeinflußt werden. 

Die einzige Einschränkung für den Dienst bezüglich der Auslands¬ 
quarantäne ist ein Erlaß, der eine Bewilligung vorsieht, die den Namen 
„Epidemienfond“ trägt; er ist nur zum Schutz gegen Cholera, Gelbfieber, 
Pocken, Fleckfieber und Pest zu verwenden 8 ). 

Auch in den Besitzungen der Vereinigten Staaten ist eine Anzahl Be¬ 
amte im Dienst. Elf sind in den Philippinen, die ihre Besoldung vom dortigen 
Gouvernement erhalten; zwei von ihnen sind der Direktor und der Assi¬ 
stent-Direktor des Gesundheitsdienstes der Philippinen. In Hawai sind zehn 
Beamte, in Portoriko neun, die die Quarantäne durchführen und Ratten¬ 
untersuchungen und -Vertilgungen vornehmen. Die Beamten werden aus 
einer jährlichen Bewilligung der Vereinigten Staaten bezahlt. In die Kanal¬ 
zone sind zwei Beamte entsandt, die die Quarantäne unter sich haben und 
von der Kanalkommission bezahlt werden. 

Die in fremden Häfen befindlichen Schutzmaßnahmen zur Verhütung 
der Einschleppung von Seuchen werden vervollständigt durch verschiedene 
heimische bei der Ankunft von Schiffen. Fünfzig Beamte des Dienstes sind 
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in vierundvierzig Häfen entlang der Küste angestellt; sie haben die An¬ 
kommenden Schiffe zu inspizieren und die Gesundheitsscheine zu kontrollieren, 
die von den auswärts befindlichen Beamten ausgestellt sind. Sie verhindern 
das Landen von Passagieren und Mannschaften und das Ausladen von 
Schiffsladung, wenn entweder der Gesundheitsschein nicht in Ordnung ist, 
oder unterwegs eine Seuche ausgebrochen ist oder der Beamte Passagiere 
findet, die an einer Krankheit leiden, welche ihre Ausschließung nötig macht. 
Nur an wenigen Häfen ist der Beamte der Quarantänestation ein lokaler 
Beamter und nicht von der Bundesbehörde angestellt; aber auch in diesem 
Fall ist er verpflichtet, die Regeln des Dienstes einzuhalten und unterliegt 
seiner Beaufsichtigung. Wenn es ratsam scheint, kann ihm ein Bundes- 
beamter beigegeben werden oder seine Befunde kontrollieren. Die Spezial¬ 
gesetze, die dies bestimmen, sind das bereits erwähnte Quarantänegesetz, 
und weitere Gesetze vom August 1894, März 1901 und Juni 1906 4 ). In 
den wichtigeren Häfen und besonders solchen, die eine große Zahl von Ein¬ 
wanderern aufnehmen, sind die Maßnahmen des Dienstes sehr ausgedehnt und 
es stehen Spitäler und Fahrzeuge zur Verfügung, um an Bord zu kommen, 
während an kleineren und weniger wichtigen Plätzen nur Inspektionsstationen 
sind. Wo Einwanderer ankommen, sind besondere Beamte angestellt, 70 an 
der Zahl, welche sie zu inspizieren und alle die auszuschließen haben, welche 
an gewissen Krankheiten leiden, wie Favus, Tuberkulose und an körperlichen 
und geistigen Defekten. Im Berichtsjahre, das am 30. Juni 1911 endete, 
wurden 1093 809 Personen von ihnen untersucht. Obwohl das Einwanderungs¬ 
wesen unter dem Departement für Handel und Arbeit steht, Bind die ärzt¬ 
lichen Beamten unter dem Gesundheits- And Marinespitaldienst und ihre 
Instruktionen werden vom Surgeon General erlassen und vom Schatzamt 
bestätigt. 

Da, wie in der Einleitung angeführt ist, die Staaten ziemlich unabhängige 
Gemeinwesen sind, wird der Gesundheitsdienst auch in Fragen angerufen, 
die mehrere Staaten gleichzeitig betreffen. Es kann dies auf zwei Wegen 
geschehen: einerseits durch das erwähnte Gesundheitsgesetz, andererseits 
durch eine jährliche Bewilligung des Kongresses zum Zwecke der Unter¬ 
stützung von Epidemien 8 ). Dieses Gesetz sieht einen Fond vor, der nur 
zur Bekämpfung ganz bestimmter Krankheiten verwendet werden darf, 
nämlich der oben erwähnten, aber von allen Staaten und lokalen Gesund- 
heitsorganisationen. Das bedeutet gewöhnlich, daß die Hilfe des Dienstes 
von lokalen Behörden angerufen wird, und daß dementsprechend ein Zu¬ 
sammenarbeiten stattfindet, wobei aber der ganze Fond vom Bundesdienst 
verwaltet wird. — Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit des Unterleibstyphus 
und anderer Krankheiten wäre es unzweckmäßig, wenn hier keine entsprechende 
Unterstützung möglich wäre, und dementsprechend sind auch hier Maßnahmen 
getroffen. Wo die Ortsgesundheitsbehörden die Empfindung haben, daß sie 
aus irgend einem Grunde nicht imstande sind, sanitäre Probleme zu be¬ 
handeln, können sie die Hilfe des Dienstes durch Vermittelung ihrer Staaten 
anrufen, worauf ihnen ein Sachverständiger gesandt wird. Dieses Vorgehen 
ist zulässig auf Grund der erwähnten „Interstate Quarantine w -Gesetze und 
ferner nach dem Gesetz vom 3. März 1901, durch welches das Hygiene¬ 
laboratorium des Staates geschaffen wurde mit Baulichkeiten zur Erforschung 
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kontagiöser und infektiöser Krankheiten und von Dingen, die zur öffentlichen 
Gesundheitspflege gehören. Insofern zu Untersuchungen der Krankheit ein 
Laboratorium nötig ist, können sie ausgeführt werden ohne Ausgaben von 
seiten der Gemeinde. 

Kontrolle der Anfertigung von Vaccine, Serum, Antitoxin usw. 
Seit dem Jahre 1902 regelt ein Gesetz die Anfertigung und den Verkauf 
von Vaccine, Serum und Antitoxin. Nach diesem Gesetze ordnet das Schatz¬ 
amt durch den Gesundheitsdienst die Bedingungen und Methoden der An¬ 
fertigung von jeder Vaccine, Diphtherieantitoxin, Tetanusantitoxin und ähn¬ 
licher Produkte, die von einem Staat in den anderen oder vom Ausland 
eingeführt werden. Jeder Betrieb, der irgendwelche dieser Produkte an¬ 
fertigt, muH von diesem Bureau konzessioniert sein; und vor Erteilung 
der Konzession wird er inspiziert, um die Methoden und Technik zu kon¬ 
trollieren; außerdem werden Proben im Hygienelaboratorium in Washington 
untersucht, ob das Produkt rein ist, ob es wirksam ist und kein Über¬ 
maß von Konservierungsmitteln enthält. Die Konzessionen werden für ein 
Jahr erteilt und vor der Erneuerung ist jedesmal eine Inspektion nötig. 
Außerdem werden diese Produkte von Zeit zu Zeit im Kleinverkauf an¬ 
gekauft und untersucht. Seit dem Erlaß des Gesetzes wurde ein Standard 
für Diphtherie- und Tetanusantitoxin aufgestellt. Der Dienst sendet jetzt 
zweimonatlich den konzessionierten Betrieben Standardeinheiten von Diph¬ 
therie- und Tetanusantitoxin, die im Hygienelaboratorium hergestellt werden. 
Alle Antitoxine, die im freien Verkehr sind, müssen mit entsprechenden 
Bemerkungen versehen sein. Dies garantiert, daß eine Packung die auf 
der Etikette angegebene Wirksamkeit auch tatsächlich hat und dement¬ 
sprechend der Arzt, der sie gebraucht, ihre Stärke kennt, wenn er sie 
an wendet. 

Zusammenfassung. Auf diese Weise hat der Gesundheitsdienst 
Gelegenheit zur Kontrolle der Infektionskrankheiten, bevor sie in das Land 
kommen; und im Falle, daß sie doch eingeschleppt werden oder dort auf¬ 
flackern, ist die Kontrolle noch ausgedehnter. Der Dienst ist gleichzeitig 
die beratende Behörde für die Bundesregierung bei ihren Beziehungen zu 
den verschiedenen Staaten und schützt das Volk im ganzen vor den Ge¬ 
fahren unrichtiger und unsauberer Sera und Impfstoffe. Es ist klar, daß zu 
diesem Zweck Laboratorien existieren müssen, und dementsprechend wurde 
im Distrikt Columbia ein großes Hygienelaboratorium gegründet, das oben 
erwähnt wurde und mit einem Stab von Sachverständigen der verschiedenen 
Grade besetzt. Das Vorhandensein dieses Speziallaboratoriums gibt die 
günstige Gelegenheit, daß eingearbeitete Untersucher jedes Problem sofort 
bearbeiten und durchführen oder doch wenigstens die Einzelheiten über¬ 
sehen können. Auf diese Weise wird eine größere Wirksamkeit erreicht 
und es hat auch den Vorteil, daß die Beamten des Gesundheitsdienstes an 
solchen Stellungen arbeiten können, wie es ihren Fähigkeiten entspricht. 
Wenn eine Situation in irgend einem Teile der amerikanischen Besitzungen 
entsteht, die Aussicht auf Untersuchungen und Abhilfe bietet, werden einer 
oder mehrere Herren abgeschickt und können so lange dort bleiben wie 
nötig. Sind die Vorgänge in Ländern außerhalb unserer Jurisdiktion, so 
geschieht dasselbe mit der Erlaubnis des betreffenden Landes, wie z. B. als 

"Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 5 Q 
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es sich um die Beziehungen zwischen Läusen und Tabardillo handelte, welche 
Untersuchungen in der Stadt Mexiko ausgeführt wurden. 

Außer dem zentralen Hygienelaboratorium sind von Zeit zu Zeit andere 
in den verschiedenen Teilen des Landes entstanden zum Studium der lokalen 
Bedingungen, die längere Zeit zur Erforschung nötig machten, z. B. das 
Laboratorium an der Küste des Stillen Ozeans zum Studium der Pest und 
der Vernichtung der Nagetiere, die den Organismus dieser Krankheit be¬ 
herbergen. 

Schließlich steht die Bundesregierung mit den Gesundheitsbehörden der 
Einzelstaaten dadurch in Verbindung, daß der Surgeon General jedes Jahr 
Vertreter der staatlichen Gesundheitsämter Zusammenkommen lassen soll, 
und ferner Vertreter aller oder doch eines Teiles zu jeder Zeit, wo es ihm 
nötig scheint 7 ). 

Wie das Diagramm angibt, hat der Gesundheitsdienst auch Beziehungen 
zu den anderen Departements, die auf ähnlichen Gebieten Aufgaben zu 
lösen haben, damit doppelte Arbeit soviel als möglich vermieden wird. 
Trotzdem wird man einsehen, daß sich solche nicht ganz vermeiden läßt 
und die Besprechung der Tätigkeit der übrigen Departements wird zeigen, 
daß es sehr wünschenswert wäre, wenn all dies unter einer einheitlichen 
Leitung stünde, und zwar am besten unter dem Teil der Regierung, der 
schon jetzt den größten Anteil hätte. 

Die Tätigkeit des Bureaus wird dargestellt in einer Reihe von Ver¬ 
öffentlichungen, deren eine unter dem Titel „Public Health Report“ erscheint; 
sie gibt eine wöchentliche Übersicht über den Gesundheitszustand auf der 
ganzen Welt mit besonderer Berücksichtigung der Seuchen; beigefügt wurden 
in den letzten Jahren ausführliche Mitteilungen über Diagnose, Prophylaxe 
und Behandlung solcher epidemischer Krankheiten, die gegenwärtig von 
Wichtigkeit sind. Diese Berichte, die jetzt im 26. Jahre erscheinen, sind 
wahre Fundgruben und geben eine bemerkenswerte Geschichte des Verlaufes 
und der Ausbreitung der Epidemien. 

Ferner erschienen Bulletins unter dem Namen „Hygienic Laboratory 
Bulletins“, die die Untersuchungen der Beamten bringen, einschließlich ihrer 
Berichte über die Forschungen in Gemeinwesen, wo der Dienst zur Beratung 
angerufen wurde, wie oben erwähnt. Wo besondere Kommissionen, z. B. 
zum Studium des Gelbfiebers, eingesetzt waren, erscheinen ihre Berichte in 
speziellen Bulletins. Die Verbreitung dieser verschiedenen Veröffentlichungen 
ist weit, die Ausgaben erscheinen in vielen Exemplaren und so wurden eine 
Menge wertvoller Kenntnisse zum Studium und zum Unterricht zugänglich 
gemacht. 


Kriegsdepartement. 

Die erste Pflicht des Militärarztes ist die Sorge für die Kranken und 
Verwundeten und die Erhaltung des Gesundheitszustandes der Armee, ferner 
die Erfüllung von Aufgaben, die sich auf den Sanitätsdienst seines Departe¬ 
ments beziehen; daneben ist es in den Vereinigten Staaten üblich geworden, 
den organisierten Körper, der stets zur Hand ist, auch außerhalb seines 
eigentlichen Wirkungskreises zu verwenden. 
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Der Wunsch der Militärärzte sich außerhalb ihres normalen Friedens¬ 
dienstes betätigen zu können, hat dazu geführt, sie in weiten Gebieten zu 
beschäftigen, besonders in den Kolonien und in der Panamakanalzone. 

Bis zur Zeit des Krieges mit Spanien waren unsere Besitzungen be¬ 
schränkt auf Hawai, das eine territoriale Regierungsform erhielt und uns 
nicht weiter beschäftigen soll. Mit dem Ende des Krieges aber wurde der 
Regierung eine große Zahl neuer Aufgaben gestellt. Zwei neue Gruppen 
von Besitzungen in dem Tropenkreise, die Philippinen und Portoriko, ferner 
die zeitweilige Überwachung von Kuba boten neue Probleme. Kuba wurde 
unter die Militärverwaltung gestellt und den Militärärzten fiel die Aufgabe 
der Sanierung zu, die sie erfüllten in einer Weise, welche der Geschichte 
angehört. Dies war eine höchst wichtige Aufgabe, denn die Insel war 
seit Jahren eine Quelle von Gefahren für alle südlichen Häfen der Ver¬ 
einigten Staaten gewesen und von ihr aus waren wiederholt Gelbfieber 
und Cholera eingeschleppt worden. Ihre Sanierung war daher eine Auf¬ 
gabe, die ebenso eng mit der öffentlichen Gesundheitspflege der Vereinigten 
Staaten zusammenhing wie irgend eine moderne Quarantäne. Mit dem 
Beginnen der Selbstregierung zog sich das Departement von der Insel 
zurück. 

Auf den Philippinen war die Frage komplizierter und mit Rücksicht 
auf die Tatsache, daß die in Aussicht genommene Selbstverwaltung in ziem¬ 
lich weiter Ferne stand, ernannte der Präsident eine Kommission, die die 
Aufgaben der Zivilverwaltung hatte, aber zum Kriegsdepartement gehörte 8 ). 
Eine Zivil Verwaltung wurde errichtet und einigen der Departements der 
Vereinigten Staaten unterstellt. Wie bereits erwähnt, hat der Gesundheits¬ 
und Marinespitaldienst einige Beamten auf den Inseln stationiert, von denen 
einer der Direktor, ein anderer der Assistentdirektor der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege ist* Außerdem sind dort lokale Gesundheitsdepartements unter 
diesen Direktoren und ein wissenschaftliches Bureau unter der Zivilregierung 
mit einer entsprechenden Zahl von Unterabteilungen für die verschiedenen 
wissenschaftlichen Fragen. Unter ihnen ragt besonders die Medizinische 
Abteilung hervor, in der höchst wertvolle wissenschaftliche Arbeiten ent¬ 
standen sind, besonders Untersuchungen über den Leprabazillus, die Beriberi 
und andere ähnliche Fragen. 

In Portoriko ist eine Zivilverwaltung, die demselben Bureau für Insel¬ 
angelegenheiten des Kriegsdepartements untersteht, und hier wurden eben¬ 
falls ausgezeichnete Arbeiten durch Militärärzte ausgeführt, besonders die 
Identifizierung der tropischen Anämie mit der Wurmkrankheit. 

Die Beziehungen des Kriegsdepartements zum Panamakanal werden be¬ 
sonders besprochen, und die Verbindungen des Departements zur öffentlichen 
Gesundheitspflege der Kolonien oder Inselbesitzungen können zusammen- 
gefaßt werden derart, daß alle die, für welche weder Selbstverwaltung noch 
der Zustand eines Territoriums erreicht wurde, die letzte Instanz unter dem 
Präsidenten das Bureau für Inselangelegenheiten ist und daß die verschiedenen 
Gouverneure und Kommissionen an das Kriegssekretariat berichten. Doch 
schwankt die gegenwärtige Verwaltung der Medizinalverwaltung und kann 
mehreren Behörden zuerteilt werden, von denen die tätigste der Gesund¬ 
heitspflege- und Marinespitaldienst ist. 
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Neben diesen offiziellen Beziehungen des Kriegsdepartements ist noch 
eine andere, welche auch die Marine hat. Die Gegenwart einer großen 
Menschenmenge unter einem Oberbefehl, die einer großen Zahl von Infektions¬ 
krankheiten ausgeBetzt ist, hat in den Vereinigten Staaten so gut wie in 
anderen Ländern dazu geführt, in der Armee Versuche mit Schutzimpfungen 
durchzuführen. In England und den Vereinigten Staaten ist diese Aufgabe 
zwei Diensten, besonders aber der Armee zugefallen und z. B. die Ergeb¬ 
nisse der Typhusschutzimpfungen, wie sie kürzlich bei den Manövern in Texas 
durchgeführt wurden, hat einen so glänzenden Erfolg gehabt, daß Gemeinde 
nach Gemeinde diese Maßnahme ihren früheren hinzugefügt hat. Auch auf 
diese Weise haben sich nahe Beziehungen zwischen Bundesregierung und 
Gemeindeverwaltungen entwickelt. 

Noch ein anderer Weg existiert, auf dem das Kriegsdepartement beim 
Fortschritt der allgemeinen Hygiene mithilft, nämlich durch die Surgeon 
General’s Library, die vollständigste Bibliothek der Welt, die die medizinische 
Literatur aller Nationen vereinigt. Sie ist in Washington leicht zugänglich 
und verleiht an Bibliotheken und andere Institute des Landes Bücher für 
eine begrenzte Zeit kostenlos. Auf diese Weise können Ortsgesundheits¬ 
behörden in den entferntesten Teilen des Landes die besten Auskünfte 
erhalten in Dingen, die eine Verbesserung der sanitären Bedingungen ihrer 
Gegend angehen. 

Marinedepartement. 

Wie unter Kriegsdepartement bemerkt wurde, hat dieser Teil der Ver¬ 
waltung wesentlich zur Erforschung zahlreicher vorbeugender Maßnahmen 
beigetragen und so ihre Anwendung bei den zivilen Behörden erleichtert; doch 
hat es wenig Beziehungen zur öffentlichen Gesundheitspflege im allgemeinen, 
so daß es hier außer Betracht bleiben mag. 

Panamakanal-Kommission. 

Da dieser Teil der hygienischen Betätigungen der Vereinigten Staaten 
vielleicht die intensivste Anwendung der Lehren der Wissenschaft gebracht 
bat und da ferner ein großer Teil seiner Erfolge der Methode der Ver¬ 
waltung zu verdanken ist, ist es sicher von Interesse dieses Vorgehen im 
einzelnen darzustellen. 

Der gegenwärtige Zustand der Kommission ist das Ergebnis der Ent¬ 
wickelung und Veränderung der ursprünglichen Idee, die verschiedene 
Stadien durchlaufen hat. Es soll im folgenden nur die Medizinalverwaltung 
dabei betrachtet werden, und die gesamte Verwaltung nur insoweit, als es 
zur Erklärung notwendig erscheint. 

Durch den Exekutiverlaß vom Mai 1904 wurde die Wichtigkeit sanitärer 
Maßnahmen vom Präsidenten betont, jedoch ohne Einzelheiten betreffs ihrer 
Ausführung 9 ). Bei der Sitzung der Kommissionsmitglieder im April 1905 
teilte einer der Beschlüsse die Verwaltung der Kanalzone in zwei Teile und 
einer der neu ernannten Beamten wurde beauftragt zu sorgen für „alle 
Maßnahmen zur Sanierung innerhalb der Kanalzone und der Häfen...., ferner 
für den Schutz aller Maßnahmen und Bauwerke für sanitäre Zwecke, die 
der Abteilung von der Kommission zugewiesen werden. 14 Dies wurde gleich¬ 
zeitig durch Exekutiverlaß bestätigt 10 ). 


Difitized 


by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



789 


Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung usw. 

Außer den sanitären Aufgaben hatte der Gouverneur einer Zone viele 
andere, wodurch es kam, daß erstere etwas vernachlässigt wurden. Daher 
Wurden im Exekutiverlaß vom November 1906 weitere Änderungen vor¬ 
genommen. Die Unterteilungen wurden vermehrt, ohne daß die zentrale 
Aufsicht abnahm, und der oberste Sanitätsbeamte beauftragt mit der Obhut 
über alles, was sich auf Sanierung der Kanalzone sowie der Städte Colon 
und Panama bezog, ferner mit der Aufsicht über alle ärztlichen Vor¬ 
kehrungen, die dazu nötig waren. Weiterhin sollten Beamte angestellt und 
ihre finanziellen Verhältnisse geregelt werden vom Vorstand des Departements, 
in dem sie arbeiten sollten, unter Oberaufsicht der Kommission 11 ). Schließ¬ 
lich wurde durch Exekutiverlaß 1908 eine weitere Änderung geschaffen, die 
die ganze Verwaltung in Departements teilte, von denen das Sanierungs¬ 
departement beauftragt wurde mit der Sorge für Sanierung und Gesundheits¬ 
zustände des Isthmus. Dies ist der gegenwärtige Stand, und das Departement 
steht unter Colonel W. C. Gor gas, der den Titel Chief Sanitary Officier 
führt 12 ). Im Anfang der Entwickelung war Colonel Gorgas, der vom 
Kriegsdepartement hergeschickt worden war, vom grünen Tische aus viel 
gehindert worden, doch wurde ihm schließlich mehr freie Hand gegeben und 
es gelang ihm, die Angelegenheiten in militärischer Art und mit außer¬ 
ordentlichem Erfolge zu ordnen. Das Departement hat drei Hauptpflichten: 
die Sorge für Kranke, den Sanierungsdienst, der alle Arbeiten einschließt, 
die zur Ausrottung endemischer Krankheiten dienen, und den Quarantäne¬ 
dienst, der die Einschleppung ausländischer Seuchen verhindert. Das 
Departement hat etwa 1200 Angestellte, und seine Ausgaben für Sanierung 
sind etwa 2 Millionen Dollar jährlich (= 8 1 / s Millionen Mark). Diese Aus¬ 
gaben werden ungefähr 5 Proz. der GeBamtkosten des ganzen Kanals aus¬ 
machen, wenn er vollendet sein wird und wenn man bedenkt, daß ohne die 
Tätigkeit des Sanierungsdepartements die übrige Arbeit am Kanal über¬ 
haupt nicht hätte getan werden können, scheint dies wenig genug. Es 
existiereu einige Hauptspitäler, eines in Ancon und eines in Colon, ferner 
einige kleinere. Außerdem ist ein Heim für Rekonvaleszenten auf einer 
Insel der Panamabai und eine Leprösenkolonie an einem isolierten Orte 
der Küste. 

Quarantänestationen sind in jedem Hafen und hier wird die Kommission 
unterstützt durch die Anwesenheit zweier Beamten vom Gesundheits- und 
Marinespitaldienst, die ihren Gehalt teils von der Kommission, teils von ihrem 
eigenen Amt beziehen. Dies Verhältnis wurde bereits oben unter der Zu¬ 
sammenfassung über den Marinespitaldienst erwähnt. Wie erwähnt, sind 
außer der Quarantäne noch besondere Eigentümlichkeiten dort vorhanden. 
Es arbeiten einige 50 000 Personen an dem Werke, die Mehrzahl davon sind 
Farbige und sie bilden mit ihren Familien eine große Gemeinde. Die Be¬ 
völkerung der Endstationen Panama und Colon hat ihre eigenen Gesund¬ 
heitsbehörden und Ärzte. Die Sterblichkeits- und die Erkrankungsziffer 
unter ihnen nimmt ständig ab, so daß jetzt der Isthmus relativ gesunder ist 
als die meisten Städte der gemäßigten Zone. Dies kommt natürlich zum 
großen Teil von den zielbewußten Fortschritten bei der Verbesserung der 
sanitären Bedingungen, denn sowohl in den Städten als auch in der übrigen 
Kanalzone hat das Sanierungsdepartement die Aufsicht über die Reinigung 
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der Straßen und des Bodens, die Sammlung und Beseitigung von Abfall¬ 
stoffen und die Bekämpfung von Ratten und Insekten. 

Die Tätigkeit umfaßt Drainierung, Ausrottung schädlicher Vegetation 
und Ähnliches, wobei die Arbeit von Angestellten anderer Departements unter 
Oberaufsicht des Sanierungsdienstes geschieht. Es ist von Interesse in 
diesem Zusammenhang zu erwähnen, daß die Geistlichen der verschiedensten 
Religionen ebenfalls vom Sanierungsdepartement besoldet werden entsprechend 
den nahen Beziehungen zwischen Moral und Gesundheit. 

Der Etat wird jährlich vom Kongreß bewilligt und verteilt die Aus¬ 
gaben etwa entsprechend den Bedürfnissen der einzelnen Departements, 
wobei nachträgliche Bewilligungen oft Vorkommen. 

Die Sanierung dieses Landes ist von eminenter Bedeutung für die Ver¬ 
einigten Staaten, sowohl in kommerzieller als auch in sanitärer Beziehung, 
da schon der Bau des Kanals große Handelsbeziehungen befördert hat, die 
Bevölkerung in den Distrikten zunahm und Verbindung mit den Häfen der 
Union eine engere wurde. Gelbfieber und Malaria, die das französische 
Projekt zum Scheitern brachten, wurden auf einen nicht mehr Besorgnis 
erregenden Stand zurückgeführt, und Gelbfieber sogar ausgerottet; aber 
jede Milderung der Maßnahmen und der hygienischen Bemühungen würde 
sie wieder in ihrer früheren Stärke aufflammen lassen. Es ist daher ein 
Lebensinteresse, daß das Sanitätsdepartement auch nach Vollendung des 
Kanals mit derselben Energie wie heute seine Tätigkeit fortsetzt. 

Der Erwähnung wert ist es sicher auch, daß der Gesundheitszustand in 
den anderen Häfen Zentralamerikas sich ebenfalls gebessert haben soll, seit¬ 
dem die Möglichkeit dazu in Kuba und auf dem Isthmus ad oculos demon¬ 
striert wurde. 


Departement für Handel und Arbeit. 

In diesem Regierungsdepartement sind zwei Bureaus, die mehr oder 
weniger direkte Beziehungen zur öffentlichen Gesundheitspflege haben: das 
Arbeite- und das Einwanderungsamt. 

Das Elinwanderungsamt beschäftigt sich mit den Fragen, die infolge der 
enormen Zahl der Einwanderer entstehen, die jedes Jahr in unseren Häfen 
ankommen; es ist verantwortlich für die Zurückweisung aller derer, die dem 
Staate vermutlich zur Last fallen werden wegen allgemeiner Schwächlichkeit, 
Krankheit oder verbrecherischer Neigungen. Was letztere anbetrifft, so sind 
die Beziehungen zur Volksgesundheit relativ entfernte, obwohl das Verhältnis 
der Kriminalität zur allgemeinen hygienischen Wohlfahrt immer mehr 
offenbar wird. Viel wichtiger sind für uns die Krankheiten. Alle Ein¬ 
wanderer wurden inspiziert und alle, welche nicht in jeder Hinsicht fehler¬ 
frei sind, im Hafen in entsprechenden Stationen zurückgehalten, bis sie ent¬ 
weder in ihre Heimat zurückgeschickt oder endgültig zugelassen werden. 
Das Einwandereramt hat keinen ärztlichen Dienst; wie bereits erwähnt, wird 
dieser vom Personal des Gesundheits- und Marinespitaldienstes versehen in 
allen Häfen, wo der Quarantänedienst kein lokaler ist. Die Elin Wanderer 
werden dem untersuchenden Arzt vorgeführt, der nach der oben erwähnten 
Liste der Infektionskrankheiten und ferner nach anderen Krankheiten wie 
Favus, Tuberkulose usw., zu entscheiden hat. In dieser Weise arbeitet das 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



791 


Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung usw. 

Schatzamt durch den Gesundheitsdienst und das Departement für Handel 
und Arbeit zusammen und sparen die Ausgaben für ein besonderes ärzt¬ 
liches Personal. 

Das Arbeitsamt beschäftigt sich mit der Lage der Arbeiterklassen in 
jeder Beziehung, und in ähnlicher Weise wie das Bureau für Kinderhygiene 
im Departement für Erziehung, sammelt es Informationen in jeder Richtung, 
sendet Untersucher aus, soweit es seine Mittel erlauben und sucht Unter¬ 
lagen zur Verbesserung der Gesetzgebung zu erhalten. Als natürliches 
Ergebnis der meisten Untersuchungen fand man bald, daß einer der wich¬ 
tigsten Faktoren die Gesundheit des Arbeiters war und dementsprechend 
befaßt sich ein großer Teil der neueren Untersuchungen mit der Gewerbe¬ 
hygiene. Diese Veröffentlichungen sind von großem Werte und umfassen nicht 
nur die Zustände in den Vereinigten Staaten, sondern auch die in Europa 
und den anderen Erdteilen, so daß alles Notwendige in englischer Sprache 
leicht zugänglich gemacht ist. Die Entwickelung der Entschädigung für 
Arbeiter hat zur Veröffentlichung von Arbeiten über die Bemühungen 
Europas in dieser Richtung geführt, worin auch die Verwaltung dieses 
Zweiges und die gemachten Fehler dargestellt werden. Die anderswo be¬ 
sprochene Tätigkeit der Kommission für Kinderarbeit wurde unterstützt 
durch Sammlung einer enormen Menge von Tatsachen und Verarbeitung 
derselben in einer Form, die leicht gefunden und verstanden werden kann, 
auch von Nichtfachmännern. Als Beweis für die Tätigkeit des Bureaus 
sei unten ein Verzeichnis einiger seiner letzten Veröffentlichungen wieder¬ 
gegeben. 

Das Bureau ist noch jung, doch ist der Charakter der Arbeit, die es 
getan hat, so gut, daß man sagen muß, es ist einer der Hauptfaktoren bei 
der Verbesserung des Gesundheitszustandes der Arbeiterklassen, und dieser 
ist, wenn er schlecht ist, die Wurzel vieler Übel, die dort Vorkommen. 

Aus dem Verzeichnis: 75: Gewerbehygiene, Kober. — 96: Die deutschen 
Arbeiterversicherungsgesetze vom 19. Juli 1911. — 76: Das kanadische 
Gesetz zur Untersuchung der Ursachen der Streitigkeiten zwischen Arbeit¬ 
gebern und Arbeitnehmern. — Was geschieht in Europa für die Arbeitslosen? 
— 77: Löhne und Arbeitszeiten im Gewerbe. — Detailpreise der Nahrungs¬ 
mittel 1890 bis 1907. — Unterhaltskosten in den bedeutendsten Industrie¬ 
städten von Großbritannien. — 78: Unfälle im Gewerbe. — Mexikanische 
Arbeit in den Vereinigten Staaten. — Unterhaltskosten der Arbeiterklassen 
in den bedeutendsten Industriestädten von Deutschland. — 79: Sterblichkeit 
an Schwindsucht in Betrieben mit Staubentwickelung. — Wohlfahrtspflege 
und Löhne. — 80: Erwerbstätige Frauen und Kinder in Großbritannien. — 
81: Engrospreise 1890 bis 1908. — 82: Sterblichkeit an Schwindsucht in 
Betrieben mit organischem Staub. — 83: Die Gewerkschaftbewegung unter 
den Arbeiterinnen in Großbritannien. — Unterhaltskosten der Arbeiterklassen 
in den bedeutendsten Industriestädten Frankreichs. — 84: Unfälle unter 
den Eisenbahnangestellten in New Jersey 1888 bis 1907. — 85: Rückblick 
auf die Arbeitergesetzgebung von 1908 und 1909. — Arbeitergesetze ver¬ 
schiedener Staaten seit 1. Januar 1908. — 86: Das kanadische Gesetz zur 
Untersuchung der Ursachen der Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. — Phosphorvergiftung in der Zündholzindustrie der Ver- 
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einigten Staaten. — Liste der gewerblichen Gifte. — Veröffentlichungen der 
Internationalen Liga für Arbeiterschutz. 

Departement des Inneren. Bureau für Unterricht. 

Abteilung für Hygiene des Kindesalter9. Dies ist die einzige 
Abteilung (di vision) des Departements, welche direkte Beziehungen zur 
öffentlichen Gesundheitspflege hat Sie wurde erst kürzlich, im Oktober 
1911 reorganisiert und steht unter Leitung eines erfahrenen Fachmannes. 
Die Entwickelung der Ärztlichen Beaufsichtigung der Schulen und das zu¬ 
nehmende Interesse für Schulhygiene sowie die Notwendigkeit besonderer 
Einrichtungen zum Studium der vorkommenden Fehler haben sie entstehen 
lassen. Sie beschäftigt sich vor allem mit den Kindern im schulpflichtigen 
Alter, doch haben viele ihrer Untersuchungen notwendigerweise einen 
weiteren Umfang. Gegenwärtig ist beabsichtigt, die Abteilung zu einer Art 
Zentrale umzugestalten, in der alles, was sich auf Hygiene des Kindesalters 
bezieht, gesammelt und dem Publikum zugänglich gemacht werden kann. 
Die Fragen der Kinderarbeit, der Schulspeisungen, und Ähnliches werden 
zum Gebiete der neuen Division gerechnet werden, während die frühere 
unter dem Departement für Handel und Arbeit stand, wie dort erwähnt ist. 
Die Abteilung ist weniger als ein Jahr alt, hat aber schon ihre Existenz¬ 
berechtigung bewiesen durch die Erleichterung, die sie Interessenten beim 
Studium von Einrichtungen und Werken bot, die sonst schwer zugänglich 
waren. 

Departement für Landwirtschaft. 

Der Vorläufer des Departements für Landwirtschaft war die Abteilung 
für Landwirtschaft im Patentamt, die 1839 gegründet und 1889 in das 
jetzige Departement umgewandelt wurde. Doch werden die Gegenstände, 
welche im folgenden behandelt werden sollen, erst Anfang der 80er Jahre 
aufgenommen, zuerst das Bureau für Viehverwertung. Etwa zur selben Zeit 
begann daB Bureau für Chemie sich mit den Fragen der Verfälschung zu 
befassen, was zum gegenwärtigen Nahrungsmittelgesetz geführt bat. 

Das Departement umfaßt eine Anzahl von Bureaus und Abteilungen, 
deren einige enge Beziehungen zur öffentlichen Gesundheitspflege haben und 
genauer besprochen werden sollen 18 ), nämlich folgende: Bureau für Vieh¬ 
verwertung (Animal Industry), Bureau für Chemie, Bureau für Insekten¬ 
kunde (Entomology), Bureau für Statistik, Abteilung für Veröffentlichungen, 
Amt für Versuchsstationen (Office for Experiment Stations), Bibliothek. 

Bureau für Viehverwertung. 

Dieses Bureau des Departements wurde 1884 gegründet und ist von 
unserem Standpunkte aus eines der wichtigsten. Ursprünglich befaßte es 
sich nur mit der Gesundheit des Viehes von der kommerziellen Seite aus, 
doch hat es jetzt einen sehr großen Einfluß auf die Gesundheitspflege im 
allgemeinen, da es die Untersuchung des Viehes vor der Schlachtung und 
nach ihr unter sich hat bis zum Verkaufe. Dies hat eine sehr große Be¬ 
deutung für die Verhinderung der Übertragung von Infektionskrankheiten. 
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Die Tätigkeit des Bureaus wurde vor kurzem von seinem Vorstände in 
einer der Veröffentlichungen des Bureaus eingehend dargestellt 14 ). 

Nach ihm besteht seine Tätigkeit in Fleischbeschau, Beschau des Viehes, 
das zum Export bestimmt ist, Untersuchung und Quarantäne importierten 
Viehes, Ausrottung der Krankheiten unter den Herden, wissenschaftlicher 
Untersuchung solcher Krankheiten, Untersuchungen über Viehzucht, Fütte¬ 
rung, Arbeiten über das Molkerei wesen und zur Verbesserung der Milch¬ 
versorgung. Der Bericht meldet ferner, daß die hauptsächliche Tätigkeit 
auf das Vieh gerichtet ist und viel davon der öffentlichen Gesundheitspflege zu¬ 
gute kommt. Besonders ist dies der Fall bei der Fleischbeschau, der Milch¬ 
versorgung und dem Studium auf den Menschen übertragbaren Tierkrank¬ 
heiten. Die Tätigkeit kann nicht eingeteilt werden in solche für Tiere und 
solche für Menschen, weil beide in denselben Untersuchungen einbegriffen 
sind. Selbst in den Zweigen der Tätigkeit des Bureaus, in denen der 
Schutz des menschlichen Lebens besonders wichtig, müssen die Probleme 
von der anderen Seite angegriffen werden. — Das Bureau hat mehrere Ab¬ 
teilungen, doch sind von unserem Standpunkte aus zwei besonders wichtig: 
die Abteilung für Fleischbeschau und die Molkereiabteilung. 

Abteilung für Fleischbeschau 141 ). Im Jahre 1870 machte der 
United States Commissioner of Agriculture auf die Gefahr aufmerksam, die 
dem Konsumenten von dem Fleisch gefallenen Viehes drohte, und einige 
Jahre später berichtete ein anderer Commissioner besonders über das Fleisch 
von Tieren, die an Hogcholera eingegangen waren; doch kam das erste 
Dokument über Organisation einer Beschau als das Ergebnis von Berichten 
heraus, die zeigten, daß Fleisch von gefallenem Vieh in Chicago in den 
Handel kam. Da diese das Geschäft schädigten, wurde der Gegenstand von 
den Großbetrieben aufgenommen und in Verbindung mit den Ortsbehörden von 
Chicago Inspektoren eingesetzt, die darauf zu achten hatten, daß keine offen¬ 
kundig kranken Tiere in die Schlachthöfe gebracht wurden. Auf diese Weise 
geschah natürlich nur eine Beschau vor der Schlachtung, doch wurde bald 
nachgeholfen durch die Anstellung von Marktinspektoren, die das zum Ver¬ 
kaufe ungeeignete Fleisch mit Paraffinöl (Kerosene) behandelten. Dieses 
geschah 1881 bis 1882, doch muß bemerkt werden, daß die größeren Firmen 
schon vorher ihre eigenen Inspektoren hatten, und wahrscheinlich bestand 
eine mehr oder weniger wirksame Beschau schon von Einführung des Groß¬ 
betriebes an. 

Eine Verschärfung der Inspektion wurde angeregt durch verschiedene 
Maßnahmen, welche einige europäische Staaten gegen das Exportfleisch 
trafen, hauptsächlich wegen Trichinen. Als Erfolg der Beschwerden aus 
dem Inlande und dem Auslande wurde 1886 angeregt, daß eine Bundes¬ 
inspektion eingerichtet werden sollte, um die Unschädlichkeit des expor¬ 
tierten Fleisches zu garantieren. 1890 wurde ein Gesetz erlassen betreffs 
Beschau des Exportfleisches. Dies schrieb eine Beschau für alles Export¬ 
fleisch vor an dem Orte, wo es verpackt wird, und wurde eher aus Geschäfts¬ 
gründen als um des Konsumenten willen eingebracht. Das Gesetz forderte 
keine Beschau, um zu finden, ob die Tiere selbst zur Zeit der Schlachtung 
gesund waren, und wurde daher von den ausländischen Regierungen für 
ungenügend gehalten. Daher ging 1891 ein neues Gesetz durch, das die 
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Beschau des lebenden Rindviehes und der lebenden Schweine, sowie ihres 
Fleisches und der Produkte daraus anordnete, soweit sie Objekte des Handels 
der Bundesstaaten untereinander waren. Es wurde für unzulässig erklärt, 
Material von einem Staate in einen anderen zu transportieren, das vom Be¬ 
schauer für gesundheitsschädlich erklärt worden war. Einige Fehler fanden 
sich dabei noch, und so wurde das Gesetz vom Jahre 1906 erlassen, welches 
jetzt für die Praxis maßgebend ist und die Bundesfleischbeschau beherrscht. 
Zu seiner Durchführung sind jährlich drei Millionen Dollar (12500000 t 4C) 
ausgesetzt. Die Beschau hat zu geschehen am lebenden Tiere, ferner nach 
der Schlachtung und an Fleischprodukten in allen Stadien der Zubereitung. 
Das Department kann ferner durch das Bureau sanitäre Einrichtungen, Zu¬ 
stände und Methoden in den Schlacht- und Verpackräumen fordern, den 
Gebrauch schädlicher Chemikalien und Konservierungsmittel und irre¬ 
führender Aufschriften verhindern und den Transport nach anderen Bundes¬ 
staaten und nach dem Auslande regeln. Geflügel, Fisch und Wildbret 
unterliegen nicht der Beschau, und da Hunde und Pferde in denVereinigten 
Staaten nicht zum Zwecke des Genusses geschlachtet werden, sind für ihre 
Beschau keine Vorschriften erlassen. 

Der wesentlichste Teil des Gesetzes ist, daß kein Fleisch oder Fleisch¬ 
produkte, die nicht inspiziert wurden, in andere Bundesstaaten oder ins 
Ausland gebracht werden dürfen, da die Bundesregierung, wie erwähnt, die 
obligatorische Fleischbeschau nicht in die einzelnen Staaten einführen kann. 
Unterstützend wirkt, daß in jedem Versandhause, welches Fleisch von einem 
Staate in den anderen exportiert, nicht allein das Fleisch, welches augen¬ 
scheinlich exportiert werden soll, sondern alles Fleisch beschaut werden muß. 
Wünscht also ein Versandhaus überhaupt Fleisch zu exportieren, so müssen 
alle seine Produkte inspiziert werden; und da in Wirklichkeit alle großen 
Häuser etwas Exporthandel treiben, umfaßt die Beschau weitaus das meiste 
Fleisch, das im Hause verwendet wird. Der relativ niedere Preis des 
Fleisches aus den großen Versandhäusern hat es mit sich gebracht, daß die 
Zahl der kleinen Schlächter sehr gering ist, und abgesehen von gewissen 
Teilen des Landes kommen Hausschlachtungen nur selten vor. 

Jede Firma, die Handel nach einem anderen Bundesstaate oder im Aus* 
lande treiben will, muß also die Beschau beantragen; aber jede Firma darf 
dies tun, ob sie Export hat oder nicht. 

Nachdem die Beschau beantragt ist, müssen verschiedene Regierungs¬ 
vorschriften erledigt werden. Den Beschauern ist ein entsprechender Raum 
auf Kosten des Versandhauses zur Verfügung zu stellen, mit Schrank und 
Waschgelegenheit; außerdem müssen Räume vorhanden sein sowohl für ver¬ 
dächtiges oder beschlagnahmtes Material, als auch Vorkehrungen für die 
Vernichtung des untauglichen. Diese Räume müssen dicht schließen und 
die Schlüsse] in den Händen der Inspektoren sein. Die Regierung hat ferner 
Zutritt zum Betriebe bei Tag und bei Nacht. 

Alle ständig Angestellten sind auf „Civil Service basis“, d.h. sie können 
nicht aus dem Amte entfernt werden aus politischen Gründen oder ohne an¬ 
gehört worden zu sein; die Zahl der Angestellten in jedem Betriebe hängt 
natürlich von seiner Größe und sonstigen Eigenschaften ab. In großen Ver¬ 
sandhäusern ist ihre Stellung gewöhnlich wie folgt geregelt: 
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Der „inspector in charge u überwacht die Tätigkeit jeder Station und 
untersteht direkt dem Bureau. Unter ihm stehen „veterinary inspectors“, 
welche die Beschau vor und nach der Schlachtung ausüben; an einigen 
Orten haben sie eingearbeitete Laienassistenten. In jeder Station sind ferner 
„meat inspectors u , die die Aufsicht haben beim Verpacken, Konservieren in 
Büchsen und anderen Zubereitungen von Fleisch und seinen Produkten. 
Sie sind auch verantwortlich dafür, daß keine als die erlaubten chemischen 
Konservierungsmittel gebraucht werden. In jedem Distrikte sind Labora¬ 
torien und eingearbeitete Assistenten, die Untersuchungen mit chemischen 
und mikroskopischen Methoden vornehmen und über alle abnormen Befunde 
berichten. 

Zur Ausübung der Kontrolle in den verschiedenen Betrieben sind Reise¬ 
veterinärinspektoren und Reisefleischinspektoren angestellt, die ihre Distrikte 
bereisen und direkt an das Zentralamt des Bureaus in Washington berichten. 
Subalternbeamte verrichten Patrouillendienste, besonders in der Nacht, 
achten auf alle schwächeren hygienischen Punkte und berichten morgens 
ihrem Vorgesetzten, so daß sie in Gemeinschaft mit dem Unternehmer ab¬ 
gestellt werden können. Es wird gefordert, daß die Fußböden gereinigt 
werden, daß die ganze Anlage so rein als möglich gehalten wird, daß keine 
Wasserklosetts oder Schlafräume mit den Arbeitsräumen in direkter Ver¬ 
bindung stehen, daß die Angestellten auf persönliche Sauberkeit zu achten 
haben und daß nicht auf den Fußboden gespuckt wird. Geschickte Arbeiter 
haben das Fleisch und die dafür bestimmten Gefäße zu bezeichnen unter 
Leitung der Inspektoren; sie haben vorher ein Examen zu machen. 

Es liegt in der Politik der Regierung, die Angestellten in den einzelnen 
Häusern und Orten wohnen zu lassen, um nach Möglichkeit heimliche Ein¬ 
verständnisse zu vermeiden; das Gesetz ist sehr streng gegen Unterschleife, 
und zwar gegen beide Teile. Jeder, der einen der großen Betriebe besucht 
und die Beschau studiert, kann sehen, daß sie sehr sorgfältig, ehrlich und 
wirksam ausgeführt wird und daß praktisch nichts den Inspektoren entgeht. 

Zum Verständnis der Methode muß mehr in die Einzelheiten ein¬ 
gegangen werden, da die Methoden in den Vereinigten Staaten wesentlich 
von denen im Auslande abweichen und die Zahl der pro Stunde ge¬ 
schlachteten und untersuchten Tiere oft 600 Schweine oder 50 Stück Rind¬ 
vieh oder 200 Schafe beträgt. Die Inspektion der Schweine ist sehr charak¬ 
teristisch und mag als Beispiel dienen. Die Tiere werden von dem 
Stahlhaken am Hinterbein gefaßt, auf ein Brett geworfen und vor den 
Schlächter geschleift, der die Halsgefäße mit einem einzigen geschickten 
Schnitte durchschneidet. Das Schwein geht die Schiene entlang durch 
kochendes Wasser und dann durch eine Maschine, die die Borsten entfernt, 
worauf es, noch an der Kette befestigt, einen großen Tisch entlang ge¬ 
schleift wird, an dem eine Anzahl Arbeiter die übrig gebliebenen Borsten 
entfernt und die Zerteilung mit einem Schnitte beginnt, der den Kopf fast, 
aber nicht ganz abtrennt. An dieser Stelle greift der erste Beschauer ein 
und untersucht die Halslymphdrüsen, und wenn er keine pathologischen 
Veränderungen findet, läßt er das Tier weiter. Finden sich deutliche Ver¬ 
änderungen oder auch nur Verdacht darauf, so wird es nach der Seite auf 
eine andere Schiene gebracht, die es zu dem Oberinspektor bringt mit dem 
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Stempel „retained“. Die unverdächtigen Tierkörper gehen weiter, kommen 
zu den Arbeitern, die die Eingeweide entfernen, und an dieser Stelle stehen 
weitere Inspektoren, die die Lymphdrüsen des Thorax und des Abdomens 
untersuchen und bei positivem Befunde die Körper ebenfalls zu dem Ober¬ 
inspektor bringen lassen. Die, welche hier durchgelassen werden, gehen 
noch bei einem anderen Manne vorbei, der sie auf Wunden und Ähnliches 
untersucht, die ebenfalls vor dem Inverkehrkommen entfernt werden 
müssen. — Die ausgeschiedenen Tierkörper werden alle zum Oberinspektor 
gebracht, der die Nachuntersuchung so genau ausführt, als er es für nötig 
hält, und definitiven Bescheid über die Verwertung gibt. Die Tiere, welche 
an allen Inspektoren vorbei gelangen, werden an verschiedenen Körperteilen 
mit dem offiziellen Regierungsstempel „U. S. passed“ gestempelt, während 
die, welche beanstandet wurden, mit „U. S. retained“ gestempelt werden, 
falls sie im Laboratorium noch näher zu untersuchen sind, bzw. mit „U. 8. 
condemned“, in welch letzterem Falle sie vernichtet werden müssen. Wie 
später erörtert wird, kann auch nur ein Teil verworfen, dagegen andere 
Teile, z. B. das Fett, verwendet werden. Das Fleisch darf nicht die von 
der Regierung gezogenen Grenzen passieren, wenn es nicht mit „passed a 
gestempelt ist. Der Stempel ist unverlöschbar und kann nicht auf be¬ 
trügerische Weise erworben werden* 

Die Beschau der anderen Tiere geschieht in analoger Weise mit ent¬ 
sprechenden Änderungen nach der Größe derselben sowie der Art und Weise 
der Schlachtung. 

Doch hört die Inspektion damit nicht auf, denn die verschiedenen Teile 
des Tieres werden bis zu ihrem Ende verfolgt. Das Gesetz fordert, daß sie 
in reinlicher und sanitärer Weise zubereitet werden, daß sie nicht mit ver¬ 
botenen Chemikalien behandelt werden, und daß sie so bezeichnet werden, 
daß ein Irrtum über Inhalt und Behandlung ausgeschlossen ist. Wo ein 
Verfahren verwendet wird, das den Ort angibt, an dem es früher verwendet 
wurde, z. B. Wiltshire Schinken, muß die Etikette jetzt lauten: Wiltshire 
process. Auf diese Weise wird das Fleisch nach den gegenwärtigen Ge¬ 
setzen und Bestimmungen von der Weide bis zum Tische begleitet und die 
Sicherheit des Konsumenten garantiert. 

Zusammengefaßt sind die Vorschriften für die Beschauer folgende: 

Alles vor der Schlachtung verdächtige Vieh soll bezeichnet und ge¬ 
sondert geschlachtet werden. 

Für die Beschau nach der Schlachtung gelten folgende Regeln: Der 
ganze Tierkörper ist untauglich, wenn er zeigt: Milzbrand, hämorrhagische 
Septikämie, Pyämie, Septikämie, ungeheilte Vaccine, epizootischen Katarrh 
mit Entzündungen der Schleimhäute. — Wenn die Beschau vor der Schlachtung 
Anzeigen von Wut oder Tetanus ergeben hat. — Deutliche und progressive 
Veränderungen durch Hogcholera oder Schweinepest in mehr als zwei Organen, 
generalisierte Aktinomykose, Tuberkulose, wenn das Tier vor dem Tode 
Fieber hatte, oder wenn Anämie oder Abmagerung gefunden wird, oder wenn 
die tuberkulösen Veränderungen ausgedehnt oder im intramuskulären Ge¬ 
webe in Knochen oder Gelenken oder einer oder beiden Körperhälften vor¬ 
handen sind oder wenn sie überhaupt zahlreich sind und stark progressiven 
Charakter haben. 
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Für untauglich kann der Tierkörper ferner erklärt werden bei geringer 
Entwickelung von Hogcholera, Schweinepest, Aktinomykose oder Tuberkulose 
bei geringerem Grade, wie oben erwähnt, wobei ziemlich eingehende Vor¬ 
schriften über das Vorgehen existieren. Auf Trichinose wird heutzutage 
nicht untersucht, da die Kosten nicht im richtigen Verhältnis zum Erfolge 
stehen und auch die eingehende Untersuchung in Deutschland die Krankheit 
nicht verhindern konnte. Außerdem wird in den Vereinigten Staaten sehr 
wenig rohes Schweinefleisch gegessen, außer von neuen Ankömmlingen. 

Dies ist die Tätigkeit der Fleischinspektoren in den großen Versand¬ 
häusern. Wo ein kleines Schlachthaus an der Grenze eines Staates liegt, ist 
eine eigene Inspektion oft wegen der Kosten nicht tunlich; es werden dann 
besondere Stempel aufgedrückt, und wenn irgend welches Fleisch hinterher 
untauglich befundep wird, wird es vernichtet und dem Produzenten werden 
die gesetzlichen Strafen auferlegt. 

In den größeren Städten und in vielen der kleineren wird der Verkauf 
manchmal unterbrochen durch Inspektoren, die das Fleisch auf dem Markte 
untersuchen und den Verkauf des Genuß untauglichen verbieten. 

Als Ergebnis dieser vielfachen Inspektion ist das Fleisch für den inter¬ 
staatlichen Handel und den Export von hoher Qualität, und die Krank¬ 
heiten, welche auf Fleisch und Fleischprodukte zurückgeführt werden, sind 
selten und können gewöhnlich auf Mangel an Sorgfalt nach dem Verkaufe 
zurückgeführt werden. 

In den meisten größeren Städten bestehen ferner Viehhöfe, zu welchen 
das Vieh sowohl aus der nächsten Umgebung als auch weither gebracht 
wird und in welchen zum örtlichen Verbrauch geschlachtet wird. Wo die 
Ortsbehörden tätig sind, ist die Beschau praktisch dieselbe wie die Bundes¬ 
fleischbeschau, so daß z. B. in einer Stadt, wie Cleveland (Ohio) in Wirklich¬ 
keit kein Fleisch vom Rindvieh, von Schafen, Kälbern und Schweinen ohne 
Untersuchung in Verkehr kommt. Dagegen existiert keinerlei Beschau für 
Geflügel, Wildbret oder Fisch, außer auf Beschwerden hin; nur die Markt¬ 
inspektionen, die nur einen kleinen Teil des Fleisches betreffen, erstrecken 
sich auch auf jene. 

Um den Wünschen eines Teiles der jüdischen Bevölkerung nach Koscher- 
fleisch Rechnung zu tragen, wird ein bestimmter Teil des Fleisches in ortho¬ 
doxer Weise von den Inhabern der Versandhäuser behandelt, oder die Juden 
dürfen ihre eigenen Schlachthäuser unter Aufsicht der Ortsbehörde haben, 
wobei die Untersuchung nach dem hebräischen Ritus ergänzt wird durch die 
veterinäre. 

Im Literaturnachweis finden sich weitere Einzelheiten, die hier nicht 
besprochen werden können und allen leicht zugänglich Bind, die englisch 
verstehen 16 ). 

Molkereiabteilung. Diese hat mit der Abteilung für Fleischbeschau 
das größte Interesse von den Abteilungen des Bureaus für Viehverwertung 
für uns. Sie befaßt sich vor allem mit der Verbesserung des milchliefernden 
Viehbestandes und mit den Gelegenheiten zum Milchhandel; doch wird man 
leicht einsehen, daß diese beiden sehr enge Beziehungen zur öffentlichen 
Gesundheitspflege haben wegen der engen Beziehungen von Milch und 
anderen Molkereiprodukten zu unserem täglichen Leben. In dieser Ab- 
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teilung ist die Tätigkeit eine überwiegend erzieherische, und das Departe¬ 
ment sendet Leute aus der Abteilung überall hinaus zur Veranstaltung von 
Zusammenkünften, sei es zur Erörterung der Mittel zur Verbesserung der 
Beschaffenheit der Marktmilch, sei es zur Veranstaltung und Förderung von 
Wettbewerben für Marktmilch mit der Verteilung von Preisen. Diese Wett¬ 
bewerbe haben oft ein so günstiges örtliches Ergebnis gehabt, daß eine 
eingehendere Beschreibung notwendig erscheint. Sie sind ein wichtiger 
Charakterzug der Abteilung und ihre Hauptbetätigung in der Öffentlichkeit. 

Ein Tag wird festgesetzt, an dem jeder, der an dem Wettbewerbe teil¬ 
zunehmen wünscht, Marktmilch und Rahm an einem bestimmten Platze auf¬ 
stellen kann. Der Wettbewerb ist ein dreifacher: 

1. Für rohe Marktmilch. — Die einzigen Vorschriften sind, daß die Milch 
nicht pasteurisiert oder chemisch konserviert sein darf. 

2. Für rohen Marktrahm. — Wie vorher. 

3. Für Bauernhöfe. — Offen auch für diejenigen, die an einem der vorigen 
teilnehmen. 

Die Beteiligten erhalten Formulare, etwa wie die im folgenden wieder¬ 
gegebenen, die von einem Wettbewerbe stammen, der unter der Aufsicht des 
Verfassers in Cleveland (Ohio) abgehalten wurde. Cleveland ist eine Stadt 
von einigen 600000 Einwohnern, und die Mitteilungen gehen an etwa 
2000 Milchproduzenten in der Nachbarschaft, die den größeren Teil der 
Stadtmilch liefern. 

Eine große Zahl Proben wurde eingeliefert, und jede Molkerei und jede 
Probe erhielt eine Note, die nach der Zahl der Punkte gegeben wurde, die 
sie im einzelnen bekam. Auf die Güte der Milch läßt schließen, daß lOProz. 
der Molkereien 95 und mehr Prozent der Punkte bekamen, 85 Proz. erhielten 
zwischen 90 und 95 Proz. dieselben, 22 Proz. erhielten 85 Proz. und der Rest 
unter 85 Proz. 

Dies war nur einer aus der großen Zahl der Wettbewerbe, und 9ie 
zeigen stets eine ausgesprochene erzieherische Wirkung auf die Milchh&ndler 
des Ortes. In Cleveland wurde die Aufmerksamkeit des Publikums auf das 
städtische bakteriologische Laboratorium gelenkt, in dem die Untersuchungen 
der einzelnen Milchhändler aufbewahrt werden, die sich auf Keimzahl pro 
Kubikzentimeter, Fettgehalt, Vorhandensein oder Fehlen von Konservierungs¬ 
mitteln usw. beziehen; und es ergehen oft Anfragen, wo der Laden dieses 
oder jenes Milchhändlers sich befindet. 

Weitere Einzelheiten über Milchversorgung und -inspektion werden 
unten unter „Milch und Molkereikontrolle 44 gegeben werden. 

Bedingungen für den Wettbewerb. Formulare werden für Milch 
und Rahm ausgesandt; doch, da sie sehr ähnlich sind, soll nur das erstere 
hier wiedergegeben werden: 

(Molkereibesitzer - Zusammenkunft und -Wettbewerb für Milch und 
Rahm in Cleveland (Ohio), 16. März 1907, unter Leitung der Molkerei¬ 
abteilung im Bureau für Tierverwertung des U. S. Department für Ackerbau.) 

Offizielles Formular für Klasse I (rohe Marktmilch): Wir ersuchen Sie 
um Zusendung von 6 Quart Milch zum Wettbewerb, um Preise der Handels¬ 
kammer von Cleveland, entsprechend den folgenden Bedingungen: 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



799 


Medizinal wesen und Medizinalgesetzgebung usw. 

Vorschriften: 1. Jeder Teilnehmer kann sich an einer Probe in jeder Klasse 
beteiligen. Dies müssen in Klasse I 6 Quart Milch in Flaschen sein. 2. Die Milch 
geht in das Eigentum des Departements über. 3. Jeder Aussteller hat folgende 
Bescheinigung auszufüllen: Ich ... bescheinige hiermit, daß die zum Wettbewerb 
eingesandte Milch das gewöhnlich von mir verkaufte Produkt ist, sowie daß sie 
frei ist von Konservierungsmitteln und weder pasteurisiert noch sterilisiert ist. 

Die Milch ist direkt an den Unterzeichneten zu senden. Damit die Milch der 
verschiedenen Aussteller das gleiche Alter hat, muß sie von der Kuh am 11. März 
gemolken und per expreß abgeschickt werden. Ein Vertreter des Departements wird 
sie sofort in Empfang nehmen. Nur Milch mit obigem Formular wird angenommen. 

Zu beantworten: 1. Tag und Stunde, wann die Milch von der Kuh gewonnen 
ist. 2. Ort, Tag und 8tunde, wann sie versandt ist. 3. Ist die Milch das Durch¬ 
schnittsprodukt Ihrer Herde in Qualität und Reinheit? 4. Wie ist die Milch seit 
dem Melken behandelt? 5. Wünschen Sie auch sioh am Wettbewerb um den 
Molkereipreis zu beteiligen? 

Bas Austeilen der Punkte geschah nach vorgedruckten Karten. Die 
Preisrichter hatten nach früheren Erfahrungen nur geringe Schwierigkeiten 
bei ihrer Verteilung. Die Beurteilung geschah am 14. März, als die Milch 
drei Tage alt war. 

Karte für Marktmilch. 

Aussteller:.. Adresse: . 


Ziffernmäßige Einschätzung der Eigenschaften: 


Geschmack 40 

Zusammen¬ 
setzung 25 

Bakterien 

20 

Säure 5 

Aussehen von 
Packung und 
Inhalt 10 

Vollkommenes 
Produkt 100 


i 




Schätzung des 
Preisrichters 

: 


Beschreibung. 


Geschmack 

Zusammensetzung 

Bakterien 

Säure 

Packung und 
Inhalt 

ausgezeichnet 

gut 

vollkommen 

vollkommen 

vollkommen 

vollkommen 

ausländisches 

mittelmäßig 

schlecht 

schal 

bitter 

nach Unkraut 
nach Knoblauch 
nach Mist 

nach Rauch 

anderer Geschmack 

Fettgehalt.Proz. 

Trockensubstanz 

außer Fett Proz. 

im ganzen 
verflüssigende 

Arten 

Proz. 

i 

Fabrikat 

Metallteile 

unansehnlich 


Bemerkungen: Datum: 


Preisrichter: . 
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Sanitäre Besichtigung von Molkereien. 

Eigentümer oder Pächter: . 

Gesamtzahl der Kühe: Zahl der milchgebenden: 

Tägliche Produktion:... 

Wird die Milch im Groß- oder Kleinhandel abgegeben?. 



Punktzahl 

Voll¬ 

kommen 

Zulässig 

Bemerkungen 

Kühe. 



i 

1 

Zustand. 

2 



Gesundheit. 

8 



Reinhaltung. 

5 



Wasserversorgung.| 

5 




20 I 


Ställe. 

1 



Bau. 

5 



Reinhaltung. 

5 



Licht. 

5 



Lüftung. 

4 



Kubikraum pro Kuh . 

3 



Beseitigung des Mistes. 

2 



Stallhof .! 

i 



! 

25 



Milchhaus. 




Bau. 

2 



Ausstattung. 

3 



Reinhaltung. 

5 



Behandlung der Utensilien. 

5 



Wasser (Temperatur: ). 

5 




20 ! 


Melken. 




Gesundheitszustand der Angestellten . . j 

5 



Reinlichkeit beim Melken.| 

10 




15 



Behandlung der Milch. 




Sofortiges und wirksames Kühlen .... 

10 



Aufbewahrung bei niederen Temperaturen 

5 


i 

Schutz während des Transportes (Tempe- 


ratur der Milch). 

5 | 

I 

20 ’ i; 

Gesamtzahl der Punkte 

100 

1 



Die hygienischen Zustände sind: Ausgezeichnet: . Gut: Ziemlich 

gut: . Mäßig: Anregung des Inspektors: . 

(Unterschrift) .. Inspektor. 
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Zahl der Punkte, 
wenn vollkommen 


Kühe. 


10 

5 

5 


Zustand und Gesundheit: Abzuziehen 2 Punkte, wenn mager 
und 8 Punkte, wenn nicht mit Tuberkulin geprüft. 
Beinhaltung: Bein 5; gut 4; ziemlich gut 2; schlecht 0. 
Wasserversorgung: Wenn rein 5; ziemlich gut 3; anders 0. 


5 


5 

5 

4 

3 

2 

1 


Ställe. 

Bau: Für Boden aus Zement oder anderem eben so gutem Mate¬ 
rial in gutem Zustande 2 Punkte; in ziemlich gutem Zustande 1; 
dürftig 0. — Aus Holz oder anderem Material in gutem Zu¬ 
stande 1; ziemlich gut %; dürftig 0. — Gute Stricke 1; gute 
Tröge 1; einzelne Boxen 1. 

Beinlichkeit: Wenn vollständig rein, einschließlich Boden, 
Fenster und Decke 5; gut 4; mittel 3; ziemlich gut 2; dürftig 1; 
schlecht 0. 

Licht: 4 Quadratfuß Glasfenster pro Kuh 5; ein Punkt für je 
20 Proz. weniger abzuziehen. 

Lüftung: Gutes System 4; ziemlich gut 3; dürftig 2; schlecht 0. 

Luftraum pro Kuh: 500 Kubikfuß (13,5 cbm) pro Kuh 3 Punkte; 
500 bis 400: 2; 400 bis 300: 1; unter 300: 0. 

Entfernung des Mistes: Täglich auf das Feld gebracht: 2; 
mindestens 30 Fuß vom Stall auf gestapelt: 1; anders 0. 

Stallhof: In gutem Zustand l /*; gute Wasserabläufe l / t ; anders 0. 


2 

3 

5 

5 

5 

5 

10 

10 

5 

5 


100 


Milchliau8. 

Bau: Fenster, guter Boden, keine Verbindung mit anderen Ge¬ 
bäuden, gutes Licht, gute Lüftung 2; Verbindung mit anderen 
Gebäuden, sonst guter Zustand 1; anders 0; wenn kein Milch¬ 
haus vorhanden 0. 

Ausstattung: Heißes Wasser zum Beinigen der Gebrauohs- 
gegenstände 1; Kühler 1; Eimer und Seiher, die zu keinem 
anderen Zwecke benutzt werden 1. 

Beinlichkeit: Inneres rein 5; in gutem Zustand 4; mittel 3; 
mäßig 2; dürftig 1; schlecht 0. 

Zustand der Gebrauchs gegenstände: Bein 3; Aufbewahrung 
im Hause oder auf einem passenden Gestell außen 2; anders 0. 

Wasserversorgung: Klares und reines laufendes Wasser 5; 
klares und reines stehendes Wasser 3; anders 0. 

Melken. 


Schweizer: Gesund 5. 

Beinlichkeit beim Melken: Beine Melkanzüge, Melken mit 
reinen trookenen Händen und Achtsamkeit auf Sauberkeit des 
Euters beim Melken 10; keine besonderen Anzüge, aber sonst 
sauber 7; für unsaubere Euter 4; unsaubere Hände 3 abziehen. 

Behandlung der Milch. 

Sofortige wirksame Kühlung: Wenn sofort 5; wirksam 
(10° 0 und darunter) 5; zwischen 10 und 13° 4; zwischen 13 und 
15° 3; über 15° 0; weder sofort noch wirksam 0. 

Aufbewahrung bei niederer Temperatur: 10° und dar¬ 
unter 5; 10 bis 13°: 4; 13 bis 15°: 3; über 15°: 0. 

Schutz während des Transportes zum Markt: Wenn 
vollständig geschützt (in Eis) 5; guter Schutz 4; teilweise ge¬ 
schützt 2; anders 0. 


VierteljahxMchrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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Anweisung für die Beurteilung. 

Geschmack: Wenn reich, süß, rein und angenehm in Geschmack und 
Geruch: vollkommen (40 Punkte). — Für zu beanstandenden Geschmack 
oder Geruch sind entsprechend viele Punkte abzuziehen. 

Zusammensetzung: Wenn 4 Proz. Fett oder mehr, und 8,5 oder mehr 
Prozent Trockensubstanz außer Fett, vollkommen (25 Punkte). Ein Punkt 
für jedes Viertel Prozent Fett unter ^Proz. und ein Punkt für jedes Viertel 
Prozent Trockensubstanz außer Fett unter 8,5 Proz. abzuziehen. 


Bakterien: 

Weniger als 10 000 pro ccm: vollkommen.20 Punkte 

Zwischen 10 000 und 25 000 pro ccm.19 „ 

* 25 000 „ 50 000 , „.18 „ 

. 50 000 „ 75 000 „ „.17 , 

„ 75 000 „ 100 000 . ,.16 „ usf. 


für jede weiteren 25 000 ein Punkt abzuziehen. Bei einer ungewöhnlich 
großen Zahl verflüssigender Keime sind weitere entsprechende Abzüge zu 
machen. 

Säure: Wenn 0,2 Proz. oder weniger: vollkommen (5 Punkte). Ein 
Punkt für je 0,01 Proz. über 0,2 Proz. 

Aussehen von Packung und Inhalt. Ist die Packung rein, frei 
von Metallteilen und keine ausländische Ware darin: vollkommen (5 Punkte); 
eventuell entsprechende Abzüge. 


Rahm. 

Die Karte für die Beschreibung ist fast genau die gleiche. Bei der Be¬ 
urteilung ist fast nur abweichend die der Zusammensetzung: Wenn 
20 Proz. Fett oder mehr: vollkommen (25 Punkte). Ein Punkt für jedes 
halbe Prozent Fett unter 20 abzuziehen. 

Endurteil. 

Ist die Gesamtzahl der Punkte 90 oder darüber und jeder Teil zu 85 
oder mehr Prozent vollkommen, so ist die Molkerei „ausgezeichnet 1 * (be¬ 
rechtigt zum Eintrag). 

Ist sie 80 oder darüber und jeder Teil zu 75 oder mehr Prozent voll¬ 
kommen, so ist die Molkerei gut. 

Ist sie 70 oder darüber und jeder Teil zu 65 oder mehr Prozent voll¬ 
kommen, so ist die Molkerei ziemlich gut. 

Ist sie unter 70 und jeder Teil weniger alB 65 Proz. vollkommen, so 
ist die Molkerei dürftig. 

Abteilung für Versuchsstationen. 

Dieses Amt wurde 1888 eingerichtet und befaßt sich vornehmlich mit 
experimentellen Untersuchungen über die Verbesserung der landwirtschaft¬ 
lichen Produkte; die Arbeiten werden von Stationen ausgeführt, die dergestalt 
durch die ganzen Vereinigten Staaten verteilt sind, daß die ganze Ver¬ 
schiedenheit der klimatischen und geologischen Verhältnisse untersucht werden 
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kann. Da an vielen dieser Stationen auch die Untersuchungen des Bureaus 
für Insektenkunde gemacht werden, sollen sie in Zusammenhang mit diesen 
besprochen werden. 

Bureau für Chemie. 

Dieses wurde 1862 als Abteilung gegründet und im März 1901 in ein 
Bureau umgewandelt. Die Tätigkeit des Bureaus ist zweifach; es befaßt 
sich einerseits mit chemischen Problemen zur Verbesserung des Ackerbaues, 
was keine direkten Beziehungen zur Hygiene hat, andererseits mit Fragen 
über reine Nahrungsmittel, Getränke und Drogen, die für sie äußerst wichtig 
sind. Die letztere Tätigkeit umfaßt auch die Analyse der verfälschten Pro¬ 
dukte, Versuche, um die Einwirkung derselben auf den menschlichen Körper 
zu bestimmen und die Untersuchung von Nahrungsmitteln, die nach den 
Vereinigten Staaten eingeführt werden. Das Bureau macht auch chemische 
Arbeiten für andere Departements, soweit dies nötig ist. 

Unter der Leitung des sehr tätigen Vorstandes des Bureaus, dessen 
vor kurzem erfolgtes Ausscheiden ein sehr ernster Verlust für die Bevölkerung 
der Vereinigten Staaten ist, wurde das gegenwärtige Gesetz über Nahrungs¬ 
mittel und Drogen erlassen, das an anderer Stelle zu finden ist 16 ). 

Bureau für Insektenkunde. 

Dieses wurde im Jahre 1865 errichtet und zum Bureau durch Gesetz 
vom 23. April 1904 umgestaltet. Das Bureau erhält und verbreitet einerseits 
Mitteilungen über Insekten, die die Landwirtschaft schädigen, andererseits 
studiert es Insekten, die in Beziehungen zu den Krankheiten der Menschen 
und Tiere stehen, sei es als Infektionsverbreiter oder nur als Parasiten. Es 
werden experimentelle Untersuchungen über ihre Vernichtung angestellt und 
ferner identifiziert das Bureau Insekten oder deren Larven, die von Instituten 
oder Privatleuten eingesandt werden. Die Arbeit geschieht durch hervor¬ 
ragende Sachverständige und gegenwärtig herrscht ein reges Zusammen¬ 
arbeiten zwischen diesem Bureau und dem Hygienelaboratorium des Gesund- 
heits- und Marinespitaldienstes. 

Abteilung für Veröffentlichungen. 

Diese Abteilung entstand 1889 als Sektion der Abteilung für Statistik 
und wurde 1899 eine besondere Abteilung. Sie übt eine allgemeine Übersicht 
über das Departement aus und gibt alle Veröffentlichungen heraus, mit Aus¬ 
nahme des Wetterbureaus. Sie kann die verschiedenen Publikationen kostenlos 
verteilen und bringt praktisch alles, was an Drucksachen aus dem Departement 
herauskommt. 

Jeden Monat erscheint eine Liste der Veröffentlichungen, die an alle 
unentgeltlich abgeschickt wird, die auf der Liste zu stehen wünschen; und 
jeder, der die Liste erhält, kann aus ihr bestellen, jedoch nicht mehr als ein 
Exemplar jeder Veröffentlichung. Diese werden getrennt nach den Bureaus 
oder Abteilungen eingetragen, z. B. Bureau für Vieh Verwahrung, für Insekten¬ 
kunde, für Chemie, und wenn eine Auflage vergriffen ist, erscheint oft eine 
zweite. Die Zahl der Mitteilungen, die auf diese Weise verbreitet werden 
und die von Spezialisten geschrieben und gut illustriert sind, ist außer- 
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ordentlich groß und ihr Gebiet erstreckt sich von ganz theoretischen Pro¬ 
blemen der Prophylaxe und Epidemiologie bis zu den besten Methoden der 
Erbauung eines Eiskellers oder eines Abortes. 

Medizinalstatistik. 

Das Material für diese wird zunächst von unteren Instanzen der einzelnen 
Staaten gesammelt und dann dem Federal Census Bureau abgeliefert, das 
unter dem Departement für Handel und Arbeit steht und das gesamte Material 
verarbeitet. Da ungenaues Urmaterial schlimmer als wertlos ist, so hat das 
Bureau die sogenannte Registration Area aufgestellt. Diese setzt sich aus 
den Staaten zusammen, die Gesetze über Meldung der Todesfälle nicht nur 
haben, sondern auch durchführen. Die Zahlen der anderen Staaten werden 
bei der endgültigen Zusammenstellung nicht berücksichtigt. In den be¬ 
rechneten Staaten müssen 90 Proz. der Todesfälle gemeldet werden, dagegen 
eine geringere Zahl der Geburten, was eine der Hauptklagen der Statistiker 
ist. In den nicht berücksichtigten Staaten befindet sich noch eine Anzahl 
von Städten, die bessere Statistik haben und deren Zahlen gesondert ver¬ 
öffentlicht werden. 1910 umfaßte die Registration Area 58 Proz. der Gesamt¬ 
bevölkerung der Vereinigten Staaten; es kann Vorkommen, daß ein ganzer 
Staat, der seine Pflichten nicht erfüllt, deswegen ausgeschaltet wird. 

Das Census Bureau und die American Medical Association arbeiten 
intensiv zusammen, und die letztere hat ein Mustergesetz entworfen, das 
ganz oder teilweise in den einzelnen Staaten angenommen ist. 
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Die gesundheitliche Gefährdung der Arbeiter 
durch Staubentwickelung in gewerblichen Betrieben und ihre Verhütung. 

Von Stabsarzt Dr. E. Mangelsdorf, Zabern i. Elsaß. 


Unter den gesundheitsschädlichen Momenten in gewerblichen Betrieben 
steht wohl an erster Stelle die Staubentwickelung, welcher wir mehr oder 
weniger, je nach der Art des Betriebes, fast überall begegnen. 

Wenn auch dieser Frage schon in früheren Zeiten von ärztlicher Seite 
Aufmerksamkeit geschenkt wurde (Ramazzini, Brize-Fradin, d’Arcet), 
so wurde doch das Problem der gewerblichen Staubgefahr der Lösung nahe¬ 
geführt erst durch die moderne medizinische Wissenschaft, welche in ihren 
Bestrebungen, den Krankheitsursachen nachzugehen, pathologisch - anato¬ 
misch, klinisch und experimentell die Grundlage für unsere jetzige Erkenntnis 
legte. Das Interesse für diesen Gegenstand ist in den letzten Jahrzehnten 
ein gewaltiges geworden, wohl nicht zum wenigsten durch die Tatsache, daß 
die rapide Ausdehnung der Industrie, das Aufkommen immer neuer Arbeits¬ 
prozesse und Produktionsmethoden, ferner die durch die wachsende Intensität 
des Schaffens bedingte Zunahme der stauberzeugenden Arbeiten die Gefahren 
ins Unermeßliche wachsen ließ. 

Ein lebendiges Bild yon der krankmachenden Wirkung des gewerblichen 
Staubes gibt uns ein Blick auf die Statistik. Hesse *) und Ahrens l 2 ) haben 
in eingehender Weise den Gehalt der Luft in Yerschiedenen Betriebsräumen 
quantitativ untersucht. Letzterer fand z. B. in einer Roßhaarspinnerei in 
1 cbm Luft 10mg Staub, in einem Holzsägewerk 16 mg, in dem Schneide¬ 
raum einer Kunstwollfabrik 20mg, ja in einer Zementfabrik 224 mg, und 
das bedeutet im Jahre, dasselbe zu 300 Arbeitstagen gerechnet bei 10 Stunden 
Arbeit täglich und einem Luftverbrauch von 500 Liter, für einen Mann 
15, 27, 30, 37, 336 g eingeatmeten Staubes in den genannten Betrieben. 
Diese Zahlen entsprechen dem Resultat, zu welchem Sommerfeld 3 ) 
am Ende der 80 er Jahre unter Zugrundelegung einer Statistik über 
38 Berufsgruppen Berlins gelangte, indem er nachwies, daß die Tuberkulose- 
sterblichkeitsziffer der unter Staubbelästigung arbeitenden Arbeitergruppen 
5,42 Promille betrug, gegenüber 2,39 Promille bei den einer Staubentwicke¬ 
lung nicht ausgesetzten Gruppen. Fast 20 Jahre früher schon hatte Hirt 4 ) 
auf diese traurigen Verhältnisse bingewiesen, indem er die Tuberkulose¬ 
morbiditätsziffern auf 11 bis 12 Proz. aller innerlich erkrankten Arbeiter, 
dagegen auf 28 Proz. und höher bei solchen in Staubbetrieben berechnete. 

l ) Hesse, Quantitative Staubbestimmungen. Polytechn. Joum. 1881. 

*) Ahrens, Quantitative Staubbestimmungen in der Luft nebst Beschreibung 
eines neuen Staubfängers. Arch. f. Hygiene, Bd. 21. 

Ä ) Sommerfeld, Die Schwindsucht der Arbeiter, ihre Ursachen, Häufigkeit 
und Verhütung, 1895. 

4 ) Hirt, Die Krankheiten der Arbeiter, 1870 bis 1878. 
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Auch unter dem reichen Zahlenmaterial Jehles 1 ), welches den Berichten 
der Wiener Genossenschaftskrankenkassen entnommen ist, tritt ebenfalls 
besonders grell hervor die Morbiditätsziffer für Tuberkulose, an welcher 
durchschnittlich 2,21 von 100 Arbeitern erkranken, während diese Zahl 
allein bei den Metallarbeitern 17,30 beträgt. Vorweggreifend habe ich hier 
als einen der Schädlichkeitsmaßstabe für die Gefährlichkeit der Staubbetriebe 
die Tuberkulosestatistik angeführt, auf deren bedeutsame Stellung in der 
vorliegenden Frage noch zurückzukommen ist. 

Bevor die Schädlichkeitsfrage selbst erörtert werden kann, ist es not¬ 
wendig, sich über die Natur des schädigenden Agens klar zu werden. Bei 
der Unmenge von vorkommenden Staubarten ist es erforderlich, eine Klassifi¬ 
zierung eintreten zu lassen. Den Erfahrungstatsachen scheint es mir am 
nächsten zu kommen, wenn wir die an sich indifferenten, nur durch ihre 
Masse wirkenden Staubarten (Graphit-, Zichorien-, Ruß-, Talkumstaub) unter¬ 
scheiden von den differenten Staubsorten. 

Letztere nehmen unser Interesse in erster Linie in Anspruch. Bei 
ihnen drängt wiederum ihre verschiedene Wirkungsweise zu der Unter¬ 
scheidung ihrer Schädlichkeit nach ihren 1. morphologischen, 2. chemischen 
und 3. infektiösen bzw. toxischen Eigenschaften; und zwar ergeben sich diese 
drei genannten Eigenschaften sowohl aus der anorganischen (metallischen und 
mineralischen), wie aus der organischen (animalischen und vegetabilischen) 
Natur der betreffenden Staubsorten. Natürlich kann in manchen Fällen ein 
Zusammenwirken mehrerer dieser genannten Eigenschaften stattfinden. 

Die Morphologie des Staubes spielt eine ganz besonders große Rolle. 
Erst seit man begonnen hatte, die einzelnen Staubsorten mikroskopisch zu 
untersuchen, wurden ihre pathologischen Wirkungsarten wirklich aufgeklärt. 
Betrachtet man die Photogramme, wie sie der Verein zur Pflege des 
gewerbehygienischen Museums in Wien herausgegeben hat 2 ), oder 
diejenigen in Wegmanns 8 ) umfassender Arbeit, so leuchtet z. B. ohne 
weiteres der erhebliche Unterschied ein zwischen den runden, kugeligen 
Staubkörnern des Getreidemehles und den Formen des Mineral-, besonders 
des Sandsteinstaubes oder des Metallschleifstaubes, deren scharfe, spitze, 
zackige, zerrissene und zum Teil hakenförmige Partikel einen direkt offensiven 
Charakter haben. Ebenso wird durch die Anschauung klar die große Be¬ 
deutung der rauhen, faserigen Oberfläche vieler animalischer und vegetabi¬ 
lischer Staubarten für ein Festhaften ihrer Teilchen an und in den gefährdeten 
Körperorganen. 

Wenn auch die Morphologie des Staubes mit das wichtigste Kriterium 
für die Beurteilung der Gefährlichkeit desselben abgibt, so spielt bei manchen 
Staubarten, wie z. B. bei der Thomasschlacke, den Chromaten, dem Chlorkalk 
und Zement, sicherlich auch die chemische Beschaffenheit eine Rolle. 


OJehle, Die GesundheitsVerhältnisse in den österreichischen Gewerbe¬ 
betrieben, 1898. 

Ä ) Verein zur Pflege des gewerbehygienischen Museums in Wien, 
Lichtdruckbilder der in den gewerblichen Betrieben vorkommenden Staubarten, 1892. 

# ) Wegmann, Der Staub in den Gewerben mit besonderer Berücksichtigung 
seiner Formen und der mechanischen Wirkung auf die Arbeiter. Arch. f. Hygiene, 
Bd. 21. 
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Besondere Beachtung aber verdient ferner der Staub da, wo er vor¬ 
wiegend toxische Wirkung ausübt, wie beim Blei oder Arsen, und weiter da, 
wo er beigemengte pathogene Keime, wie die des Milzbrandes, Rotz und 
der Tuberkulose, enthält und so zur Verbreitung dieser Krankheiten bei¬ 
tragen kann. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß der im Gewerbebetriebe entwickelte 
Staub mit der von dem Arbeiter in Anspruch genommenen Einatmungsluft in erster 
Linie in seine Luftwege gelangt, und in der Tat sind die hieraus erwachsenden 
Schädlichkeiten die verheerendsten, welche es auf dem Arbeitsfelde der Gewerbe¬ 
hygiene gibt. Freilich muß man bedenken, daß der Respirationstraktus des gesunden 
Menschen einen natürlichen Schutzapparat in seiner anatomischen und physio¬ 
logischen Beschaffenheit besitzt: Die Härchen am Eingänge der Nasenhöhlen sind 
imstande, einen Teil des eingeatmeten Staubes festzuhalten; in höherem Grade ist 
dies noch der Fall infolge der stets feuchten Schleimhaut der Nasenhöhlen, deren 
Flächenausdehnung durch die Muscheln noch vergrößert wird. Auch vorspringende 
Gräten und Leisten der Nasenscheidewand, die ja kaum jemals fehlen, bilden 
ebenso wie die fast rechtwinkelige Knickung des Luftweges nach dem Rachen zu, 
für den mit dem Luftstrom eindringenden Staub ein erhebliches Hindernis für das 
Vordringen in den Kehlkopf und weiter in die Lungen. Wo aber letzteres dennoch 
geschehen ist — denn zu oft ist die Nasenatmung durch krankhafte Anlage und 
Prozesse behindert oder sie ist bei angestrengter körperlicher Arbeit nicht aus¬ 
reichend —, da besitzen Luftröhre und Bronchien in ihrem Flimmerepithel mit 
dem nach außen gerichteten Flimmerstrom ein wirksames Mittel zur Heraus¬ 
beförderung eingeatmeten Staubes, oder aber es geschieht dieses mittels Auswurfes 
durch den schließlich reflektorisch ausgelösten Hustenreiz. Es ist eine von den 
Arbeitern selbst immer wieder bestätigte Tatsache, daß da, wo die Staubeinwirkung 
noch nicht lange stattgefunden hat und wo die Arbeit häufiger durch längere 
Pausen in frischer Luft unterbrochen wird, die geschilderten natürlichen Schutz¬ 
mittel wirksam in Funktion treten und alsbald jegliche Beschwerden schwinden. 
Wo aber die Staubeinwirkung schon längere Zeit tagaus, tagein geschehen ist, 
merkt der oft indolente und sich allmählioh an das Übel gewöhnende Mensch 
nicht die verhängnisvolle Gefahr. Durch die immer von neuem eindringende 
mechanische Schädigung des Epithels verliert dasselbe allmählich seine schützenden 
Flimmerhaare, so daß der Staub, zumal wenn er mechanisch verletzende Eigen¬ 
schaften besitzt, mit Leichtigkeit an der Schleimhaut haften bleibt und, dieselbe 
reizend, sich mehr oder weniger tief in dieselbe einbohrt. Auf diese Weise werden 
allmählich Entzündungszustände gesetzt, welche naturgemäß alsbald chronisch 
werden. 

Ein wesentlicher Teil des eingeatmeten Staubes aber gelangt, besonders 
bei tiefer Inspiration infolge angestrengter Arbeit, bis in das Lungen¬ 
parenchym. 

Über den weiteren Verbleib des so eingeatmeten Staubes geben die 
pathologisch-anatomischen Befunde am Menschen eindeutigen Aufschluß, vor 
allem aber ist die Richtigkeit ihrer Deutung durch grundlegende experi¬ 
mentelle Studien am Tiere, wie sie Arnold 1 ) undLubenau 2 ) angestellt 
haben, bestätigt worden. Viele der eingeführten Staubpartikel bleiben zu¬ 
nächst an den Wänden der Alveolen haften, während andere von Phagozyten 
aufgenommen werden und weiter auf dem Lymphwege in das interlobuläre 
und peribronchiale Gewebe sowie auch in die Lymphdrüsen am Lungenhilus 
gelangen, wenn sie nicht vorher mit dem Sputum nach außen befördert 

l ) Arnold, Untersuchungen über Staubinhalation und Staubmetastase, 1885. 

*) L üben au, Experimentelle Staubinhalationserkrankungen der Lungen. Arch. 
f. Hygiene, Bd. 63. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



808 


Dr. E. Mangelsdorf, 


wurden. Als ein* Zeichen der Reaktion auf den gesetzten Reiz im respi¬ 
rierenden Parenchym konnte Arnold beim Kaninchen, welches er Schmirgel¬ 
staub hatte einatmen lassen, eine Quellung der Alveolarepithelien, Kern¬ 
teilungen und frühzeitige zellige Infiltration feststellen. Lubenau fand 
sogar, daß diese schweren Lungenveränderungen schon nach kurzer Dauer 
der Einatmung (eine Woche) sich im Laufe eines halben Jahres, während dessen 
eine weitere Staubinhalation ausgeschlossen war, entwickeln können, falls 
eine genügende Menge Staub in die Lungen eingedrungen ist; welch letzteres 
um so leichter geschieht, je feinkörniger der Staub ist. 

Dagegen ist die Deponierung des Staubes in das interalveoläre, inter¬ 
lobuläre, subpleurale, pleurale, perivaskuläre und peribronchiale Bindegewebe, 
sei es auf dem Wege der Metastase oder auf dem Lymphwege, von der 
größten Bedeutung für den weiteren pathologischen Prozeß. Durch den 
anhaltenden Fremdkörperreiz wird nämlich in den genannten Geweben in 
der Umgebung der reizenden Staubpartikel durch den entzündlichen Vorgang 
eine Neubildung von Bindegewebe hervorgerufen, welches dem Gesetze der 
späteren Schrumpfung unterliegt. Fügen wir nun noch zu dem bisher 
gezeichneten Bilde die bei unlöslichen und gefärbten Staubarten vorhandene 
Pigmentierung, so haben wir alle Momente angeführt, welche den patho¬ 
logisch* anatomischen Begriff der Pneumonokoniosen haben entstehen lassen 
(Siderosis, Tabakosis, Chalikosis, Anthrakosis). Schneiden wir eine jener 
veränderten Lungen, so fällt uns die Konsolidierung mehr oder weniger 
großer Lungenabschnitte auf, ihr dichtes, derbes Gewebe, das sich fast wie 
Gummi oder Knorpel schneidet und das Messer beim Schneiden knirschen 
läßt; stellenweise sehen wir auf dem Durchschnitt umschriebene Bindegewebs- 
knötchen, dann wieder regelrechte Hohlräume, Kavernen. Dieses anatomische 
Bild drängt uns zu der Frage, was für eine Bedeutung bei diesen geschil¬ 
derten Veränderungen der Tuberkulose zukommt. 

Wenn Sommerfeld 1 ) in seiner Arbeit über die Schwindsucht der 
Arbeiter den Begriff der „Schwindsucht“ möglichst weit faßt und den Aus¬ 
druck „Tuberkulose“ vermeidet, indem er weder den pathologisch-anato¬ 
mischen noch den ätiologischen Standpunkt einnimmt, sondern lediglich den 
klinischen, so hat das ohne Zweifel seine Berechtigung in der Tatsache, 
daß alle in Frage kommenden Krankheitsprozesse, nämlich einerseits die 
tuberkulöse käsige Bronchitis, Peribronchitis, Pneumonie und die übrigen 
auf tuberkulöser Grundlage beruhenden chronischen Lungenveränderungen, 
andererseits die als Pneumonokoniose bezeichnete chronisch - interstitielle 
Pneumonie mit ihren Folgezuständen sich unter den gleichen physikalischen 
und somatischen Erscheinungen, dem bekannten Bilde der „Lungenschwind¬ 
sucht“, darbieten. Ja auch das früher nur für Tuberkulose in Anspruch 
genommene Symptom der Kavernen ist sicherlich auch ohne jede spezifische 
infektiöse Mitwirkung den Pneumonokoniosen in vorgeschrittenerem Stadium 
eigen [Hirt 2 ), Kunze 3 ), Arlidge 4 )], nämlich überall da, wo das durch die 

*) Sommerfeld, Die Schwindsucht der Arbeiter, ihre Ursachen, Häufigkeit 
und Verhütung, 1895. 

*) Hirt, Die Krankheiten der Arbeiter, 1870 bis 1878. 

a ) Kunze, Beitrag zur Lehre von den Staubinhalationskrankheiten, 1887. 

4 ) Arlidge, The hygiene, diceases and mortality of occupations. London 1892. 
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Bindegewebsschwiele von der Blutzufuhr abgeschnittene Lungengewebe 
nekrotisch erweicht und möglicherweise unter Mitwirkung nicht spezifischer 
(Eiter-?)Erreger sich auflöst. Daß diese Schwielenbilduog nicht ein Bollwerk 
gegen die Ansiedelung der Infektionserreger bildet, beweisen wohl einwand¬ 
frei die immer mehr publizierten Statistiken, aus denen die Tuberkulose¬ 
gefahr für den Arbeiter in st&ubentwickelnden Betrieben grell und warnend 
hervordroht, derart, daß die meisten Autoren, Albrecht 1 )* Villaret 2 * ) 
Schüler s ), Sommerfeld, Heller 4 ), Jehle 5 ) u. a. die Morbidität und 
Mortalität dieser Arbeiter an Tuberkulose der Atmungsorgane geradezu als 
einen Maßstab für die jeweilige Gefährlichkeit des Staubbetriebes gelten lassen. 

Wenn diese Tuberkulosegefahr auch nicht genug betont werden kann, 
so darf dabei selbstverständlich nicht vergessen werden, daß durch die Staub¬ 
einatmung nur eine, wenn auch bedeutsame, lokale Disposition erworben 
wird, neben welcher alle übrigen lokalen und auch die allgemeinen dispo¬ 
nierenden Momente ihre Bedeutung nicht verlieren; ich erinnere nur an die 
angeborene Pulmonalstenose, ferner an die Heredität des phthisischen Habitus, 
an die sozialen Lebensbedingungen sowie an andere durch die Eigentum* 
lichkeit des Betriebes bedingte Schädlichkeiten, wie schlechte Körperhaltung, 
häufiger Temperaturwechsel, strahlende Wärme, Durchnässungen usw. 

Jedoch erliegt nur ein Teil, wenn auch ein beträchtlicher, der durch 
Staub gefährdeten Arbeiter dieser Geißel des Menschengeschlechtes, der 
Tuberkulose. In allen Fällen, wo die Staubart morphologisch und chemisch 
indifferent ist, wie beim Graphit, bei der Zichorie, bei dem von allen Zellulose¬ 
teilen befreiten Mehlstaub, findet allmählich eine Verstopfung der kleinsten 
Bronchiolen statt, deren Folgezustände schließlich Bronchiektasien und 
Emphysem, Kurzatmigkeit sind. Als Illustration mag hier der oft zitierte 
Fall C. Gerhardts von „Verkleisterung der Luftröhre u dienen, wo bei einem 
emphysemati8chen Mehlarbeiter erst gelegentlich einer Pneumonie auf Jod 
reagierende Kleistermassen in erheblicher Menge herausbefördert wurden. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß, bevor derartig tiefgreifende 
Schädigungen des Lungengewebes sich ausbilden, zuvor die oberen Luftwege 
angegriffen werden. 

Poiyäk 6 ) spricht ganz berechtigt von einer Coryza professionalis. Denn 
der chronische Nasen- und ferner Rachen- und Kehlkopfkatarrh ist die Affektion, 
welche nach verhältnismäßig kurzer Zeit eine große Zahl der Staubarbeiter befällt. 
Bei 12,7 Proz. der jugendlichen Arbeiter Solingens fanden Moritz und Röpke 7 ) 
Reizzustände der Nase, 48,1 Proz. aller Untersuchten hatten Kehlkopfkatarrhe. 
Ferner müssen noch erwähnt werden die geschwürigen Prozesse der Nasenschleim- 


l ) Albrecht, Handbuch der praktischen Gewerbehygiene, Bd.14, l.Heft, 1896. 

*) Villaret, Handbuch der praktischen Gewerbehygiene von Albrecht, 
I. Teil, 1896. 

8 ) Schüler und Burkhardt, Untersuchungen über die Gesundheitsverhält¬ 
nisse der Fabrikbevölkerung in der Schweiz, mit besonderer Berücksichtigung des 
Krankenkassenwesens, 1889. 

4 ) Heller, Verhütung der Tuberkulose. 15. Versammlung d. Vereins f. öffentl. 
Gesundheitspfl., 1889. 

*) Jehle, Die Gesundheitsverhältnisse in den österreichischen Gewerbe¬ 
betrieben, 1898. 

•) Polyäk, Berl. klin. Wochenschr. 1893, Nr. 1. 

7 ) Moritz und Röpke, Zeitschr. f. Hygiene u. Infektionskr. 1899, Bd 31. 
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haut, besonders des Septum, welche vor allem von chemisch differentem Staub 
verursacht werden und sogar zu Perforationen führen können. Neben diesen 
chemischen Beizen müssen wir als Ursache auch mechanische ansprechen, wobei 
anderweitige pathologische Prozesse stets disponierend wirken können, wie z. B. 
die Dilatation der Nasenhöhlen infolge Atrophie der Muscheln, oder auch die Not* 
Wendigkeit der Mundatmung infolge Behinderung der Nasenwege durch Polypen, 
Schleimhautschwellungen, Septumverbiegungen und -exostosen. 

Eine besonders große Angriffsfläche bietet dem Staube der Gewerbe¬ 
betriebe die Hautdecke. Wenn man bedenkt, welche wichtige Funktion 
derselben bei der Gewebsatmung sowie für den Wärmehaushalt des Körpers 
zukommt, so liegt die Bedeutung einer Schädigung der Hautoberfläche klar 
zutage. Unzählig sind die Gelegenheiten, wo die Ausführungsgänge der 
Schweiß- und Talgdrüsen verstopft werden können, wo Ekzeme und Ge¬ 
schwüre auf Grund der chemischen Wirkung des Staubes entstehen, nicht 
nur bei verletzter Oberfläche, und wo nach auch noch so kleiner Verletzung 
der Oberhaut mittels bestimmter, besonders animalischer Staubarten lebens- 
gefährdende Mikroorganismen in die Lymph- oder Blutbahn eindringen 
können. 

Von besonderem Interesse sind die Ekzeme da, wo wir sie, wie bei der 
Chlorakne, durch die allmähliche Ausscheidung überaus giftiger flüchtiger 
Gase entstanden annehmen müssen, welche also in gasförmigem Zustande 
durch die Atmung ins Blut oder bei direkter Berührung von der Haut aus 
durch die Talgdrüsen in den Körper eindringen können. Für diese Auf¬ 
fassung spricht nach Bettmann J ) das Auftreten des Ausschlages erst nach 
bereits wochenlangem Aussetzen der schädigenden Arbeit, wie auch das 
Befallensein der bedeckten Körperteile in großer Ausdehnung. 

Nächst der hohen Bedeutung des eingeatmeten Staubes als eines der 
wesentlichsten prädisponierenden Momente für die Entstehung von Er¬ 
krankungen der Atmungsorgane, besonders der Tuberkulose, erfordert unsere 
sorgfältigste Beachtung das Eindringen toxisch gefährlichen Staubes in den 
Stoffwechsel des arbeitenden Menschen. Es kommt hier der unmittelbar 
giftig wirkende Blei-, Arsen- und Quecksilberstaub in Betracht. 

Die Einverleibung des Bleies in den menschlichen Organismus erfolgt nicht 
nur durch Verschlucken von Bleipartikeln mit dem Speichel oder mit Speisen und 
Getränken, sondern nicht selten auoh durch die Atmungsorgane infolge Einatmung 
fein verteilten Staubes, ferner aber auch teilweise durch die Poren der Haut, 
nämlich wenn der Körper in Schweiß geraten ist und besonders da, wo zwischen 
Haut und Kleidung eine Reibung stattfindet. In erster Linie freilich wird das 
Blei in seinen Salzen von allen Schleimhäuten resorbiert Auch steht es fest, daß 
im Magen metallisches Blei und einige in Wasser unlösliche Bleisalze gelöst werden. 
Eben dasselbe kann geschehen durch die abgesonderten Säfte der Mundhöhle sowie 
der Luftwege, zum Teil auch durch die freie Kohlensäure der Gewebe. Von der 
Blutbahu wird dann das aufgenommene Gift in die einzelnen Organe verteilt, wo 
die Ablagerung eine so feste ist, daß man noch nach Jahren bei Personen, welche 
einmal bleikrank waren, metallisches Blei in den Organen nach weisen kann. Das 
gesamte klinische Bild der gewerblichen Bleivergiftung, welche fast ausschließlich 
einen chronischen Charakter trägt, sei hier nicht weiter geschildert; es sei nur 
hingewiesen auf die schweren Folgezustände: die Bleikachexie, Bleikolik und die 
Gelenkaffektionen, ferner auf die Störungen des Nervensystems, besonders die 


0 Bettmann, Über Chlorakne bei Arbeitern in der chemischen Industrie. 
Arch. f. Hygiene, Bd. 46. 
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Amaurose, Bleilähmung, die Enceph&lopathia und Eklampsia »aturoina, schließlich 
auf die durch Bleivergiftung hervorgerufene Neigung zu Aborten. 

Auch bei der Aufnahme des Arsens, der arsenigen Säure und des Schwefel¬ 
arsens in den menschlichen Organismus, sowohl von den Verdauungsorganen wie 
auch von den Lungen und von offenen Hautstellen aus, haben wir es wegen der 
meistens geringen Mengen vorwiegend mit chronischen Folgezuständen, seltener 
mit akuten Vergiftungen zu tun. Der arsenikhaltige Staub reizt zuerst die Haut 
und Augenbindehäute, und erst später treten Geschwürsbildungen auf den Schleim¬ 
häuten und Verdauungsbesch werden hinzu. Letztere treten naturgemäß da in den 
Vordergrund, wo die Aufnahme des Staubes vom Magen aus erfolgt ist. Schließlich 
kommt es zu den Zeichen ausgesprochener nervöser Störungen, besonders der 
Sensibilität und Motilität. 

Das Quecksilber wirkt, neben seinen Dämpfen, erst in zweiter Linie durch 
den mechanisch fortgeschleuderten Metallstaub schädlich, welcher von der Schleim¬ 
haut der Atmungsorgaue und auch von offenen Hautstellen in den Säftekreislauf 
gelangt. Roth *) hebt noch besonders die Erscheinung hervor, daß die Wirkung 
des Giftes zuweilen noch nach Jahren auf tritt, wenn jede Aufnahme von Queck¬ 
silber ausgeschlossen gewesen war, und meint vielleicht nicht mit Unrecht, daß in 
solchen Fällen das an irgend einer Körperstelle abgelagerte Metall plötzlich durch 
noch unbekannte Vorgänge in den Kreislauf gelangt, etwa in der Form von Albu- 
minaten. — Abgesehen von den zunächst auftretenden Störungen der Verdauungs¬ 
organe und den charakteristischen Erscheinungen an der Mundschleimhaut müssen 
wir in den vorgeschrittenen Stadien der Quecksilbervergiftungen die nervösen 
Störungen und ferner den oft zu konvulsivischen Zuckungen ausartenden Tremor 
mercuriali8 berücksichtigen; ja schließlich muß mit einer ein tretenden Abstumpfung 
der Intelligenz und Psyche, sogar völliger Verblödung des Unglücklichen gerechnet 
werden. 

Neben den bisher beschriebenen schädlichen Wirkungen der gewerblichen 
Staubentwickelung treten diejenigen auf die Augen in ihrer Bedeutung weit 
zurück. Es bedarf keiner näheren Auseinandersetzung über die mögliche 
Entstehung von Augenbindehautreizungen mechanischer und chemischer 
Art. Die natürlichen Schutzapparate des Auges lassen jene bei dem sonst 
gesunden Arbeiter selten ernster in die Erscheinung treten. 

Selbst wenn man sich über die allgemeinen Bedingungen des Zustande¬ 
kommens einer gesundheitsschädlichen Einwirkung des Staubes auf den 
menschlichen Organismus klar geworden ist, so kann man sich doch von 
der hohen hygienischen Bedeutung dieser Frage nur einen richtigen Begriff 
machen durch genaue Kenntnis der Betriebe selbst, der einzelnen Arbeits¬ 
prozesse und Produktionsmethoden, und dieses technische Verständnis ist 
um so nötiger für den, der als Hüter der Gesundheit aus der gewonnenen 
Erkenntnis bedeutsame praktische Konsequenzen zu ziehen hat. 

Die verhältnismäßig wenig verletzende Natur des organischen Staubes 
haben wir vorhin schon angedeutet. Dieses gilt in erster Linie vom Mehlstaub, 
dessen feine, runde und weiche Partikel den Atmungsorganen, besonders den 
Lungen, nur durch ihre Menge und somit durch Verstopfung der feinen Luftwege 
schädlich werden können. Unterscheiden muß man jedoch Betriebe, welche lediglich 
mit gebrauchsfertigem Getreidemehl arbeiten, wie die Bäcker und Konditoren, von 
den Müllereien. Für die ersteren trifft das oben Gesagte zu; ihre Morbiditäts¬ 
und Mortalitätsstatistiken besonders an Tuberkulose weichen oft auseinander, so 
daß man mit Ascher *) wohl nicht den Mehlstaub, sondern in erster Linie die 
übrigen Schädlichkeiten, wie Überanstrengung, Nachtarbeit, heiße und dumpfe 

*) Both, Gewerbehygiene in der Enzyklopädie der Hygiene von Pfeiffer, 
Proskauer und Oppenheimer L, 8.382, 1905. 

*) Dämmer, Handbuch der Arbeiterwohlfahrt, 1912. 
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Bäume usw. anschuldigen darf. Dagegen kommt in den Müllereien zu dem Mehl- 
staub noch besonders der in dem Spitzgange der Mühlen und auf den Speichern 
beim Umschaufeln des Getreides sich entwickelnde eckige, spitze und scharfkantige 
Staub der Hülsen, Blättchen und 8pelzen, ferner der durch seine Kieselsäure so 
gefährliche Mühlsteinstaub (siehe weiter unten), welcher sich beim Schärfen der 
Mühlsteine bildet. Weiter muß gerechnet werden mit den häufigen Hauterkrankungen, 
Erythemen, Akne, Furunkeln, Urtikaria, welche die volkstümliche Bezeichnung 
„Bäckerkrätze* haben auf kommen lassen. 

In der Tabakfabrikation wird Staub nicht nur beim Anfertigen von 
Zigarren, sondern auch vor allem beim Auseinandermachen und Säubern der 
Tabakballen und -bündel entwickelt. In welcher Weise der Tabakstaub eine 
mechanische Wirkung ausübt, scheint nicht ganz aufgeklärt zu sein. Die beiden 
von Zenker 1 ) zum ersten Male beschriebenen Tabaklungen zeigten neben der 
Färbung hochgradige atrophische Zustände des Lungengewebes. Häufig sind auch 
chronische Nasen- und Kehlkopfkatarrhe. Doch wenn man bedenkt, daß die Be¬ 
schäftigung in der Tabakindustrie besonders für Infektionskrankheiten und Er¬ 
krankungen der Verdauungsorgane empfänglich macht, ferner, daß nervöse Störungen 
nicht selten sind und weiter besonders Frauen durch Erkrankungen der Geschlechts¬ 
organe, Frühgeburten sowie durch Ohiorose und Anämie gefährdet sind, so kann 
man sich des Eindruckes nicht erwehren, daß hierbei chemische bzw. toxische 
Wirkungen des Tabakstaubes vorwiegend im Spiele sind, selbst wenn mau andere 
mitwirkende Faktoren, Verwandtschaftsehen, Alkoholismus, schlechte soziale Ver¬ 
hältnisse in Betracht zieht. Unter den Infektionskrankheiten spielt auch hier 
wieder die Tuberkulose eine große Bolle. Gelangt in die durch den mechanischen 
und chemischen Beiz geschwächten Atmungsorgane der Tuberkelbazillus, wozu 
bei dem meist engen Zusammensein in ungenügendem Luftkubus und der vielfach 
nicht sachgemäßen Beseitigung des Auswurfes in den Arbeitsräumen und Wohnungen 
nur zu reichlich Gelegenheit gegeben ist, so ist die Häufigkeit der Tuberkulose 
unter den Tabaksarbeitem, wie sie durch Sommerfelds 2 * ) und Beumers®) 
Zahlenmaterial illustriert wird, sehr wohl erklärlich. Vergegenwärtigt man sich 
nämlich, daß der Tabakstaub von den organischen Staubarten die höchste Tuber¬ 
kulosemortalität mit 8,47 Promille bewirkt, und bedenkt man, daß es in Deutsch¬ 
land allein mindestens 160 000 Tabakarbeiter gibt 4 ), ferner aber im Jahre 1898 
außerhalb der Fabriken über 22 000 schulpflichtige Kinder in der Tabak- und 
Zigarrenhausindustrie beschäftigt waren 5 ), so mag man die große Gefahr dieser 
Betriebe für die Volksgesundheit ermessen. 

Der Baumwollenstaub in den mechanischen Spinnereien, Webereien und 
Wattefabriken zeigt im mikroskopischen Bilde feine, korkzieherartig gewundene 
Fäserchen, Zellfragmente und strukturlose, von Schmutz und sonstigen Ver¬ 
unreinigungen herrührende Staubteile. Von der Menge seiner Entwickelung zeugt 
der Abfall der Bohbaumwolle beim Spinnen, welchen die Fabrikanten gewöhnlich 
mit 18 Proz. veranschlagen. Am meisten wird naturgemäß Staub entwickelt beim 
Offnen der Samenkapseln während des Einsammelns, ferner beim Ein- und Aus¬ 
packen der Bohbaum wolleballen, ganz besonders aber da, wo die Bohbaumwolle 
gereinigt und gelockert wird, an den Beißwölfen, den „Opener“ und Schlag¬ 
maschinen, wie bei der weiteren Verarbeitung an den Karden und schließlich beim 
Bauen und Scheeren der fertigen Gewebe. Nach Roth 4 ) muß man auch noch 


l ) Zenker, In den Verhandlungen der 40. Vers, der Naturforscher u. Ärzte. 

*) Sommerfeld, Die Schwindsucht der Arbeiter, Ursachen, Häufigkeit und 
Verhütung, 1895. 

*) Be um er, Beferat über die gesundheitl. Verhältnisse unter den Tabak¬ 
arbeitern der Pfalz und Nordbadens. Berliner Tuberkulosekongreß, 1899. 

4 ) Sozialistisches Zentralblatt 1895, S. 244. 

& ) Schenk, Die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren im Kleingewerbe 
und in der Hausindustrie. Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege, 
Bd. 34. 

4 ) Roth, Kompendium der Gewerbekrankheiten, 1909. 
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die verschiedenen Baumwollsorten nach ihrer Herkunft unterscheiden, da das ost¬ 
indische Produkt wegen seiner kürzeren und härteren Faser eine größere Gefähr¬ 
lichkeit besitzt, als das ägyptische oder amerikanische. Es muß hier aber auoh 
der Mehlstaub in Betracht gezogen werden, der von dem Schlichten der Garne 
herrührt, durch welches dieselben haltbarer und geschmeidiger gemacht werden. 

Als weniger offensiv gilt allgemein der Seiden- und Wollenstaub, welch 
letzterer noch dazu infolge des üblichen Einfettens schwerer ist und alsbald zu 
Boden sinkt. 

Wiederum gefährlicher ist der Jute- und Hanfstaub infolge der noch 
mehr zerklüfteten, zerfetzten und stachelförmig aufgerauhten Bänder, sowie der 
gröberen Struktur der Fasern, von denen diejenige des Hanfes sogar Kalkteilchen 
tragen können, wenn nämlich das Bösten in Kalkwasser vorgenommen wurde. 
Auch muß hier des bekannten Symptomen komplexes des sogenannten Hechelfiebers 
der Hanfarbeiter gedacht werden. 

Die mechanische Wirkung des Flachsstaubes erhält eine besondere Be¬ 
deutung durch den hohen Gehalt der splitterigen Pflanzenstengeltrümmer an 
Kieselsäure, welche weiter unten noch zu erörtern ist. 

Die bei der Baumwolle als staubgefährlich genannten Arbeitsprozesse, kommen 
im Prinzip auch bei dem übrigen Textilmaterial zur Anwendung und haben hier 
wie dort eine gefährliche Wirkung auf die Atmungsorgane zur Folge, nämlich 
über viele Jahre sich hinziehende chronische Luftröhrenkatarrhe mit dem Ausgang 
in Emphysen oder Tuberkulose: 73 Proz. sämtlicher Erkrankungen unter den 
Textilarbeitern in M.-Gladbach betrafen nach Blum 1 ) die Atmungsorgane, und 
von 100 gestorbenen Schwindsüchtigen waren nach einem Durchschnitt von 
10 Jahren 86 Textilarbeiter. 

In gewisser Weise gefürchteter und gefährlicher als die letztgenannten Be¬ 
triebe sind die Kunstwollefabriken. Schon bei der vorbereitenden Arbeit des 
Sortierens, Schneidens und Beinigens der Lumpen besteht die Gefahr in ihrer Ver¬ 
unreinigung durch anorganische Bestandteile, wie durch Schmutz, vor allem aber 
durch die beigemengten Infektionskeime des Milzbrandes, der Pocken u. a.; nicht 
minder unangenehm aber ist Staubentwickelung bei der Entleerung der Beiz- 
tronsmeln, in denen die in den Lumpen enthaltene Zellulose der Baumwolle dureh 
Säure zerstört wird. 

Vorwiegend infektionsgefährlich ist auch der Staub in den Boßhaar¬ 
spinnereien, Haar- und Borstenzurichtereien sowie in den Gerbereien. 
Hauptsächlich hat der Arbeiter hier die Übertragung des Milzbrandes zu fürchten, 
und zwar in erster Linie durch ausländische Bohhäute, da im Ausland kein Vieh- 
seuohengesetz die Anzeigepflicht und Beseitigung der Kadaver milzbrandkranker 
Tiere vorschreibt und selbst bei erfolgter Desinfektion ausländischer Bohhäute vor 
dem freien Import nach Deutschland die Verschleppung etwa nicht getöteter 
Sporen nicht absolut ausgeschlossen sein würde. Auch scheint es infolge neuer¬ 
dings gemachter Erfahrungen verhängnisvoll zu sein, daß das Viehseuchengesetz 
für die kleineren Tiere nur die Anzeigepflicht des Milzbrandes vorschreibt, ohne 
jedoch eine Entschädigung zu gewähren. An der außerordentlich großen Wider¬ 
standsfähigkeit der Milzbrandsporen liegt es, daß die Infektion durch Tierhäute 
und Haare (Pinsel) noch in jedem Stadium der Verarbeitung möglich ist; werden 
doch z. B. die Sporen durch den Gerbereiprozeß nicht abgetötet. 

Schließlich muß noch von den organischen Staubarten der Knochen-, 
Horn- und Fisohbeinstaub als wenig different und zuletzt der Feder- und 
Holzstaub genannt werden. Während ersterer in den Bettfederreinigungsanstalten 
Verstopfung der feinen Luftröhrenästchen herbeiftihren kann, entwickelt sich der 
Holzstaub an den Maschinen der Werkstätten für mechanische Holzbearbeitung. 
Seine spitzen Fasern mit zerrissenen Bändern besitzen besonders reizende Eigen¬ 
schaften beim Mahagoni- und Ahomhols, von denen letzteres bei der Laubsäge¬ 
arbeit der Kinder in der Hausindustrie eine Bedeutung haben kann. Nach Seifert f ), 


l ) Blum, Zentralbl.f. öffentl. Gesundheitspflege. 17. Jahrg., S. 121. 

*) Seifert, Gewerbekrankheiten der Nasen- und Mundrachenhöhle, 1895. 
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Wechselmann 1 * ), Czimatis und Hagemann *) u. a. zeichnet sich auch der 
Staub des Blau- und Sandelholzes, des 8atin- und Taakholzes, des afrikanischen 
Buchsbaumes und vieler anderer ausländischer Holzarten duroh eine besondere 
Gefährlichkeit aus. 

Eine besondere Stellung nimmt der Kohlenstaub ein, wie er vorzugsweise 
in den Kohlenbergwerken, aber auch von Kohlenarbeitem über Tag zur Einatmung 
gelangt. Diese Besonderheit kommt darin zum Ausdruck, daß die Erkrankungs¬ 
ziffer der Kohlengrubenarbeiter, besonders an Lungentuberkulose, in einzelnen 
Revieren verhältnismäßig niedrig ist, während die Arbeiter anderer Reviere häufiger 
an diesem Leiden erkranken und sterben. Wie ist es zu erklären, daß in dem 
oberschlesischen Knappschaftsrevier von 1868 bis 1875 nur 4,54 Proz. der Mitglieder 
an Erkrankungen der Atemwege litten, während diese Zahl im Saarbrückener 
Revier auf 14,47 Proz., ja im Knappschafts verein Eschweiler sogar eine Tuber¬ 
kulosemorbidität von 25 Promille berechnet ist 3 )? Diese Beobachtungen haben 
bei mehreren Forschem, u. a. Schlockow 4 ), Merkel*), Ogle 4 * ), Bertillon 7 ), 
den nicht weiter zu stützenden Gedanken an eine gewisse desinfizierende Wirkung 
der Kohle auf kommen lassen. Dagegen muß man berücksichtigen, daß in den 
verschiedenen Revieren Preußens die bergmännischen und hätten technischen Ver¬ 
hältnisse voneinander abweichen, so daß diese auffallenden Differenzen von dieser 
Seite in etwa erklärt werden könnten. Ferner aber scheint der Grad der Bei¬ 
mischung anderer Gesteinsarten in der Kohle der verschiedenen Reviere einen nicht 
unwesentlichen Einfluß auf die Morbiditätsziffer der Kohlenarbeiter zu besitzen. 

Alle Forscher sind sich darin einig, daß der Mineralstaub seine ver¬ 
heerendste Wirkung ausübt, wenn er, wie besonders beim Sandstein, das Kiesel¬ 
säureanhydrid des Quarzes enthält, dessen zahllose spitze und scharfkantige Trümmer 
für die Gesundheit der Mineralarbeiter eine ungeheure Gefahr bedeuten. Hier 
reden die Zahlen eine ganz besonders eindringliche Sprache. Sommerfeld 8 ) ge¬ 
bührt das große Verdienst, in diese traurigen Verhältnisse durch die Resultate 
seiner Forschungen hineingeleuchtet zu haben. Er kommt mit Hirt, Villaret, 
Roth u. a. zu dem Schluß, daß am allermeisten die Steinmetze gefährdet sind: 
89,3 Proz. der von 1886 bis 1892 in verschiedenen Gegenden Deutschlands ver¬ 
storbenen Steinmetze erlagen der Tuberkulose, und auch der Verband der Stein¬ 
arbeiter Deutschlands hat von 1886 bis 1897 unter seinen 1073 Todesfällen 84,2 Proz. 
Lungentuberkulosefälle zu verzeichnen; 36 Jahre nur ist das Durchschnittsalter in 
dieser Berufsklasse geworden 1 Einzig und allein durch die Morphologie des Quarz- 
staubes ist seine so intensive und rasche Wirkung zu erklären, welche Arnold 9 ) 
und Lüben au experimentell am Tier in analoger Weise festgestellt haben, nämlich: 
sehr bald chronisch werdende Entzündungen der oberen Luftwege und des Lungen¬ 
gewebes, in welchem sich alsbald die für die Kiesellunge charakteristischen Knötchen 
mit Kieselsäurekristallen in ihrem Inneren und schließlich Kavemenbildungen in 


l ) Wechselmann, Über Satinholzdermatitis, eine Anaphylaxie der Haut 
Deutsche med. Wochenschr. 1909, Nr. 32. 

f ) Czimatis und Hagemann, Über Erkrankungen durch Holzstaub. Hygien. 
Rundschau 1910, Nr. 14. 

*) Ascher, in Dämmers Handbuch der Arbeiterwohlfahrt, 1902. 

4 ) Schlockow, Die Verbreitung der Tuberkulose in Deutschland. Zeitschr. 
d. Königl. Preuß. Statist. Bureaus, 1883. 

*) Merkel, Gewerbekrankheiteu, in Ziemssens Handb. d. spez. Path. u. 
Ther., Bd. 1. 

8 ) Ogle, Supplement to the 45 th Annal report of the Registrar-General of 
Birthes, Deaths and Mariages, 1885. 

7 ) Bertillon, Sur la morbiditd et spöcialement sur la morbiditd professionelle 
Revue d’hygiene et de police sanitaire 1889, No. 11; 1891, No.lt. 

8 ) Sommerfeld, Die hygienische Lage der Stein arbeiter in Deutschland. 
Ärztl. ßachverständigenzeitung 1901, Nr. 3, S. 61. — Die Schwindsucht der Arbeiter, 
Ursachen, Häufigkeit und Verhütung, 1895. 

w ) Arnold, Untersuchungen über Staubinhalation und Staubmetastase, 1885. 
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dem bindewebig indurierten Gewebe vorflnden; neben diesen Befunden aber über¬ 
aus häufig das pathologisch-anatomische Bild der ausgesprochenen Tuberkulose, 
so daß dieselbe mit Recht als die typische Steinhauerkrankheit bezeichnet wird. 

Günstiger als bei den Sandsteinarbeitern liegen die Verhältnisse in der 
Granit- und Marmorindustrie, ferner bei den Griffelmachern, Tafel- und 
Dachschieferarbeitern, was wiederum durch die weniger eckige und kantige, sondern 
mehr abgerundete Beschaffenheit der Staubpartikel erklärt ist. ’ Besonders günstig 
sind nach dieser Richtung die Marmorarbeiter gestellt, während in der Schiefer¬ 
industrie die vielfach kleinen Hausbetriebe erschwerend in die Wagschale fallen. 

Es gehört ferner hierher der Porzellanstaub, der, aus Porzellanerde und 
Feldspat bestehend und an und für sich schon siliciumhaltig, in seiner schädlichen 
Eigenschaft noch erhöht wird durch Zusätze von Quarz sowie durch die schmelz¬ 
baren Silikate, welche für die Glasuren verwendet werden. Vor allem ist es das 
Zerkleinern und Mischen der Rohmaterialien, ferner das Schlämmen, Glasieren 
und ßchleifen, besonders aber das Formen und Drehen, wobei erhebliche Staub¬ 
mengen entwickelt werden, so daß nach Sommerfeld drei Viertel Todesfälle 
bei Porzellanarbeitern auf Krankheiten der Atmungsorgane und über die Hälfte 
auf Lungentuberkulose zurückzuführen sind. 

Ganz ähnlich geartet sind die Gefahren der Glasarb eiter. Auch hier handelt 
es sich um die meist spitzen und zackigen Partikel, welche dem überaus reichen 
Gehalte des Glassatzes an Kieselsäure entspringen und in erster Linie beim Zer¬ 
kleinern, Sieben und Mischen des Materials, bei der weiteren Verarbeitung aber 
besonders beim Schleifen und Mattieren des Glases zur Entwickelung gelangen. 
Bei den letztgenannten Arbeiten tritt zum Glasstaub noch der Staub des Schleif- 
materiale, als welches jetzt vorwiegend das Sandstrahlgebläse verwendet wird. 
Auch ist die Einatmungsgefahr dabei besonders dadurch groß, daß die Schleifer 
infolge der meistens minutiösen Arbeit gezwungen sind, ihr Gesicht dem Objekte 
sehr nahe zu bringen. 

An dieser Stelle muß die bedeutungsvolle Eigenart des Kalkstaubes her¬ 
vorgehoben werden. In einer Anzahl von Betrieben wird derselbe auf gewirbelt; 
in der Chlorkalkfabrikation beim Löschen und Umschaufeln des verwendeten 
Kalkes, desgleichen beim Elutionsverfahren in der Zuckerfabriktion; in großen 
Mengen jedoch an den Kalkbrennöfen und in den Kalkmühlen. Über die Wirkung 
des Kalkstaubes auf den menschlichen Organismus sind jedoch die Ansichten ge¬ 
teilt. Während ihn Tschorn 1 * * ) unter denselben Gesichtspunkten wie die übrigen 
Minerale betrachtet, erklären Sommerfeld, Albrecht und Roth sowie andere 
Gewerbehygieniker das Verhalten der Kalkofenarbeiter zur Schwindsucht für auf¬ 
fallend. Halter 8 ) und Grab*) halten den Kalkstaub nicht nur für ungefährlich 
für den Arbeiter, sondern sie sprechen demselben geradezu eine schützerde Eigen¬ 
schaft gegenüber der Tuberkulose zu. 

Grab weist mit Recht auf die seltsame Erscheinung hin, daß in dem durch 
Hügel allseitig abgeschlossenen böhmischen Orte Hlobutscheb, welcher in einem 
engen Tale auf Kalkstein der oberen Etagen der Silurformation gelegen ist, die 
allgemeine Sterblichkeit, besonders aber die Tuberkulosesterblichkeit, fast um die 
Hälfte geringer ist, als in dem Orte Buttowitz, welcher von Hlobutscheb nur durch 
einen hohen Hügelrücken getrennt ist. Ähnlich günstig liegen die Verhältnisse in 
den Kalkwerken der Bezirke Porta, Bielefeld, Brackwede und Halle i. W., wo 
unter den Arbeitern bis 1903 Tuberkulose überhaupt nicht vorgekommen ist 4 ). 
Durch diese Tatsachen angeregt hat Reckzeh 4 ) 1903 in der zweiten medizinischen 
Klinik der Charitä Versuche mit Kalkstaubinhalationen angestellt, ohne jedoch 


l ) Tschorn, in Springfeld-Sieber, Die Handhabung der Gesundheitsgesetze 
in Preußen, 1899, Bd. 4. 

*) Halter, Über die Immunität von Kalkofenbrennern gegen Lungenschwind¬ 
sucht, mit therapeut. Vorschlägen. Berliner klin. Wochenschr. 1888, Nr. 36 bis 38. 

a ) Grab, Uber die Immunität der Bevölkerung in Ortschaften mit Kalk¬ 
industrie gegen Lungenschwindsucht. Prager med. Wochenschr., 15. Jahrg. 

4 ) Reckzeh, Berl. klin. Wochenschr. 1903, Nr. 45. 
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eine Beeinflussung, allerdings auch nicht nach der schlechten Seite hin, kon¬ 
statieren zu können. Auf jeden Fall ist aber beim ungelöschten Kalkstaub seine 
ätzende Wirkung auf die Schleimhäute der Nase und des Auges in Rechnung 
zu ziehen. 

Ähnlich günstig wie in den Kalkbrennereien liegen die gesundheitlichen Ver¬ 
hältnisse in der Gipsindustrie, wovon allein die eine Mitteilung des Deutschen 
Gips Vereins *) zeugen dürfte, daß nämlich unter 400 Arbeitern, welche in einem 
Zeitraum von 17 Jahren in einer Gipsfabrik beschäftigt waren, kein einziger an 
Tuberkulose erkrankte. 

Bei der Chlorkalkfabrikation kommt als gefährlich nur das ältere Verfahren 
in Betracht, wo das aus Braunstein und Salzsäure gewonnene Chlor in Absorptions¬ 
kammern mit Ätzkalk zusammengebracht wird. Der Inhalt derselben muß zur 
Gewinnung eines möglichst hochgradigen Chlorkalks umgeachaufelt werden, und 
gerade diese Arbeit, wie auch das Entleeren der Kammern und das Verpacken 
des fertigen Materiales, ist so überaus staubgefährlich. Demgegenüber bietet das 
jüngere Deaconsche Verfahren, wie auch das elektrolytische, keine hygienischen 
Nachteile. 

Erheblicher als in der Kalkindustrie sind die Belästigungen und Gefahren 
in den Zementfabriken. Der dort in Unmengen (siehe 8.805) in sämtlichen 
Arbeitsräumen schwebende 6taub ist einerseits morphologisch bedeutsam wegen 
des reichen Gehaltes der Rohmassen an Silikaten, dann aber wegen der hygro¬ 
skopischen Eigenschaft des gebrannten Zementes. Schon nach kurzer Zeit machen 
sich Reizerscheinungen der obersten Luftwege und des Auges unangenehm be¬ 
merkbar. Bei andauernder Einatmung sind deletäre Wirkungen insbesondere auf 
die Lungen unausbleiblich. Auch Hautaffektionen wurden beobachtet, für welche 
die Bezeichnung „Zementkrätze* gebraucht wird. Die Gelegenheit hierzu ist 
naturgemäß besonders groß beim Zerkleinern der Rohmasse (Mergel und Ton), wie 
der gebrannten Steine, ferner beim Mahlen, Sieben und Verpacken des Mahlgutes. 

Der bei der Perlmutterdrechslerei entstehende Staub besteht nach seiner 
chemischen Zusammensetzung überwiegend aus kohlensaurem Kalk, ähnlich wie 
der Marmor, Kalkstein und Kalkspat. Wenngleich seine mikroskopische Struktur 
weniger offensiv erscheint, so hat man doch schon seit vier Jahrzehnten den 
Symptomenkomplex der sogenannten Perlmutterkrankheit beschrieben, welche in 
einer multiplen rezidivierenden Knochen- bzw. Knochenhautentzündung besteht 
und ausschließlich jugendliche Personen befällt, indem dabei stets unter leichtem 
Fieber die Epiphysen der Röhrenknochen geschwollen sind. Verschiedene Lehr¬ 
bücher [Albrecht*), Weyl l * 3 )] deuten die Entstehung dieser Affektion so, daß 
nämlich aus Perlmutterstaubanhäufungen in den Lungen Conchiolinplättchen in 
den Kreislauf gelangen und in den Kapillaren der Blutgefäße auf embolischem 
Wege Entzündungen machen. Levy 4 ) spricht von einer anderen Möglichkeit; er 
hält es nicht für ausgeschlossen, daß die an der Schale haftenden Reste von 
tierischen und pflanzlichen Organismen (vielleicht spezifische Kleinlebewesen) in 
das Schleifwasser geraten und dauernd mit der sicher oft verletzten Haut der 
Hände oder des Gesichts in Berührung kommen. 

Vorwiegend chemische Eigenschaften scheint der Staub der Thomas¬ 
schlacke zu besitzen, wenngleich ihm schon wegen seines Gehaltes an Kiesel¬ 
säure, Eisenoxyd und -oxydul nicht jede mechanische Wirkung abgesprochen 
werden kann. In den Thomasstahlwerken bei der Entphosphorung des Eisens 
gewonnen, wird die Schlacke wegen ihres Gehaltes an Phosphorsäure zur Ver¬ 
wendung als Kunstdünger in Mühlen gemahlen. Bei der vorauf gehenden Vor¬ 
zerkleinerung ist die Staubentwiokelung eine ganz kolossale, zumal wenn dieselbe 


l ) Reckzeh, Berl. klin. Wochenschr. 1903, Nr. 45. 

8 ) Albrecht, Handbuch der Gewerbehygiene, 1896. 

*) Weyl, Gewerbehygiene II, 2, im Handbuch der Hygiene, 1893 bis 1904. 

4 ) Ooncordia, Zeitsohr. d. Zentralstelle f. Arbeiterwohlfahrtseinrichtung, 
1902, Nr. 3. — Concordia 1911, Nr. 2: Koelsch, Die soziale und hygienische 
Lage der Perlmutterknopfdrechsler. 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



817 


Die gesundheitliche Gefährdung der Arbeiter usw. 

in geschlossenen Räumen, statt im Freien oder in offenen Schuppen geschieht. 
Ebenso ermangeln die Feinmühlen oft der notwendigen Dichtigkeit und lassen 
bei vorkommenden Reparaturen besonders viel Staub auf wirbeln. Ferner besteht 
diese Gefahr für den Arbeiter beim Entleeren der Staubkammern, falls er dieselben 
betreten muß, sowie dann, wenn das lose Mehl in den übrigen Arbeitsräumen 
gelagert wird. — Die eigenartige Wirkung des Thomasschlacken staube« zeigt sich 
in dem Auftreten heftiger Bronchialkatarrhe, besonders aber schnell und schwer 
verlaufender Pneumonien, wie sich aus den Zahlenangaben des Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes 1 ), ferner von Erhardt*) und Schlecht®), welche sich auf 
ein umfangreiches, nahezu sämtlichen Thomasschlackemühlen des Deutschen Reiches 
umfassendes Material stützen, ergibt, und deren Häufigkeit nach den Berichten der 
Gewerbe aufsichtsbeamten 4 ) in einzelnen Bezirken trotz der inzwischen behördlich 
an geordneten Vorschriften kaum gemindert worden ist. Wie diese eigenartige 
Wirkung zustande kommt, ist noch nicht aufgeklärt. Dem Ätzkalk kann man sie 
kaum zusprechen, da auoh längere Zeit gelagerte Schlacke, welche nur noch 
kohlensauren Kalk enthält, erfahrungsgemäß unvermindert schädlich ist. Auch 
neigen ja, wie wir oben gesehen haben, die Kalkofenarbeiter, die doch auch dem 
Ätzkalk ausgesetzt sind, durchaus nicht zu Erkrankungen der Atmungsorgane, 
insbesondere auch nicht zur Lungentuberkulose, und diese letztere Eigentümlichkeit 
zeigen wiederum auch die Thomasschlackenarbeiter 5 ). Es liegen hier offenbar für 
uns pathologische Vorgänge noch im Dunkeln, so daß wir nach dem Stande der 
bisherigen Erfahrung nur vermuten können, einerseits — bei den Pneumonien — 
ein Zusammenwirken von mechanisch und chemisch reizend wirkendem Staub und 
Infektionserregern, andererseits gegenüber der Tuberkulose einen hemmenden Ein¬ 
fluß des vielleicht chemisch wirkenden Staubes auf die Ansiedelung des spezifischen 
Krankheitserregers. 

Weiter als chemisch wirkende 8taubart sind die Alkalichromate zu nennen, 
welche als vielgebrauchte Farbmasse in der Färberei, Photographie, bei der Her¬ 
stellung der Hektographenmasse, in der Zeugdruckerei, zum Beizen von Metallen 
und Färben von Holz sowie schließlich zur Bereitung der Zündmasse an den 
schwedischen Streichhölzern, ihre hauptsächlichste Verwendung finden. Der chrom¬ 
sauren Bleiverbindungen ist weiter unten noch Erwähnung zu tun. Als staub¬ 
entwickelnde Operationen kommen in Betracht das Zerkleinern und Mahlen des 
Chromeisensteines, das Entleeren der Trockenöfen, das Beschicken der Schmelz¬ 
öfen, Anrühren und Umkröcken der Schmelze und schließlich das Verpacken des 
fertigen Produktes. Über die ätzende Wirkung des Chromstaubes auf die Schleim¬ 
häute, besonders der Nase, bestehen bei den einzelnen Autoren keine Zweifel; vor 
allem äußert sich dieselbe in Entzündungen und Geschwürsbildungen, welche nicht 
selten zu Perforationen des Nasenseptums führen. Auch scheinen nach vielfältigen 
Erfahrungen Gesell wiirsbildungen an Händen und Füßen für die Chrom Vergiftung 
pathognomonisch zu sein. Bezüglich der Zündmasse der sogenannten Schweden 
muß noch gesagt werden, daß dieselbe mit einem Gewichtsgehalt an Chromsalz 
von 3 bis 6 Proz. als unschädlich kaum angesehen werden kann. Für diese Auf¬ 
fassung scheinen auch die Erfahrungen zu sprechen, welche in Zündholzfabriken 
an den Arbeitern gemacht zu werden pflegen. 

Von den vorwiegend durch ihre morphologische Beschaffenheit wirkenden 
Staubarten bleibt noch der Metallstaub zu nennen, dessen so überaus gefähr¬ 
liche Eigenschaften noch dazu meistens mit denen des schon beschriebenen Kiesel* 
staubes gepaart Vorkommen. Dieses ist in erster Linie in allen Betrieben der Fall, 
in denen der sogenannte Schleiferstaub zur Entwickelung kommt, so daß wir hier 


*) Arbeiten des Kaiserlichen Gesundheitsamtes 1889, Bd. 15, 3. Heft. 
*) Erhardt, Über Thomasschlackenpneumonien. Festschrift zum 50jährigen 
Jubiläum des Vereins pfälzischer Ärzte, 1889. 

8 ) Schlecht, Deutsche Vierteljahrsschrift f. Öffentl. Gesundheitspfl., Bd. 28. 

4 ) Jahresberichte der königl. preuß. Regierungs- u. Gew'erberäte u. Berg¬ 
behörden für 1903. 

5 ) Wutzdorf, Arbeiten des Kaiserl. Gesundheitsamtes, Bd. 15. 

Yierteljtthrstchrift für Gesundheitspflege, 1912. r^o 
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gewissermaßen summierten Schädigungen begegnen. Schon Hirt 1 * * ) berechnete den 
Prozentsatz der an Lungenerkrankungen leidenden Metallarbeiter auf 53,3 von 
100 Erkrankten und davon den der an Phthisis Erkrankten auf 28. Bei Sommer¬ 
feld*) ist die Gefahrenquote des Metallstaubes überhaupt die größte sämtlicher 
gewerblicher Stau barten: seine Tuberkulosemortalitätsziffer von 5,84 bei 1000 Leben¬ 
den übertrifft sogar noch diejenige für den Mineralstaub um 1,42 Promille, und 
dem entspricht bei demselben Autor eine Zahl von 471 an Tuberkulose Gestorbenen 
unter 1000 Sterbefällen der Metallschleifer. Oldendorff*) fand, allerdings 
12 Jahre früher, unter den Metallschleifem in Solingen, Remscheid und Kronen¬ 
berg noch traurigere Verhältnisse: die eben zitierten Zahlen Sommerfelds lauten 
bei ihm 23,8 und 783! Dieses darf uns aber nicht wundern, wenn wir bedenken, 
daß diese Zahlen noch dem Zustand des Jahres 1875 entsprechen, in welchem zum 
ersten Male durch eine Polizei Verordnung in den genannten Bezirken für das 
Trocken schleifen Ventilationseinrichtungen vorgeschrieben wurden. Es ist von 
höchstem Interesse, die genannten Statistiken noch eingehender, als es im Rahmen 
dieser Arbeit möglich ist, zu betrachten, zumal da die Sterblichkeitsziffem auf 
alle Altersklassen vom 20. Lebensjahre an besonders berechnet sind und uns zeigen, 
daß die vernichtende Wirkung des Metallstaubes den jugendlichen Arbeiter ganz 
besonders trifft. Den letzten Punkt berücksichtigen Moritz und Röpke 4 ) besonders, 
welche Autoren im Jahre 1899 feststellten, daß mit 45 Jahren kein Metallschleifer 
mehr gesund gefunden wird. Englischerseits werden die Erfahrungen in Deutsch¬ 
land von Ogle 5 * ) bestätigt; auch bei ihm, welcher der Sterblichkeit der Küsten¬ 
fischer diejenige der einzelnen 8taubarbeiterkätegorien in Verhältniszahlen gegen¬ 
überstellt, sind die Metallarbeiter am ungünstigsten gestellt. Erst im Laufe des 
letzten Jahrzehnts zeigen die GesundheitsVerhältnisse der Metallschleifer nach den 
Erhebungen Röpkes 4 ) im Solinger Bezirk eine wesentliche Besserung (s. 8.832 
dieser Arbeit). 

Wir dürfen die Wirkungen des Metallschleifstaubes, welche pathologisch¬ 
anatomisch und klinisch denen des Sandsteinstaubes sehr nahe stehen, nur zum 
Teil auf den Staub der zu schleifenden Gegenstände zurück führen; vielmehr 
kommt noch als wichtiges Ingredienz der Staub des jeweiligen Schleifenmaterials 
hinzu (Schleifscheiben aus Sandstein und Schmirgel, mit Leder belegte Holz¬ 
scheiben, Tuchscheiben unter Benutzung von Wiener Kalk, Bimsstein). Von der 
Größe der Staubmassen, besonders bei den Sandsteinscheiben, kann man sich einen 
Begriff machen, wenn man bedenkt, daß ein Stein von 2 m Durchmesser und 
10 cm Breite bei regelmäßiger Benutzung schon in vier Wochen auf die Hälfte 
seines Durchmessers abgenutzt zu sein pflegt und ferner, daß die verschiedenen 
Eisenwaren beim Schleifen einen Gewichtsverlust von 20 bis 30 Proz. erleiden. 

Naturgemäß kommen die angedeuteten Schädlichkeiten vor allem da zur 
Wirkung, wo, wie es ursprünglich stets geschah, an den Schleifscheiben trocken 
bzw. nicht feucht genug geschliffen wird, zumal erfahrungsgemäß schon nach 
mehreren Stunden fortgesetzten Einatmens des Schleifstaubes die Schleimhäute so 
abgestumpft werden, daß, wie Moritz und Röpke 7 ) bei ihren Untersuchungen 
fanden, Ballen des gefährlichen Staubes auf den Stimmbändern solcher Arbeiter 
längere ZAt lagern, ohne daß irgend ein Hustenreiz ausgeübt wird. 

Bedenken wir zu dem Gesagten schließlich noch die Tatsache, daß etwa 
ein Drittel der meist mit 14 Jahren in die Lehre Eintretenden Söhne von Schleifern 

l ) Hirt, Die Krankheiten der Arbeiter, 1870 bis 1878. 

*) Sommerfeld, Die Schwindsucht der Arbeiter, Ursachen, Häufigkeit und 
Verhütung, 1895. 

a ) Oldendorff, Der Einfluß der Beschäftigung auf die Lebensdauer des 
Menschen nebst Erörterungen der wesentlichsten Todesursachen, 1877. 

4 ) Moritz u. Röpke, Zeitschr. f. Hygiene u. Infektionskr. 1899, Bd. 31. 

5 ) Ogle, Supplement to the 45 th Annal report of the Registrar-General of 
Births, Deaths and Mariages, 1885. 

®) Röpke, Die Krankheiten der Eisenarbeiter, in Weyls Handbuch der 
Arbeiterkrankheiten, S. 88 ff. 

7 ) Moritz u. Röpke, Zeitschr. f. Hygiene u. Infektionskr. 1899, Bd. 31. 
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sind, die zu einem großen Teil die Disposition zu Lungenkrankheiten schon mit- 
bringen, so sehen wir uns einem Kreislauf von Schädlichkeiten gegenüber, welche 
für bestimmte Industriebezirke und darüber hinaus eine eminente volksgesundheit¬ 
liche Bedeutung besitzen. 

Das für die Metallschleifer Gesagte gilt im großen und ganzen auch für die 
Metallputzer der Gießereien von Hochöfenbetrieben sowie für die Feilenhauer. 
Bei den Feilenhauern kommt infolge der ihnen als Unterlage dienenden Bleiplatten 
noch die Blei Vergiftungsgefahr hinzu; doch ist für die häufigen Lungenerkrankungen 
dieser Arbeiterklasse zum großen Teil auch die dauernde ungünstige Körperhaltung 
und die anstrengende Arbeit verantwortlich zu machen. 

Als nicht ganz so gefährliche Betriebe der Metallindustrie müssen noch die 
Bronzefarbenfabriken genannt werden. Die Entwickelung des feinen Metall¬ 
staubes ist, besonders beim Stampfen des Blattmetalles in Mörsern, eine ganz 
enorme, so daß in solchen Betrieben bekanntermaßen Gegenstände und Mensoben 
wie bronziert aussehen. Kerschensteiner l * * ) glaubt, da das Bronzepulver mit 
einer Lösung von Gummiarabikum oder Dextrin und Alaun angefeuchtet und in 
einer Beibmasohine fein gerieben wird, daß das Gummi oder das Dextrin, welche 
die kleinsten Metallteile umhüllen, hierdurch den Schleimhäuten einen erheblichen 
Schutz gewähren. Demgegenüber konnte Seifert*) in Goldtapetenfabriken, in 
denen das Bronzepulver auf mit Leinölfirnis bestrichenes Papier mittels eines 
Wergknäuels aufgegeben wird, scharf ätzende Eigenschaften des Staubes feststellen, 
welches auf der Nasenschleimhaut Ulcerationen, ja Nekrosen hervorruft. Diese 
Wirkungen sind nach Seifert, abgesehen von der zwar sehr dünnen, aber an 
den Bändern zerrissenen Struktur des Bronzestaubes, auf Oxydationen desselben 
infolge Berührung mit dem Nasensekret zurückzuführen, bei denen sich sogar 
Chlorsalze des Kupfers und Zinks bilden sollen. Ob also diese Fabrikation wirklich 
so ungefährlich ist, scheint, wie auch angesichts der immerhin nicht geringen 
Tuberkulosesterblichkeit ihrer Arbeiter, doch noch fraglioh. 

Es bleibt nunmehr nur noch übrig, die Entstehungsweise des toxisch wirkenden 
Staubes in Gewerbebetrieben zu erörtern. 

Neben der Gefahr, die darin zum Ausdruck kommt, daß Deutschland allein 
an der Welt Produktion von Blei mit über 2 Mill. Zentnern jährlich beteiligt*) 
ist 4 5 ), sind außerdem die Betriebe, in denen eine weitere Verarbeitung des Bleies 
stattfindet und infolgedessen der Arbeiter dem Bleistaub ausgesetzt ist, ganz außer¬ 
ordentlich zahlreich. Letzterer tritt in erster Linie in den Vordergrund bei der 
Fabrikation der Bleifarben und des Bleizuckers. Von den Bleifarben kommen als 
die bemerkenswertesten die Bleiglätte, Mennige, das Bleiweiß und die Bleicbromate 
(Chromgelb-, rot und -orange) in Betracht. Während die Bleiglätte bei der Dar¬ 
stellung von Flintglas, Kristallglas, Glasuren und in der Porzellanmalerei, sowie 
bei der Bereitung von Pflastern, Firnis und Bleiessig verwendet wird, wird Mennige 
besonders als Kitt gebraucht. Das Bleiweiß besitzt nicht nur einen Ruf als vor¬ 
zügliche Deckfarbe, sondern bildet auch oft noch einen Bestandteil von Salben, 
Kitt und Firnis. Der Bleizucker spielt in den Färbereien und Zeugdruckereien 
eine Rolle bei der Herstellung der Beize, ferner zur Anfertigung von Bleiweiß 
und Chromgelb. Die Bleichromate hingegen finden zum Färben von Gespinsten, 
Möbel- und Kleiderstoffen, Tapeten usw. eine ausgedehnte Verwendung *). 


l ) Kerschensteiner, Die Fürther Industrie in ihrem Einfluß auf die Ge¬ 
sundheit der Arbeiter. Ärztl. Inteliigenzbl. 1874, Nr. 33 bis 35. 

*) Seifert, Gewerbekrankheiten der Nase und Mund rachenhöhle, 1895. 

*) Sommerfeld, Die hygienische Bedeutung der Förderung und Aufbereitung 
von Bleierzen und bleihaltigen Erzen. Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Med. u. öffentl. 
Sanitätswesen 1910, 3. Folge, 39. Bd., Heft 1. 

4 ) Trembur, Die Bleivergiftung vom hygienischen Standpunkt und die Er¬ 
fahrungen, welche in neuerer Zeit in Bleihütten über die Verhütung der Blei¬ 
vergiftung gemacht sind. Klin. Jahrb., Bd. 22, Heft 3. 

5 ) Lehmann, Die Bedeutung der hygienisch wichtigen Metalle. Verhandl- 
d. 26. Versammlung d. Deutsch. Vereins f. öffentl. Gesundheitspfl. in Rostock, 1901. 

52* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



820 


Dr. E. Mangelsdorf, 


Difitized by 


Die Fabrikation dieser genannten Produkte besitzt allen gemeinsame Schäd¬ 
lichkeiten bei der Arbeit des Schlämmens, Trocknens, Siebens, Mahlens und 
schließlich des Verpackens der gebrauchsfertigen, pulverisierten Masse. Eine der 
gefährlichsten Operationen jedoch besteht bei der Bleiweißfabrikation, nämlich in 
der Ausräumung der Oxydierkammern, in denen sich durch die Einwirkung von 
Essigsäure und Kohlensäure auf die Bleiplatten das Bleiweiß als Pulver auf diesen 
gebildet hat. Überall da, wo keine maschinellen Einrichtungen vorgesehen sind, 
ist das Abklopfen des Bleiweißes von den Platten und weiter die Entfernung der 
letzten Beste desselben mittels Walzen eminent gefahrvoll, selbst da noch, wo man 
die Kammern vorher an gefeuchtet hat. 

Aus obigem ergibt sich von selbst, daß auch diejenigen Berufsarten, in denen 
bleihaltige Farben zur Anwendung kommen, also bei den Malern, Anstreichern 
und Lackierern, erheblich gefährdet sind, und zwar liegt es in der Erlernung und 
Ausübung dieser Gewerbe, daß man von einer hygienischen Schulung der Aus¬ 
übenden wenig erwarten darf, besonders in den vielen kleinen und kleinsten Be¬ 
trieben, welchen die leitende und immer wieder warnende Intelligenz fehlt. 

Seit dem immer mehr wachsenden Aufschwung der Elektrotechnik sind die 
Anlagen zur Herstellung von Akkumulatoren aus Blei oder Blei Verbindungen 
eine nicht unerhebliche Quelle von Bleiintoxikationen geworden. Die Gefahren 
sind vor allem darin zu suchen, daß die wichtigsten Arbeiten, nämlich das Ent¬ 
fernen der Gußköpfe und Nähte an den gegossenen Bleiplatten mittels schneidender 
oder sägender Instrumente, ferner das Sieben der Mennige und Bleiglätte, besonders 
aber das Kneten und Einstreichen der an gefeuchteten Masse in die Bleiplatten, 
in der Begel mit ungeschützten Händen geschieht, wobei reichliche Mengen Blei¬ 
staubes teils auf gewirbelt und eingeatmet, teils durch die Haut auf genommen 
werden. Dieselbe Möglichkeit besteht natürlicherweise auch beim Zusammen setzen 
der Akkumulatoren außerhalb des Herstellungsortes für diejenigen Arbeiter, welche 
die Bleiplatten glätten und reinigen. 

Denselben Ursachen entspringende Gefahren bietet ihren Arbeitern die kera¬ 
mische Industrie sowie jede Schriftgießerei und Buchdruckerei. 

Bei der Herstellung von Tonwaren, speziell von Ofenkacheln, ist das Mischen 
und Verbuchen der für die Glasur bestimmten bleihaltigen Rohstoffe und nach 
dem Entleeren des Schmelzofens das Zerkleinern der Glasurmasse gefährlich, 
weiter aber auch das Übergießen der Ton waren mit der fertigen Glasur und nach 
dem Erhärten das Abputzen etwaiger Unebenheiten derselben. 

Das über das Auf bringen und Abputzen der Glasuren Gesagte gilt im großen 
und ganzen auch für die Technik des Emaillieren» von eisernen oder blechernen 
Geräten, besonders Geschirren, da ja auch die Emaille einen ähnlichen Bleigehalt 
wie die Glasuren der Keramik besitzt. 

Hierher gehören auch die neuerdings gemachten Erfahrungen in Patent¬ 
flaschenverschlußfabriken, von denen Kasch 1 ) berichtet. Die auf den Porzellan¬ 
knöpfen anzubringende Firmen auf schrift wird mittels Stempels aufgedrückt, wobei 
als Druckfarbe Metalloxyde dienen, die mit dem „Flußmittel“ auf der Glasur der 
Knöpfe eingebrannt werden. Dieses aus Bleisilikaten bestehende Flußmittel, als 
feingemahlenes Pulver auf die bedruckten Knöpfe gebracht, bietet besonders beim 
Abstäuben des überschüssig anhaftenden Pulvers, schwere Bleivergiftungsgefahren. 

SeitFromms*) Untersuchungen besitzen wir quantitative Angaben über den 
Gehalt des Bleies im Staub der Setzersäle von Buchdruckereien. Wenn wir 
erwägen, daß nach diesen Berechnungen der Bleigehalt des abgelagerten Staubes 
im Durchschnitt, je nach der Höhe des Lagerortes, 1,61 bis 1,95 Proz. und der 
Bleigehalt des schwebenden Staubes 0,54 bis 1,55 Proz. beträgt, so läßt sich das 
Verhängnisvolle dieses Übels für den eine solche Luft tagtäglich atmenden Arbeiter 
ermessen. Ähnlich liegen die Verhältnisse in den Schriftgießereien. Erhöht wird 
die Gefahr natürlich noch durch das an den Fingern unvermeidlich haftende 


l ) Rasch, Zeitschrift der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen 
1910, S. 69. 

*) Fromm, Hygien. Rundschau 1898, Nr. 10. 
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metallische Blei besonders dann, wenn wir mit einer guten hygienischen Schulung 
des Arbeitspersonals nicht rechnen können *). 

Schließlich erübrigt es sich noch diejenigen Betriebe anzuführen, welche als 
Unterlage für das Arbeitsobjekt Bleiplatten benutzen, von denen sich leicht Staub¬ 
partikel loslösen und der Atmungsluft beigemengt werden, sowie bei deren Be¬ 
nutzung die Finger dauernd in Berührung mit dem Metall kommen können. Es 
ist dies der Fall bei den Arbeiten der schon genannten Feilenhauer und Bernstein¬ 
arbeiter, sowie bei der Kunstpapier- und Blumenfabrikation, in der Bleiformen 
benutzt werden. Ferner sind gefährdet die Spitzenarbeiterinnen und Näherinnen, 
welche mit Bleipräparaten beschwerte Seide verarbeiten, sowie auch die Webereien 
infolge der an den Lisiermaschinen zur Verwendung gelangenden Bleigewichte. 
Stellten doch Schüler und Burkhardt*) in letzterer Beziehung fest, daß in dem 
Bodeustaub der Weblokale zuweilen mehr als die Hälfte seines Gewichtes metal¬ 
lisches Blei enthalten war. 

Die Möglichkeit dauernder Schädigungen infolge stetigen Hantierens 
mit bleihaltigem Material ist weiter gegeben für Klempner, Installations¬ 
arbeiter bei Gas- und Wasserleitungsanlagen, sowie bei Kabelarbeitern 
(infolge der die Kabel umgebenden Bleimäntel). 

Eine wichtige Rolle spielt in Staubform das Arsen. In dieser kann es 
dem Arbeiter in den Arsenikhütten entgegentreten, nämlich beim Erhitzen 
des Arsenkieses, oder als arsenige Säure bei der Verarbeitung arsenhaltiger 
Metalle, falls die Sublimierungsprodukte ungehindert der Atmungsluft sich 
beimengen können; ferner aber in allen Betrieben, welche arsen(As a 0 8 )haltige 
Produkte darstellen bzw. benutzen, und zwar allemal da, wo der Arbeiter 
mit der pulverigen Masse selbst in Berührung kommt. Es sei an die Dar¬ 
stellung des Hartschrotes erinnert, und ferner besonders an die arsenhaltigen 
Kupferfarben, die freilich bei einheimischen Erzeugnissen infolge der Gesetz¬ 
gebung (vom 5. Juli 1887) nur noch eine sehr eingeschränkte Verwendung 
finden. 

Sobald die Wissenschaft sich klar geworden war über die so eminenten 
Gefahren der Staubentwickelung in gewerblichen Betrieben und die daraus 
erwachsenden Schädigungen der Volksgesundheit und damit des National¬ 
vermögens, wurde es Pflicht des mit ihr in steter Fühlung bleibenden Staates, 
auch diese Arbeit seiner Bürger, aus welcher ihm ja seine wirtschaftliche 
Kraft, die Grundlage seiner politischen Macht erwächst, zu schützen. Förmlich 
geschrien haben die Mißstände, wie sie uns aus den statistischen Zahlen 
entgegentreten, nach einem gesetzlichen Eingreifen auf diesem Gebiete 
der Hygiene. Denn wenn auch einzelne Regierungsbehörden sich dieser 
Fragen für die in ihrem Bezirke vorkommenden Industriezweige schon vor¬ 
her angenommen hatten, so stellten doch ihre diesbezüglichen Regulative 
meistens zu bescheidene Anforderungen, welche hinter denen der Wissen¬ 
schaft weit zurückblieben. 

Yon höchster Bedeutung wurde daher das Arbeiterschutzgesetz, die 
Gewerbeordnung, und die durch dieselbe (§ 120 e der Gewerbeordnung) dem 
Bundesrat gegebene Vollmacht, für bestimmte Arten von Anlagen Vorschriften 
zur Durchführung der im § 120 a bis c der Gewerbeordnung bezeichneten 

1 ) Albrecht, Die Berufskrankheiten der Buchdrucker. Schmollers Jahrbuch 
für Gesetzgebung 1891, Heft 2. 

*) Schüler und Burkhardt, Untersuchungen über die Gesundheitsverhält- 
nisse der Fabrikbevölkerung in der Schweiz, 1889. 
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Grundsätze zu erlassen. Wenn wir daraufhin die ungezählten Erlasse und 
Vorschriften auf gewerbehygienischem Gebiete betrachten, so sehen wir, daß 
gerade die durch Staubentwickelung gefährdeten Betriebe Gegenstand be¬ 
sonderer Fürsorge geworden sind, wobei wir jetzt außer acht lassen wollen, 
daß der Arzt von rein wissenschaftlichem Standpunkte sich hier und da 
noch schärfere Bestimmungen wünschen muß. 

Jedenfalls unterliegt es keinem Zweifel, daß in erster Linie von diesen 
gesetzlichen Bestimmungen und von der Überwachung ihrer Ausführung 
durch die Tätigkeit des Amtsarztes und des neu geregelten Gewerbeinspektions¬ 
wesens eine gewaltige Anregung ausgegangen ist, welche den technischen 
und ärztlichen Aufsichtsbeamten immer von neuem die Frage vorlegte, nach 
welchen Prinzipien im einzelnen eine allen Anforderungen der Hygiene 
möglichst nahe kommende Staubverhütung durchzuführen ist Und diese 
Anregung ging weiter auf die Technik selbst über, welche durch die Er¬ 
findung und Herstellung immer neuerer und zweckmäßigerer Apparate und 
Einrichtungen eine völlige Umwälzung der Fabrikationsart in den ver¬ 
schiedensten Betrieben herbeigeführt hat. Über alle hierbei maßgebenden 
Prinzipien müssen wir uns an dieser Stelle klar werden. 

Den ersten Platz unter allen Schutzmaßnahmen nimmt der sogenannte 
Betriebsschutz ein. Derselbe muß danach streben, nach Möglichkeit die Ent¬ 
wickelung von Staub in der Atmosphäre des Arbeitsraumes überhaupt zu verhindern. 
Diesem Ideal ist möglichst nahe zu kommen durch den ausgiebigen Gebrauch von 
Wasser, wobei allerdings die zum Gelingen des Arbeitsprozesses notwendigen Be¬ 
dingungen stets im Auge behalten werden müssen. Überall da, wo an die Stelle 
der Trockenbearbeitung die Anfeuchtung des Materials tritt, ist die Staubentwicke¬ 
lung verhältnismäßig eine minimale. So ist das Naßschleifen — das Schleifen 
unter Wasser oder mit feuchten Schleifmitteln —, die feuchte Aufbereitung des 
Gesteines beim Bergbau oder der mit Hammerund Meißel zu bearbeitenden Minerale, 
ferner die Entleerung der Bleikammern nach vorauf gegangener Besprengung des 
auf den Bleiplatten haftenden Bleiweißpulvers, das Einfetten und Einölen der 
Jute und Wolle, das Schlichten der Garne, wie das Naß- und Halbnaßspinnen und 
das Naßdrucken usw. fast überall Gemeingut der betreffenden Betriebe geworden. 

Auch in den Gerbereien ist nach Raveneis 1 ) Beobachtungen die Gefahr 
der Milzbranderkrankungen dadurch fast ganz zu beseitigen, daß die Häute von 
vornherein nicht trocken, sondern stets im nassen Zustande bearbeitet werden. 

Leider aber ist in manchen Betrieben die Staubverhütung nicht durchführbar, 
sei es nun, daß die Staubbildung Zweck des Betriebes, oder daß der Staub un¬ 
vermeidlicher Abfall ist. Im ersten Falle ist also als wertvolles Material ein staub¬ 
förmiges Produkt zu gewinnen; dieses selbst bildet den lästigen Staub, woraus 
sich die technische Aufgabe ergibt, daß derselbe geschont werden muß, zumal er 
oft das brauchbarste feinste Erzeugnis darstellt. Es handelt sich hier um die 
Arbeitsprozesse der Zerkleinerung, des Mahlens, Siebens, Mischens und schließlich 
des Verpackens der fertigen pulverigen Masse, einschließlich des dazu führenden 
Transportes, wie dieselben in der Zement-, Thomasschlacken-, Getreidemahl- und 
Bleifarbenindustrie zur Ausführung gelangen. Das herrschende Prinzip ist hier 
die Abschließung der Staubquellen, die natürlich nur dadurch möglich ist, daß 
sämtliche Maschinen in völlig dichte ümkleidungen (Mäntel) eingeschlossen werden 
und nach Möglichkeit jeder Eingriff der Menschenhand während des laufenden 
Betriebes unnötig gemacht wird. Nicht mit Unrecht bezeichnet Rambousek*) 


l ) Ravenei, im 18. Jahresbericht über die Fortschritte und Leistungen auf 
dem Gebiete der Hygiene, begründet von weil. Prof. Uffelmann, 1900, 8.378. 

*) Rambousek, Staub im Gewerbebetriebe. Zeitschr. f. Gewerbehygiene, 
Unfallverhütung und Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 1900, Nr. 18. 
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gegenüber den mit nicht völlig abschließbaren Mahlgängen (Kollergängen) ver¬ 
sehenen Mühlen, die sogenannten Kugelmühlen als ein Ideal in jeder Beziehung. 
Tatsächlich ist in ihnen der staubentwickelnde Herd vollkommen abgeschlossen; 
das zu zerkleinernde Material wird in einer rotierenden Trommel durch zahlreiche, 
entsprechend schwere Gußstablkugeln zerrieben. Auch die anderen Prozesse, das 
voraufgehende Beschicken der Fülltrichter, das 8ieben und Mischen, der Transport 
(durch Becher- oder Schneckonwerke) und schließlich das Verpacken sind nach 
Möglichkeit unter dichtem Abschluß mechanisch auszuführen. Vorbildlich sind in 
dieser Beziehung die Einrichtungen moderner Thomasschlackenmühlen zu nennen, 
in denen der genannte Arbeitsvorgang von A bis Z sich selbsttätig in einem ge¬ 
schlossenen Baume abspielt. 

Erwähnt muß hier auch die Vorrichtung werden, welche in Goldtapetenfabriken 
und lithographischen Anstalten zur Vermeidung der Gefahren bei der Handarbeit 
zweckmäßig angewendet wird; auch hier geschieht das Bepudern des Papiers mit 
Bronze unter einem vollkommenen staubdichten Glaskasten, dessen dem Arbeiter 
zugewendete Beite aus undurchlässig gemachter Leinewand besteht, in welcher 
zwei Armlöcher mit Gummieinfassung den Durchtritt der frei beweglichen Arme 
gestatten. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse da, wo der entstehende Staub als un¬ 
vermeidlicher Abfall in Betracht kommt und der Arbeitsprozeß als solcher nicht 
mechanisch unter Abschluß ausgeführt werden kann, sondern mehr oder weniger 
andauernd der von der Intelligenz geführten Hand des Arbeiters bedarf. Es gilt 
dieses für alle Schleifereibetriebe, für die gesamte Textilindustrie, für die Holz¬ 
bearbeitung und für alle Betriebe, in welchen staubige Ware sortiert bzw. gereinigt 
werden soll. Das Wesentliche hierfür liegt darin, daß die stauberzeugende 
Maschine nicht völlig abgeschlossen werden darf und die Staubquelle mehr oder 
weniger offen mit dem Arbeiter in Berührung kommen muß, weil unmittelbar in 
ihrem Gebiete das Feld seiner Handarbeit gelegen ist. 

Es besteht hier also die Aufgabe, den Staub bei seiner Entstehung so schnell 
als möglich zu entfernen, und zwar so, daß er vom Arbeiter nicht eingeatmet 
werden kann. 

Zu diesem Zwecke hat die Technik in den Exhaustoren eine Einrichtung ge¬ 
schaffen, mittels deren ein künstlich erzeugter Luftstrom, welcher vom Arbeiter 
weggewendet ist, den Staub unmittelbar von seiner Entstehungsstelle absaugt. Die 
Absaugung geschieht entweder in ein gemeinsames System, in dem die von jeder 
Maschine abführenden Böhren sich zu einem ßammelrohre vereinigen, an dessen 
Ende der gemeinsame Exhaustor arbeitet, oder aber jede einzelne Maschine be¬ 
sitzt ihren besonderen Exhaustor. Die Auff an gapparate für den Staub müssen 
dabei natürlich stets der Art des der Bearbeitung unterliegenden Stoffes, der Be¬ 
schaffenheit des erzeugten Staubes, wie auch der Bauart der Maschine bzw. des 
Werkzeuges entsprechen, so daß der Staub der abführenden Bohrleitung in seiner 
Flugrichtung auf die günstigste Weise zugeleitet wird. Dieses wird weiter dadurch 
gefördert, daß die Einführungswinkel, unter welchen die an die einzelnen Staub¬ 
quellen ange§chlossenen Zweigleitungen in das Hauptrohr münden, möglichst spitz 
sind, so daß die verschiedenen Luftströme möglichst parallel einlaufen und so 
sperrende Wirbelungen und kraftvergeudende Beibungen vermieden werden. Aus 
demselben Grunde dürfen auch keine scharfen Krümmungen, Bichtungs und Quer¬ 
schnitts Veränderungen im Bohrsystem vorhanden sein. 

Ob nun für die Erzeugung des notwendigen Luftstromes Strahlgebläse ver¬ 
wendet werden, mit Druckluft, Druckwasser oder Dampf betrieben, ob Niederdruck- 
oder Hochdrucksystem gewählt wird, muß in jedem Falle der Techniker nach der 
Art des Betriebes und der vorhandenen Betriebskräfte entscheiden. Allgemein 
wird man aber heutzutage fordern müssen, daß die Absaugung nicht, wie in den 
englischen Nähnadelschleifereien zuerst üblich war, von oben geschieht, an dem 
Körper und besonders dem Kopfe des Arbeiten vorbei, sondern stets von unten. 

Auch muß bei den Anlagen berücksichtigt werden, daß nicht durch die Be¬ 
seitigung des einen Übels ein neues, die so lästige und auch gefährliche Zugluft, 
hervorgerufen wird, welche den Arbeiter sonst zu leicht verleiten wird, den Ex¬ 
haustor als die Quelle des Übels, wenn eben möglich, abzustellen. 
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Bezüglich der Besonderheit der Auf fange Vorrichtung, je nacli der Größe und 
Gestalt des notwendig zu beanspruchenden freien Arbeitsfeldes und der Eigenart 
des Arbeitsmaterials, müssen noch die Lumpensortiertische hervorgehoben werden. 
Dieselben sind ungemein praktisch dadurch, daß sie keine massive Tischplatte be¬ 
sitzen, sondern statt dessen ein mehr oder weniger feines Drahtnetz, unter welchem 
sich der Trichter des Exhaustors fest anschließend befindet. 

Weniger einfach, aber im Grundprinzip gleich geartet, gestaltet sich die Ab¬ 
saugevorrichtung an den Reinigungsmaschinen, den Wölfen, Beiß- und Schlag¬ 
maschinen der Baumwoll- und Wollindustrie. Hier kommt es darauf an, den Teil 
der oft großen Maschinen, innerhalb dessen StaubentWickelung stattfindet, zu um¬ 
manteln und an einem Exhaustor anzuschließen. 

Um dem möglichen Zurücktreten des abgesaugten Staubes in die Arbeits¬ 
räume seine Gefahren zu nehmen, sind auf dem letzten internationalen Hygiene¬ 
kongreß 1 ) Einrichtungen empfohlen, welche den angesaugten Staub vor der 
Herausleitung in die freie Luft oder in die Feuerung reinigen sollen. Es haben 
sich nach diesen Berichten Sammler, sogenannte Staubkammern oder -türme be¬ 
währt, in welchen der Staub einerseits infolge der durch die Querschnittserweiterung 
bedingten Verlangsamung des Luftstromes sich vermöge seiner Schwere senken 
kann, und derselbe andererseits in diese Kammern und Türme eingefügte Filter 
(Flächen-, Taschen-oder Schlauchfilter) passieren muß, welche je nach ihrem Einbau 
vor oder hinter den Exhaustor als Saug- oder als Druckfilter wirken. Ja die Ver¬ 
vollkommnung ist sogar bis zur selbsttätigen Beinigung dieser Filter durch mecha¬ 
nische Schüttei Vorrichtungen vorgeschritten. — Die vielen technischen Einzelheiten 
eingehender hier zu erörtern, liegt nicht im Bahmen dieser Arbeit, so daß ich auf 
Putschs *) Arbeit verweise, welche eine Anzahl der hier in Betracht kommenden 
maschinellen Einrichtungen eingehend beschreibt, ferner auch auf das mit Ab¬ 
bildungen und erläuterndem Text versehene Katalogwerk über die Sammlungen 
des gewerbehygien-ischen Museums in Wien 1 * *), auf die Modelle der ständigen 
Ausstellung für Arbeiterwohlfahrt in Charlottenburg, und schließlich auf die 
prächtigen technischen Zeichnungen, welche Czimatis 4 ) zu dem Kapitel über 
neuere Erfahrungen, betreffend die Staubverhütung im Gewerbebetriebe, für den 
14. internationalen Kongreß für Hygiene und Demographie herausgegeben hat. 

Während die eben skizzierten Anlagen für größere und große Betriebe 
wegen der meist vorhandenen Betriebskraft leicht durchgeführt werden 
können, zum Teil sogar mit ganz erheblichen ökonomischen Vorteilen ver¬ 
bunden sind (z. B. in der Getreidemahl-, Zement-, Thomasschlacken- und 
Holzbearbeitungsindustrie), so ist diese Möglichkeit für die Kleinbetriebe 
nur eine geringe. Die Höhe der Exhaustoranlagekosten, das häufige Fehlen 
maschinellen Kraftantriebes» die an und für sich nichtmaschinellen Betriebe, 
die Werkstättenarbeit der Hausindustrie, bei der jeder Arbeiter für sich 
allein arbeitet, sie alle erschweren die Durchführung einer zweckmäßigen 
Staub Verhütung außerordentlich. — Für diese Fälle also, wo die Absaugung 
des Staubes am Orte der Entstehung nicht möglich ist, muß dann unter allen 
Umständen der Abschluß solcher Räume von allen anderen Arbeite- oder 
gar Wohnräumen gefordert werden. 


l ) Verhandlungen des 14. internationalen Kongresses f. Hygiene u. Demo¬ 
graphie, September 1807. 

8 ) Pütsch, Sicherung d. Arbeiter gegen d. Gefahren f. Leben u. Gesundheit 
im Fabrikbetriebe, 1883. 

8 ) Die Sammlungen des gewerbehygienischen Museums in Wien, 1878. 

4 ) Czimatis in Verhandlungen d. 14. internationalen Kongresses f. Hygiene 
u. Demographie, Sept. 1907. — Wittgen, Die Staubbeseitigung in Zementfabriken 
und ihr Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit der Anlagen, sowie auf Gesundheits¬ 
verhältnisse der Arbeiterschaft. Concordia 1912, Nr. 2. 
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Es bleibt da nur übrig, die Gefahren durch eine geeignete Raumabsaugung, 
d. h. durch eine geeignete allgemeine Ventilation, herabzusetzen bzw. zu ver¬ 
hindern, und zwar muß dieselbe von dem Willen des Arbeiters unabhängig sein. 

Hierbei ist ferner auch die Bedeutung eines ausreichenden Luftraumes 
für Staubbetriebe zu betonen, eine Notwendigkeit, welcher behördliche Be¬ 
stimmungen in einigen Fällen ausdrücklich Rechnung tragen; so ist z. B. für 
die Beleg- und Trockenräume der Quecksilberspiegel-Beleganstalten in Preußen 
und Bayern bei einer Lufterneuerung von 60 cbm für Kopf und Stunde ein 
Luftraum von mindestens 40 bzw. 30 cbm vorgescbrieben, während die Be¬ 
kanntmachung vom 31. Juli 1897 für die Räume zur Herstellung von Lettern 
und Stereotypplatten einen solchen von 15 cbm, für die übrigen Arbeitsräume 
allerdings nur von 12 cbm bei einer Höhe von 2,6 bis 3 m bestimmt. 

Es muß aber auch mit der Tatsache gerechnet werden, daß, wo einiger¬ 
maßen erhebliche Staubmengen aufgewirbelt werden, es nicht gelingt, durch 
einen großen LuftkubuB und an und für sich gute Ventilationsanlage die 
Atmungsluft dauernd rein zu halten, ohne die unangenehme und schädliche 
Zugluft zu bereiten. Wenn aber Ventilationsapparate angebracht werden 
(Schraubengebläse, Zentrifugal- odet* Schleuderventilatoren, Strahlgebläse), 
dann sollten dieselben unbedingt so eingerichtet sein, daß sie von den Arbeitern 
nicht willkürlich außer Betrieb gesetzt werden können. 

Von besonders einschneidender Bedeutung ist die Frage des Luftraumes 
in den kleinen Betrieben und in der Hausindustrie. Während die Groß¬ 
betriebe, welche auch sonst überall im Vorteil sind, nach dieser Richtung 
hin infolge der oft großen Raum beanspruchenden Maschinen allen hygienischen 
Anforderungen genügen, ist es bei jenen meist arg bestellt; man denke z. B. 
an die Tabak- und Zigarrenindustrie! Da ist selbst die Bundesratsbestimmung, 
welche für Zigarrenfabriken nur einen Luftkubus von 10 cbm für die Person 
vorschreibt, ohne noch dazu auf die Lufterneuerung Rücksicht zu nehmen, 
von rein wissenschaftlichem Standpunkte kaum genügend zu erachten. Als 
Arzt und Mensch möchte man weitgehendere gesetzliche Vorschriften hier 
herbeiwünschen, damit dieselben für die Gewerbeaufsichtsbeamten eine sichere 
Handhabe für die Unterbindung der Mißstände würden, welche in den auf 
S. 812 dieser Arbeit zitierten Zahlenangaben zum Ausdruck kommen. 

Schließlich kann auch in einigen Betrieben die Luftbefeuchtung mittels 
Wasser als die Staubentwickelung vermindernd angewendet werden, sei es 
daß man diese Anlage gleichzeitig mit der Ventilation verbindet, wie z. B. 
mit dem vielgebrauchten Körting sehen Wasserstrahlventilator, oder sei es, 
daß man in einfacherWeise den gedachten Zweck durch häufiges Besprengen 
des Fußbodens und der Wände zu erreichen sucht. 

An letzter Stelle erst dürfen wir als Betriebsschutzmittel die Respiratoren 
nennen, denn nur als äußerstes Hilfsmittel sollten dieselben Verwendung 
finden *). Einmal sind dieselben insofern unzweckmäßig, als sie mit dem. 
Staubabschluß den Zutritt der zum Atmen notwendigen Luft erschweren; 
das Unbehagen und die Belästigung, die durch diese Apparate hervorgerufen 
werden, haben die Arbeiter treffend mit dem unter ihnen gebräuchlichen 


x ) Brezina, Über die Wirkung der gebräuchlichen Respiratoren. Arch. f. 
Hygiene 1911, Bd. 74, Heft 4. 
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Wort „Maulkorb“ gekennzeichnet. Jeder, der einmal längere Zeit einen 
Respirator getragen, wird, selbst wenn er dabei körperlich nicht erheblich 
tätig gewesen ist, ein Verständnis für diese Abneigung gewonnen haben. 
Da die sachgemäße Anwendung der Respiratoren lediglich von dem guten 
Willen des Trägers abhängig ist, dieser gute Wille aber wegen der tatsächlichen 
Lästigkeit des Apparates nicht vorausgesetzt werden darf, so sollte, nach 
dem einstimmigen Urteil aller ärztlichen und technischen Sachverständigen, 
von dem Respirator nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn die Ver¬ 
unreinigung der Luft durch andere Betriebsschutzmittel in keiner Weise 
verhütet werden kann. Dieser Fall wäre vorhanden bei vorzunehmenden 
Reparaturen an den Maschinen bzw. an den Entstaubungsanlagen selbst, 
oder wenn es sich um eine besonders differente Staubart handelt, wie beim 
Bleiweiß, der Tbomasschlacke, den Chromaten. Liegt eine solche Notwendigkeit 
ausnahmsweise vor, so ist eine dauernde Instandhaltung der Apparate und 
ihre regelmäßige Reinigung nach jedesmaligem Gebrauch unbedingt zu fordern; 
auch muß jeder Arbeiter selbstverständlich seinen eigenen, ausschließlich für 
ihn bestimmten Respirator tragen. 

Die Zahl der von der Technik verfertigten Konstruktionen, welche aus 
dem primitiven und meist improvisierten Verfahren des vor Mund und Nase 
gebundenen Schwammes hervorgegangen sind, ist groß. Wir finden jetzt 
bei allen Apparaten maskenartige einfache oder doppelte Metallnetze, welche 
entweder mit dem filtrierenden Stoff (Baumwolle, Watte, Schwamm) überzogen 
sind, oder denselben zwischen sich fassen. 

Praktisch wichtig ist es, wenn man den Wert eines Respirators soweit 
als überhaupt möglich ausnutzen will, in jedem Falle einen vollkommen 
dichten Abschluß der Maske herbeizuführen und ein Filtermaterial zu ver¬ 
wenden, welches auch den feinsten Staub nicht hindurch läßt. Dabei ist es 
aber wieder schwierig, den unangenehmen Druck der Maske zu vermeiden und 
andererseits die angestrengte Respiration des schwer arbeitenden, besonders 
die Exspiration nicht zu behindern. Ersteres erreicht man wohl am zweck¬ 
mäßigsten durch elastische Mittel, etwa durch einen pneumatisch gefüllten 
Gummischlauch, und für eine unbehinderte Atmung hat man Exspirations¬ 
ventile angebracht, so daß das Filter nur bei der Einatmung in Gebrauch 
tritt, während die Ausatmung nur durch das Ventil vor sich gebt. Diese 
Einrichtungen haben aber wieder den Nachteil, daß sie wegen ihrer Kom¬ 
pliziertheit die Reinhaltung der Apparate erschweren, und entbehren den 
anzustrebenden Vorteil, nämlich die Vermeidung der enormen Belästigung, 
besonders der Erhitzung der bedeckten Gesichtsteile, ganz abgesehen von 
der braunen Brandmarke, die nach längerer Zeit jeden Träger eines Respi¬ 
rators um Mund und Nase kennzeichnet. Am besten bewährten sich in den 
Versuchen von Schablonski x ) der Feldbauschsche Stoffsackrespirator 
jind die Krobaksche Maske. Erwähnt muß noch werden, daß in verschiedenen 
Betrieben zur Neutralisierung des chemisch differenten Staubes die Filter 
mit chemischen Agenzien getränkt werden; so nach Heinzeiberg 2 ) in der 

l ) Schablonski, Über Respiratoren bei gewerblichen Staubarbeiten. Zeitschr. 
f. Hygiene u. Infektionskrankheiten 1911, Bd. 68 , Heft 1 . 

*) Heinzeiberg, in Weyls Gewerbehygiene. II. Handbuch der Hygiene, 
1893 bis 1904. 
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Chlorkalkfabrikation mit unterschwefligsaurem Natron, in den Chromat¬ 
fabriken mit löslichem Wismutsalz oder mit dem billigeren unterschweflig- 
sauren Zink bzw. Kalk« — Schließlich ist noch zu bemerken, daß bis zu 
einem gewissem Grade auch ein starker, über den Mund herabhängender 
Schnurrbart im Sinne eines Respirators wirken kann. 

Das über die belästigenden Eigenschaften der Respiratoren Gesagte 
findet voll und ganz Anwendung auf die Schutzbrillen, welche, wenn sie 
gänzlich abschließend gebaut sind, dem Arbeiter bei längerem Gebrauch 
sogar Schmerzen verursachen, ganz abgesehen davon, daß dieselben durch 
größere fortgeschleuderte Gegenstände, wie z. B. beim Zerbrechen von Schleif¬ 
scheiben, zertrümmert werden und erheblichen Schaden anBtiften können. 
Auch erhöht die bewirkte Einengung des Gesichtskreises und das baldige 
Beschlagenwerden der Gläser mit dem Staub die Betriebsunsicherheit nicht 
unwesentlich. Will man Schutzbrillen nicht entbehren, so wird man, wenn 
nicht das kleinere Übel durch ein größeres ersetzt werden soll, möglichst 
leichte, biegsame und doch solide Gestelle mit Seitenschutz und weichen 
Einlagen wählen und für genügende Luftzufuhr zum Auge durch seitliche 
Öffnungen Sorge tragen müssen. 

Mit den speziellen Betriebsschutzmaßnahmen müssen solche allgemeinerer 
Art einhergehen, welche auf alle staubentwickelnden Betriebe Anwendung 
finden. 

Die Frage der allgemeinen Ventilation und des erforderlichen Luftkubus ist 
schon erörtert worden. Es muß immer wieder betont werden, daß entgegen aller 
Unwissenheit, Leichtfertigkeit, allem Mangel an gutem Willen und finanziellen 
Schwierigkeiten, in geschlossenen Arbeitsstätten, und noch dazu in staubentwickelnden, 
für ausreichenden Luftraum und vollkommenen Luftwechsel Sorge zu tragen ist. 
Dabei dürfte im allgemeinen ein Luftraum von 15 cbm für den Arbeiter bei drei¬ 
maliger Lufterneuerung in der 8tunde als Mindestforderung aufzustellen sein, 
deren Erhöhung aber ein stets zu erstrebendes Ziel sein muß. 

Ferner erleichtert die Staubverhütung wesentlich ein fester, dichter und 
ebener Fußboden, sowie glatte und möglichst abwaschbare Wände, so daß eine 
häufige, beim Fußboden sogar täglich mehrmalige Reinigung von allen beim 
Betriebe entstehenden Abfällen leicht ausführbar ist. — Neben der bereits ge¬ 
nannten Besprengung der Fußböden mit Wasser muß noch diejenige mit Öl 
genannt werden, welche vor etwa zehn Jahren in den zahlreichen Räumen der 
Reichsdruckerei mit gutem Erfolg eingeführt worden ist und auch sonst vielfältig 
angewendet wird. 

Weiter muß dahin gearbeitet werden, daß noch mehr wie bisher schon 
alles das, was nicht notwendig die Hand des Arbeiters ausführen muß, der 
Maschine überlassen wird, und ferner, daß überall da, wo es der beabsichtigte 
Arbeitszweck erlaubt, bisher verwendetes gesundheitsschädliches Material 
durch ungefährliches, bzw. staubentwickelnde Fabrikationsmethoden durch 
staubfreie ersetzt werden. So ist es ein leichtes, daß in den Feilenhauereien, 
bei der Bernsteinbearbeitung sowie in der Kunstpapier- und Blumenfabrikation 
die verhängnisvollen Bleiplatten als Unterlagen völlig verschwinden, Und daß 
in den Webereien an den Lisiermaschinen die Bleigewichte durch anderes 
Metall stets ersetzt werden, auch kann ohne Zweifel in sehr vielen Fällen 
der Gebrauch der Bleiweißfarbe durch die Verwendung anderer Deckfarben, 
wie z. B. des Zinkweiß, eingeschränkt werden. — In ähnlichem Sinne an¬ 
regend haben im Regierungsbezirk Cöln etliche Bleiweißfabriken dadurch 
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gewirkt, daß sie durch die Einführung des elektrochemischen Verfahrens *) 
den Wegfall der Oxydierkammern und des essigsaoren Bleies ermöglicht haben. 

Alle bisher geschilderten Betriebsschutzmaßnahmen werden jedoch zum 
großen Teil illusorisch, wenn dieselben nicht durch eine vernünftige indi¬ 
viduelle Hygiene unterstützt werden. Ihre Voraussetzung ist aber ein 
stets waches Gewissen der Arbeitgeber, das sich bemühen muß, bis ins 
kleinste hinein den Bestimmungen der Gewerbeordnung und der speziellen 
Erlasse nachzukommen und den in § 120 a der Gewerbeordnung gegebenen 
Spielraum bezüglich der Sanierung der Betriebe ( n wie es die Natur des Betriebes 
gestattet“) nur nach der positiven, schutztätigen Seite hin auszunutzen. 

Der oberste Grundsatz auf jeglichem Gebiete der Hygiene, Reinlichkeit, 
gibt auch für diesen Teil der Prophylaxe das Leitwort ab. 

Bezüglich der Reinhaltung der Arbeitsstätte muß nur noch auf die 
Notwendigkeit einer unschädlichen Beseitigung des Auswurfes hingewiesen werden. 
Von seiten der Behörden hat sich mit dieser gesundheitsgefährlichen Bedeutung 
des Auswurfes der Arbeiter, besonders in Staubbetrieben, zum ersten Male der 
kultusmicisterielle Erlaß vom 10. Dezember 1890 an die Oberpräsidenten befaßt. 
Aber nach wie vor hat man die Erfahrung gemacht, daß es ungemein schwer 
hält, nicht nur den ungebildeten Laien, den Arbeiter, sondern auch die auf Bil¬ 
dung Anspruch machenden Unternehmer von der hohen hygienischen Bedeutung 
solcher auf wissenschaftlichen Tatsachen beruhenden Verordnungen zu überzeugen. 
Um so mehr erwächst daraus die Pflicht, nicht nur durch immer erneute Belehrung, 
sondern auch durch Verbot und eventuelle Bestrafung zu erzwingen, daß die 
Verunreinigung des Fußbodens und der Wände in den Arbeitsräumen wie in den 
Korridoren durch Auswurf so gut wie gänzlich aufhört. Denn wenn auch die 
noch zu besprechenden Verwendungsschutzmaßnahmen früheitig jeden der Tuber¬ 
kulose Verdächtigen aus staubentwickelnden Betrieben entfernen sollen, so muß 
doch bei der häutigen Schwierigkeit einer Frühdiagnose mit der Anwesenheit von 
infektiösem Auswurf immer gerechnet werden. Die zum Teil mit Wasser zu 
füllenden Spucknäpfe (für jeden Arbeiter ein besonderer) müssen bequem, am 
sichersten, wie vielfach schon eingeführt, in etwa lm Höhe über dem Fußboden 
erreichbar sein und möglichst durch Anschluß an die Wasserabflußleitung leicht 
gereinigt werden können. 

Demnächst ist die Reinhaltung des Körpers und der Kleidung erstes 
Gebot. Das Waschen der Hände und des Gesichtes einschließlich des Bartes mit 
warmem Wasser, Seife und Bürste vor jeder Pause und vor Arbeitsschluß, besonders 
aber vor jeder Mahlzeit, ferner gleichzeitig das Bürsten der Zähne und Spülen 
des Mundes sind als unerläßlich zu bezeichnen. Die ungeheure Bedeutung dieser 
Maßnahmen, in erster Linie bei allen giftigen Staubarten — man denke an das 
Blei! — erhellt ohne weiteres, wenn wir uns dessen erinnern, was wir bereits über 
die Art der Einverleibung dieser Substanzen in den Organismus gesagt haben; 
eine Wiederholung erübrigt sich deshalb. — Wo aber infolge großer Staubm&ssen 
eine Verschmutzung der ganzen Körperoberfläche stattfindet, womöglich noch mit 
besonders differenten Staubarten, und Durchnässung und häufige Temperatur¬ 
wechsel nebenhergehen, da ist die Einrichtung von Bädern nicht zu entbehren, 
und zwar kommt hier als Fabrikbad das Brause- und Vollbad in Betracht. Immer 
von neuem sollten sich die Aufsichtsbeamten der dankbaren Aufgabe unterziehen, 
auf die Einrichtung dieser Fabrikbäder in möglichst vielen durch Staub gefähr¬ 
deten Betrieben hinzuwirken und sich hierbei nicht nur auf diejenigen beschränken, 
für welche die Gesetzgebung diese Einrichtungen vorschreibt. Als nicht unwich¬ 
tiges Moment sollte hierbei auch die von einer zweckmäßigen Hautpflege stets zu 
erwartende Hebung der allgemeinen Widerstandskraft des Körpers gegen Krank¬ 
heitsgefahren aller Art mitwirken. — Aus dem Gesagten ergibt sich von selbst, 

l ) 18. Jahresbericht über die Fortschritte und Leistungen auf dem Gebiete 
der Hygiene. Begründet von weil. Prof. Uffelmann, 1900, ß. 376. 
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daß die regelmäßige Benutzung dieser Wasch- und Badegelegenheiten, deren 
Häufigkeit sich nach der Staubgefahr bz w. dem Grade der Körper Verunreinigung 
zu richten hat, durch Kontrolle und, falls es sich als nötig erweisen sollte, durch 
Zwang unbedingt gewährleistet werden muß. 

Die Ergänzung der mechanischen Wirkung von Waschung, Badung, Mund¬ 
spülung durch chemische Zusätze zu dem Wasch-, Bade- und Mundwasser ist 
theoretisch einleuchtend. So wurde stellenweise ein Schwefel- oder Schwefeleisen¬ 
zusatz bei Blei- und Quecksilbergehalt des Staubes verwendet und Eisenoxydhydrat 
bei arsenhaltigem Staub dem Wasser zugesetzt. Bei Bleiarbeitern ist ferner die 
Neutralisierung des äußerlich anhaftenden Bleies durch Reinigung der Hände und 
des Gesichtes mittels weinsauren Ammoniaks, und weiter das Mundspülen und 
Gurgeln mit schwefelsäurehaltiger Limonade vielfach im Gebrauch. Wie groß 
jedoch der schützende Effekt tatsächlich ist, kann natürlich nur schwer fest¬ 
gestellt werden. — Erheblich garantiert wird die ausgiebige und gründliche An¬ 
wendung von Waschung und Bad, wenn beides stets innerhalb der Arbeitszeit, 
und zwar ohne Lohnabzug oder Kosten für den Arbeiter, vorgenommen wird; 
auch dürfte hierdurch das Interesse für die Benutzung bei den Arbeitern stets 
außerordentlich erhöht werden. 

Als ein für die Reinhaltung der Hände nützliches, ja unentbehrliches Mittel, 
besonders gegenüber toxisch wirkendem Staub, müssen noch Fette zum Einfetten 
der Haut sowie das Tragen von wasserdichten Handschuhen empfohlen werden. 

Alle diese Maßnahmen für die Reinhaltung der Körperoberfläche werden 
wesentlich unterstützt durch die Benutzung von besonderen Arbeitsanzügen und 
-mutzen, wie sie auch durch verschiedene Bundesratserlasse vorgeschrieben sind. 
Daß das Umkleiden stets in besonderen Ankleideräumen erfolgen muß, daß ferner 
lie Reinigung und Aufbewahrung der Arbeitskleidung und der Straßenkleidung 
getrennt geschieht, und daß vor allem in den Arbeitsanzügen keine Mahlzeiten, 
auch nicht das kleinste Frühstück, eingenommen werden dürfen, ist ein sich von 
selbst ergebendes logisches Postulat. 

Letztgenannter Punkt ist von ungeheurer Wichtigkeit. Daß das Einnehmen 
von Mahlzeiten in den Arbeitsräumen unbedingt verboten ist, das heißt also, daß 
letztere nur in der Arbeitskleidung betreten werden dürfen, muß jedem Arbeiter 
in staubentwickelnden Betrieben durch immer zu wiederholende Instruktion, ja 
durch Androhung von Ordnungsstrafe, in Fleisch und Blut übergegangen sein. 
Daraus ergibt sich für den Arbeitgeber die Notwendigkeit, seinen Untergebenen 
besondere, von den Arbeitsräumen scharf getrennte und im Winter heiz¬ 
bare Speiseräume zur Verfügung zu stellen. — Daß aber, wie das Essen und 
Trinken, so auch das Rauchen, Tabakkauen und -schnupfen in den Arbeitsräumen 
dem Arbeiter auf die Dauer verhängnisvoll werden kann, leuchtet ohne weiteres 
ein; auch hierin ist die Gefahr bei den toxischen Staubarten besonders groß und 
durch ein Verbot zu beseitigen. 

Indirekt liegt ferner für den Staubarbeiter eine schwere Gefahr in deni 
Genuß von Alkohol, der, wenn er in die Arbeitsstätten mitgebracht und in den 
Kantinen verkauft werden darf, immer von neuem dazu verlockt, die infolge des 
Staubes trockene und gereizte Schleimhaut des Mundes und Rachens zu befeuchten, 
so daß der übermäßige Genuß der Spirituosen sehr leicht zur üblen Gewohnheit 
werden kann. Als Ersatz für diese Entbehrungen müssen aber dem Arbeiter 
unschädliche Genußmittel, besonders Getränke, wie Kaffee, Milch, Tee, Fruchtsäfte, 
vor allem aber ein einwandfreies Trinkwasser zur Verfügung gestellt werden, denn 
nur so kann man berechtigterweise das Meiden des Alkohols vom Staub ein¬ 
atmenden Arbeiter erwarten. 

Eine bedeutsame Rolle in der Prophylaxe spielt in unserer Frage der 
sogenannte Verwendungsschutz, worunter wir diejenigen Maßnahmen 
verstehen, welche einen Mehrerwerb auf Kosten der Gesundheit des Arbeiters 
verwerfen und bekämpfen, und zwar sowohl aus gesundheitlichen, wie auch 
aus wirtschaftlichen Rücksichten. Da, wie wir gesehen haben, die mannig¬ 
fache Staubentwickelung schon den gesunden und kräftigen Arbeiter in 
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dauernde große gesundheitliche Gefahren setzt, so ist es im Interesse einer 
gesunden Entwickelung der Arbeiterbevölkerung gelegen, wenn schwächliche 
und darum weniger widerstandsfähige Individuen von allen derartigen Be* 
trieben ausgeschlossen werden. Dieser Notwendigkeit entspricht die auf 
dem Wege der Verordnung vorgeschriebene ärztliche Untersuchung vor 
Beginn der Beschäftigung bei den Arbeitern in Bleifarben-, Bleizucker- und 
Phosphorzündholzfabriken und in Quecksilberspiegelbeleganstalten; in noch 
größerem Maße würde ein zweckmäßiger Verwendungsschutz zweifellos 
garantiert werden, wenn in diesen Betrieben, wie bereits in den Anlagen zur 
Herstellung elektrischer Akkumulatoren aus Blei und Bleiverbindungen und 
in Thomasschlackenanlagen geschehen ist, die Einstellung der Arbeiter ab¬ 
hängig gemacht würde von dem Zeugnis besonderer, von der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde dazu ermächtigter Ärzte, d. h. vorzugsweise von einer 
amtsärztlichen Bescheinigung. Das gleiche würde der Fall sein, wenn nach 
dem Vorschlag von Roth 1 ), die vorgeschriebenen periodischen ärztlichen 
Untersuchungen in allen genannten Betrieben, wie auch in den Alkali- 
chromatfabriken, eine Ergänzung erfahren würden durch dauernde amts¬ 
ärztliche Überwachung des Betriebes und seiner Stätte nach der hygienischen 
Seite, d. h. bezüglich des vorhandenen Betriebsschutzes sowie der Ausführung 
der individuellen Hygiene. Daß die zweckmäßigste Überwachung die amts¬ 
ärztliche sein dürfte, ist begründet in der vorgeschriebenen staatsärztlichen 
Vorbildung und Ausbildung des beamteten Arztes, welche ihn in erster Linie 
befähigt, auf diesem speziellsten Gebiete der Hygiene sachverständige Kritik 
zu üben. 

Daß Kinder und Jugendliche eines ganz besonderen Schutzes gegen¬ 
über der Staubgefahr bedürfen, erheischt keine weitere Erläuterung. Wenn 
man etwa einwendet, die Erwerbsarbeit der Kinder sei ein notwendiges Mittel 
zur Beseitigung der sozialen Notlage, so wäre das ein überaus kurzsichtiges 
Urteil. Mit demselben Recht, sagt Schenk 2 ) treffend, müsse man die Be¬ 
kämpfung von Pest und Cholera usw. als unnütz erklären, weil diese Krank¬ 
heiten ein notwendiges Mittel zur Dezimierung der sonst über die Unter¬ 
haltungsmittel hinauswachsenden Menschheit seien. Nein, den Kindern und 
Jugendlichen, und in bestimmter Weise auch den weiblichen Arbeitern, 
gebührt ein ganz besonderer Schutz, denn bei ihnen allen handelt es sich 
um die Zukunft der Nation. 

Dieser dringenden Notwendigkeit tragen die gemäß § 139 a der Gewerbe¬ 
ordnung getroffenen Bestimmungen für die wichtigsten durch Staub gefähr¬ 
lichen Betriebe insofern Rechnung, als in ihnen die Zulassung oder Nicht¬ 
zulassung von jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen zu bestimmten 
Verrichtungen, die Arbeitsdauer und die Pausen geregelt und für einzelne 
dieser Betriebe die Zulassung von einem ärztlichen Attest abhängig ge¬ 
macht wird. 

Wie wertvoll die häufigere Unterbrechung der Staubeinatmung durch 
nicht zu kurze Pausen für die Erhaltung einer normalen Funktion der 
natürlichen Schutzmittel des Respirationstraktus ist, haben wir am Eingang 

l ) Roth, Berl. klin. Wochenschr. 1901, S. 501. 

*) Schenk, Die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren im Kleingewerbe 
und in der Hausindustrie. Deutsche Vierteljahr9schr. f. öffentl. Qesundheitspfl., Bd. 34. 
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der Arbeit schon erwähnt. Wenn vielleicht die Festsetzung eines Normal¬ 
arbeitstages eine soziale Ungerechtigkeit bedeuten würde, so vermag doch 
sicherlich die Durchführung eines Maximalarbeitstages, je nach der Gefähr¬ 
lichkeit des Betriebes abgestuft, prophylaktisch bedeutsam zu wirken, wie 
derselbe bisher nur für eine beschränkte Anzahl der hier in Betracht 
kommenden Betriebe gesetzlich festgelegt ist (für Bäckereien, Getreidemühlen, 
Akkumulatoren -, Thomasschlacken -, Bleifarben - und Bleizuckerfabriken, 
Quecksilberspiegelbeleganstalten). — Die Wirkungen des Maximalarbeitstages 
können sich ganz besonders segensreich da gestalten, wo der Arbeiter die 
ihm noch zur Verfügung stehende freie Zeit für die Ruhe seines Körpers 
und die Erholung in frischer reiner Luft verwendet, zumal wenn er Gelegen¬ 
heit hat, in Garten- und Feldarbeit sich zu beschäftigen. Daß zu dieser 
Verwendungsschutzfrage noch die hohe Bedeutung der Wohnungsbedingungen, 
wie auch der übrigen allgemeinen sozialen Verhältnisse, als die Widerstands¬ 
fähigkeit des Arbeiters unterstützende Momente, in naher Beziehung stehen, 
sei an dieser Stelle nur angedeutet. — Droht aber ein Arbeiter im Staub¬ 
betriebe ein Opfer der ihn dauernd umgebenden Gefahren zu werden, ins¬ 
besondere der Tuberkulose, oder machen sich sichere Zeichen des beginnenden 
Leidens bemerkbar, so ist unbedingt die Unterbrechung der Arbeit und ein 
Aufenthalt in einer Heilstätte zu veranlassen und hernach, wenn eben an¬ 
gängig, ein Berufswechsel herbeizuführen. 

Die bei der Erörterung der individuellen Hygiene häufiger geforderten 
Verbote und eventuelle Ordnungsstrafen werden Bicher unfruchtbar bleiben, 
wenn man dem Arbeiter nicht Gelegenheit gibt, das, was man von ihm in 
seinem eigensten Interesse verlangt, auch wirklich zu verstehen. Schon in 
der Volksschule muß meines Erachtens dieses Verständnis für allgemeinste 
Hygiene geweckt werden, und die Gelegenheit ist auch ohne dafür besonders 
bestimmte Unterrichtsstunden durch dauernde erziehliche Einwirkung viel¬ 
fältig vorhanden. Den obligatorischen gewerblichen Fortbildungs¬ 
schulen erwüchse dann die bedeutungsvolle Aufgabe, den Jüngling mit den 
für seinen künftigen Beruf besonderen hygienischen Forderungen vertraut 
zu machen, unter immer erneutem Hinweis auf die ihm drohenden Gefahren 
für Leben und Gesundheit. Der junge Arbeiter ist dann dem Arbeitgeber 
anvertraut, für den es heutzutage ein leichtes ist, durch dauernden Konnex 
mit den technischen und ärztlichen Sachverständigen sich auf der Höhe der 
modernen hygienischen Anschauung zu halten, zumal er sich immer klar 
sein wird, wieviel auch er durch eifrige Mitarbeit an der Sanierung seines 
Betriebes gewinnen kann, allein schon infolge der dadurch bewirkten Ent¬ 
lastung des Ausgabenkontos für die Arbeiterversicherungen. 

Pflicht des sachverständig beratenen Arbeitgebers ist es dann, seinen 
Arbeitern durch Wort und Schrift immer erneute Belehrung und Aufklärung 
zukommen zu lassen und immer wiederholte Instruktionen für die einzelnen 
Betriebe ihnen einzuprägen. Daß alle diese Belehrungsmittel dem Arbeiter 
kostenlos zugänglich gemacht werden müssen, bedarf kaum der Erwähnung; 
auch wird man immer darauf halten müssen, daß die Belehrungen nicht 
durch ihre Länge ermüdend wirken. Wesentlich unterstützt kann der 
Arbeitgeber darin werden durch geeignete Bücher der Volksbibliotheken, 
durch belehrende Abhandlungen der Lokalblätter, durch Vorträge in den 
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Dr. E. Mangelsdorf, 


verschiedensten Vereinen. Vorbildlich in dieser Beziehung sind unsere 
obersten Gesundheitsbehörden vorangegangen; die Merkblätter des Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamtes zeichnen sich gerade dadurch aus, daß sie nicht 
allgemein gehalten sind, sondern sich an die besonders gefährdeten Betriebs¬ 
arten einzeln wenden. Auch die sogenannten Arbeiterwohlfahrtsausstellungen 
vermögen nach dieser Richtung hin, besonders durch die gebotene An¬ 
schauung, fördernd zu wirken, ebenso wie die von den einzelnen Landes¬ 
versicherungsanstalten in Umlauf gesetzten Tuberkulosewandermuseen mit 
ihren Belehrungen durch Wort, Bild und Modell. 

Bei Anwendung aller bisher genannten prophylaktischen Maßnahmen 
wird relativ am meisten geschützt sein stets derjenige Arbeiter, welcher, 
durch längeres Arbeiten in ein und demselben Betriebe von der Bedeutung 
der ihn umgebenden Gefahren allmählich durchdrungen, sich an die sach¬ 
gemäße Verwendung der zur Verfügung stehenden Betriebsschutzmittel, 
sowie an ein individuell-hygienisches Verhalten gewöhnt hat, so daß er 
gleichzeitig vorbildlich und erzieherisch auf die jüngeren Arbeiter wirken 
kann. Daraus ergibt sich, ähnlich wie für die durch Unfälle, so auch für 
die durch Staubentwickelung gefährdeten Betriebe die große Bedeutung eines 
eingearbeiteten Arbeiterstammes für ihre einwandfreie Sanierung. 

Seit etwa 1895, nachdem die Durchführung eingehender bundesratlicher 
Verordnungen (gemäß § 120e und 139a der Gewerbeordnung) durch die Um¬ 
gestaltung des Gewerbeaufsichtswesens von Grund auf und durch die neu- 
geschaffene erhebliche Zahl von wissenschaftlich-technisch vorgebildeten Auf¬ 
sichtsbeamten sicher gewährleistet werden konnte, ist ein Erlaß dem anderen 
gefolgt, Hand in Hand damit sind Bestimmungen der Landeszentralbehörden 
und, besonders in Gegenden mit stark ausgeprägter örtlicher Industrie, 
Polizeiverordnungen gegangen und haben im Verein mit dem durch § 16 der 
Gewerbeordnung vorgeschriebenen gewerblichen Konzessionsverfahren auf 
die Beseitigung der Staubgefahr im Gewerbebetriebe hingewirkt. In welchem 
Maße diese staatlichen Fürsorgebestrebungen und ihre Durchführung durch 
das vereinte Wirken der Staatsbaubeamten, der Gewerbeinspektionen und 
der beamteten Ärzte von greifbaren Erfolgen begleitet gewesen ist, ergibt 
sich aus statistischen Vergleichen. Es ist hier nicht der Ort, auf Einzelheiten 
einzugehen, es sei nur beispielsweise auf die Verhältnisse im Solinger Industrie¬ 
bezirk hingewiesen, wo nach Röpke 1 ) 1904 und 1905 von 1000 lebenden 
Schleifern durchschnittlich 10,95 starben, gegen 25 der schon erwähnten 
Oldendorffsehen Statistik 2 ) für die Jahre 1850 bis 1874 und gegenüber 
20,62 nach einer amtlichen Erhebung für die Zeit von 1885 bis 1895. In 
den Jahren 1905 bis 1906 standen sogar bei der allgemeinen Ortskrankenkasse 
Solingen, wie auch bei verschiedenen Fabrikkrankenkassen (Czimatis 3 ) die 
Metallschleifer hinsichtlich der Häufigkeit der Erkrankungen besser als die 
Gesamtzahl aller Versicherten, so daß auf Grund dieser und anderweitiger 
Erhebungen im Reiche gelegentlich der Aufstellung eines Entwurfes zu einer 

*) Röpke, Weyls Handbuch der Arbeiterkrankheiten, A III. 

2 ) Oldendorff, Der Einfluß der Beschäftigung auf die Lebensdauer des 
Menschen nebst Erörterungen der wesentlichsten Todesursachen, 1877. 

8 ) Czimatis, Verhandl. d. 14. intern. Kongr. für Hygiene u. Demographie, 
September 1907, Nr. 3. 
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Die gesundheitliche Gefährdung der Arbeiter usw. 

Bundesratverordnung für Metallschleifer sich kein Bedürfnis mehr zeigte 
nach reichsgesetzlichen Bestimmungen; die Regierungsbehörden hatten sich 
nämlich bereits seit 1898 auf dem Wege der Verordnung der hygienischen 
Notlage dieser Berufsklasse angenommen. Andererseits ist in manchen ge¬ 
werblichen Arbeitsgebieten der Kampf gegen die Staubgefahr bisher weniger 
erfolgreich gewesen; ich weise hin auf die Ergebnisse der Arbeiten von Kaup 1 ) 
und Abelsdorff 2 ) über die Bleigefabr. 

In diesen, wie in allen anderen durch Staubentwickelung gefährdeten 
Betrieben wird die weitere Sanierung, wie bisher, in erster Linie abhängen 
von der werktätigen Teilnahme des Arztes, des praktizierenden wie des 
beamteten, an den Fragen und Aufgaben, welche die Industrie in hygienischer 
.Beziehung immer von neuem stellt. Zu betonen ist dabei, daß die nicht 
konzessionspflichtigen mit Staubentwickelung verbundenen Gewerbebetriebe 
des Medizinalbeamten besondere Aufmerksamkeit stets bedürfen werden, 
und daß er in erster Linie neben dem technischen Sachverständigen, bei 
dem hygienisch in jeder Beziehung schlechter gestellten Kleingewerbe und 
besonders in der Hausindustrie auch bezüglich der Staubgefahr Hüter der 
Volksgesundheit sein und bleiben muß. 

l ) Kaup, Über den Stand der Bleivergiftung in den gewerblichen Betrieben 
Preußens. Arch. f. boz. Hygiene 1910, Bd. 6, Heft 1. 

*) Abelsdorff, Bleierkrankungen in gewerblichen Betrieben. Conoordia 1910, 
Nr. 17. 


Viorteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1912. 
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M. Mosse und C. Tagendreich: Krankheit und soziale Lage. 

1. Lieferung. 232 S. 8°. Preis je München, J.F. Lehmann, 1912. 

Das Werk soll in drei Lieferungen erscheinen, von denen die erste bis¬ 
her erschienene einen allgemeinen Teil und Abhandlungen über den Einfluß 
von Wohnung, Ernährung und Arbeit auf die Morbidität, die zweite solche 
über den Einfluß der sozialen Lage auf die Morbidität und Mortalität der 
Frau und des Kindes, auf die Schul- und Militärtauglichkeit, auf Neryen- und 
Geisteskrankheiten, Selbstmord und Verbrechen und auf den Alkoholismus 
bringt, und die dritte solche über die Beziehungen der sozialen Lage zu 
Geschlechts- und Infektionskrankheiten, Tuberkulose und Krebs und Zahn¬ 
krankheiten und schließlich über die Prophylaxe durch Staat, Gemeinde, 
private Fürsorge, Gesetzgebung und Maßnahmen zur Besserung der Fort- 
pflanzungsauslese bringen wird. 

Im allgemeinen Teil behandeln Mosse und Tugendreich die Ursache 
und das auslösende Moment in der Ätiologie der Krankheiten, die Bedeutung 
der Statistik für die Erkennung sozialer Mißstände, den Umfang des Pau¬ 
perismus, die soziale Therapie, Fürsorge und Auslese. H. Silbergleit, der 
Leiter des Statistischen Amtes der Stadt Berlin, gibt einen Überblick über 
die Geschichte der Statistik und über die Systematik der Todesursachen, sowie 
der Krankheiten in Heilanstalten, in Heer und Flotte und bei den Lebens- 
Versicherungsanstalten. 

E. Wernicke, der Lehrer der sozialen Hygiene an der Akademie zu 
Posen, dieser eigenartigen und einzigartigen Volkshochschule in Deutsch¬ 
land, gibt eine Darstellung von dem Einfluß der Wohnung auf Krankheit 
und Sterblichkeit im allgemeinen, der Wohnungsfeuchtigkeit auf die Wider¬ 
standskraft der Bewohner gegen Krankheit und auf die Weiterentwickelung 
bereits vorhandener Krankheiten, wie Erkältung, Rheumatismus, Neural¬ 
gien und Katarrhe, der Wohnungsluft und Überfüllung. Im besonderen weist 
er auf die ^Tuberkulose und die Sommerdiarrhöe der Kinder hin als spezi¬ 
fische Wohnungskrankheiten infolge von Lichtmangel, Überfüilung, mangel¬ 
haften Schlaf räumen und des ganzen bekannten Wohnungselendes. Zum 
Schluß bespricht er die Prophylaxe und das Problem einer Wohnungsreform. 

F. Hirschfeld, dessen Studien über das viel umstrittene Gebiet der Er¬ 
nährung auf länger als ein Jahrzehnt zurückgreifen, gibt ein Bild von dem 
Einfluß der Unter- und Überernährung auf Krankheit und Sterblichkeit, 
besonders unter Handwerkern, landwirtschaftlichen Arbeitern und Gefangenen, 
indem er zugleich die bestehenden Vorurteile über die Nachteile einer vor¬ 
wiegend animalischen und vorwiegend vegetabilischen Kost auf das richtige 
Maß zurückführt. 
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Kritiken und Besprechungen. 

F. Koelsch, der als bayerischer Landesgewerbearzt ein hervorragender 
Kenner der einschlägigen Verhältnisse ist, behandelt den Einfluß der Arbeit 
und des Berufes auf die Morbidität und Mortalität. Berufsauslese, Er¬ 
müdung, Nacht-, Frauen- und Kinderarbeit, Übermüdung, Arbeit in ge¬ 
schlossenen Räumen, Lichtschädigungen, Schallreize, Temperatur, Feuchtig¬ 
keit, Luftdruck, Staubgefahr, gewerbliche Infektionen, Tuberkulose, gewerbliche 
Gifte, Unfälle, Blutkrankheiten, Krebs, Frauenkrankheiten, Schwangerschaft, 
Statistik geben den Rahmen für seine ausführliche Darstellung. Im besonderen 
gedenkt er der Ärzte und Krankenpfleger, des Verkehrswesens, der Land¬ 
wirtschaft, des Nahrungsmittelgewerbes, der Berg- und Hütten-, Holz- und 
Metallarbeiter, der keramischen, chemischen, graphischen und textilen Industrie. 

W. Weinberg-Stuttgart gibt einen Überblick über den Einfluß der 
sozialen Lage auf die Morbidität und Mortalität der Frau (weibliche Über¬ 
völkerung, Beruf und Mutterschaft, Arbeiterinnen- und Ledigenschutz), 
G. Tugendreich auf die des Kindes (Stillung und Stillungsmöglichkeit, 
Mutterschulung), M. Fürst-Hamburg auf die Schultauglichkeit (Erwerbs¬ 
tätigkeit der Schulkinder und der Mutter), H. Meisner-Berlin auf die 
Militärtauglichkeit (Beruf, Stadt und Land), G. Voss-Düsseldorf auf Nerven- 
und Geisteskrankheiten, Selbstmord und Verbrechen (Rasse, Beruf, wirt¬ 
schaftliche Krisen und Katastrophen, Überanstrengung, Sexualität, Bildung, 
Aberglauben, Religion, Prostitution, Landstreichertum) und B. Laquer- 
Wiesbaden auf den Alkoholismus (Konsum, Arbeitsart, Unterkunft). 

Im allgemeinen zeichnen sich die erschienenen Arbeiten durch eine sorg¬ 
fältige Sichtung und kritische Verwendung der über diese Gegenstände 
bereits vorhandenen reichen Literatur aus, über die jeder derselben ein ge¬ 
naues Verzeichnis beigegeben ist. Dadurch werden einerseits manche ein¬ 
gewurzelte Vorurteile zerstreut, andererseits faßbare Schäden aufgedeckt, 
deren Beseitigung einer Hebung der sozialen Lage aller Volksschichten zu¬ 
gute kommt. Da das Werk in allgemein verständlichem Sinne geschrieben 
ist, verdient es auch außerhalb des Kreises der Gesellschaftsbiologen und 
Hygieniker besonders bei allen, die sich zu sozialer Mitarbeit dazu berufen 
fühlen, eine weite Verbreitung zur Abwehr der vielen Schäden, die an der 
bürgerlichen Gesellschaft nagen. (Meisner.) 


H. Bisch off, w. Hoff mann, H. Schwiening: Lehrbuch der Militär- 
hygiene. IV. Bd. 515S. m. 2 Tafeln u. 39 Abbildungen im Text. 

8°. Preis 7 <At. Berlin, Aug. Hirschwald. 

Dem ersten bis dritten Bande des Werkes ist nach längerer Pause der 
vierte Band gefolgt. Er bringt die Lehre von den Infektionskrankheiten. 
Wenn bei der Besprechung der vorhergegangenen Bände hervorgehoben 
worden ist, daß sie nicht bloß dem Militärärzte, sondern jedem Hygieniker 
eine Fundgrube der modernen Erkenntnis sein werden, so gilt dies auch von 
dem vierten Bande. Er behandelt die allgemeine Ätiologie und Prophylaxe 
der Infektionskrankheiten, die Desinfektion, die Immunität und Immuni¬ 
sierung und im besonderen die ganze Reihe der Infektionskrankheiten von 
der Tuberkulose bis zu den Mykosen. Die kompendiöse und dabei doch 
erschöpfende Darstellung gestattet auch demjenigen, der sich nicht in das 

53* 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



836 
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Studium der Einzelwerke vertiefen kann, eich von dem heutigen Stande der 
in Betracht kommenden und vielfach noch strittigen Fragen zu unterrichten. 
Dies gilt im besonderen von der Prophylaxe an der Hand einer gedrängten 
Übersicht über die Art der Ausscheidung des Infektionsstoffes, die Haupt¬ 
wege der Ansteckung, den Ort des Eintrittes der Infektionsstoffe in den 
Körper und der notwendigen Verhütungsmaßregeln. Klar und bündig wird 
unter anderem das schwierige Kapitel der Immunität und der Serumdiagnostik, 
der Menschen- und der Rindertuberkulose, des Paratyphus und der bazillären 
Fleisch- und Nahrungsmittelvergiftungen, der bazillären und der amöben 
Ruhr, der Staphylo- und Streptokokkenkrankheiten behandelt, der Tropen¬ 
krankheiten nicht zu vergessen. Ein Anhang bringt schließlich noch in 
gedrängter Kürze die für das Heer besonders in Betracht kommenden nicht¬ 
infektiösen Krankheiten, wie Hitzschlag, Alkoholismus, Fußgeschwulst und 
Hernien. (Meisner.) 


Rettung Ertrinkender. Anweisung im Aufträge des Herrn Minister 
des Inneren usw. bearbeitet von Prof. Dr. G. Meyer-Berlin. Preis 
0,40 Berlin, R. Schoetz, 1912. 

Im Aufträge des Ministers des Inneren hat die Medizinalabteilung mit 
der Zentralstelle für das Rettungswesen auf den Binnen- und Küstengewässern 
ein von G. Meyer bearbeitetes Plakat zur Rettung Ertrinkender heraus¬ 
gegeben, das im Verlage von R. Schoetz in Berlin erschienen ist. Das 
Plakat enthält die zweckmäßigsten Verfahren zur Rettung Ertrinkender, wie 
sie auch in dem amtlichen Nothelferbuch angegeben sind, erläutert durch 
eine Reihe vorzüglich ausgeführter Abbildungen. (E. R.) 


Handbuch für Jugendpflege. Herausgegeben von der Deutschen 
Zentrale für Jugendfürsorge. Schriftleitung Dr. jur. Fr. Duensing- 
Berlin. Langensalza, Hermann Beyer u. Söhne, 1912. 

Das Handbuch, dessen erste Lieferung vorliegt, wird im ersten Teil die 
allgemeinen Grundlagen der Jugendfürsorge — Lebens- und Bildungsstand 
unserer heutigen Jugend, der jugendliche Mensch, die Jugend im Recht und 
Staat, die Jugend in der Volkswirtschaft und Unterrichts- und Bildungs¬ 
fragen —, im zweiten Teil Trägerformen, Inhalt und Ziele der Jugend¬ 
pflege besprechen. Der dritte Abschnitt wird die Zentralorganisationen und 
Organe, der vierte die Aufgaben und der letzte Abschnitt die Ziele der 
Jugendpflege behandeln. Das Buch soll einheitlich und umfassend das ganze 
Gebiet so darstellen, daß der Pfleger in ihm einen zuverlässigen Ratgeber in 
allen Lagen der Praxis und zugleich die Möglichkeit eigener Weiterbildung 
findet. 

Das Handbuch soll in 12 bis 15 Lieferungen zu je vier Bogen erscheinen, 
deren letzter gegen Schluß des Jahres 1912 sich in den Händen der 
Abonnenten befinden soll. Ein näheres Eingehen auf den Inhalt bleibt bis 
nach Erscheinen des Werkes Vorbehalten. (E. R.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



837 


Kritiken and Besprechungen. 

Wiener Arbeiten aus dem Gebiete der sozialen Medizin. 

Herausgegeben von L. Teleky. 2. Heft m. 8 Tafeln u. 8 Figuren. 

Wien, Alfred Holder, 1912. 

Das vorliegende zweite Heft der Wiener Arbeiten aus dem Gebiete der 
sozialen Medizin enthält eine Reihe wertvoller Arbeiten und Untersuchungen. 

In der ersten Arbeit „ Einfluß des Wohlhabenheitgrades auf das Geschlechts¬ 
verhältnis der Geborenen in Wien“ erörtert Rosenfeld die ebenso interessante 
wie schwierige Frage der Sexualproportion in ihrer Beziehung zur Wohl¬ 
habenheit der betreffenden Bevölkerungskreise an der Hand der Wiener 
Statistik. Eine Begünstigung der Mädchengeburten bei Wohlhabenheit ist 
auch durch diese Statistik nicht unzweifelhaft dargetan. Im übrigen hängt 
die Erhaltung und Vermehrung der Nation nicht von einem geringeren oder 
größeren Knabenüberschuß ab, sondern von der Zahl der Nachkommenschaft 
überhaupt. Ein Mädchenüberschuß garantiert nicht die Vermehrung der 
Nation, wenn die Zahl der Geburten kleiner als die der Verstorbenen ist, 
und andererseits wieder ist die Geburtenhäufigkeit von sozialen und damit 
außerordentlich wechselnden Faktoren abhängig. 

In einem folgenden Abschnitt bespricht Loewenstein die Bedeutung 
der ambulatorischen Tuberkulinbehandlung für die Tuberkulosebekämpfung. 
Brezina und Eugling bringen Untersuchungen über die experimentelle 
chronische Bleivergiftung. Teleky berichtet über die von ihm beobachteten 
Fälle von Quecksilbervergiftung bei Erzeugung der Autopreßgaslampe und 
über eine Beschäftigungsneuritis der Arbeiterinnen in Glühlampenfabriken. 

Ein zusammenfassendes Referat über Krebs als Berufskrankheit bringt 
Arnstein, der außerdem über die Bleivergiftung der Feilenhauer in Wien 
berichtet. Endlich erwähne ich noch die sehr eingehende Arbeit von Ull- 
mann über das Wesen und die Verbreitung einiger bei der Erdölgewinnung 
und Paraffinfabrikation entstehender Berufsdermatosen (Naphtha- und Petro¬ 
leumekzem, Paraffinakne, Paraffinpapillom und Paraffinkarzinom). 

(KR.) 


H. Räuber: Die Bestimmungen über den Verkehr mit Giften, 
Arzneimitteln und Geheimmitteln außerhalb der Apo¬ 
theken für Medizinalbeamte, Apotheker, Drogen-, Gift- 
und Farbwarenhändler und Polizeibehörden. 3. verm. 
u. verb. Auflage. Düsseldorf, L. Schwann, 1912. 

Die günstige Aufnahme, die die beiden ersten Auflagen der kleinen 
Schrift gefunden haben, verdankt sie vor allem der kurzen und präzisen 
Fassung der einschlägigen Bestimmungen. Die Einteilung ist dieselbe ge¬ 
blieben. Notwendige Änderungen sind berücksichtigt. Das Büchelchen wird 
sich auch weiter als brauchbar erweisen. (E. R.) 


Grober: Die Einrichtung der Krankenstation. Veröffentlichungen 
aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Herausgegeben von der 
Medizinalabteilung des Ministeriums. l.Bd., 5. Heft. Berlin, Richard 
Schoetz, 1912. 
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Der Verfasser gibt in dem vorliegenden Heft die Erfahrungen wieder, 
die er bei der Einrichtung von Klinik-, Krankenhaus- und Neubauten 
allgemeiner Krankenanstalten gemacht hat Da von der Einrichtung, ihrer 
Bewährung und Beschaffenheit der Etat der Krankenanstalt in erheblichem 
Maße abhängt, kommt diesem vielfach unterschätzten Faktor eine größere 
Bedeutung zu, als gemeinhin angenommen wird. Von der Art der Ein¬ 
richtung hängt auch nicht zum wenigstens die dauernde Bereitschaft eines 
Krankenhauses ab, vorausgesetzt, daß sie ihre Ergänzung, in der für jede 
Station zu fordernden Krankenpflegeeinheit findet. 

An eine kurze Einleitung schließt sich die Darstellung der Ausstattung 
des Krankenraums mit Einschluß von Wäsche und Kleidung und der 
sonstigen allgemeinen Einrichtung. Weiter werden Korridore, Tageräume, 
Liegehallen, Gartenanlagen, Stationsbad, Waschräume für Kranke, Klosetts, 
Spülraum, Stationsküche, Untersuchungsraum und Personalräume besprochen. 
In einem letzten Abschnitt erörtert der Verfasser die Erhaltung der Ein¬ 
richtung. 

Man wird den auf vielfacher eigener Erfahrung beruhenden Grundsätzen, 
die der Verfasser in der vorliegenden Arbeit zusammengestellt hat, nur zu- 
stimmen können. (E. R.) 


Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt. 40. Bd., 1 . u. 

2. Heft. Berlin, Julius Springer, 1912. 

Das vorliegende erste und zweite Heft des 40. Bandes der Arbeiten aus 
dem Kaiserl. Gesundheitsamt enthält folgende Arbeiten: 

Beitrag zur Kenntnis des „antiaggressiven u Sera. Von Prof. Dr. F. Neu¬ 
feld und Dr. Kandiba-Charkow. 

Über quantitative Verhältnisse bei der Antikörperwirkung. Von E.Unger- 
mann und Dr. L. Kandiba. 

Über „perkutane u Infektion mit Spirochäten des russischen Rückfall¬ 
fiebers, der Hühnerspirochätose und der Kaninchensyphilis. Von Dr. phil. 
C. Schellack. 

Zur Kenntnis des Pebrineerregers, Nosema bombycis NägelL Von 
Dr. J. Ohmori-Uyeda (Japan). 

Experimentelle Untersuchungen über das Gift der Larven von Diam- 
phidia simplex Pöringuey (Diamphidia locusta Fairmaire). Von Prof. A. L. 
Haendel und Stabsarzt Dr. E. Gildemeister. 

Über die Wirkungen des Eosins auf Tiere. l.Teil: Fütterungsversuche 
mit Eosin und Eosingerste. Von Dr. med. vet. Regierungsrat C. Titze. 
2. Teil: Pharmakologische Untersuchung des Eosins, mit Berücksichtigung 
der Wirkungen des Fluoreszeins und Erythrosins. Von Regierungsrat KRost. 

Über die Übertragung der Krankheiten durch einheimische stechende 
Insekten. 2. Teil. Von Regierungsrat Prof. Schuberg und Oberstabsarzt 
Dr. Ph. Kuhn. 

Über Zelleinschlüsse bei Trachom und Conjunctivitiden. VonDr.W.Böing. 

Die meisten dieser Arbeiten sind für eine kurze Besprechung nicht 
geeignet und müssen im Original nachgelesen werden. 
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Aus den Versuchen über die Übertragung der Krankheiten durch ein* 
heimische Insekten ergibt sich, daß die Stechfliegen (Stomoxys oalcitrans), welche 
die Milzbrandkeime aufgenommen haben, die Krankheit in einem Umkreis 
von wenigstens 2 km und bei passiver Verschleppung in einem noch erheblich 
größeren Umkreise hervorrufen können. Wenn die Stechfliege auch das 
Saugen am lebenden Tier bevorzugt, unterliegt es nach den Untersuchungen 
von Schuberg und Kuhn doch keinem Zweifel, daß sie auoh am geöffneten 
Kadaver saugen, wobei sie die blutreichen Organe, Milz und Leber, bevor¬ 
zugen. Die Verfasser bestätigen ferner die Tatsache, daß die Bazillen im 
peripheren Blute nur zeitweise, und zwar in der Regel nur kurz vor dem 
Tode in größeren Mengen vorhanden sind. 

Wenn daher die Übertragungsmöglichkeit des Milzbrandes durch Stech¬ 
fliegen gegenüber der direkten Infektion auch nur eine beschränkte ist, darf 
sie doch auch hier ebensowenig wie bei der Verbreitung des Typhus, der 
Cholera usw. außer acht gelassen werden. Ebenso wird zukünftig auch bei 
der Feststellung neuer Krankheitsherde unter den Tieren auf die Möglichkeit 
der Verschleppung durch Stechfliegen zu achten sein. (E. R.) 

Arzt u. R.-V.-0. Th. Rumpf: Der Arzt und die deutsche Reichs- 
Versicherungsordnung. Bonn, A. Marcus u. E. Weber, 1912. 

Um die Aufgaben auf dem Gebiete der sozialen Medizin erfüllen zu können, 
ist es notwendig, daß der angehende Arzt sich schon während des Studiums 
mit den hier vorliegenden Aufgaben vertraut macht. Die soziale und Ver¬ 
sicherungsmedizin erfordert einen sehr viel eingehenderen Unterricht, als er 
bisher gewährt wurde. Die neugeschaffene Reichsversicherungsordnung, die 
zum Teil schon in Kraft getreten ist, zum Teil demnächst in Kraft tritt, 
bringt den Ärzten neue und nicht immer ganz leichte Aufgaben. 

Der Einführung in dieses Gebiet soll die vorliegende Schrift des be¬ 
kannten Verfassers dienen, dem wir bereits eine Reihe zusammenhängender 
Vorlesungen über soziale Medizin verdanken. 

Nach einer Einleitung bespricht Rumpf in drei Abschnitten die Kranken¬ 
versicherung, die Unfallversicherung, die Invaliden- und Hinterbliebenen¬ 
versicherung in ebenso klarer wie für den vorliegenden Zweck erschöpfender 
Weise, unter kritischer Verwertung der vorliegenden Tatsachen und reicher 
eigener Erfahrungen. 

Eine Durchsicht der einzelnen Kapitel läßt keinen Zweifel darüber, daß 
das vorliegende Buch seinen Zweck, die Ärzte in die Reichsversicherungs¬ 
ordnung einzuführen, in vollem Maße erfüllen wird. (E. R.) 

Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt 

11. u. 12. Heft. Berlin, Julius Springer, 1912. 

Die beiden vorliegenden Hefte enthalten eine Reihe wertvoller Arbeiten 
auf dem Gebiete der Tuberkuloseforschung, auf die hier nur kurz hingewiesen 
werden kann. Es sind dies die folgenden Arbeiten: 

Was wird aus den mit Perlsuchtbazillen infizierten Kindern, und welche 
Veränderungen erleiden Perlsuchtbazillen bei jahrelangem Aufenthalt im 
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menschlichen Körper? Von Geh. Regierungsrat Dr. A. Weber und Dr. med. 
Carl Steffenhagen. 

Vergleichende bakteriologische Untersuchungen über Tuberkelbazillen 
verschiedener Herkunft. Von Dr. med. Carl Steffenhagen. 

Untersuchungen über Säuglingstuberkulose. Von Dr. med. Carl Steffen¬ 
hagen. 

Untersuchungen über den Typus der bei der Tuberkulose des Schweines 
vorkommenden Tuberkelbazillen. Von Dr. EL E. Kersten und Dr. E. Unger- 
mann. 

Untersuchungen über den Typus der im Auswurfe Lungenkranker vor¬ 
kommenden Tuberkelbazillen. Virulenzprüfung von mittels der Antiformin¬ 
methode gezüchteten Tuberkelbazillen. Von Geh. Regierungsrat A. Weber 
und Stabsarzt A. Dieterlen. 

Untersuchungen über den Typus der im Aus würfe Lungenkranker vor¬ 
kommenden Tuberkelbazillen. Von Oberarzt Dr. E. A. Lindemann. 

Untersuchungen über die Tuberkuloseinfektion der Lymphdrüsen im 
Kindesalter. Von Dr. E. Ungermann. Ein Beitrag zur Frage der Infektionen 
wege und der Bedeutung der Bazillentypen für die Pathologie des Menschen. 

Welche Gefahr droht dem Menschen durch den Genuß von Milch und 
Milchprodukten eutertuberkuloser Kühe? Sammelforschung auf Grund amt¬ 
licher Erlasse in Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden und Hessen. 
2. Bericht. Von Dr. E. Ungermann. 

Aus der gesamten bisherigen Sammelforschung ergibt sich, daß unter 
den 111 Fällen von Genuß roher Milch oder der Milchprodukte eutertuberku* 
loser Kühe durch 687 Personen, von denen mindestens 280 Kinder waren, 
nur zweimal eine Infektion mit Perlsuchtbazillen nachgewiesen werden konnte, 
und daß nur in 14 Fällen der Verdacht einer solchen Infektion vorlag. Es 
ergibt sich hieraus in Übereinstimmung mit dem Weberschen Bericht, daß 
die Gefahr, die dem Menschen durch den Genuß der Milch und der Milch¬ 
produkte eutertuberkuloser Kühe droht, sehr gering ist im Vergleich zu der 
Gefahr, welche der mit offener Lungentuberkulose behaftete Mensch für 
seine Nebenmenschen bildet. * 

Hinsichtlich etwaiger Veränderungen der Perlsuchtbazillen im mensch¬ 
lichen Körper ergibt sich aus den Untersuchungen von Weber und Steffen¬ 
hagen, daß in dem einen Falle der ursprüngliche Perlsuchtstamm trotz 
seines langen Vörweilens im menschlichen Körper (107a Jahr) ein Typus 
bovinus geblieben ist, allerdings mit bemerkenswerten Schwankungen in der 
Virulenz. (E. R.) 


Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt. 

13. Heft. Deutsche Heilstätten für Lungenkranke. Geschichtliche 
und statistische Mitteilungen V. Berichterstatter: Dr. Hamei, Re¬ 
gierungsrat im Kaiserl. Gesundheitsamt. Berlin, Julius Springer, 1912. 
Die vorliegenden statistischen Untersuchungen bilden die Fortsetzung 
der in den Heften 2, 4, 5 und 8 der „Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserl. 
Gesundheitsamt 1 * veröffentlichten „Statistischen Mitteilungen über deutsche 
Heilstätten für Lungenkranke 11 . Während letztere sich auf insgesamt 19 877 
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in Volkaheilstätten und auf 1302 in Privatanstalten verpflegte Lungenkranke 
bezogen, welche innerhalb des Zeitraumes von 1896 bis 1901 in Behandlung 
gestanden hatten, umfassen die vorliegenden Untersuchungen 46703 in 
Volksheilstätten und 3004 in Privatheilanstalten behandelte, im ganzen mit¬ 
hin rund 50000 Lungenkranke, welche im Laufe der Jahre 1902 bis ein¬ 
schließlich 1904 einer Anstaltskur Bich unterzogen haben, d.h. länger als 
sechs Wochen in Behandlung gestanden hatten. 

Aus der Zusammenstellung ergibt sich, daß die Zusammensetzung des 
Krankenmaterials des letzten Berichtszeitraumes eine günstigere war wie 
in den früheren Zeitabschnitten, insofern die Zahl derjenigen Personen, die 
schon im ersten Jahre der Erkrankung einer Anstaltsbehandlung teilhaftig 
wurden, nicht unerheblich — 61,9 gegenüber 54,4 — zugenommen hat. 
Dementsprechend waren auch die Behandlungsergebnisse in dem letzten 
Berichtszeitraum günstiger. Abgesehen von der größeren Gewichtszunahme, 
der häufigeren Aufbesserung des Allgemeinbefindens, dem häufigeren Schwinden 
von HuBten und Auswurf wurde ein günstiger Kurerfolg im letzten Berichts¬ 
zeitraum in 91,2 Proz. der Fälle, gegenüber 84,2 Proz. in den Jahren 1896 
bis 1901 beobachtet, während andererseits die Zahl der von der Heilstätten¬ 
behandlung unbeeinflußt gebliebenen Krankheitsfälle, das ist der Fälle mit 
ungebessertem oder sogar verschlechtertem Lungenbefunde, einschließlich der 
tödlich verlaufenen Fälle, von 15,8 auf 8,8 heruntergegangen ist. 

Es zeigen somit die statistischen Untersuchungen auch nach dieser 
Richtung ein erfreuliches Ergebnis, das die Wirksamkeit der Heilstätten in 
günstiger Aufwärtsbewegung erscheinen läßt. Unter dem Einfluß einer 
besseren Auslese der zur Behandlung überwiesenen Fälle konnte auch eine 
weitere Steigerung der bisher erzielten Erfolge erreicht werden. Über die 
Nachhaltigkeit der Erfolge wird nach Aufarbeitung des vorliegenden Materials 
später berichtet werden. (E. H.) 


L. Burgerstein: Sohulhygiene. III. Auflage. Leipzig, B.G.Teubner, 
1912. (Aus der Sammlung: Aus Natur und Geisteswelt.) Preis 1 dt. 

Die kleine Schrift behandelt auf dem knappen Raum von 138 Seiten 
das ganze Gebiet der Schulhygiene, selbstverständlich nur in gedrängter 
Kürze, aber doch so erschöpfend, daß wohl kein einziger Punkt aus dem 
großen Gebiet übergangen oder unerwähnt geblieben ist. Was die Lektüre 
besonders anregend und angenehm macht, ist einerseits der klare, ruhige 
Stil, andererseits die vornehme Objektivität der Darstellung, die, trotz der 
anerkannten Autorität des Verfassers, sich jeglicher selbstgefälligen Über¬ 
hebung enthält. Inhaltlich scheinen drei Punkte besonders erwähnenswert. 
Zunächst finden neben den großen Städten, für die an sich schon gewisse 
schulhygienische Grundsätze, unter Berücksichtigung lokaler und anderer 
Eigenheiten, gelten, auch die sonst meist etwas stiefmütterlich abgehandelten 
Verhältnisse auf dem Lande gebührende Berücksichtigung: beispielsweise 
wird die amerikanische Einrichtung vorbildlich erwähnt, daß bei weit aus¬ 
einanderliegenden Landgemeinden die Schulkinder täglich durch Sammel¬ 
wagen in bestimmter Reihenfolge abgeholt und zurückgebracht werden, oder 
aus dem Norden Skandinaviens, daß für vereinzelt liegende Gehöfte kleine 
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Wanderschulen, gebaut werden, in welchen eine Anzahl Kinder mehrere 
Wochen hindurch verpflegt wird, bis der Lehrer wieder weiterzieht; auch 
Anden sich brauchbare Anweisungen für zweckmäßige Anlagen von Brunnen 
und Aborten auf dem Lande, ferner interessante Vergleiche über die 
Maximalschülerzahl in den Landschulen der einzelnen Staaten usf. So¬ 
dann wird neben der Hygiene des Schülers auch die des Lehrers nicht über¬ 
sehen, ihr ist nicht nur ein eigenes Kapitel gewidmet, sondern auch in 
anderen Abschnitten sind, häufig genug Bemerkungen eingestreut, die zeigen, 
wie sehr die Kenntnis und die Erfüllung gewisser schulhygienischer Im¬ 
ponderabilien im eigensten Interesse der Lehrer selbst liegt. Endlich sind 
auch alle modernen Fragen, die die Schulhygiene bewegen, angeführt: die 
Koedukation, der geteilte oder ungeteilte Unterricht, die Kurzstunden von 
40 bis 45 Minuten Dauer, ja sogar das zur Bekämpfung der Ermüdung 
£ n g e g e bene Antikenotoxin von Weichardt findet Erwähnung. — 

Das kleine Werk, dessen Wert aus den angezogenen kleinen Stichproben 
genügend erhellen dürfte, kann allen beteiligten Kreisen, Ärzten, Lehrern, 
Aufsichtsbehörden zur Lektüre und als Orientierungsschrift wärmstens 
empfohlen werden, kein Leser wird es unbefriedigt aus der Hand legen. 

(Dr. Steinhardt-Nürnberg.) 


Prof.Dr. F. A. Schmidt: Haltungsübungen und Haltungsfehler 
in ihren anatomischen und hygienischen Grundlagen. 
Die statische Skoliose und ihre Feststellung. Mit io Ab¬ 
bildungen. Preis 0,60 Jt. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1912. 

Ausgehend von einem Vergleich zwischen dem Neanderthalmenschen 
und den heutigen Rassen zeigt Verfasser in seinem außerordentlich anschaulich 
geschriebenen Heftchen zunächst, daß die Körperform sowohl, als besonders 
die Körperhaltung abhängig ist von der Tätigkeit der Muskulatur. Die 
aufrechte Haltung ist die Ursache für die erst im Laufe des Wachstums 
sich ausbildende Rückenform mit ihrer charakteristischen Krümmung der 
Lenden- und Brustwirbelsäule. Schädlichkeiten, welche zur Ausbildung einer 
Skoliose führen, werden ihre größte Wirkung haben in dem Alter, in welchem 
die Wirbelsäule der kindlichen Form noch nahe steht, während die aus¬ 
gewachsene Wirbelsäule diesen Schädlichkeiten Widerstand leisten wird. 
Außer der Schädigung, welche das andauernde Sitzen mit sich bringt, muß 
noch eine geringe Widerstandsfähigkeit der Knochen und Muskeln des 
Rückens vorhanden sein. Diese ist bedingt durch Rachitis, Skrofulöse, 
Blutarmut, mangelhafte Ernährung u. dgl. Die Verhütung der Skoliose muß 
also zunächst diese Grundursachen beseitigen. Das tun Spiele im Freien, 
Wandern, Turnen. Auch vom orthopädischen Schulturnen können wir nicht 
mehr verlangen, als daß die Rückenmuskulatur geübt wird, daß sie geschult 
wird, den Körper gerade und symmetrisch zu halten. Es soll also nur 
Haltungsgymnastik treiben, aber nicht versuchen, durch spezielle Übungen 
vorhandene Skoliose zu heilen. Das bleibt Sache des Arztes. 

Zur genauen Feststellung der statischen Skoliose empfiehlt Verfasser 
seinen Hüftmeßapparat. (P o rt - Nürnberg.) 
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Das Gesundheitswesen des Preußischen Staates im Jahre 
1910. Im Aufträge Seiner Exzellenz des Herrn Minister des Inneren 
bearbeitet in der Medizinal&bteilung des Ministeriums. Gr. 8°. 12. Bd. 
510 S., Anhang 48 S. Preis 14,50 t 4t. Berlin, Richard Schoetz, 
1912. 

Das Vorwort bezeichnet die Gesundheitsverhältnisse des Jahres 1910 als 
im allgemeinen gut. Die Gesamtsterblichkeit betrug nur 16,3 auf 1000 Ein¬ 
wohner, ist also so niedrig wie bisher noch nicht. Aber auch die Zahl der 
Geburten ist noch tiefer gesunken als bisher, nämlich auf 30,83 Lebend¬ 
geborene auf 1000 Einwohner; dessenungeachtet ist die Volks Vermehrung 
dank des weiteren Sinkens der Gesamtsterblichkeit auf 581465 Seelen, also 
höher als in den Vorjahren gestiegen. 

Das Sinken der Geburtsziffer wird mit Rücksicht auf die Zukunft des 
deutschen Volkes beklagt, ohne daß die offenkundigen Gründe dieser Er¬ 
scheinung angeführt werden, welche in der Verbreitung der neumalthusia- 
niscben Lehren über die Verhütung der Empfängnis in den unteren Volks¬ 
schichten zu suchen sind. Der Verbreitung jener Lehren wird der Boden 
durch die agrarische Gesetzgebung und die dadurch zum größten Teile 
herbeigeführte Verteuerung der Nahrungsmittel, wie der ganzen Lebens¬ 
haltung bereitet. Die Ansicht T. B. Malthus, daß die Menge der Nahrungs¬ 
mittel unter Umständen zur Ernährung der immer wachsenden Bevölkerung 
nicht mehr genügen kann, wird in dem Sinne bestätigt, daß die durch die 
agrarische Gesetzgebung verteuerten Lebensbedürfnisse die ärmeren Bevölke¬ 
rungsschichten zwingen, darauf Bedacht zu nehmen, die Zahl der Kinder 
möglichst zu beschränken, um nicht in Lebensnot zu kommen. Die reichen 
und wohlhabenden Kreise tun aus Bequemlichkeit in der trotz aller Sport¬ 
übungen zunehmenden Verweichlichung das Gleiche seit Jahrzehnten. Videant 
consules, ne quid detrimenti capiat res publica! 

Im einzelnen sei auf folgendes hingewiesen: 

Die Zahl der Krankenanstalten mit Absonderungseinrichtungen hat sich 
1910 wiederum vermehrt. Die Zahl der Desinfektoren hat zugenommen, die 
Kosten der Desinfektion werden wieder von einer noch größeren Anzahl von 
Kreisen und Städten ganz oder teilweise getragen. Das Verständnis für 
Verbesserungen der allgemeinen Gesundheitsbedingungen wächst, was sich 
auch darin kundgibt, daß z. B. die Cholera trotz mehrfacher Einschleppung 
keine Verbreitung gefunden hat (siehe auch S. 278). 

Die Todesfälle im Kindbett haben sich in den Städten gemehrt, in den 
Landgemeinden vermindert (S. 91). Die Körnerkrankheit hat in den meisten 
Regierungsbezirken abgenommen, desgleichen der Typhus im allgemeinen und 
zwar um 522 Erkrankungen gegen das Vorjahr. 

Auffallend ist die Zunahme der Fleischvergiftungen gegenüber den Vor¬ 
jahren (S. 150 ff.). Vergleiche auch Fleischbeschau unter Nahrungsmittel 
(S. 345 ff.), woselbst auch auf die Vermehrung der Hundeschlachtungen hin¬ 
gewiesen ist. 

Die Kinderfürsorge gewinnt weitere Ausdehnung; in Berlin wurde die 
Preußische Landeszentrale anfangs 1910 ins Leben gerufen; die Belehrung 
der Mütter über Kinderpflege zeigt sich erfolgreich. 
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Die Beteiligung der Medizinalbeamten in der gewerblichen Gesundheits¬ 
pflege läßt immer noch zu wünschen übrig. 

Die Leichenschau ist in einer Anzahl von Ortschaften (S. 470) neu ein¬ 
geführt und wird teilweise auch von vorgebildeten Laien ausgeführt, ist in 
der ganzen Rheinprovinz durch Polizeiverordnung des Oberpräsidenten seit 
1909 geregelt. 

Die Feuerbestattung scheint nach dem Bericht zugenommen zu haben; 
tatsächlich nimmt sie nach der Fachschrift „Die Flamme“ fast monatlich 
seit Jahren zu. 

Den Berichts teil über das Apotheken wesen übergehe ich aus Höflichkeit 
mit Schweigen. 

Die Ausstattung des Buches ist wie immer gut. (M. P.) 


Bergsteigerhygiene. Ein Vortrag von Dr. Georg B. Grub er-München. 

Heft 6 der Schriften des Freilandvereins abBt. Studenten, München KV. 

0,50 JH. München, Ernst Reinhardt. 

Gruber will mit seinen Ausführungen den Bergwanderern hygienische 
Ratschläge geben, die es nicht scheuen, beschwerliche Touren zu unternehmen, 
die unter Umständen auch vor einem Nachtlager im Freien nicht zurück¬ 
schrecken, die für jeden Fall gerüstet sind, die aber nicht speziell nur 
schwierige Fels- und Eistouren als das einzige Lockmittel für eine Berg¬ 
besteigung ansehen. Gruber bespricht alle Punkte, die dem Berg Wanderer 
bekannt sein sollen; zunächst die Frage der Bekleidung, die Wahl des Stoffes, 
und zwar für Herren und für Damen, dann die Frage der übrigen Aus¬ 
rüstung des Bergwanderers, wobei besonders genau der Rucksack, sein Tragen, 
seine Einrichtung, sowie alles, was der Bergsteiger darin mitzunehmen hat, 
erwähnt wird. In anerkennenswerter Weise wird auch die Wirkung des 
Lichtes in den Höhen, in den trockenen Gebirgslagen und die Vorkehrung 
berührt, die man zum Schutz gegen die Lichtwirkung treffen kann. Es 
werden dann die Maßnahmen berührt, wie sich der Bergwanderer durch Mit¬ 
nahme von Verband- und Arzneimitteln vorsieht, anderweitigen körperlichen 
Schädlichkeiten, denen er ausgesetzt ist, in einer Art und Weise zu begegnen, 
daß er den Schaden an seinem Körper nicht vergrößert, sondern die Heilungs¬ 
bedingungen begünstigt. Zum Schlüsse seiner Ausführungen sucht Gruber 
noch in Kürze die Fragen zu beantworten: Kann uns die Medizin nicht 
raten, wer bergsteigen soll, wer nicht, wie man bergsteigen soll und wie 
nicht? Die gesamten Ausführungen Grubers müssen als klare, wohl durch¬ 
dachte und zweckmäßige bezeichnet werden, jedoch wendet sich Gruber 
damit nicht an das breite Bergsteigerpublikum, sondern an gebildete Leser, 
wie auch der Vortrag wohl für Studenten bestimmt war. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Über die verbesserte Herstellung von Milcbseren und ihre 
Anwendbarkeit zur Untersuchung der Milch. Von Dr. 
B. Pfyl und Dr. R. Turnau, wissenschaftlichen Hilfsarbeitern im 
Kaiserl. Gesundheitsarate. Sonderabdruck aus Arbeiten aus dem Kaiserl. 
Gesundheitsamte. Bd. 40, Heft 3. Berlin, Julius Springer, 1912. 
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Für die Untersuchung der Milch wird in neuerer Zeit besonders das 
Serum herangezogen, das ist die Flüssigkeit, welche man aus der Milch 
durch freiwillige oder künstliche Gerinnung mittels Essigsäure, Clorcalcium 
oder anderen koagulierenden Substanzen unter Abscheidung des Kaseins 
und Fettes erhält. Von dem Gedanken ausgehend, mit Hilfe von nur zwei 
einwandfreien Milchseren möglichst viele Untersuchungsverfahren der Milch 
ausführen zu können, während zurzeit die Herstellung einer größeren Anzahl 
verschiedener Seren erforderlich ist, haben Verfasser eine Verbesserung in 
der Herstellung von Essigsäurenseren durch Anwendung eines Zusatzes von 
Tetrachlorkohlenstoff gefunden. Durch Herstellung bei Zimmertemperatur 
oder Erhitzen im kochenden Wasserbade, Zentrifugieren oder Abfiltrieren 
erhält man die beiden Seren (Tetraserum I und 11), von welchen das aus 
erhitzter Milch gewonnene frei ist von gerinnbarem Eiweiß, während das 
andere (I) noch alle albumin- und globulinartigen Stoffe enthält. Durch 
eingehende vergleichende Untersuchungen wurden die physikalischen und 
chemischen Eigenschaften geprüft und gefunden, daß die Seren sich vor 
allem durch Klarheit, Fettfreiheit und gleichmäßige chemische Zusammen¬ 
setzung anderen Seren gegenüber auszeichnen. Ferner wurde die An¬ 
wendbarkeit der Tetraseren für die einzelnen Untersuchungszwecke wie 
Lichtbrechungsvermögen, Nitratreaktion und andere mehr experimentell 
belegt, unter kritischer Beleuchtung der bisher gebräuchlichen Verfahren, 
wobei sich die Überlegenheit der Tetraseren feststellen ließ. Besonders er¬ 
gaben sich durch die Benutzung beider Seren nebeneinander wertvolle neue 
Unterlagen für die Erkennung erhitzter Milch und physiologisch oder patho¬ 
logisch veränderter Milch. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Nachprüfung einiger wichtiger Verfahren zur Unter¬ 
suchung des Honigs. Von Dr. J. Fiehe, wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter, und Dr. Ph. Stegmüller, früherer wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter im Kaiserl. Gesundheitsamt. Sonderabdruck aus Ar¬ 
beiten aus dem KaiserL Gesundheitsamt. Bd. 40, Heft 3. Berlin, 
Julius Springer, 1912. Ausgegeben im Juli 1912. 

Seit wenigen Jahren sind für die Untersuchung des Honigs neue Wege 
eingeschlagen worden: Es wurde vor allem durch Fiehe ein sicherer Nach¬ 
weis des zum Honigfälschen am meisten benutzten Invertzuckers durch die 
Resorcinsalzsäureprobe angegeben und dadurch, sowie durch den Nachweis 
von Honigfermenten, hauptsächlich der Diastase, welche nur im Naturhonig 
enthalten sind, die Ausscheidung der Kunstprodukte ermöglicht. Über den 
Wert und die Brauchbarkeit dieser, sowie einer ganzen Reihe anderer 
Reaktionen, von welchen neben den genannten die Leysche Silberreaktion 
und die quantitative Fällung der Eiweißstoffe nach Lund am meisten an¬ 
gewandt werden, ist eine umfangreiche Literatur entstanden. Durch die 
Verfasser wurden die verschiedenen Verfahren kritisch geprüft und zum 
Nachweis von künstlichem Invertzucker besonders die Fiehe sehe Reaktion 
in Verbindung mit dem Diastasenachweis als gut bewährt bezeichnet, während 
die Leysche Methode als nicht geeignet befunden und der Bestimmung der 
fällbaren Eiweißstoffe nach Lund eine wesentliche Bedeutung für die Be- 
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urteilung des Honigs nicht zugesprochen werden konnte. Zur Prüfung des 
Honigs auf Stärkesirup und Stftrkezucker erwies sich das ebenfalls Ton 
Fiehe angegebene Verfahren (Fällung der Stärkedextrine durch Alkohol bei 
Gegenwart von Salzsäure) als einfach und sicher. Für die genaue Bestimmung 
des Rohrzuckers zeigte sich die Gewichtsanalyse unerläßlich, die polari¬ 
metrische Methode ergab nur Annäherungswerte. Zur Bestimmung des 
Trockenrückstandes wurde die gewichtsanalytische Bestimmung nach einer 
ausgearbeiteten Methode empfohlen, und die Ermittelung der Phosphate in 
der Asche neben der Alkalitätsbestimmung derselben als wertvoll für die 
Honigbenrteilung bezeichnet. Ein Literaturnachweis über die wichtigeren 
Abhandlungen aus dem Gebiete der Honiguntersuchung der letzten 13 Jahre 
yervollständigt die eingehende Arbeit und gibt zugleich ein Bild von der 
umfangreichen Forschung auf diesem Gebiete der Nahrungsmittelchemie. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Zentralblatt für die gesamte innere Medizin und ihre 
Grenzgebiete (Kongreßzentralblatt). Offizielles Organ des 
Deutschen Kongresses für innere Medizin, ln seinem Aufträge heraus¬ 
gegeben vom derzeitigen Redaktionskomitee L. His-Berlin, Friedrich 
Müll er-München, v. Noorden-Wien, J. Schwalbe-Berlin. Redak¬ 
tion: Dr. v. Domarus-Berlin W. Berlin, Julius Springer. 

Mit vorliegender Neuerscheinung soll ein referierendes Organ geschaffen 
werden, welches den ganzen Interessenkreis der inneren Medizin umfaßt 
und welches vor allem den Bedürfnissen des wissenschaftlich arbeitenden 
Arztes dient. Der Kreis der Literatur, welchen der innere Mediziner über¬ 
sehen muß, ist sehr groß; er setzt sich zusammen aus der allgemeinen und 
experimentellen Pathologie, den Infektionskrankheiten, der Bakteriologie und 
Immunitätsforschung, den Erkrankungen der Organe des Stoffwechsels, des 
Nervensystems, der Hämatologie, Pharmakologie, physikalischen Therapie 
und Balneologie, schließlich aus den Grenzgebieten zwischen der inneren 
Medizin und den anderen medizinischen Wissenschaften. Neben der deutschen 
soll auch die ausländische Literatur berücksichtigt werden. 

Man muß zugeben, daß es sich um ein groß angelegtes Werk handelt, 
das bei rascher Arbeit ein bleibendes Nachschlagewerk bilden wird. 

Wenn die kommenden Hefte sich auf der gleichen Höhe halten wie 
das vorliegende, wird die Absicht der Herausgeber erreicht. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


AUS Natur und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich-gemein¬ 
verständlicher Darstellungen. Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 

363. Bändchen. Arzneimittel und Genußmittel. Von Dr.O.Schmiede¬ 
berg, Prof, und Direktor des Pharmakologischen Instituts an der 
Universität Straßburg i. E. 

370. Bändchen. Naturwissenschaften und Mathematik im klassi¬ 
schen Altertum. Von J. L. Heiberg in Kopenhagen. Mit 2 Figuren 
im Text. 
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Im erstgenannten Bändchen wird nach einem kurzen Abriß über die 
Ursprünge der Kenntnisse von den Arzneiwirkungen und den Anfängen und 
der Entwickelung der wissenschaftlichen Arzneimittellehre ein Überblick 
gegeben über die gebräuchlichen Arzneimittel in ihrer Anwendungs- und 
Wirkungsweise, sowie über die Genußmittel, wie sie im täglichen Leben Ver¬ 
wendung finden, unter Berücksichtigung der Bedeutung der Bestandteile, 
ihrer nützlichen und unter gegebenen Umständen schädlichen Wirkung. Die 
knappe und doch erschöpfende Darstellungsweise in durchaus wissenschaft¬ 
licher Form ist bei dem großen Umfange des bearbeiteten Stoffes besonders 
anerkennenswert und wird das Verständnis bei dem Studium des Büchleins 
erleichtern. 

In dem zweiten Bändchen wird ein anschauliches Bild von der Be¬ 
deutung des klassischen Altertums für die Entwickelung der Naturwissen¬ 
schaften und Mathematik gegeben und gezeigt, wie yor allem die Griechen 
auch auf diesen Gebieten die Lehrmeister unserer Kultur sind. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Prof. Max v. Gruber: Hygiene des Geschlechtslebens. (Für 
Männer dargestellt.) 4. Aufl. Stuttgart, E. H. Moritz, 1911. 

Das v. Grub er sehe Buch stellt unter den jetzt schon zahlreich er¬ 
schienenen derartigen Schriften einen ausgezeichneten Ratgeber für den 
Laien auf dem Gebiete des Geschlechtlebens dar. Es beschränkt sich nicht 
nur auf die Darstellung der Geschlechtskrankheiten und ihrer Verhütung, 
sondern gewährt auch den anatomischen wie physiologischen Einrichtungen 
und Vorgängen in den Geschlechtsorganen bzw. im Geschlechtsleben einen 
breiten Raum, so der Schilderung der Befruchtung, der Vererbung und Zucht¬ 
wahl u. a. m. Mit seiner knappen und außerordentlich klaren Darstellung 
und dem warmen Ton, in dem es zum Leser spricht und der unter anderem 
in der Einleitung besonders eindringlich und schlicht zum Ausdruck kommt, 
wird das Werkchen sicher für die, für welche es bestimmt ist, nämlich für 
die zum Mann heranreifenden Jünglinge, von großem Nutzen sein und sie 
yor vieler Not des Lebens bewahren können. (C. Brüh ns-Charlottenburg.) 


Generalarzt Prof. Dr. Schumburg: Die Geschlechtskrankheiten, 
ihr Wesen, ihre Verbreitung, Bekämpfung und Ver¬ 
hütung. 2. Aufl. Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 

Die Schrift Schumburgs schildert die Geschlechtskrankheiten und 
ihre Verhütung, Verf. belegt seine Ausführungen mit viel wertvollem wissen¬ 
schaftlichen Material. Die klare Darstellung, dabei die streng sachliche 
Schilderung, die eingehend ist und für den Laien immer verständlich bleibt, 
wird dem kleinen Buche, das jetzt schon in zweiter Auflage erscheint, sicher 
noch viele neue Freunde gewinnen. Vielleicht wird in einer neuen Auflage 
das Salvarsan etwas anders beurteilt werden; daß Rückfälle der Syphilis 
nach Salvarsanbehandlung kaum vorzukommen scheinen (S. 98), bestätigen 
unsere heutigen Erfahrungen doch nicht ganz. 

(C. Brüh ns-Charlottenburg.) 
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Paul Ehrlich: Abhandlungen über Salvarsan. Bd. 2. München, 
J. F. Lehmann, 1912. 

Der vorliegende Band enthält ebenso wie der erste Band im wesent¬ 
lichen die in der Münchener med. Wochenschrift erschienenen Aufsätze 
gesammelt, ergänzt durch einige wichtige, in anderen Zeitschriften eben¬ 
falls schon publizierte Arbeiten. Die Abhandlungen sind daher ja den Lesern, 
die dieses Thema verfolgen, zum großen Teil schon bekannt, in ihrer Zu¬ 
sammenfassung und Gruppierung aber von neuem sehr wertvoll. Die Be¬ 
deutung des Wasserfehlers, der heute, wenn nicht von allen Seiten, doch 
meist anerkannt ist, das Schwinden der Neurorezidive, seit wir intensiver 
behandeln, die Abortivbehandlung, die nach den vorliegenden Erfahrungen 
dort, wo sie überhaupt noch anwendbar ist, in der Tat als therapeutisches 
Erfordernis anzusehen ist, betont Ehrlich in seiner vorausgeschickten Ein¬ 
leitung besonders. Unter den Todesfällen werden einige angeführt, die noch 
nicht veröffentlicht sind. Aus den Ausführungen Ehrlichs selbst am Schlüsse 
des Buches, die ja von ganz besonders hohem Interesse sind, sei hier betreffs 
der Todesfälle nur ein Punkt hervorgehoben: Ehrlich weist darauf hin, 
daß eine wirklich intensive Behandlung der nach Salvarsaneinverleibung 
auftretenden schweren Erscheinungen in sehr vielen Fällen nicht stattgefunden 
habe, daß man sich meist damit begnügt habe, den Decursus morbi einfach 
abzuwarten, statt alle Kräfte in Aktion treten zu lassen, um den schlimmen 
Verlauf zu verhüten. Als zweckmäßigste Behandlung der bedrohlichen Zu¬ 
stände haben sich subkutane Kochsalzinjektionen, Kochsalzeinläufe, in größerer 
Zahl und Menge wiederholt, Injektionen von Coffein, natrobenzoicum, sowie 
reichliche Magnesia usta-Darreichungen bewährt. Ganz besonderen Wert 
legt Ehrlich aber auf eine Druckentlastung des Gehirns und seiner Häute 
Es gibt hier zwei Formen der bedrohlichen Erscheinungen: wenn es sich um 
eine erhebliche Drucksteigerung der Cerebrospinalflüssigkeit handelt, ist 
Lumbalpunktion zu machen; bei Hirnschwellung die Trepanation. Leider 
ist es hier nicht möglich, auf weitere Einzelheiten der interessanten Samm¬ 
lung, die wieder einen guten Schritt vorwärts auf dem Wege der Klärung 
der Salvarsanfrage bedeutet, einzugehen. (C. Brüh ns-Charlottenburg.) 
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(135. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 40. Bd. 1. Heft. (122 S. mit 2 [1 färb.] Tafeln.) 
Lex.-8°. 6 Jk. — 2. Heft. (S. 23—244 mit 1 Abbild, u. 1 färb. Tafel.) Lex.-8°. 
‘5,40.Ä. — 3. Heft. (S. 245—356 mit Figuren.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 
1912. 4 M>. Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes 
erhalten die Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Arbeiten, Wiener, aus dem Gebiete der sozialen Medizin. Herausgegeben von 
Priv.-Doz. Dr. Ludw. Teleky. 2. Heft. Arbeiten vonDrs. Alfr. Arnstein, 
Priv.-Doz. Brezina, Eugling u. a. Bericht über Seminarübungen. (IV, 
119 S. mit Abbild, und 8 Tafeln.) Lex.-8°. Wien, A. Holder, 1912. 2,40 Jk. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Mit besonderer Unterstützung des Instituts für 
Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der Deutschen Kolonial« 
Gesellschaft (Umschlag: Unter Mitwirkung des Instituts für Schiffs- und 
Tropenhygiene in Hamburg und mit besonderer Unterstützung der Deutschen 
Kolonial-Gesellschaft) herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 16. Bd. Jahrg. 
1912. Beihefte. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 4. Beiheft. Verhandlungen der 
tropenmedizinischen Gesellschaft, 5. Tagung vom 3. bis 6. April 1912. (218 S. 
mit 28 Abbild, und 1 Karte.) 1912. 6 Subskr.-Pr. bar 4,80 *&. — 5. Bei¬ 
heft. Baermann, Chefarzt Dr. Gust.: Die Assanierung der javanischen und 
chinesischen Arbeiterbestande der dem Serdang-Doctor-Fond, Deli-Sumatra, 
angeschlossenen Pflanzungsgebiete (Anchylostomiasis, Amöben- und Bazillen¬ 
dysenterie, Syphilis, Malaria, Typhus, Pneumonie, epidemische Cerebrospinal- 
Meningitis). Nach einem Vortrage. (32 S. mit 11 Tafeln.) 1912. 2 Ufc; 
Subskr.-Pr. bar 1,60 Jt. 

Flügge, Prof. Dir. Dr. Carl: Grundriß der Hygiene für Studierende und prak¬ 
tische Ärzte, Medizinal- und Verwaltungsbeamte. 7. umgearb. u. verm. Aufl. 
(XII, 847 S. mit 219 Fig.) gr.-8°. Leipzig, Veit & Co., 1912. 15 geb. in 
Leinw. 16 

Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Aufl. Herausgegeben von Prof. Dr. 
Th. Weyl. Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 6. Lfg., 2. Bd., 1. Abt. Städte¬ 
reinigung. Bearbeitet von L. Ascher, J. Brix, J. Goltz u. a. 1. Abt. Weyl, 
Prof. Dr. Th.: Aufgaben der Städtereinigung. — Überblick über die histo¬ 
rische Entwickelung der Städtereinigung bis zur Mitte des 19. Jahrh. — 
Ascher, Kreisarzt Dr. L., und Kobbert, Dir. E.: Verhütung von Bauch und 
Ruß in Städten. (75 S. mit 45 Abbild.) 1912. 3,75«^; Subskr.-Pr. bar 3 jH. 
— 6. Lief., 2. Bd., 2. Abt. Städtereinigung. Bearbeitet von L. Ascher, J. Brix, 
J. Goltz u. a. 2. Abt. Weyl, Prof. Dr. Th.: Art und Menge der städtischen 
Abfallstoffe. — Kratter, Prof. Dr. J.: Leiohenwesen. — Goltz, Schlacht- und 
Viehhof-Dir. J.: Abdeckereiwesen. (207 S. m. 29 Abbild.) 1912. 9M>; Subskr.-Pr. 
bar 7,20 Jt>- — 7. Lief., 4. Bd., l.Abt. Bau- und Wohnungshygiene. Bearbeitet 
von M. Berlowitz, W. Bertelsmann, C. Fuchs u. a. l.Abt. Hueppe, 

Vierteljahr*.«chrift für (JesundheitspHt'ge. 1912. 54 
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Ferd.: Wohnung und Gesundheit. — Rath, Beigeordn. A.: Wohnungsauf¬ 
sicht. (88 S. mit 7 Abbild.) 1912. 4 A; Subskr.-Pr. bar 3,20 A. 

India Government Board. Sanitary Commissioner’s Report. India. 1910. 4/6. 
Local Government Board. Reports on Public Health, etc. (New Series, 
No. 65.) Dr. Manby’s Report upon the Sanitary Circumstances, etc., of the 
Urban District of Ince-in-Makerfield. 2d. — Circular, 14. May, 1912. Par- 
liamentary Grant for Sanatorium Purposes. Finance Act, 1911, and National 
Insurance Act, 1911. 1 d. — Ditto. (New Series, No.67.) Dr. Mivart’s 
Report on the General Sanitary Circumstances, etc., Rural District and Borough 
of Shaftesbury. 5d. 

Oppelt, Ob.-Med.-R. Dr.: Das neu errichtete Königl. sächsische Landes Gesund¬ 
heitsamt. [Aus: „Fischers Zeitschr. f. Praxis u. Gesetzgebung der Verwal¬ 
tung“.] (50 S.) 8°. Leipzig, Roßbergsche Verlagsbuchhandlung, 1912. 0,60 A- 

Reich, Das Deutsche, in gesundheitlicher und demographischer Beziehung, heraus¬ 
gegeben vom Kaiserl. Gesundheitsamte und vom Kaiserl. statistischen Amte. 
Wohlfeile [Titel-]Ausgabe. (VII, 331S. mit 30 zum Teil farbigen Tafeln.) 
Lex.-8°. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, [1907], 1912. 3 A- Geb. in 

Leinw. 4,20 A- 

Robertson, W., and Porter, Charles: Sanitary Law Practice. 3. Ed. Revised. 
(750 p.) Sanitary Publishing Co. nn. 12/6. 

Schar, Dr. Otto: Über Entstehung, Verhütung und Heilung von Krebskrank- 
heiten. Aus den Papieren eines Arztes. (35 S. mit Abbildungen und Figuren ) 
gr.*8°. Leipzig, K. F. Pfau, 1912. 0,90 A. 

Seemanns Grundrisse für das Staatsexamen. kl.-8°. Berlin, S. Seemann. Abel, 
Dr. Franz: Grundriß der Hygiene. (IV, 154S.) 1912. Geb. in Leinw. 3 A. 

Statutory Rules. No. 626. Section 16. Public Health, Scotland. Prevention of 
Infectious and Epidemie Diseases. The Public Health (Pulmonary Tubercu¬ 
losis) Regulations (Scotland), 1912. Dated June 18, 1912. Ld. — No.628. 
Section 17. Public Health, Scotland. The Rag Flock Regulations (Scotland). 
1912. Dated June 20, 1912. 1 d. — No. 664. Section 19. National Insurance, 
National Health Insurance. The National Health Insurance (Meeting Places 
of Approved Societies) Regulations (Scotland), 1912. Dated June 14, 1912. 
1 d. — No. 578. Public Health, England. The Rag Flock Regulations, 1912. 
Dated June 8, 1912. Id. — National Insurance. Draft Regulations, Irish, 
Sections 2 and 81 (3). each 1 d. — National Health Insurance. Draft Regu¬ 
lations , Ireland, as to Behaviour during Disease or Disablement. each 1 d. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Inneren herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Scboetz. 7. Heft. 
Doepner, Kreisarzt Dr.: Bericht über die Tätigkeit der Medizinalunter¬ 
suchungsämter und Medizinaluntersuchungsstellen im Geschäftsjahre 1910. 
(63 S. mit 1 farbigen Karte.) 1912. 2,26 A- — 10. Heft. Jahresberichte der 
Königl. Versuchs- und Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwässer¬ 
beseitigung für die Etatsjahre 1910 und 1911. — Ehrlich, Wirkl. Geh. Rat 
Prof. Dr. P.: Berichte über die Tätigkeit des Instituts für experimentelle 
Therapie zu Frankfurt a.M. in den Jahren 1910/11 und 1911/12. — Koch, 
Prof. Dr. Jo*s.: Zusammenfassender Bericht über die Tätigkeit der Wutschutz- 
Abteilung am Königl. Institut f. Infektionskrankheiten in der Zeit vom 
1. April 1908 bis 31. März 1911. (97 S. mit 2 farbigen Karten.) 1912. 3,80 A. 

Vierteljahrssohrift, Deutsche, für öffentliche Gesundheitspflege. Organ des 
„Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege“. Suppl. gr.-8°. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. Jahresbericht, 27. und 28., über die Fort¬ 
schritte und Leistungen auf dem Gebiete der Hygiene. Begründet von weil. 
Prof. J.Uf felmann. Jahrg. 1909/10. Herausgegeben vom Reg.- u. Geh.-Med.-R. 
Dr. A. Pfeiffer. (XI, 908S.) 1912. 26^. 
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Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 44. Bd. 2. Heft. Braun- 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 7 Jt. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. Leipzig, Veit & Co. 70. Bd. 
2. u. 8. Heft. 14 Jt. 72. Bd. l.Heft. 7,50 Jt. 72. Bd. 2. u. 3. Heft. 15,60 Jt. 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Beiträge zur Statistik der Stadt Halle a. S. Herausgegeben vom statistischen 
Amte der Stadt Halle a. S. gr.-8®. Halle, Gebauer - Schwetschke. 18. Heft. 
Über den Einfluß von Beruf und Lebensstellung auf die Todesursachen in 
Halle a. S. 1901 bis 1909. (V, 163 S.) 1912. 1,60 Jt. — 20. Heft. Jahresüber- 
siohten, Statistische, für Halle a.S. 1911. (IX, 104 S.) 1912. 1,50 Jt. 

Bericht der k. k. Gewerbe-Inspektoren über ihre Amtstätigkeit im Jahre 1911. 
(CLXX, 670 S. mit 18 Abbild, und 9 Tafeln.) Lex.-8°. Wien, Hof- und Staats¬ 
druckerei, 1912. 4 Jt. 

Daten, Statistische, über die Stadt Wien. 28. Jahrg. (VIII, 46 S). 11,4x7,3 cm. 
Wien, Gerlach & Wiedling, 1912. n 0,40 Jt. 

Geddes, George: Statistics of Puerperal Fever and Allied Infectious Diseases. 
8vo. 128 p. Simpkin, net 6/. 

Handbuch, Statistisches, f. das Königreich Württemberg. Jahrg. 1910 u. 1911. 
Herausgegeben von dem Königl. statistischen Landesamt. (X, 364 u. IV S.) 
Lex.-8°. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1912. Geb. in Halbleinw. bar n 2,50 Jt. 

Jahrbuch der Medizinal-Verwaltung in Elsaß - Lothringen. 24. Bd. über das 
Jahr 1911. Im amtlichen Aufträge herausgegeben vom Medizinalreferent Geh. 
Ob.-Med.-R. Dr. Carl Pawolleck unter Mitwirkung vom Reg.- und Med.-R. 
Landesgesundheitsinsp. Dr. Alfons Holtzmann. (Jahrg. 1912.) (XI, 293 S.) 
gr.-8°. Straßburg, F. Bull, 1912. 9 Jt. 

Jahrbuch der Stadt Elberfeld. VIII. Jahrg. 1910. Im Aufträge des Oberbürger¬ 
meisters herausgegeben vom städt. statistischen Amte. (238 S.) 33 X 24,5 cm. 
Elberfeld, A. Martini & Grüttefien, 1912. 4 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Wien für 1910. 28. Jahrg. Bearbeitet von 
der Magistratsabteilung XXI für Statistik. (XII, 914 S. mit 1 Tafel.) Lex.-8°. 
Wien, Gerlach & Wiedling, 1912. Geb. in Leinw. 10 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Wiesbaden. Herausgegeben vom städtischen 
statistischen Amte. 5. Jahrg. des statistischen Jahresberichtes. 1911. (XVIII, 
66 S. mit 1 eingedruckten Plan.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1912. 
1,60 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Deutsche Reich. Herausgegeben vom Kaiser], 
statistischen Amte. 33. Jahrg. 1912. (XXXII, 468 u, 90 S. mit 3 färb. Karten.) 
gr.-8°. Berlin, Puttkammer <fe Mühlbrecht, 1912. 2 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Großherzogtum Baden. Herausgegeben vom 
Großherzogi. statistischen Landesamte. 39. Jahrg. 1912. (XX, 421 S.) Lex.-8\ 
Karlsruhe, Macklot, 1912. Gebunden in Leinw. bar 2 Jt. 

Jahresbericht der Gewerbe-Auf sichtsbeamten und der Bergbehörden in Elsaß- 
Lothringen für 1911. (II, 179 S.) 8°. Berlin 1912. (Straßburg, Akademische 
Buchhandlung, E. d’Oleire & Rasch.) 1 Jt. Bisher unter dem Titel: Jahres¬ 
berichte. 

Jahresbericht, Medizinisch-statistischer, über die Stadt Stuttgart im Jahre 1911. 
39. Jahrg. Herausgegeben vom Stuttgarter ärztlichen Verein. Redigiert vom 
Prof. Dr. A. Gastpar. (38 S.) Lex.-8°. Stuttgart, C. Grüninger, 1912. 

Bar 1 Jt. 
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Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und Medizinalstatistik sowie 
alle Zweige des sozialen Versicherungswesens. 11. Bd.: Bericht , über das 
Jahr 1911. Herausgegeben von Drs. A. Grotjahn und Stadtrat F. Kriegei. 
(VHI, 377 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. 13 Jt. 

Jahresbericht über die Fortschritte in der Untersuchung der Nahrungs- und 
Genußmittel. Bearbeitet von Geh. Med.-R. Prof. Dr. Heinr. Beckurts unter 
Mitwirkung von Drs. H. Frerichs und Priv.-Doz.H. Emde. [Aus: „Jahres- 
ber. der Pharmazie“.] 21.Jahrg., 1911. (195 S.) gr.-8°. Göttingen, Vanden- 
hoeck & Ruprecht, 1912. 6 J6. 

Jahresbericht über die Ergebnisse der Immunitätsforschung und deren Grenz¬ 
wissenschaften, der Chemotherapie, Zoonosologie, Hygiene usf. Herausgegeben 
vonWolfg. Weichardt. VII.Bd. 1911. II. Abt. Bericht über das Jahr 1911 
mit einer zusammenfassenden Übersicht vom Herausgeber. (VIII, 687 S.) 
Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1912. 24 Ji. 

Jahresberichte der Königl. sächsischen Gewerbe-Auf sichtsbeamten für 1911. 
Nebst Berichten der Königlich sächsischen Berginspektoren, betreffend die 
Verwendung weiblicher und jugendlicher Arbeiter beim Bergbau, sowie die 
Beaufsichtigung der unterirdisch betriebenen Brüche und Gruben. Sonder¬ 
ausgabe nach den vom Reichsamte des Inneren veröffentlichten Jahresberichten 
der Gewerbe-Aufsichtsbeamten. (XIV, 346 S.) gr.-8°. Berlin, 1912. (Dresden-A., 
Zahnsg. 24, F. A. Schröer.) Geb. in Halbleinw. n 3 Jt. 

Lassabliöre, Dr. P.: Annuaire et guide pratique d’hygiene, 2. annee, in-8°. Jouve 
et Cie. 2,50 fr. 

Mitteilungen, Medizinal-statistische, aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentl. des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 15. Bd. 2. (Schluß-) Heft. 
(IH und S. 93 bis 147 und 369 bis 543 mit 2 Tafeln und 1 farbigen Karte.) 
Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1912. 7 J&. Die Abnehmer der Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Mitteilungen zu einem um 20 Proz. 
ermäßigten Preise. 

Mitteilungen zur Statistik der Stadt Düsseldorf. Im Aufträge des Oberbürger¬ 
meisters herausgegeben durch das statistische Amt der Stadt Düsseldorf. 
Lex.-8°. Düsseldorf, L. Voß & Co. Most, Beigeordn. Dr. Otto: Die Grund¬ 
besitz- und Wohnungsverhältnisse in Düsseldorf und ihre Entwickelung seit 
1903. (115 und 38 S. und 1 Blatt mit 10 Tafeln und 1 färb. Plan.) 1912. 2 J(. 

Monatsberichte des statistischen Amtes der Stadt Charlottenburg. Jahrg. 1912. 
12 Nummern. (Nr. 1 22 S. mit 2 Taf.) 32 X 24 cm. Charlottenburg, C. Ulrich 
& Co. je n 0,25 Jt. 

Statistik, Breslauer. Im Aufträge des Magistrats der Königl. Haupt- und Resi¬ 
denzstadt Breslau herausgegeben vom statistischen Amte der Stadt Breslau. 
31. Bd. Lex.-8°. Berlin, E. Morgensterns Verlag. 1. Heft. Bevölkerungs- 
wechsel, Preise für Nahrungsmittel usw., Erkrankungen im Jahre 1910. (VIII, 
116 S.) 1912. 1 Jt. 

Veterinär-Sanitätsbericht, Statistischer, über die Königl. preußische Armee, 
das XII. und XIX. (1. und 2. Königl. sächsische) und das XHI. (KönigL 
württembergische) Armeekorps für das Rapportjahr 1911. (IV, 176 S. mit 
graphischen Figuren und 1 Karte.) 31,5x23,5cm. Berlin, E. S. Mittler & 
Sohn, 1912. 8Jfe. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Haenle, Dr. Osc.: Die Hygiene des Straßburger Leitungswassers. [Aus: „För¬ 
derung d. Wiss., d. Ackerbaues und der Künste im Unterelsaß“.] (52 S.) 8°. 
Straßburg, P. Scbweikhardt, 1912. Bar 1,60 Jt. 
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Mitteilungen aus der KönigL Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Ab* 
Wässerbeseitigung zu Berlin. Herausgegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-R. Vor¬ 
tragenden Rat Anstaltsleiter Rud. Abel und Geh. Med.-R. Anstaltsvorsteher 
Prof. Carl Günther. 16. Heft. (IU, 334 S. mit 112 Abbild, u. 1 farbige Karte.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1912. 11 JL. 

Verhandlungen des internationalen Vereins zur Reinhaltung der Flüsse, des 
Bodens und der Luft. (Nebst einem Verzeichnis der Literatur über die Rein¬ 
haltung der Flüsse und der Städte als Anhang.) (136 S.) gr.-8°. Hamburg, 
Gebr. Lüdeking, 1912. 29. Heft. (136S.) 2 JL. — 30.Heft. Bonne, Br. Geo.: 
Die Klagen der deutschen Binnenfischer über die zunehmende Verunreinigung 
unserer Gewässer nebst den Mitteln und Wegen zur Abhilfe derselben. (192, 
7 und 7 S.) 2,50 Jt. 

4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Baldauf u. Prof. Hecker, Architekten: Haus und Heim. Einfamilienhäuser und 
Mietshäuser, in Gruppen und Reihen gebaut. (Aufbau und Innengestaltung.) 
(IV, 148S. mit rund 240 Originalzeichnungen.) gr.-8°. Leipzig, H. A. L. 
Degener, 1912. 3 JC. 

Baukunst, Münchener städtische, aus den letzten Jahrzehnten. Mit Benutzung 
der Bildersammlung des Stadtbauamtes herausgegeben. 32,5 X 25,5 cm. 
München, G. D. W. Callwey. je 2 Jt; Subskr.-Pr. bar je 1,50 Jk. 4. Lief. 
(II. Öffentliche Gesundheitspflege.) Hocheder, Karl Müllersches Volksbad. 
(16 Tafeln mit 6 S. Text.) — 5. Lief. (II. öffentliche Gesundheitspflege.) Brause- 
und Wannenbäder und neuere öffentliche Bedürfnisanstalten in München. 
(14 Tafeln mit 6 S. Text.) 1912. 

Baupolizeiverordnung für die zum Landespolizeibezirke Berlin gehörigen, außer¬ 
halb der Ringbahn belegenen Teile von Charlottenburg, Deutsch-Wilmers¬ 
dorf, Schöneberg, Neukölln, Liohtenberg, Boxhagen-Rummelsburg und Stralau 
vom 26. März 1912. Veröffentlicht im Amtsblatte der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin, Sonderbeilage zum 13. Stück vom 29. März 
1912. (106 S.) kl.-8°. Berlin, Polytechn. Buchh. A. Seydel, 1912. Geb. in 
Halblein w. 1 Jf». 

Baupolizei Verordnungen für die Stadtgemeinde Frankfurt a. M., mit 1 (färb.) 
Bauzonenplan sowie einige einschlägige Bestimmungen. (Amtliche Ausgabe.) 
(1H, 118 S.) Lex.-8°. Frankfurt a. M., Gebr. Knauer, 1912. Bar nn 2,60 JL 

Eberstadt, Doz. Prof. Dr. Rud.: Neue Studien über Städtebau und Wohnungs¬ 
wesen. (IV, 230 S. mit 53 Abbild.) Lex.-8*. Jena, G. Fischer, 1912. 5,50 Jh ; 
geb. 6,50 Ji. 

Eigen Wohnhaus, Das hamburgische. Mit Text von Paul Bröcker. (HI und 
S. 355 bis 484 mit Abbild.) Lex.-8°. Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesell¬ 
schaft, 1912. 3Jt; geb. 4JK. 

Fischer, Thdr.: Wohnhausbauten. Mit einer Einleitung von Dr. G. Keyssner. 
(XII, 131 S. mit Abbild.) 34,6 x 25 cm. Leipzig, J. J. Amd, 1912. In Papp¬ 
band 10 Ji. 

Gebhardt, Rieh, und Eberhard, Carl, Architekten: Das Einfamilienhaus. 
Jedem das eigene Heim. Mustergültige Beispiele und Ratschläge beim Bau 
von Einfamilienhäusern. (8 S. und BL 9 bis 44 mit Abbild.) Lex.-8°. Glauchau, 
0. Streit, 1912. 3,50 Ji- 

Geller, Dr. Leo: Gesetze und Verordnungen überBaureoht und Wohnungsfürsorge. 
Mit Einleitungen und Erläuterungen aus den Materialien, (österr. Gesetze. 
Mit Erläuterungen aus den Materialien. Einzelausgaben. Heft 93.) (IV, 199 S.) 
kl.-8°. Wien, M. Perles, 1912. 2,80 J6; geb. in Leinw. n 3,60 A- 
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Kleinbauten, Moderne. 3.Serie. Kleinere Wohn- und Geschäftshäuser, Villen, 
Schulen, Apotheke, Försterhaus, Gasthäuser, Arbeiter- und Beamtenwohn- 
häuser, Gartenhäuschen, Gemeindehaus usw. Entwürfe und Naturaufnahmen 
▼on ausgeführten Bauten. (60 Tafeln und III S. Text.) 41,5x42 cm. Wien, 
A. Schroll <ft Co., 1912. In Mappe 40 Jt. 

Mitteilungen des rheinischen Vereins für Kleinwohnungswesen. Mit einer Bei¬ 
lage: „Spiegel rheinischer Bauart". Red.: Dr. Otto Lindecke. 8. Jahrg. 
1912. 12 Nummern. (Nr. 1 8 S.) Lex.-8®. Düsseldorf (39, Adersstr. 1), Rhei¬ 
nischer Verein für Kleinwohnungswesen. Bar 3 Jt. 

Monographien deutscher Städte. Darstellung deutscher Städte und ihrer Arbeit 
in Wirtschaft, Finanzwesen, Hygiene, Sozialpolitik und Technik. Heraus- 
gegeben vom Gen.-Sekr. Erwin Stein. Lex.-8°. Oldenburg, G. Stallings 
Verlag. 1. Bd. Neukölln. Herausgegeben vom Oberbürgermeister Kurt 
Kaiser, Bürgermeister Rieh. Weinreich, Drs., Gen.-Sekr. Erwin Stein. 
(VIII, 158 8. mit 99 Abbüd.) 1912. 4 Jt- 

Ortsstatut der Stadt Charlottenburg vom 21. Februar 1912, erlassen auf Grund 
des Gesetzes gegen die Verunstaltung von Ortschaften usw. vom 15. Juli 1907 
und Nachträge zu den Baupolizei Verordnungen für die Stadt Charlottenburg. 
(14 S.) kl.-8°. Berlin, Polytech. Buchh. A. Seydel, 1912. Bar 0,30 Jt- 

Schriften des bayerischen Landesvereins zur Förderung des Wohnungswesens 
(E. V.) 8°. München, E. Reinhardt. 6. Heft. Musterstatut für Baugenossen¬ 
schaften nebst Anleitung zu ihrer Gründung und Verwaltung. Herausgegeben 
vom bayerischen Landesverein zur Förderung des Wohnungswesens (EL V.). 
(41 S. mit 1 Tabelle.) 1912. 0,50 Jfc. 

Veröffentlichungen der deutschen Gesellschaft für Volksbäder. Herausgegeben 
von dem geschäftsführenden Ausschuß. Red.: P. Erb. VI. Bd. 2. Heft. (VIII 
u. S. 121—283.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1912. Bar 1 Jt. 

Vorschriften, Baupolizeiliche, der Haupt- und Residenzstadt Karlsruhe. Amt¬ 
liche Ausgabe. (XII, 191 S. mit 1 farbigen Plan.) kl.-8 # . Karlsruhe, C. F. 
Müller, 1912. Gebunden in Leinw. 3 Jt- 

Weiß, Baur. Alb.: Können die in den heutigen großstädtischen Wohnverhält¬ 
nissen liegenden Mängel und Schäden behoben werden? Vom Architekten¬ 
verein zu Berlin preisgekrönte Wettbewerbarbeit um den Wilhelm-Strauch- 
Preis 1911 über das Thema: „Die Eint Wickelung des Wohnungswesens in 
Berlin und anderen städtebaulich bemerkenswerten benachbarten Orten. 
Kritik des heutigen Zustandes, wie er sich auf der üblichen Bodenaufteilung, 
den bestehenden Bauordnungen und der wirtschaftlichen Entwickelung er¬ 
geben hat, und Vorschläge für Verbesserungen.“ (158 S. mit 305 zum Teil 
farbigen Abbild.) 32,5x 25,5 cm. Berlin, C. Heymann, 1912. Geb. in Leinw. 
10 Jt. 

5. Schulhygiene. 

Ajolb Natur und Geistes weit. Sammlung wissenschaftlich gemeinverständlicher 
Darstellungen. 8°. Leipzig, B. G. Teubner. Je l Jt) geb. in Leinw. je 
1,25.#. 96. Bändchen. Burgerstein, Leo: Schulhygiene. 3. Aufl. (IV, 143S. 
mit 43Fig.) 1912. 

Lamy, Georges et Gebron, Louis: Röglementation de l’hygiene scolaire. Jn-8 a . 
2,50 fr. Ch. Delagrave. 

Liohtwitz 9 Zahnarzt A1 f r.: Die Zahnpflege in den Schulen. Vortrag. (20 S. mit 
Abbild.) gr.-8°. Osterwieck, A. W. Zickfeldt, 1912. 0,60 Jt. 

Liepoldt, C. Louis: The School Nurse: HerDuties and Responsibilities. Cr. 8vo, 
pp. 208. Scientific Press, net 2/6. 
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6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Atkins, Charlotte A.: The Home Nurses’ Handbook of Praotical Nursing. Cr. 
8vo, pp. 276. Saunderson. net 2/6. 

Baginski, Geh. Rat Prof. Dr. Adolf, u. Architekten Sohmieden u. Boethke: 
Der Aasbau des städtischen Kaiser- und Kaiserin-Friedrich-Kinderkranken- 
hauBes in Berlin. [Aus: „Archiv für Kinderheilkunde".] (20 S. mit 12 Abbild.) 
Lex.-8*. Stuttgart, F. Enke, 1912. 0,80 JL. 

Baur, Kolonnenarzt Stabsarzt d. L. Dr. Älfr.: Das Samariterbüchlein. Ein schneller 
Ratgeber bei Hilfeleistung in Unglücksfallen. Für jedermann, insbesondere 
für Mitglieder freiwilliger Sanitätskolonnen bearbeitet. 25. Aufl., neu bear¬ 
beitet vom Ober-Bahnarzt Med.-R. Dr. Schleicher. 169.bis 176.Tausend. (41 S. 
mit 44 zum Teil farbigen Abbild.) 16*. Stuttgart, Math, 1912. 0,40 jH. 

Bekanntmachung, den Erlaß eines Regulativs für die großherzogl. Landes- 
lleil- und Pflegeanstalten, die Aufnahme, den Aufenthalt und das Ausscheiden 
der Pfleglinge betr. [Aus: „Regierungsblatt“.] 16 S. Lex.-8°. Darmstadt, 
Buchh. des Großherzogi. hessischen Staatsverlags, 1911. 0,15 JÜ. 

Bekanntmachung, die Vorschriften über die staatliche Prüfung von Wochen¬ 
pflegerinnen betr. Vom 4. August 1911. [Aus: „Regierungsblatt“.] (8 S.) 
Lex.-8°. Darmstadt, Buchh. des Großherzogi. hessischen Staatsverlags, 1911. 
0,20 Ji. 

Bekanntmachung, den Erlaß einer Dienstanweisung für staatlich geprüfte 
Wochenpflegerinnen im Großherzogtum Hessen betr. [Aus: „Regierungsblatt“.] 
(3 S.) Lex.-8°. Darmstadt, Buchhandl. des GroßherzogL hessischen Staats¬ 
verlags, 1911. 0,15 Jt. 

Bibliographie der schweizerischen Landeskunde. Unter Mitwirkung der hohen 
Bundesbehörden, eidgenössischer und kantonaler Amtsstellen und zahlreicher 
Gelehrter. Herausgegeben von der Zentralkommission für schweizerische 
Landeskunde. 8°. Bern, K. J. Wyss. Faso. V 10f. (IV. Heft.) Anderegg, 
Ernst, u. Anderegg, Hans, Drs.: Armenwesen u. Wohltätigkeit. — IV. Heft. 
Fürsorge für Kranke und andere Schutzbedürftige: Korrektionswesen. (XI 
und S. 1519 bis 2010.) 1912. 3,50 Jt. 

Bitterlin, G.: La Croix-Rouge aux avantpostes de la Marne 1870—1871. In-8°. 
Vigot freres. 2 fr. 

Blume, Med.-R. Dr.: Der Samariter. Leitfaden für die erste Hilfe bei Unglücks¬ 
fällen. 2 Hefte. 2., umgearbeitete Aufl. (11. bis 20. Tausend.) (VIII, 56 S. u. 
80 S. mit Abbild.) 8°. Karlsruhe, G. Braunsche Hofbuchdruckerei, 1912. 1 Jt. 

Burdett, Sir Henry: Burdett’s Hospitals andCharities. 1912. Being the Year- 
book of Philanthropy and the Hospital Annual. Cr. 8vo, pp. 952. Scientific 
Press, net 10/6. 

Cook, J. Basil: Index of PracticalNursing. Cr. 8vo, pp. 172. Bailliöre. net 2/. 

Crignis, Ant. de: Augsburger Taschenbuch zur Anfertigung von Behelfsarbeiten 
für Sanitätskolonnen. (40 S. mit Abbild.) kl.-8°. Heidelberg, J. Hörning, 
1912. In Wachstuch 0,60 Jt. 

Doerfler, Hofr., und Weckerle, Bez.-Arzt, Drs.: Asepsis für Krankenschwestern. 
Leitfaden für Unterricht und Praxis für Krankenschwestern. (248 S.) kl.-8°. 
Regensburg, J. Habbel, 1912. Geb. in Leinw. 1,50 Jt. 

Feldman, W. M.: A Manual of Nursery Hygiene. 2nd Ed. Cr. 8vo, pp. 182. 
B&illiere. net 2/; sd., net 1/6. 

Friedem&nn, Chefarzt Krankenpflegesch.-Leit. Dr. M.: Atlas typischer Hand¬ 
griffe für Krankenpflegerinnen. (87 S. mit 40 Tafelabbild.) gr*-8°. Stuttgart, 
F. Enke, 1912. 3 Jt. 
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Groves, E. W. Hey and Briokdale, J. M. F.: Text-Book for Nurses: Anatomy, 
Physiology, Surgery and Medicine. (Oxford Medical Publications) Roy. 8 vo, 
pp. 432. H. Frowde. net 12/6. 

Mclsaao, I.: Primary Nursing. Technique for First Year Pupil Nurses. Cr. 
8vo. MacmiDan. net 5/. 

Meinholda Erste Hilfe-Tafeln. BL 6 bis 9 je 60 X 85 cm. Farbdruck. Mit Text 
(je 1 Bl. mit 2 Abbild.). 8°. Dresden, C. C. Meinhold & Söhne, 1912. Bar 
je 1,30 Jt] auf Lederpapier je 1,40 Jt; mit Rand und Ösen je 1,50 Jt. 

Meyer, Geh. San.-R. Prof. Dr. George: Rettung Ertrinkender. Anweisung, im 
Aufträge des Herrn Ministers des Inneren herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilang des Ministeriums and der Zentralstelle für das Rettungswesen an 
Binnen- und Küstengewässern in Berlin. Plakat mit 10 Abbild. 51 x 38 cm. 
Berlin, R. Schoetz, 1912. Bar 0,40 A 

Miles, Charles H.: An Historical Outline of Ambulance from the Earliest Times. 
18 mo, sd. pp. 24. J. Wright, Bristol, net 3 d. 

Oxford, M. N.: A Handbook of Nursing. 6.Ed. Cr. 8vo, pp. 328. Methuen. 
net 3/6. 

Scholz, Dir. a. D. Dr. Ludw.: Leitfaden für Irrenpfleger. Vom deutschen Verein 
für Psychiatrie gekrönte Preisschrift. 9., vermehrte und verbesserte Aufl. 
(VI, 110 S. mit 42 Abbild.) kl.-8°. Halle, C. Marhold, 1912. Geb. in Halb¬ 
lein w. 1,50 Jt. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Minister des Inneren herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 5. Heft. 
Grober, Prof. Dr.: Die Einrichtung der Krankenstation. (88 S.) 1912. 2,50 A 
— 6. Heft. Haeberlin, Chefarzt Dr.: Meeresheilkunde, Seehospize und Volks¬ 
gesundheit. (28 S.) 1912. Bar 0,80 A 

Veröffentlichungen des deutschen Vereins für Volkshygiene. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von Dr. K. Beerwald. 
Neue Auflage. 8*. München, R. Oldenbourg. (Partiepreise.) 3. Heft. Feßler, 
Prof. Dr. Jul.: Nothilfe bei Verletzungen und Unglücksfällen. 3. neubearbeitete 
und vermehrte Aufl. (16. bis 25. Tausend.) (101 S. mit 27 [2 farbigen] Fig.) 
1912. 0,60 A 

Wiest, Anna: Beschäftigungsbuch für Kranke und Rekonvaleszenten, Schonungs¬ 
bedürftige jeder Art sowie für die Hand des Arztes. Mit einer Vorrede von 
Prof. Dr. E. v. Romberg. (XI, 351 S. mit 122 Abbild.) Lex.-8°. Stuttgart, 
F.Enke, 1912. 6 A geb. in Leinw. n 6 A Hieraus einzeln: I.Teil Fröbel- 
arbeiten. (VHI, 40 S. mit 20 Abbild.) 0,80 A — IL Teil Liebhaberkünste. 
(VIII und S. 41 bis 198 mit 65 Abbild.) 2,40 Jt. — III. Teil. Weibliche Hand¬ 
arbeiten. (VIII und S. 199 bis 250 mit 28 Abbild.) 1 Jt. — IV. Teil. Verschie¬ 
dene Arbeiten. (VIH und S. 251 bis 337 mit 19 Abbild, und 1 Beilage.) 1,40 Jt . 

Wullsohleger, Reg.-R. E.: Die Krankenfürsorge in den Kantonen und Gemeinden. 
Referat, gehalten anläßlich des IV. sozialdemokratischen Kommunaltages am 
12. Mai 1912 mit der angeschlossenen Diskussion. (26 S.) 8°. Zürich, Buch¬ 
handlung des Schweizerischen Grütlivereins, 1912. 0,30 Jt. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Bibliothek v. Coler- v. Schjerning. Lex.-8°. Berlin, A. Hirschfeld. 34. Bd. 
Lehrbuch der Militarhygiene. Unter Mitwirkung von Drs. Stabs- und Bataillons¬ 
arzt H.Findel, Ob.-Stabsarzt H. Hetsch, StabsärztenK. H.Kutscher, 0. Mar¬ 
ti neck, B. Möllers herausgegeben von Profi. Drs. Ob.-Stabärzten Regiments¬ 
arzt H. Bischoff, W. Hoffmann, H. Schwiening. IV. Bd.: Infektions¬ 
krankheiten und nichtinfektiöse Armeekrankheiten. Bearbeitet von Profi. 
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Drc. Ob. - Stabsärzten H. Bischof f, H. Schwiening, W. Hoff mann u. a. 
(IX, 515 S. mit 39 Abbild, und 2 [1 farbige] Tafeln.) 1912. 7 A; geb. n8i. 

Oettingen, Chefarzt Dr. Walt. v.: Leitfaden der praktischen Kriegs-Chirurgie. 
(XVI, 377 S.) 8°. Dresden, Th. Steinkopf, 1912. Geb. in Leinw. 9,50 J6. 

Publikationen, Militärärztliche. Wien, J. Safär. Nr. 142. Urbach, Regiments¬ 
arzt Abteilungschefarzt Dr. Jos.: Die Geschlechtskrankheiten und ihre Ver¬ 
hütung im k. u. k. Heere, in der k. k. Landwehr und in der k. u. k. Kriegs¬ 
marine mit vergleichender Berücksichtigung fremder Staaten. (98 S. mit 
22 Tabellen, 8 Kurventafeln und 4 Karten.) gr.-8°. 1912. 5J6. 
Sanitätsberiöht über die Kaiser], deutsche Marine für den Zeitraum vom 
1. Oktober 1909 bis 30. September 1910. Bearbeitet in der Medizinal-Abteilung 
des Reichs - Marine - Amtes. (IV, 216 S.) 8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1912. 2,25 Ji. 

Weis 18 , Th.: Les blessures de guerre par les armes modernes et leur traitement. 
Avec 54 figures. In-8°. Berger-Levrault et Cie. 3 fr. 

8 . Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Abel; Geh. Ob.-Med.-Red. Dr. Rud.: Bakteriologisches Taschenbuch. Die wich¬ 
tigsten technischen Vorschriften zur bakteriologischen Laboratoriumsarbeit. 
16. Aufl. (yi, 138 S.) kl.-8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. Geb. in Leinw. 
und durchsch. 2 Ji. 

Annals of Tropical Medicine and Parasitology. Series T. M. Vol. 6. No. 1 B. 
Edited by Prof. Sir Ronald Ross, and others. Royal 8 vo, p. 41—123. Liver¬ 
pool School of Tropical Medicine. 5/. 

Arbeiten aus dem Institut zur Erforschung der Infektionskrankheiten in Bern 
und den wissenschaftlichen Laboratorien des Schweizer Serum- und Impf- 
instituts. Herausgegeben von Prof. Dr, W. Kolle. Lex.-8°. Jena, G. Fischer. 
7. Heft. Schürmann, W., und S. Abel in, Drs.: Der augenblickliche Stand 
der bakteriologischen Choleradiagnose mit Berücksichtigung und auf Grund 
von Prüfungen der neuesten Anreicherungs- und Differenzierungsmethoden. 
(39 S. mit 2 Abb.) 1912. 1,50 Jt. 

Brunon, Dr. R.: La tuberculose pulmonaire, maladie evitable, maladie curable. 
in-8°. G. Steinheil. 10 fr. 

Centralblatt für Bakteriologie, Parasitenkunde und Infektionskrankheiten. 1. Abt.: 
Medizinisch-hygienische Bakteriologie und tierische Parasitenkunde. In Ver¬ 
bindung mit Proff. Drs. Loeffler, R. Pfeiffer, Geh. Med.-Räte, und Geh. 
Reg.-R. M. Braun herausgegeben von Geh. Reg.-Räten Drs. Proff. A. Uhl- 
worm und A. Weber. Referate. 54. Bd. Beilage. Bericht über die 6. Tagung 
der freien Vereinigung für Mikrobiologie in Berlin vom 30. Mai bis 1. Juni 
1912. Schriftführer: F. Neufeld. (261 S. mit Abbildungen und 3 Tafeln.) 
gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. Bar 7 Jt. 

Centralblatt für Bakteriologie, Parasitenkunde und Infektionskrankheiten. In 
Verbindung mit Proff. Drs. F. Loeffler, R. Pfeiffer, Geh. Med.-Räten, und 
Geh. Reg.-R. M. Braun herausgegeben von Geh. Reg.-Räten Drs. Proff. 
0. Uhlworm und A.Weber. I. Abt.: Medizinisch-hygienische Bakteriologie 
und tierische Parasitenkunde. 64. Bd. Originale. Festschrift, gewidmet zum 
60. Geburtstage des Herrn Geh. Med.-R. Dr. F. Loeffler, o. ö. Professor 
der Hygiene an der Universität Greifswald, von Schülern und Mitarbeitern, 
sowie von der Redaktion und dem Verlag des Centralblattes für Bakteriologie. 
(VI, 288 S. mit 9 Abbild, und 5 Tafeln.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. 
Bar 7,50 Jt. 

Collinge, Walter E.: A Manual of Injurious Insects. Illust. 8 vo. p. 288. Dulau. 
net 12/6. 
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Creuaö, P.: Recherche» sur la vaccination antityphoide, in-8°. Vigot freres. 
2,50 fr. 

Crispin, E. S.: The Prevention and Treatment of Disease in the Tropica. A 
üandbook for Officials and Travellers, compiled chiefly for the use of Officials 
in the Sudan. 12 mo, pp. 95. C. Griffin. net 1/. 

Caaplewski, Prof. Dr.: Die Entwickelung der Desinfektion in der Praxis. [Aus: 
„Der praktische Desinfektor“.] (21 S.) Lex.-8°. Berlin, Deutscher Verlag für 
Volkswohlfabrt, 1912. Bar 0,60 Jt. 

Dainmann, Geh. Ob.-Reg.- u. Med.-R. Prof. Dr., und Lehrer H. Seebaum: Tuber¬ 
kulosetafeln. Herausgegeben vom Hauptverein für Volkswohlfahrt in Hannover. 
4 Bl. je 109,5 X 81 cm. Farbdruck. Nebst Begleitwort: Die Schule im Kampfe 
gegen die Tuberkulose. (15 S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Leipzig, R. Schick & Co., 
1912. 10 Jt. 

Fearis, Walter H.: The Treatment of Tuberculosis by Means of the Immune 
Substances (I. K.) Therapy. Cr. 8 vo, pp. 226. J. Murray, net 6/. 

Howard, L. 0.: The House Fly. Disease Carrier. An Account of its Dangerous 
Activities and of the Means of Destroying it. Illust. 8 vo, pp. 332. J. Murray, 
net 6/. 

Jahresbericht über die Ergebnisse der Immunitätsforschung und deren Grenz¬ 
wissenschaften, der Chemotherapie, Zoonosologie, Hygiene usf. Herausgegeben 
von Priv.-Doz. Dr. Wolfg. Weichardt. VII. Bd., 1911. Ä Abt.: Ergeb¬ 
nisse der Immunität8for8chung. (III, 281 S.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 
1912. 10 Jt. 

Mo Kail, David: Public Health Chemistry and Bacteriology. A Handboök for 
D. P. H. Students. Cr. 8vo, pp. 418. Simpkin. net 6/6. 

Merkbuch für fortlaufende Desinfektion. Nach einem Entwurf des Kgl. Kreis¬ 
arztes Dr. Wolf, Witzenhausen. (60 S.) 8°. Berlin, C. Staude, 1912. 

Bar 0,30 Jt . 

Meyen, Reg.- u. Med.-R. Dr.: Seuchenbekämpfung einst und jetzt. Vortrag. (15 S.) 
gr.-8°. Allenstein, K. Danehl, 1912. 0,50 Jt. 

Tuberkulose - Aufstellung Berlin-Wilmersdorf. Sammlung der auf der Aus¬ 
stellung gehaltenen Vorträge. 8. Aufl. (161 S.) gr.-8°. Berlin-Wilmersdorf, 
(Uhlandstr. 102), Berlin-Wilmersdorf er Zeitung, 1912. 0,50 Jt. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinal Verwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Inneren herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 8. Heft 
Kruse, Dir. Prof.: Zusammenfassender Bericht über Ruhrforschungen. — 
Beninde und Priv.-Doz. Käthe, Kreisärzte Drs.: Die Ruhrepidemie (Shiga- 
Kruse) in Groß-Rosen, Bez. Breslau, im Sommer und Herbst 1911. (52 S.) 
1912. 1,60 Jt. 

9. Hygiene des Kindes. 

Anstaltsfürsorge, Die, für körperlich, geistig, sittlich und wirtschaftlich Schwache 
im Deutschen Reiche in Wort und Bild. Lex.-8°. Halle, C. Marhold. I. bis 
VI. Abt. sind noch nicht, VII. und IX., 1 sind bereits früher erschienen. — 
VIII. Abt.: Anstalten, Deutsche, für schwachsinnige, epileptische und psycho¬ 
pathische Jugendliche. Den Teilnehmern der vom 8. bis 11. September 1912 
zu Bielefeld und Bethel tagenden 14. Konferenz des Vereins für Erziehung, 
Unterricht und Pflege Geistesschwacher gewidmet. Red. von Dir. Pastor 
Stritter und Ob.-Arzt Dr. Meitzer. (VIII, 343 8. mit Abbildungen.) 1912. 
Geb. in Halbfrz. 14 Jt. 

Baumgarten, leitender Arzt Dr. Alfr.: Kinderkrankheiten und ihre Behandlung. 
Die ansteckenden Kinderkrankheiten. (Vn, 167 S. mit Abbildungen.) 8*. 
Wörishofen, Hartmann, 1912. Bar 2,50 Jt. 
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Dennett, R. H.: The Healthy Baby. Cr. 8vo. McMillan. net 4/6. 

Bsohie, Pflegeanst. - Dir. Med.-R. Frz. C. R.: Ernährung und Pflege des Kindes 
mit besonderer Berücksichtigung des ersten Lebensjahres. 6. Aufl (IX, 198 S.) 
kl.-8°. Leipzig, B. Konegen, 1912. 2,50 .*; geb. in Leinwand bar 3 jH. 

Handbuch für Jugendpflege. Herausgegeben von der deutschen Zentrale für 
Jugendfürsorge. Schriftleitung: Dr. Fr. Duensing. (In 12 bis 15 Lfgg.) 
1 . Lfg. (S. 1 bis 64.) Lex.-8°. Langensalza, H. Beyer & Söhne, 1912. 0,80 w*. 

Jahrbuch von Kinderschutz und Jugend Wohlfahrt E. V. Hamburg-Altona, 1911. 
(55 S.) 8*. Hamburg, Verlag Kinderschutz und Jugendwohlfahrt, 1912. 

Bar 0,50 JH>. 

Jahresberichte aus der Hamburger privaten Jugendfürsorge. Herausgegeben 
vom Verein Kinderschutz und Jugendwohlfahrt E. V. (VII, 154 S.) 8°. 

Hamburg, Verlag Kinderschutz und Jugend Wohlfahrt, 1912. Bar 1 Jk. 

Jugendwanderblatt, Sächsisches. Vierteljahrsschrift für Wandern und Gelände¬ 
spiele der Volksjugend. Mitteilungen und Berichte des Zentralausschusses 
für Ferienwanderungen der Volksjugend im Königreich Sachsen. Schriftleiter: 
Lehrer A. Vieweg. 2. Jahrg. Juli 1912 bis Juni 1913. 4 Nummern. (Nr. 1 
16 S. mit Abbildungen.) 8\ Dresden, A. Huhle. 0,80 jH. 

Jungdeutsohlands Pfadfinderspiele, ln Verbindung mit dem bayerischen Wehr¬ 
kraftverein herausgegeben vom deutschen Pfadfinderbund. (38 S.) kl.-8°. 
München, Verlag der ärztlichen Rundschau, 1912. 0,G0 Ji. 

Kinderkrankheiten, Die häufigsten. Ursachen, Verhütung und erfolgreiche Be¬ 
handlung. [Aus: „Hausarzt-Zeitschrift*.] (Sonderheft der Hausarzt-Zeitschrift 
für Gesundheitspflege.) (II, 66 S.) 8°. Weimar, Verlag der Hausarzt - Zeit¬ 
schrift, 1912. 0,80 Jt. 

Meyen, Reg.- u. Med.-R. Dr.: Moderne Säuglingsfürsorge. Vortrag. (14 S.) gr.-8°. 
Allenstein, K. Danehl, 1912. 0,50 Jt. 

Our Children’8 Health at Home and at School. Being the Report of a Conference 
on Diet and Hygiene in Public, Secondary, and Private Schools, etc. Edited 
by Charles E. Hecht. 8vo, pp. 474. Boards. National Food Reform Association, 
net 5/. 

Perret, Dr. M.: L’education des meres, pref. du Dr. Paul Car. Illust, in-18. 
Ch. Delagraye. cart. 2,50 fr. 

Pfeifer, W.: Jugendpflege: Wege und Abwege der Jugendpflege an der schul¬ 
entlassenen männlichen Jugend. Wie übt die Fortbildungsschule in zweck¬ 
mäßiger Weise Jugendpflege? Das Weißenfelser Jugendheim. Bund „Jung- 
Deutschland“, gegründet vom Feldmarschall Frhm. v. d. Goltz. 2. Aufl. 
(43 S. mit 7 Abbild.) 8°. Meißen, H. W. Schlimpert, 1912. 0,80 Ji (Partie¬ 
preise). 

Piator, Reg.-R.: Die Organisation der Landeszentralen für Säuglingsschutz unter 
besonderer Berücksichtigung der Mitarbeit der Ärzte. Vortrag (25. Februar 
1912). — Säuglingsfürsorge in Hessen. — Schubert, W.: 8äuglingsfürsorge 
auf dem Lande. — Die Säuglingsfürsorge im Reichstag 1912. Anhang. Gr. 
Zentrale für Mutter- und Säuglingsfürsorge in Hessen. (72 S.) gr.-8°. Berlin, 
G. Stilke, 1912. 1 Ji. 

Rosenthal, Dr. Max: Mutterschutz und Sexualreform. Referate und Leitsätze 
des 1. internationalen Kongresses für Mutterschutz und Sexualreform in Dresden 
am 28./30. September 1911, nebst einer Einführung: „Zur Geschichte des 
deutschen Bundes für Mutterschutz“ und einen Anhang: „Gründungsprotokoll, 
Satzungen und Aufruf der internationalen Vereinigung für Mutterschutz und 
Sexualreform“, im Aufträge des Vorstandes de9 deutschen Bundes für Mutter¬ 
schutz herausgegeben. (VI, 138 S.) gr.-8°. Breslau, Preuss & Jünger, 1912. 
2,50.*; geb. bar 3,50.*. 
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Schliep, Dr. 0.: Wegweiser für unsere Mütter. Mit einem zerlegbaren Modell 
des jugendlichen Körpers. 3. [Titel-] Aufl. (VIII, 152 u. 7 S.) kl.-8°. Berlin, 
S. Mode [1901], 1912. 1,75 geh. in Leinw. mit Goldschn. 2,25 JC. 

Tagesfragen, Soziale. Herausgegeben vom Volksverein für das katholische 
Deutschland. gr.-8°. M.-Gladbach, Volks vereine-Verlag. 40. Heft. Hirtz, 
Rekt. a. D. Arnold: Waldschulen und Erholungsstätten für Stadtkinder, ihre 
Bedeutung, ihr Bau, ihre praktische Einrichtung und Leitung, dargestellt für 
die Staats- und Gemeindebehörden, Schulinspektoren, Ärzte, Lehrer, Frauen¬ 
vereine, sowie für alle Schul- und Kinderfreunde. (54 S.) 1912. 1 

Verhandlungs bericht über den vom 1. bis 13. Juli in Saarbrücken abgehaltenen 
Kursus zur Ausbildung und Fortbildung von Jugendpflegern. Im Aufträge 
der Kursusteilnehmer herausgegeben vom Stadt - Turninspektor J. Poller. 
(27 S.) Lex.-8°. Saarbrücken, Ch. Clauß, 1912. Bar 1 Jt. 

Winter stein, Stadtpfr. D. Alfr.: Wie leisten wir praktische Arbeit in der Jugend¬ 
fürsorge? (101 S.) 8°. Donauwörth, L. Auer, 1912. 1 Ms. 

Zeitschrift für Säuglingsschutz. Ergänzungshefte. 1. Jahrg. gr.-8°. Berlin, 
G. Stilke. Nr. 1: Bericht des Kaiserin-Auguste-Victoria - Hauses zur Be¬ 
kämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reiche vom 1. April 1911 
bis 31. März 1912. (73 S. mit Abbildungen und 1 farbigen Tafel) 3 M>. 

Zerwer, Schwester Antonie: Säuglingspflegefibel Mit einem Vorwort von Dir. 
Prof. Dr. Leo Langstein. (Aus dem Kaiserin-Auguste-Victoria-Haus zur 
Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reiche, Berlin-Char¬ 
lottenburg. Unter dem Allerhöchsten Protektorat Ihrer Maj. der Kaiserin 
u. Königin.) (72 S. mit Abbildungen.) 8°. Berlin, J. Springer, 1912. Geb. 
in Halbleinw. 0,90 jK (Partiepreise). 

10. Variola und Vaccination. 

Sammlung Kupferschmid. (Umschlagzeichnung von Botho Schmidt.) 8*. 
München, M. Kupferschmid. 10. Molenaar, Prof. Dr. H.: Impfschutz und 
Impfgefahren. (XII, 104 S.) 1912. Je 1,40 Jt. 

11. Geschlechtskrankheiten und Sexualhygiene. 

Handbuch der gesamten Sexualwissenschaft in Einzeldarstellungen. Heraus- 
gegeben von Dr. Iwan Bloch. gr.-8°. Berlin, L. Marcus. 1. Bd.: Bloch, 
Dr. Iwan: Die Prostitution. Mit einem Namen-, Länder-, Orts- und Sach¬ 
register. 1. bis 10. Tausend. (XXXVI, 870 S.) 1912. 10 geb. bar 12 Jü. 

Szirt, Dr. A.: Die Geschlechtskrankheiten beim Weibe und ihre Behandlung. 
(48 S.) 8°. Leipzig, F. W. Gloeckner & Co., 1912. 1 JL. 

12. Gewerbe- und Berufskrankheiten. 

Bender, Gewerbeinsp. Dr. A.: Gewerbepolizeiliche Vorschriften für die Errichtung 
und den Betrieb gewerblicher Anlagen. Ein Ratgeber für Fabrikanten, Be¬ 
triebsleiter und Meister. (IV, 118 S. mit 4 Figuren.) 8°. Berlin, J. Springer, 
1912. Geb. in Halbleinw. 1,80,4t. 

Leymann, Geh. Ob.-Reg.-R. Dr.: Unfälle und Erkrankungen in der chemischen 
Industrie. [Aus: „Mitteilungen des Instituts für Gewerbehygiene zu Frank¬ 
furt a. M. u ] (28 S.) 31 X 23,5 cm. Berlin, A. Seydel, 1912. Bar 1 JL. 

Poerschke, Gewerbeassessor Dr.: Der Gesundheitsschutz in den Metallbeizereien 
(Metallbrennen). [Aus: „Mitteilungen des Instituts für Gewerbehygiene zu 
Frankfurt a. M. tt ] k (27 S. mit Abbildungen.) 8°. Berlin, A. Seydel, 1912. 
Bar 0,60,4t (Partiepreise). 
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Sammlung zwangloser Abhandlungen aus dem Gebiete der Nerven- und Geistes¬ 
krankheiten. Begründet von Dir. Prof. Dr. Konr. Alt. In Rücksicht auf 
den Zusammenhang mit der allgemeinen Medizin und die Bedürfnisse des 
prakt. Arztes herausgegeben von Geh. Hof rat Prof. Dr. A. Ho che. IX. Bd. 
gr.-8°. Halle, C. Marhold. 8. Heft. La quer, San.-R. Dr. B.: Die Großstadt- 
Arbeit und ihre Hygiene. (30 S.) 1912. 1A 

Savoie, A.: Le travaü de nuit dans la boulangerie. in-16. 96, quai Jemappes. 
0,10 fr. 

Schneider, H.: Unfälle und Erkrankungen in der chemischen Industrie; Eine 
Entgegnung. [Aus: „Mitteilungen des Instituts für Gewerbehygiene“.] (8S.) 
32 x 24 cm. Berlin, A. Seydel, 1912. Bar 0,30 A. 

Stemthal, Dr. Frdr.: Die Heimarbeit in der Dresdener Zigarettenindustrie. 
(VI, 58 S.) gr.-8°. München, Duncker & Humblot, 1912. 1,80 A. 

Zustände, Die hygienischen, in den Vergoldereibetrieben. Nach einer statistischen 
Erhebung der Zentralkommission der Vergolder bearbeitet und herausgegeben 
vom Vorstand des deutschen Holzarbeiter-Verbandes. (52 S.) 8°. Berlin, 

Verlagsanstalt des deutschen Holzar bei ter-Verbandes, 1912. 0,60 A. 

13. Nahrungsmittel. 

Bornstein, Dr. Karl: Fleischkost, fleischlose und vegetarische Lebensweise. Ein 
Beitrag zur vernunftgemäßen Ernährung des Volkes. 2. [Titel-J Aufl. (58 S.) 
8°. Berlin, S. Mode [1907], 1912. 0,75 A; geb. 1 A 

Cassel, Prof. Dr. J.: Erfahrungen mit Eiweißmilch. Aus der Poliklinik für 
kranke Kinder von Prof. Dr. J. Cassel und der städtischen Säuglingsfürsorge¬ 
stelle II der Stadt Berlin. [Aus: „Archiv für Kinderheilkunde“.] (52 S. mit 
41 eingedruckten Kurven.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1912. 1,60 A- 

Edelmann, R.: Text-book of Meat Hygiene. 2end Ed. 8vo. Churchill. 21/. 

Entwürfe zu Festsetzungen über Lebensmittel. Herausgegeben vom Kaiserl. 
Gesundheitsamt. 1. Heft: Honig. (VIII, 19 S.) gr.-8°. 0,70A. — 2. Heft: 
Speisefette und Speiseöle. (VIII, 76 S. mit 2 Abbild.) gr.-8°. 2,10 A. — 
3. Heft : Essig und Essigessenz. (VIII, 34 S. mit 1 Abbild.) gr.-8\ Berlin, 
J. Springer, 1912. 1,10 A. 

Konwiczka, H.: Bekannte eßbare und giftige Pilze. Ein Ratgeber für Pilz¬ 
freunde. (XI * 70 S. mit 44 kolor. Abbild, auf 6 Tafeln und 2 Figuren im 
Text.) 8°. Leipzig, Ernst, 1912. 1A. 

Mitteilungen des statistischen Amtes des Kantons Basel-Stadt. 8°. Basel, 
C. F. Lendorff. Nr. 25. Jenny, Dr. O. H.: Die Milchversorgung Basels. 
Ergebnisse einer Erhebung Ende September 1910. (43 und 12 S. mit 2 Tafeln 
und 1 Karte.) 1912. Bar 1,60 A 

Noböcourt, P.: Conferences pratiques sur Falimentation des nourrissons. 24 flg. 
in-8°. Masson et Cie. 4 fr. 

14. Alkoholismus. 

Flugschriften der „Sozialpädagogischen Gesellschaft“ in Wien. gr.-8°. Wien, 
J. Grünfeld. l.Heft. Kassowitz, Prof. Dr. Max: Die Trinksitte als Hemmnis 
der Jugend- und Volkserziehung. Vortrag. (16 S.) 1912. Bar 0,25 A. 

Freimut, Hans: Klippen und Schwierigkeiten. Ein Wort an die geretteten Trinker 
von ihrem Mitgenossen im einstigen Elend und im jetzigen Glück. (Mit einem 
Vorwort von Frdr. Treufreund.) (40 S.) 8°. Barmen, Buchhandlung des 
Blauen Kreuzes, 1912. 0,10 A (Partiepreise). 

Goebel, Gen.-Sekr. (Frdr. Treufreund): Verpfuschte Männer! Wodurch wurden 
sie es? Ein Wort an unsere Jünglinge. 7., vollständig umgearbeitete Aufl. 
36. bis 55. Tausend. Ausgabe A. (20 S.) 8°. Barmen, Buchhandlung des 
Blauen Kreuzes, 1912. 0,10 A (Partiepreise). 
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Heron, D.: A Seconä Study of Extreme Alooholism in Adults, with special refe- 
rence to the Home Office Inebriate. Reformatory Data. (Eugenios Laboratory 
Memoirs. 17.) 4to. t sd., pp. 96. Dulau. net 5/. 

Hoppe, Dr. Hugo: Die Tatsachen über den Alkohol. Ein Handbuch der Wissen¬ 
schaft vom Alkohol. 4. umgearb. und vermehrte Aufl. (XVI, 746 S.) gr.-8*. 
München, E. Reinhardt, 1912. 9 jH; geb. in Leinw. n 10,50 M. 

Kapitel, Wichtige, aus der Trinkerfürsorge. Bericht über die 8. Konferenz für 
Trinkerfürsorge am 27. und 28. November 1911 zu Berlin, nebst Material für 
die Fürsorgetätigkeit. (175 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. Über 
den 2. Kongreß ist ein Bericht nicht erschienen. 1,20 Ji. 

König, KreisBchulinsp. Karl: Der Alkohol in der Schule. Beiträge zur Persön¬ 
lichkeitsbildung für Schule und Haus. (IV, 345 S.) gr.-8°. Straßburg, F. Bull, 
1912. 6.£;geb. 7 Jt. 

15. Populäre Hygiene und Verschiedenes. 

Anstaltsfürsorge, Die, für körperlich, geistig, sittlich und wirtschaftlich Schwache 
im Deutschen Reiche in Wort und Bild. Lex.-8°. Halle, C. Marhold. EX. Abt., 
1 . Bd. Seiffert, Dir. Past. P.: Deutsche Fürsorge-Erziehungs-Anstalten in 
Wort und Bild. Den Mitgliedern des allgemeinen Fürsorge-Erziebungs-Tages 
vom 24. bis 27. Juni 1912 zu Dresden überreicht. 1. Bd. (XIII, 722 S.) 1912. 
Geb. in Halbfrz. 30 M. — Abt. I bis VI und VIII sind noch nicht erschienen. 

Baneth, B.: Das jüdische Ritualgesetz in hygienischer Beleuchtung. Einige Be¬ 
trachtungen zur Statistik. [Aus: „Grunewald, M.: Hygiene der Juden“.] 
(S. 43 bis 103 und 157 bis 163.) gr.-8°. Dresden 1912. (Berlin, M. Poppelauer.) 
Bar 1,50 M,. 

Baur, Sem.- u. Schularzt Dr.: Hygienische Fürsorgetafel für Schulen. Mit dreh¬ 
barer farbiger Scheibe. Ausgestanzt. 39 x 32 cm. Stuttgart, P. Mahler, 
1912. 1,65 ü. 

Belehrung, Gemeinfaßliche, über die nach dem Viehseuchengesetz vom 26. Juni 
1909 der Anzeigepflicht unterliegenden Seuchen. (54 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 
1912. Bar nn 0,25 Jt. 

Bender, Gewerber. Dr. Adf.: Leitfaden für die Mitwirkung der Arbeiter bei der 
Unfall- und Krankheitsverhütung. 8. Aufl. (39. bis 44. Tausend.) Als Manu¬ 
skript gedruckt. (16 S.) kl.-8°. Berlin, Polytechn. Buchhandlung A. Seydel, 
1912. 0,15 Jtk (Partieprehe). 

Book, weil. Prof. Dr. C. E.: Das Buch vom gesunden und kranken Menschen. 
Neu bearbeitet von Drs. Ob.-Stabsarzt a. D. Paul v. Hase und Leop. Katz, 
Mit Beitragen von Prof. Alb. Albu, Kurt Bieling, Drs., Ob.-Bürgermstr. 
am Ende u. a. (XVI, 828 und XX S. mit 295 Abbild.) gr.-8°. Berlin, 
W. Herlet, 1912. Geb. in Leinw. 3 JL. 

Broschüren, Frankfurter zeitgemäße. Gegründet von Paul Haffner, Johs. 
Janssen und E. Th. Thissen. 31. Bd. gr.-8°. Hamm, Breer & Thiemann. 
Je 0,50 der Band von 12 Heften bar 4 M>. 11. Heft: Moeser, Dr. H.: 
Der gesundheitliche Wert der Sonntagsruhe. (28 S.) 1912. 

Bryoe, Alexander: The Laws of Life and Health. Populär Ed. With numerous 
Illustrations drawn from Life. Cr. 8vo, pp. XVII—445. Melrose. net 2/6. 

Chadwiok, Mrs. Ellis H.: The Principles of Health and Temperance. Cr. 8vo, 
pp. 180. I. Pitman. 1/3. 

Cooper, I. S.: Ways to Perfect Health. (Manuals of Occultism. No. 2.) 12mo, 
pp. 119. (Theosphist Office) Adyar, India. net 1/6. 

Delpierre, Dr. N.: Faut-il dormir la fenetre ouverte? in-8°. A. Maloine. 3 fr. 

Dumstrey, Dr. F.: Die Körperpflege der Frau. Die Frau und ihre Hygiene in 
gesunden und kranken Tagen. (156 S.) gr.-8°. Leipzig, Helios-Verlag, 1912. 
Bar 2,80 jK>; geb. 4 JL 
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Edelmann, Geh. Med.-R. vortr. Rat Prof. Dr. Rieh.: Die Viehseuchen*Gesetz¬ 
gebung des Deutschen Reiches und des Königreichs Sachsen. Zum Gebrauch 
für Verwaltungsbeamte, Richter, Tierärzte und Viehbesitzer ^usammengestellt 
und erläutert. (XX, 492 S.) 8°. Dresden, C. Heinrich, 1912. Geb. in 

Leinw. 9 M$- 

Ellis, Havelock: Rassenhygiene und Volksgesundheit. Deutsche Orig.-Ausgabe. 
Veranstaltet unter Mitwirkung von Dr. Hans Kurelia. (XVI, 460 S.) 8°. 
Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. 5,50 UK; geb. 6,60 Jt. 

Espic, Dr. d’: Le bon docteur. Les maladies, leurs causes, leurs remödes. Comment 
on doit se soigner. L’hygtene (Coli, tres pratique). in-16. Libr. Vilsson. 
0,40 fr. 

Geller, Dr. Leo: Gesetze und Verordnungen betreffend das Apothekenwesen. Mit 
Einleitung und Erläuterungen aus den Materialien und der verwaltungsgericht¬ 
lichen Rechtsprechung. 2., wesentlich vermehrte Aufl. (IV, 173 S.) kl.-8*’. 
Wien, M. Perles, 1912. 3 A$\ geb. in Leinw. n 3,80 Ms. 

Gesundheitsbüchlein. Gemeinfaßliche Anleitung zur Gesundheitspflege. Bearb. 
im Kaiserl. Gesundheitsamt. 15. Ausgabe. (X, 279 S. mit Abbildungen und 
3 farbigen Tafeln.) 8°. Berlin, J. Springer, 1912. Geb. in Halbleinw. IJt; 
in Leinw. n 1,25 Ji. 

Grafflgny, Henry de: Hygiöne et physiologie des aviateurs et aöronautes, pref. 
du prof. Richet, fig. in-8*. 2,50 fr. 

Grimshaw, John: The People’s Medical Guide. 8vo, pp. 860. Churchill, net 8/6. 

Grube, Prof. Dr. Karl: Die diätetische und hygienische Behandlung der Zucker¬ 
krankheit. 4. vermehrte und veränderte Aufl. (VIII, 117 S.) gr.-8°. Bonn, 
C. Georgi, 1912. 3 

Health and Right Breathing. With an Introduction by a Leading Physician. 

Illust. 12 mo, pp. XVI—96. CasselL net 1/. 

Holländer, Bernard: The First Signs of Insanity. Their Prevention and Treat¬ 
ment. 8vo, pp. 348. S. Paul, net 10/6. 

Holm, Ob.-Arzt Prof. Dr. Nicolai: Lebensregeln für das Alter. Aus dem Däni¬ 
schen nach der 2. unveränderten Aufl. von Dr. Oswalt Gerloff. [Aus: 
„H.: Das Leben im Alter“.] (50 S.) 8°. Leipzig, W. Strübig. 1912. 0,60 JH>. 

Jaeger, Prof. Dr. Gust.: Gesundheitspflege. 2., ergänzte Aufl. mit Bild des Ver¬ 
fassers. (VIII, 187 S.) 8°. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1912. Geb. in Leinw. 

I, 50 Ji. 

Kertz, Dr. G.: Allzeit bereit! Erfahrungen deutscher Pfadfinder. 3. Aufl. 
(VIII, 79 S. mit 33 Abbild.) 8°. Mainbernheim, Buchhandlung des bayer. 
Bundes der christlichen Vereine junger Männer, 1912. 0,75 Jt. 

Kolonialhygiene, Die. Populär - medizinische Monatsschrift für die Deutschen 
in den Kolonien und im Auslande. Red.: fr. Marine - Stabsarzt Dr. Erich 
Dammann. Mai 1912 bis April 1913. 12 Nummern. (Mai, 20 S. mit Ab¬ 
bildungen.) Lex.-8°. Berlin, K. Kaupisch. Bar 6 Jt. 

Krankheit und soziale Lage. Bearbeitet von Drs. Prof. Alfr. Blaschko, 
W. Fischer, Schularzt M. Fürst u. a. Herausgegeben von Drs. Prof. 
M. Mosse und G. Tugendreioh. 2.Lfg. (S. 233 bis 495.) Lex.-8°. München, 

J. F. Lehmanns Verlag, 1912. 6 Jt. 

Kühner, Bez.-Arzt z. D. konsult. Arzt Dr.: Volksbuch der Pflanzenheilkunde. 
Ratschläge eines Arztes über Kräuterkuren in Verbindung mit den natürlichen 
Heilfaktoren Licht, Luft und Wasser. (VI, 74 S.) gr.-8°. Leipzig(-R.), 

A. Michaelis, 1912. Bar 1,25 Ji; geb. 2 JH,. 

Künzle, Pfr. Joh.: Chrut und Uchrut. Praktisches Heilkräuter-Büchlein. 12. Aufl. 
(60 S.) 8°. Uznach, 1912. Feldkirch, F. Unterberger. Bar 0,45 Jb. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



864 Neu erschienene Schriften. 

Leben, Gesundes, und harmonische Kultur. Monatsschrift für Körper-, Seelen - 
und Geistesnflege. Herausgeber: Bund für gesundes Leben. Schriftleiter: 
Dr. Dingfelder. 9. Jahrg. 1912. 12 Nummern. (Nr. 4, 23 S.) Lex.-8°. 

Leipzig, Verlag Gesundes Leben. Bar 5 A; einzelne Hefte 0,60 A. 
Lebensweise, Gesundheitsgemäße, nach Dr. med. Heinr. Lahmann. 32. bis 
36. Tausend. (20 S.) 16\ Köln, J. P. Bachem, 1912. 0,20 A. 

Matzen, dirig. Arzt Dr. N.: Lebensregeln bei Arteriosklerose (Verkalkung der 
Blutgefäße). 2. Aufl. (14 S.) gr.-8°. München, Süddeutsche Volksbuchhandlung, 
1912. 0,50 A. 

Derselbe, Lebensregeln für Herzkranke. 3. Aufl. (15 S.) gr.-8®. München, Süd¬ 
deutsche Volksbuchhandlung, 1912. 0,50 A- 
Derselbe, Lebensregeln für Nervenkranke (besonders Neurastheniker). 2. Aufl. 
(15 S.) gr.-8°. München, Süddeutsche Volksbuchhandlung, 1912. 0,50 A. 

Monographien für Ärzte und gebildete Laien. 8°. Berlin, S. Mode. — Arnold, Dr.: 
Diät und Lebensweise. 2. [Titel-] Aufl. (IV, 111 S.) [1905] 1912. 1A; geb. 
1,25 A- — Braokebusch, Dr. Hans: Die Neu-Karlsbader Hauskur und ihre 
Anwendung. Abt. 1: Fettleibigkeit, Neigung zum Fettansatz, Magen-, Leber-, 
Nieren-, Blasenleiden, Gicht, Vollblütigkeit und unreine Haut. Abt. II: Zucker¬ 
krankheit, Verdauungs-, Muskel- und Nervendiabetes. 2. [Titel-] Aufl. (XVT, 
77 8.) [1899] 1912. 1 A; geb. 1,25 A — Ernst, Dr. Frdr.: Die Krank¬ 
heiten der Nase und des Halses, ihre Beziehungen zum Gesamtorganismus 
und ihre Bedeutung für die Singstimme. 10 allgemeinverständliche Vorträge. 
Neue [Titel ]Ausgabe. (VII, 163 S. mit Abbildungen.) [1899] 1912. 2 A; 

geb. 2,50 A. — Kisch, dirig. Hospitals- und Brunnenarzt Med.-R. Prof. Dr. 
E. Heinr.: Entfettungskuren. 2. [Titel-]Aufl. (IV, 140 S.) [1901] 1912. 

2 A; geb. 2,50 A. — Kühner, Dr. A.: Hilfe für Nervöse. Neue Mittel und 
Wege zur Heilung der Nervosität, Neurasthenie und Nervenkrankheiten. (96 S.) 
1912. 1,50 A; geb. 1,75 A. — Michaelis, Ad. Alf.: Die Migräne (einseitiger 
Kopfschmerz), ihre Behandlung und sichere Heilung. 2. [Titel-] Aufl. (40 S.) 
[1910] 1912. 0,75 A; geb. 1 A. — Modell, Zerlegbares, des menschlichen 

Körpers. (Mit 7 S. Text.) Neue [Titel-] Ausgabe. [1909] 1912. 0,80 A; geb. 
1 A- — Ritt stieg, Bez.-A8sist.-Arzt Dr.: Die Tuberkulose nach Wesen, Be¬ 
deutung und Heilung mit besonderer Berücksichtigung der Lungenschwind¬ 
sucht. Gemeinverständlich dargestellt 2. [Titel-] Aufl. (58 S.) [1901] 1912. 
1 A; geb. 1,25 A — Röhrig (richtig: Rörig)jr., Dr. Karl: Die Krankheiten 
der Nieren und Blase, gebildeten Laien geschildert. Neue [Titel-]Ausgabe. 
(XII, 193 S. mit Abbildungen.) [1898] 1912. 2A; geb. 2,50 A. — Tancum- 
Jouddelowitz, Dr. Leo: Die Geschlechtskrankheiten und ihre Behandlung. 
3. [Titel-]Aufl. (168 S.) [1906] 1912. 2A; geb. 2,50 A. 

Oehl, Bez. - Kommiss. Dr. Rud.: Das Gesetz betreffend die Regelung des Apo¬ 
thekenwesens samt den hierzu erflossenen Verordnungen, Erlässen und Ent¬ 
scheidungen, nebst einem Anhang, enthaltend die in Geltung stehenden Be¬ 
stimmungen über das Arzneiwesen. (VI, 351 S.) 8 # . Wien, Manz, 1912. 
4,30 A; geb. n 5,20 A 

Pauli, dirig. Arzt Dr. H.: Die Heilkräfte des Meeres. Hygienischer Führer für 
Meerreisende. 17. bis 21. Tausend. (120 S. mit zum Teil farbigen Abbildungen 
und eingedruckten Kartenskizzen.) 8°. Karlsruhe i. B., Leopoldstr. 38, Selbst¬ 
verlag, 1912. 2 A 

Pietryga, Pfr.: Jugendpflege auf dem Lande. Vortrag. Herausgegeben vom 
deutschen Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege. (29 S.) 8*. 
Berlin, Deutsche Landbuchhandlung, 1912. Bar 0,40 A 

Quelle, Die, Monatsschrift für Körper- und Geistespflege. Herausgeber und Red.: 
Dr. Carl Seher. Jahrg. 1912. 12 Nummern. (Nr. 1 bis 5, 160 S.) gr.-8°. 
Elmshorn, Gebr. Bramstedt. Vierteljährlich bar 1 A 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSETY 0F MICHIGAN 



Neu erschienene Schriften. 


865 


Ratgeber für den Sommer und die Sommerfrische. (Sonderheft der Hausarzt- 
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Desinfektoren, Leitfaden für —. (Roth, 
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fahren zur Untersuchung des —. (Merkel, 
Referat.) XLIV, 845. 

Hospitalbauten, Die Bedeutung des Typus 
der — im Kampfe mit den Infektions¬ 
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der 30. Versammlung des D. V. f. ö. G. in 
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Infektionskrankheiten, Naturgemäße 
Heil weise und Verhütung der — als Grund¬ 
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XLIV, 352. 
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prophylaktisches Mittel, um die Weiter¬ 
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facher — zur Aufnahme von Leicht- und 
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heiten der —. (Kisskalt, Referat.) XLIII, 
361. 
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Lebensweise, Grundlinien einer gesun¬ 
den —. (Federschmidt, Referat,) XLIV, 
686 . 

Lederfabrikation, Gewerbehygiene der 
—. (Holtzmann.) XUV, 435. 

Leibesübungen, Die — und ihre Be« 
deutung für die Gesundheit. (Roth, Ref.) 
XLIV, 524. 

—, Einwirkungen und Erfolge der — bei 
der Jugend. (Altschul, Referat.) XLIV, 
523. 

Lungenkranke, Die Auskünfte- und Für- 
Borgestelle für — in Lauf. (Schlier.) 
XLIII, 310. 

Lupus. (Fressende Flechte.) (Merkel, Ref.) 
XUV, 547. 

Medioi e Ispettorato del lavoro. (Solbrig, 
Referat.) XLIV, 092. 

Med izin, Welche Mittelschulvorbildung ist 
für das Studium der — wünschenswert? 
(Altschul, Referat.) XUV, 521. 

—, Zentralblatt für die gesamte innere — 
und ihre Grenzgebiete. (Kongreßzentral- 
blatt.) (Merkel, Referat.) XLIV, 846. 

Medizinalwesen und Medizinalgesetz¬ 
gebung in den Kultorstaaten am Anfänge 
des 20. Jahrhunderts. I. öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege Norwegens. (Kisskalt und 
Gram.) XLIV, 135. 

— und Medizinalgesetzgebung in den Kultur¬ 
staaten am Anfänge des 20. Jahrhunderts. 
H. England, von Dr. W. James Wilson, 
Belfast. XLIV, 301. 

— und Medizinalgesetzgebung am Anfänge des 
20. Jahrhunderts. HI. Vereinigte Staaten. 
(I. Teil.) (Perkins.) XLIV, 779. 

Mensohenökonoxnie, Höherentwickel ung 
und —. (Federschmidt, Referat.) XUV, 
686 . 

Miloh, Die — und ihre Produkte. (Merkel, 
Referat.) XLIV, 544. 

Milohkontrolle , Anleitung zur Durch¬ 
führung einer wirksamen — in Stadt- 
und Landgemeinden. (Merkel, Referat.) 
XLIII, 211. 

Milohseren , Über die verbesserte Her¬ 
stellung von — und ihre Anwendbarkeit 
zur Untersuchung der Milch. (Merkel, 
Referat.) XLIV, 844. 

Milchwirtschaft, V. Internationaler Kon¬ 
greß für — in Stockholm, Mittel- und 
Südschweden Juni-Juli 1911. (Sieveking.) 
XLIV, 293. 

Milch wirtschaftlichen, Die hygienische 
Bedeutung der X. — Provinzialausstellung 
zu Kiel. (Kühl.) XLIV, 707. 

Milchzucker, Der —. (Kühl.) XLIV, 500. 

Militärhygiene, Lehrbuch der —. (Meiss¬ 
ner, Referat.) XUV, 186, 835. 

Militärsanitätswesens , Jahresbericht 
über die Leistungen und Fortschritte des 
— (Merkel, Referat.) XLIII, 210. 

Mückenplage, Die Bekämpfung der — 
im Winter und Sommer. (Merkel, Referat.) 
XLIII, 363. 
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Mückenplage, Die — und ihre Be¬ 
kämpfung. (Spaei, Referat.) XLIV, 352. 

Müllbeseitigung , Über — und Müll¬ 
verwertung. (Spaet.) XU1I, 466. 
Muttersehaftsversioherung , Die — 

und ihre Bedeutung für die Säuglings¬ 
fürsorge. (Merkel, Referat.) XLIV, 700. 

Mutter- und Säuglingsfürsorge. (Merkel, 
Referat.) XLU, 209. 

Nährwerttafel. (Federschmidt, Referat.) 
XU1I, 545. 

Nahrungsmittelverkehrs , Die Über¬ 
wachung de* —. (Abel.) Referat auf der 
35. Versammlung des D. V. f. ö. G. in 
Elberfeld. XLUI, 76. 

Nase, Rachen und Kehlkopf. (Landsberger, 
Referat.) XLTV, 691. 

Natur, Aus — und Geisteswelt. (Merkel, 
Referat.) XLIV, $46. 

Naturwissenschaften und Mathematik 
im klassischen Altertum. (Merkel, Ref.) 
XLIV, 846. 

Orthopädisches Schulturnen. (Altschul, 
Referat.) XLIV, 690. 

Pellagra, Die — als Volkskrankheit. 
(Flinker.) XLUI, 271. 

Pubertät und Schule. (Ehrhardt, Ref.) 
XLUI, 546. 

Quecksilbervergiftung , Die gewerb¬ 
liche —. (Roth, Referat.) XLIV, 530. 

Hadium , Das — in der Biologie und 
Medizin. (Abel, Referat.) XLIV, 685. 

Ramaszini, Bernardino —, der Vater der 
Gewerbehygiene (1633—1714), sein Leben 
und seine Werke. (Merkel, Referat.) XLIV, 
550. 

Rassenhygiene, Aufgaben und Ziele der 
—. Referat auf der 35. Versammlung 
des D. V. f. ö. G. in Elberfeld. (Ploetz.) 
XUII, 165. 

Reiohsversioherungsordnung , Der 
Arzt und die deutsche —. (Roth, Ref.) 
XLIV, 839. 

Ruhr, Die Reinhaltung der —. (Salomon, 
Referat.) XLIV, 515. 

Säuglinge, Der Einfluß der Hitze auf die 
Sterblichkeit der — in Berlin und einigen 
anderen Großstädten. (Liefmann, Linde¬ 
mann.) XLIII, 333, 375. 

Säuglings, Pflege und Ernährung des —. 
(Pistor, Referat.) XLIII, 788. 

Säuglingsernährung, Die Lehre von 
der — wissenschaftlich und populär. (Feder¬ 
schmidt, Referat.) XLIII, 545. 

Säuglingsfürsorge, Ergebnisse der —. 
Die Lehre von der Säuglingsernährung. 
(Merkel, Referat.) XLIV, 347. 

— und Kinderschutz in England und Schott¬ 
land. (Liefmann, Referat.) XLIII, 801. 

Säuglings- und Jugendfürsorge. (Merkel, 
Referat.) XLIV, 345. 

Säuglingspflege , Wie ist die Bevölke¬ 
rung über — und Säuglingsernährung zu 
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belehren? (Liefmann, Referat.) XLIV, 
542. 

Säuglingspflege. (Pistor, Ref.) XLIV, 
531. 

Säuglingsschuts, III. Internationaler Kon¬ 
greß für —. Berlin 11. bis 15. September 
1911. (Tugendreich.) XLIV, 235. 
Säuglingssterblichkeit, Das Kaiserin- 
Auguste-Viktoria-Haus zur Bekämpfung 
der — im Deutschen Reiche. (Liefmann, 
Referat.) XLIV, 542. 

— und -fürsorge in Pommern. (Merkel, 
Referat.) XLIV, 698. 

Salvarsan, Abhandlungen über—. (Bruhns, 
Referat.) XLIII, 549. 

—, Die Syphilisbehandlung mit—. (Bruhns, 
Referat.) XLIII, 549. 

—, Das — in der heutigen Syphilistherapie. 
(Bruhns.) XLIII, 763. 

Samariter, Der —. Leitfaden für die 
1. Hilfe bei Unglücksfällen. (Pistor, Ref.) 
XLIII, 783. 

Sanitätskolonnen , Die Ausbildung der 
freiwilligen — vom Roten Kreuz mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung bayerischer Ver¬ 
hältnisse. (Merkel.) XLUI, 285. 

Sanitätskolonnenhäusern , Der Bau 
von — und deren Einrichtung. (Merkel.) 
XUII, 643. 

Schulärztlichen, Zehnter Jahresbericht 
über den — Überwachungsdienst an den 
städtischen Volksschulen, Hilfsschulen, 
Mittelschulen, höheren Mädchen- und 
Knabenschulen zu Breslau für das Schul¬ 
jahr 1910/11. (Federschmidt, Referat.) 
XUV, 703. 

—, Elfter Jahresbericht über den — Über¬ 
wachungsdienst an den städtischen Volks¬ 
schulen , Hilfsschulen, Mittelschulen und 
höheren Schulen zu Breslau für das Schul¬ 
jahr 1909/10. (Frickhinger, Ref.) XLIV, 
539. 

Sohulgesundheitspflege , Bericht über 
die XII. Jahresversammlung des Deutschen 
Vereins für —. (Steinhardt.) XUV, 774. 

—, ihre Organisation und Durchführung. 
(Federschmidt, Referat.) XUV, 703. 

Schulhygiene. (Steinhardt, Ref.) XUV, 
841. 

—, Die Reformbestrebungen auf dem Ge¬ 
biete der —, der Erziehung und des ersten 
Jugendunterrichtes. (Altschul, Referat) 
XUV, 520. 

—, Fortschritte der —. (Altschul, Referat.) 
XLUI, 357. 

Sohulhygienischem, Fortschritte auf— 
Gebiete. Schulhygienische Umschau. (Alt- 
schul.) XLm, 693. 

Schulreform, Flugschriften des Bundes 
für — des allgemeinen Deutschen Ver¬ 
bandes für Erziehung*- und Unterrichts¬ 
wesen. 1. Aufgaben und Ziele des Bundes. 
(Altschul, Referat.) XUH, 357. 

Schulreinigungsfrage, Zur —. (Mer¬ 
kel, Referat.) XUV, 547. 
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Sehutzpookeninipfung und Impfgesetx. 
(Spaet, Referat.) XUV, 849. 

Selektion und Hygiene. (Oettinger.) XLIV, 
608. 

Soziale Hygiene, Jahresbericht über —, 
Demographie und Medizinalstatistik, sowie 
alle Zweige des sozialen Versicherungs¬ 
wesens. (Pistor, Referat.) XLIII, 786. 

— Hygiene, Jahresbericht über —. (Mer¬ 
kel, Referat.) XVIV, 543. 

— Krankheit und — Lage. (Meissner, Ref.) 
XUV, 834. 

— Medizin. (Pistor, Referat.) XLIII, 787. 

Sozialen, Wiener Arbeiten aus dem Ge¬ 
biete der — Medizin. (Roth, Referat.) 
XLIV, 837. 

Sozialhygienischen, Die — Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Veröffent¬ 
lichungen aus dem Jahre 1910. (Fischer.) 
XLIII, 420, 561. 

—, Die — Zustände in Deutschland nach 
amtlichen Veröffentlichungen aus dem Jahre 
1911. (Fischer.) XLIV, 370. 

Spiel- und Erholungsplätzen, Die Anlage 
von öffentlichen — in Stadtgebieten. 
(Franke.) XLIII, 734. 

Stadtteile, Die hygienische Verbesserung 
alter —. Referat auf der 35. Versamm¬ 
lung des D.V. f. ö. G. in Elberfeld. (Voss.) 
XLIII, 55. 

St&dtebauausstellungen, Die Ergeb¬ 
nisse der — im Jahre 1910 für die öffent¬ 
liche Gesundheitspflege. Referat auf der 
36. Versammlung des D. V. f. ö. G. in 
Dresden. (Rehorst.) XLIV, 13. 

Staub- und Rußgehalt, Der — der Luft in 
Dresden. (Friese.) XLIV, 201. 

Staubentwiokelung, Die gesundheitliche 
Gefährdung der Arbeiter durch — in ge¬ 
werblichen Betrieben und ihre Verhütung. 
(Mangelsdorf.) XLIV, 805. 

Staubsohutz, Der persönliche — in der 
Gewerbehygiene. (Lissauer.) XLIII, 777. 

Syphilis , Beiträge zur Pathologie und 
Therapie der —. (Bruhns, Referat.) XLIII, 
708. 

Trinkerfürsorge, Die öffentliche und 
private —. (Pieper.) XLIII, 290. 

Tuberkulin, Bericht über die Ergebnisse 
der Konjunktivalreaktion mit —, sowie 
über die lokalen Tuberkulinreaktionen bei 
Tieren, speziell beim Rinde. (Spaet, Ref.) 
XLIV, 356. 

Tuberkulose, Die —. (Frankenburger, 
Referat.) XLIV, 697. 

—, Die — in Fürth und ihre Bekämpfung. 
(Spaet.) XUV, 715. 

—, Ein Beitrag zur Pathogenese der —. 
(Klokow, Referat.) XUV, 520. 

—, Veröffentlichungen des österreichischen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der —. 
(Frankenburger, Referat.) XLIV, 695. 

—, Veröffentlichungen der Robert-Koch- 
Stiftuug zur Bekämpfung der —. Heft 1. 


Über den Typus der Tuberkelbazillen im 
Auswurf der Phthisiker. (Spaet, Referat.) 
XLIV, 353. 

Tuberkulose, Veröffentlichungen der 
Robert-Koch-Stiftung zur Bekämpfung 
der —. (Frankenburger, Referat.) XLIV, 
538. 

Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserl. 
Gesundheitsamt. (11. bis 13. Heft.) 
(Roth, E., Referat.) XUV, 839. 

Tuberkuloseforsohung , Jahresbericht 
über die —1910. (Merkel, Referat.) XUV, 
551. 

Turnen und Jugendspiele in der körperlichen 
Erziehung der schulentlassenen Jugend. 
(Frickhinger, Referat.) XLIV, 537. 

—, Zehnminuten-(Atmung und Haltung). 

(Altschul, Ref.) XLUI, 548; XLIV, 547. 

Typhus, Beitrag zur Ätiologie des —. 
(Voigt.) XLIV, 750. 

—, Die Hauptgrundgesetxe des epidemiolo¬ 
gischen — und Choleraforschung. (Roth, 
Referat.) XLIII, 328. 

Übertragbarer, Grundzüge für die Mit¬ 
wirkung des Lehrers bei der Bekämpfung 
— Krankheiten. (Altschul, Referat.) XUII, 
548. 

TJnterelbe , Die Zustände in der — und 
ihren Nebenflüssen im Jahre 1911. (Spaet, 
Referat.) XLIV, 688. 

Volksparke und Nationalparke in den 
Vereinigten Staaten. (Schultze.) XUV, 
662. 

Volks- und Jugendspiele, Jahrbuch 1911 
für —. (Merkel, Referat.) XUV, 543. 

-, Jahrbuch 1912 für —. (Merkel, 

Referat.) XLIV, 701. 

Wanderbewegung, Wie stellt sich der 
Schularzt zur modernen—? (Fürst.) XLTV, 
761. 

Wasser und Abwasser, Handbuch der 
Hygiene. (Spaet, Referat.) XUV, 355. 

Wasserleitung, Die städtische — und 
Abwässerbeseitigung. (Pistor, Referat.) 
XLIV, 682. 

Wasserversorgung, Die Vorschriften 
zur Sicherung gesundheitsgemäßer Trink- 
und Nutz-. (Spaet, Ref.) XLIV, 687. 

Wehrpflichtigen, Über die Körper¬ 
beschaffenheit der zum einjährig-freiwilli¬ 
gen Dienst berechtigten — Deutschlands. 
(Oehmcke, Referat.) XLIV, 678. 

Wochenbettfleber, Rückblick und Aus¬ 
blick im Kampf gegen das —. (Grün¬ 
baum.) XLIV, 756. 

Wohnungsfrage, Die —. (Landsberger, 
Referat.) XUII, 355. 

— und Tuberkulose zu H. (Merkel.) XLUI, 
535. 

Wohnungs - und Städtehygiene, Neuere 
Bestrebungen auf dem Gebiete der —. 
(Gemünd.) XLIV, 412, 627. 

Zahnpflege, Die Bedeutung der — in den 
Schulen. Referat auf der 36. Versamm¬ 
lung des D. V. f .ö. G. in Dresden. (Kirch¬ 
ner.) XLIV, 93. 
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Ahei, Dm Radium in der Biologie und 
Medizin. ( London , Referat.) XLIV, 

685. 

Abel, Geh. Medizinalrat Dr. (Berlin), Die 
Überwachung des Nahrungsmittelverkehrs. 
Referat auf der 85. Versammlung des 
D. V. f. ö. G. in Elberfeld. XLIII, 76. 

Abel, R., Die Vorschriften zur Sicherung 
gesundheitsgemäßer Trink - und Nutz- 
wMserversorgung. (Referat.) XLIV, 687. 

—, Neuere Erfahrungen über die Behand¬ 
lung und Beseitigung der gewerblichen 
Abwässer. (König, Referat.) XLTV, 

686. 

JUtachul, Die Reformbestrebungen auf 
dem Gebiete der Schulhygiene, der Er¬ 
ziehung und des ersten Jugendunterrichtes. 
(Dicknoff, Referat.) XLIV, 520. 

—, Einwirkungen und Erfolge der Leibes¬ 
übungen bei der Jugend. (Schmidt, 
Referat.) XUV, 523. 

—, Flugschriften des Bundes für Schulreform, 
allgemeinen deutschen Verbandes für Er- 
ziehungs- und Unterrichtswesens. 1. Auf¬ 
gaben und Ziele des Bundes. (Referat.) 
XLIII, 357. 

Altschul, Dr. Theodor, k. k. Obersanitäts- 
rat (Prag), Fortschritte auf schulhygieni¬ 
schem Gebiete. Schulhygienische Umschau. 
XUU, 693. 

JLltachul, Fortschritte der Schulhygiene 
nach den Vorführungen auf der Deut¬ 
schen Unterrichtsausstellung zu Brüssel 
1910. ( Ficker , Referat.) XLIII, 857. 

—, Grundzüge für die Mitwirkung des Leh¬ 
rers bei der Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten. (Kirstein, Referat.) XLIII, 
548. 

—, Orthopädisches Schulturnen, Haltungs¬ 
fehler und leichte Rückgratsverkrümmun- 
gen im Schulalter, deren Verhütung und 
Bekämpfung durch geeignete Übungen. 
(Schmidt und Schröder, Referat.) XLIV, 
690. 

—, Sozialhygienische Vorschläge zur Er¬ 
tüchtigung unserer Jugendlichen. (Kaup, 
Referat.) XLIV, 523. 

—, Über Notwendigkeit der Ausbildung der 
Lehrer in Gesundheitspflege. (Leubuscher t 
Referat.) XUV, 522. 

—, Welche Mittelschulvorbildung ist für das 
Studium der Medizin wünschenswert ? 
(t?. Müller, Referat.) XUV, 521. 

—, (Prag), Zehnminuten - Turnen (Atmung 
und Haltung). ( Möller , Referat.) XLHI, 
548. 

Bematein , R., Die Berufskrankheiten der 
Land- und Forstarbeiter. (Referat.) XLIII, 
361. 
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BimchofT, H., Hoffmann, W., Schtoie• 
ning , H., Lehrbuch der Militärhygiene. 
(Referat.) XUV, 186, 835. 

Blume, Medizinalrat Dr., Der Samariter, 
Leitfaden für die erste Hilfe bei Unglücks¬ 
fällen. (Referat.) XLHI, 788. 

Bone, Dr. med. Gg. (Klein - Flottbeck), 
Die Zustände in der Unterelbe und ihren 
Nebenflüssen im Jahre 1911. (Referat.) 
XUV, 688. 

Bruhna, C. (Charlottenburg), Abhand¬ 
lungen über Salvarsan. ( Ehrlich, Referat.) 
XLHI, 549. 

—, Beiträge zur Pathologie und Therapie 
der Syphilis. (Neisaer , Referat.) XLHI, 
708. 

—, Die Geschlechtskrankheiten, ihr Wesen, 
ihre Verbreitung, Bekämpfung und Ver¬ 
hütung. (Schumburg, Referat.) XUV, 
847. 

—, Die Syphilisbehandlung mit Salvarsan. 
(v. Stokar, Referat) XUn, 549. 

BrulmSj Prof. C. (Charlottenburg), Dm 
S alvarsan in der heutigen Syphilistherapie* 
XUII, 763. 

Bruhna, Hygiene des Geschlechtslebens. 
( Gruber , Referat) XUV, 847. 

Bruno, Dr. J. (Heidelberg), Die Mutter¬ 
schaftsversicherung und ihre Bedeutung 
für die Säuglingsfürsorge. (Referat) XUV, 
700. 

Bündle, Dr., Dm Fleischbeschaugesetz 
nebst preuß. Ausführungsgesetz und Aus¬ 
führungsbestimmungen. (Schröter , Hd- 
lieh , Referat) XLIV, 689. 

Burgeratein, L., Schulhygiene. (Referat.) 
XUV, 841. 

Burghele, Dr. N., Gemeindearzt (Buka¬ 
rest) , Der Fortschritt der Hygiene in 
Bukarest (1905—1909). XUII, 261. 

Conolia, Prof. (Genua), Die Festhaltung 
der Irren im Bett als prophylaktisches 
Mittel, um die Weiter Verbreitung der 
Cholera in Irrenhäusern zu verhindern. 
(Referat.) XLTV, 540. 

C&rommi, Prof. Luigi (Mailand), Medici e 
Ispettorato del lavoro. (Referat) XUV, 
692. 

Chsdybäua, Dr. (Dresden), Die staatliche 
Impfanstalt und die Gewinnung tierischer 
Schutzpockenlymphe in Dresden. (Referat) 
XUV, 358. 

Christian, Dr. med., Oberarzt (Berlin), 
Desinfektion. (Referat.) XUV, 550. 

Chrobak, Dr. weil., Rudolf, Hofrat, und 
Schauta, Friedrich, Hofrat (Wien), Ge¬ 
schichte und Beschreibung des Baues der 
neuen Frauenkliniken in Wien. (Referat.) 
XLIII, 797. 

Cramer, A. (Göttingen), Pubertät und 
Schule. (Referat.) XLIII, 546. 
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Ourschmann. Dt. Fritz (Greppinwerke), 
Die gewerblichen Vergiftungen mit Benzol 
und Beinen Derivaten und ihre Frühdiag¬ 
nose. XLIII, 225. 

Dickhoff, Dr. phil. E., Stadt- und Kreis- 
scbulinspektor (Berlin), Die Reformbestre¬ 
bungen auf dem Gebiete der Schulhygiene, 
der Erziehung und des ersten Jugend¬ 
unterrichts. (Referat.) XLIV, 520. 

Dömer, Dr. K., Ein Beitrag zur Patho- 

1 genese der Tuberkulose. (Referat.) XLIV, 
520. 

w. Drigalaki, Dr. Wilhelm, Prof., Stadt¬ 
arzt (Halle a. S.), Schulgesundheitspflege, 
ihre Organisation und Durchführung. 
(Referat.) XLIV, 703. 

Duenaing, Dr. jr. Fr. (Berlin), Handbuch 
für Jugendpflege. (Referat.) XUV, 836. 

Ehrhardt, A. (Carlshof), Pubertät und 
Schule. (Cramer, Referat.) XLIII, 546. 

Ehrlich, Paul (Frankfurt a. M.), Abhand¬ 
lungen über Salvarsan. (Referat.) XLIII, 
549. 

Elaner, Dr.-Ing. Alexander, Die Behand¬ 
lung und Verwertung von Klärschlamm. 
(Referat.) XUV, 348. 

Emmerich, Prof. Dr. (München), Max 
Pcttenkofer , Bodenlehre der Cholera in- 
dica. (Referat.) XLIII, 788. 

Engela, Kreisarzt Dr. (Saarbrücken), Die 
soziale Fürsorgetätigkeit (Bekämpfung der 
Tuberkulose, der Säuglingssterblichkeit 
und des Alkoholmißbrauches) im Stadt- 
und Landkreise Saarbrücken. (Referat.) 
XLIV, 700. 

E'wald, Dr. med. Walter (Frankfurt a. M.), 
Soziale Medizin. (Referat.) XLIII, 787. 

Eederachmidt Dr. H., Bezirksarzt (Nürn¬ 
berg), Die Krankenkost. (Kieslinger und 
Wirth , Referat.) XLHI, 545. 

—, Die Lehre von der Säuglingsernährung, 
wissenschaftlich und populär. {Keller, 
Referat.) XLHI, 545. 

—, Die soziale Hygiene des Jugendalters. 
( Hanauer , Referat.) XUV, 687. 

—, Grundlinien einer gesunden Lebensweise. 
{Sittler, Referat.) XUV, 686. 

—, Henry Dunant , der Begründer des 
Roten Kreuzes und Urheber der Genfer 
Konvention. (Referat.) XLIII, 210. 

—, Höherentwickelung und Menschenökono¬ 
mie. ( Goldscheid , Referat.) XLIV, 686. 

—, Nährwerttafel. {König, Referat.) XLIII, 
545. 

—, Schulgesundheitspflege, ihre Organisation 
und Durchführung. ( v . Drigalskt , Refe¬ 
rat.) XLIV, 703. 

—, Zehnter Jahresbericht über den schul¬ 
ärztlichen Überwachungsdienst an den 
städtischen Volksschulen, Hilfsschulen, 
Mittelschulen, höheren Mädchen - und 
Knabenschulen zu Breslau für das Schul¬ 
jahr 1910/11. (Oebbecke, Referat.) XUV, 
702. 
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J Ficker, Prof. Dr. W., Fortschritte der 
Schulhygiene nach den Vorführungen auf 
der Deutschen Unterrichtsausstellnng zu 
Brüssel 1910. (Referat.) XLIII, 359. 

Eiehe, Dr. J. und Dr. Ph. Stegmütter 
(Berlin), Nachprüfung einiger wichtiger 
Verfahren zur Untersuchung des Honigs. 
(Referat.) XUV, 845. 

Eiorani, Dr. Pier Luigi (Genua), Bemer¬ 
kungen über die Choleraepidemie von 
1911 in Sampierdarena und Pegli. (Refe¬ 
rat.) XLIV, 540. 

Fisoher, Dr. med. A. (Karlsruhe i. B.), 
Die sozialhygienischen Zustände in Deutsch¬ 
land nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1910. XLHI, 420, 561. 

—-, Die sozialhygienischen Zustände in Deutsch¬ 
land nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1911. XLIV, 369, 561. 

E*iacher, R., Die industrielle Herstellung 
und Verwendung der Chromverbindungen, 
die dabei entstehenden Gesundheitsgefahren 
für die Arbeiter und die Maßnahmen zu 
ihrer Bekämpfung. (Referat.) XLIV, 524. 

Flinker, Dr. Arnold (Czernowitz), Die 
Pellagra als Volkskrankheit. XLHI, 271. 

Er&nkel, Prof. Dr. med. Ernst (Breslau), 
Hygiene des Weibes, Gesundheitslehre für 
alle Lebensalter. (Referat.) XLIV, 699. 

Franke, Dr. med. H. (Dresden), Die An¬ 
lage von öffentlichen Spiel- und Erholungs¬ 
plätzen in Stadtgebieten. XLHI, 734. 

Erankenburger, Hofrat Dr. A. (Nürn¬ 
berg), Die Tuberkulose, ( Schumburg, 
Referat.) XLIV, 697. 

—, Veröffentlichungen des österreichischen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose. {Schrötter und Teleky , Referat.) 
XUV, 695. 

—, Veröffentlichungen der Robert-Koch- 
Stiftung zur Bekämpfung der Tuberkulose. 
(Referat.) XLIV, 538. 

Erickhinger, Dr. K., Bezirksarzt (Augs¬ 
burg), Jahresbericht über den schulärzt¬ 
lichen Überwachungsdienst an den städti¬ 
schen Volksschulen, Hilfsschulen, Mittel¬ 
schulen und höheren Schulen zu Breslau 
für das Schuljahr 1909/10. {Oebbecke , 
Referat.) XLIV, 537. 

Friokhinger. Jugendfürsorge und Volks- 
gesundheitspnege. XUII, 675. 

Erickhinger, Turnen und Jugendspiele 
in der körperlichen Erziehung der schul¬ 
entlassenen Jugend. {Vogl, Ref.) XLIV, 
537. 

Fliese, Dr.-Ing. Walther (Dresden), Der 
Staub- und Rußgehalt der Luft in Dres¬ 
den. XUV, 201. 

Fuerst, Dr. med. M., Schularzt (Hamburg), 
Wie stellt sich der Schularzt zur moder¬ 
nen Wanderbewegung? XUV, 761. 

Gemünd, Prof. Dr. (Aachen), Bodenfrage 
und Bodenpolitik in ihrer Bedeutung für 
das Wohnungswesen und die Hygiene der 
Städte. (Referat.) XLIV, 514. 
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Gemünd , Neuere Bestrebungen auf dem 
Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene. 
XLIV, 412, 627. 

Genamer, Ewald, Geh. Baurat, Prof. (Dan¬ 
zig), Kanalisation der Klein- und Mittel¬ 
städte. (Referat.) XLIII, 798. 

Giulini, Dr. Leo (Nürnberg), Neuere Ar¬ 
beiterwohnungen in Nürnberg: XLIII, 637. 

Goldacheid, Höherentwickelung und Men¬ 
schenökonomie. (Referat.) XLIV, 686. 

Gram, Epidemie und Quarantänearzt. Öffent¬ 
liche Gesundheitspflege Norwegens. XLIV, 
135. 

Granier, R., Lehrbuch für Heilgehilfen 
und Masseure, Krankenpfleger und Bade¬ 
meister. (Referat.) XLIV, 527. 

GrM8l, Dr., Bezirksarzt (Kempten), Die 
Aufzuchtsmenge in den bayerischen Bezirks¬ 
ämtern. XLIII, 252. 

Gm'witz, Prof. Dr. £., Gesundheitspflege im 
täglichen Leben. (Referat) XLIV, 550. 

Grober, Das deutsche Krankenhaus. (Refe¬ 
rat.) XLIII, 796. 

—, Die Einrichtung der Krankenstation. 
(Referat.) XLIV, 837. 

Grober, Prof. Dr. (Essen), Die Errichtung 
einfacher Krankenhäuser zur Aufnahme 
von Leicht- und Chronisch-Kranken. Refe¬ 
rat auf der 35. Versammlung des D. V. 
f. ö, G. in Elberfeld. XLIII, 11. 

Grotjahn, Dr. med. A. und F. Kriegei, Dr. 
pbil., Jahresbericht über soziale Hygiene, 
Demographie und Medizinalstatistik, sowie 
alle Zweige des sozialen Versicherungs¬ 
wesens. (Referat.) XLIII, 786. 

—, und Dr. phil. F. Kriegei , Jahresbericht 
über soziale Hygiene. (Referat) XLIV, 
543. 

Gruber, Dr. G. B. (München), Bergsteiger¬ 
hygiene. (Referat.) XLIV, 844. 

Gruber, Prof. Dr. Max v. und Priv.-Doz. 
Dr. Ernst Rudin (München), Fortpflan¬ 
zung, Vererbung und Rassenbygiene. XLIV, 
355. 

Gruber, Prof. Max ▼., Hygiene des Ge¬ 
schlechtslebens. (Referat) XLIV, 847. 

Grünbaum , Dr. D., Frauenarzt (Nürn- 
berg), Rückblick und Ausblick im Kampfe 
gegen das Wochenbettfieber. XLIV, 736. 

Hanauer, Dr. Wilhelm, Die soziale Hygiene 
des Jugendalters. (Referat.) XLIV, 687. 

Hanauer, Dr. med. (Frankfurt a. M.), 
Geschichte der Sterblichkeit und der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege in Frankfurt a. M. 
XLIV, 270, 478. 

Hartxrich, Prof. Dr. C., Die menschlichen 
Genuilmittel. (Referat.) XLIV, 510. 

Heiberg, J. L. (Kopenhagen), Naturwissen¬ 
schaften und Mathematik im klassischen 
Altertum. (Referat.) XLIV, 846. 

Heim, Prof. Dr. L. (Erlangen), Lehrbuch 
der Bakteriologie. (Referat.) XLIV, 508. 

Menagen, Leitfaden für Desinfektoren. 
(Referat.) XLIV, 683. 


Hilgermann, Dr. Robert, Kreisarzt (Kob¬ 
lenz) , Leitfaden für Desinfektoren und 
Krankenpflegepersonal. (Referat) XLIV, 
549. 

Hirth, Georg, Der elektrochemische Betrieb 
der Organismen und die Salzlösung als 
Elektrolyt (Referat) XLHI, 333. 

—, Parerga zum Elektrolytkreislauf. (Ref.) 
XLIV, 688. 

Hoftnokl, Dr. E., Sanitätsrat (Wien), Die 
Krankenfürsorge auf der Dresdener Hygiene¬ 
ausstellung. XLIV, 547. 

Hotmohl, Anforderungen an Krankenhaus¬ 
bauten in ärztlich - administrativer Bezie¬ 
hung. (Referat.) XLIV, 547. 

Holtsmann, Dr., Gewerbeinspektor (Karls¬ 
ruhe), Gewerbehygiene der Lederfabrikation 
mit besonderer Berücksichtigung der badi¬ 
schen Industrie. XLIV, 435. . 

Imhoff, Dr.-Ing., Die Reinhaltung der Ruhr. 
(Referat) XLIV, 515. 

JCaup, Prof. Dr. med. (München), Die jugend¬ 
lichen Arbeiter in Deutschland. (Referat.) 
XLIV, 346. 

—, Ernährung und Lebenskraft der ländlichen 
Bevölkerung. (Referat) XLHI, 361. 

—, Sozialhygienische Vorschläge zur Er¬ 
tüchtigung unserer Jugendlichen. (Refe¬ 
rat.) XLIV, 523. 

Heller, Arthur, Prof. Dr. (Charlottenburg), 
Die Lehre von der Säuglingsernährung, 
wissenschaftlich und populär. (Referat) 
XLHI, 545. 

—, Kinderschutz und Säuglingsfürsorge in 
Ungarn.. (Referat.) XLIII, 800. 

—, Die Lehre von der Säuglingsernährung. 
(Referat.) XUV, 347. 

—, Säuglingsfürsorge und Kinderschutz in 
England und Schottland. (Referat.) XLIII, 
801. 

— und Dr. Walter Link (Cbarlottenburg), 
Kinderpflegelehrbuch. (Referat.) XLHI, 
784. 

Hieaünger, Emilie und Dr. ftarl Wirth, 
Die Krankenkost. (Referat) XLHI, 545. 

Kirchner, Geh. Obennedizinalrat Prof. Dr. 
(Berlin), Die Bedeutung der Zahnpflege 
in den Schulen. Referat auf der 36. Ver¬ 
sammlung des D. V. f. ö. G. in Dresden. 
XLIV, 93. 

Hirchner, Prof. Dr. M., Geh. Obermedi¬ 
zinalrat (Berlin), Schutzpockenimpfung und 
Impfgesetz. (Referat.) XLIV, 349. 

Hiratein, Dr. Fritz, Kreisurzt (Stettin), 
Grundzüge für die Mitwirkung des Lehrers 
bei der Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten. (Referat.) XLHI, 548. 

—, Leitfaden für Desinfektoren in Frage 
und Antwort. (Referat.) XLHI, 360. 

Hiaalcalt, Die Berufskrankheiten der Land- 
und Forstarbeiter. ( Bernstein , Referat.) 
XLIII, 361. 

— , Die menschlichen Genußmittel. (Hart¬ 
wich, Referat.) XLIV, 510. 


Digitized by 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



874 


Gesamtübersicht des XLHL und XLIV. Bandes. 


Kiaahalt, Die experimentelle Bakteriologie 
und die Infektionskrankheiten mit beson¬ 
derer Berücksichtigung der Immunitäts¬ 
lehre. (Kölle u. Ketsch, Referat.) XLIV, 
509. 

—, Die städtische Abwässerbeseitigung in 
Deutschland. Wörterbuchartig angeordnete 
Nachrichten und Beschreibungen städtischer 
Kanalisations- und Kläranlagen in deutschen 
Wohnplätzen (Abwässerlexikon). ( Solo¬ 
mon , Referat.) XLIV, 541. 

—, Experimentelle Biologie 11. ( Tkesing , 

Referat.) XUV, 508. 

—, Hämolysine, Zytotoxine und Präxipitine. 
(Leuche und v . Wassermann , Referat.) 
XLIII, 360. 

—, Lehrbuch der Bakteriologie. (Heim, 
Referat.) XLIV, 508. 

Kisskalt, Medizinalwesen und Medizinal¬ 
gesetzgebung am Anfänge des 20. Jahr¬ 
hunderts. I. Norwegen, XLIV, 135. II. Eng¬ 
land, XLIV, 779. UI. Vereinigte Staaten, 
l.Teil. XLIV, 779. 

Klolrow, R. (Beelitz-Heilstätten), Ein Bei¬ 
trag zur Pathogenese der Tuberkulose. 
(Dömer , Referat.) XLIV, 520. 

—, Jahresbericht über die Ergebnisse der 
Tuberkuloseforschung 1910. (Köhler , Re¬ 
ferat.) XUV, 551. 

Klut, Dr. H. (Berlin), Untersuchung des 
Wassers an Ort und Stelle. (Referat.) 
XUV, 536. 

Koch, Dr. E. (Mühlhausen i. Th.), Die 
städtische Wasserleitung und Abwässer¬ 
beseitigung. (Referat.) XUV, 682. 

Köhler , Dr. F., Chefarzt, Jahresbericht über 
die Ergebnisse der Tuberkuloseforschung 
1910. (Referat.) XLIV, 551. 

Koelach, Dr. F., Landesgewerbearzt (Mün¬ 
chen), Bernardino Bamazsini Der 
Vater der Gewerbehygiene (1633—1714), 
sein Leben und seine Werke. (Referat.) 
XLIV, 550. 

König, Dr. J., Nährwerttafel. (Referat.) 
XLUI, 545. 

König, Geh. Regierungsrat Prof. Dr. (Mün¬ 
ster i. W.), Neuere Erfahrungen über die 
Behandlung und Beseitigung der gewerb¬ 
lichen Abwässer. Referat auf der 85. Ver¬ 
sammlung des D. V. f. ö. G. in Elberfeld. 
XLUI, 111. 

König, J., Neuere Erfahrungen über die 
Behandlung und Beseitigung der gewerb¬ 
lichen Abwässer. (Referat.) XLIV, 686. 

Kolb (München), Bodenlehre der Cholera 
indica. ( Emmerich , Referat.) XLUI, 788. 

Kolle, Dr. W. und Dr. H. Hetsch , Die experi¬ 
mentelle Bakteriologie und die Infektions¬ 
krankheiten mit besonderer Berücksichti¬ 
gung der Immunitätslehre. (Referat.) 
XLIV, 509. 

Konijnenbuy, Dr. J. J. van (Amsterdam), 
Mortalit4 par Cancer k Amsterdam 1862 
—1902. (Referat.) XUV, 357. 


Kühl. Dr. Hugo, Nahrungsmittelchemiker 
(Kiel), Der Milchzucker. XUV, 500. 

—, Die hygienische Bedeutung der IV. Milch¬ 
wirtschaftlichen Provinzialausstellung zu 
Kiel. XLIV, 767. 

Landaberger, Archiv für soziale Hygiene. 

(Referat.) XLIV, 189. 

—, Bodenfrage und Bodenpolitik in ihrer 
Bedeutung für das Wohnungswesen und 
die Hygiene der Städte. ( Gemünd , Re¬ 
ferat.) XUV, 514. 

— (Charlottenburg), Der elektrochemische 
Betrieb der Organismen und die Salz¬ 
lösung als Elektrolyt. ( Hirth , Referat.) 
XLUI, 356. 

—, Die Wohnungsfrage. (Bohle, Referat.) 
XLIU, 333. 

—, Nase, Rachen und Kehlkopf. (Neu- 
mayer , Referat.) XLIV, 691. 
Lajigaiein, Prof. Dr. Leo (Charlottenburg), 
Pflege und Ernährung des Säuglings. 
(Referat.) XUU, 788. 

—, Wie ist die Bevölkerung über Säuglings- 

J tflege und Säuglingsernährung zu belehren? 
Referat.) XLIV, 542. 

Xaents, Prof. Dr. (Berlin), Die Bekämpfung 
der Infektionskrankheiten auf Grund neue¬ 
rer wissenschaftlicher Forschungen. Refe¬ 
rat auf der 36. Versammlung des D. V. 
f. ö. G. in Dresden. XUV, 42. 
Leubuacher, Dr. G., Geh. Medizinalrat, 
Über Notwendigkeit der Ausbildung der 
Lehrer in Gesundheitspflege. (Referat.) 
XUV, 522. 

Laucha, Dr. J. und Dr. M. Wassermann, 
Hämolysine, Zytotoxine und Präzipitine. 
(Referat.) XLUI, 360. 

Liefm&nn, Das Kaiserin-Auguste-Viktoria- 
Haus zur Bekämpfung der Säuglingssterb¬ 
lichkeit im Deutschen Reiche. (Referat.) 
XUV, 542. 

— (Berlin), Kinderschutz und Säuglings- 
fursorge in Ungarn. ( Keller, Referat.) 
XLIU, 800. 

—, Säuglingsfürsorge und Kinderschutz in 
England und Schottland. ( Keller , Refe¬ 
rat.) XLIII, 801. 

—, Wie ist die Bevölkerung über Säuglings¬ 
pflege und Säuglingsemährung zu be¬ 
lehren ? (Langstein , Referat.) XUV, 
542. 

Liefmann, H. und Dr. Alfred Lindemann, 
Der Einfluß der Hitze auf die Sterblich¬ 
keit der Säuglinge in Berlin und einigen 
anderen Großstädten. XLIU, 333, 375. 
Iiissemeij Dr. Arthur, Spezialarzt (Berlin), 
Der persönliche Staubschutz in der Ge¬ 
werbehygiene. XUU, 777. 

Löb, W., Einführung in die Biochemie in 
elementarer Darstellung. (Referat.) XUV, 
684. 

London, E. S. (St. Petersburg), Das Ra¬ 
dium in der Biologie und Medizin. (Refe¬ 
rat.) XUV, 685. 

M&ngelsdorf, Dr. E., Stabsarzt (Zabera), 
Die gesundheitliche Gefährdung der Ar- 
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beiter durch S taubent wiekelung io gewerb¬ 
lichen Betrieben und ihre Verhütung. 
XLIV, 805. 

M&rcuae, Dr. Julian und Bernardine 
Wömer, Die fleischlose Küche. (Referat.) 
XLIV, 846. 

Meiaaner, Krankheit und soziale Lage. 
{Mo88t und Tugendreich, Referat.) XLIV, 
834. 

—, Lehrbuch der Militärhygiene. ( Bischoff, 
Hoffmann, Schwiening , Referat.) XLIV, 
186, 835. 

Meltmer, P., Dozent an der Nikolai - Inge- 
nieurakademie, Die Bedeutung des Typus 
der Hospitalhauten im Kampfe mit den 
Infektionskrankheiten. (Referat.) XLUI, 
206. 

Merkel , Dr. G. ▼., K. Obermedizinalrat 
(Nürnberg), Die Bedeutung des Typhus 
der Hospitalbauten im Kampfe mit den 
Infektionskrankheiten. ( Meitzer , Referat.) 
XLDI, 206. 

Merkel , Dr. S., Anforderungen an Kranken¬ 
hausbauten in ärztlich-administratiTer Be¬ 
ziehung. ( Hofmokl, Referat.) XLIV, 547. 

—, Anleitung zur Durchführung einer wirk¬ 
samen Milchkontrolle in Stadt- und Land¬ 
gemeinden. ( Mezger , Referat.) XLIH, 
208. 

—, Arzneimittel und Genußmittel. ( Schmiede - 
berg , Referat.) XLIV, 846. 

—, Bergsteigerhygiene. ( Oruber , Referat.) 
XLIV, 844. 

—, Bernardino Ramazzini, der Vater 
der Gewerbehygiene (1633—1714), sein 
Leben und seine Werke. ( Koelsch , Re¬ 
ferat.) XUV, 550. 

—, Brunnenhygiene. ( Opitz , Referat.) XL11I, 
211. 

—, Das deutsche Krankenhaus. (Qrober , 
Referat.) XLUI, 796. 

—, Desinfektion. ( Christian , Referat.) XLIV, 
550. 

Merkel, Dr. Sigmund (Nürnberg), Die Aus¬ 
bildung der freiwilligen Sanitätskolonnen 
vom Roten Kreuz mit besonderer Berück¬ 
sichtigung bayerischer Verhältnisse. XLUI, 
285. 

Merkel f Die Bekämpfung der Mückenplage 
im Winter und im Sommer. {Schilling, 
Referat.) XLIII, 363. 

—, Die hygienischen Verhältnisse der Insel 
Formosa. ( Takaki , Referat.) XLIV, 544. 

—, Die jugendlichen Arbeiter in Deutsch¬ 
land. ( Kaup , Referat.) XLUI, 346. 

—, Die Krankenfürsorge auf der Dresdener 
Hygieneausstellung. (Hofmokl, Referat.) 
XLIV, 547. 

—, Die Milch und ihre Produkte. (Reitz, 
Referat.) XLIV, 544. 

Merkel} Dr. S. (Nürnberg), Der Bau von 
Sanitätskolonnenhäusern und deren Ein¬ 
richtung. XLI1I, 643. 

Merkel, Die fleischlose Küche. (Marcuse 
und Warner, Referat.) XLIV, 346. 


Merkel, Die jugendl. Arbeiter in Deutsch¬ 
land. {Kaup, Referat.) XLIV, 847. 

—, Die Lehre von der Säuglingsernährung. 
(Keller, Referat.) XLIV, 347. 

—, Die Mutterschaftsversicherung und ihre 
Bedeutung für die Säuglingsfürsorge. 
(Bruno, Referat.) XLIV, 700. 

—, Die Mutter- und Säuglingsfürsorge. (Tw- 
gendreich , Referat.) XLIU, 209. 

—, Die soziale Fürsorgetätigkeit im Stadt- 
und Landkreise Saarbrücken (Bekämpfung 
der Tuberkulose, der Säuglingssterblichkeit 
und des Alkoholmißbrauches). (Engels, 
Referat.) XLIV, 700. 

—, Gesundheitspflege im täglichen Leben. 
(Grawitz, Referat.) XLIV, 550. 

—, Hausschwammforschungen. (Moeller, 
Referat.) XLIV, 545. 

—, Henry Dunant, der Begründer des 
Roten Kreuzes und Urheber der Genfer 
Konvention. (Federschmidt , Referat.) 
XLIH, 210. 

—, Hygiene des Weibes, Gesundheitslehre 
für alle Lebensalter. (Fränkel, Referat.) 
XUV, 699. 

—, Jahrbuch 1911 für Volks- und Jugend¬ 
spiele. ( Raydt, Referat.) XLIV, 543. 

—, Jahrbuch 1912 für Volks- und Jugend¬ 
spiele. (Raydt, Referat.) XUV, 701. 

—, Jahresbericht über die Leistungen und 
Fortschritte des Milltärsanitäts wesens. 

(Roth, Referat.) XLIH, 210. 

—, Jahresbericht über soziale Hygiene. 
(Grotjahn u. Kriegei, Ref.) XLIV, 548. 

—, Kaffeeschänken, ihr Bau und ihre soziale 
Bedeutung. (Referat.) XLIV, 345. 

—, Internationales Arbeitsamt. Liste der 
gewerblichen Gifte und anderer gesund¬ 
heitsschädlicher Stoffe, die in der Industrie 
Verwendung Anden. (Sommerfeld und 
Fischer , Referat.) XLIV, 699. 

—, Jugendpflege auf dem Lande. ( Pietryga, 
Referat.) XLIV, 701. 

—, Les Fer et le Mangan&se dans les Eauz 
souterraines. La D6ferrisation et la D6- 
manganisation. (Schwer8, Referat.) XUV, 
546. 

—, Leitfaden für Desinfektoren und Kranken¬ 
pflegepersonal. (Referat.) XUV, 549. 

—, L’importance actuelle de la däferrisation 
et de la d6mangani*ation des eauz potables 
et industrielles. ( Schwere , Referat.) XLIV, 
546. 

—, Lupus (fressende Flechte). (Wolff, Re¬ 
ferat) XUV, 547. 

—, Nachprüfung einiger wichtiger Verfahren 
zur Untersuchung des Honigs. (Fiche 
und Stegmüller, Referat.) XLIV, 845. 

—, Naturwissenschaften und Mathematik im 
klassischen Altertum. ( Hexberg , Referat.) 
XLIV, 846. 

—, Recherches sur les Eauz souterraines 
ferrugineuses et manganesiföres en Bel- 
gique, leur fräquence, leur variabilitä, 
leur utilisation (1908—1900). (Schwer8, 
Referat.) XLIV, 546. 
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Merkel, Säuglingssterblichkeit u. Säuglings¬ 
fürsorge in Pommers. ( Peiper , Referat.) 
XLIV, 698. 

—, Säuglings- und Jugendfürsorge. ( üffen - 
heimer , Referat.) XLIV, 345. 

—, Über die verbesserte Herstellung von 
Milchseren und ihre Anwendbarkeit zur 
Untersuchung der Milch. (Pfyl und Tur- 
nau, Reterat.) XLIV, 844. 

—, Ursachen und Bekämpfung des Kindbett¬ 
fiebers. (Radtke und Winter, Referat.) 

XUV, 098. 

Merkel, Wohnungsfrage und Tuberkulose 
zu H. XLI1I, 535. 

Merkel, Zehnminuten-Turnen (Atmung und 
Haltung). ( Moeller , Referat.) XLIV, 548. 

—, Zentralblatt für die gesamte innere Me¬ 
dizin und ihre Grenzgebiete (Kongreß¬ 
zentralblatt). (Referat.) XLIV, 840. 

—, Zur Schulreinigungsfrage. (Trautmann 
und Hanne , Referat.) VLIV, 547. 

Meyer, Prof. Dr. G. (Berlin), Rettung Er¬ 
trinkender. (Referat.) XLIV, 830. 

Megger, Dr. rer. nat. Otto (Stuttgart), 
Anleitung zur Durchführung einer wirk¬ 
samen Milchkontrolle in Stadt- und Land¬ 
gemeinden. (Referat.) XL1II, 208. 

Moeller, Prof. Dr. A., Oberforstmeister, 
Direktor (Eberswalde), Hausschwammfor¬ 
schungen. (Referat.) XLIV, 545. 

Möller, Karl, Turninspektor (Altona), Zehn¬ 
minuten-Turnen (Atmung und Haltung). 
(Referat.) XLUI, 548; XUV, 547. 

Möllere, Stabsarzt Dr. B. (Berlin), Über 
den Typus der Tuberkelbazillen im Aus¬ 
wurf der Phthisiker. (Referat.) XUV, 
353. 

Moeee, M. und C. Tugendreich , Krank¬ 
heit und soziale Lage. (Referat.) XUV, 
834. 

Müller, Prof. Dr. Friedr. v. (München), 
Welche Mittelschulvorbildung ist für das 
Studium der Medizin wünschenswert? 
(Referat.) XLIV, 521. 

Neieeer, Beiträge zur Pathologie und The¬ 
rapie der Syphilis. (Referat.) XLUI, 708. 

Neumayer, Prof. Dr. Hans, Käse, Rachen 
und Kehlkopf. (Referat.) XLIV, 091. 

Oebbecke, Dr., Stadtarzt (Breslau), Zehnter 
Jahresbericht über den schulärztlichen 
Überwachungsdienst an den städtischen 
Volksschulen, Hilfsschulen, Mittelschulen, 
höheren Mädchen- und Knabenschulen zu 
Breslau für das Schuljahr 1910/11. (Re¬ 
ferat.) XLIV, 702. 

—, Elfter Jahresbericht über den schulärzt¬ 
lichen Überwachungsdienst an den städ¬ 
tischen Volksschulen, Hilfsschulen, Mittel¬ 
schulen und höheren Schulen zu Breslau 
für das Schuljahr 1909/10. (Referat.) 
XLIV, 537. 

Oehmcke (Berlin - Lichterfelde), Über {die 
Körperbeschaffenheit der zum einjährig¬ 
freiwilligen Dienst berechtigten? Wehr¬ 
pflichtigen Deutschlands. ( Schwiening , 
Nicolai , Referat.) XLIV, 078. 


Digitized by Go igle 


Oettinger, Dr. med. W., Privatdozent 
(Breslau), Selektion und Hvgiene. XLIV, 
008. 

Opitz, Dr. med. Karl, Kreisarzt (Stade), 
Bronnenhygiene. XLUI, 211. 

Peiper, Prof. Dr. Erich (Greifswald), Säug¬ 
lingssterblichkeit und Säuglingsfürsorge in 
Pommern. (Referat.) XLIV, 698. 

Perkins, Prof. Roger G. Cleveland (Ohio), 
Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung 
am Anfänge des 20. Jahrhunderts. III. Ver¬ 
einigte Staaten. I. Teil. XLIV, 779. 

Pfeiffer, Dr. L. sen., Geh. Medizinalrat 
(Weimar), Taschenbuch der Krankenpflege 
für Krankenpflegeschulen, für Arzte und 
für die Familie. (Referat.) XLIII, 360. 

.PArl, Dr. B. und Dr. R. Tumau (Berlin), 
Über die verbesserte Herstellung von Milch- 
seren und ihre Anwendbarkeit zur Unter¬ 
suchung der Milch. (Referat.) XLIV, 844. 

Pieper, Dr., Magistratsassessor (Dortmund), 
Die öffentliche und private Trinkerfürsorge. 
XLIII, 290. 

Pietryga, Pfarrer (Schreibersdorf), Jugend¬ 
pflege auf dem Lande. (Referat.) XLIV, 
701. 

Pistor, Arbeiten aus dem Kaiserlichen Ge- 
sundheitsamte. Bd. 34 und 35. (Referat.) 
XLIU, 784. 

—, Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamte (Beihefte zu den Veröffent¬ 
lichungen des Kaiserlichen Gesundheits¬ 
amtes). Bd. 36 und 37. (Referat.) XLIV, 
532, 533. 

—, Das Gesundheitswesen des preußischen 
Staates im Jahre 1910. (Referat.) XLIV, 
843. 

—, Der Samariter, Leitfaden für die erste 
Hilfe bei Unglücksfällen. (Blume, Refe¬ 
rat.) XLIU, 783. 

—, Die städtische Wasserleitung und Ab¬ 
wässerbeseitigung. (Koch, Referat.) XLIV, 
082. 

—, Jahresbericht über soziale Hygiene, Demo¬ 
graphie und Medizinalstatistik sowie alle 
Zweige des sozialen Versicherungswesens. 
(Grotjahn und Kriegei, Referat.) XLIII, 

786. 

—, Kinderpflegelehrbuch. (Keller und Link , 
Referat.) XLIII, 784. 

—, Leitfaden für Desinfektoren in Frage 
und Antwort. (Kirstein, Referat.) XLUI, 
300. 

—, Pflege und Ernährung des Säuglings. 
(Langstein , Referat.) XIÜI, 788. 

—, Säuglingspflege. (Trumpp, Referat.) 
XUV, 531. 

—, Soziale Medizin. (Ewald, Referat.) XLUI, 

787. 

—, Taschenbuch der Krankenpflege für Kran¬ 
kenpflegeschulen, für Ärzte und für die 
Familie. (Pfeiffer, Referat.) XUU, 360. 

—, Untersuchung des Wassers an Ort und 
Stelle. (Klut, Referat.) XLIV, 536. 

Ploetz, Dr. A. (München), Aufgaben und 
Ziele der Rassenhygiene. Referat auf der 


Original fro-m 

UNIVERSITf OF MICHIGAN 



Geaamtübersicht des XLIII. und XLIV. Bandes. 


877 


35. Versammlung des D. V. f. ö. G. in 
Elberfeld. XLIII, 165. 

Pohle , Dr., Prof, der Staatswissenschaften 
(Frankfurt a. M.), Die Wohnungsfrage. 
(Referat.) XLIII, 333. 

Port, Haltungsübungen und Haltungsfehler 
in ihren anatomischen und hygienischen 
Grundlagen. Die statische Skoliose und 
ihre Feststellung. (Schmidt , Referat.) 
XLIV, 842. 

Prang , Dr., Assistent (Beuthen), Über 
Fleisch Verderbnis in einer städtischen Kühl¬ 
anlage. XLIV, 462. 

Prauanitz, Grundzüge der Hygiene, unter 
Berücksichtigung der Gesetzgebung des 
Deutschen Reiches und Österreichs. (Re¬ 
ferat.) XLIV, 685. 

Radtke, Dr. E. und Geh. Medizinalrat 
Prof. Dr. Winter (Königsberg i. Pr.), 
Ursachen und Bekämpfung des Kindbett- 
tiebers. (Referat.) XLIV, 698. 

Räuber, H., Bestimmungen über den Ver¬ 
kehr mit Giften, Arzneimitteln und Ge¬ 
heimmitteln außerhalb der Apotheken für 
Medizinalbeamte, Apotheker, Drogen-, Gift- 
und Farbwnrenhändler und Polizeibehörden. 
(Referat.) XLIV, 837. 

Ramboueek, J., Gewerbliche Vergiftungen, 
deren Vorkommen, Erscheinungen, Behand¬ 
lung, Verhütung. (Referat.) XLIV, 683. 

Raydt, Geh. Hofrat Prof. H., Jahrbuch 
1911 für Volks- und Jugendspiele. (Re¬ 
ferat.) XLIV, 543; XLIV, 701. 

Rehorst, Landesbaurat a. D. (Cöln), Die 
Ergebnisse der Städtebauausstellungen im 
Jahre 1910 für die öffentliche Gesundheits¬ 
pflege. Referat auf der 36. Versammlung 
des D. V. f. ö. G. in Dresden. XLIV, 13. 

Reitz, Dr. A., Die Milch und ihre Produkte. 
(Referat.) XLIV, 544. 

Roth, E., Arbeiten aus dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamt. (Referat.) XLIV, 838. 

—, Das Gesundheitswesen des preußischen 
Staates im Jahre 1910. (Referat.) XLIV, 
681. 

—, Der Arzt und die deutsche Reichsver- 
sicherungsordnung. (Rumpf, Referat.) 
XLIV, 839. 

—, Die Armee, die schulentlassene Jugend 
und der Staat. ( V . Vogl , Referat.) XLIV, 
684. 

—, Die Bestimmungen über den Verkehr 
mit Giften, Arzneimitteln und Geheim¬ 
mitteln außerhalb der Apotheken für Me¬ 
dizinalbeamte, Apotheker, Drogen-, Gift- 
und Farbwarenhändler und Polizeibehörden. 
(Räuber , Referat.) XLIV, 837. 

—, Die Einrichtung der Krankenstation. 
(Grober, Referat.) XLIV, 837. 

—, Die gewerbliche Quecksilbervergiftung. 
( Teleky, Referat.) XLIV, 530. 

—, Die Hauptgrundgesetze der epidemiolo¬ 
gischen Typhus - und Choleraforschung. 
(Wolter, Referat.) XLIII, 328. 

—, Die industrielle Herstellung und Ver¬ 
wendung der Chroroverbindungen, die da¬ 


bei entstehenden Gesundheitsgefahren für 
Arbeiter und die Maßnahmen zu ihrer 
Bekämpfung. ( Fischer , Referat.) XLIV, 
524. 

Roth , E., Die Leibesübungen und ihre Be¬ 
deutung für die Gesundheit. ( Zander , 

Referat.) XLIV, 524. 

—, Die jugendlichen Arbeiter in Deutsch¬ 
land. (Referat.) XLIV, 526. 

—, Einführung in die Biochemie in elemen¬ 
tarer Darstellung. (Löb, Referat.) XLIV, 
684. 

—, Epidemische Krankheiten in Japan und 
endemische Krankheiten in Japan. (Re¬ 
ferat.) XLIV, 528. 

—, Gewerbliche Vergiftungen, deren Vor¬ 
kommen, Erscheinungen, Behandlung, Ver¬ 
hütung. ( Rambousek , Ref.) XLIV, 683. 

—, Grundzüge der Hygiene, unter Berück¬ 
sichtigung der Gesetzgebung des Deut¬ 
schen Reiches und Österreichs. (PraU8- 
nitz , Referat.) XLIV, 685. 

—, Handbuch für Jugendpflege. ( Duen - 

sing, Referat.) XLIV, 836. 

—, Lehrbuch für Heilgehilfen und Masseure, 
Krankenpfleger und Bademeister. ( Granier, 
Referat.) XLIV, 527. 

—, Leitfaden für Desinfektoren. (Hensgen, 
Referat.) XLIV, 683. 

—, Rettung Ertrinkender. (Meyer, Referat.) 
XLIV, 836. 

—, Tuberkulosearbeiten aus dem KaiserI. 
Gesundheitsamt, 11. bis 13. Heft. (Refe¬ 
rat.) XLIV, 839. 

—, Wiener Arbeiten aus dem Gebiete der 
sozialen Medizin. ( Teleky , Referat) XLIV, 
837. 

Roth, Dr. E., Regierungs- und Geh. Medi¬ 
zinalrat (Potsdam), Zur Physiologie und 
Pathologie der Arbeit, mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Ermüdungsfrage. XLIII, 
651. 

Roth, W., Jahresbericht über die Leistun¬ 
gen und Fortschritte des Militärsanitäts- 
wesens. (Referat.) XLIII, 210. 

Rothe, Dr., Stabsarzt (Berlin), Unter¬ 
suchungen über tuberkulöse Infektion im 
Kindesalter. (Referat.) XLIV, 354. 

Rubner, Prof. Dr. M., Geh. Medizinalrat 
(Berlin), Prof. Dr. M. von Gruber , Ober¬ 
medizinalrat (München), Prof. Dr. M. Ficker 
(Berlin), Handbuch der Hygiene, II. Bd. 
II. Abt.: Wasser und Abwasser. (Referat.) 
XLIV, 355. 

Rumpf, Arzt und R.-V.-O. , Der Arzt 
und die deutsche Reichsversicherungsord¬ 
nung. (Referat.) XLIV, 839. 

Qalomon, Die Reinhaltung der Ruhr. 
(Imhoff ; Referat.) XLIV, 515. 

—, Prof. Dr., Geh. Medizinalrat, Die städ¬ 
tische Abwässerbeseitigung in Deutschland. 
Wörterbuchartig angeordnete Nachrichten 
und Beschreibungen städtischer Kanalisa- 
tions- und Kläranlagen in deutschen Wohn- 
plätzen (Abwässerlexikon). (Referat.) XLIV, 
541. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



878 


Gesamtübersicht des XLIII. und XLIV. Bandes. 


Scheuer, Dr. 0. (Wien), Kleidung, Mode 
und Hautkrankheiten. XLIII, 709. 

Schilling, Claus, Die Bekämpfung der 
Mütkenplage im Winter und Sommer. 
(Referat.) XLIII, 363. 

Sehlier, Dr., Bezirksarzt (Lauf), Die Aus¬ 
künfte- und Fürsorgestelle für Lungen¬ 
kranke in Lauf. XLIII, 816. 

Schmidt, Prof. Dr. med. F. A., Einwir¬ 
kungen und Erfolge der Leibesübungen bei 
der Jugend. (Referat.) XLIV, 523. 

—, Haltungsübungen und Haltungsfehler in 
ihren anatomischen und hygienischen 
Grundlagen. Die statische Skoliose und 
ihre Feststellung. (Referat.) XLIV, 842. 

— und Fr. Schroeder , städt. Turninspektor 
(Bonn), Orthopädisches Schulturnen. (Re¬ 
ferat.) XLIV, 690. 

Schmiedeberg, Prof. Dr. (Straßburg-i. E.), 
Arzneimittel und Genußmittel. (Referat.) 
XLIV, 846. 

Schroeter, Dr., Ministerialdirektor und 
Dr. Hellich , Geb. Regierungsrat, Das 
Fleischbeschaugesetz nebst Preußischem 
Ausiühningsgesetz, sowie dem Preußischen 
Schlachthausgesetz. (Referat.) XLIV, 688. 

Schrötter, Dr. H. v. und Dr. Teleky 
(Wien), Veröffentlichungen des Österreichi¬ 
schen Zentralkomitees zur Bekämpfung 
der Tuberkulose. (Referat.) XLIV, 695. 

Schüren , Dr. F. und Waldheim (Wien), 
Naturgemäße Heilweise und Verhütung 
der Infektionskrankheiten als Grundlage 
eines Sondergesetzes. (Referat.) XLIV, 
352. 

8 ohult 26 | Dr. E. (Großborstel). Gesund¬ 
heitswesen und Volksbildung. XLIU, 243. 

—, Volksparke und Nationalparke in den 
Vereinigten Staaten. XLIV, 662. 

Schumburg , Prof. Dr., Generalarzt, Die 
Geschlechtskrankheiten, ihr Wesen, ihre 
Verbreitung, Bekämpfung und Verhütung. 
(Referat.) XLIV, 847. 

—, W., Die Tuberkulose. (Referat.) XLIV, 
697. 

Schwere, Dr. Henri (Lüttich), Le fer et 
le Mangan&se dans les Eaux, souterraines. 
La D4ferrisation et la Demanganisation. 
(Referat.) XLIV, 546. 

—, L’importance actuelle de la d6ferrisation 
et de la demanganisation des eaux potables 
et industrielles. (Referat.) XLIV, 546. 

—, Recherches sur les Eaux souterraines 
ferrugineuses et mangan6siferes en Bel- 
gique, leur frequence, leur variabilit£, leur 
utilisation (1908—1909). (Referat.) XLIV, 
546. 

Schwiening, Dr. H., Stabsarzt, und Ober¬ 
stabsarzt Dr. Nicolai , Über die Körper¬ 
beschaffenheit der zum einjährig-freiwilli¬ 
gen Dienst berechtigten Wehrpflichtigen 
Deutschlands. (Referat.) XLIV, 678. 

Sieveking, Dr., Physikus (Hamburg), Eine 
soziale Studienreise mit der Deutschen 
Gartenstadtgesellscbaft nach England. XLHI, 
278. 


Sieveking, Dr., 5. Internationaler Kongreß 
für Milchwirtschaft in Stockholm, Mittel¬ 
und Südschweden, Juni—Juli 1911. XLIV, 
293. 

Sittler, Dr. med. Paul, Grundlinien einer 
gesunden Lebensweise. (Referat.) XLIV, 
686. 

Solbrig , Bemerkungen über die Cholera¬ 
epidemie von 1911 in Sampierdarena und 
Pegli. ( Fiorani , Referat.) XLIV, 540. 

— (Königsberg), Die Festhaltung der Irren 
im Bett als prophylaktisches Mittel, um 
die Weiterverbreitung der Cholera iu 
Irrenhäusern zu verhindern. ( Candli*, 
Referat.) XLIV, 540. 

—, Medici e Ispettorato del lavoro. ( Carozzi , 
Referat.) XLIV, 692. 

Sommerfeld, Prof. Dr. Th. und Gewerbe¬ 
rat Dr. R. Fischer , Internationales Ar¬ 
beitsamt. Liste der gewerblichen Gifte. 
(Referat.) XLIV, 699. 

Spaei, Bezirksarzt Dr. R. (Fürth i. B.), Be¬ 
richt über die Ergebnisse der Koniunktival- 
reaktion mit Tuberkulin. ( Woljf-Eisner, 
Referat.) XLIV, 356. 

—, Die Behandlung und Verwertung von 
Klärschlamm. (Elsner, Referat.) XLIV, 
348. 

—, Die Mückenplage und ihre Bekämpfung. 
(Kaiserliches Gesundheitsamt, Referat.) 
XLIV, 352. 

—, Die staatliche Impfanstalt und die Ge¬ 
winnung tierischer Schutzpockenlymphe in 
Dresden. ( Chalybäus , Ref.) XLIV, 358. 

—, Die Tuberkulose in Fürth und ihre Be¬ 
kämpfung. XLIV, 715. 

—, Die Vorschriften zur Sicherung gesund¬ 
heitsgemäßer Trink- und Nutzwasserver¬ 
sorgung. (Abel, Referat.) XLIV, 687. 

—, Die Zustände in der (Jnterelbe und ihren 
Nebenflüssen im Jahre 1911. (Bone, 
Referat.) XLIV, 688. 

—, Ernährung und Lebenskraft der ländlichen 
Bevölkerung. ( Kaup , Referat.) XL1Q, 
361. 

—, Fortpflanzung, Vererbung und Rassen¬ 
hygiene. (Gruber und Rudin , Referat.) 
XLIV, 855. 

—, Geschichte und Beschreibung des Baues 
der neuen Frauenkliniken in Wien. (Chro- 
bak, Schauta , Referat.) XLHI, 797. 

—, Handbuch der Hygiene. ( Rubner , Grw- 
ber und Ficker , Referat.) XLIV, 355. 

—, Kanalisation der Klein- und Mittelstädte. 
( Genzmer , Referat.) XLIU, 798. 

—, Mortalite par Cancer k Amsterdam pen- 
dant les ann£es 1862—1902. (v.Konijnen- 
buy , Referat.) XLIV, 357. 

—, Naturgemäße Heilweise und Verhütung 
der Infektionskrankheiten als Grundlage 
eines Sondergesetzes. (Schüren und 
Waldheim , Referat.) XLIV, 352. 

—, Parerga zum Elektrolytkreislauf. ( Hirth, 
Referat.) XLIV, 688. 

—, Schutzpockenimpfung und Impfgesetz. 
( Kirchner , Referat.) XLIV, 349. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Geiamtübersicht des XLIII. und XLIY. Bandes. 


879 


Spaei, Über den Typus der Tuberkelbazillen 
im Auswurf der Phthisiker. ( Möllers , Refe¬ 
rat.) XLIY, 353. 

Spaet, Pr M Bezirksarzt (Fürth i. B.), Über 
Müllbeseitigung und Müll verwertung. XLIII, 
466. 

Spaei, Untersuchungen über tuberkulöse In¬ 
fektion im Kindesalter. (Rothe, Referat.) 
XLIV, 354. 

St&de, Dr. med. C. (Bremen), Die gesund¬ 
heitliche Überwachung . des Auswanderer¬ 
verkehrs in Bremen. XLIII, 614. 

Stein, Erwin, Die Hygiene im Haushalt 
der deutschen Bevölkerung. XLIY, 288. 

Steinhardt, Dr., Schularzt (Nürnberg), 
Schulhygiene. ( Burgerstein , Referat.) 

XLIV, 841. 

Steinhardt, Dr., Schularzt (Nürnberg), 
Vorträge, gehalten im Deutschen Verein 
für Schulgesundheitspflege. (XU. Jahres¬ 
versammlung.) XLIV, 774. 

Steinhaus, Dr., Stadtassistenzarzt (Dort¬ 
mund), Beiträge zur Hygiene des Bettfedern¬ 
handels. XLIV, 705. 

Stokar, K. v., Die Syphilisbehandlung mit 
Salvarsan. (Referat.) XLIII, 549. 

Takaki, Dr. T., Die hygienischen Verhält¬ 
nisse der Insel Formosa. (Referat) XLIV, 
544. 

Teleky, Dr. L., Die gewerbliche Quecksilber¬ 
vergiftung. (Referat.) XLIV, 530. 

— (Wien) v Wiener Arbeiten aus dem Gebiete 
der sozialen Medizin. (Referat.) XLIV, 
837. 

Theeing , C., Experimentelle Biologie II. 
(Referat.) XLIV, 508. 

Trautmann, Prof. Dr., und Dr. R. Hanne 
(Hamburg), Zur Schulreinigungsfrage. (Re¬ 
ferat) XLIV, 547. 


m. Ortsve 

Amsterdam , Mortalitä par Cancer ä — 
pendant les ann£es (1862—1902). (Spaet, 
Referat.) XLIV, 357. 

Bayerischen, Die Aufzuchtsmenge in den 
— Bezirksämtern. (Grassl.) XLIII, 252. 

Belgique, Recherches sur les Eaux sou- 
terraines ferrugineuses et manganäsiföres 
en —, leur fr6quence, leur variabilit6, 
leur utilisation (1905—1909). (Merkel, 
Referat) XLIV, 546. 

Bremen, Die gesundheitliche Überwachung 
des Auswandererverkehrs in —. (Stade.) 
XLIU, 614. 

Breslau, X.... 1910/11. (Federschmidt, 
Referat.) XUV, 702. 

—, XI. Jahresbericht über den schulärzt¬ 
lichen Überwachungsdienst an den städti¬ 
schen Volksschulen, Hilfsschulen, Mittel¬ 
schulen und höheren Schulen zu — für 
das Schuljahr 1909/1910. (Frickhinger, 
Referat.) XUV, 538. 

Bukarest, Der Fortschritt der Hygiene in 
—. (1905-1909.) (Burghele.) XLIII, 261. 


Trumpp , Prof. Dr. J., Säuglingspflege. 
(Referat.) XLIV, 531. 

Tugendreich , Dr. G. (Berlin), Die Mutter- 
und Säuglingsfürsorge. (Referat.) XLIII, 
209. 

Tugendreioh, Dr. G. (Berlin), IH. Inter¬ 
nationaler Kongreß für Säuglingsschutz. 
Berlin, 11. bis 15. September 1911. XLIV, 
235. 

TJffenheimer , Dr. A. (München), Säuglings¬ 
und Jugendfürsorge. (Referat.) XUV, 345. 

'Vogl f Dr. von (München), Die Armee, die 
schulentlassene Jugend und der Staat. 
(Referat.) XLIV, 684. 

—, Turnen und Jugendspiele in der körper¬ 
lichen Erziehung der schulentlassenen 
Jugend. (Referat.) XLTV, 537. 

Voigt, Dr., Kreisarzt (Templin), Beitrag 
zur Ätiologie des Typhus. XUV, 750. 

Voss, Stadtbaurat (Elberfeld), Die hygie¬ 
nische Verbesserung alter Stadtteile. Re¬ 
ferat auf der 35. Versammlung des D. V. 
f. ö. G. in Elberfeld. XLIII, 55. 

Wilson, Dr. W. J. (Belfast), England. 
Medizinal wesen und Medizinalgesetzgebung 
in den Kulturstaaten am Anfänge des 
20. Jahrhunderts. XLIV, 801. 

1 Volff, Dr. Hugo, k. k. Oberbezirksarzt 
(Dux), Lupus (fressende Flechte). (Referat.) 
XLIV, 547. 

'WoliT-Eiener, Dr. A. (Berlin), Bericht 
über die Rrgebnisse der Konjunktivalreak- 
tion mit Tuberkulin. (Referat.) XLIV, 356. 

*Wolter, Fr. (Hamburg), Die Hauptgrund¬ 
gesetze der epidemiologischen Typhus- und 
Choleraforschung. (Referat.) XLIII, 328. 

Zander, ft., Die Leibesübungen und ihre 
Bedeutung für die Gesundheit. (Referat.) 
XLIV, 524. 


zeiohnis. 

Deutschen Reich, Das Kaiserin-Auguste- 
Viktoria-Haus sur Bekämpfung der Säug¬ 
lingssterblichkeit im —. (Liefmann, ftef.) 
XLIV, 542. 

Deutschland, Die jugendlichen Arbeiter 
in —. (Roth, Referat.) XLIV, 526. 

—, Die sozialhygienischen Zustände in — 
nach amtlichen Veröffentlichungen aus dem 
Jahre 1910. (Fischer.) XLIII, 420, 561. 

—, Die sozialhygienischen Zustände in — 
nach amtlichen Veröffentlichungen aus dem 
Jahre 1911. (Fischer.) XLIV, 370. 

—, Die städtische Abwässerbeseitigung in 
—. (Kisskalt, Referat.) XLIV, 541. 

Deutschlands, Über die Körperbeschaffen' 
heit der zum einjährig-freiwilligen Dienst be¬ 
rechtigten Wehrpflichtigen —. (Oehmcke, 
Referat.) XLIV, 678. 

Dresden, Der Staub- und Rußgehalt der 
Luft in —. (Friese.) XLIV, 201. 

—, Die staatliche Impfanstalt und die Ge¬ 
winnung tierischer Schutzpockenlymphe in 
—. (Spaet, Referat.) XLIV, 358. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



880 


Gesamtübersicht de« XLIII. und XLIV. Bande«. 


Digitized by 


England, Eine soziale Studienreise mit der 
Deutschen Gartenstadtgesellschaft nach —• 
(Sieveking.) XLIII, 278. 

—, Medizinal wesen und Medizinalgesetz¬ 
gebung in den Kulturstaaten am Anfänge 
des 20. Jahrhunderts. (Wilson.) XLIV, 
301. 

— und Schottland, Säuglingsfursorge und 
Kinderschutz in — (Liefmann, Referat.) 
XLIII, 801. 

Formosa, Die hygienischen Verhältnisse 
der Insel —. (Merkel, Referat.) XLIV, 
544. 

Frankfurt a. M«, Geschichte der Sterb¬ 
lichkeit und öffentlichen Gesundheitspflege 
in —. (Hanauer.) XLIV, 270. 

Fürth i. B«, Die Tuberkulose in — und 
ihre Bekämpfung. (Spaet.) XLIV, 715. 

—, Über Müllbeseitigung und Müllverwer¬ 
tung. Mit Darstellung der Müllabfuhr und 
des Müll Verbrennungsofens in —. (Spaet.) 
XLIII, 535. 

Japan, Epidemische Krankheiten in — und 
endemische Krankheiten in Japan. (Roth, 
Referat.) XLIV, 528. 

Kiel, Die hygienische Bedeutung der 
IV. Milchwirtschaftlichen Provinzialaus¬ 
stellung zu —. (Kühl.) XLTV, 767. 

Lauf, Die Auskünfte- und Fürsorgestelle 
für Lungenkranke in —. (Schlier.) XLIII, 
316. 


Norwegens, öffentliche Gesundheitspflege 
—. (Gram.) XUV, 135. 

Nürnberg, Neuere Arbeite Wohnungen io 
—. (Giulini.) XLIII, 637. 

Pommern, Säuglingssterblichkeit u. Siug- 
lingsfürsorge in —. (Merkel, Referat.) 
XUV, 698. 

Preußischen, Das Gesundheitswesen des 
— Staates. (Roth, Referat.) XLIV, 681, 
843. 

Saarbrücken, Die soziale Fürsorgetätig¬ 
keit im Stadt- und Landkreise —. Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose, der Säuglings¬ 
sterblichkeit und des Alkoholmißbrauchs. 
(Merkel, Referat.) XLIV, 700. 

Bampierdarena und Pegli, Bemerkungen 
über die Cholera-Epidemie in —. (Solbrig, 
Referat.) XLIV, 540. 

Ungarn, Kinderschutz und Säuglingsfür- 
sorge in —. (Liefmann, Referat!) XLIII, 
801. 

Vereinigte Staaten, Medizinalwesen und 
Medizinalgesetzgebung am Anfänge des 
20. Jahrhunderts. I. Teil. (Perkins.) XLIV, 
779. 

Vereinigten Staaten, Volksparke und 
Nationalparke in den —. (Schnitze.) XLTV, 
.662. 

Wien, Geschichte und Beschreibung des 
Baues der neuen Frauenkliniken in —. 
(Spaet, Referat.) XLIII, 797. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 















'r#3'^jfeii ~ 'ir <•& S^^vüfcw^ ^'^'^r^SE- .i v f'^5 ; - 

Üf ' 't^ 

^#^plr^#*:#J^# plr |^fem^f : u-"X 

*^SäS&?&: rt&jßmxm&ik ■ 

^ k'*C :M* J*- 4 " 'j/; '4* ^^ ; '^*-' ■■■-(■ ''^ ’C ;j f ■'; • .*; '&' 

/• ä ^-^4 '-If : J# • *&; ;• Vr' • 4 -' >-.Ai ■ •*& 

^^•«^•/^jr >&\ : '* -^yl-'^ 4h • iS*;\4£'-J$& i 4£ jSfc.- ••'.■&* 

>■■<:’■ ■.»%i\ ß-\ r^i^-Vj^^ßju^.-.ß.^ Vi :^s‘t ^,.*'^'5''‘*;t" : .'7''v w«. 4 --.. 

••■ -isr ,*& 4 r v^v A ä- 4 $}C > -^v 4 ' är & >:> •'*• 

jL. ■*.:•. ,jfr ’L !%>.;»&•>••* -Tjfe ,y>’ -i “v.’.*' v: v V/*vi ^2' -i S ' .<>* -& " ■> /' ,> V v . 

. 4 ; 


4»; * : ä8£ 


;,, \L -v. \£>-^'- ,.* ' «S»I’^Sä?- ..n :^- ?Ä ü> 


MMM, 

k JF :>*■: ^ 


/ *■«■ ,\ 

'^-'iSaP^:%A^>i*'' : magdR-^aM^^ig ,y •/ 

hs^miWxmM^X'w^^^i * - . ' ; - 

l .. 


:ä r v^.-' 9, " ^ '■ wr 

iTWp^jlK’Tw’ • «$ '■».• .‘Jfr' iLf - - ü^ f V : ^J;.'V 5^. 7»; ... ;v **. • i* . 

■*$'J 4 v 't' JC ^-Ä<#:Ss,' 4 : 7 *•■ 4 
v - 7 ‘> ä 4 ^ 4 > ^ 


S 4 - ä. 4 --ä^ 4 * X -f - ‘.. • 

. >^: *>.• : ^sr 4* 1' ; «fr-V • ,{ f ’ . »> 


'.'■ u*.L7f? .VjC; ¥♦* '. *k _*• .* • / * <u „.LTV v» -,. ,.^f" r.*' ££ . ri ' TV. 

4 . /X 4 : ■■X' 4 ’' 


waiaqswiii 


Qrigrnal from 

OF MSCtUGAN 














